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Borbemerkung. 


Der ftenographiiche Bericht über die Verhandlungen von 1874 ericheint 
leider fpäter als in den Vorjahren. Da nur ein Stenograph thätig war, fü 
wor dad Stenogranm fehr unvolllommen, und da von den Rebnern einzelne 
in der Zeit nad dem Congreſſe ehr bejchäftigt waren, jo war das richtig ge- 
Rellte Manuſeript erft im Januar dieſes Jahres vollſtändig. Die Testen von 
den Rednern beforgten Correcturen aber famen erſt im Februar in die 
Druderei. 

Sp ergab ſich eine unwilllommene Verzögerung, obwohl die Berlagshand: 
lung alles Manufcript fo fchnell drudte als möglich und obwohl der unterzeich⸗ 
nete Secretär fi alle Mühe gab, das Manufeript fo ſchnell wie möglich zu= 
lammenzuftellen. Beide aber waren dabei von den einzelnen Rednern abhängig, 
da fie die Lüden des Stenogrammd nit durdy eigene Erfindung ausfüllen 
durften. Die geehrten Vereindmitgliever werden wohl das ſpäte Erſcheinen des 
Berichts entſchuldigen, wenn fie bedenken, daß ein einziger der vielen Redner 
im Stande war, den Drud des Ganzen aufzuhalten — gerade wie folde Ver: 
zögerungen bei Sammelwerfen eintreten können. Als befondere Schwierigkeit tft 
noch zu erwähnen, daß zur Zeit des Druds in Leipzig kein Ausſchußmitglied 
des Bereind anweſend war, weldhes die Verſammlung mitgemacht und Tleine 
Correcturen brevi manu hätte bejorgen können. 

Die Gutachten zur Vorbereitung des nächften Congreſſes, von denen eines 
ſchon eingelaufen ift, werden im Laufe des Sommers erſcheinen. Es wird bie 
angelegentlichfte Sorge der Verlagshandlung und bes Präſidiums fein, daß bie 
jelben dern Publicum rechtzeitig zugänglich werben. 


Bonn, im Februar 1875. 
A. Selb, 


*” Schriftführer des Vereins für Socialpolitik. 
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Erſte Sitzung. 


Sonntag, den 11. October, 


Prof. Dr. Naffe (Bonn) eröffnet um 9%, Uhr die zahlreiche Berfamm- 
lung mit folgenden einleitenden Worten: 

Meine Herren! Der Ausfhuß unfres Vereins hat mich beauftragt, bie 

tige General⸗Verſammlung unfres Vereind zu eröffnen. Ich heiße Sie in 
einem Namen bier willlommen, und erlaube mir, Ihnen zunächft einige geichäft- 
Ihe Mittheilungen zu machen. 

Bor Allem bedauere ich fehr, daß unſer Schagmeifter, Herr Seibel 
in Leipzig, durch eine ernfte Erkrankung verhindert ift, unter und zu erfcheinen. 
Es hat dies für uns leider bie Yolge, daß wir nicht in der Lage find, einen 
Berwaltungs- und beſonders finanziellen Beriht über das Vereindvermögen er- 
ftatten zu können. Herr Seibel iſt plöglih erkrankt, und hat in biefer 
Beziehung uns feine Mittheilungen nicht mehr erftatten und feine Rechnungen 
nicht mehr aufftellen können. Der Ausſchuß wird zu erwägen baben, auf 
welche andere Weiſe er den Bereinsmitglievern über die finanzielle Lage Mit- 
tbeilung machen kann. 

Ferner haben fih außer Herrn Geibel eine Anzahl von Herren ent- 
Ihuldigt, die zum Theil auch durch Krankheit, zum Theil dringender Ger 
Ichäfte halber verhindert find, der Generalverfammlung beizumohnen. Sie nüpfen 
daran faft alle den Ausdruck Tebhaften Bedauerns. Es find dies die Herren 
Brof. Dr. Gneift md Schmoller, Stadtger.:R. Eberty, Senatö-Secr. 
Edardt, Prof. Dr. Schönberg, Fabrikant Borchert, Prof. Dr. Kies; 
auch Herr Dr. Schulze-Deligjcd bedauert in einem Privatbriefe, nicht theil- 
nehmen zu können. 

Der Ausſchuß Hat fih, wie in früheren Jahren, bemüht, bie Verband: 
lungen der heutigen Generalverfiommlung vorzubereiten umd zu fördern durch 
Gutachten, die er über die wichtigiten heute zur Verhandlung ftehenden 
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2 Zur Eröffnung. 


Gegenftände von ſachkundigen Männern eingezogen hat. Wir Finnen den Ber: 
faffern folder Gutachten nicht dankbar genug fein für die große Mühe und den 
großen Fleiß, den fie auf dieſe Arbeit gewendet haben. Ich glaube es aus- 
iprechen zu Dürfen, daß in der That die in Rebe ftehenden Fragen durch die 
vorliegenden Drudhefte der Gutachten eine wefentliche Förderung und Klärung 
erfahren haben. 

Diefe Gutachten werden denjenigen Herren, die ſchon längere Zeit Mitglieder 
des Vereins find, von Herm Seibel zugefandt worden fein. Diejenigen, die 
dem Vereine exit jet beitreten, erhalten folde vom beim Caffirer, fomeit 
der Vorrath reiht. Wir bedauern, daß der Vorrath vielleicht nicht aus— 
reichen wird. 

Der Borfigende des Local Comiteed hat mich gebeten, die Herren, die 

etwa folche Gutachten bereitd vom Tiſche genommen, ohne ihre Namen angegeben 
zu haben, zu erjuchen, Died noch nachträglich thun zu wollen, da berjelbe über die 
abgegebenen Exemplare und die berechtigte Inempfangnahme Rechenſchaft ab- 
legen muß. 
. Sehr bedauerlich ift, daß die Gutachten in dieſem Jahre jo fpät in bie 
Hände der Mitglieder gekommen find. Ich muß geftehen, daß ich über Die 
Urfache diefer bedeutenden Verſpätung einen Aufichluß nicht geben kann. Ich 
habe die Verhandlungen darüber nicht geführt; fie find ausſchließlich von Herrn 
Seibel und Herrn Brof Gneiſt mit den Herren Gutachtern geführt worden, 
und aus den mir darüber zugefommenen Acten kann ich nicht erjehen, wie es 
gefommen ift, daß dieſe Gutachten erft vor wenigen Tagen an die Mitglieder 
gekommen find. ) Das aber kann ich verfidern, daß der Ausſchuß ſich in Zukunft 
bemühen wird, die qu. Gutachten früher zur Vertheilung gelangen zu laſſen. 

An Diejenigen Herren, die, ohne Mitglieder zu fein, auf Grund einer 
Zuhörerfarte hier zugelaffen find, babe ich die Bitte zu richten, in dieſer 
Berfammlung als Nichtmitglieder weder an den Debatten, noh an den Abftuns 
mungen theilzunehmen, fich vielmehr, falls eine Abftimmung ftattfindet, in den 
Hintergrund zu begeben, damit die Abftimmung ſich unter den Mitgliedern Leichter 
regeln läßt. 

Der Ausſchuß hat ferner in der heutigen Tagesordnung ſich eine Aenderung 
erlaubt, die hoffentlich Ihre Billigung finden wird. Sie willen, daß heute von 
anderer Seite um 31/, Uhr zur Belprehung der Reichs-Einkommenſteuerfrage 
eine Sigung anberaumt if. Nun find viele Mitglieder unſres Vereins auch 
dort Mitglieder und wir halten eine vecht ausgedehnte Theilnahme unfrer Mit- 
glieder an den dortigen Verhandlungen für böchft wünſchenswerth. Wir haben 
deshalb für nöthig gehalten, Das Heutige Mttagefien von 3 Uhr auf 7 Uhr 
zu verlegen. Wir dachten, daß wir bi8 etwa 31,, Uhr mit einer kurzen Paufe, 
einen erheblichen Theil unſres Programms erledigen können. Auf eine Abend- 
figung wird aber dann freilich zu verzichten fein. 

Nun bitte ih Sie, ſich zu conftituiren, und vor Allem einen Präfidenten 
zur Leitung der diesjährigen Verhandlungen wählen zu wollen. 

Prof. Dr. Hildebrand: Das Prafidium ift in jo guten Händen, daß 


) Mote ber Rebaction: Der Grund war einfach bie fehr verfpätete Einſendung 
einzelner Manuſeripte. 
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ich vorſchlage, durch Afflamation den Herm Prof. Dr. Naffe zum Präfiventen 
wählen zu wollen. (Beifall.) 

Prof. Dr. Naffe: Ich bin mir wohl bewußt, wie weit ich in parlamens 
tariſcher Gewandtheit und Erfahrumg dem ausgezeichneten Manne nachftebe, der 
in den beiden letzten Jahren die Verhandlungen bier geführt bat. Wenn ich 
das Amt doch annehme, jo thue ich e8 in der Hoffnung, daß Sie mich durch 
Ihre Mitwirkung recht rege unterftügen. 

Ich hätte aufrichtig gewünfdt, daß Ihre Wahl nicht wieder auf einen 
Brofeffor gefallen wäre, denn Sie wiffen ja, welche Vorwürfe dem Character 
amjerer Verhandlungen gemacht werden. Dennoch aber glaube ich, daß wir und 
darum nicht gerade allzufehr zu befümmern haben, denn Der Tadel des „Pro: 
fllorenmägigen”, des Kathedermäßigen“, ift im Laufe dieſes Menfchenalters 
ſchon einmal einer politifchen Bewegung gemacht worden, die ebenfowenig allein von 
Profefjoren ausging oder getragen wurde; ich meine Die deutſche Profeſſoren⸗ 
Pelttit zu Frankfurt a. M., Gotha, Erfurt, welhe vor zwanzig Jahren der 
Spott aller erfahrenen und werfen Staatsmänner nicht nur Deutichlands, fondern 
auch faft aller andern Staaten Europas war. Nun, diefe deutihe Profefioren- 
politik ift zu Ehren gebracht worden durch unfren größten, bedeutendſten Staats- 
mam. Er bat fie in ihren Zielen aboptirt und in feiner Genialität die 
Mittel zu ihrer Durchführung gefunden, und ich habe die Hoffnung und 
das Bertrauen, daß auch unferen Beftrebungen die Zukunft gerecht werden wird. 
Wohl weiß ih, Daß auf foctalem Gebiete auch der beveutendfte Gefeggeber und 
der genialfte Staatdmann nicht durchgreifende Maßregeln ergreifen kann, daß 
großartige, überrafchende Erfolge nicht entfernt zu hoffen find, fondern daß auch 
die Staatsgewalt ſich begnügen muß, zur Erreichung des fernen Zieles nur 
Sandkorn an Sandkorn zu reiben. Diele Vertrauen begründet fi auf ven 
gemeinfamen Character jener Bewegung vor 25 Jahren und unferer heutigen - 
Teftrebungen. Ich erfenne in beiden den idealen Einn unfered Volkes, der nicht 
blos die augenblidlichen Zuftände ind Auge faßt, fondern auch hinausſchaut auf Die 
Ziele, nad) denen er ftreben will und die vollfommenere Geftalt, welche die menfd- 
lichen Tinge zu erlangen beitimmt find; der ſich im Streben danad nicht behin— 
dern läßt, ſei e8 durch die Ungunft ver öffentlihen Meinung, ſei es durch 
andere Echwierigfeiten. 

Ich hoffe, wir werben bei unfern Verhandlungen zeigen, daß wir nicht 
Gönner der Socialdemofratie find; daß wir uns aber auch nicht darauf be 
Ihränten, diefe Partei in ihrer großen wirtbichaftlihen Schwäche und noch 
größern fittlichen Verkehrtheit zu Tennzeichnen, fjondern daß wir von den 
Symptomen zuriüdgreifen auf die Urjachen der zu Tage getretenen Krankheit, 
und Daß wir in angeftrengter Arbeit zuſehen, wie man biefen Urjachen abhelfen 
md Diefe Schäden heilen kann! 

Meine Herren! Der Ausſchuß bat Ihnen eine Tagesordnung vorgeichlagen, 
vorzüglich in Bezug auf die Reihenfolge der zu beſprechenden Gegenſtände. Wenn 
nicht Widerfpruch dagegen erfolgt, nehme ih an, daß die Generalverfammlung 
dieſe Reihenfolge billigt und daß wir zunächſt zur Belprechung der Trage über 
die „Beitrafung des Arbeitövertragsbruches" übergehen. 

Henn Dannenberg: Ich möchte bitten, jegt nur über den erften Gegen- 
ſtand der heutigen Tagesordnung einen Beihluß zu fallen. 


1 * 
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Borfigender Dr. Naffe: Sch glaube auch, daß das ganz zweckmäßig iſt. 


Nah unferem. Statute Tiegt und nım zunächſt ob, die Vicepräftdenten zu 
ernennen. Nach vorheriger Beſprechung mit dem Ausſchuß erlaube ich mir 
als Bicepräfidenten vorzufählagen die Herren Prof. Hildebrand, 
Staatöminifter v. Roggenbach, Prof. v. Sybel 


(Wird angenommen.) 


Die Arbeiten des Secretariats bitte ich übernehmen zu wollen die Herren 
Prof. Held und Prof. Knapp, Neihstagsabgeorbneter v. Bojanowski, 
u Mühlbredt und erfuche, daß einer diefer Herren hier die Redner⸗ 
ifte führe. 


In Bezug auf die Tagesordnung gebe ih num bad Wort dem Herm 
Prof. Held. 





Referat 
des Prof. Dr. U Held (Bonn) Über die 
Beflrafung des Arbeitscoutractbruchs I), 


(Die Roten unter dem Texte find für Die gebrudten Verhandlungen eingefügt worden 
und wurben im Bortrage nicht geiprochen.) 


Als vor 2 Jahren die Frage der Beſtrafung bes Arbeitscontractbruch® 
an diefer Stelle nur ganz gelegentlich und nebenbei zur Sprache kam, ging der 
Borihlag des Referenten und die allerdings zugleich ſtark beftrittene Anficht 
vieler Mitglieder der Berfammlung dahin, daß neue Strafen auf den Contract- 
bruch zur Zeit nicht eingeführt werden follen, d. h. man wollte, daß es einft- 
-weilen bei der beftehenden Gefeßgebung verbleiben folle. 

Dbwohl es fi dabei um eine offenbar höchſt confervative und durchaus 
nicht einmüthige Anficht handelte, jo diente dieſelbe doch als Grundlage vielfacher 
und heftiger Angriffe gegen unferen Berein überhaupt. 

Da nun meine perfönliche Anſicht in der Frage von derjenigen, welde im 


I) Literatur: 
1) Berbanblungen des erfien Eifenacher Eongreffes”1872. — 
2) ee) Das beutihe Handwerk und bie fociale Frage. Xeipzig 1872. 
3) Landgraf, nn bes a (Holgendorff und Onden). Berlin 1873, 
4) Socialpolitiihe Zlugblätter von Rudolf Meyer. I. Lieferung 1874. 
5) Der Entwurf ber Novelle zur Gemwerbeorbnung von A. Held in Hildebrand's 
Zahrbüdern XXI. 2. Heft. 
6) Berhandlungen ded Reichstags über den Entwurf. einer Novelle zur Gewerbe⸗ 
orbnung im Februar 1874 und Bericht der 6. Commiffion über biefen Entwurf 
f. m Hirth's Annalen 1874, Nr. 9. 
7) 9. B. Oppenheim, Gemwerbegeriht und Eontractbrud. Berlin 1874. 
8) Ueber Beflrafung des Contractbruchs. Gutachten des Vereins für Socialpolitit 
von Knaner, Roſcher, Schmoller, Brandes, Brentano, Hirfd. 
9) Holdheim, Der ee feiner fuftematifchen Stellung. Tübinger 
eitfehrift f. d. geſ. Staatsw. X eft 2. i Br 
10) Berfchiebene Artikel jin der Concorbia, ben Mittheilungen des mittelrheinifchen 
Fabrilantenvereins 2. ꝛc. 


6 Beitrafung des Arbeitscontractbruchs. 


Jahre 1872 bier zur Geltung fam, im Refultate wenig abweicht, fo fet e8 mir 
zunächft geftattet, über die Beurtheilung, welche unfere damalige Debatte erfuhr, 
einige Worte zu Jagen. 

Die Fragen der focialen Reform find im allerhöchften Maße junge 
Fragen. Es ıft daher durchaus unvermeidlid daß Männer, die fich in prin= 
cipieller Hinficht fehr nahe ſtehen, in einzelnen Punkten doch ſtark bifferiren. In 
unferem Berein jelbft find fogar Meinungsverfchiedenheiten vorhanden, welde 
geradezu principielle genannt werden müſſen, da ihre Träger nur in einzelnen 
principiellen Punkten übereinftimmen. Und dies Liegt durchaus in der Abficht 
der Gründer umferes, eine vielfeitige Befprehung ſocialer Tragen wünſchenden 
Bereind. Nichts kann daher verkehrter fein, als fir eine Anficht eines einzelnen 
Mitgliedes fofort den ganzen Berein, die ganze Richtung verantwortlich zu machen. 
Für meine hier auszufprechende Anficht bin ich allein verantwortlich und ich pro= 
teftire von vornherein dagegen, daß man Etwas von dem, was ich jagen werde, fofort 
als die maßgebende Anfiht in unſerem Vereine behandelt; ih muß dieſen 
Proteſt ausiprehen, da e8 leider geradezu Mode gemorben ift, unjere Beſtre— 
dungen ım Ganzen auf Grund von Aeuferungen einzelner Bereindmitglieder 
zu beurtbeilen, und nody einmal leider, nicht nur bei ſolchen Schriftftellern, welche 
gründliches Leſen überhaupt für unnöthige Mühe halten. 

Die Fragen der focialen Reform find ferner ſolche, welche die Intereflen 
einzelner Stände berühren und daher leicht Leidenſchaften aufregen. Die Anficht, 
die Jemand über eine fociale Reform hat, wird faft immer einzelnen Ständen 
unbequem fein, wenigftend wenn diefe nur ihren nächſtliegenden Bortheil im 
Auge haben. Aus diefem ebenfo beflagenswerthen als natürlichen Berhältniß 
ent|pringt eine doppelte Folge: 

In der Debatte entfteht Teicht theils in den Anfichten felbft, theils nur 
in dem Ton, in welchem fie geäußert werden, eine gewille Gereiztheit und. 
Neigung zu einfeitiger Mebertreibung. Ich will hier nicht unterſuchen, wer in allen 
diefen Fällen die erfte Schuld bat, ja ich will auch nicht leugnen, daß aus unferem 
Kreiſe manches gereizte und manches unzeitgemäße Wort erflungen iſt. Aber ich möchte 
e8 als einen von nun ab, bei unjeren Verhandlungen wenigftens, unverbrüdjlich 
feftzubaltenden Grundſatz binftellen, daß wir ohne Leidenſchaft über einzelne 
Fragen ſachlich Dicutiven, daß alle Sprechenden nicht von ihren Privat- 
interefien, jondern Lediglich von der Rüdfiht auf das allgemeine Wohl ausgehen 
— und die gleiche Tendenz auch bei jedem Gegner in der Debatte annehmen. 

Zu der Gereiztheit des Tons gejellt fih dann eine Neigung zu Mißver- 
ftändniffen über die Anficht des Gegners, die man natürlich, wenn mißverftanden, 
leicht heftig angreifen kann. Hier handelt e8 fi) insbefondere um ein Miß- 
verftändniß, dad den Gegner einer Contractbrucsftrafe vor Allen leicht trifft 
und das ih zur Einleitung meines Referats ein für allemal aufllären, reſp. 
energiſch zurückweiſen möchte. 

Nicht allen Mitgliedern dieſer Verſammlung, aber mir und meinen aka⸗ 
demiſchen Freunden — unter denen denn oft noch Unterſchiede gemacht werden — 
wird als innerſtes Motiv ihrer Anſchauungen ſehr häufig eine hyperſentimentale 
und zugleich ſehr unpraktiſche, jedenfalls einfeitige und gefährliche Arbeiterfreund⸗ 
lichfeit oorgeworfen. Hier ift nun ein Punkt, wo ich ausnahmsweiſe im Namen 
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aller Mitgliever dieſer Berfammlung und aller meiner näheren Freunde 
ſprechen kann. 

Wir find vor Allem ganz unbedingte Gegner der Socialdemokratie — ich 
Tage ausdrücklich „Socialdemokratie”, weil nur dieſe eine concrete Partei mit 
einigermaßen formulirtem Programm ift, während das Wort Socialismus feinen 
ſcharfen Begriff bezeichnet. Wir halten die matertaliftifche, reichsfeindliche, alle 
Ideale zerſtörende Socialdemokratie für eine durchaus zu bekämpfende Partei, 
ja ich behaupte, wir find ihre energifchften Gegner, nur wollen wir gelegentlich) 
mit anderen, mehr die Wurzel des Uebels angreifenden Waffen kämpfen, ftatt 
derjenigen, welche die fluctutrende Anſicht des großen Publikums vorjchlägt. Auch 
wollen wir die Soctaldemotratie, ehe wir fie befümpfen, erſt gründlich ftudiren, 
wobei wir ihr, ähnlich wie den Schugzöllnern und Romantifern in der erften 
Hälfte dieſes Jahrhunderts, gewiſſe kritiſche Verdienfte zugeftehen müfjen, aber 
auch nur ſolche kritiſche Verdienſte. Ich kann über diefen Punkt nach den 
Aeußerungen unfered verehrten Präfiventen kurz hinweggehn. Was aber die 
Arbeiterfreundlichkeit und den Mangel praftiiher Erfahrung im Allgemeinen 
betrifft, jo ſage ich rund heraus: wir find Abkömmlinge der gebildeten und 
bejigenden Klaſſen und fühlen uns als Angehörige derſelben. Ich kann jagen: 
„gebildete und beſitzende Klaſſen,“ denn, Gott ſei Dank, find Belig und Bildung 
feine Gegenſätze in Deutjchland und die Sinnesart, die man als Bourgeoisgeift 
bezeichnet, beherrſcht nicht die Klaffen, die in ihrer Gefammtheit dem Proletariat 
gegenüberftehn 1). Wir wollen und müſſen dem berechtigten und zeitgemäßen 
Einfluß dieſes unfered® Standes auf focialem und politiihem Gebiete dienen, 
demjenigen Einfluß, der nur eine natürliche Folge größerer Bildung ift, der 
nie zur Unterdrüdung, fondern nur zur Hebung der unteren Klaffen benugt 
werben kann und dem zu Ehren wir eben vor Allem Vermehrung der allge 
meinen, nicht allein technifchen Bildung in unferem Stande wollen. Nicht direct 
in die gewerblichen Intereſſen ber befigenden Stände verwidelt, gewohnt und 
dazu erzogen, momentane Eriheinungen als Glieder großer Entwidelungen zu 
betradten, find wir dem Irrthum in einzelnen Fällen gewiß in hohem Maße 
ausgeſetzt. Aber wenn es und nicht beifällt, eine Unfehlbarfeit des Katheders 
zu beanfpruchen, fo müffen wir dod den Anſpruch auf eine abjolute Weberlegenheit 


1) Ich gebrauche im Tert das Wort „Proletariat”, nicht „Arbeiter”, um nicht 
den alten Einwurf heraufzubeſchwören, daß „wir Alle Arbeiter ſeien“. Freilich find 
wir Alle Arbeiter in gewiſſem Sinne, aber wenn man von Arbeiterftand fpricht, fo 
meint man heute die „Nicht8 als Arbeiter” oder mit anderen Worten die Lohnarbeiter ohne 
Befig und höhere Bildung, welche von dem täglichen Ertrag ihrer vorwiegend medanifchen 
Arbeit leben müflen. Dieje Arbeiter im technifhen Sinne des Worts, oder bie Pro— 
fetarier bilden eine in der That durch gemeinfame Intereffen verbundene, wenn auch 
nicht ſcharf abgegrenzte Klaſſe, ber alle anderen Mitglieber der Geſellſchaft gegemüber- 
fiehn. welche entweder durch Beſitz eine mehr ſelbſtſtändige, geficherte und wirthſchaftlich 
herrſchende Lage haben, oder burch befondere Bildung eine erceptionelle, höher angeſehene 
und mit gefiherter Stellung gelohnte Arbeit verrichten können. Deshalb kann man 
von befitzenden und gebildeten Ständen gegenüber Arbeitern over Proletariat reden, 
zumal größere Bildung gewöhnlich nur auf Grundlage einige® Beſitzes erworben wird 
und größere Bildung: fi leicht Beſitz verfhafft. Dieſen — prãciſiren, ſtatt ihn 
durch das Wort Arbeiter in weiterem Sinne zu verwiſchen, heißt nicht Klaſſenhaß 
predigen, ſondern es Heißt: eine fociale Thatſache offen geſtehen, um dann bie ver- 
ſchiedenen und gegenfeitigen "Pflichten beider fich ergänzenden Stände feitzuftellen. 
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der Jogenannten PBrarı8 über die Wiffenfchaft als eine Begriffsverwirrung, nicht 
als eine falſche Anficht zurüdweilen, da wir überhaupt feinen ſolchen Gegenjak 
erkennen Finnen. Denn unjere Wiffenfchaft ift nichts Anderes als ein ſyſtema⸗ 
tifche8 Durchdenfen vieler vergangener und gegenwärtiger einzelner praktiſcher 
Fälle, gerade unfere Richtung hat die emfige Beobachtung der realen Verhält⸗ 
niffe auf ihre Fahne gefchrieben. Jede praktiiche Erfahrung die fich geltend 
macht, wird von und als wertbuoller Theil der geſammten Baſis unſerer Wiffen- 
Schaft willtommen geheißen, zu jeder Eorrectur unferer Anfichten find wir, wenn 
überzeugt, bereit — nur können wir jeder einzelnen praktiſchen Erfahrung 
und jedem einzelnen praftifchen Intereſſe (die ſich ja untereinander beftändig 
befämpfen und widerfprechen) nicht in jedem Augenblid unbedingt Hecht geben. 
Ich glaube, e8 haben auf die unpraftiihe Wiflenihaft lächelnd herabzuſehen, 
diejenigen am wenigften Recht, welche als unſere Gefinnungsgenoffen auf dem 
Gebiete der von den Mittelftänden getragenen nationalen Politik fih gerne rühmen 
deutihem Idealismus zu dienen, und es haben diejenigen Männer ber 
Prarıs fein Recht, neue Entwidelungen der ökonomiſchen Wifjenichaft ohne Unters 
fuchung zurüdzumweifen, welche fich der älteren, rein abftracten Freihandelslehre 
in die Arme geworfen haben. Die relative Berechtigung der erwähnten Lehre 
erfennen wir nebenbei bemerft in hohem Maße an (zumal wir alle Treihändler 
im engeren Sinne des Wortes gegenüber ſchutzzöllneriſcher Praris find), nur 
können wir fie nicht als die für alle Zeiten abfolut abfchließende, von jeder 
neuen Unterſuchung dispenfirende Weisheit betrachten. 

Soviel Davon, daß wir unpraftiich genannt werben. Ich komme wieder 
zu dem eigentlichen Thema der Arbeiterfreundlichkeit: Männer der Wiſſenſchaft, 
die verlangen müſſen, in geficherter Ruhe durch ihre ftille Arbeit dem orte 
Schritt der Eultur zu dienen, fünnen am wenigften wünſchen, daß die ungebilvde= 
teren Klaſſen zu einem die Cultur bedrohenden einfeitigen Uebergewicht gelangen. 
Wenn wir aus der Gelehrtenftube, wie dies zu allen Zeiten vorgefommen tft, 
und gelegentlich herausbegeben auf das Gebiet der Agitation, fo kann dies nur 
geichehen, um dem focialen Frieden zu dienen. Wer dem Frieden dienen will, 
muß beide Parteien hören und verftehen. Nun Tann doch Niemand leugnen, 
daß Die Intereſſen der befitenden Klaffe, zu der wir und rechnen, in Wort und 
Schrift reihlichft vertreten werden. Wenn nun ein einzelner Gelehrter Das, was der 
Arbeiter empfindet und will, auszufpreden und im Zufanmenhalt mit ähnlichen 
Ericheinungen vergangener Zeiten zu erflären fucht, wern er dabei ausnahmsweiſe 
einmal einfeitig wird — ift er deshalb ein Feind der befigenden Klaſſen? 
Viele von uns habe ſich ängftlih von folder Einfeitigfeit ferne gehalten, 
Andere haben fich ihrer namentlid nad) ausgebrodhenem Kampfe der Schulen, 
wie behauptet wird, ſchuldig gemacht. Aber ih frage: Wenn Jemand, der zu 
den befigenden und gebilteten Klaſſen gehört, die gewöhnlichen Geldintereffen 
dieſer Klaſſen aber zufällig nicht hat, wenn dieſer von den Bedürfniffen und 
Rechten der Arbeiter jpriht, mit denen die Befigenden doch trotz alled momen= 
tanen Streits in Bund und Frieden leben müſſen, — was thut er anders, als 
daß er feinen eigenen, den höher ftehenden und beiler fitutrten Stand aufmerkſam 
macht auf diejenigen Pflichten, durch deren Erfüllung allein die höhere Stellung 
aufrecht erhalten werden Tann? Weil wir unjere Pflichten betonen, ähnlich 
wie e8 früher V. A. Huber that, find wir deshalb Freunde oder Gegner unferes 
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Standes? Sind wir nicht eben deshalb feine beften Freunde, beflere als bie 
Wenigen, die nur auf die Rechte des Befites pochen, oder diejenigen, die das 
abjolut ungeftörte Verfolgen ber egoiſtiſchen Sonderintereſſen für das einzige 
Urrecht der Menſchheit erklären? Mit den unberufenen, wenn gleich oft 
naiven und glüdlicherweiſein Deutſchland nie Ice heimiſch gewejenen Wohlbienern 
des Beſitzes, Die ih. mit den Freihändlern als ſolchen keineswegs identificire. 
tönmen wir freilich weder debattiren, noch tranſigiren; aber wenn wir uns mit 
dieſen nicht verftändigen können, jo jollten fie doch nicht fähig fein zu bewirken, 
daß wir mißverftanden werden. Die Anſicht, daß höhere Stellung höhere 
Pflichten auferlege und daß biejenigen, welche fie inne haben, eine größere Un- 
parteilichkeit gegen die unteren Klaſſen, eine gewiſſe Souverainität gegenüber ihren 
momentanen Sonderinterefien haben müfjen — dieſe Anficht hat und zufammen- 
geführt und vereinigt. Wir wollen Befriedigung der_gerechtfertigten Bedürfniffe 
der unteren Klaſſen, wir wollen Organifation und Orbnung in den Gewerben 
durch vorfichtige Reform ver beftehenden Berbältniffe, damit nicht aufregende 
Kämpfe alle Ordnung und damit die Stellung der Befigenden felbft untergraben. 
Wir wollen fittlihe Zucht — erlauben Sie Diefen Ausdruck als Anklang an 
das jo vielfach mißverſtandene „fittliche Pathos" — in beiden Ständen 
und namentlich in unſerem eigenen, denn nur bie Tugenden, Die wir ſelbſt in 
höheren Maße liben, fönnen wir von den Arbeitern verlangen. Wir wollen 
feine Ueberftürzungen und halten die Weltbeglüdungsträume der Socialvemofraten 
für gefährlichen Unſinn. Aber wir wollen uns über Maßregeln die zur Er: 
rerchung gewiſſer im legten Grunde allerdings idealen Ziele zu nächſt möglich 
find, rubig und vorurtheilsfrei beiprehen und dabei nicht nur fragen, was wir 
von Anderen, fondern was wir von uns ſelbſt zu fordern haben. 
Diefe und feine anderen Grundabfichten bitte ih uns unterzufchieben, mag 
im Augenblid Died oder jened Wort aud hart ericheinen. Dieſe Orundabfichten 
muß ich zumächft bitten, bei mir anzunehmen, wenn idy zur Zeit gegen ein 
ifolirtes Geſetz zur Beftrafung Des Contractbruds bin. Diele 
Letztere Anficht ift in De That eine höchft Discutable, aber mein Motiv, daß 
Alles mas auf focialem Gebiet geſchieht oder nicht geſchieht, dem dauernden 
focialen Frieden dienen folle, dies Motiv darf unter und nicht biscutabel fein. 
Auf die vollftändige Gewährung meiner Bitte kann ich wohl um foficyerer 
hoffen als die Frage nach Beftrafung des Contractbrud nicht einmal zu ben 
eigentlichen Parteifragen zwiſchen den fogenannten Socialpolitifern und Freihändlern 
gehört. Belanntlih find fogenannte Freihändler, die e8 mit der Abneigung 
gegen Staatöintervention jehr ernft nehmen, durchaus gegen eine Beitrafung des 
nn während ein Mitglied unferes Vereins, mein geehrter Correferent, 
fozufagen ver yublicftiihe Erfinder der Contractbruchsftrafe if. Und wenn 
Sie die Gutachten über unfere Trage nehmen, die unfer Verein veranlaßt hat, 
und die wohl unbedingt in ihrer Vereinigung die gründlichfte und intereflantefte 
Veröfientlihung über unfer Thema ausmachen, die bisher erfchienen ift, ſo finden 
Sie alle denkbaren Anfichten — und Intereſſen vertreten. Arbeitgeber und 
Arbeiter fprechen, nicht immer ohne Einjeitigkeit, durch den Mund des Herrn 
Knauer und Dr. Mar Hirid. —— ſpricht auch der Profeſſor — 
und Sie finden, daß mein Freund Brentano nicht gegen eine Beſtrafung des 
Contractbruchs iſt! 
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Iſt unfere Trage keine PBarteifrage, fo ift zugleich die jetzige Zeit, d. 5. 
die Zeit des Rückſchlages gegen eine übertriebene Speculationsperiode, zur ruhigen 
Belprehung ımferes Themas fehr geeignet. 

Daß man von einer Beftrafung des Contractbruch8 fett 2 — 3 Jahren, 
b. h. alfo unmittelbar nad) Erlaß der neuen Gewerbeordnung, fo viel geiproden 
hat, beruht meines Erachtens auf jehr verfchtevenen Motiven: 

Das Häufige Vorkommen mehr oder minder turbulenter Arbeitseinftellungen 
jeit Gewährung der Coalitionsfreiheit bat in Arbeitgeberkreifen, inclufive der 
Großinduftriellen, eine natürliche Entrüftung und das unflare Bedürfniß, Etwas 
dagegen zu tbun, hervorgerufen, — in welden Gefühlen das ganze faufende 
Publitum wegen ber Vertheuerung der Waaren mit den Arbeitgebern ſympa⸗ 
thiſirt. Nun glaube ih, daß die Tendenz, Strike zu erjchweren, bei der 
Mehrzahl der Anhänger einer Contractbruchöftrafe nicht das leitende Motiv ift, 
aber e8 wirkt immerhin bei einem Theil der Anhänger diefer Anficht, und bei 
vielen Anderen bericht wenigſtens das dunkle und unflare Gefühl, man folle die 
ftrifeluftigen und übermütbhigen Arbeiter überhaupt irgendwie die Macht des 
Geſetzes, d. h. eine ſtärkere Macht fühlen Laffen. 

Diefed vielfach nur empfundene, nicht bemußte Gefühl des Aergers kann 
jedenfall8 nicht al8 Motiv des Geſetzgebers in Betracht kommen. Es ver- 
urtheilt ſich felbft als ein Zeichen von Schwäche. Ich erwähne ed nur, weil 
e8 ganz gewiß die Zahl der Anhänger einer Contractbruchsſtrafe im großen 
Publikum vermehrt hat. Diefe haben aber auch noch ganz andere und jehr 
zu berüdjichtigende Motive. 

In der eigentlichen Fabrikinduſtrie erfcheint der Contractbruch als folder 
nicht als ein erheblicheß Uebel, wie dies Stumm und Andere anerkannt haben. 
In Fabriken iſt eintägige Kündigungsfrift, welche den Contractbruch geradezu 
unmöglid) madıt, vielfach eingeführt. Wo dies nicht der Fall ıft, weiß ſich der 
Fabrikant durch verſchiedene Beſtimmungen der Fabrikordnung (Conventionale 
ſtrafen, Cautionen, Termine der Lohnzahlung ꝛc. ꝛc.) vor Contractbruch der 
Arbeiter zu ſchützen. Für den einzelnen entlaufenen Arbeiter bekommt der 
Großfabrikant leicht einen anderen, weil ja zur Großinduſtrie die Arbeiter ſich 
gegenwärtig drängen. Es kann wohl vorkommen, daß ein Fabrikant, der 
beſtimmte Lieferungen übernommen hat, durch einen Maſſencontractbruch ſeiner 
Arbeiter einmal ſehr geſchädigt wird. Aber meines Erachtens wird dann das 
zumeiſt Störende doch immer der Strike ſein und nicht die Außerachtſetzung der 
14= oder Stägigen Kündigung. Freilich können bet Strikes, denen Kündigung 
vorangeht, Vermittlungsverjude gemacht werden, — furz, ich geftehe zu, daß 
der Contractbruch aud in der Großinduftrie ein Uebel ift, aber er iſt hier für 
fih allein fein fo erhebliches Webel, daß er allgemeine Aufregung in Arbeitgeber- 
treifen hervorgerufen und die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen bätte. 
Die Intereflen großer Arbeitgeber werben relativ wenig davon berührt, wie 
ih denn aus dem Munde vieler und zwar hervorragend bumaner Arbeitgeber 
gehört habe, wenn ein Arbeiter nicht bei ihnen bleiben wollte, fo ſei e8 ihnen 
um jo lieber, je eher er die Fabrik verlaffe '). 


1) ©. auch das Roſcher'ſche Gutachten S. 21 u. 30. 
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Anders fteht die Sache bei dem fleinen Handwerk und der Landwirthſchaft. 
Dies find Ermwerbözmweige, die zur Zeit überhaupt an relativem Arbeitermangel 
leiden und ſich vielfach in wirthichaftlich bebrängter Lage befinden. Längere 
Contracte, wenn auch nur auf Wochen, Yiegen bier mehr in ber Natur Des 
Berbältnifies, da der Meifter feinen Kunden die übernommenen Beftellungen 
nicht ausführen, der Landwirth die angefangenen Arbeiten nicht vollenden Tann, 
wenn ihn der in Zeit» oder Stüd-Lohn engagirte Arbeiter verläßt und wie 
gewöhnlich, Erſatz nicht fofort oder gar nicht zu finden iſt. In der Yanb- 
wirthſchaft wirkt auch der Contractbruch des Gefindes empfindlich, während bei 
dem zu rein perlönlichen, nicht gewerblichen Dienften engagirten Geſinde ber 
Tall doch mehr wie bei den Arbeitern der Großinduftrie jo Liegen möchte, daß 
Niemand einen widerwilligen Dienftboten halten mag. Beſonders ſchlimm wirft 
dann noch im Handwerk der Contractbrud der Lehrlinge, weil derſelbe jede 
gründliche Ausbildung gelernter Arbeiter verhindert. 

Ich brauche diefen Gegenftand in Anbetracht unferer eingehenden Gutachten 
nicht weiter auszuführen. Es fann als feflftehend betrachtet werden, daß ver 
Sontractbruch der Arbeiter, Gefellen, Lehrlinge und des Geſindes im Klein— 
gemwerbe und in der Landwirthſchaft ſchwere wirthſchaftliche Nachtheile mit fich 
bringt, indem er die Exiftenz der betreffenden Arbeitgeber in einzelnen Fällen 
bedroht und in allen die regelmäßige Fortführung der Wirthſchaft ftört. 

Diefe Drangfale des Handwerks und der Yandwirtbichaft können geradezu 
gemeingefährlih genannt werden, nicht nur wegen der dadurch bewirkten Ber- 
thenerung der Waaren, fondern weil diefe Gewerbe im Intereſſe der Erhaltung 
eines gefunden Mittelftandes aufs Aeufßerfte geſchont werben müſſen. 

Die gerechtfertigten Intereffen der Landwirthſchaft und des Kleingewerbes 
find das erfte wichtigere Motiv für die Beftrafung des Contractbruchss. Dazu 
fommt aber noch ein zweites, welches ſich zugleich auf die Großinduftrie bezieht. 

Wenn Contractbrucd tiberhaupt häufig wird, wenn derſelbe, ähnlich wie 
das Wildern und Schmuggeln in gewiffen Gegenden, im Arbeiterftande nicht 
mehr als ehremrührig betrachtet wird, jo muß daraus eine fittliche Verwilderung 
des Arbeiterftandeß entftehen, melde die weiteftgehenden Folgen hat. Es giebt 
feine Freiheit ohne die Schranke des Rechts. Freiheit des Arbettscontracts 
umd der Goalition können nur dann als ein Kortichritt betrachtet werden, wenn 
die frei übernommenen Verpflichtungen mit der höchſten Gewiſſenhaftigkeit, ja 
mit einem gewiffen Stolze erfüllt werden. Wenn nun diejenige fittliche Zucht, 
welche das Correlat der Freiheit fein muß, zu verjchmwinden droht, jo macht 
ſich nothwendig bei Allen, welche Gefühl für Recht und Ehre haben, eine fitt- 
liche Enträftung geltend welche himmelweit von dem oben erwähnten Aerger 
über Strikes entfernt ift. 

Run ift der Staat nicht die Duelle aller Sittlichkeit; aber er ift ber 
Wächter der Sittlichkeit, ſoweit fie ſich in Nechtsfägen verfürpert, und er hat 
durch feine Imftitutionen nach unferer Anficht auch fonft, jo weit er kann, für 
Aufrechterhaltung und Stärkung der fittlihen Kraft des Volkes zu forgen. Es 
ift Daher jehr naheliegend, wenn der Rechtsſinn des Volkes bedenklich ins Schwanken 
fommt, eine Reaction und Hilfe durch die äffentliche Rechtsordnung zu vers 
Yangen. Und ich ftehe nicht an, dies als den fehwerwiegendften Grund für 
Beftrafung des Contractbruchs zu erflären, daß man das Bolt durdy eine Strafe, 


123 Beftrafung de Arbeitscontractbruche. 


welche nur den ehrlos Handelnden bedroht, vom Rechtsbruch und der Gewöhnung 
an den Rechtsbruch abhalten will. Dabei iſt es gar nicht nöthig, an die Ab- 
fchredungstheorie zu denken. Man kann einfach beabfichtigen, durch Definition 
des Delicts und Decretirung der Strafe die Begriffe von Recht und Ehre zu 
rectificiren. | 

Ich gehe unbedenklich noch weiter und geftehe zu, daß der Contractbruch 
nicht nur von moraliſchem Geſichtspunkt aus Strafe verdient, Jondern daß aud) 
juriftifch ſich ſolche Strafe durchaus rechtfertigen läßt. Die Orenzen zwifchen 
civiliſtiſchem und crimmaliftiihen Unrecht haben ſich niemals und werben ſich 
niemal3 durch eine aprioriftiiche Definition und logiſche Diftinction allgemeingültig 
beftimmen laſſen. Der Bruch eines civilrechtlichen Contract wird als ftrafbar 
anerkannt werden müffen, fo oft barin eine Gefahr für die Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Nechtorbnung liegt. Und dies ift offenbar der Tall, wenn ber 
nu das wirtbichaftlihe Leben zerrüttet und feiner rechtlihen Baſis 

eraubt. 

Das gemeingefährliche Unrecht, das im Contractbruch Liegt, wird natürlich 
nit uur vom Gontractbrücigen felbft, fondern mo möglid in höherem 
Maße von dem Arbeiter und Arbeitgeber geübt, der einen Anderen zum Con- 
tractbruch anreizt, denſelben erleichtert und unterftügt. Daher, um von vom- 
herein jeden Verdacht einer fentimentalen Beſchönigung des Unrechts auszu— 
Ichließen, erlaube ich mir, folgende erfte Thefe vorzufchlagen, welche im Gegenfat 
zu den anderen wohl ſicher eine von allen Anweſenden getheilte Anſicht ausſpricht: 


I. DerBrud des Arbeitsvertrags jo wie die Directe oder 
. indirecte Berleitung zu demfelben erfheint nit nur 
als ein namentlih die Landwirthſchaft und das Klein- 
ewerbe jhwer ſchädigendes wirthſchaftliches Uebel, 
—— vor Allem als ein ſchweres Unrecht, das vom 
moraliſchen Standpunkt durchaus verdammt werden 
muß und deſſen Beſtrafung juriſtiſch durchaus zu— 
läſſig iſt. 


So ſehr ich aber den Contractbruch als unrecht und ſogar ſtrafwürdig 
betrachte, ſo kann ich daraus doch nicht den Schluß ziehen, daß die ſofortige 
geſetzliche Einführung der Contractbruchsſtrafe eine unabweisbare Nothwendigkeit 
ſei. Es würde ſich daraus nur die vorläufige Beibehaltung beſtehender Strafen 
— bis zum Erlaß einer neuen, allſeitig durchgreifenden Geſetzgebung rechtfertigen 
laſſen. Bei uns handelt es ſich aber um eine neue That der Geſetzgebung, 
und wenn man ein Uebel und Unrecht als ſolches erkannt hat, ſo iſt, ehe man 
Mittel dagegen vorſchlägt, immer die ſchwierigere Frage nach den eigentlichen 
Gründen des Uebels zuerſt zu unterſuchen. 

Wenn nun auch durchaus zuzugeſtehen iſt, daß der Contractbruch ſittliche 
Verwilderung befördert, alſo eine Urſache ſocialer Mißſtände iſt, ſo iſt er 
doch nur eine ſecundäre Urſache gewerblicher Verwirrung und ſein häufiges 
Vorkommen iſt ſeinerſeits zunächſt Folge gewiſſer allgemeiner Verhältniſſe. Es 
iſt in den Gutachten des Weiteren ausgeführt, daß der Contractbruch die Folge 
der plötzlich eingeführten Gewerbe- und Coalitionsfreiheit und Freizügigkeit iſt, 
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deren richtiger Gebrauch erft von beiden Seiten gelernt werben muß und zu- 
nächſt durch die nach 1870 eingetretene Periode der Ueberipeculation fehr er- 
ſchwert wurde. Daraus folgt, daß ein Abnehmen oder Verſchwinden des Uebels 
möglich ift, wenn nur die beftehende neue Geſetzgebung ſich mehr eingelebt bat. 
Ein ſolches Abnehmen ift aber geradezu zu erwarten, wenn bie beftehende Geſetz⸗ 
gebung zugleich duch neue organische Geſetze und freiwillige Inftitutionen 
ergänzt wird. Ich denke dabei an Gelee, die eine gewilfe Ordnung im Lehr- 
lingsweſen, Hilfscaffenweien, Vereinsweſen, die Fabrikordnungen zc. einführen, 
und dadurch den müften Gebraud der Freiheit vorbeugend verhindern. 

Ich gehöre nicht zu Denjenigen, welche in der Ausvehnung der Schule und 
des Bildungsweſens das einzige Heilmittel gegen fociale Schäden erbliden. Um 
Eontractbrud und dergleichen zu verhũten, brauchen wir nicht intellectuelle, ſon⸗ 
dern moraliſche Bildung, meld, Iegtere nur in verfchwindendem Maße durch Be- 
lehrung gefördert werben Tann, in hohem Maße aber dur Stärkung eines 
wahrhaften innerlichen religiöſen Lebens — und durch rechtliche und fociale 
Inſtitutionen. Aber wenn ich nit auf Bildung und Fortichritt der Zeiten 
im Allgemeinen zu vertröften geneigt bin, fo bin ic) doch durchaus der Anficht, 
daß fociale Uebel am Grunde und nicht an ihren Symptomen angepadt werben 
müffen, und daß Derjenige, der fi) mit einer äuferlihen Reaction gegen folche 
Symptome begnügt, leicht bittere Enttäufchungen erleben kann. Und ein er» 
folglofes Geſetz könnte dem Nechtöfinne des Volkes nicht minder ſchädlich werden 
als eine Sitte des Contractbruchs ſelbſt. Ich erlaube mir daher, der erften 


Theſis gleich eine zweite anzureiben: 


H. Das Dune Borlommen des Contractbruchs erzeugt 
und befördert fittlihe Verwilderung des Arbeiter: 
ftandee. Indeſſen ift daſſelbe doch vor Allem als 
Folge tiefer liegender Berwirrung in den gewerbliden 
Berbältnifjen zu betradten. Daher eriheinen die 
practilden Folgen einer Contractbrudsftrafe als 
fehr zweifelhaft, was um fo mehr zu beadten tft, 
als eine folhe juriftifh zuläffig, aber nidt ge— 
boten ift. 


Zur Unterftägung der vorangehenden Anftchten ſei beſonders betont, Daß bie 
Beſtrafung des Contractbruchs juriſtiſch als zuläfjig, aber nicht als nothmendig 
‚in Folge unſerer allgemeinen Rechtsprincipien erſcheint. Wir ftrafen den Bruch 
von Lieferungscontracten nicht, wir kennen fein allgemeines Delict auch indirecter 
Bermögensbeibädigung. Auch auf anderem Gebiet als dem der Delicte gegen 
das Eigenthum, 3. B. auf dem der Sittlichkeitsdelicte, Iaflen wir unter Um- 
fländen durchaus ftrafbare und criminaliftiſch unrechte Handlungen ungeftraft, 
wenn wir von der Strafe mehr ſchädliche Aufregung als Correctur der Sitt⸗ 
Tchleitöbegriffe erwarten. Der Bruch civilrechtlicher Verträge muß jedenfalls 
nur dann geftraft werben, wenn wir vor einem weitverbreiteten, die öffentliche 
Sicherheit gefährdenden Nothſtand ftehn, der fi nicht anders und nicht 
beſſer Heben läßt. Ich bin nicht der Anficht, daß der Contrackbruch nur ges 
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firaft werben könne, wenn er, wie bei Seeleuten, Gasarbeitern x., Gefahr 
fir Leib und Leben Anderer bringt, aber die Nothwendigkeit feiner Be⸗ 
ftrafung kann ich nur anerkennen, wenn fie als das einzige wirffamfte Mittel 
zur Wiederberftellung geſchwächten Rechtsfinnes ericheint. 

Als ein folches wirkſamſtes Mittel kann ich die Beftrafung des Contract- 
bruchs aber jo wenig anerkennen, daß ich fogar umgekehrt ihr eine Anzahl Ichäb- 
licher Folgen zufchreiben muß. 


Vielfach wurde behauptet, die Beitrafung des Contractbruh® würde von 
den Arbeitern als ein Claſſengeſetz betrachtet werden und daher bie Leidenjchaft- 
Tichkeit des Claffenlampfs nur vermehren. Died wurde nit nur von focial- 
bemokratifcher Eeite, fondern auch von anderen Arbeitern und fogar von focial- 
confervativer Seite vorgebracht. Der Vorwurf bezieht fich zunächſt auf den in 
der vorigen Reichstagsſeſſion eingebrachten Gefegentwurf, welcher Geldſtrafe oder 
Haft einzuführen vorſchlug. Nimmt man nun, wie beredtigt ift, an, ber con= 
tractbrüchige Arbeitgeber würde gewöhnlich mit Geld bis 150 Mark, der Ars 
beiter aber mit Haft beftraft, jo ergiebt dies allerdings eine factifhe Ungleich— 
heit, welche eine aufveizende Wirkung haben muß. Dies ift aber, weil es ſich 
durch Abſchaffung der Geldſtrafe leicht ändern läßt, fein Grund gegen Con⸗ 
tractbruchftrafe überhaupt. Wenn lettere factifch öfter die Arbeiter treffen 
wird, jo fann fih dem der Arbeiter dur Halten des Contracts entziehen. 
Eine leidenfchaftliche Erregung über ein Geſetz, das gleiche® Unrecht wirklich gleich 


beftraft, würde nicht zu achten fein, und namentlid was die Socialdemokraten 


betrifft, To Halte ich mutbige Aufrechterhaltung des Rechts ihnen gegenüber für 
eben fo nöthig und nützlich, als gegenüber anderen reichs- und ſtaatsfeindlichen 
Parteien. Aber es giebt andere ſchädliche Folgen einer Beitrafung des Con 
tractbruch®. 

Der Contractbrud könnte unmöglih etwas Anderes als ein Antragspelict 
jein. Denn abgejehen davon, daß die Staatöbehörde unmöglich jeden contract- 
brücdhigen Arbeiter entveden und verfolgen könnte, ift die Natur der meift nur 
mündlichen Arbeitscontracte oft fo zweifelhaft, daß nur der Strafantrag des 
Beſchädigten klar ftellen kann, ob wirflic ein Contractbruch vorliegt, oder bie 
Auflöfung des Arbeitsverhältniffes nicht aus gegenfeitiger Uebereinftimmung er— 
folgt if. Selbſt wenn das Gefeg den Contractbrudh nicht als Antragspelict 
formulirt, jo wird derfelbe doc immer nur auf eine mit Wiffen und Willen 
des Beſchädigten geſchehene Anzeige hin verfolgt werben fünnen. Der Antrag 
auf: Strafe wird nun ſicher in einer Mehrzahl von Fällen unterbleiben, zu— 
nähft in allen denjenigen, in welden der anderen Partei nicht3 daran Liegt. 
Contractbrüdhe werben alſo fiher nad mie vor gewagt werden, und es bleibt 
gewifiermaßen Zufall, ob die Strafe eintritt oder nicht. Den Arbeitgeber, der 
auf Strafe anträgt, wird natürlich Die Bosheit der Arbeiter verfolgen und es 
wird ihm jchwer werben, neue Arbeiter zu befommen, auch wenn eine öffentlich 
erfennbare und daher ftrafbare Profeription des betreffenden Arbeitgebers nicht 
eintritt. Eine gewiſſe Feigheit der Beſchädigten wird alfo den Strafantrag noch 
feltener machen, wenn nicht umfafjende Arbeitgeberverbände die Sache ın die 
Hand nehmen — welch Iegtere fich aber auch ohne Contractbruchftrafe belfen 
können. Wik würden mit anderen Worten ein zu felten angewendetes Geſetz 
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‚haben, gegen das ſich überdies. leicht ein heimlicher, fittlich beſonders verwerf- 
Ucher Krieg organifiren könnte.. 

Wenn ferner die gewerblichen Verhältniſſe Teiver einmal derartig find, daß 
Arbeiter durch Contractbruch ihre Lage zu verbeflern häufig hoffen können, fo 
werben die Arbeiter ganz naturgemäß der Contractbruchftrafe Dadurch zu ent- 
geben fuchen, daß fie gegen lange Contracte und lange Kündigungsfriften agitiren. 
In Zeiten ftarter Nachfrage nach Arbeitern in der Großinduftrie — und das 
find die Zeiten, in denen Sontractbrudy von Arbeitern häufig iſt — find Arbeiter: 
coalitionen bekanntlich Leicht im Stande, höheren Kohn und andere Vortheile den Ar- 
beitgebern abzubrängen, und die allgemeine Durchſetzung eintägiger Kündigungsfrift 
würde ihnen gewiß um fo leichter gelingen, als viele Arbeitgeber in der Grof- 
induſtrie nach bisheriger Erfahrung ihnen darin entgegenfommen würden. In 
der Grofinduftrie würde dann die gefeßlich erlaubte Freiheit der Bewegung ber 
Arbeiter nur zunehmen, und dies würde den Arbeiterftand noch mehr nad) der 
Großinduftrie hindrängen. Die durch Contractbruch vorzugsweiſe bedrängten 
Kleinmeifter und Landwirthe würden dann ſchließlich eine Steigerung des Grund- 
übels, an dem fie laboriren, erleben — nämlich des Arbettermangels, wenigftens 
des Mangeld an tüchtigen Arbeitern. Selbft die gewiß nicht ausbleibende ge= 
ringere Häufigleit der langen Contracte überhaupt muß ich als ein Uebel be- 
zeichnen. Der lange Contract ift zwar in vielen Geichäften wirthſchaftlich un— 
nöthig oder kann durch factiſch wirkende Mittel den Arbeiter an das Geſchäft 
zu binden erfegt werben, in vielen Geſchäften ift er aber doch erwünſcht und 
fein ſeltenes Vorkommen muß die bemußte Neigung zum Bagabundiren beim 
Arbeiter fteigern. 


Weitere bedenkliche Folgen der Beftrafung des Contractbrudy8 ergeben ſich, 
wenn man erwägt, daß es zwei Arten von Contractbrudy giebt, nämlich ben 
Maſſencontractbruch bei Strite8 und den Einzelcontractbrud, um in ein beſſeres 
Lobnverbältniß einzutreten. Wenn nun beim Maffencontractbruch der Straf- 
antrag geftellt wird, jo entjteht die Schwierigkeit, wie und wo man plöglic) 
Zaufende in Haft fegen ſoll — eine Schwierigkeit, welche das Anfehen des Ge- 
ſetzes beventlih ſchädigen kann und melde man nicht gering anſchlagen darf, 
indem man meint, die Angft vor der Strafe würde den Fall verhüten. Dies 
ift wegen des Umftandes nicht anzunehmen, daß die Leidenſchaft gar oft über: 
Legende Angft überwindet und weil man im Falle des Antragspelict® auf die 
Veigheit des Arbeitgebers rechnen wird. Im alle des Einzelcontractbruchs ift 
aber in einer großen Anzahl, wenn nicht unbedingt, in der Mehrzahl ver Fälle 
auf gleichzeitige Drtöveränderung des contractbrüchigen Arbeiterd zu rechnen. 
Was fol nun das Recht auf Strafantrag helfen, wenn nicht zugleich Arbeits: 
bücher die Verfolgung des Contractbrüchigen ermöglichen ? 


Es ift nun aud von practifcher Seite vielfach anerkannt worden, daß die 
Strafe ded Contractbruchs, um wirffam zu fein, mit der Inftitution der Arbeits- 
büdyer und mit der der Lohnbeſchlagnahme verbunden werben fole. Wenn man 
fi aber dazu entichließt, fo entfteht die Frage, ob es nicht gegemliber dem Einzel⸗ 
<ontractbrud) vollftändig genügt, Wrbeitsbücher mit ſolidariſcher Haftbarkeit des 
eontractbrüchigen Arbeiters und des neuen Arbeitgebers, und gegenüber dem Maſſen⸗ 
contractbruch firenge Haftung der Coalitionscaſſe, reſp. ſolidariſche Haftung der 
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Strilkenden einzuführen, was die Strafe nicht nur entbehrlich machen, ſondern 
ſehr viel befier als diefe fein würde? 

Ich geitehe, daß ich dem leider kurz motivirten Gutachten von Brandes, 
welches die oben erwähnten Arbeitsbücher vorfchlägt, die größte practiihe Be— 
deutung beimefie. Ich umterlafie ein näheres Eingehen in dieſe Frage und 
einen motivirten, dem Brandeö’fhen Gutachten ähnlichen Antrag nur deshalb 
weil ich heute eben nur über die Contractbruchsſtrafe zu referiven habe und feine 
neue Frage auf die Tagesordnung bringen will und fann, welche ihrerfeit eine 
einfache Loſung nicht finden fan. Doch möchte ich es, gegenüber dem etwaigen 
Borwurf gar keine pofitive Anficht zu haben, furz als meine perſönliche Ueber- 
zeugung ausſprechen, Daß die Sicherung des Arbeitövertrags durch andere Mittel 
als Strafe durchgeführt werben kann. Dabei kann ich mich außer auf Brandes 
auch auf das Gutachten der Cölner Handeldfammer im Jahresbericht pro 1873 
berufen — ein Gutachten, das ohne jede theoretifche Voreingenommenheit Lediglich 
aus practifcher Erfahrung Schlüffe zieht und gewiß den Beweis liefert, daß aus 
der Praxis noch andere Stimmen als einfache Klagen und Hilferufe ertönen. 
Ich glaube fogar, daß die Sicherung ded Arbeitövertrags gar nicht der einzige 
Grund ift, der zu den Arbeitsbiihern führt, ſondern daß zu einer ſolchen In— 
ftitution noch andere Bedürfniſſe drängen. ‘Denken wir an das Hilfscaflemzefen 
und denken wir uns, wie ja Viele wollen, den Caſſenzwang (nicht die Zwangs- 
cafle) durchgeführt, d. h. die Einrichtung getroffen, daß jeder Arbeiter irgend 
einer der ftantlichen Normatiobedingungen ſich unterwerfenden Alterspenfionscafien 
angehören muß. Es iſt Mar, daß dann der Arbeiter und namentlich der wan= 
dernde Arbeiter Urkunden über feine jederzeit richtig eingegahlten Beträge bei fich 
führen muß. Diefe Urkunden müſſen zugleih Auskunft über den Wohnort und 
die Beichäftigung des Arbeiter8 zu verfchiedenen Zeiten geben. Iſt die Eaffe, 
welcher der Arbeiter angehört, eine Fabrikscaſſe oder Gewerkscaſſe, jo geht fein 
Caſſenbuch in ein Arbeitsbuch über, d. b. beide Inſtitutionen Tießen ſich min- 
deſtens auf's leichtefte vereinigen. Wenn wir überhaupt Ordnung und Organi= 
fation in den Gewerben mollen, jo werden wir zu einer Controlle des Arbeiter 
betreff8 Erfüllung feiner Bertragspflicht faft von felbft gelangen — die Contract⸗ 
bvuchsſtrafe entbehren können. Doch ich habe ja heute nur über die Idee der 
iſolirten Einführung einer ſolchen Strafe zu veben. 

Die angeführten möglichen practiichen Folgen der Contractbruchsſtrafe, welche 
nicht tbeoretiiche Erfindungen, fondern von Männern der Praxis ſelbſt vielfach 
anerkannt worden find, mögen genügen, um meine Bedenken gegen ein dem Ent— 
wurfe vom vorigen Februar Ähnliches Geſetz zu erklären. Man müßte fich doch, 
ehe man ein ſolches Geſetz macht, durch genaue Erkundigung bei allen prac 
tiſch Betheiligten erft vergewiffern, wie dieſe über bie; Folgen eined Contraci— 
bruchsgeſetzes denken. 

Dazu kommt noch Eines: Wir wiſſen, daß in ven letzten Jahren Contract⸗ 
bruch häufig vorkam. Aber wir wiſſen durchaus nicht, wie oft er in ganz 
Deutſchland vorkam und unter welchen Bedingungen er gewöhnlich vorkam. 
Darüber bat uns auch die Enquöte des Handelstags nicht aufgeklärt, da ihre 
Reſultate höchſt lückenhaft waren, und da e8 fich hiebei um eine einfeitige 
Enguöte bandelt. Darin Liegt gar fein Vorwurf, nur die Behauptung, daß 
Ausſagen einer Partei den Geſetzgeber nicht genügen können. Dies ift um vor⸗ 
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liegenden Falle ganz beſonders zu beachten, da z. B. Arbeitgeber eine Kün— 
digung durch Delegirte nicht als Kündigung betrachten können, während die Ar- 
beiter dies thun, und da bei Conflicten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern, 
wie ein in der Concordia bervorgehobener Tall beweift, dem berichterftattenden 
Arbeitgeber jogar die Unterfcheidungsgabe für Arbeitseinftellung und Ausfperrung 
verloren geben kann. 

Wir hören zahllofe einzelne Klagen über Contractbrud, aber wir haben 
feine genaue objective Kenntniß über den Umfang und die gewöhnlichen Urſachen 
des Contractbruchs und feine allfeitige, ruhig überlegte Zufammenftellung ſach⸗ 
verftändiger Anfichten über die möglichen Folgen der Beftrafung deſſelben. Wir 
haben auch die vielen Einzelnen, die Magen und nach Strafe verlangen, damit 
überhaupt Etwas geichehe, nicht gefragt, ob ihnen nicht felbft andere Mittel 
befjer fcheinen. 

Kurz, wir find für ein Gefeß zur Sicherung des Arbeitsvertrags und für 
ein Strafgeleg in dieſer Richtung noch nicht genügend vorbereitet. Unſere Gejeg- 
gebung darf aber das Riſico nicht laufen, eın Gejeg zu machen, das unwirkſam 
bleiben fann oder bald wieder gründlich mobificirt werden muf 

Unfer Verein vertritt das Princip, daß eine pofitive jociale Geſetzgebung 
nöthig if. Aber wenn uns fo oft „tatheberfocialiftiiche Geſchwindigkeit“ vorge 
mworfen worden ift, jo möchte ich diefen Vorwurf entträften, indem ich jet vor 
Webereilung warne. Den focialen Gefegen in England find faft immer umfang- 
reiche Enquöten vorangegangen, und leider fteht e8 fo, daß wir von den Arbeiter- 
verhältniffen in England und in der Schweiz weit mehr und weit Genaueres 
wiften ald von denen in Deutichland. Ein Contractbruchsgeſetz wäre der erfte 
Anfang pofitiver jocialer Geſetzgebung. Dürfen wir diefen Schritt, der noth- 
wendig bald weitere nach fich zieht, ſofort thun, nur auf Grund verjchiedener 

_ Klagen, ſowie auf Grund eines gewiffen Schredens über fociale Verwilderung 
und gerechtfertigter fittlicher Entrüftung über mangelnden Rechtsſinn? Es iſt 
dringend nothmendig, daß zuerft forgfältige Unterfuchung der Thatjachen lehre 
an welchen Punften die Gefetgebung gegen fociale Schäden mit der Ausficht auf 
den größten Erfolg einfegen könne. Die Heine, aber dankenswerthe Enquete, 
die das bayeriſche Minifterium des Innern jüngft über die bayerifchen Fabriken 
veranftaltet hat (©. 48), beweift 3. B., daß in allen Fabriken, welche ind Ge— 
wicht fallende Wohlfahrtseinrichtungen für ihre Arbeiter haben, nur ein einziger 
Strike vorgelommen ift, der obendrein fehr unbedeutend war. ft nicht ein 
einziges ſolches Refultat für die Anzeigung der Richtung, in der wir arbeiten 
müflen, weit erheblicher als taufend Klagen Einzelner? Ich falle meine Anficht 
in folgender dritter Theſis zufammen: 


III. Ein gefeglihes Einfhreiten zur Siherung des Ars 
beitövertrags als der Anfang pofitiver ſocialer Gefek- 
gebung fann nicht empfohlen werden, ehe durch gründ— 
ihe und unpasteiifche Unterfuhung der Umfang und 
die gewöhnlihen Urfahen des Contractbruchs und 
durch Befragung von Sadverftändigen aller Par— 
teien die wahrſcheinlichen Vorzüge und Nachtheile der 
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Beftrafung gegenüber anderen fehr zu erwägenden 
Mitteln zur Betämpfung des Uebels feftgeftellt find. 


Enquêten erfreuen ſich bei und allerdings nicht des beften Rufs. Unfere 
bisherigen Enquöten, die darin beftehen, daß die Behörden nad Befragung ober 
Nichtbefragung von ihnen ausgewählter Auskunftsperſonen verwidelte Fragebogen 
. mit wahren oder erfimdenen Zahlen ausfüllen, find allerdings nur eine Laft für 
die Behörden, dem Publitum und der Geſetzgebung weniger werth, als ein Band 
Eiſenacher Gutachten. Die engliſchen Enquéten mit ihren Kreuzverhören find 
unendlich werthooller, bei und aber ſchwer nadhahmbar. Man müßte mit der 
Leitung und Durdführung focialer Enquöten einzelne unparteitihe Sachverſtän— 
dige betrauen, die fich felbft ihre Unterorgane wählen und ſchließlich auf Grund— 
lage von individuell geftellten Fragen bei allen Parteien und von Autopfie nach 
felbft entworfenem Schema ein lebensvolles Bild der Verhältniſſe geben können. 
Ein ſolches Verfahren würde mehr Geld und Zeit koſten, aber auch wirkliche 
Reſultate liefern ). Sole Enquöten zu wünfchen, beißt nicht eine drängende 
Trage auf die large Bank fchieben oder einer Drängenden Entſcheidung zur Zeit 
&is dem Wege gehen — fondern e8 heißt die Gefeßgebung bei einem hochwich= 
tigen "Schritt auf fefte Füße ftellen wollen. 

7. Und“ ein hochwichtiger Schritt wäre ein Gefet über Contractbruch fiherlich. 
Der" Vertsilderung um gemerblidyen Leben durch ein Contractbruchsgeſetz zu 
freien, ft noch ſchwieriger als den Gründungsſchwindel durch eine Xctiengefeg- 
nobeſle bekämpfen⸗ Die Frage iſt weit verwickelter und greift Direct in weit mehr 
Mäterien ein, alB-.e8 auf den erften Blick erſcheint. Da dieſe Schwierigkeiten 
der: Frage und die mit ihre verbundenen Verwicklungen ein welentlicher 
daffir Find, "daR ich die vorſichtigſte Vorbereitung forbere, jo fei e8 erlaubt, bie- 
ſelben "etw6ß'- näher ·auszuflihren j 
I Bumife: bereitet‘ es juriſtiſche Schwierigkeiten, das Delict des Arbeits- 
contraetBruihs richtig zu definiren. Bon eifrigen Freunden der Beſtrafung wird 
berlangt, daß zum Thatbeſtand des⸗ DelictS gehören folle: 1) dolus; 2) ein ber 
Gegeripartet zugefügter Schaden:'uder eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit. 
Ih will nun nicht: einmal behaupten; daß dies Beides juriftifch nöthig fet, 
da man Die einfache Thatſache Des Contractbruchs als eines ſchädlichen Rechts- 
bruchs ſtrafen könnte.  Wben-esihemmt mir Beides practiſch nöthig, wenn 
nicht ganz -unbiliige "Härten "entftehen Token. - Solche Härten entftehen, ſowie 
4: Bein Streit über. die Außlegung:des (mundlich) geichloffenen Vertrags ent- 
ſteht and’ naturgemäß jene Partei, Auch die vertragbrechende, ſich im Rechte fühlt, 
alſo jeder dolus fehlt, oder in dem Falle, daß ein Arbeitgeber über das Fort: 
laufen eine8 unbrauchbaren Arbeiters jelbft froh ift, ſich aber nicht mit ihm ver⸗ 
ftändigt hat, um den mißliebigen Mann noch durch Strafe chifaniren zu können 
gen Heid Haufiger,—bei vorhandener perſdullicher Exrbitterugg aber immerhin 
ker mRii⸗ Ber Tan Waren) Bas Requifit eines, gugefligten ' Schadens nicht 
einftich Zur ſtreichen! > Nie denken Mir uns aber Den 'dolus ampıbeda@chaben als 
gothwenbite ebintduugenn wo⸗ iſttrafbdten⸗ Contracetbruchs/ ſo ergiebuſich von ſelbſt, 
Re 
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Daß vor dem Gericht ein Beweis über die am ſchwerſten zu beweiſenden That⸗ 
facyen nöthig werden wird, welcher natärlidh von dem Strafantrag abermals be- 
deutend abichreden muß. Wenn von juriftiicher Seite dolus und erlittener 
Schaden als nothwendige Nequifiten eines ftrafbaren Contractbruch8 bezeichnet 
werben, fo wird von anderer Seite (3. B. von dem Verein für die bergbaulichen 
Intereſſen der rechtsrheiniſchen Reviere des Oberbergamtsbezirks Bonn) verlangt, 
daß ein Unterſchied zwiſchen dem einfachen und dem auf Verabredung beruhenden 
Maffencontractbrucy gemacht werde. Erſterer ſoll wie fonftiger Bruch civilrecht⸗ 
licher Verträge ftraflo8 bleiben, letzterer beftraft werden, weil er umter den Ge— 
fichtöpuntt ftrafbarer Conſpiration fällt. Ich glaube, es läßt ſich jedenfalls nicht 
leugnen, daß die beiden Fälle juriftiich verfchtedener Beurtheilung unterliegen 
müſſen. 

Eine weitere juriſtiſche Schwierigkeit liegt in der Behandlung bed Arbeit- 
gebers. Derfelbe kann durch Entlafjung der Arbeiter ohne Kündigung ganz ent- 
ſchieden ebenfogut wie der Arbeiter den Contract brechen. Ihm gegenüber ift 
es aber felbftverftändfih, daß man zunächſt an einen Zwang zur Lohnzahlung, 
nit an Strafe denkt, da der Arbeitgeber in der Negel nicht injolvent und bie 
von ihm übernommene Verpflichtung Yediglich auf Tohnzahlung gerichtet if. Es 
iſt ein ausnahmslos gültiger Rechtsſatz, daß der Bruch eined civilrechtlichen Ver⸗ 
trags, d. h. die Nichterfüllung einer Obligation gejühnt wird durch Zahlung 
des Intereffed an die Oegenpartei. Dem Arbeitgeber mehr aufzuerlegen, das 
eriheint in der That als ein Ausnahmögefeg, das in feiner anderen Rechtö- 
beftimmung ein Analogon bat. Indeſſen fträubt ſich ein gewiſſes Gefühl, 
welches im Einklang mit den Grunvlagen unferes gefammten modernen Gejell- 
ſchaftsrechts formal und rechtlich gleiche Behandlung von Arbeitern und 
Arbeitgebern verlangt, dagegen daß ein Contractbruchöftrafgeleg vom Arbeitgeber 
gänzlich ſchweige, und es giebt auch allerleı Fälle, wo der Arbeitgeber ebenjo 
fitilich verwerflich handelt und daher moraliih ebenfo ſtrafwürdig erjcheint, 
wie ber contractbrüchige Arbeiter: z. B. der Ball, daß ein Arbeitgeber durch 
frivol rechtswidrige Auslegung des Contracts Arbeiter um den verdienten Lohn 
bringen will, oder der Fall, daß ein Unternehmer, um betrügliche Borftellungen 
über feine Creditwürdigkeit zu erweden, Arbeiter annimmt, die er dann megen 
Zahlungsunfähigteit entlaffen muß. Aber in legterem Falle genügen fchon Die 
Banterottgefege, im erfteren und ähnlichen Fällen aber muß ich immer behaupten: 
eine Strafe des contractbrüchigen Arbeitgebers ift ein ſociales und moraliiches 
Bedürfniß, aber eine juriftifche Ueberflüſſigkeit — um nicht zu jagen Widerfinn, 
da durch energiichen Zwang zur Zahlung des ſchuldigen Lohns die Sache er= 
ledigt ift. — So kommen wir mit der Contractbrucdhftrafe des Arbeitgebers in 
einen Conflict zwiſchen dem Sittlichkeitsgefühl, das uns dieſelbe empfiehlt, und 
der Jurisprudenz, welche fie formuliren und ausführen ſoll. 

Das dem Contractbruch der Arbeiter eigentlich entjprechende Delict auf 
Seiten der Arbeitgeber iſt daS Verleiten der Arbeiter zum Contractbrud, Das 
Abdingen berfelben durch höhere Löhne, Vorſchüſſe u. dergl. und das Annehmen 
derſelben trog Kenntniß von — Contractbruch oder mit gefliſſentlich 
herbeigeführter Unkenniniß von Contractbruch. Daß ſolches Verhalten bei 
Arbeitgebern vorkommt, iſt ſicher — wie oft, iſt ebenſowenig genau bekannt wie die 
Häufigkeit des Arbeitercontractbruchs. Wir wiſſen nur im Allgemeinen, Daß bie 
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Rückſicht auf die eigenen Standesgenoſſen und das Zuſammenhalten unter ſich 
bei Arbeitgebern leider weniger entwickelt iſt, als bei Arbeitern, da es, wie es 
ſcheint, ſchwerer iſt, auf Gewinn zu verzichten, als poſitive Opfer zu bringen, 
wenn man nichts zu verlieren hat. 

Die Ermöglihung des Arbeitercontractbruchs durch Arbeitgeber iſt nun mora⸗ 
liſch gewiß höchſt verwerflich, ebenſo wie uns Hehlerei moraliſch widerwärtiger iſt 
als Diebſtahl. Sie muß, wenn Contractbruch ſtrafbar iſt, als Hilfeleiſtung zu 
einem ſtrafbaren Delict ebenfalls geſtraft werden. Aber wie ſchwer iſt dieſe Hilfe— 
leiſtung zum Contractbruch zu beweiſen, und wenn wir ſie beſtrafen, liegt es dann 
nicht gleich wieder am nächſten, den neuen, Contractbruch fördernden Arbeitgeber 
dem alten beſchädigten gegenüber zu Schadenserſatz zu verpflichten, womit wir 
wieder auf den Brandes'ſchen Vorſchlag ſtatt auf Contractbruchſtrafe hinauskämen? 

Uebrigens möchte ich dieſe Schwierigkeiten und Streitfragen der juriſtiſchen 
Definition des Delicts nicht ſo hoch anſchlagen als die Verwicklungen, in die 
man durch ein Contractbruchsgeſetz, mag es jo oder jo gefaßt fein, ganz noth- 
wendig hineingeräth. Ich will einige ſolche Verwicklungen punttweife aufzählen, 
wenn auch der Kürze der Zeit balber nur andeuten: 

1) Practifdy bildet eine criminelle Contractbruchsſtrafe unleugbar eine Con⸗ 
currenz mit der ctoilvechtlichen Erecution behufs Erzwingung von Leiſtungen, 
welch letztere bekanntlich bald neu gefetlich geregelt werden wird, ein Contract= 
bruchsſtrafgeſetz greift alfo factiſch ver freien Entwidlung des Civilproceſſes vor. 
Ein Zufammenbang mit allgemeiner Reform unferes in vieler Hinfiht zu milden 
Strafrecht (Vermögensbeihädigung!) ift auch leicht zu erkennnen. 

2) Wenn eine Beftrafung des Contractbruch8 practiich irgendwie wirkſam 
fein fol, fo iſt raſche Juftiz unbedingt nöthig. . 

Sole rafche Juſtiz kann auch das einfachfte Verfahren gewöhnlicher Ge= 
richte nicht bieten, weil diefelben immer erſt Sachverftändige beramiehen müflen: 
Sie kann nur durch eigentlihe Gemerbegerichte, reſp. durch mit Erecutionsbefug- 
niß ausgeftattete Schtedögerichte geboten werden. Nun combinirte ja auch Der 
Geſetzentwurf vom vorigen Jahr die Contractbrudiftrafe mit der Einführung 
neuer Gewerbegerichte, mertwürdiger Weife ohne irgendwo zu jagen, daß Diele 
Gewerbegerichte auch über Contractbruch urtheilen ſollen. Es ift aber ganz 
unabweislih die Frage der Gewerbegerichte erſt zu regeln, ehe man eine Con⸗ 
tractbruchftrafe durchführen kann: Und dieſe Frage der Gemerbegerichte läßt ſich 
keineswegs übers Knie brechen. Abgeſehen von ihrem unverfennbaren Zuſammen⸗ 
hang mit dem geſammten Civil⸗ und Strafproceß ſteht ſie in nothwendigem Zu⸗ 
ſammenhang mit der Frage der Schiedsgerichte und Einigungsämter. Daß ich 
perſönlich ein großer Freund von Schiedsgerichten bin, die ſich zu Einigungs— 
ämtern entwickeln und deren vorbeugende Functionen üben, kann bier un 
bleiben. Es ſteht aber feft, daß überhaupt eine, wenngleich noch ſchwache, weil 
junge Tendenz zur Schaffung freiwilliger Bermittlungsinftanzen zwiſchen Arbeitern 
und Arbeitgebern beſteht. Yu dieſen Vermittlungsinftanzen muß nun jede Ge— 
feggebung über Gewerbegerichte irgendwie Stellung nehmen. Die Gewerbegerichte 
müſſen entweder an bie freien Vermittelungsorgane anknüpfen, d. b. letztere 
müffen unter Umftänden und unter NRormativbedingungen obligatoriih gemacht 
und mit flaatliher Autorität außgerüftet werben, oder fie müflen ignorirt werben 
womit man fie ohne Weitered für unmöthig und werthlos erklärt oder fih um= 
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bedingt vermißt, fie durch Beſſeres zu erfegen. Jedenfalls muß eine zeitgemäße 

ebung über Gewerbegerichte ſich über die Frage der Schiedsgerichte nnd 
Einigungsämter klar fein; d. h. in weiterer Folge, der Geſetzgeber, der ein Eontract- 
bruchsgeſetz geben will, muß willen, welche Stelle er zu den intereffanteften Ver⸗ 
fuhen, aus dem focialen Kriege den foctalen Frieden hervorgehen zu laflen, ein- 
nehmen will. Dieſe Klarheit dürfte durch fittliche Entrüftung über häufiges 
Vorkommen ded Contractbruchs nicht ohne Weitered gewonnen fein. 

3) Schiedögerichte und Einigungsämter, namentlich Iettere, hängen ihrer 
ſeits wieder ınit den Arbeiter- und Wrbeitgeberverbänden zufammen, in denen fie 
bekanntlich ihre Baſis finden, und die fie zu umfaffenden Organifationen aller 
Angehörigen deſſelben Gewerbes. umzugeftalten die Tendenz haben. Jedes Geſetz, 
das ein aus Wahlen hervorgehendes Gewerbegericht einführt, ſchafft auch wohl 
oder übel Wahlcorporationen von Standesgenoſſen, die nicht ohne Beziehung zu 
Intereffenvereinen derſelben bleiben fünnen. So läßt fi) die Contractbruchs⸗ 
geieggebung nicht behandeln, ohne indirect wenigſtens das der gejeglichen Re— 
gelung harrende Bereinswelen zu berühren. Zwiſchen beiden Materien findet 
aber auch noch ein mehr directer Zufammenhang flat. Es muß 3. B. die 
Trage Klar gejtellt werden, ob eine durch Delegirte einer Coalitton erklärte recht⸗ 
zatige Kündigung den Contractbruch ausschließt oder nicht. Ferner iſt eine civil= 
rechtlihe Haftung der Bereine für Contractbruch ihrer Angehörigen als Erſatz 
der Contractbruchftrafe vorgefchlagen worden. Nun will ich Dielen Vorſchlag, 
obwohl ih im Gegenſatz zu Anderen von der weiteren Entwidlung der beider: 
jeitigen Bereine große Erwartungen hege, deshalb hier nicht weiter verfolgen, 
weil in der That zur Zeit dieſe Vereine bei und numeriſch unerheblid, find. 
Aber es iſt doch Mar, daß man 1) diefe Vereine im Contractbruchsgeſetz berüd= 
fibtigen muß, wenn man die Strafe nur im Falle der Unmöglichkeit cioilrecht- 
licher Entſchädigung eintreten laſſen oder überhaupt Die Trage civilrechtlichen 
Exrecutionszwangs nicht unberlihrt laſſen will, und daß 2) Die Normatiobedingungen 
eines Vereinsgeſetzes und ein Contractbruchsgeſetz fich notbwendig berühren reſp. 
ergänzen müſſen, fowie man Arbeitsbliher mit oder ftatt Contractbruchsſtrafe 
einführen will. = | 

4) Wenn man den Eontractbruch der Arbeiter beftrafen will, ohne in reac= 
tionãre Tendenzen zu verfallen und ein perſönliches Unterwerfungsverhältnig her⸗ 
zuftellen, jo muß man davon ausgehen, daß das Arbeitöverhältniß durch freien 
Bertrag begründet werde — ein Grundſatz, der befanntlic die ganze moderne 
Geſetzgebung beherrſcht. Darin eben Liegt ja allein das moraliſch jo Verwerfliche 
des Contractbruchs, daß ein Manneswort gebrochen und die in jedem Verkehrs⸗ 
geichäft unentbehrliche Sicherheit untergraben wird. Das Geſetz, das den Con⸗ 
tractbruch ftrafen will, muß daher auch dafür Sorge tragen, daß die Vorausſetzung 
des freien Bertragd wirflih vorhanden ei. 

Diefe wird nun im Handwerk, wo Arbeitgeber und Arbeiter fi, überhaupt 
mehr ald Gleiche gegenüberftehn, gewöhnlich vorhanden fein, aber Das Geſetz 
müßte fi) Doch nothwendig auch auf die Fabrikarbeiter beziehen, und bier wird 
der freie Bertrag zwar geleglich fingirt, in vielen Fällen aber Liegt die Sache 
factifh fo, daß der Arbeiter fih der ihm kaum genau befanntn Fabrik⸗ 
ordnung und ber ihr durch den Principal gegebenen Auslegung unterwirft — 
freilich nicht ohne feinen Willen, aber durch einen Willen, dem die Noth oft 
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keine Wahl läßt. Ich verweiſe wegen dieſes Gegenſtandes auf die treffliche 
Schrift: „Der freie Arbeitsvertrag“, von Bitzer, und bemerke hier nur kurz, daß 
jedenfalls Fabrikordnungen vorkommen, welche den Bruch des Arbeitsvertrags 
zwar niemals rechtfertigen, aber in einem minder ſtrafwürdigen Lichte erſcheinen 
laſſen. Wenn dem Arbeiter eine Kimdigungsfrift auferlegt wird, während der 
Arbeitgeber beliebig entlaflen kann, ober wenn der Arbeitgeber ſich wenigſtens 
in allerlei Fällen, deren Vorhandenſein feine Willfitr entſcheidet, Die fofortige 
Entlaflung vorbehält, jo ift eine Ungleichheit vorhanden, welche das Berhalten 
des contractbrüchigen Arbeiters, namentlich aber beöjenigen Arbeiter, der etwa 
aus Nahe gegen die bösmwillige Entlafjung eines Collegen contractwibrig ftrift, 
als moraliſch weniger verwerflich, alfo auch weniger ftrafmürbig ericheinen läßt. 
Will dad Geſetz mit gleichem Maße meſſen und nicht Beftrafungen veranlaſſen, 
bie dann in Der That den ganzen Arbeiterftand in verwirrender Weile aufregen 
müffen, jo müßte mit dem Gejeß über Contractbrucdhsftrafe ein anderes über 
Fabriforbnungen erlaffen werben. Letztere müßten entweder unter Normativ- 
beftimmungen geftelt oder ihre Gültigkeit von der Genehmigung der Staats- 
bebörbe oder aber einer \elfgovernmentalen aus beiden Parteien gewählten Be- 
a abhängig gemacht werben: Died wäre nicht aus Arbeiterfreundlichkeit, auch 
nicht wegen häufig vorfommender Ungerechtigfeit der Arbeitgeber zu fordern, 
ſondern einfach Deshalb, damit nicht in Fällen das Geſetz moralifch 
verwirrend wirke. 


5) Endlich fei noch ein Punkt erwähnt, den ic bisher abfichtlih nur es 
mal vorübergehend erwähnt habe. Schlimmer als der Sontractbruch der Ge— 
fellen, Yabrifarbeiter xc. ift der Contractbruch der ee von denen der 

Entwurf vom vorigen Februar gänzlich ſchwieg. iſt deshalb ſchlimmer, 
weil er den Geiſt der Zuchtloſigkeit in jungen Yan großzieht und weil er 
jede grümbliche gewerbliche Erziehung der Arbeiter verhindert, aljo ein Ausſterben 
gewerblicher Geſchicklichteit und damit ein Nievergehen des ganzen Gewerbes ver 
anlaßt. Ich brauche die vielen Klagen über Lehrlinge, Die, wenn fie zu einigen 
Functionen abgerichtet find, ihren Lehrherren entlaufen und anderswo jugenplide 
Arbeiter werben, nicht zu wiederholen. 


Eine Beftrafung des entlaufenden Lehrlinge Halte ich nun für weit un= 
bedenklicher als bie erwachlener Arbeiter, zumal fie mehr eine pädagogiſche als 
criminaliftifche Maßregel und ein wichtiges Correlat der geſetzlichen Beichräntungen 
in der Benutzung jugendlicher Arbeiter wäre. Ich glaube fogar, daß hiezu eine - 
fünftige Gewerbegefeßgebung in irgend einer Weile fich nothwendig wird ent= 
Schließen müſſen. Nun aber läßt fi diefe Trage nur regeln, indem die Ver⸗ 
bältnifje der jugendlichen Arbeiter und Lehrlinge im Zuſammenhang, d. 5. die 
Pflichten verjelben (incl. der Prüfungen) und die Pflichten der Lehrherren über= 
— Ali geregelt werden. Es handelt fih um einen Theil der Lehrlings- 
geleggebung. Nun frage ih, muß ein Gejeg über den Contractbruch ſelbſtſtaͤn— 
diger Arbeiter nicht den Eindrud einer umendlih unvollftändigen, halben und 
unficheren Geſetzgebung machen, wenn ver ee weit wichtigere Contractbruch 
der Lehrlinge unbeftraft bleibt? Dieſen aber kann man nur innerhalb einer 
jehr gründlich vorbereiteten größeren Gefeßgebung ftrafen. 





Referat von U. Helb.. 23 


Die angeführten 5 Punkte mögen beweifen, daß die Einführung einer 
Contractbruchöftrafe fein einfacher Schritt wäre und vor Allem fein Schritt, bei 
dem man fich zunächft berubigen könnte. Es wäre ein Schritt, der zur gefeg- 
lichen Löſung anderer und wichtigerer Theile der focialen Trage in kurzer Zeit 
drängen, tbeilweife jofort zwingen würde. Es entipridt meines Erachtens der 
Würde der Geſetzgebung, daß fie an die foctale Frage nur mit jouverainem Ueber⸗ 
bit über die factifchen Verbältniffe und mit voller Klarheit über ihre letzten 
Ziele herantritt. Die fociale Geſetzgebung hat neben der directen Wirfung jedes 
anzelnen Geſetzes zugleich eine wichtige allgemeine, wenngleich indirecte Wirkung. 
Eie fol und muß bei dem ganzen Volke, insbeſondere aber bei den jest jo 
vielfach in ſtaatsfeindlichem Sinne aufgeregten arbeitenden Claſſen den Eindrud 
beroorbringen, daß der Staat vollitändig erhaben über die momentanen 
Intereffen einzelner Stände, jederzeit diejenige zeitgemäße Ordnung berftellt und 
aufrecht erhält, welche Alle bindet und zugleich ſchützt, der fi) mit Begeifterung, 
mot nur mit Zwang zu unterwerfen, ſowohl die heilige Pflicht als auch das 
wahre dauernde Intereſſe Aller gebietet. Nur jo fünnen wir jenen vwielgepriefenen 
geſetzlichen und practifch vorwärts fchreitenden Sinne der Mehrzahl Des eng: 
Inden Arbeiterſtandes auch bei unferen Arbeitern allmälig einzubürgern hoffen. 
Nicht aber werden wir dieſes höhere und wichtigfte Ziel erreichen, wenn wir ein 
Gelegenheitsgeſetz machen, deſſen Wirkung ſich nicht überichauen läßt, das einen 
relativ Heinen, weil nur feit Kurzem beobachteten Mißſtand ungenügend betämpft, 
das an ſich lückenhaft fen muß, und indem es allen wichtigeren zu Grunde 
Tegenden Fragen aus dem Wege geht, dem Volke zeigt, Da die geſetzgebenden 
Factoren ſich über die Principien, nad denen die widhtigften Theile der foctalen 
Ing: Vereinsweſen, Lehrlingsweſen ıc. ꝛc. zu regeln feien, noch völlig un= 
Har find. 

Ein kurzes iſolirtes Contractbruchsftrafgefeg wäre ein Schuß ind Blaue, 
künftige Reformen mehr erjchwerend als fürdernd und dem Anfehen der Gejet- 
gebung nicht förderlich. Ich erlaube mir daher das Gefagte zu einer vierten 
und legten Theſis folgendermaßen zu refumiren: 


IV. Ein ſolches gefeglihes Einfhreiten in Form eines 
ifolirten Contractbruchsgeſetzes ift aud als in: 
opportun zu bezeihnen, jolange die Gefeggebung 
nicht entfhloffen iſt, andere wichtigere fociale Fragen 
gleichzeitig zu regeln, und folange dieſelbe ſich über 
Die Dabei zu befolgenden Principien nidt völlig klar 
if. Denn der unverfennbare Zujammenbang der 
Sontractbrudsfrage mit anderen focialen Tragen 
bewirkt, daß ein ifolirte8 Contractbrudsgefeg noth— 
wendig ein ſehr Lüdenhaftes Gefjeg bleiben muß. Ein 
lüdenbaftes Gejeg aber fann feine beabfidhtigten 
Wirkungen nicht erreihen und wird leiht geradezu 
falſch wirken. 


Wer Contractbrucköftrafe will, muß ſich meines Erachtens zu weitergehender 
focialer Gefeggebung entſchließen. Man könnte ſagen: Gut! machen wir eben 
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hier einen Anfang, weil ed Viele wollen, das Weitere wird dann von felbft 
fommen. Aber wenn man Größeres will, ift e8 dann nicht nöthig, zuerft jehr 
genau zu unterfuhen, wo man am beften anfängt? Unb da glaube ih, die 
Regelung des Hilfskaſſenweſens ift weit dringlicher, die Regelung des Bereins- 
und Lehrlingswejend, die weitere Ausbildung der Fabrifgejeggebung muß wenig⸗ 
ftens gleichzeitig mit der Contractbruchsfrage in die Hand genommen werben. 
Es kommt wahrlih in der Contractbruchsfrage nicht darauf an, daß überhaupt 
Etwas, ſondern daß das Rechte geichehe. 

Und nun frage ich, fünnen wir umferer Geſetzgebung zumuthen, all’ die ge 
nannten ragen mit derjelben Schnelligkeit zu erledigen, Die von mander Seite 
für die Einführung der Contractbruchsſtrafe verlangt wird? Ich will nicht von 
der unleugbaren Thatfache ſprechen, daß eine große Anzahl politifch hervorragen⸗ 
der Männer zur Zeit abfolut feine Luft hat, ſich mit ſocialen ragen zu com⸗ 
promittiven und dadurch die Parteibildungen zu alteriren. Ich will nur davon 
veden, daß unfere Geſetzgebung zur Zeit andere für das nationale Leben bocy- 
wichtige Fragen, vor Allem die Kirchenfrage zu entfcheiden hat, in Folge deſſen 
viele politifche Größen einfach feine Zeit haben, fi) der foctalen Fragen grimd- 
lich anzunehmen, denen fie nad) ihrer ganzen Vergangenheit fern ſtehen. 

Damit ift nicht gefagt, daß die focialen Fragen bei der Geleßgebung vor: 
Yäufig ganz ruhen follen. Es ift nur Vorſicht und Weberlegung im Anfang, 
und richtige Wahl des Anfangspunftes, die ich empfehlen möchte. 

Die gefeglihe Regelung der Tocialen Frage und der Kampf gegen die 
Socialdemokratie Wird im einer nicht näher zu bezeichnenden Zufunft die wid- 
tigfte und drängendfte Aufgabe der Geleßgebung werden. Es handelt fih darum, 
daß mir, ehe Diefer Moment kommt, durch übereilte Gelege Nichts ver- 
derben und daß wir uns rüften und vorbereiten, indem wir vor Allem und 
genaue Kenntniß und leidenfchaftelojes Urtheil über die foeialen Verhältniſſe 
im ganzen Reiche aneignen, fo daß wir bei Anfängen ſocialer Geſetzgebung, 
mögen diefe das Hilfscaffen= oder Vereinsweſen ꝛc. betreffen, und wenigſtens 
über die zu befolgenden Principien ganz klar find. Wenn wir Nichts thun, 
als den Contractbruch beftrafen, jo fügen wir der beftehenden Geſetzgebung, 
welche Freiheit im negativen Sinne des Worts, d. h. im Sinne der Bes 
freiung von alten Schranken einführt, Etwas zu, das zu dem ganzen Princip 
der beſtehenden Geſetzgebung nit recht paßt und Doch nicht der Anfang einer 
neuen organischen Ordnung if. Wenn man fieht, wie fich die Dinge in den 
bon den modernen Zuftänden am meiften betroffenen und am meiften vorgelchrit= 
tenen Gewerben jett entwideln, wenn man 3. B. fieht, wie im Buchdruder- 
gewerbe und in den Baugewerken bei allem Intereſſengegenſatz zwiſchen Arbeitern 
und Arbeitgebern doch von Seiten der Legteren ganz Aehnliches angeftrebt und 
verlangt wird wie von den befleren Gewerkvereinen, wenn man bier überall die 
Keime einer pofitiven gewerblichen Ordnung entvedt, jo fommt man zu ber 
Ueberzeugung, daß mit der Contractbruchsſtrafe nicht mehr erreicht wäre als ein 
Aufſchub in der Erfüllung derjenigen größeren Aufgaben, zu deren Löſung wir 
demnächſt berufen fein werben. !) 


1) Als ein Zeichen, worauf es eigentlih ankommt, laſſe ich den Schluß eines Vor⸗ 
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So komme id, wenn die Beftrafung des Contractbruchs für 
fih allein zur Frage geftellt wird, zu dem Refultate: 

Möge der Entwurf einer Gewerbegefetnovelle, der der vorigen Reichötags- 
ſeſſion vorgelegt wurde, vorläufig in der Commiffion begraben bleiben. Möge 
aber der ganze Vorgang fchleunige Veranlaſſung werden, daß wir zu gründlichen, 
wirklich aufflärenden Erhebungen über unfere focialen Verhältniſſe gelangen und 
möge fich bei ſolchen Beſtrebungen zunächſt zeigen, daß unſere beſitzenden Claſſen 
die Zwede des Staats verſtehen und ihm freudig dienen! So viel Mittel wie 
für die Durchforſchung von Afrika oder für die Beobachtung des Venus-Durch⸗ 


gangs werden ſich doch auch für den Dienſt der ſocialen Wiſſenſchaft und Geſetz⸗ 
gebung flüſſig machen laſſen — eine Anſicht, in der man, wie 2. Bamberger 
beweift, der Zuftunmung aller Parteien ficher fein Tann! 


— — — 


trags folgen, den jüngſt der Vorſitzende des Thüringer Baugewerlenvereins (Arbeit- 
geber) in Hannover et: 
Zwed und Ziel des Bereins find jegt namentlid: 

1) Herftellung einer feften Vereinigung der Fachgenoſſen, Statuten, Disciplim, 
Schiedsgericht, Kaution. 

2, Einführung der Meifterprüfung, einheitlicher Tehrcontract, Lehrbrief, te= 
gitimationdlarten der Gefellen. 

3) Wahrung und Förderung gemeinſamer Geſchäftsintereſſen. 

4) Den — ewerken entſprechende Stellung und Einfluß im Staatsorganismus 
u affen. 

5) Kranken⸗, Unfall- und Unterſtützungs-Caſſen. 

6) Schaffen eines ausreichenden tüchtigen Geſellenſtandes durch zwedentiprechende 
Lebrlingsverbältntffe. 

7) Organifation gegen die Strife® und das Berlaflen ber Arbeit ohne Kün- 
digung, und vereinte® ntgegentreten gegenüber ben Ausfchreitungen bes 
Socialisſsmus, 

8) Allgemeine Einführung der Stundenlöhnung nah Markpfennigen und Mark⸗ 
berebnung vom 1. Januar 1875 an. 

9) Allgemeine Löhnung 2—3 Tage na Ablauf der Lohnwoche. 

10) Allgemeine Einführung der ge Schiedsgeridte. 
11) Allgemeine Einführung der Sejellen-Kontrotliften zc. 





Correferat 
des Redacteurs J. F. H. Dannenberg (Hamburg) über die 


Beſtrafung des Arbeitscontractbruds. 
Meine Herren! 


Meine Aufgabe als Correferent iſt mir durch die erſte Theſe des Herrn 
Referenten weſentlich erleichtert worden. Wenn derſelbe den Contractbruch nicht 
nur als ein wirthſchaftliches Uebel, ſondern auch als ein ſchweres Un— 
recht bezeichnet, das vom moraliſchen Standpunkte aus durchaus verdammt 
werden müſſe, ſo hat er damit vollſtändig ineiner Anſchauung Ausdruck ge— 
geben, und wenn er in derſelben Theſe die Beſtrafung des Contractbruches als 
ſolchen vom rechtlichen Standpunkte aus ausdrücklich für zuläſſig erklärt, ſo hat 
er damit und durch die ſoeben gegebene Motivirung ſeines Ausſpruches mich 
der Mühe überhoben, Sie mit einer Wiederholung des bekanntlich zum Theil 
ziemlich ſpitzfindigen juriſtiſchen Streites über die formelle Zuläſſigkeit einer ſolchen 
Beſtrafung nach dem beſtehenden juriſtiſchen Syſteme zu behelligen. Ich bin 
ihm dafür um ſo dankbarer, als es mir als juriſtiſchem Laien gar nicht einmal 
beſonders angeſtanden hätte, in dieſen beſonderen Streit mich zu miſchen, und 
als ich über die Aufnahme keineswegs ſicher bin, welche meine vielleicht recht 
laienhafte Anſicht, daß die Jurisprudenz und die juriſtiſche Syſtematik ſich nach 
den lebendigen Anforderungen des Verkehrs und des Bedürfniſſes zu richten, 
und nicht zu beanſpruchen haben, daß das Leben ſich nach den hergebrachten 
Formen richten ſolle, gefunden haben würde. Ich habe deshalb auch die erſte 
Theſe des Herrn Referenten pure acceptirt, und bitte Sie, meine Herren, ihr 
gleichfalls zuzuſtimmen. 

Wenn bei dieſer Uebereinſtimmung in Bezug auf den Ausgangspunkt wir 
dennoch zu ganz verſchiedenen Schlußfolgerungen kommen, jo wird das Haupt 
gewicht unſerer beiderſeitigen Ausführungen darin liegen, daß der Herr Referent 
auseinander zu ſetzen hatte, aus welchen Gründen er auf die von ihm aus— 
brüdlih als zuläſſig erflärte Beitrafung des Contractbruches, dieſes wirth= 
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ſhaftlichen Uebels und ſchweren Unrecht, verzichten will, während 
meine Aufgabe in der Wiberlegung diefer von dem Herrn Referenten wie von 
anderer Seite vorgebrachten Gründe zu befteben haben wird. Gelingt mir biele 
Widerlegung, fo werde ich Ste bitten dürfen, durch Annahme meiner Theſen 
2—4 mit mir die, meiner Anficht nach allein richtige Conjequenz der beider⸗ 
kitigen Thefe 1 dahin zu ziehen, daß die für zuläffig erklärte Beftrafung eines 
Verfahrens, welches zugleid, ein das Gemeinwohl ſchwer ſchädigendes wirth- 
ſcaftliches Uebel und ein grobes Unrecht enthält, auch wirklich außgefprochen werde. 
Din meine Theſe 2 wende ich mid) gegen denjenigen Einwand, der nad) 

dem beſtehenden echte eigentlich am erften erwartet werben follte, daß nämlich 
das beftehende Recht ausreihe, dem Contractbruche die gebührende Beftrafung 
zu ſichern. Wenn diefer fo nahe liegende, und eigentlich für Diejenigen, welche 
vom juriftiichen Standpunkte aus einer anderweitigen Beltrafung des Contract⸗ 
bruches opponiren, allein angebrachte Einwand faft gar nicht mehr erhoben 
wird, fo erkläre ich Dies aus dem Umftande, daß die Wahrheit des in 
meiner Thefe 2 Ausgeiprochenen von allen Seiten factifch anerfannt wird. Es 
it eine Thatfache, die fich nicht beftreiten läßt, daß die civilrechtliche Schadens⸗ 
erſatzllage faft gänzlich unwirkſam zur Verhütung und Beftrafung des Contract- 
bruches fich gezeigt hat. Dies ift für mid; gerade der Ausgangspunkt, von dem 
ans ich Die Nothwendigkeit einer ſtrafrechtlichen Verfolgung des Contract* 
bruches motivire, und Sie fehen aus meiner dritten Thefe, daß ic) die befondere 
Beftrafung des Contractbruches lediglich auf diejenigen Bälle beichränft wiflen 
will, wo auf civilrechtlihen Wege fein Erſatz des durch den Contractbruch ange: 
richteten Schadens zu erlangen iſt. Damit verliert auch der in dem Gutachten 
des Herm Dr. Mar Hirſch (S. 189) und in den vdemfelben zu Grunde 
hegenden Aeußerungen verſchiedener Gewerkvereine mehrfach vorkommende Ein⸗ 
wand fein Gewicht, daß es fehr viele ſeßhafte Arbeiter gebe, Die wenigftend im 
Befitz einer befcheidenen Einrihtung, und alfo auf dem Eivilmege zu belangen 
ſeien. Solchen Arbeitern gegenüber wird man allerdings auf eine bejonbere 
frafrechtliche Verfolgung des Contractbruches verzichten können, wie das benn 
auch in meiner Theſe 3 geichieht. Dagegen ift e8 notorifh, Daß im Handwerk 
die bei Weitem größte Zahl der Arbeiter ein förmlich nomadiſivendes Leben 
führt, während auch in der Fabrifinduftrie einem fehr großen Theile der Arbeiter 
gegenüber ein Verſuch zur Erlangung von Schabdenderfag gänzlich nutzlos ift, 
nicht nur wegen Mangel an Können, fondern meiftens auch wegen Mangels 
an Wollen. &8 ift eine der ſchlimmſten Erfcheinungen in den gegenwärtigen 
gewerblihen Zuftänden, daß ſehr viele Arbeiter die jetzige lahme Rechtspflege 
dazu benugen, fich der Erfüllung von Verpflichtungen zu entziehen, die voll- 
Höndig in ihren Kräften läge. Auch Diejenigen, welde mehr als genügende 
Mittel beſitzen, etwa verurfachten Schaden zu erfegen, werben durch die zahl- 
reihen Beiſpiele factifcher Straflofigkeit dazu verleitet, felbft die rechtmäßigſten 
gen ımerfüllt zu laffen. Wer aber einmal auf diefe Weife die Bahn 

der Unreellität und Unehrenhaftigfeit betreten bat, wer einmal die Erfahrung 
gemacht Bat, daß er ohne Nachtheil einen Arbeitgeber betrügen kann, bei dem 
bat das Ehrgefühl einen unheilbaren Schaden erlitten; er wird in Zufunft nur 
zu leicht ſuchen, auf ähnliche unreelle Weife ſich einen Vorteil zu verichaffen 
anf Koften Anderer, und er wird jehr bald nicht nur im Verhältniß zwiſchen 
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Arbeiter und Arbeitgeber, ſondern auch anderen Verpflichtungen gegenüber die 
Gebote der ſtrengen Rechtlichkeit außer Acht laſſen, ſobald ſie mit ſeinem Vortheil 
in Widerſpruch kommen. 

Angeſichts der Bedeutung übrigens, welche ich dem in meiner Theſe 2 
ausgeſprochenen Sachbeſtande beilege, habe ich mich nicht darauf beſchränkt, die 
Thatſache als allgemein bekannt hinzuſtellen, ſondern mi auch nad ander⸗ 
weitigem Zeugniß umgeſehen. Ich habe Hier eine Aufmachung über die Thätig- 
teit des Hamburgiſchen Vergleichsbehörde, einer Behörde, die in Ausführung des 
8. 108 der Gewerbeordnung im Jahre 1869 zur Schlichtung gewerblicher 
Streitigfeiten errichtet ift, zur Hand, und erlaube mir Ihnen Einiges daraus 
anzuführen. Die Bedeutung diefer Behörde werden Sie Daraus erkennen, Daß 
dielelbe in den 4 Yahren 1870—73 incl, über welche die Aufmachung ſich 
eritredt, 7483 Streitfachen zu erledigen hatte. Bon diefen Streitſachen ift bei 
Weiten die größere Hälfte von Arbeitern gegen Arbeitgeber anhängig gemadht. 
Die vorermähnte Aufmahung — die, wie ih fofort erwähnen will, von einem 
Juriſten herrührt, jo daß in Nachfolgendem nicht etwa die Stimme eines un= 
zufriedenen Gewerbsmeiſters zu hören ift, — bemerkt hierzu: „Diefer auffallende 
„Umftand wird, jevenfall® größtentheild dadurch erklärt, Daß in den wmeiften 
„Fällen eine Klage gegen ven Gehülfen dem Arbeitgeber wohl formell, aber 
® nicht materiell zu feinem Rechte verhelfen fann, denn wenn die Entſcheidung 
„gegen den Gehülfen ausfällt, jo wird derſelbe ſehr Leicht Durch Fortgehen von 
„bier die VBollftredung des Erkenntniſſes unmöglich machen. Wenn er aber auch 
„bier bleibt, jo wird eine auf eine Geldleiftung, 3. B. Entihävigung, lautende 
„Entiheidung in faft allen Fällen durd die Unpfandbarfeit des Gehülfen 
„illuſoriſch. Lautet Dagegen das Erfenntni auf Rückkehr in die Arbeit, jo 
„wird demſelben einfad nicht Folge geleiftet, und es giebt bet dem 
„gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung feine legalen Mittel, um die Folge 
„leiftung zu erzwingen, oder die Nichtfolge zu beftrafen. Daß unter folcyen 
„Umftänden die Arbeitgeber wenig Luft haben, gegen miderjpenftige und contract- 
„brüchige Gehülfen vorzugehen, ift mohl erklärlich“ Meine Herren! das ift 
das Ergebniß einer fünfjährigen Erfahrung der Hamburgiſchen Vergleichsbehörde. 
Ih darf demnach wohl annehmen, daß fid) gegen die Behauptung meiner 
Theſe 2 von der Nuglofigfeit der civilrechtlichen Schadenserſatzklage Fein ernftlicher 
Widerſpruch zeigen wird. | 

Es bleibt deshalb, wenn man nicht die völlige Straflofigkeit des Contract: 
bruches ſtatuiren will, nichts Underes übrig, als die ftrafrechtliche Verfolgung 
eintreten zu laflen, und ich wende mich deshalb jettt gegen Diejenigen Argumente, 
welche die Anwendbarkeit derſelben von verſchiedenen Standpunkten her in Frage 
geftellt haben. Wenn ich dabei hauptſächlich Diejenigen Einwendungen ins Auge 
fafje, welche von Seiten der Gewerkvoereine kommen, jo wird das bei der 
beachtenswerthen Stellung derſelben motivirt erfcheinen. 

Diefe Argumente beftehen nun zunächſt in einer Beihönigung des Contract- 
bruches ſelbſt. Es ift das auch nicht weiter verwunderlich, wenn 3. B. bie 
Mitglieder der Gewerkvereine in dem Gutachten ihre8 Anwalts (S. 175) bie 
Worte lefen: „Die jederzeit freie Lösbarkeit auch der Arbeitsverträge ift eine 
„nothwendige Confequenz ber ganzen modernen Wirthichafts- und Nedhts- 
„geftaltung, deren leitende Princip die gleiche individuelle Freiheit Aller iſt“, 
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und etwas weiterhin ne. derjelbe Herr Gutachter ed als einen inneren 
Wiverfpruh, „allen den Vertrag zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu 
„den „„Dauernden im Wechfel ver Ereigniffe” “ machen zu wollen.” Es ift 
anzunehmen, daß der Herr Verfafler dieſe Säte lediglich gegen Verträge auf 
lingere Zeit hat richten wollen, man wird aber nicht verkennen können, daß fie 
ihrem Wortlaut nach gegen die Innehaltung al’ und jeder Arbeitöverträge an⸗ 
gewandt werden können, und es würde durchaus nichts Ueberraſchendes haben, 
wenn die den Worten des Herrn Gutachters folgenden Arbeiter darauf hin 
handeln würden. Es wird denn auch an mehreren Stellen (S. 169 ff.) zur 
Entſchuldigung des Contractbruches der Arbeiter darauf hingewieſen, daß viele 
Contracte mit Verſchiedenheit der Kündigungsfrift für Wrbeitgeber und Arbeit: 
nehmer eriftiren, jo wie auf einfeitig aufgeftellte drückende Yabrif- und Arbeits- 
Drbnungen. Es braucht aber wohl kaum betont zu werben, daß berartige 
Uebelflände mit der Frage, ob der Eontractbrudy im Allgemeinen beftuaft werben 
jole, gar nichts zu thun haben. Es ift Sache der Gewerkoereine, und Dazu 
find fie geichaffen, ven Arbeitern Die Macht zu geben, bet Abſchluß des Arbeits⸗ 
contractes ungebührliche Zumuthungen in Betreff der Kündigungsfriſten ober ber 
Arbeitsordnungen zurüdweifen zu können. Die Gültigfett eine8 einmal abges 
ſchloſſenen Contractes kann aber nicht davon abbängen, ob diefer Inhalt ſpäter 
dem einen Theile nicht gefällt. Der Staatsangehörige hat mancherlei Verord⸗ 
nungen fich zu fügen, bei deren Erlaß er nicht gefragt ift, und deren Inhalt ihm 
häufig ſehr wenig zufagt. 

Mebrigend will ich die Gelegenheit benugen, bier einige Bemerkungen in 
Bezug auf die dritte, der Enquöte, betreffend die Sontractbruchfrage, zu Grunde 
gelegte Frage bier einfließen zu laſſen, die Frage nämlich, ob DBerträge, welche 
en und Arbeitgeber auf längere Zeit verpflichten, im Allgemeinen wünſchens⸗ 

eien. 

Ich meine, die Frage läßt fih, fo allgemein geftellt, überhaupt nicht be— 
antworten. Die Dauer des Arbeitöcontracte® muß ſich je nah den Umftänden 
de8 einzelnen Falles richten, und es iſt ebenfomohl möglih, daß die Abwejen- 
beit jeglichen Contractes den Verhältniffen am Beten entfpriht, wie umgefehrt 
eine längere Dauer deſſelben im Intereſſe ſowohl der Arbeit, wie der Arbeit» 
geber und Arbeitnehmer Tieg. Am nädften Tiegt ja dabei ber Hinweis auf 
Uindlihe Berhältniffe, auf die Exntearbeiten u. dgl. Aber auch die Induſtrie 
tennt derartige Verhältniffe, 3. B. den Ziegeleibetrieb, die Zucerraffinerien und 
andere Arbeiten, welche ſaiſonweiſe betrieben werden. müfjen. Hierbei kann es 
ganz direct im ‘nierefſe des Arbeiters liegen, für die ganze Dauer der Arbeit 
Beihäftigumg geſichert zu haben, und nicht etwa ber Möglichteit ausgeſetzt zu 
ſein, einen Theil der nicht wieder einzuholenden Arbeitszeit auf der Suche nach 
nener Arbeit verbringen zu müſſen. Daneben giebt es manche andere Fälle, in 
welchen längere Abſchlüſſe zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſehr wunſchens 
werth, ja vielleicht nothwendig werden können, der Bau von Schiffen und 
Häufern, größere Erdarbeiten u. dgl. Auch braucht es ſich dabei nicht immer 
mm das gewöhnliche Verhaͤltniß zwiſchen Urbeitgeber und Urbeitnehmer zu 
handeln, ſondern auch. die Uebernahme . größerer Gruppenaccorde unb die 
genoffenfchaftliche Arbeit kann längere 5— nothwendig machen. Die An⸗ 
theilhaber an einem Gruppenaccorde oder an genoſſenſchafilicher Arbeit müſſen 
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“ Sicherheit unter einander haben und können deshalb in die Lage fommen, ſowohl 
mit Arbeitgebern wie unter fich längere Contracte zu ſchließen. In Hamburg 
haben 3. B. bei Gelegenheit des Ietten großen Bauhandwerkerſtrikes die Gefellen 
verſucht, mit genofienichaftlicher Uebernahme von Bauten vorzugehen, und den 
Bimmergefellen ift auch in diefer Weile ein Bau übertragen; die Sade hat 
aber feinen Fortgang gehabt und wieder aufgegeben werden müſſen. Die Ge— 
jellen jagen natürlich wegen des Widerftanded der Bourgesifie, in Wirklichkeit 
aber, weil nadı vielen Vorgängen das Publikum fein Vertrauen in die Zuver⸗ 
lälfigfeit der Gelellen hatte. Niemand wollte rißfiven, mit Leuten, die ın ihrem 
Berbältniß zu den Meiftern fich ſehr wenig an contractlihde Berpflihtungen 
fehrten, einen Baucontract abzuſchließen, auf die Gefahr bin, die Bedingungen 
deſſelben nicht erfüllt und den Bau in der Mitte Liegen gelaſſen zu feben, fobald 
der Contract etwa den Leuten ober einem Theil derfelben leid würde Kurz, 
längere Contracte müfjen ebenjo gut gehalten werben, wie kürzere, und es kann 
auf die Straffälligfeit des Contractbruches durchaus nicht einwirken, daß der 
gebrochene Contract auf längere Zeitdauer abgeichloffen war. Dafür, daß bie 
Contracte zu den gehörigen Bedingungen und auf gehörige Dauer abgeichloffen 
werben, hat der Arbeiter, veip. der Arbeiterverein zu jorgen, die einmal über- 
nommenen Berpflichtungen aber müſſen gehalten werben. 

Die ganze auf die Dauer der Contracte und die Verfchiebenartigfeit Der 
Sontractbevingungen gebaute Argumentation zu Gunſten der Straflofigleit des 
Contractbruhes wird übrigend in Bezug auf die Verhältniſſe im Handwerk 
hinfällig gemacht dur das Zugeſtändniß des Verfaſſers (S. 172), daß im 
Handwerk von einfeitiger Abhängigkeit wenig mehr die Rede fei. Gerade im 
- Handwerk aber graffirt der Contractbruch am ftärkften, viel mehr als in der 
Großinduſtrie. 

Auf Seite der Arbeiter, und wie die dem Gutachten des Herrn Dr. Hirſch 
angehängten Aeußerungen der Gewerkvereine zeigen, vielfach auch von letzteren, 
wird der Arbeitscontract als ein Ding angeſehen, das eigentlich den Arbeiter 
gar nicht binden dürfe, und ein Verſuch, aus dem Contracte eine Verpflichtung 
des Arbeiters geltend zu machen, als etwas mit Tyrannei ziemlich Gleichſtehendes 
bezeichnet. In naiver Weiſe tritt dieſe Anſchauung in dem Gutachten der 
Maurer und Steinhauer zu Thorn (S. 203) zu Tage, in welchem es dem 
Arbeitgeber als ſchweres Unrecht ausgelegt wird, wenn er einen bei ihm con= 
tractlich in Arbeit Stehenden nicht ohne Weitered entlaffen will, fall8 ein anderer 
Arbeitgeber dem Arbeiter 21/, Sgr. pro Tag mehr Lohn zahlen will, und 
dieſelbe Auffaflung tehrt auf ©. 206 am Fuße nochmal wieder: Sa, der 
Drteverein der Mafchinenbau: und Metallarbeiter in Landsberg a. W. erklärt 
fogar (S. 223) den Contractbrucd für ein Mittel, das fittlihe Gefühl 
des Arbeiters zu heben, wenn er nämlich durch den Contraetbruch fich 
ſolche Vorteile Hat verſchaffen fünnen, daß er feinen Verpflichtungen gegen 
Familie, Staat und Commune befjer nachlommen konnte! Nach diefer Auf 
faſſung ift alfo jeder Contractbruch eine fittlihe That, da ſchwerlich jemals 
ein Arbeiter feinen Contract gebrochen Bat, um feine Stellung zu verihlehtern. 
Mir Icheint, daß es foldden Anfichten an der Zeit ift, eingegangenen 
Verpflichtungen wieder Beachtung zu ſchaffen, und Daß man nicht, wie derſelbe 
Berein (©. 223) will, die Beſtrafung des Contractbruched auf ſolche Fälle 
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beſchränke, wo ein „ſachlich ungerechtfertigter Contractbruch“ vorliegt, oder wie 
a. a. O. died näher erläutert wird, wo derſelbe nur geichieht, um überhaupt 
einen Bruch berbeizuführen. Alle Contractbrüde aber, die für den Arbeiter 
Bortbeil bringen, find nad, Anficht des gedachten Vereins „fachlich gereihtfertigt“ 
und ſomit ftraffret zu laſſen. 

Weberhaupt zieht ſich durch alle Gutachten der Gewerkvereine wie ein rother 
Inden der Gedanke Bin, daß ein Contract einen Arbeiter nur jo lange binden dürfe, 
als er nicht mit feinem Vortheil in Conflict komme, und das find die Arbeiter, 
die ich ſelbſt Für die Befonnenften und Rectichaffenften, für bie Elite des 
veutichen Arbeiterftanves halten. . Danach mag man abnehmen, wie e8 in den 
anderen Arbeiterkreiſen ausfieht, und ob es nicht Zeit ift, dem Rechte und Geſetze 
wieder Achtung zu verichaffen. Ich fchließe natürlich hierbei nicht auf Bös⸗ 
willigfeit, ſondern auf Begriffsverwirrung, die aber niemals fo weit bätte 
gediehen fein Fünnen, wenn nicht die factifche Straflofigfeit, welche durch die 
gegenwärtige Gejetgebung dem Contractbruche gefichert iſt, ſelbſt die Leute auf 
den Glauben gebracht hätte, daß doch auch in den Augen den Staates der 
Bruch des Arbeitscontractes eigentlich eine recht gleichgültige Sache fei. 

Außer denen aber, weldye folchergeftalt den Contractbruch beſchönigen, giebt 
es noch eine ganze Anzahl, welche die Verwerflichkeit deſſelben anerkennen, aber 
trogdem von einer Beftrafung nichts wifjen wollen. Theils beftreiten fie, Daß 
De Sache fo jchlimm fer, theils möchten fie den Gontractbruch felbit Lediglich 
als Folge unjerer ganzen induftriellen Zuſtände darftellen, ſodaß alſo nur von 
einer Aenderung biefer Zuftände jelbft ein Verſchwinden oder eine Verminderung 
des Contractbruches zu erwarten fei, theils fegen fie ihre Hoffnung auf ein noch 
erft zu findendes ganz neues vollftändiges Syſtem focialer Geſetzgebung, bis zu 
defien Einführung die Frage vertagt werben müſſe, theil® endlich fchlagen fie 
zur Belämpfung des Contractbruches andere Mittel vor, welche eine ftrafrecht- 
_—_ deſſelben überflüffig machen ſollen. Ich wende mich zunächſt 
zu Letzteren 

Da kommen zuerft Diejenigen, welche den Contractbruch befeitigen wollen 
durch Abſchaffung des Arbeitscontractes jelbft, indem fie an Stelle jeder Kün⸗ 
digungsfriſt die jederzeitige fofortige Entlaffung der Arbeiter, reſp. das jeber- 
zettige fofortige Verlaſſen der Arbeit, jegen wollen. Ich fürchte, das Heilmittel 
wäre jchlimmer als die Krankheit. Unfer ganzes Verkehrsleben ift auf ben 
gegenjeitigen Contract und die Sicherheit defjelben gegenüber dem böſen Willen 
einer Partei zugeſchnitten; unfere Induſtrie kann den Contract nicht entbehren. 
Es ft unmöglich, das beiderfeitige Verhältniß dauernd lediglich auf den 
guten Willen zu baſiren, der natürlich fofort aufhört, wenn bie Arbeitöbe- 
dingungen dem einen oder anderen Theile nicht mehr vortheilhaft ericheinen. 
Es wäre ein ganz enormer Schaben fir unfer Wirthichaftsleben, wenn es auf 
bie Möglichkeit, im Voraus über fpäter erforderlich werdende Leiftungen zu 
contrahiren und für die Dedung zukünftiger Bedürfniſſe im Voraus zu forgen, 
verzihten follte. Und das würde die nothgebrungene Folge fein, falls Das jegt 
Hin und wieder ergriffene Auskunftsmittel, jegliche gegenfeitige über den Tag 
— Verpflichtung aufzuheben, — ein Mittel, das ich immer nur als 

1. verzweifelteß babe anſehen Können — allgemein werben ſollte. Daß es bis 
ft“ in vereinzelten Ctabliffements ohne Nachtheil, oder felbft mit Erfolg 
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fungirt hat, beſagt nichts. Es kann das in der Perſon der Leiter begründet 
ſein, oder in beſonderen Verhältniſſen; vorzugsweiſe hat das Erperiment aber 
deshalb gelingen können, weil es bis dahin ein vereinzeltes war. Ebenſo wenig 
beſagt es, wenn in neuerer Zeit in einzelnen Gewerbszweigen gleichfalls das gegen⸗ 
ſeitige Verhältniß ohne Kündigung allgemein geworben if. Zum guten Theile 
ift e8 geichehen, weil die Arbeitgeber dadurd dem für fie unleidlihen Zuftande 
entgehen wollten, daß $. 110 der Gewerbe-Ordnung mit feiner Vorſchrift über 
die 14tägige Kundigungsfriſt einfeitig gegen fie geltend gemacht wurde. Die 
Arbeiter aber find in ihrer großen Mafle mit diefer Wendung keineswegs ein= 
verftanden. Ste wollen wohl jelbft die Freiheit haben, jederzeit aus einem 
eontractlichen Arbeitsverhältnife zurüdzutreten, wenn ihnen dies vortheilhaft iſt, 
oder menn fie gerade Luft dazu verfpüren: aber fie find im höchſten Grabe 
aufgebracht, wenn umgelehrt auch die Arbeitgeber das gleihe Recht in Anſpruch 
nehmen, um bie Arbeiter jeden Tag zu entlaffen, oder, wie die Arbeiter es aus⸗ 
brüden: auf die Straße werfen zu können. Belege hierfür finden Site in den 
Gutachten der Gewerkvereme in Hülle und Fülle; namentlich ift dabei wiederum 
auf das bereit8 oben angeführte Gutachten aus Thom zu verweilen. Ein 
Beiſpiel ähnlicher Inconfequenz erleben wir augenblidiih in Hamburg bei 
Gelegenheit eines Strife8 der Küper (Böttcher). Diefe fordern gleichzeitig Ab- 
Ihaffung und Einführung der Accordarbeit. Bei den kleinen Meiftern, die 
felbft mit in der Werfftatt arbeiten, und darauf achten, daß bie Geſellen wirklich 
thätig find, fol die Wochenlöhnung abgeihafft und dafür das Syſtem der 
Accordarbeit eingeführt werden; in den größeren Geſchäften und Fabriken ſoll 
umgelehrt die Accordarbeit befeitigt und an deren Stelle die gleichmäßige 
Löhnung nad dem Durchſchnittsverdienſte des guten Arbeiter8 bei Accordarbeıt 
eingeführt werben. Beides alfo, je nachdem es den Gefellen am vortheilhafteften 
und den Arbeitgebern am nachtheiligften if. So geht e8 durch das ganze 
Arbeitöverhältnig hindurch; die Gehülfen verlangen nicht Recht, fondern Vorrecht; 
fie wollen, nachdem früher auf ihre Rechte zu wenig Rückſicht genommen, jetzt 
ausſchließlich ihren Bortheil zur Geltung bringen. 

Einen ferneren Beweis davon liefert die Prarid der Hamburgiichen Ber- 
gleich8behörbe; die Arbeiter nehmen in jedem alle Die Gunft des 8. 110 ber 
G.⸗O. (14tägige Kündigungsfrift) für fib in Anſpruch, und weigern fih, auf 
Verabredung, tägliche Kündigung zu acceptiren. Selbſt wenn der Meifter von 
vorneherein erklärt bat, Daß er auf Feine Kündigungsfrift fich einlaffen wolle, 
wird jedesmal geklagt, fall er ohne 14tägige Kündigung entläßt, und dadurch 
erklärt fih die ſtarke Zunahme der Klagen auf Entfhädigung wegen Ent- 
lofjung ohne Kündigung, die im Jahre 1871 520, 1872 588, im vorigen 
Sahre aber 810 betragen haben. Die Arbeiter wollen nichts von einer 
täglichen Kündigung wiffen, und wer da meint durch Beleitigung der Arbeits⸗ 
contracte, alfo Einführung täglicher Annahme und täglicher Entlafjung Der 
Arbeiter, womit die Möglichkeit des Contractbruches, aljo auch die Yrage 
wegen Beftrafung befjelben wegfiele, den Frieden in den Beziehungen zwifchen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer wieberberzuftellen, der irrt. Ich berufe mich 
diesbezüglich auf das Beugniß der hier anweſenden Arbeiter. 

Sodann wende id mich zu Denen, welche vorjchlagen, die Frage wegen 
Beitrafung des Contractbruches auf andere Weife aus der Welt zu ſchaffen, 
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3. DB. durch genoffenichaftliches Eintreten der Arbeiter für einander, woburd) 
alſo die Möglicykeit der ciwilrechtlichen Geltentmahung von Schadenserſatz⸗ 
forderungen gegeben werden und die Nothwendigfeit anderweitiger Verfolgung 
wegfallen fol; ferner durch allgemeine Einführung von Einigungeämtern und 
Schiedsgerichten, endlih durch Erhöhung des Bildungsftandeg der Arbeiter 
überhaupt. 

Ih will einmal, des Argumentes wegen, annehmen, daß z. B. die Ge— 
werfvereine, wenn es damit Ernft würde, wirklich bereit wären, bie civilrechtliche 
Haftbarfeit für ihre einzelnen Weitgliever zu übernehmen. Ich Halte es für 
zweifelhaft, daß fie wirklich dauernd bereit fein würden, Derartige Verpflichtungen, 
deren Umfang fi im Voraus gar nicht überfehen läßt, auf fih zu nehmen, 
aber ih will, wie gejagt, des Argumentd wegen, einmal die Möglichkeit eines 
folchen Vorſchlages annehmen: Was fol dann gefchehen in Bezug auf Die- 
jenigen, welche folchen Vereinen nicht angehören, — und das ift bis jett Doch 
noch, die große Mehrheit, — fowie auf Diejenigen, welde, vielleicht gerade im 
Hmblid auf die aus Mebernahme einer foldhen Solidarhaft möglichennetje er- 
wochfenden Laſten, gar nicht beitreten wollen, oder wieder austreten, oder endlich 
in Bezug auf Diejenigen, weldye die Gemerfvereine auszuftoßen fich gedrungen fühlen, 
nachdem und weil jie ihnen durch Contractbiud u. dgl. bereit8 zu große Laften 
auferlegt haben. Alle diefe Kategorien: Nichtmitglieder, auögetretene oder aus: 
geftoßene Mitglieder, wird es ſteis in großer Zahl geben, mas fol in Bezug 
auf dieſe geihehen? Sollen dieſe — möglicherweife die große Mehrzahl — 
ſtraffrei contractbrüchig werden können, weil die Gewerkvereine für eine Minorität 
die Haftpflicht übernehmen? Und Tiegt nicht die größte Wahrjcheinlichkeit vor, 
Daß die Mitglieder der Gewerkvereine es ſehr bald fatt haben würden, Schadend- 
erjag zu Teiften, wenn fie jehen, daß die übrigen Arbeiter bei Allen, was fie 
thun, frei ausgehen ? 

Ich fehe Deshalb in der Mebernahme ver Erſatzpflicht durch genoflenichaft- 
liche Vertretung nicht das Heilmittel, und bleibe dabei, daß, felbft den Fall des 
denkbar größten Erfolged der Gewerkvereine angenommen, die Nothwendigkeit 
wirffame Mittel zur Beftrafung des Contractbruches bereit zu halten, immer 
beftehen bleiben wird. Denn niemal® wird ‚man doch den Gemwerfvereinen bie 
Berpflihtimg auferlegen fünnen, für jeden Arbeiter einzutreten, alfo jeden 
Bummler ohne Weitered in ihre Neihen aufzunehmen und für ihn, falls er ſich 
vergeht, die Haftpflicht zu libernehmen. 

Nicht viel beffer fteht e8 mit dem Hinweiſe auf die Schievögerichte und 
Einigungsämter. Zunächſt ift doch für die Zeit und für Diejenigen Fälle Vor— 
forge zu treffen, bis und infomeit folche Gerichte noch nicht exiftiren. Dann 
aber, wenn Schiedsgerichte eriftiren, fragt es fih, was foll für dieſe Rechtens 
ſein, was ſollen fie 3. B. in Eontractbruchfällen erkennen? Wenn jie feine 
Strafe verhängen dürfen, fo bleibt auch ihnen nichts Anderes, als der jegige 
Zuftand, wo die gewöhnlichen Gerichte, reſp. Gewerbegerichte Schadenserjag ober 
Wiederaufnahme der Arbeit u. dgl. decretiren, aber fein Berurtheilter ſich darum 
fümmert. Ob dann ein folder wirkungsloſer Urtheildfpruch von einem gewöhn⸗ 
lichen Gerichte oder einem Schtedögerichte geiprochen wird, ift für den Geſchädig⸗ 
ten wohl ziemlich gleichgültig. Etwas Anderes wäre e8 vielleicht, wenn Die 
Türfprecher der Schiedsgerichte Dielen etwa eine folde Strafgemalt, die fie den 
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ordentlichen Gerichten verſagen, zutheilen wollen; davon habe ich aber bis jetzt 
noch keine Spur entdeckt. So lange einem Gerichte, welcher Art es auch ſein 
und welchen Namen es auch tragen mag, die Möglichkeit fehlt, ſeinen Ausſprüchen 
Beachtung nöthigenfalls zu erzwingen, bleibt ihm die demüthigende Rolle „un= 
maßgebliche Ratbichläge” zu ertheilen, und damit felbft die Achtung vor dem 
Rechte und den Gerichten untergraben zu helfen. 


Was endlich den Hinweis auf Hebung der Bildung im Arbeiterftande an= 
betrifft, fo bin ich gewiß der Letzte, der irgend einem dahin zielenden Verſuche 
widerfprechen würde. Ich bin vielmehr der Anficht, daß in diefer Hinfiht auch 
in neuefter Zeit noch viel zu wenig geſchieht. Aber ich theile die Hoffnungen, 
welche an die zukünftige befiere Bildung des Arbeiterftandes geknüpft werben, 
nicht. Zuvörderſt muß ih die Frage wiederholen: Was joll werben in ber 
Zeit, bis die erftrebte höhere Bildung den Arbeiterftand durchdrungen hat? Wir 
können mit Abftellung gegenmwärtiger Uebelftände doch unmöglich warten bis in 
eine ganz unbeftimmte und unbeftimmbare Zukunft. Außerdem aber glaube ich 
gar nicht, Daß derjenige Zuwachs an Bildung, auf welchen wir in abjehbarer 
Zeit bei der Maſſe des Arbeiterftandes rechnen können, und der wohl faum 
weiter als bis zu der fog. Halbbildung führen wird, wirklich cine jo große 
Stärkung der fittlihen Bildung mit ſich führen wird, daß damit dem Eigennutz 
und der Frivofität, denen der jegige Zuſtand entfpringt, und die durch Straf: 
loſigkeit jo wefentlich gefördert werben, ein kräftiger Damm entgegengefetst werde. 
Und wiederum die Frage: Was foll mit denen geſchehen, welche nicht gebilveter 
geworben find, ober die durch höhere Bildung feine Stärkung der Sittlichkeit, 
ſondern vielleicht umgelehrt der Neigung und der Mittel zur Befriedigung un- 
fittliher Gelüfte erfahren Haben? Und dabei muß ich noch einen der bebent- 
lichften Punkte berühren. Die unfittlihe Neigung zur Mißachtung eingegangener 
Verpflichtungen wird jegt gerade in dem jüngften Nachwuchſe, dem gegenüber die 
Zügel der Autorität faft ganz verloren gegangen find, am Bäufigften gefunden. 
Ich verweife in Bezug darauf auf einen fehr beachtensmwertben Ausiprud Des 
Drtövereind der Buchbinder x. in Berlin (S. 214 der Gutachten). Es heißt 
dort mit bürren Worten, daß „kein Meiſter dieſes Gewerbes überhaupt noch 
hoffen darf, eimen Lehrling die contractlich bedungene Zeit zu behalten“, und 
wenige Zeilen weiter wird dann daraus die Schluffolgerung gezogen: „Daß 
„Menſchen, die ſich ſchon in der Jugend an Wortbrud gewöhnten, auch als 
„Arbeiter Contractbrüche begehen werben, ift unzweifelhaft.” 


Meine Herren! Da liegt die Hauptgefahr der jegigen Zuftände. Die jegige 
Straflofigfeit muß nothgedrungen zur ftetigen Verſchlimmerung führen, und wie 
wollen Sie der Art vorbereitetes Material überhaupt zur höheren fittlichen 
Bildung führen? Gerade diefe Erwägung bat ja denn aud einen der ent- 
Ichiedenften Gegner der Beitrafung des Contractbruches unter den gehörten 
Sutachtern, Prof. Dr. Schmoller, dazu geführt, für die minderjährigen Arbeiter 
der Beftrafung des Contractbruches zuzuftimmen. Ich werde auf die Darin 
liegende Inconſequenz noch zurückkommen. 

Der Hinweis auf das Dazwiſchentreten der Gewerkoereine, auf Einführung 
von Sciedsgerichten und Cinigungsämtern und auf eine zukünftige höhere Bildung 
des Arbeiterftande® kann nich deshalb auch durchaus nicht in der Anficht 
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ſchwankend machen, daß die Einführung eines wirffamen Strafmittel® gegen ben 
Contractbruch abſolut notbwendig geworden iſt. 

Ebenſo wenig aber auch der vom Herrn Referenten gemachte Vorſchlag, 
durch Einführung von Arbeitsbüchern dem Contractbruche ein Ende zu 
machen. Ich bin der Meinung, daß ein ſolcher Verſuch bei den Arbeitern auf 
noch viel heftigeren Widerſtand ſtoßen würde, als die von mir befürwortete 
Beſtrafung des Contracibruches, denn die Arbeitsbücher find, wenn fie allgemein 
und obligatorifch durchgeführt werben jollen, nicht® Anderes als die früheren 
Wanderbücher. Ohne eine fortwährende genaue Controle find ſolche Arbeits⸗ 
büder wertbloß, die Controle aber führt zu der, von dem einen der Herren 
Outachter, der namentlich für die Gontrolebücher plädirt (Brandes, ©. 129 der 
Gutachten) jo lebhaft perhorrescirten Einmiſchung der Polizei, und damit haben 
wir die polizeilich zu vifirenden Wanderbücher aufs Neue. Diefen werben aber 
die Arbeiter mit einer Heftigkeit fich widerfegen, gegen welche Die jegige Be- 
kämpfung eine® Contractbruchgeſetzes nur Spaß if. Sch kann den Hinweis 
auf Einführung von Controlebüchern aljo unmöglich als einen genügenden 
en gegen meine Forderung, daß der Contractbruch beftraft werben- müffe, 
anfeben 


Es bleibt mir jegt noch übrig, denjenigen Einwendungen zu begegnen, 
welde darauf binausgehen, daß die Sache gar nicht fo ſchlimm jet, wie fie 
gemacht werde, Einwendungen, welche ſich hauptſächlich darauf fügen, daß nicht 
genügende Statiftiten vorliegen, und welde deshalb eine Hinausſchiebung jeder 
Entſcheidung verlangen, bis gründliche Unterfuchungen den Umfang und Die ge- 
wöhnliche Urſache des Contractbruches feftgeftellt haben; furz die Theſe 3 des 
Herrn Referenten. Meine Herren! Ih follte meinen, wenn irgend etwas durch 
taufendfältige® Zeugniß feftgeftelt iſt, jo ift es das Umfichgreifen und die 
ſchlimmen Wirkungen des Contractbruches, namentlidy im Kleingewerbe, feit Ein⸗ 
führung der Gefeggebung, welche dieſes Delict ſtraflos gemacht hat. Ein: 
flimmige Beichlüffe in wiederholten Verfammlungen, auf weldyen viele Taufende 
von Handwerksmeiſtern vertreten waren, haben in diefer Beziehung doch wohl 
deutlich genug geiprochen. Aber auch aus den vorliegenden Gutachten ift Beweis⸗ 
material binreihend zu entnehmen. Herr Dr. Hirſch fagt und (S. 177), daß 
die Hälfte der von ihm eingezogenen Öutachten Der Gewerkoereine eine Zunahme 
des Contracibruches auf Seite Der Arbeiter zugiebt, ein Zugeftändniß, das um 
jo beachtenswerther ift, als die Dryane der Gewerkvereine ganz gewiß 
micht zu Ungunften der Arbeiter votiren, und außerdem nach eigener Ausfage, 
den befonneneren Theil der Arbeiter vertreten. Man kann fih alfo ein Bild 
Davon machen, wie es in den Kreifen derjenigen Arbeiter ausfieht, die nicht fo 
befonnen find, den Gemerkvereinen beizutreten, bekanntlich die große Mehrzahl. — 
Herr Brandes führt (S. 126 der Gutachten) an, daß im Jahre 1873 bei 
634 Tifchler-Arbeitsgebern, welche 3500 Gefellen beichäftigten, 2700 Fälle von 
Contractbrudy vorfamen. Der Ortöverein der Berliner Tapezierer ꝛc. giebt zu, 
wie bereits erwähnt, daß in Berlin die Lehrlinge dieſes Gewerbes fo ziemlich 
alle contractbrüchig werden. Nach der mir vorliegenden Zufammenftellung ver 
Hamburgiſchen Vergleichsbehörde haben bei verfelben Arbeitgeber lagen an= 
geftellt auf Wiederaufnahme der Arbeit, Vollendung angefangener Accordarbeiten 
und Entſchädigung wegen Verlaſſens der Arbeit 1870 in 228 Fällen, 1871 
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im 171, 1872 in 469, 1873 in 406 Fällen. Dabei ift bezeichnend, wie 
geringfügig die Zahl der Entſchädigungsklagen if. Bon ſolchen befanden fich 
unter vorgenannten Zahlen 1870 2, 1871 4 Fälle; 1873 wurde ein Verſuch 
gemacht, dieſes Mittel energiicher in Anwendung zu bringen, und die Zahl 
der Klagen ftieg auf 55; man fand aber fehr bald die Nutzloſigkeit dieſer Ver— 
ſuche heraus, und die Zahl derartiger Klagen fiel 1873 auf 23, während fie 
in neuefter Zeit fo gut wie ganz aufgehört haben, und nur noch ausnahms⸗ 
weiſe Jemand, der noch feine Erfahrungen gemacht Batte, mit derartigen Klagen 
die Zeit des Gerichtes überflüffiger Weile in Anfpruh nimmt. 

Sie fehen aber auch, meine Herren, wie verleitlih eine Statiftif ohne 
Commentar in diefem Falle fein würde. Wer die Zahlen der Hamburgiſchen 
Vergleichsbehörde anfieht, ber müßte annehmen, daß der Contractbrud abge: 
nommen habe. In Wirklichkeit wird er aber fo erfolgreich und jo mafjenhaft be= 
trieben, daß man die nuglofe Mühe der Verfolgung ganz aufgegeben hat. In 
Etwas können die oben angeführten Zahlen ergänzt werben durch die Auf- 
macung über die von Hülfsarbeitern angeftellten Klagen. Es find foldhe 
Klagen auf Arbeitslohn und Auslieferung von Effecten und Papieren angeftellt 
1870 902, 1871 724, 1872 797, 1873 878. Alle dieſe Klagen betreffen 
faft ausnahmslos Contractbruchsfälle, in welchen jedoch der Meifter verjucht hat, 
durch Zurüdbalten von Lohn ꝛc. ſich für feinen Schaden ganz oder theilweiſe 
zu deden, und e8 dem Gehülfen überlafien bat, zu Flagen. Ich muß aber aud) 
hierbei wiederum darauf binmweifen, wie wenig die nadten Zahlen hinreichen, 
ein richtige Bild der wirklichen Berhältniffe zu geben. Die Klage der Arbeiter 
gegen die Arbeitgeher betreffen je eine Sade, in der jeder Gehülfe einzeln 
gegen feinen Arbeitgeber klagt. Dagegen ift eine Klage eined Meiſters und 
Vabrifanten Häufig gegen eine ganze Reihe von Beklagten gerichtet, und die 
bloße Bergleihung der Zahl der Klagfälle giebt fomit ein irriges Bild. Eine 
zuberläffige Statiftit über diefe Dinge zu geben, ift ſomit eine recht fchwierige 
Sache, wenn nit gar unmöglih. Ich glaube aber, daß fchon aus dem eben 
hier Angeführten fich zur Genüge ergeben wird, von weldyer Bedeutung die Sache 
für den gewerblichen Betrieb ift. 

Endlich babe ich mich noch gegen Diejenigen zu wenden, welche eine Ber= 
tagung geleßgeberifchen Einfchreitens bis dahin verlangen, daß eine volljtändige 
geſetzliche Regelung der wichtigeren Theile der jocialen Frage gleichzeitig erfoluen 
kann. Ich darf wohl fragen, wann diefer Zeitpunkt zu erwarten iſt. ‘Der 
Herr Referent deutet in feiner Theſe 4 felbft an, daß man ſich noch nicht ein- 
mal über die dabei zu befolgenden Principien Har iſt. Auch ift eine Einigung 
darüber notoriſch fürs Erfte noch nicht zu erwarten, und nad erfolgter Ver: 
ftändigung über die Brincipien würde die praktiſche Durchführung Dderjelben 
wohl noch geraume Zeit in Anſpruch nehmen. Die Verweiſung einer Regelung 
der Contractbruchsfrage bis auf den Zeitpunkt, an welchem die gejetliche 
Regelung der wichtigften Theile der ſocialen Frage gleichzeitig erfolgen fann, 
fommt alfo einer Bertagung ad calendas graecas vollftändig gleid). 

Wenn aber die Sad h Tiegt, wenn man zugeben muß, daß der Contract= 
Bruch, wie er jet betrieben wird, eine weſentliche Schädigung der wirtbichaft- 
then Volkswohlfahrt und ein ſchweres Unrecht mit fi) führt, wenn man ferner 
zugefteht, daß einer Beitrafung des Contractbruches rechtlich nichts entgegenftebt, 
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wenn man, wie ich glaube nachgewiefen zu haben, fich eingeftehen muß, daß die 
anderweitig vorgefchlagenen Mittel zur Abhülfe wirkungslos fein und bleiben 
werden, wenn eine Zuſammenkoppelung der Gejetsgebung über den Contractbruch 
mit einer foctalen Zufunftsgefeßgebung, von der man weder Inhalt noch Zeit 
gegenwärtig erfennen kann, nur zu einer ganz unbeftunmten Hinausfchiebung 
führt: fo glaube ih, kann man aus’allen diefen Prämiffen nur den einen 
Schluß ziehen: daß man fagt, der Contractbruch muß beftraft werden, um bem 
wirthichaftlichen Uebel vorzubeugen und das fchwere Unrecht zu fühnen. 

Narnentlich glaube ich Darauf reinen zu dürfen, daß diefe Confequenz auch 
von Denjenigen gezogen werben wird, welche eine Beftrafung des Contractbruches 
der Minderjührigen zulaflen, dafjelbe Vergeben aber bet erwachſenen Arbeitern 
ſtraflos laſſen wollen. Die Inconfequenz Tiegt auf der fladen Sand. “Die 
Argumentation, mit welcher fie unterftügt wird, liegt in dem Gutachten des 
Heren Prof. Dr. Schinoller vor. Er unterfcheidet zwifhen dem Charafter des 
Contractbruches, je nachdem er von Minderjährigen oder von Erwachſenen voll» 
führt wird, und alfo auch ın dem Charakter der Strafe. Contractbruch eines 
Minderjährigen ift ihm eine Auflehbnung gegen berechtigte Autorität, und Be: 
ftrafung deshalb ein erziehliche® Zuchtmittel, angewandt an einer Perfon, die 
noch ımter erziehlicher Zucht fteht, oder doch wenigſtens ftehen follte. Contract: 
bruch, begangen von einem Erwachſenen, ift ihm dagegen lediglich Bruch einer 
eingegangenen civilrechtlichen Verabredung und als ſolche auch nur civilrechtlich 
zu verfolgen. Ryaftifch würde diefe feine Untericheidung aber nur dazu führen, 
daß der Minderjährige, der in den Augen des Geſetzes für feine Handlungen 
noch nicht zum Vollen verantwortlidh ift, beftraft werben foll für Vollführung 
einer Handlung, die dem Volljährigen, von dem nicht nur das Geſetz, fondern 
auch die Bolksſtimme annimmt, daß er im Stande if, zu beurtbeilen und zu 
begreifen, was er zu thun und zu verantworten bat, ungeahndet hingehen fol. 
Ih kann unmöglich glauben, daß diefe Anſchauung bier ae gewinnen 
fönnte, nehme vielmehr an, daß, wenn der Contractbrud bei dem geſetzlich 
minder verantwortlichen Minderjährigen beftraft werden foll, er auch bei den 
vollverantwortlicden Erwachſenen beftraft werben muß. 

Zum Schluß geftatten Sie mir noch einige perfönliche Bemerkungen. Ich 
ſtehe Hier durchaus nicht als Fanatiker, als Feind der arbeitenden Claffen oder 
als Jemand, dem es bejonderes Vergnügen machen würde, eine Anzahl Arbeiter 
ind Gefängniß zu fenden. Ebenſowenig möchte ih aus Anlaß einiger vorhin 
gemachten Bemerkungen als Gegner der Gewerkvereine angejehen werden Im 
Segentheil erkennt Niemand williger die Beftrebungen der Ietteren um Wieder: 
berftellung des ſocialen Friedens durch Befriedigung der berechtigten Forderungen 
der Arbeiter und Aufklärung derfelben über ihre Nechte und Pflichten an. Es 
würde mir nichtö Lieber fein, al8 wenn ein Geſetz, wie ich es wünfde, niemals 
zur Anwendung gebracht zu werben brauchte; ich lege das Hauptgewicht nicht 
auf die Beitrafung, fondern auf die Verhinderung des Unrecht. Können die 
Gewerkvereine in diefer Hinficht wirken, fo wird Niemand ihnen beveitwilliger 
Beifall zollen als ih. Auch wird ja, wenn Die Gewerkoereine confequent an 
der von ihnen ausgefprochenen Ahficht, dem Contractbruche bei ihren Mitglievern 
vorzubeugen, fefthalten, das Strafrecht niemals ihre Mitglieder treffen, und 
ein ſolches Verfahren ihnen direct vortheilhaft fein, indem es ihren Einfluß 











38 . Beftrafung des Arbeitscontracthruche. 


gegenüber den Arbeitgebern und deren Bereitwilligfeit, ihnen entgegen zu kommen, 
fteigern muß. Ich muß aber mit vollfter Ruhe und nad) eingehenpfter Erwägung, 
Dabei bleiben, daß ein geſetzliches Kinfchreiten gegen den Bruch des Arbeits: 
contractes abjolut nothwendig geworden ift. 

Für das Kleingewerbe iſt die Sicherung des Arbeitöverhältniffes geradezu 
eine Lebensfrage. Die Großinduftrie kann zum Theil, wie das auch ſchon im 
Reichstage ausgeiprocken ift, eines Contractbruchgeſetzes entbehren; fie bat noch 
mancherlei andere Machtmittel gegenüber ihren Arbeitern, deren Anwendung für 
die Arbeiter aber ſchwerlich vortbeilhafter fein wird, als ein vom Richter zu 
handhabendes Geſetz. Soldier Machtmittel aber entbehrt das Kleingewerbe ganz, 
und diefer Zuftand wird, je mehr das junge Gelchlecht, das von vomeherein an 
Mißachtung eingegangener Verpflichtungen gewöhnt ift, heranwächſt, immer 
ſchlimmer. Die Berliner Tapezierer baben das fehr richtig bezeichnet. 
Während das Kleingewerbe vollauf beichäftigt fein follte, Durch gemeinfchaftlichen 
Erwerb von Arbeitsmafchinen, gememfhaftlihe Beſchaffung ver Robftoffe, ge= 
meinſchaftliches Aufſuchen von Ablagquellen, kurz durch genoſſenſchaftliches Zu⸗ 
ſammenwirken, das von der Großinduſtrie bedrohte Gebiet zu behaupten, und 
verlorenes wieder zu erobern, ruht dieſe nothwendige Thätigkeit faſt ganz, weil 
alle Kraft durch den ewigen Kampf mit den Hülfsarbeitern in Anſpruch ge⸗ 
nommen und lahm gelegt wird. Dauert dieſer Zuſtand fort, und wird dem 
Gewerbe nicht wenigſtens der unentbehrliche Rechtsſchutz wieder verſchafft, ſo 
geht das Kleingewerbe ſeinem Untergange in kurzer Friſt entgegen. Was das 
aber für die Zukunft des Staates bedeuten wird, darüber brauche ich in dieſer 
Berfammlung, in der ein Leder die Entwidlung des focialen Kampfes mit 
Aufmerkfamteit verfolgt bat, wohl fein Wort zu verlieren. Die Social- 
demofratie bat recht wohl erfannt, um was es fi) handelt, und darım wird 
von ihrer Seite der Contractbrud mit Bewußtſein als fchärffte Waffe im 
Claſſenkampfe angewendet. Ste weiß, wie fehr der Contractbrud zu gegen= 
feitiger Verbitterung beiträgt, und will bei diefer Berbitterung im Trüben filchen. 
Sie weiß auch ſehr wohl, wie groß die Kraft und Bedeutung des Widerftandes 
ift, den jie bis jest noch im einen felbftändigen Gewerbebetriebe findet; ein 
fürzliches freches Wort in einem ihrer Hauptorgane: Der Kleingemerbeftand 
bürfe jet nicht Täuger gefchont, fondern er müſſe fo raſch wie möglich ins 
Proletariat hinuntergebracht werden, zeigt deutlich, worauf es abgeſehen ift. 
Arbeiten Sie diefen Beitrebungen entgegen, geben Sie dem Gewerbeſtande eine 
Stüge, indem Sie ſich für bie von mir aufgeftellten Theſen erklären: 

1. Der Bruch des ArbeitscontractS und die birecte oder indirecte Verleitung zu 
demfelben erfiheint nicht nur als ein namentlid das Kleingemwerbe und bie Landwirth⸗ 
fhaft ſchwer ſchädigendes mirthfchaftliches Uebel, fondern vor Allem als ein ſchweres 
Unredt, das von moralifdem Standpunkt aus durchaus verdammt werben muß 
und beifen Beflrafung von rechtlichem Standpunlt aus zuläffig ift. 

2. Die civilrechtliche Schavenserfatliage hat fih in den meiften Källen als gänz- 
lich unwirkfam zur Verhütung und Beſtrafung des Arbeitscontractbruchs gezeigt. 

3. Eine firafredtlihe Verfolgung des Arbeitscontractbrucde, ſowie ber Berleitung 
in demſelben, ift deshalb nothwendig, jedoch hat dieſelbe nur dann einzutreten, falle 

urch den Contractbrud ein Schaden verurfadht worden ift, und der Contracibrüchige 
ben Erſatz defielben verweigert oder dazu außer Stande befunden wird. 

4. Die ftrafrechtlihe Verfolgung des Arbeitscontractbruch8 und der BVerleitung 
findet nur auf Antrag des Geſchädigten ftatt. 
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EINIT 


Borj. Dr. Naffe madt die Mittheilung, daß Dr. Dax Hirſch die Ant» 
worten der Ortöverbände auf die an ihn gerichteten Fragen auf den Bitreautifch 
niedergelegt bat. 

Es find drei Anträge eingegangen. Der Schriftführer Prof. Knapp vers 
lieſt diefelben : 


Dr. Hecht (Mannheim) beantragt: 1) Daß in Held's erfter Thefe mit dem 
re geichlofjen werde; 2) daß die Thefe 2 mit dem Worte „zweifel⸗ 
tepe. 


Prof. Neumann beantragt folgende Theſen: 


1) Der Bruch des Arbeitsvertrags ſowie die directe und indirecte Verlei⸗ 
tung zu demſelben geſtaltet ſich nicht nur zu einem großen Uebel für 
das Kleingewerbe und die Landwirthſchaft, ſondern iſt auch ein Unrecht, 
deſſen häufiges Vorkommen auf die ſittlichen Vorſtellungen der betheilig- 
ten Claſſen ſehr nachtheilig wirken muß; 

2) indeß liegt hinreichende Veranlaſſung zu einer einſeitigen Ausnahme⸗ 
beſtimmung, welche den Arbeitscontractbruch in den gedachten Erwerbs⸗ 
zweigen mit Criminalſtrafe bedroht, während Contractbrüche im Uebrigen 
regelmäßig ſtraflos bleiben, nicht vor; 

3) in der von dem Kleingewerbe ſchwer abzugrenzenden Großinduſtrie wird 
die Beſtrafung des Arbeitscontractbruchs die Intereſſen der Arbeitnehmer 
in unverantwortlicher Weiſe ſchädigen. 


Landrath Tiedemann beantragt zu den Theſen der Correferenten: 

ad 2. Civilrechtliche Schadenerſatzklage hat ſich in den meiſten Fällen als 
gänzlich unwirkſam erwieſen). Sie würde nur dann von wirklich durchſchlagender 
Wirkung fein, wenn fie auch gegen den Arbeitgeber gerichtet werben könnte, von 
welchem der contractbrädyige Arbeiter neu engagirt worden if. 
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ad 5. Um ven Inhalt eines ArbeitercontractE außer allen Zweifel zu 
itellen, find die Contrahenten zur fchriftlichen Abfaffung deſſelben zu —— 
Es ſind zu dieſem Zwecke Contractsbücher einzuführen, welche hinſichtlich der 
Dauer des Vertrags, der etwa vorbehaltenen Kündigungsfriſt, der Höhe des 
Lohnes und der Art der Dienſtleiſtung in überſichtlichen Rubriken die verein— 
barten Beſtimmungen enthalten. Bon der Eintragung in ein ſolches Contract⸗ 
buch iſt die Klagbarkeit des Vertrags abhängig zu machen. 


(4, Stunde Paufe.) 


Nah der Paufe macht der Präfident Miittheilung über verſchiedene, in= 
zwilchen eingegangene und zur Bertheilung reſp. zum Verkauf beftimmte Schrift: 
ftüde, die auf dem Büreau am Eingange des Saales ausliegen, und erfucht 
zugleich Die anweſenden Mitglieder, einem ftatutenmäßigen Beſchluſſe zufolge, 
einen Beitrag zu den Koſten Der gegenwärtigen Generalverfammlung von 
2 Thalern zu entrichten. Hierauf tritt die Verſammlung in die 


Generaldiscuffton. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Meine Herren! Die Frage, ob wir auf die 
Generaldiscuffion, in die wir jett eintreten, eine Spectaldiscuffion folgen laſſen, 
können wir wohl fpäterer Beſchlußfaſſung vorbehalten. Bis jett weiß ich mir 
in Feiner Weife eine genaue Eintheilung des vorliegenden Stoffes zu denten, 
welche einen geeigneten Anhaltspunft für eine Spezialdiscuffion liefern würde. 
Ich glaube, dag wir wahrſcheinlich mit einer Generaldiscuffion, die ich hier— 
mit eröffne, auslommen werden. 

Was die Reihenfolge der Redner angeht, fo iſt es in dieſer Frage wohl 
wunſchenswerth, daß wir darüber immer einen Redner für und einen Redner 
gegen die Strafe hören Andernfalls kämen wir in die Page, drei oder vier 
Redner hinter einander für oder gegen ſprechen zu Hören. Sie erlauben mir 
daher wohl, für diefe Frage diefe allgemeine parlamentariche Praxis eintreten 
zu laſſen. — 

In den früheren Verſammlungen iſt beſtimmt worden, daß kein Redner 
das Recht hat, in der Generaldiscuſſion länger als 10 Minuten und in der 
Epecialdiscuffion Tänger als 5 Minuten zu fpreden. Nach dieſer Zeit ift e8 
Pflicht des Präfidenten, den Redner zu unterbrechen und die Berfammlung zu 
fragen, ob der Redner weiter gehört werden fol. Wenn fein Widerſpruch er: 
folgt, fo nehme ich an, daß diefe Zeitbeihränfung auch für unfere ganze heutige 
Tagesordnung wieder gelten fol. (Es erfolgt fein Wideriprad).) 

Wir treten alfo in die Discufjion ein. Der erfte Redner ift Herr Sans 
fon aus Berlin 


Janſon (Vertreter des Verbandes der deutlichen Gewerfoereine): Geehrte 
Verſammlung! Ich bekenne mich als Gegner der criminellen Beſtrafung des 
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Contractbruchs und werde mich an die Ausführungen des Präfidenten halten, 
welcher gelagt Hat, es ſei vor allen Dingen nothwendig, das Uebel zu unter: 
juchen, feinen Urſprung zu ergründen und alle einfchlägigen Berhältniffe zu 
prüfen, ehe man cin Urtheil fällt, das fonft vielleicht ſehr einfeitig ausfallen 
fönnte. Nun bat aber der Correferent ſich meines Dafürhaltene auf einen 
etwad eimfeitigen Standpunkt geftellt und die Frage nicht fo gründlich be- 
handelt, wie e8 nothmendig gewefen wäre. — Die Frage des Contract: 
bruchs wird von beiden Referenten dahin erläutert, als fet fie aus ber Bu: 
nahme der Rohheit entftanden. Diefem muß ich widerſprechen; denn auf der 
anderen Seite wird von der Wiſſenſchaft nachgewieſen, dag Rohheiten und Ber: 
brechen in den legten Jahrhunderten abyjenoimmen haben, indem man ja an ber 
fleigenden und finfenden Macht des Clerus nachweiſt, daß in früheren Yahr: 
hunderten Unfittlichkeit und Rohheit in einem höheren Grade geherriht haben, 
als jett, mo Die Menjchheit zu höherer Bildung gelangt iſt. ‘Damit widerlegt 
ſich meines Erachtens die Behauptung, dag das zunehmende Auftreten des Con: 
tractbruch® eine Folge der zunehmenden Rohheit der niederen Volksſchichten fei. 
Meine Herren! Daß erft jet das große Geſchrei über den Bruch der Arbeits- 
contracte feiten® der Arbeitgeber erhoben wird, hat darin feinen Grund, daß in 
der vormärzlidyen Zeit von einem Gontractbruce der Arbeiter injofern nichts be- 
fannt war und befannt werden Tonnte als die Arbeitgeber es waren, die 
ihn geübt haben, und Niemand da mar, der einen folden Rechtsbruch rügte. 
Ich behaupte, Daß der Contractbruch ſchon zehn Jahre früher, ehe wir Arbeiter 
die Coalitionsfreiheit erhielten, von den Arbeitgebern in der frivolften Weife 
geübt worden ift, ohne geahndet zu werden. Das Gutachten des Herm Knauer 
gefteht zu, Daß die ländlichen Arbeiter fi von einem inhumanen Arbeitgeber 
böchften® zu einem etwas humaneren begeben tonnten, während e8 dem gewerb- 
lichen Arbeiter möglih war, fid) auf dem Wege der Wanderichaft nad) anderen 
Orten zu begeben. Am Schluffe ſeines Gutachtens aber verwirft Herr Knauer 
alle diejenigen Beftrebungen von anderer Seite, die ihrer Zeit dazu beigetragen 
haben, dem Arbeiter fein Recht zukommen zu Yaffen. Herr Knauer beſchuldigt 
die Großinduftrie, den ungeheuren Mangel an Arbeiten auf dem Lande herbei= 
geführt zu haben; fie habe den Anlaß gegeben, daß die Arbeiter grob und 
„miederträdhtig” gegen Die Gutöherren wurden. Ich bin aber der Anficht, daß 
bie Verhältniſſe, beſonders auch Die vom Herrn Knauer zugeftandene Inhumanität 
der ländlichen Arbeitgeber, die Arbeiter derjelben vom Lande weggetrieben haben, 
md daß die Großinduftrie ſich der ländlichen Arbeiter erft bedient hat, nachdem 
diefe einmal zur Verfügung ftanden. (Sehr wahr!) Auch der im vorigen Jahre 
verfammelt gemefene „Verein Ländlicher Arbeitgeber” hat ja ausgeſprochen, „man 
müffe den Arbeitern die Berhältniffe auf dem Lande angenehm machen“. 
Darin Tiegt doch das Zugeftändniß, daß es ihnen jet nicht angenehm tft! (Sehr 
richtig) Sch perfönlich kenne die Verhältniſſe auf dem Lande ganz genau, denn 
ich bin auf einem Dorfe geboren und erzogen, bin aber natürlich auch bereit, Aus— 
nahmen zuzugeftehen. Der Handwerksburſche vom Lande, der das Leben in 
größeren Städten kennen gelernt hat, bringt nach und nad) feine ganze Familie 
oder Bermandtichaft nad der Stadt. Das ärmlichfte Leben in der Etadt ift 
unmer noch ein köſtliches zu nennen gegen dasjenige, was in mandyen ländlichen 
Bezirlen beſteht. Dadurch ift ein Meberfließen von Arbeitöträften nach Den 
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Städten hin entſtanden. Aber Herr Knauer macht ſich in ſeinem Gutachten 
eines großen Widerſpruches ſchuldig. Mit Recht ſagt Herr Dr. Roſcher in ſeinem 
Gutachten, man ſolle eine vom Fabrikherrn einſeilig eingeführte Fabrikordnung 
nicht einem Contract nennen, es iſt in der That fir den Arbeiter, der gezwungen, 
Arbeit zu ſuchen, mehr Befehl. Und hierbei komme ih auf Herm Dannen- 
berg, der da fagte, auch die Einigungsämter könnten gegen den Contractbrud 
nichts nügen. Ich möchte ihm ermidern, daß er nicht zu wiſſen ſcheint, was 
Einigungsämter fein follen. Die Einigungsämter follen erit die Baſis beritellen, 
auf welcher wahrbafte contractliche Berhältnifie geichaffern werden können. Wenn 
man von mander Seite glaubt, daß ſolche Feſtſtellung nicht nütlih und zwed- 
mäßig ſei, jo ann ich dem .nicht zuftunmen, denn ich halte dafür, daß jeder 
abgeſchloſſene Contract gehalten werden ınuf. Was den von Herrn Dannen= 
berg fo ſchwer gerüaten Ausſpruch des Landsberger Gutachtens betrifft, jo finde 
aud ich in dem Aufgeben eines drüdenden Arbeitöverhältniffes feitens des Ar- 
beiter8 unter Umftänden eine fittlihe Hebung deffelben, weil er dadurch die 
Möglichkeit findet, feinen ftantsbürgerlihen Pflichten beſſer nachzukommen. Es 
iſt doch nichts natürlicher, al8 wenn Jemand fucht, feine Pflichten gegen den 
Staat beſſer erfüllen zu können. Aber daß die Leute als Regel den Contract 
brechen wollen, das finde ih aus jenem Ausſpruche nicht heraus. Und follte 
es wirflih ausgeſprochen fein , fo ift e8 entſchieden nicht die herrfchende Anſicht 
der Gemwerfoereine. 


Vorſ. Prof. Dr. Waffe: Ich muß, meiner Pflicht gemäß, den Rebner 
unterbredyen, da 10 Minuten bereits verjtrichen find. Ich frage die Berfamms 
lung, ob fie den Redner noch weiter zu hören wünſcht? (Zahlreiche Ja! aus 
der Berfammlung.) 


Herr Janſon (fortfahren): Herr Tannenberg führt weiter aus: auf 
dem Wege der Bildung und dem der Gewerkvereine und Schedd- und Einigungs- 
ämter würde es zu lange dauern, ehe man andere Arbeiterverhältniffe erlangen 
fönne. Ich bin der Meinung, daß jedenfalls ein Anfang damit gemacht 
werden müſſe, ein Verſuch! Wenn aber dieſer Verſuch von Erfolg begleitet 
jein fol, fo ift nöthig, daß man ihm eine gefegliche Executive giebt, denn was 
nügen 3.8. die Schtedsämter, wenn fie ihren Beichlüffen feine gefegliche Geltung 
verichaffen können! Ohne gefegliche Sanction Liegt allerdings diefe Sache ehr 
zweifelhaft, denn wir Können den Leuten nicht nachlaufen, wenn und nicht das 
Geſetz zur Seite fteht. — Daß Arbeitnehmer wie Arbeitgeber eine Menge 
Ungeredtigkeiten begeben, ift ja nicht zu leugnen; aber da ftellt Herr Dannen- 
berg wieder Hamburg voran. Für mid find gerade die Hamburger Berhältniffe 
gar nicht maßgebend, denn es ift ja befannt, daß Hamburg fo recht ein Herd 
ſocialiſtiſcher Umtriebe ft Auch Herr Brandes findet eine Menge von Fällen 
heraus, die wir nicht bezweifeln, da er vermöge feiner Stellung in der Arbeiter⸗ 
agitation die reichſte Kenntniß davon erhalten bat. Aber es ift eben nicht 
richtig, aus dieſen einzelnen vorgefommenen Fällen Schlüffe zu ziehen für bie 
Zufunft und für die Allgemeinheit. Ich ftelle in den Bordergrund, Daß es 
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nöthig ift, ein wirkliches contractliches Verhältniß zwilchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern berzuftellen. Wenn das Berhältnig aber ein richtiges werden 
jol, jo muß man die Herftellung deffelben den Betbeiligten überlaffen. Und 
es wird auch trog aller Schwierigkeiten durchführbar fein; denn wenn ein Theil 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer durch ein Einigungsamt Contracte vereinbaren, 
und Die nicht Betheiligten ſehen, daß fie dadurch im Nachteile find, fo werben 
fie fih dem wohl anſchließen. Die außerhalb eines contractlichen Verhältniſſes 
ftebenden werben ſich gewiß nicht Tange mit ihren Arbeitgebern berumjchlagen, 
jonden den Andern nachfolgen und auf fefter, felbftgejchaffener Baſis operiren. 

Für die criminelle Beitrafung des Contractbrudg8 wird von einzelnen 
Begutachtern angeführt, daß die Arbeitgeber auf dem Civilmege nicht zu ıhrem 
Rechte gelangten. Wenn Lebtered behauptet wird, ſo erfennt man damit an, 
daß die Arbeiter troß ihrer phyſiſchen Anftrengung eben nichts befigen,; man 
müßte jie alſo beſſer ftellen. Wenn man aber davon ausgeht, daß der Arbeit: 
geber den ledigen Arbeiter, ver jich binbegeben kann, wo er will, nicht belangen 
Eönne, — ja, meine Herren! wo verfolgt denn der Arbeiter feine rechtlichen An— 
ſprüche auf dem Civilwege, wenn er fich in dem betreffenden Drte nicht ernähren 
fann; er Tann fih doch nicht arbeitölos am Drte aufhalten, nur um feine 
Klage zu führen? Wovon lebt er denn derweil? Da wäre ed alfo wohl am 
Plage, daß ebenfalls auf die VBeftrafung ter Arbeitgeber Bedacht genommen 
würde! Meiner Auffaſſung nach können in diefer Frage nur die betbeiligten 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer felbft dafür forgen, daß etwas Richtiges geichaffen 
wird. Werden Sie dur das neue Strafgefes das Beabfichtigte erreichen ? 
Gewiß nicht! Diejenigen Arbeiter, die überhaupt fein Rechtsgefühl bejigen, 
werden Sie durch criminelle Beftrafung nicht vermögen, den Contract zu halten, 
weil fie die Bedeutung einer criminalen Beftrafung gar nicht erfennen; und der 
andere, gebildete Arbeiter bricht den Contract nicht. ch glaube, daß ınan auf 
dem Wege des Einigungsamtes, wenn er von allen Seiten ohne Sonderintereilen 
betreten wird, 'mal dahin kommen wird, wohin man ınit einer criminellen Be— 
firafung nicht gelangen kann. _ Ich begreife überhaupt nicht, wie man einerſeits den 
dentfchen Arbeiterftand und feine Bildung fo hoch erhebt; wie man fagen fann, 
dag die Erfolge Deutſchlands vor nicht allzulanger Zeit nur der Intelligenz und 
Bıldung feiner Bevölkerung zuzufchreiben feien, wo doch der Arbeiter die Majortät 
bildet, und wie man ihn jegt auf eine fo niedrige Stufe der moralifchen und 
fittlichen Bildung ftellen will. Ich bin der Ueberzeugung, daß fid hier in 
dieſem Saale feine Majorität finden wird für die Anſicht, daß der deutſche 
Arbeiter zur Erfüllung‘ feiner Pflichten nur zu bewegen ift durch einen Straf: 
poragrapben, den man bisher nur gegen Heine Spigbuben angewendet bat. 
Der Arbeiter ıft nicht Jo ſittlich verwahrloſt, wie viele Nichtarbeiter meinen. 
In Berlin wären 3. B. in meinem Gewerbe die Arbeiter nicht To mitgeriffen 
worden, wenn die Behörde und Gemwerfvereinlern zur Seite geftanden hätte. 
Aber die Sorialdemocratie hat unfere Ideen zu unterdrüden gejucht, dadurch, 
daß fie unfere Verſammlungen fprengte, und der polizeilihde Schug, um den 
wir zum Scute des Verſammlungsrechts baten, iſt nicht erfolgt. So kam 
8, daß die Maſſen nicht aufgellärt werden konnten. Heute, hoffe ich, wird es 
und gelingen, dad Intereſſe der Arbeitermaſſen mehr mit den Intereſſen der 
Arbeitgeber zu vereinbaren und zu zeigen, daß die erfteren noch nicht jo tief 
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geſunken find, um lediglich criminelle Strafen gegen fie anwenden zu müſſen. 
Wenn ein Einzelner fih einmal von feinen früheren Neigungen zumeit binreißen 
läßt, jo kann das unmöglich ein Grund fein, jeden Arbeiter gleich einem Spik- 
buben zu behandeln. (Großer Beifall.) 


Landrath Tiedemann (Mettmann) für: Zunächſt habe ich einige Be: 
merkungen des Vorredners zu widerlegen. Er hat mit einiger Emphaſe hervor⸗ 
gehoben, daß die Beltrafung des Contractbruch8 fein Mittel fein würde, Die 
Rohheit unter den Maſſen zu vermindern, und daß es überhaupt unrecht ſei, 
zu behaupten, in der Jetztzeit hätten die Rohheiten und Brutalitäten im Arbeiter: 
ftande zugenommen. Meine Herren! ©eflatten Sie mix, der id an der Spige 
eines rheinischen Kreiſes ftebe, Darauf einfach zu erwidern, Daß es auf mich faum 
einen Eindrud mehr macht, wenn ich höre oder leſe, es babe in meiner Gegend 
diefe Nacht wieder Einer den Andern todtgeftodyen oder doch lebensgefährlich 
verlegt! (Hört! Hört!) Es ift in den induftriellen Kreifen des Niederrheiné 
ein folder Zuftand hereingebrochen — ich will gerne zugeben, daß die wildeſten 
Gefellen dort Fremde find, heigblütigere Arbeiter, wie die unfrigen —, aber e& 
iſt jedenfalls eine fo große Zuchtloſigkeit in diefen Kreiſen zu Tage getreten, 
daß der alte Friedrich Harkort allwöchentlich eine „Brutalitätöftatiftit” heraus: 
geben fann, in welder er regelmäßig eine erichredende Menge von Meſſer 
affatren conftatirt. Und wenn Sie midy fragen: was ift der Grund davon? fü 
muß ich jagen: „weil dem Arbeiter der Begriff von Redt un 
Geſetz vollftändig abhanden gefommen ift!” (Sehr ridtig!; ‘Den 
Arbeiter betrachtet den heutigen Zuftand nur als einen Kampf der Gewalt mm 
der Gewalt. (Sehr wahr!) Er beugt fi) vor keiner fittlihen Idee mehr. Ei 
hat den Nefpect vor der Somveränität des Staates verloren, weil er dieſer 
in allen ſocialen Fragen für machtlos hält. Hier müſſen mir deswegen ein 
greifen und auch dem Arbeiter fühlbar machen, daß der Staat doch noch mä 
tiger iſt, als er, und daß Derjenige, welcher ſich dem Rechtsbewußtſein ſeine 
Volkes widerſetzt, Died nicht ungeſtraft thun kann. (Sehr wahr!) — Ich ſteh 
im Weſentlichen auf dem Standpunkte des Herrn Correferenten Dannenbe x 
gehe aber in manchen Punkten weiter. Es heißt in der zweiten Theſe 
Herrn Dannenberg: „Die civilrechtliche Schadenserſatzklage hat ſich in 
meiſten Fällen als gänzlich unwirkſam zur Verhütung und Beſtrafung de 
Arbeitscontractbruchs gezeigt.” Hier wünfche ich den Zuſatz gemacht zu ſehen 
„Sie würde nur dann von wirklich durchſchlagender Wirkung ſein, wenn 
auch gegen den Arbeitgeber gerichtet werden könnte, von welchem der cont 
brüchige Arbeiter neu engagirt worden.“ Ich glaube nämlich, daß man du 
aus fehl geht, wenn man die vielen Fälle des Contractbruchs ausſchließlich 
die Arbeiter zurücführt. Es hat ſich Leider in den Streifen unſerer Groj 
fabrifanten und fonftigen Arbeitgeber noh nicht ein Grundſatz herausgebilde 
wie ihn der Adel in den beileven Zeiten feftzubalten pflegte: „Noblesse oblige 
Der Fabrikant jagt heute noch keineswegs überall: „Richesse oblige!“ er 
nutzt noch vielfach Mittel, um feinen Soncurrenten zu haben, und fi Vort hei 
zuzufügen, die man nicht Scharf genug brandmarken kann. Ich weiß pofitiv, De 
eine ganze Reihe von Contractbrüchen dadurch entftehen, daß Die Arbeitgeb 
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unter einander fich Die Arbeiter abfpenftig machen ; daß der eine Arbeitgeber die 
Arbeiter frägt: „Wie viel Borihuß habt Ihr bei Dem und Dem?“ und wenn 
die Arbeiter antworten: „50 Thaler!” ihnen zuruft: „ich gebe Euch 75 Thaler, 
laßt Eure Arbeit im Stich und kommt zu mir!” Ich werk, daß in Remſcheidt 
die firifenden Teilenarbeiter jubventionirt worden find von einem linksrheiniſchen 
Yabrifanten, der ein Intereffe daran hatte, Daß der ausgebrochene Strife vecht 
lange daure, Damit er dann alleın die Teilen anfertigen könne. (Hört! Hört!) 
Solden von den Arbeitgebern felbft gelchaffenen Zuftänden würde durch mein 
erfied Amendement ein Ende gemacht. — Sch komme jest zu meinem zweiten 
Amendement, zu Der Zuſatz-⸗Theſe 5. Ich glaube, daß, jo nothmwendig eine Be— 
frafung des Contractbruchs auch ift, dieſe dennoch in der Praxis feinen jofort 
durchſchlagenden Erfolg haben wird, wenn man nicht noch etwas Weiteres thut. 
Laſſen Ste mich bier, um Mißverftändniffe zu vermeiden, eine allgemeine Ve: 
merfung vorausfchiden. Ich bin ganz entjchieben der Memung, daß wir an 
dem Sage fefthalten müſſen: eine Bevormundung durch den Staat binjichtlich 
des Inhalts der Arbeitdcontracte darf in keiner Weife ftattfinden. Es muß 
durchaus den freien Ermeſſen des Arbeitgebers und Arbeitnehmers überlaffen 
bleiben, welche Beſtimmungen fie in den Contract aufnehmen wollen. Etwas 
Anderes iſt es aber mit der Form der Contracte; diefe kann und muß durch 
Gele geregelt werden. Ich flimme mit dem Herrn Vorredner darin überein, 
daß beſonders die Ländlichen Arbeiterverhältnifie Bieled zu wünſchen übrig laſſen; 
daß das Hauptübel in dem Umftande liegt, daß die Arbeitscontracte durchweg 
mündlich abgefchloffen werden; daß hiedurch dem ſchwächeren Theile in vielen 
Fällen die Möglichkeit entzogen wird, wegen Brechung des Contracted, deſſen 
äinzelne Beſtimmungen nicht zu conftatieen jind, gegen den ſtärkeren Gegner 
klagbar zu werben, und Daß ed daher immer nothwendiger wird, eine präcijere 
Form für die Schließung der Arbeitöcontracte zu finden. Der Herr Vorredner 
wird, wie ich hoffe, wiederum mit mir übereinftimmen, wenn ich vorichlage, 
hr Einführung von Contractsbühern zu wirken. Hiedurch finden wir in 
der That Die gewünſchte präciſere Form. Ich denke mir die Cache folgender: 
maßen: Jeder Arbeitgeber ift zu verpflichten, ein Contractöprotocoll einzurichten 
md zu führen, welches in beſtimmten, genau vorgejchriebenen Rubriken die 
Namen der Arbeiter, die Dauer des Vertrags, die Höhe des vereinbarten Lohnes, 
die Art der Dienftleiitung, die etwa vorbehaltene Kündigungsfrift und die Unter: 
ſchriften beider Contrahenten enthält. Ebenfo ift jeder Arbeiter zu verpflichten, 
ein dem Contractöprotocoll des Arbeitgebers analoges Contractsbuch zu führen. 
Ken Arbeitöcontract foll ferner Magbar fein, wenn er nicht ſowohl in das 
Contractsprotocoll des Arbeitgebers, wie in das Contractsbuch des Arbeiterd 
vorgelchriebenermapen eingetragen iſt. 


Borfigender Prof. Dr. Naffe unterbricht den Redner, da bereits 
0 an verfloffen; doch ſpricht derjelbe auf Wunſch der Verſammlung 
weiter. 


Diefe Contractsbücher bitte ih nicht zu vermechfeln mit den früheren 
Vanderbüchern und Päffen; auch nicht mit den Arbeilsbüchern der Gewerbe- 
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Drvnung Meine ContractSbücher follen nur dem Zwecke dienen, ein ficheres 
Beweismittel fir den Inhalt des Contracts und, wenn es fein muß, eine ſichere 
Grundlage für die Beftrafung des Contractbruchs zu ſchaffen. Dieſe Bücher 
Tiegen meines Erachtens eben jo jehr im Intereſſe der Arbeiter, als der Arbeit: 
geber. Sie bilden aber auch eine Waffe gegen den Arbeitgeber, der doloſer 
Weiſe feinen Concurrenten die Arbeiter abfpenftig macht, vorausgefett, daß man 
jenen flr Schadenserſatz haftbar maden will. Endlich dienen diefe Bücher noch 
zu einem Nebenzwede, ver freilich auf einem entfernteren Gebiete Liegt, mit der 
vorliegenden Frage aber doch auf's Engfte zufammenhängt. Ein Beifpiel aus 
der Praxis wird illuftriren, was ich meine. Im vorigen Jahre wurde im 
Kreife Bodum ein Mann ind Zuchthaus geſchickt, der überführt war, in ge 
werbsmäßiger Weile auf verſchiedenen Kirchhöfen die Leichen der Haare beraubt 
zu haben — zum Berkauf an Frifeure. — Diefer Dann entfprang bald darauf 
aus dem Zuchthauſe und wurde lange Zeit vergeblich ftedbrieflich verfolgt. 
Plöglich erhalte ih einen anonhınen Brief des Inhalts, daß fid) der betreffende 
Züchtling bereits feit vier Wochen bei einem Hofbefiger in der Nähe als 
Ermdtearbeiter aufbalte. Ich Lafje denfelben durch einen Gensdarmen arretiren, 
und er gefteht auch fofort, der Geſuchte zu fein. Jetzt frage ich den Hofbeliger, 
dem vor Schred die Haare zu Berge fanden, mie er einen ſolchen Mann vier 
Wochen unter feinem Dadye habe beherbergen und ber Gerechtigkeit habe ent- 
ziehen fünnen. Ja, antwortet Jener, ich bin in der Erndtezeit fo in der Ber: 
legenheit, daß ich Jeden nehme, der zu mir kommt; Papiere hat Niemand und 
von Außen kann id Keinem anſehen, ob er ein reeller Arbeiter oder ein Tauge- 
nichts iſt. Nun wohl, meine Herren! Der Landftreiher wird allerding® zurüd- 
jhreden vor der Forderung des Contractbuches; der gute, folide, fleigige Ar= 
beiter wird e8 mit Freuden begrüßen, denn er wird fich damit untericheiden 
können von den Nichtönugigen, und Die Bffentlihe Sicherheit wird weſentlich ge— 
winnen. — 

Was wir, die wir für criminelle Beftrafung des Contractbruds plädiren, 
erreichen wollen, iſt durchaus nichts Neues, Unerhörtes in der Jurisprudenz. 
Das Römiſche Recht bietet einen vollftändig analogen Fall. Es gab Deinjenigen, 
welcher durch die dolofe Handlung eines Andern eine Vermögensbeſchädigung er= 
Titten, neben der civilrechtlihen actio doli auf Schadenserfag Die criminelle 
persecutio stellionatus auf Beftrafung. Mehr wollen auch wir nicht. 

Seftatten Sie mir zum Schlufle, noch auf eine Bemerkung des Herrn Re— 
ferenten zurückzukommen. Prof. Held Bat gefagt: Die Frage wegen Beltrafung 
des Contractbruchs Tieße ſich nicht berausreißen aus der großen allgemeinen Frage, 
wie wir unfere jocıalen Zuftinde im Allgemeinen regeln jollen. Er bat fie, wenn 
ih nicht irre, bezeichnet al „ein kleines Geſetz“. Ich glaube, meine Herren, das 
ft durchaus unrichtig; ich glaube, ein Geſetz über die Beftrafung des Contract- 
bruchs ıft im Oegentheil von fundamentaler Bedeutung; ed ift der rich— 
tige Ausgangspunkt für unfere weitere fociale Geſetzgebung. Denn ein ſolches 
Geſetz ftellt einen Grundſatz auf, der werth ift, Tag für Tag wiederholt zu 
werden: Im preußiſchen Staate und im deutfhen Reiche gilt 
auch in focialen Fragen nit die individuelle Willfür, es 
gelten Recht und Ordnung und Sitte! Wer diefen ind Geſicht Tchlägt, 
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muß die Folgen auf jein Haupt nehmen. Nicht er wird das Recht brechen, 
das Recht wird ihn brechen! (Großer Beifall!) 


Dr. Mar Hirſch (Berlin): Deine Herren! Es war überhaupt nicht 
meine Abfiht, das Wort zu ergreifen, da ich durch mein Halsleiden verbindert 
bin, jo Taut zu ſprechen, wie e8 in einer ſolchen Berfammlung erforderlich wäre. 
Aber der Herr Eorreferent hat mich geradezu gezwungen, zur Vertheidigung der 
Corporationen,, die ich vertrete, Das Wort zu nehmen. Ich werde mid) auf 
dad Nothwendigſte beichränten. — Ic müßte eigentlih Herm Dannenberg 
äußerft dankbar fein für die Ehre, die er mir und den deutſchen Gewerkvereinen 
erwielen bat, indem er that, als wenn Niemand weiter als wir gegen bie 
Eontractbrucöbeftrafung wären. Daß auch andere Männer, wie 3. B. Herr 
Dr Laster, Herr Dr. Schulze: Delisih, Herr Prof. Schmoller und andere 
bedeutende Gelehrte, ja felbft eine große Anzahl Arbeitgeber Gegner der Be 
ſtrafung des Contractbrud find, davon hat man in dem Correferate wenig 
oder nichts gehört. Meine Herren! Noch dankbarer würde ich jedoch Herrn 
Dannenberg fein, wenn er fih die Mühe genommen hätte, mein Gutachten 
md Die Antwortjchreiben der Bereine nicht nur flüchtig durchzuſehen, fondern 
zu fludiren ; wenn er fich nicht begnügt hätte, wie eine Biene nur das heraus 
zuziehen, was ihm nützte. Es wäre beifer geweſen, daß er, der ſich fo beflagt 
über die Mifverftändniffe innerhalb der Arbeiterkreife, fich nicht felbft der größten 
Mißverſtändniſſe ſchuldig gemacht hätte. Er hat mir vorgeworfen, daß ich in 
meiner Schrift wenigften® anfcheinend dem Contractbrechen das Wort geredet 
hätte Die von ihm citivten Worte finden ſich aber keineswegs in der Be- 
ſprechung der Recht s frage, fondern nur bei Erörterung der Frage: Iſt es 
zweckmäßig, daß der Arbeiter reſp. der Arbeitgeber fich auf längere Zeit, auf 
Jahre hinaus Binde? Daſſelbe gilt von dem angeführten Ausfpruche des Orts: 
vereind der Maurer zu Thom. — Meine Herren! Wer au mur mit einiger 
Unbefangenheit ınein Gutachten fi) angefehen bat, befonderd auch die Gutachten 
der 15 Bereine, die angedrudt find, der muß doch den Eindrud bekommen 
baden, daß diefe Männer ſammt und fonders tief durchdrungen find von der 
Heiligkeit des geichloffenen Vertrages; daß fie es verbammen, wenn berfelbe 
gebrochen wird; daß die Differenz nur darin beſteht, ob das rihtige Mittel 
zur Aufrechthaltung dev Arbeitöcontracte die criminelle Beftrafung oder etwas 
anderes iſt. Wenn nun dem gegenüber Herr Dannenberg fi anflammert an 
ganz vereinzelte Ausfprüche unftudirter Arbeiter, die nicht jedes Wort auf Die 

ge legen, und dadurch die Gewerfvereine und die ganze ſittliche Stellung 
der Arbeiter berabzieht, fo muß ich fagen, das ift nicht fair! Ich behaupte 
gerade auch auf Grund unferer Gutachten, daß noch ein ganz Theil fittlicher 
Kraft in den Arbeitertreifen vorhanden ift; und andererfeits, wenn dieſelbe viel- 
ah geſchwunden iſt, fo frage ih, ob nicht die Arbeiter Die Mißachtung des 
Rechts und der Sittlichkeit von den höheren Kreifen gelernt haben!? 
Ih frage, ob nicht zu derfelben Zeit, wo die Contractbrücde der Arbeiter zahl: 
reicher wurden, in weit fchlimmerer Weife an Intelligenz und Einfluß body: 
ſtehende Perfonen gegen Recht und Sittlichfeit gefrevelt haben, fo daß man es 
nur begreiflich finden kann, wenn nach ſolchen Beiſpielen von Oben der Nedhts- 
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begriff im Arbeiter erfhüttert ıft! Meine Herren! Wenn beifpieldweife Prinzen 
und Fürften ihre Unterfchrift, die rumänischen Coupons einzulöjfen, verleugnen 
und dadurch Hunderte von Familien zu Grunde rihten, und wenn wir jeben, 
wie ed bei dem ganzen Gründungsſchwindel zugegangen, fo ift die Wortbrüdhigfeit 
der Arbeiter kein Wunder, und Sie haben fein Recht zu jagen: Es iſt bei 
dem Arbeiter auf fittlihen Halt nicht mehr zu rechnen ; wir müſſen fie criminell 
beftrafen. Das tft nicht recht: man muß die Gejammtlage ins Auge fallen ! 
Ih kann die bier nicht näher ausführen; weine Stimme erlaubt e8 mir 
niht. Aber darum möchte ich bitten: Greifen Ste nicht da hinein im die 
große Bedrängniß unferer Zeit, wo wahrſcheinlich das geringfte Unrecht vor= 
handen tft; geben Ste nicht Denen recht, welche ſchon lange die Arbeiter für 
bie ſchlimmſten Umfturzpläne werben mit der Rede: „Es iſt ein Claſſenkampf 
und eine Claffengefeßgebung im Deutſchen Reihe!" (Sehr richtig.) 

Meine Herren! Es ıft gelagt worden, der Arbeiter müfje die Kraft des 
Staates fühlen. Ya, meine Herren, ber Anſicht bin id) auch, und infolge 
veffen muß ich gerade daran denken, was noch fürzlic die Zeitungen über bie 
Ausbeutung der Frauen und jungen Kinder in den deutſchen Fabriken berid- 
teten. Meine Herren! Hiergegen befteht ein Gefeg, und gerade Herr Land» 
rath Tiedemann bat bei unferer erften Zuſammenkunft darauf Hingemwiefen, im 
welch' ſchmählicher Weife von Seiten der Arbeitgeber gegen dieſe beftehenden 
Gefege gefehlt wird! Meine Herren! Alles das: der Mifbraud der Frauen 
und Rinder, auf deren Schonung dod das ganze Familienglück beruht, zur 
übermäßigen Arbeit in den Fabrifen, — dıe Bezahlung der Arbeiter in ſchlechtem 
Gelde und ſchlechten Coupons und fo vieles Andere — ih kann ed bier nicht 
aufzählen — ift denn das nicht vorhanden ?! — Fangen Sie erft einmal 
damit an, die Gelege durchzuführen, die wir haben, und dann kommen Sie zu 
den Arbeitern und fagen denen: Jetzt, da wir Euh Recht verihafft haben, 
verlangen wir auch von Euch, daß Ihr Eure Pflicht erfüllt! — Sollte e8 ſich 
dann heraußjtellen, wie Herr Dannenberg behauptet, daß e8 unmöglich iſt, auf 
dem Wege der Genoſſenſchaft und der fi) mehrenden Bildung die häufigen 
Arbeitscontractbrüce, die übrigens nur aus einer Uebergangszeit herrühren, zu 
befeitigen, fo wird dann wohl nod Zeit fein, mit dem Criminalrecht vorzugeben. 
Augenblidlih ift noch Fein Anlaß da. Wenn aber überhaupt von Beftrafung 
die Rede fein kann, fo wäre es ineines Erachtens noch viel nöthiger, gegen ven 
jegt weit überwiegenden Contractbrud der Wrbeitgeber criminell vorzugehen. 
Aber das will ja Herr Dannenberg nit. Er bat nad $ 3 feiner Thefen 
die Auffaffung, daß der Contractbrud ein Ding von ganz amphibienhafter 
Natur iſt. So lange der Uebelthäter im Stande ift, eine Entfhädigung zu 
Yeiften, fo lange ift der Contractbruch nur ein civiles Unrecht; fobald er aber 
das nicht kann, fo wird das Ding plöglih crimmel. Meine Herren! ich ver: 
ftehe dieſe Logik nicht. — Nody einmal möchte ih Ste dringend erjuchen, fich 
nicht Durch jene jcheinbaren Gründe, durch jene vielfach, wenn aud gewiß ohne 
Abſicht, falſch gedeuteten Thatſachen hinreißen zu laſſen; jegt, wo die ruhigere Ueber⸗ 
legung doch ſchon auf beiden Seiten eingetreten iſt, noch einem derartigen Ver⸗ 
langen ihre Zuſtimmung zu geben, das nur dazu führen kann, dem Arbeitgeber 
ale Rechte in die Hände zu liefern! — Es iſt geiagt” worden, die Social⸗ 
demokratie fer nicht allein ſchuld an dieſen traurigen Verhältniſſen. Das iſt 
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auch meine Meinung; aber einen größeren Theil der Schuld tragen ‘Diejenigen, 
die zu einer Zeit, wo noch fein innerer Impuls vorhanden war, die Social- 
demokratie Fünftlic groß gezogen haben! (Sehr richtig.) Meine Herren, damals 
ift als reactionäred Parteimandver gegen die liberale Bourgeoifie diefe Bewegung 
ın den preußifchen Arbeiterkreifen fürmlich angeblafen und genährt worden, und, 
merfwärdig! -wie durch eine Ironie des Schidfald war es dann biefelbe feudale 
Partei, die zuerft mit dem Berlangen nach Beftrafung des Contractbruchs her⸗ 
vortrat. ALS die Wogen fo hoch gingen, daß fie au ihren Hals bedrohten, 
da war e8 mit der Viebe für den Eocialismus vorbei; da wurde der Straf: 
Trichter, da wurde die Polizei zu Hülfe gerufen! (Lebhafter Beifall.) 

Prof. Dr. v. Sybel (Bon) (für): Meine Herren, erlauben Ste, daß 
ih an die lekten Worte des Vorredners anfnüpfe und hiſtoriſcher Weiſe meine 
Meinung ausſpreche gegen den Sag, daß gewiſſe Beftrebungen erft die Social⸗ 
demofratie groß gezogen hätten. Wer ſich etwas umgejehen hat in der eurpätichen 
Geſchichte, der wird willen, woraus diefe Bewegung ihr Wachsthum gezogen 
bat. Die ſocialdemokratiſche Bewegung iſt eine ſolche, die keine Eoterie bat 
machen fünnen. Wäre fie von diefem Schlage, fo zählte fie heute ihre Anhänger 
wicht nach Millionen! Dur Coteriefünfte und Partei - Intriguen Tann man 
momentane Zäntereien beroorrufen, aber nicht die Bildung einer Partei, bie 
heute in Europa in Bezug auf Macht und Gefährlichkeit im erfter Linie fteht. 
Solche Parteien entftehen nur aus tiefer Tiegenden Urſachen, und ich follte 
denfen, wer die allgemeine Entwidelung der liberalen Partei in Europa mit 
fehenden Augen verfolgt hat, wird ſich vielleicht Jagen fünnen, aus weldem Miß- 
verſtändniß der liberalen und egalitären Gedanken nun diefe auf Gewalt und 
Umfturz finmende Partei hervorgegangen iſt. Eben deshalb, weil ich dieſe Joctal- 
demofratiihe Partei für eine äufßerft mächtige und gefährliche halte, Tann id) 
mich auch keineswegs durch die Beftrebungen der Hirich= Dunder’ichen Gewerk 
vereine beruhigt finden. Herr Dannenberg bat jhon gefagt: wenn wir die An= 
träge des Herrn Prof. Held annehmen, wie foll e8 dann aber mit den 92 ober 
95 andern Procenten unferer Arbeiter fteben? Wenn man fagt, daß dieje 5 
bi8 8 Procent der deutſchen Arbeiter umfaffen, jo glaube ich, fagt man jehr viel. 
Wenn man weiter annehmen will, — was ich gern zugebe — Daß die Gewerkvereine 
aus 8 oder 5 Procent ſittlich geraden, gefunden, wort und ehrtreuen Menjchen be- 
fteben, fo glaube ih, fagt man in Bezug auf die allgemeine Frage der Moralität 
umfere® Arbeiterftande® herzlich wenig! Meine Herren, ich glaube aber weiter, daß 
man fogar damit zuviel jagen würde und bin überzeugt, daß Herr Dr. Hirſch 
dies nicht beftreiten wird. Will man jedoch fünnmtlihe Mitglieder der Gewerk— 
vereine für folde ideale Männer von Treue, Ehre und Sittlichleit halten, 
fo kam ih um fo mehr auf die Berichte dieſer Gewerfvereine Bezug nehmen. 
ALS ihnen ihr Anwalt die Frage vorlegte: Iſt der Krebsichaden der Wortbrüchigkeit 
in den letzten Jahren im Zunehmen begriffen geweſen? fo haben dieſe Vereine für 








ihre Mitglieder mit einer fehr geringen Majorität die Frage mit Nein beant- — 


wertet, eine fehr ftarfe Minorität aber hat die Frage bejaht, und e& ift, 

wenn ich nicht irre, aus allen Sreifen berichtet worden, daß die Social: 

Demofraten in jedem Augenblide höchſt bereit geweſen feien, die Contracte zu 

brechen! Bei einer folden Lage der Sache kann idy nicht begreifen, wie man 

fi in rofigen Zutunftshoffnungen ergehen und glauben kann, die Dinge würden 
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| fih von felbjt machen. Ya, meine Herren, wenn wir wirklich nad) allen bisherigen 
Erfahrungen hoffen fünnten, daß nicht das eigennügige Intereffe, fondern Recht: 
ſchaffenheit und Menfchenliebe die Dinge dictirte, dann würde es fich nicht erft von 
jelbft maden, fondern dann hätte es ſich von felbft Schon gemadt! Iſt Einer 
unter Ihnen, meine Herren, der außfprechen würde: Wenn ich irgend eine 
Arbeit bei einem Arbeiter beftelle, fühle ich mich ſicher, daß er fie auch Liefert ?! 
(Sehr gut.) Iſt nicht ein Yeder unter und Tag für Tag in der Lage, bei 
jever Beftellung zu willen, daß es eine reine Trage des Zufalls ift, ob die 
Waare auch abgeliefert wird?! Können irgend welche Arbeitgeber ſich noch 
verpflichten, zur richtigen Zeit ihre Arbeit zu liefern?! Und was mehr ift: 
vorhin hat Herr Landrath Tiedemann auf die Harkort'ſche „Brutalitätsſtatiſtik“ 
hingewieſen. Nun, meine Herren, auch in den nichtinduftrielen Stäbten des 
niederrheiniſchen Landes, dem ich angehöre, fteht es fo, daß z. B. in Cöln nach 
begonnenen Abenddunkel nicht Leicht ein Menſch ohne Waffen oder Gefährten 
fi vor die Thore und die Feftungswerfe begiebt. Im meinem Wohnorte Bonn 
fteht e8 jo, daß em Freund von mir aus feinem Dorfe zu den Abendfigungen 
in der Stadt nicht mehr bereinfommt, weil ev fürchtet, Durch die Arbeiter in den 
Ziegeleten ausgeplündert und durchgeprügelt zu werden; er geht nach eingetretener 
Dunfelbeit überhaupt nicht mehr aus. Barmen und Elberfeld beſitzt eine höchſt 
anmutbige Umgegend, aber e8 wagt feine Dame mehr ihren Fuß ohne ro— 
bufte Begleitung in der Dämmerung dort hinaus zu jegen, und mir ift ein 
Tall befannt, daß ein Arbeiter, nachdem er ein paar Damen in grober Weife 
infultirt hatte und abgefaßt worden war, dem Richter in aller Freundlichkeit 
fagte: „Ja, Herr Yuftizratb, was kann ich denn für meine Gefühle?!" Bei 
diefem Zuftande kann ich die Hoffnung auf eine fchrittweife ſich weiter ent- 
wielnde Eultur ver niederen Klaffen nicht theilen, muß vielmehr zugeftehen, 
daß mir felbft die Hoffnungen auf die Löblichen Anftrengungen der Gewerkvereine 
ſchlechterdings nicht mehr ausreichen, zumal werm ic) fehe, daß die große Maſſe 
unferer Arbeiter mit einftimmigem Jubel jene Reichstagsrede des Abgeordneten 
Hafielmann begrüßt bat, worin diefer erflärte: „Meine Herren, wenn Sie die 
Verpflichtung, einen Contract zu halten, erzwingen, jo maden Sie unjere Ar- 
beiter zu Kulis!” und als daber eine gewiſſe Aufmallung durch die Reihen ging, 
fagte er: „Nun, wenn Site fi auch wundern mögen, ich ſpreche für meine 
Wähler in Barmen= Elberfeld, die freuen fid) an meiner derben Rede!" Und 
in der That, jie haben fidy gefreut! (Präfident unterbricht; doch wünfcht die 
Berfammlung den Redner weiter zu bören.) In Bezug auf die Ausführungen 
des Referenten, der da meint, man dürfe mit der Gontractbruchsfirafe nicht fo 
plump bineinfalen, fondern fie nur im Zuſammenhange mit der ganzen Kette 
der Beitrafungen einbringen, muß ich Doch jagen: das fcheint mir ein Wechjel auf 
lange Sicht und von nichtigem Werthe. Ich räume Herrn Dr. Hirſch ein, daß es 
IN gen) wahr iſt, es werde intra et extra muros gejündigt, daß die Arbeiter nicht 
gängig, nicht allein ſchuldig find; der Schaden entfpringt aus einer Reihe allge= 
meiner Momente. Mit gutem Grund konnte er fragen: Wollen Ste auf die Arbeiter 
einen Stein werfen, die nur Andere zum Vorbild hatten? Ich bin gewiß der Teste, der 
einen Etein auf die Arbeiter wirft, und will nicht den fittlichen Werth eined Arbeiter 
wegen irgend eines Contractbruchs jofort verdammen. Aber wenn ich auch dem Ar- 
beiter gern einräume, daß er aus verzeihlicden Motiven gehandelt hat, — Recht und 
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Geſetz bleibt innmer daſſelbe. Wenn eine bungernde Mutter Brot ftiehlt, um 
ihr Kind von dem Tode zu retten, — fein Menſch wirft einen Stein auf fie. 
Der Diebftahl aber bleibt Diebftahl und als folder muß er geahndet werben, 
wenn nicht die Welt aus den Fugen geben fol! — Wenn Her Dr. Hirſch 
fagt, daß auch Großfabrikanten und Fürften Aehnliches gethan haben, jo kann 
ih nur antworten: Ich wünſche von Herzen, daß auch für viefe das Geſetz 
gefchaffen werde, aber ih fann nicht, weil noch viele große Diebe berumlaufen, 
die jo ſcharf erkennbaren Heinen ſtraffrei laſſin. Und auch den Großen bat ja 
die Nemefis, bald auf dem Civil, bald auf dem Criminalwege den Stenipel 
des Unrechts ſehr Scharf aufgedrüdt! — Ich bin aber keineswegs der Meinung, 
daß erft ein ganzer focialer Coder mit einem Male aus Yupiterd Haupt hervor» 
fpringen müſſe; — nein, meine Herren, mit einem folden Verfahren wiirde 
jeve Bewegung zur abfoluten Stagnation verurtheilt werden. Wir Haben bier 
über einen ganz beftimmten Punkt zu befinden; wir wiirden überhaupt über gar 
nichts beichliegen können, wollten wir dann erft zum Schluffe fommen, wenn alle 
Seiten der focialen Frage ſpruchreif wären. 

Mit Bedauern habe ich von mehreren Gegnern gehört, daß die Strafe des 
Contractbruchs dem ehrenhaften Arbeiter zur Unehre geveichen würde. Wenn 
jo viele Stimmen laut werden: „Haltet und die Criminalſtrafe fern! Wir 
proteftiren gegen Griminalftrafe!” oder, wie Herr Janſon fagte: „Die Ar: 
beiter wollen nicht behandelt werden wie Spitbuben!” fo kann ich meinerfeits 
nur ſchließen, daß manchem deutichen Arbeiter die Unterſcheidung des ehrlichen 
Arbeiterd und des Spigbuben abhanden gekommen ıft! Wer nicht8 von Contract: 
bruch an fih hat, der findet ſich nicht vwerunehrt durd eine Beltrafung des 
Eontractbruhs! (Bravo). i 

Alfo, meine Herren, darüber find wir, denfe ich, einig! Wenn überhaupt 
von einem Strafgeſetze die Rede iſt, jo fol das doloſe Verhalten fowohl der 
Arbeiter als der Arbeitgeber geahndet werden. Die Einrede aber des Herm Prof. 
Neumann, daß ınan den Arbeitövertrag nicht mit Strafen ſchützen folle, weil 
alle anderen Berträge nicht mit Strafen geſchützt feien, fcheint mir abfolut Hin- 
fülltg zu fein. Eine ganze Reihe von Verträgen find aus Gründen des öffent: 
lichen Rechts mit Strafandrohungen umgeben, 3. B. der fahrläffige Bankerott, 
und zwar beim Kaufmann, und beim Kaufmann allen, bei feinem andern 
Privatmann. Es ift in unferer Gewerbe: Ordnung heute ſchon das Truck— 
Syſtem, es ift in England die übermäßige Frauen- und Kinderarbeit mit Strafe 
bedroht. Ueberall Hat man in diefen Tällen die Eriftenz eines öffentlichen 
Interefles anerlannt. Man hat anerlannt, daß diefe Verhältniffe nach der heu— 
tigen Natur nicht mehr ausſchließlich privatrechtlichen, ſondern ftaatsrechtlichen 
Charakters find und Hat die Ausfchreitungen deshalb mit Strafe bedroht. Daß 
wir ein großes Intereffe haben, die ſchwankend gewordene unfihere Moralität 
der gewerblichen Welt wieder zu feftigen und zu Mären, daran kann ich nicht im 
Mindeften zweifeln. Aber e8 bat, wiederhole ih, Groß und Klein, Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, Fabrikant, Lieferant und Handarbeiter — alle haben Theil 
an dieſem Berderben; und fo wenig, wie ich deshalb den Einzelnen anlagen 
und fittlich verurtheilen will, fo beftimmt fcheint mtr die Forderung, um Namen 
der Selbfterbaltung und der Nothmehr an und zu ergehen: in diefem Chaos 
durch einzelne greifbare, unverfennbare Martiteine Recht und Gefeg wieder zur 
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Herrichaft zu bringen: es fcheint mir unabweislich, daß in dieſe trüben Wirren 
wieder Licht und Klarheit fommen muß, mögen die Sünder darüber zürnen, drohen 
und zanfen wie fie wollen, daß es nothwendig ift, auß dieſem Drangfal heraus⸗ 
zulommen, weldyes die Ehre und Reputation des deutſchen Namens bis in 
den fernen oftafiatifchen Handel beruntergebradyt hat, das uns in allen häus- 
Tihen Berbältniffen mit Aerger und Berluften überhäuft; und, was die Haupt: 
ſache iſt, daß der fittlihe Werth des deutſchen Volkes, den mir feit 1870 mit 
einer gewiſſen Liebe dem verfommenen gallifchen Weſen entgegen zu ftellen pflegen, 
nun noch bleibe, was er fein fol, und daß er nicht in raſchem Sinfen noch 
beruntergehe unter das Niveau des franzöfifchen. Und daß dies geichehe, das 
ft eine Forderung, für die ich gern an das Criminalrecht appellire, wenn es 
fein muß! (Beifall) 


Herr Dr. Berrot beantragt: Die Berfammlung beſchließt, die Faſſung 
einer Refolution aufzujchieben, bis durch eine Enquete größerere Klarheit über 
Gründe des Uebel gewonnen ift. 


Prof. EConftantin Röfler (Berlin) (gegen): Meine Herren! Ich 
babe zu meiner Berwunderung bemerkt, daß alle Vertheidiger der ſtrafrechtlichen 
Ahndung des Contractbruchs, die hier aufgetreten, unterlaffen haben, die aus- 
gezeichnete Beweisführung de8 Herrn Referenten irgendwie auch nur zu beleuch- 
ten, geichweige denn zu widerlegen. Die Bemweisführung gipfelte in dem 
Schluſſe, daß jene Maßregel eine ohnmächtige Reprefialte fein würde, bald une 
ausführbar, bald wirkungslos, bald überflüffig, daß fie, anftatt Das Bewußt- 
fein der Majeftät des Rechts, die man bier anrief, zu ftärfen, daflelbe auf Das 
Empfindlichfte ſchädigen würde. Ih glaube, ver Referent wird an die nicht 
widerlegten, aber feither verdunfelten Gründe jelbft erinnern in feinem Schluß- 
worte. Ich will aber Einiges zur Unterftügung feiner Anfichten, Die ich voll- 
fommen tbeile, anführen. | 

Wenn ich die Bertheidigungen der ſtrafrechtlichen Ahndung des Contract- 
bruchs höre — auch des letzten verehrten Herm Redners, den Sie mit fo 
vielem verdienten Beifall ausgezeichnet haben, — fo ſcheint es, als wollten bie 
Redner und in die Zeit des Geſetzgebers Drako verjeten, wo die Feftftellung des 
äußeren Thatbeſtandes einer verbotenen Handlung genügte, um die Strafe zu 
verhängen. Nun, die Elemente der Criminalwiſſenſchait lehren, daß eine That, 
um als ftrafbar qualificirt zu werben, ermogen werden muß nad allen inneren 
und äußeren Umftänden, die fie begleitet haben. In unferm neuen Etrafgejeß- 
buche jehen wir das Syſtem der mildernden Umstände in veichliher Anwendung. 
Wenn nun der Strafantrag wegen Contractbruch geftellt wird, fo wird doch der 
Verklagte jedesmal fagen: ich bin vom Arbeitgeber jchleht behandelt und an 
der Ausführung der übernommenen Arbeit gehindert morden. Das wird oft= 
mals ein Vorwand, in manden Fällen aber aud richtig fein. Es ift doch un- 
möglich, diefen Einwand des contractbrüdigen Arbeiterd bei einer criminellen 
Behandlung der Sache unberüdfihtigt zu laffen. Man wird dem Angeklagten 
wie in jevem Strafprozeß einen Rechtsbeiſtand geben müſſen, und diejer wird 
nicht verfehlen, die Einwänte feines Clienten in das wirkſamſte Licht zu ftellen. 
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Das Refultat vieler folder Prozefle, auch mo der Contractbruch conftatirt iſt, 
wird eine ganz geringe Strafe oder aud die Freifprehung und vielleicht die 
Schädigung des Klägers in feinem perföntichen und geſchäftlichen Rufe fein. Die 
Kräfte der Gerichte würden gar nicht binreichen, dieſe Fluth von Prozeſſen auf 
dem umjftändlihen Wege des Strafverfahrens zu bewältigen, wenn man nicht 
vielmehr annehmen müßte, daß nad einer Furzen Erfahrung die Anftrengung 
ſolcher Progeffe zu den Seltenheiten gehört. Was ift aber dann aus der Maje- 
ßKut des Rechtes geworden ? 

Ih komme auf einen andern Punkt in den Vertheidigungen der crimt- 
nellen Beftrafung des Contractbrude. Man bat zum Theil von dem Anerbieten 
ber Gewerkvereine, für die Bertragstreue ihrer Mitglieder zu haften und ſoli— 
dariſch für den etwaigen Schaden einzutreten, mit Geringſchätzung geſprochen. 
Namentlich ift dies Seitens des Herrn Gorreferenten und zu meinem Bedauern 
audy von dem letzten Vorredner geihehen. Der Herr: Eorreferent hat fogar 
gefagt, «8 fer ihm fraglich, ob die Gewerfvereine, wenn man fie beim Wort 
nähme, dafjelbe nicht zurücdziehen würden. Dann fragte er, was im beften Falle 
die Zuverläffigkeit der Gewerkvereinsmitglieder bet der geringen Geſammtzahl 
derjelben erheblih nüßen Tönne. wenn die große Maſſe der Arbeiter nach wie 
vor den Arbeitövertrag ftraflo8 zu brechen im Stande bleibe. Nun, ich glaube, 
die Mitglieder der Gewerkvereine werden bald die gefuchteften Arbeiter fein, 
wenn die Haftung der Vereine für ihre Mitglieder fich bewährt, und in Folge 
deſſen werden ſich die Reihen der Gewerkvereine bald vermehren. Es iſt wahr, 
eine Geſammthaft für dem ganzen Arbeiterftand wird fich nie berftellen Laffen, 
aber wir würden eine Elite diefes Standes bekommen, melche einen weredelnden 
Einfluß auf den ganzen Stand üben und andererſeits die gefchäftlihe Behand: 
lung deſſelben durch die Arbeitnehmer auf die richtigen Wege leiten würbe. 
Das wäre doch der hoffnungsvollſte und wirkunzsreichfte Anfang zur Löſung 
der ſocialen Frage, den man ‚machen könnte. Weber ein ſolches aus dev Mitte 
des Arbeiterftandes kommendes Anerbieten zur Selbftbisciplin follte man unter 
feinen Umſtänden geringſchätzig veden. 

Ich babe in den heute gehörten Bertheidigungen der Contractbruchftrafe 
auch jehr ein Eingehen auf dad Gutachten ded Herrn Brandes vermißt. Welcher 
Theil der Arbeitgeber hat denn am meijten vom ontractbrud zu leiden? 
Nach allgemeinem Zugeſtändniß: der Handwerfömeifter. Nun, Herr Brandes, 
der dieſem Arbeitözweige angehört, ſpricht mit draftiicher Ironie von der Ohn— 
macht der Sriminalftrafe zur Verhütung des Contractbruchs. Die Umftändlich 
keit und Erfolglojigkeit des orbentlichen Gerichtsverfahrens auf diefem Felde Tiegt 
in dem Weſen des Rechts und der unabänderlichen Natur der ordentlichen Ge: 
richte. Was Herr Brandes ſeinerſeits vorſchlägt, find daher Gewerbegerichte mit 
außerordentlichen executiviſchen Befugniffen und Aehnliches. Wie ınan nad allen 
dieſen Ausführungen von der crimmellen Beltrafung des Contractbruchs noch 
fo zuverfichtlih die gewünjchte Wirkung erwarten fann, das verftehe ich nicht. 
Und wenn ich einerſeits alles unterfchreiben möchte, was die Vertheidiger der 
Anwendung der Sriminalftrafe in dieſem alle über die nothmwendige Sicherung 
des Arbeitövertraged gejagt haben, fo halte ich doch für dringend geboten, daß 
die Berfammlung auf das Genauefte erwägt, ob fie im Stande tjt, die Criminal: 
ftrafe bier als das richtige Mittel zu empfehlen. 


6, Beftrafung des Arbeitscontractbruchs. 


Herr Dr. Julius Schulze (Mainz) (für): Meine Herren! Es iſt 
darauf hingewieſen worden, daß in Bezug auf die Menge der Fälle, in denen 
eine Arbeitseinſtellung mit Contractbruch zu Tage trat, ſehr Wenige Etwas 
darüber wiſſen, und es tft bemerkt worden, daß bei der Enquete des deutſchen 
Handelstages den Arbeiteinftellungen jehr wenig Bedeutung zugeiprochen worden 
ſei. Die betreffenden Zahlen Tiegen mir nicht vor; aber geftatten Ste mir, 
wenn bier gejagt worden, e8 kämen danach auf 204 Arbeitseinjtellungen nur 
60 Kontractbrüde, zu Jagen, daß das nicht wahr fe. In Mainz find viele 
Arbeitseinftellnngen, ale aber mit Contractbruch, vorgefommen und ich glaube 
nicht, daß andere Orte fi) fo jehr von Mainz unterjcheiven werden. Es ift 
ın den betreffenden Berichten der Preſſe u. a. von einem beftimmten Gewerbe 
die Rede, in welchem gar fein Contractbruch vorgetommen fein fol. Das ift 
falfch, denn gerade in dieſem Gewerbe find auch in Mainz ſolche vorgefommen. 
Folglich kann ich mit gutem Rechte behaupten, daß die Sulammenftellungen, 
auf welde man ſich Bier berufen bat, entweder von Haus aus ungenau oder 
falſch citirt find. — Man bat darauf Hingewielen, daß nicht fowohl die Groß— 
induftrie, fondern das Kleingewerbe ein Intereſſe an der Contractbrudhbeftrafung 
habe. Ya, das ift richtig, die Großinduftrie kann fich eher helfen; aber nur 
durch Mittel, die jedenfalls noch ſchlimmer find, als die geſetzliche Beitrafung des 
Contractbruchs, als ein allgemeines rechtliches Verhältniß. Ste kann fih nur 
helfen durch Aufftellung und Umberfendung fürmlicher PBroferiptionsliften, wie e8 
ja auch in manchen Gewerben geichehen ift. Meine Herren, wenn man das für 
etwas hält. dem man entgegen ftreben follte, dann Hat man mit diefer An⸗ 
nahme Recht. Dean hat aud gelagt, die Großinduftrie kann billiger Weiſe 
von Contractbruch nicht fprechen, weil man ber ihren Fabrikordnungen von 
einem Contract nicht ſprechen kann; es find das weſentlich einfeitig octroyirte Ver⸗ 
orbnungen. Ich beftreite nicht, daß von den Großinduftriellen mit einfeitigen 
Fabrikordnungen grauenhafter Mißbrauch, getrteben worden iſt. Wber ich möchte 
Sie denn doch darauf aufmerkſam machen, daß es gewiſſe innere Bedingungen 
der Imduftrie giebt, über die eben nicht hinauszukommen ift. Die Fabrikinduftrie 
{ft num einmal, der Natur der Verhältniſſe gemäß, nicht ohne Fabrikordnung zu be= 
treiben. Dann, werden Sie fagen, follten diefe Fabrikordnungen nicht einfeitig auf- 
geftellt werden. Ich ftimme dem bei; aber ih muß auch jagen, daß ınan in denjenigen 

erben, wo man viel Leute hat, die viel Geld verdienen und die eine gewiſſe 
— Selbſtändigkeit haben, auch ſchon mehr und mehr zu ſolchen Berein- 

rungen übergebt, oder daß die Fabriforbnungen nicht ftricte gehandhabt werden 
und daß man ſchon eine fehr milde Praxis dieſen Leuten gegenüber walten 
läßt. Sie werden jagen: das ift fein geordneter Zuftand. Aber Sie werden 
zugeftehen, daß aus folder milden Prarxis ſich mit der Zeit eın Rechtsverhältniß 
berausbilven fann. 

Man hat gejagt: „ja, der Grofinduftrielle ift dein Arbeiter gegenüber 


— 


immer im Vortheil. Er hat viele Mittel, den Arbeiter zu nöthigen, ſeine Stellung 


aufzugeben, ihn zu drangſaliren auf alle mögliche Weiſe, und darum ſchon muß 
Alles vermieden werben, was die Gewalt des Arbeitgeberd noch verftärkt.” Meine 
Herren, diefe Dinge fcheinen mir lediglich Ausflüſſe eines beiverjeitigen Verhält⸗ 
niffes zu fein. Man kann mit demfelben Recht jagen: „ver Arbeiter kann fort 
während eine Mafle Material unnüß verbrauden! — der Arbeiter ift im 
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Stande, den Arbeitgeber fortvauernd auf das Empfindlichſte zu ſchädigen.“ 
Darum handelt es ſich aber nicht, fondern darum, ob man Zuſtänden abhelfen 
farın und will, die auf die Dauer nicht beftehen fünnen. Es liegt in der Natur 
der Sache, daß der Arbeitgeber gegenüber dem Arbeiter auch gewiſſe Vortheile 
bat. Dabin erledigt ſich auch der Punft des Referated, daß in der Beftrafung 
infofern eine Unbilligfeit Liegen foll, als ver Arbeitgeber unter allen lm: 
ftänden mit einer Geldleiſtung fortlomme; der Arbeitgeber kann ja in der That 

gezwungen werden, -dem Arbeiter Das demjelben gehörige Geld zu er- 
ftattn. Der bloße Umftand, daß er gerade Geld Bat, kann doch nicht zu Un- 
gunften des Arbeitgebers ausgebeutet werden! Aber e8 kommt vor, daß eben 
auch der Arbeitgeber nicht im Stande ift, feine Berbindlichfeiten dem Arbeiter 
gegenüber zu erfüllen, daß er ihm den Lohn nicht zahlen fann, und da wird 
dann ihn wie den Arbeiter die Haftftrafe treffen. Hier kann aljo von einer Un- 
gleichheit nicht geiprochen werden. 

Man hat, um den Anfchein einer Ausnahmegefeggebung zu vermeiden, den 
Begriff eined „Arbeitsvertragsbruchs“ zu conftruiren gelucht, und in der That, 
man muß died Wort durchaus acceptiren. Das Wort Arbeitsvertrag enthält einen 
fo allgemeinen Begriff, daß man vdenfelben loslöſen kann und jagen: zur Siche: 
rung des Arbeitövertraged muß bier etwas bejonderes geichehen. Nun ift aber 
der Arbeitövertrag nicht eine Sache, die fich lediglich auf gewerbliche Verhältniſſe 
bezieht; man kann ihn nicht ohne Weitered unter die Materie der Gewerbe: 
ordnung fubfumiren. Hier berühre ih mich mit Dem Abgeoronetm Laster, 
der verlangt, man folle diefe Materie auf die neue Etrafrechtäorbnung übertragen. 
Indeſſen läßt fich dadurch eher über dieſe Schwierigkeit hinauskommen, daß man 
Die Beftrafung des gewerblichen Arbeitsvertragsbruchs durchaus nur den gewerb⸗ 
lichen Schiedsgerichten anheimgibt. Die bei dieſem Anlaffe wieder aufgemworfene 
Frage „ob Schiedögerichte, ob Einigungsämter hat mit dem vorliegenden Gegen: 
ftande gar nichts zu thnn. Die Einigungsämter beichäftigen fi nur mit den 
Fragen, wo e8 auf freie Vereinbarungen ankömmt; Die Gewerbegerichte aber be- 
faflen fi mit den Rechtsfragen. Dean jagt, e8 habe feine Schwierigfeit, fie zu 
bilden, ſchon wegen ver Wahlförperichaften. Ich glaube, e& iſt nicht fo fchwer, 
ſie zu conftituiren, wenn man einfach die Geſammtheit der Arbeiter als Wahl- 
förperihaft auffagt. Dazu wird es natürlich nothwendig fein, unter den Ar⸗ 
beitern eine gewiſſe Ausfcheidung zu treffen, und als Maßftab diefer Ausſcheidung 
wird die Commiſſion unferes Vereins, des Mittelcheiniichen Yabrilantenvereing, 
vorfchlagen, daß nur diejenigen Arbeiter das Wahlrecht zu den zu jchaffenden 
Gewerbegerichten erhalten follen, die den geleglichen Unterftügungsmohnjig haben, 
aljo wenigftens 2 Jahre am Orte find. (Der Bor. unterbricht, da 10 Mi- 
nuten verſtrichen, auf Wunfch der Verſammlung ſpricht Redner weiter.) Man 
wird am Ende den Termin auch noch weiter erftreden können. Man wird lagen 
fürmen, wie ed in den heſſiſchen Gemeinden ver Ball tft: e8 muß Einer den 
geſetzlichen Unterftügungsmohnfig zwei Jahre lang haben; kurzum, ich glaube, 
daß ſich Wahlkörperichaften bilden Laffen, mittelft deren man ganz zwedmäßige 
©ewerbegerichte einfegen und dann den legteren auch die Beftrafung der Con 
tractbrühe anheim geben fan. — Eine andere Frage ift die, ob man babe 
auf die Gewerkvereine zurüdzugreifen hätte. Ich würde dafür fein, daß man 
nur für den Fall, daß feine ©ewerkvereine vorhanden find, jubfiviär auf bie 
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richterliche Beſtrafung zurücdgreifen fole, während es amdererfeits für zuläffig 
erflärt würde, wenn ein Gewerkverein die Haftung übernehmen will. Aber als 
Wahlkörperſchaften dürften die Gewerkvereine ſchon aus mancherlei technifchen 
Gründer faum zu benugen fein. 

Ans allen diefen Gründen halte ih, obwohl ein warmer Freund der Ar⸗ 
beiterfacdhe, die Gontractbruchbeftrafung für etwas durchaus Nothwendiges. Was 
die Arbeiter betrifft, fo haben mehrere meiner Vorredner das aufs Energiſchſte 
bargetban. Erlauben Eie mir noch ein Wort iiber die Nothmwendigfeit Der Be: 
ftrafung der Arbeitgeber der öffentlihen Meinung gegenüber. Meine Herren, der 
Arbeitgeber ıft in vielen Fällen ein humaner, einfihtSooller Dann (Bewegung); 
in vielen fällen auch nicht (Gelächter). Ich habe häufig gehört, daß Arbeitgeber 
fagten: „ja, heute, wo der Arbeitgeber gar kein Recht mehr bat, fann man un 
nicht zumuthen, daß wir auch noch human gegen die Arbeiter fein ſollen!“ — 
Diefen Vorwand möchte ich ihnen benehbmen. Ic muß andererſeits betonen, 
daß es ehr viele Arbeitgeber giebt, die durch das Benehmen der Arbeiter ın 
ven letten Jahren abgejchredt worden find. Ich möchte alfo diefen Grund 
oder Borwand, in ber focialen Angelegenheit nicht8 zu thun, die Sachen laufen 
zu laſſen, wie fie laufen, für den Arbeitgeber aus dem Wege räumen. 
Aber ich möchte auch für die öffentlihe Meinung einen Markftein gewinnen ; 
ich möchte Diefen Markſtein auch für die Rechtſprechung gewinnen! Ich 
kann nicht umhin, meine Ueberzengung zu äußern, daß in unferer neueften 
Rechtſprechung in Betreff der Preffe und in manchen anderen Dingen eine faum 
glaubliche Begriffsverwirrung eingeriffen tft, und daß ich nicht verſtehe, warum 
eine Menge von Auslafjungen der foctalen Prefje nicht verfolgt werben. Ich 
ſcheue mich nicht, es offen auszuſprechen: es muß ein Punkt geihaffen werben, 
wo das Geſetz ſagt: „hen das ift ſtrafbar,“ — und wenn das fchon 
ftrafbar ift, jo muß Weitergebendes doch ganz gewiß ſtrafbar fein!! (Mehrfache 
Rufe: Schluß! Schluß!) 

Noch ein kurzes Wort, meine Herren! Unſere neuen gefellichaftlichen Ver⸗ 
bältnıffe haben uns faft daran gewöhnt, al8 den Normalarbeiter den zu be- 
trachten, der feinen feſten Wohnfig bat und Recht und Geſetz nicht achtet! Ich 
meine, e8 muß einmal wieder erflärt werden, daß das der normale Arbeiter nicht 
ft, und bierzu balte ıch die Beitrafung für gut und nothwendig! 


Vorl. Prof. Dr. Naffe: Ein Amendement von Herrn Prof. Brentano 
(Breslau) ift eingegangen, in der tritten Thefe des Gorreferenten Dannen- 
berg die Worte: — „jedoch bat diefelbe nur dann einzutreten, falls durch den 
„Gontractbrud ein Schaden verurfacht worden ift und der Contractbrüchige den 
„Erſatz deffelben weigert oder dazu außer Stande beiunden wird,” zu ftreichen 
und ftatt deſſen zur ſetzen: „Gleichzeitig ſoll jedoch ein Geſetz erlaffen werden, 
„welches Vereinen, die fiir Contractbrud ihrer Mitglieder haften, Corporations- 
„rechte ertbeilt.” 


Es find nod 13 Neoner eingefchrieben. 


Infolge eined inzwilchen eingebrachten Antragd wird nunmehr, wie bei 
einer Specialvebatte die Redezeit auf 5 Minuten beſchränkt. Das Wort erhält 
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Bankdirector Dr. Hecht (Mannheim): Ich Babe nur einen Satz 
anzugreifen, der fich in beiden Theſen gleichmäßig findet. Ich behaupte nämlich, 
daß die Beftrafung des Contractbruchs nicht zuläfftg fe. Die Frage Liegt 
keineswegs fo einfach, wenn fie von Yuriften discutirt wird, und ich bin über: 
zeugt, daß, wenn Sie dieſe Frage auf einem Yuriften » Congreß zur Discuſſion 
fteflen, fie zu der alleriebbafteften Debatte Anlaß giebt. Laſſen Sie doch diefen 
Sat, ob die Beſtrafung des Contractbruchs juriſtiſch zuläſſig ift, und beſchränken 
Sie fi darauf, zu unterfuchen, ob fie volkswirthſchaftlich nothwendig iſt; ſonſt 
veranlafien Ste andere Corporationen, Ihre Competenz in Zweifel zu ziehen. 
3b babe deshalb den Antrag geftellt, dag man den Schlußfag der Theſe 1 von 
Herm Prof. Held wie von Herrn Dannenberg weglafie, und meine, man 
wärde beſſer mit dem Worte „Unrecht“ fchließen. Was Unrecht ift, wird man 
je moralifh verdammen und unterlaffen müffen. 


Handelstammerfecretär Dr. Eras (Breslau): Ber Der be- 
Ihränkten Zeit will ich nur ein paar Einzelheiten mittheilen. Ich möchte gern 
darauf binweifen, daß e8 bei diefer Frage durchaus. nicht heißen darf, nur 
dandwirthſchaft und Kleinhandwerk babe ein großes Interefle daran, den Eon: 
traeıbruch beftraft zu ſehen. Es handelt fich bei den Arbeitseinftellungen haupt: 
ſachlich um foldde, wo man nicht anderswo Arbeit ſuchen, fondern den Arbeit- 
geben einen Streich ſpielen und ihnen Berlegenheit bereiten will, um fie zu 
Lohnzulagen zu zwingen. Die Wiederkehr folder Strites macht ganz beſonders 
der Großinduftrie zu Schaffen und ıft in einzelnen Fällen von folder Wirkung, 
daß den Arbeitgebern gar nichts übrig bleibt, als nachzugeben. Es kommt 
dies beſonders vor bei Waggonfabriten, bei Bergwerken, bei Verlagsgelchäften, 
wo Zeitungen zur Stunde fertig werden follen. Durch Contracte mit längerer 
Kündigungsfriſt wird nichts erreiht. Viele der Gewerkvereine geben ja ihren 
Leuten gar nicht frei, ſich auf eine längere Zeit contractlic, zu binden, ja manche 
erlauben ihnen gar nicht, fich auf irgend melde ‚Zeit zu verpflichten. eines 
Erachtens ift auch die Großinduſtrie fehr lebhaft betheiligt bei diefer Trage, 
md ich möchte dies erhärten in Bezug auf das Gutachten des Herrn Prof. 
Brentano. Derfelbe fagt, unfere Kammer behaupte mit Unrecht, der Strike 
der Breslauer Buchdrucker he nur möglich gemwefen durch den Contractbruch; im 
Gegentheile durch Anmendung der Executionsordnung von 1834 hätte man es 
möglih gemacht, gegen die Strifenden vorzugehen. Darauf erlaube ich mir zu 
bemerken: Die Arbeitseinftellung in Breslau erfolgte furz vor dem Anfang 
des neuen Quartals. Die Leute wußten alle recht gut, Daß fie den Verlegern 
große Verlegenheit bereiteten und ihnen fo zu fagen die Wiftole auf die Bruſt 
fetten. In den Comitöfigungen, denen ich beiwohnte, iſt mit feinem Worte Davon 
gefprochen worden, daß man die Arbeiter auf Grund des Gejeges von 1834 
zwingen wollte, zur Arbeit wieder zurüdzufehren. Man ſchloß ein Compromiß 
und nachdem dies geicheben, fagte der Stabtrath Korn, der Beſitzer der „Schle- 
ſiſchen Zeitung”: „Nun, meine Herren, jet, nachdem wir wieder friedlich bei- 
fommen find, will ich Ihnen nur fagen, daß, wenn wir wollten, wir wohl in 
der Page geweſen wären, Sie durch die Erecutiondorbnung von 1834 zu zwingen!‘ 
und da ermwiederten uns die “Delegirten, — ſehr anfländige Leute: „Wir 


58 Beftrafung des Arbeitscontractbruch®. 





willen wohl, daß Sie an ung nicht heranfönnen, mit einer Schadenerjagflage 
werden Ste nichts erreichen und mit einer Berufung auf die Erecutiondordnung 
von 1834 werben Sie auch fein Glück haben! —“ Nun, meine Herren, fo 
Darf es doch nicht fortgehen, daß die Arbeiter ruhig Jagen: „Wir haben Euch 
zwar das Wort gegeben, vierzehn Tage zu arbeiten; aber es paßt und nicht 
und wir hören auf!‘ Dies eine Factum zeigt recht deutlih, daß das Rechts— 
bewußtfein des Volkes erjchüttert ift, beſonders wenn wir feben, daß jelbft 
wohlgefittete Arbeiter, die das Bertrauen ihrer Collegen und der Arbeitgeber be- 
ſitzten, jo reden können. 


Es folgen perfönliche Bemerkungen. 


Prof. Brentano (Breölau): Herr Dr. Eras iſt foeben auf mein Gut— 
achten zurüdgegangen. Er hat auf meine Bemerkung, daß die Breslauer Buch— 
druder mit NRüdficht auf die angedrohte executio ad faciendum die Arbeit wieder 
aufgenommen hätten, eingewendet, daß dies unrichtig je. Die Buchdrucker— 
gebülfen find aber zu mir gekommen, haben mir von der Drohung mit ber 
Erecutiondverordnung von 1834 Mittherlung gemacht und mid gefragt, ob 
ihnen damit etwa® angehabt werben fünnte. ch bejahete ihnen Died, und da 
bei Anwendung der executio ad faciendum nur wenige Gehülfen Stand ge= 
balten hätten, erflärten fih Alle zur Wiederaufnahme der Arbeit bereit. 


Dr. Eras (Breslau): ch gehörte dem engeren Comité an, welches bie 
Verhandlungen mit den Gehülfen geführt hat. Yon dem weiteren habe ich 
feine Kenntniß und weiß nur, daß das Comité den Buchdrudern gegenüber die 
Drobung mit der executio ad faciendum nicht angewendet bat. 


Prof. Brentano (Breslau): Herr Stadtratb Korn ift der beveutendfte 
Drudereibefiger in Breslau und aud er hat mir gejagt, daß er den ftrifenden 
Buhdrudern mit der Erecutiondverordnung von 1834 gedroht bat. 


ZTiichlermeifter Brandes (Berlin): Meine Herren! Borber bei der 
Debatte bemerkte Herr Janſon, meine Zahlen feien zu einer Zeit aufgenommen, 
wo Strites bejonderd im Gange waren. Ich bemerfe, daß fie im Jahre 1873 
aufgenommen worden find, wo in ber Tijchlerei fein Strike vorhanden war; 
daß Hamburg als Stadt hierbei gar nicht mit aufgeführt iſt, fondern daß die 
Zahlen aus 12 anderen Städten herrühren, jedoch nicht aus der Strikezeit, 
jondern aus einer ruhigen Arbeitözeit, wo bereit8 mehr Arbeiter als Beſchäf— 
tigung vorhanden waren. Uber defjenungeachtet bin ich) doch gegen die crimi- 
nelle Beftrafung des Contractbruchs, weil wir die Innehaltung des Arbeits- 
vertrages auf anderem Wege erzielen können. 
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Zu einem Schlußwort erhält das Wort der 


Correferent Dannenberg (Hamburg): Ich wende mich zunächſt gegen 

den Bertreter der Gemerfvereine, Herrn Janſon, welder es tadelte, daß ich 
mich fpeciell auf die Hamburger Verhältniffe bezog, Nun, ic bin aus Ham: 
- burg, und man zieht ja doch zumädft die Verhältnifie an, die man am beften 
kennt, was mir alfo hoffentlich nicht zum Vorwurfe angerechnet werden wird. — 
Wenn Herr Dr. Hirſch fagt, mein Verfahren ſei nicht fair geweſen, jo muß 
ich ausdrüdlich conftatiren, daß ich wörtlich citirt habe. 
Es iſt nun von einigen Seiten wieder darauf Hingewiefen worden, es 
gäbe ja andere Mittel, um den Contractbrücen zu entgehen, namentlid die 
Arbeitsbücher. Es ift mir aufgefallen, daß von den Vertretern der Gewerf- 
vereine Niemand fich über diefen Punkt geäußert hat. Ich bin überzeugt, daß 
Ste einen Widerftand gegen die ArbeitSbücher finden werben, der noch flärker 
it, als der gegen die Beftrafung des Contractbruchs. Und wenn Herr Tiede- 
mann meint, die Arbeiter würden fich freuen, wenn fie dadurch wieder von 
den umordentlichen Arbeitern unterfchieden fein würden, fo weile ich dagegen auf 
die mehrfady von Vertretern der Arbeiter gefallene Aeußerung hin: die Arbeiter 
wollten nicht mit den Spitbuben gleihmäßig mit Legitunationspapieren herum: 
laufen. Ste werben fid) dem auch widerfegen. — Ebenſo ift Die Yrage noch 
nicht beantwortet, ob man dem Schiedsgericht eine Beftrafung des Contract: 
bruchs überlaſſen will oder nicht. 

Bon Herrn Dr. Hirſch hat mich überrafcht, eine Bekämpfung meiner 
dritten Theſe zu hören. Ste iſt gerade zugefchnitten auf den Fall der Gewerk⸗ 
vereine. Ich will den Gontractbruch nur beftraft wiffen, wenn eben Schaden 
dadurch angerichtet worden it. Zahlen die Mitglieder des Gewerkoereins den 

‚ fo ſoll keine Beftrafung erfolgen. Ebenſowenig verftehe ich feinen Bor- 
wurf der Ungerechtigkeit und Barteilichkeit, weil mein Vorſchlag den Arbeitgeber, 
der Geld habe, ohne Strafe ausgehen laſſe, dagegen den Arbeiter, der fein Geld 
babe, mit Strafe treffe. Wenn der Arbeitgeber dem Arbeiter vollen Erſatz für 
die dem legteren aus dem Contractbruch erwachſenen Nachtheile Leiftet, jo ift der 
Arbeiter überhaupt nicht geichädigt, und alſo gar fein Anlaß vorhanden, den 
Arbeitgeber zu ftrafen. Dafjelbe gilt von dem Arbeiter. Erſetzt der lettere 
den Schaden, fo fol der Arbeitgeber damit nady meinem Vorſchlage abgefunden 
fen. Ich will eben nicht, daß der Arbeiter für Contractbruch auch dann be= 
Kraft wird, wenn er feinen Schaden Damit angerichtet bat, etwa blos um 
ihm zu zeigen, „was eine Harfe ıft”. Im Mebrigen will ich mid in dieſem 
vorgerücdten Stadium der Debatte des Rückgreifens auf das bereits früher Ges 
hate enthalten und nur noch bemerfen, daß ich den Antrag Brentano ald 
Zufag zu meiner dritten Thefe acceptire. 


Ref. Prof. Dr. Held (Bonn): Ich kann viele Argumente aus der ‘De: 
batte als weniger wejentlich übergehen und muß mich, da die für die Sitzung an- 
beraumte Zeit ſchon erichöpft ift, Kurz faffen. Ich will mich nur kurz verwahren 
gegen Mifverftändniffe und mein Hauptargumer: noch einmal wiederholen. — 
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Was die Mikverftändniffe betrifft, fo iſt mir nie eingefallen, auf die Gewerk- 
vereine zu vertröften, um durch fie allein der VBerwilderung der Arbeiterverbältniffe 
entgegen zu treten. Wenn ich ferner von der Nothwendigkeit ftatiftiicher Er: 
bebungen geſprochen habe, fo bezog ſich dies bauptjächli auf den Punkt, daß 
man Sachverſtändige fragen folle, ob denn die Beftrafung wirklich das befte 
Mittel gegen den Contractbruch ſei, oder ob es nicht beſſere Mittel gebe. — 
Endlich wollte ich bemerken: menn ich von dem Zuſammenhange der Contract⸗ 
bruchsbeſtrafung mit anderen Aufgaben der Gejeggebung geſprochen habe, fo ift 
es mir nicht eingefallen, einen ganzen „Codex ſocialer Geſetzgebungen“ auf einmal 
zu wollen; aber ich habe allerding8 geſagt: Wenn ein Contractbruchögefeg mit 
anderen focialen Fragen in nothwendigem Zuſammenhang ſteht, fo ergiebt ſich 
die Frage, ob das ContractbruchSgefeg der richtige Anfang für eine pofitive 
fociale Gefeßgebung tft oder nicht. Alle die Herren, die für die Beflrafung des 
Contractbruchs geiprodhen haben, haben als Hauptargument die große Vermil- 
derung und das Abhandentommen der Nectöbegriffe unter den Arbeitern angee 
führt, mogegen eine Reaction ftattfinden jolle und müſſe. Tiefe Berwilderung 
aber, dieſes Argument babe ich ja im vollften Maße zugeftanden und die ewige 
Wiederholung dieſes Argumentd iſt aljo gar fein Gegengrnnd gegen meine Be: 
hauptungen. Ich habe gegen die Strafe nur eingewandt, daß man etwas Gründ- 


liches und nichts Unwirkſames gegen Contractbruch unternehmen ſolle. Es Bat 


mich mit Verwunderung erfüllt, daß dieſes mein Hauptargument, d. h. meine 
Einwendung gegen die an und für ſich zuläſſige Strafe, in der Debatte ſo wenig 
beſprochen worden if. Wenn mein verehrter Herr Correferent ſagt: „ja, werm 
Sie Arbeitsbücher vorſchlagen ſtatt der Contractbruchsſtrafe, ſo erreichen Sie 
erſtere noch viel ſchwerer als letztere!“ ſo muß ich darauf erwidern: nennen 
Sie mir doch eine Art der Ausführbarkeit der Contractbruchsſtrafe ohne Ar— 
beitsbücher! Wenn Eie die Strafe wollen, müfjen Sie auch die Bücher mit zu= 
geftehen und dann komme ich dahin, zu jagen: Laſſen Sie e8 uns doch erft ein- 
mal mit diefen Büchern felbft verfuhen, und laſſen Sie und Die folidarifche 
Haft aller am Contractbruch Betheiligten einführen. Dies habe ich vorgeichlagen, 
und es ift von feiner Seite witerlegt worden. Ich habe allerdings den Bor- 
ihlag der Arbeitsbücher nicht in die Theſen aufgenommen, weil ich nicht glaubte, 
daß das Bedürfniß, durchaus einen politiven Beſchluß zu fallen, jo groß fein 
würde. Nach dem Berlauf der Berbandlungen fehe ich aber, daß ein foldhes 
Bedürfniß enfchieden vorhanden if. Dephalb und aus dem weiteren Grunde, 
daß die Thefen zur Abftimmung zu lang find, auh um den Mitgliedern ganz 
genau zu jagen, was ich Pofitived will — aus diefen Gründen möchte ich Ihnen 
andere Thefen zur Abftimmung vorſchlagen, und ziehe die erften zurüd, indem 
ih Ihnen folgende Verkürzung empfehle: 


1) Der Bruch des Arbeitöcontract8 und die Directe oder indirecte Verleitung 
zu demjelben ericheint nicht nur al8 ein namentlid, das Kleingewerbe 
und die Landwirthſchaft ſchwer ſchädigendes wirthſchaftliches Uebel, Tone 
dern vor Allem als ein ſchweres Unredt. 

2) Es erjcheint nichtödeftoweniger als nicht opportun, die pofitive fociale 
Geſetzgebung mit einem ifofirten Contractbruchsſtrafgeſetz zu beginnen, 
da ein folche8 unwirkſam und ungenligend fein würde. 
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3) Selbſt eine die Sicherung des Arbeitscontractd bezwedende Spezialgefe- 
gebung müßte zuerft Sontractbücher mit folidariicher Haftung aller an 
einem Contractbruch Betheiligten verfuchen, nach deren Einführung crimi- 
nelle Strafe als unnöthig erichein. Die Contractbücher bürften meer 
Wanderpäfle noch Zeugnigbücher werben. 


Prof. v. Sybel: Für den Fall, daß dieſe neuen Theſen zur Abſtimmung 
lommen. erlaube ich mir die erſte Theſe in der urfprünglichen Geſtalt wieder 
aufzunehmen. 


Gutsbeſitzer Knauer (Gröber8): Ich nehme an, daß wir über die neuen 
Theſen nicht abſtimmen können, da fie erft nach Schluß der Debatte eingebracht find. 


Brof. Neumann (Freiburg): Ich beantrage Specialdebatte über die ein- 
zelnen Artikel. Ich weiß wohl, dag man gejagt bat, e& ſoll nur eine General: 
bebatte flattfinden, aber das war nur eine Vermuthung des Präfidenten. Ab⸗ 
geftimmt ift darüber nicht. Dieſe Thejen greifen fo tief ins Leben ein, daß wir 
fie fpeciell formuliren und discutiren müſſen, ehe wir fie annehmen. 


Borf. Brof. Dr. Naſſe: Ich würde dem Antrage des Herrn Knauer 
Folge geben müflen und ohne Discuffion nicht über die neuen Theſen abftimmen 
Iofien können. Jedoch woran follte ſich die Specialdiscujfion nüpfen, — an 
die neuen oder an die alten Thefen? Ich glaube auch nicht, daß wir durch 
eine Specialdiscuffion viel gewinnen witrden. 


Prof. Neumann: Ich halte fie doch für wichtig. Wir haben die ver- 
Ihiedenften Anfichten gehört, und man fieht daraus, daß die Leute noch gar 
nicht Mar über den Gegenftand der Debatten find. Auch haben viele Redner 
ihre Meinung noch gar nicht ausſprechen können. Ich würde daher Lieber für 
die Bertagung der Debatte fein. Schwierig mag die Specialdebatte fein; aber 
& ift wichtiger, daß die Sache bier noch weiter Discutirt wird. — Mein Antrag 
lautet: 


Die Einleitung einer Specialdebatte über die Thefen unjeres Herrn 
Referenten. 


Prof. v. Sybel (Bonn): Ich bitte, e8 Dabei zu laſſen, daß wir nur eine 
Generaldiscufjion und eine Specialabftimmung haben, damit wir morgen bie 
verwandten Themata vornehmen Ffünnen. 


vrof. Dr. Held (Bonn): Es ift bereitd vom Präfidenten entſchieden, Daß 
die von mir vorgefchlagene veränderte Faſſung jmeiner Theſen eine folde ift, 
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über die nicht abgeftimmt werden kann. Das ift formell ganz richtig. Wber 
ich möchte Darauf hinweisen, daß wir in früheren Jahren auch nicht immer über 
die erften Anträge abgeftinnmt haben, fondern daß immer im Laufe und auch 
nad Schluß der Debatte Vermittlungsanträge famen. Da dies aber Heute bie 
Sade nody mehr zu verwideln jcheint, fo will ich meinen Antrag zurädziehen. 


Dberbürgerineifter Hache (Efien): Ich habe den Zweck der heutigen Ber: 
fammlung dahın aufgefaßt, daß dieſelbe ſich für oder gegen die Contractbruchs⸗ 
firafe entjcheiven fol. Das kann meines Erachtens durch eine Abftimmung über 
die feitens der Herren Referenten und Gorreferenten vorgefchlaaenen Theſen 
nicht vollftändig erfolgen. Allerdings könnte die Ablehnung der Beſtrafung zum 
Ausdruck gelangen dur en bloc-Annahme der Thefen des Referenten. Ich 
bin deshalb für eine Abftimmung, in der die Verſammlung votirt, ob fie für 
oder gegen Beſtrafung iſt. | 


Borf. Brof. Dr. Naſſe ſtellt feft, daß zunächſt über den Antrag Berrot, 
dann über die Theſen von Dannenberg, demnächſt event. über die Theſen 
des Prof. Held und endlich event. über den Antrag Hecht abzuftimmen ei. 


Berlagsbuhhändler Franz Dunder (Berlin): Ich wollte den Antrag 
Neumann unterftügen; ed kommt bier mehr darauf an, daß die Belchlüffe, 
die hier gefaßt werden follen, gründlich gefaßt find, und daß lieber das Inva— 
liden⸗ und Alterscaffenwefen ganz von der Tagesorbnung abgefegt werde. Ich 
ſelbſt befenne mich, da ich mit feiner der Thefen übereinftimme, für nicht in der 
Lage, darüber abftimmen zu fünnen. Es wird befier fein, daß wir morgen mit 
der Abftimmung über die Contractbruchbeftrafung beginnen. Das wird beſſer 
fein, al8 wenn man fagt: Unfer Verein hat über eine fo widtige Trage in 
übereilter Weiſe Beſchluß gefaßt. 


Schr. von Oertzen (Horn bei Hamburg): Ich ſchließe mich Herrn 
Dunder darin an, daß die Trage noch der Klärung bedarf, und wünſche bie 
Vertagung vderjelben auf morgen. Es iſt viel beffer, wir behandeln eine Sache 
gründlich, als daß wir auseinander gehen und in feiner Sache zu einem rich: 
tigen Meinungsausprud gekommen find. 


Bor. Brof. Dr. Naffe- läßt über die vorliegenden Anträge, Theſen und 

Amendementd abftimmen. Zunächſt wird der Antrag Neumann: 

„Am nächſten Morgen in die Specialberathung diefer Frage einzutreten‘ ; 
und der Antrag Perrot: 

„Die Faſſung einer Nefolution in der Trage des Contractbruchs auf: 

zujchieben, bis die Urfachen des neuerdings maflenhaft auftretenden Con- 

tractbruch8 unterfudht find; und mit der Unterfuhung eine ad hoc zu 

ernennende Kommilfion zu beauftragen”, 1 
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in allen Theilen abgelehnt. Darauf wird über vie gleichlautende Theſe Nr. 1 
des Referenten und Correferenten abgeftimmt. Dieſelbe wird angenommen ; 
ebenfg bie e Nr. 2 des Gorreferenten Dannenberg. Der Zulag bed 
Landratb Tiedemann wird abgelehnt. Der erfte Satz der Dannen— 
berg’ichen Theſe Nr. 3. (bi8 „nothwendig”) wird mit 31 gegen 27 Stimmen, 
der Schluß mit großer Majorität, und fodann die ganze Wr. 3 mit 33 gegen 
30 Stimmen angenommen. 


Auh Nr. 4 der Dannenberg’ihen Thejen wird angenommen, und 
Ihlieglich die Nr. 5 des Landraths Tiedemann, fo daß die in der Frage 
= Beſtrafung des Arbeitövertragsbrucdes angenommene Reſolution wie folgt 

tet: 


1. Der Brud des Arbeitscontract8 und die Directe oder indirecte 
Berleitung zu demfelben eriheint nicht nur als em namentlich das 
Kleingewerbe und die Yandwirthichaft ſchwer ſchädigendes wirthichaftliches 
Uebel jondern vor Allem als ein ſchweres Unrecht, da® vom moralifchen 
Standpunkte aus durchaus verdammt werden muß und deſſen Beftrafung 
vom rechtliben Standpunkte aus zuläffig. ıft. 

2. Die civilvechtlihe Schadenerfagklage bat fih in den meiften 
Hallen al8 gänzlih unwirkſam zur Verhütung und Beftrafung des Ar- 
beitöcontractbruch® gezeigt. 

3. Eine ftrafrechtlihe Verfolgnug des Arbeitscontractbruchs, ſowie 
der Verleitung zu demfelben, tft deshalb nothwendig; jedoch hat dieſelbe 
nur dann einzutreten, fall durch den Contractbrud ein Schaden ver- 
urſacht worden ift, und der Contractbrüchige den Erſatz verweigert oder 
dazu außer Stande befunden wird. Gleichzeitig ſoll jedoch ein Geſetz 
erlafien werben, welches Vereinen, die für Contractbrüche ihrer Mit- 
gliever haften, Corporationsrechte verleiht. 

4. Die ftrafrechtliche Verfolgung des Arbeitscontractbruhs und 
der Berleitung findet nur auf Antrag des Geſchädigten ftatt. 

5. Um den Inhalt eines Arbeitdcontractes außer Zweifel zu ftellen, 
find die Contrahenten zur ſchriftlichen Abfaffung deſſelben zu ver- 
pflihten. Es find zu diefem Zwecke Contractsbücher einzuführen, welche 
binfjchtlich der Dauer des Vertrages, der etwa vorbehaltenen Kündigungs- 
friſt, der Höhe des Lohnes und der Art der Dienftleiftung in über: 
fihtlihen Rubriken bie vereinbarten Beftimmungen enthalten. Von der 
Eintragung in ein ſolches Contractbuch ift Die Klagbarkeit des Vertrages 
abhängig zu machen. 


Damit find die übrigen Anträge erledigt. (Schluß 3°/, Uhr.) 


.. 
En 
Bann — 
re 


weite Sihung. 
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Borj. Prof. Dr. Naffe (Bonn): Erlauben Ste mir, Ihnen wieder 
einige geſchäftliche Mittheilungen zu madyen. 

Es find zwei Entihuldigungsichreiben eingegangen, von dem Herrn Land⸗ 
tagsabgeordneten Ridert und Herm Behm, der außerdem anzeigt, daß er 
eine Nummer ber „Berficherungs- Zeitung“, in welcher er die Frage der Invaliden⸗ 
caffen noch einmal behandelt habe, ung einſchicken und Exemplare zur Ber- 
teilung geben werde. Bis jegt find fie aber noch nicht eingegangen. 

Dagegen erlaube id mir, Sie auf das Gutachten hinzuweiſen, welches 
Her Dr. Mar Hirsch ebenfalls in fehr dankenswerther Freundlichkeit nicht 
nur verfaßt bat, jondern ſelbſt hat druden laſſen, jo daß es am Eingange zur 
Vertheilung fommen kann. — 

Wir gehen über zu dem Gegenftande unferer heutigen Berbandlungen und 
zwar hat der Ausſchuß vorgeichlagen, an erfter Stelle heute vorzunehmen die 
„Invaliden- und Alterscafjen“ Wenn fich gegen dieſen Vorſchlag fein 
Widerſpruch erhebt, werde ich dem Neferenten das Wort ertheilen. 


Neferat | 
des Herrn Fabrikbeſitzers Halle (Biebrich) über Die 
Invaliden- und Alferscaſſen. 


Neferent Kalle: Bon den vier Theſen, deren Annahme ich Ihnen vor= 
zuichlagen mir erlauben wollte, werben die beiden erften dem Inhalte nach we— 
nigftens, wohl von feiner Seite angefochten werden, fie befagen je nur, aber 
noch allgemeiner gehalten, dafjelbe, was die beinahe einftimmig vom vollswirtb- 
Ihaftlichen Congreß in Crefeld, bezüglid der Penſionscaſſen gutgeheigene erfte 
Nelolution will. Ich kann mic daher in Bezug bierauf kurz faſſen. Schon 
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die Gewerbeordnung für den Nordveutichen Bund vom Jahre 1869 erfamnte 
die Nothivendigfeit der gefeglichen Regelung des Arbeitercafienwejens im Allge 
meinen an; indem fie in $ 141 auf den bevorftehenven Erlaß eines befonderen 
Yundesgefetes hinweiſt. Diefe Nothwendigkeit ıft jeitvem wiederholt betont 
worden, jo dur die volkswirthſchaftlichen Congrefie zu Danzig und Crefeld, 
md die Agitation fperiell fire geieglihe Regelung des Penſionscaſſenweſens, 
(wober natürlich eine gleichzeitige Negelung des Krankencaſſenweſens vorausgeſetzt 
wird) wurde in der legten Seit eine fo intenfive, daß der preußifche Handels⸗ 
miniſter fich voriged Jahr veranlaßt ſah, eine Enquete zu veranftalten. Die 
erfte der von ihm geftellten Tragen lautete conform der erften ber vom 
Berein für Eocialpolitit geftellten: „Iſt die geſetzliche Regelung des Benfions- 
caſſenweſens für erforderlich bezw. für wünſchenswerth zu erachten” Dieſe 
drage wurde befanntlich faft allgemein bejaht, jelbft von denen, welche bie 
Einrihtung von Penfionscaffen und den Beitritt zu denſelben nicht obligatorifch 
machen wollten. Herr Geheimfecretär Behm fagt zwar in jeinem Gutachten, 
daß, falls fein Caſſenzwang eingeführt werde, die gejeglihe Regelung nit ab= 
jolut nöthig fei, da die beftehenden Geſetze Die Gründung folder Caſſen 
and tie Außftattung derjelben mit den nöthigen Rechten möglich maden; für 
wünſchenswerth hält aber auch er die Regelung, und wenn der geehrte Herr die 
Möglichkeit ins Auge gefaßt hätte, daß Bezirke von Penſionscaſſen, aud über 
Preußens Grenze binausgehend, das ganze Deutiche Reich umfaſſen können, was 
die Caſſen der Gemwerkvereine ja thatſächlich thun, jo würde aud er mohl zu 
dem Schluſſe gekommen fein, Daß die gefeglihe Regelung, auch volle Freiwillig- 
keit der Caſſen voraudgefett, nicht nur wünſchenswerth, fondern nothwendig ift. 
In dem Erlaß des Haftpflichtgefege® dürfte ein neuer Grund für die baldige 
Regelung Ttegen. 

Meine zweite Thefe ſpricht ganz einfad) aus, daß die ftaatliche Anerkennung 
von Penſionscaſſen und die Ertbeilung von Corporationsrechten an diefelben ab- 
hängig zu machen ift von der Einhaltung der gefeglichen Vorſchriften über Bil- 
dung und Verwaltung derielben, ohne darauf einzugehen, welcher Art dieſe gefep- 
lichen Vorſchriften fein follen; fie iſt alfo annehmbar nicht nur für die Vertreter 
des Caſſenzwangs, fondern auch für die verichiedenen ‘Parteien der Freunde der 
Caſſenfreiheit, wie fie auf dem Crefelder Congreſſe durch die beiven Referenten 
Dr. Eras und Ridert vertreten waren, von denen erfterer urfprünglich ver- 
langte, daß auch die Eicherheit der mathematifchen Grundlage ver Caſſen von 
einer Staatsbehörde geprüft würde, während der Abgeordnete Rickert ganz 
entſchieden dagegen ift, wobei er fih auf die in England gemachten Er— 
fahrungen ftügt. 

Auf diefen Streit, wie überhaupt auf die Natur der zu erlaffenven gefeg- 
lichen Vorſchriften für den Fall der Freimilligfeit aller Caſſen näher einzugehen, 
halte ich nicht für geboten und beichränfe mich darauf, zu bemerfen, daß bier 
der Standpuntt de8 Herrn Dr. Zillmer, welder das Benfionscaffenmwejen 
mit dem Verſicherungsweſen überhaupt behandelt wiſſen will, mir ein ganz 
wedmäßiger zu fein jcheint. — Daß für den Fall, daß Zmangscaffen neben 
den freiwilligen Caſſen beftehen, die gejetlichen Vorſchriften für letztere ſchärfer 
fem und insbefondere auch Beftimmungen Aufnahme finden müljen über ihr 
Verhältniß zu den Zwangscaſſen, verfteht fich von ſelbſt. Aber auch darauf 
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gehe ich nicht näßer ein, denn es kann nicht unſere Aufgabe fein, einen Ent- 
wurf zu einem Penfionscafiengejeg feitzuftellen; dazu würden wir Ratt weniger 
Stunden Wochen brauchen, wir fünnen und bier nur entjcheiden über bie all- 
gemeinften Principien, und wenn ich bei ber Motivirung meiner zwei letzten 
Thefen, zu benen id nunmehr übergebe, mehr in die Einzelheiten eindringe, jo 
geſchieht dies durchaus nicht in der Abficht, Ihnen detaillirte Vorſchläge für ein 
Geſetz zu machen, ſondern nur, um den Nachweis der Durhführbarkeit der For- 
derungen meiner Theſen zu liefern. Der erfte Einwurf, der gegen den Caffen- 
zwang gemacht zu werben pflegt, tt ja bekanntlich ber, daß Die Idee undurchführ— 
bar ſei; Diefen Einwand, der, wenn er richtig wäre, jede weitere Beiprehung 
des Gebankens als unfinnig erſcheinen läßt, kann man nur entkräften, indem 
man einen vollſtändigen Plan für die Durchfuhrung vorlegt, und dies muß ich 
deshalb auch bier thun, wenn auch in aller Kürze — 

Um allen Mißverftändniffen vorzubeugen, bemerte ih, daß ich mir dabei 
volllommen bemußt bin, daß meine bezüglichen Ausführungen nicht den Anſpruch 
erheben können, in all ihrem Einzelnen das einzig Gute und Mögliche zu treffen, 
daß ich aern glaube, daß man in vielen Fällen andere und vielleicht auch zweck⸗ 
mäßigere Einrichtungen wird finden können. Che ich jedoch die Durchführbarkeit 
des Caſſenzwangs betrachte, babe ich zunächſt zu bemeifen, aß bie Penfione- 
caflen ein dringendes Bedürfniß find und daß die Befriedigung dieſes Bedürf- 
niſſes in feiner Totalität aus freier Initiative der Intereſſenten nicht zu er: 
warten ıft. 

Möge es mir gelingen, dieſen Beweis jo zu führen, daß Ste von feiner 
Nichtigfeit überzeugt werden! Für leicht halte ich dieſe Aufgabe nicht, denn 
wenn ich auch überzeugt bin,- daß Derjenige, ber fich eingehend mit dem Benfiong- 
caffenwejen beſchäftigt und dabei practifche Erfahrungen und Kenntniß Des 
Charafter8 der Bevölkerung hat. ipso facto auf diejelben Schlüffe fommen muß, 
zu denen ich gelangte, ich Tann nicht darauf rechnen, daß ein weſentlicher Brudy- 
theil diefer geehrten Verſammlung ſich näher mit der vorliegenden Trage befaßt 
bat, id muß vielmehr befürdhten, daß die Majorität, jelbit ohne genaue Sach— 
fenntniß, unter dem Drude der öffentlichen Meinung von vornherein gegen Die 
Idee iſt, der ich in den zwei legten Theſen Ausorud gebe. — Daß die öffent- 
liche Meinung dagegen iſt, ift eine traurige, für mich aber durchaus erflärliche 
Thatſache. Die meiften Arbeiter und Arbeitgeber find dagegen, weil fie Die 
perjönlihe Mühe und die Ausgaben fürdten, ein Theil Derjenigen, welche frei: 
willige Caſſen gegründet haben, ift dagegen, weil ihre Inftitute Noth leiden 
könnten, und da dieſen Männern jevenfall8 practifche Erfahrung zugeſprochen 
werden muß, ſtützt ihr Votum in willkommener Weiſe dasjenige des erſtgenann⸗ 
ten großen Haufen. Dieſe Gegner mit Gründen mehr jubjectiwer Natur werben 
jo dann nod) verflärft durch eine Anzahl von Männern der Wiffenfchaft welche mehr 
objective Gründe in's Feld führen, und fo ift eine fogenannte öffentliche Meinung 
ent ftanden, deren Einwirkung ſich der Außenftehende um fo weniger wird entziehen 
tönnen, weil fie als Berfechterin der Freiheit gegenüber uns ſocialpolitiſchen 
Keactionären ericheint. Bei jo bewandter Sachlage wundert e8 mid durchaus 
nicht, daß die meiften Antworten auf die Rundfragen des preußiihen Hanbels- 
minifterd ablehneud ausfielen; ich wundere mich eher umgelehrt, daß doch noch 
eine ganze Reihe von Imduftriellen auf Seiten der Vertreter des obligatorischen 
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Caſſenweſens ſteht; es gehört dazu eine ungewöhnliche Dofis Objectivität und, 
wenigftend für Diejenigen, die Werth darauf legen, zu den Liberalen gezählt zu 
werden, ein gewiffer Muth. Die energiichfte Vertretung fand die Idee eined all- 
gemeinen Caſſenweſens durch den Mittelrheiniihen Fabrikantenverein. Bei 
diefem war die Erkenntniß der Nothmendigkeit der Invaliden, Wittwen- und 
Waiſenverſorgung aus eingehender Beſchäftigung mit der Arbeiterfrage überhaupt 
bervorgegangen. Bon dem Wunfche bejeelt, der mehr und mehr fich zufpigen- 
den Gegenfäglichkeit zwiichen Arbeitern und Arbeitgebern Einhalt zu tbun, unters 
juhte man zunächſt, immwieweit die Klagen ber Arbeiter berechtigt feien, un 
ſodann in welcher Weile man den al8 berechtigt anerfannten Beſchwerden ab- 
helfen fünne. Mehrere Jahre befchäftigte dieſe bochmichtige Frage den Verein, 
eine Reihe von einzelnen Mafregeln zur Befjerung der Lage der arbeitenden 
Slafjen wurden in den Bereinsverfammmlungen Discutirt, und waß die Haupt- 
ſache iſt, von Bereinsmitgliedern practiich durchgeführt, jo z. B. die Gründung 
von Fortbildungsichulen, Hausbaugenoſſenſchaften, Confumereinen u. |. w. — 
eine bejondere Commiſſion fuchte daneben die Frage in ihrer Totalität zu er: 
fafjen und arbeitete einen Bericht aus, der ferner Zeit auch außerhalb des Weittel- 
rbeiniiben Fabrifantenvereind Anerkennung fand. Ale Unterfuhungen, Be 
ſprechungen und practifchen Verſuche führten aber zu der Erkenntniß, daß Das 
vorgeftedte Ziel nur dann in entipredhender Weite erreicht werden könne, wenn 
ed gelänge, die Arbeiter und ihre Familien im Großen und Ganzen zu jichern 
vor der Gefahr, dem Bettel zu verfallen, fobald die Arbeitötraft des Ernährers 
dauernd oder auch nur auf längere Zeit gelähmt wird.‘ 

Die Grundbedingung zu einer frievlihen Löſung des focialen Confliets 
fand man allerdings in rer Hebung der Volksbildung, wodurd einerjeit die 
Soncurrenzfähigkeit des Arbeiter, und andererfeitS mit feinem Verſtändniß für 
die ihn umgebenden Verhältniffe, feine Achtung vor der Geſellſchaft und ihren 
Inftitutionen gefteigert wird; man war aber darüber einig, daß auch dies fun— 
damentale Mittel bei der heranwachſenden Generation nur dann den gewünſch- 
tm Erfolg erreihen werde, wenn die Herangewachlenen in ihrer materiellen 
Eriftenz mehr gefihert würden. Was Hilft e8, dem Kinde in der Schule gute 
Srundfäge einzupflanzen, wenn es fieht, daß dieſelben im practifchen Leben nicht 
geübt, ja oft genug geradezu verhöhnt werden! Died wird aber fo lange der 
Tall fein, als der Arbeiter das demoralifirende Bewußtſein in ſich trägt, daß 
der erfte befte, feine Arbeitskraft ſchädigende Unfall ihn zum Bettler machen 
kann. Damit verfällt er den Materialismus und verliert die Achtung vor ſich 
jelbit, die Lebe zu feinen Mitmenfchen und zu den Iuftitutionen, unter denen 
fih eine ſolche Lage entwideln konnte. 

Herr iBiirgermeifter Ludwig-Wolf fagt ganz richtig in feinem Gut: 
achten Seite 35: 

1 „Ich gehe von dem Grundfage aus, daß Nichts den Arbeiter tiefer 
nyederführt, al8 der Genuß von Almofen, und daß umgekehrt Nichts 
ihn höher hebt in feinen eigenen Augen umd im der Achtung vor ſich 
felbft, als das Bewußtſein, daß er Alles fih und feiner eignen Kraft 

danke, und daß er ein vollberechtigtes Glied fer im Staats und im 

emeindewefen, da er auf fih und feine Kraft und nicht auf Frembe 

ilfe feine wirthichaftliche Eriftenz gegründet hat. Im Hinblid auf 
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dieſe Erwägung wird, das wird mir jeder einräumen und zugeben, dieſe 
Frage für Staat und Gemeinde zu einer eminent wichtigen und be— 
deutungsvollen nicht blos in moraliſcher und ethiſcher, ſondern auch in 
finanzieller Beziehung.“ 

und Herr Aſſeſſor Hiltrop ſchreibt: 

„Wie viel Unglück, Verzweiflung und Sittenloſigkeit iſt in allen Zweigen 
des Vollslebens zu finden, weil die Hülfe bei den natürlichen, unverſchuldeten 
Nothſtänden des Lebens fehlt." 

In der Nothwendigkeit, den Arbeiterſtand zu heben und den ſocialen Frieden 
anzubahnen, erkannte der Mittelrheiniſche Fabrikantenverein und erkenne auch 
ich den zwingenden Grund für möglichſte Verallgemeinerung der Invaliden-, 
Wittwen⸗ und Waiſenverſicherung. Alles, was ſich ſonſt noch dafür anführen 
läßt, erſcheint dieſem erſten gegenüber gewiſſermaßen nebenſächlich. Als ſolche 
weniger wichtigen Gründe bezeichne ich, daß durch allgemeine Caſſen, die durch 
das Haftpflichtgefeg entftandene, abnorme Lage in der Induſtrie wieder aufge 
hoben umd Die ungerechte Belaftung des Armenbudgets der Communen durch vie 
Imduftrie bejeitigt würde. Die meiften Gegner des obligatoriichen Caſſenweſens 
ignoriven nun ganz einfach den mwichtigften der dafür fprechenden Gründe und 
greifen nur die anderen an, — fo die Handelöfammer Magdeburg, welche wunder- 
barermeije gerade in der Entlaftung der Communen einen Grund gegen Penfions- 
caffen fieht. Dies fei, ſagt fie, eine Abwälzung von den Schultern der Ber- 
pflichteten uf andere, bie gleichwohl ihren Antheil am Armenbudget mit- 
zutragen hätten. Was alſo beinahe alle Andern als einen Vorzug der Penſions- 
caſſen betrachten, das wird ihnen hier gerade zum Borwurf gemadit. 

Auch Die Neferenten Des volkswirthſchaftlichen Congreſſes zu Crefeld behan« 
delten die Penſionscaſſenfrage wefentlih vom Standpunkte der communalen 
Armenpflege aus. — Herr Dr. Eras fagt zwar in feinem gedrudten Referate: 

„Wenn unter- den Wrbeitern Unzufriedenheit und Arbeitsunluſt herrſcht, — 
wenn bei ihnen über den Mangel eines barmonifchen Familienlebens geklagt 
wird, — Jo trägt hieran wohl die Hauptichuld das niederdrüdende Bewußtſein, 
daß für Die Zukunft micht geforgt iſt. Die Qualität der Arbeitsleiftung wird 
nachtheilig beeinflußt, wenn der Arbeiter mit Sorge in die Verne fehen muß 
und einem zufriedenen Genuffe der Gegenwart fih nicht hingeben Tann. 

Hierin fieht er aber nicht den Hauptgrund für die Regelung de Hulfe- 
caſſenweſens; dieſen findet er vielmehr in dem Verhältniß deſſelben zur 
Armenpflege. 

Daß allen Denen, die auf ſolchem Standpuntte ftehen, die technilchen 
Schwierigkeiten der Ausführung gegenüber dem ihnen vorſchwebenden Zwecke über- 
wältigend groß ericbeinen, ift Mar; ja ich muß offen geftehen, handelte es fich 
bloß um Rectification der durch das Haftpflichtgefeg innerhalb dev Induſtrie 
oder durch die Gewerbefreiheit und Freizügigkeit in den Budgets der Kommunen 
entitandenen abnormen Zuftände, ich würde felbft mich für Einführung oblige- 
torifcher Penfionscaffen nicht begeiftern. ine andere Kategorie von Gegnern 
würdigt zwar die fociale Bedeutung der Penfionscaffen, verwirft aber den 
Caſſenzwang und betont ftatt deſſen die ſittliche Pflicht des Wrbeitgeberd wie 
ded Arbeiter, ſich felbft zu helfen. Einer der bedeutendften Kepräjentanten 
diefer Richtung ift Profeflor Böhmert. Ja, meine Herren, ich erffenne dieſe 
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fittliche Pflicht der Imterefienten auch an, und bin auch mit jenen Herrn der 
Anſicht, Daß eine freiwillig gebildete Caſſe den Borzug verdient, aber werden 
auch die Intereſſenten in ihrer Gelammtheit Diele Pflicht anertennen und danach 
handeln? Jeder, der unfere Arbeiter und Arbeitgeber einigermaßen kennt und 
ihr Berhalten in ähnlichen Fällen beobachtet hat, muß diefe Frage unbedingt 
verneinen, umd id) glaube, wenn Her Böhmert ein Halbougend Jahre in 
Sachſen, wohin er ja, wie ich Höre, berufen iſt, gelebt bat, wird er auch Diefer 
Anficht werden. — Bezüglich der Arbeitgeber erinnere ih nur an die Agitation 
vieler Bergwertöbefiker, um Befreiung von den Knappſchaftsbeiträgen, an bie 
geringe Betheiligung, als es fih darum handelte, die Arbeiter auch gegen die 
nicht unter Das Haftpflichtgefet fallenden Unfälle zu verfihern und ſchließlich an 
die Oppoſition gegen obligatorische Fortbildungsſchulen. Bezüglich der Arbeiter 
brandye ih nur die eine Thatſache anzuführen, daß noch nicht die Hälfte der 
Mitglieder der Gewerkoereine zu den Penfionscaffen derfelben gehört und daß 
regelmäßig eine Neibe von Mitgliedern, nachdem fie eine Zeit lang zur Cafe 
beigefteuert, auötritt — nota bene ohne auß dem Gewerkvereine zu fcheiden. — 
a, die Kurzfichtigfeit der meiften Arbeiter iſt jo groß, daß fie ſich nicht einmal 
gegen die viel näher liegende Gefahr der Erwerbsunfähigfeit in Folge von 
tinzzeren Krankheiten verſichern, wenn fie nicht von den Werföbefigern oder 
der Polizei dazu gezwungen werden. Halte man mir nicht entgegen, das Tiege 
an der jchlechten Leitung der Caſſen! Das ift in einzelnen Fallen fo, meift 
aber wollen vie Leute. den Gafjen nicht beitreten, einfach, weil fie aller Vorſicht 
bar, für die Sicherftellung ihrer Zukunft nicht das geringfte Opfer zu bringen 
geneigt -find. 

Herr Hiltrop meint zwar (S. 59 feined Gutachtens), Caſſenzwang für 
bie Arbeiter ſei nicht einmal abfolut nöthig, man brauche nur den Arbeitgeber 
zu verpflichten, für jeden von ihm beſchäftigten Arbeiter, falls er fi, als Mit- 
glied einer Penſionscaſſe Legitimire, einen gewiſſen Procentfag von deſſen Kohn an 
vie Caſſe abzuführen, das heit, dieſer Procentfag fol nicht etwa vom Lohne 
gefürzt werden, fondern aus der Taſche des Arbeitgebers zugelegt werben. 
Würde died ven Erfolg haben, daß alle Arbeiter einer Caſſe beiträten, wie 
Herr Hiltrop died glaubt, jo würde der Zweck allerdings ziemlich erreicht, 
(ganz nicht) wie aber, wenn der Erfolg der wäre, daß die weniger einfichtSvollen 
Arbeitgeber, Arbeiter, die einer Cafle angehören, nicht mehr annähmen, weil 
ihre Beſchäftigung gewiſſermaßen befteuert iſt? Ich glaube, dies Auskunfts- 
mittel wäre gefährlich; und ſchließlich bliebe e8 doch ein Zwang, nur daß er 
mehr auf den Wrbeitgeber übertragen wäre. 

Ich weiß ja recht gut, daß es rühmliche Ausnahmen giebt, bet Arbeitern, 
wie bei Urbeitgeben. Ich weiß, daß es eine ftattliche Zahl von freien 
Benfionscafien giebt — in den legten Tagen gingen mir noch höchſt intereffante 
Miütbeilungen über die feit 24 Jahren beftehenden Caſſen des thüringer Buch— 
drudervereind zu. — Aber, meine Herren, das Befürfniß iſt allgemein und 
muß alfo auch allgemein befriedigt werben. 

Herr Geheimſecretär Behm drüdt dies ın feinem Gutachten ©. 141 
folgendermaßen aus: 

‚Wenn die Lölung der, Frage des Penfionscafjenwejend vom all- 
gemeinen ſocial⸗politiſchen Geſichtspunkte aus in Angriff genommen wird, 
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fo ann der Zwed des Unternehmens nicht nur darin beftehen, daß In⸗ 
ftitute in’8 Leben gerufen werden, welche vielleicht num von einem ver- 
ſchwindenden Bruchtheile der arbeitenden Bevölkerung zur Penſionsver⸗ 
ſicherung benutzt werden; vielmehr muß das Beftreben darauf gerichtet 
ſein, die Wohlthaten der Invalidenverſorgung möglichſt allgemein zu 
machen, — mit andern Worten, es muß als Ziel die Löſung der ſo⸗ 
cialen Frage, ſoweit dieſe es mit den Verhältniſſen der in den Zuſtand 
der Invalidität getretenen Arbeiter zu thun hat, in's Auge gefaßt werden. 
Dieſem Ziele wird man nicht weſentlich näher kommen, wenn man 
Caſſen errichtet, in der gewiſſen Vorausſetzung, für bieſelben keine oder 
nur ſehr wenige Mitglieder zu finden. Nach meinen Erfahrungen muß 
ich es als höchſt zweifelhaft bezeichnen, daß ſich eine hinreichende Zahl 
von Arbeitern freiwillig den Ppenſionscaſſen anſchließen wird. Selbſt für 
den Fall, daß durch die Mitgliedſchaft den Arbeitern nur ſehr mäßige 
Opfer auferlegt werden, kann man eine allgemeine Betheiligung nicht 
ficher in Ausſicht nehmen.“ 

Daß auch durch vom Staate errichtete und verwaltete Penſionscaſſen mit 
freiwilligem Beitritt, wie fie in verſchiedenen Ländern exiſtiren, nicht, viel für 
die allgemeine Befriedigung des Bedürfniſſes gewonnen iſt, liegt auf 
der Hand und wird auch durch die gemachten Erfahrungen beſtätigt. 

Die relativ zur Bevölkerungszahl vielleicht am meiſten Mitglieder zäblenbe 
ſächſiſche Hentenverficherungsanftalt in Dresden, welche ihre Agenturen außer 
dem Königreih Sachſen in den ſächſiſchen Fürſtenthümern ‚ in den preußiſchen 
Provinzen Sachſen und Schleſien und felbft in Berlin und Cöln hat, zählt doch 
etwa nur 21,000 verficherte Mitglieder, von denen jedenfalld ein beträchtlicher 
Theil nicht zu ben Rohnarbeitern gehört, um die es fih doch vornehmlich 
Handelt. Sparcaffen, wie fie fo vielfadh empfohlen werben, find ganz vor- 
zügliche Einrichtungen, und ihre Bildung kann nur gemünfcht werben, aber nicht 
ftatt, fondern neben den Benfionscaffen. 

Herr Ludwig-Wolf fagt in Bezug hierauf ©, 41: 

„Für den Arbeiter, wie für Jeden, deſſen Eriftenz auf feiner Ar- 
beitöfraft und nicht auf fundirtem Einkommen beruht, handelt e8 ſich 
meiner Anficht nad) zumächlt nicht Darum, zu calculixen, wieviel er fich, 
wenn ihm nichts wieberführt, vielleicht mit feinem 50. oder 60. Lebens⸗ 
jahre erübrigt haben fönnte, oder was er fi mit feinen Erſparniſſen 
erzeugen könnte, jondern deffen Aufgabe muß es in erfter Linie fein, 
wenn er nicht dem Milchmädchen mit dem Milchnapf auf dem Kopfe 
gleichen will, deſſen Zufunftstriume mit dem zerbrodhenen Milchnapfe 
am Boden liegen ſich die Quelle ſeines Einkommens nach Kräften 
ſicherzuftellen gegen etwaige Gefährdungen und Schläge des Schichkſals. 
Dies kann er aber nur dadurch, daß er das Riſico nicht auf die Ge— 
fahr hin, von demſelben gegebenen Falles erdrückt zu werden, auf ſeinen 
alleinigen Schultern laften läßt, ſondern daß er es auf andere Schultern 
mit überträgt. Die Sparcaſſe nimmt dem Arbeiter die Gefahr nicht 
ab, daß ein einziger Schichſalsſchlag die Frucht jahrelanger Mühen ver- 
nichten und ihm im die Reihe der Almofenempfänger hinabſchleudern 
fann, fo tief, daß es ihm vielleicht unmöglich wird, ſich je wieder empor 
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zu arbeiten. Ich meine, das’ Etreben der Arbeiter müſſe darauf ab- 
zielen, die eriparte Frucht ihrer Thätigkeit zunächſt zu verwenden im 
Imterefje eines gemeinfamen Schutzes gegen die Wechjelfälle des Lebens, 
der Art, daß der Einzelne durch die Anderen geftütt und gehalten wird; 
ift dieſem Zwecke genligt und dadurch der wirthichaftlichen Eriftenz eine 
breitere und ficherere Bafid gewonnen, dann mag das Abſehen de Ar- 
beiterö, wie eine8 Jeden, der feinen Unterhalt aus feiner Arbeitskraft 
zteht, Darauf gerichtet fein, auch mit Annehmlichkeiten das Leben auszu⸗ 
ftatten und einen Sparpfennig zurüdzulegen, um anderen Aufgaben ent: 
Iprechen, um den Abend des Lebens jchöner und bebaglicher geftalten zu 
fünnen.” | 

Nachdem ich jo die Gründe angeführt, die für allgemeine Penfionscafien 
Iprechen, fowie die Gründe dafür, daß Die Allgemeinheit nur zu erreichen ift, 
wenn das Geſetz die Bildung der Caſſen und den Beitritt zu denfelben obligatorifch 
macht; gehe ih nun dazu über, einen Plan zu entwideln, nad dem die Idee 
durchgeführt werden könnte. 

Aus meiner Dritten Theſe geht hewor, daß ich tie Errichtung von Caſſen 
unter ſtaatlicher Mitwirfung erft dann für gerechtfertigt erachte, wenn die für 
En freiwilliger Caſſen durch das Geſetz bewilligte Friſt, ungenugt abge= 
aufen ift. 

Wenn auch unter Zwangscaſſen nidyt etwa Caſſen zu verſtehen find, 
welche von einer Staatd= oder fonftigen Behörde verwaltet werben, menn 
man auch deren Bildung und Verwaltung der Hauptſache nad) in die Hände der 
betheiligten Arbeiter und Arbeitgeber legt und ver Behörde bei der Bildung 
nur die Initiative, bei der Verwaltung nur eine etwas fchärfere Controle ein- 
räumt, jo Haben freiwillig und aus eigener Initiative der Betheiligten gefchaffene 
Inſtitute gewiſſe Bortheile — zum Theil allerdings mehr moralifher Natur — 
in deren Berüdfichtigung ihrer Bildung in jeder Weife Vorſchub zu leiſten ift. 

Bezüglich des Umfangs nad) dem Beruf wird das Geſetz genaue Beſtim— 
mungen treffen müffen. Ich perſönlich bin für nöglichit weite Ausdehnung des 
Beitrittszwanges, ich wünſche auch die jugenplichen Arbeiter und die Arbeite» 
rinnen Herangezogen zu jehen (in Nüdfiht auf ihren geringen Lohn mit dem 
halben Beitrag), ich würde felbft damit einverftanden fein, wenn Jedermann 
beitragspflichtig wirde, denn Jedermann kann einmal verarmen und dabei arbeits- 
unfähig werben, allein letzteres hat auch wieder feine Bedenken und ich gebe felbft 
zu, Daß man einzelne Sategorien von Arbeitern, deren Stellung eine zweifelhafte 
ft, wird ausſcheiden fünnen, ohne daß der practifche Effect weſentlich alterirt 
wird. Man mag jedody den Kreis der Verpflichteten etwas enger oder weiter 
ziehen, eind muß man fefthalten: Das Gefe muß fich fo präci® ausdrücken, daß 
feine verſchiedenen Auslegungen möglich find; denn eine verſchiedene Behandlung 
m den verfchiedenen Gaflenbezirfen wiirde zu den _größten Uebelftänden führen. 
Daß die bezüglihe Beſtimmung nicht ganz leicht richtig zu treffen ift, mag zu= 
gegeben werden, denn fie fegt Kenntniß der perſönlichen Verhältniſſe in den Ge— 
werben im ganzen Reiche voraus, aber eine ſcharfe Abgrenzung für unmöglich zu 
balten, wie dies Mande thun, hat man feinen Grund. Wie für alle Arbeiter, 
jo müßte für alle Arbeitgeber der betreffenden Kategorien der Caffenzwang aus- 
geiprochen werden und zwar in der Weife, daß die legteren einen Beitrag zu 
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leiſten haben, der ın einem gewiſſen Berbältniß fleht zu der Summe der von 
ihren Arbeitern geleifteten Beiträge. Sogenannte Zwangscaſſen würden meiner 
Anfiht nach zu errichten fein für gewiſſe geographifhe Bezirke, für alle Ge 
werbe gemeinfam und vielleicht ausnahmsmeile in Bezirken mit einzelnen beſonders 
ſtark entwidelten Imbuftriezweigen für dieſe allein. | 

Ein Anſchluß an die politiichen Bezirke wäre zwedmäßig, in Preußen 
3. B. ſcheint mir der Kreis ganz geeignet als Caſſenbezirk. An der Spite der 
Caffenverwaltung würde ein, zu gleichen Theilen aus Arbeitern und Arbeitgebern 
beflehender Borftand ftehen, mit einem oder auch mehreren befoldeten Beamten 
zur Erledigung der Laufenden Geſchäfte. Dieſes gemeinfame Wirken von Ar: 
beitern umd Arbeitgebern fann nicht hoch genug angeichlagen werben, hier liegt 
ber Keim zu einem friedlichen Hand in Hand Geben der Parteien. Die ftaat- 
liche Aufjicht braucht nicht weiter ausgedehnt zu werben, wie bei den Stnapp- 
Ihaftöcafien. Neben dem Borftande möchten in jedem Orte oder Stadtbezirke 
Commiſſionen aus Vertrauensmännern der Arbeiter und Arbeitgeber gebilvet 
werden, welde bauptfählih die Aufgabe hätten, die Controle über die Mii— 
alieder, beſonders über die empfangenden, die Penfionäre zu führen. Zur 
Schlichtung der Streitigfeiten zwiſchen Caffenverwaltung und den beitragenden 
wie empfangenden Intereſſenten könnte für den Caſſenbezirk eine Recursbehörde 
gebildet werden, ebenfalls aus Arbeitern und Arbeitgebern, ſowie etwa einem 
rechtsverſtändigen Beamten und einem Arzte beſtehend, natürlich lauter 
Perſonen, die nicht gleichzeitig im Vorſtand der Caſſe ſind. Oder man könnte 
auch die Schlichtung dieſer Streitigkeiten, wie Diejenigen der Bezirkscaſſenver⸗ 
waltung unter einander PBrovinzialinftanzen überweifen. Die Streitigleiten der 
Caſſen verſchiedener Provinzen reſp. Stasten, oder auch im alle feine Pro—⸗ 
vinzialinſtanzen beſtehen, könnte man durch eine Centralbehörde entſcheiden laſſen. 
Letztere, welche in Permanenz tagen müßte, könnte man wohl nur aus beſoldeten 
Beamten zuſammenſetzen. Ihr würde auch die Sammlung der bezüglichen 
Statiftif, Die Ausarbeitung der Ausführungsbeftimmungen zu den Gejegen und 
die Prüfung der Statuten der durch freiwillige Vereinigungen gebildeten Caſſen 
« zufallen. 

Aſſeſſor Hilt rop empfiehlt die Caſſenbildung nach Gewerben in entiprechen- 
den geographiſchen Unterabtheilungen, Bürgermeifter Lud wig-Wolf die Caffen- 
bildung nad) Gemeinden, reſp. einer Anzahl von Gemeinden gemeinſchaftlich. 
Mir ſcheint, Daß nad dem erſten Borichlag Die Verwaltung erichwert würde 
(die gerechte Vertheilung der Laſten nach der Gefahr der Induftrie läßt fich 
durch Bildung von Gefahrencaffen — erreichen), während nad) dem Vorſchlag des 
Hern Ludwig-Wolf den Gemeindebehörden meiner Anfiht nach zuviel Ein- 
wirkung zuerkannt wird. Wo Arbeitgeber find, wären dieſe für die Abführung 
der Beiträge an die Caffe verantwortlich zu machen, es ıft ihnen alfo das Recht 
zu geben, ben Beitrag des Arbeiter von dem verdienten Lohn zurüdzubalten 
und ihnen ferner aufzulegen, daß fie bei neu aufgenommenen Arbeitern, Die 
mit ihren Beiträgen un Rüdftande find (mas aus deren Quittungsbuch hervor⸗ 
geht), bis zum vollen Abtrag des Nüdftandes ein gewiſſes Vielfaches vom ge- 
wöhnlichen Beitrag einhalten. “Diejelben Verpflihtungen würden den Kranken⸗ 
cafjenvorjtänden aufzulegen fein. — Auf dieſe Weife würden die Caſſen kaum 
weſentlich in ihren Bezügen gefchädigt werden können. Arbeiter, welche zeit- 
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weilig feinen Arbeitgeber haben und felbft Gaflenpflichtige, welche dauernd feibft- 
ſtändig arbeiten, haben außer dem gewöhnlichen Beitrag des Arbeiter noch ben 
auf den Arbeitgeber fallenden Aufichlag zu zahlen. Die Erhebung der Beiträge 
wird man Der Gemeinde, die ja Durch die Caſſe entſchiedene Vortheile bat, auf- 
bürden fünnen. Das Verfahren würde dem bet Erhebung der Steuern ent= 
ſprechen, eventuell alſo auch die Execution anzumenden fein. — Erlöjchen dürfte 
die Beitragäpflicht außer durch den Top nur beim Antreten der Penfion, bei 
Auswanderung aus Deutfchland, Webertritt zu einer nicht caffenpflichtigen 
Beruföckaffe und endlich für Arbeiterinnen bei der Verheirathung. In den drei 
legtgenannten Fällen könnte eine Rückvergütung gewährt werben, in ähnlicher 
Weiſe wie bei Lebensverſicherungsgeſellſchaften, doch wäre hierbei mit Vorſicht 
zu verfahren. Die Berechnung ded Beitrages zur Ermöglihung einer beftumm- 
ten Leiftung ber Caffen wird bei den mangelhaften Erfahrungen in dieſer 
Brandye nicht ganz leicht fein, doch kann dies feinen Grund abgeben, die Mög- 
lichleit der Ausführung zu beftreiten, wie e8 von manden Seiten gejchieht, denn 
dann wären freiwillige Caſſen ebenfowenig möglih und Lebensverficherungs- 
geſellſchaften auch nicht; denn als man dieſe einzurichten anfing, hatte man 
andy noch feine ausreichende ftatiftifche Baſis. Man muß eben das vorhandene 
Material von tüchtigen Fachleuten verarbeiten laſſen und von vorne herein 
nicht allzuniedrig greifen. Ueberbied wird man von Zeit zu Zeit Control: 
rechnungen anftellen, in der Weile, mie es Dr. Zillmer vorſchlägt, damit, 
wem Fehler bei der Berechnung der Beitragshöhe vorgefommen find, Diejelben 
noch rechtzeitig rebrefjirt werden fünnen. Die Caffenleiftungen, die PBenfionen 
müfjen jo bemeflen fein, daß fie dem Empfänger in dem Bezirk, in dem bie 
Pefionirung ftattfindet, die Eriftenz ermöglihen. Am bejten wird man die 
Penſionshöhe in ein beftimmtes Verhältniß bringen zum Normallohn ungelernter 
Arbeiter (Taglöhner), welcher jedenfalls der beſte Maßſtab ift für die Koften 
des Lebensunterhalt8 in der betreffenden Gegend und Zeitperiode. 

Die Benfionen der Knappſchaftscaſſen halte ih für zu niedrig 
für allgemeine Penſionscaſſen. Wenn Die Verficherten nicht von ihrer Penfion 
leben können, dann verfallen fie ſchließlich Doc, wieder dem Bettel, und der Haupt- 
vortheil des Inftituts geht fomit wieder verloren. Die Prämien werden allerdings, 
wenn man auch die Penfionirung der Wittwen, fowie der Kinder der Invaliden 
und Wittwen ins Auge faßt, nicht umbeträchtlich fein; aber wer das Bedürfniß 
der Caſſen anerkennt und fagt, fie feien deshalb nicht obligatoriſch zu machen, 
weil die Beiträge unerſchwinglich ſeien, wie dies z. B. die Breslauer Han- 
delstammer thut, der ftellt etwas ganz Ungereimtes auf, denn, wenn Das 
Berürfnig da ift, muß es auch auf irgend eine Weile befriedigt werden, 3. B. 
durch Almofen. Kann man denn aber einen Zuftand aufrecht erhalten wollen, 
wonach die Induftrie die Selbftfoften der Arbeit nicht: deckt? Beſonders un— 
logiſch aber erfcheint das Votum jener Körperſchaft, wenn fie gleih darauf für 
Ausdehnung freier Caſſen ſpricht. Wie kann man denn die Prämien für freie 
Caſſen aufbringen, wenn man fie für obligatorifche nicht erſchwingen kann! 
Auch der Abgeorbnete Rickert ſcheint in Erefeld ähnliche Bemerkungen gemacht 
zu haben. Ich fage „ſcheint“, weil ich die ftenographifchen Berichte nicht vor 
wir hatte, fondern mid) mit den Beitungdreferaten begnügen mußte. Nach ben 
Iegteren hätte Herr Ridert gejagt, bei Caffenzwang wären in Preußen etwa 
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8 Millionen Perjonen mit minbeftend 10 Thlen. pro Jahr und Kopf beran- 
zuzieben, Das ſei eine Regulirung der Lohnfrage durch den Staat. Einzelne 
Induftriezweige könnten einen ſolchen Zwangszuſchuß zum Lohnfond nit er⸗ 
tragen. Dieſer Ausſpruch enthält außerdem, nebenbei bemerkt, noch eine große 
Uebertreibung, oder iſt es keine ſolche, wenn man behauptet, der Caſſenzwang 
ſei eine Regulirung der Lohnfrage durch den Staat? Gerade dieſes Schlagwort 
und andere von ähnlichem Werthe haben aber, wie es ſcheint, auf die Zuhörer 
einen bedeutenden Eindruck gemacht. 

Doch zurück zur Sache: 

Verſchiedene Claſſen von Berechtigten, abgeſehen von jugendlichen Arbeitern 
und Arbeiterinnen, wären meiner Anſicht nach nicht zu ſchaffen; dagegen müßte, 
wie ſchon angedeutet, eine Claſſification der Gewerbe nach der Gefahr ftatt- 
finden, jo daß alfo zur Erwerbung gleicher Anfprüde um fo höhere Beiträge 
zu zahlen wären, je größer die Wahrfcheinlichkeit ift, daß der Verſicherte durch 
jeine gewerbliche Thätigfeit invalide wird oder ftirbt. Auch für dieſe Berechnung 
befteht nur ein geringes ftatiftilches Material. Dafjelbe nimmt aber durch Die 
Erfahrungen der Unfallverficherungsgelellichaften täglih an Umfang zu. Auch 
bier muß man alſo jevenfall® periodiſche Revifionen vorbehalten. — Alles dies 
wäre Sache der Gentralbehörde für das Caſſenweſen. Unter der Annahme, daß 
die Penfionen für Invaliden 50 Broc., für Wittwen 25 Proc. und für jedes 
Kind eines Invaliden, refp. jede Waiſe unter 14 Yahren 10 Proc. des Nor- 
mallohns (Lohn der ungelernten Arbeiter in der betreffenden Gegend und Zeit- 
periode) betrage, habe ich in meinem Gutachten, fußend auf der Statiſtik der 
preußiſchen Knappſchaftscaſſen und einigen andern Daten die Höhe der zu 
lerftenden Beiträge auf 5 Proc. des Normallohns berechnet, und da ich an= 
nehme, daß die Arbeitgeber halb fo viel zu Leiften haben wie die Geſammtheit 
der von ihnen beichäftigten Arbeiter, jo würden die Iegteren 31/, Proc. von 
ihrem Lohne in die Caſſe zu fteuern haben, wenn abgefehen wird von jugend- 
lichen Arbeitern, Arbeiterinnen, von der Eintbeilung in Gefahrenclaffen und der 
Verſchiedenheit der Löhne untereinander. 

Nah der Berechnung des Geheimen Secretärd Behm wäre der von mir 
angenommene Procentfat, wenigftens foviel er fih auf die Invalidenpenfionen 
bezieht, zu niedrig (trogdem, daß er weit höher ift als der von ben Gewerf: 
vereindcaffen erhobene une reichlich jo hoch wie der ber feit 24 Jahren be- 
ftehenden Caſſe des thiringer Yuchoruder= Vereins), allein wenn man ftatt 5, 
6 oder auch 7 PBrocent annehmen müßte, dieſes Opfer tft gegenüber dem Vortheile, 
den man erreicht, Mein. Faßt man die in den legten 10 Jahren erfolaten Lohn⸗ 
fteigerungen ind Auge in ihrem Berbältniß zur Steigerung der Koſten des 
Lebensunterhaltes der Arbeiter, fo wird man ſich jagen müſſen, daß Tettere im 
Allgemeinen jehr wohl in der Lage fein würden jo viel von ihrem Lohne abzu= 
geben. Meiner Anficht nach Liegt aber Die Frage gar nicht fo, ich bin viel- 
mehr überzeugt, daß der gejammte WPenfionscaffen = Beitrag jehr fchnell auf 
die Arbeitgeber abgemälzt fein wird, trotzdem follten diefe aber das Project mit 
Freuden begrüßen: Die 5 oder 7 Proc., Die fie mehr an Lohn zu zablen 
haben, fie werden, abgejehen von dem Bortbeile, der ihnen daraus erwächſt, daß 
ihre Arbeiter moraliich gehoben, arbeitöfreudiger werden, in Bälde dadurch 
wieber eingebracht werden und zwar vielfältig, daß die Arbeiter in dem Gefühl 
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ber gewonnenen Sicherheit, wieder Intereffe am Beftehen der Dinge gewinnen 
und nicht mehr, wie bisher Häufig geſchah, blindlings Forderungen an die 
Arbeitgeber ftellen, die zum Ruin des Geſchäfts führen müffen. Um aber den 
verbeiratbeten Arbeitern das Gefühl der Sicherheit zu geben, genügt es nicht, 
daß er im Falle der Invalidität einer Penfion ficher fei, er muß auch willen, 
daß, falls er fterben follte, jeine Frau und Kinder vor Noth geſchützt find; ich 
fann mid) deshalb nicht mit der Anfiht von Herm Behm einverftanden er: 
Hären, daß man fi) auf die VBerfiherung für den Fall ter Invalidität be 
Ihränten fol, tritt man einmal an die Frage heran, jo muß man fie, bünft 
mid, in ihrer Zotalität erfaſſen. Das Eintrittsgeld, fall überhaupt welches 
erhoben werben joll, muß jedenfalls niedrig fein, ebenſo follte man die Carenz- 
zeit nicht zu lang machen. Für den Uebertritt von einem Caſſenbezirk ın den 
anderen dürfte nur eine Feine Necognitiondgebühr erhoben werden, jo daß bie 
Freizügigkeit nicht wejentlich erfchwert wird. 

Eine [pecielle Abrechnung - der Caſſen mit eimander bat in mancher Be— 
ziehung Etwas für fi), würde aber eine enorme Arbeit veranlaffen, es wird 
daher wohl am beften fein, wenn man den Webertretenden ohne Weiteres in die 
Rechte der Einheimiſchen treten läßt. 

Eine Hauptſache iſt, eine ſcharfe Controle darüber, daß Penfionen nur 
von ſolchen bezogen werden, die dazu berechtigt find, daß 3. B. ein Mann, der 
eine Zeit lang ganz invalide war und daher volle Benfion bezog, Tobald er 
wieder theilweiſe oder ganz arbeitöfähig wird, fofort auf halbe Penfion gefett 
= a ihm ganz entzogen wird u. |. f., denn die Gefahr der Simulirung 
iegt nahe, 

Mi Hülfe der bereitö erwähnten Commilfion von Vertrauensmännern der 
Arbeiter umd Arbeitgeber für jeden Ort, reſp. Ortsbezirk, wird ſich Diefe Controle 
aber auf Das Befte ermöglichen laſſen. Uebrigens bürfte, wenn Simulitung vor: 
zuliegen jcheint, Beobachtung in Arbeitshäufern ſowie criminelle Beftrafung der Er- 
Ihwindelung von Penfionen zu empfehlen fein. Ehe ich fchliege muß ich noch auf eine 
Specialfrage zurüdfommen, welche ich bei meiner Ausführung nicht berüdfichtigte, 
nämlih die, ob die Sapitalverfiherung der Rentenverfiberung vorzuziehen tft. 
Diefe Frage ift jo ziemlich von allen Begutachtern verneint worden, und zwar 
and verfchiedenen Gründen, von denen ich al3 die gemwichtigften anführe, daß die 
Rentenverficherung billiger ‚tommt, beziehungsweife bei gleichen Beiträgen in die 
Caſſe reichlichere Verforgung ermöglicht, zweitens, daß die Capitalverſicherung bei 
der nicht genügend entwidelten Dispofitionsfähigfeit der Mehrzahl der Empfänger 
häufig zu einer fchlechten Verwendung des Capitals führen wird, wodurch der 
ganze Werth der Berficherung verloren geben könnte. 

Bezügli der Wittwen- und Warfen-Berforgung giebt zwar Dr. Zillmer 
der Gapitalverficherung den Vorzug, ich kann aber sit biefe Anficht nicht näher 
eingeben, weil Dr. Zillmer feine Gründe nicht angiebt, fondern fih nur auf 
eine Schrift von Dr. Wiegand bezieht, die ich bei der Kürze der Zeit mir 
nicht mehr verichaffen konnte. 

Mit der Einführung allgemeiner Penfionscaffen werden wir zu ber ſo er⸗ 
wänjchten ſocialen Organiſation der gewerblichen Arbeit gelangen können; unfere 
Gewerkoereine find, da fie nur die Arbeiter, nicht aber bie Arbeitgeber um- 
faſſen, naturgemäß Organifationen für den Kampf und wenn dieſer Kampf bis⸗ 
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ber in Höchft gemäßigter Weile geführt und Gutes dadurch erreicht wurde, fo 
liegt dies in der tüchtigen Leitung der Bereine, die auf dieſem Wege weiter 
wandelnd auch noch manches Erfpriegliche werden leiften können, allein die An- 
babnung des foctalen Friedens kann nur erfolgen durch Drgantfationen, welche 
Arbeiter und Arbeitgeber als gleihberechtigte Mitglieder zufammen führen. — 

Ich fage Die Anbahnung des foctalen Friedens, ich behaupte aljo nicht 
etwa, daß er durch allgemeine Penfionscaffen ohne Weiteres erreicht werben 
kann, ſondern ich fage nur, diefe leteren find ein Schritt auf dem Wege zum 
Biel, aber ein unumgänglich nothwendiger Schritt. 

Ih bitte Cie, meine Herren, nehmen Ste auch meine beiden legten 
Thefen, wenigſtens dem Sinne nad) an. 


Theſen. 


1. Die geſetzliche Regelung des Penſionscaſſenweſens iſt nach Lage der 
Verhältniſſe für dringend erforderlich zu erachten. 

2. Die ſtaatliche Anerkennung von Penſionscaſſen und Ertheilung von 
Corporationsrechten an dieſelben iſt abhängig zu machen von Ein: 
haltung der zu erlafjenden geſetzlichen Borfchriften über Bildung und 
Berwaltung vderfelben. 

3. Inſoweit nach Ablauf eines gefetlich firirten Termins Caſſen durch 
freiwillige Vereinigungen nicht gebilvet find, hat die Errichtung flatt 
zu finden durch umter ftaatlicher Mitwirkung gebildete Verbände. 

4. Nach Maßgabe des Umfangs, in weldem dieſe Errichtung ftattfindet 
und fortfchreitet, tritt für alle Lobnarbeiter, die der Lanbwirtbichaft 
eingefchloffen, die Verpflichtung ein, einer Penfionscaffe beizutreten. 











Eorreferat 
des Verlagsbuchhändlers Franz Dunder (Berlin) über 
Invaliden⸗- und Alterscaſſen. 


Correferent Herr Franz Duncker: Meine Herren! Wenn der 
Herr Referent davon geſprochen bat, daß er mit der Vertretung ſeines Stand- 
puntte8 gegenüber der öffentlichen Meinung einen ſchweren Stand zu haben 
glaube. jo muß ein ähnliches Gefühl mic, betroffen haben, als ich die vorliegen- 
ven Gutachten durchſah, bevor ich bier nach Eiſenach zum Congreſſe fam; denn 
Ihnen iſt ja befannt, daß die Mehrheit aller dieſer Gutachten fi) gerade für 
den Standpunkt des Herm Referenten, nämlich für Zwangscaſſen ausſpricht. 
Sowohl Herr Kalle, wie Hear Ludwig-Wolf, Herr Hiltrop, Her 
Behm — kurz, die Majorität der Gutachter in unſern officiellen Schriftftüden, 
tritt für Zwangscaſſen und nur Herr Dr. Zillmer für Dasjenige ein, was ber 
Referent etwa als den Standpunft der äffentlihen Meinung bezeichnet bat. An 
jeine Seite bat ſich nachträglich das fehr beachtenswerthe Gutachten meines 
Freundes, des Dr. Mar Hirſch geftellt, auf Das ich wohl mehrfach werde 
zurüdgreifen müflen, weil ic) ja das Correferat im legten Augenblide für ihn 
übernommen habe und daher auch um Ihre Nachficht bitten muß, wenn id) in 
dieſer ſehr fchwierigen und fehr weit greifenden Materie als nicht völlig vor: 
bereitet erſcheinen ſollte. Es wird mir faum möglich fein, Ihnen das Referat 
m folder Klarheit und Knappheit vorzuführen, als dies mir jelbft wünſchens⸗ 
werth erfcheint. 

Ih will zuerft anknüpfen an das, was der Herr Referent vorgetragen, 
und fodann meine eigenen Theſen im Einzelnen zu rechtfertigen verfuchen. ‘Der 
Herr Referent hat ja — und das madt mir wieder einigermaßen die Sache 
leichter — den fchroffen Standpunkt ſeines gedrudten Gutachtens in feinen 
beut vorgelegten Theſen verlaſſen. Cprad er ſich doch in jenem mit aller 
Entfchtedenheit für Zwangscaſſen aus und ließ kaum nebenbei die Organifation 
von freiwilligen Caſſen zu, indem er am Scluffe fogar ausdrüdlich hervorhob, 
daß dig, Eentralitelle, welche über die Eonceffion einer freien Caſſe zu beſtimmen 
bat, ſich in jedem einzelnen Falle Mar werden. müfje, ob ver bei Begründung 
einer freimilligen Caſſe beftimmende Gedanke in das Suftem der in der Ent: 
ſtehung begriffenen Zwangscaſſen pafle, es müſſe daher darauf hingewirlt werven, 
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daß auch die freiwilligen Caſſen gebildet werden für kleinere geographiſche Be— 
zirfe und nit etwa für Genoffen einzelner Gewerbe oder Bereine in 
großen Diftrieten; babe aber die Bildung der Zwangscaffen erft begonnen, 
dann müſſe bei der Conceſſionirung neuer freiwilliger Caſſen mit großer Vor— 
fit verfahren werden, denn dann läge es bejonders nahe, daß die Bildung 
vorgeſchlagen werde in der Abficht, das Gefe zu umgehen. ?) 

Herr Kalle wollte ſomit nach feinem im ‘Drud vorliegenden Gutachten 
nit nur Zwangscaſſen einführen, ſondern auch das Princip, welches er feinen 
Zwangscafien zu Grunde Tegen zu müfjen glaubt, maßgebend machen 
für die freiwilligen Caſſen, und damit der Concurrenz und der individuellen 
Entwidelung der freien Caſſen einen jedenfall® harten Zwang anthun. Von 
diefem Standpunkt, fage ich, ift er glüdlicher Weife zurücfgetreten. Mit feinen 
jegigen und zur Debatte vorliegenden beiden erften Thefen können ſich ja auch 
die Anhänger der freien Cafjen einverftanden erflären, denn er giebt ja zu, 
namentlid) in der zweiten Thefe, daß die flaatlihe Anerkennung bei Erfüllung 
von Normatiobedingungen ohne Prüfung des befonveren Falles ausgeſprochen werben 
ſoll und zwar nach dem inneren Weſen der einzelnen freien Caſſen, nicht mit Bezug 
auf das Syftem der fogenannten Zwangscafien, die nach Theſe 3 und 4 er- 
richtet werben follen, falls ſolche ſich im Wege freier Vereinigung nicht bilden. 
Er giebt fomit durch dieſe Theſen wenigftend zu, daß man den freien Caſſen 
eine Zeit zum Spielraum gewähren müſſe, und erft dann Zwang eintreten 
jolle, wenn fid) der eigene Antrieb zur Verſicherung nicht genügend ſtark er- 
weiten follte. 

Nun aber, meine Herren, glaube ich, daß die Anhänger ‚ve8 Zwangs für 
Penſionscaſſen überhaupt einen viel zu ſtarken Wertb auf das Penjions: 
cafjenwefen jelbft legen. Eine befriedigende Entwidelung deſſelben ift gewiß 
ein großer Schritt zur Löſung einer der vielen focialen Fragen, die vor uns 
auftauchen; aber es ſcheint mir ficher nicht der einzige, welcher zu thun, ja nicht 
einmal der dringendfte. Freilich fehlt e8 uns an Anhaltspunkten, dies im Augen: 
blick richtig zu beurtheilen, da uns das ftatiftiihe Material dafür fehlt. Erſt 
wenn und ſolches vorliegt, würden wir die Frage beantworten können, wie viele 
von den Almofenempfängern find dazu auf Grund ihrer erlofchenen Arbeitskraft 
oder auf Grund von Unfällen herabgefunfen, und ein wie großer Prozent: 
fat der Almojenempfänger ift an feiner eigenen Lage Schuld durch ſchlechten 
Lebenswandel! Ich glaube, der Prozentſatz, mit welchem die Arbeiterbevöl- 
ferung auf Grund der erlojchenen Arbeitöfraft an der Zahl der Almofen- 
empfänger ſich betheiligt, würde ſich dann, Liegen erft hierüber zuwerläffige Zahlen 
vor, nicht jo groß erweiſen, als man gemeinhin annımmt. Daher würde aud 
der Effect überall durchgeführter Benfionscafjen nicht ein fo erheblicher fein, als 
es die Freunde der Zwangscaſſe darftellen. Aus diefen Erwägungen kann ich 
mid ganz Dem anſchließen, was Dr. Hirſch auf Seite 9 ſeines Gut: 
achtens ſagt: 

„Was aber noch mehr als Alles dies den Penſionscaſſenzwang an 
der Wurzel trifft, das iſt der Umſtand, daß die Verſorgung dir die 
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Zar ver WrbeitSunfühigleit bei aller ihrer ‘Dringlichkeit doch weit 
binter anderen Bedürfniffen zurüdftiebt Gewiß iſt es 
höchſt wünſchenswerth, Daß der junge Dann und das junge Weib, die 
heute in eine Spinnerei oder in eine Glashütte eintreten, Die Sicherheit 
erlangen, nad) zwanzig, dreißig oder vierzig Jahren, falls fie arbeits- 
unfähig werden, nit Noth zu leiden. Aber es iſt noch unendlich 
wünfchenswerther und wichtiger, daß diefe jungen Yeute niht während 
ber zwanzig, dreißig oder vierzig Jahre ihrer Arbeitsfähigkeit Noth 
leiden, nit durch ungenügenden Yohn, übermäßige Arbeitszeit, Tchlechte 
und mangelhafte Nahrung, ungefunde Wohnung u. |. mw. einem elenden 
Leben, emem frühen Siechthum und Tode verfallen. Jedes Pfund 
guten Brodes und Fleiſches, jedes Liter unverfälfchter Milch und fräf- 
tigen Bieres, jeder Cubiffuß reiner trodner Luft, das der großen Maſſe 
des deutſchen Arbeiterftandes und ihren Kindern zugelegt, jede Stunde 
übermäßiger und gelundhettöfchädlicher Arbeit, Die ihnen abgenommen 
wird, iſt weitaus beilfamer für Gedeihen und Yebensglüd, als die reich— 
jten Benfionen, wenn die Lebenskraft exft gebrocden ift. Denn daß Die 
große Maſſe der deutfchen Arbeiter auch in ihren arbeitsfähigen Tagen 
noch lange nit alle Bedingungen einer gejundheitd-, gejchmeige denn 
culturgemäßen Eriftenz erfüllen kann, das wird Niemand, der auch nur 
einen Blick in die bezüigliche Statiſtik gethan hat, beftreiten. x.“ 
und ich möchte dem hinzufügen, daß aud die Hoffnung, melde die Herren 
Vertreter des Zwanges erfüllt und um berentwillen fie eine jo außergewöhnliche 
Maßregel eigentlich allein rechtfertigen können, nämlich die moraliihe Hebung 
des geſammten Arbeiterftanded, welche durch dieſe Ausfiht auf eine geficherte 
Zubunft herbeigeführt werden ſoll, daß dieſe Hoffnung in meinen Augen eine 
illuſoriſche iſt. Ich glaube, die Herren machen fi) da einer gewiſſen Inconſe⸗ 
quenz fchuldig. Auf der einen Seite fagen fie: Der Arbeiter hat jo wenig 
Vorausſicht, Daß gar nicht Darauf zu rechnen ift, er werde für den Fall des 
Alters fein Leben verſichern; und auf der andern Eeite jagen fie: Ja, wenn 
ih ihm die Sicherheit gebe, daß auch im Alter, wenn feine Arbeitöfraft er- 
loſchen, er mindeftend wor dem demüthigenden Looſe eines Almojenempfängers 
bewahrt bleibt, dann wird er moraliich gehoben werden. ein, meine Herren, 
das iſt nicht der Fall Der Arbeiter ftellt fich ficher in der Negel das eigene 
Alter nicht in To abfchredender Geftalt vor! Er denkt: ich werde es gar nicht 
erleben, daß mein Leben die Arbeitöfraft überdauert; oder: ich werde etwas er: 
Iparen; oder: meine Kinter werben mich unterftügen, ich werde aljo nicht in 
die Lage des Almofenempfängers kommen! — 

Aber wie find denn nun die Ausfichten des Arbeiterd, wenn der Zwang 
allgemein wird? Was ftellen denn die Verfechter des Zwanges in Ausficht ? 
Da die Verpflichtung eine allgemeine fein fol, da fie alle Erwerböclaffen der 
Arbeiter umfaflen fol, jo müſſen fehr natürlich die Beiträge fir die Caſſe fo 
medrig als möglich bemefjen fein. Sie müffen die unterfte Stufe, Die am we- 
nigften entwidelten Arbeiter, die reinen Hände, als Maßſtab annehmen für die 
nach fo verfchiedenen Abftufungen ſich entwidelnde wirthichaftliche Leiftungsfähig- 
keit der Arbeiter; und dann kommt, nad den eigenen Berechnungen des Herrn 
Kalle, eine Summe als Penfionsanfprud heraus, die faum die Hälfte des 
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normalen Lohne des gemähnlicyen Arbeiters betragen dürfte Ja, meine 
Herren, ift denn das eine Ausficht, die dem Arbeiter al8 ein Troſt für feine 
Zufunft Dazuftehen geeignet ift, daß man ibm jagt: ja, du wirft in Folge ber 
regelmäßig abgezogenen Beiträge vielleicht etwas beſſer geftellt fein für Dein Alter, 
al8 der gewöhnliche Almofenempfänger? Iſt eine fo geringe Aufbeflerung feiner 
Lage der langjährigen zwangsmeilen Opfer werth und ift ihm die dadurd ans 
geblih it ber dem Almofenempfänger zugedachte Stellung wenigften® gefichert ? 
Durchaus nicht. Herr Kalle bat heute hier dafjelbe wiederholt, was ich zu 
meinem Erftaunen jchon in feinem Gutachten gefunden; er fagte, es jet doch 
nöthig, ſehr ſcharf zu controliren, ob nicht Einer, der ſchließlich mit feinen 
‚zwangsweife erworbenen Rechten an die Caſſe berantritt, eine Arbeitsunfähigkeit 
* ulirt. In welche vage kommen dann Die, welche durch jahrelange Beiträge 
ſich die Penſion geſichert zu haben meinten? Daß ſie ſchließlich, wenn ſie nun 
ihre Rechte beanſpruchen, die geſetzlich ihnen zugeſichert find, möglicherweife noch 
in ein Arbeitshans eingefperrt werben, Y) um zu fehen, ob fie nicht frivol 
die Arbeitsunfähigkeit fimuliren! Wahrlich, ſchon hieraus geht mit überzeugen- 
der Gewalt hervor, daß bie fo zmwangsverficherten Arbeiter nur um ein ganz 
geringes Minimum über die Stufe der Almofenempfänger emporgehoben werben, 
und Niemand kann denken, daß das von beilfamem Einfluß auf das moralifche 
Gefühl der Arbeiter fein werde! 

Nun aber die Art der Erhebung der Beiträge Meine Herren! Ber 
einer allgemeinen Zmwangserhebung bat Doch der Einzelne, dem der Betrag für 
die Alteröverfiherung vom Yohne abgezogen wird, namentlich, wenn die Einridı- 
tung erft eine Zeit lang befteht, gar nicht mehr das Gefühl, daß er felbft etwas 
opfert von dem, was er erarbeitet hat; daß er felbft Etwas zurüdlegt für die 
alten Tage, jondern e8 wird ihm durd die bevormundende Hand des Staates 


abgezogen. Alfo wie da ein Gefühl der Selbfthülfe bei den Arbeitern ent: . 


ftehen fol, das verftehe ich gar nicht. 

Ich kann alfo diefen Punkt meiner Ausführungen dahın reſümiren, daß ich 
allerdings ven Stimmen, melde außerhalb unfere8 Vereins laut geworben, 
Recht geben muß, welche fagen: Diefe Art der Verforgung durch Zwangecaffen 
ift Doc nur eine mehr oder minder verftedte Art die Armenfteuer in anderer 
Weiſe umzulegen. Und ich möchte Binzufegen: eine andere Art der Umlegung, 
bei welcher allerding8 einmal mande Communen gute Gefchäfte machen; denn 
wenn eine Commune genöthigt ft, einen Arbeiter in ein Eiechen- oder Arbeits- 
haus aufzunehmen, jo bin ich überzeugt, daß nach der heutigen Lage die Koften- 
berpflegungsfäge und die Anlagekoften ſolcher Anftalten pro Kopf berechnet, ſich 
dann für die Commune ein weit höherer Betrag ergeben würde, als der ift, 
welcher aus der allgemeinen Zmangdverficherungscaffe dem Arbeiter zu feinem 
Lebensunterhalte gezahlt wird. Zum Andern aber würden nit nur die Com— 
munen als Can ed, jondern allerdings auch einzelne Claffen ihrer Bürger bei 
Diefer veränderten Art der Umlegung der Armenftener ein gutes Geſchäft 
maden. Die Koften ded Armenweſens werden in den Communen heute in der 
Regel durch perſönliche Steuern, meift durch eine Einkommenfteuer aufgebracht, 
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um ſoviel man aljo durch die Zwangseverſicherung bisherige Almofenempfänger 
in Benfionäre der Zwangscaſſen ummwandelt, um ebenfoviel in Geld ausgebrüdt 
entlaftet man die befler geftellten Einfommenfteuerpflichtigen, und legt dieſe Laſt 
den am fchlechteften geftellten Mitgliedern der Gemeinde auf. Bei der frei: 
willigen Berfiherung, wenn fie in bebeutendem Umfange auftritt, wird dieſer 
Effect freilich auch eintreten, aber dort wird das Opfer eben freiwillig 
übernommen, bier wird es zwangsweiſe auferlegt. Das ift der gewaltige 
Unterſchied. 

Aber wenn man den Gedanken der Zwangsverſicherung bis in feine 
äußerfte Confequenz verfolgt, jo kommt man erft vollftändig zur Erkenntniß 
feiner Widerfinnigfeit.. Das haben die Befürworter des Zwanges aber bereits 
ſelbſt gethan; Herr Kalle deutet e8 wenigftend an, und Herr Behm gebt in 
feinem Gutachten fo weit, daß er fagt: Will man die Sache wirklich rechtfertigen, 
will man nit aud an dieſer Stelle eine Ausnahmegejebgebung für die Arbeiter 
fubftituiren, dann muß man dazu vorjchreiten, daß man jeden Staatöbürger 
verpflichtet, zu dieſer Zwangscaſſe Beiträge zu leiften. Aber jobald Sie das 
getban haben — und Sie können hierbei auch den Neichften nicht zu mehr ver- 
pflichten al8 der Niedrigfte zahlen kann — fo ift diefe allgemeine Zwangscaſſe 
weiter nicht8 als die Staatögelellichaft ſelbſt; und diefe Pflicht, welche Sie mit 
jener allgemeinen Zwangscaſſe erft erreichen wollen, übernimmt diefe Staats- 
ejellichaft Heute ſchon. Es ift geſetzlicher Zuſtand, daß Niemand bei und ver- 
— darf; Daß die Communen verpflichtet find, wenn für einen Arbeits- 
umfähigen feine Verwandten mehr vorhanden find, für feinen nothdürftigen 
Lebensunterhalt zu forgen. Ich fehe aljo gar nicht ein, wozu dieſer große 
Apparat der neuen allgemeinen Zwangscaſſe nothwendig ift, da diefe gemein- 
Ihaftlihe Schutgenofienichaft des Stantes ja bereit8 vorhanden ift, um dieſer 
äußerften Noth des Einzelnen enigegenzutreten! (Sehr richtig!) 

Wenn Sie alfo dem Penſionscaſſenweſen irgendwie einen moraliſchen Ein- 
fluß auf die materielle Stellung des einzelnen Mannes im Volke zumenden 
wollen, dann, glaube ich, bleibt nichtS weiter übrig, als den Weg ber Frei: 
willigfeit nun ferner zu wandeln und dem Elemente der Individualität auch um 
Cafl en freien Spielraum zu geben, damit die VBeflergeftellten auch beffer 
ſich flellen können, und fo die natürliche Stufenleiter für alle Elaffen der Ge- 
ſellſchaft auch hier zum Ausdruck gelange, nicht aber Alle dur diefen Ni- 
vellirungszwang auf die umterfte wirtbichaftlide und ſociale Stufe berunterge- 
drüdt werben. 


Ich glaube, dies wird vorläufig genügen, um die Gründe, die für die 
Zwangscaffen angeführt find, zu entkräften. Ich werde nun die Behauptung 
deö Kalle und der andern Gutachter, daß nämlich bei der Freiwilligkeit 
durchaus keine Ausficht auf Erfolg vorhanden ift, näher betrachten. Es ift näm- 
[ih dabei auch auf England Bezug genommen worden. Herr Kalle eitirt 
ein paar Briefe, die er fih aus England hat ſchreiben laſſen. Das beweift mir 
nur, daß es auch iu England wie bei und Leute giebt, die die thatjächlichen 
Berhältniffe ihres Vaterlaudes nicht kennen, obgleich vielerlei und vortreffliches 
Material zur Beurtbeilung verfelben beigebracht worden if. Herr Dr. Hirſch 
bat auf Seite 12 feines Gutachtens dem gegenüber die Zahlen angeführt, die er 
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für England hat feftftellen können, Die Dasjenige nachweiſen, was eben dort durch 
freiwillige Verfiherung aufgebracht worden iſt. Er fagt: 


„In Großbritannien befteht weder Caſſenzwang noch Zwangs⸗ 
caſſen, ſondern vollftändige Caffenfreiheit mit einem Normatiogelege, 
welchem fi die Hülfscaſſen nur freiwillig unterftellen. Sicher giebt e8 
alfo in Großbritannien nur wenige und ungenügend verficherte Arbeiter, 
wenn jene Herren Recht haben. Und was lehren die von den amtlichen 
Regiftratoren der Hülfscaffen und von der königlichen Commilfion ver: 
öffentlihten Daten? Nach glaubwürdigfter Berechnung eriftiren allein 
in England und Wales 32,000 Hülfscafien mit vier Millionen 
Mitgliedern und mindeften ebenjoviel an den Beneficien betheilig- 
ten Perfonen, im Ganzen alfo acht Millionen bei den gegen: 
jeitigen freien Hülfscafjen verfiherte Perjonen, zum 
bei weiten größten Theile dem Arbeiterftande angehörig. Ber rund 
231/; Millionen Einwohnern kommt demnach ein freiwillig verfichertes 
Mitglied auf noch nicht ſechs Einwohner. Die Berfiherung kann aber dem 
Vetrage nach nicht ungenügend genannt werben, denn dieſe freiwilligen 
Hülfscafjen befigen nach der niedrigften (amtlichen) Schätzung ein dis⸗ 
ponibles Geſammtvermögen von nahezu zwölf Millionen Pfund 
Sterling, gleich achtzig Millionen Thaler. Man bat end: 
lich officiell berechnet, daß durch die, Unterftügungen ber freiwilligen 
Hülfscaffen den engliſchen Steuerzahlern nit weniger als zwei 
Millionen Pfund Sterling, gleich über dreizehn Millionen 
Thaler jährlih erjpart werden, welche ſonſt als Armenunter- 
ftügung gezahlt werden müßten. 

Vergleichen wir mit dieſen Thatſachen die entſprechenden Exgebniffe 
in Preußen, faft dem einzigen großen Staate mit Cafjenzwang und that⸗ 
ſächlicher Conceffionspflicht der Hülfscaffen, fo erfolgt eine neue Ueber- 
rafhung Laut den amtlichen Berichten beftanden Ende 1872 in 
Preußen 6761 gewerbliche Unterftügungscafien mit zufammen 1,123,526 
Mitgliedern und einem Gefammt-Cafjenvermögen von 5,400 ‚392 Shlrn. 
Daneben gab e8 ferner 89 Knappſchaftsvereine mit zufammen 242,721 
Mitgliedern und einem Geſammtvermögen von 5,111,742 Thlra. Im 
Sue aljo 6850 Eaffen mit 1,366,247 Mitgliedern und 10,512,134 
hlen. Vermögen. Das madıt bei rund 243, Millionen Einwohnern 
je 1 verficherted Mitglied auf über 18 Einwohner, alſo ein mehr als 
Dreimal ungünftigeres Verhältniß ald in England und bei faft gleicher 
Einwohnerzahl ein faft achtmal geringeres Caffenvermögen. Aber als 
noch größer ftellt fih der Borzug der Treimilligkeit in Betreff der 
Leiftungen heraus. Denn während ſämmtliche preußifche Unter: 
ſtützungscaſſen (ohne die Knappſchaftsvereine) jährlih rund 3 Millionen 
Thlr. an Beiträgen einnehmen und bie ſämmtlichen Knappſchaftsvereine 
etwas über 28/, Millionen, betragen die Jahreseinnahmen einer ein= 
zigen englilchen Hülfscaffe, der großen „Manchester Unity of Odd 
Fellows“, nicht weniger al8 3%, Millionen Thlr.! Sind das Beweiſe 
für die Ohnmacht der Freiwilligfeit gegenüber dem Zwange?“ 
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Aber, meine Herren, in diefen Zahlen find durchaus nicht alle Leiftungen 
der freiwilligen, auf Gegenfeitigteit berubenden Caſſen in England enthalten; in 
biefen Zahlen find namentlih nicht die Eaflen der Gewerkvereine aufge 
nommen, und ıd muß daher auch auf diefe einen Blid werfen, um Ihnen 
nachzuweiſen, was denn ein einzelner englifcher Gewerkverein an Beihülfen zur 
Unterftägung feiner arbeitölofen, alten und invalive gewordenen Mitglieder 
beiträgt, und damit zugleich die Irrthümer widerlegen, welche unbegreiflicherweife 
auh in den Gutachten der Herren Kalle!) und Hiltrop immer wieberfehren, 
daß die englifchen Gewerfvereine nur dazu da wären, um Kampfvereine zu fein, 
um Arbeitdeinftellungen beroorzurufen; daß während und für Urbeitseinftellungen 
alle anderen Zwecke bei Seite gefegt würden, nnd Alters» und Krankenunter- 
ftägung aufhörten. Zu dem Ende muß ich Ihnen Einige aus dem trefflichen 
Werte unſeres verehrten Mitgliedes, des Herrn Prof. Brentano vorführen. 
Er jagt tiber Die Yeiftungen der Caſſe der Vereinigten engliſchen Maſchinenbauer: 

„Ale übrigen Unterftüßungen 2, — d. 5. die nicht verwandt werben 
zum Kampfe gegen die Arbeitgeber! — welche die Vereinigte Geſellſchaft 
der Mafchinenbauer ihren Mitgliedern gewährt, zeigen fie als Ver— 
ſicherungsgeſellſchaft. Dazu gehört vor Allen die Kranken⸗ 
unterftügung. Diefelbe beträgt 10 Schillinge mährend 26 Wochen und 
5 Schillinge für alle weiteren Wochen der Krankheit eines Mitgliedes. 
Die Geſammtſumme der von der Gefellichaft während ver 18 Jahre 
1851 — 1868 gewährten Srankenunterftütungen beträgt 161,388 £.” 
— — „Eine weitere Unterftägung ıft die Gabe von 100 L. an Mit: 
glieder, welde von Blindheit, Paralyſis oder irgend einem andern un: 
verfchuldeten Unglück betroffen werben, welches fie dauernd unfähig zur 
Arbeit machte. Sie wird auf Antrag des Zweigvereines des verunglüdten 
Mitgliedes und nur gegen Beibringung ärztlicher Zeugniffe vom Erecutiv- 
ausſchuß verliehen. Die Geſammtſumme, welche während der genannten 
achtzehn Yahre Hierauf verwendet wurde, beträgt 16,000 £. Ferner 
gewährt die Gefellihaft eine Altersunterftügung. Dod muß ein 
Mitglied, um fie zu erhalten 1) funfzig Jahre alt fein, 2) durch Alter: 
oder ſonſtige Schwäche außer Stande a den gewöhnlichen Lohn zu 
verdienen und 3) achtzehn Jahre ununterbrochen zur Gelellichaft gehören. 
In diefem Falle erhält e8 7 f wöchentlich bis zu feinem Tode. War 
es fünfundzwanzig Jahre ununterbrochen Mitglied, als es zuerft dieſe 
Unterſtützung beanſpruchte, jo erhält es 8 fs wöchentlich; wenn dreißig 
Jahre 9 5 die Woche. Nah dem Monaisbericht für December 1869 
zählte die Gefellihaft 167 Mitglieder vieler letzten (30 Jahr) Claſſe; 
97 der zweiten und 117 der erften; im Ganzen 381. Alſo eine Ab: 
nahme von 5 gegen 386 im November 1869, und bei einer Ge— 
fanımtzahl von 33,915 Mitglievern. Die Geſammtſumme der inner: 


1 Wie ih mich nachträglich überzeugt babe, war biefer Vorwurf in Bezug auf 
— Kalle ein unbegründeter, dagegen findet ſich allerdings in dem Gutachten des 
ern vum auf S. 128 eine dahinzielende Bemerkung. . D. 

— Die Arbeitergilden der Gegenwart. Leipzig, Duncker & Humblot. 
1871. . 220. 
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Halb achtzehn Jahren gewährten Alterdunterftügungen beträgt 45,272 £. 
Weiter ift vie Begräbnißunterftägung zu erwähnen. Beim Tode 
eines Mitgliedes, das mit nicht mehr wie 16 f im Rüchſtand ift, zahlt der 
Saffirer feiner Wittwe, dem vom Geftorbenen zur Einpfangnahme Ge- 
nannten oder feinem nädften Blutöverwandten 12 £. Allenfallfige 
Rückſtände kommen davon in Abzug. Beim Tode feiner angetrauten 
Gattin erhält ein Mitglied 5 .L.; für fein eigenes Begräbniß bleiben 
bann aber nur noh 7 £. Die Geſammtſumme der von der Gefell- 
ſchaft innerhalb achtzehn Jahren gewährten Begräbnißunterftüägungen 
beträgt 50,250 £. Die legte Unterftügung, welche die Geſellſchaft als 
Berfiherungsgefellichaft gemährte, ift nach dem Belchluffe der Delegirten- 
verfammlung von 1852 Erfag für den Verluſt der Werkzeuge eines 
Mitgliedes dur Teuer. Doch muß derfelbe zur Befriedigung des be= 
treffenden Zweigausſchuſſes nachgewiefen werden. Nie habe die Unter- 
ftügung mehr wie 5 .£. betragen. Dieſelbe wird Durch außerordentliche 
Beitragserhebung aufgebracht. Außer diefen regelmäßigen Unterftüguns 
gen gewährt die Gejellichaft noch außerordentliche aus der fogenannten 
Wohlthätigkleitscaffe. Diejelbe befteht feit 1854 und wird von 
Zeit zu Zeit durch außerordentliche Beitragserhebung gebilvet. Aus ver: 
felben werden Mitglieder unterftütt, welche ſich in beſonders unglüdlicher 
Lage, 3. B. in Krankheit oder Arbeitslofigfeit bei gleichzeitig zahlreicher 
Familie, die fie ernähren müfjen, befinden. Während der Baummollen- 
noth in Lancafhire in den Jahren 1862— 1864 verausgabte die Ge— 
ſellſchaft allein 3000 £. aus diefer Caſſe an ihre Mitglieder in ben 
Baummollenbiftricten. Die Geſammtſumme, die von 1854—1868, alſo 
in 14 Jahren, auf diefe Weile verwendet wurde, beträgt 12,526 L. 
Eine weitere außerordentliche Unterftüpung gewährt die Gefellichaft oft 
ſolchen Mitgliedern, welde von Arbeitgebern gerichtlich verfolgt 
werden ober dieſe zur Geltendmachung ihrer Rechte ‚gerichtlich verfolgen 
müffen, 3. 3. um die Erfüllung eines Vertrages zu erlangen, oder wie 
1854, als die Wittwe eines durch Blasen eines ſchadhaften Kefiels 
getöpteten Mitgliedes gegen Die Eiſenbahngeſellſchaft proceffiren wollte, 
welche ftets ſchadhafte Artikel gebrauchte. Natürlich prüft der Executiv- 
ausſchuß ſtets zuerft Die Rechtmäßigkeit des Falle. Die Bedeutung 
diefer Unterftügung kann nicht überichätt werben; benn ohne fie würde 
e8 bei den enormen engliſchen Gerichtsfoften einem einzelnen Arbeiter 
wohl ausnahmslos unmöglich, einen Proceß zu führen.” — 

Allen diefen regelmäßigen und außerordentlichen Unterftügungen voran geht 
aber die Unterftügung, welche die Vereinigte Gefellfhaft der Mafchinenbauer 
ihren Mitgliedern regelmäßig bei gewöhnlicher Arbeitslofigkeit gewährt. Wenn 
ein Mitglied durch die Conjuncturen des Gewerbes außer Arbeit kommt, dann 
beträgt nach Brentano!) das fogenannte „Geſchenk“ feit 1852 10 f. während 
vierzehn Wochen, für die folgenden zehn Wochen 7 f. und für bie folgen- 
den zehn Wochen 6 fi. 


11T 6. 216. 
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Wenn man nun die Geſammtſumme aller Unterftügungen der „Ber: 
einigten Mafchinenbauer” in den achtzehn Jahren von 1851 bis 1868 be- 
trachtet, welche Brentano in einer Tabelle in feiner III. Beilage des I. Bandes 
feiner Arbeitergilden auf ©. 257 zufammengeftellt bat: fo ergiebt ſich eine Ge: 
ſammtſumme von 721,655 £.; davon find für die große Ausiperrung im Jahre 
1852 verwandt worden 40,000 £. 

Ferner zur Unterftügung anderer 
Gewerkvereine bei Streitigfeiten 10,000 „ 
und außerdem für vereinzelte 
Streitigfeiten des eigenen Ge— 
werkes während der achtzehn 


Jahre veraudgabt 38,990 „ 
mithin ind Geſammt für Strei- 
tigfeiten aufgewendet 88,990 £. in achtzehn Jahren, 


alfo von der gefammten verausgabten Summe nur 12,3 Procent für eigentliche 
Rampfawede. Diele Thatjache follte doc genügen, um Vorwürfe, wie ſolche 
auch diesmal wieder in unfern Outachten auftauchen, ein für alle Mal zum 
Schweigen zu bringen. 

Ich glaube aljo, meine Herren, daß fowohl die Erfahrungen in England, 
ſowie Dasjenige, was wir in der furzen Zeit, in welcher überhaupt bei und auf 
dieſem Gebiete einigermaßen Freiheit der Bewegung und eigene Initiative eriftirt, 
erlebt haben, uns wohl beweilen fann, daß auch auf dem Wege der Fremillig- 
keit eine großartige Entwidelung des Hülfscaſſen- und namentlid) auch bes 
Penſionscaſſenweſens zu erwarten ift. Denn wenn Herr Kalle uns aud) bie 
Thatſache aus den deutſchen Gemerkvereinen, daß von den 25,000 Mit- 
gliedern derjelben nur, wie er fagt, ca. 10,000 Mitgliedern der Alterd= und 
Invalidencafje beigetreten, als einen Beweis dafür anführt, wie auf den frei- 
willigen Beitritt der Arbeiter nicht zu vechnen fei, jo muß ich einmal dieſe 
Thatſache nach dem neueften Beftande richtig ftellen. Am 1. Juli 1874 betrug 
die Mitgliederzahl der VBerbands-Invalidencajfen 9520 mit einem 
Caſſenbeſtande von 37,000 Thlm. Die davon gefonderte Invalidencaſſe des 
Gewerkvereins der Maſchinenbauer und Metallarbeiter hatte 
aber eine Mitgliederzahl von 3326, jo daß die Gefammtzahl der bei der 
Invalidencaſſe verficherten Mitglieder der Gemerfvereine fi doch nahezu auf 
13,000, nämlich auf 12,846 beziffert, — allerdings etwas über die Hälfte 
ſämmtlicher Mitglieder der Gewertvereine! Ich muß nun fagen, daß ein 
ſolches Reſultat, wenn von fo jungen Vereinen, deren Entjtehung eine jo neue 
ift. faft die Hälfte der Mitglieder ſich an der Alteröverforgung betheiligt, fein 
geringes zu nennen iſt; — wenn Sie ferner erwägen, daß doch in den Gemerf- 
vereinen eine große Zahl von bejahrten Mitgliedern vorhanden find, die erheb: 
Tiche Beiträge zahlen müßten, alfo weniger geneigt find, beizutreten, — wenn 
Sie das erwägen, fo ift die Thatſache, daß über die Hälfte aller Mitglieder 
ber Caſſe beigetreten find, doch wohl ein Zeichen dafür, daß ſich eine große 
Geneigtheit der Arbeiter dafür fundgiebt, wenn ihnen nur die Mittel und 
Wege gezeigt werden, für die Alteröverforgung zu fparen. 

Ferner vergefien Sie doc nicht, wie herzlich fauer unferen Gemwerfvereinen 
das Leben in unferem Staate gemacht worden ift, ſowohl von den Behörden, 
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wie von den beſſer geftellten Claſſen, die fie hätten unterftügen follen. Bon 
Zeiten des Staated rechne ich dahin namentlich den völlig ungeficherten Rechts- 
suftand. Meine Herren! Cie kennen ja die alte preußiiche Geſetzgebung mit 
ihren Zwangscafſen, und Ste Tennen die neuere Geſetzgebung durch das Reich. 
In der Gewerbeordnung gelang e8 ja den Freunden des freien Caſſenweſens, 
ein Amendement durchzufegen, und damit die Möglichkeit der Eriftenz der freten 
Safien gegenüber den Zwangscaſſen zu ſchaffen, indem dem $. 141 der 
Gewerbeordnung ein zweiter Abſatz binzugefügt wurbe, welcher lautet: „Die 
durch Drtöftatut oder Anordnung der Berwaltungsbehörde begründete Der: 
pflichtung der Gefellen, Gehülfen, Lehrlinge. und Fabrikarbeiter, einer be: 
timmten Kranken-, Hülfs- oder Sterbecaffe beizutreten, wird indeß für 
Diejenigen aufgehoben, weldye nachweiſen, daß fie emer andern Kranken-, 
Hülfs- oder Sterbecaffe angehören.” Diejenigen, die dies beantragt hatten, 
und aud wohl die Mehrheit des Reichstages bat damit doch ficher geweint, 
die Caſſenfreiheit ſei damit abfolut ausgeſprochen, d. h. nicht nur die Freie 
heit, neue Caſſen zu gründen, ſondern audy die Entbindung Derer von ber 
Amangscafle, die den freien Gallen beigetreten find. Aber wie baben ſich 
nun Die Dinge entwidelt! Zuerſt, als’ die Mitglieder der freien Caffen die 
Beiträge zur Zwangscaſſe verweigerten und von den Behörden Erecutton 
beantragt wurde, kam es zur geridtlichen Entſcheidung. Anfangs Tprachen 
die Gerichte die Mitglieder der freien Caffen frei und fügten: Ihr ſeid 
entbunden won den Beiträgen! Hernach wurde das Urtheil umgewandelt: 
Nein, bieß ed, der $. 141 der Gewerbeordnung ſpricht Euch nicht frei, denn 
Eure Caſſen find nit gefeglih anerfannte! Dann kam es noch ſchlimmer — 
vielleicht in Folge deilen, daß im Reichstage bei Beiprehung der Sache betont 
worden war, was das für ein unleidliher Zuftand fer, daß Caſſen, welde 
im guten Glauben, geſetzlich berechtigte zu fein, fich begründet kätten, und nun 
die echte, Die für jeden deutſchen Staatsbürger daraus folgten, nicht erlangen 
fönnten; man dürfe nicht ſprechen von ftaatlih nicht anerkannten Caſſen; fie 
jeten auf Grund des Gelege vorhanden, und wenn fie e8 nicht feien, fo 
mühten die Mitglieder, die fie geftiftet hätten, nach Der Tage ver preußiſchen 
Geſetzgebung ftraffällig fein. 

In Folge deſſen ift die Etaatsanwaltichaft vorgegangen mit Anflagen 
genen jolde, unter den Augen der Behörden ſeit ſechs und mehr Jahren feft- 
begründete Caſſen, und es find einige verurtheilende Erkenutniſſe erfolgt; jo ift 
die Sache nody beute in der Schwebe. Sie muß Tohließlih auf dem Yangjamen 
Wege einer Obertribunals = Entfcheidung "zum Austrag gebracht werden. Aber 
darın habe ich doch gewiß Recht, wenn ich davon ſprach, daß diefen Caſſen das 
Leben recht ſauer gemacht werde. Erſtlich einmal werden fie nicht anerkannt, 
und nad) jo und fo viel Jahren, nachdem fie begründet worben find, fiht man 
überhaupt ihre Eriftenz an und fagt: die Theilnehmer find ftraffälig. Sollte 
num Schließlich gar ein verurtheilendes Erkenntniß erfolgen, jo find ja Diele 
ganzen Caſſen in die Luft gefprengt! 

Ich follte meinen, wenn auf Inftitutionen, die die ruhige vollöwirth- 
jhaftlibe und foctale Entwidelung des Volkes ficher zu ftellen jo fehr geeignet 
find, ſolche Angriffe erfolgen, daß man einmal von Seiten der Behörden fie 
vollftindig in ihrem Rechtszuſtande erfchüttert, zum Andern von Seiten Derer, bie 
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vielmehr berufen wären, fie im wohlverftandenen Intereſſe Aller zu fördern, 
jagt, fie feien nicht folvent, fie machten Verſprechungen, die file nicht erfüllen 
fönnen, — wie können Sie fid) da wundern, daß nicht größere Refultate erzielt 
worden find! Ich, meine Herren, bin erftaunt, daß die Reſultate noch 
erzielt worden find, die ich Ihnen vorgeführt habe!! — 

Wenn nun gelprocden wird in dem Referate des Herrn Kalle von den 
unzulängliien Zuftänden in Sachſen — ja, meine Herren, das ıft ein wunder 
Punkt; und ich glaube — mit aller Reſerve fei es gejagt für diejenigen Herren 
aus Sachen, die hier anweſend find —: dieſe geringe Vorausſicht der Arbeiter, 
die ſich dort kundgeben fol, wie aud die Erſcheinung, daß gerade in Sachſen 
die Socialdemofratie jo ftarfen Auffhwung genommen bat, ift eine ſchwere 
Anklage gegen das Berbalten der fächfiichen Regierung ſowohl, als das ber 
befiergeftellten Claſſen in Sachſen! (Sehr richtig) Deine Herren! Die lange 
Dauer der Reactionsperiode in Sachſen, wo es noh in den fechziger Jahren 
einer Erlaubniß bevurfte, daß Schulze-Delisih dort einen Vortrag halten 
fonnte, — die Ausichliegung jeder Möglichkeit durch die Nieverhaltung des 
Bereinsweſens, daß die verichievenen Claſſen der Bevölkerung aufflärend und 
belehrend auf einander wirken konnten, — das ift gewiß eine Haupturlache, daß 
wir auf einer Seite dort die große Ausdehnung der Socialdemofratie, auf der 
andern Seite die Gleichgültigfeit finden, die die Arbeiter dort an den Tag legen! 
(Sehr richtig!) 

Hiernach, glaube ich, kann ich dazu übergehen, im Einzelnen, ſoweit e8 noch 
nöthig ift, meine Nefolutionen zu rechtfertigen. — Ueber die Theſe 1 Tann id) 
mich fehr kurz fallen; fie lautet nämlich: 

„Die Capitalverſicherung der Arbeiter ift. der Nentenverfiherung 
nicht vorzuziehen.” 

Die Gründe für die Aufnahme dieſes Sabes find ſehr einfah. Meine 
Herren! Wenn Sie wirflid die alten Tage des Arbeiters ficherftellen wollen, 
fo erreichen Ste das nur dur eine ausreichende, aber ihm jährlich ficher zu— 
fließende Penſion. Geben Sie ihm im Alter ein Capital in die Hand, fo 
ſetzen Sie ihn ja in die Lage, das Capital durch eine falfche Anlage morgen 
oder übermorgen wieder zu verlieren. Das ift der einzige, aber für mich durch— 
Khlagende Grund, der gegen eine Capitalverfiherung gerade dieſes Kreiſes um- 
jerer Geſellſchaft ſpricht. 

Den Punkt 2 meiner Theſen: 

„Die ſchleunige Regelung des Penſionscaſſenweſens der Arbeiter 
durch die Reihsgefeggebung iſt nothwendig: 

a) Weil nur durch dieſe die im einzelnen Bundesſtaaten eingetretene 
Rechtsunficherheit bezüglich des Caſſenweſens der Arbeiter vollftän- 
dig. im Sinne und m Fortbildung der bisherigen Reichsgeſetzgebung 
bejeitigt werben Tann“ 

meine — den habe ich Ihnen ſoeben wohl hinreichend motivirt. Ich ſetze 
dem hinzu: 

b) „Weil nur auf einem großen einheitlichen Rechtsgebiet umfaſſende 
Caſſen errichtet werben können, welche ihren Mitgliedern Die volle 
Freizügigkeit gewährleiften, zugleich aber durch Die große Zahl 
ihrer Theilnehmer das Gele der verfchiedenen Zufälligkeiten, gegen 


88 Invaliden⸗ und Alterscaffen. 


welche verfichert werden joll, am reinften zur Erfcheinung kommen 

Iafien, und dadurch im Stande find, ihren Meitglievern für die 

möglichft geringften Opfer die größten Leiftungen zu gewähren.” 

Meine Herren! Hierüber ıft auch eigentlich und namentlih unter deu 
Sadjverftändigen der Verfiherungsbrande Einftunmigfeit vorhanden. Alle jagen, 
daß, ie größer die Zahl der Theilnehmer, je ſicherer das Geſetz, auf welches 
die Gafje ihre Leiftungen zu bafiren hat, zur Ericheinung kommen muß, und 
daß demgemäß die Beiträge im Verhältniß die geringften für die größte Leiſtung 
jein können. Deshalb wollen ja aud die Herrn Behm und Hiltrop für 
ihre Zwangscaſſen nicht gebunden ſein an Fleine geographifche Bezirke, fondern 
für die Benftonscafien Ausdehnung über möglichft grofe Kreife. 

„un, meine Herren, fomme ich zu Punkt 3, der da lautet: 

„Das zu erlaſſende Neichögefeg bat die Normativbeftim- 
mungen derartiger Caſſen feftzuftellen, vermittelft deren Erfüllung ſolche 
ohne beſondere obrigkeitliche Conceffion ins Leben treten und die Rechte 
einer juriftifchen Perſon erwerben fünnen. Die bereits beftehbenden, 
nach Tandesgejeglihen Beftimmungen auf gejetlichen Zwange beruhen 
den Caſſen jollen durch dieſes Geſetz nicht berührt werden, doch ſoll der 
Beitritt oder das Verbleiben in denfelben für folche Berfonen nicht mehr 
obligatorifch fein, welche einer freiwilligen, auf Grund der gedady- 
ten Normatiobedingungen anerfannten Caſſe angehören, die min- 
deſtens dieſelben Leiftungen als die entſprechende Zwangscaſſe ihren 
Mitgliedern in Ausſicht ſtellt.“ 

Sie ſehen, daß ich hiermit eben zu erfüllen ſuche, was ich ſchon im zweiten 
VBaſſus angedeutet babe, nämlich, daß die Geſetzgebung ſich im Sinne und in 
der Fortbildung der jegigen Reichsgeſetzgebung zu bewegen babe. Ich will nur, 
daß Dagjenige, was bereit8 angebahnt, ja bei Erlaß der Gewerbeordnung bereits 
in Ausſicht geftellt murde, nänılih die Normativgelege für Penſions- und andere 
Caſſen der Wrbeiter nun endlich ausgeführt werde, und will, daß hierbei Die 
allen der Arbeiter keineswegs ſchlechter geitellt werden, als die Vereinigungen 
des Capitals, daß alſo ebenfo, wie e8 heut bei Actiengeſellſchaften teiner 
Conceſſion, fondern nur der Erfüllung von Normativbeftinmungen bedarf, 
daſſelbe Recht auch einer Vereinigung von Arbeitern, um für ihr Alter oder 
aegen Unfälle Sorge zu tragen, wicht verfagt werden darf. E8 wird wohl 
unter uns Einftimmigfeit darüber herrſchen, daß man die Eriftenz einer folchen 
Caſſe nicht abhängig machen fann von der Concejfion einer Behörde, ſondern 
daß man fie in gewiſſe Rechte eintreten läßt, Tobald fie gewiffe Normativ- 
beſtimmungen erfüllt. 

Ferner wird zu erjehen fein, daß ich nicht rewolutionär vorgeben will, 
jondern daß ih dem Sage des Herrn Kalle: „das Beftehende habe jeven- 
falls Recht auf volle Anerfennung”, im vollen Maße Rechnung tragen will. 
Ich will nicht, daß die Reorganifation der alten Caſſen, namentlich der Knapp— 
\haftscaffen — daß dieſe Schwierige Frage, namentlich) wie e8 mit der Vermögens 
theilumg oder Der Vermögenszuſammenlegung ꝛc. hier gehalten werben joll, daß 
dieje nicht den Erlaß des Normatiogejeged für die freiwilligen Caſſen aufhalte. 
Darum fage ih, es möge an den alten Caſſen Nichts geändert werben; giebt 
man den neuen die Entwidelung frei, fo werden die alten bald von felbft 
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nachfolgen und die nöthigen Umgeftaltungen vollziehen. Sch will nur, daß Die 
er ber freien Caſſen nicht mehr gezwungen fein follen, zu den obliga⸗ 
hen Caſſen beizufteuern. 
Punkt 4 bedarf wohl kaum befonderer Motivirung, wenn darin gejagt ift: 


„Den Normativbeftimmungen felbft ift die vollftändige Selbftverwal- 
tung ber Caffen zu Grunde zu legen, doch ift durch die Einwirkung ftaat- 
lich approbirter Sachverftändiger und andere geeignete Controlmaßregeln, 
fowie durdy Errichtung einer oberften fachverftändigen Behörde den Mit: 
gliedern eine Garantie dafür zu verfchaffen, daß für die einzuzablenden 
Beiträge Die verſprochenen Leiſtungen auch wirklich dauernd gewährt 
werden können.” 


Sie werden gewiß Alle die volle Selbftverwaltung den Caſſen zu Grunde 
legen wollen. Indeſſen räume ich bier der ſtaatlichen Behörde nicht nur das 
Recht einer weitgehenden Einwirkung ein, ſondern ich. wünfde ihr auch eine 
Piliht aufzuerlegen, denn es ift ja bekannt, daß über die Grundfäge und bie 
Methode des Verficherungsweſens noch beute unter den Eachverftändigen viel- 
facher Streit ift; ferner aber liegt auf der Hand, daR das Verſicherungsweſen, 
vermöge ber verwidelten Aufgaben ver höheren Nechentunft, die dabei gelöft 
werden müfjen, für die meiften Menſchen ftets ein ſolches Geheimnig bleiben 
wird, wie etwa bie Receptirkunft der Apotheker, und Daß man nicht von jedem 
Menſchen verlangen kann, daß er zu prüfen im Stande ſei, ob eine Caſſe nach 
den richtigen Grundſätzen der Verficherungskunſt angelegt iſt und geführt wird, 
ſondern daß man hier vom Staate, der ſich leicht durch eine höchſte ſachverſtän— 
dige Behörde die Reſultate der Wiffenfchaft anzueignen vermag, verlangen muß, die 
Verſicherungsgeſellſchaften durch feinen Einfluß nach und nach zur höchſten Blüthe zu 
führen. — Ich will alfo auch bei Abfaffung der Statuten die Einwirkung von 
Sachverftändigen durchaus nicht ausgefchloffen, fondern obligatorifch für alle Caſſen 
eingeführt fehen. In Bezug auf die ferneren Controlmapregeln möchte id) mid) 
am meiften anfchliegen dem Gutachten des Herrn Dr. Zillmer, welches 
dabın geht, Daß nach Ablauf einer beitimmten furzen Frift, etwa 3 Jahre, jedes- 
mal der Status der Berfiherungsgefellicgaft geprüft werde. „Demnach,“ fagt 
Herr Dr. Zillmer!), „muß jede Verſicherungscaſſe nah Ablauf einer be- 
fimmten Friſt nad den Regeln der Wahrfcheinlichkeitsrehnung oder Ber: 
fiherungstechnit eine genaue Ermittelung ihrer Verbindlichkeiten anftellen Laffen 
und den biebei ſich ergebenden Betrag der Verbindlichkeiten mit dem dafür vor- 
bandenen Dedungscapital vergleichen. Ergiebt fi hiebei ein Ueberfhuß auf 
Seiten des Dedungscapitals, jo ift Vermögensüberihuß vorhanden, der als be 
jondere Reſerve aufgehoben oder auch ganz oder theilmeile als Gewinn zu 
Gunſten der Mitglieder verwendet werden fann. rgiebt ſich bei dem Bergleich 
dagegen ein Ueberſchuß auf Seiten der Cafienverpflichtungen, fo müſſen die ſta— 
— Beſtimmungen die Mitglieder zur Dedung deſſelben ausreichend ver: 

ten.“ 

Somit würde alſo in die Statuten hinein zu ſchreiben ſein, daß, wenn 
nach Ablauf einer gewiſſen Friſt die Sachverſtändigen ſagen: Eure Caſſe iſt nicht 


1) Gutachten Über Alters⸗ und Invalidencaſſen für Arbeiter ꝛc. S. 31. 
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folvent, daß dann die Mitglieder verpflichtet und eventuell erecutorifch anzuhalten 
find, die Beiträge zu erhöhen. Deine Herren! Mit der Annahme einer folden 
Beſtimmung nähern wir uns dem Zuftande, wie ev lange Zeit in den engliſchen 
Gewerkſchaften beftanden hat und wie er da lange Zeit felbft ohne Zwang aus- 
gereicht hat, die Mitglieder aud in Bezug auf die Aufgaben der Bereine als 
Verficherungägefellichaften, als Alterverforgung, Krankengeld x. ficher zu ſtellen; 
denn wenn der gemeinfame Fonds eines engliſchen Gewerkvereins nicht mehr 
einen gewiſſen Betrag für jedes einzelne Mitglied ausmacht, werben die Beiträge 
durch Extraſteuern höher geftellt und die Verhältniffe orbnen ſich fehr bald 
wieder. 

Wenn man fich erft gewöhnen wollte, auch unſere deutſchen Arbeiter- 
vereinigungen als etwa mehr als bloße Berficherungsgejellichaften aufzufaflen, 
würde ein ſolcher Gedanke des nachträglichen Zuſchuſſes nichts Befremdliches 
mehr haben. Ich kann mich nicht enthalten, hier noch die einſchlagende Stelle 
ans dem ſchon des Oeftern citirten Buche des Herrn Prof. Brentano!) an- 


zuführen: 

„Die englifchen Gewerkvereine find nämlich nicht wie bie modernen 
Berficherungsgefellfchaften Vereinigungen von Capitalien, fondern wie 
die alten Gilden Berbindungn von Menſchen. Ber jenen Ber- 
fiherungsgejellfchaften tft es ganz gleichgültig, welche Berfönlichkeiten 
daran Theil nehmen. Ste beftehen aus beliebigen, ſich unbefannten 
Perfonen ohne Rückſicht auf gute und ſchlechte perfönliche Eigenichaften. 
Wollte man bier in jedem einzelnen alle, in dem Unterſtützung nöthig, 
die Beiträge erheben, fo wäre nie die nöthige moraliſche Sicherheit vor⸗ 
handen, daß jedes Mitglied feiner Pflicht nachtomme. Es iſt hier noth- 
wendig, daß Die Beiträge nad dem Ergebniß einer rein mecha niſchen 
Wahrſcheinlichkeitsberechnung geregelt und feftgefegt werden. Ganz 
anders geftaltet fich die Sache aber bei den englifchen Gewerkvereinen. 
Sie find Geſellſchaften von Menfchen und zwar von foldyen, die einander 
perfönlih bekannt find und von erprobtem Charakter. Hier tft bie zu 
jener Art von Beitragserhebung nöthige moralische Sicherheit möglich.“ 


Meine Herren! Ich will bier nun nicht fo weit geben, wie Profeſſor Bren- 
tano dies zu thun nach Analogie engliicher Verhältniffe hier bei unferer erften 
Verſammlung befürwortet bat, nämlich die ungetrennte Zufammenichättung der 
Alteröverforgungd =, mit den Strife= und andern gemeinfamen Caſſen zuzulaffen 
oder zu befördern. Ich will dies nicht, weil die hiſtoriſche Entwidelung, eben 
bei und eine durchaus andere als in England gewefen if. Und wenn baber 
ſchon bisher die deutſchen Gewerkvereine aus eigenem Antrieb ihre verſchiede⸗ 
nen Caſſen ftreng gefondert haben: jo will ich fie daran auch durch Das künf⸗ 
tige Reichsgeſetz feitgehalten willen. Dann aber am liebften dieſem eine Be- 
ftunmung beifügen, vwelde mit den Vorichlägen de8 Herrn Dr. Zillmer 
übereinftimmt und body wieder den englilhen Verhältniſſen einigermaßen analog 
jein würde: nämlich die Verpflichtung bev Mitglieder, bei einer ungünftigen 
Bilanz der Caſſe das zur Wiederherſtellung des Gleichgewichts Nöthige durch 








N) Brentano 1.1.1. ©. 143. 
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auferorbentliche Beiſteuern aufzubringen. — Ich komme nun zum Schluß zu 

einem der ftreitigften PBuncte, dem fünften meiner Reſolutionen: 
„Berbindungen foldyer geleglich anerkannter auf Grund dieſer Nor: 
mativbeftimmungen errichteter Caſſen mit andern Bereinen find zu⸗ 
Käfjig, doch muß Mitgliedern, welche aus andern Gründen, als weil 
fie ihrer Caffenpflicht nicht genügt haben, aus dem Verein und der 
Caſſe ausgeſchloſſen werden, eine Entſchädigung, entſprechend dem 
jeweiligen Werth ihrer Anſprüche an die Penſionscaſſe gezahlt werden.“ 

Meine Herren! Gerade dieſe Verbindung von Hilfscaſſen mit Vereinen all: 
gemeinerer Tendenz bat auf dem volkswirthſchaftlichen Congreſſe zu Crefeld den 
meiſten Anftog erregt und ihre Zuläffigkeit it daher auch in den Reſolutionen 
defielben direct ausgefchloffen worden. 

Der dortige Referent, Herr Dr. Eras, welden wir ja aud die Ehre 
haben, bier unter ung zu ſehen, jagt über dieſen Punct, indem er eine, meiner 
hier vorliegenden Refolution entjprechende, Beitimmung aus einer „Kranken⸗ 
und Begräbnißcaſſe“ der deutſchen Gemwerfvereine anführt: „Auch in dieſem Falle 
bleibt es immerhin eine Härte, um nicht zu jagen ein Unfug, daß Jemand 
mit einer Fleinen finanziellen Abfindung entlaffen wird aus einem rein geſchäft- 
liden Berbande, weil er nidt mehr für würdig befunden wird, einem 
gewiſſen andern politifchen Vereine anzugehören.” 

Und fügt dann weiter hinzu: 

„Eine folde Verbindung der Wlteröverforgungscailen mit Jocial- 
politifhen Agitations-Vereinen erjcheint in volkswirthſchaft⸗ 
licher Hinfiht als durdaus unftattbaft." 
ohne diefe Unftatthaftigfeit aber irgend wie näher zu begründen. Ich glaube, 
ans dem ganzen Gange meined Referats läßt fi der Irrtum des Dr. Eras 
flar erkennen. Er ſpricht von den Hülfscaffen der Gewerkvereine als von 
„sein geichäftlichen Vereinen”. Wie ich aber dargelegt zu haben glaube, find 
dieſelben durchaus feine rein „geidäftlichen Vereine” und follten meiner Anficht 
nah auch nie zu folchen berabfinten. Sodann find fie aber auch feine yoliti- 
khen Bereine und auch nicht vorwiegend agitatorifcher Natur, fondern es find 
Vereinigungen der wirthſchaftlich Schwachen zu gegenfeitigen Schute in allen 
Yagen des Lebens. Daß alfo die Zugehörigkeit zu der Altersverſorgungscaſſe 
eines Gewerkvereind von der Zugehörigkeit zum Hauptvereine jelbft abhängig 
bleiben muß, ift, wie ich meine, ein Artom, das den Bedingungen des genoffen: 
Ihaftlichen Lebens auch auf allen andern Gebieten vollftändig entſpricht. Wenn 
nm aber felbft die Gewerfvereine Englands im Laufe der Zeit in ihren ent- 
Iprecienden Caſſen mehr und mehr aud den Character der Verficherungsgefell- 
Idaften angenommen haben: fo ſcheint e8 mir allerdings geboten, daß auch bie 
Gewerkvereine das Statut ihrer Invalidencaſſe welches jetzt einen 
völligen Ausfchluß aus derſelben ohne Entſchädigung mit dem Austritt oder 
Ansſchluß aus dem Gemwerkoerein jelbft vorſchreibt, dahin abändern, daß in 
ſolchem alle eine Entichädigung eintreten muß, und daß in das Normativ- 
geſetz ſelbſt eine Beſtimmung eingefügt werde, die allen derartigen mit andern 
Bereinen in untrennbarer Verbindung ftehenden Caflen, die Verpflichtung aufs 
erlegt, Mitgliedern, welche aus andern Gründen al8 wegen Nichtzahlung der 
Beiträge auögefchloffen werden, eine, nad dem Werthe ihrer bisher gezahlten 
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Beiträge abzumefjende, Entſchädigung zu gewähren. Ich bin überzeugt, daß bie 
weitaus überwiegende Mehrzahl ver Mitglieder ver beutichen Gewerkvereine 
nicht8 gegen eine dahin zielende Abänderung ihrer Statuten und nichtd gegen 
eine dies allgemein anoronende Beftimmung des Geſetzes einzuwenden ba 
wird. Sie aber, meine Herren, muß ich bitten, auch nicht die freie Bewegung 
der Vereine weiter einzuengen, ald die von mir vorgeichlagene Refolution zuläßt. 
Denn nur dann werden Sie das erreichen fünnen, was Sie anftreben, eine all: 
mälige Verfühnung des Arbeitgeber und Arbeitnehmerftandes gerade durch Das 
Mittel derartiger Berforgungscaflen. Ich erkenne volftändig den guten und treff- 
lichen Willen, wie er ſich namentlih in dem Outachten des Herrn Kalle und 
vieleicht noch ınehr in dem des Herm Aſſeſſor Hiltrop ausſpricht. Zu Den 
Ausführungen des Lerteren über die Lage der Arbeiter im Allgemeinen, diber 
achtſtündige Arbeitäzeit u. dergl. werden gewiß bie meiften Mitglieder unſeres 
Bereind gern ihr Einverftändniß zu erkennen geben. Aber beide Herren ver: 
greifen ſich vielfach in den Hülfsmitteln, welde fie anwenden wollen, um eine 
geen Harmonie der Intereſſen auf dieſem Gebiete hervorzurufen. Wenn Herr 
alle z. B. glaubt, daß die gemeinſame Betheiligung von Arbeitern und Ar— 
beitgebern an der Verwaltung feiner Zwang s verſicherungsanſtalten dazu dienen 
fol, die Leute, jo zu jagen, menſchlich einander näher zu rüden, jo befindet er 
fih meiner Anfiht nady in einer inigen Borftellung ; derartige Caſſenverhältniſſe 
find zu trodener Art, um zu wirklich näheren geiftigen und gemüthlichen per: 
ſönlichen Beziehungen Anlaß zu geben. Außerdem können ja gerade auch bier 
neue Lonflicte entftehen, da die gleichmäßige Betheiligung von Wrbeitgebern und 
Arbeitnehmern an der Verwaltung ven letzteren wohl einen Einblid in alle 
Verhältniſſe verichafft, aber ihnen keineswegs die Gewähr bietet, auch den be- 
rchhtigten Intereſſen ihrer Genoſſen volftändige Berüdjichtigung zu verihaffen. 

Ich glaube, vor Allem mu man auf diefem Gebiete nach Klarheit ftreben. 
Wenn Herr Aflellor Hiltrop dagegen fagt: „Capital und Arbeit find auf 
einander  angemiefen und haben gemeinſame Intereflen‘‘, jo fann man zugeben, 
der Satz fet in abstracto richtig, und wenn beide ihre Intereffen immer rich— 
tig verftünden, jo könnten audy in der Praxis im concreten Falle ihre Intereffen 
gemeinfame fein. Wie heut die Dinge aber Tiegen, mie fich heut Arbeiter und 
Arbeitgeber noch gegenüberftehen, Läßt ſich dies richtige Verftändnig der gemein- 
famen Interefjen weder vom Capital, noch von Seiten der Arbeiter nachweifen. 
Wie Heut noch die Dinge Liegen, ift ed daher nicht richtig, daß namentlich bei 
dev Beftimmung der Lohnfüge die Interefjen des Arbeitgeber8 und Arbeit- 
nehmers identiſch jeien, fonvern fie find vielmehr die entgegengejeß en. 
Denn wenn man die Arbeit al8 eine Wanre betrachtet, jo muß Geber, der Bes 
darf an diefer Waare bat, jie jo billig als möglich einzukaufen fuchen, wer fie 
aber zu verfaufen bat, wer Arbeit anbietet, muß ftreben, ſolche fo hoch als 
möglich zu verwerthen. 

Man kann aud jagen, das Interefle von Autor und Verleger gehe überall 
Hand in Hand. Ja, meine Herren! aber wie viele Ztreitigfeiten hat e8 nicht auf 
dieſem Gebiete gegeben, und wie oft find nicht in Scherz und Ernft von Schriftftelern 
Bemerkungen der fchärfiten Art gefallen, 3. B. „Die Berleger find bemübt, uns 
zu ihren weißen Eclaven berabzudrüden”. Dieſe Bitterkeit hat ſich gegenwärtig 
wohl faft ganz glüdlicher Weife aus dem literarifchen Verkehr verloren. Ja, 
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aber warum? Weil die Schriftfteller ſich allmälig eine ſociale Poſition errungen 
haben, welche ihre Stellung: bei Abichliegung der Verlagsverträge zu einer voll- 
fländig freien gemacht bat, von welcher die Stellung der Arbeiter bei Ab- 
ſchletßung der Arbeitöverträge heut noch eine grundverſchiedene iſt. 
Nur wenn Sie daher auf diefem Gebiete den noch vorhandenen Gegenfat 
der Intereſſen unumwunden anerkennen und ihm den unbeichräntten Spielraum 
zu feiner Geltendmachung gewähren, werden Ste, allerdings durch manche Ir⸗ 
rungen und manden Kampf hindurch, zum Frieden, zur Ausgleihung der In: 
terefien gelangen. 
Alfo, meine Herren! geben Ste der Arbeiterwelt das Mittel, welches noth- 
wendig ift, um eine folche freie ſociale Pofition zu erringen, wo fie ihre In— 
terefien in gleichberechtigter und gleich wirffamer Weife geltend machen Tann. 
Und das ift ja nad) der einflimmigen Meinung aller Derer, die ſich eingehend 
mit dem Studium diefer Verhältniſſe befchäftigt haben, nicht Die einmalige, 
plöglihe und gleichſam wilde Coalition, fondern die dauernde, geregelte, plan- 
mäßige, wie fie fi in der gemeinfamen Schupgenoflenfchaft der Gewerkvereine 
darſtellt. Werden ſolche Coalitionen dauernde, jo werben die Arbeiter je länger je 
mehr neben der Sicherftellnng ihres Verhältniſſes und der Geltendmachung ihrer 
Interefjen gegenüber den Arbeitgebern aud die andern frievlichen Zwecke, wie 
derjenige ift, der und heut befchäftigt, gewiß feft ind Auge fallen. Und je mehr 
eine foldhe dauernde Coalition erftarft, je mehr fie Mittel anfammelt, um fo 
weniger wird fie geneigt fein, ihr Vermögen durch Leichtfinnige Arbeitseinftellun: 
gen au'fs Spiel zu fegen. Das geht ja aus fo vielen Aectenſtücken aus ber 
Geſchichte der englifchen Gewerkvereine hervor, von denen ich Ihnen nur zwei, 
von denen, die Brentano mittheilt, worlefen will: 
©. Odger, der Secretär des londoner Gewerkvereinsrathes fagt: 
„Arbeitseinftellungen find für die fociale, was Kriege für die politiſche 
Welt; fie werden Berbrehen außer durch abſolute Nothwendigkeit 
hervorgerufen.“ 1) 

md Allan, der Seeretär der Vereinigten Mafchinenbauer, führte vor der 

König. Commifjion zur Unterfuchung der Organifation der Gewerkvereine 

aus (Qu. 827): — 
„Die Mitglieder der Geſellſchaft ſind im Allgemeinen ganz entſchieden 
gegen alle Arbeitseinſtellungen, und die Thatſache, daß wir ein gro- 
ßes Vermögen haben, veritärkt Diefe Abneigung. Ste wünfchen zu 
behalten, was fie erlangt haben. Derjenige, der feinen Schilling 
beſitzt, Bat feinen Anlaß, für viel beforgt fein; aber mit einem fo 
großen angelammelten Berinögen, wie wir e8 befigen, werden wir 
zur äußerten Sorgfalt geneigt, es nicht verſchwenderiſch zu veraus- 
gaben, und wir halten alle Arbeitsftilftände für eine vollkommene 
Verſchwendung von Geld, nicht nur, was die Arbeiter angeht, ſondern 
ebenjo in Bezug auf die Arbeitgeber.” 2) 

Soo gefunde Anſchauungen haben Mitglieder dauernder Coalitionen, welche 

die Beſſerung ihrer focialen Stellung umd gegenfeitige Berfiherung und Selbft- 





) Brentano, Arbeitergilden II. ©. 258. 
) Brentano, Arbeitergilden I. S. 209. 
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hülfe in allen Lagen des Lebens zu ihrer Aufgabe gemacht, — in England freilich 
nach langen und oft ſchmerzlichen Erfahrungen ſich erworben. Meine Herren! 
Halten wir denn unſer Bolt für jo viel geringer als die ſtammverwandte 
Nation, daß wir nicht Hoffen dürften, mit demfelben Erfolge diefelben Wege 
wandeln zu follen, wie jene?! 

Meine Herren! Wenn Sie ſich geftern genöthigt gefühlt haben, in Ihrer 
Majorität ein Ausnahmegeſetz für den Arbeiterſtand zu votiren, weil Sie 
glaubten, daß Rechtögefühl und Moralität in demſelben erſchütter fei: fo haben 
Sie heute gewiß nun um fo mehr die Pflicht, auch nun durd; Die Gefeggebung 
ſolche Drganifationen zu Fräftigen, Die in dem Arbeiterftande die Entwidelung 
aller der idealen Momente möglich machen, weldhe wir doch fo jehr geneigt 
find, als das vorzugsweiſe Erbtheil gerade unſerer Nation hinzuftellen. Meine 
Herren! Wollen Sie denn die Nation in zwei Theile zerreifen, von denen ber 
eine geleitet wird von den höchſten idealen Impulſen, und ber andere nur 
dahinlebt in gemeiner Rohheit und thieriſchen Genüflen ? Nein, meine Herren, 
dad, was unjere Nation zu den böchften Leiftungen in Kunft unb Wiffenſchaft 
und neuerdings zu großen Leiſtungen auf dem Gebiete des Staatslebens ge— 
führt hat, das wird auch für die große Maſſe des Volks das Richtige und 
Bahnbrediende fein, geeignet , alle Webelftände zu befeitigen. Aber, meine Der: 
ren, dazu gehört Freiheit der Entwidelung und Vertrauen der Höhergeftellten 
und ie Erleuchteten zu allen Mitgliedern eben diefer Nation! — (Großer 
Beifall. 


Refolutionen. 
1) Die Eapitalverfigerung der Arbeiter ift der Nentenverfigerung nicht vor⸗ 


zuziehen. 

2) Die ſchleunige Regelung des Penſionscaſſenweſens ver Arbeiter durch die 
Reichsgeſetzge ung iſt nothwendig: 

a) Weil nur durch dieſe die in einzelnen Bundesſtaaten eingetretene Rechts⸗ 
unſicherheit bezüglich des Caſſenweſens der Arbeiter vollſtändig im 
Sinne und in Fortbildung der bisherigen Reichsgeſetzgebung beſeitigt 
werden kann. 

b) Weil nur auf einem großen einheitlichen Rechtsgebiet umfaſſende Caſſen 
errichtet werben Können, welche ihren Mitgliedern Die volle Freizügig- 
feit gewährleiften, zugleich aber durch die große Zahl ihrer Theil- 
nehmer das Geſetz der verichiedenen Zufälligfeiten, gegen welche ver- 
fichert werben fol, am reinften zur Erſcheinung kommen laſſen, und 
dadurch im Stande find, ihren Mitgliedern für die möglichſt gering- 
ften Opfer die größten Leiftumgen zu gewähren. 

3) Das zu erlafiende Reichsgefeß bat die Normativbeftiimmungen 
derartiger Caſſen feftzuftellen, vermittelt deren Erfüllung ſolche ohne bejon- 
dere obrigfeitliche Conceſſion in’8 Leben treten und die Rechte einer jurifti- 
ſchen Perfon erwerben innen. Die bereits beftehenden nad landes- 
gejetzlichen Beftimmungen auf gejetlihen Zwange beruhenden Caffen follen 
durch dieſes Geſetz nicht berührt werden, doch foll der Zeitritt oder das 
Berbleiben in denſelben für ſolche Perfonen nicht mehr obligatoriſch 
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fein, welche einer freiwilligen auf Grund der gedachten Normativbedingungen 
anerlannten Cafe angehören, die mindeſtens dieſelben Leiftungen als 
die entſprechende Zwangscaſſe ihren Mitgliedern in Ausficht ftellt. 

4) Den Normatiobeftimmungen felbft ift die vollftändige Selbftvermaltung ber 
Caſſen zu Grunde zu legen, doch ift durch die Einwirkung ftaatlich appro⸗ 
birter Sachverſiändiger und andere geeignete Controlmaßregeln, fowie durch 
Errichtung einer oberften fachverftändigen Behörde den Mitglievern eine 
Garantie dafür zu verichaffen, daß für die einzuzahlenden Beiträge die ver- 
Iprochenen Yeiftungen audy wirklich dauernd gewährt werben können. 

5) Verbindungen folder gejeglih anerfannter, auf Grund diefer Normativ- 
beſtimmungen errichteter Cafjen mit anderen Vereinen find zuläffig, doc 
muß Mitgliedern, welche aus anderen Gründen, als weil fie ihrer Caffen- 
pfliht nicht genügt haben, aus dem Bereine und der Caſſe ausgeſchloſſen 
werden, eine Entichädigung entiprechend dem jeweiligen Werthe ihrer An- 
ſprüche an die Penſionscaſſe gezahlt werben. 





| 
| 



























Bor. Prof. Dr. Naſſe: Wir treten in die Generaldiscuffien 
wird fich wahrſcheinlich ganz überwiegend auf die Hauptfrage ra b 
inwiefern Zwang bei Einrichtung der Caſſen erſtrebenswerth iſt. 
Ihnen deshalb vorſchlagen, ſich in der Generaldiscuſſion als Nebner | 
wider Zwang anzumelden 

Wenn die Berfammlung ſich für Zwang entfcheiden Tollte, fo würde 
eine Specialdiscuffion gar nicht nothwendig fein. Wenn aber bie TI 
Referenten verworfen und nicht Zwangs- Jondern freie Caſſen, m u: 
ſchlägen des Corieferenten, beliebt werden follten, dann glaube ich aller 
die Drei Paragraphen, bie ſolche Normativbeitimmungen enthalten, noch 
in einer Specialdiscuffion durchberatben laſſen zu müſſen. 


Seneraldebatte. 


Frhr. v. Oertzen (DVorfteher der Stabtmiffion in Hamburg) 
Meine Herren! Als wir vor zwei Jahren bier verfammelt waren, iu 
einem Mitglieve der Gemwerfuereine — ich glaube es war Her | van 
gefagt: „Streichen Sie aus dem Lexikon der Arbeiter das ein 
„Bitlflofigkeit" — und Sie nehmen der focialen Frage, fpeciell d 
frage, augenblidlid den Stachel!” Ja, meine Herren, das ift g any 
ben Worten „Hülflofigteit und Ausfichtölofigkeit”, Darin Ui : We 
was den Arbeiter nieverdrüdt und zur Verzweiflung —— 

Vor Allem drückt es ihn nieder, wenn er —— 
die Seinen im Alter nicht verſorgt find, *— 
The Br mit dem wir uns heute befaffen, u 

a beute ſchon ſpruchreif iſt. — 

— —— Sie mir, daß ich brot, 
wieder auf Hamburg 3 — 
Verhaältniſſe dort vor 
Kürzlich berechnet, daß ei 
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weg nicht bergab, fonbern bergauf gehe; Sie werden zugeben, eine große und 
ſchwere, aber doch herrliche und, man jollte denken, hoffnungsvolle Arbeit. Werm 
nım fo ein Knabe, der fittlich etwas erftarkt ift, im fechzehnten Jahre etwa in 
die Lehre kommt, jo erzog ihn früher der Meifter weiter, heute farm aber bei 
ber erften ihm convenirenden Gelegenheit der junge Burſche erflären: „Ich bin ein 
freier Mann, ich gehe aus der Lehre!” keine Macht kann ihn dann zwingen, 
feine Autorität ihn wieder zurüdbringen, er iſt rechtlich ein freier Mann, auch wenn 
er factifch noch ein unreifer Junge ift, und die ganze jahrelange Arbeit an ihm ift 
verloren, ja er felbft geht meiften® dann verloren. Sch rufe foldhen Zuftänden 
gegenüber das Mitleiden beſonders eines even, der an der Geſetzgebung bes 
theiligt ift, an, fi) Doch mit aller Energie dahin zu erflären, daß die Tyrannei 
des wirtbichaftlichen Liberalismus hier gebroden werde. Meine Herren! ich 
glaube wie gejagt jelbft nicht Daran, daß in den nächiten Jahren fchon auf dem 
Wege der Geſetzgebung, durch den Reichstag, Imftitutionen gefchaffen werben, die 
eine Beilerung bewirken würden: der offictelle Wind weht noch zu flarf von 
Mancheſter herüber und die Mifere unferer Zuftände fällt noch nicht ſcharf genug 
in die Augen, denn wir haben noch einen zu guten alten Beftand, von dem wir 
zehren können. Wber wie lange wird’8 nod währen? Yedenfalts Zeug: 
niß Dagegen abzulegen gilt e8 heute ſchon. DBedenklidh geht's ſchon 
bergab in unjerem ganzen Volksleben; aber das thut ja nicht, denken unfere 
Volksbeglücker —— wenn die Theorie nur gerettet wird. 

Wenn nun aber wirklich auf dem Wege der Geſetzgebung keine Remedur 
zu erhoffen iſt, fo bleibt als letzte Zuflucht nur ein Eingehen auf die Gewerk⸗ 
vereine. Gut — laſſen Sie mid über diefe ein Wort fagen. Große Schwär⸗ 
merei für fie babe ich nicht, aber die Furt daß die Gemwerkvereine organifirte 
Kampf- und Kriegscaſſen find, theile ich erft vecht nicht. Meine Herren, der Ge- 
brannte ſcheut das Feuer. Die Laffalleaner und Volksſtaatler Schon haben einen 
gewaltigen Reſpect. vor'm Striken, um fo weniger werben die Gewerkvereinler, 
die mehr und mehr von bejonnenen Männern geleitet werden, ſich auf Leicht: 
finnige8 Strifen einlafien! Die Schwäche ber Gemerfvereine Liegt meiner 
Anfiht nach heute noch hauptlählich darin, daß fie auf die Jugend, auf die 
Lehrlinge, nicht erziehlich einzumirken fuchen, während man anerfennen muß, daß 
fie für die Fortbildung ihrer Mitglieder Erhebliches leiſten und dieſelben auch 
vor dem zerfegenden antireligiöfen Geiſt ſocialdemokratiſcher Verſammlungen 
bewahren. — Site ignoriren wenigſtens die Religion. Suchen wir faute 
de mieux daher den Gewerkvereinen gejeglihe Förderung zu verichaffen, 
bamit wenigftend ein Damm aufgerichtet werde gegen den Strom, der fo 
bevenflih anſchwillt und Alles mit ſich fort zu reißen droht — die Gefahr 
ift groß. Es iſt geftern ſchon darauf hingewieſen worden, und es ift wahr⸗ 
lich in ſeiner Gefahr nicht zu unterſchätzen, wenn Tag für Tag in den großen 
von Tauſenden beſuchten Volksverſammlungen der Jugend, der Blüthe un— 
ſeres Volls, der letzte Reſt von Gottesfurcht aus dem Herzen geriſſen wird. 
Darüber erſchrickt ſogar ein Mann wie Herr v. Treitſchke — aber bezeichnend 
iſt es, wie er, der gelehrte und geiſtreiche Mann, ſich über die Bedeutung und 
das Weſen der Religion ſo — wenig ideal — ausſprechen kann, wenn er in 
ſeinem Aufſatz: „Der Socialismus und ſeine Gönner“ zu der hohen Auffaſſung 
ſich erhebt: „daß, wer den frommen Glauben, das eigenſte und beſte des 
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armen Mannes, zerftört, als ein Verbrecher an ver Gefellichaft handle”. Alſo 
die Religion das eigenfte und befte de8 armen Mannes! Was ift denn 
daB eigenfte und befte des „reichen Mames? Alſo für den „armen“ 
Ram, für die unteren Klafien iſt die Religion nothwendig, gleihlam als 
Gensd arm, als Polizift dienend, um ihn im Zaume zu balten, damit er nicht 
em Verbrecher an der Gejellichaft werde. Meine Herren, ich meines Theils 
banfe für ſolche Religion ! 


(Der Borfigende unterbricht den Redner, da die zehn Minuten Rede— 
zit um find. Auf Wunſch der Verfammlung ſpricht Redner weiter.) 


Meine Herren! Ich danfe Ihnen für Ihre Nacfiht und Geduld, ich 
werde diefelbe nicht mißbrauchen, fondern mid nunmehr — gleichlam zur 
Specialvebatte wendend — ganz kurz zu fallen ſuchen. Damit für die armen 
Arbeiter doch wenigftend etwas zu Stande kommt, fordere ich Dotirung der zu 
grändenden Alterverforgungs- und Penfionscafien aus Staatömitteln. Konnte 
Victor Arme Huber einft für Productivaflociationen auf 25 Jahre pro anno 
zehn Millionen fordern, fo werden wir, die Milliarvengeneration, doch gewiß 
einige Millionen für eine wirklich praktiſche Sache flüffig machen können! 

Alfo in erfter Linie wäre ich dafür, daß wir es erftrebten, durch die Geſetzgebung 
corporative Organtjationen in der von mir oben angegebenen Weiſe zu fchaffen, 
wenn dieje aber nicht zu erlangen find, dann bin ich für unbedingte Anerkennung 
und Förderung der Gewerkvereine, dann botire man ihre Caſſen aus Staats- 
mitteln, das wird folche Anziehungsfraft ausüben, daß die Arbeiter dann ben: 
jelbn beitreten werden, auch wenn die Gewerkvereine das Princip der Freiwillig: 
fait beibehalten möchten, dann fommt wenigftens für die Arbeiter ein praktiſches 
Reſultat heraus. — Im Uebrigen aber danfe ich Ihnen, daß Sie die Plau— 
dereten eines Laien jo nachfichtig angehört haben. 


Dr. Zillmer (gegen): Meine Herren! Die Gründe gegen den Zwang 
zum Beitritt zu Penfionscafien find vom Gorreferenten in einer ſolchen Gründ⸗ 
lichkeit und Ausführlichfeit vorgetragen worden, daß ich mich darauf beichränfe, 
einzelne Gefichtspunfte, namentlich vom Stanbpunfte ver Technik aus, hervor⸗ 


Das ideale Ziel, welches man mit den Verſicherungscaſſen erreichen will, 
wäre, Daß Jeder im Falle der Unterbrechung feiner Arbeitsfähigfeit oder im Alter 
genügend verforgt würde. Das Gefeg kann aber den Dienichen nicht dazu 
erziehen, daß er mit den Mitteln, die ihm für feine Verſorgung durch die Caſſe 
geboten werden, wirklich feine Bebürfnifie in -rationeller Weiſe befriedigt. Sie 
erreichen alſo mit den Zwange nicht Das, mas Sie erreichen follen. Wenn Sie 
aber das Ziel nicht erreichen trotz des Zwanges, fo erreichen Sie dadurch nicht, 
daR eine Bedingung für den wirthichaftlichen Frieden geboten wird, ſondern es 
wird im Gegentheil ein neuer Streitpunft werden, indem Viele meinen, daß fle 
zu Abgaben gezwungen werden, bie dem Zwecke nicht ent|prechen. 

Bom technifhen Standpunkte aus muß man verlangen, daß die Teiftung, 
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die von der einen Seite gefordert wird, der von der anderen Seite gebotenen 
Leiftung entfprede. Die Grundlagen für die Berechnung der bier in Rede 
ftehenden Leiftungen find aber heute noch fo unbeftimmt, daß es volftändig un⸗ 
möglich ift, für die einzelnen Altersclaſſen diejenigen Beiträge anzugeben, die für 
die Benfion erforverlich find. Es wird dies um fo weniger möglich, als ja im 
Allgemeinen beabfichtigt wird, die Wittwen- und Waifenpenfion zu verbinden mit 
der Penfion für das eigene Alter. Für Wittwenpenfionen finden wir bei vers 
ſchiedenen Anftalten vationell berechnete Tarife So wird ja auch bei der All⸗ 
gemeinen preußiichen Wittwen-Verpflegungs-Anftalt der Theil der Beiträge, den 
die Beamten zablen müflen, nad einem beflimmten Tarif ermittelt. Aber 
ſoweit mir die Beftrebungen für allgemeine Penfionscafien bekannt find, Bat 
man dort nicht die Abficht, für beftummte Altersverhältniffe des Ehemanns 
und der Ehefrau die Beiträge zu fordern, fondern wenn ein Mitglied ftirbt 
und eme Wittwe, gleichwiel ob dieſe die erfte oder zweite x. Ehefrau, 
Hinterläßt, jo ſoll letztere Unterftägung haben. Da fehlt jede Grundlage für 
die Bemeffung des Beitrages; denn wenn ein Mann Wittwer wird, fo kann 
er ſich ja nad) kürzerer oder längerer Zeit wieder verbeirathen. Wie fol man 
nun im Voraus den Werth der Wahrfcheinlichkeit dafür ermitteln können, ob 
ein Mann eine Wittwe und mit welchen Penfionsanfprücden hinterlaffe. 

Diefelbe Unbeftunmtheit exiftirt bei der Waifenverfiherung. Hier handelt 
e8 fih darum, daß beim Tode des Ernährers Kinder binterbleiben, die noch 
nicht über das Alter hinaus find, wo fie noch Wailenpenfion befommen jollen. 
Ja, die Statiftit mag noch fo genau jetzt die Anzahl der Waiſen feftftellen, die 
auf eine beftimmte Anzahl der Arbeiterbevölkerung kommt; aber fie kann nicht 
berechnen, wie groß die Wahrfcheinlichkeit für den Einzelnen ift, zu verforgende 
Waiſen zu binterlaflen. Kann man aber die Beiträge nicht bemefien, fo kann 
man auch von feinem Arbeiter durch das Gejet fordern, daß er einen beftimmten 
Beitrag zahle. | 

Noch eine andere Seite iſt bier vom technifchen Standpunkte aus zu er⸗ 
Örtern. Ebenſowenig wie man im Voraus angeben kann, welder Beitrag für 
den Penſionsfonds erforderlich iſt, kann man im Laufe der Zeit feftftellen, welches 
Capital für die ferneren Leitungen der Caſſe nothwendig if. Soll eine Caſſe 
Iebensfähig fein, fo muß zu jeder Zeit Die Summe des vorhandenen Vermögens 
und des Werthes der von den Mitgliedern noch zu erwartenden Beiträge zu- 
fammen den Gegenleiftungen. ver Caſſe entiprechen. Derſelbe Umftand, ver die 
genaue Beftimmumg der Beiträge unmöglih macht, läßt auch nur eine ungenaue 
Schätzung der zufünftigen Leiftungen zu, fowohl in Betreff ver Wittwen= als 
der MWaifenverforgung. Die Folge davon ift, daß wegen diefer ungenauen Er⸗ 
mittelung das vehnungsmäßig erforderlide Vermögen höher geftellt wird, als 
es wirklich nothwendig ift; und zwar um durch reichlidere Capitalanfammlung 
die Gefahr zu vermindern, einen aunzureihenden Fonds binzuftellen. Die Folge 
davon ift, daß die Eaffen mit derartiger Beftimmung tbeurer zu ſtehen kommen, 
als bei rationeller Einrichtung nöthig if. Zu gleicher Zeit ſei hierbei erwähnt, 
daß die Bedingungen für die Lebensfäbigfeit folder Caſſen durdaus nicht fo 
bekannt find, als es eigentlich nöthig wäre. Mir ift diefer Tage das Gutachten 
eines Sachverſtändigen zugegangen, weldes ſich auf eine neue Geſetzesvorlage 
bezieht, welche Seitens des Reichskanzleramts an die einzelnen Regierungen 
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gegangen tft, und welches gerade Ipeciell die Unterftügungscafien betrifft. Das 

Geſetz jelbft kenne ich nicht; ich kann nur die einzelnen Beſtimmungen entnehmen, 

wie fie in diefem Gutachten behandelt find. Und in diefem utachten wird 
erwähnt, daß der Gefegentwinf vorſchreibt: 

„Weberfteigen in einigen aufeinander folgenden Jahren die ordent⸗ 

lichen Ausgaben die Einnaemen, jo Dürfen die Beiträge erhöht werden.” 

Alſo es fol das fimple Kriterium angewendet werben, daß, wenn die 
Ausgaben die Einnahmen überfteigen, dann die Beiträge erhöht werben können. 
Velanntlich ruhen ſämmtliche Berficherungen, die mit dem menſchlichen Leben in 
Verbindung ftehen, darauf, daß für zufünftige größere Ausgaben Capitalien an⸗ 
gefammelt werden müſſen. Won ber Nothwendigleit einer Anfammlung von 
Bapital für fpätere Zeit fcheint in dem Geſetzentwurf nichts angeführt zu jein, 
und erhielte die Vorlage Geſetzeskraft, jo würden derartige Caſſen, jo lange die 
Einnahmen die Ausgaben überfteigen, fich jeder rechneriihen ſachverſtändigen 
Controle enthoben glauben, und damit würde ein ficherer Untergang den Caſſen 
in Ansficht ſtehen. (Bor. unterbridt, da 10 Minuten um; die Verſammlung 
wünfcht den Redner wetter zu hören.) 

Eine ähnliche Hintanfegung der Berpflihtung, in regelmäßigen Pauſen 
Berechnungen des nothwendigen Vermögens anftellen zu laſſen, und falls Dabei 
ein Deficit fich ergiebt, daſſelbe auch zu beſeitigen, findet fich bei wielen Caſſen, 
3. B. aud bei den SchullehrersWittwencaffen im preußiſchen Staate. Nach dem 
Geſetz von 1869 wirb für jede Provinz eine Schullehrer-Wittmencaffe gebilbet, 
aus der jede Wittwe mindeftens eine jährliche Rente von 50 Thaler erhalten 
il. Das Gefeg fagt num weiter: „Diefe Rente ann erhöht werden, wenn 
die Mittel der Caſſe e8 zulaflen; follten dagegen die Mittel der Eafle unzu- 
reichend werden, jo ergänzt der Staat das fehlende. Hier ift aljo dem Staate 
die Sarantie für die Caſſe auferlegt worden, er faßt fie aber in dieſer Weile 
auf, daß feine Verpflichtung erft eintritt, wenn überhaupt fein Pfennig mehr in 
der Caſſe, oder wenn anzunehmen iſt, daß der Gaflenbeftand für die laufenden 
Ausgaben des betreffenden Jahres nicht ausreichen werde. Die Mitglieder der 
Caſſe Haben nun häufig die Meinung, daß eigentlich für ihre Beiträge die 
Begenleiftungen der Caſſe Höhere fein könnten; und in der That —, wenn Beute 
die Caſſen ganz neu gebildet würden für die neu in den Pehrerftand eintretenden 
Perfonen, und diefe dem Geſetz entfprechend ihre Beiträge zahlten, fo würde Die 
Wittwenpenſion höher ausfallen können. Wenn mın auf den Wunfch der Mit- 
glieder, die Rente zu erhöhen, auögerechnet wird, wieviel Fonds vorhanden fein 
muß, fo findet man faft immer ein großes Defictt, und zwar bei dem Minimal⸗ 
betrage der Penfionen. Bei der Schullehrer-Wittwencafje des Regierungsbezirks 
Potsdam 3. B. beträgt das Deficit ca. 40,000 Thaler, im Regierungsbezirk 
Merfeburg ca. 80,000 Thaler. Wenn der Staat dieſes Deficit dedte, jo würde 
in einer Reihe von Jahren die Leiftungsfähigfeit der Kaffe wachlen; aber weil 
der Staat glaubt, erft eintreten zu miflen, nachdem der Kaffenbeftand erſchöpft 
iſt, und die Dedung des Deficits nicht fofort erfolgt, fo wird die Dedung 
deſſelben, wenn nicht ganz jo doch theilweis, abgewälzt auf die Schultern der 

ieder 


ieder. 
Ein anderer Geſichtspunkt, über den ich ſpeciell aus meiner Erfahrung 
etwas ſagen kann, iſt der Zuſammenhang zwiſchen anderen Vereinen und Pen⸗ 
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fionsvereinen. Ich bin ſeit einer längeren Reihe von Jahren für einige Re— 
gierungsbezirke mit der Aufgabe betraut, die fich neu bildenden oder organifirenden 
Sterbe:, Kranken und Benfionscaffen binfichtlich ihrer LXebensfähigkeit zu prüfen ; 
und ich babe namentlih aus der Provinz Brandenburg eine große Anzahl von 
ſolchen Caſſen geprüft. Die Prüfung erftredt fi bei Ichon vorhandenen Caſſen 
auf die Zuläffigkeit beabfichtigter Statutenänderungen, und bei neuen Caſſen auf 
Prüfung der Lebensfähigkeit überhaupt; und da babe ich foldhe Caſſen, die für 
ſich ſelbſtändig daftanden, faft ausnahmslos nur dann zu prüfen gehabt, wenn | 
Statutenweränderungen vorgenommen werben follten, die ven Zwed hatten, den 
jäumigen Zugang neuer Mitglieder zu heben. Dagegen von neuen Caſſen — 
Sterbecafjen, Sterbe- und Krankencaſſen, Penfionscafien — babe ich faft nur 
jolche gehabt, die innerhalb eines beſtimmten Vereins ihre Mitglieder erwarteten, 
und die Anzabl diefer Caſſen war eme fehr große. So babe ih z. B. in 
früheren Jahren Sterbecaflen für die Mitglieder des Treubundes, ferner für 
die Mitglieder beftimmter katholiſcher Vereine und in der legten Zeit in größerer 
Zahl für die Mitglieder der Krieger= und Landwehrvereine zu prüfen gehabt. 
Ich habe hierbei die Ueberzeugung gewonnen, daß jene Vereine gerade durch 
die Vereinigung ihrer fpeciellen Bereinöbeitrebungen mit den Berforgungsbeitre- 
bungen den legteren am meiften Vorſchub geleiftet Haben; und ebenjo werden 
Die Gemwerfvereine wie dieſe Landwehr- oder Kriegervereine, wenn fie die Sache 
in die Hand nehmen, für ihre Alters- und Kranfenverforgung auf freimilligem 
Wege beifer forgen als auf dem des Zwanges. 








Ein Antrag des Dr. Eras ift inzwiſchen eingegangen, er lautet: 


„Der Verein befchließt, den Punkt 5 der Kefolution des Correferenten 
folgendermaßen abzuändern: 


„Berbindungen folcher geſetzlich anerkannter, auf Grund diefer Nor— 
matiobeftimmungen errichteter Caffen mit anderen Vereinen find zuläffig. 
Mitglieder dürfen aus der Vereind-Penfionscaffe nur dann ausgejchloffen 
werden, wenn fie ihren Beitragspflichten zu dieſer Caſſe nicht genügten.” 





Der Vorſ. Prof. Dr. Naffe erfucht, während ver bevorſtehenden Paufe 
die Neuwahl für zwölf Mitgliever des Ausſchuſſes, die im Jahre 1874 aus= 
ſcheiden, mittelft Stimmzettel vorzunehmen. 





(10 Minuten Baufe). 


Nach der Paufe werden die Stimmzettel von dem Schriftführer, Herrn 
Dr. von Bojanowski, eingefammelt, und das Reſultat während ber 
weıteren Verhandlungen ermittelt. 

In Fortfegung der Discuffion erhält zunächſt das Wort 
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Prof. Dr. Held (für): Meine Herren! Wir Alle find der Anficht, daß 
eine möglichſt weit verbreitete Altersverſicherung der Arbeiter wünjchenswerth 
ft und es fragt ſich nur, ob diefe durch Zwang herbeigeführt werben fol oder 
nit. Es ſprechen nun für die Freimilligfeit gewiß triftige Gründe. Es tft 
ja nicht zu leugnen, daß wenn durch freiwillige Bewegung eine allgemeine 
Alteröverfiherung der Arbeiter zu Stande käme, diefe dann den moralifchen 
Einfluß, den man der Verſicherung zujchreibt, in viel höheren Maße ausüben 
würde. Aber wie die Verhältniffe und Gewohnheiten unferer Arbeiter einmal 
jind, namentlich wenn man bebenft, daß die Arbeiter gegenwärtig zu agitatori- 
chen Bereinen viel mehr Neigung haben, als zu foldhen, die unpolitiſche praf- 
tifhe Ziele verfolgen, fo iſt nicht zu erwarten, daß wir auf den Wege der 
Freiwilligkeit Großes erreichen werden. Die engliichen Beifpiele, die bier an- 
geführt wurden, kann id} nicht als maßgebend bezeichnen, denn was in England 
ſchon feit Langem gelingt, das gelingt deshalb noch niht bei uns. In England 
ıft die freiwillige Initiative zur Schaffung von Inftitutionen, welde den Ein= 
zelnen, wenn aud) nur in Zukunft praftifchen Vortheil bringen, weit mehr entwidelt 
als bei ung, die wir zugleich gegen ftantlihen Zwang geringere Abneigung 
haben. Die Gewerkvereine mit ihren Penfionscaffen insbejondere, fo fehr ich 
ein warmer Freund dieſes Anfangs gewerblicher Organilation bin, find gegen- 
über den engliſchen Tradesunions und Friendly societies numerifh fo unbe: 
deutend, daß wir von biefen Anfängen eine baldige Berallgemeinerung frei= 
williger Verſicherung nicht erwarten fünnen, und eben der Vergleich unferer 
Gewerfoereine mit den englifchen zeigt, daß in Bezug auf rein freiwillige Organi⸗ 
fationen die Ausfihten bei und andere find als dort. 

Wenn id fo von der freiwilligen Initiative feine genügenden Aefultate 
erwarten kann, jo verfalle ich deshalb nicht in das abjolute Gegentheil und 
will feinen die Freimilligfeit ertübtenden Zwang. Allgemein eingeführte, von der 
Gemeinde verwaltete, Local abgegrenzte Zwangscaſſen für alle Lohnarbeiter könnte 
ih nicht billigen. Das Tiefe in der That auf eine Kopffteuer hinaus und würde 
gar feinen moralifch hebenden Einfluß üben können. Unfer Referent will aber 
in feinen Theſen einen derartigen mechanisch wirkenden Zwang, der jede freie 
Regung tödtet, durchaus nicht. Vielmehr will er die freien Caſſen erhalten, 
zur Gründung freier Caſſen anregen, dieſe durch gefetzliche Normatiwbedingungen 

fügen — und nur nad einem beftimmten Termin zur Ergänzung der freien 
Caſſen obligatorische eintreten Laffen. 

Belonderd ſympathiſire ih damit, daß Referent jagt, es follten unter 
ftaatliher Mitwirtung Verbände eintreten. Dies ift vornehmlich der princt» 
pielle Grund, wegen deſſen ich mich dem Referenten anfchliege und für Zwang 
—- in diefem Sinne — bin. 

Es iſt Aufgabe des Staats, da einzufeßen, wo em Keim der Organifation 
fich zeigt, den Bebürfniffen, die fi) im freien Leben der Geſellſchaft entwideln, 
enigegenzufommen, fo daß fie auf geſetzmäßigem Wege und mit Kraft befriedigt 
werden fünnen. Denn wir wollen ja Organifation der Gewerbe nicht durch 
Imnipotenz des Staates ſchaffen, aber unter Mitwirkung des Staats durch 
Sammlung der ſocialen Kräfte aus der gegenwärtigen Anarchie ſich entwickeln 
laſſen. Dabei iſt es nun höchſt natürlich, ja bis zu einem gewiſſen Grade 
uͤöthig, daß man zunächſt an das vor Allem hervortretende Bedürfniß der Vers 
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ſicherung anknüpft, weil gemeinſame von Allen ———— Gefahr am leidh- 
teften zur Bereinigung treibt. 

Das Princip der Verfiherung felbft verlangt wegen der Verſchiedenheit 
der Gefahr Verbände nach einzelnen Gewerben, und jo hätten wir in der Ber- 
fiherung den natürlichen Anfang ber Organifation der einzelnen Gewerbe 

überhaupt — und zwar wie das bei ben Knappſchaftscaſſen der Fall ift — 
der Organifation, vie beide Parteien umfaßt und verbindet. Ich ftelle mir 
die Sade fo vor, Daß wir zunächſt bie Knappſchaftscaſſen, Die beſtehenden 
Caſſen einzelner großer Fabriken, die Caſſen für Bedienſtete großer Eifenbabnen, 
die Gewerfvereinscafien 2c. erhalten und die Entftehung ähnlicher Saffen anregen 
mäffen. Dann wären fiir alle Gewerbe, deren Mitglieder einigermaßen zabl- 
reich find, durch ſtaatlichen Zwang freiß- ober provinzweiſe aͤhnliche Caſſen⸗ 
verbände ergänzend einzuführen. Nur in letzter Linie wäre es eventuell nicht 
auszuſchließen, daß für wenig zahlreiche Kategorien verſchiedener übrig bleibender 
Arbeiter — immer nur ſolcher, die keiner anderen Caſſe beigetreten find — 
locale Zwangscaſſen eingerichtet würden. 

Ueber ſämmtlichen Caſſen müßte eine Centralbehörde ſtehn, welche die frei⸗ 
willigen und obligatoriſch eingeführten Caſſen überwacht, ob fie ſich den Norma- 
tiobedingungen fügen. Dieſe jelbe Behörde müßte auch die Abgrenzung ver 
obligatoriichen Caſſen nad Ort und Zeit und nad Bedürfniß mechjelnd feſt⸗ 
ftellen, eventuell für einen Cartell unter den gleihartigen Caſſen jorgen. Ich 
denke alſo an eine Verwaltungsbehörde, die nicht eine mechaniſche Vorſchrift 
buchſtäblich oder gar nur auf dem Hapier ausführt, ſondern die in beſtändigem 
lebendigen Zuſammenhang mit der Praxis nach den jeweiligen Bedürfniſſen 
verfügte, felbftverftändlih auch mit Delegirten ber Caſſen ſich in beftändiger 
Verbindung befinden würde. Wenn wir num ſämmtliche Cafjen möglichſt nad 
Sewerben getheilt und zugleich eine Unterftügung diefer Organifation durch ben 
Staat wünſchen, welche die Freiwilligkeit nicht tödtet, fondern befördert, und 
auch die Gewerkvereine nicht ftört, ſondern umgekehrt ber Idee derjelben dient 
und ihre Autorität verleiht — fo tönnen Sie meines Erachtens die Theſen 
de8 Referenten annehmen wie fie fin. Site würden damit weder etwas 
——— noch etwas den Traditionen des Vereins Widerſprechendes be— 
chließe 

Zum Schluſſe meiner wenigen Worte — id will die, gefhäftsnrdnungs: 
mäßige Zeit nicht überichreiten — möchte ih einen Zuſatz zu den Theſen des 
Referenten beantragen. Derjelbe entpricht dem Gedanken, daß bie ſubſidiären 
Zwangscaffen nur unter möglichfter Schonung, ja möglichfter Unterftügung ber 
freien Caſſen eingeführt werden follten. Ich würde nämlih am Schluß der 
zweiten Theſe einichalten : 


„Verbindung von anerkannten Penfionscafien mit anderen aner- 
fannten Bereinen tft zuläffig; es iſt aber in biefem alle befondere 
Caffenführung für die Penfionscafje zu fordern.” 


Das, meine Herren, bezieht fich nicht nur auf bie ne Berbindung mit der 
Strifecaffe, fondern auch auf die Verbindung mit der Krankencaſſe, deren 
ne von ber Penſionscaſſe wünſchenswerth if. Weiter beantrage ic 
den Zuſatz: 
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„Mitglieder, welde aus anderen Gründen, als Nichtzahlung der 

Beiträge aus der Penſionscaſſe ausſcheiden müflen, find zu entſchädigen.“ 

Dos wäre mein Antrag, der zur Abftimmung kommen müßte, wenn Ste fich 
für die Theſen des Referenten entfcheiden. 


Reg.-Rath Müller (gegen): Verehrte Herren! Es ſcheint mir bie 
Sache durch Vermengimg von zwei Gefichtöpuntten noch unflarer gemacht zu 
werden, als fie bi8 jebt war. Man bat die Hülfscaffen zur bloßen Unter: 
Misung für Krankheiten und fir Sterbefälle in Verbindung gebracht mit den 
Penfionscofien. Ich glaube, dieſe Verſchmelzung ift eine fiir die Sade ſehr 
ungänftige.e Ich ftebe auf dem Standpunkt der vollen Freiheit der Caſſen, 
und will in Feiner Weife eine SZwangsverbinvlichkeit fire dieſelbe herbeigeführt 
haben. Beide Theile aber geben von dem Gefichtspunfte aus, daß nicht blos 
der Arbeiter, ſondern aud der Arbeitgeber für die Caſſen beizuftenern habe. 
Wenn man dieſe Beitragspflicht von Seiten der Arbeitgeber begründen will, fo 
glaube ih, farm man das nicht thun, indem man blos auf ein allgemeines 
Bedurfniß hinweiſt, fondern man muß dies Berürfniß rechtlich Darftellen können. 
Ich erkenne den Wunſch und das Bedürfniß, daß von Seiten der Arbeitgeber 
mit eingetreten wird, um die Penfionscaffe zu unterftägen, vollftändig an Ich 
finde die Begründung der Beitragspflicht aber lediglich darin, daß die Inbuftrie 
eine Menge — und unter Induſtrie will ih bier nicht nur im engern Sinne 
die Gewerbe, fondern aud die Landwirthſchaft und alle wirtbichaftliche Thätigfeit 
begriffen haben — und ich finde die Verpflichtung der Arbeitgeber darin, daß 
ın der Induſtrie eine Menge Unfälle vorkommen, die nicht unter das Haft: 
pflihtgefeg fallen, aber ebenfowenig dem Wrbeiter zur Laſt gelegt werden können. 
Benn hier auch in den meiften Fällen Verihuldung des Arbeiterd vorliegt, iſt 
fie doh eine folde, für welche man ihn die Folgen nicht tragen laſſen darf. 
Ber mır irgendivte aufmerffam die Induftrie beobachtet, der wird finden, Daß 
die Arbeiter nicht nur verunglüden durch eigene kleine Verſehen, fondern daß eine 
Berfettuimg von anderen Umftänden ftattfindet. 

Bir haben ferner eine große Menge von Imduftriezweigen, bei denen die 
Geſundheit durch nachtheilige Einflüffe allmählich untergraben wird, Einflüffe, 
die der Mediziner jeden Augenblid nachweiſen kann, für deren Folgen aber Das 
jetzige Haftpflichtgefeß die Unternehmer in feiner Weile verbindlih macht. 

Daß auch in diefen Fällen durch die Gefetgebung Fürforge für den Ar- 
beiter zu treffen ift, wird ſich ſchwerlich beftreiten laflen. Streben wir daher 
dahin, daß eine Verbindlichkeit der Arbeitgeber geſetzlich ausgeſprochen werde, zu 
den Hilfscaſſen der Arbeiter beizutragen, fo haben wir nur in das Haftpflicht 
geleg die Beftimmung aufzunehmen, daß jeder Gewerbsunternehmer verpflichtet 
la, die Arbeiter überhaupt fiher zu ftellen gegen die Folgen aller körperlichen, 
mt durch ihre eigene grobe Verſchuldung herbeigeführten Unfälle, ſowie derjeni⸗ 
gen nachtheiligen Einflüſſe bei ter Arbeitsverrichtung, welche feine Gejundheit 
untergraben und ihn zum Invaliden machen. 

Es könnte num die Trage entftehen, wie der einzelne Gewerböunternehmer 
im Stande ſein folle, jo weitgehenden Verpflichtungen gegen die Arbeiter wirflid 
gerecht zu werden. Hat man bei Erlaß des Haftypflichtgeſetzes nicht Anſtand ge 
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nommen, bereit8 ſehr weitgehende Verpflichtungen auszufprehen, weil für bie 
Arbeitgeber die Möglichkeit vorlag, durch Betheiligung an Verſicherungsgeſell⸗ 
Ihaften mit einem verhältnißmäßig geringen Opfer die Gefahr von fi abzu- 
wenden, jo merben biejelben auch bei Ermeiterung des Haftypflichtgeſetzes ſich in 
die Cage jegen fünnen, ibren moraliihen und geleglichen Verpflichtungen gegen 
die Arbeiter nachfommen zu fünnen. 

Sorgen wir auf dieje Weiſe für Unterftügunge- und Benfionscaffen, fo fünnen 
wir die Aufbringung der Mittel für die übrigen Zwede der Hülfscaflen den 
Arbeitern allein überlaffen. Es haben diefelben dann die Möglichkeit, 
ihre Eriparnifie, die fie für das Hülfscaſſenweſen verwenden wollen, lediglich für 
diefe ſpeciellen Zwecke zu verwenden. Wir werden dann nach beiden Seiten bin 
etwas erreihen und id) glaube, dieſe Beſchränkung auf das Fleinere Ziel wird 
und weiter bringen, als wenn wir jest mit einem Male ein weiteres Geſetz 
für alle Wege des Zwanges hervorrufen! — (Großer Berfall). 


Schulze: Meine Herren! Laſſen Sie mid gerade an die Ausfüh- 
rungen ded Herrn Vorredners anfnüpfen. Er hat die Frage auf ein Gebiet 
hinüber geſpielt, welches bisher nicht genug in der Debatte hervorgehoben iſt, 
nämlich auf den Bufammenbang, in welchem die Angelegenheit des Penſionscaſſen⸗ 
weſens zu der geſetzlichen Haftpflicht ſteht. Aber ich Feite hieraus gerade einen 
Srund für Die allgemeine und obligatorische Caffe ber. Der Grund des Haft: 
pflichtgeſetzes ift der, dak man gejagt hat: Die Unfälle, die fih in einem Ge: 
werbe ereignen, muß man zwar dem Einzelnen zur Laſt legen; aber ınan will 
dein Einzelnen nicht zumutben, fie allein zu tragen, — man wälzt fie durch 
den im Gejege Tiegenden Zwang zur Unfallverjiherung auf die Schultern des 
ganzen Gewerbes ab. Ganz ebenfo, meine ich, müffen die Dinge, die ſich aus 


dem Wrbeitöverhältniffe ergeben und die den Arbeiter dauernd oder vorüber: 


gehend arbeitsunfähig machen, wiederum auf die gewerbliche Geſammtheit ab: 
gewälzt werden, denn Der Einzelne kann den Schaden nicht tragen. Es find 
Died Dinge, Die aus der gewerblihen Geſammtheit fließen und Die gemerblidk 
Geſammtheit muß fie als ſolche auch tragen, und ich jehe feinen andern Weg, 
wie die Geſammtheit fie tragen fol, als eben den Caffenzwang. 

Jd will mir ſodann erlauben, Einiges auf die Ausführungen des Herm 
Correferenten zu erwiedern. In feinen Ausführungen finde ich einen Punkt 


von Erheblichkeit, und daß diefer Punkt wirflih ein ſtarkes Argument bildet, 


erkenne id) vollfommen an. Es iſt dies derjenige Punkt, wo er ausführt, man 
fünne ja doch nur dem Arbeiter der allerunterften Kategorie ernftlih helfen. 
Alle anderen, Die beſſer fituirten Arbeiter, müſſe man gleihfam durch eine 
Fiction auf den Standpunkt des niebrigften Arbeiters herabdrücken; man 
fönne ihnen alſo doch im Wirklichkeit nicht fehr viel dienen. Daran ift ſehr 
viel Wahres. Ja, ich will ſogar zeigen, daß daſſelbe Argument ſich noch weiter 
ausführen läßt. Gerade die beſſeren Arbeiter find es, mit denen wir haupt: 


jächlid zu thun haben, Auf die gering bezahlten, auf die eigentlichen Tage 


löhner, iſt bis etzt die Nothwendigkeit einer Rüdfihtnahme noch viel geringer ; 
ber ihnen ift 008 Bedürfniß noch viel Eleiner. Aber, meine Herr, auch Dies 


Argument läßt ſich doch durch folgende weitere Erwägungen in feinem weſent⸗ 
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lichen Inhalte entkräften. Wir haben niedrig, gering bezahlte Arbeiter, Tage— 
löhner, deren Lohnverhäliniß dem angenommenen Penſionsſatz wirklich ent- 
ſprechend iſt, und wir haben beffer bezahlte Arbeiter, deren Berbältnifien durch 
den Benfiondfag nur ſehr ungenügend entfprodhen wird. Was das Erftere be 
tafft, fo gebe ich zu, daß das Bedürfniß bier noch das verhältnißmäßig gerin- 
greift. Aber man wird auch zugeben müffen, daß mit dem Fortſchritte unferer 
modernen Entwidelung für uns die Nothwendigkeit wächft, un® gerade ınit den 
allerniedrigſten Boltsihichten und ihrem ſocialen Leben fehr ernftlich zu befaffen. 
Aus diefen Schichten fteigen ja die bumpfen, unleitbaren und unzugänglichen 
Maſſen empor, die uns jet fo viel zu fchaffen maden. Wenn wir nur mit 
dem gelernten Arbeiter zu fchaffen hätten, fo könnten wir ja fagen: es wirb 
Bildung und Einfiht bei diefen Leuten wachſen. Aber aus dem unterften 
Volksleben heraus, fteigen die unklaren Borftelungen empor, die fie von dem 
Staate und Jeinem Weſen haben, und das ift ja ein Theil der Gefahr, die, 
wir jegt im ſocialen Leben vor uns fehen. 

Dem beſſer geftellten Arbeiter wird freilich nur ungenügend geholfen durch 
den vorgefchlagenen Penfionsfag. Ja, meine Herren, wir wollen auch keines⸗ 
wegs das Armenweſen befeitigen und wollen keineswegs allen Anjprüchen genügen, 
die von einem folchen Arbeiter erhoben werben fünnen; wir wollen nur dem 
Krebsſchaden entgegenarbeiten, ver dadurch entfteht, daß Menſchen und Familien 
völlig hülflos find! — und das find fie eben nicht mehr, wenn ein einiger: 
maßen erheblicher PBenfionsiag da iſt. Mande Familien find ja nicht ganz 
befiglo8 oder erwerböunfähig, und da wird Doch ein höchſt bedeutender Einfluß 
auch in denjenigen Fällen geiibt werben, wo man fagen muß, hier ift die 
Penfion ungenügend. . 

Als ganz unerheblich muß ich bezeichnen, wa8 der Herr Correferent vom 
Armenweſen bergenommen hat. Er meint, wenn man die Sache in ihre äufßer- 
ſten GConfequenzen treiben will, würden mir lediglich ein verallgemeinerte® 
Armenweſen haben, wie wir es jett auch ſchon haben. Aber, meine Herren, 
if denn aus dem jegigen, gejonderten Armenweſen etwad Wiünfchenswerthes ent- 
fanden, oder ift e8 nicht vielmehr überall mit ven jchwerften Mißverhält- 
nifien verfnüpft? Wo man dazu übergehen will, wie man e8 in Elberfeld, 
Grefeld und anderen Städten gethan Hat, das Armenweſen als einen großen 
Drennpimft der foctalen Angelegenheiten aufzufaffen, ja da kann man etwas 
leiſten; aber da kann man aud nicht mehr fagen: Wir kommen mit etwas 
Aehnlichem durch, wie unfere jegigen Armenfteuern find. 

Für ganz falih halte ich dasjenige Argument des Herrn Correferenten, 
weldes beſagt: Das hier erftrebte Zufammenarbeiten von Urbeitgebern und 
Arbeitnehmern werde feinen Einfluß üben auf das Gegenfeitigfeitöverhältnig 
wilhen Beiden. Das erkenne ich allerdings an, daß auf das Verftändigen in 
tobnfragen dieſes Verhältniß auf lange hinaus von weſentlich geringem Ein— 
Hufje fein wird. Aber in einem Punkte wird fein Einfluß ein ganz ungeheuerer 
ſein; nämlich darin, daß Die gegenfeitige Unfenntniß ver Verhältniſſe einiger: 
maßen ſchwinden wird, und diefe halte ich allerdings für ein großes Uebel. 
Meine Herren! Welcher Arbeitgeber kann ſich gegenwärtig fagen, daß er über 
die Bedürfniffe feiner Arbeiter genligend unterrichtet fer ? wohl faum Einer! — 
und ebenfo fteht’8 bei den Arbeitern mit ihrer Kenntniß der wirtbichaftlichen 
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Grundlagen, aus denen ihre Tohnverhältniffe entipringen. Wenn wir nun der⸗ 
artige Anftalten haben, fo ift doch wahricheinlih, daß der gegenfeitige Verkehr 
und die gegenfeitige Einficht einen ungemeinen Aufſchwung nimmt, und daher 
laube ih, daß ſchließlich ihr Einfluß auf die beiderfeitigen Verhältniſſe über- 
* ein ſehr ſegensreicher werden wird. 

Ich muß ferner an meiner Ueberzeugung feſthalten, daß wir es hier mit 
einem abſoluten Bedürfniß zu thun haben. Man ſagt wohl: ja, da wird der 
Induſtrie und zunächſt den Arbeitern eine Laſt aufgewälzt, die ſchwer zu tragen 
iſt! Darauf kann ich immer nur mit der Frage antworten: Geſteht man 
das Bedurfniß zu? Das Bedürfniß geſteht auch der Herr Correferent zu. 
Wenn man aber das Bedurfniß zugefteht, jo Tann zur Hebung beflelben eine 
Laft nicht zu groß fein, denn fonft ıft e8 nicht Bedürfniß. Entweder wird das 
Bedürfniß aus einem bejonderen, mit Rüdfiht auf feine Verhältniſſe angeſam⸗ 
melten Fonds befriedigt, oder aus einem anderen Fonds, der jedenfall® in ferner 
liegenden Beziehungen zur Sache fteht, oder aber es bleibt unbefriedigt, d. h. 
unfere ganze foctale Lage verichlechtert fi) um jo und ſoviel. Darum bin id 
der Meinung, daß, wenn man das Berürfniß zugefteht, man dann nicht mehr 
mit dem Argumente kommen kann: Ya, die Befriedigung würde zu theuer 
kommen! 

Man ſagt nun: Ja, die jetzigen freien Caſſen werden die Bedürfniſſe 
früher oder ſpäter auch befriedigen. Aber ih muß fragen, ob denn die ein— 
zelnen Caſſen im Stande find, das zu thun und eine richtige ftatiftifche Grund: 
lage zu liefem? Ich behaupte, daß Die Bedingungen viefer Caffen doch mehr 
rein zufällige find, ohne daß da in einigermaßen maßgebender Weiſe ein „Gele 
der großen Zahlen” zu ermitteln wäre. Dieſes Geſetz kann dort nicht in gemü- 
gend ftetiger Weiſe hervortreten. Dieſes Geſetz kann nur da auftreten, wo das 
Verhältniß ein allgemeineres ıft, und je allgemeiner man die Sache macht, deſto 
mehr und mit befto geringeren Koften werben wir die Sache zweckmäßig machen 
fönnen. Man bat feiner Zeit und, wie ich glaube, mit vollem Recht, die Ge: 
merfoereine mit der Anführung gerechtfertigt, daß allerdingd der gute, über 
den Durchſchnitt fich erhebende Arbeiter vielleicht folder Dinge nicht bedürfe, 
daß aber der Durchſchnittsarbeiter ein Bedürfniß nach denfelben habe; und daß 
die Maſſe der Arbeiter fih auf oder unter dem Niveau des Durchſchnitts⸗ 
arbeiter8 befindet, das glaube ich behaupten zu können, meine Gerren! Ich 
wende nun das Nämlihe auf das Syſtem an, wie ed Ihnen vorgeichlagen 
wird. Es ift vollkommen richtig: der vorſorgliche Arbeiter, der gutfituirte Ar- 
beiter, der wird von freien Caſſen, wo er feine Mittel anlegen kann, ſehr gern 
Gebrauch machen. Aber es giebt einen Durchfchnitisarbeiter, den man durch⸗ 
ans nicht als Lumpen und leichtfinnigen Kerl betrachten Tann, der ſich aber 
nicht über den Durchſchnitt erhebt, und eben nur die geringere moraliſche Kraft 
hat, wie fie zur Zeit in unferem Durchſchnittsarbeiter ftedt, und für dieſen 
muß man eine obligatoriiche Hülfscaſſe Ichaffen. Ich erlaube ınir, daran zu 
erinnern, daß unſer Vorfigender vor zwei Jahren die Idee entwidelt bat: Ge: 
rade weil die Gewerkoereine unferen Berhältnifien gegenüber fich für die Dauer 
unentbehrlich erweifen werben; gerade weil man irgend eine Form der Arbeiter: 
vereinigungen nicht miflen Tann, und weil mun die Gewerkvereine eine gewifle 
Gefährlichkeit in fich fchließen Können, deshalb müſſen fie von Oben herab or: 
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ganiſch gegliedert und organiſch ins Leben gerufen werden! — und da finde ich 
die Analogie mit dem bier vorgeſchlagenen Caffenweſen außerordentlich nahe 
liegend und halte gleicherweile dafür, Lieber folde Caſſen ins Leben zu rufen, 
li geſetzliche ſtaatliche Maßregeln für fie zu ergreifen, als fie in der Ent- 
widelung fich felbft zu überlaffen. 

Es iſt mit Recht gefagt worden, daß die öffentliche Meinung ſich den Ge— 
werkvereinen und ihren freien Caſſen gegenüber ſehr ungünſtig erwieſen babe. 
Run, meine Herren, gerade der Verein, den der Referent vepräfentirt, bat ſich 
immer von folder Teindfeligfeit fern gehalten; in dem Centrum dieſes Vereins 

man fi) mit den Gewerkvereinen auf einen freundlichen Fuß gefegt. Es ift 
alſo keine Feindſeligkeit gegen die freien Eaffen der Arbeiter, was zu diefer Vor⸗ 
lage Anftoß gegeben Bat. 


Prof. Dr. Nafſe Hat inzwilcen folgende Unterantrag eingebracht : 
® 


In dem Antrage des Correferenten Nr. 5 in der zweiten Seile 
den Worten: „mit anderen” binzuzufegen: „nad geſetzlichen Nor- 
mativbeftimmungen erridhtete Vereine find zuläffig”. 


Der Vorſ.: Herr Prof. Conrad bat den Antrag geftellt, die Redezeit 
auf 5 Minuten zu beichränten. Nach meiner Anficht könnte ich ihn der Ber- 
ſammlung nicht gerade empfehlen; benn bis jetzt hat die Berfammlung noch 
jedesmal, wenn ich fie nah 10 Minuten fragte, dahin entfchieven, daß der 
"Redner weiter ſprechen ſollte. Ich glaube, daß dies nah 5 Minuten noch 
mehr der Fall fein wird. 


Prof. Conrad: Ich babe den Antrag eingebracht, weil ich der Ber- 
ſammlung die Möglichkeit geben wollte, fich darüber zu erflären, ob fie noch 
auf einen andern Gegenftand übergehen wolle. Wenn Sie den Antrag nicht 
annehmen, weine Herren, behalten wir nicht mehr Zeit, zu einem andern 
Segenftand zu kommen. 


Janſon: Geftern wurde ausgeſprochen, daß man jede Sache gründlich 
erörtern würde. Nach den Worten des Vorredners käme e8 aber darauf an, 
nur bald zu einer anderen Frage zu kommen, die man ja vorausfichtlih dann 
auch nicht erledigen kann. 


Ter Antrag Conrad wird abgelehnt. Im der Reihenfolge der Redner⸗ 
liſte erhält das Wort 


Janſon (gegem): Meine Herren! Ich erlaube mir gegen ven letzten 
Redner anzuführen: Wenn die Betheiligung der Arbeitgeber an dieſem 
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Caſſenweſen irgend melden günftigen Einfluß auf die Caſſen ausüben follte, fo 
müßten mir dies ſchon bemerken, weil wir ſeit Jahrzehnten viele Caſſen mit 
Betbheiligung der Arbeitgeber beſihen. 

Nun, meine Herren, ſchließe ich mich Herrn Regierungsrath Müller an, 
daß man eigentlich von den Alters- und Invaliden-Verſorgungscaſſen auf das 
Caſſenweſen überhaupt eingegangen, und ich glaube auch, daß dieſe Berhand- 
lungen hauptfählih dazu dienen follen, in die geſetzlichen Beftimmungen mehr 
Klarheit zu bringen, in ven Wirwarr, der durch den 8. 141 der Gewerbe⸗ 
ordmung verurjadht if. “Die Hauptfache ift die, daflic zu forgen, daß Jeder, 
der ſich einer Kaffe anfchlieft, überhaupt weiß, wo er hingehört; denn das ıft 
jest nicht der Sal. Die Zwangsverpflichtung, einer Benfionscaffe beizutreten, 
fann ich nicht billigen, weil Die Behörde bis jetzt noch nicht einmal bie Fähig— 
feit gezeigt hat, diefe Beſtimmung mit Bezug auf die Kranfen- und Sterbecafjen 
durchzuführen; fie wird es alfo bei den Alteröverforgungscafien noch weniger 
fünnen. — Ein weiterer Grund ift der, daß die Arbeiter diefe gefeglichen Be— 
ſtimmungen nicht inne balten fünnen. Es laufen Zaufende von Arbeitern 
— die keiner Caſſe angehören, weil die Arbeitgeber ſich nicht drum kümmern. 
Nach S. 141 der Gewerbeordnung ſoll jeder Arbeiter. einer Caſſe angehören, 
und * Arbeitgeber ſoll Keinen, der einer Caſſe nicht angehört, in Arbeit 
nehmen, er ſoll eventuell die Beiträge für ſeine Arbeiter zahlen. Die Geſetze 
verpflichten ſomit die Arbeitgeber zwar, aber erlauben ihnen nicht, eine Beſchlag 
nahme auf Lohn auszuüben; dennoch hat man viele Meiſter durch Execution 
zur Zahlung gezwungen. Könnte man die Arbeiter wirklich zwingen, Jo würde 
ich es nach dem Wortlaut des Gefetes für ſehr richtig halten, daß jeder Arbeiter 
fi) an einer Kranken- und Begräbnißunterftügungscaffe betheiligen müßte. In 
Betreff der Invaliden- und Alteröverforgung Liegt e8 aber entſchieden andere, 
Es iſt doch nicht gefagt, meine Herren, daß die Verforgungsbedürftigen immer 
gerade aus den unterften Claſſen bervorgeben; das fehen wir ja an den ſoge— 
nannten „verſchämten Armen“! Alfo ohne Ausnahme müßten die Staats: 
einmohner dann hinein. Wenn der Herr Referent ausgeführt hat, daß der un: 
terſten Arbeiterclaſſe der Trieb, ſich zu verſorgen, nicht inne wohnt, fondern nur 
den beſſeren Claſſen, fo halte ih das nicht für rihlig; denn wir ſehen z. B., 
daß der „Gewerkverein ber Fabrik- und Handarbeiter”, welcher bie Tagelöhner 
in den Fabriken mit aufnimmt, am ftärfften von allen Gewerfvereinen bei Der 
Berbandsinvalivencaffe betheiligt ift. Danach darf man wohl a 
daß Die Arbeiter fih aus eigener Initiative heraus an dieſen Caſſen be 
theiligen werben. 

Die Arbeiter in der großen Mehrzahl find entfchteven gegen jeden Beitrag 
ber Arbeitgeber. 

In vielen Fällen wird von unfern Gegnern angeführt: ‚Arbeit ift Waare! — 
der Arbeitgeber kauft dieſe Waare und bezahlt fie!” — und von diefem Geficht8- 
punkt gehen auch die Arbeiter aus. Der Arbeiter wird nicht gebellert da— 
duch, daß Arbeitgeber mit in der Verwaltung figen; tim Gegentheil: e8 erijtirt 
unter den Wrbeitern in der Allgemeinheit die Anficht, daß fie ſchon fähig find 
oder ſich fähig machen wollen, ihre Caſſen jelbft zu verwalten, weil man bei 
ber Betheiligung der Arbeitgeber unter Umſtänden noch einen Einfluß auf 
andere Dinge, Die mit der Caſſe nichts zu thun haben, befürchtet; und wenn 
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man ſich die Fabrikcaſſen vergegenwärtigt, ſo iſt dieſe Befürchtung nicht ganz 
grundlos. Ich ſehe auch gar nicht ein, wie ſonſt die Fabrikbeſitzer und Arbeit: 
geber fih fo danach Drängen könnten, in folde Verwaltung hinein zu kommen 
md etwas für die Caſſen der Arbeiter zu geben. Aus dieſem Grunde lehnen 
De Arbeiter jede Betheiligung der Arbeitgeber an ihren Caſſen ab, fie jagen 
fh: „Der giebt ja doch nichts aus feiner Tafche, fondern bat «8 uns fchon 
vorher abgezogen!” Das ift fo die allgemeine Anficht in den Arbeiterfreifen. 
Ferner meint der Herr Referent, daß in den einzelnen Bezirken Caſſen be- 
grändet werben müßten, die aber dann in eine Eentralftelle zuſammen zu fließen 
hätten. Ich für meinen Theil babe ſoviel brüderliche Gefinnung, daß ich eben- 
joviel Beitrag zahlen würde, wenn auch die Unglüdsfälle in meinem fpeciellen 
Beruf nicht to häufig vorfommen. Aber wir haben erfahren, daß in einzelnen 
Gewerkoereinen die Mitgliever mit der Zeit beveutend mehr Ieiften müffen, als 
im anderen, und doch ihren Mitgliedern nur eine geringere Unterftügung bieten 
innen. Der Vorſchlag, diefe Caſſen zuſammen zu werfen, ift daher nicht aus- 
führbar; man würde dann auch nicht nachweifen können, welde Calje”die etwaige 
Iufolvenz der Centralcaſſe herbeigeführt hat. Die muß man aber fünnen, und 
das iſt ein Punkt, ven die Gemerkvereine in erfter Pime hochhalten. Und bier 
fühle ich mich noch veranlaßt, die unaufhörlih in der Preſſe auftretende Un- 
wahrheit zu widerlegen, daß die ©ewerkvereine ihre Caſſengelder zu Strike— 
jwedden vergeudeten. Das ift ja ganz unmöglich, meine Herren; denn die Mit- 
glieder der Gemerkvereinshülfscafjen würden fich ſehr ſchön bedanken, daß Gelver 
zu Sonderzweden verwendet werden, die einen großen Theil der Mitglieder gar 
meht berühren, und denen daher ein großer Theil der Arbeiter gar nicht zu: 
fiimmt. Aber e8 kommt nicht felten wor, daß ein Arbeiter bei feinem Eintritt 
in den Gewerkverein ſchon bei einer Lebensverficherungsanftalt oder Sterbecafie 
Mitglied iſt und ſich da fagt: „Was foll ich noch der Begräbnißcaſſe beitreten, 
ih bin ja ſchon verſichert!“ Das ift der Grund, warum nicht ſämmtliche Ar: 
beiter Mitglieder der Gemerfvereinscaffen find; fie haben ſchon früher die be- 
treffende Vorſorge getroffen. Darum möchte ich nicht, daß man einem Theil der 
Arbeiter den Borwinf macht, fie Hätten feinen Sinn und fein Interefle für bie 
Hlfscafien. 
ch erfuche die Berfammlung, die Refolution des Herrn Correferenten in 
ihrer ganzen Ausdehnung und mit dem zulett verlefenen Zuſatzamendement an- 
zunehmen umd nicht zu beichließen, daß man den Arbeiter zwingen folle, ſich für 
die Zukunft zu verfihern, wenn er die Initiative aus fich jelbft heraus nicht 
ht. Es nützt das auch practiich nichts, weil man ja doch zulafien muß, daß er 
unter Umftänden geftrihen wird. 


Knauer (Gröberd) (für): Meine Herren! Ich empfehle Ihnen die 
Thefen des Herm Referenten, welche alfo dahin gehen, daß für alle Diejenigen, 
de nieht freiwillig einer folchen Caſſe beitreten — oder wo nicht freiwillige der— 
artıge Caſſen entftanden find — der Anſchluß an die ftaatlichen Zwangscaſſen 
Rattzufinden hat. Wenn Cie das nicht annähmen, fo würden Site fämmtliche 
ländliche Arbeiter davon ausſchließen. - Sie lönnen fih ja denken, daß bei 
den Wohnungseerhältniſſen der ländlichen Arbeiter dieſe nicht freiwillig zu— 
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ſammenkommen, um vergleichen Caſſen zu gründen; aber e8 wird eine Wohlthat 
für fie fein, wenn der Staat für fie ebenfo forgt, wie er fiir andere Claſſen der 
Geſellſchaft ſchon geforgt Bat, indem er 3. B. ſchon bie Knappſchaftscaſſen ge 
ſchaffen. Ich ſelbſt zahle z. B. zu drei dergleichen Eaffen, nämlich zu der Eaffe 
der Arbeiter meiner Zuderfabrit, zu der Knappſchaftscaſſe für die Gruben, die 
ic; verwalte, und zu einer freiwilligen, von mir geichaffenen Invaliden⸗ und 
Krankencaſſe für meine Tändlihen Arbeiter. — In meinem Gutachten Seite 5 
und 6 fteht die Einrichtung zu lefen, melde ich fir meine Arbeiter geichaffen 
babe; dieſelbe Hat alle Hoffnungen, die ich darauf gelegt, vollfländig erfüllt. 
Es iſt auch in $ 16 vollftändig ausgeſprochen, was in dem alle, wenn In: 
valibität eine® Arbeiter eintritt, geichehen fol. Aber vergleichen Freiwilliges 
Vorgehen dürfte fi) doch nur ſehr vereinzelt finden, und ich muß auf Grund 
meiner Erfahrungen, vie ich aus diefen Caſſen gelammelt, dringend verlangen, 
daß eine zwangsweiſe Invalidencafle für die Arbeiter in's Leben gerufen wird, 
denn die Freiwilligkeit Tieße und ja auf dem Flecke, wo wir jegt find, da es 
3. 3. ja jedem Arbeitgeber überlaffen bleibt, e8 feinen Arbeitern zu überlafien, 
was fie ın diefer Richtung thun wollen. Wir wollen aber fchleunige Abbülfe 
und Megelung der Sade. Es iſt auch geitern und heute das fehr bevenfliche 
Wort gefallen: die Arbeit fer eine Waare. Nun, meine Herren, wenn bie Arbeit 
eine Waare wäre, jo brauchten wir uns dann ja mit der Caſſe gar nicht ab- 
zugeben ; denn dann wäre ja jeder Menſch des Abends abgefunden und wir 
brauchten uns "darum nicht weiter zu kümmern, wie um einen Kaufmann, ob 
er banferott wird. Aber die Arbeit ift eine Leiſtung und keine Waare und 
joll aud) noch eine Belohnung außer der Löhnung empfangen, und das find bie 
DVerficherungscaffen gegen Alter ımd Noth. Ich freue mid, daß der Referent 
meine Anficht zu ber jeinigen gemacht hat, nämlidy die Sache kreisweiſe zu regeln, 
weil ja andere Bezirke wieder ganz andere Bedürfniſſe Haben. Das Unter: 
ftügungscaffenwejen wird fich Freisweife und gewerföweife regeln Iaffen müffen, 
und hat Herr Baron von Deren den richtigen Ton angeſchlagen, indem er 
ausſprach, daß diefe Sache nur im Gewerbe geregelt werben fünne und daß 
nicht Alles Durcheinander geworfen werden dürfe. Wenn diefe Organifation ein- 
tritt, wird die Staatsbehörde die Sache auch leicht in die Hand nehmen könmen. 

Alsdann hat die Sache aber auch noch eine weitere Bebeutung. Das Frei- 
zügigfeitögefeg, meine Herren, bat die Bevölkerung jo verſchoben, daß plötzlich, 
wo die Arbeit fich zeigt, eine Menge der Bevölkerung hinftrönt, und fid) von 
anderen Gegenden binwegzieht. Die Sorge für die Armen ift in manden Ge— 
genden dadurch eine erbrldende geworden. Dem wird aber vorgebeugt werben, 
wenn die Invalidencaſſen da find. Zu den leteren reicht aber die Freiwilligkeit 
nicht aus, dazu gehört der Zwang; und ich muß daher wünfchen, daß für dieſe 
Gafjen der Zwang eingeführt wird. 


Dr. Eras (Breslau) (gegen): Meine Herren! Wenn Beute vielfach 
Davon die Rede gewelen ift, daß die deutlichen Gewerfvereine verdächtigt werben, 
indem man ihnen zum Vorwurf macht, fie vermifchten gelegentlich Strifegelder 
und Gelder von ihrer Invaliden- und Kranfencaffe, jo muß ich ausdrücklich be⸗ 
tonen, daß ih in einem falfchen Berbachte bin, wenn man meint, daß auch 
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mir dergleichen palfirt. Noch neulich ftand im „Gewerkoerein“, ich hätte etwas 
Aehnliches gefagt und zwar auf dem Gewerbevereins : Eongreß zu Glogau. 
Ich weile darauf Hin, daß ich ausdrücklich die Gewerfvereine gegen biefen Vor⸗ 
wurf in Schug genommen und nachgewieſen habe, Daß dieſer Vorwurf wohl 
nur Daher käme, weil man wiffe, daß in den engliſchen trades unions eine 
‘ Derartige Vermiſchung der Gelder zu dieſen Zwecken ftattfände. 

Was den anderen Vorwurf betrifft, den meine freunde den Gewerkoereinen 
gemacht haben, jo wird derfelbe ja gar nicht in Abrede geftellt, ſondern es iſt 
ia fchon dur die Yormuliwung der Theſe 5 von Herrn Dunder zugeftanden 
worden, daß bis dahin die Organifation der Eaffen noch eine etwas mangelhafte 
geweſen. Sie haben zunädft nut bei Kranken- und Wittwencaſſen etwas von 
den eingezahlten Geldern herausgegeben und erft in neuerer Zeit find Einrich- 
tungen getroffen, auch Aehnliches für die Invalidencafien zu gewähren. Ich kann 
mich jedoch hierdurch noch nicht befriedigt erklären und babe daher das Amendement 
zu ber Thefe 5 des Correferenten eingebracht: 

daß jene Berbindungen mit gejeglich eingerichteten Caſſen zuläffig find, 
die Mitglieder jevoh aus der PBenfionscafje nur dann auöge- 
Ihloffen werden follen, wenn fie ihrer Beitragspflicht nicht genügen. 

Ich dente mir, daß in die Caſſen immer nur ein Vereinsmitglied eintreten 
kann. Nun fol e8 aber den Bereinen nicht freiftehen, ein Mitglied aus- 
zufchließen unter Herauszahlung feiner Prämien, fondern wir verlangen, daß es 
dann nod immer Gaffenmitglied bfeibt, und zwar verlangen wir dies, weil wir 
glauben, daß in den Gewerkvereinen für alle Zeiten ein Mißbrauch zu fo- 
caaliftifchen Umtrieben nicht ausgefchloffen ift und fein wird, Diefer Mißbrauch 
fönnte getrieben werden betreffs einer größeren Anzahl Perfonen, die man hinaus: 
ſchickt und mit Herauszahlung einer fleinen Brämtenreferve abfindet. ‘Daß in ben 
Gewerlvereinen nicht für alle Zeiten Vorſorge in diefer Hinfiht getroffen werden 
kann, das haben wir doch wohl ſchon Alle gefehen. Wir in Breslau haben we- 
nigften3 zu unſerm großen Bedauern beobachtet, daß Die Leute der Gewerkvereine 
in ber allerengften Verbindung ftehen mit den Socialdemokraten und daß wir 
aljo fchlehtervings verlangen mäffen, daß Vereinsmitglieder nicht ohne Weiteres 

orfen werden fünnen aus den Caſſen, wenn fie aus dem Vereine aus: 
geichteden jind. (Widerſpruch.) Es würde mir fehr angenehm fein, wenn ich in 
diefer Beziehung etwas Anderes vernehmen follte, und würde ich dann gern mein 
Amendement danach modificiren. VBorläufig aber halte ic mein Amendement 
noch aufrecht. Sobald die Aenderung vorgenommen ift, die ich damit beantvage, 
bin ich mit, dem Antrage des Correferenten vollftändig einverftanden und ſtimme 
im jedem einzelnen Theile für venfelben, derm id) kann mich auch nach den heute 
gehörten Reden nicht für Zwangseinführung der Unterftügungscaffen erwärmen. 

Wenn der Herr Referent fragt: „Sobald man zugiebt, daß e8 bei den 
freien Caffen möglich fei, einen möglichft hohen Beitrag aufzubringen, warum 
fol e8 dann bei den Zwangscafjen nicht auch möglich fein?” — jo antworte id) 
ihm, Daß die freien Caſſen ſchon eine Art Elitetruppe unter den Arbeitern res 
präfentiren, und von diefen ift zu erwarten, daß fie dann aud) Das Nöthige haben 
werden, falls fie in die Penfionscaffe viel zu zahlen haben. 

Bern aber der Herr Referent jagt: „Wer will bei dieſen Unterftügungs- 
cafien nicht einen Unterſchied machen und einzelne Branchen ausſchließen?!“ — 

Schriften IX. — Berhanblungen 1874. 8 
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ja, meine Herren, dann wird die Sache .erft recht ſchlimm; denn ſobald Sie erft 
Branden mit und ohne Verſicherungszwang machen, — nun ,. dann ift es ganz 
felbftverftändlich, daß das Arbeiterangebot in der einen oder anderen Branche ge: 
fährlich alterirt wird und daß wir und auf wirtbichaftliche Krifen vorzubereiten 
haben! Herr Schulze jagt: „Es ift ein allgemein anerkanntes Bedürfniß, daß 
wir zu einer allgemeinen Alteröverforgung gelangen; und wo cin allgemeines 
Bedürfnig vorhanden ift, muß es auch befriedigt werben. — Ja, meine 
Herren, ich babe das Bedürfniß anerkannt; aber daß die Bedürfniſſe befriedigt 
werden müſſen, babe ich bi8 dahin noch nicht gewußt. Es erinnert mich dies 
an einen Fall aus den Revolutiongjahren in Breslau. Da äußerte Eimer: 
„Meine Herren! Es iſt das dringende Bedürfniß, gerade in der gegenwärtigen 
Bewegungszeit, daß die fociale Frage gelöft werde; und wir müſſen fie löfen, 
meine Herren, wenn wir auch die ganze Nacht darüber arbeiten follten!” — 


Ludwig Wolf (Großenhain) (für: Ih kann auf mein Gutachten 
verweilen, aus welchem meine Anficht genau zu erſehen ift, und will mich jett 
nur gegen den Herrn Vorredner wenden, welcher willen möchte, wie die Herren 
ded Zwanges aus dem Dilemma, in das fie hineingefoinmen wären, wieber 
berauslommen können? Die Sache liegt jo, daß wir uns heute nur klar 
machen wollen, ob wir in gewiſſen Grenzen einem Zwange Huldigen und und 
für Zwang erflären, aber das Uebrige der Deteagebung überlaffen wollen. 

Ich muß geftehen, daß mir die freiwillige Caſſe unendlich höher ftebt, als 
die Zwangscaſſe; aber ich meine, daß wir Die Zwangscaſſe nicht entbehren 
können und ich will die Zwangscaſſe nur benugen, um durch ſte einen gelinden 
Drud auf die Arbeiter auszuüben, damit fie ſich enticheiden, ob fie fich frei- 
willig oder durd Zwang einer Caſſe anjchließen wollen. Für den Zwang babe 
ich zwei Gründe: einmal einen practiichen und das andere Mal einen gefeglichen 
- Crund. Wären unjere deutichen Arbeiter ſammt und fonderd Anhänger der 
Gewerkvereine, bei denen der Grundfag gilt: Hilf dir felbft; Dann würde ich 
auch jagen: Weg mit einem Zwang! Aber es iſt bereitS geftern darauf hin⸗ 
gewiejen worden, daß gerade die überwiegende Zahl der Arbeiter von den 
Negen der Socialdemofratie umgarnt iſt; die Socialdemofratie ſpricht e8 geradezu 
aus: Ihr follt nicht Iparen! ihr dürft nicht Iparen! und von dieſem Gefichts: 
punkt aus muß ic ein Uebergangsftadium wünjchen, nach weldem wir endlich 
den Zwang bei Seite werfen können. 

Es war mir unbegreiflih, wie der Herr Correferent zu dem Schluß 
fommen fonnte: bie Heranziehung der Arbeiter nur eine Umlegung der Armen: 
laft nennen zu können. Meine Herren! Wer ift denn der Staat? Iſt denn das 
ein Ding, Das jo neben uns herläuft, oder find wir nicht das Alle faınmt und 
jonderd mit?! Wenn dem Einzelnen der Staat helfen muß, dann betradyte 
ich es als ein ganz jelbfiverftändliches Correlat, daß der Staat ihm fagen kann: 
Du bift in der Tage, daß wir Alle eimmal für dich eintreten müſſen, jetzt forge 
auch ’mal für dich! — 


Das Fernere iſt das moraliſche Moment. Ich betone, Daß gerade der Ar— 


beiter um das, was er hier bekommt, nicht zu bitten, ſondern es als ein wohl 
erworbenes Recht zu beanſpruchen bat und fordern kann. Als eine Ausnahme⸗ 
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— — ae — anſehen, als ein Zwang jr — 
Andern e mn age befinden, Die Ausnahmegel | 
wicht nötbig zu haben. Ausnahmen Ma nicht zu vermeiden. a 


Der Borfigende theilt das Refultat der Ausſchußergänzungswahl mit. 
63 find nen gewählt worden die Herren: 
Dr. Held, Bocmeifter, Dr. Engel, Dr. von Sybel, Schmoller, 
Dr. Hirſch, Seibel, Dr. Wagner, Tiedemann, Roſcher (Leipzig), 
v. Sombart, Yanfon, 


mt 48 anfangend bi8 25 Stimmen. Ferner erhielten: 


v. Dergen, Schulze, Loewe, Holtzendorff, Biger, 
von 24 bis berab auf 15 Stimmen. 
Es wiirde alfo der Ausſchuß beftehen aus den im vorigen Jahre gewählt 
Mitgliedern: 


Borchardt, Brentano, Duncker, Eckardt, Gneiſt, v. d. Goltz, Hilde⸗ 
brandt, Knapp, Knies, Naſſe, Neumann, v. Roggenbach 


und den Obengenannten, und der fo conſtituirte Ausſchuß würde num in einer 
Sitzung, die wir heute Abend abzuhalten beabjichtigen, von feinem Cooptations⸗ 
tshte Gebrauch zu machen Gelegenheit haben. 


In Fortiegung der Debatte erhält das Wort 


Dr. Mar Hirſch (gegem): Ih muß noch eimmal in einer Trage, Die 
mich aufs Höchſte interefjirt, um Ihre freundliche Nachficht mit meiner ſchwachen 
Stimme bitten. Ich kann mich im Allgemeinen beziehen ſowohl auf das von 
mtr vorgelegte gebrudte Gutachten, als befonder8 auch auf die vortreffliche Rebe 
meines Freundes Dunder, und babe nur auf einzelne Punkte einzugeben. 
Jh wende mich zunächft gegen das Amendement, welches verlangt, daß ſolche 
Mitglieder von zugehörigen Hülfscafjen, Die aus dem Gewerkvereine ausgeſchloſſen 
werben, — — der Hülfscaſſen bleiben; dazu möchte ich einige Er⸗ 

en geben. 

Es iſt ſelbſt von Herrn Dr. Eras zugeſtanden, daß die Gewerkvereine 
durch Gründung dieſer nationalen Caſſen ſich ein bedeutendes Verdienſt erworben 
haben. Meine Herren! Nachdem alſo die Gewerfoereine mit jahrelangen Mühen 
md Opfern jolde Hülfscafien — ohne Gründungskoſten! — errichtet haben, 
ſo ſoll e8 geftattet fein, daß Perſonen ſcheinbar dem Gemwerfvereine beitreten, ihr 
kleines Eimtrittögeld zahlen, um nur in. die gut fundirten und gut werwalteten 
Caſſen einzutreten und dann nach einigen Wochen erklären: Nun find wir n 
den Gewerkvereinscaſſen drin, aber Gewerkpereinsmitgliever bleiben wir nicht! — 
Mene Herren! Wenn Sie die gemäßigten Gewerkvereine todt machen wollen, 
dann nehmen Sie jo etwas an; dem viele Arbeiter haben ja fein weitereö 
Intereſſe, als einer gut fundirten,, gefunden Caſſe beizutreten und ſich durch bie 
Caſſe beſſer zu ſtellen; das unſittliche Einſchmuggeln follte nicht durch das Geſetz 
fanctionirt und befördert werden! Es ſpricht aber auch ferner gegen ben 
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Eras'ſchen Vorſchlag, daß derfelbe Eaffenmitgliever ſchafft, Die keine Stimme bei 
der Berwaltung haben. Ich betrachte dies als eine Abnormität und Unwürdig⸗ 
keit und kann nicht beiftimmen, daß folder Zuſtand zur geſetzlichen Inſtitution 
erhoben wird. I 

Wenn Herr Dr. Eras meint, es könnte die Zeit kommen, wo die 
Socialdemokraten fich eindrängn — nun, möglich ift Alles! Aber ich möchte 
eine Garantie für das Gegentbeil übernehmen —: ich babe in den ſechs Jahren, 
daß unſere Gewerkvereine beftehen, nur wahrgenommen, daß die Mitglieder immer 
fefter in den gemäßigten Grundſätzen geworden find. In Breslau freilich Hat 
man von jener Seite, durch Abweiſung der Arbeiter auch bei ven gerechteften 
Anſprüchen, die emerkvereinler geradezu gezwungen, ſich mit Den ander 
Arbeitern irgend welcher Partei bei den Wahlen zu verbinden, pas ift aber eine 
ganz vereinzelte Ausnahme. Aber die Gefahr wird künftig noch weit geringer ; 
denn bei einem Verein, der geletliche Normativ-Beftimmungen erfüllen muß — 
und nur folde dürfen zugehörige Hülfscafien haben — ift fchwerlich zu ber 
fürchten, daß Mitglieder aus ungerechtfertigten Gründen auögeichlofien werben. 
Am wenigften Tann dies wegen Nichtbetbeiligung bei Strikes erfolgen, was 
doch immer als Schredgelpenft gebraudt wird; dem die Normativ-Be- 
ftimmungen verpflichten den anerfannten Gewerkverein, ſich einem Schiebs- 
und Einigungsamte anzufchließen und zu unterwerfen, jo daß ungerechtfertigte 
Strikes in ſolchen Vereinen nit mehr vorkommen fönnen. Auch habe ih in 
meinem Gutachten bereits erklärt, daß noch nie ein Mitglied wegen 
Nichtbetheiligung an einem Strife aus einer Hülfscaſſe 
unferer Gewerkvereine ausgeftoßen worden ift, die gegentheiligen 
Behauptungen aljo auf Unmwahrbeit beruhen. Ueberdies hätte jener Einwand 
nur einen Sinn, wenn irgend welche Arbeiter gezwungen würden: erſtens dem 
Gewerkoereine beizutreten, und zweitens als Mitglieder deſſelben ver zu- 
gehörigen Hülfscafle anzugehören. Aber das ift ein Irrthum. Beides beruht 
auf der vollften Freiwilligkeit, und ich denke, Sie überlafien es den 
‚ Arbeitern freunblichft, ſich zu überlegen, ob fie gut daran thun, den Gewerf: 
vereinen und ihren Hülfscaffen beizutreten oder nicht. 

Daß vie Gewerfvereine auch jetzt ſchon in jeder Weile trog der Schwiertg- 
keit des Anfanges bemüht find, ihre Hülfscafien ſowohl von den übrigen Sweden 
ftreng zu fondern, als auch ihre Caſſen in jo gründlicher Weiſe revidiren zu 
laſſen, wie e8 in Deutichland noch nirgend, auch nicht bei den vielgerühmten 
Knappſchaftscafſſen der Fall ıft, dafür habe ih eine Menge Beläge hier, die ich 
dem Büreau übergebe, falls fie Jemand einzufehen wünjcht. 

Ich komme zur Hauptiache — : Zwang oder Nichtzwang! — und da muß 
ih geftehen, daß mir bei der Debatte manchmal faft unbeimlih zu Muthe 
wurde und ich mich frug: bin ich denn in einer Verfammlung mit ſtark foctal: 
demokratifchen Tendenzen ? Denn das Hauptargument, das von dem Referenten 
in der Debatte angeführt wurde, war: das Bedürfniß fei vorhanden, folglid 
müfje der Staat ſeine Binger, und zwar eine beftimmte Claffe von Bürgern, 
zwingen, es zu befriedigen. Nun, meine Herren, wenn diefer Grundſatz 
zur Geltung gelangt, fo find wir mitten im ſocialdemokratiſchen Voltsſtaat. 
Denn wenn e8 Bevürfniß ıft, Etwas zurädzulegen für's Alter, dann iſt es 
gewiß ein noch größeres Bedürfniß, jedem Arbeiter während feiner activen Zeit 
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den menſchenwürdigen Unterhalt zu fichern, und weiter wollen ja die Soctal- 
demotraten auch nichts, als die Garantie der Eriſtenz, der lohnenden Arbeit. 
Iſt es Pflicht des Staates, für das Penfionsbedürfniß einzutreten, ımd zwar 
nicht Durch Förderung des freuvilligen Antriebes, ſondern durch mechaniſchen 
Zwang, durch das Gebot: „ihr müßt jo und foviel geben!“ dann, fage ich, 
iſt das Aebinfniß nad Nahrung, Kleidung und Wohnung entſchieden wichtiger! 
— und damm ftelle ich den Antrag, zunächſt einmal eine Erpropriation der 
Städte eintreten zu laffen, um menfchenmürbige Wohnungen berzuftellen; denn 
entjtebt nicht Krankheit und Invalidität fo oft gerade durch bie traurigen 
WBohnungsverhältnifie der Arbeiter? Weine Herren! Wir ft ausgeſprochener⸗ 
maßen auf dem Standpunkt des Privat-Eigenthums, ich ije daher nicht, 
wie es möglich iſt, in unſerer Mitte die ſtärkſten Eingriffe in das wohlerworbene 
Eigenthumsrecht zu vertreten. Denn was geſchieht durch den Penſionscaſſen⸗ 
Zwang? Sie ſagen dem Arbeiter: Du biſt ein unmündiges Weſen! Du 
biſt eigentlich gar kein denkender Menſch! Du weißt nicht, welche Beduürfniſſe 
zu befriedigen ſind, oder wenn Du es weißt, handelſt Du nicht danach! Die 
Staatsgeſellſchaft zerfällt in zwei Theile: im Diejenigen, die Geld haben und in 
Solche, die fein Geld haben und daher nicht willen, was ihnen frommt, und 
für die der Staat als verantwortliher Bormund einzutreten bat. Meine 
Herren, auf dieſem Wege wird der Arbeiter zu einem Menſchen zweiter Claſſe 
herabgewürdigt! Der Staat ſoll ihm aber nicht nur etwas Beſonderes vor: 
ſchreiben, ſondern fogar einen Theil feines Arbeitsverdienſtes in Belchlag 
nehmen. Das Eigenthum beruht zunächſt und vor Allem auf der Arbeit; daß, 
was durch die Arbeit errungen wird, iſt das meift berechtigte und beiltgfte 
Eigenthum. Jetzt aber jagen wir: der Arbeiter bat von dem geringen Ertrag 
feiner Arbeit jo und foviel zwangsweiſe abzugeben fir Bedirfniſſe, die er 
möglicherweife gar nicht hat, von denen wir nur annehmen, fie jind vorhanden. 
Ich wundere mid in der That, daß fo wenig Einwendungen gegen die abfolute 
Nothwendigkeit der Alters» und Benfionscafien gefommen find. Meine Herren! 
Sollen denn Arbeiter, die ihr Häuschen und ihr Stüd Ader, oder die brei= bis 
vrerhundert Thaler Spaareinlagen befigen, wie dies jetzt gar nichts Seltenes ift — 
die alfo für ihr Alter gefichert find — follen denn Alle mir nichts dir nichts, 
weil es den Herren jo paßt, noch ertra zwangsweiſe einen fehr hohen Beitrag 
zur Penfionscafie geben? Worm Liegt die Rechtfertigung, meine Herren, und 
woher ſollen diefe hohen Beiträge kommen? Ich verftehe auch das nicht, mie 
Mämer, die doch mitten im praftifchen Leben ftehen, fich fo leicht über dieſe 
Schwierigleilen binwegfegen und immer nur reden: wo dad Berürfnig vor⸗ 
handen, muß es befriedigt werden. Nun, meine Herren, ich fenne Wälle, wo 
der Arbeiter noch heut zu Tage bei vollem Gefchäftögange, bei 14: und mehr: 
ſtündiger Arbeit, 2%, Thaler die Woche nah Haufe bringt, wovon bei den 
jesigen Lebensmittelpreiien ver Dann, die Frau und 5, 6 Kinder erhalten 
werden follen; und in ſolchen Berbältnifien, in der traurigen Lage der Weber, 
der Nagelichmtede n. |. w., wo der Verdienft kaum ausreiht, um nothdürftig 
Kartoffeln anzuſchaffen, da wollen Sie jährlich noch 10 Thaler Steuer ver: 
langen, um Penfionscafjen Davon einzurichten? Sie verlangen das in der Zeit 
der Arbeit nicht nur, nein auch in der Zeit, wo Nichts verdient wird, eine Zeit, 
die Leider oft Monate und PVierteljahre lang dauert. «Der Vorſ. unterbricht 
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den Redner, da derjelbe bereits 10 Minuten geiprochen, mit der Frage an die 
Verſammlung, ob der Redner weiter fprecden fol. Auf allgemeines „Iamwohl” 
ſpricht Redner weiter.) 

83h ſagte alſo: Wie es möglich iſt, unter dieſen Umſtänden Ernſt zu 
machen mit der Durchführung der Zwangscaſſen, iſt mir unverſtändlich. Auch 
hier, wie bei dem Arbeitscontractbruch, * eine einzelne Inſtitution in höchſt 
mechanischer und reactionairer Weile aus dem wirtbichaftlihen und Cultur⸗ 
zufammenbange der Zeit herausgeriſſen werden. Das iſt aber nicht der richtige 
Weg, die fociale Frage zu löſen, da es ebenfo unwiſſenſchaftlich wie un⸗ 
praftifch if. Dadurch wird nur Benwirrung felbft in fonft Maren Köpfen er⸗ 
zeugt; und wenn won hervorragenden Männern, die ausprüdlich befennen, auf 
dem Boden der gegenwärtigen Verhältniffe zu fteben, fortwährend derartige 
Anträge geftellt und verfochten werben, dann ift e8 fein Wunder, wenn auch in 
den Köpfen der Arbeiter mehr und mehr die Forderung Pla greift, daß der 
Staat für ihre Eriftenz einzutreten verpflichtet ſei. Ich ſelbſt Habe einen Theil 
meined Lebens dem Streben nad wirkfamen Benfionscaffen geopfert; aber ich 
erfläre: fo bevormundend von Oben herunter und fo claffenmäßig, wie bie 
Herren es wollen, läßt fi) die Sache nicht machen. Würden Sie es verſuchen, 
Sie würden nur im Verſuche die Unmöglichkeit erkennen. 

Ste wollen überdie® auch den Arbeitgeber heranziehen, und denken 
dabei natürlich an den reihen Fabrikanten, der jährlih Zehntauſende von 
Thalern einnimmt, und nun mit vollen Ehren im Ausſchuß und Comite fit 
und die Wohltbaten dieſer Zwangscaſſe vertbeilt. Aber, meine Herren, Arbeit- 
geber find bei uns in Deutſchland ſehr Häufig ſchlimmer daran, ald die Arbeiter. 

Denten Sie an die vielen Hunderttaufende kleiner Handwerksmeiſter, die 
mit Arbeit und Sorge kaum foviel erwerben, um eine ehrbare Selbftändigfeit 
zu behaupten. Denen nun noch zuzumutben, hohe Beiträge zu geben zu einer 
Penſionscaſſe für Andere, die zum Theil beifer daftehen, als fie jelbft — das 
ift wahrhaftig kein Gefallen, den man dem Mittelftande erweift! Ich kann mit 
Sicherheit behaupten, daß, wenn em ſolches Gele angenommen wird, eine 
ganze Anzahl von Induftriezweigen in Deutfchland zu Grunde geht, und das 
würde doc wohl zu überlegen fein, ehe man ſolchen Beſchluß faßt. 

Ich vermag nicht Alles zu erlepigen, was id) mir vorgenommen, da meine 
Kräfte nicht ausreichen. Ich möchte nur zum Schluß nod als treue Mitglied 
Ihres Vereins eine recht dringende Bitte an Sie richten. ALS der Berein fiir 
Socialpolitik ind Leben trat, wurde er von dem Theile ber deutjchen Arbeiter 
mit Freuden b t, der nicht in Umſturz, fondern in frievlicher Entwidelung 
eine Beſſerung feiner Lage erwartet. Man fagte fih, daß es eine heilfame 
Richtung ift, Darauf hinzuwirken, daß der Staat fich nicht gleichgültig bei den 
jocialen Mißſtänden verbalte, daß er insbeſondere auch für das emancipatoriſche 
Beftreben der Arbeiter mit eintrete. Aber, meine Herren, wenn der Berein 
ſchon im zweiten Jahre ſeines Beſtehens nur zu Beichlüffen kommt, die unter 
dem Borgeben, dem Arbeiter zu helfen, ihn der freien Verfügung liber 
fein Eigentbum und feine Perſon berauben, dann fönnen Sie 
nicht erwarten, daß unter den Arbeiterfreifen das geringfte Bertrauen zu dem 
Bereine befteben bleibt! Weine Herren, jene perjönlide Freiheit wird Der 
Arbeiter niemald verfaufen gegen irgend welche Gnadenbezeigung oder Begün⸗ 
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fhgung! Er will ebenfo daftehen, wie jeder andere Staatsbürger, und darum 
warme ich Sie, Beichläffe zu faflen, die nur ausfprechen: der Arbeiter ift Fein 
freier Mann; — wir müſſen ihn zwingen und ihn am Gängelbande halten! 
(Sroßer Beifall.) 


Eın Antrag auf Schluß der Discuffion wird nad kurzer Gefchäfte- 


orbnungs=Debatte, in welcher von mehreren Mitgliedern die Tragweite der An- 
nahme dieſes Antrages hervorgehoben wird, abgelehnt. — Das Wort erhält 
m Fortfegung der Debatte 


Advofat Hammer (Chemnig): Meine hochgeehrten Herrer! Es ıft ganz 
gewiß eine ſchwere Aufgabe, einem fo ausgezeichneten Redner folgen zu ſollen. 
Indeſſen Eins ſcheint mir die Aufgabe zu erleichtern, nämlih, daß mein Bor- 
vedner nicht für freie Caflen im Gegenfat zu zwangsweiſen Caſſen geſprochen 
hat, jondern daß die Herftellung aud der freien Penfionscaffen gewiſſe 
&renzen ihrer Durchführung finden muß. Nun, meine Herren, traurig genug, 
daß es noch Gegenden giebt, die nicht mehr als 2!/, Thlr. Lohn wöchentlich 
abmwerfen; aber wie traurig ift es, wenn der Mann, der funfzig Jahre lang 
fi mit 21), Thlr. wöchentlich hat begnügen müſſen, nun nad) diefer Bit ſich 
mit Hungerbrovden begnügen fol! — Die Anführungen von Herm Knauer 
und Anderen übergehe ich hier, um nur drei Gründe in den Vordergrund zu 
heben, die ich für die wichtigften halte, und wodurch ich glaube, daß ein fehr 
großer Unterjchied gebildet wird zwilchen den freiwilligen Penfionscaffen und den 
Zwangscaſſen. Ich behaupte: mittelft freiwilliger Caſſen kommen Sie nie dahin, 
eine annähernde Gleihmäßigfet in der Berforgung des penfionsbebürftigen 
Mannes herbeizuführen! Ich behaupte zweitens: indem Sie die Löſung diejer 
Frage allein von freiwilligen Unterftüßungscafien erwarten, verhüten Sie nicht, 
daß eine große Mehrzahl der Arbeiter umverfichert bleibt. Und ich behaupte 
drittens: indem Ste die Löſung der Penſionsfrage fremoilligen Unterftügungs- 
caflen anheimgeben, verräden Ste ın einer Weiſe die Steuerlaft, vie höchſt 

ift! (Vereinzelter Widerſpruch.) Das ift ganz gewiß! Meine Herren, 
ich bin Vorſtand der Unfall:Verfiherungd-Genofienihaft in Chemnig, und wir 
behaupten von und, daß wir Diejenigen find, die in der Entſchädigung am 
weiteften geben; aber wir geben auch zu, daß wir am allermeiften nehmen, 
Es gibt indeß noch eine Anzahl anderer Unfallverfiherungs - Anftalten und 
ebenjo wird es eine ganze Menge PBenfionscaffen geben auf dem Grunde ber 
Kormativ = Beftimmungen. Aber Berficherung ift nicht immer Verſicherung und 
Penfionscaffe nicht immer Penfionscaffe! Es kommt wirklich darauf an, mas 
man für eine Berfiherung befommt; und da muß ich jagen: nur der Staat 
kann zwangsweiſe durchführen, daß Jemand mwenigftens annähernd genug befommt 
ım Vergleich zu feinem früheren Erwerb und daß man es nicht eine Penfion 
nennen kann, wenn dieſe Höhe nicht erreicht wird. Aber wie können Sie denn 
das bei einer freiwilligen Benfionscafle haben? Die Gefährlichkeit in einzelnen 
Gewerben ift doch außerordentlich verjchieden, und ich verwahre mich gleich da⸗ 
gegen, daß Sie eima von mir denen, ich wolle dem Staate zumutben, daß 
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Alles ohne Unterfchied und ohne Tarife zu einer Penfionscafje beitrage. Ich 
fordere, Daß ein derartiger Tarif aud bei den Zwangscaſſen zunächſt Ban 
Aber indem Sie nur eine fremillige Cafe eintreten laffen wollen, 
eine Menge von Gewerben, wo der Arbeiter die Rificoprämie nicht a 
fann. Und da kommen Sie dazu, daß den Arbeitern in dem einen Gewerbe 
‚ nur etwa eine Penfion von 25 Thlen. jährlich gezahlt werden kann, alfo ein ganz 
umzureichendes Summchen. Es ift doch fiher: armenmäßig diirfen die Penfions- 
caffen nicht fein; denn wenn wir Etwas darımter verftehen wollen, muß es Doc 
der Penfionirung der Beamten analog fen. Bei freimilligen Caſſen können Eie 
nicht erreichen, Daß Die Penfionen nur annähernd gleich vertbeilt werden. Na- 
türlich aber müſſen Sie bei freiwilligen Penfionscafien Fälle haben, wo Je 
mand einmal nicht vwerfichert ift; denn wenn Jemand einmal aus der Caſſe aus- 
getreten ift, mo foll er dann Etwas herbefommen ? dam fällt er eben ber 
Commune in bie Hände. Es ift aber für die Dauer nicht menſchenwürdig, 
daß eine gewiljermaßen ausgebrauchte Dienfchenfraft am Schlufle ihres Lebens 
abgefütiert wird als öffentlicher Bettler, und bier — religiöſe und politiſche 
Rückſichten keine Anwendung. Ich ſage mit Goet 
Ob er —*2* * er böſe 
Jammern muß der Unglüdsmann. 

| Mein verehrter Landesgenoffe wird mir beftätigen, Daß es ein fehr un: 
angenehme Aufjehen unter den Arbeitern bei uns erregen würde, wenn Herr 
Dunder ihnen gefagt Hätte, daß unter den engliichen Arbeitern durch Die 
Gewerkſchaftsbeiträge Armenfteuern eripart würden. Nein, diefe Steuern follen 
aufgebracht werden von “Denen, die die Arbeitskraft benutt haben, und ich kann 
daber auch mit der .. Int Herrn Kalle nicht im Allgememen ftimmen, 
\ondern nur für den erften S 

„Die gejetzliche Degelung des Penſionscaſſenweſens ift nach Yage ber 

„Verhältniſſe für Dringend erforderlich zu erachten.” 

Ih glaube, e8 würde Unrecht fein, wenn den Arbeitern zugemutbet würde, 
von ihrem Lohnſatze beizuſteuern. Nun gut, würde man zwar fagen, wenn 
der Arbeiter bier den Steuerfaß giebt, jo muß ihm der Arbeitgeber mehr Lohn 
geben. Aber da muß man doch geiehen haben, wie bei der Frage um bie 
Lohnhöhe der Arbeitgeber doch weit widerſtandsfähiger ift, als der, Arbeitnehmer, 
um behaupten zu Eönnen, daß dies nicht ohne Weitere8 angeht? und darum 
— ich nicht Unrecht, wenn ich ſage: dieſe Prämie muß der Arbeitgeber allein 

bezahlen! Er kann es ganz unbedenklich. wenn Sie Recht haben, zu ſagen: 
„Wenn die Arbeitgeber höheren Lohn geben, dann kann e8 der Arbeiter thun“ ; 
dann [age ih: „der Urbeiter fann einen niedrigeren Lohn tragen, wenn ber 
Arbeitgeber die Prämie bezahlt. Es muß eine andere Penfion gefchaffen werden 
für abgenutzte Menſchenkraft als die öffentliche Armenunterftügung !” 


(Der Vorfigende unterbricht den Redner, da 10 Minuten bereits ver: 
flofjen find, mit der Frage an bie Berfammlung, ob fie denſelben weiter zu 
hören wünſche. Die Berfammlung verneint dies.) 


Nachdem ein neuer Antrag auf Schluß der Debatte abgelehnt worden, 
erhält das Wort der 
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Seh. Ober-Reg.-Rath Dr. Engel: Meine Herren! Obgleich die 
Disenjfion ſcheinbar ſchon alle Geſichtspunkte der Trage berührt bat, jo nehme 
ich doch noch auf einige Minuten Ihre Geduld in Anfpruch, um zu zeigen, wie 
noch eimige andere Tragen mit der vorliegenden im engiten Zuſammenhange 
Reben und legtere jelbft in einem neuen Lichte erjcheinen laſſen. 

Im Allgemeinen ſtehe ih auf dem Standpunkte des Herrn Dr. Mar 
Hirſch und des Gorreferenten. Ich bin deswegen aber gegen den allgemeinen 

gszwang, weil diefer jest Schon unmöglich auf alle Arbeiter aus: 
zudehnen if. Man verbindet mit dem Worte „Arbeiter“ felten einen beflimm- 
ten Begriff. Kann denn die Zwangsverſicherung auf alle Arbeiter erftredt 
werden? Wie joll fie denn dem Tagearbeiter, dem Geſinde und den Dienftboten 
gegenüler ins Werk gefegt werden? Sie können den Verſicherungszwang auf dieje 
zur Zeit in Iofefter Verbindung untereinander ftehenden Volksclaſſen unmöglich 
ausdehnen, und andererfeit8 können Sie, wenn Ste die Zwangsverſicherung der 
Arbeiter als eine Wohlthat anjehen, doch auch dieſer zahlreichen Claſſe von 
Arbeitern die Wohlthat der Berfiherung nicht vorenthalten. Das iſt indeß nur 
eine rein formelle Schwierigkeit; die materielle ift noch weit größer. 

Die Berfiherung joll erſtreckt werden auf die Kranfheitögefahr und auf 
die Gefahr der Unfalls- und Alters-Imvalibität; ſie joll den Wittmen und 
Waiſen verfiorbener Verficherungs - Cafjen- Mitglieder auch Penfionen gewähren ; 
wenigftend möchte fie auf alle dieſe Gefahren erftredt werden. In den Theſen 
iſt Das nicht genug beroorgehoben, die Zwecke der Verſicherung find nicht klar 

ochen. Ich könnte aber nicht dieſe Theſen unterfchreiben, wenn fie 
vorausſetzten, daß die Kranfenverficherung ein Zweig der Alterd- und Wittwen⸗ und 
Waifenpenfionscafien fein folle. Die Krankfheitsverficherung, oder die Verficherung 
eines beftimmten Krantengelves in Erkrankungsfällen erfordert eine ganz andere 
Drganifation als die Berfiherung einer Invalidität: und Wittwen- und Waiſen⸗ 
Penfion. Die Krankheitserfcheinungen bewähren ihre Regelmäßigkeit ſchon tm 
Yleinen Kreife von Berfiherten, und das Krankſein felbft (die Gefahr, gegen 
welche verfichert wird) ıft ein Ding, welches man leicht fimulicen kann. Hier 
ıft Die Decentraltfation der Cafien an ihrer Stelle. Krankencaſſen können daher 
in jeder einzelnen Fabrik eingerichtet werden; dazu braucht man feinen großen 
Berfiherumgsverband. — Erft wenn ich die Krankenverſicherung von den übrigen 
Berfiherungszweden ausichließe, könnte ich den Thefen des Correferenten zu- 
ſtimmen. 

Nun iſt leider aber in dem Gutachten des Herrn Dr. Zillmer (des 
mathematiſchen Experten der Herren Hirſch und Dunder) ausgeſprochen, daß 
Wittwen- und Waifenpenfionen nit in dem Zweck ihrer Caſſen einbegriffen 
fern follen. Wenn dies wirklich der Fall iſt, wenn fonad die Berficherung nur 
auf Alters- Invalidität gerichtet ift: ja, meine Herren, dann ſtehen dieſe 
Caſſen eigentlih in ver Luft. Bon vergleichen Caſſen wollen gerade die ver- 
ftändigften und fürſorglichſten Arbeiter am wenigften wifjen. Ich Habe mehr: 
fachen Berlammlungen folder Arbeiter beigemohnt, in welchen ihnen (den Ar: 
beitern) Dringend empfohlen wurde, eine Invalidencaſſe unter fi) zu gründen 
oder beftehenden beizutreten. Faſt immer wurde aber von ben Arbeitern und, 
meiner Anfiht nah, mit Recht dagegen eingewendet: Sa, wer bürgt denn 
dafür, daß wir überhaupt das 65. Lebensjahr erreichen (von welcher Zeit an 


122 Invaliden⸗ und Alterscafien. 


die Penfion erft fällig wird) und daß wir dann noch einen Genuß Haben von 
den Rechten, die wir jest mit den Einſchränkungen unferer jelbft und unferer 
Familien erfaufen. Auf folde Fragen muß man ſtets die Antwort ſchuldig 
bleiben. Gerade der firjorgliche Arbeiter denkt zunächſt an das Schichſal der 
Seinigen, im Falle er plöglich fterben follte, und zulegt an das feinige. Caſſen, die 
dieſes Familiengefühl nicht pflegen, fondern unterbrüden, find bei den Arbeitern 
— und ich kann das nicht tadeln — nirgends beliebt; dergleichen Cafjen find 
nur da vorhanden und blühen nur da, wo fie kraft eines beftimmten Zwanges 
beftehen. Ich bin weit davon entfernt, die Zwangscaſſen anzugreifen, fondern 
ih will nur conftatiren, daß der Zwang allein es geweſen ıft, der fie geichaifen 
bat und erhält! Die Knappihaftscafien, in welchen jest über 200,000 Knappen 
verfidert find, würden in die Kategorie der aus genanntem Grunde unbeliebten 
Caſſen fallen, wenn fie nicht die Wittwen- und Waifenverforgung wit unter 
ihre Zwede aufgenommen hätten. Trotzdem dies der Fall ift, bin ich gleichwohl 
feft überzeugt, daß auch fie ohne Zwang nicht in der Großartigkeit beftünden, in 
welcher fie z. B. in Preußen eriftiren. Dieſer Ausſpruch berubt auf folgen- 
dem Grunde. | 

Meine Herren! Die Invaliden-Penſionsverſicherung ift eine Rentenver: 
fiherung. Kann nun Niemand behaupten, daß die Verfiherung ber einzige, 
unter allen Umftänden befte und empfehlenswertbefte Weg jei, für feine und ber 
Seinigen Zukunft zu forgen, fo iſt e8 noch weit ſchwieriger, Died von ber 
Rentenverfiherung zu behaupten, im Gegenfat zur Sapitalverfiherung. Sehen 
Sie doch einmal die Statiftil der Lebend- und Renten-Verficherungsgejellichaften 
genauer an. Ste werben finden, daß die bei Weitem Hauptlächlichfte Verfiche- 
rungsform auf den Todesfall, weniger die auf den Lebensfall, am allerwenigften 
aber die Rentenverfiherung if. Der forgfame Familienvater jagt fi immer: 
für meinen Theil werde ich wohl mit meiner Hände oder meines Geifted Arbeit 
durch's Leben kommen; wer forgt aber für meine Frau und meine Kinder nad, 
meinem Zode? Wenn Ste nun aus der Statiftit entnehmen, m. 9., daß 
gebildete Perfonen (als ſolche kann man ja wohl die Verjicherten in Yebens- und 
Renten = Berfiherungsgejellichaften anjehen ) die Capitalverfiherung wählen und 
nicht die Rentenverfiberımg, wie wollen Ste e8 denn dem Arbeiter zumutben 
oder ihn gar zivingen, daß er zur Nentenverfiherung in ihrer allerungünftigften 
Form greife? Allerdings iſt die Capitalverfiherung theurer, das kann ich nicht 
leugnen; fie ift aber deſſenungeachtet auch dem Arbeiter erreihbar. In dieſem 
Augenblick fehlt mir freilich die Zeit, dies nachzuweiſen. Bon meinem Stand- 
punfte aus muß ich die geehrte Berfammlung um fo mehr bitten, die 1. Theſe 
des Herrn Eorreferenten, welche die Capitalverfiherung als unempfehlenswerth 
Binftellt, zu verwerfen, oder aber den Herrn Eorreferenten erſuchen, daß er fie 
zurüdziebe, ‚al der Vorzug der Capitalverfiherung vor der Rentenverſicherung 
feine Frage mehr if. Bei aller Achtung vor der Sachkunde des Herrn Dr. Zill- 
mer ftelle ih ihm doch eine andere Autorität gegenüber, Die des Herrn U. De 
Courcy, eines Franzofen, der die Nenten- oder Benfionsverfiherung verwirft, 
und zwar aus Gründen, die ich an einer andern Stelle näher zu entwideln mir 
erlauben werde. 

Ich komme jegt zu den Thefen der Eaflenverwaltung. Meine Herren! Die 
Prämien der Krankheits⸗, Unfalls: und Altersinvalivität, ſowie der Wittwen- und 
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Barfen-Penfionsverfierung bilden, wie ich das wiederholt in memen Schriften 
über den Preis der Arbeit im Allgemeinen umd über den Preis der Arbeit ver 
Efenbahnbeamten im Beſonderen nachgewiefen habe, einen Theil der Selbftfoften 
der Arbeit; diefer Nachweis bat bis jest noch feine Widerlegung gefunden. 
der Lohn nicht fo hoch, daß dieſe Prämien daraus beftritten werben können, 
jo fommt eben der Arbeiter micht auf die Selbftfoften feiner Arbeit. Wenn 
dagegen der Arbeiter den entſprechenden Lohn erhält, fo mag er diefe Prämien 
auch felbſt zahlen und jelbft für feine und der Seinigen Zukunft forgen, 
gerade wie er ja auch für die Erfüllung der anderen Bedingungen forgen muß, 
unter welchen ihm die Leiſtung feiner Arbeit nur möglich ift. 
der Arbeitgeber einmifchen foll, ift nicht einzufehen; ja die Einmiſchung deſſelben 
in die Beihaffimg von Nahrung, Aleivung u. |. w., die in das häßlichſte 
Trudfoftem ausgeartet ift, iſt ſogar geſetzlich verboten. Ich werde fogleih darauf 
kommen, daß ich den Arbeitgeber keineswegs freilafien will, aber e8 ift nur con= 
iequent, daß die Verſicherungscaſſen für die in Rede ſtehenden Zwecke von den 
Arbeitern ſelbſt gefpeift und darum and ſelbſt verwaltet werden. Belehren Sie 
m De Arbeiter über den Nuten folder Caſſen für fih umd ihre Familien; fie 
werden fie dann ſchon gründen und auch gut und forgfältig verwalten. Die 
Schhfiverwaltung, das ift das Wichtigfte, meine Herren, um zu emem ge 
deihlichen Unterftigungscafienweien zu gelangen. Wer hieran zweifeln follte, 
den verweiſe ich auf Die fchon vor 30 und mehr Jahren in manden Berg: 
wreren laut gewordenen Klagen über Knappſchaftscaſſen. Die Unzufrievenheiten 
drehten fi) alle um den den Knappen zugeftandenen ungenügenden Antheil an ver 
g und an dem polizeilichen Beigeſchmack derſelben, verurfacht ſeitens 
der Arbeitgeber! Die bisherige Bermengung der Beiträge der Arbeitgeber und 
das ihnen dadurch erwachſende Recht, Yie Eafien zu leiten und zu vegieren, find 
etwas Unnatürlihes! Der Arbeitnehmer, als Eafjenmitglied, erfauft die Ver⸗ 
fherung gegen Nahrungsforgen für fih und die Seinen im Falle feiner Erwerbs: 
fähigkeit durch einen Beitrag, eine Prämie, die zu feinen Gunften aufgeipart 
wird und ihm, reſp. den Seinen, nad Maßgabe gewiſſer Wahricheinlichkeitsfäge, 
ın früherer oder fpäterer Zeit, in beſtimmten, jedoch im Voraus contrabirten 
wieder zu Gute fommt. Wie kann man ein ſolches Contractverhältnig 
von Leiſtung und Gegenleiftung mit polizeilichen Vorſchriften des Wohlverhaltens 
des einen Sontrabenten belaften? Die Penfionscaffe bat gar nicht3 danach zu 
fragen, ob ein gutes ober böfe® Verhältniß zwifchen Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer ftattfindet; fie ſoll ein Verſicherungsinſtitut, aber fein Polizei: Inftitut fein. 
Letzteres wird fie aber feld dann, wenn ber Arbeitgeber die Hand am Beutel 
der Gaffe hat und fle beherrſcht! (Der Vorſ. unterbricht den Redner, da 10 Mi: 
nuien bereit verſtrichen. Auf Wunſch der Verſammlung fpricht Redner weiter.) 
Ich bin weit davon entfernt, zu meinen, daß nicht viele Arbeitgeber 
lediglich philanthropiſche Mbfichten bei ihrer Beitragsleiftung zu den Unter: 
Rätungscafien für die Arbeiter ihrer Etabliffements verfolgen; allein biefen Ab— 
ſichten können fie auf eine andere, obendrein zweckmäßigere und ihnen (ben 
Arbeitgebern) ſogar nüglichere Weife Ausorud geben. Wenn die Arbeitgeber die 
Berpflihtung fühlen, für ihre Arbeiter zu forgen — und zwar noch darüber hinaus, 
daß fie ihnen die vollen Selbftkoften der Arbeit als Lohn geben, welche ihnen 
zutommen — fo können fie diefe Verpflichtung dadurch bethätigen, daß fie 
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lediglich aus ihren Mitteln die Arbeiter extra verfidern. In Deutſch⸗ 
land bietet ihnen Das Zweiginſtitut der Leipziger Unfall» Berficherungsbant die 
befte und woblfeilfte Gelegenheit; es giebt aber auch noch andere Mittel und 
Wege. Ein Beiſpiel, welches vier der größten VBerficherungsgefellfchaften in Frank: 
reich gegeben haben, verdient vor Alleın hier Erwähnung. 

Diefe unter fi in Kartell ftehenven Gefellichaften gewähren ihren Beamten 
und Ungeftellten aller Art (mit Ausnahme der Divectoren) jährlih 5 Procent 
des Reingewinns dergeftalt, daß der jetem Einzelnen nah Maßgabe feines Ge: 
haltes zulommende Antheil auf einem für ihn angelegten Conto gutgefchrieben 
wird, ohne daß der Betreffende aber ander, als unter Erfüllung gewiſſer Be: 
dingungen darüber verfügen kann. Dieſe Bedingungen find ſehr einfah. Ter 
Beamte, der einer oder mehren dieſer Gefellichaften zwanzig Jahre hintereinander 
gedient hat, ift Herr des ganzen für ihn angefammelten Vermögens. ‘Der Be: 
treffende fan das Vermögen aus der Cafe nehmen oder darin ftehen laſſen: 
er kann auch ferner der Gefellichaft dienen und ift vom 21. Dienftjahre ab überhaupt 
zu jeder Zeit berechtigt, über fein Capital zu disponiren. Wer frank und hin⸗ 
fällig wird und darum feine Entlafjung nehmen muß, iſt ebenfalls fofort Herr 
des auf feinem Conto befindlichen Guthabens. Wer aus Anlaß eined mit noth: 
wendigen Ausgaben verfnüpften Familienereigniſſes bejondere Mittel nöthig hat, 
fann über einen Theil feined Guthabens verfügen. Diefe Einrichtung befteht 
ſchon ſeit 1850. Dank ihr find einzelne Beamte bereits zu Beträgen von 5, 6, 
8, 10 und mehr Taufend Franken gelangt. Das Guthaben eines erften Buch⸗ 
halters, der 25 Jahre tim Dienft der Gefellichaft fand, war fogar bis auf 
65,000 Franes angewachſen, und ein Caflengehülfe hatte in der nämlichen 
zeit fein Guthaben auf 25,000 Francs gebradt. Das ıft eine Einrichtung, 


welche nachgeahmt werben follte und welche mit der Betheiligung der Arbeiter 


am Reingewinn die Bejeitigung der Contractbrücde verbindet. Weil diefe Ein: 
richtung ſich auch nad, legterer Richtung bin trefflich bewährt hat, darım habe 
ih . 3. meinem Freunde W. Borchert, dem ehemaligen alleinigen Befiger der 
Actiengeſellſchaft „Neue Berliner Meifingwerte” vorgefchlagen, fie einzuführen, 
und fie ift dort, nur in etwas anderer Weife, ſchon feit Jahr und Tag ein- 
geführt. ever Beamte und Arbeiter mit weniger al8 1000 Thaler Jahres⸗ 
einnahme erhält nach einer beftunmten Dienftzeit eine lediglich von dem Arbeitgeber 
beftrittene Invaliditätspenſion bi8 zu 300 Thaler p. a Die Wittwe eines 
verftorbenen Beamten oder Arbeiter8 genannter Kategorie erhält 100 Thaler p. a. 
und eine vaterlofe Waiſe bis zum 14. Jahre 24 Thaler, eine vater= und 
mutterlofe Waife 48 Thaler p. a. Auch zu diefen Penfionen trägt der Arbeiter 
nichts bei. Trotzdem befinden fi drei Arbeiter mit im &uratorium der Stif: 
tung des Herrn Bordert, aus deren Erträgniffen jene Penfionen -beftritten 
werden. Das von demielben für vielen Zweck geftiftete Capital beläuft 
ſich auf 50,000 Thaler. Ich bin ebenfalls Mitglied des Curatoriums diefer 
Stiftung, welche gleidyeitig dem Arbeiter Gelegenheit giebt, ein nennenswerthes 
Capital anzuſammeln 

Bisher waren noch jehr wenig Todesfälle in der Fabrik vorgefommen, und 
die Arbeiter hatten feine rechte Meinung von der Stiftung, weil ihnen ihre 
jegensreichen Wirkungen noch nicht augenfcheinlich georden waren. Da ereigneten 
jih kurz hintereinander drei Sterbefälle, in melden Wittwen und Waiſen binter= 
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Faflen wurden. Die Beſtimmungen des Stiftungsftatuts traten in Wirkfanteit. 
Ihr Anfeben hob fi plöglih; mir jedoch nicht unerwartet. Wer es felbft ein 
oder mehre Male durchgemacht hat, für eine arme Wittwe 20—30 Thaler nur 
al8 einmalige Gabe aus öffentlichen Mitteln zu erbitten, der hat nicht Worte 
Des Dankes genug für eine Inftitution, die jo prompt und doch fo geräuſchlos 
eintritt und nicht blos vorübergehende, ſondern dauernde Hülfe ſpendet, nicht 
als Wohlthat, fondern als Anerkennung für treue Dienfte des Arbeitnehmers 
ſeitens des Arbeitgebers. Die Frauen der Männer jener Fabrik find es, welche 
fich jeßt gegen etwaigen Gontractbruch ihrer Männer erheben würden; letztere 
werben von erfieren gezwungen, in einer Fabrik zu bleiben, wo Allen fo 
reichliche Beneficten zufließen. Auf Grund diefer Erfahrungen aus dem Leben 
tann ich den Wrbeitgebern nur empfehlen, daß fie ihren Arbeitern über den 
vollen Lohn hinaus aus eigenen Mitteln eine Exrtraverficherung zu Theil werben 
loffen möchten. Und weil fie diefe Exrtraverfiherung aus eigenen Mitteln be- 
fireiten, fo find fie mm felbitverftändlich auc Herren der Bedingungen, unter 
welchen fie viefelbe gewähren wollen. Indeß aud Hierbei mögen fie nicht ver- 
gefien. daß die größte Humanität ſchließlich doch den beften Effect Bat. 

Sie werden ungmeifelhaft auß dem, mas meine Borredner und ich Ihnen 
vorgetragen haben, erjehen, meine Herren, daß, wie Diele auch über ven 
Berjiherunge: und den Caſſenzwang (was keineswegs identiih ift) bier 
ſchon geiprodhen wurde, troßdem die ganze Angelegenheit noch nicht völlig 
fpruchreif iſt! Wir können die Thefen des Herrn Correferenten annehmen; 
aber wir follten noch einen Schritt meiter geben. Und hierbei bietet ſich 
gleichzeitig eine Gelegenheit dar, ein Werk der Verföhnung zu üben. Bor drei— 
viertel Jahren ward Seitens tes preußiſchen Handelsminiſters eine Enqu&te über 
das Penſionscaſſenweſen veranlaßt, die muthmaßlich gute Nefultate zu Tage 
gefördert hat. Einige Handelskammern haben ihre Gutachten zur Sache ver- 
öffentliht. Aber es find auch viele Private gefragt worden, über deren Auskunft 
bis jetzt noch nichts verlautete. Wir follten und heute bier zu dem Antrag an 
den preußifchen Handelöminifter vereinigen, daß er die Refultate diefer Enquete 
veröffentlichen laſſe. Ich bin der Meinung, daß nıtt den Antworten auf die ge- 
ftellten Fragen der Enquete-Commiffion etwas ganz Gutes zu machen wäre. Ferner 
Bin ih der Meinung, daß der Ausſchuß oder eine Commiffion ad hoc das 
betreffende Material bei Ausarbeitung eines wirklichen Gefegentwurfs über das 

blihe Hulfscafſenweſen ſehr gut verwenden könnte; und damit umjer Verein 

terbei nicht allein und einfeitig vorgehe, möchte ſich's empfehlen, ven „Volls⸗ 
wirthichaftlichen Congreß“ zu erfuchen, fi gleichfalls durch einen Ausſchuß oder 
ane Commiſſion an diefer Arbeit zu betbeiligen. Auf diefe Weife könnte dann 
ein etmbeitlicher, von den competenteften Perſonen ausgenrbeiteter Gefegentwurf 
dem Reichstage unterbreitet werden. ebenfalls müßte ich es beflagen, wenn 
von zwei verihiebenen Seiten zwei verjchievene Entwilrfe vorgelegt würden. 

Ich enthalte mich für's Nächfte noch eines fehriftlihen Antrages, weil der 
Ausſchuß, wenn Sie ihn dazu autorifiren, die nöthigen Schritte ſelbſt ergreifen 
tann, behalte mir jedoch eventuell vor, einen fchriftlihen Antrag einzubringen. 
In Betreff der Thejen aber empfehle ich, den erften Sag: „Die Capitalver: 
ficherung der Arbeiter ift der Rentenverfiherung nicht vorzuziehen‘, wegzulafien, 
die übrigen Theſen aber vorbehaltlich einiger mehr oder weniger wichtiger 
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Aenderungen, die ich bei der Specialbebatte geltend zu machen ſuchen werde, zu 
aceeptiren. 


Vorſ. Prof. Dr. Naſſe: Es iſt alfo der Antrag geftellt worden, uns 
an das Handelömintfterumm um Beröffentlihung der Enquöte, und an ben 
„Volkswirthſchaftlichen Congreß” zu wenden, um mit und gemeinfchaftlich eine 
Commiſſion einzufegen, welche einen Gejegentwurf mit uns gemeinſam entwerfe. 


Ein erneuter Schlußantrag wird gleichfalls abgelehnt. — Das Wort erhält 


Brof. Dr. 4. Wagner: Meine Herren. Im diefer vorgerüdten Stunde 
ift e8 gewiß fchwer, Ihre Aufmerkfamleit noch einen Augenblid auf den Gegen: 
ftand zu richten, Der uns beute ſchon den ganzen Tag beichäftigt hat. Ich 
möchte aber doch noch mit einigen Worten wenigftend die eigentliche Principien- 
frage berühren, nämlich, ob wir uns fir oder gegen Zwang erflären follen. 
Mir ſcheint nun die Sache weſentlich fo zu liegen, daß die überwiegenden 
Gründe fir Zwang ſprechen. Ich möchte nicht fagen, daß der Zwang beifer 
ift al8 die Freiheit; im Gegentheil, jeder VBernünftige wird wünſchen, daß, was 
wir erftreben, ohne Zwang gehe, denn wenn es jich jo won felbft macht, fo iſt 
es gewiß beſſer. Aber was wir von der gegenwärtigen Lage und den Menſchen 
wiſſen, fpricht dafür, daß wir mit der freiheit nicht vorwärts fommen. Darüber 
liegen Erfahrungen aus dem Gebiete des Verſicherungsweſens felbit vor. ALS 
vor bald 200 Jahren die Brandverficherung eingeführt wurde, war gar fein 
Intereffe und Verſtändniß dafür da. Der Staat bat Caſſen errichtet und zwangs- 
weile die Leute Prämien unter dem Namen von Brandſteuern zahlen laſſen; 
jpäter konnte er zum Theil den Zwang fallen laſſen; da verficherten die Leute, 
einmal mit der Einrichtung vertraut, von ſelbſt. Es war bier aljo der Zwang 
eine Art Erziehungsmittel. Wir ſehen Aehnliches auch auf anderen Gebteten. 
Auch beim Schulwefen muß ja der Zwang eintreten, bi8 Indolenz und übler 
Wille und Vorurtheil durch und durch überwunden if. Ich betrachte in allen 
jolchen Fällen alfo den Zwang als ein fehr gutes Erziehungsmittel, wie wir 
ihn denn in den verfchiedenften Tebensverhältniffen anwenden müſſen. Berftän: 
Digen wir und doch! Wir haben in unferen modernen Staaten vielfadh Zwang 
und vielfach Freiheit in folden Dingen. Weder für das Eine, noch für das 
Andere können wir und allgemein oder principiell erklären, jondern wir 
unterfuchen mit Recht von Fall zu Fall: was ift hier das Beſte? Im vor- 
liegenden Falle fcheinen mir gerade die Argumente meines Freundes Engel zu 
beweifen, daß wir ung für Zwang erflären müſſen. Man bat eingewanbt, wir 
hätten es bier mit einer neuen Art Claffengefeggebung zu thun, — wir degra- 
dirten die Arbeiter. Nun, meine Herren, bei einer ganz anderen Kategorie von 
Arbeitern, die doch bekanntlich die Elite der Arbeiter bilvet, bei den Staate- 
beamten, jeben wir noch heute, daß fie gezwungen werben, in eine Wittwen=- und 
Waifenpenfionscafie einzutreten; daß früher mannigfach zwangsweife Abzüge 
vom Gehalte für Alteröpenfionscaffen der Beamten ftattfanden, aber Niemand 
Bat darin einen Abbruch der focialen Stellung des Beamten gefunden. Wenn 
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wir dergleichen bei einer jo bedeutenden Claſſe jehen, Die doch erheblich über dein 
Durchſchnittsniveau der Arbeiter an Bildung fteht, warum follen wir bei den 
gewöhnlichen Arbeitern nicht ebenfo vorgehen dürfen?! Die angeführte Confequenz 
der notbwendigen Berallgemeimerung des Zwangs für Die ganze Bevölkerung 
würde ich gar nicht jo jehr ſcheuen. Sie bat fogar für den Reichen ihr Gutes: 
es kommt ja alle Tage vor, daß Leute, 3. B. aus dem Kaufmannsitande, ver- 
armen, wo der Nothpfennig einer Penſion zum größten Segen werden kann. 
Dieſe Confequenz würde an fich keineswegs To abfchredend fein. Erklären wir 
und aber für dad Zwangsprincip, jo haben wir noch eine ganze Reihe anderer 
Vortheile. Es iſt wiederholt, und auch vom Correferenten zugegeben, daß eine 
ftaatlicde Controle der freien Caſſen vorhanden fern müſſe. an bat ferner 
zugegeben: die mathematischen Principien des Caſſenweſens entziehen fi) noth- 
wendig der Beurtheilung der Bevölkerung. Bier wird alſo doch von Staats- 
wegen eme Bevormundung eintreten müflen, welche bei allgemeinem Zwange 
nur viel wirffamer ift. 

Ferner haben wir den Vortheil, daß wir alddann gerade die Caſſen für 
andere Zwecke mehr und mehr freigeben können. Es iſt u. A. gefagt worden: 
e8 ſei zu befürchten, daß die freien Penfionscaffen ihre Gelver für andere Zwecke 
verwenden könnten. Dieſe Gefahr verſchwindet, — und die Sade erleichtert 
fih dadurd in hohem Maße, wenn wir für die Penfiond- und einige andere 
Cafien den Zwang feftiegten, dann können die Arbeiter für Bildungs- und 
andere Zwecke ihre freien Caſſen gründen. Es ift meiter eingemandt worben, 
pe Mittel, die man auf diefem Wege des Zwanges einzufammeln im Stande 
wire, könnten höchſtens Minimalfäge der Penfion gewähren. Zugoſtanden; 
aber auch diefen Einwand halte ih für nicht durchſchlagend. Es ift dies der— 
felbe Fall, wie bei den Wittwen: und Waifen:Benfionen der Beamten. Wir 
wiffen, daß die Wittwen von der Heinen Penſion allen nicht Leben können ; 
aber es ıft doch Thatſache, daß diefe Benfion gegen die allergrößte Noth fichert 
uud damit ift ſchon viel erreicht. Alfo jelbft, wenn für die Arbeiter nur eben- 
falls ein ſolches Minimum gewährt wird, haben wir doch ſchon außerordentlich 
viel gebeſſert. Schließlich fpitst fich die ganze Trage darauf zu: Wer fol 
die Laſt der Berjorgung der Invaliden der Arbeit tragen? Soll das die ganze 
Bevölkerung m der Gemeinde thun, oder follen das Die Arbeitgeber tbun, bie 
von den Arbeitern die meiften Bortheile gehabt haben? Ich glaube, daß gerade 
die Gründung und Unterhaltung derartiger Caſſen oder die Uebernahme dieſer 
Laft durch die Kommune der ärgfte Communismus tft, Den es giebt, und daß 
viel richtiger nur der für den Arbeiter zu zahlen Hat, der den Vortheil von 
dem Arbeiter gehabt hat. Die gegenwärtige Armengejeßgebung wälzt die Laft 
durchaus auf Schultern, die fie zu tragen billiger Weiſe nicht verpflichtet mären ; 
und das ift ein fchreiendes Unrecht! 

Es ift heute wiederholt gejagt worden: wenn wir auf diefem Wege geben, 
fo Haben wir mit dem Princip der „Selbfthülfe” gebrochen und ed nur 
noch mit „Staatshülfe” zu thun. Meine Herren! Laſſen Sie und doch 
einmal diefe Schlagwörter vermeiden, damit wird doch gar nichts für und wider 
bewiefen! Es bat mich gewundert, daß Herr Geh. Rath Engel eine feiner 
ganz richtigen Haupttheſen in der Lehre von den nothwendigen Selbftoften der 
Arbeit bier nicht verwertbet hat. Werm der Arbeiter die Cafjenbeiträge nicht 
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zahlen kann, jo beweift das ung, daß ihm der Arbeitgeber zu wenig Lohn ge- 
zahlt Hat, und er muß e& nachholen in der Penſion, die er für den Arbeiter 

zahlen muß. Denn Gaffenbeiträge, wie bie in Rebe ftehenden, gehören gerabe 
nad Herrn Engeld Ausführungen zu den nothwendigen Selbitkoften der Arbeit. 
Wollen wir, daß ver Lohn dieſe Seldftfoften unbedingt deckt, jo müflen wir 
und bier für Das Princip des Zwanges erflären, damit Dasjenige, was dem 
Arbeiter bei der Fohnregulirung nad dem Gefeg von Angebot und Nachfrage 
nicht gewährt wird, noch nachträglich gewährt werde. Freilich wird bie Folge 
Davon fein, daß wir für die Zukunft dann eine etwas veränderte Production und 
Bertbeilung erhielten; natürlich —: was der Arbeiter bier mehr befomm an 
Kohn (einſchließlich ber Berficherungsprämie), muß dem Gapitaliften am Gewinn 
entzogen werben. Das ift aber wieder fein Einwand gegen den Zwang. Wenn 
der Arbeitgeber auf dieſe Weile 3. B. ein paar Hundert Thaler mehr an bie 
Arbeiter bezahlt, To kann er freilich nur eine entfprechend ſchwächere Nachfrage 
nah Producten unterhalten, aber umgekehrt fteigt in demfelben Maße die Nady- 
frage nad) Probucten, welde die Arbeiter von fi ausgehen laſſen können. 
Es widerlegt ſich dadurch ein Eimwand der deutichen Freihandelsſchule, den ich 
ımmer für einen der flachften gehalten babe. 

Die Herren haben uns oft fehr weiſe belehrt, daß al’ unfer Streben nad 
höheren Löhnen nicht8 nüge, wenn nicht zuvor mehr probucirt fer, Dazu aber 
fehle e8 an dem Capital u. ſ. w. Auf Gelvlohnerhöhung komme doch nicht 
an, jondern Darauf, daß ber Arbeiter mehr Fleiſch, Kleidung u. |. w. erhalte. 
Und daran eben mangele es. Diefe Belehrung brauchen wir nicht; denn Die 
- Argumentation enthält lauter Selbſterſtändliches, nur der Schluß Daraus ift 
unrichtig. Auch aus den vorhandenen Capitalien und Arbeitsfräften läßt 
fich erheblich mehr reelles Product für die Arbeiterconfumtion liefern, wenn eben 
bei höheren Löhnen und fleineren Gewinnften die Arbeiter mehr, die Capitaliften 
u. |. w. etwas weniger Nachfrage nach Producten von fi ausgehen lafjen 
fönnen. Die Folge ft dann nur, daß weniger Luxusartikel für die böberen 
und mehr Wrbeiterconfumptibilien für die unteren Claſſen probucirt werben. 
Wir erzielen alfo durch Tohnfteigerung eine beſſere Einfommend- und Bermögens- 
vertheilung in der Volkswirthſchaft und Darauf wirft fehr vortheilhaft aud das 
Zwangs-Penfionswejen mit hin! 

Mein Freund Engel hat auch noch den Umftand geltend gemadht: 
Arbeiter wolle gar nicht fein Alter fihern. Gerade dies ſpricht fir — 
So iſt's ja auch vielfach bei den Beamten. Der junge Mann wird lieber 
einen größeren Gehalt beziehen, und mancher wird vielleicht lieber beſſer leben 
wöllen, als Verſicherungsprämien zahlen. Eben deswegen, um ſolche Kurzſich- 
tigfeit zu corrigiren, tritt der Zwang. ein. 

Ich ſchließe mit einem Wort gegen eine Aeußerung des Herm Dr. Mar 
Hirſch. Er Hat und davor gewarnt, unfere Popularität durch einen Beſchluß 
für den Zwang aufs Spiel zu feben. Ja, meine Herren, wenn wir uns 
erſt davor fürchten, dann iſt unſer Verein todt. Wir haben nach unſerer beſten 
Ueberzeugung die Wahrheit zu ſagen, wir find nicht unfehlbar, das wiſſen wir, 
aber Ruckfichten auf Popularität, fie zu gewinnen, fie zu erhalten, dürfen uns 
niemals leiten. Ich bitte Sie, für das Zwangsprincip einzutreten. (Beifall) 
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Der Schluß wird don Neuem beantragt. Zum Worte ſind noch gemeldet 
die Herren Sombart, Hiltrop und Kerdyk für, und Iſaak gegen. — 
Der Schlußantrag wird angenommen. 

Zu einer perſönlichen Bemerkung erhält zunächſt das Wort 


Dr. Eras: Ich bin durchaus nicht der Anſicht, daß, wenn Jemand 
freiwillig aus dem Gewerkverein ſcheidet, er dann noch in der Penſionscaſſe des 
Vereins bleiben muß. Ich habe nur ſprechen wollen von Solchen, die vom 
Bereine ausgeſchloſſen werden. Nur in dieſem Sinne bitte ich mein Amende⸗ 
ment anzufehen. 


Dr. Mor Hirſch (Berlin): Meine Herren ! Der legte Herr Redner hat 
fib verwahrt gegen eine Aeußerung : Sie wollten nicht um den Preis der 
Popularität gegen Ihr Gewiſſen handeln. Es Tiegt darin unbedingt ein Miß- 
verftändnig defien, was- ich gejagt habe. Nicht Ihre Ueberzeugung Habe ich 
gerathen zu ändern, fondern zur Ba Meberzeugung auch etwas 
darauf NRüdficht zu nehmen, was die großen Maflen darüber denken, die ja in 
erfter Linie dabei betheiligt find; und ich denke, eine Kleine Rüdficht auf die 
wachjende Popularität dieſes Vereins ıft bier keineswegs unangemeffen ! 


Dr. Zillmer (Berlin): Herr Schulze bat auch mich mifverftanden. ch 
babe in meinem Gutachten die Frage des Penſionscaſſenweſens und die anderen 
innmer auseinander gehalten, wie dies die lebten Worte meines Gutachtens 
deutlich ergeben. 


Ein Antrag auf Schluß der Sigung vefp. Vertagung der Verhandlungen 
wird nach einer kurzen Geſchäftsordnungsdebatte angenommen. Es wird be- 
ſchloſſen, die Berhandlungem um 6 Uhr wieder zu eröffnen. 


(Schluß 3%/, Uhr.) 


Schriften IX. — Verhandlungen 1874. 9 


! 





Dritte Sitzung. 
Montag, den 12. October, Nadmittags 6'/, Uhr. 


— 


Der Vorſitzende, Profeſſor Dr. Nafſe, eröffnet die Sitzung und er— 
theilt das Wort dem 


Correferenten Franz Duncker. Meine Herren! Ich werde mir 
zunächft erlauben, auf ein paar Interpellationen des Herrn Dr. Engel zu 
erwidern; und zwar zunächſt dahin, daß ich ſehr gern ſeinem Wunſche ent- 
ſpreche und die Nr. 1 meiner Theſen zurückziehe. Ich habe ja ſchon bemerkt, 
daß ich dieſelbe nur aus einer übergroßen Gewiſſenhaftigkeit geſtellt habe. An 
ſich lege ich auf dieſelbe keinen Werth und erkenne die Bedenken Dr. Engels 
vollſtändig an. Sodann hat er monirt, daß ich die Verhältniſſe der Krankencaſſen 
in meinen Reſolutionen nicht in Betracht gezogen habe. Das liegt aber daran, 
daß ich mich ſtreng an das vom Ausſchuß geſtellte Thema gehalten habe, wel- 
ches fi) nur auf das Penſionscaſſenweſen beſchränkte. Ich bin nım mit ihm 
der Meinung, daß fich Died allerdings nicht für ſich allein veguliren läßt, fon- 
dern nur in Verbindung mit dem gelammten Hilfscaſſenweſen überhaupt. Sch 
bin überzeugt, daß natürlich auch die Krankencaſſen nicht per Zwang zu er: 
richten, aber ferner auch, daß fie nit in fo großen Verbänden herzuftellen 
nöthig find, wie dies bei den Penfionscaffen erforderlich ift. 

Ich will feinen Rüdblid werfen auf die Geſammtheit der Debatte; nur 
ein paar Worte muß id) doch erwidern auf die Ausführungen des legten Herrn 
Redners. Derſelbe bat fi entichieden für Zwang ausgeſprochen; aber doch 
nicht für den abjoluten Zwang. Er bat nur gefagt, er fcheue vor dem Zwang 
nicht zurüd, wenn er denfelben gebrauchen könne als Erziehungsmittel. Ja, 
aber auch der Pädagoge legt doch — Zöglingen nicht die Ruthe auf, wenn 
er noch glaubt, ohne den Stock ſie auf den richtigen Weg durch Ermahnung 
zurechtweiſen zu können! (Ruf: Sehr gut!) Es wird immer ſo viel davon 
geſprochen, daß die arbeitenden Claſſen nicht fähig ſeien zur Selbſthülfe. Aber 

te jung iſt denn nicht dieſe ganze Bewegung überhaupt in unſerem Vater⸗ 
lande! Eigentlich iſt doch eine Bewegung erſt im Gange ſeit 1848. Dann 
wurde ſie unterbrochen durch eine Reactionsperiode von 1850 bis 1860, die 
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fogar in manchen deutſchen Staaten noch länger gedauert bat. Was wollen 
Sie überhaupt aljo aus einer Periode von 10 bis 12 Jahren argumentiren 
über das, weilen das Bolt fähig iſt! Es Liegt alſo wohl durchaus fein Motiv 
vor, Thon jest die Ruthe anzuwenden, wenn wir noch andere Mittel haben! 
Alzdann Hat der Redner ausgelprochen, daß die Zwangscaflen ein Mittel 
zur Regulivung der Armenlaft fein. Er bat aljo eigentlid) meinem Bedenken 
zugeſtimmt und bat auch zugegeben, daß das eine Lohnregulirung von Seiten 
des Staats fe. Run frage ich aber, ob nicht ſchon an diefer Art der Lohn: 
regulirung ſich zeigt, wie ohnmächtig die Staatögewalt fich erweifen wird, eıne 
geredyte Lohnregulirung vorzunehmen. Denn wenn immer behauptet wird, 
man müſſe die Laft auf die Schulter der wirklich Verpflichteten legen, man 
muſſe bie Arbeitgeber beranziehen, bamit nicht ein großer Zuzug von wirth= 
ſchaftlich ſchwachen Kräften in eine einzelne Gemeinde hervorgerufen würde, fo 
ift e8 doch ſehr die Frage, mie im concreten Falle die Sache ausfallen würde. Wenn 
ih mir 3. B. eine induftrielle Kommune denke, wo eine große Arbeiterbevölterung 
bereitS vorhanden ift, und benfe mir Die gegenwärtigen Berhältniffe, und dem 
gegenüber die künftigen Berbältniffe, wie fie bei zwangsweiler Einführung der 
Saflen eintreten würden, fo muß ich mir doch fagen, daß 3. B. jet in den 
rheinischen Fabrikſtädten Dadurd große Summen auigebradyt werden, daß er- 
heblihe Zuſchläge zur Eintommenfteuer von den befigenden Claffen eingezogen 
werden; bier würden aljo doch die Vorſchläge des Herrn Profeffor Wagner 
den Effect baben, daß ein großer Theil der Laften, Die jest in diefer Weife 
getragen werden, abgemälzt wird auch auf die Schultern von Fleineren Arbeit: 
gebern und Fabrifanten und auf die Schultern von kleinenHandwerksmeiſtern, die 
viel weniger in der Lage find, dieſen Zuſchuß zu tragen, al® die reichſten, Die 
durch Die Einfommenfteuer betroffen werden. Dieſe Art, den Lohn zu reguliren, 
meine ich, ift eine änßerſt zweifelbafte, und wenn in Arbeitertreifen ſich jtarfe 
Inftincte gegen diefe Art der Tohnregulivung geltend machen, fo meine ich, bat 
mein Freund Hirſch wohl Recht, in einer fo zweifelhaften Sache auch an den 
Inſtinct zu erinnern. Denn ich gebe Herrn Schulze wohl darin volllommen 
Hecht, daß mir und in erfter Linie von der erforfchten Wahrheit Leiten zu 
laſſen haben, aber in zweiter Linie gilt e8 doch auch Nüdjicht zu nehmen auf 
den Imftinet der von einer Maßregel betroffenen Maſſen. Sie können anneh- 
men, daß jene darin doch wohl durch ein richtiges Gefühl geleitet werben. 
Dann wollte ich noch Einiges bemerken in Bezug auf die Stellung der Gefeg- 
gebung über Penfionscaffen zu dem auch von Herrn Kalle berbeigezogenen 
Haftpflichtgefeg. In feinem Gutachten fagt er in Bezug auf daffelbe?): 
„Sir den Imbuftriellen Tiegt noch ein ſpecieller Grund, die Errid- 
richtung von Penfionscaffen für invalide Arbeiter und für die Hinter- 
biiebenen von Arbeitern zu betreiben, in der Exiftenz des Haftpflicht: 
geſetzes, welches, an und für fi eine Abnormität, ganz unhaltbar 
gemacht iſt durch Einichiebung des La sker' ſchen Paragraphen. So⸗ 
bald Penſionscaſſen unter Mitwirkung der Arbeitgeber in ähnlicher 
Weiſe wie bei den Bergwerken gebildet werden, fällt das Haft- 
pflichtgeſetz von felbft.“ 


1) Schriften des Vereins für Socialpolitit V. ©. 2. 
9 % 
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Mir ift diefe Deduction nicht ganz verftänblich, ſoweit ich fie aber verftehe, 
erfcheint fie mir wenig löblich. Denn es tritt hier wieder das Beftreben 
hervor, die Laften, welche das Haftpflichtgefeg den Unternehmern auferlegt, 
wieder auf Die Arbeiter abzumwälzen. 

Das Haftpflichtgefes iſt aber in feiner Grundidee meiner Anficht nad) ein 
durchaus richtiges. Nur geht es noch nicht weit genug, und ift durch die Ein- 
ſchiebung des Lasker'ſchen Baragrapben allerdings nod mehr abgeſchwächt 
worden. Ich pflichte vollftändig Herm Geh. Rath Engel und einigen anderen 
Rednern bei, welche jagen, der Arbeitslohn müſſe ausreichend fein, nicht nur den 
augenblidlichen Lebensunterhalt des Arbeiterd zu gewähren, ſondern er müſſe, 
weil die Arbeitskraft des Arbeiters ſich abnutzt, auch die Amortifationsrente für 
dieſes einzige Capital des Arbeiter8 darftellen, und diefe Rente muß vom Ar- 
beitgeber Direct in die Hand des Arbeitnehmers gezahlt werden. Nur dann 
wird er das Gefühl haben, daß er genügend bezahlt werde. Alle anderen 
Manipulationen werden in bem leidenden Theile nicht das Gefühl der Be— 
friedigung erweden. Anders ftcht e8 heim Haftpflichtgefeg, welches Die Fälle 
behandelt, wo eine ungewöhnliche, unerwartete Abnugung oder eine völlige Ver— 
nichtung der Arbeitöfraft eintritt. Meine Herren! Ein Arbeiter, der bei einem 
ſelbſt gefährlichen Induſtriezweige in Lohn tritt, wird ebenfowenig als der Ar- 
beitgeber, der ihn annimmt, an ben Ball benfen, daß ibn der Tod oder 
dauernde Berftümmelung treffen könne. Beide ſetzen ſtillſchweigend voraus: 
iſt auch ſchon Mancher in unjerem Gewerbe verunglüdt, in diefem beiondern 
alle wird ein ſolches Unglück nicht eintreten. ‘Der Arbeitnehmer verbingt 
daher nur feine Arbeitötraft, nicht aber auch fein Leben; er ift Fein Soldat, 
der mit dem Gedanken eintritt, für das Vaterland fein Leben hinzugeben, und 
tritt dennoch dieſer Fall ein, fo erfcheint er als ein unerwartetes Unglüd. Die 
Gerechtigfeit und das einfache Menſchengefühl Iehrt bier, daß der Arbeitgeber 
in einem folden alle ebenjo verpflichtet ıft, für die Inftandhaltung vieler 
menfchlihen Mafchine einzutreten, wie er für feine todten Mafchinen eintreten 


muß, wenn fie durch Brand oder fonft einen Unglüdsfall unbrauchbar werben, 


und er wird, befigt er anders die nöthige wirthichaftlihe Vorausſicht, fih durch 
Berfiherung feiner tobten wie lebenden Mafchinen gegen ſolche Unfälle ſchützen. 
Iſt nun das Haftpflichtgefes einmal aus diefer richtigen Erwägung heraus ge= 
geben: fo follte man nicht danach ftreben, e& auf Nebenmwegen wieder umzu— 
ftürzen oder unwirffam zu machen, wozu allerdings zu meinem Bebauern der 
Lasker'ſche Paragraph, ven ich deshalb auch feiner Zeit lebhaft bekämpft 
habe, die Handhabe bietet. Schafft man Penfionscaffen unter Betheiligung von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, fo :ritt die ein, denn ber Arbeitnehmer, der 
fih freiwillig oder gezwungen betheiligt, wird, erfolgt ein Unfall, nad dem er— 
wähnten Laskerſchen Paragrapken um das Reſultat dieſer feiner Vorſorge 
gebracht. Giebt es nämlich feine Penſionscaſſen mit gemeinfchaftlicher Bethei— 
gung: fo muß ver Arbeitgeber. dem verunglückten Arbeiter feine volle Ar— 
beitöfraft erfegen und außerdem erhält der Arbeiter unverkürzt die Benfion, 
welche er fich vielleicht durch langjährige Beiträge jchwer erworben, während 
andernfall8 der Arbeitgeber berechtigt ift, die ſe Penfion auf feine zu zahlende 
Entihädigungsfumme in Anrechnung zu bringen. Aus diefem Grunde ver=- 
zichten Die Arbeitnehmer, wie mir fcheint, aus einem fehr richtigen Inftincte des 
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Selbſtintereſſes auf die Betheiligung der Arbeitgeber bei den Penſionscaſſen, 
wenn man ander nur ihren eigenen Caſſen, wie ich das von den geſetzgebenden 
Factoren des Reiches erwarte, vollen und ganzen Spielraum gewährt! — 


Re. Kalle (Bieberih): In meinem Referat habe ich bereits darauf 
Bingewiejen, daß meine Ausführungen nicht Anſpruch auf Vollſtändigkeit machen 
—— und daß man in manchen Punkten andere Maßregeln ausführen kann; 

und ic muß geftehen, daß die von den Herren Prof. Held und Knauer = 
gebrachten Gründe für eime Eintheilung nad) Gewerben viel für fi haben. 
werde auf die principiellen Einwände gar nicht eingeben; fie find durch % 
Redner, die auf Seiten des Zwanges ftanden und befonders durch Hrn. Prof. 
a er genügend beleuchtet. Doch muß ich antworten auf eine Frage, die 

der Herr Correferent an mich geftellt hat. Ich ſehe etwas Wbnormes in ber 
Stellung, die durch das Haftpflichtgefeg geſchaffen iſt. Ich glaube, bie Geſetz⸗ 
waren vollftändig klar darüber, daß der Induſtrie dadurch Opfer auferlegt 
würden, die man bisher Feiner einzigen Claſſe von Menſchen aufzulegen geneigt 
war; und man bat vielem Gefühl Redinung getragen durch Einſchiebun 
8 4, worin es beißt, daß, wenn bie Induftriellen zu den Hülfscaffen bald — 
beitragen ,‚ als die Geſammtheit ihrer Arbeiter, die Leiftungen der Caſſe von 
der Unterftügung in Abzug kommen follen, bie ‘ver Arbeitgeber dem vom Un« 
falle betroffenen Arbeiter zu Heben verpflichtet iſt. Auch auf die mehr fach: 
Yihen Einwände des Correferenten gehe ich nur mit wenigen Worten ein und 
ſchicke einige factifche Berichtigungen voraus. 

Zunãchſt beftritt der Herr Correferent in feiner erften Rede Die Dring- 
lichteit des Bedürfniſſes der Penfionscaflen, indem er eine Stelle aus der Arbeit 
des Herrn Dr. Hirſch citirt, worin es beit: 

„Jedes Pfund guten Brodes und Fleiſches, jedes Liter unverfälichter 
Mil und kräftigen Bieres, jeder Cubiffuß reiner, trockener Luft, 
ber großen Maſſe des deutichen Arbeiterftandes md ihren Rindern 

“zugelegt, jede Stunde übermäßiger und geſundheitsſchädlicher Arbeit, 

bie ihnen abgenommen wird, ift weitaus heilfamer für@ebeihen und 
— als die reichfien Penſionen, wenn die Lebenskraft erſt 
gebrochen iſt.“ 

Ja, meine Herren! Ich habe ja in feiner Weiſe behauptet, daß die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Arbeitnehmers abnehmen foll durch Errichtung von derartigen 
Caſſen. Ich habe ja bemorgehoben, daß ich vollftändig überzeugt bin, daß die 
Beiträge überwälzt werden auf bie Arbeitgeber. Und wenn vielleicht auf Die 
Beiworte „unverfälfhter” und „kräftiger“ ein Nachbrud gelegt werben 
follte, fo verfichere ich, Daß ich durchaus nicht Dagegen bin, wenn durch polizei: 
liche Maßnahmen die Berfälihung der Nahrungsmittel verhindert wird. 

Ferner hat der Herr Correferent e8 als graufam Hingeftellt, Daß ich einen 
Mann, der to und ſoviel Jahre zu einer Caſſe beigetragen hat, exft in das 
Arbeitshaus fchiden will, um zuvörderft conftatiren zu laſſen, ob er eine Penfion 
verdient. Ich babe ausdrücklich gefagt, daß ein Arbeiter erft dann in ein ſolches 
Hans aufgenommen werden fol, wenn dringender Verdacht — daß Si 
fünufirt. Und wenn am Ende ein Bürger 20, 30 Jahre lang Steuern 
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zahlt, und er begeht irgend eine Steuerdefraudation, fo wird er eben auch 
beftraft! Werner hat er gaelagt, ich hätte mir zwei Briefe aus Ergland 
ichreiben laflen, aus denen hervorgegangen, daß die Caſſen in England aud 
nichts Bedeutendes Leiften, Dieje Briefe bewiefen nur, daß es auch in England 
Leute gebe, Die die dortigen Verbältniffe nicht Tennen. 

Ich habe bei meinem Aufenthalt in England mündlich häufiger gehört, 
daß gerade in Bezug auf die Arbeiter und ihre Invalidität ſehr unzulängliche 
Einrihtungen getroffen find, und ich wandte mich nicht an unglaubwürbige, fon: 
dern an jehr commpetente Leute. Einer davon iſt Sir Doung, auf den auch 
Dr. Hirfch Bezug nimmt; und dieſer ſchreibt, „die Friendly Societies 
bebenfen auch bie Invalidität“; aber im Allgemeinen ſind die Caſſen nicht im 
Stande, dauernd dieſe Laſten zu tragen und einige chroniſche Fälle werden fie 
gewöhnlich zu Falle bringen. Die Zahlen der Arbeit des Herrn Dr. Hirſch 
beweiſen, daß fehr wiel geſchieht Durch Die Friendly Societies für die Arbeiter 
in England, nicht aber, daß Dort auch viel geſchieht für die Penſionsverſicherung 

der Arbeiter. Das Einzige, was geſchieht, iſt die Auszahlung einzelner Summen 
im alle des Todes, Ich geitebe zu, daß ich Die trades unions als Organifa- 
tionen für den Kampf bezeichnete und jomit als wenig geeignet zur Anbahnung 
des jocıalen Friedens. Ich habe aber nicht gejagt, daß fie ihre angefammelten 
Mittel zu Kampfzwecken mißibranchten. Ich muß mich Dagegen verwahren. Es 
Ihren, als ob der Herr Gorreferent in Bezug auf diefen Punkt fich gegen mich 
wendete; er muß mid) mißwerftanden baben. 

Und wie eö fidy mit den Zahlen betreffs der Friendly Societies verhält, 
fo verhält es ſich mit den trades unions. Auch da wird nur ein Fleiner Theil 
verwandt für Die Zwecke der Benfionsverfiherung. Doch gebe ich ja gern zu, daß 
die Summen, bie fie auszahlen, im Falle Demand ftrbt, in der Geſammtheit 
bebeutend diejenigen überjchreiten, die fie fir Strikezwecke ausgeben. 

Wenn Herr Dunder gerworgehoben, hat, daß die. gememjchaftliche Arbeit 
bei der Caſſenverwaltung nicht zur Anbahnung des focialen Friedens dient, 

weil bei diefen Gaffenverwaltungen Streitigteiten vorkommen fönnen, fo muß 

ih dod erwähnen, daß er ſich da im Widerſpruch ftellt mit dem Streben der 
Sewerkvereine fir Einigungeämter. Der „Gemwerfverein” Bat wiederholt ber- 
vorgehoben, daß er gerade im den Einigungsämtern em Moment zur Herbei— 
rührung des Friedens ſehe, und ber ben Bun pungatunlern fommen ja nur 
fireitige Fragen vor. 

Das find die Bemerkungen, die ich gegenüber den Einmenbungen des Herrn 
Correferenten machen wollte. Ich mill ja gern zugeben, taß ich durch meine 
nicht ganz Mare Ausdrucksweiſe einzelne Mißverſtändniſſe ſelbſt verſchuldet habe. 

Herr Dr. Zillmer ſagt dann in ſeiner Rede, die Caſſen ſeien deshalb 
unzweckmäßig, weil man die Menſchen nicht zwingen könne, die Penſionen, die 
fie belämen, auch richtig zu verwenden. Ja, meine Herren, wenn die Penfionen, 
jehr bedeutend wären, To wäre es allerding® denkbar, daß fie falſch angewen⸗ 
det würden. Aber bei den geringen Eummen, die gewährt werden fünnen, ift 
body nicht qut anzunehmen, daß fie ftatt fiir Brod, Kleidung u. |. w. zu Börfen- 
ſpeeulationen und anderem Luxus verwendet werden. 

Sch will bier nicht weiter eingeben auf das, was die übrigen Herren Rebner 
eingewandt haben. Gegenüber der Aeußerung des Herrn Dr. Hirſch, daß die 
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Einführung des Caſſenzwanges auf den Weg zum craſſen Socialismus führen 
würde, erlaube ich mir aber die Frage zu ſtellen: Wie kann der Staat, 
wenn er biefen Zwang nicht ausſprechen kann, dann verlangen, daß bie Com⸗ 
mumen den Unterhalt für die Armen aufbringen? — wie‘ kann er den Schul: 
zwang einführen und die Eltern dafür betrafen?! — Und will man jede Be 
Ihränfung ver perſönlichen Freiheit perhorresciren, fo ſage ih: Das ıft ja 
gerade die Negation dieſes Vereins, deſſen Grundgedanke der ift, daß ber 
Staat unter gewiffen Verhältnifien befugt, ja verpflichtet ift, einen us in 
die perjönliche Freiheit der Staatsangehörigen zu thun. 


Hiermit kb die Discufjion gefchloffen. 


Der Borfigende chreitet zur Abſtimmung. — Der Gorreferent, Herr 
Dunder, zieht die erfte feiner Theſen zurück. — Ein Mitglied der Berfamm- 
lung hebt hervor, daß Diefe bei der großen Zahl leerer Stühle feiner Meinung 
nach nicht mehr jo zufammengejegt fei, daß ſich aus einer Abſtimmung bie 
Durchſchnittsmeinung des Bereins ergeben würde. — Ein anderes Mitglied 
ſpricht in dem nämliden Sinne und wuünſcht einfach die protocollarifche Be: 
merfung aufgenommen, daß die Berfammlung wegen ſchwachen Beſuchs von 
einer Abftimmung über den vorſtehenden Gegenftand Abftand genommen babe. 


Prof. Held: Diefer Antrag ift allerdings aus ſachlichen Gründen ganz 
gut motivirt; ich kann mich demſelben aber nicht anfchliegen, denn es läge 
darin eine Ungerechtigfeit gegenüber unferer geftrigen Abftimmung über bie 
Contractbruchöftrafe, bei welcher mir auch eine fehr Tleine Majorität bei vielen 
Fehlenden, die zur Einkommenſteuerdebatte gegangen waren, Belommen haben. 
Die Abftimmungen haben ja feine große Bedeutung als ſolche und die Ver⸗ 
handlungen ſelbſt find die Hauptſache. Nichtsdeſtoweniger aber find die Ab- 
ſtimmungen nothwendig, weil wir fonft nicht debattiren fünnen, weil fonft die 
Redner nicht wiffen, zu welchem Zwecke fie ſprechen. Wenn wir einmal bie 
Abftimmung unterlaffen, fo wiffen auch in der Zukunft die Redner nicht mehr, 
ob fie im Hinblick auf eine folgende Abftimmung zu ſprechen Haben oder nicht 


Prof. Wagner: Ich möchte anheim geben, daß ins Protocoll auf: 
genommen würde, die Verfammlung ſei bereitS auf die Hälfte zufammenge- 
ſchmolzen und fo eine Abftimmung nicht mehr thunlich geweſen. Auch in Betreff 
der geftrigen Abflimmung könnte man angeben, daß auch dieſe nur von einer 
flart rer ge Berfammlung erfolgt fe. Dadurch ft ja feine 
Bartei berührt. Es ift aber befamnt, daß großes Gewicht, beſonders in ben 
Zeitungen, auf Abſtimmungen gelegt wird. Durch eine Bemerkun "2. wie Die 
von mir gewünfchte, könnte der übertriebenen Wertblegung auf Abſtimmungs 
refultate vorgebeugt werben. 
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Prof. Brentano: Ich würde gar nichts dagegen haben, wenn wir das 
geftern auch im Protocoll bemerkt hätten. 


Prof. Wagner: Das ift ja mein Antrag. 


- Dannenberg: Ich möchte darauf hinweiſen, daß doch vorzugsweiſe 
Rückſicht auf die Anmefenden genommen werben muß und nicht auf Diejenigen, 
bie nicht anweſend find. Es Hat fie ja Niemand hinausgewieſen oder ge- 
zwungen, nicht hier zu ſein. Wollte man überhaupt nicht abftimmen, jo würden 
ganz beſonders Diejenigen präjudicirt, die nicht reden, während bei der Abſtim— 
mung Jeder ſich geltend maden kann, aud wenn er vorher nicht gefprochen hat. 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Ich möchte darauf aufmerffam maden, daß 
bet der geftrigen Abſtimmung die Zahl Derjenigen angegeben worden ift, die 
fih ın der Verſammlung befanden. 


Prof. Wagner: Es Tann ja angegeben werben, daß von den 100 
Mitgliedern nur noch To und ſoviel anweſend waren. 


Borf. Prof. Dr. Naſſe: Wir werden Das in einer Anmerkung anführen. 
Die Abweſenheit fo vieler Mitglieder erflärt fih daraus, daß gleichzeitig mit 
ung eine Sigung der Reichseinkommenſteuer-Liga ftattfindet, auch find die Mit- 
glieder heute zum Theil bereits abgereift. 


Prof. Dr. Held: Diefe beiden Defiverien meines Freundes Wagner 
werde ich aljo im flenographifchen Bericht berüdfichtigen. 


Dunder: Meine Herren! Ich möchte mir in Bezug auf die Abſtimmung 
einen boppelten Vorſchlag erlauben. Erſtens möchte ich den Vorfigenden bitten, 
die Berfammlung um ihre Zuftimmung zu erſuchen, daß zunächſt über Jer. 3 und 
4 der Kalle’fhen Theſen abgeftimmt werde, damit wir willen, ob wir in die 
Special-Discuffion über meine Thefen einzutreten haben oder nicht. 

Dann aber in Bezug auf die geringe Zahl ber Anmwefenden möchte ich 
mir den Antrag erlauben, daß die Abftimmung eine namentliche fein folle. 
Meine Herren! Ich glaube, umfere ganze Tendenz und die ganze Art, wie unfer 
Berein feine Aufgabe erfaßt, ift ja mehr eine durch die Macht der Discuffion 
in feinen Berfammlungen und dur die Autorität des Namens feiner Mit- 
glieder wirtende, als ein Berfuch, durch maſſenhafte Zahlen zu imponiren. Ich 
glaube, wir erreichen den Eindruck nad) Außen am beften dadurch, wenn bie 
Abſtimmung eine namentliche ift, denn das Gewicht der bier noch vertretenen 
ae ergänzt ficherlih die Schwäde der Zahl der bei Abftimmung noch Bes 
thetligten. 
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Borf.: Was den erften Antrag des Herrn Vorredners betrifft, IP muß 
ih geſtehen, Daß derſelbe viel für fi Bat. Ich möchte mir inbefjen eine 
Modfication erlauben, nämlid die Reſolution 2 und 3 des Herm Kalle 
zujammen zur Abſtimmung ‚zu bringen, denn es würde nicht gut geben, über 
eine Theſe abzuftimmen, die mit „Infoweit” anfängt. Würden aber die Theſen 
2 und 3 nit angenommen werden, fo würde ich nicht weiter in die Abſtim⸗ 
mung über Die Theſen des Neferenten einzugeben nöthig zu haben glauben. 
Ich würde dann übergehen zur Abftimmung über Die Thelen des Herrn Corre⸗ 
feventen, und über dieſelben einzeln mit den dazu geſtellten Amendements ab- 
finnmen laſſen. 


Die Berfammlung iſt mit diefem Modus der Abftimmung einverftanden. — 
Die Thelen 2 und 3 des Referenten Kalle werden vom Schriftführer verlefen 
und gelangen darauf zur namentlihen Abftimmung. 


Es ſtimmen mit 
Ja: Nein: 
Bacmeiſter. Brentano. 
v. Bojanowsky. Dr. Blum. 
Dannenberg. 
Dr. Held. Duncker. 
Hiltrop. Dr. Engel. 
Dr. Jannaſch. Eiſenlohr. 
Dr. Koller. Dr. Fiſcher. 
Ludwig⸗Wolf. Dr. Genſel 
Prof. Dr. Wagner. Dr. Hildebrand. 
Schulze. Dr. Hirſch. 
Kalle. Jacobi. 
Janſon. 
11 Stimmen. Iſaak. 
v. Koeth. 
Der Abſtimmung enthält ſich: Koumanine. 
Dr. Raffe. 
v. Derben. Neumann. 
. Dr. Berrot. 
Philippi. 
v. Roggenbad. 
Dr. Roſcher. 
Rösler. 
Roth. 
j Samter. 
Schober. 
v. Samarin. 
r. Thiel 


Dr. Zillmer.?!) 


1, Es waren alfe am Abend von 110 nur mehr 40 Mitglieder anweſend. 
® 
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ie Theſen 2 und 3 des Ref. Kalle find alſo mit 28 gegen 11 Stim- 
men abgelehnt. Es folgt Daher die Ahftimmung über die Thelen des Gorre- 
ferenten Dunder. 


Thefe 1 iſt von dem Antragfteller zuridgezogen. 
je 2, alinea a wird mit großer Majorität angenommen. 
eje 2 alinea b desgl. 


Ueber Theſe 3 eröffnet der Vorfigende die Special-Discuffion, und erfucht 
den ftellvertretenden Borfigenden Prof. Hildebrand feinen Stuhl einzunehmen, 
da er ſich an der Debatte betbeiligen werde. 


Stellvertr. Bord. Brof. Hildebrand übernimmt den Vorfitz. 


Prof. Dr. Naffe: Meine Herren, id bitte, die dritte Theſe zu theilen, 
und zwar bis zu den Worten: „— follen durch dieſes Gefeg nicht berührt 
werden“ ; Dagegen bie folgenden Worte: „— doch foll der Beitritt oder Das 
Berbleiben in denfelben für ſolche Perjonen nicht mehr obligatorifd fen, 
welche einer freiwilligen, auf Grund der gedachten Normativ-Bedingungen aner- 
tannten Caſſe gehören, die mindeſtens diefelben Leiftungen als die entſprechende 
Zwangscafſe ihren Mitgliedern in Ausficht ſtellt“ zu ftreichen. 

Ih bin erftaunt gewejen, viele Theſe in der Vorlage des Correferenten zu 
finden, da id in der Schrift feines Freundes, des Herm Dr. Hirſch, ge 
jehen habe, daß dieſer durchaus nicht der Anficht iſt, Die beftehenden Knappichafts- 
caffen feien zu befettigen. Er jagt, daß er fie, da fie auf einer Beſti 
beruben, die früher jehr fegensreih gewirkt babe, unberührt laffen wollte. Der 
Schlußſatz der dritten Theſe aber greift in die Zwangscaſſen ein, denn e8 wird 
der Grundgedanke der Beitragspflicht der Arbeitgeber und Arbeitnehmer dadurch 
aufgehoben. Meine Herren!, Ich habe gegen die Thelen des Herrn Referenten 
geftimmt , obgleich ich eine große Bewunderung vor der Einrichtung der Knapp- 
Ichaftscaffen bege, weil ich andererjeitS den neuen Verbänden, den Gewertvereinen, 
eine freie Entwidelung laſſen will. Ich wünſche daher, dieſen dieſes Mittel des 
Gedeihens und der Macht nicht zu entziehen. Aber darum will ich keineswegs 
ein fo altgewordenes Inſtitut wie die Knappſchaftscaſſen auflöfen. Ich glaube, 
die Knappſchaftscaſſen haben Jahrhunderte Iang Großes geleiftet und es iſt 
nicht fiher, ob wir auf anderen Wegen das erreichen werden, 3. B. eine äbn- 
lihe Sicherheit der Alteröverforgung. In England find die Leute in zahlreichen 
Fällen in ihren Anſprüchen und Hoffnungen, wirflid eine Alteröpenfion zu be= 
fommen, getäufcht worden. Ferner, um nur das Wichtigfte zu erwähnen, haben 
vie Knappſchaftscaſſen den großen Vortheil, die Arbeiter in einen corporativen 
Verband zufammenzufcließen.. Wir haben geflern davon gefprocden, wohin 
e8 dann kommt, wenn den Leuten das Selbſtgefühl fehlt, einer großen Ber: 
bindung anzugehören. Ich möchte daher den Gorreferenten bitten, diefen Theil 
jeiner Theſe zurüdzugiehen oder eine getrennte Abftimmung zu geftatten. Gewerk⸗ 
vererne haben ja Feinde genug und werben gut thun, die Knappſchaftscaſſen, 
die viele Freunde haben, vorläufig beftehen zu laſſen. 
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Duncker: Ih will der Aufforderung unſeres verehrten Herrn Prä- 
fidenten um fo lieber nachkommen, als ich ja Heute Morgen ſchon geäußert 
babe, daß ich an den beſtehenden Zuftänden nichtö ändern, fondern nur ben 
neuen Entwidelungen Kaum zur Thätigfett gewinnen will. Ich ziehe hiermit 
aljo den von Prof. Naffe angefochtenen Theil meiner Reſolution zurüd; denn, 
erreiche ich durch den erften Theil derfelben, daß Die Caſſen der erkvereine 
geſetzlih anerkannt werden, dann wird der jetzt ſchwebende Streit,‘ ob die 
Zugehörigkeit zu den freien Caſſen von den Beiträgen zu den Zwangscaſſen 
befreit, gegenüber den Beltimmungen der Gewerbeordnung von jelbft erledigt 
fein. Die Knappſchaftscaſſen natürlich bleiben ganz unberührt. 


Stellv. Borf.: Der zweite Theil alſo iſt zurüdgezogen. 


Dannenberg: Ich nehme ihn wieder auf! Was dort ſteht, ift ja 
richtig infofern, als in der Gewerbe-Orbnung bereit® beftimmt ift, Daß Die— 
jenigen,, welche einer anderen Cafje angehören, nicht gezwungen werben follen, 
einer Zwangscaſſe beizutreten. Neu ift e8 nur, daß Die Leiftungen mindeftens 
viefelben fein follen, als die entiprechende Awangscafle in Ausficht flellt. Im 
der Gewwerbe-Orbnung bat man befanntlih das vergefien. Die Bedentung der 
Berbindung mit anderen Caſſen leugnet fein Menſch mehr, und wenn der erfte 
Theil angenommen würde, jo würde fih die Sache jo machen, daß die frei 
willigen Caſſen ſehr geichädigt würden. Man will jest verſuchen, gleichlam 
Die Innungen wieder berzuftellen, jo daß die Caſſen beftehen müßten aus einer 
Verbindung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Dieje Caffen würden nur 
dann aufblähen können, wenn fie ebenjo wie die Gewerkvereine anerkannt werben, _ 
und wenn man den Arbeitern zugiebt, daß fie, wenn fie ibre Pflichten gegen 
die eine Caſſe volllommen erfüllt haben, in eine andere eintreten können. 
Darum babe ich den Antrag wieder aufgenommen. Wir wollen ja doch nur 
Zwang für Diejenigen, die freiwillig das nicht ſchon gethan haben, mas fie 
tbun follen; thun fie das freiwillig, jo wollen wir feinen Zwang. 


Stellvertr. Borf. Prof. Hildebrand: Es iſt nod ein Abänderung 
Antrag eingegangen von Herrn Delonomie-Rath Thiel: den dritten Abſatz 
der dritten Theſe von Dunder derartig zu faffen, daß hinter den Worten: „Doc 
fol —“ eingefügt wird: „mit Ausſchluß der Knappſchaftscaſſen“. 


Dr. Engel: Ih halte dieſen Einihub für feine Verbefferung Wir 
baben gar feine anderen Gaflen, in welche der Eintritt obligatorifch ift. Die 
gewerblichen Caſſen find nur Krankencaſſen, und gewähren feine Invaliden⸗ 
penfionen. 


Prof. Br. Naſſe: Für unfere preußifchen Verhältniſſe iſt das ja voll- 
fommen zutreffend. Aber nun berichtet ung Herr Dannenberg, daß aller- 





140 Invaliden⸗ und Alterscafien. 


dings in Hamburg oder fonftwo noch ſolche Caſſen beitehen, die Beiträge zu 
jolchen Penfions- oder Invaliden⸗Caſſen haben. Davon würde e8 abhängen, ob 
e8 wünſchenswerth wäre, diefen Pafſus noch aufzunehmen. Die Befürchtung, 
daß man auf Ummegen doch wieder zum Zwange formen könne, wird ja 
ausgefchloffen durch den erften Theil des dritten Abſatzes dieſer Reſolutionen, 
denn da heift e8 ja ausdrücklich, daß an den beftehenden Beftimmungen nicht 
gerührt werben ſolle. Alfo neue Beftimmungen können nicht mehr emgeführt 
werden, wenn bie freiwilligen Caſſen anerkannt find. | 


Dunder: Die Kenntniß der Thatſachen des Herrn Geh. Rath Engel 
in allen Ehren, jo glaube ih doch nicht, daß wir im Augenblid überſehen 
fönnen, ob nicht irgendwo innerhalb Preußens oder eines anderen Staates 
Alterverforgungs-Zmangscaffen erifliven, und id weiß 3. B., daß in Berlin 
auf Grund eines Ortsftatutes eime Buchdruckercaſſe befteht, die zugleich 
Kranken und Invaliden-Caſſe if. 


Dannenberg: Ich muß meinen Irrihum zugeftehen. Die Zwang: 
cafien, die wir in Hamburg haben, beziehen fih nur auf Kranke und deren 
Unterftügung, nicht auf Benfionen; dadurch würde aljo dieſer Einwand weg⸗ 
fallen. Aber e8 wird jedenfalls der Verſuch gemacht werden, entgegen dieſen 
Caſſen andere zu gründen. | 


Ungenannt: Meine Firma befigt eine Caſſe, die gleichzeitig Krantene, 
Sterbe- und Penfionscaffe ift, und zwar auf Grund einer Beſtimmung vom 
9. Februar 1846. Ich würde deshalb ven Antrag Thiel's zur Annahme 
empfehlen. | 


Prof. Dr. Held: ES Handelt ſich ja hauptſächlich um die Knappichafts- 
caffen, wenn wir zur Abſtimmung kommen. Es ift aber möglih, daß außer 
diefen noch andere Caſſen derart in deutſchen Ländern eriftiren können, die vielleicht 
Nüdficht verdienen. Ob fie noch eriftiren, willen wir nicht. Ich kann mich 
daher mur aus "vollem Herzen dem Antrage des Herrn Naffe anſchließen 
Warum wollen wir darüber abflimmen, nachdem wir erfennen, daß wir midht 
genau darüber informirt find? Ich bitte alfo, getrennt abzuftimmen, aber den 
legten Paſſus: — „doch foll u. |. w.“ nicht anzunehmen. 


Prof. Dr. Naffe ſtimmt Heren Prof. Held bei. 


Dr. Genſel: Ich beziehe mid auf die eben gehörten Worte des 
Prof. Held, aus denen mir beroorzugeben fcheint, daß e8 zwedmäßiger wäre 
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8 nicht fo zu machen, wie er will, ſondern einfach binter „erwerben können“ 
foctzufahren: „Die beftehenden Knappſchaftscaſſen werden durch dies Gefe nicht 
beräßtt.“ Die Caſſen, über die wir und augenblilich nicht orientiven können, 
Heiden außer Spiel. 


Dannenberg: Ich ziehe meinen Antrag zurüd. 


Dr. Engel: Meine Herren! Nehmen Sie gar feinen Bezug auf Die 
Laappfchaftscafſen. Es giebt fiher auch in Preußen eine Anzahl Knappſchafts⸗ 
caffen, die infolvent find, wenn man die Grundfäge ver Bilanzziehung fir Ver: 
fberungögelellichoften auf fie anwenden wollte. 


Dr. Thiel: Nah Dannenberg ziehe ich natürlich auch meinen Antrag 
wieder zurũck. 


Stellvertr. Vor ſ. Prof. Hildebrand: Nachdem der eine Theil zurück⸗ 
gezogen iſt, kommt der übrige Theil zur Abſtimmung. 


. Prof. Dr. Held: Ih möchte Herrn Dr. Genſel bitten, feinen Antrag 
zurũczuziehen; denn wenn wir jagen, die Knappſchaftscaſſen werben nicht berührt, 
Io fimmen wir immer den Fehler machen, daß andere etwa exiftirenbe ben 
Ruappfhaftscafien ähnliche Caſſen nad unſerem Vorſchlag unter das neue Geſetz 
jallen, d. 5. nicht unberührt bleiben follen; während, wenn wir die Yaffung 
xs Correferenten beibehalten, doch im größeren Theile Deutſchlands ever: 
zam weiß, daß die Knappſchaftscaſſen gemeint find. 


Dr. Genfel: Ich habe bereit erflärt, daß ich, wenn nad den Worten 
„erwerben können” beichloffen wird, dann meinen Antrag zurüdziehe. 


. Bei der jet erfolgenden Abſtimmung wird die Theſe 3 bis zu den Worten 
„icht berührt werden“ in getrennter Abftunmung für beide Säge angenommen. 
. Damit ft der Antrag Genfel gefallen. Der übrige Theil der Thefe 3 
if zrüdgezogen. 


Es folgt Special-;Debatte über Theſe 4. Das Wort erhält zunächft 


Prof. Neumann: Ih babe nur zwei Worte zu fagen. Nämlich es 
isıunt Bier von „Garantie“ fo viel vor, die zu ſchaffen fei, „daß für die ein- 
iahlenden Beiträge die verſprochenen Leiftungen auch wirklich gewährt werben 
Einen.” Da ſcheint mir nun das Bedenken nahe zu liegen, als folle gewifler- 





142 Invaliden⸗ und Alterscaflen. 


maßen der Staat eine Garantie übernehmen. Um die Möglichkeit diefes Miß— 

verftänpnifies zu befeitigen, würde ich vorfchlagen, fo zu fagen: 
„Den Normativ-Beitimmungen jelbft ift die Selbftwermaltung der Cafſen 
zu Grunde zu legen, doch ift es durch die Einwirkung ftaatlich approbirter 
Sadverftändiger und andere geeignete Controlmaßregeln, fowie die Er⸗ 
richtung einer oberfien Sacverftändigen= Behörde thunlichſt ficher zu 
ftellen, daß für die einzuzahlenden Beiträge die verſprochenen Leiftungen 
auch wirflih dauernd geleiftet werben können.“ 


Schulze: Ich muß mich ganz entſchieden gegen biefen Antrag erklären! 


Ich verftehe e8 volltommen, daß man fagt: Die ſtaatliche Ueberwachung, wie 
fie bier vorgeſchlagen iſt, iſt überhaupt etwas Weberflüffiges, und der Ent: 


widelung der freien Caſſen in vieler Hinficht ſchädlich! Wenn man aber eine 
ftaatliche Ueberwachung in folden Angelegenheiten will, Dann acceptire ich auch 
mit vollem Bemwußtjein das Wort „Sarantie”, — ftaatlihe Garantie! Wem 
der Staat eine ſolche Kaffe anftellt, und wenn er die mathematischen Grund⸗ 
lagen des Geſchäfts prüft und ſich darüber fortwährend auf dem Laufenden 
erhält, jo bin ih der Meinung, daß der Wortlaut der Refolution 4 des Corre: 
ferenten der durchaus richtige ift, und bin der Ueberzeugung, daß der Staat 
dann auch für etwaige Nachläſſigkeiten und Berfeben feiner Beamten haften 
müffe, fo daß allerdings das Wort „Garantie“ ftehen bleiben muß! 


Dr. Hirſch: Meine Herren! Ich trete für Die verbeflerte Faſſung des 
Herm Prof. Neumann ein. Ih babe ja jelbft in meinem Geſetzentwurf 
und Gutachten die möglichfte ftaatliche Fürſorge für die Lebensfähigfeit der 
Caffen empfohlen. Aber ich verkenne feinen Augenblid, daß eine wirflide 
Garantie unmöglich vom Staate übernommen werden kann; denn beim aller: 
beiten Sachverftändigen können Orrthümer paljiren und bei der beiten Verwal: 
tung können unvorhergefehene Unglüdsfälle eintreten. Auch möchte ich von vom 
herein die Idee von den Mitgliedern fernhalten: Da ift der Staat; der wird 
Ihon dafür jorgen! — Nein, das wäre eine große Schädigung! — Die Mit: 
glieder jollen jelbft aufpaſſen, daß ihre Kaffe richtig verwaltet werde. 


Dr. Engel: Ich möchte Sie faft bitten, den 8. 4 abzuſchließen bis „zu 
Grunde zu legen”, und ven Reſt wegzulaffen. Es verfteht ſich ja von ſelbſt, daß 
die Caſſen möglihft ficherzuftellen find. Daß Eie den Staat mit hineinziehen, 
möchte ich ſchon deshalb nicht wünſchen, weil ja, wie Sie willen, ın England 
fürzlich große Debatten über das Zweckmäßige oder Unzweckmäßige der Staat 
aufjicht gepflogen worden jind, wobei fich herausgeftellt bat, daß trot der ſtaat⸗ 
Then Aufjicht über die Friendly Societies eine Menge verfelben ihren Ber: 
pflihtungen nicht nachlommen konnten, beziehungsweiſe zu Grunde gegangen find. 
Dies Factum Tiegt vor, und wir können und doch nicht fo ſchlecht, mit ben 
Thatſachen abfinden, daß wir von dergleichen Vorgängen keine Kenntniß nehmen! 

Die Knappſchaftscaſſen, von denen hier die Rede ift, find ja flaatlich be 
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auffichtigte Caſſen. Aber haben Sie e8 nicht mit erlebt, meine Herren, daß bet 
den geoßen Unglüdsfällen, die vor mehreren Jahren in fächfiichen und preu⸗ 
ßiſchen Steimtohlen -Bergwerten fi ereigneten, die Caſſen nit im Stande 
waren, ihren Verpflichtungen nacdzulommen? dag große Sammlungen ver: 
anftaltet werden mußten, um den Hinterbliebenen der Berunglüdten zu Hülfe zu 
kommen und fie exiftenzfäbig zu machen? — Ich halte dafür, daß es genügt zu 
lagen: „Den Normatio-Beftimmungen felbjt ift die vollftändige Selbftverwaltung 
der Caſſen zu Grunde zu legen.” 


Brof. Brentano: Ich kann nur beitätigen, was Herr Geheimerath 
Engel über vie Infolvenz der größten unter den Friendlar Societies gejagt 
bat. In einem anderen Punkte Dagegen muß ich ihm wiberfpredhen. Er be 
Dauptet, man fer in England von der Idee eined Registry Office für Friendly 
Bocieties zurüdgelommen. Nun ift allerdings richtig, Daß das bisher beftehende 
Regiftriramt die Erwartungen nicht erfüllte, die man von ihm hegte. Dies 
dat jedoch mur zu der Einficht geführt, Daß für daſſelbe andere als die bi8- 
berigen Beftimmungen getroffen werden mußten, keineswegs zu dem Entjchluffe, 
das Regiftriramt! ganz abzufchaffen. Im Gegentheile, der von der Regierung 
in der legten Seffion des Parlamente eingebrachte Geſetzentwurf handelt in 
$. 11—23 von dem Regiftriramt und ın 8. 24—35 von der Regiſtrirung 
der Gejellichaften. Allerdings iſt dieſer Gejegentwurf noch nicht angenommen; 
"die Debatte und Abſtimmung darüber find vielmehr auf die nächſte Seſſion des 
Parlamente® vertagt. 


Dr. Hirſch: Ja, das wollte ich beftätigen. Darum dreht fidy ja gerade 
der Hauptftreit in England, ob die jetzige Geſetzgebung für die Sicherheit der 
Caften genügend if. Die Enquete hat ergeben, daß die biäherige Art zu regi= 
ſtriren nicht Hinreicht, und die königliche Commiſſion ift Daher zu der Reſolution 
gekommen, daß eine verſchärfte Aufjicht nothwendig ift. Meine Herren, es fönnte 
nichts ES chlimmered geben, als wenn wir nach Jahren erflären müßten: unfere 
freien Hülfscafjen find infolvent! — deshalb Habe ich mich für verpflichtet ge- 
halten, Darauf Binzumeifen, daß, abgefehen von der Garantie, der Staat Bieles 
thun Tann, um die Sicherheit der Caſſen und ihrer Mitglieder zu fördern, und 
ih glaube, Daß in der Faſſung des Herrn Prof. Neumann diefer Sag voll- 
fändig acceptabel ift! 


Aſſeſſor Hiltrop (Dortmund): Herr Geheimerath Engel bat gejagt, 
dag die Knappſchaftscaſſen in Weftfalen und Sachſen infolvent geweſen wären, 
um die befannten Unglüdsfälle zu decken. Die Caſſenverhältniſſe der ſächſiſchen 
Bereine find mir nicht bekaunt; ich weiß aber, daß die Bergiſch-Märkiſche 
Knappichaftscafje mit etwa 43,000 Mitgliedern, in deren Bereih das Unglüd 
auf Zeche Neu⸗Iſerlohn vorgekommen, keineswegs infolvent geweſen ift, und ıft 
es mir unglaublih, daß die Vereine in Sachſen nicht aud im Stande ge 
weien fein follten, den Schaden zu beden. Leider find die gefammelten Fonds 
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nicht in die Knappſchaftscaſſen gefloffen, ſondern nebenher verwaltet worden; 
dadurch iſt es gelommen, daß die Wittwen außer ihrer Knappichaftspenfion 
noch mehr aus den Sammlungen erhalten haben, und das Hat im Höchften 
Grade unfittlid) gewirkt. 

Sch möchte noch bitten das Wort „vollftändige” zu freien. Es find 
das ja fchon drei Gruppen von Ausnahmen, die in diefen Rejolutionen gemacht 
werden. 


Prof. Held: Dem Antrage des Herrn Aſſeſſor Hiltrop kann ich mid) 
volftändig anſchließen; ebenio dem Antrage Neumann. Aber ih muß zu- 
gleih dem Antrage Engel widerſprechen, daß wir nach den Worte „zu 
Grunde zu legen” aufhören ſollen. Es muß doch Sorge getragen werben, daß 
die Normativbeftummungen aufrecht erhalten werben, und eine ftaatliche Behörde 
zur Aufficht darüber tft ja unerläßlich. Es ift ja ſchlimm, daß wir fo viele 
leges imperfectae haben, die auf dem Papiere ftehen und doch in ganzen 
Gegenden mißachtet werben, weil feine Behörde ex officio fih um die Auß- 
führung kümmert, wie 3. B. bei den Gefeken über Kinderarbeit in Fabrilken. 
Wir müſſen eine ſtaatliche Auffihtsbehörve haben, und deshalb müſſen wir bie 
Vorſchläge des Herrn Prof. Neumann annehmen! 


Janſon: Ich glaube doch, daß in diefen Normatiobeftimmungen die 
Beltimmungen enthalten find, welche dem Staate eine Aufficht über die Ber- 
waltung einräumen. Aber eine „Garantie“ dem Staate zuzufchteben, halte ich 
nicht für zweckmäßig; denn e8 müßte doch dann auch feine Seluanib , in die 
Caſſen einzugreifen, eine größere fein. Ich bin der Meinung, die Caſſen haben 
ih dem zu fügen, was Herr Dr. Zillmer fagt, nämlich nöthigenfall® die 
Beiträge zu erhöhen, damit fie nicht infolvent werden, wie 3. B. heute die 
Communen zu Subventionen fir Zwangscaffen herangezogen werden, wenn 


fein Geld mehr da ift. Die Normatiobeftimmungen enthalten Alles, was darın 


nöthig iſt. 
Die Discuffion über Punkt 4 wird geſchloſſen. 


Stellv. Vorl. Prof. Hildebrand: Zunächſt wird über den erſten Sag 
bis „zu Grunde zu legen“ abzuftimmen fein. — Dann ift beantragt, das Wort 
ee wegzulafien. Ich glaube auch, dies Wort kann geftrichen werben ; 
der Sinn”bleibt derfelbe,; und wenn Niemand wiberjpridt, fs möchte ich das 
Wort „vollftändig” freien. (Zuftimmung.) 


Bei der jest erfolgenden Abſtimmung wird der Bunkt 4 im der von Prof. 


Neumann beantragten Faſſung, nämlid wie folgt angenommen: 
„pen Normatiobeftimmungen jelbft ift die Selbftverwaltung der Caſſen 
zu Grunde zu legen, body ift es durch die Einwirkung ſtaatlich appro= 
birter Sachverſtändiger und andere geeignete Controlmaßregeln, ſowie 
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durch Errichtung einer oberften fachverftänbigen Behörde thunlichft ficher- 
zuftellen, vaß für die einzuzahlenden Beiträge die verfprochenen Leiftungen 
auch wirflih dauernd gewährt werben können“. 


Die Berfammlung tritt in die Discuffion über Thefe 5. 


Prof. Dr. Naſſe: Meine Herren! Diefer Paragraph ift von nicht ge- 
ringer Bedeutung. Site willen, welche Iebhafte Discuffionen darüber im Volfs- 
wirthichaftlihen Congreß gepflogen worden find; und immerhin ift nicht zu 
verfennen, daß die Ausſcheidung von Mitgliedern aus anderen Gründen als 
Nichtzahlung der Beiträge eine große Macht ift, die wir den Vereinen zuge- 
fteben, ſelbft wenn Entichädigung erfolgt. Denn e8 Tann diefe Entſchädigung 
in vielen Fällen fein Aequivalent fein für den verlorenen Anſpruch aus ben 
tahrelang vielleiht gezahlten Beiträgen. Aber nichtsdeſtoweniger muß id) ge= 
ftehen, daß ich folchen Vereinen, welche diefe große Macht im Sinne einer fitt- 
lichen Zucht der Arbeiter ausüben wollen, diefe Macht zu geben wünſche, und 
ich erfläre ferner, daß ich überzeugt bin, daß die engliſchen Gewerkvereine dieſe 
Zucht zwar nicht immer, aber doch meiften® geübt haben, und daf fie wichtige 
Mittel zu Zucht und Eitte für die englifchen Arbeiter geworden find. Ich habe 
die Hoffnung, daß es auch bei den deutjchen Gemerkvereinen jo werden wird. 
Aber nun können doch Vereine errichtet werden, von ganz anderen Tendenzen 
ausgehend. Ich lebe in einer Gegend, wo ein großer Theil der Bevölferung fich 
im offenen Kriege gegen die Staatögefege befindet, und wo Die Leute durch 
vie vielen Vereine, mit denen ihr ganzed geiftigeß und wirthichaftliches Leben 
verbunden ift, von einer ſtaatsfeindlichen Macht abhängig find. Es könnte fi) 
ja ereignen, daß auch dieſe firchliche Macht Vereine zur Alteröverforgung gründet ; 
Dafjelbe fünnen auch die Socialdemofraten thun. Ich möchte daher nicht jedem 
Berein dieſe Macht geben, denn für ſolche Caſſen mit ſtaatsfeindlichen Ten⸗ 
denzen glaube ich nicht, daß der Staat Anlaß hat, einzutreten, ihnen Rechte zu 

eben, zu ihrer Prüfung Sacverftändige zu ernennen u. ſ. w. Vor ſolchen 

afien bat der Staat alle Urſache, fich zu hüten, damit er nicht von clerifalen 
oder ſocialdemokratiſchen Elementen untergraben wird. Sch möchte Deshalb den 
Zufag machen, daß der Staat nur auf Grund von Normativbeftimmungen 
errichteten Bereinen, ſolchen Vereinen, die vom Staate anerfannt find, auch 
das Recht des Ausichluffes geben möge, alfo aud) den Gewerkvereinen, jobald 
fie eben gejegliche Normativbeftimmungen haben. In diefen Beſtimmungen — 
das jege ich voraus — wird die Bedingung angegeben fein, Daß man nicht 
wegen kirchlicher oder politifcher Differenzen vom Verein ausgeſchloſſen werden darf. 
Wenn wir dad Recht der Ausichliefung an eine beftimmte ſtaatliche Zu— 
ftimmung binden, fo glaube ic) wohl, daß der Staat ſolchen Vereinen, wie den 
Gewerkvereinen, eine derartige Berechtigung wird geben dürfen. 


Stellv. Vorſ.: 8 find drei verjchievene Amendements geftellt worben. 


Schriften IX. — Verhandlungen 1573. 10 
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Schriftführer Prof. Held: Sie find bereitd am Vormittage geſtellt 
worden, und zwar zunächſt einer von mir, der zu den Anträgen des Referenten 
und Correferenten geſtellt war. Danach würde der fünfte Punkt anders 
lauten, nämlich: 

„Verbindung von anerkannten Penſionscaſſen mit anderen anerkannten 
Vereinen iſt zuläſſig. Es iſt aber in dieſem Falle getrennte Caffen- 
führung für die Penſionscaſſe zu fordern. Mitglieder, die aus an⸗ 
deren Gründen, als wegen Nichterfüllung ihrer Beitragspflicht gegen 
die Penfionscaffe aus letzterer ausgeichlofien werden, find für ihre 
gezahlten PBenfionscaffen-Beiträge zu entſchädigen.“ 

Dann kommt ein Antrag des Herm Prof. Naſſe, welcher blos ver: 
langt, einzuſchieben: 

„nad gejeglihen Normativbeftimmungen errichteten 
Bereinen find zuläfjig.” 

ch denke, wir können des einfacher machen: ich ziehe meinen Antrag zurüd 

und nehme den Naſſe'ſchen an, nur beftehe ich auf Einfügung der Worte: 
„Es iſt aber in diefem Valle gefonderte Caſſenführung für Die 
Penſionscaſſe zu fordem”. 
Der dritte Antrag von Eras lautet: 
„Verbindungen folcher gejeglich anerfannter, auf Grund diefer Nor: 
matiobeftimmungen errichteter Caſſen mit anderen Vereinen find zu- 
läſſig, doch dürfen Mitglieder aus den Vereins-Penfionscaffen nur dann 
außgeichloffen werden, wenn fie ihrer Beitragspflicht nicht genügten. 


Dr. Engel: Ich möchte den Herrn Correferenten fragen, ob er über: 
haupt auf dieſen Abfag 5 einen großen Werth Iegt? Geht er nicht ſchon 
über die Beftimmungen des Penfionecafjenwefens hinaus ? Site verlangen, daß 
Caffenmitgliever aus anderen als verfiherungscontractlichen Gründen ausge: 
Ichloffen werden können. Führt das nicht zu demſelben Ziele, das Sie bei den 
beitehenden Caſſen fo ſtark tadeln: zur Vergifidung der Selbfthülfe mit Bolizei. 
Ste wollen gleichfal8 neben der Verfiherung noch eine Polizet ausüben, even⸗ 
tuell Jemanden wegen der Divergenz jeiner von den focialpolitifchen Anfichten und 
Beftrebungen der Majorität der Caſſenmitglieder die Fortdauer der Verſicherung 
verfümmern. Damit daß Sie, wie hier angegeben, den jeweiligen Werth feiner. 
Anſprüche zurüderftatten, begleihen fie doch den Schaden nicht, den Sie ihm 
durch den Ausflug zufügen. Diefer jeweilige Werth ift bekanntlich ſehr klein, 
ev beläuft fih keineswegs unter allen Umftänden auf die volle. Höhe der ge- 
zahlten Prämie, denn der bislang Verficherte hat ja ein gewiſſes Riſico fchon 
confumirt. Wer ſchon einmal eine Vebensverfiherung fallen gelafien hat, ber 
wird ja wiſſen, wie gering die ihm für dieſen Fall zuftehende Reſerve iſt. 
Dazu kommt noch ein anderer, möglicherweile jehr erheblicher Nachtheil. Nehmen 
Sie an, der Mann bätte zwanzig Jahre gefteuert und fei im Laufe der Zeit 
frank geworben ; von einer andern Caſſe wird er dann nicht mehr aufgenommen, 
und findet er Feine Unterkunft, d. h. feine Verfiherung für ſich und die Seinigen, 
fo haben Sie ihn und feine Familie ruinirt. Ste können folden nadtkeiligen 
Wirkungen nur dadurch begegnen, daß Sie mit Berficherungscaffen feine anderen 
als Berfiherungszwede anftreben und alle übrigen Zwecke daraus entfernen. 
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Stellv. Borf.: Ih möchte mich dem Antrage anſchließen, daß ver 
Punkt 5 ganz geſtrichen wird, es ift gar fein Grund dazu, denn mas er will, 
gehört Alles in die Normatrobeftimmumgen, die fpäter berathen werben. 


Dunder: Ih muß doch fagen, daß ich allerbing® auf die Beibehaltung 
des 8.3 großen Werth lege. Ich fönnte vielleicht davon abjeben, wenn Die Sache 
nicht hier wie auch in der Preſſe als eine offene Streitfrage vorläge. Ich meine, 
da fie einmal aufgeworfen ift, daß wir fie auch nach der einen ober nach ber 
anderen Richtung bin entjcheiven müſſen, und ich bitte Sie, dieſelbe im Sinne 
meiner Anträge zu enticheiven. Den Hauptgrund dafür bat Herr Dr. Hirſſch 
Ihnen fchon vorgeführt. Meine Herren! Wenn Sie ven Vereinen nicht dieſe 
Macht ertheilen, jo ſetzen Sie diefelben der Gefahr aus, daß einem Vereine zeit- 
weile Maſſen von Mitgliedern beitreten, blos um ver Wohlthaten der Caſſen, 
welche ver Verein oft vielleicht mit großen Opfern ins Leben gerufen hat, theilhaftig 
zu werden. Hernach verlafien diefe Mitglieder den Verein wieder —: fie find 
ja nun in der Caſſe. Das ift ein Uebelſtand, der große Dimenfionen anneh- 
men kann. Dem gegenüber fteht der weit kleinere Uebelftand, daß einzelne 
Mitglieder, vie nad längerer Beitrittözeit aus andern Gründen ausgeſchloſſen 
werden können, vielleicht nur eine kleine Abfindungsfumme befommen. Aber 
wollen Sie den corporativen Geift folder Vereinigungen erhalten, dann dürfen 
Ste eine ſolche Beltimmung nicht ablehnen, wonach Mitglieder ausgeſchloſſen 
werden können, welche birect gegen die Ehre der Gemeinichaft handeln. Ich 
bin überzeugt, daß thatſächlich —* ſelten ſolche Fälle eintreten werden, in 
denen ein ſolcher Ausſchluß ſtattfindet. Principiell habe ich gegen den Antrag 
unſeres Präſidenten gar nichts, denn auch ich und meine Freunde ſtehen auf 
dem Standpunct, daß die Vereine zu den Rechten juriſtiſcher Perſonen kommen 
müjlen. Aber, meine Herren, im Intereſſe des fchrittweilen und doch nicht all: 
zulangfamen Borgehend ver focialen Geſetzgebung möchte ich bitten, von dem 
Amendement Najfe Abitand zu nehmen, denn es wird faum möglich fein, ein 
ſolches Gefeg in kurzer Zeit fertig zu bringen. Nehmen Ste alfo das Amende— 
mat Naſſe an, fo vertagen Sie die Frage bis dahin, wo ein Geſetz über 
die Gewerfvereine zu Stande kommt. In dem Normativgefet felbft kann Die 
Beſtimmung ja To gefaßt werben, wie fie Dr. Mar Hirſch in 8. TO feines 
Entwurfes !) vorfchlägt: 

Ausgeichloffen von der Vergünftigung des Abſatz 2 (des Anſchluſſes 
der Caffen an einen geſetzlich erlaubten Verein) find jedoch: 

1) Bereine, welche politifche oder religiöſe Zwecke verfolgen 
und ihnen thatſächlich dienen, ferner geiftliche Orden oder Gefell- 
ſchaften und religiöfe Körperſchaften jeder Art; 

und dann geht Dr. Hirſch noch weiter, indem er vorſchlägt: 

2) Bereine von Arbeitgebern oder Arbeitern, welche nach ihren 
Statuten oder thatſächlich, fi die Beranftaltung von Arbeitd- 
Ausfperrungen oder Einftellungen zur Aufgabe machen, injofern 
fie nicht die Berpflidtung, fih an den die Verhütung: und 


— — 





1) Schriften des Vereins für Socialpolitik V. S. 181. 
10* 
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Schlichtung von Streitigkeiten über Lohn und Arbeitsbedingun⸗ 
gen bezwedenden Einigungs- und Schied8ämtern verbindlich zu 
betheiligen, ftatutarifch und thatfächlich anerkennen. 


Sie ſehen, daß felbft von den eifrigften Freunden und Vertretern der 
Gewerkvereine diefer Punct in's Auge gefaßt it, und wenn ich ihn nicht mit 
aufgenommen babe, fo ift Died nur gejchehen, um die Refolution nicht allzufehr 
zu — Ich bitte daher Herrn Profeſſor Naffe, feinen Antrag zurüd- 
zuzieben. 


Prof. Brentano: Auch id möchte Ste bitten, an diefen Paragraphen 
feftzuhalten. Herr Geb. Rath Engel verweift klagend auf die Mifere bei 
den Knappſchaftscaſſen. Es befteht aber ein großer Unterſchied zwiſchen diefen 
und den Gewerkvereinscaſſen: die einen find Zwangscaſſen, die andern find 
freiwillige Cafjen. Niemand braucht ihnen beizutreten, Der Zweifel bat an 
ihrer Solibität. Mein Haupteinwand gegen den Geh-Rath Engel it aber 
der, daß er diefe ganze Frage lediglih vom Standpunkt der Berficherung 
anfieht, die Gewerkvereine dabei jedoch ganz außer Augen verliert. Wenn Sie 
feinem Antrage Folge geben und es den Gewerkvereinen unmöglich machen, 
andere Unterftügungscaffen mit ihren Strifecafien zu verbinden, fo drüden Sie 
die Gewerfvereine zu reinen Strifevereinen herab. Dagegen ift e8 eine befannte 
Thatfache, daß eben die anderen Unterftügungen, welche die Gewerkvereine, ab⸗ 
gefehen von dem Tall der Arbeitslofigkeit gewähren, deren Mitglieder geradezu 
ftrifeunluftig maden, und dies wird ja gerade den Gewerkvereinen des Dr. 
Hirſch von den Socialdemokraten immer vorgeworfen. Diejer Geſichtspunkt 
würde allerdings in den Hintergrund treten, würde durch diefe Verbindung der 
Unterftügungscaffen mit den Strifecafjen ven Anforderungen nicht genügt, weldye 
man vom Standpunkte der Verfiherımg an erftere zu ftellen hat. Diefe An- 
forderungen find, daß Durch diefe Verbindung die Anſprüche, melde die Ver— 
fiherten an die Unterftügungscaffe zu machen haben, nicht gefährdet werben. 
Diefen Anforderungen genügen aber die Beltimmungen des 8 5 der Dunder- 
hen Refolutionen volltommen. Ich befürworte demnach dringend, ihn an- 
zunehmen. 


Dr. Engel: Wenn e8 fih-um das Penfionscafjenweien handelt, jo muß 
man fich eben nur auf diefen, d. h. den Berfiherungsftandpuntt, ftellen und auf 
feinen andern Daneben. Sie werben dieſen Grundfag auch in allen ähnlichen 
Fällen angewendet finden. Einer Lebensverſicherungs-Geſellſchaft wird vom 
Etaate, ın Preußen wenigftend, niemals gejtattet, eine Creditbanf oder noch 
etwas Anderes daneben zu fein; fie ift eine Sparcafje und ihre aufgeichobenen 
Sparfonds müfjen intact bleiben. Ich für meinen Theil kann mich alfo nicht 
auf den Standpunkt der Gewerkvereine fielen. Indeſſen, die Verfammlung ift 
ſouverain; fie kann den Paſſus beibehalten oder ablehnen. Wenn Sie meinem 
Rath folgen wollen, jo bitte ich, ihn abzulehnen, denn man foll bei Penſions⸗ 
verfiherungen nicht noch andere, hiervon yanzlıd abſeits Tiegende Zwecke im 
Auge haben. 
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Hiltrop: Ich ſchließe mih Herrn Geh.Rath Engel an, meil ih 
glaube, daß der Inhalt dieſes Paragraphen in die Normativbeftimmungen 
ſelbſt gehört. 


Brof. Brentano: Wenn Herr Geh.:Rath Engel mir eriwidert hat, 
man dürfe fich bei Behandlung vieler Trage eben nur auf den Standpunkt 
der Berficherung ftellen, jo kann ih dem gar nicht zuftummen. Den Anfor- 
derungen, welde von diefem Standpunkt aus gemadt werden müffen, muß 
allerding® genügt werden, mie ich bereit8 vorhin hervorhob, und dies gefchieht 
duch $ 5. MWerm jedoch etma® nach mehreren Richtungen, nicht blos nach einer 
einzigen Hin wirft, dürfen wir e8 auch nicht blos unter einem einzigen Gefichts- 
punft betrachten. Auch mwideripräche Dies geradezu der Grundanſchauung unferes 
Bereins, welche e8 verbietet, ein Intereſſe iſolirt und an ſich zu verfolgen, ohne 
Rüchſſicht Darauf, wie dies andere und vielleicht wichtigere Intereſſen berühre. 
Das Hauptinterefje aber, das wir vor Augen haben, ift die Hebung ber 
Arbeiterclaffe, und diefem wird mehr gedient, wenn Sie Punkt 5 der Dunder- 
Ihen Refolutionen annchmen, als wenn Sie ihn verwerfen. 


Dr. Hirſch: Ich möchte nur furz bemerken, daß Ste nad der prin= 
cipiellen Abftunmung zu Gunften der freien Caſſen ſich unmöglich gegen die Ver— 
bindung zwifchen Gewerkverein und Hülfscafle erfläven fönnen, denn ohne diefe 
Berbindung würden Ihre Belchlüffe rein ın der Luft ſchweben. Wenn Sie die 
freien Caſſen wollen, meine Herren, jo müflen Sie auch die Gewerkvereinscaſſen 
zulaffen, denn augenblidlih giebt es kaum andere freie Caſſen, und zwar ift 
diefe Erfcheinung nicht zufällig, ſondern beruht auf den mächtigen corporativen 
Drange, welcher die arbeitenden Claſſen beſeelt; darum ift auch zunächſt feine 
Ausficht auf eine Aenderung hierin. Auch würden Sie durch das Verbot des 
Zufammenhanges zwiſchen Gemerfverein und Hiülfscaffe der gefunden Ent: 
widelung beider den fchlechteften Dienft erweilen. Die Folge würde unbedingt 
fein, daß die Gewerfoereine ſich und ihre Caſſen nicht unter das Geſetz ftellen, 
daß alſo der Staat die Controle darüber ganz verliert und gerade die Miß- 
bräuche diefer Caflen ungehindert beftehen, während Ste bei Zulaffung ver 

einscaflen unter den geſetzlichen Santelen das erwirten, daß die Hülfs- 
coffen fi) in ruhiger und angemeſſener Weife entfalten. 


Brof. Dr. Naſſe: Ich möchte Sie ebenfalls bitten, auf der einen Seite 
die Refolution 5 nicht ganz zu verwerfen, fondern fie anzunehmen aus mehr: 
fachen Gründen, weil ich in dem Gewerkvereine die Anjäte zu einer corporativen 
Slieverung, umfaffend den ganzen Arbeiterftand, ſehe, und weil ich dieſe An- 
füge einer corporativen Gliederung nicht unterdrüd.n, fondern fördern will; 
und ich Hoffe, daß fih noch eine Form finden laſſen wird, melde auch die 
Arbeitgeber in dieſe corporative Gliederung einjchliegen laſſen wird. Wenn 
Sie aber diefer corporativen Gliederung das Recht nehmen, Jeden auszuſchließen, 
jo machen Sie fie freilich zu Strifecaffen, nur geleitet von dem einen Intereſſe, 
höheren Lohn zu befommen. Alsdann kann ich mich aber nicht entfchließen, 
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meinen Antrag zurückzuziehen, weil die Worte: „Auf Grund dieſer Normativ⸗ 
beſtimmungen errichteten Caſſen mit anderen nach geſetzlichen Normativbeſtimmungen 
errichteten Vereine” wichtig find; ich möchte, daß auch dieſe aufgenommen würden. 
Die Beftimmungen, welche in dem Gejegentwurf des Herrn Dr. Hir ſch ſich finden, 
Tiegen ja zunächſt für unfere Beſchlüſſe doc nicht vor. Dieſe Refolution 5 geht 
zunäcft in das PBublicum Hinaus. Da heißt e8 dann: wir wollen jedem 
Vereine Das Recht geben, eine Inpalivden-Penfionscafje zu gründen, und dann 
doch ihm das Recht geben, beliebig Leute daraus auszufchliegen. Das ift eine 
offenbar gefährlide Sade, und das wollen ja auch die Herren Hirſch und 
Dunder mit. So weitgehende Rechte wollen wir nicht jedem beliebigen 
Bereine geben, und deshalb möchte ich bitten, meinen Zuſatz anzunehmen. 


Prof. Held: ES giebt aufer den Gewerkvereinscaſſen noch verſchiedene 
andere Subventiondcafjen. Es giebt nämlich religidje Bereine, welde mit 
Penfionscaffen verbunden find; auch bei fonftigen beliebigen Vereinen kann Dies 
vorfommen, und es giebt Fabrikcaſſen. Es giebt Einrichtungen, denen zufolge 
die Arbeiter einer Fabrik unter fih einen Verein mit dem Arbeitgeber bilden, 
welcher Verein dann die Penfion beforgt und noch viele Andere dazu, 3. B. 
Krantencaffe x. Es muß dafür Sorge getragen werben, daß, wenn ein Arbeiter 
aus folder Fabrik entlaffen wird, er auch mit feinen Penfionsbeiträgen nicht 
ganz zu kurz kommt. Mit Nüdjicht auf diefe Penfionscaffen ſcheint e8 mir 
beſonders nothwendig, daß wir eine Abftunmung über die bier angeregte Frage 
nicht unterlafien. Auch ift ganz allgemein eine Trennung der Caffenführung 
zwiſchen Penſions⸗ und Krankencaſſen wünjchenswerth, worauf ſich mein zu Punkt 
5 des Correferenten geftellted Amendement bezieht. 


Stello. Borf. fchreitet zur Abſtimmung. Aus derjelben geht der Paſſus 5 
der Dunder’fchen Refolutionen, unter Annahme der Amendements Naſſe 
und Held, wie folgt hervor: 

„Verbindungen folcher gejeglih anerfannter, auf Grund diefer Nor⸗ 
matiobeftimmungen errichteter Cafjen mit anderen, nad) geſetzlichen Nor⸗ 
mattobeftimmungen errichteten Vereinen find zuläſſig. Es ıft aber in 
diefem Falle gefonderte Caffenführung für die Penfionscaffen zu fordern. 
Mitgliedern, weldhe aus andern Gründen, als weil fie ihrer Caſſenpflicht 
nicht genligt haben, aus dem Verein und ber Caſſe ausgefchloffen werben, 
muß eme Entſchädigung, entſprechend dem -jeweiligen Werthe ihrer An- 
ſprüche an die Penfionscaffe, gezahlt werben 


Damit tft der Antrag Eras gefallen. 


Der Beſchluß der Verſammlung lautet aljo: 
1) Die fchleunige Regelung des Penſionscaſſenweſens der Arbeiter Durch die 
Neihögejeggebung ift nothwendig: 
a) Weil nur durch dieſe die in einzelnen Bundesſtaaten eingetretene 
Rehtsunficherheit bezüglich des Caſſenweſens der Arbeiter vollftändig 
im Sinne und in Fortbildung der bisherigen Reichsgeſetzgebung 
befeitigt werden kann. 
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b) Weil nur auf einem großen einheitlihen Rechtsgebiet umfaſſende 
Cafien errichtet werben können, welde ihren Miitgliedern die volle 
Freizügigkeit gewährleiften, zugleich aber durch die große Zahl ihrer 
Theilnehmer das Geſetz der verichiedenen Zufälligkeiten, gegen 
welche verfichert werden fol, am reinften zur Erfcheinung kommen 
laſſen, und dadurch im Stande find, ihren Mitgliedern für die 
möglichſt geringften Opfer die größten Leiftungen zu gewähren. 

2) Das zu erlafiende Reichögefeg bat die Normativbeftimmungen 
derartiger Caſſen feftzuftellen, vermittelft deren Erfüllung ſolche ohne 
bejondere obrigkeitlihe Conceſſion ind Leben treten und tie Rechte einer 
juriftifchen Berjon erwerben können. Die bereits beftehenden, nad 
landesgeſetzlichen Beltimmungen auf geſetzlichem Zwange beruhenden 
Caſſen follen durch dieſes Gefeg nicht berührt werden. 

3) Den Normatiobeftunmungen ift die Selbftvermaltung der Caſſen zu 
Grunde zu legen; doch ift e8 durch Einwirkung ſtaatlich approbirter 
Sachverſtändiger und andere geeignete Controlmaßregeln thunlicht 
ſicher zu ftellen, daß für die einzuzahlenden Beiträge die verfprochenen 
Leiſtungen auch wirklich dauernd gewährt werden können. 

4; Berbindungen ſolcher gejeglih anerkannter, auf Grund folder Normativ⸗ 
beſtimmungen errichteter Caſſen mit anderen, nad gejetlichen Normativ⸗ 
beftimmungen errichteten Vereinen find zuläffig. Es ıft aber in biefem 
Falle geſonderte Caſſenführung für die Penfionscaffen zu fordem. Mit- 
gliedern, welche aus anderen Gründen, als weil fie ihrer Caſſenpflicht 
nicht genägt haben, aus dem Verein und der Caſſe ausgefchloffen werben, 
mug eine Entkhädigung, entſprechend dem jeweiligen Werthe ihrer An: 
ſprüche an die Penfionscaffe, gezahlt werben. 


Es folgt die Berathung über den Antrag des Herın Geh. Rath Engel. 


Antrag Engel: 
Der Berein wolle beſchließen: 

1) Den preufifchen Herm Handeldminifter zu erfuchen, die Ergebniffe der 
im Auguft 1873 angeftellten Enquete über das gewerbliche Hülfscafien- 
weien veröffentlichen zu lafien; 

2) Seinen Ausihuß oder einen ad hoc zu ernennenden Ausihuß zu be- 
auftragen, fih im Verein mit einem Ausſchuß des „Bollswirtbichaftlichen 
Congreſſes“ mit der Ausarbeitung eines Geſetzentwurfs über das gewerbliche 
Hülfscaflenwefen zu befchäftigen, und diefen Gejegentwurf rechtzeitig 
beim Reichstage mit der Bitte um thunlichfte Berüdfichtigung einzureichen. 


Brof. Dr. Naſſe: Ich möchte in Bezug auf den zweiten Antrag Engel, 

d ven Volkswirthſchaftlichen Congreß, in Ermägung geben, daß unſere 

Refolutionen von denen des letteren doch in erheblichen Punkten abweichen , fo 

da es immerhin zweifelhaft ift, ob man fi zu einem gemeinjamen Geſetze 

vereinigt, und ich frage Daher Herrn Geh.⸗Rath Engel, ob er noch auf dieſem 
Antrage befteht ? 
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Engel: Ich bleibe allerdings bei meinem Antrage ftehen. So gut, wie 
e8 Herrn Dr. Hirſch gelungen ift, die Berfammlung von der Nothwendigkeit 
feines Antrags zu überzeugen, fann es ihm ja aud noch gelingen, bie etwa 
diſſentirenden Mitglieder der Commiſſion zu überzeugen: 


‘ Der Schriftführer verlieft den jegt im Wortlaut vorliegenden Antrag 
Engel: den preußifhen Herrn Handelsminiſter zu bitten, die Ergebnifje der 
= uguf 1873 angeftellten Enquete über die gewerblichen Hülfskaſſen mitzu- 
theilen. 


Prof. Neumann: Ich möchte eingeſchaltet wiſſen: „ſoweit nicht dienſtliche 
Gründe entgegenſtehen.“ 


Prof. Dr. Held: Mein Freund Wagner bezeichnet mich oft ſcherzhaft 
als Vermittlungsmann. Wenn Sie nun den Antrag Engel annehmen, fo 
muß ich einen Schreibebrief an das Königliche Miniſterium richten, und Sie fünnen 
ohne befonderen Beſchluß mir vertrauen, daß ich alle mögliche Rückſicht nehmen 
werde, die man bei einem Geſuch an eine Hohe Königliche Behörde nehmen muß. 


Prof. Neumann: E8 handelt fih Hier darum, daß an die Regierung 
das Erſuchen geftellt wird, Etwas zu publiciren, mas fie ganz allein für ſich 
gefammelt hat! 


Prof. Dr. Naffe: Würde fih der Herr Antragfteller mit dem Ber: 
Iprehen des Herm Dr. Held begnügen, die Bitte an das Minifterumm fo zu 
faffen, daß darin allen Dienftlihen Rückſichten Rechnung getragen wird? (Dr. 
a Jawohl!) und feinen Antrag zurüdziehen? (Dr. Neumann: 
Jawohl!) 

Dann eröffne ich die Discuſſion über den zweiten Antrag Dr. Engel's. 


Prof. Wagner: Meine Herren. Ich möchte Sie bitten, dieſen Antrag 
nicht anzunehmen. Herr Geh.-Rath Engel hat für mich nicht genügend motivirt, 
warum wir ung in biefem Yalle gerade mit dem Volkswirthſchaftlichen Congreß 
zufammenthun follen. Es wiberjpricht dies unferen bisherigen Traditionen. 
Aber auch fahlih wird darin die unrichtige Tendenz verfolgt, und von vornherein 
auf einen Compromißſtandpunkt zu fielen. Ich glaube ferner, je größer eime 
ſolche Commiſſion ift, defto ſchwieriger ift e8 ihr, ein ordentliches Elaborat bald 
fertig zu ſtellen. Biel beſſer ift ein einer Kreis; am beften ein einzelner 
Fachmann für eine foldhe Arbeit. Außerdem find ja auch mehrere unferer Mit- 
glieder zugleih Mitglieder des Volkswirthſchaftlicher Congreſſes. Dieſe können 
jih an den Arbeiten beider Berfammlungen mit Erfolg betheiligen und eine 
jachliche Annäherung in diefer Trage der Caſſen vertreten. Meines Erachtens 
liegt aber fein triftiger Grund vor zu einer gemeinfamen Commiſſion, und ih 
bitte, den Antrag abzulehnen. 


Dr. Genſel (Leipzig): Auch ich gehöre dem Ausihuß des Vollswirth⸗ 
Ihaftlihen Congrefies als Mitglied an. ALS Ihr Vorftand mir die Ehre erwieß, 
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mich zu einem Correferat in der Steuerfrage aufzufordern, da muß ich offen 
geftehen, daß ich dies als ein Zeichen dafür aufgefaßt habe, daß die Beziehungen 
zwilchen ben beiden Congreſſen fich freundlicher geftaltet hätten als e8 bis dahin 
der Fall war. Ich kann Ihnen verfihern, daß die Nachricht, Ihr Vorſitzender 
wirde dem Volkswirthſchaftlichen Congreſſe die Ehre feines Beſuches erweiſen, ınit 
großer Freude aufgenommen worden if. Wir haben dann fehr bedauert, daß 
& ihm ummöglich gemacht war, diefen Vorſatz auszuführen. Ich kann Ihnen 
ebenfo verfichern, daß, wenn die anderen Herren zum Volkswirthſchaftlichen Congreß 
gefommen wären, fie mit Freuden dort aufgenommen worden wären. Sie können 
annehmen, daß Ste diefelben Meinungen, wie heute hier, auch dort gefunden haben 
würden. Gerade in Bezug auf das Invalidencaffenwefen möchte ich Sie wirklich 
bitten, die beiderſeitigen Vorſchläge einmal zu vergleichen. Die Differenzen laufen 
auf fehr kleine Nuancen hinaus, auf weit kleinere Abweihungen, als heute 
zwiſchen den Theſen des Referenten und Correferenten. Eine Differenz findet 
nur ftatt ım legten Satze, und wäre das Amendement Ihres VBorfigenden an: 
genommen worden, jo würde vie — (Borf. Prof. Dr. Naſſe: 58 ift an- 
genommen!) Bitte um Entichuldigung! Jedoch das Letzte Amendement, das von 
Herm Dr. Eras, wäre dad angenommen worden, fo würde vollſtändige materielle 
Uebereinſtimmung berrihen. Da id num aber Mitglied des Ausſchuſſes des 
Congreſſes bin, jo werden Sie mir erlaffen, mich jest über den Antrag ſpeciell 
auszuſprechen. Ich bitte alfo um die Erlaubniß, mich darüber der Abſtimmung 
enthalten zu dürfen. Das aber glaube ih Ihnen verfichern zu können, daß, 
wenn an den ftändigen Ausſchuß des Congreſſes eine berartige Aufforderung 
gelangte, fie mit großer Bereitwilligfeit angenommen werben würde. Was Die 
Zahl anbetrifft, jo ift, wenn Sie drei Mitglieder ernennen, und der andern 
Seite auch drei zu wählen überlafien, die Zahl keineswegs zu groß. Ueber 
diefen Antrag bier als Mitglied des Vereins für Soctalpolitit abzuftimmen, 
dazu Halte ich mich nicht in der Lage; aber das glaube ich verfichern zu können, 
daß er mit Freuden aufgenommen werben wird. 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: In Folge diefer freundlichen Worte ziehe ich 
meinen Widerſpruch zurüd und empfehle die Annahme des Antrags Engel. 


Dr. Engel: Ih darf jagen, daß mid bei Stellung meine Antrags 
lediglich die Zweckmäßigkeit geleitet hat. Der Volkswirthſchaftliche Congreß be= 
Khäftigt fich feit drei Jahren mit der Frage der Arbeiter: Penfionscafjen und hat 
in Diefer Angelegenheit eine Menge Material zu Tage gefördert, aber gerade 
dort finden fich fehr lebhafte Gegner derjenigen Anfichten, die hier ausgeſprochen 
wurben, und insbeſondere Gegfter der von Herrn Dr. Max Hirjch vertretenen 
Anfigten. Da wir indeß jest nicht mehr allzumeit den Anſichten des Volls— 
wirthſchaftlichen Congreſſes entfernt ftehen, fo halte ich e8 für zweckmäßig, daß 
ein gemeinfamer Antrag aus beiden vollöwirthichaftlichen Lagern an den Reichstag 
gelangt und nicht deren zwei. — Warum wir das jest machen follen und nicht 
\hon früher gethan haben, dafür habe ich nur die Antwort, daß früher ver 
Hall nicht vorlag, daß beide Eongrefie in einer Satfon ſich mit ein und ber- 
ſelben Sache beichäftigten. 
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Prof. Brentano: Wenn ih das Wort — fo geſchieht Dies 
lediglich, um meine Abftimmug zu motiviren. Ich werde gegen Den Antrag 
bes Geh. Rath Engel ſtimmen, und möchte nur em paar Worte jagen, damit 
meine Abftimmung nicht etwa dahin mißverſtanden werde, als ob fie ans Ab- 
neigung gegen den Boflöwirtbichaftlihen Congreß erfolge. Meine Motive find 
vielmehr gleichfalls Zweckmäßigkeitegründe. Diele führen mic jedoch zu Dem 
entgegengejetten Refultate wie Herrn Dr. Engel Herr Engel hält es für 
unnüg, Daß an den Reichstag zwei Gefegentwürfe gelangen, und auch id; würde 
zwei Entwürfe für unnütz halten, wenn beide Congreffe e8 wären, die den Ent- 
wurf abzufafien Hätten, über den der Reichsſtag debattiren und abftinımen folL 
Es handelt fi) aber lediglich darum, dem Reichstage die über Diele Frage herr⸗ 
Ihenden Anſchauungen vorzutragen. Nun hat uns allerdings Herr Dr. Genjel 
gefagt, daß dieſelben Anfchauungen, die heute bier vertreten wurden, auch auf 
dem Bollewirthichaftlihen Congreſſe vertreten waren, nur feien bie Nuancen 
etwas ander gemifcht gemejen: diejenige, die hier überwiege, fei dort in ber 
Minorität, und umgefehrt. Aber, meine Herren, gerade dies ift es, worauf es 
anfommt. Würde ein von beiden Berfammlungen beftellter gemeisffomer Aus- 
ſchuß einen einzigen Gefegentwurf vereinbaren, jo müßte nothwendig eine Nuance 
niht zur Geltung gelangen. Ich finde e8 aber recht zweckmäßig, daß ber 
Reichstag beide Nuancen fernen lerne. 


Prof. Dr. Held: Die fachlichen Gründe, die mein Freund Brentano 
gegen den Antrag vorgeführt hat, find gewiß von großem Gewidt, und jie 
würden mir vollſtändig genügt haben, den Untrag Engel nicht zur ſtellen. Aber 
der Antrog ift geftellt, und er ift von Dr. Genfel zwar nicht officiell ange: 
nommen, er bat fich aber im einer ſolchen Weife darüber geäußert, daß wir 
durch Ablehnung dieſes Antrages zeigen würden, daß wir Diefelben Gefinnungen, 
die ein Witglied des re Songrefies fir uns hat, nidt auch 
für ihn haben, und deshalb muß ich bitten, den Antrag anzunehmen , nachdem 
er einmal geſtellt und fo freundlich beſprochen iſt. 


Prof. Wagner: Ich glaube, Die Eonfequenz der Annahme dieſes Antrages 
ft, dag wir Dann überhaupt auf eine vollftändige Berfhmelzung mit dem Bolfs- 
wirthſchaftlichen Congreſſe hinauskommen. Das bat ja gewiß Vieles fir fich, 
wenigftend nad der Anficht Mancher; aber dann muß man e8 aud oflen thun. 
Jedoch fo ohne Weiteres dergleichen in einem Specialfall thun, dafür jehe ich 
feinen Grund! — Alſo, entweder beſchließen Sie Direct die ereinigung unferes 
Vereins mit dem voltswirthichaftlichen Congreſſe, oder beichließen Cie, für fid, 
allein weiter vorzugehen, Eins von beiden ift nur möglich! 


Prof. Dr. Held. Herr Brof. Wagner*zieht gern weitgehende Conſe⸗ 
quenzen. ch glaube aber, daß die Nothwendigkeit, die er anführt, nicht vor— 
liegt. Der Soltswirtbfeiftfice Congreß fteht auf dem Boden der freien Con- 
currenz , und kann eine Vereinigung mit und, nachdem wir einmal felbftändig 
aufgetreten find, und dadurch eine belebende Concurrenz befteht, gar nicht wün—⸗ 
ihen. Ich ſehe deshalb nicht ein, warum man nicht in einem einzelnen Fall, 
zur Erreihung eines außerhalb der Vereinsdebatten liegenden Ziele, nämlich 
zur Ausarbeitung eines ſolchen Geſetzentwurfs, einmal zufammengeben follte! 
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Dr. Hirſch: Ich möchte nur für alle Fälle, im Intereſſe ber Sache, 
den eventuellen Antrag ftellen, daß wir den Antrag des Herrn Dr. Engel: 
„wen Ausſchuß gu beauftragen u. ſ. w.“ —, trennen von dem: „im Vereine 
mit dem Ausſchuß des Volkswirthſchaftlichen Congreſſes“. Denn, follte aus 
irgend welchen Gründen die Verſammlung die Bereinigung mit dem Ausſchuß 
— — ſo keönnen wir doch beſchließen, daß wir die Sache allein in die 

nehmen. 


Dr. Thiel: Der Antrag Engel ift doch immerhin von einer gemiflen 
Tragweite. Er ift präjubiciell für die Stellung der beiden Geſellſchaften zu ein- 
ander, und deshalb glaube ich, daß mir bei dieſer vorgerüdten Stunde und bei 
der ſchwachen Betheiligung eine Beſchlußfafſung unterlaffen, die doch die nicht- 
anmwejenden Mitglieder, wie den ganzen Verein fehr Hark tangirt. ch möchte 
daher bitten, die ganze Sache lieber dem Ausſchuß zu übermeilen. 


Prof. Dr. Naffe: Ih will nur darauf aufmerkſam machen, Daß der 
Vollswirthſchaftliche Congreß ung ſchon bei früheren Gelegenheiten ſehr freundlich 
cutgegen gekommen iſt, und daß er ſchon vor anderthalb Jahren uns erſucht 
hat, auf ſeiner Verſammlung in Wien zu erſcheinen und Referenten neben den 
ſeinigen zu beſtellen, und neben den damals von ihm in Ausſicht genommenen 
Thematen noch andere vorzuſchlagen. Auf dieſes Schreiben bat der Volkswirth— 
ſchaſtliche Congreß eine officielle Antwort gar nicht erhalten, weil keine Ausfchuß- 
fisung vorher ftattfand, und e8 hat für manche Diitgliever den Anfchein gehabt, 
als ob man ihm Habe gar nidt antworten wollen. Um fo mehr freut e8 mid, 
daß durch den Antrag Engel jest Gelegenheit gegeben ıft, ihm das Gegentheil 
zu zeigen! — Es find ja übrigens feine ſcharfen Unterſchiede, Die uns trennen, 
da ja die Linke des Boltswirthichaftlichen Congreſſes fi) mit der Rechten dieſes 
Vereins auf's nächſte berührt. Daher glaube ich auch, daß ein gegenfeitiges 
Beſuchen der Vereine beiven Bereinen zum Vortheil gereiht. Die Confequenz, 
die Herr Prof. Wagner daraus zieht, daß eine vollftändige Verjchmelzung ent: 
Reben möchte, die kann ich nicht ziehen. Da find fehr viele Schwierigkeiten, die 
einer folchen vollftändigen Vereinigung noch entgegentreten. Da nun diefe Ver: 

handlungen in die Deffentlichteit Tommen und die Verhandlungen des Aus- 
ſchuſſes nicht, ſo möchte ich bitten, den Antrag hier anzunehmen. 


Prof. Brentano: Ich kann trog des von den Herren Naſſe und 
Held Gehörten nur den Antrag Thiel unterfiigen. Dabei hege ich allerdings 
nicht die Anſchauung des Prof. Wagner, daß durch Annahme des Antrags 
Engel eine Verſchmelzung beider Vereine herbeigeführt würde. Meine Gründe 
babe ich vielmehr fehon vorhin angegeben, und ich möchte nur noch darauf auf- 
merkſam machen, was ein folder gemeinfamer Ausfhuß, wie ihn Herr Engel 
beantragt, thım Könnte. Wir würden offenbar ſolche Mitglieder in denfelben 
wählen, welche die heute gefaften Reſolutionen ausnahmslos vertreten wilrden, 
und der Volkswirthſchaftliche Congreß würde, menn er jeinerjeit8 auf den Vor— 
Ihlag eingeht, gleichfalls Mitglieder wählen, welche an den von ihm gefaßten 
Rejolutionen ausnahmslos fefthielten.. Die fo zufammengefeste Commilfion 
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könnte aber ſchwerlich zu einem gemeinſamen Reſultate gelangen. Das, was 
erreicht würde, wäre, daß in allen Punkten, in denen die Beſchlüſſe beider Ver⸗ 
fammlungen auseinander geben, befondere Bota abgegeben würden. Wenigftens 
ft nicht abzufehen, daß die Mitglieder unſerer Majorität, vie heute von ben 
Gründen der Minorität nicht überzeugt wurden, dort diefen Gründen größere 
Bedeutung beilegen würben, und umgekehrt. Das Reſultat des gemeinfamen 
Ausſchuſſes Fönnten alſo nur zwei Refultate fein; auch er könnte nur zwei Geleß- 
entwürfe an den Reichstag gelangen laſſen. All gerade Daßjenige, mad Herr 
Dir. Engel dur den gemeinfamen Ausſchuß erreichen will, würde durch den: 
jelben nicht erreicht. 


Die Discuffion wird hierauf geſchloſſen. Ber der Abftimmung wird ber 
Antrag Thiel: die ganze Sache dem Ausſchuß zu übermweifen, angenommen. — 
Damit ift der Gegenftand erledigt. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Wir gaben damit unfere heutige Tagesordnung 
wohl erledigt und ich erlaube mir, Ihnen meinen Dank auszusprechen für die 
Theilnahme an biefen Verhandlungen, ganz beſonders den Herren Gutachtern, 
die die Verhandlungen jo gut worbereitet und fo wejentlich erleichtert haben ; 
und ferner den Referenten und Correferenten, die fie durch ihre Referate jo 
ausgezeichnet eingeleitet haben. Ich glaube, es ift immerhin eine erfreuliche 
Sache, daß zwei, die öffentlihe Meinung jest jo aufregende Tragen bier in jo 
gründlicher Weife von Männern der verfchiedenften Parteien haben erörtert 
werden fönnen, in dem Sinne, in dem wir unſern Verein begründet haben: 
zu forgen, wie wir bie bis jest von umfern Eulturgütern faſt ausgejchloffenen 
Claſſen derfelben möglichft tbeilhaftig machen; wie wir fie beranziehen zu ben 
Gütern des geiftigen und wirtbfchaftlichen Lebens, die den gebildeten Claſſen 
unſeres Volkes eigen find, und wie wir dadurch den Clafjengegenfag und diejen 
Haß befeitigen, der in Deutichland in den letten Jahren ſchon jo große Dimen⸗ 
fionen angenommen bat. Ich danke endlich nod dem Localcomite, welches jo 
große und vielfahe Geſchäfte auf fich genommen und fo Jorgfältig durchgeführt 
hat! Und damit jchließe ich die Sitzung. 


Prof. Brentano: Meine Herren! Ich glaube im Sinne aller An- 
wejenden zu handeln, wenn ic) unferem verehrten Präfidenten den Dank aus- 
Ipreche für die große Umficht und Liebenswürdigkeit, mit der er die Debatten 
geleitet hat. Wenn wir mit dem Verlaufe unferer Verhandlungen zufrieden fein 
Tönnen, fo danken wir dies zum größten Theile feiner vortrefflihen Leitung ! 
(Zuftimmung aus der VBerfammlung.) 


Borf. Brof. Dr. Naffe: Ich danke Ihnen, meine Herren! 
(Schluß 9%/, Uhr Abende.) 
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Borbemerkung. 


—— 


Es iſt den Bemühungen des Präſidiums und der Verlagsbuchhandlung 
gelungen den vorliegenden Band von Gutachten, welde die Verhandlungen 
der diesjährigen Eifenaher Verſammlung vorbereiten follen, erheblich früher 
fertig zu ftellen al3 im vorigen Jahre Wenn derfelbe aber doch ſpäter 
ericheint, al3 von vielen Seiten gewünſcht worden ift, fo muß darauf hin- 
gewiefen werden, daß ein früherer Abſchluß des Manufeript3 nur möglich 
geweſen wäre, wenn man auf mehre der werthvollften Beiträge hätte verzichten 
wollen. Auch um den gegenwärtigen Erſcheinungstermin inne zu halten, hat 
fich Die Redaction zu ihrem großen Bedauern genöthigt gefehen von dem Ab: 
druck eines ihr verfpätet zugegangenen Gutachtens von Herm Heydorn in 
Görlitz abzufehen. 


Bonn, im Juli 1875. 


Dr, €, Naſſe. 





Die Meform des Tehrlingsweſens. 


I. Welche Beränberungen baben fich feit Auflöfung ber alten Gewerbeverfafung 
in ber Lage ber Yehrlinge im Deutſchland in ber Groß- und Kleininbuftrie 
volljogen ? 

II. Welche Berbefierungen lönnen mit Erfolg burd bie freie Thätigleit von 
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I. 
Gutachten 


erſtattet von 
Friedrich von König, 
Fabrikbefitzer in Oberzell bei Würzburg. 


Es iſt ein erfreuliche Zeichen der Neuzeit, daß man ſich fo eifrig 
mit den focialen Fragen beichäftigt, wenn auch bier das Sprüchwort mit- 
fpielt: „die Noth lehrt beten“. 

Freilich, alle diefe Beftrebungen können wohl kaum mehr erreichen, als 
einzelne beſtehende Uebelftände zu Iindern und den Drud vorhandener Mif- 
verhältniffe abzufhwäcen; eine eigentliche Löſung der focialen Frage werben 
fie nie herbeiführen, weil fie allgemeine Zufriedenheit niemalseſchaffen können 
und ohne Zufriedenheit auch fein wahrer Frieden denkbar ift. 

Der Hang zu Neid und Ungunft wurzelt nun einmal tief in der menſch⸗ 
lichen Natur; und wo nicht die Religion ftärfer ift, als menjchliche Leiven- 
Ichaften, wird dies Gefühl ſtets, mehr oder weniger, das Herz des Minber- 
begünftigten erfüllen. 

Es kann aber der Natur der Dinge nad) nicht anders fein, als daß 
die Mehrzahl nicht befriedigt von ihrem Yoofe iſt und Veränderungen erftrebt, 
weil immer nur eine kleine Minderzahl einen größeren Befis haben wird, 
vie Wenig und Nichts Befigenden die Mehrzahl ausmachen werben. 

Biel umgleiher als die äußeren Güter vertheilt die Vorfehung die 
inneren Güter an die Menfchen. 

Wohl mag meiftend dem Einzelnen, bis zu einer gewiſſen Grenze, 
feine Stellung durch den Zufall der Geburt angemwiejfen fein, — aber im 
Großen und Ganzen ift e8 doch die Ungleichheit der inneren menfchlichen 
Eigenſchaften, Fähigkeiten und Leiftungen, was ſtufenweiſe die Ungleichheit 
der ganzen Stände, nach gefellichaftlicher wie materieller Stellung, geichaffen 
bat und erhalten wird, fo lange die Welt fteht. | 

Darum Haben fociale, die Mehrzahl bevrüdende Mißverhältnifie beftans 
den zu allen Zeiten und werben immerfort beftehen, fogut wie heute, nur, 
je nad) der Zeit, unter anderem Namen und Gewande. 

Wenn diefe Trage die Gemüther heute mehr bewegt, als z. B. vor 
einem halben Jahrhundert, fo liegt der Grund darin, daß die überrajche, 
jähe Entwicklung der Großinduſtrie Centralpunkte geichaffen hat, in welden 
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alle Uebelſtände dem Auge wahrnehmbarer werden, die Gegenſätze greller zu 
Tage treten. Man iſt der ſocialen Uebel mehr bewußt geworden, leider 
etwas zu ſpät. Dieſes zu ſpäte Erkennen trifft vorerſt die Arbeitgeber ſelbſt. 

Es wird heute noch in vielen, ſelbſt gebildeten Kreiſen jeder Fabrikherr 
für ein wahres Ungeheuer gehalten, für eine Art Vampyr, welcher nur Geld 
zuſammenhäuft und ſeine Arbeiter ſchindet wie ein Sclavenhalter. Gewiß 
mit Unrecht! Mag auch viele Arbeitgeber gerechter Tadel treffen, ſo iſt doch 
im Ganzen wohl von keinem andern Stande im letzten Jahrzehnt ſo Vieles 
für gemeinnützige, wohlthätige Einrichtungen und Zwecke gethan worden, als 
gerade von den Großinduſtriellen — aber alle dieſe Schritte hätten 20 Jahre 
früher geſchehen ſollen, jetzt war die Wirkung gar oft von vornherein abge— 
ſchwächt, weil verſpätet. 

Es thut Noth, daran zu mahnen, bei einer ſo wichtigen Frage wie 
dem Lehrlingsweſen, nicht in denſelben Fehler zu verfallen. 

Möge man die bitteren Erfahrungen der Gegenwart benutzen, um zeitig 
genug für die Zukunft zu ſorgen. Die Aufgabe iſt: aus der Lehrjugend 
eine lernende Jugend zu machen, und ſo ein Geſchlecht heranzubilden, welches 
ſich ſeiner Pflichten ebenſo bewußt iſt, wie ſeiner Rechte, welches, ſtatt utopiſchen 
und reſultatloſen Hirngeſpinnſten nachzujagen, nach erreichbaren Zielen ſtrebt, 
zu ſeinem und der Geſammtheit Beſtem. 

Auf die erſte der geſtellten Fragen: 

1) welcheVeränderungen haben ſich ſeit Auflöſung der 
alten Gewerbeverfaſſung in der Lage der Lehrlinge 
vollzogen? 

detaillirt einzugeben, bin ich nicht in der Lage, da mir hinreichende Anhalts⸗ 
punfte fehlen. 

Thatſache iſt, daß der Stand der Lehrlinge moraliih, wie in feinen 
manuellen 2eiftungen in entjchievenem Rückgang fich befindet; audgelernte, 
tüchtige Arbeiter werben feltener; ebenjo unzweifelhaft iſt, Daß anderfeitd Die 
Zohnverbältniffe der Lehrlinge fich gegen früher erheblich gebeilert haben. 

Einen wefentlihen Antheil an der Degeneration der Lehrlinge trägt 
fiher die Alles überwuchernde Großinduſtrie. Sie entzieht der Kleininduftrie, 
dem Handwerk nicht nur die befjeren Arbeiter, auch die fähigeren Lehrlinge. 
In den Fabriken, welche meift keine feharfe Sonderung zwiſchen Arbeiter und 
Lehrling beobachten, winkt dem angehenden Lehrling nicht nur beſſere Be— 
zahlung, fondern auch die Möglichkeit früherer Selbftftändigfeit. 

Es Tiegt hierin eine große Gefahr, weil die jo nothwendige per ſön⸗ 
Lıche Einwirkung des Arbeitgebers, des Vorgeſetzten auf Das jugendliche 
Gemüth fehlt. | 

Bon ganz unmelentlihem Einfluß auf die Geftaltung des Lehrlinge: 
wejend (wenigftend der Großinduftrie) ift wohl die neue Reichögewerbeorbnung 
geweſen, ſchon aus dem einfachen Grunde, weil in der Prarıs vielleicht noch 
niemals ein Geſetz dermaßen ignorirt wurde, wie dieſes. Es enthält eben 
gar fo mande Beltimmungen, die im praktiſchen eben einfach nicht durch 
zuführen find. 
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Der Beantwortung der zweiten Frage: 

2) welde Berbefferungen können mit Erfolg durch die 
freie Thätigkeit von einzelnen Arbeitgebern, fowie 
von Arbeiter= und Arbeitgeber-Bereinen angebahnt 
werden? 

muß ih die Bemerkung vorausſchicken, daß ich als das Grundübel in den 
jetzigen Tehrlingöverhältniffen deren verfrühte Selbftftändigkett betrachte. 

Die Jugend der beijeren Stände wächſt unter einer viel ftrengeren 
Zucht heran. Gehorſam beugt fi) noch der 19jährige Primaner unter der 
ftraffen Ordnung der Schule. Ob freudig oder widerwillig, der Knabe muß 
fih von früher Jugend an an hartes, ernſtes Arbeiten gewöhnen, er muß 
lernen zu gehorchen, fi und feine Neigungen unterzuoronen, — und ber: 
jenige, welcher e8 nicht thut, wird ausgeftoßen. 

So wird in Deutichland jener fernige Stamm ernfter und pflichttreuer 
Männer, jener Beamtenftand herangezogen, dem die höchſte Aufgabe: die 
Bermaltung des Gemeinweſens, anvertraut ift, arbeitjam, mäßig in den An: 
fprüden, arm an äußeren Gütern, — aber geachtet vor Anderen. 

Und auch der angehende Commis, oder der verwöhnte Sohn reicher 
Eltern, dem der eigene Trieb fehlt, er ift, wenigftens bis zu einem gewiflen 
Grade, der gleichen zwingenden Nothwendigfeit unterworfen. ‘Denn in ber 
Ferne winkt die Confeription, da hilft jest fein Reichthum mehr; befteht er 
jein Einjährigeneramen nicht, fo kann er drei Jahre im der Kaferne darüber 
nachdenken, welde Früchte e8 bringt, in der Jugend nicht ausgelernt zu haben. 
Es ift dies, neben manden andern heilſamen Einwirkungen, eine der ſegens⸗ 
reichften Conſequenzen unferer vortrefflihen Wehrgeſetze. 


Vergleichen wir num hiegegen, melde Normen bie geiftige und fittliche 
Erziehung desjenigen Theils der Jugend regeln, aus weldem ber Arbeiter: 
fand hervorgeht. 

Mit kaum 13 Jahren, in einem Alter, wo der Charakter ſich zu formen 
erft anfängt, verläßt der Knabe die Werktagsſchule. Ungewohnt ift anfangs 
pie körperliche Anftrengung, aber doch freut fi der Lehrling über ben 
Wechſel, — er iſt doch kein Schulbub mehr und der Lehrer hat ihm nichts 
mehr zu befehlen, höchſtens am Sonntag muß er noch feine zwei Stunden 
Chriftenlehre abfigen. Den erſten Verbienft bringt er nad) Haufe und erhält 
das erfte Tafchengeld. 

Bald gebt fein Summen weiter, er jehnt fich, frei zu werden von anderen 
beichränfenden Banden. Raſch verfließen die erften zwei Jahre; dann fällt 
die längft läſtige disciplinare Auffiht der Sonntagsſchule. Frei, wie jeder 
Erwachſene, darf der unreife 15jährige Knabe fich herumtreiben in Wirths⸗ 
Bäufern, auf Tanzböden, wohl auch ſchlechteren Orten. 

Meift paßt das den Eltern nicht; die wollen des Sohnes Verdienſt im 
Haushalt, manchmal auch für fich felbft verwenden; erft ftreitet, Dann ver- 
handelt man; entweder man einigt fih dahın, daß der Sohn den eigenen 
Eltern ein ſchmales Kofigeld zahlt, — oder der Burfche zieht aus, er beginnt 
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zu „eigenzimmern“. Die legte Leitung, die elterlihe Aufficht erliſcht, mit 
ihr geht frühzeitig der Sinn für die Familie verloren, frühzeitig erwacht die 
Neigung zum crafjeften Egoiömus, 

Wohl hat er jest die erfehnte Selbſtſtändigkeit erlangt, aber zu feinem 
Aerger betrachtet ihn die Umgebung doch gewilfermaßen immer noch als 
Lehrling, — und als folden bezahlt ihm der Lehrherr, denn halb iſt das 
Können. Da thut er einen Schritt weiter; er wandert oder wechſelt doch 
wenigſtens die Arbeitsſtelle. Draußen, da kennt man ihn nicht, da kann er 
wohl feiter auftreten, dabei höheren Verdienft erlangen, fih mehr Genuß 
verichaffen. 

Leichtlebig ıft die Jugend; mit dem ihr eigenen Ungeftüm leert er ben 
Kelch materiellen Genuſſes, ohne an die Zukunft zu denken, e8 find, um 
einen gewagten Bergleih anzumenden: die Stubentenjahre des Wrbeiters. 
Und wie al’ fein bisheriges Thun den Stempel des Unzeitigen getragen, jo 
ift es häufig mit dem Schluß: der Ehe. Borzeitig wird geheirathet, mandmal 
überdies ala „beflere - Hälfte” eine gleichfalls „eigenzimmernde” Habitude 
vom Tanzboden geholt — — und nun beginnt die Kehrfeite. 

Die Einnahme bleibt, die Ausgaben wachſen lawinenartig; nichts im 
Voraus geipart, — und unfähig mit Geld vernünftig zu wirthſchaften, 
unwillig, die ſeitherigen Lebensgewohnheiten zu beſchränken, — ſo verliert das 
Familienleben bald feinen Reiz; je mehr die Familie wächſt, um fo zer: 
rütteter werden die Berhältniffe, aus dem frühreifen Lehrling ift einer jener 
verbitterten Männer geworden, welche, ftatt prüfend bei fich ſelbſt anzufangen, 
mit Staat, Geſellſchaft, Kirche und der göttlichen Weltordnung hadern. Dies 
Bild ift nicht Phantafie, es ıft Wahrheit aus dem wirklichen Leben; es mag 
nicht gerade auf die Mehrheit der Lehrlinge überhaupt anmwenbbar fein, 
ficherlich aber auf die Mehrheit Derjenigen, welche Belenner der Toctaliftifchen 
Lehren werden — aus den Reihen frühreifer, mangelhaft ausgebildeter Lehr: 
linge erhält die Socialdemofratie fortwährend den ficherften Zuwachs. 

Hierin iſt feine Wendung zum Befjeren zu erwarten, jo lange nicht ber 
Grundſatz zu voller Geltung kommt: daß der Lehrling erſt das ent|prechenbe 
Map von Leiftungen erreicht haben muß, und daß er erft gelernt haben Toll, 
die Freiheit richtig zu benugen, — ehe man ihm die Selbitftändigfeit, die 
Freiheit giebt. 

In unferem Etablifjement haben wir diefen Grundja in weiteftem 
Maße zur Anwendung gebracht. Daß er richtig ift, zeigt der zunehmende 
Erfolg. 

Mögen Theoretifer über mande Details unferes Lehrlingsregulativs den 
Kopf Ichütteln, mir iſt die Form ganz gleichgültig, wenn nur der Zweck ein 
guter und in der gewählten Form ein erreihbarer if. 

Wir Haben zunächſt eine ſcharfe Sonderung zwifchen Lehrlingen und 
den gelernten, erwachlenen Arbeitern eingeführt. Letztere haben gewiſſe cor- 
porative Rechte: ganz in ihrer Hand ift die Verwaltung der zahlreichen, von 
der Firma fubventionirten Yabrikfaffen, ihnen ward die Ausarbeitung der 
Fabrikordnung überlafien, fie können die Dauer der Arbeitözeit abändern, 
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fie beftimmen ben Lohn der Lehrlinge, fie entſcheiden über Zulaſſung bes 
Lehrlings zum gemeinfamen (Gruppen-) Aecord x. Ron al’ Diefem ift der 
Lehrling ausgeſchloſſen, ibm find nur materielle Vortheile vorbehalten; er 
fol es wifjen und fühlen, daß er eben noch zu lemen bat und, bis er es 
dabin gebradt, in abhängiger Stellung ift. 

Bis zu erreidhtem Conferiptionsalter wird ein Jeder als Lehrling 
betrachtet und gehalten. Diefer Beftimmung ven gehörigen Nachdruck zu 
geben, bleibt per Tag 1 Sr. des Lohne als Caution ftehen, das ‘Doppelte 
legt die Firma in die Cautionskaſſe, gleihlam als eine Prämie. Der fo 
fih jammelnde Betrag verfällt, und zwar zu Gunften der Arbeiter, wenn ber 
Lehrling vor beendeter Lehrzeit austritt, Dagegen wird ihm Gaution und 
Prämie fammt aufgelaufenen Zinfen, bei Aufnahme in ven Arbeiterverband 
ausgezahlt, nachdem er feine Lehrzeit pflichttreu durchgemacht. 

Diefe Einrichtung ift nebenbei auch eine factiihe Sparanlage und als 
ſolche wird fie bereits betrachtet. Wenn eimmal ein folder eriter Stod von 
80—90 fl. fihtbar eriftirt, dann fängt das Sparen erft an, Freude zu 
machen, und in der That Iegen die meiften audgelernten Lehrlinge die aus: 
gezahlte Kaution und Prämie fofort wieder in der Fabrikſparkaſſe an. 

Aehnlich ift e8 mit der hier beftehenden Soldatenkaſſe. In dieſelbe 
zahlt jeder Lehrling gleichfalls 1 Kr. per Tag, die Firma das Dreifache. 
Ber Soldat wird, erhält jährlich im Dienft ſo viel, als er bis dahın in 
Summa beigefteuert hatte (bei Gjähriger Lehrzeit circa 28—30 fl.), der von 
der Firma eingezahlte Betrag wird für ihn in der Fabrikſparkaſſe angelegt, 
jo daß der vom Dienft heimfehrende Soldat ein für ihn gelpartes Capital 
von 100—150 fl. vorfindet. 

Diefe Einrichtung ſpornt, ähnlich mie die Cautiondfaffe, den Lehrling 
an, willig feine Lehrlingszeit auszuharren, fie macht außerdem bie heran: 
wachſende Jugend empfänglicher für die Ehre des Waffendienftes. 


Ich babe diefe beiden hier beftehenven Kaſſen erwähnt, um darauf hin- 
zudeuten, daß vor Allen der Arbeitgeber felbft durch freie Thätigkeit Ver⸗ 
beflerungen im Lehrlingsweſen anbahnen kann. Berichiedenartig, je nach den 
örtlichen Verhältniſſen, aber überall fann der Arbeitgeber, wenn er nur 
ernftlih will und Opfer nicht fcheut, Einrichtungen treffen, welche den Lehrling 
zum Aushalten der Lehrzeit anfpornen. Welcher Art diefe Einrichtungen aber 
aud find, zweierlei ift nöthig: 1) fie müffen dem Lehrling materielle Vor— 
theile in Ausſicht fielen; 2) jie dürfen nicht für den Moment berechnet, 

fondern fie müflen von dauernden Nachwirkungen für die pätere Zukunft fein. 

Großen Werth lege id ferner darauf, daß der Urbeitgeber der Schul: 
ausbildung feiner Lehrlinge warmes Intereffe zumende. Sein Kreuzer, welcher 
für Ausbildung der Jugend ausgegeben wird, ift verlorened Capital, feine 
Ausgabe wirft, in den fittlihen wie materiellen Folgen, jo fegensreih und 
nachhaltig fort. 

Bei größeren Etablijjements ift die Errichtung einer eigenen Yabrif- 
fortbildungsfhule dem Beſuche der allgemeinen Fortbildungsihulen entſchieden 
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vorzuziehen, ſchon deömegen, weil hiebei die perfünlichen Beziehungen zwiſchen 
Lehrherrn und Lehrling reger erhalten werben Eönnen. 

‘Der Unterricht —* nie des Abends, ſondern durchaus während der 
Arbeitszeit, womöglich Vormittags, wo Körper und Geiſt friſch ſind, ſtatt⸗ 
finden. Für die in der Schule verbrachte Zeit ſollte nichts am Lohn gemin- 
dert werden. Im meiner Schule babe ich vier Klaſſen, der vollſtändige Beſuch 
dauert 4 Jahre. Die zwei erften Jahre find obligatorifch für jeven Lehrling 
aus Zell, in die oberen Klaſſen, wo ich mich auch am Unterricht betbeilige, 
rüden nur die befieren Kräfte. Hier in der Schule lerne ich perjönlich die 
geiftigen und fittlichen Eigenfchaften jedes Einzelnen kennen und kann im 
Berein mit dem Lehrer entſprechend auf ihn eimvirfen. 

Es fol und darf in folden Schulen nicht ein Bielerlei von Stoff in 
den Köpfen zufanmengetragen werden, wohl aber müſſen die Füden unjerer 
meift jo mangelhaften Volksſchulen ausgefüllt und die Burfhe zu Flarem, 
folgerichtigen ‘Denten angeleitet werden. 

Eines lernen übrigens diefe Schüler alle: ven Werth Des Geldes 
erkennen und richtig mit Geld umzugehen. Wenigftend iſt mir der Fall noch 
nicht vorgefommen, daß ein folder Schüler ein übler Wirtbichafter geworben 
wäre. Das aber ift eine Hauptfade. Denn fo lange die große Mehrzahl 
der Arbeiter (zumal in größeren Induftriebezirten) nicht verfteht, Geld ver- 
nünftig zu berivenden, wie dies ber Gebildete thut, fo lange ıft diefen 
Leuten nicht zu helfen, — auch nicht mit den höchften Löhnen. 

Noch eine welentliche vortheilhafte Seite der Fabrik⸗ und Fortbildungs- 
Schulen überhaupt muß ich hervorheben. Sie begünftigen und verſtärken bie 
Disciplin und vor Allem: fie tragen, gerade in ver gefährlichlten Uebergangs⸗ 
periode, jehr- viel bei zu gemindertem Beſuche des Wirthöhanfes, diefer Brut- 
ftätte für dad „Lumpenthum“. 

Faſſen wir das Vorgejagte zufammen, To fol der Lehrherr die Yehrlinge 
erziehen, wie der einſichtsvolle Vater die Kinder, durch Strenge mit Liebe 
“gepaart, ımd hiezu iſt nöthig: ftraffe Zucht, möglichſt ausgedehnte Lehrzeit, 
reichlich dotirte und praftiich eingerichtete Lehrlingstaffen, Förderung guter 
Schulbildung. 


Wenn fchon einzelne Arbeitgeber auf diefem Wege Vieles erreichen können, 
jo gilt dies in erhöhtem Maße von ganzen Wrbeitgebervereinen, zumal dann, 
wenn die in ſolchem Ball ſchwer wiegende moralifche Unterftügung beſtehender 
Arbeitervereine ihnen zur Seite ftünde. 

Die dritte Frage: 

3) Kann die Gefeggebung fördernd und anregend oder 
zwingend einwirfen? 
beantworte ich unbedingt bejahend. Freilich muß ich hiebei die Entfcheidung : 
in wie weit ein birectes Eingreifen der Geſetzgebung in die Lehrlings- 
verhältniffe möglich ift, den competenten Fachmännern überlaffen. Große 
Schwierigkeiten bietet diefe Trage, Ihon wegen der unendlichen Mannigfaltigkeit 
der Induſtrie. 
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Im Uebrigen bin ich überzeugt, daß die zwangsweiſe Einführung von, 
durch die Principale ausreichend zu ſubventionirenden Lehrlingskaſſen, die 
geſetzliche Verallgemeinerung von Inſtitutionen, welche ſchon durch das ma⸗ 
terielle Intereſſe den Lehrling zum pflichtmäßigen Aushalten der Lehrzeit 
antreiben, — und anberfeitS die gleihmäßige Feſtſetzung einer möglichft 
Langen Lehrzeit, die gefegliche Scharfe Sonderung zwifchen Lehrling und Arbeiter 
auch in der Großinduſtrie von ſehr heilfamen Folgen fein würde. 

Dann dürfte man aber nicht bei halben Maßregeln ftehen bleiben, 
insbeſondere dürfte die Geſetzgebung nicht blöde in ihren Anforderungen an 
bie Arbeitgeber fein und endlich müßte Die Durchführung, die Befolgung der 
einmal gefaßten Lehrlingögelege mit drakoniſcher Strenge überwacht werben. 

Aber viel mehr und fiherer kann der Staat helfen auf indirectem 
indem er ben Boden für eine fünftige Wandlung zum Belferen vor⸗ 

ereitet. j 


Seit einer langen Reihe von Jahren Ieben wir in einem wahren 
Platzregen liberaler Gelege und Neuerungen, welche das Gewand der Huma- 
nität tragen und in der Idee gar jchön find; aber faft alle fommen vor- 
zeitig, weil die unendliche Mehrzahl des Volks unfähig ift, Das Dargebotene 
zu verftehen und richtig zu benugen. ‘Der gute Samen fällt auf ungeaderten 
Boden, geht gar nicht auf oder ſchießt in's Unkraut. 

Darum wird die Geſetzgebung aud in der Lehrlingöfrage das Beſte 
und MWichtigfte thun, wenn fie wor Allen den Boden vorbereitet, ein gutes 
Fundament ſchafft. Und da muß angefangen werben mit dem Anfang: 
der Volksſchule. 

Wie hoch auch unfere höheren Lehranftalten daſtehen mögen — ber 
Zuſtand der Volksſchule ift immer noch ein kläglicher. Wie häufig ift es, 
daß ein Mann 70, 80 und mehr Kinder aus 4, 5, ja 7 Yahrgängen gleid)= 
zeitig unterrichten fol. Da ift auch der tüchtigfte Lehrer nicht im Stande, 
etwas Eriprießliches zu leiſten. Als PVorftand meiner Gemeinde habe ich 
zur Genüge Gelegenheit gehabt, dieſe grellen Mißſtände zu beobachten, ich 
habe mich aber auch überzeugt, wie. viel in verhältnißmäßig kurzer Zeit 
gebefiert werden kann, wenn nur mit feftem Willen durchgegriffen wird und 
man vor einigen Opfern mcht zurüdicheut. 

Was wir vor Allem brauchen, ift: Ausgiebige Vermehrung der Volks⸗ 
ſchulen nebft thunlichft weitgehender Durchführung des Klaſſenſyſtems. Hier 
fann nur der Staat vorgehen; in den Gemeinden ift die Indolenz zu vor= 
berrichend, von ihnen tft nichts zu hoffen. 


Der zweite Punkt ift die Schulzeit. Anfang und Ente find gegen- 
wärtig entichieven verfrüht. Ganz unfertig wird der Knabe in's äußere 
Leben hineingeworfen. 

Was als Kind gelernt worden, ift häufig in wenig Jahren wieder 
vergefien. Man Iafle die Kinder ein Jahr ſpäter eintreten und mindeſtens 
ein Jahr fpäter,. alſo keinenfalls vor dem 15. Jahre, die Schule verlaffen. 
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Ih gebe zu, Daß hiemit manche Eltern, melde auch auf den Neben- 
verdienft der Kinder angemiejen find, unzufrieden fein mögen; aber jebe 
Uebergangsperiode verlegt die Intereifen Einzelner, bis die Aenderung ſchließ⸗ 
ih Doch zur Gewohnheit wird. Derartige Nüdfichten dürfen das Große 
und Ganze, fofern e8 nur gut iſt, nicht aufhalten. 


So erhält der Lehrherr bereits ein reiferes, innerlich beſſer ausgebilvetes 
Material. Der Knabe wird Lehrling, er kommt in die eigentlichen Ent= 
wicklungsjahre, in welden eine richtige Leitung und Auffiht am dringendften 
geboten ft. Hiezu iſt aber vor Allem erforderlih, daß ihm der Begriff 
des Gehorchenmüſſens erhalten bleibt. Deswegen müßte die Disciplinare 
Gewalt des Vorſtandes der Sonntagsfchule und des Geiftlihen jo lange als 
nur thunlich ausgedehnt und ftreng gehandhabt werben. Ganz beſonders 
follte, wo es die Iocalen Berhältnifje irgendwie erinöglichen, der Beſuch der 
Wirthshäufer durch Sonntagsſchüler rückſichtslos geftraft werden. Bei ung 
in Bayern war das größte Unglüd für die Lehrlinge die Herabfegung der 
Sonntagsſchulpflicht vom vollendeten 18. auf das 15. Lebensjahr. Nichts 
er in Bayern in gleihem Maße die Bermilderung des Lehrlingsftandes 
gefördert. — 

Auch von Staatöwegen ift die Errichtung von Fortbildungsſchulen an- 
zuftreben, wo es die Verhältniſſe irgendwie geftatten. Wenn und wo es 
möglich, follte der Beſuch obligatoriſch fein. 

Ih wage es, ſchließlich noch eine Frage aufzumerfen, weldye vielleicht 
von mancher Seite belächelt werden mag, immerhin aber doch vielleicht des 
Nachdenkens werth iſt. 

Wie nun einmal die große Maſſe iſt, ſie wird einen Widerwillen gegen 
Verlängerung der Schulzeit oder gar weitere Fortbildung der Jugend nach 
beendeter Werktagsſchule empfinden. Dieſer Widerwille entſpringt zumeiſt 
aus materiellen Erwägungen, deshalb können nur materielle Vortheile ihn 
nach und nach beſeitigen. 

Dieſes —— frage ich: Sollte es nicht möglich ſein, auf dem 
Wege der Geſetzgebung einen Modus zu finden, welcher gewiſſe Vortheile, 
ſowie Nachtheile in Betreff der Militärdienſtzeit an das Maß der erreichten 
und bis zur Conſcription bewahrten Schulausbildung knüpft? 

Ein derartiges Geſetz wäre der gewaltige Verbündete für alle Diejenigen, 
welche mit der Jugend zu thun haben: Die Ausſicht, je nad) Befund 21/,, 
3 oder 31/, Jahre präfent zu bleiben, würde, wie für Alle, jo auch für die 
Lehrlinge der ſchärfſte Sporn fein, in den Yugenbjahren ihre Zeit richtig. und 
vernünftig zu verwenden. 








I. 
Gutachten 


erſtattet von 
Landrath Melbec in Solingen ). 


Die bis zur Emanation der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
geltende Gewerbegeſetzgebung hatte dem Lehrlingsweſen eine beſondere Fürſorge 
gewidmet. Sie ging von dem Gedanken aus, daß den jungen Leuten, welche 
ihre Intereſſen noch nicht ſelbſtſtändig zu wahren im Stände find und in 
vielen Fällen eines Hinlänglichen Schuges ihrer Eltern oder Vormünder ent: 
behren, ver erforderlihe Schuß von Seiten des Staat gewährt werben müfle. 

Nach der früheren Gewerbeverfaffung mußte 

1) das Lehrverhältniß durch einen ſchrift lichen Vertrag feftgeftellt werben. 

2) Fand die Aufnahme des Lehrlings nicht vor einer Innung ftatt, fo 
mußte diefelbe vor ver Communalbebörde und zwar mit Zu⸗ 
ziehbung zweier unbeicholtener Gemeindeglieder, womöglich folcher, welche 
daſſelbe Gewerbe felbftftändig betreiben, erfolgen. 
Bor der Aufnahme mußte die Befugniß des Lehrherrn zur 
Haltung von Lehrlingen amtlich feftgeftellt werben; er mußte 
die Meifterprüfung beftanden und alfo die Qualification zur Aus- 
bildung von Lehrlingen nachgewiefen haben. 

Der Lehrling mußte darthun, daß er lefen, ſchreiben nud 
rechnen könne und durch Beicheinigung nachweilen, daß er in ber 
Slaubens- und GSittenlehre genügende Kenntniffe befige. Nur aus 
erheblichen Gründen durfte einem Mangel an dieſen Kenntniſſen nach⸗ 


3 


Te 


_. 3 Der Berfafier ift Landrath in einer Gegend, welche eigenthümliche Verhält⸗ 
niſſe anfzumeifen bat, da ın Solingen wie in Remſcheid die blühende Eifen- und 
Stahlwaareninduftrie trot ihrer großen Ausdehnung und ihres bedeutenden Erport® 
doch feine Großinbuftrie im vollen Sinne bes Worts if. Vielmehr arbeiten meift 
J Meiſter mit wenigen Hülfsarbeitern in ihren eigenen beſonderen Räumen 
für Die großen Unternehmer. Herr Landrath Melbeck war leider nicht im Stande, 
das von ihm gewünſchte vollſtändige Material zu bekommen und entjchloß fich daher, 
nur feine eigenen Gedanken in fürzefter Form zu flizziren. Wir bringen biefe 
Skigge, die auf reichlicher Erfahrung eines mit den Berhältnifien feiner Gegend 
genau befannten Mannes beruht, zum Abdruck, obwohl fie den üblichen Umfang 
der Gutachten nicht erreicht. ' Die Red. 
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gefehen werden. Der Lehrherr war alsdann verpflichtet, für die Nad- 
hülfe nach den Anordnungen der Ortsſchulbehörde zu forgen. 

4) Die Feſtſetzung über alle das Lehrverhältniß betreffenden Verabredungen, 
bie Verpflichtungen und Berechtigungen des Lehrherrn wie des Lehrling 
war in umfafjendfter Weiſe vom Geſetze angeordnet. 

Die Ausführung diefer Beftimmungen begegnete weder bei dem gemöhn- 
lihen Handwerk, nod in der Hausınduftrie (des Eolinger Fabrikbezirks) 
weſentlichen Ecmierigkeiten. Die meisten Arbeiter diefer Induſtrie, 3. 2. 
der Meſſer-, Scheeren- und Schwertſchmied, der Neider (melcher die Zuſam⸗ 
menjegung, das Zurechtmachen der einzelnen Theile beforgt), der Schleifer u. |. w. 
betreiben, wenngleich fie, abweichend von dem gewöhnlichen Handwerker, nur 
Halbfabrifate liefen, ihre Arbeit handwerksmäßig und Balten Gefellen und 
Lehrlinge. Die Lehrzeit dauert 4—5 Jahre. Nur bei einzelnen unter: 
geordneten Zweigen diefer Hausinduftrie, 3. B. dem Scheerens und Gabel: 
feilen — weldye eine zahlreiche Kategorie von jelbftftäudigen Arbeitern beſchäf⸗ 
tigen — findet Die regelmäßige Ausbildung von Lehrlingen nicht flatt. 


Nach der ndıen Gewerbeverfafjung find die meiften Beftimmungen, welche 
die gewerbliche und intelleftuelle Ausbildung Des Lehrlings zum Zwecke hatten, 
in Wegfall gekommen. 

Die frübere Vorfhrift, wonach der Lehrberr feine gewerblide Qua⸗ 
lification nachzuweiſen hatte, bevor er Lehrlinge halten durfte, ift mit dem 
Prineip völliger Gemerbefreibeit, auf weldem die neuere Gewerbeverfaffung 
beruht, allerdings nicht mehr zu vereinigen. 

Die Beſtimmung des 3 106 alinea 2 der Gewerbeordnung von 1869, 
wonadh durch Drtsftatut Lehrlinge ıc., fofern ſie das 18. Lebensjahr 
nicht überjchritten haben, zum Beſuche einer Tortbildungsichule des Ortes, 
Arbeitd: und Yehrberren aber zur Gewährung ber für diefen Beſuch erforder⸗ 
lichen Zeit verpflichtet werden fünnen, bat faft gar feine praktiſche 
Pedeutung erlangt. " Mit fehr feltenen Ausnahmen fehlt es den Gemeinden 
an den erforderlichen Mitteln und Lehrkräften, um folde Schulen in der 
entfprebenden Ausdehnung einzurichten und zu unterhalten. Die 
in manden Gemeinden beftehenden freiwilligen Fortbildungsichulen find aber 
nicht genügend, um den Zweck der bezogenen Beftinnmung nur annähernd zu 
erreichen. Hier muß der Staat mit jeinen Mitteln eintreten, ſoll etwas 
Tüchtiges erreicht werben. 

Auf die geitellten drei Tragen iſt zu bemerfen: 

ad 1) daß die Klagen über den Mangel an ordentlichen Lehrlingen fich 
gegen früher vermehrt haben. Die Erklärung liegt zum Theil 
darin, daß die Eltern ihre Knaben, mehr wie früher, möglichft 
bald nady beendeter Schulzeit anönugen wollen. Da die Knaben 
in Fabriken fofort einen wöchentlichen Berdienft von etwa 2 Thalern, 
mit 16 bis 17 Jahren fchon einen foldhen bis zu 4 und 5 Thaler 
haben, jo wird die Lehrzeit bei einem Schmiede, Reider oder 
Schleifer, welche 4 Jahre dauert, vielfach umgangen; 
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ad 2) die Fabrikanten, die eigentlichen Arbeitgeber in der Fabrifinduftrie, 


ad 3) 


ſtehen mit den Lehrlingen in feiner directen Verbindung. Soll 
auf dem Wege einer freien Zchätigfeit geholfen werden, fo Tieße 
fih ſolches nur durch die Handwerker, Arbeiter: oder Gewerkvereine 
erreichen, welche 3. B. die Vereinbarung treffen müßten, daß ber 


“ nach beiden Seiten bin ſchädlich wirkende häufige Wechiel ver 


Lehrmeifter — wenigftend in bemjelben Gemerbe — nicht mehr 
ſtattfinde; 

die Geſetzgebung kann meiner Meinung nad) die beſtehenden Uebel: 
fände dadurch weſentlich vermindern, daß fie die Lehrmeifter zwingt, 
mit ihren Lehrlingen bündige fchriftlihe Verträge zu ſchließen. Die 
Streitfälle, welche die Gewerbegerichte faft in jeder Sitzung zu 
ihlichten haben, beweiſen, daß dies in der Regel unterbleibt und 
die meiften Differenzen dem Mangel eines gehörigen Lehrvertrags 
zuzufchreiben find. Sodann muß der Staat die Einrichtung von 
Fortbildungsſchulen durch Gewährung binlängliher Mittel ermög- 
lichen. 


II, 
Gutachten 


erftattet von 


Dr. Karl Mäller, 


eilhaber d 2. & Th. Möller, Maſchinenfabrik, Eifengießeret und Keſſelſchmied 
a a ET An 


Neben der Vervollkommnung ver Volle: und Mittelſchule ift die Ber: 
befferung des Lehrlingsweſens ohne Zweifel das wirffamfte Mittel, die ge- 
werbliche Leiftungsfähigteit zu erhöhen, und den focialen Frieden zu ıbefeftigen ; 
an der Löfung ber Lehrlinasfrage iſt die Großinduſtrie mindeftens ebenfo 
jehr intereffirt, wie das Kleingemerbe. — Ich werde mid im Wefentlichen 
darauf beſchränken, auszuführen, in weldher Weife ver Staat durch Ge⸗ 
feggebung und Bermwaltung auf eine Berbefferung des Lehrlingsweſens 
hinwirken muß. 

Wir ftellen uns zunächſt die Vorfrage: entſpricht Das jetige Lehrlings⸗ 
weien, wo der Lehrling nicht eigentlich ſyſtematiſch unterrichtet wird, fondern 
zumeift zuſehend, dann zuerft Silke leiftend und allmählig Kleinere Arbeiten jelbft- 
ftändig ausführend fein Gewerbe erlernt, den erhöhten Anfprücen, die man 
an die Leiftungsfähigfeit vieler Arbeiter ftellen muß? Wäre e8 nicht vielleicht 
befier, Arbeit sſchulen zu errichten, in denen ſyſtematiſcher Arbeitsunterricht 
ertheilt wird? Unzweifelhaft würde in ſolchen Schulen, wenn wirklich tüchtige 
praktiſch gejchulte Lehrmeiſter angeftellt worden wären, in fehr viel kürzerer Zeit 
Tüchtigeres geleiftet, und e8 bliebe für die geiftige und Zörperliche Fortbildung 
der jungen Arbeiter viel mehr Zeit übrig. Das großartigfte Vorbild für eine 
derartige ſyſtematiſche Schulung in mechaniſchen Fertigkeiten iſt unfer Heer, 
wo binnen Iahresfrift aus einem fteifen, unbehilflihen Bauernburſchen jelbft 
in den Specialwaffen ein gewandter, feine mannigfadyen Aufgaben ficher aus- 
übender Soldat gemacht wird; auch font Liegen noch einige günftige Erfahrungen 
vor: e8 beftehen in Batern Holzichnigichulen, wo ſehr Tüchtiges geleiftet werden 
fol, ferner bewährte Webeihulen in Mühlheim am Rhein und andern Orten, 
(lestere wefentlidh für Söhne von Fabrikwebern beftimmt). Der allgemeinen 
Einführung derartiger Schulen würden ohne Zweifel die erheblichen Koften der⸗ 
felben und anfangs der Diangel wirklich tüchtiger Lehrmeiſter entgegenftehen, ba 
ältere vworzügliche Handwerker fi) dem Unterriht an ſolchen Schulen felten 
widmen würden. Nur für die Hebung des SKunftgewerbes find derartige 
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Schulen ſchon jest ansführbar und, wie ich glaube, ein dringendes Be— 
dürfniß; für die große Zahl der andern Gewerke müfjen wir vorläufig darauf 
verzichten und uns darauf beichränfen, die Uebelftände zu mildern, die unaus- 
bleiblich mit der jegigen Art der Lehrlingsausbildung verbunden find. — 

Als Lehrling find zum Unterſchied von den jugendlichen Arbeitern im 
engeren Sinne alle Diejenigen zu bezeichnen, die nach dem 14, oder vor vollendeten 
18. Jahre in irgend einem Gewerbe angenommen werden, um zu einem be= 
ftimmten gewerblichen Berufe ausgebildet zu werden, den fie während 
ihres Lebens ausüben follen, während unter jugendlichen Arbeitern 
um engern Sinne folche zu verftehen find, die wegen ihrer Gewandtheit und 
ihrer fleinen zierlichen Finger oder des niedrigen Lohnes wegen angenommen 
werben, um Arbeiten zu verrichten, die fie in der Regel im jpäteren 
Leben nit ausüben. 

Eine Hare Scheidung beider in Geſetzgebung und Praxis ift ſehr 
wäünfchenswerth. Bisher wird ber in der Fabrik beichäftigte Lehrling meiſtens 
irrig als gewöhnlicher jugenplicher Arbeiter angeſehen, während jeder vom Klein- 
gewerbe befchäftigte jugendliche Arbeiter als Lehrling betrachtet wird. In diefer 
Weile hat fi) auch das Preuß. Obertribunal ausgeſprochen; während doc, 
thatfählih in vielen Zweigen der Großinduftrie Lehrlinge regelmäßig und 
forgfältig ausgebildet werben. 

Bei dem Lehrling foll die Sorge für die Ausbildung 
überall in den Vordergrund, die Ausnutzung als Arbeiter 
möglihft zurüdtreten. Das Ausbilden von Lehrlingen erfordert bei 
gewiſſenhafter Ausführung daher Opfer von Seiten de Lehrherrn, die 
entweder dur ein Lehrgeld oder durch eine Verpflichtung des Lehrling, 
längere Zeit gegen eine mäßige Entihädigung bei feinem Lehrherrn zu bleiben, 
oder dich eine Verbindung beider erjegt werben können! 

Die Zahlung eines —** iſt ſeit langer Zeit wohl allgemein ab⸗ 
gekommen, und die Lehrlinge empfangen jetzt in den Fabriken meiſtens einen 
mit den Jahren fleigenden Lohn, der indeß geringer zu fein pflegt, wie berjenige 
der jugendlichen Arbeiter (im engern Sinne). Bei den Handwerkern erhalten 
fie freie Station, der ſich vielfach Geldgeſchenke des Meiſters zugefellen. Bei 
dem jegigen hoben Werth der Arbeitöfräfte bietet in der That das Bleiben eines 
Lehrlings während eine8 Zeitraums von 3 Jahren gegen mäßige Entſchädigung 
in der Regel eine genügende Entſchädigung für die bivecten und indirecten 
Berlufte des Lehrherrn und die von ihm aufgemandte Mühe. 

Das Lehrlingsweſen krankt vor Allem an zwei ſchweren Mißftänden, die 
unfere gewerbliche und fociale Zukunft ernft bedrohen und befeitigt werben müffen. 

Diefelben bedingen und verftärken fih gegenfeitig: Die Lehrlinge 
verlaffen einerjeits oft ftraflo8 ihren Lehrherrn vor Be— 
endigung ihrer Lehrzeit, weil fie bet andern Arbeitgebern ohne Schwie> 
rigfeit angenommen werden, und weil das Gele es geftattet. Während 
andererfet8 mande Lehrherren ihre Lehrlinge als billige 
Arbeitskräfte auszunugen beftrebt find, ftatt pflihttreu für 
ihre Ausbildung zu forgen. 
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Das einzige wirffame Mittel: den Contractbrud der Lehrlinge 
zu fteuern, liegt in einer Beftrafung der Arbeitgeber, welde Lehr⸗ 
linge als Arbeiter annehmen, die ihre Lehrherren vor Ablauf der Lehrzeit 
verlaffen baben, und zu dem Zwei muß man für alle jugendliden 
gewerblihen Arbeiter vor vollendetem 18. Jahre Arbeits- 
bücher einführen. Die mit diefer Einführung der Arbeitsbücher nothwendig 
verbundene Einführung von genauen Liften aller jugendlihen gewerblichen 
Arbeiter die in einem beftimmten Bezirk heimathsberechtigt beziehungsweife 
beſchäftigt find, ıft die Vorbedingung einer wirkſamen Durchführung aller für 
jugendliche Arbeiter getroffenen Beftimmungen überhaupt. Die Einführung von 
Arbeitsbüchern für erwachſene Arbeiter würde allerdings ein ſchwer durch— 
zuführender Schritt ſein: die Einführung von Arbeitsbüchern für alle gewerb- 
lichen jugendlichen Arbeiter, die ja für jugenpliche Tabrifarbeiter in der Ge— 
werbeorduung bereit8 vorgeſchrieben ift, wird Dagegen ohne Zweifel aud) von 
Seiten aller tüchtigen Älteren Arbeiter gebilligt werben. 

Wenn bie Kehrherren fid; Darauf verlafien können, daß die Lehrlinge big 
zum Schluß der Lehrzeit bei ihnen bleiben, fo muß man von ihnen entſchieden 
fordern, daß fie ıhre Verpflichtungen gegen diefelben gewiſſenhaft erfüllen. 
„Die Ausnutzung der Lehrlinge für häusliche Arbeiten, melde bei den Hand— 
werfern früher als arger Mißbrauch beftand, hat abgenommen, weil e8 an 
Handwerkö-Lehrlingen überhaupt fehlt; bei mehr fabrikmäßigem Betriebe fällt 
fie von jelbft fort. Dagegen iſt ein andrer Mißbrauch jetst vielfach eingertfien, 
nämlich der, die Lehrlinge mit Rüdfiht auf die VBortheile, welche eine Theilung 
der Arbeit bietet, nur für beftimmte Arbeiten zu benugen, von deren Erlernung 
fie oft jpäter nicht den geringften Vortheil haben, während fie das eigentliche 
Gewerbe nicht erlernen. Diejer ſowie jeder anderen migbräudlichen Benugung 
der Xehrlinge, die ohne Zweifel vielfach der Grund iſt, weshalb Die Lehrlinge 
ihren Lehrherren entlaufen, muß dadurch gefteuert werben, daß man dem Bater 
rejp. Vormund des Lehrlinge, dem Fabrikinfpector, dem Innungsvorftand und 
der Polizeibehörde, in deren Bezirk der betreffende Lehrberr wohnt, das Klage— 
recht gegen folche eigennüßige Arbeitgeber giebt. Es ift nöthig, Died Hecht 
außer den Eltern namentlid den Yabrikinfpectoren und Innungsvorſtänden 
zu geben (die Polizei wird fich meiftend wohl nicht darum kümmern), weil 
die Eltern oft zu abhängig, zu ſchwach oder zu gleichgültig fein werden, um 
eine ſolche Klage anzuftellen. Freilich fest dies Klagerecht der Fabrikinfpectoren 
voraus, daß jo viele diefer techniſch vorzubildenden Beamten angeftellt werden, 
daß deren Bezirk höchſtens 3—6 Kreife umfafit, und daß fie fih nicht allein 
um die Großinduftrie, jondern aud) um das Handwerk und die Hausinduftrie 
fümmern müſſen. Cine derartige Einfegung von Induftrie-Infpectoren muß 
aber möglichſt bald getroffen werben, damit der Staat Beamte erhält, die 
von den Arbeiterverhältnifien wirklich etwas fennen und berufmäßig Dafür 
forgen müffen, daß fie verbeſſert und Mißbräuche fern gehalten werden. Außer- 
dem ift ed nothwendig, wenn man eine Reforın des Yehrlingweiend anbahnen 
will, daß überall Gewerbegerichte errichtet werben, bei denen die Streit- 
fragen zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern möylihft nach einem rein mündlichen 
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Derfahren in einem Termin von fachverftändigen Richtern, Arbeitern und 
Arbeitgebern entichieden werden. Ein fchnell geiprochenes, jofort vollftredbares 
ohne große Koſtenvorſchüſſe zu erwirkendes Urtheil ift es allein, was bei jolden 
Streitigkeiten dienen kann. Solange wir feine Inbuftrieinfpectoren in allen, 
auch den nicht induftriellen Diftricten, haben und Gewerbegerichte an allen 
Orten errichtet jind, werben alle Beftimmungen und Verbeſſerungen der Ge- 
werbeordnung über Arbeiterverhältniffe im Wefentlihen nur auf dem- Papier 
ſtehen bleiben ! 

Die Gewerbeordnung beftimmt in $ 106, durch Ortsftatut ($ 142) 
können Gefellen, Gehülfen und Lehrlinge, fofern fie das 18. Lebensjahr 
nicht überfchritten haben, oder einzelne Klaffen derjelben, zum Bejuche der 
Yortbildungsfhule des Orts, Arbeits- und Lehrherren aber zur Ge— 

ã der für dieſen Beſuch nöthigen Zeit verpflichtet werden. Es wird ſich 
empfehlen, dieſe Beſtimmung in etwas verſchärfter Form in den über das 
Lehrlingsweſen handelnden Abſchnitt herüber zu nehmen und die Verpflichtung 
zum Beſuch der Fortbildungsſchule auf die Lehrlinge zu beſchränken, aber für 
deren Unterhaltung die Lehrherren durch Zahlung des Schulgeldes heranzu⸗ 
ziehen, ſofern die Commune dieſe Schulen nicht übernehmen will. Das 
Varten auf die Errichtung eines Ortsſtatuts, welches nad) der Gewerbeord⸗ 
nung die Sortbildungsichulen obligatoriih machen ſoll, möchte, fall man die 
Initiative Dafür den communalen Vertretungen überlaffen will, die Errichtung 
Iebensfähiger Fortbildungsfchulen in vielen Orten verzögern oder verhindern. 

Eine Beſchränkung der Arbeitszeit ift für alle Lehrlinge 
geboten. Die in der Gewerbeordnung für die jugendlichen Yabrifarbeiter 
getroffene Beftimmung, wonad) für diefelben zwifchen dem 14. und 16. Jahre 
eine Arbeitözeit von täglich höchſtens 10 Stunden vorgefchrieben ift, bat viel- 
fah nur Dazu geführt, die Jugend aus den geräumigen, gut ventilirten Räumen 
der Öroßinduftrie, wo fie 11 Stunden arbeiteten, in den engen, dumpfigen Arbeit3- 
raum der Haus- und Kleininduftrie und der Handwerker zu verbannen, wo 
fie 12—14 Stunden arbeiten müſſen. Es war unzweckmäßig, ın 8 131 
der ©.:D. fiir Fabritarbeiter zwilchen dem 14. und 16. Jahre eine 10ftündige 
tägliche Arbeitszeit als Maximum feitzuftellen, weil in faft allen beutjchen 
Fabriken eine 11ftündige Arbeitszeit üblich war und ift, und weil bei 1 1ſtündiger 
Arbeit genügende Zeit zur Ruhe bleibt. Nun ift e8 vielleicht in ſolchen 
Induſtrien, Die weſentlich jugendliche Arbeiter befchäftigen (manchen Spinnereien 
x.) möglih, den Betrieb nach den jugendlichen Arbeitern einzurichten: im 
Derkftätten aber, wo auf 10—20 ewachſene Arbeiter ein Lehrling kommt, ift 
das unmöglich, und man fann den erwachlenen Arbeitern feinen Lehrling zur 
Unterftügung zutheilen, wie das doch nöthig ift, wenn diefer eine Stunde vor 
Schuß der Arbeitäzeit das Local verläßt. Eher kann man allen Lehrlingen 
einen Tag in der Woche um Mittag oder Nachmittags um 4 Uhr frei geben, da⸗ 
mit fie zu Haufe fi umkleiden und damit fie eſſen ac. fünnen, ehe fie in bie 
Sortbildungsichule geben, und es empfiehlt fich deßhalb als Maximum eine 
gewiſſe Zahl von Stunden per Wode (etwa 63—64) feftzufegen und 
zu jagen, daß bie Lehrlinge in der Regel nicht über 11 Stunden innerhalb 
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24 Stumden und nicht des Nachts arbeiten follten. Auch in England beſtimmen 
die Fabrifgefege ein Maximum per Woche und dort hat fich wohl allgemein 
ver Gebrauch herausgebildet daß alle Arbeiter an ben gewöhnlichen Tagen 
11 reſp. 10 Stunden arbeiten und mit ihnen die jugendlichen, daß fie jedoch 
am Sonnabend Nahmittag frei haben. Gold ein freier oder halb» 
freier Nachmittag iſt aber für die Arbeiter eine große Anmehmlichkeit, während 
das um eine Stunde frühere Aufhören der jugenvlichen Arbeiter von Arbeit- 
gebern und Arbeitern als ein flörendes, unverftändiges, zweckloſes Eingreifen der 
Staatögewalt empfunden wird. — Es würde deshalb ein Fehler fein, dieſe fitr 
jugendliche Fabrikarbeiter getroffene Beftimmung auf alle Lehrlinge auszudehnen. 

In einem Geſetz über das Lehrlingsweſen darf man nicht zu viel Detail- 
beftimmungen treffen, da für die Induſtrie die Bedürfniſſe ſowie Gefahren jo 
mannigfaltig find; e8 ift deßhalb in hohem Grade zu wünſchen, daß die 
—— ungen als organifirte Verbindungen von Arbeitgebern 
und Arbeitern neues Xeben gewinnen; und die Anregung, Die Dazu 
namentlich von Hamburg aus —— iſt, muß deshalb mit Freude begrüßt 
werden. Die Innungen würden dann die geeigneten Organe ſein, um die nöthigen 
Detailbeſtimmungen zu treffen und im Einzelnen darüber zu wachen, daß die 
Lehrlinge tüchtig ausgebildet werben, denn die Geſammtheit der Gewerbe— 
genoſſen hat ein großes Intereſſe Daran, daß alle Lehrlinge tüchtig aus- 
gebildet werden, während e8 im materiellen Intereffe des einzelnen Lehrherrn 
liegt, feine Lehrlinge auszunugen. Dieſe Oberaufſicht über das Lehrlingswefen 
fann man den Innungen dadurch fihern, daß man ihnen die Seitftellung 
von Reglements für die Yehrlinge ihres Gewerbes tberträgt (freilich unter 
Genehmigung der ftaatlihen AuffichtSbehörde) und ihnen das Klagerecht und 
die Klagepflicht gegen pflichtvergefjene Lehrherren überträgt. In Diefen Reglements 
fünnte u. A. auch vorgefchrieben werben, daß die Lehrlinge fich, ehe fie Gefellen 
werden, von der Innung prüfen laſſen müflen u. |. w. Ebenſo wie diefen 
Innungsreglement® müßte man den Yabrilorbnungen, wo foldye obrigfeitlich 
genehmigt find, das Recht einräumen, bie Lehrlinge zu ihrer Beobachtung zu 
verpflichten. 

Wenn ein Lehrlingsvertrag als auf 3 Jahre geſchloſſen anzuſehen iſt, 
ſoweit nichts Anderes verabredet worden iſt (und das iſt entſchieden Gewohn⸗ 
heitsrecht), fo muß ſich ein ſolches Verhältniß noch außer auf dem eben er⸗ 
mwähnten Wege der Klage gegen den Lehrherrn auf einfachen Wunſch des 
Vaters unter Entihädignng des Lehrherrn und von Seiten des Lehrberen 
durch Entlaffung des Lehrlings in gejegmäßtger Weiſe löſen laſſen. Es ift 
durchaus unzwedmäßig, wie das 8. 120 der GEewerbeordnung thut, den Lehr: 
herrn an biefelben Bedingungen zu binden, an welche eine Entlaffung bei 
14tägiger Kündigungsfriſt gefnüpft if. Ein Lehrling kann durch Faulheit 
und eine erheuchelte oder wirkliche Ungeſchicklichkeit, durch Böswilligkeit und 
Frechheit feinen Lehrherrn zur Verzweiflung bringen, ihm ben —** 
Schaden zufügen und die Disciplin feiner Werkſtatt zerſtören, ohne daß eine 
der Bedingungen einträte, weldhe in $ 111 der Gewerbeordnung vorgefehen 
find, Da die körperliche Züchtigung wohl in allen Tabrifen und bei ben 
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meisten Handwerkern ben Lehrlingen gegenüber mit Recht abgelommen ift, fo 
bleibt die einfache ſofortige Entlaffung fchlieglih das einzige Mittel, um die 
Disciplin zu erhalten, und man darf den Lehrherren dieſes Recht nicht nehmen, 
welches fie wohl fo lange befefien haben, wie e8 Lehrlinge gegeben bat. Daß 
dieſe Befugniß zur fofortigen Entlaffung. nicht zu oft gebraucht wird, dafür 
forgt das eigene Intereſſe der Lehrherren. 

Ebenfo ericheint es völlig unbillig, daß das Berhältniß wider den Willen 
des Lehrherrn ohne Weitered vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben wird, „wenn 
der Lehrling zu einem andern Gewerbe oder Berufe übergeht”, wie dies in 
$ 122 der Gewerbeordnung beißt; dieſer Paſſus muß fortfallen. Daß in 
vielem alle noch dad weiterlaufende Lehrgeld für 1/, Jahr bezahlt werben 
fol, Hat natürlich garteinen prattifhen Werth, weil jeit langer 
Zeit das Lehrgeld außer Gebrauch gelommen if. Bon Eeite 
der Angehörigen des Lehrlinge muß das Verhäliniß gegen Entſchädigung 
des Lehrherrn jederzeit ſich aufheben laſſen. Ein Mafftab für dieſe Ent- 
ſchädigung läßt fi gewinnen, wenn man annimmt, daß der Nuten, den der 
Lehrherr von feinem Lehrling hat, anfangs gleich Null iſt, und mit der Zeit 
wähft, bi8 er gegen Schluß dem täglichen Lohne eines Geſellen gleich fteht. 
Hiervon ift der Yohn, den der Lehrling in Form von Geld oder in freier 
Station erhalten bat, abzuziehen. Es läßt ſich darnach leicht eine Art von 
Tarif für Die dem Lehrherrn zu zahlende Entihädigung feftfegen, der allgemeine 
Geltung für alle Lehrlinge defielben Bezirks haben könnte. Da eine fofortige 
Entlaſſung des Lehrlings in der Regel größere Unannehmlichkeiten mit ſich 
bringen wird, als wenn etwa eine vierteljährige Kündigungsfrift eingehalten 
wird, jo tft die Entſchädigung des Lehrheren bei ſofortiger Entlaſſung des 
Lehrlings höher zu bemeſſen, als wenn fie nach vierteljähriger Kündigung erfolgt, 
wo dann der Lehrberr rechtzeitig fich einen andern Lehrling verjchaffen Tann. 
Es erſcheint gerecht, das mwillfürliche Entlaufen der Lehrlinge durch eine dem 
Lehrherrn zu zahlende Entſchädigung an dem Bater des entlaufenen Lehrlinge 
zu abuden, welde Doppelt jo hoch ift, wie die Entſchädigung, weldye dem 
Lehrherrn bei Löfung des Verhältniſſes nad gegenfeitiger Abrede gezahlt 
werben muß. Auszımehmen würde wohl nur der Yall fein, wo der Lehrling 
offenbar gegen den Willen des Vaters feine Lehre verlaffen hat. Allerdings 
wird ın vielen Fällen der Bater unpfändbar fein, und deßhalb eine derartige 
Entſchãdigung keinen praktiſchen Werth haben. Es erſcheint daher nöthig, 
außerdem jeden Arbeitgeber zu beftrafen, der einen Lehrling aufnimmt, welcher 
feinem Lebrheren entlaufen ift, wie das oben ausgeführt wurde. In 8 126 der 
Gewerbeordnung, mit welchem der über die Lehrlinge handelnde Abfchnitt ſchließt, 
müßten vie namentlih bei Schloffermeiftern und in den Malchinenfabriken 
geichäftigten „Volontaire“, welde fich dem Ingenienrfache widmen wollen, aus- 
genommen werben ; diefelben pflegen ihre Lehre fchneller zu beenden, wie andere 
gewöhnliche Lehrlinge und beanfprucen oft Feinen Lohn. Außerdem find im 
diefem Paragraphen „Werfmeifter” in Fabriken ausgenommen: was dieß heißen 
ol, ift aus dem Zufammenbang und aus den Motiven nicht verftändli und 
wird wohl fortfallen müffen. 
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Die bier begründeten Wenderungen der Gewerbeordnung haben neben 
einigen anderen, die feiner Motivirung beburften, am Schluſſe dieſes Gut- 
achtens in Form von Amendementd Ausorud gefunden. 

Wenn derartige Yenderungen der Gewerbeordnung gleichzeitig mit einer 
Organiſation von Gewerbegerichten, der Errichtung von Provinzial-Arbeitsämtern 
und zahlreichen Induftrieinfpectoren in's Leben träten und wenn die Innun 
aufs Neue aufblühten und ſich der Lehrlinge annähmen, fo würde Das ohne 
Zweifel die eingerifienen Mißbräuche erheblich vermindern, aber es würde 
allein keine ganz durchgreifende Befferung bewirken können. Die Gewiſſen⸗ 
haftigkeit in der Ausführung übernommener Berpflihtungen von Seiten der 
Arbeitgeber und Arbeiter muß ſich vielmehr zur unumſtößlichen Sitte ausbilden, 
es muß Sade des Ehrgeized werden, vie Lehrlinge gut auszubilden. Yür Die 
vielen jetzt beitehenden Gewerbe, Handwerker⸗, Arbeiterbildungsvereine x. bietet 
ſich in der Agitation für die gewiffenhafte, gründliche und vieffeitige Ausbildung 
der Lehrlinge ein dankbares Feld der Thätigkeit. 


Amendements zur Gewerbeordnung. 


8 113 erhält am Schluß folgenden Zufag: „ſofern die Betreffenden 
daß 18. Lebensjahr vollendet haben.‘ 

8 115 am Schluß: 

„sein Lehrherr darf einen Kuaben als Lehrling annehmen, der fein 
Arbeitsbuch befist; für ihm gilt das in 88 130 und 131 Geſagte. Die 
Lehrlinge müſſen bei ihrem Cintritt mindeſtens 14 Jahre alt fein und find, 
ſoweit nicht Anderes ausbedungen wurde, verpflichtet, 3 Sabre lang bei ihrem 
Lehrherrn zu bleiben.” 8 131 iſt dann in folgender Weiſe umzuändern: 

Hinter „dieſes Arbeitsbuch” im 2. Abſatz folgt: „welchem die 88 115 
bis 126 und 128 bis 133 vorzudruden find“. 

Hinter „Ortspolizeibehörde“: „wo derſelbe heimathsberechtigt iſt“. 

Zu 3 am Schluß: „und ein Vermerk, ob er ordentlich leſen, ſchreiben 
und rechnen kann“. Ferner am Schluß des Paragraphen: 

„Jede Ortspolizeibehörde führt ein Verzeichniß über die ertheilten Arbeits⸗ 
bücher, welches das Datum der Ausſtellung und den Namen des Empfängers 
enthält, und darf für keinen jugendlichen Arbeiter zum zweiten Male ein 
Arbeitsbuch ausgeben, außer wenn deſſen Vater oder Vormund glaubhaft 
nachweiſt, Daß das zuerft ertheilte verloren gegangen if. Jedes Arbeitsbuch 
— — dem Datum der Ertheilung und dem Stempel der Polizeibehörde zu 

ehen.“ 

„Kein Arbeitgeber darf ein Arbeitsbuch wieder aushändigen, bevor der 
jugendliche Arbeiter entlaſſen iſt, und er bat vor der Rückgabe folgende That: 
ſachen durch feine Unterſchrift zu beicheinigen: 1) Datum der. Annahme und Ent» 
lafjung. 2) Vermerk, ob der jugendliche Arbeiter Yehrling war oder nicht, 
3) die Art der Entlaflung, und 4) auf Wunſch des Vaters oder 
= ormundes den Grund der Entlafjung und ein Zeugniß über Fleiß und 

tragen.” 
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„Keim Arbeitgeber darf einen jugendlichen Arbeiter annehmen, in beflen 
Arbeitsbuch kein Entlaffungsvermert fteht, nachdem ein Annahmevermerk ein- 
getragen war.“ | 

In 8 150 ift ftatt „bis zu Fünf Thaler” zu fegen: bis zu „Fünf- 
zig Markt‘. 

Der erſte Sag von $ 118 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: 

„Der Lehrherr ift verpflichtet, ven Lehrling mit allen Arbeiten des zu 
erlernenden Gewerbes belfannt zu machen und für eine möglichft vielſeitige und 
gründliche Ausbildung deſſelben Sorge zu tragen.” 

Terner am Schluß von $ 118: 

„Die für obrigfeitlih genehmigte Fortbildungsihulen erforderliche freie 
Zeit bat der Lehrherr ihm jederzeit zu gewähren und ihn fo früh aus ver 
Arbeit zu entlaffen, daß er Zeit hat, vor dem Beſuch der Schule fih um- 
zufleiden, fich zu veimigen, zu efjen und den Weg zur Schule zu machen. 
Der Lehrherr ift fir den regelmäßigen Beſuch der Schule durch Feine Lehr⸗ 
linge verantwortlich und zahlt das Schulgeld und bie Strafgelder für Schul⸗ 
verfäummife für diefelben. Die Strafgelver haben die Lehrlinge dem Lehr⸗ 
herren zu erjegen, wenn Erftere ohne außprüdlichen Befehl des Leteren die 
Fortbildungsſchule verfäumt haben.“ 

AS neuer Paragraph ift einzufdhalten: 8 118 B. „Lehrlinge Dürfen 
nicht mehr wie 64 Stunden in der Woche, nicht in der Zeit von 9 Uhr 
Abends bis 5 Uhr Morgend und innerhalb 24 Stunden nicht mehr wie 
11 Stunden beſchäftigt werden; jeltene Ausnahmen unter befonveren Ber- 
bältniffen find geftattet.‘ 

In $ 119 vor „Geſellen“ einzufchalten: „Divectoren, Ingenieure, 
Werkmeiſter“. Terner am Schluß: . 

„Wo Vereinigungen von Gewerbsgenoſſen (Innungen zc.) beftehen, und 
diefe befondere Beftimmungen für die Lehrlinge und Gehülfen vereinbart haben, 
wo ferner Fabrikordnungen befteben, gelten dieſe aud für die Lehrlinge, die 
bei Mitgliedern der Innungen ꝛc. reip. in den betreffenden Fabriken eingetreten 
find, fofern dieſe Innungsregeln oder Fabritordnungen vbrigfeitlih geneh- 
migt find.‘ 

8 120 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: 

„Der Lehrling kann von feinem Lehrherrn jederzeit entlaffen werben, 
jedoch ift der Legtere verpflichtet, dem Vater reſp. dem Vormund des Lehrlinge, 
unter Angabe der Gründe, Davon fofort Anzeige zu machen und auf Wunſch 
deſſelben den Grund der Entlaffung in das Arbeitsbuch einzutragen.” 

$ 122 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: „Wunſcht der Vater ober 
Bormund das Verhältniß feines Sohnes ꝛc. als Lehrling zu löſen, ohne daß 
einer der in 8 121 aufgeführten Gründe vorliegt, jo hat er deſſen Lehrherrn 
1/, Jahr zuvor zu kündigen und ihm, fofern nicht8 Anderes vereinbart wurde, 
eine im Boraus durch einen obrigkeitlich genehmigten Tarif feitgeftellte Ent- 
Ihädigung zu zahlen; wünſcht der Vater reſp. fein Stellvertreter jofortige 
Aufhebung des Verhältniſſes, jo bat er dem Lehrherrn eine erhöhte, gleich— 
falls durch Tarif feitzuftelende Entſchädigung zu zahlen. Die doppelte Ent⸗ 
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Ihädigung hat der Bater reſp. fein Stellvertreter zu zahlen, wenn fein Sohn 
x. ohne Zuftimmung des Lehrheren den Letzteren verläßt. Wenn das Lehrlings- 
verhältnig auf dieſe Weife gelöft wird, jo Hat der Arbeitgeber einen dieſe 
Thatſache ausſprechenden Vermerk im Arbeitöbuhe zu machen. Weift ber 
Bater oder Vormund nad, daß fein Sohn reip. Mündel den Lehrherrn gegen 
feinen Willen verlaflen hat, und daß er nicht im Stande ift, ihn zurüdzu- 
führen, jo zahlt er keine Entſchädigung. War ein Lehrgeld ausberungen, fo 
ft das Lehrgeld noch bis zu einem balbjährigen Betrage zu zahlen, eine 
andermweite Entichädigung aber nicht zu leiften.‘ 

8 124 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: „Der Lehrherr ift ver 
pflichtet, dem Lehrling nad Vollendung feiner Lehrzeit ein Lehrzeugniß aus: 
zuftellen, welches indeß tadelnte Bemerkungen nicht enthalten darf.” 

8 124 B. „Klagen über Verlegung der Pflichten feitens der Lehrlinge 
fönnen nur ſeitens der Lehrherren oder ihrer Bevollmächtigten angebracht 
werden; Klagen über Verlegung der Pflichten ſeitens der Lehrherren können, 
außer von dem Vater oder Vormund des Lehrling, von dem betreffenden 
Innungsoorftande, dem Fabrilinſpector und der zuftändigen Polizeibehörde 
angeſtellt werden; ſie ſind, wo Gewerbegerichte beſtehen, bei dieſen, ſonſt bei den 
ordentlichen Gerichten anzubringen.“ 

Zu 8 126, hinter: „auf die Gehülfen der Apotheker und Kaufleute“ 
einzuſchalten: „ſowie auf die in Fabriken oder bei Handwerkern lernenden 
Volontaire, welche eine höhere Schule (was als ſolche anzuſehen iſt, beſtimmt 
eine Regierungswerordnung) beſucht Haben, feine Anwendung.“ 

Die Worte: „ingleichen auf die Werkmeiſter der Fabriken“ fallen fort. 











IV. 
Gutachten 


erſtattet von 
Carl Roth, 
Fabrikant in Chemnitz i. ©. 


Aufgefordert, zu den von dem geehrten Vorſtande des „Vereins für 
Socialpolitik“ aufgeftellten drei Fragen auch meinerſeits ein Gutachten zu 
liefern, komme ich dieſem Wunſche hiermit gem entgegen, da auch ich aller- 
dings bereit8 ſeit langer Zeit der Meinung bin, daß, wenn auf Grund ber 
innerhalb ver Testen Jahre gemachten fhlimmen Erfahrungen etwas Eriprieß- 
liches auf dem gewerblichem Gebiete Deutichlands geichehen Toll, ver Anfang 
dazu an der unterften Sproffe der fchmierig zu erflimmenden Leiter gemacht 
werden muß. 

Ih bin zwar durch meine perſönliche Stellung in der Induſtrie des 
Konigreichs Sachſen — obwohl in der, durch ihre bedeutende gewerbliche 
Thätigfeit einen heroorragenden Rang einnehmenden Stadt Chenmit lebend — 
nicht jo direct mit den einfchlagenden Verhältnifien bekannt, um mich zur 
Abgabe eines entfcheidenden Urtheils befähigt erachten zu können, aber ich 
babe mir von theoretiich gebilveten und praftiich erfahrenen Männern geeignete 
Unterlagen zu verfchaffen gejucht, und diefe mir in freundlichfter Weile mit- 
getbeilten Anfichten und Belege find die Titel, auf deren Bafis das nachfol⸗ 
gende „Referat” aufgebaut ift und die Ideen, welde ich geneigter Beur⸗ 
theilung zu unterbreiten, mir hiermit geftatte. 

Je eingehender ich mich mit dem Gegenftanve befchäftigte, um fo weniger 
babe ich mic mit den Vorſchlägen, wie fle in dem Entwurf der Ham: 
burger Herren niebergelegt find, befreumden Können, obwohl ich mich mit 
den allgemeinen Anfichten derſelben auf durchgängig gleihem Boden befinde. 

Namentlich meine ich, daß dort fehr richtig die Irrthümlichkeit der An- 
fichten beroorgehoben ift, welche glauben machen möchten, es ſei in Wirklich 
feit ſchon eine Beflerung in der Stimmung der Arbeiter durchgebrochen, jo 
daß die Wiederkehr zur einem freunblichen Austauſch zwiſchen Den bislang 
gegneriihen Parteien ruhig der Zeit überlafien werden und in einer, nicht gar 
zu lange mehr ausſtehenden, Friſt eine Verföhnung erwartet werden könne, 
die Alles beſtens zu begleihen im Stande ſei. 
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Bin ih auh zu der Meinung gelangt, daß die m März 1875 — 
der Zeit, mo dieſe Niederichrift geichieht — im Principe beſchloſſene Einigung 
der beiden focialiftiichen Linien aus der den Führern verjelben gewordenen 
Ueberzeugung entftand: 
die bisherige Erfolglofigteit ihrer Beſtrebungen, auf deren Berwirflihung 
die Maſſen nun ſchon fo Tange vergeblich warten, bebinge, daß ein weiterer 
Trumpf ausgeipielt werde, von dem man wieder eine Weile zehren Tann; 
fo fomınt e8 mic doch wie eine arge Selbfttäufhung vor, wenn man fan- 
guine Schlußfolgerungen daran reiht. Die VBerbitterung ift nach wie vor die 
alte, fie bat auf beiden Seiten nichts an Imtenfivität verloren und was an 
der Oberfläche bes fih momentan wie flagnirend zeigenden Waſſers beobach- 
tet wird, giebt ficherlicdh Keinen Anhalt für die eigentliche Tage der Dinge ab. 
Nur die traurigen induftriellen und gewerblichen Berhältniffe, unter denen ganz 
Deutichland ausnahmslos jo jchwer leivet, find, meines Erachtens, die Urjache, 
daß jener trligerifche Schein vorhanden, aber die Wiederbelebung des nationalen 
und internationalen Berfehr wird, wenn nit zwifhentlih Bor- 
forge getroffen wird, welche bejfernd und läuternd wirken 
kann, die augenblidlihe Beruhigung fehr bald in ihr Gegentheil verkehren 
und uns die bedauerlichen Zuftände der vorvergangenen Jahre wieder in ber 
früheren Schärfe bringen. 
Dabei darf nicht verfchwiegen werben, Daß der Uebergang vieler Bri- 
vatfirmen in den Beſitz vom Actiengefellichaften e8 ſehr erfchweren muß, die 
edankenloſe Menge davon zu überzeugen, daß nicht Alles, was glänzt, Gold 
— daß nur emſige Arbeit einen gewiſſen Durchſchnittserwerb zeitigt und daß 
jene Capitalanhäufungen und die mit ſo großer Oſtentation in der Oeffent⸗ 
lichkeit auspoſaunte phänomenale Rentabilität mancher Etabliſſements, bei 
Lichte beſehen, mit dieſem Durchſchnittserwerb nicht in Widerſpruch ſtehen. 
Auch die Kataſtrophe, welche jüngſt über mehrere der betreffenden Treib⸗ 
hauspflanzen hereingebrochen, ändert gar nichts an dem Urtheile, in dem 
man ſich ſeitens der Nachbeter ſocialiſtiſcher Kraftwendungen einmal gefällt 
und das man ſich ſeitens der Agitatoren wohl hütet zu modificiren, geſchweige 
denn zu verbeſſern. — 
Verfaſſer faßt die in der Anregung der drei Fragen über das „Lehrlings- 
weſen“ befundete Abficht des Vorſtandes des „Vereins fir Socialpolitik“ da⸗ 
hin auf, daß man wünſcht 
eine Lüde auszufüllen, beziehungsweiſe eine Verbeſſerung in der Neiche- 
gewerbegefeßgebung anzubahnen, ohne welde die Gewerböverhältnifle je 
mehr und mehr einer jchweren Schädigung anbeimfallen, | 

und er begrüßt dieſe Initiative mit hoher Freude. 

Scheint e8 doch faft, ala ob die Regierung über den zahlreichen Arbeiten, 
welche das junge Reich an ihre Leiftungsfähigfeit ftellt, den focialen Zuſtänden 
nicht diejenige Aufmerkſamkeit fchenfen könne, welche diefelben verdienen, und 
ift e8 daher, wenn biefe Anficht nur einigermaßen begrünvet it, eine abfolute 
Nothwendigkeit, daß die Angelegenheit von Außen ber in Fluß ge 
bracht werde. 
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Tabei verfennen wir wahrlich nicht, Daß bie Unbilden, melde ver Ge- 
ſellſchaft aus dem Schooße der Eocialdemocratie erwachſen können j ja, welche 
ihr von der letzteren zugefügt werden möchten, nicht im Entfernteſten mit 
denjenigen Gefahren verglichen werben bürfen, die aus einem Siege des Ultra⸗ 
montaniemus erwachſen würden und wir begreifen darum recht wohl, daß 
der kräftige Wille, welder den Kampf mit Der ae aufnahm, benfelben 

zur Zeit in allererfte Linie ſtellt — aber m ken es dennoch für eine 
—* Wirkung dieſes Kampfes, daß dadurch — Lebensfragen von emi⸗ 
nenter Wichtigkeit in den Hintergrund gedrängt find. 

Das Königreich Sachſen mit jener geringfügigen Zahl Katholiken leidet 
bet feiner ausgedehnten Imduftrie ungemein darunter. 

Wenn ed aber auch felbft ber Hall wäre, daß wir in ber focialiftifchen 
— zu ſchwarz ſähen, weil wir zu ſehr nach Dem urtheilen, was 

und ſtündlich um uns herum vorgeht, ſo haben wir darum ‚gewiß 
nicht — das Recht, auch für unſere Zuſtände das Intereſſe der zut amt⸗ 
lichen Unterſuchung berufenen Kreiſe in Anſpruch zu nehmen. 

Dabei wollen wir in feiner Beziehung Forderungen ftellen, welche unver⸗ 
trãglich mit dem Geiſte der Jetztzeit find, oder denen man ein Zurüchgehen 
auf die firengeren Anfichten ver Vergangenheit nachſagen fünnte, venn mir 
halten und davon überzeugt, Daß die richtige Auffaffung deſſen, was wirklich 
nothwendig iſt, die beſtehenden Inſtitutionen nicht zu unterbinden braucht, 
daß ſie vielmehr nur Eimichtungen zu treffen hat, unter deren Controlle der 
Einzelne ſeine naturgemäßen, leider jetzt aber ſo vielfach verleugneten, Ver⸗ 
pflichtungen dem Geſammtwohl gegenüber zu erfüllen angehalten wird. — 

Die Bewegung, welde unter ben Arbeitern eingeriffen ift und bie zu 
immer verhängnifvollerer Unklarheit über Rechte nnd — Bilichten geführt bat, 
macht oft den Eindruck, als ob fie namentlich von ber bemamaihenben Urs 
beiterichaft, ten Lehrüngen, gefördert werde. 

Es iſt eine Frühreife des Individuums durchgebrochen, die in jeder von 
den Socialiſten einberufenen Verſammlung beobachtet werden kann. Die den 
Eindruck einer beſtellten Claque machende, nie dort fehlende auffällige Zahl 
blutjunger Burſchen kennt Jeder, welcher einmal einer ſolchen Zuſammen⸗ 
kunft einen Abend geopfert hat. 

Es kann Niemand Wunder nehmen, wenn junge Leute, die noch keine 
Lebenserfahrungen, in den weitaus allermeiſten Fällen nur die nothdürftigſte 
Schulbildung genofien haben, mit an Wberglauben grenzender Leidenichaft 
den Phrafen über „Freiheit“ Laufchen, wenn fie fnftematiih zu Haß und Neid 
gegen die über ihnen ſtehenden Gefellichaftöklaflen erzogen, in einer Zeit, wo 
fie der väterlidyen Zucht noch nicht entbehren ſollten, bald bie zuverläfligfte 
Phalanx der Agitatoren bilder. Bedenkt man, daß auf ihren been, auf 
ihrer fittlihen Kraft fich die Zukunft unjere® gewerblichen und induftriellen 
Lebens aufbauen wird, fo drängt ſich jedem Freunde der allgemeinen Wohl- 
fahrt und guter Sitte "der Gedanfe auf, daß Etwas zu geichehen babe, geeig- 
net, die jonft gefährbete — ſicher zu ſtellen 

Fragen wir uns nun aber auch, iſt hier allein der Hebel anzufegen, hat 
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der Arbeiterftand durch fein bisheriges Gebahren die Zuftände allein hervor: 
gerufen, welche wir beklagen und ift ex wirklich der einzige Theil der Geſell⸗ 
fchaft, won deſſen Umkehr zu andern Anfichten und damit veränderten Anf- 
treten eine Beſſerung der allgemeinen Lage der Dinge erwartet werben kann? 
Wenn es wahr ifl, daß bie Leiftimgsfähigkeit abgenommen habe, weil bie 
Leiſtungswilligkeit untergraben fei, und daß Induſtrie wie Gewerbe nur dadurch 
von Neuem zu alter Tüchtigkeit emporgehoben werden können, daß wenigſtens 
pie heranwachſende Generation zu richtigem Ernſt und fittlichem Streben an- 
gehalten, diefen Mahnungen folgt, jo tft damit gleichzeitig auch audgebrüdt, 
daß ihr anf geeignete Weile gezeigt werden muß, welches ihre wirklichen In⸗ 
tereflen find. 

Haben wir das Recht, namentlih von der Jugend zu verlangen, daß 
fie nicht nur mit Eifer, ſondern auch mit Beichetvenheit den Ermahmıngen 
ihrer Lehrherren und Borgeletsten folge, jo ift auch ſelbſtverſtändlich, daß die 
Perfonen, denen die Aufgabe der Erziehung dur ihre Stellung zufällt, ſich 
bewußt fein müflen, damit Berpffichtungen übernommen zu haben, und beftrebt, 
darnach zu handeln. 

Wären in dieſer Klaſſe Lücen vorhanden, oder gar falihe Grundſätze 
zu conftatiren, jo müflen dieje ebenjo rückhaltlos aufgevedt und geändert wer: 
den, als die vorher beiprochenen Dinge. 

Und da glaube ich denn allerdings, daß man den Lehrberren und Brin- 
cipalen manchen Vorwurf nicht eriparen fann. — 

Wie der jett chronifch gewordene Zuſtand der „Arbeiterfrage‘ fi nur 
dadurch fo ſchlinim herausgebilvet bat, Daß man, als e8 noch Zeit war, bes 
rechtigten Forderungen fein Ohr verſchloß und fich über die Tragweite der 
ganzen Angelegenheit in fcheinbarer Intereffelofigkeit gar nicht Mar wurde, 
jo bat man fi auch auf Seiten der Arbeitgeberihaft, als die Kataſtrophe 
einmal materielle Formen angenommen batte, vielfach furchtſam gezeigt und 
fein Recht auch da preißgegeben, wo man die Pflicht batte, es zu vertheidt- 
gen und man Bat weiter, ın Mipftimmung über bie jeweilige Sachlage, Der 
Ausbildung der Lehrlinge nicht diejenige Aufmerkfamtertt gewibmet, welde von 
der Wichtigfeit der Angelegenheit eigentlich ſo vecht bedingt war. 

Die Folge davon aber war naturgemäß, daß der andere Theil zu ummer 
anwachſender Ueberlegenbeit herauswuchs. 

Die Fehler liegen demnach nicht allein auf einer Seite und die Folge 
davon kann nur die ſein: 

daß. wenn die induſtriell ⸗gewerblichen Verhältniſſe eine Wendung zum 
Befſſeren nehmen ſollen, welche ſich dann auch ſtichhaltig erweiſt und 
auf eine Reihe von Jahren hinaus Gutes wirken können ſoll, Jeder an 
ſeinem Theile berufen iſt, mit beſtem Willen für das Allgemeinwohl ein⸗ 
zutreten. 

Auf dieſer Ueberzeugung fußen unſere nachfolgenden Erwägungen. 

Das „Nothgewerbegeſetz des Norddeutſchen Bundes nom 8. Juli 1868“ 
hat die großen Erwartungen, welche man binfichtlich feiner Wirkung auf Die 
Entwidelung der Induftrie hegte, zum großen Theile erfüllt. 
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Die durch daſſelbe befeitigten Privilegien und Monopole der vormaligen 
Zänfte und anderer Corporationen machten einer regeren Gewerbsthätigkeit 
Platz und auch minder bemittelten Handwerkern und Arbeitern warb die Wlög- 
lichleit — ſich ſelbſtſtändig zu machen. Das find in die Augen ſprin⸗ 

tle, aber ums fcheint trog derſelben die Entſcheidung über den 
Deatasıtaestlae des beiagten Geſetzes kein günftiger für die 
Allgemeinheit fein zu düurfen. Deshalb nicht, weil feine Beftimmungen 
in Bezug auf daB „Lehrlingswefen” zum Theil unzureichend, zum Theil 
fogar als direct ſchädigende erachtet werden müflen. 

Und das gilt ebenfowohl für die Großinduſtrie mie für bad Handwerk. 

Sieben Jahre find ſeitdem verflofien und Fachleute find daher im 
Stande, auf eine reihe Erfahrung Hin zu urtheilen. 

Bo immer man auch fragt, ausnahmslos erhält man die Antwort: 
„Bon den jüngeren Arbeitern und Geſellen, deren Lehrzeit in beregte 
Periode fällt, find kaum 50%, al8 Solche zu tariren, bern Yeiftungen 
an bie befheidenften Forderungen hinanreichen, welche Arbeit- 
geber, Werk: und Handwerksmeiſter berechtigt find, an einen außgelernten, 
fachkundigen und ſomit brauchbaren Gehülfen zu ftellen.” 

Eingeweihte behaupten weiter, daß dieſer traurige Zuſtand immerfort 
fih noch verichlimmere und daß "die Urſache auf die ungenügende gejetliche 
Regelung de Lehrlingsweſens zurüdzuführen fei, wenn auch der haſtige, ſich 
Äberftürzende Aufihwung, den die Großinduftrie in ben — 
— nahm, ein gutes Theil Mitſchuld an dem Zuſtande der Dinge 

mag. 

Tragen wir einmal an der Hand der hiefigen Fabrikverhältniſſe — ſpe⸗ 
cell des Maſchinenbaues — nad) ber Begründung vorftehender Behauptung, 
mbem wir gleichzeitig ben Unterſchied zwiſchen dem Lehrlingswefen vor der 
Gewerbefreibeit und dem Tehrlingsweien unferer Tage mit in den Kreis 
unjerer Betrachtung ziehen. 

Die Rinder verlajien mit 14 Jahren die Volksſchule umd befinden fc 
alſo zweifellos in einem Alter, wo der Knabe vor Allem einer erzieheriſchen, 
wohlwollenden Leitung bedarf. 

Dieſe Leitung kann ſich nicht allein auf die Anlernung zu manueller 
und maſchineller Fertigleit erſtreden ſollen, ſie muß vielmehr auch darin ihre 
Aufgabe erbliden, dem jungen Menſchen zu zeigen, daß er ſich fein Gewerbe 
nit nur in fo weit —— zu eigen zu machen habe, als es genügt, 
ihm ſein Brod als einfacher Leiſtenarbeiter zu ſichern, ſie muß ihn vielmehr 
— anſpornen, in dem gewählten Beruf die denkbar größte Geſchick⸗ 

t zu 

Nur wo diefer Grumdfag befolgt wird, ift es denkbar, daß die Jugend 
bie rechte Luft und Liebe zu ihrer Sache gewinne, nur dadurch wird fie ein⸗ 
jeden Iernen, daß nur jahrelang fortgefeßter redlicher Fleiß und arbeitsfrohes 
Mühen die Mittel find, welche hervorragende tüchtige Männer aus ihr heraud- 
bilden werden und fie wird fo allein begreifen, daß tiefe, gründliche Kenntniß 
des Gewerbes nur befähigt auch ihre materielle Zukunft vollftändig zu ſichern. 
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Fügen wir endlich noch an, daß auf einem andern Wege auch die Ueber⸗ 
leitung vom bloßen banbwerlsmäßigen Gewerböbetrieb zum „Kunftgewerbe‘ 
undenkbar erfcheint. 

Die Sorgfalt, welche, wie oben ausgeführt, als eine Pflicht der arbeit- 
gebenden Perfonen ericheinen fol, muß nun füglich Dadurch weiter gefiihrt 
werden, daß der nur mit dem nothwendigften Willen aus ver Volfsfchule ent- 
laſſene Knabe angehalten werde, auch feine geiftige Fortbildung nicht aus dem 
Auge zu verlieren, wozu Fortbildungs- !) und Sonntags-Schulen ja faft aller 
Drten Gelegenheit bieten. 

Der Lehrling muß durch väterlichen Hinweis auch zu der Ueberzeugung 
gebracht werden, dag Tüchtigkeit im Beruf nicht allein das Ziel feines Stre- 
bens ſein dürfe, daß fie vielmehr gepaart fein müſſe mit poſitivem geiftigen 
Wiſſen, um einen fih in allen Tagen des Lebens zurecht findenden, nüchtern 
überlegenden und Darum gefitteten und verftändigen Mann und Staatsbürger 
aus ihm beranzubilven. 

Wie man mit Redt der Klein und Bielftaaterei Deutſchlands das 
Zeugniß auszuftellen bat, daß fie welentlih in früheren Jahren dazu beige: 
tragen Habe, Kunft und Willenfchaft zu pflegen, fo kann ber Unbefangene 
auch den in die Jetztzeit nicht mehr paflenden „Zünften‘ die Anerkennung 
nicht verfagen, daß fie bis zur Zeit ihrer Aufhebung und bis zur Entwidelung 
ber Großinduftrie jene erzieberiiche Thätigkeit mit großer Hingabe ausgeübt. 

Der junge Dann, welcher zu einem Handwerksmeiſter in die Lehre trat, 
fühlte fi, nachdem er unter Beobachtung gewiſſer Ceremonien vor den ver- 
ſammelten Zunftmeiftern in die „Innung” aufgenommen worden war, zur 
betreffenden Corporation gehörig, er wußte aus den ihm vorgelefenen Zunft⸗ 
geſetzen, daß e8 ungemein ſchwierig fei, zu einem andern Meifter oder gar zu 
einem anderen Gewerbe überzugehen, er war fich ferner bewußt, feinem Meifter 
Reſpect und Gehorfam fhuldig zu fein und aus dem ihm eingehändigten 
Verhaltſchein entnahm er, daß er fid auch den Gefellen gegenüber eines be- 
fcheidenen und gefitteten Betragens zu befleißigen babe und daß es, wenn er 
fih in irgend weldhem Bezuge etwas zu Schulden fommen laſſe, an Mitteln 
und Wegen nicht fehle, ihn zum Fleiß, Aufmerkſamkleit und gutem Verhalten 
zurüdzuführen. 

Sein Ehrgeiz war, bei feinem Gefellenwerden ein möglichft fauberes und 
volllommenes Setellenftüd“ aufweiſen zu können und er mußte beftrebt fein, 
auch feinem Lehrmeifter die Genugthuung zu verichaffen, daß ihn der Letztere 
ben verfammelten Innungsgenofien als einen tichtigen Arbeiter vorftellen 
fonnte. — 

Die „Zunftgeſetze“ bewegten ſich durchgängig in übereinftimmenden Bor- 
ichriften und e8 möge bier ein „Verhaltſchein für Lehrlinge” der Chemniter 
MWeberinnung Platz finden, wie diefelben noch kurze Zeit vor Erlaß der neueren 
Gewerbegefeßgebung gang und gäbe waren. 


1) Kortbilbungsfhulen find burd Belet vom October 1874 im Königreich 
Sadien für das Alter bis zu 17 Jahren obligatorifh eingeführt. 
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Derjelbe Iautet wörtlich: 
Berhaltungs-Vorſchriften für einen Lehrling. 


Es bat jeder Weberlehrling 

1) eine frommen und fittlichen Lebenswandels fid) zu befleigigen, den 
Gottesdienſt an Sonn- und Feiertagen nicht zu verfäumen, alle unfittliche 
Geſellſchaft zu vermeiden und ſich des Beſuchs öffentlicher Schankhäufer 
oder Tanzbeluftigungen während feiner Lehrzeit gänzlich zu enthalten ; 

2) Jedermann, insbejendere feinem Meifter und andern ihm vorgefegten 
Perfonen, wie aud den mit ihm in Arbeit ftehenden Gefellen mit gebüh- 
render Achtung und Beſcheidenheit zu begegnen ; 

3) fih nad $ 8 Capitel 1 der Generalinnungsartikel treu, fleißig, ehr⸗ 
Gh und gehorfam zu verhalten, ohne gefetlich gegründete Urſache nicht 
einen anderen Lehrmeifter zu verlangen; — entläuft der Lehrling vor 
Ausgang ſeiner Lehrzeit, To bat Derjelbe nach $ 9 genannter Artikel für 
jeden Tag, den er ausgeblieben, eine Woche über die beftimmte Zeit in der 
Lehre zu bleiben; 

4) die Sonntagsfchule fleigig und regelmäßig zu beſuchen und« ſich den 
Disciplinargefegen diejer Schule zu unterwerfen, überhaupt ſich zu beftreben, 
nũtzliche Kenntniffe aller Art zu erwerben; 

5) obne feines Meifterd Vorwiſſen und defien ausprüdlich hierzu erlangte 
Erlaubniß, aus deſſen Behaufung fih nicht zu entfernen und wenn ihm 
von feinem Meifter in einzelnen Fällen hierzu Erlaubniß ertheilt werden 
en zu der ihm beftunmten Zeit fich pünktlich wieder bei demfelben ein- 
zufinden ; 

6) Dasjenige, was in feines Meifters Werkſtatt oder Familie vorgeht, 
Be auszureden, vielmehr aller Klatſchereien fich gänzlich zu enthalten; 
endlich 

7) mit Teuer nnd Licht auf das Sorgfältigfte umzugehen, damit nicht 
durch feine Fahrläſſigleit Feuersgefahr entftehe; 

8) bat derfelbe feine Lehre treu und ehrlich ausgebalt.n, fo ſoll er nad 
Borzeigung der Gefellenprobe (wenn dielelbe für gut erfannt wird) und 
dieſes Aufdinge- Scheine von der Lehre frei und zum Gefellen geſprochen 
werben 


Nacıdem nun N. N. aus N. N. geboren den. ...... diefen Ber- 
haltungsoorfchrieften treulih nachzukommen handgebend gelobt hat, fo ift 
berfelbe im Quartal Baftnacht untenangefegten Tages vor offener Rabe 


— Weberlehrling auf 3 Jahre 
bei Meiſter N. N. 

aufgedingt worden, was hiermit beſcheinigt wird. 

Chemnitz, den 7. März 1860. 


(gez.) N. N., Obermeiſter. 
N. N., Handwerksſchreiber. 
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Zur Jetztzeit zurückkehrend, jo kann ein unparteiiſches Urtheil der Groß⸗ 
induſtrie den Vorwurf ſchwerlich erſparen: daß ſie es zwar verſtanden, die 
von dem Kleingewerbe herangebildeten Arbeiter auszunutzen, daß ſie aber ſo 
gut wie gar nichts für das Lehrlingsweſen gethan hat, und daß ihr zur 
keiner Zeit in den Sinn kam, fie habe bei der Beſchäftigung jugendlicher 
Arbeiter auch die Verpflichtung: denſelben eine ſolche Aufmerkſamkeit zu 
widmen und ſolche Beranſtaltungen zu treffen, welche geeignet ſeien, aus Der 
Jugend leiſt ungsfähige und geſittete Männer zu erziehen. 

So lange die Großinduſtrie noch in ihren Anfängen neben den Zünften 
beſtand, waren e8 bie in den Fabriken arbeitenden Handwerksgeſellen, welche 
auf die neben ihnen arbeitenden Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter noch einen 
weſentlich günftigen Einfluß übten, indem fie ſich aus alter Gewohnheit der 
jungen Burjchen annahmen und, wenn der Werkmeiſter anderswo beichäftigt 
war, auf orbentliche Lerftungen, wie auf Zucht und Ordnung bielten. 

Nachdem vie früheren Handwerfögejellen aber mit der Zeit die Minder⸗ 
heit der Fabrikarbeiter getvorden, weil die in den gejchloffenen Etabliffements in 
Lehre geftandenen Gehülfen berangewachfen waren und weil die Induftrie begann, 
bereitwelligft auch ſolche Leute aufzunehmen, welde vorher allen möglichen 
Beruföflaffen angehört Hatten, änderte fich das Lehrlingsweſen weiter bedeutend 
zu feinem Nachtheil. 

Die früheren Fabriffehrlinge kümmerten ſich wenig um die nun neben 
ihnen aufwachſenden nenen Lehrlinge und vie legterwähnten Arbeiter konnten 
es gar nicht. Dieſe wirkten vielmehr oft geradezu demoralifirend auf die 
jungen Leute. Waren fie doch felbft nur „Handarbeiter“, weil fie in ihrem 
früher eigentlih erlernten Handwerk meift Stümper gemelen waren und oft 
nur um deswillen Unterfommen in den Fabriken gefucht hatten ! 

Konnte der Lehrling von dem neben ihm beichäftigten älteren Manne 
alfo etwas Lernen? Dft gewiß nicht, war er doch Häufig der relativ Geſchick⸗ 
tere von Beiden. — — | 

Und wie ftand es mit dem moraliſchen Einfluffe, den dieſe Leute auf den 
jungen Mann ausübten? Meiſt Herzlich fchlecht, wie ſchon vorher ange 
deutet. 

Selbft wenn er gewollt hätte, war ein folder Mann nicht im Stande, 
dem Lehrlinge To gegenüber zu treten, wie e8 der Gefelle in der Werfitatt 
des Meifters that. Und darum bildete fih ein mehr collegiales Verhältniß 
, welched für den jungen Lehrling gewaltige Schattenjeiten aller Art 

tte. Anfcheinend ummefentlih, aber dennoch von weittragender Wirkung iſt 
3. B. das oft zu börende vertrauliche „Du’, welches ein 17jähriger junger 
Menſch mit älteren, längft verheiratheten Männern wechſelt. 

In diefe foldermaßen bereits vielfach untergrabenen Zuflände warf nun 
die Socialdemocratie ihre finnverwirrenden Aufregungen. 

Die Lehrlingswelt zeigte fih vor allen Anderen am empfänglichſten für 
die Lehren der focialiftiihen Beglücker und wir führten bereits oben an, mie 
gerade die Jugend die befannten „Volksverſammlungen“ frequentirt. 

Bedarf es nun noch des Beweifes, daß die Groginduftrie zu gutem 
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Theile verantwortlich zu maden ıft für bie jo ſehr zu beflagende Vernach⸗ 
laſſigung des Lehrlingsweſens, jo wird ein einfacher Hinweis auf die hiefigen 
Habritverhältniffe dafür leicht genügen. 

So viel und befannt geworden, giebt es unter den circa 20 Maſchinen⸗ 
fabrifen und Gießereien in Chemnig nur 4, welche überhaupt noch Lehrlinge 
eontractlich aufnehmen. 


Man begegnet bei Nachfragen diesbezüglich Häufig der Anficht, derartige 
„Hände“ ferien die billigeren, einer Meinung, welche wir in Anbetracht, daß 
der nur fchablonenmäßig zu verwendende Mann unmöglich jo gut, fo fchnell 
und vor allen Dingen fo vielfeitig wie ein gründlich angelernter Gehülfe in 
ſeinen Leiftungen fein ann, nicht zu theilen im Stande find. Käme aber 
auch für Die gröberen Arbeiten wirflidh noch nicht einmal ‚jo viel darauf an, 
wer fie macht, fo fragt es fich doch fehr, ob dadurch die Leiftungsfähigkeit der 
Geſammtinduſtrie nicht implicite ganz bebeutend gejchädigt wird. 

Und allerdings meinen wir diefe Frage unbedingt bejaben zu müſſen, 
denn es ift eine nicht zu beftreitende Thatſache, daß die wenig qualificirten 
Arbeiter eine bevenflich hohe Ziffer erreicht haben, daß fie gerade die erorbi- 
tanteften Lohnforderungen ftellen, und daß durch ihre wenig befriedigenden 
Leiftungen vorab einmal die Concurrenz der Tleineren Etabliffement8 gegen 
die großen Fabriken ungeheuer erjhwert wird. 

Je größer die Zahl der Arbeiter eines Werkes iſt, um fo leichter wer: 
den die Pfuſcher von den guten Arbeitern übertragen werben können, wenn 
der Yabrifant und feine Werkmeifter anders richtig zu dißponiren verfteben — 
eine Combination, deren der Mleinere Induftrielle entbehrt. 

Wenn aber jeder Untertommen findet, der einen Entlaſſungsſchein als 
Schraubſtockarbeiter, als Dreber, Hobler oder Gießer probuciren fann, ohne 
über feine Befähigung und die Zeit, weldhe er auf das Erlernen jener Spe- 
cialität verwandt hat, befragt zu werden; wenn Dann während ber fich über- 
ſtürzenden Entwidelung der legten Jahre der Arbeitermangel darüber hinweg: 
ſehen Bilft: Daß man fo viele Leute bekommt, deren Leiftungen unter die 
Mittelmäßigfeit zu tariren find, jo darf es nicht wundern, daß das fchließliche 
Reſultat ein ſolches wird und bereits geworden ift, welches bie junge In⸗— 
duftrie Deutfchlands in ihren Keimen zu erftiden droht, weil andere Länder, 
ſpeciell England, über einen fletigeren und fachkundigeren Arbeiterftamm 


en. 

Wie wir oben die Lehre des Knaben zur Zeit der Zünfte genauer 
verfolgten, jo wollen wir nunmehr einmal die Ausbildung des Lehrling in 
der heutigen Großinvufrid betrachten. 

Richten wir und auch hier wieder vornehmlich nach den Mafchinenfabriten 
unferer Stadt Chemnitz, fo conftatiren wir vorab fehr gern, daß die wenigen, 
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welche Lehrlinge auszubilden fuchen, um fo mehr Anerkennung verdienen, als 
ihre Zahl eine fo verfchwindend Feine und daß dieſe Anerkennung auch eine 
um fo bereitere fein muß, als ja gewiß viel Aerger und Berbruß damit ver- 
bunden ift. 
aber halten wir die Art, wie die Lehre beſchaffen ıft, nicht für 
eine foldye, welche den jungen Burſchen die rechte Liebe zum Berufe, und jene® 
auf fittliher Grundlage beruhende Streben einzuimpfen geeignet fei, und wir 
werden verfuchen, in Rachfolgendem den Beweis zu führen, daß man fi 
auch dort faft ausnahmslos viel zu wenig um die Lehrlinge befümmert und 
ihnen keineswegs die Sorgfalt jchenft, die man als eine jelbftwerftänpliche 
Miffion des Lehrherrn dem Lernenden gegenüber auffaflen ſollte. Alfo. 

In dem zwilchen dem Fabrikherrn und dem Vater oder Vormunde des 
Knaben gewechſelten Contracte wird die Lehrzeit feftgelett, der Lohn genannt 
und weiter find bie Beftimmungen darin getroffen, welche zur Innehaltung 
der Vereinbarung nöthigen follen. Dann wird der junge Mann in die Werk⸗ 
ftatt eingeführt und einem Werkmeifter übergeben. 

Iſt nun diefer MWerkmeifler ein verftändiger Mann, jo wird er gewiß 
darauf feben, daß aus dem Stnaben ein tüchtiger Arbeiter werde, vorausgeſetzt 
freilich, daß der Lehrling ſich feine Sache angelegen fein läßt und fi nicht 
als ein Solcher zeigt, der Dank den ſchon erwähnten ungünftigen Eimwirkun- 
gen, ein gut Theil der Bemühungen feines Werkmeiſters contrecarrirt. 

Niemand anders kümmert ſich fonft um die Ausbildung des jungen 
Menſchen. 

Ob derſelbe Etwas lernt, ob nicht, ob er beſtrebt iſt, ſich allgemeine 
Kenntniſſe zu erwerben, welche ihn befähigen, ſpäter auch ein nützliches Mit⸗ 
glied der Gejellihaft und ein guter Staatöbürger zu werden, ob er außer: 
halb ver Fabrik ein gefittetes oder ein Lieverlihes Leben führt, darnach fragt 
kein Menſch, genug, daß er ſich in dem Etabliffement feine groben Verſehen 
zu Schulden fommen läßt und die Babriforonung befolgt. 

Es ſei uns geftattet, an diefer Stelle noch ein Wort über die demora⸗ 
liſtrenden, verderblichen Einflüffe zu fagen, welchen die jugendlichen Arbeiter 
und Lehrlinge von der hierorts unter den Arbeitern dominirenden ſocialdemo⸗ 
eratifchen Partei ausgeſetzt find. 

Zuvörderſt werden die jungen Leute von ihren Nebenarbeitern zum Ein: 
tritt in die Vereine aufgefordert umd fie folgen natürlich meiſt diefem Auf, 
ſchon weil fie jung find und das Neue fie reizt. 

Wie bereitö oben erwähnt, beſuchen fie nun zunächſt die Parteiverfamm: 
Lungen mit einem Cifer, der einer beſſeren Sache werth wäre, und dort lau— 
ſchen fie mit Andacht den aufreizenden, gegen alles Beſtehende gerichteten Re⸗ 
ven, fie nehmen begierig die Verhetzungen in ſich auf, welche gegen das ganze 
Fabritantenthum ſyſtematiſch losgelaſſen werden und fie müßten Fiſchnaturen 
fein, wenn fie nicht Leidenjchaftlih davon aufgeregt würden. 

Das Weitere beforgen dann nod) die nicht feltenen Feſtlichkeiten, welche 
von der Partei arrangirt werden, und in denen ein Programm abgemwidelt 
wird, deſſen einzelne Theile immer das gleiche Ziel im Auge haben, einerlet 
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ob fie im Gewande von „Feſtreden“, Declamationen, Geſangsvorträgen oder 
Mafjengefängen demſelben Borfchub Leiften follen. 

Das Ende vom Liede aber ıft: Der Burſche wird von ben jefuitifchen 
Beftrebungen der focialiftijchen Agitationsweiſe dahin gebracht: daß er nicht 
allein gegen feine Borgefegten, fondern aud gegen feine eigenen Eltern wider: 
ſpänſtig und ungehorfam wird, und zum Wenigſten erblidt er in feinem 
Lehrmeifter nicht länger den Dann, der ihn, den ımerfahrenen jungen Men- 
ſchen, berufen fei, da mit Ernſt und Strenge zu behandeln, wo Zucht und 
Strebſamkeit im Argen Tiegen. 

Wir können verfidern, daß es oft vorkommt, daß Eltern fih an den 
Lehrmeifter ihre Sohnes mit der dringenden Bitte wenden, allen feinen Zin- 
fluß aufbieten zu wollen, um ben Süngling von dem betretenen Wege ab- 


Wir glauben alfo, der Beweis über die verberblichen Folgen ber ſocia⸗ 
liſtiſchen Lehre auf das jugendliche Gemüth ift damit genugfam geführt und 
die Gründe hinreichend angedeutet, welde die Zukunft gefährden, wenn bie 
beutigen Knaben einmal zu erwachſenen Männern berangereift fein werben. 

Bei aller hohen Achtung, welde den Berfaller für die deutſchen 
Gewerkvereine beferlt, bei feiner ungetheilten Sympathie, welde ihm 
Die Beſtrebungen derjelben neuerdings abgemannen, glaubt er Doch an dieſem 
Drte darauf aufmerkfam machen zu follen, daß auch dieſe dem ‚Lehrlings- 
weſen“ nicht den richtigen Vorſchub leiſten In ihrer Nachbildung der eng: 
liſchen „Trades- Unions“ haben fie eine ganz welentliche Beſtimmung ber: 
felden ganz außer Acht gelafien. 

In die „Trades- Unions“ werben nur folde Arbeiter aufgenommen, die 
nachweiſen können, 7 Sabre in ihrem Gewerbe gearbeitet, beziehungsweiſe 
gelernt zu haben, ja einige jener Bereine verlangen von dem Aufnahme⸗ 
juchenden fogar den Nachweis des Verdienſtes eines beftimmt normirten Lohn⸗ 
fages, um ſich auf diefe Weife der Berufstüchtigkeit des Betreffenden zu ver: 
gewifiern. 

Vielleicht bedarf e8 an maßgebender Stelle nur einer Anregung, um bie 

eine zu beftimmen, eine Einrichtung zu befeitigen, die wir an ber 
Hand des Borgefagten für eine Schädigung des Lehrlingswefend halten. 

Kehren wir zu dem Fabriflehrling zurüd. 

Die ſchädlichſte Nachbarfchaft deſſelben find jugendliche Arbeiter, welche 
feine Lehre beftanden haben, feine durchmachen wollen und gleichwohl nicht 
jelten einen beträchtlich höheren Lohn beziehen als der Lehrling. Oft ift der 
Lehrling der Aeltere von Beiden. 

Bergleihe werden fortwährend gemacht. Hier führen fie zur Unzufrie⸗ 
benheit des Lehrlinge. Auch gewinnt der Gevanfe Kaum bei ihm, daß er 
doch eigentlich auch nicht nöthig habe, eine lange Lehre zu beftehen und daß 
er ja einfach durch Brechen feines Contractes zu befieren Löhnen gelangen könne. 
Darüber aber kann fi am Ende Niemand wundern. Fehlt doch bei den 
Meiften die Einficht, daß nur eine gründliche Lehre zu allfeitiger Ausbildung 
führe und daß nur eine ſolche fie ferner befähigt neben guter Arbeit — zu 
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der es ſchließlich auch der einſeitig gebrillte Arbeiter ın feiner Specialität 
bringe — auch ſchnell und gewandt das Verlangte zu leiften, Erfolge, die 
ihm allemal eine bevorzugte Berdienftftellung neben den Andern fichern. 

- Neben der Großinduftrie (wir fprechen ſtets einzig und alleın von ber 
Geſammtheit und nie von den Fabritanien felbft) muß man die Eltern wer 
ſentlich mit für den fchlimmen Zuftand der Dinge verantwortlih maden. Die 
Meiften verfäumen durchgehende, ihre Söhne zu Zucht und Ordnung anzu- 
halten. Site follten doch wahrlich, wenn ihnen das Wohl der heranwachſen⸗ 
den Kinder warın am Herzen läge, darauf halten, daß die jungen Burſchen 
ihre freie Zeit auf den Beſuch der Handwerker: Sonntagsidhulen x. ver- 
wendeten. Wie viel oder richtiger wie wenig das geichieht, erhellt aus fol- 
genden Zahlen. | 

Im Gefhäftsjahre 1872/73 waren 1896 Zöglinge in der von dem 
pehigen, um das Fortbildungsichulmelen hochverdienten, „Handwerkerverein“ eta= 
litten Sonntagsſchule — im Geſchäftsjahre 1873/74 deren 1856. Die Ge— 
ſammtzahl der im unferer Stadt arbeitenden jugenplichen Arbeiter und Lehr» 
linge ift zur Zeit noch nicht ermittelt, ſoll aber eheſtens nachgetragen werben. 

- Dem gegenüber informire man fi über die Frequenz der Zanzlocale 
und ben frübzeitigen Contact der Geſchlechter in finnlicher Ausſchweifung. 
Man wird dann — und das ift unter Umſtänden noch das Glnftigfte — 
einen Begriff bekommen, wie unüberlegt Arbeiterehen geſchloſſen werben. 

Zwingt nicht die noch bevorſtehende Soldatenpfliht zu mehrjährigem 
Aufichub, jo werden fie vielfach eingegangen, bevor die Mittel zum ange- 
mefjenen Erhalt der Familie verdient werben, und was daraus wird, fann 
man täglich und ftündlic beobachten. 

Der junge Mann ift übrigens bier auch noch um beöwillen ein Opfer 
der beftehenden Cinrichtungen, weil er in unreifen Jahren mehr Gelb in bie 
Hände bekommt, als der vom Handwerk ausgebildete Lehrling, deſſen Yeiftun- 
gen gegen Die ihm von feinen Meiſter gegebene Koft und Wohnung ohne 
weitere baare Bezahlung gerechnet werden. — — 

Wir erinnern und in Bezug auf die Fortfchritte, welchen auf der Wiener 
Weltausftellung in manchen Branchen der deutichen Induſtrie unter Bergleich 
zu denjenigen Englands und Frankreich nachgeforicht wurde, wenig Tröſt⸗ 
liches gehört zu Haben und überall faft werden Klagen darüber laut, daß 
die Eoncurrenzfähigkeit Deutſchlands auf vielen Gebieten geſchädigt Jet. 

Wie kann dem entgegengewirkt werden? Doch wohl nur dur die An- 
ſpannung aller Kräfte im induftriellen Betriebe. 

Derjelbe muß fi in allererfter Linie die Gewinnung tüdhtiger, leiſtungs⸗ 
fähiger Leute zur Aufgabe machen und wirb Dann wie von felbft auch der 
Hebung des gehrlingömelend feine Aufmerkſamkeit ſchenken.˖ Er wird, wie wir 
vertrauen, dabei auch zu der Ueberzeugung gelangen, daß es nicht Die Höhe 
der Löhne am ſich tft, welche die Concurrenzfähigfeit mit andern Ländern er= 
ſchwert, fondern daß die Repartition der Koften auf das einzelne Product 
der Fabrifen die Schuld an der Bertheuerung der inländiſchen Induſtrie 
trägt. 
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Verdienen gute engliſche Arbeiter doch bedeutend mehr und ſind doch die 
Preiſe der dortigen Fabrikate trotzdem nicht unweſentlich billiger! 

Da nun die Verhältniſſe der Neuzeit den veralteten Zunftgeſetzen, die 

im Stande waren, bie Zahl der Meifter, der Gejellen und Lehrlinge nach 
2 jeweiligen Größe der Städte feflzufegen, ein ablolutes Ende bereitet haben, 
und da der erleichterte Verkehr Jedem geftattet, feine Einkäufe Da zu verfor- 
gen, wo er jeine Convenienz findet, fo wird der Gonfument aud die Quellen 
des Auslanded aufzutreiben verftehen, wo ihm das eigene Land nicht volle 
Befriedigung bietet. 

Es könnte nım den Eindruck machen, al8 ob wir uns zu fehr von den 
Beobachtungen hätten leiten laflen, welde uns am biefigen Orte aufge 
ſtoßen jeien. 

Dem gegenüber verweilen wir auf Harkort's „Arbeiterfpiegel”, in 
welchem gejagt ift, daß es bereits viele Mafdinenfabrifen gebe, welche. ihre 
Arbeiter entlafjen und mit von auswärts bezogenen Mafchinen handeln, meil 
fie nicht mehr im Stande feien, für den Bezugspreis felbft zu fabriciren. 

Erhöhte Gemerbthätigfeit muß unjerem Lande erjegen, was andere in 
dem natürlichen Reichthum ihres Bodens befiten und es ift daher eine abfo- 
Inte Yebensfrage, daß für die Ausbildung der Gewerbögehülfen Fürſorge ge 
troffen, Mißſtände abgeftellt werden. 

Jeder Berufene follte fih für moraliſch mitverantwortlich erachten und 
fein Augenmerk auf die Heranbildung eines tüchtigen, gebilbeten Arbeits 
ſtandes — ımb zwar jowohl im Handwerlke wie in ber Groginduftrie — 
richten. Faſt jeder Erwachſene kann ja je nad) feiner Stellung — auch ber 
ſcheinbar heterogenſten — in biejer ober jener Weife fein Scherflein zur 
Sicherung dieſer günftigeren Zukunft beitragen. 

Indem wir hiermit unſere Erwägungen ſchließen, weiſen wir noch ein⸗ 
mal een darauf hin, daß es uns in feiner Weife in den Sinn ger 

kommen ift, eine andere als die Gefammtheit betreffende Kritik zu üben. 
Bir hatten nirgend einzelne Etabliſſements oder gar deren Beſitzer und 
Divestorm im Auge, die Großinduſtrie als folde und der Standpunkt, auf 
ben fie durch den Aufbau der Beitverhältniffe nach und nad) der vorliegenden 
Frage gegenüber gerieth, war vielmehr der einzige Boden, auf dem wir uns 

tn und wenn wir und faft asſchließlich mit der Maſchi nenbranche be> 
——* ſo war der Grund davon der, daß ſich an dieſer die Beobachtungen 
am ſchärfſten verfolgen laſſen. 

Aus gleicher Urfade hielten wir und weiter von einem gleichzeitigen 

Eingehen auf das „Handwerk 

Wir gelangen nun zu folgenden Borfchlägen: 

1) Die Großmbuftrie derjenigen Branchen, welde unter ihren Gehülfen 
Solde hat, deren Beihäftigung nicht in bloßer mechaniſcher Beauf- 
fihtigung von Maſchinen befteht, darf jugenvlihe männliche Arbeiter 
nur als „Lehrlinge aufnehmen und fie ift verpflichtet, für Deren fach: 
mäßige Ausbildung zu forgen. 

2; Je nad der Branche wird die Dauer der Vehrzeit auf an der in 
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den — gemachten Erfahrungen (Uſancen) in geeigneter Weiſe 
feſtgeſetzt. 
3) Die Innehaltung der Lehrzeit wird für beide contrahirende Theile 


durch das Geſetz garantirt — beziehungsweiſe iſt das Verlaſſen oder 

die Kündigung der Lehre auf angeſtellte Klage der Entſcheidung der 

Behörde unterftellt. 

Die Lehrlinge haben bei ihrer Losſprechung: 

a) einen Lehrbrief ihres Arbeitgebers oder Meiſters; 

b) ein Zeugniß über regelmäßigen Befuh von Fortbildungs= oder 
Sonntage-Schulen 

bei der Behörde des Ortes, in weldem fie ihre Lehrzeit abbielten, 

vorzuzeigen und beglaubigen zu laflen. 


4 


— 


Nachtrag. 
Erwägungen deſſelben vom Standpunkt des Haudwerks ans. 


Als ſich Verfafler dieſes Berichtes zuerft mit den Material für den- 
felben beichäftigte, wünfchte er feinen Gegenftand nach zweifacher Seite beleuch⸗ 
ten zu können. 

Die Eine bat er, wie vorftehend, zu erörtern verjucht, wegen der Anderen 
wandte er fih an jeine Freunde um hieſige „Handmwerfer: (Gewerbe:) 
Verein“ und erhielt auch freunplihe Zufage ihrer Mithülfe. 

Da aber der Borftand des „Vereins für Socialpolitik“ die baldige Ein- 
jendung des Manufcripts wünſchte, fo mußte pafjelbe Mangels Zeit in ber 
oben geichebenen Weife verfaßt und abgeichloffen werben. : 

Nun geht mir nachträglih noch die dankenswerthe Arbeit einer für 
meinen diesbezüglich geftellten Antrag vom „Handmerfewverein ernannten 
Commiſſion zu und ich beeile mich, deren Beriht hier wörtlich anzufügen. 

Ih komme diefer Pflicht um fo Lieber nach, als trog der gang ver- 
ſchiedenen Ausgangspunkte unferer Betrachtungen doch eine große innere Ver: 
wanbtichaft zwilchen Beiden eriftirt, vie beiderfeitigen Yolgerungen zu faſt 
gleichen Zielen führen und, als einander ergänzend, zu betrachten jein bürften. 

Das Gutachten Tautet: 

Die zur Beantwortung vorliegenve Frage ift in drei Theile zerlegt, 
und zwar: 

1) Welde Veränderungen baben fi feit Auflöfung der 
alten Gewerbeverfaffung in der Lage der Lehrlinge ın 
Deutihland in der Groß: und Kleininduftrie vollzogen? 

Ber der Sleininduftrie, dem Handwerke, haben ſich die Verbältniffe im 
re nah Einführung der neuen Gewerbeordnung wejentli ver: 

tert. 


Die alten Innungen, jo fehr fie fich überlebt hatten, und fo jehr es 
hohe Zeit ward, mit ihnen zu brechen, und dem Handwerk diejenige freie 
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Bewegung zu Ichaffen, welcher e8 bedarf, um unter den fortgefchrittenen Ber- 
ltniſſen der Großinduftrie neben diefer noch beftehen zu können, übten aber 
ade auf das Lehrlingsweſen einen günftigeren Einflug aus, als bie an bie 

Stelle getretene Ungebundenheit der jungen Leute‘, welche fi in der Lehre 

vorbereiten follen zu tüchtigen Arbeitern und Staatöbürgern. 

Bei den Innungen war e8 Regel, daß der Lehrling Wohnung und 
Nahrung von feinem Yehrmeifter erhielt, er wurde dadurch gleihfam ein Fa⸗ 
milienglied, er konnte neben feiner Fachbildung in feinen übrigen Handlungen 
und in feiner Führung nicht alleın vom Lehrmeifter, ſondern von deſſen ganzer 
Familie überwacht werben. 

Nah Einführung der neuen Gewerbeordnung bat ſich ein großer Um— 
ſchwung bierin vollzogen, namentlich in größeren Städten. 

Ein großer Theil der Eltern zieht es jest vor, die Söhne in ihrer 
Wohnung und an ihrem Tiſche zu behalten und biefelben nur während ber 
Arbeitözeit dem Lebrmeifter zu überlaflen; die Legteren, in der Meinung, 
hierdurch eines großen Theils der Auffihtsführung über den Lehrling enthoben 
zu fein, gehen meiſt auf viefen Wunſch ein und hierdurch entftebt ein Ber- 
bältnig, welches dem Lehrmeifter anfcheinend bequemer ift, da er nur während 
der Arbeitszeit den Lehrling zu beaufjichtigen hat, dem Lehrling aber gewährt 
8 einen größeren Theil Treibeit, als wenn er feine Wohnung bei dem 
Meifter bat. 

Hierzu kommt noch gegen früher ein entgegengejettes Verhältniß in 
Leiftung und Gegenleiftung. | 

Sobald der Lehrmeifter den Lehrlinge Wohnung und Koft giebt, macht 
er in den allermeiften Fällen Anfprudy auf eine Entſchädigung, wenigſtens für 
das erfle Jahr, in weldem der Lehrling nicht fo viel verdienen kann, als 
jein Unterhalt foftet, ev verlangt alfo ein mäßiges Lehrgeld. Nach dem 
jegigen Brauche muß jedoch der Meifter vom Beginn der Lehrzeit an dem 
Lehrling einen Lohn zahlen. Nimmt er nun einen Durchſchnittslohn auf die 

anze Yehrzeit, welden er von Anfang bis zu Ende in gleicher Höhe giebt, 

o ift der Lehrling in der erften Hälfte der Lehrzeit mohl zufrieden; ſobald 

er jedoch fühlt, daß er in feinen Leiftungen vorfchreitet, tritt Unzufriedenheit 

ein und hierin werden Die jungen Leute zumeift von ihren Eltern unterftügt. 

Man denkt nicht mehr daran, daß der Lehrling in der erften Zeit gar nicht 

un Stande war, den Durchſchnittslohn zu verdienen und dazu kommt nod, 

daß die Eltern dem Sohne die Freiheit geftatten, fid) Genüſſen Binzugeben, 
zu deren Befriedigung Geld gehört, und da ift es denn auch nicht zu ver- 
wundern, wenn diefe jungen Leute, lange vorher ehe Die Lehrzeit abgelaufen ift, 
dem !ehrmeifter, ohne ein Wort zu verlieren, den Rüden — und ſich 
als wohlbeſtallte Geſellen bei einem anderen Meiſter Arbeit ſuchen. Wer 
aber kann fie an ſolchem Gebahren hindern, wenn es die Eltern nicht thun? 

Niemand! — Dem es giebt feine Behörde, bei welder der Meifter Aecht 

fuchen kann, felbft wenn er einen bündigen Lehrcontract gemacht hat, wozu 

aber auch weder der Lehrmeifter noch die Eltern große Luft bezeigen, eben 
3 % 
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weil feine Behörde vorhanden ift, die Abhülfe ſchaffen kann, wenn von der 
einen oder anderen Seite über Verlegung des Contractes geflagt wird. 

Zahlt der Lehrmeifter dagegen einen Lohn nach dem jeweiligen Werthe 
der Arbeit des Lehrlinge, fo geht e3 in der zweiten Hälfte der Xehrzeit etwas 
beffer, dafür aber Hat der Meifter in der erften Hälfte feine Noth und zwar 
hauptfächlih mit den Eltern, weil dieſen der anfangs geringe Verdienſt eines 
iungen Menſchen, welder noch nicht die geringfte Geſchicklichkeit befigt, zu 
deſſen nothdürftigem Unterhalt nicht genügend erſcheint. 

Die Folgen davon fennzeihnen fih in der Thatjache, daß die gewiſſen⸗ 
haften Handwerker fi) immer mehr von der Annahme von Lehrlingen zurüd- 
ziehen umd dieſe den minder ferupulöfen Collegen überlaffen, welde, nur 
ihren Nugen im Auge behaltend, die Kräfte der ihnen anvertrauten jungen 
Leute ausbeuten, jo gut ed geben will, wobei ihnen die Theilung der Arbeit 
und die Anwendung von Hülfsmaſchinen fehr zu ftatten kommen. 

Daß aus ſolchen Lehrlingen ſchwerlich tüchtige Gejellen hervorgehen 
fönnen, Liegt To fehr auf der Hand, Daß es eines Beweiſes kaum bedarf. 

Ein zweiter, ebenfo großer, wenn nicht noch größerer Uebelſtand entfteht 
dadurch, daß ſich die jungen Leute zu früh einem ungebundenen Leben Hin- 
geben, ihren Lehrmeifter verlafien können, wenn fie fi) irgendwie beeinträch⸗ 
tigt glauben, ohne daß fie, außer den Eltern, jemand daran hindern kann. — 

2) Welche Berbejferungen können mit Erfolg durd die 

freie Thätigkeit von einzelnen Arbeitgebern, fowie von 
Arbeiter» und Arbeitgebers Bereinen angebahnt werden? 

Hterauf haben wir nur die traurige Antwort zu geben, daß auf Die 
Selbithülfe der Betheiligten nicht zu rechnen ift. 

3) Wie kann die Oejeggebung fördernd und anregend 
oder zwingend einwirken? 

Es iſt ein Reichsgeſetz erforderlich, in welchem beftimmt wird, daß: 

1) Eine Behörde gefchaffen werde, welde für jeden Ort ein Lehrlings- 

eagiſter führt — 

2) Jeder Gewerbtreibende verpflichtet ift, einen angenommenen Lehrling 
nad einer beftimmten Zeit (ſpäteſtens 3 Monaten) in das Lehrlings- 
regifter eintragen zu laſſen — 

3) Ber Eintragung in das Lehrlingsregifter vom SLehrmeifter wie Dem 
Vater oder Vormund des Lehrlings ein Lehrceontract unterfchrieben 
werde — 

4) Der Lehrcontract unter Anderem enthalten muß: 

a) die Zeit, auf welde die Lehrzeit beftimmt wird; 

b) die gegenfeitigen Bedingungen, unter welden der Lehrling ange— 

nommen wird ; 

c) die Bedingungen, unter welchen die Lehre vor Alauf der beftimm=. 

ten Zeit aufgehoben werden kann — 

5) Nach Ablauf der ım Contract beftimmten Lehrzeit der Lehrmeiſter bei 
der betreffenden Behörde hiervon Anzeige zu machen und dieſe Dem 
Lehrling ein Zeugnig auszuftellen bat — 
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6) Bei eintretenden Differenzen zwiſchen Lehrmeiſter und Lehrling, reſp. 
deſſen Bater oder Vormund, dieſelben der betreffenden Behörde zur 
Entſcheidung vorzulegen find und beide Parteten verpflichtet werden, 
vor derjelben zu erfcheinen 
Die in Frage ftehende Behörde würde nach unferer Anficht am zweck⸗ 
mäßigften durch ein Gewerbefchiedsgeriht mit einem feftangeftellten Vorſitzen⸗ 
den, welcher dem Richterftande angehört, zu beichaffen fein. 

Ueber den Hamburger Gemerbeordnungsentmurf und außzufprechen, fin= 
den wir feine Veranlaſſung, da er unferen Anfichten wenig entipricht. 

Wenn vom Standpunkte dev zur Zeit beftehenden Gewerbeordnung gegen 


die obigen Borfchläge der Einwand erhoben werden jollte, daß bie individuelle . 


Freiheit dadurch benachtheiligt werde, ſo verweiſen wir einfach auf die Be— 
ſtimmungen derſelben Gewerbeordnung , in welden der Beſuch einer Fort- 
bildungsfchule vom 14—17. Jahre für die aus der Volksſchule Entlaſſenen 
geſetzlich vorgeſchrieben ift und meinen, daß es nicht nur eben jo zulälfig, als 
vielmehr ebenfo erforderlich fei, in Bezug der technifchen Ausbildung ver 
berammachienden gewerblichen Jugend dieſelben vorſorglichen Mittel zu ergrei: 
fen, welche die Gewerbeordnung für die geiftige Ausbildung derfelben an die 
Hand giebt. 


Die zur Beantwortung der Fragen beauftragte Deputation 
des Handwerlervereind in Chemnip. 


Folgen die Unterfchriften. 


— ————— —— 





V. 
Gutachten 


eritattet don 
F. W. Brandes, 
Obermeiſter ber TiſchlerInnung in Berlin. 


Ad 1. Welche Beränderungen haben ſich feit Auflöjfung 
ber alten Gewerbe-Verfaſſung in der Lage der Lehr⸗ 
linge in Deutfhland inder Groß» und Kleinindpuftrie 
vollzogen? ‚ 

Wenn auch noch ein großer Theil des Handwerkerſtandes fih im 
Allgemeinen an die vor 1869 beftandene Gewerbe - Gefetgebung Klammern 
möchte, jo ift doch zu bemerken, daß ein beveutender Theil mit der Gewerbe- 
ordnung vom 21. Juni 1869 fich immer mehr und mehr vertraut macht; 
dies würde noch mehr der Fall fein, wenn nicht durch dieſes Gejet mit einem 
Male die Hauptfundamente der Ordnung niebergeriffen worden wären 
ohne daß an deren Stelle etwas Anderes geſetzt wurde, was die nothwendige 
Drdnung aufrecht erhalten Tünnte. 

ALS die Verhandlungen über die Gewerbe-Geſetzgebung im Jahre 1868 
im norddeutſchen Reichstage ftattfanden, da war fir die damals ſchon mög— 
lihe Durchführung der Gewerbefreiheit, in ver jet als Geſetz beftehenven 
Foym, der leitende Hauptgedanfe, daß der Arbeiter und Handwerkerſtand 
Deutichlands fich bereit3 auf einer fo hoben Stufe der Bildung befände, daß 
man ihm unbeforgt die größtmöglichen Freiheiten gewähren könne, mindeſtens 
aber die, welche damals ſämmtlich in den Anträgen vorlagen. 

Hätten die Geſetzesfactoren auf unfere damals bereitd ausgejprochenen 
Bedenken nur etwa gegeben, würde viel Unheil vermieden worden, oder hätten 
fie fi) über die Bilvungsverbältniffe bei den Betreffenden und zunächft Bes 
theiligten informirt, würden fie ebenfall8 eined Anderen belehrt worden fein. 
Daß e8 nie zum Heile gereidhen kann, erft Freiheit zu ſchaffen, und dann 
Bildung, das wird zur Genüge die Zeit der Prüfung bewiefen haben. Daß 
bie Freiheit aber die beften Früchte tragen muß, wenn fie auß der Bildung 
hervorgeht, wird Niemand beftreiten; darum Alles zu feiner Zeit, erft Bildung 
und dann Freiheit. 

Schon ald die Berathungen über die Gemwerbefreiheit ftattfanden, bildete 
fid) bei den größten Theile des Handwerkes vom Meifter, Gefellen bis zum 





nn 
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Lehrling der Gedanke aus, daß nun Alles aufhöre, was ſonſt in den Freien 
üblih gewefen, daß man maden fünnte, was man wolle, daß man nad) 
feiner Seite mehr Gehorſam oder Achtung ſchuldig fer; daß der Eine nicht 
mehr wie der Andere fer und vergl. unglüdfelige Gedanken mehr, die ja 
leider auch von Seiten derjenigen Leute zur Genüge gepflegt wurden, und 
noch werden, denen Ordnung der größte Dorn im Auge war und if. Es 
wor nicht mehr nöthig, als ‚Arbeitgeber, fi der Immung oder einem Ber 
Bande anzufchließen, ver Arbeitnehmer follte die Arbeit beginnen und verlafjen 
Können nad feinem Ermeſſen, wie er wolle, brauche auch keiner Krankenkaſſe 
mehr anzugebören, der Lehrling brauche feine Schule mehr zu beiuchen, könne 
nach Belieben feine Lehrzeit unterbrechen, verlaſſen, ven Contractbruch voll- 
zieben und all dergleihen Commune⸗Ideen mehr. 

Die fhlimmen Wirkungen des neuen Geſetzes und der dadurch hervor⸗ 
gerufenen Anfichten zeigten ſich denn aud bald, wie folgende Zahlen aus ber 
aufgeftellten Statiftit der Tiichler-Innung und der außer der Innung ftehenden 
Arbeitgeber beweiſen. 

Es eriftirten im Jahre 1860 in und außer der Innung 2028 und 
un Jahre 1875 = 3244 Tifchler - Arbeitgeber. 























Davon gehörten „, Ann „. Bon ben Gin Der Innung Im erflirken 63 fanden in 
der Innung als 2 8 fe geſchriebenen als Meifter , in biefem dieſem Jahre 
Meifter an in ._ | ehre auf- haben ihre | traten in an außer ber 
den Jahren vom S S En enfipunj, Sehrzeit nicht Jul ae Sunung Innung 
Ofter · Ouartal "Ben Iaffen | veendet | ei | Eifülen | Wrbeitgeber 
1860 — 1861 | 1649 ı 2380 | 13 94 | 2028 379 
1861—1862 1742 361 27 129 2160 418 
1562—1863 1777. 385 50 99 | 2250 473 
18663 —1864 1839 530 40 118 , 2270 | 431 
1864—1865 | 1866 455 56 114 2340 ' 474 
1865—1866 | 1642 : 465 44 96 2610 | 968 
1866—1867 | 1575 329 47 74 2700 1125 
1867—1568 1647 348 55 51 2721 1074 
1868—169 | 1726 ı 2432 80 18 2743 1017 
1869—1870 ; 1831 ' 193 | 175 17 27 959 
1870—1871 | 1634 122 189 8 2793 1189 
1871 —1872 | 1650 140 163 | 17 2880 |: 1230 
1872—1873 ' 1599 | 157 136 : 33 2790 |! 1191 
1875—1874 | 1581 | 203 87 | 46 3006 1425 
1874— 1875 | 1551 ı 185 72 36 3244 1693 


| | 

Bedenkt man nun, daß die größere Zahl der Arbeitgeber außer der 
Innung oder des Verbandes fteht, die auch nicht im Entfernteften daran 
denken, ſich einer ſolchen anzufchliegen, weil fie dadurch gehindert fein könnten, 
ihre materiellen Berbältniffe jo auszubeuten, wie e8 ihnen genehm ift, dann 
birfte zur vollen Gewißheit werden, daß etwas Anderes geichaffen werben 
muß, ald im Augenblid vorhanden. 

Ferner fieht man, daß der Arbeitgeber immer mehr und mehr fid 


40 Brandes. 





davon zurldzieht, Lehrlinge zu halten, da er nicht geneigt ift, fich ein, 
zwei oder drei Jahre mit dem Lehrling für Andere, welche den Nutzen Davon 
ziehen, abzumüben, während für ihn das leere Nachſehen bleibt, weil nicht 
der genügende Schuß, den Lehrcontract der Beireffenden erfüllt zu jehen, 
gejeglih vorhanden iſt. Es ift dies Leider auch ein Grund, aufer mehreren 
anderen, dafür, daß trotzdem jetzt eine geichäftslofe Zeit herrſcht, dennoch 
ſchwer brauchbare Leute zu haben find, weil der heranzubildende Zuwachs fehlt. 

Ferner erfiehbt man, daß bei der geringen Zahl, welde in bie Lehre 
treten, ein großer Theil die Lehre verläßt und als unausgebilveter und ein- 
jeitiger Arbeiter ın einer Fabrik eine Zufluchtöftätte ſucht und findet; Diele 
aber leiſten auch den Fabrikanten nicht Dasjenige, was die Jetztzeit verlangt, 
und daraus geht hervor, was heute fo tief in allen Schichten des Volkes, 
wie in den höchften Kreifen empfunden wird: die Leiſtungsunfähigkeit mie 
die Leiftungsunmilligkeit ; Beides aber iſt die größte Schädigung, welche einem 
Volke wie dem deutſchen zu Theil werden konnte. 

Man kann im Allgemeinen wohl von der Großinduftrie betreff8 ber 
Lehrlinge nicht viel erwarten, da wohl bis jeßt und auch ferner von derfelben 
die wenigften Lehrlinge ausgebildet worden find und werden; biefe Ausbildung 
wird zum allergrößten Theile von der Kleininduftrie vollzogen und die Groß- 
induftrie heimft ihre Ernte von der Kleininduftrie ein und macht fie zum 
Theil für die Confumenten nugbar. Iſt dieſes, wie vielleicht Manche meinen, 
auch nur zum Theil richtig, jo muß der Kleininduſtrie der nothwendige Schuk 
getestig gejihert werden, damit die nöthige Ausbildung zum Nugen Aller 
möglich ift. 

Ad 2. Welche VBerbefferungen fönnen mit Erfolg durd Die 
freie Thätigleit von einzelnen Arbeitgebern, Jowie 
von Ürbeiter: und Arbeitgebers Bereinen angebahnt 
werden? 

Die Appellation an den einzelnen Arbeitgeber dürfte, wenn ſämmtliche 
die Segtzeit erkannt und Luft und Liebe hätten, Opfer zu bringen, eine nicht 
erfolglofe fein, da aber im Allgemeinen der Grundfag, nur für fih zu forgen, 
in den legten Jahren tiefe Wurzeln geichlagen Hat, und Niemand auf Das 
Wohl feiner Mitmenfhen Rüdjiht nunmt, fo ift vorläufig von ſolcher 
Appellation wenig zu hoffen. 

In faſt ſämmtlichen Gewerlen giebt man fich die größte Mühe, Ber- 
bände über ganz Deutichland anzuftreben. Dem unfrigen, der Tiichler-Arbeit- 
geber und Fachgenoſſen, gehören jet circa 70 Städte mit 2500 Mitgliedern 
an und wir hoffen von Jahr zu Jahr an Ausdehnung zu gewinnen. 

In allen dieſen Verbänden ift man ſehr wohl der Meberzeugung, daß 
nicht Alles durch Gefeg gemacht werden kann, Vieles ſogar nicht dadurch 
gemacht werden foll, daß ein großer Theil der Aufgabe durch uns felbft 
geleiftet werden muß und immer mehr aud werben wird; daß aber, wenn 
in beftimmten Berhältniffen von Seiten des Reichsgeſetzes keine Hülfe geleiftet 
wird, aM’ unfere Verbände bei der größten Thätigkeit nicht un Stande find, 
wie die Angelegenheiten jetzt Liegen, ihre Aufgabe zu erfüllen. 
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Diele, man könnte faft jagen, die meiften won den Arbeitgebern find 
eben nicht die, welde fie fein follen; wenn 3. B. Schulen für Lehrlinge 
bereits vorhanden find, fo mögen fie dem Lehrling faum bie nothmendige 
Zeit geben, dieſelbe zu befuden; wenn wir da, wo feine find, die Arbeitgeber 
auffordern, die ſtädtiſchen Behörden zu erfuchen, ſolche einzurichten und ſeitens 
ber Innungen oder der Verbände Zuſchüſſe zu gewähren, da wird ung, oft jelbft 
in Berlin, wo wir eine Schule für unfere Tifchlerlehrlinge gegründet und feit 
Jahren befiten, gejagt, die Schule ift die Brutftätte al’ der Nichtswürdig⸗ 
teiten, Die im Laufe der Woche in der Werkſtatt ausgeführt werden u. dgl. m. 

Unfer Hauptbeftreben geht überall alſo dahin: 

a. Dem Lehrling die nothwendige Schule angeveihen zu Yaflen; 

b. wenn irgend möglıd eine fürzere Lehrzeit einzuführen; 

ec. durchzuführen, daß nirgend8 mehr der Lehrling zu anderen SDienft- 
leiftungen verwandt wird, als zu denen, welche zu dem zu erlernenden 
Geſchäft gehören ; 

d. eine Lehrlings-Prüfungspflicht einzuführen, aber nicht, wie früher die 
geiegliche, eine folche, welche am Schluß der Lehrjahre erfolgt, ſondern 
eine ſolche, welche Jahr fiir Jahr fich wieverbolt, und ſowohl in den 
Schulwiſſenſchaften wie in dem Praktifchen des ermählten Berufs beftehen 
ſoll. Dieſe jo angefertigten Prüfungsarbeiten follen dann in Räumen 
zu einer Ausftellung arrangırt werden und zur Schau dem Publitum 
gegen ein geringes Entree geftellt werden. Die daraus ſich ergebenden 
Mittel follen mit noch etwaigen Zuſchüſſen aus den Innungen oder 
Berbänden verwandt werben, um davon diejenigen Lehrlinge mit Prämien 
zu belohnen, welche ſich ausgezeichnet haben. 

Man darf wohl annehmen, daß hierin uns der Beiftand der Preſſe 
gewiß if, wie wir auch überzeugt find, daß, wenn jo der Arbeitgeber 
zeigt, daß er wirklich bemüht ift, fo viel ihm ſelbſt möglich, zu tbun, 
auch Leute ſich berbeilaffen werden, die am Emporblühen des Hand- 
werkerſtandes ihre innige Freude haben und ſich in glüdlicher materieller 
Lage befinden, ſolchen Verbänden für vergleichen Zwecke Vermächtniſſe 
zu binterlaffen. 

e. An dem Tiſch der Familie den Lehrling feinen Blag finden zu laſſen, 
damit Sitte und Benehmen in ibm erzogen, hauptſächlich aber ihm 
dur) die Augehörigfeit zur Familie des Meifterd das Elternhaus 
erfegt werde. Auf diefe Weile kam man gefittete und tüchtig aus- 
gebildete Lehrlinge erzielen, die unmöglich ſolche Arbeitnehmer werden 
können, wie wir fie im Laufe diefer Jahre fo fehr zu beflagen gehabt 
baben; jo auch können die Lehrlinge demnächſt nügliche Mitglieder der 
Geſellſchaft und Staatsbürger werden, wie wir fie für die heutigen 
und zukünftigen Zeiten gebrauchen. 

Ad 3. Wie fann die Gejeggebung fördernd und anregend 

oder zwingend einwirten? 

Wenn, was ad 1 und 2 gefagt ift, erreicht werden foll und muß, fo 

kann durch die Geſetzgebung fördernd veranlaßt werden zum Nuten Aller, 
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daß fie zwingend berbeiführt, was auf dem Wege ber freien Vereinigung durch 
die Verbände vorläufig unmöglich ift. 

a. Der Schulunterridt muß in der Volksſchule bis zum Alter von 
15 Jahren obligatorifch werden. Es dürfen nicht, wie es leider fo 
allgemein vortommt, die Kinder aus der Schule ſchon mit 13/, Jahren 
entlaffen werben, weil fie angeblich zur Hülfe der Eltern erforderlich 
find. Ste werden jetzt in der Fabrit verwandt, um Etwas zu ver- 
dienen. Daher kömmt es denn auch, daß der größte Theil der Lehr⸗ 
Tinge, welde dann nad Jahresfriſt zu einem Handwerk übergeben, in 
Scyulfenntniffen weit zurüdgeblicben find, ihr Körper fiech geworben, 
e8 mit Moral und Eittlichkeit ſchlecht beftellt ıft und fie mit folchen 
geringen geiftigen Tähigfeiten und ſchmachem Körperbau in vie Lehre 
treten. Was im Augenblid durch verkehrte Humanität der Familie 
zum Nugen gereichen fol, ift der Verderb von einer Generation zur 
anderen. 

b. Wünſchenswerth ift die Einführung von obligatorifchen Fortbildungsſchulen 
für Lehrlinge. Der obligatoriihe Charakter der Schule iſt nur 
deshalb nothwendig, weil wegen der mangelhaften Borbildung der 
Schüler ein eigenes Erkennen der Nothwendigkeit nur ſchwer zu hoffen 
ft. Dann aber können wir uns leider der Wahrnehmung nicht ver⸗ 
Ichließen, daß auch ein Theil ver Arbeitgeber die Wichtigfeit der von 
und geforderten Inftitution nicht in genügendem Daß erkannt bat und 
in der Meinung verharrt, daß die in früheren Jahrzehnten vorhandene 
Bildung aud heute dem Handwerker noch genüge. Wir müſſen leider 
zugeftehen, daß ein Theil der Arbeitgeber, in Folge dieſer irrthüm- 
lichen Anſchauung, ihren Lehrlingen den Beſuch der etwa bier und 
da vorhandenen Fortbildungsſchulen nicht nur ſehr erichwert, ſondern 
oft geradezu unmöglich macht. Einer ſolchen Ausbeutung des Lehrlungs 
durch Einzelne zum Schaden bes Gewerbes und ber ganzen Gelellichaft 
kann aber nur durd die obligatorifhe Schule vorgebeugt werden. 

Wenn man dem entgegen aus den Kreifen des Reichstages Fragen 
ftellen hört: Eollen die Schulen obligatoriih für Stadt und Yand, für 
die größten und kleinſten Gemeinden fein? Wem joll die Aufbringung 
der Unterhaltungsmittel obliegen? u. dgl. m., jo antworte ich mit der 
Frage: Worum bat man e8 denn für nothwendig erachtet, geſetzlich 
feftzuftellen, daß das Kind vom 6. Jahre an (wenn es geſund) die Vollks⸗ 
Ihule befucden muß, während e8 fogar im lieben Vaterlande noch To 
manche Stelle giebt, wo, um das zarte Kind zur Schule zu bringen, 
erft ‚eine Tandpartie gemacht werden muß? Und da frägt man noch, 
ob das, was bei einem Rinde möglidy, bei dem Lehrling ausführbar fer? 
Bergeflen wir doch nicht, daß der Lehrling in diefem Falle nicht anders 
zu behandeln ift, wie das Kind. Wie legtered zur Schule ftebt, ohne 
zu willen, was aus ihm gemadt werden fol, fo fteht der Lehrling 
vor feinem künftigen Berufe, wenn er in die Lehre tritt; was beim 
erfteren erforderlih, um ein Fundament des Willens zu legen, das 
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it auch beim Lehrling im zweiten Stabium der Fall. Wollen 
und follen wir daher bie Lehrlinge zu nützlichen Mitgliedern der 
Geſellſchaft heranziehen, fo ift es nur durch einen beftimmten Zwang 

möglich, da, wie oben gejagt, ein Selbfterfennen bei den Wenigften 
vorhanden fein dürfte. 

Was die Mittel anlangt, fo Hat der Staat mit den Städten 
und Gemeinden vie Beiligfte Pflicht, dieſe nad aller Möglichkeit zu 
gewähren, und Erſterer hat dahin zu wirken, daß durch Die Bildung 
in allen Geſellſchaftskreiſen es dahin kömmt, von dem Militäretat von 
Jahr zu Jahr fo viele Millionen abzufeßen, wie irgend zu ber Aus⸗ 
bildung nur gebraticht werden können. 

c. Wünſchenswerth iſt die geſetzliche Legitimation mit ſolidariſcher Ver⸗ 
pflichtung. 

Auch hier hört man aus den Kreifen des Reichstages Aeußerungen 
wenn die geſetzliche Legitimation eingeführt werben jollte, wen —* 
man mit deren Ausführung beauftragen? und kömmt zu den Schluß, 
daß man fie in die Hände der Polizei legen muß, was die Bittfteller 
felber nicht wollen; als ob keine geſetzliche Beſtimmung ausgeſprochen 
werben konnte, wonach Jeder, der in ein Arbeitöverhältniß tritt, ober 
in ein joldes aufgenommen wird, auf irgend welchem Wege (angenom- 
men, daß die Form gejetlich feftgeftellt) ſich eine foldye Legitimation 
u beſchaffen bat, und dann die Controlle den betreffenden Sreifen 
Kon a überlafien wird. Wird Jemand aufgenommen ohne foldhe Legi⸗ 
timation aus dem eimen Lehrverhältniß in ein andered, fo bat der 
— Lehrherr oder Arbeitgeber mit dem Betreffenden gemeinſam 

den Schaden zu tragen, welcher dem Erſteren verurſacht wurde, und 
den Lehrling oder Arbeitnehmer zu entlaſſen. Es wird ſich ſehr bald 
zeigen, daß durch ſolches Geſetz die verloren gegangene Ordnung wieder⸗ 
hergeſtellt, daß durch die Beſeitigung des ei — Verlaſſens des 
Vertragsverhältniſſes und der Damit verbundenen Ausbeutung von 
Anderen eine wollftändigere Ausbildung der Lehrlinge erzielt, die ver- 
Ioren gegangene Leiſtungsfähigleit und Willigfeit wieder gewonnen 
werden Tann, daß dad erreiht wird, was auf dem Wege ver 
freien Vereinbarung innerhalb ber Verbände vorläufig nicht erreicht 
werben konnte, nämlich ein feſtes Aneinanderſchließen ſämmtlicher 
Arbeitgeber, weil Jeder genöthigt wird, ſich einem ſolchen Verbande 
anzuſchließen, um ein einheitliches Verfahren in der Controlle zu 
veranlaſſen. Sind aber durch dieſen gelinden Zwang die betheiligten 
Kreiſe zuſammengeführt, dann läßt ſich innerhalb derſelben, den 
heutigen Anforderungen eutſprechenb, all dergleichen Nutzliches ausführen, 
was bereits vorhin angeführt worden ift, da wir nicht Opferwillige 
genügend finden, trog unferer Bemühungen, die aus eigener Initiative 
Diefe Aufgaben des Lebens mit Luft und Liebe erfüllen mögen. Dann 
dürfte: 

d. die Einführung obligatorischer Gewerbe-Schiedsgerichte mit Erecutiv- 
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gewalt erforderlich fein, welde ja annähernd bereits in $ 108 ver 

be-Drdnung anerkannt, aber dort in das Belieben der Gemeine 
Dehörven geftellt find. Da bereit dieſer Gegenftand in den Gutachten 
über den Contractbrudy, wie an vielen anderen Stellen von uns behan⸗ 
delt worben, jo dürfte bier nicht Gelegenheit zu nehmen fein, nochmals 
auf denfelben zurückzukommen 

Was nun den Hamburger Entwurf zur Gewerbe-Gefeßgebung anlangt, 
fo könnte ih mid) im Allgemeinen, mad meine Perſon betrifft, mit der 
Grundidee einverftanden erflären; jedoch wird auch bier Das eintreten, was 
überall zu beflagen ift, weil der Gemeinfinn im Allgemeinen nicht vorhanden 
und erſt berangebilvet und erzogen werden fol, daß nämlich vorläufig Die 
Ausführung fi) al8 unmöglich erweifen wird. Stände der Handwerfer bereits 
auf dem Standpunkt, daß er nicht nur allein für fich bedacht wäre, fondern 
auch der heutigen Zeit entfprechend feinen Nebenmenfchen das zu Theil werben 
ließe, wozu eine gewille Berechtigung vorhanden: dann fünnte man fehr wohl 
mit der betreffenden Gemwerbe-Gefeggebung (außer einigen nothwendigen Ber: 
änderungen) fehr viel zu erreidyen im Stande fein. 

Außerdem ift aber auch nach dem Entwurf noch zu bedenken: wie foll fich 
die Geſetzgebung zu den Innungen ftellen, deren ſich verfchievene ergeben würden, 
als erftend die beftehenven, zweitens die nach dem Entwurf zu bildenden, 
beftehend aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern, drittens ſolche, welche ben 
freien Verbänden angehören, und viertens ſolche, welche fich zu Nichts entfchließen 
mögen. Soll die Geſetzgebung beſtimmen, daß fie alle zu einer einzigen, der 
neu zu bildenden Innung gehören müſſen, jo dürfte das jedenfalls fchwer zu - 
erwarten und auch faft faum mehr möglich fein; ıft das aber nicht der Fall, 
dann wird aud Das nicht erreicht werben, was erreicht werden ſoll. Würde 
3. B. die Hälfte der Arbeitgeber fremillig fich einer folden neu zu bildenden 
Innung anſchließen (mas ſchon viel fein dürfte) und diefelben nun unter fich 
den bindenden Beichluß herbeiführen, Niemand ohne Legitimation m Arbeit 
zu nehmen, fo ‚würden Die außer derfelben ftehenden Arbeitgeber daven wenig 
oder gar feine Notiz nehmen, fondern fie würden Arbeitnehmer, wie dieſelben 
ed ja gerne wünſchen, ohne Legitimation aufnehmen, und bie in der Innung 
ftehenden würden, zumal wenn viel Arbeit am Plag und nicht genügenbe 
Kräfte zu deren Erledigung vorhanden, den größten Nachtheil dadurch haben. 
Weiter auf die ganze Vorlage im Einzelnen bei diefer Gelegenheit einzugehen 
find wir außer Stande, da die Beantwortung zu umfangreich werden dürfte. 





VI. 
Gutahten 


„ erftattet don 
C. Koeppen in Berlin. 


Ich erlaube mir, die vorgelegten Fragen meiner Erfahrung gemäß zu 
Beantworten, wenn ih auch durch Srankheit zur verſpäteten Zuſendung 
genöthigt bin. 

J. Welche Veränderungen haben fi feit Auflöfung der 
alten Öewerbeverfafjungin der Tage der Lehrlinge in 
Deutihland in der Groß: und Kleininduftrie vollzogen? 

Seit Einführung ber Gewerbe-Ordnung vom 21. Juli 1869 ift eine 
Zuchtloſigkeit in dem Lehrlingsweſen entitanden, wie nie zuvor dagemejen. 
Ein großer Theil der Lehrlinge erfüllt die contractlid eingegangene Lehrzeit 
nicht, onen verläßt ſchon Jahre vor Beendigung derſelben die Lehre und 
ſucht ohne genägenne Ausbildung fein Brod als Gefelle. Diefes kann er 
nur bei ſolchen Meiftern finden, die nur die allerorbinärften Arbeiten machen, 
ba er bei ſolchen, welche gute Arbeit liefern, nicht gebraucht werben kann, 
oder aber nicht das Salz auf8 Brod verdienen würde, weil er zu ſchwach in 
ver Borbildung ; folder Fälle habe ih im Jahre 1873 ſchon 39 und im 
Jahre 1874 ein 45 in meinem Gewerbe erlebt, und frägt man fich, 
woher das kommt, jo ift die Antwort von Geſelien wie auch Lehrlingen: 
es iſt ja ðewerbefreiheit, der Zwang hat aufgehört, es kann ein Jeder — 
wie er will! Zu dieſer Anſicht bringen viele Geſellen die Lehrlinge, 
wir oft genug hören müſſen. Ich jedoch bin der Anſicht, es iſt der San 
ber gkeit, welcher von Jahr zu Jahr immer mehr um ſich greift, 
jo daß der Sohn nicht dem Vater, der Schüler nicht dem Lehrer, der Diener 
oder Das Dienftmäbchen nicht mehr der Herrichaft gehorchen wollen — und 
fo geht es durch alle Klaſſen der Gefellichaft. 

Bei der Großinduſtrie Dagegen werden meiner unmaßgeblichen Anficht 
nad die Folgen auch nicht ausbleiben in Betreff des Lehrlingsweſens; denn 
die deutſche Großinduſtrie hätte nie einen ſolchen rapiden Aufſchwung genom⸗ 
men, wenn dieſelbe nicht einen ſolchen gut ausgebildeten Handwerkerſtand 
vorgefunden hätte, welcher nicht einfeitig, ſondern alljeitig in feinem Fache 
vorgebilvet war; aber dadurch, daß felbft die Großinduftrie in ver lebten 
Zeit viele aus der Lehre entlaufene Lehrlinge in ihren Fabriken als Gefellen 
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beichäftigte, wird die Leiftungsfähigkeit in den Fabriken wahrlich nicht gefördert, 
fondern beeinträchtigt, und die LeiftungSwilligleit verringert. Jeder genaue 
Beobachter der Strifebemegungen wird genügend erfennen, daß gerade bie 
ſchwächſten Arbeiter fowie die trägften die Hauptftrifer find, alſo die Unzu— 
friedeniten! So aud ber den Handwerkern. 
- Noch ein anderer Punkt ift nicht zu überſehen. Seitdem jede Aufficht 
über das Lehrlingsweſen aufgehört hat, fommt es häufig vor, daß ein Lehr: 
ling, der vielleiht 20, 30 bi8 100 Meilen von feiner Heimath entfernt 
feine Lehrzeit durchzumachen hat und um den fi weder Vater noch Mutter 
oder Bormund fümmern, während feiner Lehrzeit al8 Laufburiche oder Haus: 
Inecht — wird, was demſelben auch ganz gut gefällt, weil er ſich 
freier bewegen kann und nicht die Ueberlegung hat, ſeine Zukunft und ſpäteres 
Fortkommen im Auge zu haben; nach beendeter Lehrzeit wird ein ſolcher 
Lehrling, ohne etwas Tüchtiges gelernt zu haben, entlaſſen und iſt um 
mehrere Jahre ſeines Lebens betrogen. In welcher Lage ſteht nun ein 
ſolcher junger Mann der menſchlichen Geſellſchaft gegenüber da; wo iſt in 
der Gewerbe⸗Geſetzgebung ein Paragraph, der dem Lehrling in folder Be: 
ziehung Schub gewährt?! Es giebt aber auch Meeifter, die fagen: was nützt 
es denn, daß ich auf den Unterricht des Lehrlings fo viel Zeit und Sorgfalt 
verwende, habe ich denſelben zum tüchtigen Arbeiter berangebilvet, To Läuft 
er aus der Lehre und ih Habe alle Bet und Koften umfonft geopfert! 
Dieſes Alles find Dinge, die fi feit Auflöfung der alten Gewerbeverfafjung 
in erſchreckendem Maße zeigen, aber nicht alle aufzuführen find, de8 Raumes 
wegen. 

HM. Welche Berbefferungen können mit Erfolg durd die 
freie Thätigkeit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie von 
Arbeitersund Arbeitgebervereinen angebahntwerden? 

Berbefferungen fünnen von einzelnen Arbeitgebern nur im Kleinen dadurch 
angeftrebt werden, daß ein Jeder dahin ftrebt, feine Pflicht in jeder Beziehung 
feinem Lehrlinge gegenüber zu erfüllen in dem Bewußtfein, damit dem großen 
Ganzen zu dienen; jedoch einen vollftändigen Erfolg wird derſelbe nicht erzielen, 
wenn nicht Alle von dieſem Geifte befeelt find; wohl aber ift von Arbeiter: 
wie von Arbeitgeber: Vereinen mehr Erfolg zu erwarten, wenn dielelben in 
ihren Bereind -Statuten Maßnahmen feftitellen, welde die ad I befagten 
Uebelftände befeitigen können, jo daß jedes Mitglied eben auch zur ftrengen 
Erfüllung der angegebenen Beſtimmüngen verpflichtet iſt und ein Zuwider⸗ 
handeln mit Conventionalftrafe nach dem Ermelfen des Vereins belegt wird. 
Es müßten aber nicht nur die Kleingewerbtreibenden, fondern auch die Groß⸗ 
induftriellen fi der allgemeinen Verbindung in Betreff der Grundſätze und 
Maßnahmen anſchließen, weil diefe meiner Weberzeugung nad ebenſowohl 
Intereſſe an der beſſeren Ausbildung des Arbeiter haben, mie der Hand: 
werfer. Letztere find eigentlich Diejenigen, welche der Großinduſtrie die tüch- 
tigften und nicht nur einfeitig ausgebildeten Arbeitskräfte Tiefern, welde für 
jene in jeder Art und Weile zu verwenden find. Somit müffen auch die 
Großinduftriellen ihren Theil zum allgemeinen Erfolge beitragen, um tüchtigere 
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Ausbi in der Lehre zu erzielen und fomit die Leiſtungsfähigkeit und 
Leiftungswilligkeit zu fördern. 

Was nun die Arbeiterwereine anbetrifft, To ift ja nicht wegzuleugnen, 
mit welcher Ausdauer die Gewerke oder Orts-Vereine (Hirſch-Duncker) ſich 
der Lehrlingsfrage und deren Förderung gewidmet haben, aud mit den 
Arbeitgeber:Bereinen in Berbindung getreten find, um auf dem Wege ber 
Bereinigung nicht allein im Lehrlingsweien, fondern in den Beziehungen 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein beſſeres Verhältniß herbeizuführen, 
welches trog Entgegenfommen von beiden Seiten nod nicht bat gelingen 
wollen. Die Schuld, daß ſolches noch nicht gelungen, Liegt aber darin, daß 
der größte Theil der Arbeitnehmer oder Gefellen, ſowohl den Hirih-Dunder- 
ſchen Orts-Bereinen wie auch den Arbeitgeber-Vereinen mit den bitterften 
Haſſe und Feindſchaft gegenüberfteht; aus diefem einfachen Grunde wird ohne 
eine Beränderung in der Gewerbegefeggebung der Erfolg fein vollftändiger 
werden troß des guten Willens der vorhergedachten Vereine. 

III. Wie kann die Gefeßgebung fördernd und anregend 
oder zwingend einwirfen? 

Der Berein giebt den Gutachtern anheim, fich bei dieſer Gelegenheit 
über neue Gewerbeorbnungs- Entwürfe, namentlid, den von Hamburg aus: 
gegangenen, außzufprechen. 

Dur das Gewerbegejeg Tünnte wohl manches in dieſer Angelegenheit 
verbeflert werden, wenn der 8 108, welcher von gewerblichen Schiedsgerichten 

ndelt, nicht nur auf dem Papier flände, d. h wenn Schiedsgerichte that⸗ 
ächlich ind Leben gerufen würden, und zwar zufammengefegt aus Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern der verjchiedenen Gewerbe; ſolche müßten jedoch unter 
Boris eines Yuriften verhandeln und ihre Urtheile müßten executive Wirf- 
famteit haben, um Strafen wie Forderungen mit Kraft und Strenge einziehen 
zu fünnen. Zugleih müßten Aufieher über die Yehrlinge von den Schieds⸗ 
gerichten beftellt werden, welche berechtigt find, die Werkitätten der Meifter zu 
befuchen, bei etwaigen Beſchwerden den Lehrling zu ermahnen, ſowie auf feine 
Pflichten aufmerkſam zu machen; im entgegengeletten Falle aber auch den 
Meifter zur Pflichterfüllung gegen den Lehrling aufzufordern, und nöthigen: 
falls bei Nichterfüllung feiner Pfliht durch Beſchluß ihm Das Halten von 
Lehrlingen zu unterfagen von Eeiten des Schiedsgerichts. 

Ferner müßte in die Reichdgewerbeordnung aufgenommen werben: 

I. Jeder Lehrling ift verpflichtet, feine auf Grund abgefchloffener Con: 
tracte beflimmte Lehrzeit durchzuführen. Die Lehrzeit kann, ohne daß ein 
anderer geſetzlich feftftehender Grund dazu beredtigt, nur unterbrochen oder 
beendet werden, wenn ein Zeugniß des Lehrherrn die legale Löfung des biö- 
herigen Lehwerhältniſſes beicheinigt. Ohne ein ſolches Atteft darf das Yehr- 
verhältnig bei einem anderen Pehrheren deſſelben Geſchäfts weder fortgeſetzt, 
noch darf dem Lehrlinge von irgend einer Behörde eine Legitimation ale 
Geſelle oder Gehülfe ausgeftellt werden. Diefes muß deshalb geichehen, weil 
ſehr Häufig die Erklärung abgegeben wird, der Lehrvertrag werde aufgehoben, 
weil der Lehrling zu einem andern Gewerbe. übergeben wolle, weldye Erklärung 


u | 2% — — — * J TE en f 
. 4 - * — — 





48 Koeppen. Ueber Lehrlingsweſen. 


aber nur fingirt wird; der Lehrling arbeitet vielmehr nachträglich als Geſelle 
in demſelben Gewerbe und der Lehrherr wird auf dieſe Weiſe betrogen. 

H. Jeder Meiſter iſt verpflichtet, den Lehrling zum tüchtigen Geſellen 
auszubilden, damit derſelbe ſein Brod als ſolcher redlich verdienen kann, und 
darf ihm hierzu die nöthige Zeit und Gelegenheit nie vorenthalten. Sollte 
durch des Meiſters Schuld der Lehrling während der Lehrzeit nicht die nöthigen 
Kenntniſſe erlangt haben, fo iſt der Meiſter verpflichtet, demſelben einen mäßigen 
Geſellenlohn zu zahlen bis zur Erlangung derſelben. Die Entſcheidung hier⸗ 
über ſteht dem Schiedsgerichte zu, welches bei Wiederholung das Recht, 
Lehrlinge zu halten, aberkennen kann. 

III. Der Lehrlings-Contractbruch iſt inſoweit geſetzlich zu beſtrafen, als, 
wenn ein Arbeitgeber einen Lehrling aufnimmt, welcher ſich darüber nicht 
auszuweiſen vermag, daß er mit feinem früheren Lehrherrn fein contract⸗ 
liches Verhältniß legal geregelt bat, beide Theile folivarifch für den Schaden 
verantwortlich zu machen find, welcher dem früheren Lehrherm etwa noch ver: 
urfacht worden ift. 

Bei Aufhebung des Lehrverhältnifies aus gefetlichen Gründen ift dem 
Vehrlinge ein Entlaffungszeugnig vom Lehrherrn ſofort auszuhändigen. 

Was nun den Hamburger Entwurf zur Gewerbe-Ordnung betrifft, jo 
jtellt derjelbe ganz neue Principien auf, die theilweiſe ſehr ideal find und 
\ebr ſchön wären, wenn ſie im praftifchen Leben auszuführen wären. Man | 
hat zwar bei zwei Kleinen Innungen in Hamburg den Verſuch gemacht, 
welcyer ſich bis jetzt auch bewährt hat, jedoch alaube ich nicht, Daß ſich derſelbe 
bei großen Corporationen fo leicht durchführen ließe. Wir haben venfelben 
war al8 Grundlage betrachtet, aber verjchievene Aenderungen in demſelben | 
vorgenommen, wa8 meiner Ueberzeugung nad) auch vom Geſetzgeber geſchehen | 
wird und muß. Die Abänderung beizufügen mangelt es an Raum. 








vol. 
Gutadten 


erftattet bon 
Prof. Lujo Brentano in Breslau. 


Die Mikftände, welche fih in unferm heutigen Lehrlingsweſen finden, 
find viel früher als bei und in England bervorgetreten. Auch hat die Be: 
feitigung der alten Gemerbeverfafjung, wodurch das Entftehen dieſer Miß— 
fände erleichtert wurde, dort viel früher ftattgefunden .al8 in Deutichland. 
Begreiflicher Weife find auch dort früher Verſuche in’8 Leben getreten, um 
diefen Mißſtänden entgegenzumirfen und auch diefe Gegenmittel find biejelben, 
wie die, welche heute in Deutichland ſchon vielfach in Anwendung kommen. 
Obwohl der Ausſchuß des Vereins für Eocialpolitit feine Fragen über das 
Lehrlingsweſen auf Deutfchland beichränkt, ſchien c8 dem Schreiber dieſer 
Zeilen daher angezeigt, der Betrachtung der deutſchen Verhältniſſe eine furze 
Betrachtung der engliihen vorherzuichiden. Denn durch gleichzeitige Betrach- 
tung der englifchen und deutſchen Verhältniffe werden vie Ietteren erſt in's 
rechte Nicht geſetzt. Die Mebereinftimmung der Entwidlung der Mißftände in 
beiden Ländern zeigt, daß wir e8 hier keineswegs mit etwas Zufälligem zu 
tbun Gaben; das ſpontane Hervortreten derjelben Gegenmittel in beiden Yän- 
dern deutet auf eine innere Berechtigung derjelben, und die viel ältere Ent- 
wicklung Englands, wo zuerft die Lehren, welche für Beleitignng der alten 
Gewerbeverfaffung wirkten, vorgetragen wurden und zur Geltung gelangten, 
geftattet eine viel ficherere Beurtheilung dieſer Lehren, ebenio wie fie der Kritik 
ber genannten Gegenmittel fefte Anhaltspunkte bietet. 


I. Die Lehrlingsverhältniſſe in England. 


Durd) den Act 5. Elizabeth ce. 4 vom Jahre 1562, das k% Lehrlings⸗ 
geſetz (Statute of Apprenticeship), wurden in England, — abgeſehen von 
dem, was das Geſetz bezüglich der ländlichen Arbeiter beſtimmte, — die 
Beſtimmungen der engliſchen Zünfte über das Lehrlingsweſen codificirt, und, 
wie Adam Smith ſchon gejagt hat, „was bisher die Ordnung vieler Zünfte 
gewefen, wurde in England das allgemeine und öffentliche Hecht aller in 
Marktftädten betriebenen Gewerbe”. Auf die an anderen Orten betriebenen 
und nad 1562 aufgefommenen Gewerbe wurden dieſe Beftimmungen durd) 
die Gewohnheit ausgedehnt, und gelangten ſonach auch hier thatſächlich zur 
Schriften X. — Ueber Lehrlingäivefen. 4 
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Geltung, wenn fie aud) bier des geſetzlichen Schuges entbehrten Nach sectio 31 
dieſes Geſetzes jollte Niemand ein Gewerbe betreiben, der nicht eine fieben- 
jährige Lehrzeit in demfelben durchgemacht. Die Lehrzeit ſollte nach sectio 36 
niht nad dem 21. Jahre beginnen und nad) sectio 26 nicht vor dem 
24. Jahre aufhören. Leder Hausbälter, der eine fiebenjährige Lehrzeit durch⸗ 
gemadt und das 24. Jahr vollendet hatte, durfte wieder Lehrlinge annehmen. 
Auf drei Lehrlinge follte er jedoch gemäß sectio 33 einen Arbeiter (Gefellen) 
halten und für jeden Lehrling tiber drei wieder einen Arbeiter. 

Durch diefe Beftimmungen des Lehrlingsgefeges fühlte ſich die moderne 
Großinduſtrie, als fie ſich zu entmideln anfing, befonders in zweifacher Weile 
gehemmt. Das Erforderniß der zurüdgelegten Lehrzeit zum felbftftändigen 
Gewerbebetrieb mar denen eine unbequeme Schranke, melde, im Befiß von 
Vermögen, ein Gewerbe betreiben wollten, nicht jo fehr um ihre eigene 
Arbeitöfraft nugbar zu machen, als um ihre Capitalien gewinnbringend 
anzulegen. Berner fanden diejenigen, welche in dem Gewerbebetrieb nur eine 
Capitalanlage fahen, durch die Beftimmungen über die Lehrzeit und durch Die 
Beſchränkung der Lehrlingszahl den Arbeitsmarkt beichränft und vertheuert 
und demgemäß den Gewinn und die Ausdehnung ihres Gefchäftes beeinträchtigt. 
Dem entiprechend treffen wir mit dem Beginn des 18. Jahrhunderts die 
erwachende Großinduftrie in einem Kampfe mit den Beitimmungen des Lehr- 
lingsgeſetzes, welcher theils vor den Gerichten, theils vor dem Parlamente, 
theils mit Arbeitercoalitionen, die zur Aufrechterhaltung‘ der überfommenen 
Lehrlings⸗Beſtimmungen entftanden, geführt wurde. 

Einen mächtigen Bundesgenofjen in dieſem Kampfe erhielt die Groß- 
induftrie in Adam Smith, welcher das Lehrlingsgeſetz gleichfalls, wenn aud 
von anderem Stanbpunfte, befämpfte. „Wie das Eigenthum,“ fchrieb er 
(Wealth of Nations II. 10 part. 2), „das ein Jeder an feiner eigenen 
Arbeit hat, die uriprünglihe Duelle jeglichen Eigenthums ift, jo ft es auch 
das heiligfte und unverleglihftee Das Vermögen des Armen Tiegt im ber 
Stärke und Gejchielichkeit feiner Hände. Ihn zu hindern, diefe, in welcher 
Weife ihm gutdünkt, ohne Benachtheiligung feines Nächften zu gebraudyen, 
ift eine offene Verlegung dieſes heiligften Eigentbums. Es ft ein offenbarer 
Eingriff in die berechtigte Freiheit ſowohl des Arbeiters, als auch Jener. 
Die geneigt fein mögen, ihn zu befchäftigen. Wie e8 den Einen verhindert, 
das zu arbeiten, was ihm für gut dünkt, fo verhindert es die Andern, die 
zu beidhäftigen, die fte für geeignet halten. Die Beurtheilung, ob Jemand 
zu einer Arbeit ſich eignet, kann Doch ohne Zweifel dem Gutdünken des 
Arbeitgebers überlaffen werden, deſſen Intereſſe es fo ſtark angeht. Die 
affectirte Beſorgniß des Geſetzgebers, die Arbeitgeber möchten eine ungeeignete 
Perfon befcäftigen, ift offenbar ebenfo unverſchämt wie bevrüdend.” Und 
nad dieſem allgemeinen, principiellen Angriff gegen das Lehrlingsgeſetz bemerkt 
A. Smith im Einzelnen gegen dafjelbe: 

1) Lange Lehrzeit ſchütze nicht gegen ſchlechte Waare, denn Schlechtigkeit 
ver Waare habe mehr ihre Urfache in Betrug als in Ungefchidlichkett ; gegen 
Betrug aber fünne die längſte Lehrzeit feine Sicherheit geben, 
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2) Uebrigens habe Lange Lehrzeit kei 8 die Wirkung, junge Leute 
zum Sleiße zu erziehen. Ein gegen Stüdlohn beichäftigter Arbeiter fet fleißig, 
da er von feinen Fleiße Vortheil habe; der ohne Lohn arbeitende Lehrling 
dagegen fer träge, da er keinerlei unmittelbaren Anlaß babe, anders zu fein. 

3) Ueberhaupt ſei lange Lehrzeit völlig unnöthig, da die Technik des 
Gewerbes in wenigen Wochen, vielleicht in wenigen Tagen erlernt werden 
fönne; die nöthige Uebung und Fertigkeit aber werde ein junger Dann, der 
ent! der von ibm wohlgeleifteten Arbeit bezahlt werde und das durch 
Ungeſchicklichkeit oder Unerfahrenheit Verdorbene erjegen müſſe, viel raſcher 
erlangen als ein Lehrling, der fein Intereſſe babe, fleißig zu ſein. 

4) Auch verhindere das Erforderniß, daß Jeder, der ein Gewerbe 
betreiben wolle, eine fiebenjährige Lehrzeit in demſelben durchgemacht haben 
mülle, Daß Arbeiter von einem zurüdgehenden zu einem blühenderen Gewerbe 
übergingen und verweile deshalb die Arbeiter zurüdgehender Gewerbe auf die 
Armenunterftügung. 

Deshalb folle das Erforderniß der fiebenjährigen Lehrzeit abgefchafft 
werden. Die Heranbildung junger Leute zu den Gewerben würde dann im 
Allgemeinen wirffamer und ſtets meniger langweilig und Loftipielig ftattfinden. 
Die, Meifter allerdingd würden verlieren, indem fie dann fieben Jahre lang 
den Lehrlingen den Lohn zahlen müßten, den fie jett ſparten. Schließlich 
werde Der Lehrling vielleiht auch verlieren; denn wenn die Erlernung des 
Gewerbes weniger Toftpielig geworden, werde er als ausgelernter Arbeiter 
mehr Soncurrenten haben und fein Lohn witrde geringer fein. Allein das 
Publitum würde gewinnen, indem nun alle Gewerböarbeit billiger zu Markt 
fommen würde. 

Died die Angriffe Adam Smith’8 gegen die Lehrzeit; da er danach mit 
den ganzen Lehrlingsſyſtem aufräumen wollte, beburfte e8 feines beſonderen 
Angriffs gegen die in der 33. Section des Lehrlingsgeſetzes enthaltene Be- 
\hränfung der Lehrlingdzahl, wenn man nicht etwa annehmen will, er habe 
bei feiner oben angeführten Ausführung tiber die Heiligfeit des Eigenthums, 
das Jeder an feiner Arbeit hat, an diefe Beſchränkung beſonders gedacht. 

Im Sabre 1776, alfo zu einer Zeit, Da der erwachende Öroßbeirieb 
den Kampf gegen das Lehrlingsgeſetz, das ihn hemmte, zwar längft Begonnen !), 
da die Erfindungen von Hargreaved, Artwright und Watt den ganzen Ge- 
werbbetrieb jedoch noch nicht revolutionirt Batten und die alte gewerbliche 
Ordnung noch vorherrſchend war, hatte Adam Smith diefen Angriff auf das 
Lehrlingögeje zum erften Male veröffentlicht. Schon aus diefer Erwägung 
Der Zeit, in der A. Smith jchrieb, geht hervor, daß derſelbe die Lehrlings— 
verhältnifie, wie fie ſich nach Befeitigung der von ihn angefochtenen gewerb- 
lichen Ordnung und unter dem präbominirenden Einfluß des Großbetriebes 
entwidelten, nicht kannte, daß er bei Abfaffung feiner Schrift nur das da⸗ 
malige verfommene Kleingewerbe vor Augen hatte. Noch mehr aber zeigen 
dies feine Argumente. Obwohl zu feiner Zeit, wie die Barlamentsjournale 


?) Bgl. Brentano, Arbeitergilden der Gegenwart, I. Capitel 1. 
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des 18. Jahrh. zeigen, in einzelnen dem Grofßbetriebe frühzeitig zuftrebenden 
Gewerben die Unternehmer bereit3 in einem Kampfe gegen das Yehrlingsgelet 
begriffen waren, finden wir in dem ganzen Werte A. Smith's feine Stelle, 
aus der hervorginge, daß er Davon Kenntniß genommen; nirgends ein den 
Interefien des Gropbetrieb8 entlehntes Argument gegen das Lehrlingsgeſetz, 
obwohl ſolche Argumente an fi jo nabeliegend und für jene Zeit ökonomiſch 
fo einleuchtend waren. A. Smith Tennt nur Meifter des Kleingewerbes, 
die, pochend auf eine veraltete gewerbliche Ordnung, ihre Rechte zum Nach- 
theile de8 unbemittelten Arbeiter und des Publikums mißbrauchen. Nicht 
um Intereſſe der neu entflehenden Großinduftriellen bekämpft er die alte 
gewerbliche Ordnung, fondern weil dieſelbe durch Erſchwerung der Nieder: 
laſſung und des Gewerbbetriebes das „Vermögen der Armen: das beiligfte 
und unverleglichfte Eigenthum, da8 ein Jeder an feiner eigenen Arbeit hat”, 
beeinträdhtigte und die dadurch bewirkte Beichräntung der Concurrenz dem 
Publitum die Waare vertheuerte. Es ift dies mohl im Auge zu behalten, 
weil gegen eine veformirte Ordnung der Lehrlingsverbältnifie bei groß— 
induftriellen Berbältniffen häufig noch A. Smith's aus ganz anderen Geficht8- 
punkten und Zuſtänden geihöpfte Argumente in's Feld geführt werben. 

Müffen wir demnad bei Prüfung der Argumente A. Smith's feftbalten, 
daß er diefelben im Intereffe der vermögenslofen Arbeiter und der Confumenten 
egen den engherzigen Geift der damaligen Kleincapitaliftiichen Meiſter richtete, 
f müffen wir ung, um diefe Argumente zu verftehen, ferner gewiffer philo- 
fophiiher Anfchauungen erinnern, denen A. Smith!) ebenfo mie die meiften 
feiner Zeitgenofjen huldigte. Es iſt dies die Lehre, daß alle Menfchen von 
Geburt völlig gleich feren, und daß fpätere Unterfchtede, welche die Menſchen 
zeigen, Tediglich die Folge der Erziehung und der bejonderen Umftände feien, 
unter denen fie aufgewachſen. Bei Annahme diefer beiden Säte läßt fi 
die oben unter 3 angeführte Anſchauung Adam Smith's, daß eine Lehrzeit 
überflüfftg, ia verberblih ſei, völlig begreifen. Denn daß audgezeichnete 
Menihen auch ohne Lehrzeit ein Gewerbe erlernen und vorwärts kommen 
fönnen, ift unbeftreitbar. Sind aber alle Menfchen gleich, fo gilt dies nicht 
blos für befonder8 Ausgezeichnete, fondern für Alle. 

Finden fih nun auch bei einzelnen neueren Philofophen, 3. ®. bei 
I. St MU in feiner Selbfbiographie, noch Spuren ver Lehre des 
18. Jahrh. von der natürlichen Gleihheit der Menſchen, fo würden in 
unferem Zeitalter der Darwin'ſchen Anfchauungen die Meiften e8 doch al 
Verſchwendung von Raum und Zeit betrachten, wollte man heute noch bei 
Widerlegung diefer Lehre verweilen. Die Menichen, dies wird heute ziemlich 
allgemein anerkannt, find von Geburt nicht gleich. Die große Maſſe gehört, 
wie ſchon das Wort „die Audgezeichneten” jagt, nicht zu den Letzteren, 
fondern bildet den Mittelichlag. Sich ſelbſt überlaſſen und ohne Erziehung 
würde ſie, ftatt die größtmögliche Vollkommenheit zu erreihen, auch nie nur 
zu mittelmäßiger Tüchtigkeit gelangen. Iſt e8 aber unzweifelhaft verrammungs= 
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würdig, den Ausgezeichneten durch künftliche Einrichtungen Hemmniſſe in ihrer 
Entwidlung zu bereiten, fo wäre es Doch zum Mindeſten ebenjo Unrecht und 
von viel Khlimmeren Folgen für das Gemeinwohl begleitet, wollte man die 
große Maffe des Volks nicht durch befondere Einrichtungen zu der größten 
ihr möglichen Tüchtigfeit bringen. Ohne weitere Anleitung, ficy felbft über- 
Iaflen, würde fie verfommen. Sie bedarf nothwendig der bejonderen Erzie— 
bung zu den verichievenen Gewerben, und der fchnellfte und ökonomiſchſte Weg, 
um irgend Etwas zu lernen, ıft für jie die Annahme eines Lehrers, der 
direct und ſyſtematiſch das zu Lernende lehrt 

Damit ergiebt fi aber für die große Maſſe das Lehrlingsverhältniß 
von felbft. Denn begiebt fi ein Junge, um ein Gewerbe zu erlernen, zu 
einem Lehrer, jo muß dieſer Lehrer vemunerirt werben. Weldes Entgelt 
aber Tann ein armer Junge, der Sohn armer Eltern, ihm anbieten? Cr 
hat fein Geld; wohl aber hofft er eines Tages, wenn er fein Gewerbe 
erlernt Bat, Geld zu verdienen. Er verpfändet daher feinem Lehrer oder 
vielmehr beim Großbetriebe dem Unternehmer, der ihn einem Arbeiter zum 
Unterricht zuweift, feine zufünftigen Arbeitöjahre ın einem Lehrvertrage. Im 
dieſem Bertrage verpflichtet fi der Unternehmer, einen Jungen zu lehren, 
und als Entgelt verpflichtet fi der Junge, für eine gewiſſe Zeit für den 
Unternehmer zu arbeiten. Nun iſt e8 allerdings thöricht, wenn dieſer Zeit: 
raum, wie Died nach dem alten engliihen Lehrlingögeleg der Fall war, für 
alle Gewerbe gleih ft. Es muß in den verichiedenen Gewerben im Ber: 
hältniß zu dem Grade, in dem Geſchicklichkeit nöthig, natürlich verjchieden 
fein. In allen Gewerben aber läßt ſich Diefer Zeitraum in zwei Perioden 
einteilen: in die erfte, in welcher der Unternehmer umfonft lehrt, reſp. lehren 
läßt; fie endet gerade an dem Punkte, an dem die Arbeit des Lehrlings 
werthvoll zu werben beginnt; und in die zweite, im welder der nun fchon 
vorgeichrittene Lehrling umfonft arbeitet, fie endet naturgemäß, wenn dem 
Unternehmer ein Yequivalent für die auf die Lehre verwendete Mühe: oder 
Summe Geldes durch Arbeit gegeben iſt. Diefe Periode wird aber noch 
etwas Länger dauern müſſen, jo lange nämlich, bis die Arbeit ded Lehrlinge 
dem Unternehmer auch den von demjelben während der Lehrzeit empfangenen 
Lohn eriegt hat. Der Unternehmer bezahlt nämlich zweckmäßig feinem Lehr- 
fing während der Lehrzeit auch Lohn, um ihm den Antrieb zu geben, fleißig 
zu fein. Anfänglich ift diefer Lohn rein nominell; aber er wählt allmählid) ; 
bi8 er am Schluffe der Lehrzeit die Hälfte oder zwei Drittel des Lohnes 
eined audgelernten Arbeiterd erreicht. Hiedurch wirb auch der oben unter 2 
angeführte Einwand A. Smith’& gegen Das Lehrlingsiyftem, Daß es junge 
Leute nicht zum Fleiße erziehe, befeitigt. 

Diefe Erwägungen führen aber auch zur Verwerfung des oben unter 4 
angeführten Argumented A. Smith's gegen das Lehrlingsſyſtem, daß es 
nämlich den Uebergang der Arbeiter von zurückgehenden zu blühenden Gemerben 
hindere. Denn, ıft die Zurücklegung einer Lehrzeit für die große Malle 
nothwendig, damit fie ein Gewerbe erlerne, jo Liegt, — fobald nur Vorſorge 
getroffen iſt, Daß Ausgezeichnete, welde ohne Zurücklegung einer Lehrzeit, 
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ein Gewerbe erlernt haben, von deſſen Betrieb nicht ausgeichlofien find, — 
das Hindemiß folchen Uebergangs nicht fo fehr in der Nothwendigkeit, eine 
Lehrzeit zurüdlegen zu müſſen, als in der mangelnden Fertigkeit in dem 
blübenveren Gewerbe zu fuchen. | 

Iſt endlich für die große Mafle der Menſchen die Zurücklegung einer 
Lehrzeit nothmwendig, damit fie ein Gewerbe erlerne, fo iſt das Lehrlingsſyſtem 
auch im Intereſſe Des Publikums. Den oben unter 1 angeführten Einwand 
A. Smith’, daß die Schledhtigkeit der Waare ihre Urfache mehr in Betrug 
als in Ungefchielichfeit habe, dürfte heute Niemand mehr gelten laſſen. Und 
werm die gute Waare, die das Publikum verlangt, nur durch das Lehrlings- 
foftem zu erreichen iſt, jo kann es Fein Einwand gegen dieſes fein, daß es 
den Preis der Waare vertheuere. 

Eine Reform des Lehrlingsfuftens, nicht eine Befeitigung befielben, wie 
A. Smith fie befürwortete, wäre alfo zu feiner Zeit am Plate gemwelen. 
Dabei bleibt e8 allerdings fraglih, ob der Staat die Zurüdlegung einer 
Lehrzeit zum geſetzlichen Erforderniß des Gewerbebetriebes machen ſolle. Diefe 
Frage wird für verfchtedene Zeiten und Länder verſchieden beantwortet werben 
müffen. Wie fle in England beantwortet wurde, wird die folgende Dar- 
ftellung der engliſchen Entwicklung zeigen. 

Ber völliger Theilnahmlofigkeit aller Nichtintereffenten wurde auf Antrieb 
der neu emporgefommenen und emporkommenden Großinduftriellen am 18. Juli 
1814 durch den Act 50 George III. c. 96 das Lehrliugsgeſetz der Eliſabeth 
abgeſchafft )). Doch damit war das Lehrlingsſyſtem nur feines geſetzlichen 
Schutzes beraubt, nicht wirklich beſeitigt. Denn an die Stelle de Yehrlings- 
geſetzes traten die Coalitionen der durch feine Abichaffung in ihren Interefien 
bedrohten Arbeiter, und die oben angeführten Lehrlingsbeftinmnungen des 
Statuts der Elifabeth wurden, modificirt, durch die engliihen Gewerkvereine 
bis zum heutigen Tage aufrecht erhalten. 

Statt daß nämlich, wie Adam Smith 40 Jahre früher erwartet hatte, 
die „Armen“ durch Beleitigung des Lehrlingögefeges die freie Verfügung 
über das „beiligfte und unverleglichfte Eigenthum“, ihre Arbeit, erhielten, 
wurde durch dieſe Befeitigung ihre Fähigkeit, von ihrem „Vermögen“, wie 
A. Smith die „Stärke und Gejchidlichkeit ihrer Hände” nennt, zu Leben, 
äufßerft bedroht. U. Smith hatte nämlich erwartet, daß mit Beſeitigung der 
Beitimmung des Lehrlingsgefeges, daß Niemand ein Gewerbe jelbftännig 
betreiben folle, der nicht eine fiebenjährige Tehrzeit durchgemacht, eine vermehrte 
Niederlaffung felbftändiger Gewerbtreibender erfolgen würde, und da er nur 
fleingewerbliche Berbältnijje vor Augen batte, begreift jich diefe Erwartung. 
Allein eine größere Schranke der felbftändigen Niederlaffung, als die verbält- 
nigmäßig geringen durch die Fehrzeit bevingten Erziehungskoſten waren, erwuchs 
nit der Entftehung des Großbetrieb® in dem Erforderniß eines beträchtlichen 
Gewerbcapitald. Statt daß die Zahl ver felbftändigen Gewerbtreibenden 
nach Beſeitigung des Lehrlingsgefees ſich vermehrt hätte, nahm viele Zahl 
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ab und zwar nicht ohne daß jene Beleitigung dazu mitgewirkt hätte: denn 
durch fie wurden alle geſetzlichen Schranken, welche der unbedingten Entfaltung 
der Kräfte des großen Capitals entgegenftanden, befeitigt, und das entfefielte 
große Kapital erbrüdte feine kleineren Concurrenten. Eine Menge Fleiner 
Meifter wurde in die Page von Arbeitern herabgedrückt und Andre, die 
ehedem Meifter geworden wären, blieben nun ihr Lebenlang unfelbftändige 
Ürbeiter. 

Wie geftalteten fi bei ſolchen Veränderungen nun die Verhältniſſe ber 
Lehrlinge? Dieſelben verſchwanben keineswegs überhaupt, wie A. Emitl) 
erwartet hatte. Im allen Gewerben, deren Betrieb noch gewiſſe Kenntniſſe 
und Fertigkeiten voraußfegte, wurden nach wie vor Lehrverträge abgeſchloſſen. 
Aber abgejehen von der immer mehr zufammenfchrumpfenden Zahl der im 
fleinen Mafftab betriebenen Gewerbe, in denen nach wie vor der Unterneh- 
mer, mit dem der Lehrvertrag abgefchloffen wurde, auch der Lehrende war, 
war nun der Geſchäftsherr nicht mehr der Lehrmeiſter. In allen im großen 
Maßſtab betriebenen Gewerben wurden die Pehrverträge entweder mit einem 
Arbeiter abgeichloffen, der fich verpflichtete, einen Jungen zu lehren, — aller- 
dings der feltenere Ball, — oder als Regel wurde der Lehrvertrag mit dem 
Unternehmer zwar abgeichlofien, viefer aber lehrte den Jungen nicht felbft, 
ſondern überwied ihn an einen Arbeiter, der ihn gegen eine Remuneration oder 
ohne folche zu Lehren übernahm. Bei allen Lehrverträgen, ſowohl bei denen 
mit kleinen Meiftern, als auch bei denen mit größeren Unternehmern, fam 
es immer mehr außer Gebraudy, fo wie unter dem frühern Geſetze eine Urkunde 
(indenture) über den Abſchluß des Lehrvertrages aufzunehmen. Der Bor- 
theil eines urkundlihen Lehrvertrages war aber der, daß die beiberfeitigen 
Berpflihtungen von Unternehmer und Lehrling dadurd fo firirt wurden, daß 
fie gerichtlich einneflagt werben konnten. Der Unternehmer war verpflichtet, 
zu lehren reſp. lehren zu laſſen, der Junge zu arbeiten, jever unter Straf- 
androhung. Der Unternehmer war aljo feines Entgeldes fiher; in wenigen 
Jahren Hatte er dem ungen das Gewerbe gelehrt, und für den Reſt der 
Lehrzeit erhielt er von ihm die Arbeit eines Geſellen für den Lohn eines 
Lehrlinge. Es lohnte den Unternehmer daher, zu lehren und lehren zu laſſen, 
und alsdann war aud Ausficht, daß der Junge da8 Gewerbe erlernte. 

Nachdem mit Befeitigung des Lehrlingsgefeges die gefetzliche Verpflichtung 
zum Abſchluß urkundlicher Lehrverträge weggefallen, wurden ſolche Berträge 
immer feltener abgeichlofien. Wo aber ſolche Verträge fehlen, find meiſt 
Berhältnifle der ſchlimmſten Art die Folgen dieſes Mangeld!). Es befteht 
alsdann teinerlei vechtliches Band zwifchen Unternehmer und Yehrling. Der 
Unternehmer Tann nach Belieben den Jungen entlaffen, der Junge das Ver- 
hältniß auffündigen. Der Unternehmer bat feine rechtsgültige Verpflichtung 
zu lehren, refp. lehren zu laſſen, der Lehrling Feine, zu arbeiten. Und eben 
wegen des letsteren Mangels ift es nicht wahricheinlich, daß der Unternehmer 
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auch nur verfuchen werde, zu unterrichten, Da er nichts dabei gewinnt; denn 
fobald der Zunge etwas zu können vermeint, eilt er fort, um einen andern 
Arbeitgeber und böheren Lohn aufzufuchen. Aber die Sade ift die, daß 
Jungen, mit denen fein Lehrvettrag eingegangen wird, gar nicht als Lehr⸗ 
linge angenommen werden, um ihnen das Gewerbe zu lehren. Ihre Arbeit- 
geber gehören zu jenen Unternehmern, welche, ohne feiten Fuß im Gewerbe, 
dieſen zu erlangen fuchen, indem fie ihre Nachbarn durch Lieferung fchlechterer 
Waare zu geringerem Breife und Verwendung der fchlechteren und billigeren 
Arbeit der Lehrlinge unterbieten. In beliebiger Anzahl nehmen fie Pehrlinge 
an, entlafjen fie bei rücgehender Conjunctur, um fie bei Wiederbelebung des 
Gewerbes dur friſche Mengen zu erfegen. Der Lehrling findet daher bald, 
daß er nicht angenommen wurde, um gelehrt, fondern um ausgenutzt zu 
werden; Daß der Zweck feines Arbeitgeberd nicht ver ift, ihn in's Gewerbe 
einzuführen, jondern foviel Vortheil wie möglih aus ihm zu ziehen. Er 
muß gewöhnliche Arbeit verrichten und lernt die feinere Arbeit nie kennen. 
Er wird frühzeitig gegen Stüdlohn beſchäftigt und erlernt deshalb fern 
Gewerbe nie ganz, Da er dadurch veranlaßt wird, nur gewiſſe einzelne Yertig- 
feiten im Gewerbe zu erlangen. 

Beſitzt Dann ein Lehrling eine Uebung von zwei oder drei Jahren, fo 
wird der Junge durch feine bei Stüdlöhnung verhältnigmäßig hohe Einnahme 
oft übermütbig und e8 ergreift ihn die Luft nach Veränderung. Bewirbt er 
fih alsdann um eine andere Stelle, jo ıft er durch Die Ausſicht auf höheren 
Lohn zu der Angabe verfuht, er habe eine Tängere Lehrzeit durchgemacht, 
als wirklich der Fall iſt. Beweiſende Papiere führt er nicht bei fi, und 
jo wird er Betrüger, und für's Erſte wenigftend ſehr oft mit Erfolg. Oft 
aber bieten ſolche Lehrlinge auch fofort ihre Arbeit zu geringerem Lohne aus 
als die außgelernten Arbeiter, und, da fie als ausgelernt gelten, wird dann 
ihr Angebot zu geringerem Lohne den Unternehmern ein Mittel, um eine 
Lohnreduction auch der außgelernten Arbeiter zu verfuchen. 

Sehr Häufig aber ift e8 nicht Uebermuth allein, der den Lehrling vor Ablauf 
feiner Lehrzeit zum Verlaſſen feines Lehrherrn bewegt !). Es giebt nämlich 
in jedem Gewerbe, insbeiondere aber, wie es fcheint, im Buchdruckergewerbe, 
Arbeitgeber, welche fih nie damit befaflen, Jungen al8 Lehrlinge anzunehmen, 
ſondern Dies den größeren Unternehmern überlafien. Haben dieje einen Jungen 
in die nothdürftigfte Kenntniß des Gewerbes eingeführt und Hat fidh der 
Junge einigermaßen Uebung im Notbwendigften erworben, fo veranlafien 
ſolche Arbeitgeber denfelben, durch Das Gebot eines nur wenig höheren Lohnes 
feinen urſprünglichen Herrn zu verlaſſen. Die Arbeit folder in ven legten 
Jahren ihrer Lehrzeit befindlichen Jungen ift den Heinen Unternebniern für 
die gewöhnlichen Arbeiten, die fie allein berftellen laſſen, ebenſoviel werth, 
wie die Arbeit gelernter Arbeiter, und der geringere Lohn, den fie dafür 
zablen, fett fie in Stand, mit den größeren Häufern zu concurriven. Iſt 
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die Lehrzeit diefer Jungen vorbei und verlangen fie nun denſelben Lohn, wie 
die ausgelernten Arbeiter, fo werden fie entlaflen. Da fie nur Stümper im 
Gewerbe find, wird ihnen diefer höhere Lohn auch von keinem Andern gezahlt, 
bi8 fie ihre Arbeit zu geringerem Lohne anbieten und dadurch, wie fchon 
gejagt, den Unternehmern ein Mittel an die Hand geben, eine Rohmrebuction 
auch der außgelernten Arbeiter zu verjuchen. 

Selbft wenn die Lehrlinge aber die ganze Lehrzeit bei dem Unternehmer, 
der fie in die Lehre genommen, ausharren, wird ihr endliches Schickſal nicht 
jelten das gefchilverte fein. Da fie ihre ganze Lehrzeit hindurch gegen Stüd- 
lohn nur gewöhnliche Arbeit verrichteten, ohne das ganze Gewerbe zu erlernen, 
werden fie nach überftandener Lehrzeit oft ſofort entlaſſen, und ihre mangel: 
hafte Ausbildung bringt ihrer weiteren Beichäftigung die geſchilderten 
Schwierigkeiten. \ 

Die in dem Geſagten ſchon angedeuteten Tolgen dieſes Syſtems werben 
von einem Engländer folgendermaßen geſchildert 1): 

Das Gewerbe wird in Folge deſſelben angefült mit Arbeiten, die 
„Männer find der Größe, aber nicht der Kenntniß nah”; mit Männern, 
die nicht8 gelernt haben und nicht® mehr lernen werden, denn die Jugend, 
und ım Allgemeinen die Jugend allein, ift die Zeit des Lernens; mit Män- 
nern, welche ihre Arbeit verabicheuen, wie jchlechte Arbeiter dies immer thun, 
die mit fich felbft und mit ihren en ſtets unzufrieden find, deren 
Arbeit nicht tüchtig und die deshalb den Lohn eines tüchtigen Arbeiters nicht 
werth find; mit Männern, die ihren Mitmenſchen zur Laft werden. Das 
Publikum gewöhnt ſich an billige Waare und giebt fich allmählich mit Gerin- 
gerem zufrieden; die beiten Arbeiter jehen, daß die Nachfrage nach guter 
Ardert abnimmt und erleben, daß ihr Kohn auf das Niveau der Ichlechteften 
herabſinkt. Die Arbeit wird fchlechter; Die beten Unternehmer werben vom 
Markte vertrieben; das ganze Gewerbe verfällt. 

Dies die Folge der Beſeitigung des Lehrlingsgeſetzes, was die Herans 
Bildung von jungen Leuten zu den Gewerben angeht. ‘Die Nachtheile, welche, 
wie das Vorftehende zeigt, auch den wirflich außgelernten Arbeitern aus dieſen 
Berhältniffen erwachlen, haben dazu geführt, daß die Organifationen diefer 
Arbeiter, Die Gewerkvereine, die Tüchtigkeit im Gewerbe zur Yufnahme- 
Bedingung in den Berein gemacht haben. Zum Nachweis diefer Tüchtigkeit 
wird insbeſondere der Nachweis der richtig zurüdgelegten Lehrzeit, — deren 
Dauer in den verichievenen Gewerben verſchieden iſt, — verlangt und zu 
dem Zwecke der Abſchluß urkundlicher Lehrverträge als wünſchenswerth 
bezeichnet. Im Folge des Einfluſſes der Gewerkvereine wird denn auch heute, 
ſechzig Jahre nach Befeitigung des Lehrlingsgeſetzes, in England in allen 
Bewerben allgemein eine Lehrzeit zur Erlernung derjelben zurüdgelegt. 

Die andere Hauptfolge der Beſeitigung des Lehrlingsgejeged wurde in 
den Vorſtehenden bereitS berührt. Nach dem —— ſollte die Zahl 
der Lehrlinge, die ein Unternehmer beſchäftigte, nie in einem größeren als in 


1) Godfrey Luſhington, a. a. O. p. 732. 
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einem durch das Geſetz beftimmten Berhältniffe ſtehen. In allen Gewerben, 
in denen dieſe gejeglihe Beſchränkung wegfiel, trat alsbald die That: 
lache hervor, daß nun nicht etwa mehr ermwachlene Arbeiter wie früher 
befchäftigt wurden, fondern die ausgelernten Arbeiter, welche den vollen Lohn 
eines Arbeiters erhielten, wurden nun maſſenhaft entlaflen und durch ebenfo 
große Mengen von Lehrlingen, die nur Lehrlingslohn erhielten, erſetzt, welche 
ihrerfett8 wiederum, „nachdem fie”, um Sheridan's Worte!) zu gebrauchen, 
„zum Ruine ihrer Geſundheit fieben Jahre der Erlernung eines Gewerbes 
gewidmet”, entlaffen und entweder auf Beichäftigungen verwielen wurden, 
„für welche ihr körperlicher Zuftand (eben in Folge der zurückgelegten Lehrzeit) 
fte gänzlich ungeeignet machte”, oder „jeglicher Beſchäftigung beraubt auf die 
Geſellſchaft losgelaſſen wurden, der Mildthätigfeit zur Laſt oder zur Gefahr 
des Eigentbums ihrer Nachbarſchaft“. Diefer Mißbrauch der Freiheit feitens 
der Arbeitgeber bat vielleicht mehr wie alle anderen ähnlichen Mißbräuche 
derjelben zu Coalittonen der englifhen Arbeiter geführt, und in allen Ge 
werben — außer in den fo fehr um Fortſchreiten begriffenen, daß fie die über— 
fchüffige Arbeit aller anderen Gemerbe zu abforbiren im Stande find, — machen 
ed Die engliſchen Gewerkvereine 2) ihren Mitgliedern zur Pflicht, in Feiner 
Merfflätte zu arbeiten, in der die Zahl der Lehrlinge in emem größeren 
als einem beftimmten Berhältniffe zur Zahl der außgelernten Arbeiter ftebt. 
Der den angeführten thatſächlichen Berhältniffen empfinden die Arbeiter A. 
Smith’8 gegen das Lehrlingsſyſtem gerichtete Berufung an das heiligfte und 
unverleglichfte Eigenthum eines Jeden an der Stärfe und Gejchidlichfeit feiner 
Hände als bittere Ironie. Statt zu einem Eingriffe in dieſes Eigenthum 
ift ihnen die herkömmliche Lehrlingsbefchräntung vielmehr zu deſſen Bollwerk 
— gegenüber dem Mißbrauch der Uebermacht. Auch findet man die 
lagen über dieſe Beſchränkung und die Berufung auf jene natürlichen Men- 
ſchenrechte nicht bei etwa durch die Beſchränkung beeinträchtigten Arbeitern, 
fondern bei Arbeitgebern, welche von dem Standpunkte ihres fpeciellen Er⸗ 
werb8 und Geſchäfts die Beleitigung jeglicher Schranken verlangen, welche, 
wenn auch dem Gemeinweſen zum Segen, doch ihrer ungezligelten Gewinn 
ſucht zum Schaden gereichen 9). | 
Gegen vie bezeichnete Politit der Gemerkvereine iſt nun der Schrei 
erhoben worden, die Gewerfoereine ftörten Damit die Arbeitgeber in der freien 
Berfügung über ihr Eigenthum und binderten fie in der Ausübung ihres 
Rechtes, die ihnen nugbringenvften Arbeitskräfte zu verwenden. Allein die 
Gewerfvereine erfennen dieſe Berechtigung der Arbeitgeber im Princip völlig 
an. Nur erwidern fie ihnen: „Wir find dagegen, wie Ihr Euer Recht 
foftematifch gebraucht, und ebenfo bereditigt wie Ihr, find wir, wenn Ihr 
eine größere Anzahl von jungen Burſchen beicäftigt, als wir für geeignet 
halten, Euch zu jagen, daß wir nicht für Euch arbeiten wollen.” Und ohne 





————m—-. 


1) Bol. Brentano, Arbeitergilden der Gegenwart, I. 116. —%?) Brentano, 
Arbeitergilden, UI. 159. — ?) Den vollen Beleg für die Nichtigkeit tiefes Satzes 
fiehe: Brentano, Arbeitergifden der Gegenwart, II. 164 ff. 
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Zweifel find die Arbeiter juriſtiſch ebenſo berechtigt, nur unter beſtimmten 
Bedingungen zu arbeiten, wie die Arbeitgeber, nur unter beftimmten Bebin- 
— iz in beichäftigen. 

bie Gewerkvereine behaupten auch die dkono miſche Berechtigung 
ihrer Bolt „Wir find der Anficht‘‘, jagen fiet), „daß, wenn in einem 
Gewerbe eine Stelle frei ift, der unbeſchäftigte erwachſene Arbeiter, der bis 
in die Mitte feines Lebens für dieſes Gewerbe gearbeitet und Weib und Kind 
hat, welche für ihren Unterhalt auf ihn angewiefen find, einen Anſpruch auf 
viefe Stelle habe, bevor neue Kräfte in das Gemerbe eingeführt werden. So 
lange e8 unbeichäftigte Arbeiter in einem Gewerbe giebt, ſollte die Zahl der 
ihm angehörigen Arbeiter micht durch neue vermehrt werben, ober e8 würde 
ein größere® Angebot entftehen, als die Nachfrage erbeifchen würde Wir 
find —5 durch Beſchränkung der Lehrlingszahl auf unſerem Markte einen 
Ueberſchuß von Arbeit über die Nachfrage zu verhindern, und als Arbeiter, 
welche zu einem Gewerbe herangebilvet wurden und eine Anzahl Jahre feiner: 
Erlernung gewidmet haben, find wir in gewiſſem Maße zu einer Anpaffung 
des Angebot8 an Die Nachfrage berechtigt.“ 

Und in der That vom Stonomifchen Gefichtöpunfte aus find Die Arbeiter 
ebenjo wie die Verkäufer anderer Waaren als Arbeit zu einer Anpaffung 
des Angebot3 ihrer Waare an die Nachfrage nicht nur bereditigt, ſondern 
jogar verpflichtet. Ein Unterfchted befteht indeß zwiſchen der Arbeit und 
anderen Gütern, ſowohl ſolchen, welche der Subjtanz nad, als auch ſolchen, 
deren Nugungen allein verkauft werden. Andre Güter werden nur zu dem 
Zwecke probucirt, um dem Producenten Nugen abzumerfen. Da ihre Ber- 
tänfer ihre Production demnach in ihrer Willfür haben, können fie auch das 
Angebot derfelben mehr oder minder genau nach der Nadıfrage regeln. Sie 
find deshalb auch für ein etwaiges zu großes Angebot verantwortlich, und 
bei zu großer Production trifft fie im Sinken des Preiſes die verdiente Strafe 
ihrer verfehlten Speculation. — Die Urbeitöfraft dagegen, deren Nutzung 
verfauft wird, ift identisch mit dem Menſchen. Der Menſch aber iſt Selbſt⸗ 
zweck; er wird zu feinem Zwece außerhalb ſich ſelbſt producirt; ja anders, 
wie bei dem Angebot von zu nugenden Capitalien oder anderer Waaren 
außer Arbeit iſt derjenige, der die zu nutzende Arbeitskraft anbietet, nicht 
deren Producent Ganz ohne ſein Zuthun kam er und ſie mit ihm in die 
Belt, während die Selbiterhaltung ihn zwingt, fie auf den Markt zu bringen. 
Wie er aber nicht einmal Einflug bat auf das eigene Angebot und dafür 
nicht verantwortlich ift, jo ift er es auch nicht für daß feiner Concurrenten. 
Jeder von dieſen fam, wie er jelbft, ohne eignes Zuthun zur Welt und mit 
ihm feine Arbeitöfraft, und Jeder wird wie er durch die Eelbfterbaltung 
geswungen, zu Markte zu kommen. Jeder von ihnen iſt abfolut einflußlos 
auf die Zahl ver gleichzeitig mit ihm vorhandenen Arbeitskräfte. Der 
Einfluß, den Jeder auf diefe Zahl üben kann, erftredt fih nur auf den 
zukünftigen Markt. Aber felbft für die Zutunft fann und wird das vers 


- 3) Brentano, Arbeitergilden, II. 166. 
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nünftige Verhalten Einzelner in Bezug auf die Ehe durch das entgegengefeßte 
Berbalten Anderer völlig paralyfirt werden. Da die nicht organifirten 
Arbeiter ſonach abjolut außer Stand find, die Summe der Arbeitskräfte der 
Nachfrage nad) Arbeit anzupafien und für ein zu großes Angebot von Arbeit 
demnach unverantwortlich find, trifft fie das Sinfen des Preifes der Arbeit 
in Folge eines zu großen Angebotes als unverdientes Unglüd. Dasjenige 
aber, was die Arbeitöverfäufer den Berläufern andrer Waaren als Arbeit 
auch, in diefer Beziehung gleichgeftellt hat, ift die Organifation derjelben in 
Gewerkvereinen. Durch fie erhalten die Arbeiter die Fähigkeit, nicht nur 
duch Zurädziehung ihrer Waare vom Markte in einem gegebenen Yugen- 
blide da® Angebot der vorhandenen Nachfrage anzupafien, ſondern durch die 
Lehrlingsbejhränfungen werben fie auch zu einer ſolchen Anpaſſung des zu⸗ 
Zünftigen Angebots an die zufünftige Nachfrage befähigt, und zugleich 
werden durch dieſe Beſchränkungen diejenigen, welche ſich vernünftig in Bezug 
auf die Ehe verhalten, gegen die Folgen des entgegengefegten leichtſinnigen 
Verhaltens Andrer geichügt. 

Gerade vom Standpunkt der Nationalölongmie alfo, melde von allen 
Verkäufern ohne Unterfchied ein Anpaflen des Angebots ihrer Waare an die 
Nachfrage verlangt, ift die erörterte Lehrlingspolitik der engliihen Gewerk— 
vereine unter den zur Zeit gegebenen Verhältniſſen zu billigen. Dies ift ferner 
um jo mehr der Fall, einmal, weil die Arbeiter felbft es find, melde die 
Lehrlinge in ihrem Gewerbe — und zwar meift ohne befondere Remuneration 
zu empfangen, — unterrichten müffent), und es gewiß ſehr thöricht von 
ihnen wäre, fi) Concurrenten zu Tchaffen, die fie felbft vom Markte ver: 
drängten; und zweitens, weil die Gewerkvereine enorme Summen auf Die 
Unterhaltung ihrer befcyäftigungslofen Mitglieder verwenden und dadurch Die 
Armenlaft beträchtlich erleichtern. Da wir die brodlofen Mitglieder unferes 
Gewerbes unterhalten, jagen fie, beanſpruchen wir aud das Recht, die Zahl 
der in das Gewerbe eintretenden Arbeiter nad) der Nachfrage nad ihnen 
zu regeln. . 

Endlich müſſen die Testen allenfallfigen Bedenken gegen die in Frage 
ſtehende Beſchränkung der Lehrlingszahl ſchwinden, da felbft Arbeitgeber zu⸗ 
geben ?), daß dieſelbe das Wachſen des Angebotes im Verhältniß zur Nach: 
frage nicht gehindert babe, und da auch der Einwand, daß durch beregte 
Beichränfung Arbeiter, welche bejondere Anlagen gerade zu beftimmten Ge— 
werben hätten, von der Verfolgung ihres Berufes abgehalten werden fönnten, 
und daß man es einem Jeden felbft überlafjen könne, zu beurtheilen, ob ein 
Gewerbe bereits zu jehr überfüllt fer, bei näherer Prüfung fih als hinfällig 
zeigt. Wie nämlich bereits %. ©. Hoffmann 3) und ©. Schmoller 4) aus: 
geführt haben, wird der bei Weiten größte Theil der Menfchen überhaupt 
gar nicht Durch eine beftimmte Neigung oder durch eine verftändige Würdigung 


1) Vgl. Brentano, Arbeitergifben, II. 168. — ?) Bgl. Brentano, Arbeitergilden, 
U. 167. — ®9 3. ©. Hofimann, Befugnig zum Gewerbebetriebe, 394. 400. — 
*) G. Schmoller, Kleingewerbe, 344. 
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des möglichen Erfolges zu der Wahl derjenigen Beichäftigung geleitet, wodurch 
er lebenslänglich feinen Unterhalt zu erwerben hofft. Dieſe Wahl trifft der 
Arbeiter nicht einmal felbft, ſondern feine Eltern für ihn. Diefe aber 
beftimmen ihren Sohn durchaus nicht immer mit klarer Erkenntniß für einen 
der Berufe, in denen im Augenblide die größte Nachfrage befteht. Die 
SHaupträdfiht, von der fie geleitet werden, tft die, daß der Junge fo bald 
wie möglich etwas verdiene, ferner ihre größte Bequemlichkeit und ähnliche 
Motive. Die Eltern befördern alſo jelbft die zu große Beihäftigung von 
Unerwachſenen und das fortmährende Wachlen der Anzahl unbeichäftigter, 
gelernter Arbeiter in einem Gewerbe. Deſto nothmwendiger, daß Die erwachſenen 
Arbeiter die Eltern der Lehrlinge zur Harern Erkenntniß bringen und gegen 
die üblen Yolgen des unwirthſchaftlichen Verhaltens verfelben ſich ſchützen. 

Das Verhalten der engliichen Gemwerkvereine in der Lehrlingöfrage ericheint 
ſonach durch die gegenwärtigen Verhältniſſe völlig gerechtfertigt... Mit der 
Anerkennung diefer relativen Berechtigung fol aber nicht im geringften gejagt 
fein, daß Diele Löſung der Trage eine dauernd befriedigende oder aud nur zur 
Zeit eine idealen Anſprüchen gemügende ſei. Sie ıft Died weder, was die 
Heranbildung der jungen Leute zum Gewerbe, noch auch, was die Beichränfung 
der Lehrlingszahl angeht. Die Wenderungen, die in erfterer Beziehung nöthig 
find, werten weiter unten beſprochen werben bei Erörterung der Reformen, 
die in Deutjchland, für welches daſſelbe gilt wie für England, nothwendig 
find. Was aber die Beſchränkung der Tehrlingszabl in den einzelnen Ge⸗ 
werben betrifft, jo ift offenbar, daß die Regelung der Arbeiterverhältniffe 
durch die Gemwerkvereine mit einfeitiger Berüdfichtigung der Arbeiterintereffen 
ebenfo wenig befriedigen fann, wie der ihr vorhergehende Verſuch der Arbeit 
eber, nad) geſetzlicher Beſeitigung des Lehrlingsſtatuts dieſelben im einfeitigen 

nterefje der Arbeitgeber zu orbnen. 

Der aus dem Widerftreit der Intereſſen beider Parteien hervorgehende 
Kampf zwiſchen Gewerfvereinen und Arbeitgebern brachte indeß — menigften® 
in einer Reihe von Gewerben bereit8 — die Arbeitgeber zur Anerkennung 
der Gleichberechtigung der Arbeiter bei Feſtſetzung der Verkaufsbedingung 
ihrer Waare mitzureden. Diefe Anerkennung führte zur Einſetzung von 
Einigungsämtern, d. 5. eine Anzahl von den Arbeitern eines Gewerbes 
gewählter Delegirter tritt mit einer gleichen Anzahl Delegirter der Arbeit- 
eber periodifh zufammen, um für eine beitimmte kommende Periode ent- 
Sprechen den concreien gewerblichen Vechältniſſen ſämmtliche Arbeitsbebingun- 
gen feitzufegen. Zu diefen Arbeitsbedingungen gehören auch die Yehrlings- 
verhältnifie 2). Die Einigungsämter treffen Beftimmungen nit nur über 
die Lehrzeit, fondern auch über die Zahl der Lehrlinge, die ein Arbeitgeber 
beichiftigen fol. Kommt ein Fall vor, daß ein bereitS erwachſener Arbeiter 
von einem Gewerbe zu einem andern übergehen will, jo geftattet eine Ver⸗ 
handlung deſſelben vor dem Einigungsamt die nothwendige Berüdfihtigung 
der individuellen Verhältniffe und beugt etwa daraus entftehenden Streitig- 


) Bgl. Brentano, Arbeitergifpen, II. 169. 279. 
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feiten zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern vor. In Streitigkeiten wegen 
angeblicher Nichterfüllung des Arbeitswertrags dient das Einigungeamt als 
Schiedsgericht. 

Wo Einigungsämter beſtehen, hängt alſo die Regelung der Lehrlings⸗ 
verhältniſſe nicht mehr ab von der rohen Uebermacht, ſondern von einer 
vernünftigen Erwägung der Verhältniſſe des Gewerbs. Eine derartige Rege— 
lung der Lehrverhältniſſe iſt aber gewiß viel wünſchenswerther, als die frühere 
durch den Staat. Geſetzliche Beſtimmungen in gewerblichen Fragen ſind 
nothwendig immer ſtarr, können ſich veränderten Verhältniſſen nicht elaſtiſch 
anſchmiegen und ſchließen die Berückſichtigung beſonderer individueller Fälle 
ſtets aus. Bei Regelung der Lehrlingsverhältniſſe durch Einigungsämter 
kann nicht nur jeder Wandelung der allgemeinen gewerbliden Berbält- 
niffe, jondern auch der befonderen Berbältniffe jedes einzelnen Falls mit 
Leichtigkeit Rechnung getragen werben. 


I. Das Lebrlingswejen ın Deutſchland. 


Menden wir und nach dieſem Weberblid über die Entwidlung der 
Lehrlingsverhältniffe in England zur Betrachtung des Lehrlingsweſens in 
Deutihland. Die früher beftehende zünftige Lehrlingsordnung enthielt bier 
ganz ähnliche Beſtimmungen wie das Lehrlingsgejeg ver Eliſabeth. Durch 
das Eingreifen der abfoluten Regierungen des 18. Jahrh., insbejondere der 
preußilchen, waren indeß bier früher als in England gewiſſe veraltete Be⸗ 
ftimmungen bejeitigt worden, ohne indeß durd einen radicalen Act, wie das 
engliihe Gefeg von 1814, die überkommene gejegliche Gewerbeverfaſſung auf 
einen Schlag zu befeitigen. Unter dem Einfluß der zu immer größerer 
Anerkennung gelangenvden Lehren W. Smith’ wurde diefe allmählich refor- 
mirende Thätigkeit im 19. Jahrh. fortgeſetzt. Die legten Reſte der früheren 
Lehrlingsordnung Defeitigte exit die Gewerbeordnung für den norddeutſchen 
Bund von 1869. 

Der Entwurf der Gewerbeordnung, ben die Regierungen dem Reichstag 
vorgelegt hatten, enthielt noch Anklänge an die frühere Ordnung des Lehrlings- 
weſens. Insbeſondere gilt Die von den SS 121 und 123 des Regierungs- 
entwurfs. 8 121 Iautete: „Die Aufnahme eines Lebrlingd erfolgt, wenn 
derjelbe bei dem Genoſſen einer Innung eintritt, vor der Innung. Tritt 
ver Lehrling bei einem andern Gewerbetreibenden ein, jo erfolgt die Aufnahme 
in den Städten vor der Gemeindebehörde, auf dem Lande vor der Orts- 
polizeibehörbe”, und der $ 123 beftimmte: „die Verabredungen über die Lehr⸗ 
zeit, das Lehrgeld und die fonftigen Bedingungen find bei der Aufnahme zu 
verzeichnen”. Es wurde alfo eine bejonvers feierlihe Aufnahme als Lehr: 
ling und jchriftliche Abfaffung des Lehrvertrags geforvert. Was den $ 122 
angeht, fo war feine Hauptbeftimmung, daß der Lehrling vor der Aufnahme 
darthun mußte, daß er leſen, fchreiben und rechnen fünne und daß er eine 
Beicheinigung feines Religionslehrers beibringen mußte, daß er in der Glau⸗ 
bens⸗ und Sittenlehre genügende Kenntniffe beſitze. Allein die Abgeordneten 
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Dr. Stephani und Dr. Weigel ftellten den Antrag, der beſonders Tebhaft 
dur Dr. Braun (Wiesbaden) unterftügt wurde, die 88 121—123 zu flreichen. 
Was die Aufnahme als Lehrling bei Genofien einer Innung angebe, fagte 
man, jo könnten die Innungsftatuten darüber Beftimmungen treffen; Die 
Aufnahme als Lehrling vor den Behörden würde diefen eine zu große Geichäfte- 
laft aufbürden. Was ferner die geforderte Schriftlichfeit des Lehrvertrags 
angehe, jo verneine die moderne Geleßgebung die Schriftlichfeit als Erforderniß 
eined giltigen Vertrages, und nur ausnahmsweise fer die Schriftliche 
Beurkundung noch erforderlich, nämlich bei ſolchen Verträgen, die fireng for⸗ 
meller Natur jeien, wo das Geſchäft Lediglich in der Form liege und nicht 
in einen fpecifilhen Inhalte Ber dem Lehrvertrage Lügen aber feine tech⸗ 
niſch⸗ juriſtiſchen Gründe vor zu einer beſonders formellen Solennität. Endlich 
feien die Erforderniffe der 88 122 und 123 auch überflälfig, da jeder ver: 
ftändige Meifter, Bater und Vormund ihnen von felbft nachfommen werde. 
„Die Imtereflenten mögen von ſelbſt dafür forgen” 9. 
Der Bundescommiffar Dr. Michaelis wollte dieſe Oründe gegenüber 
den wichtigen Zwecken, welchen zu dienen die Vorjchriften der 88 121—123 
beftummt waren, allerdings nicht als durchſchlagend anerkennen. Er meinte, 
es müfje dafür Sorge getragen werben, daß die Lehrverträge in einer erſchöpfen⸗ 
den und vollfländigen Form und Faſſung aufgenommen wilden, damit fehr 
Häufig eintretende weitgehende Streitigfeiten vermieden würden. Um der 
Sorglofigfeit der Eltern und Vormünder in der Sorge dafür, daß die Kinder 
gehörigen und erfolgreihen Schulunterricht genießen, zu fteuern, fei es nötbig, 
eine Controle eintreten zu laffen, Damit, wenn ein Erfolg des Schulbefuches 
nicht vorhanden, Nachhilfe eintrete. Dieſe Vorichriften ſeien aber nicht blos 
im Intereſſe der Lehrlinge und Lehrberren, fondern im allgemeinen Interefle, 
und gegen die Sicherung dieſes Intereſſes könnten die angeblichen möglichen 
Belöftigungen der Gemeindebehörden nicht in Rechnung kommen. 
Die Gegenargumente des Dr. Braun (Wiesbaden) erfochten indeflen im 
Reichstag den Sieg: die 88 121—123 det Negierungsentwurfs wurden 
eftrihen. Dagegen zeigen die in allen Theilen Deutſchlands herrſchenden 
lagen über den Mangel an Kenntnifien und die zunehmende Ungelebrig- 
Zeit und Unfolgfamfeit der Lehrlinge und über die Nicptbeachtung der Lehr⸗ 
verträge jeitend derjelben, daß die Bedenken des Bundescommiſſars nur zu 
gerechtfertigt waren. Allerdings dürfte nicht jo ohne Weiteres als feftftehend 
angenommen werben, daß alle die ſchlimmen Lehrlingöverhältniffe, welche die 
Handwerksmeiſter jetzt jo laut beflagen, gerade vom Erlaß der Gewerbeordnung 
von 1869 datiren. Die Handwerksmeiſter waren befamtlih auch früher 
Thon unzufrieden und klagend und, wie zurückkommende Mienfchen jo oft eines 
Simdenbods bevürfen, den fie für alles Wiverwärtige, das ihnen begegnet, 
verantwortlih machen, Tiebten fie ftetS jede Neuerung in der Geſetzgebung, 
im Folge deren größere Anfprühe an ihre ZTüchtigfett und Energie geftellt 


1, Stenographifche Berichte Über die Verhandlungen bes Reichsſstages bed Nord» 
deutichen Bundes. Seffion- 1869. 622 fi. 
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wurden, als den Urquell alles Uebels zu beichuldigen. Darf man dies bet 
Beurtbeilung der Klagen der Handwerksmeiſter nicht aus dem Auge verlieren, 
jo kann indeß auch nicht geleugnet werben, daß die Auflöfung der alten 
Gewerbeverfaffumng das Einreißen einer Menge von Mißbräuchen im Lebrlings- 
weien ermöglicht und erleichtert hat und daß die Neuerungen der Gewerbe: 
orbnung von 1869 insbeſondere auch den Principalen diefe Mifftände fühl- 
bar gemacht haben. Hören wir eine Schilderung dieſer Mifftände zunächſt 
aus dem Munde eined eifrigen Vertheibigerd der Meifterintereffen und gründ- 
lichen Kenners des deutichen Handwerks, des Redacteurd I. F. H. Dannen- 
berg in Hamburg. 

Nach Dannenberg’8 Darftellung in feiner Schrift: „Das deutiche Hand- 
werk und die fociale Frage” tft, ebenfo wie in England, bei uns der Einfluß 
des Lehrgeldes auf das Verhältniß zwilchen Lehrherrn und Lehrling unbedeu⸗ 
tend. Die Eltern der Lehrlinge find höchſt ſelten im Stande, fir ihre ber 
Schule entwachlenen Jungen auch noch Lehrgeld zu zahlen. Statt des Lehr: 
gelde8 verfpricht der Junge dem Lehrherrn, eine größere Zeit al8 Lehrling 
zu dienen und der Lehrherr findet feine Entſchädigung für die Lehre in dem 
neringern Lohne, den er dem Lehrling für Arbeit eines gelernten Arbeiters 
bezahlt. Im diefem BVerhältniffe iſt nichts Neues. Es war vielmehr längſt 
ſchon die Regel Auch fanden fich die Meifter früher dabei recht gut. „Der 
Lehrling,“ ſagt 3. ©. Hoffmann), „blieb immer der wohlfeilfte Gehülfe und 
jeder Meifter hielt fortwährend wenigftend einen, wenn die Zunftgefeße nicht 
mehr geftatteten.” 

Dies bat ſich feit der Gewerbeorbnung von 1869 geändert. Demnach 
ift das Lehrverhältniß Gegenftand völlig freier, formloſer Uebereinfunft und 
ber Lehrherr, dem ein Lehrling entlaufen, hat fein Mittel, ihn zu feiner 
Pflicht zurückzuführen oder Er zu beftrafen; er fann nur — und zwar meift 
vergeblich — auf Schadenerſatz Magen. Hiedurch tritt an den Lehrling eine 
große Berfuchung heran. Sobald er nämlich etwas gelemt bat und bie 
Zeit beginnt, wo er als Erfat für Die Lehre dem Lehrherrn Vortheil bringen 
jollte, indem er fir Lehrlingslohn die Arbeit gelernter Arbeiter leiftet, wird 
eö für ihm vortbeilhaft, dem Lehrheren zu entrinnen, um fi von einem 
andern Wrbeitgeber gegen vollen Lohn oder wenigftend höheren Fohn anwerben 
zu Taflen. 

Das häufige Vorkommen ſolchen Vertragsbruchs bat wiederum ſchlimme 
Folgen für die Lehrlinge gehabt. Es ventirt ſich nämlid für tüchtige Meeifter 
nicht mehr, Lehrlinge anzunehmen, und diejenigen, die noch Lehrlinge anneh- 
men, denken nicht mehr daran, fie zu lehren. Ste beichäftigen vielmehr ven 
Yehrling während der ganzen Lehrzeit mit einer und berietben Urbeit, und 
zichen fo alsbald aus jener Arbeit Nuten, indem fie den Lohn eines gelernten 
Arbeiterd, der die Arbeit fonft verrichten müßte, ſparen. Dafür lernt ber 
Yehrling aber nicht mehr das ganze Gewerbe, wie früher, ſondern nur einen 
Theil defielben, und häufig einen vecht winzigen. So find, wie Dannenberg 


1) Die Befugnig zum Gewerbebetriebe, 133. 
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angiebt, Schneidergejellen vorgekommen, welche in ihrer ganzen jog. Lehrzeit 
ausfchlieglih mit dem Annähen von Knöpfen beichäftigt wurden! 

Ein ſolcher Lehrling bleibt dann nothmentig fein Leben lang ein halber 
und mißvergnügter Menfh. Da er thatlächlich fein gelernter Arbeiter ift, 
wird er entlafien, fobald er ven Lohn eines jolden verlangt. Sucht er 
anderswo Arbeit, jo findet er fie gleihfall8 nur zu niebrigerem Lohne. Die 
Geſammtheit aber leidet unter dem Nachtheil, daß die Durchſchnittsfähigkeit 
der Arbeiter überhaupt fintt. 

Diefe Schilderungen des verbienftwollen Verfechter der Interefjen der 
Handwerksmeiſter bevürfen einer Ergänzung durch die Scilverung der Lehr: 
lingsverhältniſſe ſeitens der Arbeiter. Eine ſolche geben die Stlagen der 
deutſchen Buchdrudergehilfen über die Zuftände in ihrem Gewerbe. Auch 
fie Magen über die große Anzahl untüchtiger Arbeiter, in Folge mangelhafter 
Lehre, die den Markt überfüllen. Allein fie betrachten diefe Erjcheinung 
nicht als die bloße Folge nicht eingehaltener LXehrverträge, als welche Dannen- 
berg fie ſchildert. In einem vom 12. März 1869 datirten Aufruf an die 
Eltern und Erzieher, alfo bereit vor Erlaß der Gewerbeordnung, bezeichnen 
fie als die Urſache jener Erfcheinung, daß die Drudereibefizer der Verſuchung 
einer zu ſtarken Anwendung fog. Lehrlinge, d. h. unerwachlener Arbeiter, nicht 
widerftehen, ftatt der alten Geichäftsfitte treu zu bleiben, auf 3 Gehilfen 1, 
auf 9 Gehilfen erft 2 Lehrlinge zu halten. Solche Lehrlinge werben, wie 
bereit8 gejchildert, mit gewiſſen Arbeiten beichäftigt, die fie, weil fie nichts 
Andere erlernen, bald ebenfo gut verrichten wie gelernte Arbeiter. Der 
Drudereibefiger zahlt ihnen aber geringern Lohn als dieſen, und ſobald fie 
nach vollendeter Lehrzeit den Lohn gelernter Arbeiter verlangen, werben fie 
entlaffen und durch andere Lehrlinge erfegt. So entfteht eine Weberfüllung 
des Marktes mit ermachlenen Arbertern, die nichts gelernt haben, ſich aber 
als gelernte Arbeiter ausgeben und deren Angebot dazu benußt wird, ben 
Lohn der wirklich gelernten Arbeiter zu drüden. 

Bor Allen muß es überrafchen, wie fehr diefe Angaben über die Folgen 
der Befeitigung der alten Lehrlingsordnung in Deutſchland mit den oben 
wiebergegebenen Angaben ber Engländer über die Folgen der Beſeitigung ber 
alten Gemwerbeverfaffung übereinftimmen ). Außerdem aber erjehen wir aus 
dieſen Angaben, daß die Mißbräuche im Lehrlingsweſen nicht erft feit dem 
Erlaß der norbdeutjchen Gemerbeorbnung datiren, wie Die Meifter und die 
Bertheidiger ihrer Intereffen angeben; höchftens läßt fich jagen, daß die Miß— 
bräude feitvem aud den Meiftern fühlbar wurden, während früher die Arbei- 
ter allen Darunter litten. Der Thatjache, daß die Arbeiter länger und empfind- 


I) In einer — erſchienenen Schrift: „Zur Reform ber Handwerksverfaſſung“, 
Berlin 1575 fagt Dr. 5. Kleinwägter: „In Deflerreih, wo bie Gewerbefreiheit 
Durch Gele vom 20. December 1859, alſo um Bere zehn volle Sabre früher 
eingeführt wurbe als in Deutihland, wurden bie nämlihen Klagen, und zwar bei- 
nabe Wort für Wort wie fie Dannenberg ausſpricht, fhon im Beginne der ſechszi⸗ 
ger Sabre unzählige Male Laut.“ k | 
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fiber unter biefen Zufländen leiden, entfpricht es aber, daß, wie Dannenberg 
| (a. a. D. ©. 63) angibt, aus der Imitiative der Arbeiter zuerft wirkſame 
' Verſuche beroorgingen, den gejchilderten Uebelftänden zu fleuern. Diefe Ber: 
fuche find diefelben wie die gefchilverten der englifchen Arbeiter. Ebenſo wie 
diefe haben in einzelnen Gewerben die deutichen Arbeiter ziemlich firenge Vor⸗ 
| Ichriften auf eigene Fauſt wieder eingeführt über die Zahl ver Lehrlinge, 
welche ein Principal gleichzeitig in die Lehre nehmen darf, und verlangen, daß 
ever, der als Gefelle arbeiten will, einen oronungsmäßigen Lehrbrief bei- 
bringe, um dem vorzeitigen Berlaffen der Lehre vorzubeugen. Das Mittel, 
mit dem fie diefe Vorſchriften durchſetzen, ift die Weigerung, mit einer größern 
als der beftimmten Anzahl von Lehrlingen und mit nicht orbaungsmäßig 
Ausgelernten zu arbeiten. 

Die Meifter dagegen haben ſich bis jest auf Klagen und Seufzer nach 
den vergangenen Zuftänden beſchränkt. Biele von ihnen verlangen Wieder: 
einführung der Meifterprüfung; andere wollen die Meifterprüfungen wenn 
auch nicht obligatorifch, jo doch facultatio wieder einführen, und von dem Be- 
ftehen dieſer Prüfung wenn auch nicht den Betrieb des Gewerbes fo doch das 
Recht, Lehrlinge zu halten, abhängig machen. Wieder andere find für Wieber- 
einführung der Prüfungspflicht für Lehrlinge nach beenveter Lehrzeit. Außer⸗ 
dem verlangen fie ſchriftliche Abfaflung des Lehrvertrags und Beitrafung des 
Lehrvertragsbruchs. 

Keine Seufzer und Klagen werden indeß die Prüfungen, weder die der 
Meiſter, noch auch die der Lehrlinge aus dem Grabe zurückrufen. Die Meiſter⸗ 
prüfung in der einen wie in der andern Geſtalt widerſpricht den fundamental⸗ 
ſten Principien unſerer Zeit. Mit der Beſeitigung der Meiſterprüfung fällt 
aber auch die Lehrlingsprüfung; denn was ſoll ſie für einen Sinn haben, 
wenn auch der Lehrling, der ſie nicht beſteht, das Recht hat, als Meiſter ſich 
niederzulaſſen! Für die obligatoriſche ſchriftliche Abfaſſung der Lehrverträge 
ſprechen Dagegen alle im Vorigen bereits angeführten Thatſachen. Auch ver- 
dient der Geſetzesvorſchlag Billigung, welchen eine freie Commiſſion des Reichs⸗ 
tags vorbereitet hat: jeder Arbeitgeber, welcher einen jugendlichen Arbeiter 
unter 18 Jahren beſchäftigen will, hat danach in dem Falle, daß dieſer be⸗ 
reits in einem Xebr- oder Arbeitöverhältniffe geſtanden, Das obrigkeitlich be= 
glaubigte Lehr⸗, beziehungsweiſe Arbeitszeugniß deſſelben, bei Strafe jih vor: | 
Iegen zu laſſen und bis zur Beendigung des Lehr- oder Arbeitsverhältniffes | 
in Verwahrung zu behalten. Mit Recht heben die diefem Geſetzesvorſchlag 
beigegebenen Motive hervor, daß die Beſchränkungen in der Selbftbeftimmung 
und Zugfreiheit bet Unmünbigen nicht den gleichen Bedenken unterliegen, wie 
bei Erwachſenen, daß dagegen bei Exfteren das Bedürfniß der Erziehung und 
der Gewöhnung an Geſetz und Ordnung die vorgefchlagenenBefttim mungen 
dringlich ericheinen laſſen. Und viejelben Rüdjichten laſſen dieeft rafu ng des 

Bruches des Lehrvertrags angezeigt fcheinen. 

Mit Vorſchriften über die fchriftliche Abfaffung des Lehrvertrags und 
Strafbeftimmungen wegen Bruchs des Lehrvertrags und Beſchäftigung contract= 
brüdiger Lehrlinge kann indeg nur die Beachtung des Lehrvertrags erreicht 
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werden. So wünſchenswerth diefe Errungenihaft nun auch fein würde, fo 
wären damit doc noch keineswegs die Mipflände des heutigen Lehrlingsweſens 
beſeitigt. Es wäre damit weder für eine genligende Borbildung des Lehr⸗ 
lings zum Gewerbe, noch auch gegen die Beichäftigung einer zu großen Anzahl 
Lehrlinge Vorſorge getroffen. 

Das Lehrlingsiuften hatte bis jest einem doppelten Bedürfniß zu dienen. 
Es war dem Jungen einmal gewerbliche Unterrichtsmittel und fodann Mit: 
tel, um in die Prarid eingeführt zu werden und die nöthige Routine zu er- 
werben. Sa beiden Beziehungen bedarf e8 einer Reform. Was die Bebeu- 
tumg des Lehrlingsſyſtems als eines Unterrichtömittel® angeht, jo ift Har, daß 
ein Lehrling, der einen Meifter oder, wie heute immer mehr der Tal, einen 
Arbeiter zum Lehrer bat, von dieſem offenbar nicht mehr lernen kann, als 
diefer jelbft weiß. Dieſes Willen wird fih in der großen Mehrzahl von 
Fällen auf die berfümmliche Praxis des Gewerbes beichränten und dieſe Praxis 
wird ſehr Häufig Hinter dem von den technifchen Wilfenfchaften bereit als richtig 
Erfannten weit zurüdftehen. Was aljo nothwendig erjcheint, ift die Beſeiti⸗ 
gung des Lehrlingsinftems als Unterrichtömittel, die Verkürzung der Lehrzeit, 
ſoweit fie als Unterrichtözeit dient, und ihre Erſetzung durch Unterricht in 
ewerblihen Schulen. Auch ift die Klage, Daß der Lehrling bei der heutigen 
Behrmeife nicht fein ganze® Gewerbe, fondern nur wenige, und häufig ſehr 
untergeorbnete Manipulationen erlerne, daß ein Arbeiter, Der jeine Lehrzeit 
richtig zurüdgelegt bat, fein Gewerbe nod nicht verftehe, ganz allgemein ; der 
Schreiber diefer Zeilen hat fie ebenfo in England wie in Deutichland gebört. 
Die Erfeung eines Theiles der Lehrzeit durch Unterricht in techniſchen Schu⸗ 
len würde aber, wie ſchon Schmoller 1) hervorgehoben bat, ein Gegengewicht 
bieten gegen ſolche durchaus einfeitige, feine techniſche und menſchliche Erzie- 
bung gewährende Beihäftigung unfrer vierzehn bis achtzehnjährigen jungen 
Leute. Sie würde dem von vielen einfichtigen Fabrikanten betonten Bedürfniß 
nad Hebung der PVielfeitigkeit der Arbeiter entgegenfommen. Sie würde es 
ferner Denen, welche in dem einmal ergriffenen Gewerbe nicht vorwärts 
kommen, erleichtern, zu einem andern Gewerbe überzugehen. Es erfcheint dem- 
nad die Erridtung gewerbliher Schulen, ähnlich den in Belgien beftehenden 2), 
angezeigt, in denen hauptſächlich Unterricht im Zeichnen, ſodann in den Ele- 
menten der Geometrie, Mechanik, Phyſik und Chemie, und ebenjo bereits in 
ven Elementen der einzelnen Gewerbe, welche die jungen Leute erlernen wol⸗ 
Ien, ertbeilt werden müßte. ever Lehrling aber müßte gejeglich verpflichtet 
werden, während feiner Lehrzeit eine beftimmte Anzahl Unterrichtöftunden in 
einer ſolchen gewerblihen Schule zu befuchen. Und hier mag man denn durch 
Prüfungen, Preife und Ehrendiplome den Lerneifer anjpornen. 

Die Lehre beim Meifter bliebe fonad nur mehr das Mittel zur Ein- 
führung des Lehrlings in die Praxis und zur Erwerbung der nöthigen Routine. 


1) Schmoller, Kleingewerbe, 699. 354—E. — ?) Bol. Steinbeis, Die Elemente 
der Gewerbebeidrderung nachgewieſen an den Grundlagen der belgiſchen Induſtrie. 
Stuttgart 1853. 
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Soll fie als ſolches wirkſam fein, fo ſcheint aber die Befolgung ded Adam 
Smith'ſchen Rathes, wo er noch nicht befolgt ift, am Plage, dem Lehrling 
einen geringen Lohn zu geben und ihn für Beſchädigungen durch Ungeſchick oder 
Leichtſinn auffommen zu laffen. Während der Lehrling ın dev Gewerbeichule 
wirklich unterrichtet würde, würde bierburch dafür geforgt fein, daß er aud 
wirklich arbeite. Ber einem jo combintten Lehrſyſteme würde, der Lehrling 
alio auch wirklich etwas lernen. 

Was endlich Die Frage wegen der zu bejchäftigenden Lehrlingszahl !) an- 
geht, jo wurde ſchon oben erwähnt, daß ebenio wie ın England auch in 
Deutichland die Arbeiter begonnen haben, fie einfeitig zu löſen, indem fie es 
verweigern, mit einer größern al8 einer beftimmten Anzahl von Lehrlingen zu arbeı= 
ten. Diefer Verſuch Hat indeg nur fo lange Berechtigung, als ihm der Ber: 
juch der Arbeitgeber gegenüberfteht, die Lehrlingszahl einjeitig ihrem Intereſſe 
gemäß feftzuftellen. An und für ſich und dauernd fann er ebenfomenig be 
friebigen mie überhaupt der Verſuch der Gewerkvereine die Arbeitsbedingungen 
gemäß den Intereffen der Arbeiter einfeitig zu regeln. Auch giebt es keinen 
Vertheidiger der Gewerkvereine, der in ihnen etwa eine dauernd befriedigende Löſung 
der Arbeiterfrage erblidte; feinen, der in ihnen etwas Anderes ſähe als das 
einzige Mittel, das den Arbeitern zur Zeit zu Gebote flieht, um die Feſt— 
jegung der Arbeitöbedingungen wirklich zum Cegenftand eines Vertrag zu 
machen, ftatt fie, wie bisher, in den alleinigen Willen des Arbeitgebers zu 
jtellen ; feinen, der in ihnen etwas Anderes ſähe als den erften Echritt zu einer 
Organiſation, in melcher beide Intereſſengruppen friedlich zufammenmirfen. 
ALS ſolche gemeinfame Organifation, melde die Organifationen der Arbeiter 
wie der Arbeitgeber umfaßt, hat fid) in England, wie oben gezeigt wurde, aus 
den Bedürfniffen des Lebens das fog. Einigungsamt entwidelt. Und nad) 
diefem enaliihen Vorbild find aud in Deutichland bereits eine Anzabl von 
Einigungsämtern entftanden, in denen Arbeiter und Arbeitgeber ihre Inter: 
eſſeſtreitigkeiten friedlich zum Austrag bringen, und die ebenfo wie die eng: 
lichen auch in der Frage über die zu beichäftigende Anzahl von Lehrlingen 
eine die Intereſſen beider Theile berüdfichtigende Löſung herbeizuführen im 
Stande find. 

Abgefehen von diefen Einigungsämtern, welde in Nachahmung der eng- 
liſchen, m Deutichland ins Leben getreten find, und für welche Dr. Mar Hirſch 
und die von ihm ind Leben gerufenen Gewerkvereine beſonders agitiren, ift 
neuerdings auf Anregung 3. 3. H. Dannenberg’8 von Hamburg aus der 
Vorſchlag ergangen, unter dem Namen „Neue Innungen“ Organtfationen 
zur Regelung der Arbeitöverhältniffe ins Leben zu rufen, welche Arbeiter und 
Arbeitgeber umfafjen. Diefe „Neue Innungen“ follen in allen aus abge 
ſchloſſenen Wrbeitöverträgen hervorgehenden Streitigleiten ſchiedsrichterliche 


1) Es muß in hohem Maße auffallend erſcheinen, daß die von dem Reichs⸗ 
tanzleramte verſendeten Fragebogen über Lehrlingsverhältniſſe dieſe für Die Arbeiter 
jo Aufßerft wichtige Frage mit feiner Sylbe berühren und nach der Methode unfrer 
— den Ärbeitern ſomit keinerlei Gelegenheit bieten, ſich über dieſelbe zu 
äußern. 
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Functionen ausüben; ferner ſollen u. A. in ihre Sphäre fallen die Bildung 
von Einigungsämtern und die Regelung und Beauffihtigung des Lehrlingäwe- 
ſens. Sieht man davon ab, daß diefe „Neue Innungen” ihre Competenz auch 
auf Nichtinnungsgenoffen ausdehnen follen, jo fcheinen fie demnach in ihrer Be- 
deutung ziemlich dafjelbe fein zu follen wie die Schted8- und Einigungsämter, 
welde Der engliſche Grafſchaftsrichter Rupert Kettle ind Leben gerufen bat. 
Auch hier werden aus Delegirten der Arbeitgeber und Arbeiter Schiedsgerichte 
gebildet, welche außerdem als Einigungsämter functioniren und als folde 
neben andern Arbeitöverhältniffen auch das Lehrlingsweſen regeln. Mit Necht 
eıflärte deshalb der diesjährige Verbandstag der deutſchen Geiwerkvereine in 
aner Refolution, daß diefe hamburger Neuen Innungen ihrem innern Princip 
Rah mit dem von den deutichen Gewerkvereinen angeftrebten Einigungsamt 
übereinftimmten. Ein Unterjcied der Neuen Innungen von dieſem erhellt 
at aus den von Dannenberg verfaßten Motiven, welde dem Entwurfe eines 
neuen Innungsgeſetzes beigegeben find. “Diefer Unterfchied befteht vornehm⸗ 
[ih darın, daß der Verfaſſer deſſelben glaubt, daß die nad feinem Vorſchlage 
organifirten Innungen focialen Frieden herbeiführen würden, ohne die Thätig- 
kit des Einigungsamtes häufig in Anſpruch zu nehmen !), fowie daß er bie 
Nothwendigfeit des Beſtehens bejonderer Drganifationen der Arbeiter und 
Arbeitgeber auch nad Einführung der Neuen Innungen verfennt. 

Was den erftern Irrthum angeht, jo ift er daflelbe, wie wenn Jemand 
fagen wollte: wenn erft Streitigkeiten zwifchen Kaufleuten wegen angeblicher 
Nichterfüllung eines Kauf und Verkaufvertrags unter Zuziehung von Kauf: 
leuten entſchieden werden, wird e8 nur mehr wenig Differenzen geben über die 
Bedingungen, zu benen eine Waare verkauft werden fol! Die Streitigkeiten 
deren Schlichtung in die Sphäre der Einigungsämter fällt, find Streitigkeiten 
über die Bedingungen, unter denen fünftig gearbeitet werben fol. Es find 
dies die erbitterten Streitigkeiten, deren Austrag durch Arbeitseinftellungen und 
Ausiperrungen den jocialen Frieden ftört. Die Aufgabe, um die es ſich 
handelt, ift Die, diefen Austrag auf gefitteten Wege ohne die Wunden und 
Schmerzen herbeizuführen, welche jene Kämpfe den Betheiligten wie der ganzen 
Geſellſchaft ſchlagen. Es ift nun weder einzufehen, wie die Einfegung eines 
Gerichtes für Entſcheidung von Streitigkeiten wegen Nichterfüllung von abge 
ſchloſſenen Verträgen Streitigkeiten über abzuſchließende Verträge verhüten fol, 
noch auch läßt fich begreifen, wie man von einer Organiſation, welche den Haupt- 
pimft, um den der ſociale Kampf wüthet, als Nebenſache behandeln würde, 
ſocialen Frieden erwarten fann. Zum Glück aber iſt das vorgeichlagene 
Imungsgeſetz in diefem Punkte beiler als die Motive. Es läßt den Eini- 
gungsämtern wollen Spielraum zu ihrer Entwidlung, und follten die Neuen 
Innungen praktiſch und lebenskräftig werden. jo wird die Macht der Verhält- 
nifſe die Function als Einigungsämter zu ihrer Hauptfunction machen. 

Der zweite Irrthum Dannenberg’8 beruht auf einer trrigen Borftellung 


— — nn 


2) Siehe den von einer freien Commiſſion der hamburgiſchen Gewerbekammer 
ausgearbeiteten Entwurf einer Gewerbenovelle. Als Mier. gedrudt 1874. ©. 28. 
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von dem vergangenen Zunftwejen. Er meint, die früheren Zünfte hätten Mer 
fter und Gefellen in einer Organiſation vereinigt, ohne daß beſondere Organi- 
fationen der Gejellen vorhanden gewejen ſeien. Allein von dem Augenblide 
an, wo ein bejonderer Gejellenftand mit beſonderen Interefien zu entftehen 
begam, finden wir befondere Organifationen der Gefellen in den Gelellenladen ; 
vie Geſellen gehören zwar noch nach wie vor zur Zunft, aber fie haben in 
Aunftangelegenbeiten nicht die gleiche Stimme wie die Meiſter; die Zunft tft 
vielmehr recht eigentlich zur Organifation der Meifter geworden und beanſprucht 
Aufſichtsrecht über die DOrganifation der Gejellen. Diejes Verhältniß finden 
wir fo allgemein in allen Ländern in allen Gewerben, in denen eine Trennung 
der Intereffen der Meifter und Gefellen flattfand, daß wir, wo wir feine be- 
jondern Geſellenladen finden, annehmen dürfen, daß Die Verhältniffe des 
betr. Gewerbe fo wenig entwidelt waren, daß feine derartige Intereſſen⸗ 
ſonderung ftattfand. Daß aber, wo eine Berjchievenheit der Intereſſen der 
Arbeiter und Arbeitgeber ftattfindet, aud heute innerhalb ber auf Gleichbe— 
rechtigung beruhenden gemeinfamen Organiſation befondere Drganijationen 
beider Parteien nothwendig find, zeigen die Erfahrungen Mundella's und 
Rupert Kettle's, der beiden Begründer der englifchen Einigungsämter. Auch 
in den Statuten ihrer — iſt nirgends etwas von Gewerkvereinen 
der Arbeiter oder Arbeitgeber zu leſen. Trotzdem haben Beide wiederholt 
erklärt y, daß insbeſondere ohne Gewerkvereine der Arbeiter das Functioniren der 
Einigungsämter unmöglicd wäre. Die Gewerfvereine nämlich find es, welche die 
Beſchlüſſe der Einigungsämter bet den einzelnen Arbeitern zur Anerkennung brin= 
gen, und es tft auch nicht denkbar, wie dieſe Beichlüffe feiten® der Menge täglich 
fommender und gehender Arbeiter Beachtung finden follten, wenn fie nicht von 
einer bleibenden Drganifation derjelben anerfannt würden. Uebrigens Icheint 
aucd der hamburger Vorſchlag eines Innungsgeſetzes befondere Organifationen 
der beiden Parteien vorauszuſetzen, inden an einer Stelle ?) bemerkt wird, 
daß „uber die nicht vom Innungsftatut als „gemeinfam” bezeichneten An- 
gelegenbeiten jeder Theil felbftändig nach eigenem Ermeſſen zu bejchließen 
babe”. Jedenfalls aber chließt der hamburger Vorſchlag das Beſtehen bes 
jonderer Organifationen der Arbeiter und Arbeitgeber nicht direct aus, und 
jo wird die Macht der Berbältniffe, falls die Neuen Innungen praktiſch 
werden follten, aud in dieſem alle die Anfchauungen des Verfaſſers der 
Motive über die Nothmendigkeit von Gewerkvereinen berichtigen. 

Trotz dieſer Ausftellungn an ben Anfchauungen des Verfaſſers ber 
Motive des hamburger Geſetzvorſchlags, glaubt Schreiber diefer Zeilen von 
den vorgeichlagenen „Neuen Innungen“ die beiten Wirkungen erhoffen zu 
bürfen. Dieſe Wirtungen werben, wenn die „Neuen Innungen‘‘ ins Neben 
treten, Diefelben jein wie die der engliihen Schieds⸗ und Einigungsänter, 
mit denen fie dem Welen nad) glei find; und fo ift zu boffen, daß auch 


1) Brentano, Arbeitergilden, II, 296, 297, und Brentano, Die wiſſenſchaftl 
Peiftung d. H. & Bamberger, 97. — 9) 4. a. O. 26. 
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die glüdliche Regelung des Lehrlingsweiens den „Neuen Innungen” ebenfo wie 
den engliihen Einigungsämtern gelingen werde. 

Mit diefen Ausführımgen hat der Berfafler auf die von dem Aus- 
ſchufſe des Vereins für Socialpolitit über das Lehrlingsweſen geftellten Fragen 
geantwortet. Um jene Antwort auf die Trage nach den Mitteln, durch 
welche den gegenwärtigen Mißſtänden im Lehrlingsweſen entgegengewirkt wer- 
den ſoll, kurz zu recapitultren, jo gebt feine Anſicht dahin, daß e8 wünſchens⸗ 
werth ericheint, daß gejeglich die chriftliche Abfaſſung des Lehrvertrags ver- 
langt und Strafen für Arbeitgeber, welde Arbeiter unter 18 Jahren, bie 
bereits in Arbeit waren, ohne Entlafjungszeugniß annehmen, fowie für ver- 
tragsbrũchige Lehrlinge feftgefegt werden. Ferner ſcheint e8 ihm wünſchens⸗ 
wertb, daß gewerbliche Schulen zum technijchen Unterricht der Lehrlinge ge- 
Ichaffen werben und gejeglich verlangt werde, daß jeder Lehrling wöchentlich 
eine beftimmte Anzahl Unterrichtsſtunden in venfelben beſuche. Die Regelung 
der zu beichäftigenden Lehrlingszahl tft nach der Anficht des Verfaſſers ver 
gemeinfamen Vereinbarung der Arbeiter und Arbeitgeber in Einigungsämtern 
oder ‚Neuen Innungen“ zu überlaſſen. Die Stellung der Geſetzgebung zu 
ſolchen Einigungsämtern wurde bereit8 auf der Iahresverfammlung des Vereins 
für Socialpolitit von 1873 erörtert. 

Breslau, den 5. Mai 1875. 
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VIII. 
Gutachten 


erſtattet von 
Schriftſetze Ganguin in Berlin, 
bearbeitet im Auftrag von Richard Härtel. 
Bürgerliche Freiheit iſt abhängig don 


dem Grabe ber Cultur des Volkes. 
Zidhotte. 


Ueberall, wo entweder durch befondere Verhältniffe, oder aber durch Yang: 
ſame, naturgemäße Entwidelung der Sachen bedingt, Veränderungen im 
Öffentlichen Verkehre Plag greifen, Freiheiten im ftaatlihen wie communalen Leben 
fh Bahn brechen, werden dieſe Ereigniffe Veränderungen in allen bisherigen 
Griftenzbedingumgen, in den vielen großen und fleinen Lebensgemwohnbeiten, in 
unſerer Anſchauungsweiſe hervorrufen, die wir anfänglich kaum begreifen, bie 
uns unbequem find und an welche wir uns erft nad und nad gewöhnen 
müfſen. Ja, häufig genug kommt e8 vor, daß, wenn wir eine Veränderung 
getroffen, und mit dieſer erft der Verluſt aufgegebener Annehmlichkeiten fühl- 
dar wird, Die zu ergänzen oder ganz wieder herzuftellen nım unfer eifrigftes 
deftreben iſt. 

Mit diefer Beobachtung hängt eng zufammen, da nicht alle Menfchen 
diefelbe Anfchauung, diefelben Gewohnheiten, diefelben Lebensbedingungen haben, 
daß ſolche reformatorifche Begebenheiten die verfchiedenartigften Beurtheilungen 
finden, weil eben jeves Licht auch Schatten wirft. Ein Jeder urtheilt von 
feinem Standpunkt aus, und jedes Einzelnen Standpunkt ift vom Egoismus 
begrenzt, vom Sch eingegeben. 

Demnach wird es ſchwierig fein, für Jemand, der nur in Yabrikftäbten 
gelebt bat, ein Urtheil über das Kleingewerbe zu fällen; noch ſchwerer aber 
fiir den Bürger einer Aderftadt, tem Groß-Induftrie: Betriebe feine Eigen- 
beiten, feine Licht⸗ und Schattenfeiten abzulaufhen und vorurtheilsfrei zu 
betrachten. Der Landwirth wird das kranke Ausſehen der Fabrikarbeiter 
anf Unmäßigkeit und Faulheit (Verminderung der Arbeitszeit) zurädführen ; 
der zabritarbeiter das frifche, Fräftige Ausfehen des Landmannes der befieren, 
weil billigeren, Nahrung — dem felbfteingefalgenen Sped und dem eigenge- 
dadenen Brod — allein aufchreiben. 
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Man möge deshalb gütigſt Nachfiht üben, wenn die nachfolgenbe 
Streiflichter , Telbft da, wo fie Allgemeines zw beleuchten fich beſtreben, do 
immer wieder auf Die zunächſt gelegenen Verhältnifje veflectiven. ‘Der Ber 
faffer beabfichtigte keinesweges, die Verhältniſſe der Buchdrucker in grellen Far 
ben zu malen; er weiß jehr wohl, daß es viele Arbeitsbranden ($rämen 
Kellner, Bäder, Schornfteinfeger, Bauhandwerker u. |. w.) giebt, die der gi 
jeglichen Hülfe in viel größerem Grade bebürftig find. ine befondere Schri 
über die Angelegenheiten des Buchdruder-Gewerbes foll ſpäter erſcheinen. 

Haben dieje Gedanken alfo feinen Anfpruh darauf, dem Wunfche de 
Vereins nach einem Gutachten über die Lehrlingsfrage auch nur im Gering 
ften zu genügen, fo lebt der Verfafier doch der Hoffnung, daß das eine ode 
andere Körnchen würzig genug erfcheinen möge, um das Ganze Ichmadhaf 
genießbar und verdaulich zu machen. 


T: 


Welche Veränderungen baben fi feit Auflöjung der alte 
Gewerbe-Verfaſſung in der Lage der Lehrlinge in Deutjd 
land in der Groß- und Klein: Induftrie vollzogen? 


Als welentlihe Veränderungen gegen früher dürften wohl genannt werbeı 
daß die oft übermäßig lange Lehrzeit (a—5— 7 Jahre) jet in eine bebeı 
tend kürzere umgewandelt worden ift (2—3—5 Jahre); dieſe Veränderur 
ift Hand in Hand gegangen mit dem Fortfall des fonft üblichen Lehrgelde 
trogdem man durch die erftere Wenderung gerade eine Erhöhung des Leh 
gelde8 oder aber eine allgemeine Einführung dejjelben Hätte erwarten folle 

Dagegen haben die Lehrherren auch ihre Verpflichtungen herabgeminder 
Für ein hohes Lehrgeld übernahmen fie die Verpflichtung, den Lehrling zw 
tüchtigen Gejellen auszubilden. Hatte man gegen die Nichterfüllung diel 
Bedingung feine feft normirten Strafen (über Anwendung des $. 18 
Preuß. Gew.⸗Ordn. ließe fih in vorliegendem Falle ftreiten, ebenfo wie üb 
$. 148 Nr. 9 Reichs-Gew.Ordn.), jo gab doch die vom Lehrlinge zu b 
ftehende Prüfung beim Eintritt in den Gejellenftand einen Anhalt dafür, ix 
ber Lehrherr e8 an Energie und Luft zur Ausbildung des Lehrlings nic 
werbe fehlen laffen, da bei jchlecht beftandener Prüfung das Anfehen db 
Lehrherrn bei feinen Gefchäftsgenoffen in die Brüche kam, während andere 
ſeits Die Prüfung des Gefellen zum Meifter dem Bublitum die Garant 
gab, daß es feinen Nachwuchs nur wirklich erprobten Leuten anvertraue. 

Der Lehrberr übernahm aber auch für eine möglichſt lange Lehrzeit (db. 
Monopol auf die Arbeitöfräfte des Lebrlings) oder für eine zu zahlende En 
Ihäbigung (Lehrgeld) die Verpflichtung zur Unterbaltung des Lehrlings, |ı 
wohl in körperlicher wie geiftiger Beziehung; er hatte ihn zu beherbergen, ; 
fleiden, zu ernähren, ihn theilweiſe nach den Arbeitöftunden über fein Gewer! 
zu unterrichten, ihn im re mit feiner Familie zum gejellichaftlich 
Menſchen heranzubilden, feine Lectüre und Erholungen zu überwachen, ih 
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zum Stirchenbefuch anzubalten, genug, den Lehrling wie ein Familienglied zu 
deln. 


In großen Städten namentlih, oder in Städten mit befonderd großem 
Fabrikbetriebe Hat die Verkürzung der Lehrzeit oder der Wegfall des Lehr- 
geldes alle dieſe Verpflichtungen an die Familie überwiefen, welchen damit bei 
der Theurung der Lebensmittel eher eine Laſt aufgebitrbet, als eine Erleichterung 
zu Theil wurde. 

Durch die gänzliche Umgeſtaltung ſehr vieler Gewerbe in fabrikmäßigen 
Betrieb iſt das Lehrlingsweſen überhaupt bedeutend geſchwunden, indem die 
Groß⸗ Induſtrie, deren fabrikmäßiger, oft mehrere Kleingewerbe vereinigender 
Betrieb keine Zeit und kein Intereſſe bat, ſich mit der Bildung von Hand⸗ 
arbeitern abzugeben, ſondern vielmehr für die Handarbeit Erſatz in der mög- 
lichſten Ausbildung mechaniſcher Einrichtungen oder in der Ausnutzung jugend- 
liher Arbeiter ſucht. Dadurch find fchon viele Arten von Handarbeitern faft 
ganz verſchwunden (Tuchmacher, Rafchmader, Kammmacher u. |. w.). Neu auf- 
getauchte Induftriezweige nehmen den Charakter von Gewerben erft gar nicht 
mehr an (Blumen, Knopf, Polamentier-, Papier-Fabrifation) ; fie bilden 
feine an ihren Beruf gebundene gewerbliche Arbeiter aus, fondern verbrauchen 
nur die vorhandenen Kräfte des Kindes- und Jünglings- (Iungfrauen:)Alters, 
um dadurch dem Proletariat des Manned- und Greifen-Alterd immer größe- 
ven Zuwuchs zuzuführen, und durch Entfräftung der Frau, durch Weber: 
anftrengung der Mutter das Stechthum ſchon in die Keime ver jüngeren 
Generationen bineinzulegen und fortzupflanzen. Die Kinder werden dann 
wiederum in den Fabriken zu mechaniichen Arbeitsmaſchinen „hergerichtet, 
und einförmig, wie die fie umgebenden, ihre ftete Aufmerffamteit in Anſpruch 
nehmenden Mafchinen, wird ihr Gefichtöfreis, geftaltet fich ihre ganze Lebens⸗ 
beftimmung. Daß dieſe Uebelſtände für die En drohend, ja 
gefährlich wurden, geht zur Genüge daraus hervor, daß Die Geſetzgebung auf 
ihre Bejeitigung reſp. Verminderung jann, daß fie „Veftimmungen zum 
Schutze der jugendlichen Arbeiter” ſchuf. Die Lehrlings-Heranbildung bleibt 
ſomit nur noch dem Kleingewerbe überlafien, welches fi in verhältnigmäßig 
beveutendem Umfange nur nod in den Mleineren Städten vorfindet. Bon 
Seiten der Kleinmeiſter in Fabrikſtädten werden Klagen über Mangel an 
Lehrlingen laut, während uns von den Gefellen und Gehülfen die Verficherung 
wird, daß an Lehrlingen ein arger Ueberfluß vorhanden ift, deren planmäßige, 
oft übernatürliche und übermenſchliche Ausnutzung die Gefellen zum Feiern, 
zur Arbeitslofigfeit zwingt. 

Aber gerade der Zabril-Betrieb hat den jungen Leuten aus dem Arbeiter- 
fande, ſowohl in phyſiſcher wie moraliſcher Hinficht, bedeutenden Schaden 
zugefügt. Der Sculfnabe tritt nicht in ein ferneres abhängiges Lehrver- 
bältniß, fondern er wird von dem Fabrifheren als „Arbeiter”, als ſchaͤtzens 
wertbe „Waare“ erhanbelt; der jugendliche Arbeiter verdingt ſich, beftimmt 
feinen Lohn, löſt nach Belieben das Verhältniß, um ſich andere „beſſere“ 
Arbeit zu fuchen; er ift nicht mehr der von den Eltern dem Lehrherrn zu 
einem beſtimmten Zwecke übergebene „Lehrjunge“. 
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Aus dieſen Aenderungen reſultirt nun, daß der ganze Charakter der 
— Generation, wie in allen Verhältniſſen des bürgerlichen und ſtaat⸗ 
hen Lebens, jo auch in den bier unferer Beobachtung unterftellten Sphären 
ein wejentlih anderer, jagen wir, freierer geworben ift. Der zwölfjährige 
Knabe, welcher in der Fabrik arbeitet, over als Yehrling gegen wöchentliches 
Koftgeld „in das Geſchäft geht”, wird auf feine ehemaligen Schulkameraden 
geringfchätend herabbliden, fie find ja eben, obgleich vielleicht älter als er, 
„Schuljungen“; er wird feinen Mitmenſchen, ja ſelbſt feinen Eltern gegenüber 
ein ganz anderes, jelbftbemußtes Auftreten geltend machen, als dies der 14- 
bis 16jährige Süngling im Stande ıft, der Hinfichtlich feines Lebensunterhalts 
und feiner Erziehung ‚von den Eltern noch ganz abhängig iſt; der jugendliche 
Arbeiter erwirbt fih feinen Lebensunterhalt, er will in Folge deſſen aud 
über ſich und feinen Verdienſt frei verfügen; wird ihm diefe freie Verfügung 
geichmälert oder ganz unterjagt, jo wird er zu Lift und Betrug greifen, ent 
weber feinen Verdienſt geringer angeben, oder etwaige Nebeneinkünfte (Trink⸗ 
gelver) oder Ueberarbeits Verdienſt verichweigen. Genau daſſelbe in viel- 
leicht noch größerem Maße, zeigt ſich bei den Yehrlingen, weil hier die Con: 
trole der Eltern noch unwirkſamer iſt. Daber lagen auch Lehrberren, Be 
figer von Fabriken über Arroganz, Widerfpenftigfeit, Unverſchämtheit der juns 
gen Leute, welche Untugenden in ihrem Ende zur felbfiftändigen Löſung des 
Arbeits- reſp. Lehr-Verhältniffes (Contractbruch) häufig genug führen. 

Daß an diefer Mifere zum nicht geringen Theile auch brutale Behand: 
lung, Öleihgültigfeit, Beobachtungsunluſt oder auch Unverftändnif für Die 
förperlichen wie geiftigen Anlagen der Lehrlinge und für deren Weiterbildung, 
endlich übermäßige Anftrengungen und unverſchämte, entwürdigende Anforbe- 
rungen ſeitens der Lehrherren oder Arbeitsherren veip. deren Vertreter Schuld 
find, fol nicht in Abrede geftellt, ſondern ſogar heroorgehoben werden, und 
wünjchten wir dem Worte Freiheren von Knigge's über die Lehrer, welches 
auch auf unjere Lehrherren paßt, aufrichtig mehr Beherzigung: 

„Der geringfte Dorfichulmeiiter, wenn er feine Pflichten treulich erfüllt, 
ift eine wichtigere und nütlichere Perfon im Stante, als der Yinanzminifter, 
EEE da erjterer, wenn er feinen Pla ganz erfüllt, als der wichtigfte 
Wohlthäter der Familie angejehen werden jollte. 


II. 


Welche Verbeſſerungen können mit Erfolg durch die freie 
Thätigkeit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie von Arbeiter— 
und Arbeitgeber-Bereinen angebahnt werden? 


Dem Wirkungskreis der Arbeitgeber wäre hier ein bedeutendes Feld ges 
öffnet, das, gut beadert, jedenfalls reiche Früchte tragen würde. Es bieten 
fih ihnen hier zwei Wege: 

1) Einfluß auf Moral und Bildung, Entwidelung und Ausbildung 

der Anlagen und Fähigkeiten der Lehrlinge; 
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2) Schonung der geiſtigen und körperlichen Kräfte der Lehrlinge. 

Zunächſt hat der Arbeitgeber durch fein äußeres Verhalten, ſowohl im 
geſchäftlicher wie in geſellſchaftlicher Beziehung, auf ein gutes Benehmen der 
Arbeitnehmer einzuwirken. | 

„Wie der Herr, fo der Knecht.“ 

Hierher gehören: Erwedung von Achtung und Liebe für den ermwählten 
Beruf, indem derſelbe und feine gründliche Erfafjung als ficherfter Weg, wenn 
auch zu beſcheidenem, doch lohnendem Ziele gezeigt wird, vor Allem prattifche 
Einprägung des homerifchen: 

„Immer der Beſte zu fein und vorzuftreben vor Andern‘‘ 

in jeder Beziehung, fowohl, mas die eigentliche Berufsthätigfeit, als auch Die 
geiftige Förderung betrifit; jeder Lehrherr ſollte felbft jo hoch ftehen, um in 
letzterer Hinfiht auf den Lehrling anregend zu wirken, fein Beiſpiel würde 
am meiſten nüten. Beſtimmte Forderungen an gewiſſe Geſchäfts- und 
Lebensbräuche oder Gewohnheiten, die jedoch nicht in Intoleranz und Pedan- 
terie, oder in Teöpotie und Autoritätsſucht ausarten dürfen, wird gemiß 
Jedermann billigen; Dagegen darf nicht einem jungen Menſchen, gefchweige 
denn einem erwachſenen Arbeiter, der Beitritt zu dieſem oder jenem Vereine 
unterfagt werden, während der Wrbeitgeber fich öffentlich über höhere Behör— 
ven beklagt, welche dieſes oder jenes Geſetz erlafien, welches ihn vielleicht ver- 
meintlich ſchädigt oder hoch befteuert; oder wenn fie eine Zeitung, die der 
Arbeitgeber gerne lieſt, verfolgen. — Zeitgemäße Einrichtungen in den Fa— 
brifen zur Aufredterhaltung der Ordnung haben die Arbeiter längſt ftll- 
fchweigend fanctionirt; dagegen darf man nicht von dem Arbeiter Ordnung 
verlangen, wenn man, rückſichtslos, ihm zum Aufbewahren feiner Kleider, die 
er auf dem Gange zu und von der Fabrik trägt, den nöthigen Raum ober 
die Nägel zum Aufhängen verjagt oder nicht freimillig gewährt. 

Dieſes Thema könnte aus der Praxis heraus bis ind Unendliche aus- 
gebehnt werben, da, wie Bogumil Goltz, leider jehr zutreffend, jagt: 

„Bon dem Berbum der Freiheit begreift Jeder nur den Anfang: „ic 
bin frei!” — Das „Du, Er, Wir, Ste find frei” bleibt uns im Halle 
fteden oder ift gar nicht in der Bruft vorhanden.‘ 

Bweitend würde e8 Sache der Arbeitgeber fein, durch Unterftügung 
reip. Einrihtung von Unterrichts-Anftalten, ſowohl in technifcher wie allge= 
meiner Beziehung, zur Ausbildung der Arbeiter beizutragen. 

Da Die Arbeitgeber jedoch, wie ad 1 ausgeführt, ihre erziehende Thä⸗ 
tigkeit fchon Längft als unbequem aufgegeben haben, fo läßt fi auf dieſem 
Gebiete nah den bisher gemachten Erfahrungen wenig oder gar nichts er- 
hoffen. Es ift auch bequemer und einträglicher, über die Unwiſſenheit, Un— 
moralität und Verderbtheit der Arbeiter zu eifern, als durch Mühe und 
a feinen eigenen Theil zur Beſſerung und Beſſerſtellung der Geſchmähten 

tzutragen. 

Andererjettd find die Arbeitgeber zu ſehr Kaufleute, ja zu fehr von 
Herrihgelüften durchdrungen um in dem Arbeiter etwas Anderes als „Mittel 


— 
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zum Zweck“ zu erbliden. Für die „Herren“ iſt ber Arbeiter eben nur 
„Waare“ oder „Untergebener“, jedoch nicht Staatsbürger, Mitmenjch oder 
Nächfter, den er lieben fol, wie fich felber. „Waare“, die er je nach den 
Aluctuationen theuerer oder billiger kauft; „Untergebener”, dem die Staats: 
gejete zu viel Recht gewähren, und für den ev als „Herr in feinem Haufe“ 
noch Special-Geſetze (Haud- und Fabrit-Ordnungen) fchaffen will. 

„Wenn bei plöglich eintreffender fchleuniger Arbeit unerwartet Verlänge: 
rung der Arbeitözeit beftimmt werben muß, fo ıft den Folge zu leiſten, 
da die Förderung der Arbeit dem Privat-Intereffe vorgeht.” 

Dieſer harakteriftiihe Sag, welcher ſich in faft allen Haus- und Fabrik⸗ 
Ordnungen findet, kommt nicht nur bei erwachlenen, ſondern auch bei jugend: 
lichen Arbeitern zur Anwendung, da dieſe zu gegebenen Zeiten wohl ebenfo 
brauchbar aber bedeutend billiger find als die erwachſenen. Bor Allem aber 
ift das der Fall bei Yebrlingen, weil diefen nicht die ſchützenden Gelee gegen 
Ausbeutung ihrer jugendlichen Kräfte zur Seite ftehen, wie den „jugendlichen 
Fabrilarbeitern“. 

Die Arbeiter ſelber werden erzählen können von Zuſtänden, nach welchen 
jugendliche Arbeiter und Lehrlinge bis in die Nächte hinein und ganze Sonn— 
tage in ben Fabrikſälen feftgehalten werden gegen eine geringe Entſchädigung, 
die von den Arbeitern, wie von deren Eltern, da diefe fih in Noth befinden, 
gern eingejtrichen wird. Den Herren Fabriinfpectoren Dürften dieſe Zuſtände 
freilid entgehen, da fie Sonntags ſowie Nachts den Arbeitögebäuden wohl 
Ihmwerlich ihre Beſuche abftatten. Lehrlinge, die zu ihrer ferneren Ausbildung 
die Fortbildungs- (Sonntags) Schulen bejuchen wollten, mußten dieſen Be: 
ſuch periodenweife aufgeben, um des Sonntags zu arbeiten. In einem ande: 
ren Gejchäft erlitt ein junger Menſch (Lehrling) von 14 oder 15 Jahren 
eine körperliche Züchtigung, weil er auf Anrathen feines Vaters ſich weigerte, 
als Schriftjegerlehrling bi$ in der Naht um 2 Uhr im Geſchäft zu verblei- 
ben, um dafelbft Zeitungen zu falzen. 

Die BuchdrudereisBefiger Leipzig hatten vor einigen Jahren eine Fort— 
bildungs-Schule für Lehrlinge errichtet, in welcher denſelben Unterricht in 
Sprachwiſſenſchaften und anderen Disciplinen ertheilt werben Jollte. 

Nachdem die Lehranftalt zwei Jahre angeblich „ſegensreich“ beitan- 
ven, fam die Ausfperrung der Buchdrucker in Leipzig (1873). Man fiftirte 
die Schule, um die Lehrlinge zur Ueberarbeit benugen zu können. Da zu: 
gleich Der Director der Schule abging und dadurch die Beichaffung einet 
neuen Yocald u, |. w. nöthig wurde, ließ man e8 auch nach der Arbeitsein: 
ftellung bet der Siftirung bewenden, wenigftens ift und bi8 heute Nichts davor 
befannt geworden, daß man ſich irgend welche Mühe gegeben hätte, die An: 
ftalt von Neuem ins Yeben zu rufen. 

Die vorftehend aufgeführten Beiſpiele und Gründe laſſen wohl kaun 
barauf fließen, daß durch Arbeitgeber perfönlih oder durch Arbeit: 
gebersBereine etwas Nachhaltiges in diefer Richtung gejchehen wir! 
oder kann. 

Noch weniger dürften die ArbeitersBereine geeignet fein, in diefe 
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Beziehung helfend einzugreifen. Für's Erfte haben fie mit ihren eigenen Mit- 
gliedern, falls fie auf Ausbildung derſelben Werth Legen, vollauf zu thun. 
Ferner aber ift nicht zu Yeugnen, daß alle Arbeiter reſp. Gewerkichafts-Ber- 
eine neben ihren inftructiven Beftrebungen auf beftimmte Agitationen für die 
Emancipation des Arbeiterftandes ihr befonderes Augenmerk richten. Der 
reine Parteimenich könnte winjchen, die Lehrlinge jo früh wie möglich mit 
den Weſen und den Tendenzen diefer Vereine befannt zu machen, um ſich jo 
bei Zeiten gute Parteigänger zu erziehen. Im Intereſſe der Lehrlinge wäre 
dies nicht zu wünſchen, da fie für Pole Beftrebungen erft Dadurch reif werben, 
daß fie die Lehrzeit und das ihnen während derjelben Gebotene dazu benugen, 
um fi zu tüchtigen Arbeitern nach jeder Richtung hin auszubilden, die dann 
ſich ſpäter nad) der einen Seite hin nicht überfchäten, nach der anderen Seite 
aber ihre Forderungen auf jeden Einwand hin rechtfertigen und motiviren 
können. Um dies zu erreichen, it e8 aber eben nöthig, in ihrem zarten Alter 
ihnen nur das aufzubirden, was fie tragen und ertragen können, was ihrem 
Begriffsvermögen erreihbar ift, daß man fie nicht überlade; daß man jie nur 
zu dem anbalte, was bei der Anfchauungsweife von ihrem neuen Berufe als 
vorläufig zu erreihen fih ihnen aufvrängt. Hat der junge Manı erft 
einen Ueberblid von dem Allem, was nothwendig ift, um in feinem neuen 
‚ Berufe vorwärts zu kommen, fühlt ev dagegen jetzt ſchon eine Leere, einen 
Mangel an diefen notbwendigen Kenntniffen, jo wird es Leicht fein, ihn für 
den Beſuch von Unterrihtd-Anftalten zu beftimmen, wenn ibm derſelbe foften- 
[08 und ohne zu große Anftvengung feiner körperlichen und geiftigen Kräfte 
geboten wird. 

Wohl könnten Arbeitgeber= und Arbeitnehmer-Bereine ges 
meinfam auf diefem Felde operiren, durch gemeinfame Leitung, gemeinjame 
Koften u. j. w. ſolche Inftitute im Intereſſe ſowohl der jungen Leute wie Des 
gemeinfamen Berufes fchaffen und pflegen, wie ſolches ſchon in Oeſterreich 
und der Schweiz theilmeije geſchieht. Die vorweg angeführten Beilpiele laſſen 
aber auch hierbei feinen Nuten erjehen, da, wie — die Lehrherren ein 
warmes Herz für die Ausbildung ihrer Lehrlinge nicht haben. Ihnen ge 
nügt, dem jungen Mienfchen die nothgevrungenften Handgriffe zum „Arbeiten‘‘ 
beizubringen, um dann durch Bietung von Geldprämten ein möglihft hohes 
Duantum billiger Arbeit zu befommen. Schlägt ein folder Lehrling nicht 
ein, jo bat man für fein geringes Koftgelo in den wenigen Jahren der Lehr⸗ 
zeit immerhin bei irgend welcher Beichäftigung den Lehrling angeftrengt, feine 
Procente herausgeichlagen und — nach der thatſächlichen Aeußerung eines 
ſolchen Lehrherrn — werm er nichts gelernt hat, und feine Lehrzeit ift um, 
dann läßt man ihn laufen, da er doch zu Weiterem nicht zu gebrauchen ift. 

Ein anderer Hinderungdgrumd wäre der, daß die Arbeitgeber ihren 
Arbeitern wohl nicht das Recht der Mitverwaltung zugeftehen würben. Es 
ift dies keinesweges zu viel behauptet, da die Erfahrung diefelbe Thatfache 
auf dem Gebiete des gewerblichen Hilfskaſſenweſens dorumentirt hat. Die 
Arbeiter würden aber ganz befonder8 darauf dringen müſſen, bei Einrichtung 
und Berwaltung foldyer Imftitute ein entfcheivended Wort mitzureden, Da die 
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Arbeiter wiederum darüber zu wachen hätten, daß die Verträge von den 
Principalen nicht gebrochen werben; da ferner es fi häufig findet, daß fei- 
tens der Arbeitgeber Leute in die betreffenden Verwaltungen gewählt werben, 
die Alles verftehen, nur das Geſchäft nicht, melches fie betreiben und fomit 
auch nicht — wie allerbing8 der praftifche Arbeiter — im Stande find, über 
Einrichtungen zu befchließen, die zum Wohle und Nugen der Lehrlinge und 
des Berufes erforderlich find. 

Die in faft allen größeren Städten beftehenden fogenannten Sand: 
werfer-Bereine over auh Bildungs-Bereine u. |. w. nehmen junge 
Leute mit dem 17. Lebensjahre auf, bieten ihnen Vorträge, Lectüre und all- 
gemeinen wie fachmwiffenichaftlihen Unterricht; ferner Gelegenheit zu gejelligem 
Umgang unter Aufjiht von VBorftandsmitglievern reſp. unter Betheiligung der 
Familien. Hier märe leicht eine Einrichtung zu treffen, jüngeren Perſonen 
Betheiligung am Unterricht, an der Bibliothef und — wie dies ja ſchon that- 
ſächlich geſchieht — am den gejelligen Bergnügungen zu gewähren. Bon einer 
Theilnahme an ten fonftigen Berfammlungen, an den Vorträgen und Discuffionen, 
wie dies von Einigen ſchon gemünfcht wurde, möchten wir auch bier aus ben 
ſchon oben angeführten Gründen entſchieden abrathen; um fo mehr, da ge: 
rade diefe Vereine bei der verjchiedenartigen Zufammenjegung ihrer Elemente 
und ber damit zufammenhängenden oder ſich daraus ergebenten gemijchten 
Nahrung ihren Schülern oft eine halbe, Viertel-, Achtel- oder vielleiht nur 
Bierundjechzigftel-Bildung geben, durch diefe ihnen aber ihre ganze Beſcheiden⸗ 
heit nehmen, die den wahrbaft Unterrichteten im Hinblid auf das, was ihm 
immer noch zu erftreben bleibt, niemals verläßt. Daraus ergiebt fich denn 
das im heutiger Zeit fo üppig wuchernde Theoretifiren, das mit feinenhalb: 
verbauten Allapotrida-Rudimenten oft komiſch wirkt, aber doch auch jeine 
jehr ernfte Eeite bat, und dahin führt, um wieder mit Knigge zu reden: 

„Menſchen zu fchaffen, deren Phantafie mit ihrem geſunden Menſchen⸗ 

verftand unzüchtigen Umgang treibt.‘ 


IT. 


Wie fann die Öejeggebung fürdernd undanregend oder zwin— 
gend einwirken? 


Der Gejetgebung allein ift e8 vorbehalten, Hier die Dämme anzulegen, 
welche dem Ueberhandnehmen der in den beiden erften Abſchnitten behandelten 
Uebelftände wirkſam Einhalt gebieten fünnen. 

Daß vor Allem die Schonung der jugendlichen Arbeitskräfte nothwendig 
ift, ft wohl aus den Kreis-Erſatz⸗Liſten genügend zu erſehen. Als ferneres 
Beifpiel feen wir die Sterbe-Statiftit zweier Berliner Gefellen= Kaffen auf 
zwei Jahre nach ihren amtlihen Rechnungs-Abichlüffen hierher, und bitten, 
auf die Alterögrenze der Sterbefälle genau zu achten: 
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Daß im Jahre 1871—72 eine unverhältmißmäßig hohe Zahl von 
Sterbefällen über 35 Jahre hinaus vorgekommen jind, findet feine Erflärung 
in vorftehender Tabelle, wenn wir berüdfichtigen, daß in genanntem Jahre 
in Berlin die Poden-Epidemie graffirte. Wir finden bei der Schneibergefellen- 
Kaſſe 50%, der Poden= Sterbefälle über 35 Jahre; während bie Poden- 
— zur Geſammtzahl der Sterbefälle 29,412 0), ausmachen. Hierbei 

iſt noch beſonders zu berüdjichtigen, Daß ſich ‚gegen 1868/69 die Mit- 
gliederzahl um 16,716 °/, verringert hat. 

Bei den Buchdrucern zeigt ſich nun ein gleiches Verhältniß nicht; indeß 
zeigen uns hier die Zahlen, daß trotzdem das Verhältniß der Sterbefälle 
Seht = Jahren bei entiprechend erhöhter Mitgliederzahl ziemlich das gleiche 

ieben iſt. 


Schriſten X. — Ueber Lehrlingẽeweſen. 6 
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Ueberſicht der Pocken-Sterbefälle pro 1871/72, 
a. bei der Scmeidergefellen- Aranken- Kaffe in Berlin. 


bis über 
Jahre 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 70 Summa 
Zahl der 
Tori 2 3233 193 21 — — — 20— 
b. bei der Buchdruckergehilfen-Kaſſe in Berlin. 
bis über 


Jahre 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 70 Summa 
Zahl ver 
Stabile 112 — — — 1 — — — — — 5 


Doch haben die Krankheiten hier augenblicklich keine Bedeutung; uns 
genügt, gezeigt zu haben, daß von den Mitgliedern zweier Gewerke ein be— 
deutender Procentſatz in ganz jungen Jahren dem Staate durch den Tod 
entzogen wird. Haben wir auch feine Hilfsmittel, um bemeifen zu können, 
wie viel an diefen Mifftänden der frühe und beveutende Verbrauch von jugend= 
lichen Arbeitskräften verſchuldet, jo wird man doch nicht fehl greifen,. hierauf 
den größten Theil diefer Mißſtände abzumälzen, 

Eine gleiche Beweisfraft in Bezug auf das Unterrichtsweſen fteht uns 
leider augenblidlicy ebenfalld nicht zu Gebote. Wir hoffen indeß, daß andere Gut- 
achter fie in den Kreis ihrer Betrachtungen ziehen werben und erlauben uns nur 
nod) die Bemerkung, daß wir der Anſicht find, eine genaue Feſtſtellung laſſe 
fi) hier faum erzielen, indem man für, den Grab der Bildung feinen General- 
nenner bat, eine bloße Aufzählung der jog. Analphabeten jedoch auch nicht nur 
annäherungsweile ein brauchbares Material liefern kann. 

Der Gejetgebung blieben zur Ausführung der erforberlihen Mafregeln 
zwei Wege. Erftens: der Erlaf von Ausführungs-Gefegen oder Orts-Sta— 
tuten, wie fie ım $. 142 ber Reichs-„Gew.Ordn. generell, in 88. 23, 106 
a. a. D. ſpeciell worgejehen find; oder zweitens durch Erlaß befonderer Ges 
fege iiber die gegebene Materie. 

Mir beidäftigen ums bier hauptlächlic; mit dem zweiten Punkte. 

Die Geſetzgebung könnte in Ausführung der Beitimmungen Tit. VI., 
VII fog. „Arbeits-Aemter“ einfegen, die dann, ähnlich wie die Handelskam—⸗ 
mern mit Inbuftries, Handels: ꝛc. Verhältniſſen ſich beihäftigen, ſich mit den 
Arbeiter Angelegenheiten voljtändig vertraut zu machen hätten. Durch ftati= 
ftiihe Erhebungen, durch officielle Meittheilungen verjelben an die Regierungs- 
behörden, durch öffentliche Publikationen endlich fünnten fie Zeugniß von ya 
Thätigkeit, von ihrer Nothwendigfeit und von ihrer Unentbehrlichkeit A | 

Zwar wird man und einwenden, daß das, was wir eben ald Wunfch 
ousgeiprochen haben, heute ſchon durch die Handeldfammern geſchieht. Wir 
erlauben uns darauf die Aeußerung, daß die Elaborate der Hanvelstammern 
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fich äußerfi wenig mit dem beregten Angelegenheiten beicyäftigen, daß aber, 
wo fie es dennoch thun, es in einer den Arbeiterftand geradezu fchädigenden 
Weiſe gejchieht. 

Wir werben verfuchen, an einigen Beifpielen den Beweis dieſer Behaup- 
tung zu ftatutren. 

Da wird in „Preußiſche Statiftil. Amtlides Quellen- 
wert. Nah den Berichten der Handeldfammern und fauf- 
männifhen Corporationen“ XL pro 1865 aus Stolberg ge 
ſchrieben: 

„Die geſetzliche Beſchränkung der Arbeitszeit für jugendliche Arbeiter 
erſchwert unſerer Induſtrie, namentlich der Glasfabrikation und der Streich— 
garu⸗Spinnerei, die Concurrenz mit dem Auslande, welches derartige Hemm— 
niſſe nicht kennt. Der durch die Handelsverträge angebahnte größere inter- 
nationale Verkehr erheiſcht eine Reviſion des bezüglichen Geſetzes.“ 

Daſelbſt XX. pro 1867 wird aus Aachen berichtet: 

„In Frankreich und Belgien werden faſt in allen Gefängniſſen Hand- 
ſchuhe genäht, wodurch der Nählohn ſich dort viel billiger ſtellt. Cine gleiche 
Einrihtung in Preußen wird empfohlen.” 

Dafelbft XL pro 1865: 

„Aachen: Wiederholt macht die Kammer auf die Folgen aufmerkfam, 
welde in ihrem Bezirk die rigorofe (!) Ausführung des Schulzwanges und 
der gejetlihen Beitimmungen über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in 
den Fabriken veranlaßt bat... .. . . Site befürwortet, daß die Schulpflicht 
ver zwölfjährigen jugendlichen Arbeiter filtirt und für ihren Bezirk () die 
Arbeitszeit allgemein und unbedingt auf 10 Stunden täglich ausgedehnt werde.“ 
Nah Angaben in demſelben Jahrgange beichäftigt Aachen (ca. 57,000 Ew.) 
320 jugendliche Arbeiter von 12—14 Yahren, und 1860 folder Arbeiter 
von 14—16 Yahren. 

Dafelbft XIII. pro 1866 emeuerter Antrag aus Aachen um Ders 
minderung der Schulpflicht der arbeitenden Kinder. 

Daſelbſt XXIL pro 1868 wird von Aachen fogar zweimal, ©. 30, 
34, die Aufhebung der 6ftündigen Arbeitszeit für Kinder von 12— 14 Jah— 
ren gewünfcht. ! 

Auch die Phauener Handelölammer richtete 1872 an die Sächſiſche 
Regierung einen Antrag, dahin zu wirken, daß in der Reichs-Gewerbe-Ord— 
nung die Erhöhung der Arbeitözeit von 6 auf 7 Stunden pro Tag für 
Kinder von 12—14 Jahren; von über 10 Stunden für junge Leute von 
14—16 Jahren; daß die Vorfchrift wegen Bewegung in freier Yuft an bie 
Möglichkeit der Ausführbarkeit geknüpft; daß der Beginn der Arbeitözeit 
um !/; Stunde früber (alfo um 5 Uhr) angefegt; und daß endlich die Sonn- 
tag8- und Fefltagsarbeit, ſowie der Ausfall des Katechumenen- und Confir- 
manden⸗ Unterrichts geftattet werde. 

Es ift num männiglih befannt, daß in England zu Gunſten der Arbeiter- 
bevölferung eine bedeuten energifchere Geſetzgebung und weit rigorojere Durch— 
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führung verfelben gehandhabt wird, ſowohl in Bezug auf dieſe Frage wie 
auch auf die Frauen⸗ und Mäbchen-Arbeit; daß aud die Arbeitslöhne nicht 
nur pofitiv, fondern aud) relativ höher find. Die Concurrenzunfähigfeit unferer 
Induſtrie ift demnach wenigſtens nod mit in anderen Urfachen zu fuchen, 
3. B. im Markenſchutz, Patentgefeggebung, Zollgefege, und vor allen Dingen 
ın den günftigeren Capitalverhältniffen u. dgl. m., was denn aud in andern 
Handeldfammerberichten zugeftanden wird. 

Auch das Unterrichtsmefen wird nicht beſſer behandelt. 

Die Verbeſſerungswünſche reſp. Anträge betreffen Hochſchulen, Symnafien, 
Realſchulen (Berechtigung zur Ertbeilung des Zeugniſſes zum Einjährigfrei- 
milligen-Dienft), Handel, Navigationd- und Gewerbeihulen — und ganz 
ſchüchtern gedenkt man — fern von dem geräufchvollen Treiben — in irgend 
einem idylliſchen Winkel einmal der Bürger: oder gar der Vollsſchulen, der 
Fortbildungs- und Handwerkerſchulen. Oder man redet auch einmal der 
Verfürzung der Arbeitözeit das Wort; aber nicht im Intereſſe des Arbeiters 
oder des Schulbefuch8 der Jugend, — ſondern im Intereſſe des eigenen Geld» 
beutel8, im Intereſſe ver höheren Leiftungsfähigteit der Arbeiter, der Induftrie 
(vgl. XIII. pro 1866 ©. 30 Gladbach). 

Die Handelöfammern vertreten überhaupt nur locale, ſogar divergirende 
Intereffen. So wird z. B. in XX. pro 1867 auf ©. 29 die Einführung 
der Zuchthausarbeit von Aachen beantragt; dagegen wünfchen JTerlohn und 
Elbing teren Beleitigung; in XXII. pro 1868 ©. 30 wiederholt Ifer- 
Lohn feinen 1867 geäußerten Wunſch; ihm jchließt fih Neuß an, wäh- 
vend Hannover Über Aufhebung der Zuchthausarbeit klagt. 

Aehnlich verhält e8 fi mit den Staatögewerben. In XIII. pro 1866 
S. 32 wünſchen mehrere Kammern Monopol-Aufbebungen, während man 
folde in Saarbrüden (Kgl. Steinfohlen-Gruben) nur bedingt zugeftehen 
witrde; an einigen Drten plaidirt man für Einführung der Staatögemwerbe 
(Eifenbahnen), an anderen Orten fordert man deren Beleitigung (Salz, Yum= 
pen u. ſ. w.), nicht ſich Danach richtend, wie e8 für das Wohl des Gefammt- 
ftaate8 paßt, Tondern, wie ed der augenblidlihe Vortheil des betreffenden 
Ortes und deſſen Induftrie erheiſcht; jo daß die Landesvertretung für jeden 
Kirchthurm alljährlich zmölf beſondere Gelege machen könnte. 

Wir glauben genügend dargethan zu haben, daß die Handelskammern 
weniger an allgemeine Intereſſen der Staatsbürger denken, als an wohnliche 
Einrichtungen des eigenen Hauſes mit Nichtbeachtung des Arbeiterſtandes, ja 
daß fie geradezu ſich oder dem durch fie vertretenen Handelsſtand Annehm— 
lichleiten auf Koften des Arbeiterftandes zu verfchaffen ſich beftreben. Und 
wie die Landwirthſchaft vor einigen Jahren eine bejondere Vertretung inner-= 
halb ver Legislative verlangte, fo kann man dem Arbeiterftande wohl eine 
Vertretung außerhalb der Geſetzgebung — wie dem Hanbelöftande — zum 
Vortheil des ganzen Staatögemeinwohls geftatten. 

Den Arbeit3-Aemtern könnte ferner aufgegeben werben, für gewiſſe Zweige 
ver Arbeiter-Geleßgebung (Bertrags= reſp. Kündigungswelen, Lohnſätze, Ar- 
beitszeit, Schug- Vorrichtungen zur Erhaltung der Geſundheit, Lehrlings⸗ und 
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Prüfungsweien,, Hilfskaſſenweſen u. ſ. w. u. ſ. w.) Normativ-Beftimmungen 
aufzuſtellen, und die Ausführung derſelben, ſowie der Beſtimmungen der 
übrigen Gefege durch eigens einzufegende Beamte zu überwachen. Sie wür— 
den alfo zunächft die in der Gemwerbe-Orbnung vorgefebenen Orts-Statuten 
zu entwerfen haben, wenn ihnen nicht durch geeignete Vertretung in der Ge: 
meinde = Behörde noch weitere, jelbftindigere, Machtbefugniffe eingeräumt’ 
werben fünnten, 

Die Zufammenfegung der Arbeits-Nemter dürfte jedoch nur zu gleichen 
Therlen aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern geſchehen, va e8 fi hier um 
weſentlich andere Dinge handelt, als bei den Handelskammern. 

Sollte die Ausführung dieſes Vorſchlages, aljo die Creirung von „Arbeits: 
Aemtern“, jedoch auf Hinderniffe ftoßen, oder fih, wie jo viele verſprochene 
oder erwartete Gejege, in die Länge ziehen, jo wäre vor allen Dingen eine 
ausführliche Aenderung ver jegigen Gewerbe-Ordnung. zu erftreben, welche da— 
bin gebt, daß die Beſtimmungen der 88. 127 bis 139 in ihren generellen 
Veftfegungen auch auf die Lehrlinge ausgedehnt werben. 

Wir ſetzen die hauptſächlichſten, die Yehrlinge berührenden Beftunmun- 
gen bierber: R 

: ; 21. Jum 1869 

Die Reichs-GewerbeOrdnung vom 16. April 1871 


SS. 105-108. Berbältnilfe der Gejellen, Gebilfen und 
Lehrlinge im Allgemeinen: | | 

8. 106: „Die nach den Landesgeſetzen zuftändige Behörde bat Darauf 
zu achten, daß bei Beſchäftigung der Yehrlinge gebührende Rückſicht auf Ge— 
ſundheit und Sittlichkeit genommen . und denjenigen Lehrlingen, melde des 
Schul: und Religiond:Unterrihts noch bedürfen, Zeit dazu gelafjen werde, — 
Durch Orts-Statut ($. 142) können Gejellen, Gehülfen und Yebrlinge, ſofern 
fie das 18. Lebensjahr nicht überfchritten haben, oder einzelne Klaſſen derſel— 
ben, zum Befuche einer Fortbildungsichule des Ortes, Arbeit» und Lehrherren 
aber zur Gewährung der für diefen Beſuch erforderlichen Zeit verpflichtet 
werben.“ 

SS. 109 bis 114 jegen die Berhältniffe feft der Gefellen und 
Gehilfen insbefondere, melde nah $ 147 auch auf Fabrikarbeiter 
anwenbbar find. 

Bon diefen Beltimmungen gelten für Lehrlinge: $ 108: Gtreitig- 
teiten mit dem Lehrherrn betreffend, $ 111. Sofortige Löſung des Lehrer: 
bältnıffes durch den Lehrherrn bei Vergehen des Lehrlings. 

88. 115 bis 126 regeln die Verhältniſſe der Lehrlinge insbe: 
jondere. 

$. 115: „Als Lehrling iſt jeder zu betrachten, welcher bei einem 
Lehrherrn zur Erlernung eines Gewerbes im Arbeit tritt, ohne Unterfchied, 
ob die Erlernung gegen Vehrgeld oder unentgeltlihe Hülfsleiftung ftattfindet, 
oder ob für die Arbeit Lohn gezahlt wird. — Auf Lehrlinge über 18 Jahre 
—* die Beſtimmungen der 88. 106, 116, 117 und 119 keine An— 
wendung. 


beftimmt : 
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SS. 116, 117 handeln von den formen der zeitweijen Entziehung bes 
Rechtes, Lehrlinge zu halten. 

$. 118: „Der Lehrherr muß fi angelegen fein laſſen, den Yehrling 
durch Beihäftigung und Anweiſung zum tüchtigen Gefellen auszubilven. Er 
darf dem Lehrlinge die hierzu erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Ber: 
wendung zu anberen Dienftleiftungen nicht entziehen. Der Lehrherr muß be: 
müht fein, ven Lehrling zu Arbeitſamkeit und zu guten Sitten anzubalten und 
vor Yaftern und Ausſchweifungen zu bewahren.” 

Demgemäß unterwirft $. 119 den Lehrling der väterlichen Zucht des 
Lehrherrn. 

88. 120 bis 125 enthalten Formen über Schließung und Löſung dei 
Lehrverhältniſſes — deſſen Folgen. 

8. 121 Abſ. 1: „Wider den Willen des Lehrherrn kann das Berbält: 
niß aufgehoben erben, wenn ber Yehrherr die ihm nad $. 118 obliegenben 
Berpflihtungen gröblich vernadjläffigt oder das Recht der väterlichen Zucht 
or sn 

126 ſchafft Ausnahmen fir a und Kaufleute, jedoch mit er: 
— Ausnahme des 8. 106 Abſ. 2 

8. 148 Nr. 9 endlich ſetzt eine Strafe bis zu 50 Thlen. event. 4 Wocher 
Gefängniß auf Die Uebertretung des $. 118 feft. 

Wir kommen jet zu dem ungleich wichtigeren Abichnitt: „Verhält— 
nijfe der Babrifarbeiter: 88. 127 bis 139. Ohne der vielen For 
men zu gevenfen, wollen wir bier nur bie darakteriftiichen Unterjchieve zu dem 
vorhergehenden Abjchnitte, Yehrlinge betreffend, markiren. 

SS, 127 beftimmt, daß die $$. 105 Bis 114 auch auf Fabrikarbeite— 
Anwendung finden. 

8. 128 jeßt feit: 

— 1) daß Kinder unter 12 Jahren in Fabriken nicht beſchäftigt werben 
Dürfen ;- 
2) daß Kinder vor vollendetem 14. Pebensjahre täglih nur 6 Stunde 
arbeiten dürfen und einen täglichen breiftündigen Unterricht erhalten ſollen; 

3) daß junge Yeute nach zurüdgelegtem 14., jedoch vor vollendetem 16 
Vebensjahre, nicht über 10 Stunden arbeiten dürfen; 

4) daß bei Natur-Ereigniffen und Unglüdöfällen die Orts-Polizei-Be 
hörde auf 4 Wochen die täglıhe Arbeitözeit um 1 Stunde (aljo 7 reip. L 
Stunden) erhöhen fann. 

8 129 garantirt ben jugendlichen Arbeitern: 

1) täglich eine zweiftündige Paufe, und innerhalb diefer 

2) die Bewegung ın freier Yuft ; 

3) beichränkt ex Die Arbeitäzeit von 5%/, Uhr früh bis 81/, Uhr Abends 

4) verbietet er die Arbeit an Sonn- und Feiertagen. 

5. 132 enthält dann Beitimmungen über Fabril-Revifionen (durch di 
1. Sabrif-Infpectoren) efr. $. 11 des Preuß. Gef. vom 16. Mai 185 
nebit Circular-Berfügungen vom 18. Auguft 1853, 12. Auguft 1854, 

3. 150 ſetzt endlich hinſichtlich der ebertretumg ber 88. 128, 129 (Ur 
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meldungsformalitäten) Strafen feft, die in ihrer höchſten Potenz in Entziehung 
der Bereditigumg zur Beichäftigung jugendlicher Arbeiter, für immer, befteben. 

Es ſpringt bei Vergleihung dieſer Beftimmungen in bie Augen, daß, 
ebenfo beftimmt, Mar und feft die Beziehungen der jugendlichen Arbeiter präci⸗ 
firt find, ebenfo unklar, dehnbar und verſchwommen die Beſtimmungen über 
bie Lehrlinge fi ausnehmen. Da nad der Gewerbe-Drbnung ein Un- 
terſchied zwiſchen „Fabrikarbeitern“ und „jugenblihen Arbeitern” überhaupt 
nicht gemacht ift, jo war es nöthig, die SS. 105 bis 114 für die Berhält- 
nifje der männlichen Babrifarbeiter zu flatuiren, was durch 8. 127 geſchehen 
ft. Derſelbe 8. 127 vergünftigt jedoch den jugendlichen Arbeitern die Vor⸗ 
theile der 88. 105 bis 108, in specie$. 106 md mit diefem 8. 148 Nr. 9. 
Während aljo die Fabrifarbeiter alle übrigen Vortheile genießen, vie bie 
Gewerbe⸗Ordnung den Arbeitern überhaupt zuwendet, find die Lehrlinge 
wie von einer chinefiichen Dauer umgeben, durch 8. 115 als gänzlich excluſive 
Kaffe hingeſtellt. Durch die verjchtevenartigften Preußiſchen Ausführungs- 
Geſetze: ulatio vom 9. März 1839, Geſetz vom 16. Mai 1853, und 
die beiden Circular-Verfügungen vom 18. Auguſt 1853 und 12. Auguſt 
1854, ſowie in Sachen durch die Anweiſung gur Ausführung der Gewerbe: 
Ordnung $. 49, find dieſe Unterfchieve noch mehr firirt, noch haltbarer ge- 
worden. 


Endlich läßt auch $. 127 durch Herüberziehung des 8. 106 die Straf: 
vorfhrift in $ 148 Nr. 9 für Bergeben gegen die Beftimmungen über ju⸗ 
gendliche Arbeiter zu; dieſe befteht in Geldſtrafe bi8 50 Thlr. Die in ber 
alten Preußiſchen Gewerbe-Oronung $. 129 fo wirffame Strafandrohung der 
Eutziebung der Befugniß zum Halten von Lehrlingen iſt fitr dieſe aufgeho: 
ben, zum Schuge der jugendlihen Arbeiter jedoch beibehalten worden. 

Es ift num abjolut nicht einzufehen, welche Gründe bier geltend gemacht 
werben fönnen, 

daß Lehrlinge von 12 bis 14 Jahren täglich 10 und mehr Stunden, 

daß fie ferner de8 Sonn: und Feiertags arbeiten follen ; 

daß fie des täglich breiftündigen Unterrichts verluftig gehen follen; 

daß ferner 14= bis 16jährige Lehrlinge über 10 Stunden täglich, und 
zwar über 81/, Uhr Abends hinaus, 

daß auch fie des Sonn- und Feiertags arbeiten follen; 

daß fie täglich die 2ftündige Paufe und die Bewegung in freier Luft 
entbehren follen ; 

daß endlich die Fabrikinſpectoren nicht auch die Verhältniffe der Lehr⸗ 
linge in den Kreis ihrer Beobachtungen ziehen follen; 

daß mit einem Worte die Lehrlinge nicht alle die gefetlihen Schutz⸗ 
rechte genießen follen, welche fir die mit ihnen fich in gleichem Alter, auf 

leicher Culturſtufe, ja in gleicher gefellichaftlicher Lage befindlichen „jugend- 
den Arbeiter” feftgejeßt find und gehandhabt werben. 

Bon diefen Erwägungen ausgehend beichloß der IV. Deutihe Bud: 

zu Dresden am 21. bis 26. Juni 1874, bei dem Deutſchen Reichs⸗ 
tage eine Petition einzureichen, welche eine Abhülfe in der oben angedeuteten 
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Richtung anbahnen, event. bie in der Gewerbe-Ordnung vorgeſehenen Orts- 
Statuten zur Ausführung zu bringen anregen ſoll. 

Die Petition, ſowie der etwa einſchlägige Gefeg-Entwiurf, find zur Zeit 
noch nicht fertig geftellt und werden no im Sommer d. 3. erfcheinen und 
eingereicht werben. 


IV. 


Die auch auf die Yehrlinge zum Theil ausgedehnte oder ſtillſchweigend 
Iibergegangene wirtbichaftliche und politiiche Freiheit hat diefelben in gemiffer 
Beziehung auf einen geſellſchaftlich höheren Stanbpunft gehoben, der — wenn 
von ihnen falſch aufgefaßt — als ein Rückſchritt in Cultur und Moral be: 
zeichnet werden könnte, Dagegen haben die Lehrlinge durch Auflöfung des 
patriarchaliichen Berhältniffe8 wie Durch den immer mehr um ſich greifenben 
Tabrifbetrieb der Induſtrie die nöthige Stüge für ihre gewerbliche Erzie- 
bung eingebüßt; die Lehrherren haben das Imtereffe für einen Menſchen ver- 
loren, der nicht mehr — wie früher — Glied der Familie, jondern ein frem: 
ber Menſch ift, der die Arbeitöftätte benugt, um am Tage ein Unterfommen 
zu haben, um Geld zu verdienen, wm fein Leben durch höchſte Anſpannung 
feiner jungen, unentwidelten Kräfte — Berwerthung feines einzigen Ca— 
pitals, wie bie Freihandels-Schule es nennt — zu friften. 

Haben aber die Lehrherren dieſe ihre erziehende Thätigkeit einmal aufge— 
geben, jo ift nicht zu erjehen, wie Arbeitgeber-Vereine hier irgendwie praktiſch 
eingreifen können. Die Entwidlung der Induſtrie zur Welt-Inbuftrie, zum 
Welt-Handel läßt Fabrifanten und Kaufleute nicht mehr in ven engen Rah— 
men des früheren Gewerbes zurüdtreten, und damit fallen auch von felbft 
die Bedingungen bed alten Lehrlingsweſens. 

Arbeiter-Vereine find ihrer mehr oder weniger beftructiven, tbeoretifirens 
ben Tendenzen wegen, deren fie ſich bei alleın guten Willen nicht immer ganz 
erwehren können, die auch fir Männer unter einer befonnenen Anwendung 
eine Nothwendigkeit fein fünnen, auf junge, unerfahrene Leute jedoch nur de— 
moralifirend wirken müſſen, — ebenjowenig geeignet zur Anbahnung reſp. 
Erhaltung fördernder Inſtitutionen; ihnen fehlen Mittel und Zeit, wenn auch 
ber gute Wille hier vorherrſcht, denn gut erzogene, mwohlausgebilvete Yehr- 
linge find fpäter die jchönfte Zierde, die Fräftigfte Stütze der Vereine. 

Beide Vereinigungen, wenn fie zu biefem Zwecke zuſammengehen wollen, 
haben aber auch nicht Die Kraft, nicht den Muth, noch das gegenfeitige Zu: 
trauen, um an ſolchen Inftitutionen nachhaltig zu arbeiten, da — mag man 
darüber denken, wie man will, mag man es beflagen, mag man e8 bezweifeln 
oder beftreiten, der Beweis liegt aller Stunden zu klar zu Tage — da bie 
Grundlagen ihrer jeweiligen Exiftenz darauf beruhen, daf fie in fteter Feind⸗ 
ſchaft gegeneinander Teben, daß fie — heute durch einen glüdlichen Zufall vereint — 
fi bei der mächften Gelegenheit wieder überwerfen, ſich mit verſteckten 
Nanclnen entweder das Yeben ſchwer machen, oder in offenem Krieg ſich 
gegenfeitig jo lange bekämpfen, bis einer von ihnen wieder auf unbeſtimmte 
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Fat als Steger dem Andern den Fuß auf den Naden fest, ibn durch fen 
Sog gehen TEBt. | — 

Somit bleibt nur übrig, daß der Staat eingreift und Geſetze ſchafft, 
die e8 ermöglichen, ihm jelber, dem Staat, den jungen Nachwuchs jo kräftig, 
jo intelligent zu machen und zu erhalten, wie es nöthig ift, will er ſich tüch⸗ 
tige Wehrkräfte, will er ſich fruchtbare Nähbrkräfte, brauchbare Soldaten und 
tädtige, arbeitjame und arbeitsfähige Bürger heranziehen. 

Um dies zur erreichen, wird vworgefchlagen, befondere Aemter einzuführen, 
bie über die einzelnen Berbältniffe Des gewerblichen Lebens Enquéten vorzu⸗ 
nebmen und deren Reſultate zufammenzutragen hätten, woraus dann Die 
Geſetzgebung ihr Material für die zu ſchaffenden Staatögefege zu ſchöpfen 
hätte. Diefe Unterfuchungen werben um fo fegensreicyer ausfallen, wenn man 
nicht nach der Lehre vom beichränften Unterthanenverftande die Angelegenhei⸗ 
tn in bürenufratifher Manier betreibt, Jondern dem zunächſt Betheiligten — 
dem Arbeiterftande in feinen Vertretungen: den Fach-Vereinen, die, glei den 
Inmungen, Corporationsrechte erhalten müßten — ein freies Wort, eine thä- 
tige Mitwirfung an der Beförderung und Entwidlung des gewerblichen Le— 
bens geftattet, ihm als gutes Recht fichert. 

Die Geſetzgebung in diefer Materie muß dur ihre Prarid in den be: 
treffenden Kreifen die Ueberzeugung befeitigen, daß fie jedes Recht derſelben 
ebenjo emergifch ſchütze, als jede muthwillige oder gar boshafte Verlegung des 
anderen Theiles ftreng beitrafe. Yın allerbeften wäre e8 freilich, die Gefeg- 
gebung brauchte ſich um dieſes Thema gar nicht zu befümmern, denn erfahrungs- 
mäßig vermehren fi mit den Gefegen auch die Uebertretungen, wie mit ben 
Aerzten die Krankheiten; aber leider ift e8 ſchon fehr lange ber, daß ein gan- 
38 Bolt durch die zehn Gebote konnte in Ordnung gehalten werden, und 
ebenfo ift man leider jetzt überall beftrebt, die Blige, mit denen fonft bie 
himmliſchen Mächte den Frevler zerichmetterten oder erzittern machten, in 
irdiſche Hände zu Iegen, welche Diefelben weder zu erzeugen, noch zu fchleudern 
verfieben und die Kraft haben. 


V. 


Mit unſerer Arbeit zu Ende, gelangen wir in den Beſitz einiger Num⸗ 
mern der „Concordia“, in welcher der Hamburger Geſetzentwurf zur Ge— 
werbe Ordnungs⸗Novelle enthalten iſt. 

In der Einleitung wird betont, und kehrt dieſer Klageruf immer wieder: 
die Leiſtungsfähigkeit und Leiſtungswilligkeit unſerer Lohn— 
arbeiter iſt ſeit einer Reihe von Jahren unbeſtreitbar zu— 
rüũückgegangen. 

Wir haben augenblicklich ebenſo wenig Zeit, wie Mittel, eine Contro⸗ 
verfe gegen die dort gemachten Ausführungen unternehmen zu können, glauben 
aber, in Vorſtehendem einige andere Geſichtspunkte angedeutet zu haben, welche 
ebenfalls wohl nicht zum geringen Theil an der — übrigens gern zugeftan= 
denen — Berringerung der Leiftungsfähigfeit der Arbeiter Schuld find. 
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Indeß dürfte es auch wohl nicht zu weit gegangen fein, wenn wir den 
——— Theil dieſer Schuld auf die heute im gewerblichen 

eben herrſchende maßloſe Concurrenz abwälzen. 

Ohne theoretiſirend hierauf einzugehen, erlauben wir uns, nur in einigen 
Tragen Material für die Discuſſion dieſes Sates zu bieten. 

Man frage 3. B. einen Tifchlergefellen, woher e8 fomme, daß eine 
Kommode, vor 50 bi8 80 Jahren gefertigt, heute noch, nachdem fie im Laufe 
der Zeit mehrere Male von einer Stadt zur anderen, auf Land und Schie- 
nenwegen, transportirt worden ift, feft im Zimmer fteht und der Hausfrau 
nicht nur ihren Zweden, fondern auch noch, ohne minder feft zu werben, oder 
geworden zu fein, den jungen Sprößlingen als Turngeräth dient ober ge- 
bient bat? während heute der Tiſchler nach dem erften Transport aus dem 
Magazın nach der Wohnung in letterer bereit8 feine Doctorfünfte an der 
armen halbverftauchten Kommode verſuchen muß? 

Man frage einen Schneider, wie e8 zugebe, daß von einer gefauften 
Hofe in der erften Stunde die Hälfte der Knöpfe abfpringen? Näbte der 
Gejelle wirklich fo fchlecht ? 

D nein! Man fehe nur die Knöpfe genauer an, und man findet nur 
2 Löcher in denfelben, während die Knöpfe aus guter, alter Zeit 4, au 5 
Löcher hatten; nun ift e8 Leicht erflärlich, daß, wenn der Faden zu wiederbol- 
ten Malen durch 4 Löcher kreuzweis gezogen wird, der Knopf fefter fiten 
wird, als dies bei unferen zweilöcherigen Knöpfen gefchehen kann. Uber, war 
denn auch Hier nur der Knopfmachergeſelle zu faul, um 4 Löcher zu machen? 

Oder hält das Heutige Eiſengarn auch nur annäherungsweiſe einen Ber- 
gleih mit dem früheren Zwirn aus? 

Wenn die „Kölnifche Zeitung‘ heute mit derfelben Präcifion gefegt und 
gedrudt werden follte, wie nod vor 20—30 Jahren — wie ftellenweife auch 
heute noch — ein Werk, ein Buch behandelt wurde: fie könnte thatfächlich 
höchſtens alle 2 oder 3 Tage erſcheinen. 

Die Eoncurrenz, um fich zu überbieten: verfhledhterte ſämmt- 
lihe Materialien, drüdte die Arbeitslöhne, weshalb für 
ſchlechteren Arbeitslohn auch ſchlechtere Arbeit geliefert 
wurde; oder die Concurrenz gab dem Arbeiter nit mehr 
die nöthige Zeit, um accurat und tüchtig zu arbeiten, weil 
vtel und billig gearbeitet werden mußte. 

Dber find wirklich die heuer in jo erfchredend großer Zahl vorlonmmen- 
den Eifenbahnunfälle und Häufereinftürze u. dgl. m. nur oder überhaupt auf 
bie Leiftungdumvilligkeit der Beamten oder der Arbeiter zurüdzuführen. 

Ueberall hat man feit Jahren über die Fortfchritte unferer Induftrie 
gejubelt, und jet auf einmal dieſe Klage über koloſſalen Rüchſchritt? 
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— zweiter zu bekämpfender Grund werden die Arbeitervereinigungen 
angeführt. 

Es ift bier nicht unfere Sache, eine Gefchichte ſolcher Vereinigungen zu 
ſchreiben; aber, will man in den Vereind- Archiven diefen Gründungen nad)- 
fpüren, jo wird man in 99 von 100 Fällen erfahren, daß die Gründung 
eined ſolchen Vereins — umd wir ſprechen hier nur von Fach-Vereinen — tie 
Folge der größten Verzweiflung, der fogenannte „legte Verſuch“ gewejen ift. 
Die leider nicht zu beſtreitenden Ausfchreitungen, welche bier und da vorge 
fommen find, waren fie nicht hervorgerufen Durch den maßlofen Haß, welchen 
man ſolchen Vereinigungen entgegenbracdhte? Standen die Arbeiter in ihren 
Bereinen ihren Arbeitgebern etwa anders gegenüber, al8 ein auflebendes Bolt 
feiner Regierung zur Zeit der blühendften Reaction? 

Als Abhälfe wird endlich ein Gejeg-Entwurf vorgeihlagen, der ſich mit 
der Bildung von Innungen beſchäftigt. j 

Hier wird in $. 97 gegen die bisherige Faſſung auch den Arbeitern der 
Eintritt in die Innung gewährleiftet. 

Corporationsrechte haben die Innungen fett immer befefien, in allen 
Staaten; ben Arbeitervereinigungen nur waren fie verfagt; in jüngfter Zeit 
gewährte man fie den letteren in einigen Staaten, 3. B. Sachſen, und man 

t noch feinen Grund zu irgend welchen Klagen gebabt. Im Gegentheil 

ben diefe Inftitute wohlthätig auf die Moral wie auf die materiellen Ber- 
bältnifje der Arbeiter eingewirkt; das Gleihe gilt von der Genoſſenſchafts— 
geſetzgebung, deren zahlreich lebende Zeugen Kenntniß davon geben, daß alle 
die Befürchtungen, die man bei der Forderung diefer Geſetze ihnen entgegen= 
fetste, in Nichts zerfallen find. 

$. 103 b. fommt unferen vorjtehend über „Arbeits-Aemter“ geäuferten 
Wünſchen entgegen. 

8. 103d. Al. 3 ftatuirt einen durch Nichts gebotenen, zu Gehäfligfei- 
ten Anlaß gebenden Rang-Unterfchied, der ohne directe Forderung jedod) im 
praxi wohl überall geübt werben würde. Das Statut der Kranfen= und 
Sterbe-Kaſſe der Berliner Buchdruder bat eine ſolche Beftimmung noch nie 
enthalten und doch Hat bi8 auf den heutigen Tag ſtets ein Buchdruderei- 
Befiger das Borfteher-Amt, als Ehrenamt, inne gehabt; die mit Arbeiten 
verknüpften Aemter befinden fih in den Händen der Gehilfen. 


Der Gewerbegefeg-Entwurf geht weiter auf das Hulfskaſſenweſen über, 
und findet die Benutzung der Hülfskaſſen als Agitationsmittel inopportun. 

Wir wollen bier einige analoge Beifpiele anführen, um zu zeigen, daß 
nicht jo etwas gar Verbrecheriſches, ja nicht einmal etwas Neues, von ben 
Arbeitern geübt wird. | 

Wenn ich aus einem Staatöverbande austrete, oder ausgewieſen werde, fragt 
die Regierung etwa nach meinen langjährig gezahlten Steuern ? kümmert es 
fie, daß ich in einem anderen Stante die Rechte des Bürgerthums, der Drtö- 
angebörigkeit, der Armenverforgung nicht erhalte, die ih in dem aufgegebenen 
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oder mir geraubten Domicil doch erlangt, mir doch erworben hatte? Ic 
noch mehr! Haben denn die Arbeitgeber nicht genau ebenfo gehandelt durc 
Grimdung von fog. Haus- und Fabrik-Kaſſen, in welche fie fogar mitunte 
nicht einmal Zuſchüſſe zahlten? Wurden diefe Haus- und Fabrik - Kafler 
werben die fog. Arbeiter-Wohnungen nicht noch heute dazu benutzt, um vo 
dem Arbeiter — unter Androhung der Tntlaffung, d. 5. unter Verluſt de 
durch gezahlte Steuern erworbenen Rechte an die Haus: und Fabrik-Kaffen 
unter Obdachlosmachung — Alles zu verlangen, was man von ihm erlan 
gen will: Lohnreduction, Enthaltfamteit von dieſem oder jenem Bereine 
Stimmabgabe für diefen oder jenen Candidaten? Haben bier nicht jo rech 
die Arbeiter von den Arbeitöherren gelernt? Und ift der Grundjag denn ga 
fo verwerflih, dag man in chlimmen Zeiten auch nur die fennen will, di 
mit und Die guten genoffen haben ? daß man die nicht unterftügen will, wen 
fie in Noth find, die und in der Noth, in der Zeit der Sorgen und be 
Kampfes verlaffen, ja, die vielleicht ſelbſt das Schwert des Kampfes gege: 
und geführt haben? — Garantirten die alten Innungen ihren ausſcheidenden 
oder ausgeſchloſſenen Mitgliedern etwa aud noch nad ihrem Ausſcheiden ode 
nad ihrem Ausſchluß befondere Rechte und Anfprüde? Die Preuß. Gem. 
Dron. fchweigt darüber und die Reichs-Gew.⸗Ordn. 8. 82 ftatuirt das gerad 
Gegentheil; denn feine Innung wird flatutarifch den ausſcheidenden Mitglie 
dern, wie es der Schlußfag vorausſetzt, noch fernerhin Rechte gewähren. — 
8. 82 der Reih8-Gew.=-Oron. bleibt aber nad der Hamburger Novelle um 
verändert. 

Diefe Erwägungen dem Ermeflen Jedermanns anbeimgebend , glaube 
wir nicht, daß die Innungen der Hamburger Novelle ihren Zweck zu erfüller 
kräftig genug, daß fie mit einem Worte lebensfähig fein werden. Immerhir 
aber können wir ihnen das Wort reden, da wir nicht fo fühn find, zu boffen 
unfer Vorſchlag werde Eingang bei den gefeßgebenven Factoren finden. Win 
würden aljo die Statuten der Hamburger Novelle als ein nothwendiges Ueber: 
gangsſtadium anjehen, an weldem die Zeit ändern wird, mas zeitgemäf 
wird. Wir begrüßen vorläufig in dem Geſetz Entwurf einen Fortfchritt dei 
Zeit, der darin gipfelt, den Arbeiter bei den ihn berührenden Angelegenheiten 
hören zu wollen, ihm mitfprechen zu laſſen, und das fcheint ung fir Beute 
genug. Damit aber capituliren wir Teinesweges, halten vielmehr unfere An: 
fiht aufreht, daß das Wünſchenswerthere fer, den Arbeiter: (d. h. Fach- 
Bereinen dieſelben Rechte (Corporationdrechte) zu gewähren, wie den Arbeit 
geber-Vereinen (Innungen) und die Auötragung der gewerblichen Angelegen 
heiten ruhig bean fih Dann ergebenden gegenfeitigen Uebereintommen zu überlaffen 
wie es in Teutſchland zwischen Buchdruder-Principalen und Gehilfen in de 
Zarif- und Schiedsgerichtsfrage, wie e8 in genannten Corporationen in Oefter 
reich und der Schweiz in berjelben Frage und in der frage des Lehrling 
ehr ru Theil angeregt, zum Theil als anfänglicer Verſuch ſchon durch 
geführt i 
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Beſſer noch, als wir es vermägen, ift jedoch der Hamburger Novelle das 
Urtbeil geiprochen worden durch eine Notiz in der oben erwähnten „Concordia“ 
1874. Nr. 50 ©. 205. Es heißt de: 

„Berlin, 8. December. Der Hamburger Entwurf zur Abände- 
„rung des Tit. VI der Gewerbe-Ordnung hat bereit8 mehrjeitige Beadj: 
„tung gefunden . . . . Auch ift es keineöweges richtig, zu Jagen, daß bis 
„seht ja nirgends Anläufe und Anſätze im Sinne de8 Hamburger Ent⸗ 
„wurfs, aljo Vereinigungen von Arbeitgebern und Arbeitern zu einer und 
„derjelben Gewerksgenoſſenſchaft hervorgetreten feien . . . . Berner erinnern 
„wir an den umlängft bier in Berlin begründeten neuen Buchdruckerver⸗ 
„an!), an welchem Principale und Gebilfen mit vollfommener Gleich— 
„beredtigung theilnehmen .....“ 
Soll:e die Hamburger Novelle und ihre Inmungen das Unglüd haben, 
im Eime dieſes Vereines aufgefaßt zu werben, jo ift ihr ein günftiges 


ı) Zum befleren Verflänpniß erlauben wir uns bier einige Beftimmungen bes 
Statuts von 1874 berzufegen: 

8.6. Der Verein mird verwaltet durch einen Borftand, beſtehend aus einem 
Borfigenden , deſſen Stellverteter, einem Rendanten (Darlehnd- und Unterftüßungs- 
Kaſſen⸗Verwalter, einem Secretair und brei Beifigern; im Ganzen von 7 Mitglie- 
bern. — Der Borfigende, defien Stellvertreter und ber Rendant müffen immer 

tincipale fein; der Secretair und mindeſtens zwei Beifiger ſtets Gehilfen. 
leihgültig ift es ſelbſtverſtändlich, ob das fiebente Mitglied Principal 
oder Gehilfe if. 

$. 8. Der Vorſtand beſchließt über die Aufnahme neuer und bie Auswei— 
jung ber die Principien des Vereins verlegenden Mitglieder mit einfacher Majo- 
rät; bei Stimmengleichheit entfcheidet der Vorfitende. 

Die Ausmweifung bedingt den Verluft aller Anrechte, jedoch kann 
gegen dieſelbe Recurs bei der nächſten General⸗Verſammlung ergriffen und muß 
dem Betreffenden zu diefem Zweck der Zutritt zu dieſer geftattet werben; bei ber 
ſchließlichen Abftimmung hat er fih aber zu entfernen. 

Bill ein Mitglied  eeiwittig außfcheiden,, fo bat e8 den Borftand davon in 
Lenntniß zu feßen, und erlöfhen mit dem Tage des Austritt alle * 
Rehte und Pflichten ver Geſellſchaft gegenüber. Beiträge oder gemachte Geſchenke 
werben in keinem Falle zurüdgezahlt. 

8 9. Bur Bewilligung von Darlehnen und Unterftügungen ergänzt fich der 
Borftand durch Beifiger auß der Reihe der Mitglieder in der Welfe, daß Principale 
und Ehrenmitglieber fi zu ben Gehilfen verhalten wie 2 zu 1. (Anm. d. Berf. 
30 dieſer Kafle zahlen nur Principale und Ehrenmitglieder; auch werben aus ibr 
die Berwaltungstoften, wenn nicht andermeite Dedung beftimmt wirb, beftritten. 
Tiefe Darlehns⸗ und Unterſtützungs-Kaſſe ift inzwifchen aufgelöft worden.) 

$. 22. Den Borflandsmitgliedern fteht es zu jeber Zeit frei, den Kranken zu 
beiuchen, oder durch andere Bereinsmitglieder befinden zu lafien. Der Krante ifl 
verpflichtet, dem Beſuchenden jede verlangte Auskunft über feine Krankheit zu ertbeilen. 

Der Borftand ift angemwiefen, den Kranlen von denjenigen Mitgliedern beſuchen 
und controliren zu laſſen, die ihm zunächſt wohnen. Mitglieder, weiche ſich weigern, 
diefe Befuche zu vollziehen, Können vom Bereine und feinen Kaffen aus 
geihlofien werben (cfr. 8. 8). 

&8 13, 30, die 3. 5. beftandene Darlehns⸗Kaſſe betreffend, fagen, daß bei Sta- 
tuten-Aenderungen bie Stimme eines PBrincipals ſoviel gilt, als die Divifion ber 
Zahl der anweſenden Principale in bie der anweſenden ergiebt; ferner, daß wer 
mit 4 Beiträgen reflirt, ausgefchieben wird und „ſämmtlicher Rechte an dem Ber- 
ein und feinen Kaffen verluftig geht. 
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Prognoftiton unbedingt nicht zu ftellen, denn es iſt zu beachten, Daß der frag- 
liche Verein gegründet wurde, weil man fi dem aus Prinzipalen und Ge- 
hülfen gemeinfam gebildeten Schiedsgericht für ZLarif-Streitigfeiten nicht fügen 
wollte, und daß der größte Theil der Gründer und der Vorſtandsmitglieder 
ſolche Prinzipale waren reſp. noch find, die, dem Spruche des Schiedsgerichts 
— ihren Gehülfen die vereinbarten Tarifſätze zu zahlen fich dennoch 
weigerten. 

s Haben wir bei Beantwortung der zweiten Frage von der Undurchfü!rbarkeit 
des Zuſammengehens von Arbeiter-Bereinen und Arbeitgeber-Bereinen gefprochen, 
jo könnte und der Beweis wohl nicht leichter geworden fein, als dur Citation 
des Tettgenannten Vereins. 


Anhang. 


Anfprade an Eltern und Erzieber 


abgefaßt Iaut Beichluß des zu Often 1868 in Berlin ftattgefundenen zweiten 
beutichen Buchorudertagd von Richard Härtel 


Zur Lehrlingsfrage. 


Es fol und muß die Aufgabe nicht nur des Deutichen Buchdrucker⸗ 
verbandes, ſondern eines jeden rechtlich denkenden Menſchen fein, vorhandene 
Schäden, da wo fie ſich finden, aufzudeden und auf deren Bejeitigung binzu- 
wirken, ganz bejonder8 dann, wenn es fi) um bie Zukunft junger Leute han⸗ 
belt, die beſtimmt find, inmitten des nachfolgenden Geſchlechts auf den gege- 
benen Grundlagen fortzuarbeiten und fid) eine würdige Stellung in ber menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft zu erringen. Das kann aber nur gefcheben, indem wir 
entjchieden Front machen gegen die herrichende Verfahrungsweiſe, nach welcher 
man jeitend der meiflen Arbeitgeber den anzunehmenven Lehrling nicht als 
eine Perfon betrachtet, für deren Zukunft zu forgen Aufgabe des Arbeit- 

ebers ift, fondern als eine Sache, die man des bloßen Geldgewinnes halber 

nutzt, unbefümmert barum, ob derſelbe fpäter im Stande iſt, die Koften, 
bie für ihn bis zum Eintritt in das öffentliche Leben aufgewendet wurden, 
wieder zu erſetzen. 

Die gründlihe Regelung refp. Verbeſſerung des Lehr— 
lingsweſens gehört demnah zu den Hauptaufgaben des Buchdrucker⸗ 
verbandes. Diefe Aufgabe möglichſt umfaflend zu Iöfen, das liegt ebenfowol im 
Intereſſe der Principale wie Gehilfen, aber ganz bejonder in dem der anzu⸗ 
lernenden jungen Leute felbft, reſp. deren Eltern und Erzieher. 

Durch die gewiffenloje Lehrlingsannahme, ohne alle Küdfiht auf die 
Bedurfnißfrage, und die ebenfo gewifjenlofe „Ausbildung“ verfelben werben 
die mannichfaltigften Mängel erzeugt, jo z. B.: die Shmugconcurrenz 
ber Principale unter fih, der Ruin jedes rechtlichen Gefhäftsmannes; bie 
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mangelhafte Befähigung der Gebilfen in geichäftlicher Hinficht; vie 
Herabprüädung der Arbeitslähne und welfad fonft ausgeübter Drud 
im Gelhäft wie außerhalb vefielben ; die Entfremdung der ausübenden 
Kräfte unter einander und dadurch Benachtheiligung des Gewerks in 
jever Hinſicht u. ſ. w. : Ä 

* 


* 

Betrachten wir zunächſt die näheren Umſtände, wie das „Lehrlings⸗ 
geichäft”" Faft ohne Ausnahme betrieben wird. Schon dies dürfte genügen, 
jeden Erzieher ernſtlich zu veranlaflen, ven ibm amvertrauten Zögling 
folchem Gebahren zu ent 

Sobald auch mur em ſcheinbares Bedürfniß nach Arbeitskräften vorhan⸗ 
den, iſt der nächſte Gedanke die Jagd nach Lehrlingen. Man nimmt ſie, wo 
man fie haben kann, gleichviel ob dieſelben die geiſtigen und körperlichen Er- 
forderniſſe, die zu dem Geſchäft gehören, beſitzen oder nicht. Im Anfange 
verrichten dieſelben in kleineren Geſchäften die Arbeiten der Dienſtboten, in 
größeren werden ſie zu Laufburſchen oder dergl. verwendet. Nachdem ſie ein 
Jahr damit hingebracht, welches vielfach als Probezeit betrachtet wird, 
(zum Theil geichieht das Letstere deshalb, um das übliche Wocengeld, das 
maft Einen —3* beträgt, fir dieſe Zeit zu erſparen), ſtellt man den Lehr⸗ 
Ing in bie Druderei, weift ihm eine beliebige Arbeit an und ba heißt es 
nun: „Hilf dir ſelbſt“ — es findet fich in den meiften Fällen Niemand, der 
dem Uneingemweihten auch nur die Grundregeln eines guten Sates oder Druckes 
beizubringen für nothwendig fände. 

In Zeitungsdrudereien, wo die Quantität des gelieferten Satzes 
den Maßftab für die Brauchbarkeit des angeftellten Setzers abgiebt, wird ber 
Lehrling ohne Weiteres diefen lebenden Mafchinen beigefügt, in Accidenz- 
drudereien wird er zu allerhand technifchen Spielereien verwendet ımd in 
Werkdruckereien findet er feine Gelegenheit, die beiven anderen Zweige 
fermen zu lernen. Setzer wie Druder werben in den meiften Fällen einfeitig 
ausgebildet: wenn fie dem Principal fo viel wie irgend möglich verdienen, fo 
haben fie diefem gegenüber ihre Schulvigkeit geihan, mögen fie nun außerhalb 
des Geſchäfts thun und laſſen, was fie wollen, mögen fie fich beftreben, fich bie 
notbwendigften tnifje anzueignen over nicht, das ift dem Lehrherrn ziemlich 
gleichgültig: Solange, wie er fie braucht, weiß er es auch einzurichten, daß 
fie ihm Geld verdienen. 

Intereffant find die Lehrmethoden, bie man in neuerer Zeit einzu- 
führen beliebt bat. 

Früher war e8 Regel, daß man jeden Lehrling einem Gehilfen über- 
geb, defien Lohn firirt war; diefer Gehilfe war gewiflermaßen fir den Lehr⸗ 

verantwortlich. Außerdem forgte der Principal nicht nur für die nöthige 
— in geſchäftlicher wie ſittlicher Hinſicht, ſondern er gab auch 
dem Lehrling die nöthigen Anweiſungen, ſich die beſonders für den Setzer noth⸗ 
wendigen wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe anzueignen. 

Jetztt läßt man bie Lehrlinge ihre Arbeit berechnen und beſtimmt fie 
Dadurch geradezu, ihr Augenmerk ausichlieglih auf die Quantität zu ride 
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ten. In einigen Druckereien Leipzigs und vielleicht auch anderen Orten giebt 
man ihnen die Hälfte des für die Setzer üblichen Preiſes und geſteht damit 
ganz offen ein, Daß man den Lehrling nur anſtellt, um eine billige Arbeits— 
fraft zu haben. Lei diefem Verfahren fommt e8 dem vor, daß man bie 
Lehrlinge zufammen arbeiten, aljo den Einen durch den Andern beauffichtigen 
läßt. Ein anderer Modus ift der, daß für eine größere Anzahl Lehrlinge 
ein Gebilfe angeftellt wird, deſſen Aufgabe es ift, darauf zu ſehen, daß die 
erfteren ihre gehörige Ouantität Tiefern ; die Ueberwachung, wie fie für bie 
Ausbildung der Lehrlinge nothwendig wäre, ift einfach deshalb illuſoriſch, weil 
dem betreffenden Gebilfen eine Menge von Arbeiten aufgebürbet wird, Die 
er meiftens deshalb übertragen bekommt, damit die Lehrlinge im regelmäßigen 
Arbeiten nicht geftört werben. Weiter ift es vworgefommen, daß man ben 
Lehrlingen fogar Prämien deshalb gegeben hat, weil fie viel gearbeitet; ob 
die viele Arbeit audh gut war, ift Nebenfache. Im einigen Drudereien ver- 
teilt man allerdingß die Lehrlinge noch an einzelne Gehilfen. Dieſe müffen 
dem Geſchäft allmüchentlich jedoch etwas abgeben und außerdem den Lehrling 
ent[hädigen, das Uebrige gehört ihnen — eine Ausbeutung, von der ein Theil 
auf Rechnung der Gehilfen gebt. Endlih tragen nun aud noch die Gehil- 
fen direct bei, den Lehrling auszunuten, indem fie denſelben nad der 10—11: 
ftündigen Geſchäftszeit für ein geringes Entgelt für ſich arbeiten laſſen. 

Wie ein rother Faden zieht es ſich durch alle diefe Arbeitsmethoden: 
Mangel an Ausbildung, erzeugt durch die beabſichtigte Ausnutzung für Privat: 
zwede. Wir geftehen gern zu, daß es noch Principale giebt, die den guten 
Willen haben, ihren übernommenen Verpflichtungen dem Lehrling gegemüber 
nachzukommen und diefen guten Willen auch theilweife in Ausführung brin⸗ 
gen — die Mehrzahl thut dies aber entfchieven nicht. Wir wollen hier 
den Ausſpruch eines diefer Herren beriegen, der um großen Ganzen die be- 
zeichnete Klaſſe von Principalen vepräfentirt; er Iautet: „Sch gebe meinen 
eigenen Weg und babe, da man jest ganz Kaufmann fein 
muß, meinen Bortbeil im Auge; wenn id in der Annahme 
vieler Lehrlinge meinen Bortheil fehe, fo nehme ih folde 
an, unbefümmert um alles Uebrige!“ Trotz dieſes Ausipruches 
haben ſich Eltern gefunden, welche diefem Wann ihre Kinder als Lehrlinge 
Anvertrauten, deren er ftet8 eine ftattliche Anzahl aufzumweifen hat. Man fiebt, 
die Gewiſſenloſigkeit iſt überall zu Haufe. 

Nachdem man einen folchen Lehrling fünf Lange Jahre nach Kräften aus⸗ 
gebeutet, dann erklärt man ihn zum „freien Dann“, d. 5. er kann nun ge= 
ben wohin er will, denn in dem Geſchäft, wo er fünf Jahre lang ſehr oft 
nur allzuviele Beſchäftigung fand, giebt e8 für ihn nichts mehr zu tbun, er 
muß Anderen Bla machen, die in gleicher Weife ausgenugt werden; ja es ift 
jogar vorgefommen, daß man die Lehrlinge fofort nach überftandener Lehrzeit 
entließ, weil — man fie als Gehilfen niht brauden fonnte, 
denn fie hatten Nichts gelernt. Ebenſowenig wie man fi um bie 
geiftige und technifche Ausbildung kümmert, ebenjowenig, ja tbeilmeife noch 
weniger, jcheert man ſich darum, ob der aufzunehmende Lehrling auch bie 





Ueber Lehrlingsweſen. 97 


förperlihe Befähigung bat, die zu dem Berufe notbwendig. „Fünf Jahre 
lang gebt es ſchon!“ 

Mean weiß recht gut, daß der junge Mann 10, 11 und mehr Stunden 
pro Tag, ja theilweile auch des Nachts, auf einem Plate ftehend zubringen 
muß und daß daburd nicht allein die Beine, fondern bei dem Mangel an 
Bewegung und bei gleichzeitiger geiftiger Anftrengung der ganze Organismus 
übermäßig ermüdet und erfchlafft wird, weshalb man auf gefunden und 
tröftigen Körperbau jehen müßte, man meiß, daß dur das gleich- 
mäßige und dauernde Ausftreden und Anziehen der Arme bei dem Seben die 
Bruft jehr in Anſpruch genommen, refp. auf diejelbe höchſt nachtheilig einge- 
wirft wird, weshalb eine gefunde Bruft zu den Haupterforderniſſen des 
Seters gehört; man weiß, daß ohne gute Augen ein Eeter faft kaum zu 
gebraucen if, — aber in wie vielen Fällen mag man darnach gefragt haben? 

Wir haben diefer Darlegung einige Zahlen beigefügt, welche das Krank⸗ 
heits⸗ und Sterbeverhältnig, ſowie die Beichaffenheit der Augen der Buch— 
druder und E hriftfeger zur Genüge darthun. Es ift hiernach ein Verbrechen 
an der menſchlichen Geſellſchaft, gegenüber viefen Thatſachen noch ſolche Kräfte 
anzuftellen, die den Keim der an und für ſich unausbleiblihen Uebel ſchon in 
ſich tragen. 


* * 
* 


Beſchäftigen wir uns nun mit der Frage: Was hat ein Gehilfe, 
wenn er die fünf Lehrjahre überſtanden, zu erwarten? 

Befigt er nicht fo viel Energie, fi jelbft in allen Fällen fortzubelfen, 
refp. auszubilden, fo ift er wegen Mangels an technifcher Brauchbarkeit auf 
die untergeorbnetften Buchbrudereien angewiefen, er muß ſich mit einem 
Lohne abfinden laffen, der ihn geiftig total darniederdrückt und ihn einem 
langfamen Hungertode entgegenführt, er finft immer tiefer und tiefer und 
daraus recrutirt fi dann die anjehnlihe Zahl Derjenigen, welche allmöchent- 
lich an Verpflichtungen erinnert werben, die fie bier und da hinter ſich Tießen. 
Diefe Zahl betrug in dem Zeitraume von 6 Jahren nad von und veran- 
laßten Anfzeihnungen fieben Brocent aller vorhandenen Buchdrucker. Es 
ift hieraus erfichtlich, daß die Sache eine ſehr ernfte, fittliche Seite hat. 

Durch Tchlechte, finftere Locale, ſchlechte Beleuchtung, übermäßige Arbeits- 
zeit u. f. w. wird der Buchdrucker körperlich und geiftig ruinirt, davon zeit 
gen die Kranfheitd- und Sterbeziffern. (Wir bemerken bei dieſer Gelegenbeit, 
daß bei der unten angeführten Tabelle aus Leipzig zu berüdfichtigen ft, Daß 
bier die Locale verhältnigmäßtg gut befchaffen und daß die Nachtarbeit nur 
in feltenen Fällen ftattfindet, wodurd die Thatſache nur um fo greller her⸗ 
portritt.) 

Und bat er ſich nicht förperlich zu Grunde gerichtet, ift er nicht mora= 
liſch verloren gegangen oder an Lungenſchwindſucht geftorben — fo vegetirt 
er fein ganzes Leben hindurch als Fabrifarbeiter, den Paunen feines Arbeit- 
geber8 Preis gegeben wie jeder andere Fabrifarbeiter, denn an ein Selb- 
ftändigwerben ift nicht zu denken. da hierzu ein ziemlich großes Capital gehört, 
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und ber Verbienft — der ift auf den erften Blid zwar höher als ver vieler 
anderer Gewerbözweige, zieht man aber die Zeit der Verbienftlofigkeit, hervor⸗ 
erufen durch unregelmäßigen Geſchäftsgang, Krankheiten u. |. w., in Betracht, 
' bürfte er den anderer Fabrifarbeiter faum überfteigen. Bor allem ift zu 
berüdfichtigen, daß bie deutſchen Buchdruder eine Berechnungsweiſe eingeführt 
haben, bie der Uebervortheilung ſeitens der Arbeitgeber Thür und Thor öffnet. 
Es kommt vor, daß Tage lang geradezu umfonft gearbeitet werden muß, fo 
daß z. B. der jährlide Durchſchnittsverdienſt in einer größern Buchdruckerei, 
nad Meittheilungen, die wir vom betr. Principal erhielten, nicht viel über 
150 Thlr. betrug. Im Allgemeinen mag der durchfchnittliche Verdienft etwa 
200—250 Thlr. betragen, er fteht ſonach in feinem Verhältniß zu den ge- 
forderten Leiftungen. (Heute ift derfelbe etwa um 50—75 Proc. geftiegen.) 

Schlieglih wäre hier noch zu berüdfichtigen, daß der Buchdrucker, wenig: 
ſtens der Seter, faft ausnahmslos auf Deutichland beichränft it. Im Aus 
Iande find die Anforderungen wejentlich andere, die Verfchtedenheit der Sprache 
führt andere Arbettsmethoden im Gefolge und jo muß ein Seter, der nicht 
volftändig durchgebildet, reip. nit im Stande iſt, fih in verhältnigmäßig 
kurzer Zeit alles Erforderliche anzueignen, fich lediglich auf Deutichland bes 
ſchränken, während andere Gewerke faft durchgehend im Stande find, ſich ihr 
Brod in jevem Lande zu verdienen. 

* « 
% 3 

Nachdem wir. nun die Art und Weile der Heranbildung der Lehrlinge, ſowie 
die Ausfichten kennen gelernt haben, welche fich für den Gehilfen eröffnen, geben 
wir zu einigen ftatiftiichen Nachweilen über, die Das Vorbergefagte volllommen 
beftätigen. 

Der einer Anfang 1867 vorgenommenen Zählung ergab fih, daß tr 
ganz Deutichland etwa 9000 Gehilfen und ca. 4000 Lehrlinge vorhander 
find. Es würde dieſes Mipverhältuig in Hinficht auf die Lohnverhältniſſ 
ſchon mehr in die Augen gefallen fein, wenn, abgejehen von dem Umftande 
daß eine ziemlich beveutende Anzahl von Buchdruckern aljährlih zu andere 
Sefchäftszweigen übergehen, nicht mindeftend der dritte Theil de 
Buhdruder je vier bis fünf Wochen alljährlidh frant wäre 
wie folgende Nachweiſe darthun. 

Die Leipziger Buchdrucker-Krankenkaſſe zählte in dem Zeitraume vor 
März 1857 bis Juni 1868 durchſchnittlich 850 Mitglieder. Denfelben fin 
durh Krankheit in 12 Jahren 87,360 Arbeitdtage verloren gegangen, Da 
macht für diejelben einen Lohnausfall von 58,240 Xhlen., wenn wir de 
ZTageöverbienft zu 20 Ser. anſchlagen. Es bat demnach jeder Einzelne eine 
jährlihen Tribut von ca. 6 Thlm. infolge von Krankheiten zu zahlen, wa 
im Wefentlihen mit den geforberten Beiträgen übereinflimmt, abgejeben vo 
ben Opfern, welche er in wirklich eintretendem Krankheitsfalle noch außerder 
zu bringen hat. Ein Vergleich mit anderen Kaſſen bat dargetban, daß Da 
Krankheitsverhältnißg bei den Buchdruckern ein entſchieden größeres ıft. Wäl 
vend bet den Legteren im 27jährigen Durchichnitt von 100 durchſchnittli 
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41 frant waren, kommen kei einer Menge anderer, ebenfall8 in Leipzig 
exiſtrender Kaflen nur 13 bis 26 Kranke auf je 100 Mitgliever. Daſſelbe 
it der Fall bezüglich der Krankheitsdauer. Geftorben find nach vorftehenver 
Aufftellung in 12 Jahren 259, aljo nahezu 2, pCt. 

Noch auffallenver ift dieſes Verhältnig in Berlin. Es liegen uns bier 
Mittbeilungn über 5 Halbjahre (vom Mär; 1866 bis September 1868) 
vor, denen zugleich die Sterbefälle an Lungenſchwindſucht beigefügt find. 

Mitgliederzahl. Krankenwochen. Sterbefälle. Lungenſchwindſucht. 


1. Halbjahr 1285 962 28 13 
. = 1363 916 15 6 
3. = 1324 947 12 9 
. = 1409 974 18 10 
= 1422 1272 21 14 


Zur Bergleihung führen wir an, daß, während bei ven Berliner Buch: 
drudern der Procentſatz au Krankenwochen im halbjährlidyen Durchſchnitt 72,, 
betrug, derfelbe bei der Berliner Schneidergeſellen-Krankenlaſſe, nad) einer für 
zwei Jahre angeftellten Berechnung, nur 34,, beträgt. Die Sterblichkeit bei 
den . war im Durchſchnitt 1,, pCt., bei den Schneidern nur 
0,5 pet. 

Aus Hannover liegen und vier Jahrgänge (Juli 1863 bis dahin 
1867) vor. Die Mitglieverzahl betrug ca. 220. 

1. Jahr 69 Kranke = 367 Wochen. Geftorben 13, 
2, 61 3349 8. 


- 
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3. 5l = 284 6. 
4. 45 = 343 10. 
In Hamburg (circa 330 Mitglieder) finden wir in 21/, Jahren (Ianuar 
1866 bis ultimo Juni 1868) 1000 Krankenwochen und 18 Sterbefälle. 

In Breslau (ca. 200 Mitglieder) find in 13 Jahren (1850— 1862) 
415 frank geweſen, geftorben 51. 

Es iſt ſchon aus dieſen wenigen Notizen zu erfehen, daß die Buchdrucker 
binjichtlich ihrer Krankheitsanlage und Sterblichkeit zu denjenigen Gewerbs- 
genofien gehören, weldhe in diefer Beziehung den erften Rang einnehmen. 
Hoffentlich wird es uns fpäter ermöglicht, diefe Notizen in größerm Umfange 
veröffentlichen zu können. 

Hr. Dr. Hermann Cohn in Breslau bat ſich der verbienftvollen Auf⸗ 
gabe unterzogen, die Augen der Breslauer Schriftjeger zu unter 
fuhen Bon 144 im October 1868 in Breslau conditionirenden Seßern 
wurden 132 unterfucht. Indem wir auf einen bezüglihen, im „Correſpon⸗ 
dent” Nr. 5 vom Sabre 1869 enthaltenen Artikel hinweiſen, führen wir 
bier nur kurz die Ergebniffe der Unterfuhung an. 

Hr. Dr. Cohn fand unter den 132 Segen 38, pCt. Normalſich⸗ 
tige, 51,, PCt. Kurzſichtige, 7, p&t. Meberfihtige und 2, pCt. Augen» 
leidende. Es konnten hiernach nur die Augen von 51 Segern als normal 
bezeichnet werden, während 81 Seter kranke Augen Hatten. Weber Die 
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Hälfte aller unterfudten Seger war kurzſichtig. Diejed Reſul— 
tat wurde nur von Den Primanern der Gymnaſien und den Studenten über: 
troffen. Nah den Angaben der 68 Kurzſichtigen konnten bei 
Beginn der Lehrzeit 51 vorzgüglid ſehen, worin der Beweis liegt, 
daß die Kurzſichtigkeit ftetig zumimmt. 17 Setzer waren ſchon bei 
Beginn der Yehrzeit kurzſichtig. Das mag zugleich ald Beweis für 
unfere Behauptung dienen, wie ſorglos die Herren Principale bei Annahme 
von Lehrlingen verfahren. 

Diefe kurzen Bemerkungen dürften genügen, um die Schäblichfeit bed 
Setzerberufs auch für die Augen darzuthun. Daß in diefer Beziehung Vie— 
(eö getban werden fünnte, um das Refultat zu vermindern, daran ift nicht 
zu zweifeln, aber die eine Aenberung wollen, fönnen nichts thun, und die 
e8 fönnten, wollen e8 nicht. 

* * 
* . * 

Unterſuchen wir nun zunächſt, was bisher ſeitens der Principale und 
Gehilfen geſchehen iſt, um dieſen Mißſtänden abzuhelfen. 

Daß die Principale nicht allzu eifrig ſich bei dieſen Beſtrebungen be— 
theiligen, liegt auf der Hand. Es iſt ihr eigenſtes Intereſſe, die Arbeitskräfte 
ſo billig als nur irgend möglich zu beſchaffen: Sie ſind Kaufleute und be— 
treiben ihr Geſchäft kaufmänniſch und unter den heutigen Verhältniſſen 
wäre es eine Thorheit, von gebotenen Vortheilen feinen Gebrauch zu machen 
Die Principale werden und deshalb mur infomweit unterftügen, als es u 
ihrem Intereſſe liegt, und Das ift zum Glück theilmeife ver Kal, Kann 
3. B. infolge einer Agitation einer ihrer Concurrenten unſchädlich gemadh 
werden, oder gilt es, einer fich überlebt habenden Vereinigung (wie u. U. der 
früheren Innungen) Boden zu ſchaffen, jo werden wir auch von diefer Seit: 
unterftügt, ja man wird vielleicht fogar in diefem Falle dem größern Publt 
fum ausnahmsweiſe ungefchent die Wahrheit fangen — dies geſchieht abe 
niht aus humanen Gründen, jondern lediglih um des eigenen Bor: 
theils willen, und aus diefem Grunde haben wir, die Gebilfen und bi 
wenigen Principale, die ſich uns überhaupt angefchlofjen, mit den vereinzelter 
Beftrebungen von jener Seite nicht? zu thun. 

Es iſt alfo Tebiglich die Aufgabe der Gehilfen, fih zu dieſem Zweck 
zur verbinden. Und dieſe haben denn auch feit einer langen Reihe von Jah 
ven fich mit dec vorliegenden Trage beichäftigt. Freilich find Die meiften Bor 
ſchläge nicht durchführbar. Das kann uns indeß nicht Wunder nehmen, de 
alle dieſe Borfchläge zu einer Zeit gemacht wurden, melde den Uebergang voı 
dem alten Innungswejen in die Neuzeit bildete, Es zieht fi aus dieſen 
Grunde durch faft alle angerathene Maßnahmen zwar das Beftreben, der neue: 
Zeit Rechnung zu tragen, aber man kann ſich von dem Alten noch nicht gan 
(o8tremnen, und ſucht daher einzelnes Gute mit herüberzuziehen, ohne zu be 
denfen, daß der äußere Rahmen in Wegfall gefommen ift, mit deſſen Half 
derartige Beftrebungen nur Erfolg haben konnten. 

Vor Allem war e8 die Normirung der Zahl ver Lehrlinge, Di 
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man von jeber aufftellte und zum Theil noch beute mit Recht vertbeidigt. 
Sp verlangte man, daß auf drei Gehilfen nicht mehr wie ein, auf neun 
Gehilfen zwei und auf je weitere neum Gebilfen je em Lehrling gehalten 
werden darf. Beſchloſſen wurden derartige Normirungen son viele 
Male, aber ausgeführt nur in den feltenften Fällen. ebenfalls ift auf 
diefem Wege eben nichts zu erreichen: So lange die Principale niht über: 
zeugt werden können, und fie werden fich, um ihres Vortheild willen, nicht 
überzeugen Taffen, To lange find wir auch auf die bloße Macht ange- 
wieſen, und diefe erlaubt befamtlih nur einen ſehr beichränkten Gebrauch. — 
Terner hat man die Gebilfenprüfungen aud bei und einführen und 
Denjenigen, der diefe Prüfung nicht beftand, von allen Kaſſen und Vereinen aus: 
Ichließen wollen. Da man Durch dieſes Mittel jedoch Niemand aus ver Welt 
Ihaffen fann, fo ift der Betreffende trog alledem da und wird als „billige Ar- 
beitöfraft” auch feine Verwendung finden. Die Lehrlin epväfung Dagegen 
wird, wenn man fie in der richtigen Weiſe vomimmt, Non mehr Anhänger 
finden und wir fommen deshalb weiter unten barauf zurüd. — Viele Eltern 
werben ohne Zweifel durch das übliche Wochengeld veraulaßt, ihre Kinder 
einem jolchen Gefchäfte zuzuführen; die Abſchaffung des Wochengeldes, 
die man von einigen Seiten verlangte, würde diefen Umftand allerdings ver: 
eiteln, — aber dem Lehrling gar nichts zahlen, das wilrde den Vortheil des 
Principals nur vergrößern, und, wie früher, venfelben in Koft und Logis 
nehmen — dieje patriarchaliſchen Verhältniffe, fo gut wie fie zu ihrer Zeit 
gewejen fein mögen, find heute nicht mehr am Plage und nad unjerer Mei: 
nung würde auch dadurd die Zahl der Lehrlinge nicht vermindert werben, 
dem bei unferen heutigen Verhältniſſen find leider die Eltern ſchon zufrieden 
geftellt, wenn fie nur überhaupt einen Keftgänger weniger haben, ja wir möch⸗ 
ten faft behaupten, daß e8 nur im Interefje der Principale gelegen bat, diefen 
früher allgemein gehanphabten Modus in Wegfall zu bringen, weil ihnen 
der Lehrling zu theuer zu ftehen kam. Uebrigens veicht das übliche 
Koftgeld nicht einmal hin, dem Lehrling den nöthigen Unterricht geben zu 
lafjen, es kann aljo von einem Vortheil für die Eltern feine Rebe in, vor: 
ausgeſetzt, Daß dieſelben ihre Pflicht dem Sohne gegenüber erfüllen wollen. — 
Weiter wollte man das Reiſegeld abichaffen oder den Ausgelernten 
hohe Eintaufsgelder auferlegen. Es iſt wohl kaum nöthig, darauf 
inzuweiſen, daß ſich ein Erzieher nicht darum kümmert, ob feinem BZögling 
päter Hinderniffe bereitet werben, die ja doch nur in gewiſſen Fällen ein- 
treten. Wenn derſelbe fich um den ihm anvertrauten jungen Mann fo wenig 
fümmert, daß er ihm unter Umftänden feine ganze Zukunft verdirbt, fo 
wird er fi auch nicht wegen folder Kleinigkeiten bemühen. — Endlich will 
man e8 jo weit bringen, daß den in Burſchenfabriken (d. b. in ſolchen 
Drudereien, welche faft ausſchließlich nur Lehrlinge befchäftigen) Ausgelernten 
der Eintritt in unſere Gemeinſchaft verfagt wird. Ebenfo jollen die Gehilfen 
ein für allemal in folden Drudereien nicht conditiomiren. Die Gründe gegen 
den erſtern Borichlag haben wir fchon oben erörtert, man ſchafft dadurch die 
Betreffenden nicht hinweg, ja man macht das Uebel nur noch größer, weil 
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denſelben nicht Anderes übrig bleibt, al® mit den übrigen Gehilfen zu coms 

curriren. Der letztere Vorſchlag ift eigentlich ſelbſtverſtändlich und bebarf 

feiner Erörterung: Wer gegen ein Uebel anfümpft, und das ıft Pflicht der 

Gehilfen, fol und darf dieſes Uebel durch feine Unterftügung nicht noch vergrößern. 

* * 
* 

Das wären die hauptſächlichſten Vorſchläge, die bisher bezüglich biejer 
Frage auftauchten. Wir haben diejelben ver Bollftändigfeit wegen bier ange 
führt umd gehen nun zu Dem über, was in diefer Frage für jest zu thun iſt. 

Alle Forderungen, die wir aufitellen, müffen vom humanen Standpunfte 
aus zu vertheidigen, fie müfjen jo beichaffen fein, daß jeder rechtichaffene Menſch 
ihnen ohne Weitered nicht allein jene Zuſtimmung giebt, ſondern auch nad) 
Kräften zu deren Verwirklichung beiträgt. 

Freilich mag bier und da die individuelle Freiheit der Arbeitgeber be= 
fchränft werden. Aber Freiheit fegt gleiches Recht voraus: Wir können und 
dürfen deshalb nicht dulden, daß ein Theil, die Arbeitgeber, ihre Freiheit 
in jo ausgedehnten Maße gebrauchen, daß für den andern Theil, die Lehr: 
linge, jo gut wie nichts übrig bleibt. Und ba femer der Iegtere Theil ſich 
nicht felbft helfen kann und deren Erzieher von ven herrichenden Uebelſtänden 
nicht unterrichtet find, jo muß die Gefammtbeit dafür eintreten, indem jie 
folgende leitende Geſichtspunkte aufftellt : 

1) Jeder aufzunehmende Lehrling muß die nöthige geiftige und körperliche 
Befähigung zu dein zu erlernenden Berufe befigen; es ift aljo darauf 
Bedacht zu nehmen, daß er | 
a. eine gute Schulbildung; 

b. einen gelunden Körper, vor Allem eine gefunde Bruft und qute 
Augen befigt. 

Der Erzieher ift verpflichtet, fich genau nach dem Geſchäftsbetriebe der 

betr. Officin zu erfundigen; er muß ſich vor Allem überzeugen: 

a. ob die Möglichkeit gegeben ift, den Lehrling allfeitig auszubilden; 

b. daß die regelmäßige Arbeitszeit eine die Kräfte des Lehrlings 
nicht überiteigende iſt. 

3) Durch Bermittelung des Deutihen Buchdruckerverbandes find an jedem 
größeren Orte Commiffionen, event. unter Betheiligung einiger Prin— 
cipale, zu bilden, dieſen Commiſſionen fällt die Aufgabe zu: 

a, den Erziehern mit Rath und That an die Hand zu geben, reſp. über 

alles Erforderliche Auskunft zu geben; 

b. den Lehrling theils vor der Aufnahme, theils während der Dauer 

des erſten Lehrjahres, in der jogenannten Probezeit, zu prüfen ; 

c. denjelben während der Yehrzeit zu controliven. 

) Aljährlih find für das größere Publikum beſtimmte Berichte zu ver— 
öffentlichen, die, gleich dem vorliegenden, die herrichenden Uebelftände, 
nöthigenfalls mit Nennung der betr. firmen, beipredien und fo direct 
auf Diejenigen reife einwirken, die einzig und allein noch ein Intereſſe 

‚daran haben fünnen: auf die Eltern und Erzieher. 
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Die Lehrherren haben die Pflicht, die Thätigfeit des Lehrlings ftreng zu 
benuffichtigen, feinen Wirkungskreis nad, jeder Seite bin gu erweitern, 
ihn zur Selbflänvigfeit zu erziehen, auf die Wortbildung anvegend zu 
wirken u. |. w. 

Die meiften diefer Herren tbun das aber nicht; fie tragen vielmehr 
tüglih dazu bei, die ihrer Obhut anvertrauten Zöglinge intellectuell und 
materiell zu Grunde zu richten. 

Es bleibt uns ſonach nichts übrig, als dieſe Angelegenheit felbft in bie 
Hand zu nehmen. Wir werben demnach vor Allen in jedem Bezirke Yadı- 
commiſſionen bilven, welche das, was eigentlich den Lehrherren zufäme, felbit 
beforgen und dadurch die letzteren zwingen, dem Humanitätsgefühl mehr 
Rechnung zu tragen, als dies bisher geſchah. 

Die Aufgabe dieſer Commilfionen wird e8 fein, die Eitern und &r- 
zieber, welche gefonnen find, ihre Kinder und Zöglinge unferm Berufe zuzu⸗ 
führen, auf die Schäden und Mängel, wie fie in einzelnen Buchdruckereien 
und überhaupt auftreten, aufmerkſam zu machen. Als Grundlage werben 
diefen Commiſſionen die alljährlich zu veröffentlihenden Zufammenftellungen 
dienen, die fich ſpäter, wie ſchon erwähnt, darauf beſchränken follen, die ein- 
zelnen Geſchäfte, veip. Drudorte zu bezeichnen, welchen im Intereſſe des heran 
wachſenden Geſchlechts keine Lehrlinge zugeführt werden dürfen, ferner ftatiftifche 
Nachweiſe Über die wachſende Zahl der Buchdrucker im Verhältniß zu dem 
Geſchäftsgange, über Krankheitd- und Sterbefälle u. dergl. zu bringen. 

Weiter wird e8 diefen Commiſſionen zufallen, vor Beginn der Lehrzeit 
darauf zu fehen, daß die nöthige Schulbildung, ſowie der erforderliche Ge⸗ 
ſundheitszuſtand vorhanden if. Dies Toll erreicht werben durch anzuftellende 
Prüfungen, denen die betr. Lehrherren activ oder paſſiv beimohnen können. 

Eine fernere Aufgabe diefer Commilfionen liegt darin, daß fie die 
etwaigen Lehreontracte prüfen, wie überhaupt ihr Augenmerk darauf richten, 
dag von beiden Seiten, Lehrherrn und Lehrling, die eingegangenen Ver—⸗ 
pflichtungen erfüllt werben. 

Sobald dieſe Einrihtung in's Leben getreten, werden fi noch mehr 
Anforderungen geltend machen, welde derartige Commilfionen zu erfüllen 
haben. Auf jeden Fall können fie nur nugbringend wirken, ſowohl für das 
Geſchäft im Allgemeinen, wie ganz befonvers fire ſolche junge Yeute, die aus 
Unerfabrenheit fih dem Berufe zuwenden und erft zu ſpät erfahren müffen, 
welcher Nachtbeil ihnen dadurch erwachſen ift. 

Diefe Forderungen mögen für die Herren Arbeitgeber hart klingen, ein 
Theil von ihnen wird uns auch auf diefem Gebiete bekämpfen, aber wir 
fönnen nicht den materiellen Vortheil Einzelner berüdfichtigen, wo es fih um 
bie Rettung junger Männer handelt, die aus Unwiſſenheit oder weil man 
ihnen eine glänzende Zukunft vorfpiegelt, fich diefe ihre Zukunft gründlich 
verderben. Wir wollen Wahrheit, wir wollen Erfenntniß des Bevor: 
ftehenden. Iſt diefe da, fo bat es fich der Betreffende dann Lediglich jelbft 
zuzufchreiben, wenn feine Hoffnungen nicht erfiillt werben, und das iſt das 
allein Richtige, denn „Jeder ift feines Glückes Schmied!“ 
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Bisher hat man ner die Arbeitgeber um Kath gefragt. Diele 
waren ım betreffenden Falle Partei. Und fie haben wohl kaum je die Wahr- 
beit gejagt — ein großer Theil des Publifumsd ift fi Darüber ſchon jegt 
far, man ift im Allgemeinen, wenigftend in größeren Städten, bei Weitem 
vorjichtiger geworden; bie meiſten Lehrlinge werden ohne Ausnahme von den 
Dörfern recrutirt. Ein Beweis, daß ed nur an der nöthigen Aufklärung 
gefehlt bat. Suden wir aljo mit allen Mitteln biefe Aufklärung zu 
Ihaffen, jo wird an die Stelle der Ausbeutung zu Gunſten Einzelner bie 
Gerechtigkeit treten, d. h. ein jeder Arbeitgeber wird fih dann gezwungen 
jehen, den übernommenen Berpflichtungen auch nadzufommen.. Wer nicht 
das Geſchick Dazu bat, oder wer nicht ehrlich genug ift, Died zu thun, dem 
dürfen feine Lehrlinge anvertraut werden, und das zu verwirflichen ijt unfere 
Aufgabe, 


* * 
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Wiederholen wir in Kürze das im Vorſtehenden näher Ausgeführte. 

Die Aufnahme der Lehrlinge geſchieht meiſtes nur, um billige Ar— 
beitöfräfte zu ſchaffen — die Ausbildung derſelben erfolgt nur inſoweit, 
ald Der pecuntäre Gewinn des Arbeitgeberö dies erheiſcht — auf die Ent- 
widelung der geiftigen und förperlichen Fähigkeiten wird nur Obacht ge- 
nommen, ſoweit e8 der Geſchäftsgewinn erfordert. 

Die Folgen diefer Verfahrungsweiſe ergeben ſich von felbft: Weberzabl 
an Arbeitöfräften, welche fi gegenfeitig unterbrüden belfen — unvolltom= 
mene techniſche Ausbildung — Mangel an Charatterfeftigtet — ſchlechter 
Berbienft — ungenügende Ernährung — Krankheiten aller Art und jchließ- 
lich moraliſcher und phyſiſcher Tod. 

Die Zahl der hier geſchilderten Buchdrucker iſt täglich im Wachſen, aus 
dem einfachen Grunde, weil die Gewerbefreiheit ꝛc. ausſchließlich zu Gunſten 
der Arbeitgeber ausgebeutet wird. 

Was bedürfte es noch weiterer Auseinanderſetzungen? Das Vorſtehende 
iſt hinreichend, um Veranlaſſung zu geben, daß Eltern und Erzieher erſt 
mit ſich zu Rathe gehen, ehe fie die Zukunft der ihnen anvertrauten jungen 
Yeute beftimmen. 

Wir jehen recht wohl, daß die meiften anderen Gewerke ebenfalld Män— 
gel und Gebrechen zu verzeichnen haben, aber troßdem wäre ein beſſerer 
Ausgleih möglid, wenn man mit etwas weniger Gedantenlojigtert zu Werke 
ginge; wenn dadurch weiter Nichtö zu erreichen ift, fo würde doch erreicht 
werben können, daß Jeder an den richtigen Platz geftellt wırd, und dad muß 
die Hauptaufgabe aller Derjenigen werden, welche fich berufen glauben, im 
allgemeinen Intereſſe zu wirken, 

Diefe Hauptaufgabe kann freilich erſt ganz und voll erreicht werben, 
wenn feitend der Arbeiterparteien die herrſchenden Mifftände mehr am's 
Tageslicht gezogen werden — und Dazu dienen bejonders die ftatiftiichen Nach- 
weife — und wenn jeitens der einzelnen Arbeiter etwas mehr in Praris als 
in Theorie gemacht wird. Wiſſen wir, melde Verhältniſſe in jedem einzelnen 
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Gewerk walten und bringen wir dieſe Verhältniffe in ein Geſammtbild, fo 
laſſen fih auch ſehr Leicht die Mittel und Wege finden, wie verjchiedenen 
Mifftänden abgeholfen werden kann. 

Gedankenloſigkeit hier und dort — Arbeitgeber , Arbeiter, Eltern 
und Erzieher, Alle tragen gleihmäßig ihren Theil bei. Möge man beftrebt 
fein, an deren Stelle Erfenntniß zu fegen, Dann wird man viel weniger 
Grund zu Klagen haben. 

Unwiffenbeit ift der Feind aller Beſtrebungen der Neuzeit — feten 
wir an deren Stelle Wiſſen und ruhige, klare Ueberlegung, 'und 
man wird bald die Wahrheit von dem Schein unterfcheiven lernen. 

Vor Allem ift es die Aufgabe der Gewerksgenoſſenſchaften, 
in diefem Sinne zu wirken. Man unterftüge diefe nad Kräften und ftrebe 
vornehmlich dahin, daß dieſelben durch Ziffern den Nachweis der verichiebe- 
nen Mängel führen und auf dieſe Weife ſich eine feſte Baſis für ihre Be: 
firebungen bilden. Der Erfolg wird nicht außbleiben. Haben wir alle 
Schäden ſchonungslos aufgevedt, jo giebt es für unjere wirtbichaftlichen 
Gegner nur zwei Wege: Entweder fie müflen gegen und direct Front machen 
und dadurch befunden, daß fie es jet und immer mit dem Wohle der arbeit: 
tenden Klaſſe unehrlich gemeint haben, oder fie müfjen fih unferen Be- 
firebungen anjchliegen und dadurch in die Reihe der ehrlichen Verfechter für 
gleiches Recht für Alle eintreten. 

So lange die folide Baſis nicht geihaffen, wende man fih an bie 
Arbeitervereine um Auskunft. Diefe allein find befähigt, ein gerechte Urtheil 
über die einjchlagenden Verhältniſſe abzugeben. 

Möge das Vorftehende wenigſtens in etwas dazu beigetragen haben, 
und dem oben bezeichneten Ziele näher zu führen, dann ift der Zweck viefer 
Beilen zur Genüge erfüllt. 

Leipzig, im März 1869. 





Da der Ausihuß des „Vereins für Socialpolitit“ Werth darauf legte, 
aus einzelnen Gewerken Stimmen über die in denfelben herrſchenden Lehrlinge: 
verhältniffe zu veröffentligen und das Gutachten des Hrn. Ganguin mehr 
allgemein gehalten ift, jo glaubte der Verf. der vorftehenden „Anſprache“ der 
Sache einen Dienft zu erweilen, wenn er dem genannten Ausihuß die Auf- 
nahme diefer Arbeit beſonders empfahl und dadurch diejelbe der Vergeſſenheit, 
entriß, zumal bie gefchilverten Verhältniffe im großen Ganzen noch Beute 
vorhanden find, zum Theil fogar in erhöhten Grade, ohne daß bis jekt 
irgend eins ber vorgefchlagenen Mittel zur Ausführung gekommen wäre. 
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R. 
Gutachten 


erſtattet vom 
Ständigen Ausſchuß des Verbandes der deutſchen Baugewerksmeiſter. 


Die von dem Verein für Socialpolitik über das Lehrlingsweſen geſtellten 
drei Fragen beehrt ſich der Verband der Deutſchen Baugewerken⸗Vereine auf 
Grundlage der von den Deutſchen Baugewerken-Vereinen erforderten und erſtat⸗ 
teten Gutachten ganz ergebenſt dahin zu beantworten: 

1. Seit Auflöſung der alten Gewerbe-Verfaſſung hat ſich im Bau: 
gewerbe nicht allein eine erftaunlice Zunahme des Bruchs von Lehrverträgen 
Seitens der Lehrlinge, fondern auch eine Abnahme der Xuft, etwas Tüchtiges 
zu erlernen, berauögeftellt. Das Streben der Lehrlinge, ihrer Eltern und 
Bormünder ift dem Uebergewicht nach weniger auf die Erreichung einer guten 
Fachbildung, als auf die Gewinnung eines möglichſt hoben Lohnes bei mög: 
Üchft geringer Leiftung gerichtet. Die Lehrlinge haben aufgehört, wie Früher 
es war, es als Ehrenpunft zu betrachten, bei demfelben Meifter, bei dem fie 
ihre Lehrzeit begonnen haben, diefelbe zu beendigen. Mit Gleichmuth gehen 
fie einem Wechfel entgegen. Namentlich legen fie auch auf die Form, unter 
der die Löfung des Lehrlingverhäftnifies geichieht, feinen Werth mehr. Mit 
dieſer Schwächung des Ehrgefühls geht dad Schminden der Luft, feine Schul- 
digkeit zu thun, Hand in Hand. Dazu mehren fid) täglih die Anzahl der 
Fälle, daß Eltern und Vormünder der durch Lehrvertrag auf beftimmte Zeit 
gegen vorher vereinbartes Kohn gebundenen Lehrlinge noch im Laufe der Lehr: 
zeit — zumeiſt im dritten und vierten Lehrjahre — an die Lehrherren mit 
dem Berlangen berantreten, das Koftgeld der Lehrlinge der Lohnabreve ent- 
gegen zu erhöhen, widrigenfalls fie dieſelben nicht ferner bei ihnen belaffen 
würden, und daß bei Weigerung dieſer Koftgelverhöhung diefe Drohung zur 
Wahrheit gemacht wird. 

Eine Verfolgung derartiger, nicht vereinzelt unter der Autorität von 
Vormundſchaftsbehörden verübten Nechtöverlegungen wird erjchwert, weil die 
Gerichte über die Competenzfrage fireiten. So Tiegen Bälle vor, in denen 
die Recurdinftang die zur Entſcheidung einer Streitigfeit zwiſchen Lehrherrn 
und Eltern des Lehrlingd angerufenen ordentlichen Gerichte auf Grund Des 
8. 108 Gew.:Dron. für unzuftändig erflärt hat, weil der Ball vor die Ge— 
werbegerichte gehöre, während das Gewerbegericht feine Thätigkit ablehnt, 
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weil es fih um feine Etreitigkeit zwiſchen Lehrherrn und Lehrling felbft han⸗ 
dele. Erlangt der Lehrherr aber jelbft ein obſiegliches Erkenntniß, jo fehlt 
es an der nöthigen Rechtshülfe, ſolches zur VBollftredung zu bringen. In den 
feltenften Fällen gelingt e8, durch Perfonalzwang den Lehrling den Lehrheren 
zurüdzuführen, für welden dann immer noch feine weitere Wirkung Davon 
entſteht, als daß der Lehrling abfichtlih Alles verdirbt, um fich fo bei dem 
Lehrherrn unleidlich zu machen und feine Entlaffung zu erreichen. 

In den bei Weiten meiften Fällen weiß fich indeß der Lehrling durch 
Wechſel feines Wohnortes jeder Erecutionsmaßregel zu entziehen. Entſchä⸗ 
digungäflagen find theils wegen der Mittellofigteit der Lehrlinge und deren 
geſetzlichen Vertreter, theils aus der irrigen Auffaffung mander Richter, der 
Anſpruch fönne ſich nach Gew.Ordn. 8. 108 nur auf das halbjährige Lehrgeld 
erftreden, jo daß, wo Lehrgeld nicht vereinbart, ein Schabenserjaganfpruch 
wegen Lehrvertragsbruchs nicht beftehe, undurdführber. 

Es Hat fid) deshalb im Berliner Baugewerbe die bevauerliche Praris 
berausgeftellt, Daß einerfeitö wegen der Weitläufigfeit und Unzuverläffigfeit 
des Rechtsverfahrens, andererfeitö wegen der Refultatlofigkeit von Executions- 
ae die Verfolgung von Lehrvertragsbrüden faft ausnahmslos unter- 

eibt. 

Diefe Nichtverfolgung reſp. Unverfolgbarteit der Rechte des Lohnherrn 
gegen den Lehrling und deſſen geſetzliche Vertreter auf Vollendung des Lehr- 
verhältniffes reip. Echadenserfag wegen früherer Unterbrechung deſſelben trübt 
in weiterem Verfolg infofern das allgemeine Rechtöbewußtfein, als die Bethei⸗ 
Tigten fich bei ihrem Contractbruch im Rechte glauben und fo eine Rechts— 
verlegung immer wieder neue nach ſich zieht, To daß allmählich für Recht 
gehalten wird, was unrecht ift. 

Die Neigung der Lehrlinge zum Contractbruch droht aber in weiterem 
Berfolg für die Entwidelung der Bauinduftrie auch dadurch nachtheilige 
Wirkung zu äußern, daß mit Zunahme der Ungewißheit, ob der Lehr- 
ling feinen Vertrag außhalten und fein Xehrverhältnig beenden werde, bie 
ſchon vereinzelt auftauchenve, an ſich nicht ungerechtfertigte Anſchauung in den 
Lehrherrnkreiſen weitere Verbreitung finden möchte, es ſei unflug, den Lehr⸗ 
ling möglichft gründlich auszubilden. Denn da ber tüchtige, geſchulte Lehrling 
vor Beendigung der Lehrzeit Leichter als Geſelle Arbeit finden wird, als ber 
minder geſchulte, jo wird felbftredend der auf Ausbildung des Lehrlings ge- 
richtete größere Fleiß für den Lehrherrn die ihm nachtheilige Wirkung äußern, 
daß der Lehrling ihm nur defto früher entläuft. Die Klugheit dürfte deshalb 
leicht zu dem der Inbuftriefachentwidelung nachtheiligen Praxis führen, den 
Lehrling erft möglihft ſpät zur volllommenen Ausbildung zu bringen, deshalb 
die Beibringung gewiffer Handgriffe, Wertigfeiten und Arbeiten ſozuſagen bis 
zur legten Stunde zu verſchieben, jo daß es leicht kommen fann, daß der 
eintvetende Ablauf der Lehrzeit Lehrling und Lehrheren überrajcht, bevor die 
vollftändige Ausbildung gelungen if. Mit einem Wort, die Zunahme des 
Lehrlingsvertragsbruchs birgt die Gefahr einer Abnahme der Luft, Lehrlinge 
auszubilden. Sehen wir ja jet Ichon viele bewährte Arbeitgeber der Aus- 
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bidung von Lehrlingen fi principiell enthalten. Bon nicht minterer Trag- 
weite ift Die Erwägung, daß die ohne genügende Ausbildung entlaufenen 
Lehrlinge das Contingent der unbrauchbaren Geſellen vermehren, daß grade 
bei den unbraudhbaren Geſellen Lohnforderung und Feiftung nicht im richtigen 
Berbältniffe ftehen; daß deshalb fie bei eintretendem Weberfluß des Angebotes 
über die Nachfrage nach Arbeitskraft zunächſt brodlos werden und damit in 
das Lager der über die gefellichaftliche Lage Unzufrievenen geführt werben, 
jo Daß die durch die Gewerbeordnung geſchaffene gefetzliche Beglinftigung des 
Lehrvertragsbruchs jedenfalls alſo auch moraliſch nachtheilig wirft. Sntofern 
mr zur fachgemäßen Ausführung einer Arbeit die Aneignung eines gewiſſen 
Grades von Fertigkeiten nothwendig ift, folgt weiter, daß, fofern bie Poäteren 
Arbeitnehmer dieſen Fertigkeitsgrad nicht ſchon während des Lehrverhältnifies 
jih angeeignet haben, fie fich denfelben in ver Zeit, wo fie als Arbeiter 
Veihäftigung nehmen, alfo auf Koften des Arbeitgebers. aneignen müſſen 
und jo eine Vertbeuerung der Productionskoften bewirken. Dabei ift auch 
nicht zu überfehen, daß namentlich um Baufach ſelbſtändige Thätigfeit ohne 
technische Borkenntniffe leicht zur Gefährdung von Leben und Gejundheit führen 
'ann. Als weitere Folge der Abſchaffung eines Fähigkeitsnachweiſes zur 
Geſellenarbeit ift endlich bie Thatfache nicht unberührt zu laffen, daß die 
Lehrlinge überwiegend die Gelegenheit zur tüchtigen Ausbildung der Lohnfrage 
nachſetzen. Dort, wo der höchſte Lohn gezahlt und die kürzeſte Lehrzeit gefor: 
dert wird, iſt Andrang von Lebrlingen. Lehrlingebildungsanftalten werben 
mit Widerwillen beſucht. Ter Bund der Baus, Maurer und Zimmermeifter 
in Berlin hat drei Fachſchulen für Lehrlinge feiner Mitglieder eingerichtet. Hier 
ſtößt man bet Lehrlingen, mit welchen vor Einrichtung der Schulen Vertrag 
abgejchlojfen, aljo der regelmäßige Schulbeſuch noch nicht zur Vertragsbedin⸗ 
gung gemacht werden fonnte, nicht felten auf einen von Eltern und aud) Vor— 
mündern begünftigten Wiverftand, die Schulen zu bejuchen, indem fie darauf 
pochen, vertragsgemäß zum Beſuch nicht verpflichtet zu fein. 
" Im Großen und Ganzen läßt fi alfo das Geſagte dahin zujammen- 
aſſen, 
daß ſeit Auflöſung der alten Gewerbeverfaſſung in Deutſchland in der 
Lage der Lehrlinge ſich einerſeits zwar eine beſſere Löhnung der Lehrlinge, 
andererfeit8 aber eine unverfennbare Abnahme des Lerntriebes, des Ehr⸗ 
hls und des Grades der erworbenen, fir das Bach erforderlichen Ges 
didlichfett vollzogen habe. 

2. Daß dieſe Uebelftände durd freie Thätigfeit von Arbeitern und 
Arbeitgeber: Vereinen ohne Mitwirkung, beziehentl. Eingreifen der Staatshülfe 
wirkſam behoben werben fünnten, ift jo lange zu bezweifeln, als engherzige 
Ausgabeſcheu und Furzfichtige Selbitfucht vieler Arbeitgeber von einem An⸗ 
ihließen an die anderen zu gemeinfamem Wirken abhalten wird, ohne daß 
jedoch geleugnet werben foll, daß dieſe jetst beftehenden Vereinigungen bis zu 
gewiſſem Grade nüglich wirten können. Es ift bereit unter 1 hervorgehoben, 
daß Seiten® des unter dem Namen „Bund der Bau, Maurer- und Zimmer⸗ 
meifter zu Berlin” beftehenden Bau=-Arbeitgeber-Vereind drei Fortbildungsjchulen 
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für die Lehrlinge errichtet find, deren Beſuch für die fett 1. Juli 1874 an= 
genommenen Lehrlinge ein obligatorifcher if. Auch ftellt diefer Verein umd 
ftelen alle anderen Baugewerken-Vereine ihren Lehrlingen nad) beendeter 
Lehrzeit Lebrbriefe aus. Ste regeln das Lebrverhältnig nad einheitlichen, 
die beiberfeitigen Intereſſen in humaner Weiſe regelnden Verträgen. “Die 
Veitglieder diefer Vereine werden in Zukunft den mit Lehrbriefen ausgeftellten 
Arbeitnehmern auf ihren Bauplägen vor allen anderen den Vorzug geben. 
Die Namen contractbrüdiger und entlaufener Lehrlinge werden auf zweck⸗ 
dienliche Weife den Vereinsmitglievern angezeigt, ohne daß denſelben jelbft- 
redend verſagt ift, ſolche unausgelernte, entlaufene Burfhen in Arbeit zu 
nehmen, während andererſeits allerdings annehmbar ift, e8 werde kaum Jemand 
große Neigung zur Beichäftigung Contractbrüchtiger verjpüren, von denen er 
fid) zu verjehen hat, ähnlich bebandelt zu werden, alfo Aerger und Undank 
als unvermeiblihe Folge vor Augen hat. 

Da indeß der bei Weitem größere Bruchtheil von Arbeitgebern aufßer- 
halb ver Vereine fteht, wird die vorberegte freie Thätigkeit der Arbeitgeber- 
Bereine für die nächfte Zeit wenigftend nur einen geringen Exfolg — 
der ſich indeß heben müßte, ſobald Arbeitnehmer-Vereine in der Weiſe mit 
den Arbeitgeber-Vereinen Hand in Hand gehen würden, daß jene die Mit- 
gliedſchaft —* Arbeitnehmern verſagen, welche vor beendeter Lehrzeit con⸗ 
tractbruchig ihr Lehrverhältniß gelöſt haben. 

Durch ein ſolches gemeinſames Wirken von beiderlei Vereinigungen würden 
beide gewinnen: Die Arbeitnehmer-Vereine würden den beſſer vorgebildeten 
Theil der Arbeitnehmerſchaft in ſich vereinigen und könnten fo für die Arbeit— 
geberjchaft unverwendbare Perſonen in ihrer Mitte nicht haben. Dann würde 
eine Verftändigung beider in der Art anbahnbar fein, daß Arbeitgeber-Vereine 
die Mitglieder der beregten Arbeitnehmer-Bereine ausſchließlich, oder, falls fie 
mehr Arbeitöfraft als diefe ftellen können, bebürfen, vorzugsweiſe vor andern 
Arbeitnehmern zu beichäftigen ſich verpflichten, und jedenfalls Mitglieder jener 
a nie von der Arbeit zurückweiſen, jo Iange ſolche überhaupt noch vor= 

nden ıft. 

Gegenwärtig, wo contractbrücdhige Lehrlinge Mitglieder aller Arbeit— 
nehmer-Bereine fein können, verbietet fich ſelbſtredend für die Arbeitgeberichaft 
ein Beſchluß, ausnahmslos nur Mitglieder beftunmter Vereine zu beichäftigen, 
indem es dann ja kommen könnte, daß auf.diefe Weife Jemand zur Beldäf- 
tigung feines eigenen entlaufenen Lehrlinge als Geſelle verpflichtet fein könnte. 

3. Jede Eur befteht in der Bejeitigung der Wurzel, aus dem bie 
Krankheit entfprungen, und muß am Site der Krankheit beginnen. Demnach 
läßt fich Befeitigung des im Lehrlingsweſen eingeichlichenen Uebels auch nur 
durch Beleitigung feiner Urſachen, d. h. Werden des Rechtsbewußtſeins und 
der Erkenntniß des Unrechtes, das im Contractbruh Liegt, Aufpornen bes 
Lerntriebes, Belohnen des Lerneifers erwarten. Höchſtens das Letztere, bie 
Belohnung des Lerneiferd, ift der freien Thätigfeit allein möglich, zu den 
iden Umgeſtaltungen ift die Mitwirkung der Gefetgebung unent⸗ 

rlich. 
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Demnach ſind alſo bei Lage der Verhältniſſe ohne Mitwirkung der 
Geſetzgebung durch freie Thätigkeit von Arbeiter- und Arbeitgeber-Vereinen 
bie entſtandenen Krebsſchäden im Lehrlingsweſen nicht beſeitigbar. Erſprieß⸗ 
liche Aeußerungen der Thätigkeit der Geſetzgebung würden ſein müſſen 

a. durch ſtrafrechtliche Ahndung des doloſen Lehrlings⸗Contractbruchs an 
dem Thäter, deſſen Anſtifter (Eltern, Vormund), Theilnehmer und 
Begünſtiger (zukünftige Arbeitgeber), 

b. oder doch mindeſtens durch Gewähren einer Perſonalhaft gegen den 
entlaufenen Lehrling auf die Dauer des Lehrverhältniſſes im Wege des 
Civilrechtsverfahrens und 

ec. Schaffen einer Schadloshaltungspflicht der Eltern und Vormünder, 
ſofern ſie Anſtifter und Mitwiſſer des Contractbruchs ſind, 

das verloren gegangene allgemeine Rechtsbewußtſein wiederherzuſtellen; ferner 
durch Feſtſtellen einer 

d. Pflicht des Lehrlings zum Beſuch der Lehrlingsſchulen, wo ſolche beftehen, 
und eines Verbotes der Lehrherren, ſie von dieſem Beſuche abzuhalten, 

e. Nachweispflicht für die Arbeitnehmer, ihre Lehrzeit vertragsgemäß beendet 
zu haben, alſo obligatoriihe Einführung von Lebrbriefen 

die Nothmendigkeit, Kenntniſſe fid aneignen zu müſſen, zu ſchaffen; 

f. durch Aufftellen einer Hauptoorausfegung für die ftaatliche Anerkennung 
von Arbeiter-Bereinen, ihre Mitgliepichaft auf Perjonen zu befchränten, 
welche den Nachweis rite abjolvirter Lehrzeit führen, 

g. dur Schaffen ſowohl einer Gelegenheit für die Lehrlinge auf Grund 
einer abzulegenden Prüfung vor einer ſtaatlich anerfannten Behörde 
den Befähigungsnachweis zu führen, als 

h. eines Prämienfonds zur Belohnung hervorragender Leiftungen den 
Ehrgeiz der Lehrlinge und damit den Lernbetrieb wieder zu beleben. 

Die letztere Forderung anlangend kann, mas für die Arbeitnehmerichaft 
auf wiſſenſchaftlichem Gebiete fortwährend mit Erfolg gefchieht, nämlich Die 
Ertheilung von Staatöprämien fir gelöfte Preisfchriften, von Reifeftipendien bei 
nachgewieſener Wirrdigkeit, von Chrenmedaillen und Aehnliches mehr, für bie 
Urbeitnehmerichaft im Handwerkögebiete unmöglich nachtheilig fein. Einem 
Mißbrauch, daß die Geſellennachweiſe ebenfo verkäuflich fein möchten, wie die 
Doctordiplome in Göttingen, Gießen, Heidelberg, Roſtock es Tängere Zeit 
waren, ift Dadurd vorzubeugen, daß man die Exramengebühr möglichft gering 
bemißt und fo den Prüfungscommiffionen die Luſt benimmt, einer veichen 
Mebenrevenue wegen, alfo aus Liebe zum Erwerb den Ernſt der Sache herab: 
zumwürdigen und ihre Vorrechte zu mißbrauchen. | 

Unerwähnt darf fchließlich nicht bleiben, daß der Braunjchweiger und 
der Thüringer Baugewerfen-Berein in der Einführung von Schiedsgerichten 
mit ftaatliher Execution eine wirkſame Maßregel für Hebung des Lehrlings- 
weiens finden zu dürfen meinen und letterer fogar zur Hebung des Lehre 
lingsweſens: 

a. Schutz der Arbeitgeberſchaft bei Führung des Meiſterprädikats, 

b. Geſellen⸗Arbeitsbücher oder Arbeitskarten und Entlaſſungsſcheine, 
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c. Gewerbekammern, 

d. Gewerbegerichte 
verlangt. 

Sp ſehr wir das Erfprießliche dieſer angeftrebten Veränderungen im 

Gebiete des Gewerbeweſens und der Gewerbegeſetzgebung behufs allgemeiner 
Hebung des Gewerbeftandes vielleicht zu vertreten im Stande fein möchten, 
fönnen wir doch nicht umhin, auszuſprechen, daß ein Caufalzufammenhang 
zwiſchen Lehrlingsweſen und jenen angeftrebten Gejegesänderungen und nicht 
erfennbar ift und wir die gebotene Gelegenheit nicht fir angetan halten, 
auf jene Wünſche weiter einzugeben. 


Berlin, im Mat 1875, 





Der ftändige Ausfhuß des Berbandes der Deutſchen Bau— 
gewerksmeiſter. 


(Folgen die Unterſchriften.) 





X, 
Gutahten 


erftattet von 
Julius Schulze, 


Handelskammerſecretär in Mainz. . 
I. 


Die Verſchiedenheit des heutigen Lehrlingsweſens im Vergleih zu dem 
früheren ftellt ſich als eine ſolche bar, welche in ungemein hohem Grade 
„bon innen heraus“ ſich vollzogen bat. Nicht gegebene oder aufgehobene 
efepe, nicht beftummte Einrichtungen und Gewöhnungen, ja nicht einmal eine 
andere Auffaffung vom Wefen und Zweck der Sache haben hier einen ent- 
ſcheidenden Einfluß geübt; fondern, den Trägern des Gewerbebetrieb faft 
unbewußt, geftaltete fich die Art von Grund aus anders, in welcher Lehrlinge 
angenommen, behandelt und unterrichtet zu werben pflegten. Es muß daher 
wohl unterfchieden werden zwifchen dem eigentlichen „legten Grunde”, welder 
diefe Ummälzung bedingte, und den äußeren, der Hauptſache nach nur ſympto⸗ 
matiihen Erſcheinungen, welche bierdurdy veranlaßt worden find. Die Frage I 
lann offenbar nur auf leßtere bezogen werben. ‘Da aber, nad meiner Auf: 
faflung, ihre Beantwortung in diefem Sinne nur eine ungenügende, für bte 
Fragen 2 und 3 feine Binreichenden Anhaltspunkte darbietende fein könnte. 
jo fol nachſtehend der Verfud gemacht werden, vor Allem den erwähnten 
letzten Grund ausfindig zu machen und feine Bedeutung kurz zu charakterifiren. 

ALS ſolchen ertenne ich die gänzlihe Loslöſung des modernen Lehrlings- 
weiend com inneren Zuſammenhange mit dem betr. Gewerbe in feiner Geſammt⸗ 
beit. Früher ging die leitende Idee dahin, daß eigentlid) das ganze Gewerbe 
den Lehrling aufnehme, und daß der Meifter, welchem verjelbe übergeben 
wurde, gewillermaßen nur als Vertrauensmann einer gewerbepolitiichen Orga- 
nifation fungire, während ver Lehrling ſeinerſeits, um in das „Gewerbe 
tecipirt werden zu Zönnen, feine Befähigung hierzu durch die Lehrlings- und 
\päter noch die Gejellen- oder Meifterprüfung nachzuweiſen hatte. So ſchwer 
verbunkelt diefer Gefichtöpunft auch geworben war, fo bildete er doch ficherlich 
eine der Duellen, aus denen das Zunftweſen noch bi8-tief in unfer Jahr: 
hundert hinein eine gewiſſe Exriftenzfähigfeit und infofern auch Eriftenzbered;- 
tigung gezogen hat. — Nun kann fchwerlic verfannt werden, daß, um bei 
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dem Gleichniß zu bleiben, dieſe Duelle abgegraben worden ift, fo daß dem 
Zunftwefen ein bivecter Vorwurf aus feiner Unfähigfeit, dieſelbe beſſer zu 
benutzen, nicht erwächſt. Die Auffaſſung der einzelnen Gewerbe ald orga- 
niſcher Geſammtheiten war nicht nur der Zeitanſchauung total zumider, derart. 
dag kaum gegen einen Punkt mit folder Exbitterung und Hartnäckigkeit 
Sturm gelaufen wurde ald gegen dieſen, ſondern e8 war in der That un: 
möglich, die alte Gliederung aufrecht zu erhalten oder auch nur fie als 
Grundlage einer neuen Geftaltung zu benugen. Ganze Gewerbe verſchwanden 
oder gingen in anderen auf; andere erhoben ſich auf ganz neuer Grundlage, 
unter neuen Borausfegungen; wieder andere nahmen Elemente in ſich auf, 
die ihnen früher ganz fremd geweſen waren; die Verbindung mit dem Handel, 
mit dem Maſchinenweſen, mit genofienfchaftlichen Betriebsformen wirkte viel- 
each völlig umgeftaltend; die Großinduftrie ſchuf nicht nur ihre eigenartigen 
Er Verhältniffe und Eriftenzbedingungen, ſondern übte auch, Direct oder indirekt, 
E gewichtigen Einfluß auf die einjchlägigen Zweige des Kleingewerbed. Das 
F alte Gewerbe, das „Handwerk“ in ſeinem concreten Sinne, exiſtirte nicht mehr — 
Res konnte alſo auch das Lehrlingsweſen nicht mehr in ihm wurzeln. 

F So iſt das Lehrlingsverhältniß, ganz von innen heraus, ein privates, 
mit geſammt-gewerblichen Zwecken nicht mehr im Zuſammenhange ſtehendes 
geworden. Es hat nicht mehr den Charakt ereiner Einrichtung, ſondern aus⸗ 
ſchließlich den eines Vertrags; ob und inwieweit der letztere erfüllt iſt, geht 
J nur die Contrahenten etwas an, und von öffentlichen Einrichtungen, welche 
F hierüber eine Garantie gewähren ſollen (Lehrlingsprüfungen ꝛc.), kann natürkich 
| feine Rede mehr fein. Sehen wir num zu, welche Erſcheinungen ſich an Diele 
E: Veränderung knüpfen. 





II. 


F Auch hier haben wir wieder zu unterſcheiden zwiſchen Primärem und 
Sekundärem, d. h. zwiſchen Solchem, was allgemein und mit einer gewiſſen 
inneren Nothwendigkeit hervortritt, und Solchem, was als gelegentliche Neben⸗ 
erſcheinung, deren äußere Urfachen ſich überſehen und verfolgen laſſen, ſich 
geltend macht. In erſterer Hinſicht ſind es namentlich die Lehrlingslöhne, 
die Auebildung von Lehrlingen durch die Großinduſtrie und das Gewerbe 
ſchulweſen, womit wir uns zu beichäftigen haben; in letzterer die Schwäche 
der durch das moderne Lehrlingsverhältnif begründeten Vertragsrechte, das 
F beinahe gänzliche Fehlen eines, durch dieſes Verhältniß auf —— ſelbſt 
Be ausgeübten moraliihen Einfluſſes und folgereht einerjeit8 der allgemeine 
3% Rückgang der Arbeitöqualität, andererſeits die ftarfe Dispofition des heram- 

wachſenden Gejchlechts zu Turbulenz, Meifterlofigkeit und Genußſucht. Natür⸗ 

Yidy wird kein VBernünftiger behaupten wollen, die jetzige Geftaltung des Lehr- 

lingsweſens trage allein die Schul an den lezterwähnten Punkten. Daß 

aber Hier ein Zufammenhang obwaltet, kann, meines Erachtens, nidt in 

Abrede geftellt werden. — Ehe nun zu einer Durchſprechung diefer einzelnen 
2 Bunfte übergegangen wird, möge eine furze Rechtfertigung des, trotz gänzlich 
by; fehlenden verläffigen Material, unternommenen Verjuches hierzu an biefer 
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Stelle ihren Plat finden. Es ift ohne Zweifel richtig, daß Vieles, was ich 
nachſtehend als allgemein binftelle, in Wirklichlett nur auf einzelnen Wahrs 
nehmungen beruht; daß andere Beobachter zu anderen Refultaten gelangt 
fein fönnen, und daß das Gefammtrefultet, wenn ed fich ermitteln Tieße, 
wahrfcheinlich nicht unerheblih von dem Bilde abweichen würde, welches ich 
bier entwerfe. Indeſſen wird fchwerlich zu beftreiten fein, daß die nachftehend 
geſchilderten Verhältniſſe maſſenhaft vortommen und in manden Theilen 
Deutſchlands überwiegen; und es bleibt für Denjenigen, welder die Berhält- 
niſſe ſchildern möchte, wie fie find, nichts Anderes übrig, als feine Erfahrungen 
und Beobachtungen, mangelhaft wie fie nothwendiger Weile nur fein Können, 
zu Rathe zu ziehen. 

Man kann unter dem Gefichtspunfte des Lehrlingslohnes die Lehrlinge 
Beutzutage faft nur noch in. zwei Kategorien theilen: die einen erhalten fofort, 
Die anderen erft nach einer gewiſſen Zeit eine Bezahlung. Jene alten Lehr: 
lingsverhältniſſe, bei denen ein anſehnliches Lehrgeld bezahlt wurde und ber 
Lehrling nur im legten Jahre, wenn es hoch Fam, eine Art Tafchengeld erhielt, 
baben fi) mit reißender Schnelle dem völligen Verfchwinden genäbert, und 
nehmen an Zabl und Werth noch fortwährend ab. Der Lebrlingslohn ift 
allerdings durchgebends ein jolcher, daß ver Lehrling nicht davon zu eriftiren 
vermag — wiewohl es auch vorkommt, daß der Lohn in den fpäteren Jahren 
allenfalld ausreichen würde —, aber doch über einen Betrag, der als ein 
Tachgemäßes Tafchengeld anzufehen wäre, entjchieven wett hinausgehend. Es 
wird daher dieſer Lohn mindeftens als ein Beitrag zu den Unterhaltungstoften 
angejehen. Hiermit fteht e8 weiterhin im Zufammenhange, daß ver Lehrling 
nur noch in feltenen Fällen Koft und Wohnung bei feinem Lehrherrn bat; 
höchſtens wird, je nach der Eigenart des Gefchäftes, ein theilmeifes Arrange- 
ment in dieſer Hinficht getroffen. Hier und da beginnt man, zur Errichtung 
eigener Anftalten für die Unterbringung, Belöftigung ꝛc. der Lehrlinge über- 
zugehen ; body ift Died noch viel zu vereinzelt der Fall, als daß in Anknüpfung 
hieran ſchon beftimmte Gewohnheiten fi hätten herausbilden können. — 
Auf dem Lande und in induftrielofen Gegenden dauern zwar großentheils die 
früheren Berbältniffe noch fort, aber von entſcheidendem Gewichte iſt Died in 
feiner Hinficht. 

Daß die Großinduſtrie fih mit der Ausbildung von Lehrlmgen nicht 
abgeben fönne, ift ein in letter Zeit oft gehörtes, jedoch nur theilieie wahres 
Wort. Wohl Liegt ein tiefer Sinn im jener altpreußiichen Auffaflung, wonad) 
Großinduſtrie diejenige Art eines Betriebes ift, bei welder eine Erlernung 
diefes Betriebes in jeiner Geſammtheit, eine Ausbildung für denfelben, nicht 
ftattfindet; es ift in der That wahr, Daß ein mwejentliches Kriterium für den 
Begriff einer „Fabrik“ in der Zuſammenfaſſung einer Anzahl, mehr over 
weniger mechanilch betriebener Einzelthätigkeiten liegt, und weder dieſe Zu⸗ 
ſammenfaſſung, die ja gar nicht mehr eigentlich gewerblicher, fondern im 
engeren Sinne des Wortes technifcher Art ift, noch die Einzelthätigkeiten, bei 
denen fich ja unter allen Umſtänden die mechanifche Eingliederung in die Fabrik 
als unerläßlich darftellt, bieten ein geeignetes Feld für gewerbliche Erlernung. 

8 * 
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In diefem Sinne läßt fich vielleicht auch die Faſſung der Trage anfechten ; 
denn lange Zeit dachte man in denjenigen Branden der Großinbuftrie, 
welche dem Fleingewerblichen Betriebe verwandt find, nicht am ein eigenes 
Lehrlingswefen, und mo ſich jest ein ſolches herausbilvet, da läßt fich alfo 
im Allgemeinen von einer gegen früher eingetretenen „Veränderung“ deſſelben 
nicht ſprechen. Indeſſen ift e8 Thatfache, daß neuerer Zeit die Verhältniſſe 
fih in vielen Gewerben binlänglih entwidelt haben, um von einem groß⸗ 
induftriellen Lehrlingsweſen fprechen zu fünnen. Der Grund biewon ift ein 
doppelter. Für's Erſte iſt in manchen Gewerben — fo bei der Mafchinen- 
Ichlofferei und Eifengießerei, bei der Bijouterie, der Uhren: Imduftrie u. |. w. — 
der Grofßbetrieb in foldem Umfange an die Stelle des Kleingewerbes 
getreten, daß eine Heranbildung von Lehrlingen unerläßlich geworben war. 
Aehnlich verhält es ſich in denjenigen Branchen, wo eine Großinduftrie auf 
ganz neuen gewerblichen Gebieten — fo namentlih auf dem ber Tertil⸗ 
Induftrie — ſich berausgebilvet bat; hier ift jedoch eine Ausbildung, welche 
nur einigermaßen an die des gewerblichen Lehrlingsweſens erinnerte, meiſtens 
nicht erforderlich. Für's Zweite bat die Großinduſtrie einen ftarten, theils 
in wirflichem Intereffe, theils in innerer Abneigung beruhenden Drang, fi von 
den „gelernten Arbeitern” thunlichft freizumachen, und fie ſucht dieſes Ziel u. U. 
auch dadurch zu erreihen, daß fie für ihre jeweiligen Specialbevürfniffe 
ſich ſelbſt Lehrlinge beranzuziehen beftrebt iſt. — Mit Lesterem ift die 
weſentlichſte Eigenthiimlichfeit des großinduftriellen Lehrlingsweſens charabteriſirt. 
Man kann zwar keineswegs fo fchlechthin fagen, die großinbuftrielle Lehrlings⸗ 
Ausbildung ftehe qualitativ hinter der kleingewerblichen zurück; der Groß⸗ 
betrieb bietet jo mancherlei Vortheile, es giebt bei ihm fo Vielerlei zu lernen 
und bie kleinſte Arbeit kann jo ſehr vom Hauche der fortgeichrittenften modernen 
Technik durchweht fein, daß eine, wenn auch anders geartete, fo doch eben 
jo große und felbft größere Tüchtigfeit des von ihr Ausgebilveten gegenüber dem 
fleingewerblichen Lehrling ſehr wohl denkbar ift, und wenn orbentlicher gewerb= 
licher Unterricht und Gelegenheit zur Erlangung größerer Bielfeitigleit (4. B. 
durch Aufenthalt in mehreren, in ihren Betriebe-Einrichtungen abweichenden, 
aber doch mit einander verwandten Etablifjements) Hinzutreten, jo kann bier 
ein Grad von Tüchtigkeit erlangt werden, wie das Kleingewerbe ihn nie und 
nimmer zu bieten vermag oder vermochte. Aber ſolche Ausnahmefälle können 
nicht enticheidend fein. Die Regel if, daß es dem „Lehrherrn“ gar nicht 
darauf ankommt, den Lehrling zu irgend einem Telbftändigen Geſchäftsbetrieb 
zu befähigen, er will ihn entweder zu einem Meifter des Etabliſſements 
(Aufleher) beranbilden, in melden Falle er ihn allerdings bis zu einem 
gewiſſen Punkte mit der Gefammtheit des Betriebes vertraut zu machen jucht, 
aber eben doch nur im Hinblid auf Das betreffende einzelne Etabliffement, oder 
er will einen tüchtigen Arbeiter für eine beftimmte, nach den Bedürfnifſen des 
Etabliſſements abgegrenzte Hantierung gewinnen, was doc immer mehr 
oder weniger auf bloße Abrichtung hinauslaufen wird. Allerdings giebt es 
noch verſchiedene andere Verhältniſſe. In manchen Gewerben muß eben boch 
die Exlernung eine ftufenmweife ‚fortfchreitende und allmählich das ganze Gebiet 
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verjelben umfaſſende fein, übrigens find dies zum Theil wieder ſolche, wo 
(wie bei der Bijouterie) jede Stufe der Erlernung burd eine bejondere 
Beihäftigungsart repräfentirt wird, von denen auch die unterfte fofort eine 
Bezahlung empfängt. Weiterhin kommt e8 vor, daß in Fabriken Lehrlinge 
ausgebildet werden, ohne daß die Fabrik als foldhe hiermit Etwas zu thun 
bat; theils im Auftrage der Fabrik, theils aber auch auf eigene Fauſt und 
unter bloßer (oft fogar nur ſtillſchweigender) Zuftimmung ber Leiter bes 
Etablifjements, nimmt ein gelernter Arbeiter einen Lehrling an und ift einer: 
ſeits deſſen Lehrherr, andererjeits, der Fabrik gegenüber, gleihfam Gerant 
für ihn. Es giebt Branchen des Fabrikbetriebs, bei denen dieſe Art der 
Erlernung der regelmäßigen Lehrlingsausbildung ganz gleichwerthig ſein kann, 
weil jo ziemlich alle einſchlägigen Arbeiten vortommen; Dies gilt z. B. von 
dem Schmiede= Gewerbe auf Bergwerken, in Wagenfabriten u. |. w. Se 
nachdem kommt e8 auch vor, daß foldhe junge Leute einfach als Arbeiter 
betrachtet werden und wie andere ihren Arbeitslohn beziehen. Sei dem nun, 
wie ihm wolle, fo wird doch jedenfall® durch dergleichen Verhältniſſe an dem 
mweientlichen Charakter des Tabrik-Lehrlingsthums Nichts geändert. Dafjelbe 
bleibt, der maßgebenven Hauptſache nad), eine nicht ſowohl auf das Erlernen 
de8 ganzen betr. Gewerbes, als vielmehr auf Befriedigung der in dem betr. 
Etabliffement gerade obwaltenden Bedürfniffe gerichtete Ausbildung. Dieſe 
Ausbildung kann in ihrer Art eine jehr intenfive und jehr gründliche fein, 
und kann infofern für einen ganz zwedmäßigen Ausdrud des großen Grund- 
ſatzes der Arbeitsiheilung gelten. Was fie aber nur unter gewiſſen Umftänden 
kann und meiftend auch gar nicht beabfichtigt, das ift eine Erziehung des 
Lehrlings zu gewerblicher Selbſtändigkeit. Hier Liegt der ſpringende Buntt. 
Der —— iſt durchgehends ein künftiger Fabrik-Angeſtellter oder 


ar 

Das Gewerbeſchulweſen, zu welchem wir nunmehr kommen, hat eine 
doppelte Bedeutung: es verwiſcht die Grenzen zwiſchen den einzelnen Gewerben, 
es zieht aber ſeinerſeits eine neue Grenzlinie zwiſchen Denjenigen, welche 
gleichſam die erſte Stufe polytechniſcher Ausbildung erklommen haben, und 
Denjenigen, welche innerhalb der Schranken einer blos empiriſchen (von 
Vielen auch „praktiſch“ genannten) Erlernung ſtehen geblieben ſind. — Es 
iſt fein Wort darüber zu verlieren, daß nach beiden Richtungen bin die 
Gewerbeſchule unendlich ſegensreich gewirkt bat. Die alte Abgrenzung ift 
nicht aufrecht zu erhalten; neue Formen des Betriebs bilden fi überall 
heraus, und es ift für eine wirthſchaftliche Entwidlung in unferer Zeit 
unerläßlic, daß der Gewerbetreibende es nicht nur verftehe, alle Fortſchritte 
der Technif und des Verkehrs für fein Gewerbe nugbar zu machen, fondern 
bierin auch Yenderungen treffe, fo viel und fo oft es ihm beliebt. Hierzu 
giebt ihm die Gewerbeihule die Mittel an die Hand, indem jie ihn über 
die Handgriffe und mechanischen Fertigkeiten feines Gewerbes und über bie 
Lenntniß einzelner Artikel und einzelner phufitaliicher Thatjachen emporhebt 
zur Kenntniß allgemeiner Wahrheiten und zur Ausübung von Yertigfeiten, 
welche gleichzeitig ein treffliches formales Bildungsmittel und ein Hilfsmittel 
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zur befferen Beherrſchung jeder Art gewerblicher Thätigfeit find. Ebenſo 
verhält es fich mit dem zweiten Punkt. Es mag offen berausgelagt werben, 
daß das Zurückſinken eines Theils unferer heutigen gewerblichen Arbeiter in 
den Taglöhnerftand nur noch eine Frage der Zeit ift; und zwar bezieht fich 
died nicht nur auf folde Fälle, in denen junge Leute aus Trägheit oder 
Mangel an Gelegenheit oder in Folge böfen Willen® ihrer Lebrherren feine 
Gewerbeſchule bejuchen, jondern auch darauf, daß gewiſſe Gewerbe, für melde 
viefelbe faum andere als ihre allgemein bildenden Zwede bat, fi) mehr und 
mehr als untergeordnete, vom Taglöhnerthume nicht weſentlich unterjchiedene 
Gewerbe Herausftellen werden. Auch das iſt fehr denkbar, daß innerhalb 
einzelner Gewerbe eine höhere, an den Gewerbſchul-Unterricht ſich anlehnende, 
und eine geringere, taglöhnerartige Form des Betriebs zur Abſcheidung von 
einander kommen. Unter allen Umftänven ift e8 durchaus zwed- und zeit= 
gemäß. Dasjenige, was wirklich ein Willen und darum auch der Weiterent- 
widlung und der Eingliederung in den großen Bildungsgang unferer Zeit 
fähig ift, von Dem zu ſcheiden, was in Wahrheit nur die Aneignung einiger, 
mebr oder weniger rohen mechaniſchen Fertigkeiten repräfentirt, wenn es ſich 
auch noch fo fehr als Gewerbe oder wohl gar als „Kunſt“ berühmt. Und 
die Wichtigkeit dieſes Geſichtspunktes iſt eine jo große, Daß viele Leute zu der 
Schlußfolgerung gekommen find, die Gewerbeichule biete den einzigen, in 
unferer Zeit noch berechtigten Unterfcheidungsmaßftab; in Bezug auf fie fer 
eine Wiederherftellung der Yehrlingsprüfungen nicht nur möglich, ſondern fogar 
wünfchenswerth, während e8 ein erkennbares Moment für ſolche Prüfungen 
im einzelgewerblihen Sinne gar nicht mehr gebe. Hieran hat man jogar 
die weitere Idee gereiht, daß eine glänzende, durch Prüfungen x. beglaubigte 
Abſolvirung der Gewerbeſchule zu denjenigen Dingen gehören folle, welde ein 
Recht auf gewiffe Ermäßigungen der Militärdienſtzeit, gleihlam auf ein Ein— 
jährig-Freiwilligenthum zweiter Klaffe und vielleicht auch auf fonftige Berück— 
fichtigungen (in einer neuen Socialgefeßgebung 3. B.) verleihen — ein Ge⸗— 
danke, weldem ih in dem Sinne vollkommen beiſtimme, daß die theils Ichon 
thatſächlich vollzogene, theil8 in der Strömung und den Bebürfniffen der Zeit 
liegende Abfcheivung des höheren Gemerbebetrieb8 vom niederen auch ihre 
äußere Anerkennung wird finden müfjen. — Jedoch jol nicht verfannt werden, 
daß die Entwidlung des Gewerbeſchulweſens auch minder erfreulihe Emflüfie 
geubt bat. Bor Allem bat dieſelbe der Tendenz großen Vorſchub geleiftet, 
eine gediegene einzelgemerbliche Ausbildung gering zu achten und die Schaffung 
der hierfür erforderlihen Organe ganz aus dem Auge zu verlieren. Sie 
bat, mit einem Worte, dazu beigetragen, laxe Begriffe über das Rehrlings- 
weſen überhaupt zu verbreiten; und die Gewerbeſchule felbft Hat hiervon die 
Frucht geerntet, daß ihr theoretifcher Unterricht fi) bei Weitem nicht in dem 
wünfchenswerthen Maße an die praftiichen Bedürfniſſe anlehnt. 

Zur Bermeidung von Mifverftändniffen möge an diefer Stelle Folgendes 
bemerkt werden. Unfer gegemmwärtiges Gewerbefhulwefen tft ein jo bunte® 
und mannigfaltiges, daß es kanm unter einen einheitlichen Geſichtspunkt 
gebracht werden kann; ih babe mich daher im Obigen fo allgemein wie 
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möglih halten müflen. Es fehlt nicht an Anftalten, welche thatſächlich 
Gewerbeſchulen find, während fie ſich Yortbildungsichule oder höhere Bürger: 
ſchule tituliren, und es giebt Anftalten unter dem Namen von Gewerbeichulen, 
welhe fih nur durd Aufnahme des einen und anderen Unterrichtöfades von 
ber Fortbildungsſchule unterſcheiden. Hiermit hängt einer der ſchwerſten 
Mißſtände unferer Zeit, der Mangel eines in fich geſchloſſenen mittleren 
Bild ungsganges nämlich, zufammen. Im Uebrigen weiß ich ehr wohl, dag 
anerjeitö die vorhin geäußerten Bedenken auf manche Gemwerbefchulen Yeine 
Anwendung finden, andererſeits bei Weitem nicht alle Gewerbeſchulen bie 
einſchneidende Wirkung üben, die ich oben kurz zu charakterificen fuchte. 

Ziehen wir nun aus den Aenderungen, die fi uns unter diefem brei= 
fachen Gefichtöpuntte ergeben, zunächſt das Facit. Die Lehrlinge find von der 
Familien⸗Gemeinſchaft mit dem Lehrherrn der Hauptſache nach losgelöſt und 
die wirthſchaftliche Gemeinſchaft mit ihm ift eine rein äußerliche; letztere beruht 
faſt nur noch auf der Vorftellung, daß für die Arbeit des Lehrlings, jo Lange 
diejelbe eine geringwerthige ift, wenig oder nichts bezahlt wird. Bon einer 
Vergütung des Lehrens iſt eigentlich gar nicht mehr die Rebe, fondern dieſe 
wırd darın gefunden, daß der Lehrherr mehrere Jahre hindurch eines, wenn 
auch anfangs wenig zu gebrauchenden, Gehilfen ficher iſt. Weiterhin ift die 
Borftellung jehr abgeſchwächt worden, daß das Erlernen fid) auf den Geſammt⸗ 
inhalt einer gewerbliden Branche beziehe und eine innerhalb verfelben zu 
erlangende wirtbfchaftliche Selbftänbigfeit zum Ziel habe, indem bie Yabrıf- 
lehrlinge — möge auch der Yernftoff und die Lerngelegenheit für diefelben 
gnalitativ oft höher ftehen als bei fleingewerblichen Lehrlingen — doch betreffs 
jener beiden Punkte mindeftend vernadjläifigt werden. Der eigentliche Zweck 
der Anlernung ift bei ihnen ja nicht die fünftige gewerbliche Selbftändigfeit, 
fondern die Befähigung, ein beſtimmtes Maß vorgefehener Arbeit zu Teiften. 
Endlih Hat die mehr und mehr in den Vordergrund tretende, theoretiſche und 
allgemein = technifhe ©ewerbeihul- Ausbildung zwar die letzten Reſte zünft- 
leriſcher Abſperrung und Abgrenzung zerftört und den nothwendigen Proceß 
einer Scheidung der gewerblichen Arbeiter in ſolche von höherer und von 
geringerer Dualität befchleunigt, aber auch wieder dazu beigetragen, bie 
Wirdigimg des gewerblicdyen Lernftoffes herabzubrüden. — Dieſe Rejultate, 
verbunden mit verfchiedenen anderen Einflüffen moderner Berhältniffe, die 
wir an diefer Stelle nicht zu unterfuchen haben, kommen in nachſtehend dar⸗ 
zulegender Weiſe zum Ausdrud. 

Es liegt in der Natur der Dinge, daß ein Lehrlingsvertrag nicht ſchlecht⸗ 
bin bindend fein kann. Der Lehrling mag, felbft bei gutem Willen, zu 
dem betr. Gewerbe feine Neigung und feine Befähigung haben; der Lehrherr 
mag der zur zwedmäßigen Behandlung eines halbwüchſigen Burſchen nöthigen 
Eigenſchafien ermangeln, zu hart oder zu nachſichtig fein, oder auch in Ber- 
hältnifje kommen, vie eine Fortdauer des Lehrvertrags als unthunlich erfcheinen 
laſſen. Man wird vielleicht einwenden, daß alles dies früher auch der Fall 
geweien fei, und gleichwohl faum Jemand daran gedacht habe, einen einmal 
abgefchloffenen Bertrag wieder rüdgängig zu machen. Uber die humane 
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Rückſichtnahme, welche zum Geifte unferer Zeit gehört und welche gewiß. 
werm auch zu Webertreibungen neigend und bie und dba wirklich in folche 
verfallen, für ſich allein jchon einen gewichtigen Fortfchritt in ſich fchließt, 
duldet eben joldyes ftarre Feſthalten, ſolche rüdfichtslofe Durchführung einer 
Sache nicht um des Damit verbundenen Zweckes, fondern nur noch um ihrer 
jelbft willen, nicht mehr. Es muß alfo Davon ausgegangen werben, Daß Die 
Dauer des Lehrvertrags nur unter beftimmten Borausfegungen gemwährleiftet 
werden kann, und es ift nicht zu umgehen, bei der Erwägung, ob dieſe Bor- 
ausfegungen noch zutreffen oder nicht, auch dem Lehrling Kerbh eine Stimme 
einzuräumen. Steht Ießterer unter ſtarken moraliſchen Einflüffen, fühlt er 
ſich als Glied eines Ganzen, welches aud für feine fpätere Exiftenz von 
Bedeutung ift, fo wird es hiermit auch keine Gefahr haben; denn es wird 


für dasjenige Maß von Selbitbeftummung, welches vernünftiger Weife dem " 


Lehrling zuzuweiſen ift, ſchon ftarfer Antriebe bedürfen, um e8 einmal in 
Wirkſamkeit treten zu laſſen, vorausgelett, Daß ein einigermaßen ansgiebiges 
Gegengewicht vorhanden iſt. Gegenwärtig aber ift ein derartiges Gegengewicht 
überhaupt nicht vorhanden. Es giebt Lediglich feinen Factor mehr außerhalb 
der Angehörigen und des Lehrherren, welcher für den Lehrling von Wichtigfeit 
wäre, und biefe beiden Factoren find in ſehr vielen Fällen nicht dazu angethan, 
die Celbftbeftimmung des Burfchen innerhalb vernünftiger Schranken zu 
halten; ja, die in manden Gewerben fürmlid zur Gewohnkeit, zur „Ueblich- 
keit“ gewordene abjcheuliche Unfitte, vorgeſchrittene Lehrlinge unter Zufage 
befleren Lohnes in ein andere Geihäft — alſo zum Bruche des Lehrvertrags — 
zu verloden, muß nothmendig die Wirkung üben, dem letteren Yactor zu 
ungemefiener Geltung zu verhelfen, die beiden anderen aber in der Wertb- 
Ihäßung des Lehrling vollends zu Grunde zu richten. Sobald alfo num- 
mehr der Vorderſatz feftfteht, daß der Lehrling felbft eine Stimme haben jo 
bei Beantwortung der Trage, ob der Lehrvertrag fortdauern foll oder nicht, 
jo ift der Nachſatz, daß jehr häufig Erwägungen der zweifelhafteften Art zum 
Bruce des Lehrvertrag® führen müſſen, nicht mehr zu umgehen. 

Hier haben wir zugleich den Hebergang gefunden zu der weiteren Wahr- 
nehmung, daß im Lehrverhältniſſe jelbft nur mehr in feltenen Fällen ein 
kräftiger moralifcher Einfluß auf den Lehrling geübt wird. Der Lehrberr 
befigt nur eine fehr zweifelbafte, weder rechtlich unbedingt feftftehende, noch 
durch die Art und Weife des Berlammenlebens oder durch die Ausficht auf 
ipätere Beziehungen ſonderlich gefräftigte Autorität; der Lehrling hingegen bat 
das Bewußtfein, daß das ganze Lehrverhältniß nur ein vorlibergehendes und 
dabei auflösbares ift, und feine Rüdfiht auf die Stimme der Gewerbsgenoſſen 
oder eine jonftige, für den jungen Menſchen wahrnehmbare Yorm der öffent- 
lichen Meinung ift da, um dieſes Bewußtſein abzuſchwächen. So mußte es 
tenn fommen, daß tüchtige, gewiſſenhafte Leute mehr und mehr die Luft ver⸗ 
Ioren, fi mit der undanfbaren, von Widermärtigfeiten aller Art durchträntten 
und fchließlich wohl gar unvollendet bleibenden Lehrlings-Ausbildung abzugeben, 
und daß dieſes Gefchäft- großentheild in die Hände von Leuten fam, Die, fo gut 
over ſo Schlecht e8 geben wollte, eben doch noch ein „Geſchäft“ dabei heraus- 
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zuſchlagen juchten ; ficherlich nicht mit dem Erfolge, den moraliihen Einfluß des 
Lehroerhältnifjes zu erböben. Der Lehrling ſeinerſeits lernte e8 als fein 
Recht anjehen, das ganze Verhältnig zu brechen, ſobald fi für ihn ein Bor- 
theil hierbei zu ergeben fchien, und lernte alle Berfuche, die etwa Seiten® des 
Lehrherrn gemacht wurden, fi um feinen Geift und fein Gemüth zu kümmern, 
als Zopf und Unterdrädung betrachten. Someit das Lehrverhältniß die Natur 
eines Nechtsverhältnifies Hatte, wurde e8 dem Lehrling, je nach feiner Fähig⸗ 
fait fi) darüber hinauszufegen, entweder zur drückenden Feſſel oder zum Spotte. 
E erzog ihn nicht mehr zur freien Einfügung in geordnete Rechtsverhältniſſe, 
jondern geradezu zum Haſſe und zur Verachtung derſelben. 

Wenn e8 nun wahr ift, daß nicht allein die öffentlichen Zuftände, jondern 
and das intelleftuelle und jelbit das wirtbichaftliche Leben des Einzelnen durch 
das Maß der in ihm vorhandenen moraliichen Qualitäten bedingt werden — 
md dies iſt meines Erachtens eine Wahrheit, die nur von ber gröblichiten 
Oberflächlichfeit geleugnet werben fann, da ja die kleinſte, auf gefellichaftlicher 
Grundlage vollbrachte perſönliche Thätigfeit ein gewifled Maß von moralijcher 
Kraft vorausſetzt —, fo kann e8 hiernach nicht Wunder nehmen, daß einer- 
kits die wirthſchaftliche Tüchtigkeit, andererfeits die Feftigleit der Geſellſchafts⸗ 
Orundlagen unter den gefchilderten Einflüſſen Noth gelitten bat. Der junge 
Menſch. dem die Erlernung eines Gewerbes nicht mehr als Mittel zukünftiger 
wirtbichaftlicher Selbftändigfeit, ſondern nur noch als Mittel zu möglichft 
frühgeitigem und reichlibem Geldverdienen fi) darftellte, und der dabei wäh: 
vend der Erlernung in feiner fittlihen Auffaffung und Haltung eher geſchwächt 
als gefräftigt worben war, hatte ja lediglich fein Intereſſe, ſich um allgemeiner 
Zwecke willen in feinem Gewerbe thunlichſt zu vervollkommnen; ihm fam 
& nur darauf an, die erworbene Fertigkeit beften® zu vermwertben, und wenn 
er hierbei unbefriedigende Reſultate erzielte, jo war er ſchwerlich geneigt, fich 
und feiner mangelhaften Ausbildung die Schuld zuzufchreiben und wohl gar 
das Berfäumte jest noch nachzuholen, wohl aber, alles Mögliche und Unmög- 
liche ſeines unzureichenden Verdienſtes wegen anzuflagen. Der Rüdgang der 
Arbeitöqualität während der letzten Jahrzehnte iſt eine Erfcheinung, deren 
Realität mir noch von feinem, mit den gewerblichen Verhältniſſen vertrauten 
Mamne beftritten worden if. Geſellen von einer beſtimmten Tertigfeit oder 
Zeiftungsfähigfeit, Die vor Zeiten häufig vorfam oder ſelbſt als normal betrachtet 
wurde, find ungleich feltener, ja in manchen Gewerben geradezu zur Selten⸗ 
beit geworden, und im Zufammenhange hiermit hat das Uebergewicht, welches 
früher deutfche Arbeiter im Auslande behaupteten, gegenwärtig aufgehört ober 
fi doch jehr vermindert. Daher fommt e8 denn au, daß die Schweiz, 
Frankreich zc. bei Weiten nicht mehr in dem Maße das Eldorado der deutſchen 
Arbeiter find wie früher. Nur folde Fälle, bei denen eine höhere technijche 
Ausbildung durch die Gewerbefchule gefördert worden ift, bilden Ausnahmen. — 
Was die gefellfchaftlihen Berhältnifie betrifft, jo kann ich mich hierüber 
fırz faſſen. Es ift mit Händen zu greifen, daß erftend die Mangelbaftigfeit 
der wirtbfchaftlichen Onalität von felbft Unzufriedenheit und Auflehnung gegen 
die beftehende Ordnung erzeugen muß — denn wer die Erlangung hoben 
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Lohnes für fein Recht hält, ihn aber trogdem nicht zu erlangen vermag, ber 
muß nothmwendig der Armee der Weltwerbeflerer anbeimfallen, — und daß 
zweitend der dem heutigen Lehrling anerzogene Mangel an Rechtsachtung und 
Bertragstreue in feine ganze Anſchauungsweiſe, „in Fleiſch und Blut”, über- 
geben wird. Die moraliiche Qualität des ganzen Menſchen iſt zurlidgegangen, 
weil dem Lehrlingsweſen keine fittigende Kraft und fein erzieheriſches Princtp 
mehr innewohnt. Und in höhniſcher Rechtöveracdhtung, in wilden Haffe gegen 
Staat und Gefellichaft, im Erſatz alles höheren Strebens durch rohe Genuß: 
ſucht und aller ernften Fortfchrittsthätigkeit durch impotentes Agitiren und 
Demonftriren, findet diefer Nücdgang feinen Ausorud. — Daß hierzu aller- 
ding® auch noch andere, an diefer Stelle nicht zu beiprechende Umftände mit- 
gewirkt haben, ift oben fchon bemerkt worden. 


III. 


Die Frage 2 glaube ich in weſentlich negativem Sinne beantworten zu 
muſſen. Die freie Thätigkeit kann grade das nicht fchaffen, was meines 
Erachtens den Kem jeder wirkſamen Reform bilden muß: einen inneren 
Zuſammenhalt des gewerblichen Lebens, eine moralifche und den Umftänden 
nach auch zu reeller Machtausübung befähigte Autorität, und eine Allgemein 
heit der zu jchaffenden Einrichtungen. Es darf, Angefiht® der vielfahen 
Berweilungen auf englifhe Zuſtände (die merkwürdiger Weile immer nur 
auftauchen, wo fie den Gegnern umnferer Anſchauung in den Kram paflen, 
während, jo oft wir und auf englifhe Zuftände berufen wollen, dies als 
unwiſſenſchaftliches Verfahren entrüftet zurüdgemiefen wird), nicht aus dem 
Auge gelaflen werden, daß England wenigftend der Idee und dem Weſen nad 
fih jenen Zufammenbalt der Gewerbsgenoſſen bewahrt hat, der uns fo voll- 
ftändig verloren gegangen ifl. Die gewaltige, zähe Kraft der engliſchen 
Gewerkvereine liegt ja gerade darin, daß fie eine moraliſche iſt und fein fanrı, 
weil das die Gewerbs⸗ bezw. Vereinsgenoſſen umfchlingende Band nicht nur 
in den praktiſchen Intereflen, ſondern aud in den Anſchauungen, in der Denk⸗ 
und Gefühlöweife, in dem ganzen Wefen ver Leute wurzelt. Bei und zer- 
flattert die wirthichaftliche Vereinigung darum jo leicht in haltlofen Allgemein= 
heiten, weil eben dieſe unbewußte Gemeinfamteit der Anſchauungsweiſe nicht 
vorhanden ift. Der deutſche Arbeiter fühlt fi nur in den verfciedenen 
äußerlichen Beziehungen, die ihm nad) Lage feiner Lebensverhältniſſe erwachſen, 
als Angehöriger feines Gewerbes; im Uebrigen ift er einfach „Arbeiter”, der 
ſich als ſolchen fühlt und als folder handelt. Bei tem englifchen Arbeiter 
wachen die allgemeinen Beftrebungen aus den praftiihen Bedürfniſſen feines 
Gewerts heraus; bei dein deutfchen erfcheint umgekehrt die praftiihe Inhand⸗ 
nahme der unmittelbar gewerklichen Imterefien nur al® Ausflug feiner allge- 
meinen Beftrebungen. Weber bie Urſachen dieſer Erſcheinung oder über die 
Trage: ‚welche von beiden Richtungen die zufunftsoollere und die fittlich höher» 
ftehende ift, ſich auszuſprechen, dazu iſt hier der Platz nit. Aber e8 darf 
conftatirt werden, daß, mo die gewerbliche Aufammengehörigkeit und die 
Gleichartigkeit beftummter praktiſcher Intereflen nicht ein kräftiges, felbitthätiges 
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Motiv für den Menſchen abgeben, e8 unnüte Arbeit fein wirbe, auf dem 
Wege freier Bereinigungen die Formen herftellen zu wollen, welde uns 
d 


gekommen ſind. 

Es bleibt ſomit auf dem Gebiete freier Selbſtthätigleit nichts übrig, 
als eine zeitgemäße Ideen⸗Entwicklung nad) drei Seiten bin thunlichſt zu 
fördern: nach der Seite des Lehrlingsweſens im engeren Sinne, indem Das 
Lehrlingverhältnig nicht mehr als Dloßer , obendrein ſehr Loderer Vertrag, 
ſpndern als die Uebernahme ernſter Verpflichtungen, als Ausübung eines 
Ag ne Ehrenamtes angejehen werben follte; nach der Seite der per= 
Önlihen Beziehungen zwiſchen dem Arbeitgeber und feinen Arbeitern und 
Lehrlingen, indem biefelben nach Kräften gepflegt und die Borftellung gewedt 
werde, Daß hier Berhältniffe nicht blos des privaten, fondern des öffentlichen 
Rechts obwalten, und nach der Seite des öffentlichen Lebens, indem die Noth⸗ 
wendigkeit fefter, nicht äußerlich zufammengemürfelter, ſondern auf inmerer 
Gemeinſamkeit beruhender Vereinigungen auf gewerblidiem Gebiete für immer 
weiteren Kreiſen zum Bemußtfein gebracht werde. Dies ift der Punkt, wo ein 
welentlicher Theil der den deutſchen Gewerkoereinen innemohnenden Bedeutung 
gejucht merden muß. Die Abneigung, die fich diefen Vereinen feither ſo viel- 
fach entgegenftellte, beruht in der That darin, daß man unmwillfürlich die 
Empfindung von dem Brude mit den eingelernten, jeder feiten Form des 
ewerblichen Lebens feindlichen Anſchauungen hatte, den dieſe Vereine veprä- 

tirten. Aber gerade diefen Bruch gilt e8 zu vollziehen. Die öffentliche 
Meinung muß dahin gebracht werden, daß fie gewerbliche Organifationen nicht 
mehr mißtrauiſch als etwas von ben modernen Grundſätzen Abweichendes 
betrachtet, fondern in ihnen wieder etwas Naturnothwendiges, ja eigentlid) 
Selbſwerſtãndliches erkennt. Die Gewerkoereine haben das anfängliche Odium 
auf fi genommen, haben das Eis gebrochen, und bierfür vor Allem muß 
man ihnen dankbar fein. Einftweilen wird daher auch ihre Weiterentwidlung 
noch eine Förderung des neuen Ideenganges, welcher den veränderten DBer- 
Bältniffen und Bedurfniſſen bezw. dem klareren Hervortreten berjelben entipricht, 
in ſich ſchließen. 


IV. 


Die Aufgabe der Geſetzgebung muß unter den dargelegten Umſtänden 
eme doppelte fein: eine auf die Erreihung allgemeiner Ziele, bier einer 
Wiederherftellung irgend welcher fefter und — äuferften Falles wenigftend 
in moraliſchem Sinne — mit autoritativer Gewalt bekleiveter Formen gerich⸗ 
tete; und eine ihrem Zwecke nach mehr negative, zur Belämpfung von Mif- 
ſtänden, welche den eigenthümlichen Erſcheinungen und Schwierigkeiten der 
Gegenwart entipringen. 

Für durchaus nöthig halte ih es, daß der Auffafiung, wonach das 
Lehrlingsweſen nicht eine Summe bloßer PBrivatverhältniffe, fondern eine 
geſellſchaftliche Einrichtung darftelle, Ausdruck verliehen werde. Es muß alfo 
eine Inftanz ind Leben gerufen werben, welde das Lehrlingöverhältniß zu 
überwachen und eine gewifle Jurisdiction demfelben gegenüber auszuüben, und 
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welche fernerbin den Uebergang aus dem Lebrlingsftande in die Ausübung 
bes Gewerbebetrieb in irgend einer, mit öffentlicher Autorität bekleideten 
Weiſe zu fanctioniven hat. ragen wir zuerft, wie diefe Inſtanz beichaffen 
fein joll, jo wird die Antwort lauten: fie kann feine Staatsbehörde ſein — 
aus Gründen, die näher darzulegen wohl nicht erforderlich iſt —; auch keine 
Gemeindebehörde, weil die gewerberechtlichen Verhältniſſe zu wenig Beziehung 
zu denjenigen Gebieten des öffentlichen Rechts haben, welche allen Gemeinden 
mebr oder weniger gemeinfam find und daher eine Regelung unter gemeinde 
vechtlichem Geſichtspunkte ertragen; endlich auch keine einfeitig aus Arbeit: 
gebern zuſammengeſetzte, weil die Zeitbegriffe dies nicht mehr als gerecht umd 
zweckmäßig ericheinen laſſen, und eine Wiederbelebung des Geiftes zünftlerifcher 
Ausichlieglichkeit unmöglich gemünfcht werden fanı. Somit bleibt nichts übrig, 
als eine aus Gewerbetreibenden und Gewerbsgehilfen gemilchte Körperichaft 
hiermit zu betrauen und die Bedingungen feftzulegen, unter denen die Staate- 
gewalt ſolchen Körperfchaften ein gewiſſes Maß executiviſcher Gewalt und 
öffentlichen Beurkundungsrechtes einräumen will. Die Einzelnheiten eines 
ſolchen Syſtems gelellfchaftliher, vom Staate fanctionirter Neufchöpfungen 
dürften erft dann in das Gebiet der Discuffion zu ziehen fein, wem um 
Princip anerkannt ift, daß derartige körperichaftliche Vereinigungen nothwendig 
und ausführbar find. Was Lesteres betrifft, fo Icheint mir nad) den unter 
den ungünftigften Umſtänden fchon gemachten Erfahrungen ein Zweifel kaum 
obzuwalten. — Das Ueberwachungsrecht der in ſolcher Weiſe geichaffenen Inftanz 
denke ih mir 1) als Controlirung und Regiftrirung der Lehrverträge: 2) als 
Ausübung einer Lehrlingspolizei, einerfeitS dem Lehrlinge, andererſeits aud) 
dem Lehrherrn (Einrichtung der Arbeits⸗ und Schlafräume, Beſuch der Gewerbe: 
ſchule ꝛe.) gegenüber, 3) als Conftituirung zu einem ftändigen Schiebögerichte 
ad hoc, an weldes beide Theile ſich nach Bedürfniß wenden können. In 
allen diefen Hinfichten müßten diejenigen Punkte feftgejegt werden, in benen 
die Körperichaft ihren Beichlüffen ohne Weiteres Nachdruck verſchaffen kann, 
und diejenigen, in denen dieſe Beſchlüſſe, bezw. die Ausfprüce oder Ermit⸗ 
telungen der Körperichaft, nur als Beweißmaterial für das Vorgehen der 
ordentlichen Behörden zu dienen haben. — Was endlich den regelmäßigen 
Uebertritt aus dem Lehrlings- in den Gehilfen- oder Arbeiterftand betrifft, 
fo dürfte eine eigentliche gewerbliche Prüfung kaum ausführbar fein. Das 
moderne Gewerbeweſen ift von einer zur großen Bielgeftaltigteit und feine 
Entwidlung iſt zu ſehr im Fluſſe begriffen, als daß e8 möglich jcheint, einer 
folgen Prüfung den Charakter des Willfürlihen und dabei des Beſchränkenden 
zu nehmen. Über zweierlei dürfte ſich conftatiren laſſen: die Innehaltung 
ber contractlichen Lehrzeit, und der befriedigende Beſuch der Gewerbeſchule. 
Letztere könnte und follte ihre Curſe jeweils mit förmlichen Prüfungen abjchließen, 
welche dann weiteres Material an die Hand geben würben. 

Gegen Vorſtehendes werden vorausfichtlih zwei Haupteinwendungen 
erhoben. Das Lehrlingsweſen in Fabriken und aud in manden Hans: 
gewerben, wird man fagen, ift fo ganz anders geartet wie das kleingewerb⸗ 
liche Lehrlingsweſen, daß e8 nicht mit dieſem gleichartig behandelt werden fann. 





lieber Lehrlingsweſen. 125 


Es ift Dies vollkommen richtig; aber es ift auch durchaus nicht abzufehen, 
warum die in Borftehendem vorausgeſetzten gewerblichen Körperfchaften nicht 
den guten Willen und die Fähigkeit haben follen, alle Bejonderheiten entjprechend 
zu berüdfichtigen. Im Allgemeinen werben es ja doch die Angehörigen gleicher 
oder wenigftend verwandter Branchen fein, die zu ſolchen Körperjchaften zu- 
fammentreten. Daß e8 aber fo fchwierig fein joll, die Frage zu entfcheiden, 
ob in biefem oder jenem Falle ein Lehrverhältniß vorliege oder nicht, vermag 
ich um fo weniger einzufeben, als ich allerdings eine bedeutende Ausdehnung 
dieje8 Begriffes für geboten erachte. — Sodann wird geltend gemacht werden, 
die Ausftellung von Beglaubigungen über ein regelmäßig abjolvirtes Xehr- 
verbältmiß biete nur eine fehr unzureichende Garantie dafür, daß nım aud 
wirklich eine ausreihende Aneignung der für den betreffenden Geſchäftsbetrieb 
erforderlichen Kenntniffe und Fertigkeiten ftattgefunden habe, da einestheils 
bei dem Lehrheren fein ſonderliches Intereſſe fir gewiſſenhafte Ausftellung 
vorausgeſetzt werden Fönne, anderntheils Aushalten der Lehrzeit und 
Erlernung des Geſchäfts keineswegs identisch ſeien. Hierauf ift zu erwiedern, 
daß die fraglihe Maßregel allerdings nicht ſowohl techniſche als vielmehr 
polizeilihe — oder, wenn man lieber will, disciplinarifhe — Bedeutung 
baben fol; die gewerbetechnifde Ausbildung läßt ſich freilich nicht dirigiren 
und reglementiren, aber die foctalen und moraliſchen Hinverniffe, die einer 
jolchen gegenwärtig entgegenftehen, lafſen ſich befeitigen. Und was gewiflen- 
hafte Uusftellung der Lehrbriefe betrifft, To darf die, gewiß nicht Baltlofe 
Borausjegung nicht aus dem Auge verloren werben, daß die Wieverber- 
ſtellung gewerblicher Organe aud das Ehr- und Solidaritätsgefühl der Ge- 
werbetreibenden neu beleben würde. Webrigend würde die Austellung der 
Lehrbriefe, ſoweit in denſelben thatſächliche Verhältniſſe zu conftatiren find, 
unter der Controle der zu fchaffenden Körperſchaften ftehen, durch welche ja 
die Beurkundung erfolgen fol. 

Ueber die Organifatton felbft werden fich einftweilen folgende Andeutungen 
geben laſſen. Arbeitgeber und Arbeiter desjenigen Geſchäftszweiges oder 
derjenigen Kategorie von Gefchäftözweigen, fr melde eine „Innung“ 
gebildet werben ſoll, conftituiren ſich als Wahltörperichaft, und zwar, ſobald 
die Zahl der bezüglichen Gejchäfte oder diejenige der Arbeiter eine gewiſſe 
Grenze überjchreitet, als indirecte. Wo nach dem Ermellen der Behörbe 
ein Bedürfniß vorliegt, da kann diefelbe die Organifation von fih aus für 
beſtimmte Kreife ins Leben rufen; andernfalls iſt e8 dem freien Willen der 
Sewerbetreibenden anbeimzugeben, ob und in welder Form — innerhalb ber 
geleglihen Normen — fie Pet dies thun wollen, und iſt die Grenze frei- 
williger Betheiligung feſtzuſetzen, jenfeit8 deren fih auch Nichtmitglieder der 
Jurisdiction diefer freiwilligen Organifation zu unterwerfen haben. Es wird 
thunlich fein, ſich bei Feſtſetzung diefer Grenze auf die Arbeitgeber zu be= 
Ichränfen, da ja ein fpecielles Arbeiterinterefie, welches durch firengere Hand⸗ 
babung des Lehrlingsweſens und durch Schaffung einer innergewerblicen 
ſchiedsgerichtlichen Inftanz verlegt werden könnte, thatſächlich nicht vorliegt. 
Die (active und paſſive) Wahlberedhtigung der Arbeiter dürfte auf diejenigen 
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zu beichränten fein, weldye an dem betreffenden Orte den Unterftügungsmohnfig 
haben, und nach Ablauf einer Uebergangsfrift fernerhin auf Diejenigen, welde 
ibr Schrlingöverhältnif orbnungsmäßig abjolvirt oder aber in einer nad: 
träglihen Spectalprüfung beftanven haben. 

Ueber den letzten Punkt: vie Bekämpfung ber Mißſtande, welche aus 
den beſondexen ſocialen Verhältniſſen unſerer Zeit entſpringen, kann ich mid 
kurz faſſen. Die Contracetbrüchigkeit der Lehrlinge hat ihre Wurzel und ihre 
Nahrung in derjenigen der Arbeiter; principielle Beſtrafung des Contract: 
bruches halte ich ſchon aus diefem Örunde für unerläßlich. Ebenſo bin ich 
der Meinung, daß, daß Preß⸗, Vereins und Verſammlungsfreiheit 
angetaftet zu werden brauchen, doch eine jchärfere Handhabung der Gefeke 
gewifien Dingen gegenüber möglich und nöthig ift. Andererfeit8 aber wird es 
auch erforverlich fein, begründeten Beſchwerden der Arbeiter in Sachen des 
Kaſſenweſens, der ın Fabriken x. obwaltenden Rechtöverhältnifie, der Sicherung 
von Leben und Geſundheit zc. abzubelfen. So lange die verderblichſte Agi⸗ 
tatton noch Borwände findet, auf welche fi in Wahrheit faum Etwas ant: 
worten läßt, jo lange wird es mit unferen Arbeiter» und fo lange wird es auch 
mit unjeren Lehrlingsverhältniſſen nicht ernftlich befer werden. Was hierüber 
zu jagen wäre, läßt ſich kurz in dem Worte ausdrücken, daß der Standpunkt 
zur ganzen Arbeiterfrage ein anderer und zwar vor Allen ein aufrichtigerer 
werben muß als er zur Zeit in den maßgebenven Kreiſen des Publikums zu 
* pflegt, ehe die Lehrlingsfrage in Befrienlgenber Weile erledigt werben 
Tann. 


mono 7 











XI. 
Einige Beiträge zur Lehrlingsbildungsfrage 


von 


% Meßmer, 
früherem Director ber Maſchinenwerkſtätte in Graffenftaden bei Straßburg. 


VBorbemerfung. 


Die Leſer der „Concordia“ erinnern ſich der Schilderung, welche eine 
geſchickte Feder in Nr. 5 und 6 des Jahrgang® III diejer Zeitichrift von ber 
Mafchinenfabrit in Graffenftaden und ihrer trefflihen Schule gab, die eines 
der glänzendften Beifpiele ift, wie Heilfam nicht blos Fabrikſchulen für un- 
erwachſene Kinder find, fonvern wie vor Allem Schulen für die 14—20jäh- 
rigen, in Fabriken befchäftigten Leute wirten, wie nothwendig jolde find, 
wenn nicht der ganze Arbeiterftand zurücgehen fol. In der erwähnten Be- 
ſchreibung beißt e8: „In den dreißiger Jahren erwarb der während ber Be- 
lagerung Straßburgs vielgenannte Baron Renouard de Buſſières auf ver 
Robertsau bei Straßburg, in Gemeinſchaft mit einigen Mühlhäuſer Herren, 
die Betriebs= Einrichtungen eimer älteren Werkzeugfabrit, welche indeſſen 
hauptſächlich in Straßburg felbft betrieben worden war. Aus verichiebenen 
Gründen entſchloß man fi, den geſammten Betrieb nach Graffenftaden zu 
verlegen, oder vielmehr zwiſchen die in geringer Entfernung von einander 
gelegenen Orte Illkirch und Oraffenftaven, etwa 1/, Stunde ſüdlich von 
Straßburg. Die Hauptichwierigkeit beftand nun in Der Gewinnung eines 
tätigen Perfonal®, da die meiften Arbeiter des früheren Geſchäfts Straß» 
burg nit verlaffen wollten. Mit 37 Arbeitern begann das neue Unter- 
nehmen jeine Thätigfeit, und das eifrigfte Streben wurde jest vor Allem 
dahin gerichtet, brauchbare junge Leute aus der Umgegend durch dieſe älteren 
Leute anlernen zu laflen. Dies genügte aber nicht; es ftellte fich vielmehr 
Jofort die Notwendigkeit heraus, auch einen Grundftod mehr theoretiſch aus⸗ 
gebilveter Leute heranzuziehen. Etwa 30 fähige Sünglinge aus der Umgegend 
murden demnad zu einem förmlichen Lehrcurſus vereinigt, deſſen Dirigent, 
zugleich Lehrer, Hausvater zc., kurz Alles in Allem, der Fabrikdirector Meßmer 
telbft (Früher Gemwerbelehrer zu Karlsruhe) war. Ein ungemein herzliches 
Berbältniß, welches bi8 heute fortdauert, entwidelte fich zwijchen dem Lehrer 
und jeinen Zöglingen; praktiſche Uebungen, Studium und häusliches Leben 


— 
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gingen Hand in Hand, und nicht nur der Geiſt, auch Herz und Gemüth 
wurden gebildet. Der jetzige Director des Etabliſſements, Herr Brauer, iſt 
einer der Dreißig; es iſt eine Familienverbindung zwiſchen ihm und ſeinem 
ehemaligen ehemaligen Lehrer und Erzieher hergeſtellt worden, und Herr 
Meßmer hat, als er ſich in die wohlverdiente Ruhe (deren er heute noch 
genießt) zurückzog, feine Schöpfung ohne Beſorgniß einer jüngeren Kraft an⸗ 
vertrauen können. Bon den Mebrigen find Einige auf der Fabrik angeftellt, 
die Meiften aber haben gute, zum Theil ſogar glänzende Stellungen aus⸗ 
wärts erhalten; Mebrere find felbft Directoren bedeutender Etabliffementz, 
Andere hervorragende Eifenbahntechnifer geworden, und der Ruf der Graffen- 
ftadener Schule ift durch fie in die fernften Länder getragen worden.“ 

Bon dem Perein für Soctalpolitit aufgeforbert, ſich über die Lehrlinge» 
frage und über feine Schule auszuſprechen, bat der liebenswürdige friſche 
alte Herr fich fofort dazu bereit erflärt und die folgenden Notizen zu unferer 
Verfügung geftellt, die wir mit dem beften Dante hier abbruden. 





1 


Ueber die Erziehung tüdtiger Arbeiter in ber Klein= und 
Großinduſtrie. 


Wer ſich zum tüchtigen Arbeiter in der Induſtrie ausbilden will, muß 
ſeinen Weg durch die Werkſtätte nehmen und darf ſeinen Eintritt nicht durch 
einen zu lang fortgeſetzten Schulbeſuch verzögern. Die geeignetſte Zeit iſt 
nach Beendigung eines tüchtigen Elementar- Unterrichts, was mit dem 14. 
oder tm längſten mit dem 15. Jahre geſchehen famı. 

Die induftrielle Kunſt ıft nur den ausgezeichneten Praktikern bekannt, 
welche fie Schon lange mit Erfolg ausüben. Die Kunft der Werkftätte ıft im 
Allgemeinen weit höher als der technifche Theil der Wiſſenſchaft. Der junge 
Mann muß daher bei einem tüchtigen und wohlmollenden Meifter Dienft in 
der Werkftätte nehmen. Hier übt er ſich unter den Augen des Meifters an 
der Seite geſchickter Arbeiter in der Arbeit, gewöhnt fid) an die fo noth⸗ 
wendigen Disciplinen des Metiers, lernt dem Meifter gehordhen und mit feinen 
Kameraden gut zu leben. Indem er fich ftreng feiner Lehre widmet, ſucht er 
bie Vervollftändigung feiner geiftigen und wiſſenſchaftlichen Erziehung, deren 
Nothwendigkeit die tägliche Praxis geltend macht, in einer vorzüglichen ge 
werblichen Fortbildungsichule. Diejenigen, welche auf dieſem Wege ſehr qut 
vorgebilvet find, mit den nöthigen Anlagen außgeftattet und nad Beendigung 
ihrer Lehre in der Werfftätte, noch eine höhere wiſſenſchaftliche Ausbildung 
erhalten wollen, werden ſich gewiß hierzu Gelegenheit auf höheren technifchen 
Lehranftalten und auf Reifen zu verichaffen — (ſ. Nr. 5). Für die 
größere Anzahl der Lehrlinge und beſonders der unbemittelten, ſei es in der 
Klein- oder Großinduſtrie, bat ein zu ſpäter Eintritt in die Werkſtätte den 
Nachtbeil, daß die Handgefchielichteit und im Allgemeinen die Ipeciellen Fähig⸗ 
feiten beeinträchtigt werben, melde in dieſen Künften ein bedeutendes Element 
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des Erfolges find. Die Schule allein wird dem Arbeiter als Compenfation 
feine fubftantielle Erziehung geben. ‘Der fpäte Eintritt in die Werkftätte hat 
noch den weitern Nachtheil, daß er das Salair (Lohn) in gleicher Proportion 
als die profeſſionelle Gelchidlichkeit verringert, indem er die Epoche ver- 
zögert, wo die Arbeit fchon productiv fern follte. 

In der Großinpuftrie ift e8 eine Lebensbebingung, daß der Grundftod 
(vie Cadres) des Perſonals durch fortwährendes Nachzieben von intelligenten 
und geſchickten Arbeitern erhalten werden. Die Ufine von Graffenftaden hat 
zur Erreihung dieſes Zweckes eine gewerbliche Fortbildungsſchule in ihren 
Werkſtätten jelbft gegründet, welche jeit ihrem Beftand vorzüglide Reſultate 
geliefert hat. Diefe Schule wurde in dem Bericht der Commiſſion für tech 
niſchen Unterriht (von General Morin erftattet) mit dem Bemerken erwähnt, 
daß ihre Reglements als Modell (type) für Gründung ähnlicher Schulen 
dienen können (f. die Nr. 4, über die Schule). 

Bei dem Beſuch der vorzüglichften induftriellen Etablifjements in Eng⸗ 
Imd, Frankreich, Deutichland und Belgien habe ich mich überzeugt, daß die 
Eigenthümer die Leitung ihrer Werkftätten größtentheils Denjenigen über- 
tragen, weldye als Lehrling in der Werkftätte debütirt, gezeigt haben, daß fie 
mit geiftiger und moraliicher Tüchtigkeit ausgerüftet find und ihr Leben meift 
in der Werkftätte zugebracht haben. Sie verlangen von dieſen Chefs nicht 
bie Theorie der Arbeit, wie die Schule behauptet folche zu lehren, ſondern 
die vollftändige Kenntnig des Metiers. 


2. 


Beitrag zur Beantwortung der drei Tragen über das Lehr⸗ 
lingsweſen, welde der Berein für Socialpolitif auf- 
geftellt bat. 


Es Täßt fich nicht Teugnen, daß fett der Auflöfung der alten Gewerbe 
verfaffung die Lage des Lehrlingsweſens fi eher verſchlimmert als 
verbefiert hat. Man hört heute weit mehr Klagen, daß ed an tüchtigen 
Arbeitern fehlt, als ehedem, beſonders in der Kleininduftrie, die aber auch 
auf die Großinduftrie rückwirkend find, da exftere Teßterer eine nicht unbedeu⸗ 
tende Zahl vielfeitig gebildeter Arbeiter Lieferte. 

Die Meifter nehmen feit der Einführung der Gewerbefreiheit die jungen 
Leute mehr in der Eigenichaft als Tagelöhner, bezahlen ihnen glei, einen 
Heinen Lohn, wodurd fie ſich aller Verpflichtungen eines Meifterd zum Lehr- 
Ing enthoben ſehen, inöbefondere dem für fie jo Läftigen, aber heute fo noth⸗ 
wendigen Beſuch der gewerblichen Fortbildungsichulen. Da konnte von einer 
Erziehung tüchtiger Lehrlinge feine Rede mehr fein, umjomehr, als die jungen 
Leute nicht mehr wie früher beim Meiſter in Koft und Xogis find, wo fie 
meift als Mitgliever der Familie angefehen und behandelt wurden. Heute 
find die jungeh Leute ohne alle Aufſicht außerhalb der Werfftätte, von dem 
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Beſuch der Fortbildungsſchule iſt nicht mehr die Rede, und dies Alles findet 
ſtatt in den für die Erziehung wictigften Jahren ). 

Run ftellte e8 ſich aber bald heraus, daß dieſe Nachzucht von jungen 
Taglöhnern mehr ein Contingent zum Proletariat, als zur Fortentwicklung 
einer intelligenten, lebens⸗ und concurrenzfähigen Inbuftrie Tieferte — Eng: 
lands inbuftrielle Kraft beſteht vorzugsweiſe in der Nachzucht von tüchtigen 
Arbeitern, die in ihrem Metier jehr gut, geſchwind und ausdauernd arbeiten. 
Die Lehrlinge haben dort eine firenge Lehre von 5—7 Jahren durchzumachen, 
ehe fie von dem Arbeiter als ebenbürtig angejehen werben. Ich glaube, 
man wird früher oder fpäter Darauf zurückkommen müffen, von den alten 
Zunfternrichtungen zu benugen, was gut war. 

Im Jahr 1836 war ich Mitglied einer Commilfion des Gewerbes 
vereins in Karlsruhe, melde mit der Ausarbeitung eines Gutachtens über 
die "Aufhebung der Zünfte und Einführung der Gemwerbefreibeit beauftragt 
war. In diefer Commiſſion waren auch eine Anzahl unferer beften und 
aufgeflärteften Gewerbsleute, Die Lehrlingsfrage wurde fehr ausführlich be— 
ſprochen; von den dort feftgefegten Satungen giebt Nr. 3 eine Abfchrift. 


3 


Auszug aus dem Gutachten über die Aufhebung der Zünfte 
und Einführung der Gewerbefreibeit. 


Bon Der Lehrzeit und iehung der Lehrlinge, — den Pflichten des Lehr⸗ 
errn und Des Lehrlings. 


(Gewerbeverein von Karlsruhe, 1836.) 

1) Die Lehrzeit Toll bei den verfchtedenen Gewerben in Hinficht der 
Dauer, den zu erlangenden nöthigen Bertigfeiten, um als Gehilfe felbfi- 
ftändig fortfommen zu fünnen, angemefien fein. 

2) Sie begimmt mit dem Eintritt und dauert ununterbrodyen fort bis 
zur Vollendung der gefeglich beftimmten — 

3) Kein Meiſter iſt berechtigt, dieſe geſetzliche Lehrzeit zu ſeinem eigenen 


1) Der jüngſt verſtorbene S5jährige Sainbairn zu Mancheſter ſagt in feinem 
vortrefflichen Auffat über Bolls-Erziehung (4. Abſchnitt. Erziehung ber Er— 
wadhjenen vom vierzehnten bis zwanzigfien Jahre: — 

„Diele erfte Stufe geiftiger Erziehung ift wahrfcheinlid die meift wichtige in 
„der ganzen Xeiter des geiftigen Kortfchrittes. In diefer Zeit müfjen bie wilben 
„Leidenichaften der Jugend controllirt und in die Grenzen der Mäßigung gebracht 
„werden. Im bdiefer Periode endigt der erſte Schulunterricht und bie Berufs- 
„bildung beginnt. Dies ift eine Hauptperiode für die Jugend, wann ein Leben 
„von Arbeit durch Studium foll unterftüßt werben, indem es zum Gegenftand bie 
„Erwerbung von Kenntniflen zur Verfolgung feines Berufes hat, und berechnet if, 
„Die Fähigkeiten bes Geifte® zu erweitern. — Es ift erftaunenswertb, was ein danger 
„Mann auf diefem Weg ſelbſt ohne Leitung und Beiſtand und Lehrer (durch ſt⸗ 
ſtudium) erlangen kann. Um ein erfahrener Arbeiter in jeder Handarbeit zu wer⸗ 
„ven, ift es nicht allein die Anwenbung ber Hand bei der Arbeit, im Gegentheil, 
„der Kopf ift Führer der Hand, bei jeder Bewegung, und um dieſe geichidt zu 
„ihren, muß er die Naturgefete kennen.‘ 
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oder feines Lehrlings vermeintem Vortheil willlürlih abzukürzen; von Seite 
des Lehrlingd kann die gar nie ftattfinden. Stirbt der Meifter oder wird 
derſelbe unfähig, die Lehre zu vollenden, jo fol dieſelbe in einer andern 
Verfftätte vollendet werden. 

4) Die Summe des Lehrgeldes unterliegt der Uebereinkunft des Lehr⸗ 
berm und der Eltern (tefp. Vormünder) des Lehrling, die Entrichtung a 
allgemeinen geſetzlichen Beftimmungen. 

5) Lange andauernde Kränklichkeit und daraus entſtehende Unfähigkeit, 
de eingegangenen Berbinplichkeiten zu erfüllen, von der einen oder andern 
Seite, giebt ein Recht, den eingegangenen Bertrag aufzulöjen. 

6) Mangelt dem Lehrling die geiftige oder körperliche Fähigkeit zur Er- 
lernung des Gewerbes, jo fann er zur Erftehung der Lehrzeit nicht angehalten 
werden, jedoch hat der Lebrmeifter beim Austritt des Lehrlings für die ab: 
gelaufene Zeit eine dem Geſammtlehrgeld entiprechende Vergütung zu fordern. 

7) Ebenfo wird unwürdige, unmenfchliche oder ungeeignete, unerlaubte, 
zwehvwidrige Behandlung und Verwendung des Lehrlinge von Seiten des 
Lehr dem erfteren. ein Recht begrümben, den eingegangenen Vertrag auf: 
zubeben. Auch begründen erwiejene Unverbeſſerlichkeiten, Diebftabl x. des 
Lehrlings ein Recht von Seiten des Meifters, venfelben zu entlaffen. 

8) Lehrlinge, welche aus Unvermögen kein Lehrgeld zu zahlen im 
Stande find, Haben dafiir eine angemeflene längere Lehrzeit zu erftehen, bärfen 
aber deshalb von dem Meifter nie unwitrdig behandelt oder zu andern zweck 
Iojen, ven Gemwerben fremden Gefchäften verwendet werden. 

9) Mit dem Anfang der Lehrzeit wird der Lehrling von den Borftehern 
der Zunft oder Innung ın ein befondered nad Nummern fortlaufendes Bud) 
eingetragen, ber Lehreontract bei benjelben niedergelegt, oder ihnen die Haupt⸗ 
punkte defjelben über Lehrgeld ꝛc. angegeben, von denſelben ſchriftlich auf: 
gelegt, gegenfeitig unterfchrieben und aufbewahrt. 

10) Mit dem Eintritt in die Lehre fteht der Lehrling unter Der be 
jondern Aufficht des Lehrheren, und erhält, um diefe Aufjicht über ihn ſtets 
ausäben zu können, wo möglich Koft und Wohnung am Tiſch und im Haufe 


11) Der Lehrberr Hat die befondere Verpflichtung, die moraliiche und 
religiöfe Bildung feines Lehrlings zu befördern, feine jugendlichen Verirrungen 
zu überwachen, auf die Ausbildung und Stärkung feiner körperlichen Kräfte 
wohl zu achten, überhaupt feinen körperlichen und geiftigen Geſundheitszuſtand 
fi) beſonders angelegen fein zu lafien. 

12) Im cigenen Intereſſe und in der befondern Verpflichtung des Lehr⸗ 
herrn muß es Liegen, daß fein Lehrling die gejeglich beftimmten Stunden der 
Gewerbſchule regelmäßig und pünktlich befuche, ohne an die Nachtheile 
und Verantwortlicleit zu denken, die aus der Verfäumniß berfelben für beide 
Zheile entipringt. 

13) Neben diefem Tiegt es eben jo ſehr im Intereſſe und in der beſon⸗ 
deren Berpflichtung des Lehrherrn, feinen Lehrling fo viel als möglih in ber 
Berkftätte zu beichäftigen, ihm alle Handgriffe und Vortheile feines Gewerbes 
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felbft zu zeigen, oder durch geichidte Gehilfen zeigen zu laſſen und nad 
Kräften und beftem Wiffen dazu beizutragen, daß derjelbe nad erftanvener 
er al8 brauchbarer Gehilfe in eine andere Werfftätte einzutreten be 
äbigt fet. 

14) Der Lehrling bat feinem Lehrherrn in allen erlaubten Dingen 
willig Gehorfam zu leiften, beſonders feine Befehle und Anordnungen im Ge 
werbe jelbft treulich zu befolgen, ihn als den Stellvertreter feiner Eltern zu 
achten und den erlaubten Vortheil deſſelben nach feinen Kräften zu fördern. 

15) Am Schluſſe der Lehrzeit Hat der Lehrling eine Probe feines er 
lernten Gewerbes abzulegen, um dadurch zu zeigen, daß er zum Gebilfen 
hinlänglich befähigt ifl, um in einer andern Werfftätte als Arbeiter eintreten 
zu können. Auch muß er eine jchriftliche Beſcheinigung über den fleißigen 
und nütlihen Beſuch der Gewerbeichule beibringen; ohne dieſe beiden Er: 
fordemiffe follte er ter Lehre nie entlaffen werben; denn eine gut zugebradte 
Lehrzeit ift die Grundlage für fein künftiges Leben; und Meiftern, welche die 
Luft oder Eigenfchaft nicht Haben, einen Lehrling gehörig heranzubilden, follte 
e8 auch nie erlaubt werben, einen ſolchen anzunehmen. 


Dom Reifen und Wandern der Gewerbsgehilfen. 


1) Nach zurüdgelegten Lehrjahren kann e8 nur von dem größten Nuten 
für den jungen Handwerker fein, wenn er die verichtedenen Producte feines 
Gewerbes auf die mannigfaltigfte Weife und nach den verjchievenen Stoffen 
und den Bebürfniffen einzelner Länder und Gegenden an Ort und Stelle 
jelbft verfertigen fieht und verfertigen hilft. Seine Einfichten in fein Ge- 
werbe müſſen fich dadurch bedeutend erweitern und feine manuelle Wertigkeit 
fi vermehren, und von ihm darf man bei gehöriger Benutung der Wander: 
jahre auch einen gefchidten Meifter und tüchtigen Bürger erwarten. 

2) Nebft diefem trägt aber das Reiſen in fremde Länder auch beſonders 
dazu bei, fi allgemeine Lebenserfahrungen zu ſammeln; es befördert ven 
für den Gewerbsmann fo nöthigen Umgang mit verfchiedenen Klafjen von 
Menichen, verichafft ihm Gelegenheit, fremde Sprachen zu erlemen; es lehrt 
ihn mande Widerwärtigfeiten des Lebens ertragen und macht ihn daburd 
fähiger, ſich einen beftimmten Lebensplan zu machen und mit feinem Schick⸗ 
jale zufrieden zu fein. | 

3) Doch ſoll zum Wandern fein Handwerker gezwungen oder Verſäummiß 
deflelben von irgend einer Stelle zu einer Strafe angehalten werden fünnen. 


4, 
Die Kortbildungsihule der Ufine von Öraffenftaden. 


Diefe Schule wurde dur den Director Meßmer unter der Protection 
des Herrn Baron von Buffire, Eigenthümer der Ufine, gegründet; fie if 
beftimmt, den Kindern aus der Gemeinde Illkirch-Oraffenſtaden, den nächſt⸗ 
liegenden Dörfern, aus welchen fie ihre Arbeiter-Population reerutirt, und 
den Kindern der Arbeiter der Ufine felbft Gewohnheiten für Orbnung und 
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von Moralität zu geben, fowie die Elemente von binreihender Inftruction, 
um fie in den Stand zu fegen, ihre induftrielle Laufbahn nach ihrer Intelli- 
genz und ihren Fähigkeiten zu verfolgen. 


Auszug aus dem Schulreglement. 


Jeder junge Mann, welcher ſich vorſtellt, um zugelaſſen zu werden, in 
der Uſine ſeine Lehre zu machen, ſoll folgende Bedingungen erfüllen: 
1) das Alter von wenigſtens 14 Jahren haben; 
2) beftätigen durch ein Zeugniß des Pfarrers, daß er zur erften Communion 
gegangen; 
3) ein Zeugniß einer guten Aufführung von feiner Ortsbehörde aufweisen. 

Die Dauer der Lehre ift vier oder ſechs Jahre, während welcher 
die jungen Leute verpflichtet find, die Curſe der Fortbildungsichule der Fabrik 
zu beſuchen. Nach dem erften Jahre erhalten Diejenigen unter ihnen, welche 
fh durch ihren Eifer und ihre Fortfchritte auszeichnen, als Aufmunterung 
emen Lohn, welcher auf folgende Art abgeftuft iſt: 

während des zweiten Jahres von fr. 0,50 bis fr. 0,75, 
während des dritten Jahres von fr. 1,00, 
während des vierten Jahres von fr. 1,25, 
während des fünften und fechsten Jahres nach Verdienſt. 

Da die Erfahrung beftätigt bat, Daß die Curſe, um mit Erfolg befucht 
zu werden, nicht ganz frei fern follen, jo wird den Lehrlingen der Abzug 
eines Zehnteld ihres Verdienſtes zum Vortheil der Schulkaſſe gemacht und 
ein zweites Zehntel wird zurüdgehalten als Garantie für die pflichtmäßige 
Erfüllung des Lehrvertrages. Es wird in der Sparkaſſe angelegt und nad) 
Beendigung der Lehre das Ganze mit den Binfen dem Zögling eingehänbigt. 


Organifatton der Schule. 


Die Fortbildungsſchule zählt fünf Abtheilungen, deren Unterricht von einer 
Abtheilung zur andern fteigt, und einem bejonderen Lehrer anvertraut ift, 
welher vom Director und den Ungeftellten der Fabrik unterftügt wird. 


Die Unterrichtögegenftände find folgende: Kalligraphie, — franzöftiche | 


und deutiche Grammatik, — Dictat, Orthographte, — Aufſätze, — reis 
hand⸗ und geometrifche8 Zeichnen und von Mafchinen, — Arithmetit bis zu 
den Logarithmen und Zinsrechnung einfchlieglih, — Clementar - Geometrie 
volfländig, — Algebra bis einjchließlich der Gleihungen vom zweiten Grade, — 
Bhnfit und Mechanik, einfache Maſchinen. 

Die Eurfe finden jeden Morgen von 6 bis 8 Uhr ftatt ohne Ausnahme 
des Sonntags; die fünf vereinigten Abtheilungen folgen bort dem Zeichen: 
interricht, und alle Abende von 5—7 Uhr mit Ausnahme von Dienftag und 
Sommtag, fo daß die drei unteren Abtheilungen ſechs Klaſſenſtunden und bie 
beiden oberen Abtheilungen jede 8 Klaffenftunden zählen. 

Man giebt bier als nüglides Renſeignement das Tableau über bie 
Berwendung der Zeit für die fünf Abtbeilungen: 





va nn 





134 Mefmer. 


Mittwoch |Donnerftag| Freitag 


g 
| Montag | Dienftag Samftag | Sonntag 
& 











Klafle am Morgen von 6-8 Uhr im Sommer, und von 7—9 Uhr im Winter. 


4. [Arithmetif Se — = Geometrie — geich 
Bee) Aeitgmeit hei * —— 5 ee 
; Geometrie — uge re 
— — (ee — | = ed 1 Zeichnen 
Klaffe am Abend von 7—9 Uhr. | 
® | Fi —E = = Me = ee re SZeichnen 
5. (Same) — cumönge rtämeit)  _  |Beignen 


Arbeit des Abends. Um ven jumgen Zöglingen während ber 
Winterabende alle Leihtigfeit zu geben, die Abendſtunden nüglich anzuwenden, 
jo wird jeder von ihnen, der hierzu an den Lehrer das Begehren ftellt, in ben 
Schulſaal zugelaſſen, welcher zu dieſem Zweck gewärmt und erleuchtet wird. 

Eine Meine Bibliothek von lehrreichen und unterhaltenden Büchern ſteht 
den Zöglingen zur Benutzung. 

Disciplin. Ein tägliches Bulletin ſetzt den Director in Kennmiß 
ber Abweſenheiten und ſolcher Vorfälle, welche wichtig genug find, um an 
gezeigt zu werben. 

Die Strafen, welche die Söglinge ſich zuziehen können, find nach dem 
Grab des Vergehens: Verweis der ‘Direction, Geldſtrafe oder Entlafſung 
aus der Fabrik. 

Monatliches Examen und vierteljähriges Bulletin — 
Eramen am Ende des Jahres. Jeden Monat, am Nachmittag des Mon- 
tags, welder dem Zahltag der Arbeiter folgt, findet. zum Claſſement der Zög⸗ 
Iinge eine Prüfung ſtatt, beftehend in mündlichen Fragen, in einer geſchrie⸗ 
benen Compofition (Dictat, Aufgaben der Arithmetit und Geometrie) und 
zwar abwechſelnd in Frangöfifcher und deutſcher Sprache. | 

Die Refultate bieje® Concurſes, wovon eine Copte dem Director zu⸗ 
geſtellt wird, werden in ein Regifter eingefchrieben, wo ſich gleichfalls alle 
auf jeden Bögling bezügliche Noten finden. | 

Am Ende jedes Trimefterd wird an bie Eltern der Zöglinge ein Bulletin 
geſchickt, welches ihnen Bericht über die Aufführung, die Fähigkeiten, die 
Geſchicküchteit und Fortſchritte ihrer Söhne giebt. Dieſe monatlichen Prü⸗ 

fimgen find gekrönt durch eine entſcheidende Prüfung am Ende des Jahres, 
in Gegenwart einer Commiſſion aus höheren Ungeftellten der Ufine, worüber 
ein Protocol aufgenommen wird. Im Folge diefer Prüfung findet eine Aus⸗ 
theilung von Breien, beſtehend i im nüglichen Büchern, ftatt. Diefe Austheilung 
wird gewöhnlich mit einer gewiſſen Feierlichkeit gemacht. 
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Die Zahl der Zöglinge, welche Heute die fünf. Abtheilungen der Schule 
beinchen, beträgt 70. en 300 jumge Leute haben feit der Gründung ber 
Schule die verjchiedenen Klaſſen befucht. 

Ausgaben. Die Ausgaben, melde den Unterricht betreffen, find 
3500 fr. ohngefähr oder im Mittel 50 fr. per Zögling und per Jahr. 

Reiultate Wenn man den geringen Grab von Unterricht in Be- 
tracht zieht, welchen die meiften der Zöglinge bei ihrem Eintritt in die Schule 
befigen, jo fann man mit den Refultaten, welche die Schule feit ihrer Grün- 
dung geliefert bat, zufrieden fein, und deren Folgen, welde fie fir die Ufine 
und für die Arbeiterbevölterung haben Tann. 

Diejenigen, welche von der Natur begünftigt find, wifjen über ihre Mit- 
fchüler den Rang zu bebaupten, welden fie ſchon bei den erften Prüfungen 
fih erworben haben, und find dann auch berufen, die erften Plätze in dem 
Bureau ſowohl, al8 in der Werkftätte einzunehmen. Der Bonds von Kennt⸗ 
niſſen, welche fie in den fünf Wbtbeilungen haben erwerben können, wird ge⸗ 
nügen; Dank dem Studium und Dank ihren Beziehungen zu dem Perſonal 
der Direction, ſowie zu den Elewen, deren ſowohl Fremde als Franzoſen 
aus höheren technifchen Echulen in Graffenftaden find, erhalten fie eine aus⸗ 
reichende praftiiche Ausbildung und die Möglichkeit, felbft ohne die Hülfe von 
anderen Lehrern das Feld ihrer Kenntniffe zu erweitern. 

Sie finden zu diefem Zwecke große Hilfsmittel in der Bibliothek der 
Ufine, welche von wifjenihaftliden und technifchen Werken das Befte enthält, 
was ın der franzöfilchen, deutſchen und englifchen Sprache erfchtenen if. 

Ale innen überdies, indem fie einen Unterricht erwerben, ver ihren 
Fähigkeiten proportionirt ift, außerdem durch die Lectionen des Meiſters und 
im Umgang mit ihren Mitfchälern die Grundfäge von Ordnung und Moral 
ſchöpfen, welche die Würde des Menſchen ausmachen. 


J. Anhang zu 4. 
Anſprache des Directors (M.) bei der Preisaustheilungsfeier im September 1857. 


Hochgeehrtefter Herr Baron! 

Wir begrüßen Sie und Ihre hochgeichägte Familie und danken Ihnen 
nochmals, daß wir durch Ihre Liberale Unterftügung von 31/, Jahren in 
den Befit einer Gewerbfhule gelommen find. Die Ehre, die Ste der Schule 
erweifen, daß Sie und Ihre hochgeſchätzte Familie jelbft die Preisaustheilung 
an die preißwürbigften Zöglinge vornehmen, giebt uns einen Beweis, welches 
Interefie Ste an der Schule nehmen. Es wird auch die herrlichften Früchte 
tragen. Die Lehrer und Zöglinge wird e8 zu neuem Eifer aufmuntern. — 
Ihre zweimalige Anweſenheit giebt uns Beute die Ueberzeugung, daß wir alle 
Jahre diefen Tag als einen Familienfefttag begrüßen können. Wir wünſchen 
deshalb von Herzen, daß es Ihnen und den Ihrigen noch lange geftattet 
bleiben möge, und diefen Feſttag mit Ihrer Gegemwart zu verherrlichen. 

Bevor Sie, hochverehrtefter Herr Baron, die Austbeilung eröffnen, bitte 
ich mir zu geftatten, einige Worte über die Schule zu jagen. 
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Schon im vorigen Jahre hat die erſte Prüfung ſtattgefunden. Dieſelbe 
hatte, obgleich die Schule aus den heterogenſten Elementen recrutirt wurde, 
ſehr lobenswerthe Reſultate geliefert, daß wir ſchon damals Ihrem Wunſche 
gemäß und in Ihrer Gegenwart an die Preiswürdigſten Belohnungen und 
Belobungen zur Aufmunterung zu neue Fleiß austheilen konnten. 

In der legten Oſterwoche haben nun die zweiten Prüfungen ſtattgefunden. 
Diefe Prüfungen waren durch einen überrafchenden Erfolg gekrönt. 

Bon 93 eingefchriebenen Zöglingen nahmen 91 an den Prüfungen theil. 
Die Prüfungen wurden mit großer Umficht, Strenge und Unparteilichfeit von 
der dazu emannten Prüfungscommilfion durchgeführt. 

In den theoretiſchen Lehrgegenftänden wurde münblih und jchriftlich 
eramimirt, und in den Werkftätten unter den Augen der Commiſſion und der 
Leitung der betreffenden Gontremaitre8 Arbeiten ausgeführt. 

Ueber Alles wurde genaues Negifter geführt und das Ergebniß für jeden 
Unterrichtögegenftand in Zahlen ausgedrückt und geordnet in einem Cahier 
niebergefchrieben. 

Die Eleven find in vier Klaſſen eingetbeilt und wurden klaſſenweiſe 
in der Schule in folgenden Lehrgegenftänden eraminirt: 

1) Mathematik, als: 
Arithmetif und 
Geometrie, 
2) Zeichnen und Linienzeichnen, 
3 ; r 
2 Are beides in franzöſiſcher und deutſcher Sprache, 
5) in den Werkftätten alle Klafjen vereint waren. 

Sch jelbft bin ven Prüfungen mit größter Aufmerkſamkeit und Inter- 
effe gefolgt, und muß gefteben, daß die erlangten Reſultate mir zur größten 
Satisfaction gereichten. 

Die vorliegenden Arbeiten, wie die numerischen Reſultate beweiſen Har, 
daß die Schule fett einem Jahr einen bedeutenden Fortichritt gemacht Bat. 
Es hat in jeder Klaſſe umd insbeſondere in der Werfftätte ein großer Wett⸗ 
kampf ftattgefunden, Jeder fuchte zu leiften, was ihm feine Kräfte und An: 
lagen erlaubten. Es war in vielen Fällen fchwer, den Preismürdigften zu 
finden, deshalb habe ich e8 auch gewagt, Ihnen eine größere Anzahl, als dies 
gewöhnlich der Ball ift, nicht fomohl zur Belohnung, als zur Aufmunterumg 
zur Genehmigung vorzufchlagen. 

Den Herren Lehrern und Allen, die bei der Schule mitgewirkt, ſpreche ich 
hiermit meinen verbindlichften Dank aus, Jeder hat mehr als feine gewöhn- 
liche Pflicht geleiftet. 


Und nun noch einige Worte an unfere jungen Leute. 

„Ich bin mit Euerem Fleiß und dem Erfolg des vergangenen Jahres 
‚ehr zufrieden; daß der Nuten der Schule von Jedem von Euch felbft er- 
„tannt und gewürdigt wird, bewiefen gerade die Fortſchritte und Liebe zu 
„Euerem Beruf. Diefer Nugen wird auch in dem Maß noch mehr von 
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„Euch erfannt werben, je mehr Ihr Euch zu tüchtigen und intelligenten Ar- 
„beitern ausbilden werdet.’ 

„Sch bin überzeugt, daß der größte Nugen in der Schule noch darın 
„beitehen wird, daß die Schule Eudy natürlicher an das Etabliffement und 
„einen Herrn knüpfen wird.” 

„Es wird dur die Schule ein gerechter Ehrgeiz und richtiges Pflicht- 
„gefühl in Jedem erweckt und Alle werden treu an Graffenſtaden's Fahnen 
Falten und Alles aufbieten, daß ſolche überall geachtet werben.‘ 

„Jeder wird, wenn aud nicht Heute, doch in Jahren einjehen, was er 

„dieſer Schule zu danfen bat.‘ 


14 


II. Anhang zu 4. 
Anfprache des Directors (M.) bei ver Breisaustheilungsfeier am 8. Septbr. 1861. 


Hochverebrtefter Herr Baron! 

Ich danke Ihnen und Ihrer bochwerthen Yamilie für die Ehre, die Sie 
unſerem kleinen Zelte heute zum brittenmale durch Ihre Gegenwart ermeifen. 

Bevor Sie, hochgeehrtefter Herr Baron, die Krönung der Preiswürdigen 

eröffnen, ſei es mir erlaubt, eimige Worte über die Echule felbft zu be- 
merken: 
„„Unſere Gewerbſchule wurde vor ſechs Jahren unter Ihrer liberalen 
Protection durch den Director gegründet, die ausgeſtellten Arbeiten der Zög⸗ 
linge rechtfertigen Hinlänglid, daß dies Inſtitut bereits gute Früchte getragen, 
und ſicherlich wird dies von Jahr zu Jahr noch ſchlagender hervortreten in 
dem Verhältniß, als es uns gelingen wird, Werkſtatt und Schule innig mit 
einander zu verbinden. 

Letztere wurde in der Abficht in's Leben gerufen, vor Allen den Söhnen 
der Contremaitres, Arbeiter und Landleute der Umgegend Gelegenheit zu 
verſchaffen, neben der praftifchen Lehrzeit fih im Schreiben, Zeichnen, der 
Mathematik, im franzöſiſchen und deutſchen Auffat fortzubilvden. Das Unter: 
richtömaterial ift ım der Art gewählt worden, daß das bier Erlernte zur ge- 
naueren Einfiht und logiſchen Beurtbeilung der Arbeiten in der Werfftatt 
dienen wird. 

Hierdurch Hilft eins dem andern, und iſt der Zögling erſt in der 3., 4. 
ober 5. Kaffe angelangt, jo wird ihm täglıh der wirkliche Werth des Unter: 
richts deutlicher. 

Diefe Erkenntniß wird fogar ein natirliher Sporn für ihn bleiben, 
auch nach Beendigung feiner Lehrzeit, fich durch gut gewählte Lecture und im 
Umgang älterer, gebilveter Fachgenoſſen weiter fortzubilden; auch für bie 
jüngeren wird e8 eine Aufmunterung fein, zu ſehen, wie die älteren Kameraden 
in Folge ihrer Leiftungen ihren Weg machen, theils in der Ufine felbft, theils 
in fremden Induftrieen oder beun Milttär. Jedem ohne Ausnahme ift Durch 
dieje Erziehungsweife das Mittel geboten, ein tüchtiger Arbeiter, Contremaitre, 
Angenieur x. x., vor Allem aber ein achtungswerther Ortsbürger zu werben! 

Auf dieſem Wege find in allen Fächern der Induftrie und insbeſondere 
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in der mechaniſchen, die viel manuelle Geſchicklichfeit erfordert, die meiſten 
unſerer größten Heroen heraufgeſtiegen, ſowohl in Frankreich, als in England 
und Deutſchland. 

Männer, wie Watt, die beiden Stephenſon, Richard Roberts, For, 
Maudsley, Whitworth, Nasmyth, Braitwaite, Bramah, die beiden Fatrbaten, 
Ramsden, Dollond, Fortin, Lenoir, Gambey, Bourdon, Cave, Scmilgue, 
Reichenbach, Frauenbofer, Borfig x. x., baben alle einen ähnlichen Weg ger 
gemacht; ihnen haben wir die außerorventliche Höhe der heutigen mechaniſchen 
Induftrie zu verdanken; fie haben den Ausfpruch des großen Philoſophen 
Leibnig zur That gemadt: 

„Mit dem Mechanifchen ſoll der Menſch beginnen und mit dem 
Geiftigen ſchließen.“ 

Auch unfere Ufine felbft giebt hiervon ein Beijpiel: Als ich vor 
23 Jahren beauftragt war, den technifchen Theil zu gründen, begann ich mit 
einem Perfonal von ca. 35 Arbeitern, heute tft Dagegen unjer Geſammt⸗ 
perfonal über 1300 geſtiegen.““ 


Euch Zöglingen fage ich: 

„Sehet Euch um, junge Leute, und Ihr werdet finden, baß ſich ber 
„ganze Generalftab ver Ufine von Graffenftaden und unfere beften Arbeits: 
„kräfte mit wenigen Ausnahmen in der Ufine jelbft gebilvet haben; Ihr 
„werdet weiter finden, daß nicht Geburtörang, fondern Kenntniffe, Gefchid: 
„lichkeit, Fleiß und Rechtlichkeit als einzige Mittel zum Uvancement.. dienen.‘ 

„Zöglinge, ich gebe Euch Heute wiederholt den väterlichen Rath, daß 
„Jeder die ihm gebotene Gelegenheit, ſowohl in der Werfftatt, als im der 
„Schule mit Fleiß und Liebe benute, und auch nad) Beendigung feiner Lehre 
„fortfahren möge, ſich femer auszubilden, denn das ganze Leben muß als 
„eine Lehre betrachtet werden, will man durch die Nachfolgenden nicht fiber: 
„ſprungen werben.‘ 

„ur zu wahr find die Worte Fairbairn's, unſeres Doyen in der 
„ nit: = 

„„Ihe Society never stand still!"“ — 
(Die Geſellſchaft fteht nie fill!) 
„Alles ift in ftetigem Fortſchritt begriffen, und wer dieſem nicht Rechnung 
„trägt, der wird zurüdbleiben !" 


II. Anbang zu 4. 
Ueber den tehnifhen Zeihenunterridt in Graffenftaden. 


Auf die Anfertigung von Entwürfen, Weberfihts- und Detail-Zeihnungen 
zu auszuführenden Arbeiten, wurbe gleich anfangs große Aufmerkſamleit ge- 
wendet. 


Ale in den Werkflätten zur Ausführung Tommenden Arbeiten wurden 
nad genau cotirten Urbeitözeihnmgen gemadt, weldhe vom Zeihner umd 


Director unterfchrieben waren. 
Bon jeder zuſammengeſetzten Arbeit wurde ein genau cotirter Ueber⸗ 
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fichtsplan und fo viel Durchſchnitte und Detail⸗Zeichnungen gemacht, als zum 
Verſtändniß und Vermeidung von Fehlern nöthig waren. 

Diefen Plänen war ein Verzeihniß aller ungerlegbaren Stüde (liste de 
pitces) beigelegt. — Dieſes Verzeichniß war nach einem gewählten Schema 

t, mit verfchtedenen Colonnen, — 1. Col. die Nırmmern der Stüde, 
2. Col Stüdzabl, 3. Col. Benennung des Städes, 4. Col Croquis der 
Form, 5. Col befondere Bemerkungen. — Diefe Methode erleichterte die 
Berification bei der Verſendung, daß nicht fehlt; der Rechnungsführer, der 
die gleiche Lifte erhielt, mußte ſich der gleichen Namen der Stüde bevienen, 
die ihnen im Zeichenbureau gegeben wurden. Es war nötbig, die Beichen- 
methode fo zu geftalten, daß die jungen Eleven fo fchnell als möglich fi in 
diejelbe bineinarbeiten Fonnten. 

Da man femer in der Fabrik in den erften Jahren mit einfachen Ar- 
beiten (die articles courants), als: Wagen jeder Art, Winden, Preſſen, 
Pumpen, Teuerfprigen, einfache Werkzeuge und Transmiffionen zc., angefangen 
hatte, und erft fpäter zu den zufammengefegten größeren Arbeiten, ald: Ma» 
Fchinen-Werkzeugen, Tabatfabritations-Dlafchinen, Eifenbahnmwagen, Tender und 
zulegt zum Locomotivenbau überging, fo bat fich eine große Anzahl von Weber- 
fihtsplänen angefammelt, weldhe in großen Büchern für jede Fabrikation mit 
Inhaltsverzeichniß eingeleimt wurden und dann dem jungen Zeichner ein vor⸗ 
züglihes Material zu feiner Ausbildung und Leitung an die Hand gaben. 
Es hat fih aud in einer Reihe von Jahren eine velftändige Zeichenmethode 
ausgebildet, welche ſich durch Klarheit, Genauigkeit, Beftimmtbeit und gewifle 
Eleganz der Formen auszeichnete. 

Die meiften Eleven mußten das erfte Jahr, in dem fie noch ſchwach von 
Körperbau waren, durch das Beichenbureau gehen, wo fie mit dem Copiren 
und Anfertigen der Detailzerhnung beichäftigt wurden. 

Ale Lehrlinge ohne Ausnahme mußten während der ganzen Dauer ihrer 
Lehrzeit den Zeichenunterricht bejuchen, weldyer Sommer und Winter jeden 
Sonntag von Morgens 6 — 8 Uhr gegeben wurde, fo daß jeder feinen Gottes⸗ 
dienſt bejuchen fonnte, der gewöhnlid) um 9 Uhr Morgens anfing. — 

Bei dieſem Unterricht, der im Freihandzeichnen und geometrifchen Zeichnen 
beftand, bediente man fich gut gewählter Originale. Für das geometrijche 
Zeichnen einer Sammlung, die ich, zu dieſem Behuf entworfen, im Beichen- 
bureau babe anfertigen laſſen. 

Da alle Schüler der fünf Klafien in einem großen Saale zu diefem 
Unterricht vereinigt waren, fo fand auch ein großer Wetteifer ſtatt. Man 
erfannte bald die Zalentvolleren, die fich auch * dieſer Specialität mehr 
zuwendeten. Gewiß iſt der Zeichenunterricht am meiſten dazu geeignet, am 
ſchnellſten die individuellen Anlagen jedes Schülers kennen zu lernen und jeden 
nach ſeinen Anlagen und ſeinem Fleiß vorwärts zu bringen. 

Bu Anfang iſt es nothwendig, eine höchſt pedantiſche Strenge auszuüben, 
um den jungen Mann an Reinlichkeit, Genauigkeit zu gewöhnen, und dann 
nachher auf die Entwicklung und Ausbildung ſeines Schönheitsſinns zu 
wirken. — Außerdem muß der Lehrer darauf achten, daß das angenommene 
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Format richtig eingehalten wird, daß das Zeichenmaterial in befter Ordnung 
ſei; befonder8 gilt dies von den Reißfedern beim geometrifchen Zeichnen. 

Jedem Zögling muß gezeigt werben, wie er feine Reißfeder zu fchleifen 
bat, damit er reine und weiche Linien von jeder Dide ziehen könne. Wie 
man fi) von Anfang gewöhnt, fo bat man fih in Zukunft. — Ih er 
innere mich noch fehr gut an meine Studienjahre an der polytechniſchen Schule 
zu Karlsruhe, während bei einem Lehrer vorzliglic) gezeichnet wurde, wurde 
bei einem andern nachläſſig gezeichnet, und ich hatte mich damals fchon über⸗ 
zeugt, wie nothwendig gleih anfangs an den angeführten Disciplinen feft- 
gehalten werben müßte. 

Aber vor Allen darf man den jungen Mann nicht zu viel Zeit mit 
Künfteleien verlieren laflen, man muß ihn fo fchnell als möglich in die 
Materie einführen, bei jeder Arbeit ihn ftreng auf feine Schwächen aufmerk⸗ 
fam machen, indem man feine Zeichnung neben dem Original einer ftrengen 
Kritit unterwirft, damit er fi) dann bei der nächſten Aufgabe bemühe, feine 
Tehler zu verbeſſern. Er muß dann bald anfangen, nach der Natur zu 
zeichnen. Croquis zu machen von ausgeführter Arbeit und mit ben ein⸗ 
geichriebenen Maßen; diefe find dann wieder mit den Inftrumenten nach einem 
angenommenen Maßftabe zu zeichnen und denfelben ein Farbenton zu geben. — 
Nach dieſem ift e8 gut aus dem Gedächtniß zeichnen zu laſſen; immer vom 
Einfachen zum Schwierigeren übergehend! Ich habe diefe Methode bei meinen 
Zöglingen jehr bewährt befunden und mancher bat derſelben fpäter eine vor- 
züglihe Stellung zu danken gehabt. 

Sch felbft wurde frühe von meinem Bater an diefe Methode gewöhnt, 
auf meinen Reifen bin ich felten zu Bette gegangen, ohne das Wichtigfte, 
was ich gejeben, zu Papier gebracht zu haben. Nur felten erhält man Er: 
laubniß, Croquis aufzunehmen. 


5. 
Jakob Meßmer's Bildungsgang, 


als Beitrag zu einigen Noten, die Erziehung tüchtiger Arbeiter der Klein⸗ 
gewerbe und Großinduſtrie betreffend. 


Schon ſeit dem Jahre 1831 war das Studium des techniſchen Fort⸗ 
bildungs = Unterricht8 eine "meiner Lieblingsbeichäftigungen und famen außer⸗ 
ordentliche Umftände, Die auf meinen Bildungsgang einwirkten, mir hierbei 
fehr zu ftatten; von frühefter Jugend waren der Werkftätte, Schule und Bil- 
dungsreiſen ber größte ‘Theil meiner Zeit und Thätigfeit gewidmet. 

Mein Bater war feiner Profeffion nad) ein gelernter Zimmermann, war 
von Natur körperlich und geiftig begünftigt und vereinigten fich bei ihm große 
Geſchicklichkeit und Erfahrungen, die er fih auf feiner 15jährigen Wander⸗ 
Ihaft im Ausland im Hochbau und Mühlenbau erworben hatte. 

Bei dem Bau des Karlsruher Hoftheater8 (1807) war er mit der Leis 
tung der Zimmerarbeit und Inftallation der Theatermaſchinerie betraut; nach 
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Bollendimg des Ganzen wurde er als Hofthentermeifter angeftellt, welche 
Stelle er bis zu feinem Tode (1837) inne hatte. 

Bereits unter feiner Leitung hatte ich reichlich Gelegenheit, mich zum ge 
ſchickten Holzarbeiter auszubilden, während ich gleichzeitig bis Mitte des 15. 
Jahres die katholiſche Elementarfchule, und bis zum 19. Jahre das Lyceum 
und die obere Realflaffe befuchte. - | 

Nachdem ich in ven Jahren 1824—1828 bei Eccard in Karlsruhe, 
einem geſchickten mathematischen Inftrumentenmader aus der Ramsdon’ichen 
Schule, bei dem ich in Koft und Logis war, eine vollftändige Lehre durd: 
gemadt, an der Seite gehilbeter und geſchickter Arbeiter aus verſchiedenen 
Ländern mit großem Fleiß gearbeitet, und in den legten drei Jahren meiner 
Lehre in den früheften Morgenftunden von 4—5 Uhr mathematifchen Unter⸗ 
richt durch den Oberbaurath Weller, damals Student der Ingenieurjchule, er⸗ 
halten, war ich Hinreichend vorbereitet, um mein Aufnahme- Examen im die 
polytechniſche Schule (1828) mit Erfolg machen zu können. 

Schon im erften Jahre meine® Studiums wurde ich von unjerem da⸗ 
maligen Director, Geheimen Hofratb Wucherer, der zugleich Profeflor der 
Phyſik war, zum Mechaniker des Großherzogl. phnfitaliichen Kabinets er⸗ 
nannt und bald darauf zum Mechaniker der ganzen Schule; hierdurch kam 
ich auch außerhalb des Collegiums in die angenehmſten und lehrreichſten Be— 
ziehungen mit den Profeſſoren der Schule. 

Meine im Jahr 1830 erfolgte Ernennung zum Mechaniker des Mark⸗ 
grafen Wilhelm Hoheit verfchaffte mir Gelegenheit, einige hydrauliſche und 
landwirthſchaftliche Einrichtungen auf deſſen Gute zu Nothenfeld zu machen. 

Nach Beendigung meiner Studien im November 1831 führte mich eine 
Reiſe über Stuttgart und Tübingen nad) München, wo id die fünf Monate 
meines Aufenthalts dazu benußte, die Majchinerie des königlichen Hoftheaters, 
damals eine der beten, ſowie die berühmten Werkftätten von Reichenbach und 
Frauenhofer, ihre Arbeiten, fowie ihre Ausführungsmethoden gründlich zu 
ftudiren. Einen Theil meiner Zeit verwendete ıh auch auf den Beſuch von 
Collegien an der polgtechnifchen Schule, ſowie ihrer reihen Modellſammlung 
und des phyſikaliſchen Kabinets der Univerſität. 

Das Zuſammenwirken von Gelehrten, Induſtriellen und Künſtlern, ſowie 
die allſeitige freundliche Aufnahme eines lernbegierigen jungen Mannes machten 
mir den Aufenthalt in München zu einem äußerſt angenehmen und lehrreichen. 

Einige Monate nah meiner Rückkehr aus Münden machte ich eine 
weitere Reife an den Unterrhein über Mannheim, Darmftadt, Frankfurt a. M., 
Wiesbaden, Mainz und Köln und lernte in diefen Städten Die technischen 
Lehranftalten und induftriellen Etabliſſements kennen. 

Bald nach meiner Ruckkehr nah Karlsruhe übertrug mir der Staats: 
rath Nebenins, der Reformator der polytechnifchen Schule, die Lehrſtelle 
der praktiſchen Mechanik und die Einrihtung einer mechaniſchen Werfftätte 
an der Schule felbft. — Die Werkftätte wurde Anfangs Januar 1833 mit 
einer Keinen Anfprache von mir eröffnet. — Da für den Unterricht in der 
praktiſchen Mechanik und für das Arbeiten in der Werkftätte täglich nur zwei 
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Stunden beftimmt waren, jo fuchte ich meinen Zöglingen eine weitere Ge⸗ 
legenheit zu verfchaffen, und errichtete zu diefem Zwecke zu Anfang des Jahres 
1833 und in Berbindung mit meinem Lehrkameraden Joſeph Berhmüller 
eine PBrivatwerfftätte zur Anfertigung von mathematiſchen Iuftrumenten, pby: 
ſikaliſchen Apparaten, Modellen und kleineren induſtriellen Einrichtungen. 

Während der Jahre 1833—1836 ‚war mein Wirkungskreis ein jehr 
außgebehnter und erforderte eine außerordentliche geiftige und phyſiſche Thätig- 
teit. Mehrere größere Reifen verihafften mir vielfache Gelegenheit, meine 
Kenntniffe und objectiven Urtbeile, ſowie den Kreis perfönlicher Bekanntſchaften 
zu erweitern. 

Mitte des Jahres 1833 machte ich mit meinem Stubienfamerad und 
Zögling in der praftiihen Mechanit, Emil Kepler, dem fpäter berühmt 
gewordenen Tocomotivfabritanten, eine viermonatliche Reife nach Paris über 
Mes und Chalons |. M. 

Die freundliche Aufnahme in Meg und Chalons |. M. veranlaßten uns 
zu einem wmehrtägigen Aufenthalt, um an erfterem Orte die ſchönen Samun- 
lungen der Ecole d’application unter Poncelet’® Tiberaler Führung zu be= 
fihtigen, und an legterem Ort die Organifation der Ecole des arts et 
metiers fennen zu lernen. 

In Paris mit dem Hoftheaterintenvanten, dem Orafen von Lei— 
ningen und dem Hoftheatermaler Gaßner aus Karlörube zufammengetroffen, 
wurde mir durch meinen Fürften der Auftrag, Die Einrichtungen der größeren 
Theater einzufehen und den Vorſtellungen beizumohnen ; gleichzeitig bejuchten wir 
auch mit diefen Herren die merfwürbigften Sehenswilrdigfeiten der Hauptftabt. 

Durch unfern Gefandten bei den damaligen Sternen erfter Oröße, 
Arago, Dulong, Pouillet, eingeführt, wurde e8 und durch deren Liberale 
Unterftügung erleichtert, die Apparate, Modelle und Inftrumente der poly- 
technifchen Schule, der Sorbonne, des Objerwatoire, des Conservatoire des 
arts et metiers und die vorzüglidhen Einrichtungen diefer Anftalten zu flu- 
diren; Pouillet und Le Blanc madten und mit dem Stand der In⸗ 
duftrie befannt und verihafften und Eintritt zu den ſehenswertheſten, mecha⸗ 
nifchen und inbuftriellen Etabliſſements. Durh Neubert aus Hannover, 
an deſſen Seite ich bei Eccard gearbeitet habe, wurde ich mit vielen Klein- 
und Kunftgewerben befannt gemadit. 

Meines Tpäteren Freundes, des berühmten Mechanikers Gambey, fo 
wie deſſen humanen Eigenfchaften, muß ich bier auch gedenken; überhaupt 
wurde der damalige Aufenthalt in Paris durch Zuſammenwirken einer großen 
Anzahl Jugend- und Schulfreunde, ſowie der weiteren Belanntidhaften von 
anderen Ländern, die den verjchiedenen Zweigen der Willenichaft, Kunft und 
Technik angehörten, ein äußerſt nugbringender und angenehmer. 

Im Jahr 1834 wurde ih mit dem Director des landwirthichaftlichen 
Vereins, Freibern von Ellrihshaufen, von ver badischen Regierung 
nad England geichidt, wo ich während viermonatlichen Aufenthalts nicht nur 
bie Iandwirtbichaftlihen Mafchinen und Einrichtungen, fondern aud die wiſſen⸗ 
Ichaftlichen, technifchen Lehranftalten, Die großen Staats-Etabliffements Wool- 
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wid, Portsmouth, Gosporth x. und die beften damaligen Mafchinenfabriten 
und Fabrikeinrichtungen — konnte; auch fand ich vielfache Gelegenheit, die 
Kleingewerbe kennen zu lernen 

Die Rückreiſe führte mich abermals über Paris, wo mich Das Studium 
ber damals flattfindenden großen Inbuftrie-Ausftellung und der neuen Mahl: 
mäblen in St. Denis und St. Diaur im Auftrag des Markgrafen Wil: 
helm Hoheit zu ſechswöchentlichem Aufenthalte veranlagte. 

Diefe Reife gab meinem Geifte eine andere Richtung und jet wurde ich 
— zum großen Maſchinenweſen hingezogen, wozu ſich auch bald Gelegenheit 

bieten ſollte. Ich überließ nun meinem Aſſoci«e Berchmüller meinen 
Geihäftsantheil und machte, von Kepler unterftügt, den Civil Ingenieur. 

Durch meine Ernennung in das Comite des Gewerbevereind und als 
Mitglied der Gewerbeihulen-Sommiffion trat ich immer mehr ins öffentliche 
Leben ein und fam mit den-erften Induſtriellen und Meiftern aus allen Ge- 
werben in fortwährende Berührung. 

Im Jahre 1835 wurde ih zur Gründung einer neuen Privatwerkftätte 
durch den Divector und die Profefioren der polytechniſchen Schule veranlaft. 
In derfelben wurden Modelle für die Gewerbeihulen, mathematiſche und 
phyſikaliſche Inftrumente und Apparate für die polntechnifche Schule ꝛc. an⸗ 
gefertigt; und bald war Arbeit genug für eine größere Anzahl Arbeiter vor⸗ 
hauden. Durch den Eintritt der drei geſchickten Mechaniker Martinſon 
aus Roſtock, Trute aus Braunſchweig, Mundler aus Kempten hatte die 
Werkſtätte drei tüchtige Kräfte gewonnen. 

Bei Gelegenheit der Errichtung der großen Spinnerei und Weberei zu 
Ettlingen wurde ich vom Banquierhaus von Haber beauftragt, die großen 
Spinnereien des badifchen Wiefenthal8, der Schweiz, des frangöfiichen Ober- 
2 jowie die berühmten Mafchinenwerfftätten von Eicher, Wys u. Co., Andre 

Koechlin, Schlumberger zu beſuchen; die Rejultate und Erfahrungen diefer Reife 
legte ich bald nad) meiner Rüde br in einem ausführlichen Bericht vor. 

Im Jahre 1836 wurde ich mit der Anfertigung der Pläne, Leitung des 
Baues und Imftallation der Mafchinen und Apparate der Yuderfabrif a 
Eitlingen nah Schutzenbach's Syſtem beauftragt, und entledigte mich bes 
Auftrages zur volllommenen Zufriedenheit der Geſellſchaft. 

Schon im Jahre 1835 führte mich ein Auftrag unferer Zollbirection 
nad Straßburg, um in der berühmten Fabrik von Rolle & Schwilgue 
eine große Anzahl von Brüdenwaagen zu prüfen und zu übernehmen. 

Während eines 14tägigen Aufenthalts hatte ich Gelegenheit, Die genauere 
Belanntichaft des Hrem Schwilgue, meines [päteren Schwiegervaterd, zu 


Der nähere Umgang mit diefem hervorragenden Mann, die Mittheilung 
feiner intereflanten Arbeiten umd beſonders feine Art, technifche Arbeiten ver 
firengften wiſſenſchaftlichen Unterfuchung zu unterzießen ‚ waren nicht nur von 
bobem Intereſſe, ſondern machten auch den Wunſch in mir vege, einige Zeit 
an feiner Seite zu arbeiten. 

Diefes Gefühl mochte wohl gegenfeitig fein, denn einige Monate |päter 
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ward mir der ehrenvolle Antrag zu Theil, in die Anftalt zur Unterftügung 
des Herm Schwilgue einzutreten. 

Nach Einholung der Genehmigung meines hohen Fürſten und Pro- 
tectors und nach fchwerem Abſchied vom elterlichen Haufe und zablreiden 
Freunden und Gönnern trat id) Anfangs des Jahres 1837 in das Geſchäft 
von Role & Schwilgues ein. 

Um meiner Vaterftadt das von mir gegründete mechanifche Etablifie 
ment zu erhalten, trat ich dafielbe an Martinfon aus Roftod mit der 
Bedingung ab, daß er dafjelbe mit Emil Kepler fortführe, der ſeit dem 
Jahre 1836 wieder einen thätigen Antheil an unferen Arbeiten genommen hatte. 

In Straßburg an der Seite des Vaters Schwilgue als Ingenieur und 
Mechaniker thätig, war ich nicht nur mit Ausarbeitung neuer Entwürfe, ſon⸗ 
dern auch mit deren Ausführung bi8 Anfangs October beichäftigt, wo mid 
eine Reife durch Rheinbahern, Rheinpreußen, Belgien, Nordfrantreich aber: 
mals nad) Paris führte. 

Bald nad meiner Ankunft in Paris erhielt ich die Nachricht, daß Vater 
Schwilgue nun definitiv von der Stadt Straßburg beauftragt worden 
fei, die Münſteruhr in Angriff zu nehmen, zu welcher er ſchon feit vielen 
Jahren die Vorſtudien gemacht hatte. Der Wunfc ſich ausſchließlich dieſer Arbeit 
widmen zu fünnen, fowie das Bebürfniß des ſchon bejahrten Rolls nach Ruhe, 
veranlaßten beide Herren, ihren gerade zu Ende gegangenen Gejchäftövertrag 
nicht mehr zu erneuern; fie traten ihr Geſchäft an eine Gefellihaft ab und 
behielten nur einen Antheil als Actionäre. 

Bon meinen Chef der neuen Gefellfchaft zum Director vorgeichlagen, 
tehrte ich bald nach Straßburg zurüd, um mic mit der neuen Geſellſchaft 
zu verftändigen. 

Ih nahm den Antrag an, obgleich ich mir wohl veranfchaulichte, 
welche Schwierigkeiten ſich meiner Miffton darbieten mußten: durch den An- 
fauf der alten Ouincaillerie = Fabrit von Graffenftaden, 8 Kilometer von 
Straßburg, durch Ueberfievlung des Rolle & Schwilgus'ſchen Gejchäfts und 
einen Theil der Arbeiter dorthin, und welche Ausdauer und Opfer e8 be 
bürfen würde, eine Fabrikation im genannten Orte einheimiſch zu machen. 

Sind feitvem Refultate erlangt worden, wie fie aus den beigefhlof: 
fenen Documenten!) hervorgehen, jo war dies mur möglich durch einen 
Bildungsgang, der von früher Jugend an objectire Anſchauung gemöhnt und 
Gelegenheit gab, Kenntniffe, Geſchicklichkeit und Erfahrungen zu erwerben, die 
es möglih machten, Einrichtungen und Schulen ind Leben zu rufen, in denen 
junge Leute fi) zu geſchickten Arbeitern und Mechanikern, zu moralifchen 
Menſchen und achtbaren Mitbürgern heranbilden konnten. 


1) Die Docnmente find Berichte Über die Entwidiung und die Erfolge ber 
gab zu Graffenftaben, die wir bier nicht zum Abdrud bringen, weil fie mit ber 
ebrlingsfrage in feinem directen Zuſammenhang ftehen. D. Rev. 














x. 
GG untadten 


erftattet bon 
Franz Bujarsky 


in Berlin. 


Der Verein für Socialpolitik hat der öffentlichen Beurtheilung drei 
Fragen über das Lehrlingsweſen unterbreitet. Es iſt dies ein Thema, deſſen 
Behandlung mehr praktiſche als theoretiſche Erfahrung bedingt und da über: 
dies ausdrücklich gewünſcht worden iſt, daß ſich auch Arbeitnehmer über 
betreffende Fragen gutachtlich äußern mögen, fo erlaube ich mir, in Nach⸗ 
ſtehendem den Anfichten und Erfahrungen Ausdruck zu geben, die ih im 
praftiichen Leben gewonnen babe. 

Bevor ich auf die Beantwortung der Tragen näher eingehe, muß ich 
mit einigen Worten meinen Standpunkt zur Arbeiterfrage und zur Gewerbe 
Age = mit weldyen vorliegendes Thema doch untrennbar verfnüpft 


nen. 

Es ift nun einmal unumftößlihe Thatſache, daß die gegenfeitigen Be— 
ziehungen der Arbeitgeber umd Nehmer, der Lehrherren und Lehrlinge viel, 
fehr viel zu wünſchen übrig laſſen. Darüber herrſcht allgemeine Ueberein- 
ſtimmung. Ueber die Urfachen jedoch, welche die allbefannten, in allen Ton- 
arten beſprochenen Uebelſtände zur Folge hatten, geben bie Meinungen, je 
nach der jocialen Stellung des Einzelnen, himmelweit auseinander. Da will 
Riemand angefangen haben, Einer ſucht immer die Schuld auf den Andern 
zu wälzen. — Wer ift denn aber der Urheber des allgemeinen Uebel? — 
der „fitten= und zügellofe” Arbeiter? — ver „Champagner zedhende und 
Auftern Ichlürfende” Bourgeois? — oder der Staat, der mit feiner modernen 
„übertriebenhumanen“ -Gefetgebung all ven „heilloſen Wirrwarr“ angerichtet 
Bat? — Es mag ein Jeder fein Theilchen Schuld daran tragen, die eigentliche 
und wirkliche Urſache ſuche ich jedoch in der gänzlich veränderten Productions⸗ 
und Verkehrsweiſe. Die Entwidlung der Induſtrie, die ſogar der Politik 
neue Bahnen vorgezeichnet, hat auf focialem Gebiete wahrhaft revolutionär 
gewirkt. Die Ealamitäten, unter denen das gewerbliche Leben gegenwärtig 
leidet. find nur eine naturgemäße Folge der inbuftriellen Entwidlung und 
alle Diejenigen, die in unbewußter oder eigenfinniger Verkennung der that- 
ſächlichen Verhältniſſe die Rückkehr in die früheren „goldenen‘ Zeiten forbern 
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und betreiben, tragen zur Berfchlimmerung des Uebel bei und müſſen als 
Mitſchuldige betrachtet werben. 

Die Schuld der Betheiligten abzumägen, ift bier nicht der Ort; doch 
kann ich mich der Anficht nicht verfchließen, daß die bisher eingehaltene Praris 
des Staates, die nothidendigften Geſetze erft dann zu erlaffen, wenn die „Be: 
dürfnißfrage“ gelöft ift, d. b. auf deutich, wenn dem ‘Drängen des Volkes 
nicht länger Widerftand geleiftet werben fonnte, in bedenklicher Weiſe zur 
Berichleppung und Verſchlimmerung ver Verhältniſſe beigetragen bat. Aller: 
dings mangelt e8 nicht an „Sapacitäten”, die behaupten, das Bolt ſei nod 
gar nicht reif fir die Freiheit und Darum feien ihm bie Freizügigfeit, Gewerbe 
und Conlitionsfreiheit vor der Hand noch ſchaädlich, weshalb es Pflicht des 
Staates fer, durch beſchränkende Beftimmungen Diefe Rechte wieder zu ver: 
Uhnmern. Don diefem Standpunkte aus beurtbeilt, Hätte die Sklaverei nie- 
mals abgeihafft werben dürfen, weil die freigelafienen Sklaven theilweife ihre 
plöglich gewonnene Freiheit mißbrauchten. Pflicht jeder verftändigen Regierung 
ift e8, die Lücen und Fehler der Geſetzgebung möglihft im Voraus zu erfennen 
und zu befeitigen. Nie Darf vorübergehender Mißbrauch einer freiheitlichen 
Regierung Beranlaflung zur Reaction werben. Das möchten vor allem Di- 
jenigen bevenfen, denen die Bejeitigung der ftaatlichen Vorſehung und ber 
damit verbundenen Bevormundung des felbftändigen und unſelbſtändigen 
Gewerbe und Arbeiterftandes einige Unbehaglichkeit verurfacht Bat. 

Noch fer erwähnt, daß ich fpeciell der Stuhlarbeiter-Brande angehöre 
und daher die einjchlägigen Verhältniſſe einigermaßen genau fenne, aber auch 
die Lage der Lehrlinge anderer Berufszweige ift mir nicht unbelannt geblieben. 
Wo aljo in Nachſtehendem die Tertilimduftrie nicht beſonders angezogen ift, 
umfaffen meine Ausführungen die allgemeinen Verhältniſſe. 

I. „Welche Beränderungen haben ji ſeit Auflöfung der 
alten Gewerbeverfalfung in der Rage Der Lehrlinge 
in uam inder Groß- und Klein-Induſtrie voll: 

ogen?“ 

Durch die Auflöſung der alten Gewerbeverfaſſung wurden bekanntlich 
die Innungen beſeitigt, ein Inſtitut, zu deſſen Aufgaben es gehörte, 
die techniſche Ausbildung der Lehrlinge zu überwachen, während ber Lehrzeit 
alle entftehenden Streitigkeiten zwiſchen Lehrherrn und den befugten Vertretern 
der Lehrlinge zu fchlichten und nach vollenbeter Lehrzeit den Lehrling zu prüfen 
und feine Befähigung zum Gehilfen durch ein amtliches Zeugniß zu beftätigen. 
Die Innungen waren nicht allein im Beſitz corporativer Rechte, jondern erfreuten 
fih eines nachhaltigen Schutzes der Gemeinde-Behörben. Unter dieſem Schutze 
und geftütt auf ihre eigene Kraft — die Kraft gefchloffener Vereinigung — 
haben die Imnungen Jahrhunderte lang ihre Aufgabe den jemaligen Zeit- 
verhältnifien entſprechend geläft, nicht felten mit unerbittliher Strenge vor- 
gehend. Die Geſellſchaft erhielt durch fie aber einen tüchtigen und fleikigen 
Handwerkerftand. Warım find denn nun dieſe — Inſtitute auf⸗ 
gelöſt worden? hat nicht die Geſetzgebung durch Beſeitigung derſelben alles 
Unheil heraufbeſchworen, das uns innerhalb der gewerblichen, beſonders der 
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Lehrlings⸗ und Wrbeitöverhältniffe beläftigt? Keineswegs! Die Regierung 
vollzog durch Aufhebung der Innungen nur eine äußere Form, in Wirflid- 
keit waren fie Längft abgeftorben. Anftatt vor der Zeit oder wenigftend mit 
der Zeit einherzufchreiten, fchleppten fie mır mit Widerwillen Hinter der Zeit 
ber, fi immer und immer wieder an bie liebe Vergangenheit klammernd. 
Den gänzlih veränderten Zeit- und Verlkehrsverhältniſſen genügte der enge 
Rahmen der Innungen nicht mehr, anflatt denfelben zu erweitern, ſich ent- 
ſprechend zu reformiren, ging beven Thätigkeit zulett ausſchließlich in pein- 
liher Pflege der altbergebracyten Formen und mittelalterlihen Zunftgebräuche 
auf und jo war aud von der Ueberwachung und Leitung des Lehrlingsweſens 
nur noch ein Schein geblieben, eine höchſt oberflächliche Prüfung des Lehrlinge 
unter Einziehung der üblichen Gebühren. Was fih bis Heute innerhalb der 
LehrlingSverhältniffe zum Schlimmen geändert, das hat nur zum Meinen 
Theil Die moderne Geſetzgebung — zum weitaus größten Theil aber ber 
läjfige, veraltete Geiſt verſchuldet, der in den legten Zeiten der alten Gewerbe⸗ 
verfaflung die gänzliche Zerfegung der Imungen herbeigeführt hat. 

Man klagt heute allgemein über ungeſchickte, ungebilvete Arbeiter, die 
während der Lehrzeit nichts gelernt haben. Wieviel Lehrlinge find denn aus- 
gebildet worden in den wenigen Jahren feit Aufhebung der alten Gewerbe: 
verfaſſung? Doch nur eine verjchwindend Meine Zahl im Verhältniß zu der 
großen Maſſe des Arbeiters, eine Minorität, die ſich zudem noch in jenem 
Alter befindet, das nur als Fortfegung der Lehrzeit betrachtet werden kann, 
in welchem der junge Arbeiter die in den Lehrjahren erworbenen Fähigkeiten 
erſt ergänzen und veroolllommmen muß. Diejenigen aber, die in ben legten 
Jahren der alten Gewerbeverfaffung unter der Leitung und Aufſicht ber 
Innungen eine ungenügende, techniſche Bildung erlangt haben, deren Zahl 
eine ſehr große ift, das find bie, um berentwillen die Klagen über untüchtige 
Arbeiter jo allgemeine und Ieiver berechtigte geworden find. Aus dieſer 
unleugbaren Thatſache geht das Irrige jener Behauptungen zur Evidenz 
bervor, daß die allgemeine Untüchtigfeit des Arbeiterftandes das Refultat 
unferer modernen Gemwerbegefeggebung und letztere daher für bie Geſellſchaft 
höchſt nachtheilig ſei. | 

Wenn ich mit wenigen Worten die einjchneidenbften Veränderungen ın 
der Lage des Lehrlings bezeichnen fol, fo finde ich keinen paſſenderen Aus— 
druck dafür, als daß der Knabe, der ein Handwerk erlernen will oder foll, 
nicht in die Lehre, fondern in „Arbeit“ tritt, nicht Lehrling wird, ſondern 
„Lohnarbeiter”. Der fogenannte Lehrherr, ſei er Kleinmeifter oder Fabrikant, 
nimmt fich Heutzutage feinen Lehrling, um einen tüchtigen Handwerker, einen 
künftigen Berufßcollegen aus ibm beranszubilden, fondern um eine billige 
Arbeitöfraft in ihn zu gewinnen. Dieſer Vorwurf ift ſchwer, aber ih will 
zu beweiſen juchen, daß er gerecht ift. 

In der Schule lernt der Knabe — ich fehe hier won den Kindern begüterter 
Eltem ab — herzlich wenig. Die Eltern, die in ihrer Jugend noch weniger 
gelernt, meinen, dies Wenige fei mehr als genug und erwarten mit Ungebuld 
den Austritt aus der Schule, um Schulgeld und Erhaltungstoften zu erſparen. 
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Was fol nun aus dem Yungen werben, foll er in die Fabrik geben ober 
en Handwerk lernen? Diele — beſchäftigt ſchon Lange vorher die Eltern. 
Falt die Entſcheidung zu Gunften eines Handwerks aus, jo treten alle andem 
Nüdfichten in den Hintergrund vor der zweiten Frage: Welches Handwerk 
it am bilfigften zu erlernen? Neigung und Befähigung der Knaben werben 
nicht in Betracht gezogen. Mit gleicher RüdfichtSlofigkeit wird bei der Wahl 
des Lehrheren zu Werke gegangen. Wer die günſtigſten Bedingungen ftellt, 
ift der Beſte. Die Geſchicklichteit defien, dem man die Erziehung feines 
Kinded anvertrauen will, iſt Nebenſache. Nur in feltenen Fällen beliebt es 
den Eltern, für die Ausbildung der Knaben peruniäre Opfer zu bringen, in 
der Regel erwartet man ſchon während der Lehrzeit Klingenden Gewinn. 

Mit folgen Erwartungen verläßt der Knabe das Elternhaus und tritt 
in die Lehre. Hier erwartet in gleicher Weile der Lehrherr ven größtmöglichen 
Vortheil. Die Schmerzensrufe der Lehrherren, die in der Preffe, in Ber: 
einen und Berfammlungen, in Petitionen und Borftellungen bei den Behörden 
laut werden und faft regelmäßig in dem Satze gipfeln: „Nachdem uns bie 
Ausbildung der Lehrlinge die größten Opfer geloftet, reißen fie und aus“, 
find großentheild Redensarten. Es giebt einzelne Gewerbe — beiſpielsweiſe 
die Tertilinduftrie — bei denen ein Lehrling in 4—6 Wochen ſchon fein 
Brod verdient und doch find die Klagen dieſelben. Die Tertilinpuftrie ift 
jelbftverftändlich mit anderen Gemwerben nicht zu vergleichen, Doch iſt's auch in 
anderen Gewerben beutzutage nicht jo ſchlimm mit den gebrachten „Opfern“. 

Der Keine Handwerker kann mit dem Großinduſtriellen nicht concurriven, 
er Tann fi die Vortbeile des Maſchinenweſens, der Arbeitstheilmg und ber 
Maflenproduction nicht aneignen, er bekommt feinen böhern Preis fürr feine 
Arbeit als der Fabrikant, aber er will mit den Seinigen leben, muß fehen, 
wie er durchkommt. Was bleibt ihm übrig, als ſich billigere Arbeitäfräfte 
zu verſchaffen. Gefellen wollten beim Kleinmeifter ſoviel verdienen als in der 
Fabrik — darum nimmt er Lehrlinge. Da nur unter günftigen Bedingungen 
für die Lehrlinge folche zu erhalten find, bat er doppelte Urfache, mit der 
Arbeitöfraft des Lehrling ſpeculativ umzugehen. Im erften Jahre ift Letz⸗ 
terer nur Lauf⸗ und Arbeitsburſche, zumeilen Küchenmagb und Kindermädchen, 
nur in der Zwiſchenzeit, oft wenn bereits Feierabend fein follte, werden ihm 
die erften Handgriffe beigebradt. Nach Ablauf des erften Jahres wird ber- 
ältefte Lehrling frei, der Teste rüdt eine Stufe höher und die Function des 
Lauf: und Arbeitsburſchen wird einem neu engagirten Lehrling übertragen. 
Der Borjäbrige fteht nun am Schraubftod oder an der Hobelbant, damit 
diefer aber bald etwas verdient, werben ihm nur ein und biefelben Arbeiten 
übertragen und wird er endlich Gefelle, jo muß er zufehen, wie er mit fernen 
einfeitigen Fertigkeiten fein Fortkommen findet. Weit jchärfer tritt die ein- 
jeitige Ausbildung in größeren Etabliffements hervor. Der Fabrikant, ben 
bie Leitung des ganzen Geſchäftes vollftändig in Anſpruch nimmt, überläßt 
die Ausbildung der Lehrlinge feinem Werkführer, dem die Zukunft des ferner 
Obhut anvertrauten Lehrling doch wahrhaftig wenig am Herzen liegt ımb 
der in den meiften Fällen jo ſehr beichäftigt ift, Daß er felbft bei gutem 
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Willen fi wenig um bie Lehrlinge kümmern kann. Nun ift befanntlic in 
größeren Fabriken die Arbeitstheilmg in ausgedehntefter Weile durchgeführt 
umd nur wenige eriftiven, in denen dem Lehrlinge alle Zweige, ja auch nur 
die Elementarbegriffe Des Berufes gründlich beigebracht werben. 

In den meilten größeren Majchinenbau-Anftalten giebt e8 Arbeiter, die 
ihre richtige Lehrzeit beftanden haben und doch nichts meiter können, als eine 
Drehbank oder Hobelmafchine bedienen, eine Arbeit, die jeder gewöhnliche 
Zagelöhner in kurzer Zeit begriffen hat und .die ein richtiger Schloffer oder 
Maſchinenbauer ſich zu machen ſchämt, weil fie zwar leicht und Iohnend, aber 
nur ven mechaniſch iſt. Wollte nun Jemand behaupten, daß e8 einem folchen 
Hobler oder Dreher an den nöthigen Fähigkeiten gemangelt hat, um mehr 
zu lernen, fo würde man in vielen Yällen dem Manne Unrecht thun, er hat 
eben nicht das Glück gehabt, einen tüchtigen Lehrmeifter zu befiten. 

Zur beſſern Illuſtration des eben Gefagten mögen bier noch zwei Bei— 
ſpiele aus meinen perfönlichen Erfahrungen folgen. Ich hatte den Vorzug, 
die zwei erften Jahre bei einem Meifter von altem Schrot und Kom zu 
lernen, der mir — obgleih in der Werfftatt nur leichte Waaren gefertigt 
wurden — doch die Elementartenntniffe meine Berufs gründlich beibrachte. 
Umftände halber mußte mein Lehrherr fein Gefchäft aufgeben, ich felbft wurde 
feinem Sohne übergeben, der das gleihe Geſchäft in größerem Mafftabe 
betrieb. Auch mein neuer Lehrherr war durchaus ein Ehrenmann und doch 
gelang e8 meinen wiederholten Bitten und Borftellungen nicht, ihn zu bewegen, 
mi die im Gejchäft producirten ſchwierigen Gewebe Ternen zu laſſen. Die 
einfachen Gewebe waren minder Iohnend für den Arbeiter, weshalb ſich Gefellen 
nit gern mit ihnen befchäftigten, fanden indeß guten Abſatz. Darum wurden 
wir Lehrlinge zur Herftellumg derfelben verwandt. Hier mie überall war das 
Geichäftsintereffe der einzig treibende Impuld. — In der Werfitatt bes 
Zuhfabrifanten ©. in der niederfchlefiihen Stadt Sagan wurden in den 
Jahren 1862 — 1866 und fpäter Durchfchnittlih 12—14 Lehrlinge befchäftigt. 
Der Fabrikant kam wöchentlich nur mehrere Male in die Werkſtatt, er hatte 
nicht einmal einen ordentlichen Werfführer, die älteren Lehrlinge mußten die 
jüngeren anlernen. , Selbftverftändlih war die Ausbildung nur eine ober: 
flächliche, indeß veritand e8 der Lehrherr, durch ungewöhnlich hohe „Trink— 
gelder“ den Eifer der Lehrlinge anzuſpornen. Dieſe Trinkgelder, die ſich je 
nad) der Quantität der gelieferten Arbeit progreſſiv ſteigerten, ſchwankten — 
neben freier Station — zwiſchen 15 Sgr. bi8 1 Thlr. 15 Sgr. wöchentlich, 
wovon indeß nur die Hälfte ausgezahlt, das Uebrige notirt wurde. (Beiläufig 
gelagt, ıft Died ein Ausbeutungsſyſtem der jugenplichen Arbeitäkraft, wie man 
es fich nicht ſchlimmer denfen kann, das aber in der Tuchmacherei allgemein 
verbreitet iſt. Obgleich dieſe Lehrlinge zuweilen doppelt fo viel, als die 
Geſellen — man ftand Werktags von 4 Uhr früh bis 10 Uhr Abends und 
Sonntag Bormittag am Webftuhl — Tieferten, wobei natürlich der Lehrherr 
am beften feine Rechnung fand, mochte doch fein folider Meifter Die Ausgelernten 
gern in Arbeit nehmen, meil letztere ebenjo roh und ungeichliffen als liederlich 
waren. Und das geſchah unter den Augen einer großen und angejehenen 
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Snnung, einer Innung, bie ſich freilich mit der Herabſetzung der Arbeitt- 
löhne mehr beichäftigte, al8 mit der Ausbildung der Lehrlinge. 

Zur Berwahrlofung der Lehrlinge Hat ferner der Umſtand beigetragen, 
daß es den Lehrherren, den Kleinmeiftern wie den Fabrikanten beliebt Bat, 
den Lehrling faft gänzlich von der Yamilie auszuſchließen. Verhältnißmäßig 
ſehr wenig Lehrherren mögen noch an einem Tiſche mit den Lehrlingen efien, 
entweder müflen dieſe mit der Magd in der Küche eſſen, oder erhalten Koft- 

eld, bei der Textilinpuftrie 3. B. 1a —*/, des Geſellenlohnes. Bat em 
—* Lehrling ſeine Lehrzeit vollendet, dann hat er nicht einmal gelernt, ſich 
bei Tiſche anftändig zu benehmen. | 

Man fucht jest mit der Laterne nad guten Lebrlingen, aber dürfte 
man nicht ebenfo fruchtlos nach dem bieveren, einfachen Handwerksmeiſter 
von ehedem ſuchen? Wenn es der Meifter unter feiner Würde hält, ven 
Lehrling zur Familie zu zählen, werm er nicht nöthig zu baben glaubt, das 
Betragen des Lehrling auch außerhalb der Werkſtatt zu beauffichtigen, wenn 
der Lehrling fieht, daß e8 feinem Lehrherrn nur um den leidigen Vortheil zu 
thun ift, wie foll er dann Anhänglichkeit an den Lehrherrn und Liebe zum 
Beruf erlangen? Er wartet die günftige Gelegenheit ab und läuft Davon, 
ein andrer Meifter nimmt ibn ja mit Freuden auf, falls er noch Luft ver 
ſpürt zum Weiterlernen. Im vielen Fällen ift bei Beginn ber Lehre nicht 
einmal ein fchriftliher Contract abgeichlofien worden, nur mündliche Ber- 
abredung bindet ihn und was Bat wohl ein 16—17jähriger Knabe mit 
höchſt mangelhafter Erziehung für einen Begriff von der Heiligkeit eines 
Contractes oder gegebenen Wortes, zumal wenn ihm bereits ein anberer 
Lehrherr zuflüftert: „Du kannſt zu jeder Stunde zu mir fommen und ſollſt 
e8 bei mir beffer finden, al® bei Deinem bisherigen Lehrherrn.“ Dieſes 
Verfahren gewiflenlofer Arbeitgeber, das leider oft beliebt wird, ift ganz 
dazu geeignet, den Contractbruc der Lehrlinge großzubäticheln. 

Alles in Allem genommen, bat fid die Lage ber Lehrlinge in neuerer 
Zeit pecuniär verbeflert, leider auf Koften ber fittlihen und techniſchen Aus- 
bildung. Diefer bevauerliche Zuftand darf nicht fortdauern, ihm muß baldigft 
und energiich gefteuert werben. | 

„Welche Berbejferungen können mit Erfolg durd die 
freie Thätigfeit von einzelnen Arbeitgebern, fowie 
von Arbeiter= und Urbeitgeber-Bereinen angebahnt 
werden?” 

Die Regierung bat fchon früher eingejehen, daß eine Einmifhung in 
die inneren gewerblichen Verhältniffe wenig eriprielich fein bürfte, fie erlick 
daher nur allgemeine Beſtimmungen und übertrug den Innungen die Aus- 
führung derfelben, ven Behörden bezw. ben ordentlichen Gerichten nur im 
bejonderen Fällen die Entſcheidung vorbehaltend. Die Innungen, mit Pri⸗ 
vilegien und corporativen Rechten außgeftattet, gewährten ihren Angehörigen 
gemift Bortheile, jo daß die Aufnahme in dieſelben gleihfam als eine Gumft 

etrachtet wurde. ange Zeit hindurch war die Aufnahme von der Geſchick⸗ 
lichkeit und Tuchtigkeit des Handwerkers abhängig, Eigenfchaften, die im Voraus 
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bie Heranbildung der Lehrlinge zu tüchtigen Gebülfen verbürgten. Noch heute 
find Innungen vorhanden, aber das find faft ausnahmslos nur Schatten» 
bilder, ohne Einfluß und ohne Lebensfähigfeit. Und doch ift Niemand weder 
dazu berufen noch befähigt, eine Regelung der gewerblichen Verhältniffe ber: 
beizuführen, als gewerbliche Vereinigungen. 

bwohl man über unfere humanen Gewerbegeſetze häufig Klage führt, 
giebt es doch feinen Zweig der Geſetzgebung, gegen melden jo allgemein von 
allen Seiten gefündigt wird, als gegen dieſen. Daraus gebt hervor, daß 
alle derartigen Geſetze, mögen fie den alljeitigen Wunſchen noch jo ſehr ent- 
ſprechen, Teinerlei Ausfiht auf nachhaltigen Erfolg haben, ſo lange ed an 
Drganen fehlt, die Ausführung zu überwadhen und zu er: 
zwingen. Diejenigen Organe, die ber Regierung auf biefem Felde biöher 
zur Berfügung fanden, — die Polizeibehörven — haben ſich als unzuläng- 
lich erwieſen. Es bleibt demnach nichts weiter übrig, als daß fid, die Gewerb⸗ 
treibenden ſelbſt zu Hütern der Gewerbegeſetze machen. 

Die Hauptaufgabe fällt natürlich den Vereinigungen zu, doch bleibt auch 
den einzelnen Arbeitgebern ein weites Feld für eine erfolgreiche Thätig- 
keit. Diejenigen Arbeitgeber, die jo lebhaft über den Mangel tüchtiger Ar- 
beiter Hagen, mögen in den eignen Werfftätten die Erziehung ver Lehrlinge 
wieder energifch in die Hand nehmen. Der Egoismus ded Einzelnen muß in 
den Hintergrund treten, mo das allgemeine Imtereffe gebietet. Der Lehrherr 
darf nicht jeden Pfennig mit peinlicher Aengftlichleit abwägen, den er auf die 
Bildung des Lehrlings verwendet, aus purer Furcht vor dem Davonlaufen. 
Dem tüchtigen Lehrheren läuft felten ein Burſche davon, und fommt dies 
ja ’mal vor, dann ift e8 ein foldyer, hinter dem der Meifter getroft ein Kreuz 
Ihlagen ann. Den minder tüchtigen Lehrherren möchte ich die Worte des Ab- 
eordneten Dr. Schulze-Deligich ind Gedächtniß rufen: „Wollt Ihr, Daß e8 
Beier werben foll, jo werdet jelbft beſſer!“ Das eigene Beſſer- und Tüchtig⸗ 
werden ift die erſte und widtigfte Vorausfegung für ein erfolgreiches Zur 
ſammenwirken aller Betbeiligten. 

An gewerblichen Vereinigungen ift fein Mangel, aber alle find auf bie 
ſem Gebiete mehr oder minder machtlo8 und werden das bleiben, fo Lange 
ſich Arbeitgeber⸗ und Nehmer-Bereine feindlich gegenüber ftehen. Nur von 
dem frievlihen Zuſammenwirken aller Betheiligten ift eine bucchgreifende Re— 
form der gewerblichen, zumal der Lehrlingswerhältnifie, zu erhoffen. Verſuche 
zur Anbahnung freundicaftlicher Beziehungen find oft genug gemacht worden, 
aber alle fcheiterten an dem vorhandenen Kaftengeift, der unter den felbft- 
fändigen Gewerbtreibenden durch die Innungen groß gezogen worden ıft und 
von dem ſich unſer Jahrhundert noch nicht losſagen Tann. 

Sobald ver Friede zwilchen Arbeitgebers und Arbeitnehmer-Bereinen her⸗ 
geftellt iſt, ſobald die gegenfeitige Thätigfeit nicht ferner durch den fortdauern⸗ 
den Kriegszuftand gehemmt wird, muß es den vereinten Berathungen und 
Bemühungen ein Leichtes fein, eine Verftändigung über die nöthigen Reformen 
berbeizuführen und die Durchführung folder zu ermöglichen. Ich laſſe hier 
einige Reformen folgen, die ich zur Verbeſſerung ber Lehrlingsverhältnifie, für 
Erziehung eines tüchtigen Arbeiterftandes für heilſam eradıte. 
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Da tft zuerft die Prüfungsfrage, über welde die Anfichten jehr 
getheilt find. Ich erkenne die Nothwendigkeit der Lehrlingsprüfungen voll: 
ftändig an, nur bin ich entfchiedener Gegner jeder todten Form, und darum 
verlange ich, daß die Prüfungscommilfionen aus periodifch gewählten Bertre- 
tern der Arbeiter und Arbeitgeber zujammengelest find. Mir genügt es 
nicht, daß der Lehrling nach überftandener Lehrzeit einen „Schein“ erhält,. ver 
nichts weiter ift als eine Beſtätigung, daß der Burſche jo und jo lange ge- 
lernt und fid) während diefer Zeit „treu, bieder und fleißig“ aufgeführt Bat. 
Ein ſolcher Schein ift kein Beweis für wirklich erlangte Tertigfeiten. Nur 
eine eingehende Prüfung zeigt, ob Lehrling und Lehrberr während ber 
Lehrzeit ihre Schulvigfeit getfan. Soll indeß die Beauffichtigung und Leitung 
des Lehrlingsweſens durch die Vertreter der Arbeitgeber- und Wrbeitervereine 
ihren Zweck erreichen, jo müffen ſchon während der Lehrzeit in beftimmten 
Zwiſchenräumen Lehrlingsprüfungen ftattfinden, wodurch am leichteften dem 
Mißbrauch der Verwendung des Lehrlings innerhalb ver erften Lehrjahre ent⸗ 
gegengewirft und eine einjeitige Ausbildung vermieden werden kann. 

Ganz beiondere Aufmerkjamteit ift den Contracten zuzuwenden. Beis 
nahe in der Mehrzahl der Fälle werben Ichriftliche Contracte nicht abgefchloffen, 
jondern nur münblihe Verabredungen über die Dauer der Lehrzeit u. ſ. w. 
etroffen. Das wirkt höchft nachtheilig. Es mag vorkommen, daß auch ber 
hriftliche Sontract gebrochen wird, das find indeß nur vereinzelte Fälle gegen- 
über denjenigen Contractbrüdhen, denen nur ein mündliches Uebereinkommen 
zu Grunde lag. Ueberhaupt ift der Refpect vor einem fchriftlichen Contract 
auf beiden Seiten größer , ald vor einer mündlichen Verabredung, die zwar 
den gleichen moraliichen, jedoch nicht den gleichen juriftiichen Werth hat. 

Mit den Schulfenntniffen der Eltern, nicht minder auch der Sleinmeifter, 
iſt e8 oft ſehr fchlecht beftellt, meiſt reichen viejelben zur Abfafjung eines 
Lehrcontracted nicht aus. In diefen nicht felten vorfommenden Fällen wird — 
falls auf ſchriftlichem Contract beftanden wird — ein Winkeladvocat zu Hülfe 
genommen, der alsdann das Schriftftüd mit allen denklichen Kniffen und 
Winkelzügen ausftattet. Ich Habe vergleichen Contracte gefehen, die theils 
dein einen, theil® beiden Theilen Hinterthüren offen Liegen, durch die man 
jederzeit den übernommenen Verpflichtungen entſchlüpfen Tonnte, ohne contract= 
brüdig zu werden. Darum ließe fich empfehlen, daß die Gewerbtreibenben 
ein Schema für Lehrcontracte erließen, das gewiſſe Normativbeſtimmungen ent= 
. hält und nur diejenigen Punkte offen läßt, die der perjönlichen Uebereintunft 
der Contrabenten unterworfen find, wie z. B. Dauer der Lehrzeit, Höhe Des 
Lehrgelves u. |. w. Erſcheint aus diefem Grunde eine beftimmte Vorſchrift 
für Lehrcontracte empfehlenäwerth, fo wird dieſelbe von einem anderen Geſichts⸗ 
punkte aus zum Gebot der Nothwendigkeit. Die deutſche Reichsgewerbe⸗ 
ordnung enthält Beftunmungen über die Beihäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Fabriken und Werkftätten. Wenn in den Fabriken oft, ſo wird in fleineren 
MWerkftätten faft regelmäßig gegen diefe Beftimmungen gefehlt. Würben jedoch 
vorſchriftsmäßige Lehrcontracte zur Anmwenbung gebracht, bei deren Abfaffuung 
auf die Beitimmungen der Gewerbeorbnung Rückſicht genommen ift, die z.B. 
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die Länge der täglichen Arbeitszeit feſtſtellen, dann würde es kaum einer an- 
deren Controle bedürfen. Die Beſtimmungen des Contractes würden dem 
Lehrlinge bezw. deſſen Angehörigen hinreichenden Schutz gegen eine Ueber⸗ 
anſtrengung des jugendlichen Arbeiters im Sinne des Geſetzes gewähren. 

Der Lehrcontract muß ferner für den Fall des Auflöſung der Lehr⸗ 
verhältniſſes in denjenigen Fällen, in welchen eine Löſung ſtatthaft iſt, eine 
beſtimmte Kundigungsfriſt feſtſetzen, was bisher faſt gar nicht üblich war. 
Die meiften Lehrverhältniffe werben unter der augenblidlichen Einwirkung 
irgend welchen Zwiſchenfalls ohne vorbergegangene reifliche Erwägung gelöft. 
Eine beftimmte Kündigungsfrift, die unter allen Umſtänden feftgehalten werden 
muß und deren Nichteinhaltung mit fihtbaren Nachtheilen verknüpft ıft, dürfte 
den Betheiligten hinreichend Zeit zur Ueberlegung gewähren und vor manchem 
übereilten Schritt bewahren. Unter einem Monat dürfte die Kündigungsfrift 
nicht zu bemeſſen fein. 

Eine mindeftend vierwöchentlihe Probezeit dunkt mir außerordentlich 
notbwendig. Erſt nach Ablauf derſelben dürfen Die contractlichen Verbindlich⸗ 
fetten in Kraft treten. Durch die Probezeit wird Der Neigung des Lehrlinge 
wenigftend einigermaßen Rechnung getragen — wie bereitd erwähnt, berüd- 
fihtigen die Eltern nur felten Wunſch und Anlage des Knaben — ebenjo 
kann fich während dieſer Zeit der Lehrherr einen Einblid in die Fähigfeiten 
des Lehrlings verichaffen. Eine Löſung des Contracted dürfte unter Bor: 
führung triftiger Gründe — die einer bejonderen Prüfung unterworfen fein 
mäflen — nur in der erften Hälfte der Lehrzeit, in der zweiten Hälfte ber 
Lehrzeit aber nur in ganz außerordentlihen Fällen — Die durch Vereinbarung 
der Bereinigumgen vorber feitzuftellen find — zulälfig fein. Die willkürliche 
fung des Contractes würde am erfolgreichften dadurch zu ahnden fein, daß 
der Lehrling von feinem anderen Meifter vefjelben Berufe aufgenommen 
werden darf, im entgegengeletten Falle aber dem Lehrherrn die Berechtigung 
zur Aufnahme von Lehrlingen zeitweife oder dauernd entzogen wird. 

Die Giltigkeit der Lehrcontracte ift von der Genehmigung der Einigunge- 
ämter, Innungen, Prüfungsausicüffe oder wie ınan fonft die aus Arbeit: 
gebern und =Nehmern zufanmengefegten Commiffionen zu nennen belieben 
wird, abhängig zu machen. Denjelben Commiffionen muß aud die Ent: 
ſcheidung über alle Streitigkeiten zuflehen. Außerdem halte ich fir wünſchens⸗ 
werth, daß jelbftftändige Handwerker ſich die Berechtigung zur Aufnahme von 
Lehrlingen durch ein prattiſches und theoretiſches Examen erwerben. Dieſe 
Berechtigung müßte wieder entzogen werden, fobald eine gewiſſe Zahl Lehr- 
Inge des betreffenden Meifter ihre Prüfung nicht beftanden haben. 

Ein namhaftes Berdienft können fi) Arbeitgeber- und Nehmer-Vereine 
durch Gründung und Unterftügung von gewerblichen Fachſchulen er: 
werben. Die Bauhandwerker und Techniker haben ihre Bau= und Gewerbe 
Aademien, ebenfo die Brauer, für die Tertilinduftrie giebt es Webſchulen, 
für die Keramik keramiſche Fachſchulen. Lebtere find indeß nur Privat: 
unternehmungen, wie bei den Brauern, Stublarbeitern, Porzellinern und faft 
ausnahmslos nur für Kinder begüterter Eltern zugänglid. Würden derartige 
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Schulen in green Zahl für alle Gewerbe gegründet, würde auch ım- 
bemittelten aber tüchtigen Lehrlingen der Beſuch durch Stipendien ermöglict, 
fo dinrfte ein neuer Antrieb für den Eifer der Lehrlinge und ein praktiſches 
Mittel zur Hebung des Handwerkerſtandes gefunden fein. 

Ih muß nochmals wiederholen, daß ich die Möglichkeit diefer und äh 
licher Reformen des Lehrlingsweiend nur von dem Zufammenwirkn 
der Arbeitgeber und Arbeitervereinigungen erwarte. In den meiften Arbeit: 
gebervereinen prägt fi zum großen Theil das Schablonenartige, zunftgemäße 
Gebahren der Innungen zu ſehr aus, als daß von dieſen allein eine Belle 
rung der Zuftlände zu erwarten wäre. Durch Heranziehung der Arbeiter: 
verbindungen dürften die Erfteren ein neues belebendes Clement empfangen, 
während fi) Anfchauungen und Begriffe der Letteren im Intereſſe des ge: 
werblichen Friedens vortbeilhaft Hären würden. Die Möglichkeit derartiger 
Berftändigung ift von einer Seite angebahnt worden, indeß ſtets an ben 
Klippen gewiſſer „berechtigter Eigenthümlichkeiten“ ver Arbeitgeber gefcheitert. 

Seit mehreren Jahren fireben die deutfchen Gemerkvereine nah Errich⸗ 
tung von Einigungsämtern und gewerblichen Schiedögerihten. Wenn dieſes 
Streben aud nicht ganz ohne Erfolg geblieben, fo ift derfelbe doch mit Rück⸗ 
fiht auf Die Energie des Strebens und die aufgewanbte Mühe ein un 
mejentlicher zu nennen. Ich könnte eine lange Reihe inbuftrieller Städte an- 
führen, in welchen die Gewerkvereine ſtark vertreten find und unermüdlich für 
das Zuſtandekommen von Einigungsämtern thätig waren. Man bat in ven 
meiften Fällen dieſe Einrichtung als einen „Ausflug der Socialdemokratie” 
von der Hand gewiefen, ja in einzelnen Fällen die Führer der Bewegung ge: 
maßregelt. Ich mache indeß Niemand daraus einen Vorwurf, man kann 
althergebrachte Standesvorurtheile nicht über Nacht abftreifen. 

Da ich gerade zu Denen gehöre, weldye als Borkämpfer für die ebenfo 
humane als nütliche und zeitgemäße Idee der Einigungsämter bie bitterften 
Erfahrungen gemacht haben, begrüße ich das Türzlid von Hamburg aus 
gegangene Project der neuen Innungen mit berzlicer Freude, ja mit 
Genugthuung, erblide ih doch in ihm den erften ernftbaften Schritt ber 
Arbeitgeber, Die Bahn zu betreten, auf der allein eine Ausſöhnung zwiſchen 
Capital und Arbeit wie eine Löſung der gewerblichen Wirren möglich ft — 
die Bahn, welche die deutſchen Gewerkvereine feit ihrer Gründung zu eröffnen 
und zu ebnen juchten. 

Was den Hamburger Entwurf jpeciell betrifft, jo enthält derſelbe aller- 
dings einige Beftunmungen, die id von meinem Standpunkte als Arbeiter . 
nicht billigen Tann. Unter den heutigen Berhältniffen fann nur dann eine 
Drganifation erfolgreih wirken, wenn fie den nationalen Charakter trägt. 
Diejen Charakter entbehren die neuen Innungen, wenigftend nach der jegigen 
Faſſung des Entwurfs. Rechnet man ferner ernftlih auf eine Theilnahme 
der Arbeiter, dann muß auch der obligatorifche Beitritt zu den Hülfscaffen 
wegfallen. Dieſer Beitrittszwang bürfte der erfle Reibepunkt zwiſchen dieſen 
und ähnlichen älteren Vereinigungen ſein, die man ja heranziehen, aber nicht 
in ihren älteren Rechten und Einrichtungen ſchädigen will und darf. Ferner 
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erſcheint mir auch Die Ausdehnung der Competenz der Innimgsgerichte auf Nicht- 
imungsmitglieder als ein heifles Ding, an dem ſchließlich der ganze Plan ſchei⸗ 
tem könnte. Die Hamburger freie Commilfion erflärt zwar in ihren Moti⸗ 
ven, daß man durch dieſen Paſſus der Entziehung vor Strafen durch Aus⸗ 
tritt von Mitgliedern vorbeugen wolle, indeß ließe ſich dieſer Zweck einfacher 
erreichen, ſobald die neuen Innungen im Befite von Corporationsrechten find. 
Die Erlangung der Letteren wird lediglich von der Lebensfähigfeit der neuen 
Drganifation abhängig fein, die ihrerjeitö wieder von den Sympathien ab- 
böngt, mit denen das Project vom Publicum aufgenommen wird. Sympa= 
tbien zu erwerben, dürfte aber angefichtS jölcher beengenden Statutenftim- 
mungen ſchwer fein, was die Entwidelung der neuen Innungen wejentlich 
beeinträchtigen müßte. 

Soweit der Hamburger Entwurf fi mit dem Lehrlingsweſen beſchäftigt, 
entipricht derjelde — wie auch in vielen andern Punkten — voll und ganz 


‚ ben Ideen der deutfchen Gewerkvereine. Schon die Statuten der Letzteren 


fafien die Regelung der Lehrlingsverhältniffe ind Auge. Die Normalftatuten 
für Einigungsämter vom Anwalt der deutichen Gewerkvereine, Herra Dr. Mar 
Hirſch, ſowie deſſen Gutachten und Gefegentwurf für Einigungsämter — 
beides bereit 1873 vor der Hamburger Novelle veröffentliht — behandeln 
diefen Punkt noch fpecieller und ſtimmt namentlich der Geſetzentwurf mit den 
Borihlägen des Hamburger Entwurfs, was die Lehrlingsfrage betrifft, voll⸗ 
ſtändig überein. — | 

Wie bereits ausgeführt: Der freien Thätigkeit der Gemerbtreibenden in 
ihren Bereinigungen ift die Aufgabe vorbehalten, das vielfach geftörte Gleich— 


gewicht auf gewerblichem Gebiete wiederberzuftellen. Richtige Erfenntniß der 


Berbältniffe, Beſeitigung alles Claſſenvorurtheils, aufrichtige Hingebung an 
die gewerblidyen Intereſſen und als Folge von dem Allen das friebliche und 
efrige Imeinanderwirten ſämmtlicher Betheiligten, die ſich Heute noch ale 
Arbeitgeber und -Nehmer gegenüber fliehen — das find die Aufgaben, mit 
denen ſich jeder Einzelne wie die Geſammtheit zu beichäftigen hat. Das 
Uebel iſt noch weniger groß, als Vielen ſcheint — Wohlen! Laffen wir's nicht 
größer werben | 


OL „Wie fann die Gefeggebung fördernd und anregend 
oder zwingend einwirken?“ 

Daß id jede ——— Einwirkung der Geſetzgebung auf die gewerb- 
lihen Berbältnifje fir überflüffig halte, geht aus Vorftebendem zur Genüge 
beroor. Am allerwenigften foll ſich die Gefetgebung an die Stelle des Ein⸗ 
zelnen ftellen. Die Regierung ſoll fih mit dem Erlaf allgemeiner Beſtim⸗ 
mungen begnügen, wie der Gewerbeorbnung z. B.; die Ausführung und 
Ueberwachung darf indeß nicht den Bolizeibehörben, fondern nur den natur- 
gemäßen Organen, den gewerblichen Bereinigungen übertragen werben, welche 
zu diefem Zweck unter Beobachtung gewiſſer Normatiobeftimmungen mit dem 
Rechte juriſtiſcher Perfonen auszuftatten find. Die Regierung fol für gemerb- 
liche Vereine ein Gefeg, ähnlich dem Genoſſenſchaftsgeſetz, erlaſſen, das Dielen 
Bereinen innerhalb der dur Normativbeftimmungen und Geſetz gezogenen 
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Grenzen freien Spielraum gewährt, Auf dieſe Weiſe können fih aus Ver⸗ 
einen, wie die deutſchen Gewerkvereine und bie projectirten neuen Innungen, 
heraus, Drganijationen bilden, die vollftändig befähigt find, Die Innuungen 
des Mittelalter den veränderten Verhältniſſen angemefjen zu erjegen, im ge 
werbliigen Leben Ruhe und Ordnung zu erhalten und unfere Induſtrie ber 
höchſten Blüthe entgegenzuführen. 

Auf einem andern Gebiete bleibt indeß der Regierung ein weites Feld 
für erſprießliche Thätigleit, auf dem Gebiete der Bildung. Eine mit den 
Anforderungen der Zeit ftetig fortichreitende Entwidelung der Vollsſchulen ift 
das Fundament eine blühenden Gewerbeſtandes. An dieſe muß fidy bie 
obligatoriihe Fortbildungsichule ſyſtematiſch anreihen. Jeder freidentende 
Menſch fträubt fi gegen geſetzliche Zwangsmaßregeln, auf biefem Gebiete 
muß man den nachbaltigften Zwang gutheißen. Hier handelt es ſich um bie 
Ausbildung der unmündigen Jugend, die erft auf diefem Wege zur Yreiheit 
und Selbſtſtändigkeit geführt werben fol. Es giebt allerdings Leute, bie vor 
ihrem vermeintlichen Freifinn jo riefenmäßigen Reſpect haben, daß fie aud) 
den Schulzwang als eine Beſchränkung der perſönlichen Freiheit bezeichnen. 
Diefen will ih zum Schluß noch ein kurzes Beiſpiel vorführen. 

Der frühere Landtagsabgeordnete Bürgermeifter Schnetder hatte für die 
Stadt Sagan die Genehmigung zur Begründung einer Sonntagsihule mit 
ber gleichzeitigen Beftätigung eines Ortsſtatuts erhalten, das Eltern und 
Lehrherren fir den Beſuch der Schule ſeitens ihrer Lehrlinge verantwortlich 
machte, eventuell zur Strafe zog. Die Schule wurde 1862 mit 4—500 
Schülern eröffnet, der Unterricht wurde unentgeltlich ertheilt. Im erften Sabre 
war der Beſuch zufriedenftellend, ſchließlich aber verfuchten einzelne Eltern und 
Lehrherren auf gerichtlichen Wege den Schulzwang zu befeitigen, mit welchem 
Erfolge, iſt mir nicht mehr erinnerlih. Der Schulbeſuch verminderte ſich in- 
deß von Jahr zu Jahr, bis endlich im Yahre 1871 die Schule wegen un⸗ 
genügender Betheiligung gejchloffen werden mußte. Der Borftand des Sa- 
ganer Gewerbevereind, dem fat alle felbfiftändigen Gewerbetreibenven am 
Orte angehörten, verfuchte die Schule zu erhalten. Man wollte anftatt des 
Sonntags an zwei Wochentagen Abendunterricht ertheilen und erwartete, daß 
bie Lehrherren gern bie geringen Koſten — die ftädtilche Verwaltung war be 
reit, einen beträchtlichen Zuſchuß zu zahlen — tragen würden. Man erließ 
einen öffentlichen Aufruf, außerdem ein Circular an alle Fehrherren und das 
Refultat? Bon den nach Hunderten zählenden Lehrberren Sagans erflärten 
breit — ſage drei — ihre Bereitwilligfeit zur Unterflügung dieſes gemein⸗ 
nützigen Unternehmen®. 

Ich würde diefen Fall nicht erwähnt haben, wenn derſelbe vereinzelt da⸗ 
fände, Er ift aber nur ein Beweis von vielen, daß gerade diejenigen, bie 
am meiften gegen den Schulzwang eifern, die wärmften Vertheidiger der 
Dummheit und Unwiſſenheit find. Un das Geſchrei dieſer Leute darf fich 
bie Regierung nicht Tehren. Der Schulzwang — aud für bie Fortbildungs- 
ſchule — ift ein Gebot der Nothwendigkeit. Je früher fi) die Geſetzgebung 
demſelben unterorbnet, je eher wir ausreichende Volksſchulen und obligatori- 











Ueber Lehrlingsweſen. 157 


ſche Fortbildungsſchulen erhalten, um fo größer wird das Verbienft der Geſetz⸗ 
gebung um die Entwidelung der beimifchen Imbuftrie fein. Dies Berbienft 
würde noch weientlich vergrößert durch eine tbatkräftige Unterftügung von 
Fachſchulen, die durch gewerbliche Vereine gegründet werden, aus Mi des 
Staated. Der Lestere muß fi die Erhöhung der Nährkraft des Volles 
ebenfojehr angelegen jein Iafien, al8 die Vermehrung der Wehrkraft und zwar 
im eignen, wie im Intereſſe des geſammten Bolfes, 


So mögen denn in dieſer Weife Geſetzgebung und Volt Hand in Hand 
geben. Kräftiger und freifinniger Ausban unferer Gewerbegejeßgebung und 
energifche Durchführung derſelben durch die Gewerbetreibenden wird und muß 
dem Handwerk wieder einen goldenen Boden verleihen. 


Beridt) 


der Commiffion, welde der Gewerbeverein zu Eifenad zur 

Prüfung des von der Hamburger Gewerbekammer gefertigten 

Entwurfs zu einer Reform des Titels IU. (VL) der Reichs— 
gewerbeordnung ernannt hat. 


Die Commiſſion bat diefen Entwurf, feine Motive und bie geftellten 
Tragen in Erwägung gezogen, aber die proponirten 88. 103a—e und 
108a—k nicht annehmbar gefunden. 

Denn in Betreff des $. 103 4 Eingang und. lit. a iſt zu gebenten, daß 

1) die Erwartung, als werbe die Neichögefepgebung Gemeindebehörden 
zur Conftituirung rechtiprechender Behörden Ermächtigung geben, feine Hoff: 
nung auf Erfolg bat, da dieſe Öelesgebung bereit8 in alinea 3 des 8. 108 
der ©.-0. den Gemeindebehörden felbft die definitive Rechtſprechung entzogen 
und den Juſtzbehörden gemäß dem Grundſatze der Trennung der Juſtiz von 
der Verwaltung übertragen und ben Gemeindebehörden nur bie Verfügung 
einer propijoriihen Anordnung überlaffen bat, falls fih vie Parteien nicht 
ber definitiven Entſcheidung unterwerfen ; daß 

2) ein lediglih aus gleichen Zahlen von Arbeitgebern und Arbeit: 
nehmern zufammengefeßte® Gericht in Streitfachen zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern nur in feltenen Fällen einen Majoritätsbefhluß zu Stande 
bringen wird, das Gericht alfo in den meiften Fällen unverrichteter Sache 
zurüdtreten muß, daß da 

3) die nach alinea 4 bed $. 108 der G.O. ſtalutariſch (d. h. geſetz⸗ 
lich) zu bildenden Schiedsgerichte, zufammengefegt aus Gemeindebehörde mit 
Executive und gleichen Theilen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, den Borzug 
verdienen, weil Dabei die Gemeindebehörde in allen Fällen den Ausichlag 
giebt; daß endlich 

4) die Procedur der Schiedsgerichte paßlicher in einem Ortsftatute, als 
in der R.:©.:0. auszuführen ift. 

Was den Antrag im $. 1038 lit. b betrifft, daß nämlich Zwang 
gegen die Innungsmitgliever zum Beitritt zur Kranken, Invaliden:, Sterbe- 


— ne 


ı) Anm. d. Red. Der uns gätigf mitgetheilte Bericht nebft Anlage erſtreckt 
fih auch auf einige andere Punkte der Gewerbeordnung außer der Sehrlingefrage ; 
bei dem inneren Zuſammenhang biefer — hat die Redaction geglaubt, die Ar⸗ 
beit vollſtändig zum Abdrucke bringen zu ſollen. 
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und anderen gewerblichen Hülfs-Caſſen geübt werden ſolle, fo hat bie Innung 
ihre Innungscaſſe umd nur biefe zu verwalten, gemäß ben communalen 
Zweden der Innung; daraus fann auch je nach Den Mitteln der Caſſe Wobl- 
thätigleit geübt werden. Auf Bildung genofienichaftlicher Vereinigungen Tann 
die Inmung anregend einwirken, aber felbit daran tbeilzunehmen Tiegt — 
hilb der Grenzen der Innung. "Deshalb kann man von Seiten ber ge 

die Mitglieder zur Theilnahme an obengenannten Caſſen ermuntern, 

nicht zwingen, und jo bat auch bereit8 8. 140 der G.⸗O. entſchieden. Hin⸗ 
fichtlich derartiger Caſſen ift für Gejellen der Beitritt nah 8. 141 obligato- 
riſch, jedoch ift ber — zum Beitritt verſagt, wenn der Geſelle ſchon bei 
einer andern dergleichen Caſſe betheiligt iſt. Der Geſetzgeber wird daher 
ſchwerlich auf Abänderung des 8. 140 eingehen, da es an einem bewegenden 
Grunde dazu mangelt. 

Das in 8.1 93 b aufgeftellte Verzeichniß gemeinfamer gewerblicher Ans 
gelegenkeiten iſt nach dieſen Darlegungen in den Punkten unter lit. a, b, c 
hinfällig, in den Punkten unter lit. d, e, f für eine Innung nicht vollftändig, 
und paßt ein ſolches Verzeichniß beſſer in ein Innungsſtatut als in die ©.:O. 

Die aulagparagrapfen 103 c—e und 108 a—k enthalten Beftimmungen, 
die mer Geltung haben, wenn die 88. 103a und 103 b zu ber von ber 
Sommiffion beismerelten Geltung kommen. Es brauchte daher bie Eom- 
milfion dieſe Solgeparagraphen nicht beſonders zu beſprechen. Nur ſei das Eine 
noh erwähnt, daß es ein unglüdlicher, von der Geſchichte des Handwerks 
auch nicht unterftüßter Berfud, fein wiirde, die Innung aus jelbftftändigen 
und — Handwerkern zufammenzufegen , da die Intereſſen dieſer 

beiden Gruppen oft in Gegenſätze auseinander treten; es wurde die Innung 
un fortvauernden Kampfe begriffen fein, ber jedesmal mit der Majorifirung 
der Ichwächeren Partei durch Die färkere enden würde. Es würde alſo durch 
diefe Zuſammenſetzung der Innungsglieder der gewerbliche Friede nicht ges 
fördert werben. 


Bis ar ift der Bericht der Commilfion verneinender Natur, durch 

die unter lit. A. des Fragebogens geftellte Frage: 

„Wie fo der Inhalt der Innungen befchaffen fein, wenn biefelben den 
von ums angeftrebten Zwecken einer Kräftigung de8 aus dem Gewerbe 
Rande hervorgehenden Mittelftandes im Allgemeinen förderlich fein ſollen ?“ 

würde die Commilfion nunmehr mit pofitiven Yeußerungen vorgehen müflen 
und es Kat auch ein Mitglied Vorſchläge in dieſer Beziehung gemadt. “Dies 
felben find in der Anlage enthalten. Bei der kurzen Friſt, die zur Bericht 
erflattung geftellt worden ift, Hat es den Mitgliedern der Commiſſion an 
Zeit geyuangelt, die in diefer Richtung gemachten Vorſchläge einer reichlichen Er- 
eg und Beurtbeilung zu unterziehen. Es ftellt nunmehr die Commilfion 


Antrag : 
Der Gewerbeverein wolle den verneinenden Theil des Gutachtens zum 
— erheben, und mit dieſem elle den Bericht und befien Anlage 
dem Directorium bed Verbandes der mitteldeutichen Gewerbevereine ab⸗ 


ſchriftlich a 
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denn es wird der Gewerbeverein in feiner größeren Zufammenfegung bei der 
Kürze der Zeit, in welder zu antworten ift, noch weniger vermögen, eine 
tiefeingebende Beurtheilung zu ermöglichen. | 
Eifenad, am 23. Februar 1875. 
Die Commilfion 


beſtehend aus den folgenden, in ber Bereinsverfammlung gewählten Mit⸗ 

gliedern: 

Arthelm, Lehrer. Hering, Rechtsanwalt. Jäckel, Drechsler⸗ 

meifter. Möder, Landbaumeiftr. Müller, Werkführer. Roth- 

hub, Sattlermeiſter Tappert, Tunchermeiſter. Trunk, Stabt- 
richte. Weber, Schloffermeifter. 


Dorfdhläge 
zu Abänderungen mehrerer Paragraphen der Gewerbe- 
ordnung, bez. zu Zufägen zu einzelnen Paragraphen. 


Bundesrath und Reichsrath Haben es für amgemefien gefunden, bet 
Erlaß der R.:©.:0. die Innungen beftehen zu laſſen, und für biefelben meh⸗ 
rere Borjchriften zu geben. Ungeachtet deſſen bat aber das Geſetz eine jolde 
Vaflung, daß den Innungen fein Gegenftand für Entwidelung einer Thätig- 
keit gelaſſen ift. 

Die Innung ift eine Gemeinde von Handwerkern, und bat, wie bie 
Handwerkögejchichte dartbut, ſtets nur als Commune fungirt, indem fie für 
geprüfte Lehrer des Handwerks forgte, vie Lehrlinge zu ihren Lehrmeiſtern 
einführte, Lebrmeifter und Lehrling überwadhte, die Lehrlinge am Ende ber 
Lehrzeit prüfte und zu Gefellen ſprach, auf georbnetes, ſittliches und religiöfes 
Leben der Meifter, Gefellen und Lehrlinge hielt, die Meiſterrechtsbewerber 
prüfte, Meifters-Wittwen mit Rath und That, kranke, abgebrannte oder ver- 
unglüdte Meifter, arme Lehrlinge unterftügte Die Innung muß unter 
fchieven werden vom Handwerke, welches lediglich ein Gefchäftsbetrieb und nicht 
Gegenftand der Innung if. Daher kommt es, daß verichievene Handwerker 
in ein und derjelben Innung fich befanden. ‘Diejenigen, welche ohne In⸗ 
nung Handwerke betreiben, können nad der ©.:D. Lehrlinge annehmen, ohne 
daß fie die Fähigkeit n, Handwerkslehrer zu fein, und damit ift das 
Leben und die Wirkjamleit der Innung zerftört worben, fo daß die fchöne 
Ordnung, die früher unter den Handwerkern berrichte, aus Rand und Band 
gegangen ift; und dieſer wüſte Zuftand iſt noch mehr unterftügt worden durch 
das Coalitionsgeſetz, Traft deſſen Gewerbtreibende Intereffencoalitionen machen 
dürfen, welche den Mitgliedern der Innungen und den Gefellen fireng ver= 
boten waren. Die Lehren der Nationalötonomie haben geblenvet, und man 
vergaß bei Aufhebung der Handwerköprivilegien die Innungen zu reconſtruiren, 
bie jo Vieles enthielten, was die Rechtlichkeit, Sittlichleit, Religioſität und 
geordnete Privatöfonomie gebot. Der politijche Blid auf diefe Factoren im Staate 
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war verdunkelt durch den ftechenven Glanz der Nationalölonomie. Da man 
gleichwohl einſah, daß abſolute Gewerbefreibeit nicht eingeführt werben konnte, 
fo ging man in eine Gewerbeordnung ein und biefe ermäßigte die Gewerbe⸗ 
freiheit und Hierbei hätte man erwarten follen, daß die Innungen beachtet 
würden. Haß gegen die Handwerksprivilegien, Verwechſelung des Handwerks 
mit Innung ſchadeten der letzteren. Es tft aber heute noch möglih, die 
Innungen zur Lebensfähigkeit zurädzurufen und zwar durch nur wenige Ab- 
änderungen ber ©.:O. und durch Neugeftaltung der Innungsftatuten bei 
volfländiger Aufrechterhaltung ver Freiheit des Gewerbebetriebes. 

Die Paragraphen, welche einiger Yenderungen und Zuſätze bedürfen, 
find die 88. 83. 84. 91. 93. 94. 100. 108. 116. 124. 141. 

Zu 8. 83. Da nad dem Strafgelegbuche Entziehung der bürgerlichen 
Ehre jür immer nicht zuläffig ift, fo kann Nr. 1 im 8. 83 geftrichen wer- 
den und da fein Innungsmitglied Antheil am Corporationsvermögen hat, 
wie dieſes bei Mitglievern einer Geſellſchaft der Fall ift, fo fann auch Nr. 3 
in Wegfall kommen. 

Bu 8. 84. Die alinea 4 des 8. 84 lautet: 

„Die Ablegung einer Prüfung kann von denjenigen nicht geforbert 
werben, welche das betreffende Gewerbe mindeftens jeit Einem Jahre 
felbftftändig betreiben,“ 

Würde man dieſe Beftimmung fo verfteben, daß das Jahr vor Meldung zur 
Aufnahme gemeint fei, fo würde dieſe Beſtimmung die nach alinea 2 geftattete 
Meifterprüfung illuforifh machen, denn man brauchte mur ohne Prüfung das 
Handwerk ein Jahr Iang zu betreiben, und fi dann erft zur Aufnahme in 
bie Innung zu melden. &8 ift daher wahrſcheinlich, daß die alinea 4 das 
Jahr vor Publication der Gewerbeordnung gemeint hat. Daher wäre zu 
petitioniren, dieſe alinea zu ftreichen, da dieſes Jahr längſt verftrichen ift. 

Zu 8. 100. Dagegen könnte man Diefe alinea 4 als alinea 2 zu 
$. 100 im folgender Faſſung fegen: 

„Bilden Handwerker, bie theils eine Meifterprüfung beftanden haben, 
theil8 aber ungeprüfte find, eine neue Innung und man macht die Prüfung 
zur Bedingung der Aufnahme, fo Tann von denjenigen, welche das be- 
trefiende Handwerk mindeftens feit einem Jahre vor Errichtung der Innung 
betrieben haben, die Ablegung einer Prüfung nicht gefordert werden.” 

3u 8. 91. Die Beitreibung der Imnungsbeiträge und ftatutenmäßigen 
Geldſtrafen (Orpnungsftrafen) ſoll im Verwaltungswege ferner nicht ftatt 
haben, e8 wäre daher zur fagen, daß dieſe Beitreibung von ver zuftändigen 
Juſtizbehörde zu bewirken ſei, denn fonft müßte die Innung wegen weniger 
Groſchen jedesmal förmlich Flagen. Einer Corporation, die collegialifch be- 
ſchließt, kann man doch zur Aufrechterhaltung ihrer Autorität vertrauen, daß 
fie feine unbegründeten Anträge fielen wird. 

Zu 8. 94. Im diefem $. 94 ift von Abfterben der Innung bie Rebe, 
es iſt aber nicht beftimmt, weldye8 die geringfte Zahl der Mitglieder ift, ehe 
fie als abgeftorben angefehen werben kann. &emeinrechtlic gehören zur 
Bildung einer Corporation drei Mitglieder, die Corporation befteht aber nodı, 
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wenn nur ein Mitglied vorhanden ıft. Mit Nidjicht auf die Ywederfüllung ver 
Innung könnte ınan, weil de lege ferenda die Rebe ift, die Innung als abge 
ftorben anfehen, wenn nur nod) zwei Mitglieder oder ein Mitglied vorhanden find. 

Zu alinea 6 könnte man alfo hinzufügen: 

„Die Innung gilt für abgeftorben, wenn weniger als drei Mitglieder 

nur noch vorhanden find.” Ä 

Zu 8. 93. Die Innung fol durch abfolute Majorität der ftunmenden 
Mitglieder aufgehoben werden fünnen. Wenn man der Eriftenz einer Innung 
einen Werth beilegt und annımmt, daß drei Mitgliever zur Exiftenz einer 
Innung erforderlich find, jo folgt daraus: 

„Stimmen weniger als drei Mitglieder fir Erhaltung der Innung, fo 

gilt Tegtere als aufgehoben.” 
Denn warum jollen diefe drei eine neue Innung bilden, da fie fi) bereit 
in einer ſolchen befinden. Diejenigen, welchen es nicht in der Innung gefällt, 
können ja nad) $. 22 austreten. Nicht die Zerftörer einer Innung find zu 
begünftigen, fondern die Erhalter verfelben; jene wollen Geſpartes theilen, 
diefe wollen es erhalten und damit ſegensreich wirken. 

Zu 8. 108. Diefer $. 108 tft ein ſehr gewichtiger; durch ihn wird 
die Aufrechterhaltung der gewerblichen Ordnung möglich, er iſt gut angebahnt, 
aber nicht vollendet, und ohne Energie. Es find bei Beurtheilung des In⸗ 
haltes dieſes Paragraphen zwei GefichtSpunfte feftzuhalten, nämlich 

1) der abminiftrative, anorbnende, 

2) der juftizimäßig entſcheidende. 

Bon abminiftrativer Anorbnung handelt alinea 1, juftizmäßige Entſcheidung 
erwähnt alinea 3. 

Die in alinea 1 aufgeführten Gegenftänbe find ſämmtlich von der Art, 
daß fie einer Regelung für das nächſte oder überhaupt für das künftige Ver⸗ 
halten bebürfen, nur die Worte 

„auf die gegenfeitigen Leiftungen,“ 
laſſen einigen Zweifel, ob fie nicht juſtizmäßiger Entſcheidung unterliegen 
müßten. Daher würde es ſich empfehlen, ftatt diefer Worte zu ſetzen: 
„auf Normirung der von nun ab einzubaltenden gegenleitigen Leiftungen 
während der Dauer defjelben.” 

Die alinea 1 und 4 fprechen entſchieden, vogegen lafien die alines 2 
und 3 eine Unentfchiedenheit um Laviren der Gefeggebung wahrnehmen. Die 
in alinea 1 aufgeführten Gegenftände verlangen aber eine Regelung im 
fürzefter Zeit. Deshalb werfe man die zaudernde alinea 3 ab, gehe dann 
aber durch die folgendermaßen gefaßte alinea 2 

„Inſoweit ſolche bejondere Behörden nicht beftehen, erfolgt die Ent- 

ſcheidung durch ein Schiedsgericht.“ 
ſofort auf die alinea 4 über, überlaſſe es aber nicht den Gemeindebehörden, 
ob fie ein Schiedsgericht errichten wollen, oder nicht, ſondern disponire be⸗ 
ſtimmt etwa in folgender Weife: 

„Auf Grund eines zu errichtenden Ortsſtatuts ift das Schiedsgericht zu 

bilden. Daſſelbe bat zu beftehen aus der Gemeinvebehörde unter gleich- 
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mäßiger Zuziehung von Beifigern aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Sind 

bie Parteien Handwerker und es beiteht für das betreffende Handwerk 

eine Innung, jo find als Beifiter Obermeifter und Altgefellen zuzuziehen.” 
Die vom Sciedögerichte getroffen werdenden Anordnungen müfjen befolgt, 
bez. ausgeführt werden. Es fann dies durch Zu- und Abführung von 
Lehrlingen, außerdem durch Strafauflagen für den Weigerungsfall gefichert 
werden. Daher würde man weiter zu beftimmen haben: 

„Die vom Schiedsgerichte getroffenen Anordnungen find mit den even- 
tuell angedrohten Ordnungsſtrafen, welche regelmäßig in Geldftrafen und 
bei Infolvenz in verhältnigmäßiger Haft beftehen, von der requirirten zu= 
ftändigen Juſtizbehörde zu vollſtrecken“ 

Ferner können aber außer den in alines 1 erwähnten Fällen bereits 
fälfige Leiftungen von Zahlungen oder ae in Trage fein. Dies- 
falls würde Die Sade an die ordentliche Yuftizbehörde von dem Ausnahme: 
gericht oder Schiedsgericht zu verweilen fein. Man fönnte daher dem $. 103 
die folgende alinea hinzufügen: 

„Iſt auf bereitd fällige Leiftung einer Zahlung oder Objectabgabe der 
einen Partei an die andere zu erkennen, fo ift dieſe Streitfrage an bie 
zuftändige Juſtizbehörde zu verweilen.“ | 

Be würde man folgende Beitimmung der alinea 4 des $. 108 bei- 
lten: 
„DaB fo gebildete Schiedsgericht kann auch ftatutariich an Die Stelle der 
etwa vorhandenen (in alinea 1 erwähnten) beſonderen Behörde geſetzt werden.“ 
Kürzer würde es fein, wenn den Sandesregierungen der Einzelftanten bie 
Einführung diefer Schiedsgerichte auf geſetzlichem Wege ftatt der ſtatutariſchen 
Form zur Pflicht gemacht wire, ck alsbald die Procedur der Schieds⸗ 
gerichte zur beftimmen wäre. 

Man betrachtet Das Ordnen der Zerwürfniſſe der Mrbeitgeber und 
Arbeitnehmer als eine große und ſchwierige Trage, während fie die vor: 
geihlagene Faſſung des 8. 108 der ©.-D. ganz einfach löſt. In einem aus 
Gemeindebehörde und Beiſitzern aus den Reihen der beiden gegenüberftehen- 
den gewerbtreibenden Claſſen beftehenden Schiedsgerichte giebt umter allen 
Umfländen ein Dritter, die Gemeindebehörde, den Ausſchlag. Auch Strikende 
und Vertragsbrüchige würden gezwungen, zur Ordnung zurüdzufehren. Die 
Scyedsgerichte normirten die Lohnhöhe und beendigten dadurch die Strifes. 

Zu 8. 116. Die Gewerbeordnung bevingt für die Lehre, daß Die 
Lehrer geprüft fein müflen. Die Handwerkslehre gehört nicht zum Hand» 
wertöbetrieb, fie ift aber von hoher Bedeutung, indem fie die Handwerker 
ausbildet, jo ausbildet, daß fie den an fie geftellten Aufforderungen zu ent- 
fprehen vermögen, dadurch aber ihr Brod mit Sicherheit verdienen können. 
Lehrling und Publicum muß vor Stümperet gefihert werden. Daber ift 
man berechtigt, von demjenigen Handwerker, weldyer neben den Betrieb des 

‚ der Jedem freifteht, auch als Handwerkslehrer fungiren will 
einen Nachweis zu fordern, daß er zum Xehrer befähigt fe. Wo Innungen 
beftehen, deren Aufnahmebedingung die Meeifterprüfung ift, befteht der Nach⸗ 
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weis der Pehrtüchtigleit in der beftandenen Prüfung. Derjenige Handwerks 
(ever, welcher nicht in die Innung eingetreten ift, fann ſich von der Innung 
prüfen laffen. Iſt der Zuftand der Handwerker ein jo unvollfommener, daß 
alle Handwerker innungslos beftehen, dann fehlt die Gelegenheit zur Prüfung 
ber Handwertölehrer und e3 Tiegt dann auch die Xehre im Argen. Die 
Leitung ver Lehre des Handwerks und die Ueberwachung der Lehrmeifter und 
Lehrlinge und ſchließlich Die Prüfung der Legteren war von jeher ein Haupt 
object der Thätigkeit der Iunungen. Die Gewerbeoronung überläßt die Hand⸗ 
werkslehre jedem Stümper und hat die Lehrlinge von der Prüfung entbunden. 
Dadurch ift die Innung ohne allen Grund des Hauptgegenftandes ihrer 
Thätigfeit beraubt worden. Würde ihnen diefer Gegenftand durch Das Geſetz 
zurücdgegeben, was ohne irgend welche Benachtbeiligung des Treigewerbes, 
wozu die Handwerkslehre nicht gehört, gejchehen kann, jo würden fidh die 
Innungen wieder beleben. Aus diefen Gründen empfiehlt fih zum 8. 116 
folgende Yufasalinea : 

„Ver nicht Die Meifterpräfung in einer Innung beftanden bat, muß 
aus Nüdfiht auf ven Inhalt des 8. 118 der G.⸗O. den Nadmeid 
führen, daß er die Yehrfähigfeit befigt. Mangelt ihm dieſer Nachweis, fo ift 
er zur Annahme von Lehrlingen nicht befugt, ſofern in dem Zunftbereick, 
worin er jic befindet, neben ihm geprüfte Meifter des betreffenden Hand- 
werfd vorbanden find.“ 

Bu $, 124. Die zu 8. 116 angeführten Gründe laſſen zu 8. 124 

folgende Zuſatzalinea wünſchen: 

„Wo Innungen beſtehen, deren Mitglieder geprüfte Meiſter ſind, hat 
der Lehrling eine Prüfung zu beſtehen, ſelbſt dann, wenn der berechtigte 
Handwerkslehrer fein Mitglied der Innung iſt, und erhält fein Entlafſungs⸗ 
zeugniß von der Innung.“ 

Su $. 141. Die Imungen hatten ſtets die Aufſicht iiber die Unter 
ſtützungscaſſe der Gefellen. Seit Einführung der G.-O. bat diefe Aufſicht 
aufgehört, und die Unterftügumgsmittel find ſeitdem theilweiſe verzecht, als 
Honorare und Neifegelver der ſocialiſtiſchen Parteiführer, wie auch zur Unter: 
ſtützung Strifender verwendet worden. Deshalb tft folgender Zujag zu 
S. 141 wünſchenswerth: 

„Sebören die Gelellm „der Gehülfen einem Handwerfe an, weldes 
zünftig iſt, fo hat Die Innung die Verwaltung der oben erwähnten Caflen 
durch einen oder mehrere deputirte Meifter zu überwachen. Außerdem ftebt 
diefe Ueberwachung der Gemeindebehörde zu.” 

Wenn die G.-D, in der dargeflellten Weife revidirt und veroollftändigt wilrde, 
jo würden Die Annungen als die Unterofficiere der deutſchen Armee ber 
Handwerker wieder inftallivt und gute Ordnung würbe in Kurzem wieder er⸗ 
fennbar werben. 

Bei Erribtung der Innungsſtatuten würden die Lehrgegenftände des 
Handwerks verzeichnet, To daß die Lehre jedes Handwerks ihre beftimmte Be— 
grenzung erbielte, 
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XIV. 


Gutachten 


von 


G. U Lücke, 
Secretär bed Orts⸗ (Gewerk⸗) Vereins der Yabril- unb Handarbeiter in Zittau. 


Da der Berein für Socialpoliitk in feiner diesjährigen Herbftverfamm- 
lung auch die Lehrlingsfrage mit in Berathung ziehen wird und ihm hierzu 
auch Gutachten über dieſe wichtige Trage aus Arbeiterfreifen erwünjcht find, 
jo will ich verfuchen, meine unmaßgeblihen Anfihten in diefer Sache in einem 
Arbeiter-Gutachten nieverzulegen. 

Es fteht wohl außer allem Zweifel, daß die Lebrlingsfrage eine ber 
wihtigften ragen der Jetztzeit ift, und daß das heutige Lehrlingsweſen einer 
der tiefſten Schäden bes Kleingewerbes und fomit auch der allgemeinen Arbeiter- 
verhältniffe ift, darin ftimmen wohl Arbeitgeber wie Arbeitnehmer überein. 
Beiderſeits ift man bemüht, den Kernpunkt dieſer böchft brennenden Frage und 
deren Löſung zu entveden und feflzuftellen, und hierin gehen allerdings, wie 
ja nicht anders zu erwarten ift, die Anfichten aus Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerkreifen wieder auseinander. Anerlennenswerth ift e8 aber, daß beiber- 
feitö der Verfall des Lehrlingsweſens als der wundefte Fleck des Kleingewerbes 
betrachtet wird, und daß man beiberjeit8 bemüht ıft, diefen Schaden zu heilen. 
Dermöchte die Berlautbarung meiner Anftht auch nur zum Meinten Theile 
etwas zur Hebung des Lehrlingsweſens beizutragen, jo würde dies fir mid 
die fchönfte Genugthuung fein. 

Bei Erörterung der Trage 


„Welche Veränderungen haben fi feit Auflöfung der alien 
Gewerbeverfaffung in der Lage der Lehrlinge in Deut: 
land in der Groß- und Kleininduftrie vollzogen?“ 


kann durchaus nicht weggeleugnet werden, daß fich mit Einführung der neuen 
Gewerbeordnung eine ganz andere Zeitrichtung geltend machte. Die Feſſeln 
des Zwanges wurden gefprengt und, wie das Waller eine8 Stromes bei einem 
Durchbruche ſich ein neues Flußbett ſchafft, jo traten auch die Verbältnifie 
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der Arbeiter refp. der Lehrlinge in nene Bahnen ein. “Der früher beftandene 
Innungszwang, welcher das Lehrlingsweſen belaftete und mitunter unerträglic 
machte, ward aufgehoben und dem Lehrlingsweſen entftanden mit der neuen, 
Der modernen Zeitrichtung entfprechenden Gewerbeordnung auch neue Ber- 
hältnifje und freiere Bewegung. Leider haben diefelben mit dazu geführt, daß 
fich Unluft und Unwilligfeit zur Arbeit immer häufiger conftatiren laſſen und daß 
das Fortlaufen der Lehrlinge vor beendigter Lehrzeit aus Ueberbruß der Arbeit 
zur Tagesordnung geworben ift, daß fie ungehindert überall als Gehilfe in 
Arbeit treten künnen, und daß fie darın gewiſſermaßen durch das Geſetz mod 
unterftügt werben. Die verberblichften Yolgen davon aber find, daß nicht 
nur der Lehrmeifter durch das Fortlaufen gefhädigt wird, ſondern daß das 
Gewerbe überhaupt dadurch in Verfall gebracht werden muß, denn durch die 
aus der Lehre entlaufenen Burſchen muß ein Contingent Arbeiter gefchaffen 
werben, weldhe ohne alle Intelligenz und Geſchicklichkeit im Gewerbe fort: 
vegetiren, und zwar wohl die höchſten Anfprüche mit ftellen, aber dafür nur bie 
beicheidenften Leiſtungen zu bieten vermögen. 

Unter dem alten Innungsweſen konnte das Fortlaufen des Lehrlings 
nicht jo ftattfinden, denn der Lehrling befam alsdann ja fein Lehrzeugniß, er 
fonnte nicht zum Gebilfen gefprochen werben und in Folge deſſen auch bei 
feinem anderen Meifter wieder ın Arbeit treten. Mit dem aus ber Lehre 
laufen war jomit des Lehrlings Berufsleben zerftört, und nur durch Aufnahme 
einer andermeitigen Lehre oder dur den Eintritt in freie Berufsarten Tonnte 
er noch ein Unterfommen finden. Heute ift das Alles ganz andere, beute 
braucht er weder ein Lehrzeugniß, noch eine Freiſprechung, und überall Tann 
er ohne Anftoß in Arbeit treten. 

Aber auch ſchon unter den früheren Innungsverhältniſſen zeigte ſich ein 
Kranken des Lehrlingsweſens, und die Zahl verjenigen, welche einen gewerb⸗ 
lichen Beruf fih erwählten, ſchwand immer mehr und mehr zufammen, ſo 
daß ſich im verfchievenen Gewerben, die fonft ftarten Zufluß an Lebrlingen 
aufmwiefen, ſchon feit längerer Zeit faft gar feine oder doch nur eine ſehr Fleine 
Zahl Lehrlinge auffinden Täßt. 

Wenn daher von Seiten der Arbeitgeber der Verfall des Lehrlingsweſens 
ber neuen Gewerbeordnung zugeichrieben wird, jo dürfte das meiner Anficht 
nad nicht ganz richtig fein, denn das Schwinden der Luft zur Erlermung 
eines Gewerbes wurde fchon vor deren Inslebentreten conftetirt. Wohl ıft 
die neue Gewerbeordnung dazu angethan, die Mißſtände des Lehrlingsweſens 
zu fördern, die alleinige Urheberin der Unluft zur Erlernung eines Gewerbes 
und des Fortlaufens aus der Lehre ift fie aber nicht, da Liegen die 
Wurzeln jedenfalls ſchon in den früheren Zwangsverhältniſſen. Ich glaube 
daher furze Blide in das frühere Innungsweſen zurüdwerfen zu müſſen, 
um den muthmaßlihen Wurzeln des fo verberblichen Uebels näher zu 
fommen. 

In früherer Zeit Iannte man noch feine Großinduftrie; der Gewerbe: 
mann mußte daber im Handwerke fein Fortlommen Juden. Deswegen 
fonnten auch die Innungen damaliger Zeit den Lehrling in gewiffe Zwangs⸗ 
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verhältnifie bannen und ihm, namentlich in den erften Lehrjahren, die verſchie⸗ 
denften häuslichen Arbeiten anfinnen, die ihn mehr zum Haus⸗ und Kinder⸗ 
mädchen der Frau Meifterin machten, als zum Lehrling des Gewerbes. Mit 
der Errichtung der Fabriken entſtand eine neue Zett, die jugendlichen Arbeiter 
fanden darin VBeihäftigung, Lohn, beftimmte Arbeitözeit und eine gewiſſe 
Unabhängigfeit, und es ift durchaus fein Wunder, daß dem jugendlichen Ge⸗ 
müth das Tabrifleben mehr behagte als eine 3—5jährige Lehrzeit. Hierzu 
trat auch die Erkenntniß, daß die häuslichen Dienftleiftungen nicht mit zur 
Erlernung des Gewerbes gehörten, und daß durch fie der Lehrlingsftand 
lächerlich gemacht wurde. Die in freieren, gewiſſermaßen felbftftändigeren 
Arbeitöverhältnifien Iebenden Schultameraden machten ihre Gloffen über den 
mit dem Marktkorbe daherwandelnden oder mit dem Kinderwagen umher: 
fahrenden Handwerkslehrling und Schreiber dieſes weiß fich ſehr wohl der 
Gefühle zu erinnern, die ihn beichlichen haben, wenn er in feiner Lehrzeit mit 
dem Marktkorbe einkaufen ging, mit dem Kinderwagen ausfuhr oder andere 
bäuslihe Verrichtungen machen mußte. Sem Ehrgefühl fand fich durch dieſe 
weiblicyen, nicht zum Handwerk gehörigen Dienftleiftungen verlegt, und ſcheu 
fuchte er in folder Beichäftigung jedes Begegnen mit fich männlicher bewe- 
genden Kameraden zu vermeiden. Daß hierdurch die Luſt zur Erlernung eines 
Handwerks nur noch mehr ſchwinden mußte, ift wohl fehr natürlich und die 
Folge Davon zeigte ſich auch in der Abnahme der Lehrlinge. 

Die Gewerbefreiheit und die neue Gewerbeordnung waren ber freieren 
Richtung der Neuzeit angepaßt, durch fie wurde das Tyreibeitögefühl und ber 
Drang nad größerer Selbftftändigfeit genährt, und es ift nicht zu fehr zu 
verwundern, daß diefe Gefühle nur zu bald ſich auch dem jugendlichen, leicht 
empfänglichen Gemüthe des Lehrlings mittheilten und einprägten. Hier wäre 
e8 num an der Beit geweſen, der freieren Richtung auch das gewerbliche Lehr: 
lingsweſen anzupaflen; die alten Zunftmeiſter konnten fih aber nur langſam 
und ſchwer von ihrem Yunftzmange trennen und nur verhältnigmäßig Wenige 
erfannten, daß in erfter Linie das Lehrlingsweſen umgeändert werben müſſe, 
daß der Lehrling in die Lehre trete, um das Handwerk tüchtig zu erlernen, 
nicht aber, um der Frau Meifterin einen Hausefel abzugeben, daß an Stelle 
einer Dictatorilchen Strenge eine Tiebreihe humane Behandlung zu treten 
babe, daß der Meifter den Lehrling unter vwäterlihe Obhut nehmen und 
ihm hinreichend Gelegenheit und Anlettung geben müfje, das erwählte Hand- 
wert gründlich, praltiich wie theoretiſch, zu erlemen. Die Meiften fahen 
den Lehrling aud in der fpäteren Zeit noch immer ald die billige Arbeits- 
kraft an, die in jeder Art und Weile auszunügen fie wolle Berechtigung hätten. 
Das von der freieten Richtung inficirte junge Gemüth des Lehrlings fuchte 
dieſes oft unerträgliche Joch fobald als möglich abzufchütteln, und da fam ihm 
allerding8 die neue Gewerbeordnung fördernd zu Hülfe, denn fie machte e8 
ihm leicht, aus der Lehre zu gehen und fofort als Gehilfe aufzutreten. Ob 
der aus ber Lehre entlaufene Lehrling aber auch fein Fortkommen finden 
werde, ob er den Anfprücden, welche an einen Gehilfen geftellt werden, nadı= 
fommen könne, dies kümmerte wohl die meiften fortgelaufenen Lehr inge am 
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wenigſten, ſie waren ja nun frei und Arbeitskräfte wurden ja auch immer 
gebraucht. Leider hat das Fortlaufen der Lehrlinge aus der Lehre, durch die 
in der neuen Gewerbeordnung liegenden Begünftigungen gefördert, ſo bedauerlich 
überhand genommen, daß dadurch das ganze Handwerk beträchtlichen Schaden 
leiden muß. Denn aus folden vorzeitig die Lehre verlaffenden Lehrlingen 
werden ſich nur in feltenen Fällen noch tüchtige, brauchbare Gehilfen aus- 
bilden, am allerwenigften aber kann aus denfelben eine geichidte, der Neuzeit 
und ihren Anfprüchen entiprechende Meifterfchaft erftehen. Heute verlaſſen nicht 
mehr nur diejenigen die Lehre, welche während berfelben eine tyranniiche Be- 
handlung zu ertragen gehabt haben ober nicht begehrte Ausbildung und eine 
moralifche Verkommenheit finden, und deren Austritt aus einer folchen Lehre 
ſich auch rechtfertigen ließe, ſondern das vorzeitige Verlaſſen der Lehre iſt 
ordentlich zu einer Krankheit geworden; die jungen Burſchen glauben ſich 
heutzutage ſchon durch den gelindeſten Tadel in ihrer Ehre verletzt und glauben 
dem Meiſter dadurch, daß ſie eben aus der Lehre treten, die beſte Revanche 
zu bieten. Daß ſie ſich dadurch aber ſehr oft den meiſten Schaden zufügen, 
das wird weder von ihnen, noch von vielen der betreffenden Eltern erkannt. 

Ebenſo bedauerlich iſt eine weitere Thatſache, daß Meiſter ſich nicht 
entblöden, einigermaßen ſchon geſchickte Lehrlinge zum Verlaſſen der Lehre zu über: 
reden und unter allerhand Verſprechungen am fich zu locken. Erft vor K 
wurde mir von einem biefigen Handwerksmeiſter ein ſolcher Fall mitgetheilt. 
Sein Lehrling, welcher noch ein halbes Jahr zu lernen gehabt, und mit dem 
er ſehr zufrieden war, ftellte plöglih das Verlangen, die Lehre zu verlaffen. 
Der Lehrmeifter erflärte ihm darauf, daß er ihn zwar nicht halten werbe, 
daß er ihm aber ein Lehrzeugniß nicht ausftelle, führte ihm auch das Unrecht, 
welches er begehen wollte, in humaner, väterlicher Weife vor Augen, der Lehr⸗ 
fing ſah dafjelbe ein und blieb. Um den Grund zum Weggehen befragt, 
erklärte er endlich, daß ihn ein anderer Meifter, welcher ihn in Arbeit nehmen 
umd ihm einen Thaler Lohn zahlen wolle, dazu überredet babe, und wenn er 
fid) Schon ein halbes Jahr früher wöchentlich einen Thaler verdienen könne, 
jo jet das für ihn Schon ein Object und könne ihm nicht fo arg auögelegt 
werben. 

Ein ſolches Verfahren fteht aber keineswegs vereinzelt da, und muß um 
jo mehr bebauert werben, als e8 gerade die Meiſter jelbft find, die zu ſolchen 
unedlen Handlungen Anlaß und Aufreizung geben und diejelben unterftügen. 
Im alten Zunftwejen konnte ſolches freilich nicht geſchehen, daſſelbe iſt aber 
als überlebt abgeſchafft, und da man der Neuzeit entiprechende Vereinigungen 
erſt neuerdings wieder anzubahnen fucht, jo ift allerdings das ſchädlichſte Uebel 
im Handwerke, da8 kranke Lehrlingsweſen auf der einen und der Egoismus 
und der Brodneid auf der anderen Seite, zu einer Ueppigfeit emporgewuchert, 
daß es jegt nur mit größter Selbftverläugnung und gemeinfamer Selbft- 
eh gelingen wird, das Lehrlingsweſen wieder in gejunde Bahnen 
zu leiten. 

Das krankhafte Lehrlingsweien zeigt fih Bauptfählih nur im Klein: 
gewerbe, weit weniger aber in der Großinduftrie, denn legtere nimmt zehnmal 
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Tieber voll bezahlte Arbeiter an, als daß fie Lehrlinge aufnimmt, und dann 
find and die Arbeitsverhältniſſe der Lehrlinge in der Großinbuftrie ganz 
andere als im Kleingewerbe, und häusliche Dienftverrihtungen können in ber 
Großinduſtrie wohl gar nicht vorkommen. 
Nah ſolchen Betrachtungen komme ich zu Frage 
181 


„Welche Berbejjerungen können mit Erfolg durd die freie 
Thätigkeit von einzelnen Arbeitgebern, fowievon Arbeiter: 
und Arbeitgebervereinen angebahnt werden?“ 

Diefe Frage ift keine ganz leichte und doch iſt fie Die bedeutungsvollfte, 
denn durch fie nur können die Mittel und Wege gefunden werben, durch welche 
md auf welchen das geſunkene Lehrlingswelen wieder emporgehoben und in 
gefunde Bahnen wieder zurüdgeführt werben kann. 

Die früheren Innungen hatten fi) überlebt, ihr Zopf- und Zwangs⸗ 
weien paßte nicht mehr zu der neuen freieren Geſetzgebung; dennoch will id) 
nicht behaupten, daß nicht auch gute Gedanken in benfelben noch mit ent- 
balten waren, die ſehr wohl und leicht mit der freieren Geſetzgebung fich 
vereinigen ließen und dann auch gewiß erfprieglihen Nuten geichafft Haben 
würden. 

Vor allen Dingen muß ſich jeder Arbeitgeber bewußt ſein, daß der junge 
Menſch, welcher zu ihm in die Lehre tritt, von ihm das Handwerk auch 
tüchtig erlernen will. Aus dieſem Grunde wäre der Lehrling auch vollſtändig 
mm ım Berufe zu beichäftigen, nicht aber zu häuslichen Dienften zu verwenden. 
Je früher der Arbeitgeber den Lehrling etwas zu lehren vermag, befto früher 
wird er denfelben auch nugbringend verwenden fünnen. Wohl giebt es ver- 
Ihiedene Meiſter, bei denen die Frau Meifterin nicht über den Lehrling ver: 
fügen darf, doch im großen Ganzen ift dies leider immer noch nicht der Fall. 
Mit dem Eintritt in die Lehre wird der Lehrling Berufsgenoſſe, durch ver- 
fländige und humane Unterweifung im erwählten Berufe muß die Luft und 
Liebe zum Berufe erhalten und gepflegt werden; fühlt fi; der Lehrling als 
Berufsgenoſſe betrachtet und behandelt, jo wird er auch bie Luft zur Arbeit 
nicht verlieren, je mehr er Fertigkeiten darin erlangt, defto Lieber wird er den 
Beruf gewinnen. Wird der Lehrling aber in den erften Jahren, und dies ift 
leider vielfach der Fall gemeien und zum Theile noch der Fall, den wirklichen 
Berufsarbeiten entzogen und nur zu Lauf-, Handlanger- und Hausdienſten 
verwendet, jo wird Dadurch dem Lehrlinge die Luft zur Arbeit genommen und 
ein ſtrebſamer Lehrling wird fogar in der ihm nicht zuftehenden häuslichen 
Verwendung eine Entehrung feines Berufsſtandes fühlen und nach Befreiung 
von diefer unmwürbigen Verwendung ftreben. 

Mit der verftändigen und humanen Untermeifung muß fi auch väter- 
liche Erziehung reſp. Leitung und milde und Tiebreihe Behandlung paaren. 
Diefes wird dem Lehrlinge die Anhänglichkeit zum Meifter und die Willigleit 
zur Arbeit fihern und erhalten. Cine vwäterliche Leitung wirb den empfäng- 
lien Lehrling vor verfchiedenen Verführungen zu bewahren willen, und mit 
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Luft und Liebe wird derſelbe willig feinen Berufsarbeiten nachgehen und fid 
dem Meifter dankbar zu erweiſen ſuchen. Durch harte, abſtoßende Behand⸗ 
lung dagegen werben die weichen Gefühle des Lehrlings verhärtet, es bildet 
ſich daraus Ungehorſam, Unwilligkeit, Trotz und Rachſucht. Hat der Lehr: 
ling nur ſoviel gelernt, daß er glaubt, fortlommen zu können, jo wird er 
gewiß Das ihn drüdenve und Gelaftende Joch abzufchätteln | uchen , und dies 
macht ihm allerdings die neue Gewerbeordnung leichter, als der frühere 
Innungszwang. 

Aber mit dieſen Andeutungen ift noch keineswegs bie Lehrlingöfroge 
geregelt, jondern es find nur Anfichten, wie eine Lehrzeit angenehm zu marken, 
jede Unluſt zur Arbeit zu verſcheuchen, und dadurch eben bie Gründe zum 
Berlaffen der Lehre verringert werden können. 

Zur allgemeinen Hebung und Verbeſſerung des Lehrlingsweſens müffen 
nody andere, burchgreifendere Reformen ins Leben treten und zur alljeitigen 
Anerkennung gelangen. 

Die raſch fortfchreitende Induſtrie hat das fiehengebliebene Handwert 
überflägelt, bie gewerblichen Verhältniſſe haben einer gänzlichen Beränderung 
unterlegen, mit Denen die gewerbliche Ausbildung in feiner Weife Schritt ges 
halten bat. Dieſes Zurtidbleiben muß m erfter Linie nachzuholen und aus: 
zugleichen gefucht werden. Zu der heutigen Anforderung des Publikums und 
der reihoorhandenen Concurrenz paßt nicht mehr das bloße praftifche Erlernen 
eines Handwerks, ſondern e8 müfjen zu einer nußbringenden Eriftenz auch die 
theoretijchen Seiten des Handwerks erlernt werden, und dies fann mır in 
guten Yortbildungs-, namentlich aber in Fachſchulen erfolgen. Ich gedenke 
hierbei nur der Handelsſchulen und anderer Fachſchulen, deren erfprieglicher 
Nuten in jenen Berufen allfeitig anerkannt wird. Durch eine theoretiſche ımd 
praftiiche Ausbildung werden ſodann intelligente und tüchtige Arbeiter erftehen, 
die zu einer lebensfähigen Celbftftändigteit zu gelangen fichere Hoffnung haben 
und ſtets einen gejunden Kern des Handwerks bilden werben. Derart au: 
gebildete Arbeitgeber werten ſodann auch befähigt fein, wieder tüchtige Arbeiter 
auszubilden ; leider hat die gegenwärtige Zeit ſehr großen Mangel an folden 
außgebilveten Arbeitgebern und Arbeitnehmern, und das heutige Handivert 

muß ohne Zweifel durch diefen Mangel Schaden leiden. 

Tief ift Die ſocialdemokratiſche Behauptung: „der Arbeiter kann nicht 
mehr zu einer Selbftfländigfeit gelangen“ in Arbeitertreifen eingemurzelt, und 
die Weberzeugung davon hemmt bei Vielen die Luft und den Eifer zu emer 
ſtrebſamen Fortentwidelung und Berjelbftitänd:gung. Es gilt daher vor Allen 
biefe Behauptung zu entfräften. Hat man erft bei dem Arbeiter die Hoffnung, 
daß er es ſehr wohl zu einem Befferen als zum bloßen Fabritarbeiter 
kann, wieder rege gemacht, Dann werben auch wieder gejundere Verhältmite 
im Gewerbe und namentlib im Lehrlingäwejen entftehen, und am ficherften 
läßt fich Diele Hoffnung durch tüchtige praftiiche und theoretiſche Ausbildung 
der Lehrlinge wieder beleben. Bedauerlich ift, daß noch heute von vielen Ar: 
beitgebern ber Nuten von Fach⸗ und Fortbildungsſchulen nicht anerfannt wird, 


ja daß man am Tiebften dem Lehrlinge die dazu benöthigte Zeit gar nicht 
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gewähren möchte, Da biefe Zeit dem Lehrherrn anfcheinend verloren geht. Ich 
meine aber, daß ber Lehrherr die zum Beſuche der Fortbildungs- reip. Fach⸗ 
ſchule bewilligte Zeit mehrfach erſetzt erhält, indem ber Lehrling durch die 
doppelte Ausbildung fehr viel an Intelligenz und Geſchicklichkeit gewinnt, bie 
ja dem Lehrherrn wieder zu Gute kommt. 

Bon verichiedenen Seiten wird auch eine größere Arbeitstbeilung als Mittel 
zur Hebung des Handwerks bezeichnet. —8*— mag ſchon unter Umſtänden 
ihre Vorzüge haben, allein als Norm möchte ich ſie nicht eingeführt wiſſen, 
am allerwenigſten aber für den Lehrling. Dieſer muß ſeinen Beruf nicht 
einſeitig, ſondern im vollen Umfange erlernen, dann wird ihn auch feine Lebens⸗ 
Rellung und Geichäftsfrifis fo in Noth bringen, wie den einfeitig Ausgebil- 
beten. Fabriflebrlinge werden meiftentheils einſeitig ausgebildet, fie find daher 
auch ſtets an die Yabrifarbeit und an die von ihnen erlernte einfeitige Ge 
Müftsthätigfeit gebunden. Weit eher und Lieber wirb ein aflfeitig ausgebildeter 
Handwerker Arbeit und lohnenden Broderwerb finden, als ein einfeitig aus— 
gebilveter Fabrikhandwerker. 

Wenn feitend der Arbeitgeber die Wiedereinführung einer Lehrlings⸗ 
prüfmg zur Hebung des Lehrlingsweſens gewünſcht wird, jo will ich daran 
femen Zweifel fegen, daß aud Prüfungen ihr Gutes und Anreizendes zu 
größerem Fleiße und Lernbegierde haben, doch dürften diefelben nicht nad) der 
Ueblichkeit der früheren Innungen ftattfinven. 

Nicht minder zwedmäßig ericheint mir aud die Abſchließung guter Lehr: 
contracte, denn wenn ich mir auch fage, daß eine darin aufgenommene Ent⸗ 
ſchädigung an den Lehrherrn im Falle des Nichtaushaltens der Lehrzeit oft- 
mals dadurch illuforifch wird, daß zum großen Theile gegenwärtig nur noch 
Söhne unbemittelter Eltern ein Handwerk erlernen, und daß, wo nichts ift, 
auch der Kaiſer fein Recht verloren bat, jo erblide id) doch in guten fchriftlichen 
Lehrcontracten ein Mittel mehr, das geeignet ift, dem Mißbrauche des Fort: 
laufens einigermaßen Einhalt zu thun, da in dem jchriftlichen Contracte 
immerhin ein moralifcher Zwang liegt. Ebenjo dürfte auch einem fchriftlichen 
Contracte feiten® der Behörden auf Grund der Gewerbeordnung mehr Schut 
md Geltung zuftehen, als einem mündlichen Vertrag. Daß aber eine 
eriminelle Contractbeftrafung, welche die Arbeitgeber verlangen, das Lehrlinge- 
weſen wejentlich befjern ſoll, glaube ich denn doch bezweifeln zu müſſen, denn, 
obwohl ich entichtedener Gegner geſetzwidrigen Contractbruches bin, und auch 
nicht bezweifeln will, daß eine ftrafrechtliche Verfolgung des Lehrlings-Contract- 
bruches die Ausſchreitungen nach diefer Richtung im Zaume halten kann, fo 
will mir die Rückkehr zu diefem Zwangsſyſtem doch nicht recht zu der ſon⸗ 
fligen freibeitlichen Entwidelung der Gegenwart paſſen, und ich trage bie 
Befürhtimg, Daß mit diefem Zwangsſyſteme dem Lehrlingsweſen mehr geichadet 
als genützt wird, und daß ſich die Klagen, e8 will Niemand mehr ein Hanb- 
wert erlernen, nur noch lauter vernehmen laſſen werben. 

Wenn man ferner bevenft, daß der Lehrling in der Fabrik, ſowie im 
Zimmerhauer- und Maurerhandwerke fchon jet ein Lohnäquivalent als 
Erſatz fir Koſt und Logis empfängt, das mit feinen gewerblichen Leiftungen 
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auch an Höhe zunimmt, alſo ihm gleichfalls als Preis der Anerkennung ſeines 
Fleißes und ſeiner Brauchbarkeit gilt, fo durften auch in anderen Gewerben 
ausgeſetzte Preiſe nicht minder anregend auf den Lehrling bleiben. So werden 
3. B. von einem hieſigen Maurermeiſter zeitweilig Preiſe ausgeſetzt, und mit 
großer Befriedigung kann derſelbe beobachten, mit welchem Fleiße feine Lehr⸗ 
u. arbeiten und mit einander wetteifern, um ben Preis zu erringen. Ebenſo 
giebt derſelbe Meifter jedem Lehrlinge bei Vollendung feiner Lehrzeit ein ſehr 
ehrenvolle8 Lehrzeugniß, während er ſolche, die frübzeitiger von ihm geben 
‚wollen, nicht Hält, ihnen aber nur einen ganz einfachen Entlaſſungsſchein ang 
ftellt. Beide Mittel haben ſich bei ihm während feines langjährigen Gewerbe 
betriebe8 gut bewährt, er hat über feine Lehrlinge wenig und gar feine lage 
zu führen, denn ein jeder ftrebt danach, ein ſolches ehrenvolles Lehrzeuguiß 
zu befommen. 

Als ein weitered Mittel zur Hebung des Lehrlingsweſens, zur Belebung 
der Arbeitöluft und zur Förderung des Fleißes und der Geſchiclichkeit betrachte 
ich auch alljährliche gewerbliche Ausftellungen von Lehrlingsarbeiten mit Prö- 
miirungen. Schon verſchiedene Vereine, namentlich Gewerbevereine, haben 
joldye Ausftellungen veranftaltet, leider aber find biejelben nicht regelmäßig 
wiederholt worden, und obgleich dieſelben wohl überall nur von günftigen 
Erfolgen begleitet gewejen, find fie doch größtentheild im Stadium bloßer 
Berfuche geblieben. 

Ih Tann mir nicht verhehlen, daß, wenn die vorgedachten Mittel und 
Wege wirklich thatkräftig das Lehrlingsweſen heben und beleben follen, die 
felben nicht von Einzelnen angewendet werden dürfen, fondern daß zur durch⸗ 
greifenden und ficheren Regelung und Hebung des Lehrlingsweſens eine Ber: 
einigung ſämmtlicher Berufsgenofien, jede Berufsklaſſe aber in einer gefonderten 
Bereinigung, ſich eınpfiehlt. Eine ſolche Bereinigung aller Genofjen eines Berufes 
darf aber nicht analog den früheren Innungen mit dem überlebten Bopf- und 
Zwangsweſen fein, fondern fie muß vollftändig ber gegenwärtigen Zeitrichtung 
angepaßt werben und mit derjelben auch vegelrecht fortfchreiten. Die Tebtzeit 
erfordert aud) zur Hintanhaltung und Befeitigung der verichiedentlichen über 
hand genommenen Mißbräude und zur Herftellung wieder gefunder Arbeits- 
verhältniffe nicht nur Iofale Bereinigung, fondern auch nationale Vereinigung, wie 
foldye ſchon von verſchiedenen Gewerken angebahnt wird, und namentlich in 
den deutſchen Gewerkvereinen befteht. Auch darf man in folden Vereinigungen 
die Verbefferungen und Abhülfen nicht von der Staatähülfe erwarten und 
verlangen , ſondern da beißt e8 die Bahnen der Selbſthülfe beſchreiten; 
auf denjelben wird man ganz fiher den Mißbräuchen des Lehrlingsweſens 
fteuern und durchgreifende Beſſerung anmenden können, die weit günftigere 
und fchnellere Erfolge ergeben würde, als dies die Staatshülfe erwarten Tieße. 
Eine Unterftügung der Selbfthülfe durch gefegliche Anerkennung und Executive 
wäre ſodann wohl aud zu erwarten. 

Das Hamburger Gutachten über neue Gewerbeordnung, neue Inmungen, 
tritt meinen Anſichten in vieler Beziehung bei, und da namentlich bie deut⸗ 
ſchen Gewerkvereine, denen anzugehören ih mir zur Ehre rechne, aud mit 
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ganzer Seele die Mißbräuche des Lehrlingsweſens zu bejeitigen und daſſelbe 

wieder auf einen gefunden Boden zu ſetzen erftreben, jo begrüßte der dritte Ver⸗ 

Bandötag deutſcher Gewerkvereine in dem Entwurfe der Hamburger freien 

Commiſſion, Neue Innungen betr., eine höchſt fruchtbare Reformidee, welche 

ijhrem inneren Prinzip nach mit den von den deutſchen Gewerkvereinen feit 
Jahren angeftrebten Einigungsämtern übereinftimmt. Insbeſondere war ber 
Verbandstag damit einverftanden, daß der verberblihe Mißbrauch des Lehr: 
lingsweſens nur durch -gemeinfames Vorgehen der Meifter und Gefellen unter 
Veiftand der Geſetzgebung befeitigt werden könne. Beanftandet an dem Ham⸗ 
durger Entwurfe wurde vom Berbandstage hauptfählih: 1. die Competenz 
der Innungsgerichte über Nicht-Innungsgenoflen ; 2. die obligatorifchen Innungs- 
hülfskaſſen; 3. die erforderliche Anerkennung der Verwaltungsbehörden (dafür 
gerichtliche Eintragung als Genoſſenſchaft); 4A. die nicht genügende Berüd- 
fihtigung der nationalen Organifation, über melde Punkte eine nähere Ver- 
einbarung vorbehalten wird, 

Wie die deutfchen Gewerkvereine zur Regelung aller Arbeiter= und Berufs- 
verhältniſſe Einigungsämter und gewerbliche Schiedögerichte empfehlen und er- 
ſtreben, jo glaube ich auch, daß burch Diejelben das Lehrlingsweſen am ficherften 
und nachhaltigften geregelt werben kann. 

Hierbei komme ih zur Frage 


„Wie fann die Gefeggebung fördernd und anregend oder 
zwingend einwirten?“ 


Wie ich ſchon oben angeführt, glaube ich dem Unmefen im Lebrlings- 
weien am gründlichften und nachhaltigften duch die Selbſthülfe und durch 
Bereinigung aller Genofien eines Berufes zu einem Ganzen fteuern zu fünnen. 
Hier könnte die Geſetzgebung infofern fürdernd einwirken, daß fie ſolche Ber- 
einigungen empfiehlt, gefeglich anerkennt und durch gerichtliche Eintragung 
unter ein Normativgeſetz ftellt. 

Im Weiteren würde e8 fürberlich fein, daß fie zur Regelung gewerb- 
licher Streitfragen gewerblihe Einigungsämter und Schiedsgerichte anorbnet 
und diefelben mit Executive betraut, das heißt, daß fie den Urtheilsſprüchen 
der Schiedsgerichte dadurch Geltung verfchafft, daß fie diefelben auf erfolgten 
Antrag fofort durch die ordentlichen Gerichte executiviſch vollziehen läßt. Von 
den mehrjeit3 verlangten und empfohlenen Gewerbegerihten erwarte ich einen 
geringeren Nugen, als von gewerblichen Einigungsämtern und Schiedsgerichten. 
Sole Schiedsgerichte find meines Wiſſens bereits in Hamburg gejeglich ein- 
geführt, anderenorts ermangeln diefelben aber noch der gerichtlichen Anerkennung 
und Geſetzeskraft. 

Zwingend würde die Gefeßgebung dadurch einwirken können, daß fie den 
Wünfchen der Arbeitgeber entiprechend die gerichtliche Verfolgung des Contract- 
bruches und die Arbeitöblicher wieder einführt. Es ift nun zwar nicht wegzu⸗ 
leugnen, daß ſolche Zwangsmittel die Ausichreitungen etwas im Zaume halten 
würden, daß fie aber das Lehrlingsmwejen heben follen, ıft doch wohl zu be= 
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zweifeln, ich glaube vielmehr, daß ſie eher daſſelbe noch mehr ſchädigen würden. 
Wenn die Arbeitgeber ſelbſt erklären, daß ihnen an einem gezwungenen Ar⸗ 
beiter gar nichts Liege, jo hätte Das polizeiliche Zurückbringen des Contrack 
brüdigen ja gar feinen Zweck, und von einer gerichtlichen Beſtrafung des 
Centractbrüchigen bat doch der Arbeitgeber auch feinen Nuten; denn wenn 
auch der fortgelaufene Lehrling beftraft würde, jo könnte demfelben Dod fein 
Brandmal auf die Stine gedrüdt werben, nach verbüßter Strafe wiirde 
derjelbe doch als Gehilfe in Arbeit treten, und ſomit wären weder das Lehr- 
lingöwefen noch die meiteren Arbeitöverhältnifie um etwas gebefiert. Eine 
Entfhädigung, um die e8 den Arbeitgebern hauptſächlich zu thun ſcheint, würde 
ja aus den ſchon oben angeführten Grunde, daß wmeiften® nur noch unbe 
mittelte Kinder ein Handwerk erlemen, nur in wenigen Fällen zu erlangen 
fein, und die Beitrafung des Fortlaufens wiirde alfo mehr nur als ein Radar 
ericheinen. Ganz andere und nachhaltiger wirkende Reſultate künnen meiner 
Anfiht nach aber durch freie Vereinigungen mit Einigungämtern und Schieds⸗ 
gerichten erzielt werben, bei denen ja eine Berbüßung einer Haft auch nidt 
ausgeihloflen wäre. Wenn z. B. die Arbeitgeber daran fefthalten, nur Ar⸗ 
beiter anzunehmen, Die ein gutes Lehrzeugniß oder eine Arbeitsbeſcheinigung 
führen, dann follte e8 einem fortgelaufenen Lehrlinge wohl ſchwer werben, 
als Gehilfe ein Unterlommen zu finden, zumal wenn die Vereinigungen 
nationaler Natur find. 

Fachſchulen Liegen fi von der Gefeßgebung mit anregen und Fönnten 
biefelben auch durch Staatöhülfe unterftügt werden. — 

Mit diefen meinen Betrachtungen tft keineswegs die ganze Lehrlingsfrage 
erihöpft, im Gegentheil werben ſich noch verfchievene Anfichten geltend machen, 
über die fich ftreiten läßt. Ein weſentlicher Fortſchritt aber iſt wohl damit 
ſchon erzielt, daß immer mehr die Nothwenbigfeit erkannt wird, daß in Arbeits 
verhältnifien auch der Arbeiter ein Wort mit zu fpreden habe und daß durch 
gemeinfame Berathungen und Beleuchtungen am eheften biejenigen Mittel 
gefunden und zur Anwendung gebracht werden können, die am ficherften Aus: 
fiht auf erfolgreihe durchgreifende Regelung und Beſſerung des Lehrlinge 
weſens und damit zugleich auch des ganzen Kleingewerbes gewähren. Ebenſo 
warm zu begrüßen ift auch das thatfräftige Eingreifen wifjenfchaftlicher Männer 
zur Beleuchtung und Aufbefierung des Lehrlingsweſens. 
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Das franzöfifche Lehrlingsgejek von 1851 und die Debatten 
bei feiner Berathung 


bon 


Dr. Clamor Neuburg, 
Mitglieb bes ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars ber Univerfität Straßburg. 


Bei den heute in Deutichland fchmebenden Erörterungen über das 
Lehrlingsgeſetz ſcheint e8 angezeigt, einen Blick wenigftend auf das Nachbar: 
land zu werfen, das nad) langem Schwanten auf Grund ähnlicher Erfahrungen, 
wie wir fie jegt machen, im Jahre 1851 zu einem bejonderen Lehrlingsgeſetze 
kam. Und wenn es dem Berfafler diefer Zeilen auch nicht möglich war, alle 
die Fäden bloß zu legen, die zu dem Erlaß des Geſetzes führten, wenn ed 
un noch weniger möglich ift, ein ſicheres Urtheil darüber abzugeben, ob das 

jeg günſtig in Frankreich gewirkt bat (dazu gehörte ein Studium ber 
franzöftichen gewerblichen Zuftände im Lande ſelbſt), fo fcheint doch auch 
Thon eine Vorführung der wejentlihen Vorbereitungen zu dem Gefege und 
der Debatten, die fih an dafjelbe Inüpften, von Wert. Und eine folche 
zu liefern, ift nach den autbentifchen Quellen möglid). 

Zur Einleitung fer des ältern Verſuches gedacht, den ein Geſetz vom 
22 germinal XI gemacht hat, das Lehrlingsweſen zu ordnen. 

Die Stürme der franzöfifchen Revolution vernichteten die bisher be— 
ſtehende Organifation der gewerblichen Arbeit, nicht nur die alten privtlegirten 
Zünfte, auch die Neglements über den Gewerbetrieb wurden aufgehoben. 
Zunähft war die fonft fo reiche gefeßgeberifche Thätigkeit der geſetzgebenden 
Berfammlungen der Revolutiondzeit in dieſer Richtung nur eine negative. 
Sie begnügte fi Damit, die vorhandenen Schranten des Gemwerbebetrieb8 zu 
beſeitigen (durch das Gefeg vom 16. Februar und 28. März 1791) ohne 
die entſchieden heilfamen Beftunmungen, die diefelben etwa enthalten mochten, 
fi es zu erhalten oder neue an deren Stelle zu fegen. Von diefem Schidfal 
wurde auch das Lehrlingsmweien betroffen, auch in diefer Beziehung herrichte 
die völligſte Ungebundenheit; doch war dies keineswegs der öffentlichen Meinung 
völlig entſprechend. Wir finden mehrfach in den cahiers, welche die Bee 
Ihmerden und Wünfche der Wähler enthielten, den Wunſch nad Abſchaffung 
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der alten Zunftprivilegien. ausgeſprochen, aber doch bie Erhaltung der Be: 
ftimmungen über das Lehrlingsweſen oder eine neue Regelung deſſelben ver- 
langt. So heißt e8 in den cabiers der Deputation von la Rochelle: Indeſſen 
ba es das öffentliche Intereſſe und die Vervollkommnun — Handwerke 
erfordert, daß es in allen Handwerken wirklich unterrichtete Leute giebt, werden 
die Abgeordneten, wenn ſie die Aufhebung der Meiſterrechte verlangen, nicht 
die Reglements über das Lehrlingsweſen einbegreifen, im Gegentheil wird es 
nöthig ſein, ein Geſetz zu erlangen, welches die Dauer der Lehrzeit in jedem 
Handwerk feſtſetzt und die Verſuche oder Meiſterſtücke vorſchreibt, welchen ſich 
bie Lehrlinge bei der Prüfung durch vom Richter ernannte Sachverſtändige 
unterwerfen müſſen, ebe ir ermächtigt find, fi dem Publitum als Aus⸗ 
übende des Handwerks, das fie ergriffen haben, vorzuftellen. Auch in den⸗ 
jenigen der Stadt Paris fand man eine Wieberherftellung des Lehrlinge: 
weſens gewimſcht, da e8 das einzige Mittel fei, dem Handel und Verkehr bie 
Perfonen zu Tiefern, welche die erforderlichen Kenntniffe hätten, ‚Selbft Marat, 
einer der Hauptführer der Bergpartei, wirkte im Intereſſe einer gefegligen 
Regelung des Lehrlingsweſens. Wir finden im ami du peuple Nr. 91, worin 
er zugleich für die Abichaffung der Corporationen eintritt, den kurzen Entwurf 
eined Geſetzes, welcher in feinem erften Paragraph verlangt, Daß eine — Lehr⸗ 
zeit von 6—7 Jahren bie Bedingung zum Eintritt in ein Handwerk bilde. indem 
die völlig freie Concurrenz und der völlig freie Zutritt zu den Handwerken 
zu einer Verſchlechterung der Waaren und Gewerbeproducte führen würde. 
Alles dies blieb aber wirkungslos; die Yehrverträge, wie überhaupt das ganze 
Lehrlingsweſen, blieben zunächſt ber freien Vereinbarung überlafien. Die 
Mipftände dieſer abfoluten Treiheit zeigten fi jedoch bald im größten 
Maßſtabe und riefen eine Gefeggebung hervor, die wenigftend ben ärgften 
der entftandenen Mißbräuche entgegen treten ſollte. In dem Gefege vom 
22 germinal XI, das fih auf Manufacturen, Fabriken und Werfftätten 
— fand auch das Lehrlingsweſen eine Berückſichtigung in dem Tit. II, 
Art. 9—11. Es wird daſelbſt beſtimmt, in welchen Fällen der Lehrvertrag 
von der eimen oder andern Seite aufgelöft werden, ferner, daß der Meifter 
dem Lehrling ein Entlafjungszeugnig geben, daß fein Meifter einen bereiıd 
.. Lehrling ohne Entlaſſungszeugniß annehmen darf. (Siehe 
nlage 1 
Waren nun diefe kurzen Beftimmungen aud von günftiger Wirkung, 
und wurden ihre Zwecke auch noch mehr unterftügt durch die Thätigfeit dr 
wenig fpäter errichteten ©ewerberäthe, fo blieb doch noch immer Die Mangl 
haftigfeit der Regeln über dieſe wichtige Materie eine jehr große und das 
Bedürfniß einer beftimmten Geſetzgebung mußte mit dem immer größeren 
Aufſchwung, den die franzöflihe Induſtrie nahm, ein immer lebhafteres | 
werben. Trotzdem vergingen lange Jahre, ehe man daran dachte, biefelbe in 
bie Hand zu nehmen umd ber Thätigkeit der Gewerberäthe, Die gewiß das 
Einreißen noch größerer Uebelftände verhindert hatte, durch ein neue® ſpeciell 
befaßi Geſetz eine feſte Grundlage zu geben. 
Erſt gegen Ende des Julikönigthums, nachdem eine ſpecielle Geſetzgebung 
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fi) mit den jugendlichen Arbeitern der Fabriken beichäftigt hatte, begann 
man fih auch mit den Handwerkslehrlingen zu befafien. ine im Jahre 
1845 gemachte Vorlage in diefer Richtung veranlafte die Regierung zu ges 
naueren Enquöten über die Materie, deren Refultate dann auch fpäter in 
dem Project der Commiſſion im Wefentlihen verwandt wurden. ‘Durch die 
bald darauf ausbrechende Yebruarrevolution wurde die ganze Gejesgebung 
äber Arbeiterverhältnifie in ein raſcheres Tempo gebracht und fo wurde auch 
das Lehrlingsweſen bald einer erneuerten Betradhtung gewürdigt. Am 9. 
Auguft 1848 legte Herr Peupin der conftituirenden Nationalverfammlung einen 
darauf bezüglichen Gejegentwurf vor, der daſſelbe einer genauen und forg= 
fältigen Regelung unterwarf. 

Er verlangte darin für den Eintritt in die Lehre ein Minimalalter von 
12 Jahren, ein Maximum der Arbeitözeit von 10 Stunden, abjolute Sonn- 
tagsruhe, fowie eine Beichräntung der Zahl von Lehrlingen, die ein Meifter 
halten dürfte. Werner wurde jedem Meifter, ver die Volljährigfeit noch nicht 
erreiht Hatte oder criminell beftraft war, das Recht abgeiprochen, Lehrlinge 
zu halten, fowie dem Lehrlinge das Recht gegeben, gegen feinen Meifter eine 
Entihädigungsflage anzuftrengen, wenn er nicht genügend ausgebilvet war. 
Diefer Entwurf wurde dem comite du travail überwiefen. Dafielbe ſprach 
fih in einem Bericht, den Herr von Parrieu in der Situng vom 12. Februar 
1849 darüber erftattete, im Ganzen günftig darüber aus, Doch wollte e8 der 
privaten Uebereinkunft einen größeren Spielraum überlafien. Der Entwurf 
gelangte indeſſen mährend der Dauer der Conftituante nicht zur Berathung. 

Das comite d’assistance der folgenden legislativen Verſammlung 
war im Begriff, das revidirte Project der Discuffion zu unterbreiten, ale 
der Berfammlung vom Handelsminiſter Dumas am 4. März 1850 ein 
neues Project vorgelegt wurde, welches nur ſehr allgemeine Beftimmungen 
enthielt. Daffelbe wurde an das comite d’assistance verwielen. Dieſes 
gab am 26. December 1850 durch den Beridhterftatter Herrn U. Callet 
feine Meinung ab und legte der Berfammlung zugleich ein erweitertes Project 
vor, welches im Wefentlihen auf den Studien von 1845, fowie dem Entwurf 
des Herrn Peupin von 1848 beruhte. Daſſelbe wurde am 22. Ianuar 
1851 in erfter Lefung angenommen. In der zweiten Lefung am 28. Januar 
1851 Sprach der Minifter des Handels, Herr Schneider, den Wunſch aus, 
die Berathung auf einige Tage vertagt zu fehen, damit die Regierung und 
die Commiſſion fi über einzelne Punkte vereinigen fünnten. In der am 
3. Februar flattfindenden zweiten Leſung wurde ber von der Regierung und 
Commiſſion vereinbarte Entwurf ſodann theilmeife amendirt, jedoch im Großen 
und Ganzen ziemlich unverändert angenommen. ‘Die dritte Berathung am 
22. Februar 1851 rief eine Heftige Discuffion hervor, indem die Linfe 
der Berfammlung das Geſetz und beſonders einzelne Punkte deſſelben 
zum G©egenftande heftiger Angriffe machte, doch waren die Veränderungen 
au in diefer Berathung mır unbedeutend. Das fo angenommene Geſetz wurde 
alsdann im Meoniteur vom 4. März 1851 publicirt. Am 5. April 
1851 erließ fodann der Handeldminifter ein Circularſchreiben an die Präfecten, 
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in dem er denſelben die nöthige Imftruction fir die Ausführung dieſes 
Geſetzes gab. | 

Um dieſes Gejeg einer richtigen Wurdigung unterwerfen zu können, if 
es vor allen Dingen notbwendig, die Yactoren, die zu feiner Entftehung mit- 
wirkten, einer genauen Prüfung zu unterwerfen. Es find dies weniger Die: 
jenigen, bie auf fein Yuftandelommen im Allgemeinen hinwirkten, da über 
die Unzulänglichfeit der bisherigen Geſetzgebung in diefer Materie und das 
Bedürfniß einer Berbefferung derſelben wohl nur Eine Stimme im ganzen 
Lande herrichte, als diejenigen, die den einzelnen Artifeln des Geſetzes ihre 
Färbung verliehen. Für die Mitwirkung verjelben bet dem Entfteben des 
Geſetzes bieten und nun die Motive, welde die Vorlagen der Regierung und 
Commiffion begleiteten, ſowie die Debatten, bie fih am einzelne Artikel 
fnüpften, ein reiches Material. 

Wenden wir uns zunächft der Vorlage der Regierung (vgl, Anlage ID) 
und den ihr beigegebenen Motiven zu. 

Die Regierung erkennt in den Motiven an, daß feit lange ein Bebürf- 

niß nad einer genauen Gejeßgebung vorhanden geweſen jei, da in den rtifeln 
des Geſetzes vom 22. germinal XI und in den codes die Natur des Lehr: 
vertrages und die daraus beroorgehenden weſentlichen Berpflichtungen nicht 
enau feſtgeſetzt feien, während dies doch für die Privatverträge gerade be 
—* erforderlich ſei. Sie habe das vorliegende Material, aus Gutachten 
dev verjchtedenen Handels und Gewerbefammern und ähnlicher Inftitute be 
ftehend,, ſowie frühere Entwürfe eingehend geprüft und bei dem vorliegenden 
Entwurfe benugt. Deſſen Zweck fer, die Intereffen des Meifter8 und Lehrlungs 
zu vereinigen und ihre Beziehungen auf einen Ioyalen Grund und Boden 
zu ftellen. Ueber die Motive zu den einzelnen Artikeln des Geſetzes berichten 
wir möglichft kurz, da dieſe felbft in der Anlage abgedruckt find. 

ad Art. 1. Diefer fchreibt vor, daß der Unterricht des Lehrlings ein 
volftändiger und fortfchreitender fein ſolle. Dieſe Vollftändigfeit des Unter: 
richts, wird auseinander gelegt, Tolle nicht bedeuten, daß der Lehrling 
zu einem volltommenen Arbeiter beranzubilven fer, fondern nur, daß er in 
den Gewerbeketriebe in feiner Geſammtheit zu unterrichten jet. 

ad Art. 2. Das Verbot des Lehrlingshaltens Durch Minderjährige ſei 
durch die Stellung des Meifterd als ſolchen begründet. 

ad Art. 3 und 4. Hier werben die Pflichten des Meiſters gegen den 
Lehrling und dieſes gegen den Meifter feſtgeſetz. Das Verhältniß ſei 
analog dem des guten Familienvaters aufzufaflen. 

ad Art. 5, 6 und 7. Die Beitimmung, daß der Lehrling mur zu 
Arbeiten innerhalb des betreffenden Gewerbes anzuwenden fer, Liege darin 
begründet, daß der ganze Contract eben behufs Erlernung dieſes Gewerbes 
abgeichlofjen ſei. Durch die Beſtimmung über die eventuell zu Unterrichts⸗ 
zweden vejervirte Zeit glaubt der Entwurf ſowohl den Intereffen des Meifters 
in Beziehung auf die Hülfe, die er vom Lehrlinge zu fordem bat, al® auch 
benen bed legteren in Beziehung auf die ihm nöthige geiftige und moraliſche 
Entwidelung gerecht geworden zu fein. Die Beftimmungen über Nacht: und 
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Somiagsarbeit ſeien nur Wiederholungen eines früheren Gejeges zum Schuge 
der in Fabriken beichäftigten Kinder. 

ad Art. 8 (Auflöfung des Contracted fir weibliche minberjährige 
Lehrlinge, wenn die Frau des Meifters ſtirbt) bemerken die Motive: Im 
Algemeinen müſſe man in der Statuirung folder Auflöfungsgründe eines 
frei geichloffenen Contractes vorſichtig fein, da fonft zu leicht Das öffentliche 
Vertrauen in diejelben erfchüittert würde, doch fcheine dieſe Ausnahme durch 
moraliſche Rückſichten bedingt; übrigens fei in jedem fpeciellen Falle durch die 
Faſſung des Artifeld die Sorge, über die Möglichkeit der Fortdauer deſſelben 
zu urtheilen, dem betreffenden Richter überwiefen. 

ad Art. 9 (Feitftellung einer Probezeit) heißt e8, dieſe ſei dadurch be- 
grimdet, Daß der Lehrling bei feinem Antritt meift weber das betreffende 
Gewerbe, noch feine Neigung fir daſſelbe kenne, eben fo wenig, wie der 
Meifter die Fähigkeit und Tüchtigkeit deſſelben. 

Im Art. 11 wird feſtgeſetzt, daß der Bertrag ſchriftlich abzufaſſen fei; 
8 wird dies damit begründet, daß dadurch eine Menge von Streitigkeiten 
vermieden würden und die Wichtigfeit des Vertrages es erfordere. 

Endlich könne nad, älteren Geſetzen felbft ein volljähriger Arbeiter fich 
auf Länger als eim Jahr nur durch fchriftlichen Vertrag binden, um fo mehr 
jet dies bei minderjährigen und für eine längere Zeit erforderlich. 

Art. 12 beftimmt Erleichterungen für die Abfaſſung ſchriftlicher Con⸗ 
tracte, während Art. 13 den erforderlihen Inhalt verfelben näher angıebt. 

Im Art. 14 wird ſodann feftgefett, Daß die Gerichtsbarkeit über even- 
tnelle au dem Contract reſultirende Streitigkeiten den Gewerberäthen, ober 
in Ermangelung folder den Friedensrichtern zuftehe. Die Competenz der⸗ 
ſelben wird aber auch auf dritte Perſonen, die beim Bertrage betheiligt find, 
ausgedehnt. 

Im Art. 15 wird ſodann der Art. 9 des Geſetzes vom 22. ger- 
minal XI aufgehoben, die Aufhebung der beiden anderen Artifel vefjelben 
Geſetzes, die ſich gleichfalls auf Das Lehrlingsweſen beziehen, will die Re— 
gierung nicht vorfchlagen, da fie ſich auf weitergehende ragen beziehen, die 
einer ferneren Geſetzgebung vorbehalten bleiben müffen. Die Abficht des 
Entwurfes jei, die Lehrverträge ernfter und wirkſamer zu madyen, man ftrebe 
dahin, den gemerblichen Unterricht der Arbeiter zu verbeffern und ihnen eine 
fihere Zukunft zu bereiten und größere® Wohlſein. u 

Die commission d’assistance ermeiterte diefen Entwurf weſentlich und 
legte denjelben in drei Titeln von zufanımen 24 Artikeln der Berfammlung 
vor; derjelbe war von ausführlihen Motiven begleitet. 

Diefer Bericht der Commiffion hebt zunächft den großen Widerſpruch 
bevor, der bisher zwiſchen der wiſſenſchaftlichen und gewerblichen Erziehung 
geherrſcht habe. Die erftere fei ftrengen Regeln unterworfen geweſen, während 
letztere derſelben entbehrte, und doch Habe auch hier die Gefelichaft em 
gleiches Intereſſe. Die Erziehung in der Werkftatt fer auf gleihe Weiſe für 
das Leben beftimmt. Wie bet der Erſten, fo habe auch bei Letzterem ber 
Staat das Recht und die Beranlaffung, einzufchreiten. 

12” 
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Nur müſſe dabei den verſchiedenen Verhältniſſen Rechnung getragen 
werden. Während die Anſtalten für wiſſenſchaftliche Erziehung wenig zahl⸗ 
reich feten im Verhältniß, fo feten die gewerblichen Exziehungsanftalten zahl- 
108, deshalb fer bet ihnen eine Beauffichtigung ungleich ſchwieriger, zugleich 
erfordere fie die größte Zartheit, da die Verhältniffe zwiſchen Meifter und 
Lehrling vielfach denen der Familie gleich feien und daher mit großer Bor 
fiht behandelt werden müßten. Aber ein gewiſſer gefetliher Schut fe den- 
noch nöthig. Sodann weift der Bericht darauf Hin, wie diefer Schu im 
veihlichften Make vor 1789 befanden babe, wie die Zahl der Lehrlinge 
feſtgeſetzt, die ein Meifter halten durfte, wie das Alter beim Eintritt in die 
Lehre und bie Dauer derfelben mit Rüdficht auf die Ausbildung des Lehrlings 
und die Entihädigung des Meifters für feine Mühe feft normirt geweſen 
jet. Es beftand, fo Heißt es weiter auch eine ftrenge Beauffichtigung der ganzen 
Einrichtung durch die jurats und syndies des Gewerbes, die die Fortichritte 
des Lehrlinge zu beobachten hatten und bei — Mißſtänden ſofort ein⸗ 
ſchreiten konnten. Dieſe ganze Einrichtung ſei aber, da ſie ſich auf dem 
Boden des Privilegiums bewegte, im Jahre 1791 abgeſchafft worden. Freilich 
hätten ſich, wie wir ſchon früher geſehen, zahlreiche Stimmen, die für die 
Abſchaffung der Handwerkerprivilegien waren, für die Erhaltung dieſer Seite 
der gewerblichen Einrichtungen ausgeſprochen. (Wir ſahen ſchon oben, wie in 
diefer Beziehung die Gefetgebung der Revolutionszeit zunächſt nur cine 
negative war, und auch fpäter nur em ſehr ungenügenves Geſetz in dieſer 
Richtung erlaffen wurde.) Dieſe nütlihen, aber ſehr unvollftändigen Be— 
ſtimmungen ſeien nun freilih Häufig durch die Einfiht der contrahirenden 
Parteien ergänzt und jo babe der Ujus im Verein mit den im Jahre 1810 
errichteten Gemwerberäthen das Einreifen der gröbften Uebelftände und Miß— 
Bräuche verhindert; dennoch jet dieſer Nothbehelf "auf die Dauer nicht ge- 
nügend, zumal fich die Gewerberäthe nicht an allen Orten befänden. Es 
liege die Gefahr nahe, daß viele fegensreihen Gebräuche untergehen, wenn fie 
nicht durch ein Gele geichügt werden. Sodann werden die Entwürfe und 
Borihläge aus den Jahren 1845 und 48 .befproden. Unter foldhen Ber- 
hältniffen jei die Regierungsvorlage entftanden. Sicher feien die Anfichten 
der Regierung und der Commilfion dieſelben. Aber dennoch ſchien letzterer 
nach forgfältiger Prüfung das Project der Regierung nicht zwedentiprechend. 
Daſſelbe — wird ausgeführt — enthält wohl die Grundlage, aber nicht 
das erforberliche Gefeg, es enthält nur wenige Strafbetunmungen, melde 
die Ausführung der darin fanctionirten Gebräuche fihern können. Diele 
Zurüdhaltung babe der Minifter durch die Auffaffung des Vertrages, als 
eines Familienvertrages, zu erklären gefucht. Aber es genügten dieſe laxen 
Beitimmungen nicht; ein klares Geje fer nöthig, zumal die Rechtiprehung 
der Gemwerberäthe, auf die der Minifter fih als einen wichtigen Yactor ver= 
laſſe, durch die Veränderungen, die fie 1848 erlitten hätten, fich erſt eine 
neue Praxis bilden müßten. I) Wir wollen, jo ſpricht der Commiſſionsbericht, 


1) Die Conseil de prud’hommes beftanden bis 1848 nur aus Arbeitgebern 
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nicht durch Regeln vie Freiheit der Contracte verlegen und haben deshalb 
die Artifel des früheren Entwurfs, welche ein. Winimalalter von 12 Jahren 
fefiftellen und die Zahl der von jedem Meifter zu haltenden Lehrlinge 
beſchränken, nicht angenommen. Die Einwürfe, daß ein Lehrling unter 
12 Jahren fein wirfliher Lehrling fen und nur zu häuslichen Arbeiten 
vervandt werden könne, ſchien und entträftet zu werden, wenn man bebenft, 
in wie vielen Samilien das Kind eine Laft ıft und in diefem alle ein fo 
weites Hinausfchieben des Anfangstermined der Lehrzeit kaum nüglich fein 
dürfte. Die Beichräntung der Zahl der Lehrlinge haben wir fallen Lafien, 
da ein tüchtiger Meifter jehr wohl gleichzeitig mehrere Lehrlinge ausbilden 
kann. Die Behauptung der Anhänger dieſer Beichräntung, fie trete von 
felbft ein, kann nicht genügen, um ihre gelegliche Fixirung zu veranlaffen. Die 
Misbräuhe und Mängel, die etwa durch das Fehlen diefer eben erwähnten 
Beitimmungen entfteben können, werden durch andere Artikel unfered Entwurfs 
gehindert. Wir fuchen fo das Böſe zu verhindern, ohne zugleich das Gute 
zu vernichten. Wenn wir die Zahl der Lehrlinge beichränfen, jo wird damit 
zugleih die der Meifter und Arbeiter gemindert und Die Zünfte werben 
wieder belebt. Die Arbeiter werden ficher durch die Beſchränkung der Pro- 
duction nicht veich, und was wird aus der Menge, der man die Arbeit 
nimmt? Wir haben und im wejentliden an die Erfahrung gehalten, die 
durch die Prarid der Gewerberäthe feftgeftellt if. Die einzelnen hinzu⸗ 
gefügten Strafbeftimmungen find der Competenz der Polizeigerichte zugewieſen, 
eine Neuerung des Project® des Arbeitercomitd’$ von 1849, die von vielen 
competenten Seiten gebilligt und gewünfcht, aber aus der Regierungsvorlage 
verſchwunden war. In dem Zitel von der Competenz liegt der Schwerpunft 
des Geſetzes, da der Gewerberath wohl eanen Vertrag vernichten, aber nicht 
dem Geſchädigten Genugthuung verichaffen kann; doch ift Died gerade nöthig, 
da vielfah die Ungerechtigkeiten der Werkftätten, die ungeftraft bleiben, ven 
Ihlimmften Eindrud auf das Gemüth des jngendlichen Arbeiters hinterlaffen. 
Der Entwurf umfaßt, wie ſchon erwähnt, drei Titel 1). Der erfte handelt 
vom Lehrvertrage.. Theil I deſſelben beftimmt die Yorm und Natur des 
Bertraged. Art. 1 ift in der Yaflung der Commiſſion der Conftituante 
angenommen. Die Worte „fortfhreitend und völlig” ver Re— 
gierungsvorlage findet man im Theile über die Pflichten des Meifterd und 
Lehrlinge. Bezüglich der Artikel, die die Form des Vertrages beftinnmen, des 
zweiten und dritten unfere8 Entwurfes, die 11, 12 und 13 der Regierungs- 
vorlage entfprechen, können wir ung auf die Motive zu Iebteren beziehen. 
Im zweiten Theile, der von den Bedingungen des Vertrages handelt, 
flimmt die SCommiffion mit der Regierung darın überein, daß der Meifter 


einerfeit8, Contremaitres und Arbeitern, bie ein Gemwerbefteuer- Patent geiöt baben, 
andererſeits. Dad Decret vom 27. Mai 1848 fiellte Patrone und Arbeiter gleich, 
eine Gleihftellung, die aber durch das Geſetz vom 1. Juni 1853 näher pracifirt 
wurde. .— 2) Bgl. Anlage III, nämlich das Gefets felbft, das dem Entwurfe der 
Commiſſion faft durchaus entfpricht. | 
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volljährig, alfo frei von Vormundſchaft fei, ehe er felbft minderjährige 
Lehrlinge überwachen darf, Durch die Beſtimmung des Art. 5 will dieſelde 
Pau vorgefommene Scandale verbüten. Im Urt. 6 fchließt der Eutwurf 
eftrafte Individuen gewifjer Kategorien, von der Fähigkeit, Lehrlinge zu halten, 
aus. Da jedoch dies in manchen Fällen zu ſtreng fein dürfte, —2* — der 
Art. 7, daß Ausnahmen unter gewiſſen Bedingungen ſtattfinden bürfen. 

Es fol dies hauptſächlich veuigen Beftraften die Möglichkeit geben, ihr 

rn mit Erfolg treiben zu können, da dazu häufig die Hülfe eines 

hrlings unumgänglich erforderlich it. Doch darf das Mitleiden mit ben 
Unglüdlichen,, die zu der ſchon verbüßten Strafe binzu durch Art. 6 no 
7 27 harte Beftrafung erleiden, Das Intereſſe der Jugend nicht ver- 
geſſen Tafien. 

Wie der Stand des Lehrers allen peinlich Beftraften unterfagt ift, fo 
muß eben folden Individuen verboten fein, Lehrlinge zu halten, va eine 
Schule verhältnißmäßig leicht zu überwachen iſt, gegenüber der geichloffenen 
Werkftatt, in der ſich ferner der corrumpirende Einfluß nicht nur einige 
Stunden, jondern den ganzen Tag hindurch geltend machen kann, ohne Auf: 
hören und ohne Zeugen. Solchen Leuten darf das Recht, Lebrlingsverträge 
zu ſchließen nicht bleiben. Im Deutichland z. B. verliert der Mkeifter 
ſelbſt durch MUebertretungen der Art dies Recht. Es iſt ſicher nicht über 
triebene Vorficht, dies bei Verbrechen anzuwenden, die eine tiefe Verderbniß 
verratben. Schließlich ift dabei noch zu erwägen, daß die Antecedentien bed 
Meifters häufig dem Publikum nicht befannt find, wohl aber den Beamten. 

Freilich giebt Tit. 1110 des Code penal den Eltern das Recht, alsdann 
den Vertrag aufzulöfen, aber dann kann das Unglüd ſchon geichehen fein 
und Die verborbene Moral des Kindes kann durd die Auflöfung des Ver⸗ 
trage nicht wieder hergeftellt werben; darum muß dem bei Zeiten vorgebeugt 
werben. 

Der Theil III Handelt von den Pflichten des Meifter und des Lehr: 
lings. Seine ſechs Artikel find mit Kleinen Veränderungen der Regierungsvorlage 
entlehnt. In Beziehung auf die Beftimmungen derjelben über die Dauer der 
Arbeitözeit, Unterfagung der Nachtarbeit und Erleichterung der geiftigen Aus 
bildung wird auf die Motive der Regierungsvorlage verwiejen. Ebenfalls bei dem 
Berbot der Sonntagsarbeit. Das Ordnen der Werkſtatt am Sonntag ſoll nicht 
über 10 Uhr Morgens ausgedehnt werden, um nicht Die ganze Beftimmung 
binfällig zu machen. Die Sonntagsruhe ift beſonders nöthig für Kinder und 
jede Sonntagsarbeit bat das Gehälfige einer erzwungenen Sklaverei an fid. 
Die ganzen Pflichten des Meiſters, die in Art. 8, 9, 10 und 12 enthalten 
find, werden in dem Ausdrud, er babe fih als guter Familienvater zu 
halten, zufammengefaßt. Diefer ift vem Code civil Art. 450 entlehnt, wo er 
vom Vormunde gebraucht ift, er ift bier eben fo ſehr am Plage, auch ber 
Meifter hat koftbare Güter, die Unſchuld, den Glauben, die Geſundheit, 
Kraft und Moralität eines Kindes zu überwachen. Für dieſe Pflichten giebt 
es keinen beſſeren und genaueren Ausdruck, als den run Die That⸗ 
ſachen in einzelnen Fällen müfjen von den Gewerberäthen geprüft und 
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baurtheilt werden. Ein Häufig in großen Induſtrieorten vorkommender Miß⸗ 
brauch, daß ein ausgebildeter Lehrling dem Meifter abwendig gemacht wird, 
iſt durch Art. 13 gehindert. rüber half eine Klage nichts, weil ber 
Lehrling meiſt zahlungsunfähig war, jest ift der mitſchuldige Meifter joli- 
dariſch mit haftbar. Die Kompetenz des Gewerberaths ift jet durch Art. 18 
auf diefe Fälle mit ausgedehnt. 

Theil IV betrifft die Auflöfung des Vertrages Die Probezeit ift darin 
auf einen Monat feſtgeſetzt, es können dabei durch Berabredung eventuelle 
Entſchãdigungen feftgefetst werben. 

Art. 15 beftimmt die Fälle, wo die Auflöfung ipso jure erfolgt; 
Art. 16 diejenigen, wo fie durch Urtheil erfolgen Tann. Art. 17 wiederholt 
eine wefentliche Beftunmung des Geſetzes vom 22. germinal XL 

Der zweite Titel des Entwurf regelt die Fragen der Competenz und 
zwar erhalten die Art. 18 und 19 ven Gewerberäthen ihr erclufives Recht, 
die Lehwertraͤge zu erflären und Intereſſenfragen zwifchen den Parteien zu 
enticheiden. Die Competenz wird auf alle beim Vertrage betbeiligten Perfonen 
und im Falle des Art. 13 aud auf Dritte ausgedehnt. In Ermangelung 
eines Gewerberathes übernimmt der Friedensrichter deſſen Befugniſſe. 

Im Art. 20 iſt beſtimmt, daß die gegen den Art. 6 Handelnden vor 
das Volizeigericht verwiefen werben follen. Art. 21 reſervirt demſelben 
Gericht die Bälle der Artilel 5, 8 88 3, 9 und 10, im Falle beftimmte 
Thatſachen vorliegen. Die übrigen Paragraphen des Art, 8 können wegen 
der ſchwierigen Fälle nur zu einer Klage auf Vertragslöſung gemäß Art. 16 
$ 2 Beranlafiung geben. Es fol dadurch dem bäufigen und Teichtfinnigen 
Eontractbruch vorgebeugt werden. Bon den drei Beſtimmungen des Tit. 3 
iſt die wichtigfte Die, melde dem Maire die Aufficht über die Werkftätten, in 
denen Kinder befchäftigt find, überträgt. 

Schließlich weiſt die Commilfion noch auf die bebrängte Lage ber 
Lehrlinge Hin, die ohne jeve Hülfe und Schu von Seiten ihrer Eltern feien, 
da diefe theils entfernt wohnten, theil® den Meifter nicht anzuflagen wagten, 
and Furcht, daß ihnen das Kind wieder zur Laft falle, oder die gewiſſenlos 
ihr Kind verließen und fi) päter feiner nur erimmerten, um Wohlthaten von 
ihm zu verlangen; vielen unglüdlichen fchuglofen Kindern müſſe wenigftens 
der Schuß des Gejekes zu Theil werden. Die in den Fabriken beichäftigten 
Kinder, deren Lage in Folge ihrer Mafienbeichäftigung und der dadurch be- 
ingten Deffentlichleit eine beveutend befiere ſei, wären durch ein beſonderes 

eg geihügt, um jo mehr fer dies nöthig bei den fchwer zu überwachenden 
Verfftätten, die aber doch die Heerde der ärgſten Mißbräuche und die viel- 
ſachen Pflanzftätten aller möglichen Lafter feien. Leider fei in den Juſtizannalen 
der Testen 10 Jahre dies nur zu deutlich zu fehen. Die Commiffion wolle 
m den Grenzen der Möglichkeit dem fteuern, ohne die Häuslichfeit zu vers 
legen und irgend eine freiheit anzugreifen; fie wolle nur die Mißbräuche 
Binden und die Schwachen fchligen. 

Der auf diefe Weiſe motivirte Entwurf erlitt durch die Berein- 
Barung mit dem Handelsminiſter zwifchen der erften und zweiten Berathung 
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einige Veränderungen, deren wichtigfte im Folgenden kurz zufammengefoht 
werben 


Zu Art. 2 iſt Hinzugefügt, daß der Contract von den Contrahenten 
unterzeichnet fein muß. 

Art. 9 ift durch einen $ 5 vermehrt, der eine Aufhebung der früheren 
Paragraphen durch einen auf ein Gutachten des Maires hin gegebenen Erlaß 
des Präfecten zuläßt. Im Art. 10 ift die Alterögrenze, in ber dem Lehrling 
erlaubt ift, 2 Stunden von der täglichen geſetzlichen Arbeitözeit zu jener 
Schul- und religiöfen Ausbildung zu benugen, von 14 auf 16 Jahre erbößt. 
Im Art. 4 ift die Verfuchszeit auf 2 Monate verlängert, Art. 20 und 21 
find zu einem Art. 20 zufammengezogen. ALS neuer Art. 21 ift Binzugefügt 
die Beftimmung, daß Art. 463 des Code penal auf die Fälle des Geſetzes 
anwendbar fei. Der Art. 24 des Commiſſionsentwurfes endlich ift geftricen. 

In der zweiten Berathung, welcher der auf folche Weife veränderte Entwurf 
zu Grunde lag, wurden zu demjelben mehrere Beränderungsvorichläge geftellt, 
die fich theils auf revactionelle Aenderungen beichräntten, theil® einzelne Artifel 
des Geſetzes ändern wollten, oder endlich die ganze Haltung deſſelben zu ver: 
ändern fich beftrebten. Dieſes Letztere gilt vor Allem von dem zu Art. 1 
geftellten tiefgreifenden Amendement der Herren Benoit und Doutre, die Testen 
Worte zu ftreihen und dafür zu fegen: „Alles zu Bedingungen feft: 
geftellt dur die Gewerberäthe”. Durch diefed Amendement follte die 
Teftftellung der Bedingungen des Lehrvertrags durchaus von den Privaten auf 
bie Gewerberäthe übergehen. Der Untragfteller Herr Benoit begründet daſſelbe 
wie folgt: Er verlange die Intervention der Gewerberäthe bei den Contracten 
aus Furt vor den Mißbräuchen und Irrungen, die die Anwendung eines 
allgemeinen Geſetzes auf fpecielle und örtliche Verhältniſſe veranlaffen könne. 
Solche theoretiſch Leicht faßlichen Geſetze böten in der Praxis die größten 
Schwierigkeiten, Died liege in ihrem abjoluten und allgemeinen Charakter. 
Auch hier müſſe das Reglement jo mannigfach fein, wie die Imbuftrie und 
Gewerbe an den verfchiedenen Orten; fein Zweck fer, die Schwachen zu 
ſchützen; diefem genlige das Project nicht. Hierzu fer niemand geeigneter, als 
die Gemerberätbe, die eintreten müßten bei dem Abichluß des Contractd, da 
zwifchen Lehrling und Meifter dabei keine Gleichheit herrſche. Er wolle midt 
unterfuchen, wie oft Minderjährige, die nicht ſelbſt pactiren könnten, verkauft 
würden. Er balte e8 aber für billig, daß die Gefellichaft die Schwachen 
gegen Die fehle, die fie bei ſolchen Verträgen ausbeuten wollten. Died müſſe 
durch Intervention des Gewerberath8 geſchehen; fie müſſe ſich auf das aus: 
dehnen, was das Geſetz nicht aufzählen könne. Die Arbeiter der Induſtrie 
recrutirten fih aus Kindern, die vom Lande hereinkämen und den ärmften 
ländlichen Klaſſen entftammten!). Ste find durch das Elend von dort ver 


1) Vergleiche hierüber den übertriebenen und gebäffigen, aber fhwerlich ganz 
Unrichtiges berichtenden Artikel im Pforzheimer Genoſſenſchafter vom 2. April 1875 
„Zum Lehrlingsfang“, in welchem erzählt wirb, wie die Kinder von Bauern umb 
Tagelöhnern auf dem Lande beim Glare Wein von ihren Eltern an bie Fabrifanten 
verdungen werben. 





Ueber Lebrlingsmefen. 185 


trieben; die Eltern, die ihre Kinder fo fortichiden, kümmern ſich nicht mehr 
um fie, für dieſe jet der Schuß der Gewerberäthe nöthig. Es ſei Dies 
übrigend nur die geſetzliche Sanction eines Gebrauches, der an vielen Orten, 
bejonder8 in Lyon, üblich fe. Bas Amendement greife nicht bie Freiheit 
der Contracte an, da dieſe doch nicht jo weit gehen dürfe, die Schwachen 
ſchutzlos zu lafien, auch fei dieſelbe fchon durch die Gelege über Kinder⸗ 
arbeit in den Fabriken verlegt. Er wolle nicht verlangen, wie es eigentlich 
Icn müßte, daß das Lehrlingsweien einen Theil des öffentlichen Unterrichts 
e 


Der Berichterſtatter Callet bekämpfte das Amendement, indem er her⸗ 
vorhob, es gebe zwei Arten von Bedingungen für den Lehrvertrag. Diejenigen, 
die die öffentliche Ordnung intereſſirten, ſeien allgemein und im Entwurfe 
berückſichtigt; andere gingen nur die Parteien an und dürften deshalb nur 
von ihnen beftimmt werden, Deshalb verwerfe die Commiffion das Amen» 
dement, da e8 den Contract zerftöre und die Einmifchung Dritter herbei- 
führen wolle. | | 

Hierauf wurde das Amendement verworfen. Bon ben übrigen Verän- 
derungen, die das Gefe bei der Berathung erlitt, werde ich diejenigen, welche 
die Redaction allein betreffen, nicht berüdfichtigen, da diefelben den Sinn 
des Geſetzes nicht verändern, fondern ihn nur genauer feititellen, und außerdem 
auch feine Debatte hervorriefen, die irgendwie bie leitenden Motive in Bezug 
af das Geſetz erfennen ließ. 

Bon den Veränderungen, die einzelne Artikel betreffen, ſei zunächſt der 
zu Art. 2 geflellte Antrag des Herrn Valette erwähnt, der die Zuſtimmung 
der Commiſſion fand und angenommen wurde, vdenjelben dahin zu ändern: 
der Lehrwertrag wird durch öffentlichen Act gefchloffen over durch einen Act 
mit Privatunterfchrift. 

Er kann aud mündlich geichlofien werben, aber der Zeugenbeweis darüber 
wird nur nad dem Tit. de Code penal des contrats ou des obligations 
conventionelles en general zugelaffen. Cine Debatte Inüpfte fich nicht an 
dieſe Veränderung. 

Eine lebhafte Debatte Mnüpfte fih an den Art. 9 8. 4, veranlaßt durch 
die Anfrage des Herrn Morellet, ob derſelbe befagen jolle, Daß die Lehrlinge 
nicht zur Arbeit am Sonntag verpflichtet feien, oder ob dies eine Folge des 
Berichtes des Herm von Montalembert fer; anfchliegend daran, ſchlug er vor, 
demfelben eine neue Faflung zu geben. Eine ebenfall8 geftellte Anfrage des 
Herrn Bictor Lefranc, ob fich derſelbe auf die Glasfabrifen beziehe, wurde 
durch die Antwort des Berichterftatter8, dieſelben ftänden unter dem Geſetz 
über Kinverarbeit in den Fabriken, erledigt. 

Auf die Einwendung des Berichterftatterd, nach feiner Faſſung könne 
man die Lehrlinge mit häuslichen Arbeiten beſchäftigen, erwidert Herr Diorellet, 
er ſtimme darin mit der Commiffion überein, daß der Lehrling am Sonntag 
Ruhe haben folle, er fei zufrieden, wenn man einfchalte: „die Arbeit bes 

, welches er lernt”. Hieran knüpfte fi eine Debatte, ob Herr 
Morellet die Häusliche Arbeit erlauben wolle. Der Minifter Herr Schneider 
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trat hierauf für das Amendement Morellet ein. De Riancey (Mitglied der 
Commiffion) widerjegt fi) den Gedanken des Amendements nicht, er will es 
nur nicht imprevifiren, da es im jegiger Faflung einen Widerfpruch mit $5 
gäbe. Die Commilfion wolle ein Geſetz über Sonntagsheiligung geben, fon- 
dern nur beftimmen, daß der Lehrling am Sonntag zu feiner Arbeit ver- 
pflichtet jet. Nachdem noch eine Debatte über die paſſendſte Faſſung des 
Urtikels ſtattgefunden, wurde derfelbe an die Commiſſion zurückverwieſen und 
am Schluß der Sigung dam in einer neuen Faflung angenommen. 

Zu Art. 10 ergreift Herr Doutre das Wort und verlangt die 
Streihung der Worte „weniger als 14 Jahre alt“ und folglich auch des 
8 3. Er begründet Died mit Der geringen Verbreitung des Elementar⸗ 
unterrichts, wodurch es fehr wohl möglich fe, daß ein Lehrling von 14 
Jahren noch nicht die nöthigen Kenntniffe, die der Artikel erfordert, beftst. 

Die Commiſſion widerfprach, weil der Meifter zu ſehr an der Arbeit 
des Lehrlings verlieren wärde und daher Tängere Lehrzeit oder höheres Lehre 
geld verlangen würde. Auch follte die Beichränfung veranlaffen, daß bie 
Kinder vor dem 14. Jahre den nöthigen Unterricht erhielten. Schließlich 
wird Herr Doutre darauf aufmerkſam gemacht, daß der Artikel durch die vor- 
geichlagene einfache Streichung unverſtändlich würde und jedenfalls einer neuen 
Redaction bedürfe. Derjelbe vertagt fein Amendement Daher auf die dritte Be 
rathung. Zu Art. 14 beantragte Herr Peupin, die Probezeit auf einen Monat 
zu jegen, fie fei nirgends länger gebräuchlich. Der Minifter Schneider bes 
fämpft dies, da ein Monat fr einen wirklichen Verſuch zu kurz fein Fönne. 
Darauf wird das Amendement verworfen. Herr Bertrand verlangt darauf 
drei Monate, weil fie erforderlich feien, um ben gegenfeitigen Charakter 
fennen zu lernen. Der Minifter giebt dies fir den Contract auf längere 
Zeit zu, Doch müſſe man auf die kurzen auch Rückſicht nehmen, er halte zwei 
Monate für genügend, welche dann angenommen werden. Herr Boubier de 
l'Eeluſe, welcher Streihung der Worte „außer bei entgegengelettten Ber: 
abredungen” verlangt, da fie den Artikel illuſoriſch zu machen — wird 
von Herr Peupin bekämpft, der ſich jetzt mit der zweiten Faſſung der 
Commiſſion, die ihm unbekannt geweſen, einverſtanden erklärt, weil der 
Meiſter ſonſt keinen Vortheil vom Lehrlinge haben könne. Nachdem Herr 
de Melum, Commiſſionsmitglied, auf den Zweifel des Herrn Bouhier der 
Artikel ſei weitergehend, als es ſcheine, erwidert hat, der Ausdruck beziehe 
ſich nur auf die Entſchädigung, wird der Artikel ſo angenommen. 

Zu Art. 15 will Herr Morellet binzufügen „durch Heirath des Lehrlings“. 
Die Heirath Ichaffe neue Verhältnifie, fie berühre die perjönliche Freiheit und 
öffentlihe Ordnung zu nahe, um nicht den Bertrag aufzulöfen. Herr Peupin 
befämpft dies, weil der Meifter jo häufig den Vortheil, den er in ben 
legten Jahren der Lehrzeit aus der Arbeit des Lehrlings ziehen will, ver 
lieren würde. Der Präfident bemerkt, daß die Fälle, die die Auflöfung be- 
Dingen, unabhängig vom Willen feien, während die Heirath ein willlürlicher 
Act fe. Der Minifter will dann den Paragraphen zu dem folgenden Artikel 
Hinzugefügt haben; hiermit ftimmen die Sommifflen und Herr Morellet 
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überein und wird Art. 15 unverändert und Art. 16 mit dem Amendement 
Morellet als $ 7 angenommen. 

Bei Art. 18 will Herr Benoit⸗Champy, daß bei der Appellation der 
Suftanzenzug, der fonft ein verihiedener von den Gewerberäthen und Friedens⸗ 
gerihten ſei, bei beiden an das Handelögericht gebe. Als der Minifter dem 
— weil es die ganze Geſetzgebung angreife, zieht er fein Amende⸗ 
men 

Bei Gelegenheit der dritten Berathung !) wurden mehrere ber bei ber 
zweiten Berathung verworfenen Amendementd wieder aufgenommen, ſowie 
auch einige neue geftellt. Betrachten wir zunächft dieſe letzteren. 

Im Art. 4 will Herr Morellet ftatt loger, avoir fegen. Die Commiſſion 
ſtimmt dieſem nicht zu, da fie glaubt, die Sitten genügend geſchützt zu haben, 
ohne dabei der Tyreiheit zu ſchaden. Hieran Mnüpfte fich eine Debatte die im 
Weientlihen darin gipfelte, daß Herr Morellet die guten Sitten durch die 
Saflung der Commilfion mit für genügend geſchützt hält, dennoch wirb 
deielbe angenommen. 

Dad zu Art. 7 geftellte Amenvement Benoit, für den Präfecten ven 
Maire und für den Maire den Gemeinverath zu ſetzen, unterſtützt Herr 
Morellet damit, daß der Maire mehr in täglicher Beziehung zu der Be⸗ 
völlerung ftehe, als der häufig entfernte Präfect, der ſich exrft an jenen um 
Aufflärung wenden müſſe ‘Deshalb ſei e8 natürlich, jenem gleich die be= 
treffenden Befugniffe zu übertragen. Trotzdem wird baffelbe abgelehnt. 

Schlieplih führte ein von Herrn Pond Tande geftellter Antrag bei 
At. 16 8 3 „die Unfähigfeit des Meifters zum Unterricht” Binzuzufügen, 
weil derſelbe in feiner bisherigen Faflung ganz einfeitig fei, dazu, daß auf 
Borihlag des VBerichterftatterd, der den Zuſatz zurüdweift, der $ 3 ganz 
geftrihen wurde, nachdem Herr Pond Tande zugegeben, daß $ 3 und jein 
Amendement unter die allgemeinen Beſtimmungen de 8 1 falle. 

Bon den wieder aufgenommenen Amendements führte vor Allem das 
des Herrn Benoit, welches wir bereit8 bei der zweiten Leſung erwähnt haben, 
zu einer ausführlichen Debatte. 

Sein Wortlaut war „le tout & des conditions conformes aux bases 
reglementaires arrötees par les conseils des prud’hommes“. Zunäãchſt 
ergriff Herr Benoit felbft das Wort zu feiner Begründung. Es feien 
zweierlei leitende Motive dabei vorhanden, den Lehrling und die Imbuftrie 





N) Zwiſchen der zweiten und britten Berathung erlitt das Geſetz noch einige 
Beränderungen in ber Commiffion; zunächft eine kuberliche, indem der lebte Titel, 
„Beiondere Beftimmungen“, als folder geftrichen wurde. Veranlaßt wurde dies 
wohl dur eine andere tiefergebende Veränderung, bie A des Art. 23, 
den die Commilfion in ihrem Bericht al® den wichtigſten bes Titels bezeichnet 
itte. Ueber die Beranlafjung biefer Streihung geben bie Berathungen leider 
einen Auffhluß. Da jet nun ber Titel III, nachdem ſchon früher ber Art. 24 
weggefallen war, nur aus einem Artikel beftanden Hätte, ift er als ſolcher wohl ge= 
Arien und der Art. 22, handelnd über Aufhebung einiger Beſtimmungen des Geſetzes 
som 22. germ. XI, mit dem Xitel II vereinigt worden. 
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betreffend; der Contract werde für ven Lehrling durch Dritte mit oder ohne 
feine Zuftimmung abgefchloffen. Dieſe Beſchränkung menschlicher Freiheit 
billige er zwar nicht, aber fie fet einmal vorhanden. Pflicht der Gefellfchaft 
fei, die Schwachen zu fchligen gegen den Mißbrauch und die ſchändliche Spe- 
culation der contrahirenden Theile, dies fer der leitende Gedanke der Regierung 
und Commiſſion gewejen, der aber durch das Project nicht erreicht werde. Der 
Contract, erklärt er, ift nicht frei genug, die Gefellfchaft ift nicht Dabei vertreten 
und ber intereffirtefte Theil ſchließt ihn nicht felbft ab. Dadurch wird ber 
factifchen Ausbeutung des Lehrlinge durch Heine Unternehmer, denen er viel- 
fach anvertraut wird, in vielen Fällen Thür und ‘Thor geöffnet. Dies hat das 
Project hindern wollen, doc werden jeine Beſtimmungen in der Praris nicht 
genügen. Auch bezüglid der Nahrung und ver fchlehten Behandlung ift das 
Project nicht deutlich genug, e8 wird leicht umgangen werden. Cine andere 
Lücke des Geſetzes ift, daß es keine Beſtimmung hat, für den Fall, daß ber 
Meifter wegen eigener Unfenntniß unfähig ift, den Lehrling zu unterrichten. 
Auch die Feſtſetzung einer Alterögrenze, deren Fehlen die Commiſſion in ihrem 
Bericht begründe, halte er für nöthig. Nur können alle diefe Bedingungen durch 
ein allgemeined Gejeg nicht erfüllt werben, dies ıft nur durch ein fpecielles 
Reglement der Gewerberäthe möglich. Was die Inbuftrie betrifft, jo wird 
dies allgemeine Gefeg nicht befolgt werden. Sie ift von Launen abhängig, 
die nicht Durch ein Geſetz zu beichränten find. Dan wird die verſchiedenen 
Arten derſelben nicht einer gleichen Regelung unterwerfen wollen, und doch 
herricht wieder eine Solidarität zwilchen allen Induftrien, mas die Socialiften 
mit den Worten solidaritö, unite, association refümirt haben. Auch die 
Lehrlingöfrage fei eng Damit verknüpft. Ex führt dann Beiſpiele an, wo Stüd- 
arbeit mit eingeführt fer, da habe man flatt einer Minimalarbeitszeit eine 
Minimalſumme von Arbeit angenommen, die der Lehrling zur leiften verpflichtet 
jet. Bon dem Meehrgearbeiteten erhalte der Lehrling Procente. Dieſes feien 
Gebräuche, die ihre Mängel hätten, die aber durch die Gewerberäthe leicht zu 
verbefjern feien, die überhaupt beffer als die Berfammlung diefe Fragen, die fie 
genau Tennten, entfcheiden könnten. 

Der Berichterſtatter betämpft hierauf das Amendement, welches die 
alten Zünfte berftellen und viele taujend verichievene Reglement hervor- 
rufen wolle, Freiheit würde dann feiner Annahme nur noch an Orten 
berrihen, die feinen Gewerberath bitten. Man müfle dann ein Gefeg 
erlaffen, welches befehle, Lehrlinge zu halten, und den Eltern, ihre Kinder 
Dazu berzugeben. Hierauf ergriff Herr Madier-Montjau das Wort, um das 
Amendement zu unterflügen. Er thue dies, weil daſſelbe das Gefeg um: 
ftoße, welches nur alte Mißbräuche fanctionire und auch praftifch nicht an⸗ 
wendbar fei. Sodann geht er zu einem Vergleich mit den englifchen Geſetzen 
über die Dauer der Arbeitszeit über und hebt hervor, wie viel günftiger 
diefelben ſeien, als die gleihartigen franzöfifhen, um dann die Beftimmungen 
über die tägliche Arbeitözeit dev Lehrlinge anzugreifen, die er als eine längere 
betrachtet, als ber erwachlenen Männern erlaubt fer, fowie die Zeit, bie 
den Lehrlingen zur Erlangung der Elementarfenntniffe gegeben fei, ihm auf 
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gleiche Weile ungenügend ſcheint. Durch Ipecielle locale Reglements follen 
alle dieſe Mißbräuche aufhören, es ſei richtig, daß dadurch Eingriffe in die 
perfönliche Freiheit geſchehen, aber ſolche feien audh im Commiſſionsentwurfe, 
der aber die alten Mißbräuche nicht abftelle und dabei nicht einmal durch⸗ 
führbar fei; außerdem fei e8 ficher bei der jesigen Lage der Gefellichaft kein 
Verbrechen gegen die Freiheit, wenn man die Schwachen gegen die Starken 
ſchütze. Der Arme follte gejchügt werben durch die Begrenzung der Arbeits- 
zeit, der Dauer und des Preiſes der Lehrzeit, durch Sicherung reich⸗ 
ler und guter Nahrung. Died Alles ſollte beſtimmt werden durch eine 
Behörde, die von Arbeitern und Meiftern gewählt jet und deren beiberfeitige 
Interefien kenne. Man dürfe fein allgemeines Geje für Nord und Süd 
erlaſſen, jondern durch Iocale Behörden feien locale, für die einzelnen 
Induftrien pafjende Neglements zu erlaſſen. Er munbert fih, daß die 
Commiſſion das Amendement zurücweife, da ihr Bericht Alles enthalte, was 
zu feiner Bertheidigung dienen könne. Die Gewerberäthe hätten ohne dem Die 
Befugniß, Reglements zu erlaſſen und als fie weniger demokratiſch waren, 
ſchon viele Mißbräuche abgeftellt, e8 fcheine aber als ob die neuere Aenderung 
ın ihrer Zufammenfegung der Grund der Verwerfung fe. Es leuchte dies 
aus den Commiſſionsbericht durch. Die Antragfteller dächten aber anders, 
fie bielten die Gewerberäthe für verbefiert und wollten ein freiheitlicheres 
Geſetz, welches nicht allgemeine und gleihförmige Beftimmungen enthalte 
und deshalb unausführbar fer, ſondern Beftimmungen, die durch Männer 
—— ſeien, die die Bedürfniſſe der Induſtrie, Gegend und Partei 
ennen. 

Hierauf erwiderte Herr de Riancey, als Vertreter der Commiſſion, er 
wolle dieſelbe zunächſt gegen die gemachten Angriffe vertheidigen. Das Geſetz 
ſei nicht hart. Der Vorredner habe fortwährend das Geſetz über Kinder⸗ 
arbeit mit dem Entwurfe verwechſelt. Er wolle ſich an letzteren allein halten, 
derſelbe biete alle erforderliche Garantie. Die Eltern ſeien wohl im Stande, 
die Intereſſen ihrer Kinder zu vertreten und außerdem ſeien auch die Gon= 
tracte noch unter den Schuß des Friedensrichters geftellt. Aber auch Herz 
und Geift feien in demfelben beachtet, er fuche dein Meifter die höchſte Idee 
von feiner Miſſion zu geben. Die Sicherung diefer Vorſchriften Tiege im 
Öffentlichen Gewiffen. Aber der Entwurf fer auch zu Detailvorjchriften über- 
gegangen, betreffend den Unterricht und die Moralttät. Wir haben — fagte 
er — Fälle der Unwürdigkeit feitgefest. Die Grenze von 16 Jahren bei 
Gelegenheit des Unterricht® ſei gefegt, damit der Unterricht früher ftattfinbe. 
Die Feſtſtellung der Arbeitszeit beziehe fich nur auf das zu fordernde Marımum, 
ſolches fer nöthig geweſen, da die Arbeitözeit eine ſehr verjchievene fi. Die 
Geſellſchaft fei nicht jo barbarifh, daß der Meifter den Lehrling überbürden 
würde. Es gebe wohl Mißbräuche, um fie zu verhüten, ſei dad Geſetz Da, 
aber man bilvfe die Freiheit der Familie und der Contracte nicht angreifen. 
Es dürften nur gewiſſe Hauptregeln feftgefett werden, die doch den Parteien 
freien Spielraum Tiefen. Das este Argument, im Sinne des Amen⸗ 
dements, gehe ‚dahin, man könne fih eher als auf ein hartes und wirkungsloſes 
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Geſetz auf die Thätigfeit der Gewerberäthe ftügen. Die Commilfion ſei nit 
gegen die Gemwerberäthe eingenommen. ‘Die Ueberweifung vieler Befugnifie 
an diefelben beweife Died. Aber e8 fer jedenfall® nicht richtig, diefelben dadurch 
zu binden, daß man fie die Reglements entwerfen Tieße, da fie dann nid 
mehr gemäß dem Gebrauch wrtheilen können. Der Zweck des Amendements 
fei, das Eingreifen des Staates in gewerbliche Angelegenheiten allmählich ber: 
beizuführen und jo allmählich das focialiftiihe Programm durchzufſetzen. Das 
Geſetz — ſage man — greife die Freibeit an; dies fei nicht richtig, 
es ſchütze nur die Schwachen, wo die Sitte nicht mehr ſtark genug ſei, dies 
zu thun. Man gebe aber nicht weiter, als durchaus nöthig, um die Freiheit 
nicht anzugreifen. Herr Madier-Montjau ergriff hierauf nochmals das Wort, 
er warf dem Vorredner zunächſt vor, einige Artikel aufgezählt zu haben, 
die er vorhin nicht berührt babe, dagegen die wichtigften nicht erwähnt zu 
haben. Der Vorwurf der Freiheitswidrigkeit und Härte des Geſetzes je 
nicht widerlegt; er belämpft dann nochmals die ungenügende Seit zum Unter 
richt und die übermäßige Länge der Arbeitszeit und fügt noch hinzu, daß 
man früher einen Meifter auf Grund des Code penal wegen ungewöhnlicher 
Härte angreifen konnte. Den ihm gemadjten Vorwurf, mit dem Amen: 
dement die Freiheit anzugreifen, dürften die nicht machen, die das Geſetz von 
1841 erlafien hätten. Auch in der dritten Berathung wurde dieſes Amen 
dement wiederum verworfen. 

Nachdem wir fo die Debatten in der Kürze betrachtet haben, die bei ber 
Berathung des Geſetzes flattfanden, bleibt noch übrig, zu erwähnen, daß das 
nach der Publication des Geſetzes im Moniteur vom 5. April 1851 ab: 
gedrudte Circular des Aderbau- und Handelsminifter8 an die Präfecten, 
welches die Ausführung deſſelben der befonderen Sorgfalt derjelben anempfahl, 
bejonder8 zwei Beftimmungen als die wichtigften betont, ven Art. 6: Bier 
jet vor Allem auf fihere und wirfliche moraliiche Garantie zu ſehen; ferner 
die drei erften Paragraphen des Art. 9, betreffend die Arbeitäpauer und 
Nachtarbeit. 

Unterwerfen wir nun nad) Berüdfichtigung der Entſtehung des Geſetzes 
baffelbe einer Betrahtung ſowohl im Ganzen, als auch ın Beziehung auf 
einzelne Detail⸗Beſtimmungen. 

Zunächſt das Gefeg im Ganzen. Daſſelbe iſt unzweifelhaft in vieler 
Beziehung von fegensreiher Wirkung geweſen; e8 bietet in vielen Punkten eine 
fihere Bafis, es beftimmt die Art und Weife, wie der Contract abgejchlofien 
werben muß; e8 jegt die Pflichten des Meiſters und Lehrlinges feit; es ent 
zieht unmwürdigen Meiftern die Fähigkeit, Lehrlinge zu halten, und verhindert 
Lehrverhältnifje, die im Stande find, die öffentlihe Moral zu untergraben ; 
ed beftimmt über die Art und Weife der Auflöfung des Contractes, über die 
Zeit, die dem Lehrling zum Unterricht zu bemwilligen ift und fest endlich die 
Gerichtsbarkeit bei Streitigkeiten feſt. Aber trotzdem fcheint mir daſſelbe an 
unzweifelhaft bedeutenden Mängeln zu leiden und zwar find biefelben ver Art, 
daß fie ſich in einem weniger centralifirten Lande, wie Frankreich, unfehlbar 
ſehr empfindlich hätten zeigen müſſen. Ich meine damit die Geltung eim 
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und deſſelben Gefetes für ein ganzes großes Fand und für die verichteden- 
artigften Gewerbe. Es giebt wohl einige allgemeine Beſtimmungen, die auf 
alle einichlägigen Verhältniſſe anwendbar find, aber das Gele beichräntt fich 
nicht auf diefe, es erläßt Detailvorſchriften, die unmöglich bei der Verfchieden- 
artigfeit der Verhältniſſe überall beobachtet werden können. Man denfe nur 
an die Beſchränkung der Arbeitözeit auf ein gleiches Maß für das ganze Land 
und das ganze Lahr. Hierin Liegt entjchieden ein Reiz zur Webertretung 
deſſelben und wirkt daffelbe fo ſchädlicher, als ter Mangel einer jeden Regelung 
dieſer Verhältniſſe. Es ift dies gerade der Gedanke, ver Das Amen- 
dement Benoit infpirirte. Andererſeits farm freilich auch durch die zu große- 
Mannigfaltigfeit und Verſchiedenheit der betreffenden Beftimmungen leicht eine 
große Verwirrung entftehen, da ein jeder Kreis, der die Befugniß, Reglements 
zu erlafen, bat, dielelben nur dem eigenen Bedürfniß anpaſſen wird ohne auf 
da8 große Ganze Nüdjicht zu nehmen. Diefe Mißſtände werden entſchieden 
am beften ausgeglichen, wenn bie allgemeine Gefeßgebung neben den für das 
Sanze abjolut anmwendbaren Beſtimmungen, fich auch mit denen beichäftigt, 
bie vermöge ihres Object nicht für das ganze Land gleichförmig fein 
dürfen, ſondern der örtlichen Beichaffenheit und dem betreffenden Gewerbe 
gemäß wechſelnd fein müflen; doch darf bier nicht eine fpecialifirte Gejeß- 
gebung won oben erfolgen, fonden e8 muß nur ein Rahmen gegeben 
werden, innerhalb deſſen durch locale Körperichaften oder Behörden, die dazu 
geeignet find, durch Verhandlungen der Arbeitgeber und -Nehmer eine dem 
dortigen Bedürfniſſe gemäße Anordnung der Lehrbedingungen zu erfolgen bat. 
68 würde auf dieſe Weiſe dem Webelftande vorgebeugt, Daß das Geſetz für 
einzelne Gegenden und Gewerbe ein unerträglide® wird, andererſeits aber 
werden aud die übeln Folgen einer völlig vwerjchiedenartigen Geſetzgebung in 
den einzelnen Landestheilen möglichft vermieden. Ein anderer nicht zu unter= 
ſchätzender Bortheil herbei ift, Daß auch dem einzelnen Kreiſen ſoviel leichter 
die Möglichkeit gegeben wird, ihre Reglements ihren veränderten gewerblichen 
Bedürfniſſen gemäß zu verändern, während fie andernfall® oft noch lange 
darauf warten müßten, bis das gleihe Bedürfniß fi im ganzen Lande oder 
dem größeren Theile deifelben geltend machte. 

Was nun die einzelnen Punkte des Geſetzes betrifft, jo handelt der 
Artikel 2 des erften Abjchnittes über die Abfaffung des Contractes. Hierbei 
wäre e8 jedenfalls beffer, die Möglichkeit, denjelben nur mündlichabzuſchließen, 
fallen zu laſſen. Diefe Art des Vertrages ift wohl bei einfachen Berhält- 
niſſen paſſend und kann dabei den nöthigen Anforderungen genügen, allein die 
Beutigen Gewerbe bewegen fich wenigftend in den großen Städten und induſtrie⸗ 
reihen Gegenden nicht mehr in diefen Verhältniffen und eine bloße münd⸗ 
liche Abfchließung eines Bertraged kann doch leicht die größten Irrungen 
veranlaffen. Zugleih aber wiirde das Erforderniß einer fchriftlihen Ab- 
foffung des Gontracte® das Handwerk in den Berbältniffen, wo es nicht 
nothwendig wäre, auf feine Weiſe beläftigen, es läge alfo hier keine Veran⸗ 
laſſung vor, etwa eine Verfchievenheit des Abſchluſſes nach örtlichen Bedürf⸗ 
nifſen zuzulafien, ſondern e8 wäre völlig gerechifertigt, auf gleiche Weile bie 
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Schriftlicheit der Verträge für das ganze Land zu verlangen. Auf diele 
Weile würden nicht nur leicht zahlreiche Streitigkeiten vermieden werden, fondern 
e8 würden auch die Verträge jelbft genauer und beſtimmter abgeſchloſſen werden 
und fo die Rechte und Pflichten beider Theile viel mehr außer Zweifel flehen. 
Nicht erforderlich ift Dagegen die Abſchließung deſſelben unter öffentlicher Be 
glaubigung und es ift daher nur ſehr zu Billige, wenn Died in ben freien 
Willen der Parteien geftellt iſt, ebenfo wie die Erleichterung diefer durch 
Anfegung ſehr mäßiger Gebühren nur zu loben tft, da durch dieſes Ver⸗ 
fahren die Verträge entſchieden an Zuverläffigfeit gewinnen, wenn auch biejer 
Vortheil nicht eine ſolche Bedeutung bat, daß dies für die Giltigkeit des 
Contraftes zu fordern wäre. 

Den Theil 2., welder die Beftimmung in Art. 5 enthält, daß fein uns 
bemweibter Meifter minderjährige weibliche Lehrlinge bei ſich wohnen haben 
darf, dürfte paflender Weiſe auf ein Verbot, dieſelben überhaupt zu halten, 
ausgedehnt werben, wie e8 die Linke bei der Berathung des Geſetzes ver: 
langte, da der Gefahr einer Verleitung zur Unmoralität, die allein eine ſolche 
Beftunmung rechtfertigen kann, durch den Artifel nicht genügend vorgebeugt 
wird. Ueberhaupt dürfte eine Regelung dieſes Punktes am beften Tofalen 
Reglements vorbehalten bleiben, da verfelbe überhaupt nur einzelne Hand- 
werke, die weibliche Arbeiter beichäftigen, betreffen Tann, und aud bei vielen 
häufig Ausnahmen durd die Art des Gemerbebetriebes gerechtfertigt find. 
Andererſeits fcheint e8 wünſchenswerth, daß bier in Fällen, wo der Charafter ober 
das Alter des Meiſters eine genügende Stcyerheit gegen zu befürdhtende Aus: 
Ichreitungen bieten, Ausnahmen von der Beſtimmung durch die competente 
Behörde geftattet werben können. 

Die Beftimmungen des III. Theile über die Pflichten des Meifters 
und Lehrlings dürften im Welentlichen durch locale Reglements oder Berein: 
barungen gemäß dem Bebürfniß der Gegend und der einzelnen Gewerbe zu 
regeln fein. Gerade hierbei wird ſich am wenigften ein Mafftab finden Lafien, 
der für alle Verhältniſſe paßt Das Bedürfniß iſt zu verſchieden; was in 
einer Gegend als recht und billig gilt, wird in den anderen als drücende 
Laſt ericheinen; in einem Gewerbe wird der Lehrling eine gewilfe Zeit ſehr 
angeftvengt arbeiten müſſen, während er die übrige Zeit nur fehr geringe 
Beihäftigung bat, bei einem andern wird ſich die Arbeit gleihmäßiger über 
das ganze Jahr vertheilen; dort würde es ficher nicht gerecht fein, das Hand» 
wert dadurch zu lähmen, dag man den Normalarbeitätag auf gleiche Weile 
feftftellte, wie bei letzterem. 

Der Art. 8 zunächſt fest feft, mie fi der Meifter dem Lehrlinge 
gegenüber im Allgemeinen zu verhalten hat, daß er ihn gut zu halten, feine 
Führung zu überwachen und feinen Eltern eventuellen DBeriht über ihn 
zu erftatten hat u. |. w. Diejer Artikel iſt vermöge feiner Allgemeinheit 
noch am erften dazu geeignet in ein allgemein giltiges Gejet aufgenommen 
zu werden, die übrigen Artikel des Abſchnitts, ſoweit fie Pflichten des 
Meifters betreffen, find nur eine weitere Ausführung diefer Beftimmung, 
die paflender einer Specialgejeßgebung überlafjen bleibt. Im Uebrigen 
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ft m dem Artikel noch als verfehlt —— die —— befekie, 
daß privatim vereinbart werben darf, Daß der :Meifter ben Lehrling 
auch zur außergewerblichen Arbeiten verwenden fann; hierdurch wird dem 
Mißbrauch Thür und Thor geöffnet, es wird dies durch die Beſtimmung 
des Art. 12, daß ber Meifter Den dehrling vollſtandig in feinem Gewerbe 
unterrichten muß, wenig gehindert, da der Begriff eines vollftändigen Unter⸗ 
richts bei den gegenwärtigen en! jedenfalls ſchwer feftzuftellen tft. 
Was die Beſtimmungen des Art. 9, betreffend die erlaubte Marimal- 
arbeit@dauer angeht, H o halte ich, wie ſchon mehrfach erwähnt, es für beſſer, 
derartige Beftimmungen ben etwaigen beſonderen Bebürfniffen und Gewohn⸗ 
heiten gemäß durch örtliche Reglements zu regeln. Auch ſcheint mir 
bie Arbeitszeit im Ganzen etwas hochgegriffen, beſonders wenn man an- 
nimmt, daß das erlaubte Marimum fur die jüngeren Altersklaſſen längere 
Zeit hindurch erreicht wird. Das Verbot der Nadıt und Feſttagsarbeit ift 
mm zu billigen. Doc dürfte es wohl geratben fein, daß die Altersgrenze, 
nach welcher Nachtarbeit geftattet iſt, etwas höher, etwa auf 18 Jahre geſetzt 
würde. Die Nachtarbeit iſt nun einmal ein nothwendiges Uebel, doch 
müfjen Damtt bie jugenblicen Arbeiter, deren in der Entwidelung begriffener 
Körper durch die Tagesarbeit ſchon ohnehin ſtärker angegriffen iſt, jedenfalls 
verſchont bleiben, wenn man nicht ein ſchwächliches und kränkliches Geſchlecht 
heranziehen will. Wie ſehr man übrigens ſchon in Frankreich bei Erlaß des 
Geſetzes deſſen Unzulänglichkeit fühlte, zeigt ber letzte Paragraph des 
Artilels, welcher dem Präfeeten die Befugniß giebt, von den Vorſchriften der 
drei erfien Paragraphen zu dispenſiren, eine Maßregel, die jedenfalls dem An⸗ 
ſehen des Geſetzes ſchadet und zu vielen Mißbräuchen Anlaß geben kann. 
Dies Alles würde vermieden, wenn die betreffenden Beſtimmungen beſonders 
für ſpecielle Fälle erlaſſen wirden. 

Art. 10 handelt über einen der wichtigſten Punkte der Erziehung junger 
Handwerker, über den Schul- und religiöſen Unterricht derſelben. Er iſt erlaffen 
unter der Vorausſetzung, daß fein obligatorticher Unterricht exiftire. Wir können 
hier die Frage ganz beijeite lafien, ob die Dafür gegebenen Beftimmungen genügen 
oder nicht, da wir biefe Frage von einem ganz anderen Geſichtspunkt zu betrachten 
haben, wenigftens wenn wir das Geſetz mit Rückſicht auf Deutichland betrachten 
wollen. Ber dem in Deutjchland allgemein herrſchenden Schulzwange können 
wir ammehmen, daß der Knabe bei Antritt der Lehrzeit, der in Wirklichkeit 
nicht vor Vollendung des Schulcurſes möglich fein wird, diejenigen Elemen⸗ 
tarkenntniſſe, die unſer Geſetz verlangt, ſich bereits angeeignet hat, er wird 
höchſtens noch einiger Nachhulfe bedürfen. Aber wir können jedenfalls dieſen 
Grad von Kenninifſen bei dem heutigen Stande der Gewerbe nur noch für 
die allereinfachſten derfelben als geniigend anerkennen, die meiften Handwerke 
werden zum gründlichen Betrieb neben der praktiſchen Uebung, die durch die 
Lehrzeit erreicht wird, auch einen gewiſſen Grad theoretiſcher Kenntniſſe ver- 
langen, der nicht in den Volksſchulen erlangt werben Tann. Dieſes Bebirf- 
niß ift in der Deutfchen Gewerbeordnung 8 106 ff. vorgefehen, doch wohl nicht 
in genügender Weiſe, indem nur die Möglichkeit einer — Fortbildung 
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dort gegeben wird, während entichteden ein Zwang dazu vorhanden fein muß. 
Die zu dieſem Zweck nöthige Zeit kann ſehr mohl, ohne ben Meifter zu 
Ihädigen, von der Arbeitszeit abgenommen werden, da fein etwaiger Berluft 
durch die entzogene Arbeitskraft ſehr wohl durd die auf diefe Weile raſcher 
erlangte größere Gejchidlichfeit des Lehrlings erfegt wird. Die im Art. 11 
präcfirten Pflichten des Lehrling find von felbft begründet; ebenfalls ift 
es wohl gerechtfertigt, daß der Lehrling eine längere verfäumte Zeit nad 
hole. Der Art. 12 verpflichtet den Meifter zum vollftändig genügenden 
Unterridt, ſowie zur Ertheilung eines Abſchiedszeugniſſes. Die im Art. 13 ent- 
baltene Strafbeitimmung iſt jehr geeignet, den Meifter vor unverdienten Ber: 
luften zu ſchützen und die Zuverläffigkeit im Gewerbe zu ſtärken. Ueber 
den 4. Abſchnitt, betreffend die Auflöfung des Vertrages, habe ich nur menig 
hinzuzufügen. Er begreift den Art. 14—19 inclufive. Die Feftfeßung einer 
Probezeit ift fehr zu billigen und dürfte diefelbe eher noch etwas länger aus- 
zudehnen fein, da die Fähigkeit und Neigung des Lehrlings für ein Gewerbe 
fih doc erft zeigen Tann, wenn er daſſelbe einigermaßen Tennt. Der Art. 
17 dürfte in Wegfall kommen können, da die Dauer der Lehrzeit auf dem 
Wege des Reglements geordnet werden muß. 

So viel zur Kritif dieſes Geſetzes, wober ich freilich hinzufüge, daß dieſe 
fritifhen Bemerkungen fih mir aus den Vorverhbandlungen und dem Geſetz 
an fi ergeben haben und nicht auf einer genaueren Penntnif feiner An⸗ 
wendung feit 1851 beruhen. 

Das muß ich aber hinzufügen, daß, wenn auch die günftigen Folgen diejes 
Geſetzes nicht ganz geleugnet werden Tünnen, die Klagen über das Lehrling 
weien in Frankreich ſeither nicht aufgehört haben. Einiges intereifante 
Material in diefer Beziehung enthält der Bericht der Commission d’enquäte 
sur l’enseignement professionel, cr&&e par deeret imperial en date du 
22 juin 1863. Ich hebe aus demjelben Einiges hervor. 

Nachdem die Commiſſion die Zulänglickeit, ja die Vollendung des höhern 
technifchen Unterrichts in Frankreich conftatirt, jagt fie, e8 fei unzweifelhaft, 
daß ein viel zu allgemeiner Mangel techniſcher Erziehung fih in den untern 
Klaſſen der franzöfifchen Smduftriebewölferung zeige; der Schwerpunkt diefer 
technifchen Erziehung müffe, daS zeige die Enquete und alle Erfahrung, immer 
in der Lehrlingichaft, in der Erziehung und Anweifung des jungen Mannes 
in der Werfftatt felbft Liegen bleiben. Nur bier Lernen fie manuelle Ge⸗ 
ſchicklichkeit, Arbeitseifer, vaftlofe Thätigkeit. 

Doch dürfe man deswegen nicht glauben, daß jeder, der formell eine 
Lehrzeit von 4— 6 Jahren durchmache, nun ein guter Arbeiter werde; die 
Arbeitsiheilung bringe e8 mit fi, daß der Lehrling oft jahrelang ein und 
diefelbe Berrichtung habe: trop souvent employes comme de simples 
manoeuvres, il ne sont parfois exerces qu’& l’exdcution de certaines 
pieces et non & l’ensemble des travaux de la profession; rarement 
les patrons ou les maitres ouvriers, auxquels ils sont adjoints se 
donnent la peine de leur expliquer les r&gles et les principes, qui 
doivent les guider pour arriver & la meilleure execution possible. 
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Dazu kämen dann noch die befonderen Webelftände in den großen Städten 
und AInduftriecentren. 

Die Lehrlinge, Kinder von 12 Jahren an, würden zunächſt als Auslänfer 
und Dienftboten gebraucht; ihre Kräfte würden überangeftrengt; moralifche 
Uebelftände fümen zu dieſen phyſiſchen. Freilich zeige fi bei den Verhand⸗ 
lungen vor den Prud’hommes, daß die Klagen, die oft von den Eltern der 
Lehrlinge angefixengt würden, um den Lehrceontract aufzulöfen, in fehr vielen 
Füllen unbegründete feien. Die Folge fei: on denne habituellement raison 
aux patrons, malgre l’interöt qu’inspirent les apprentis. 

Ein fehr angejehenes Mitglied eines Conseil de prudhommes hat 
erklärt, daß in den häufigen Fällen, in welden die Eltern nad) zwei Jahren 
den Lehrcontract gelöft haben wollen, die vorgebrachten Gründe fid) fo heraus: 


ftellten:: 
Schlechte Behandlung niemal3 wahr 
Schlechte Nahrung jelten wahr 
Ueberarbeitung oft wahr 
Sonntagsarbeit beinahe immer wahr. 


Theilweiſe werde freilich aud) geflagt, daß die Conseils de prud’hommes 
= den Befugniffen, die ihnen das Geſetz gebe, nicht genug Gebraud) 
machten. 

Am fhlimmften feien die Lehrlingsverhäliniffe da, wo Kein gefchriebener 
Contract eriftire; da komme auch vielfach Nachtarbeit vor. 

WS Resume diefer ihrer ſachlichen Vorberathung ſpricht die Commiſſion aus: 

Les besoins de l’enseignement technique, au point de vue de 
l’instruction des apprentis, ne sont pas suffisamment satisfaits. 

Die Commiffton geht dann auf die Mittel über, die gegen diefen Uebel- 
ftand zu ergreifen feien, und berichtet da zuerſt Über die Societds de patro- 
nage, die, wie es ſcheint, zahlreich in Frankreich beftehen. Ihr Zweck ift, 
tüchtige, moralifh gut beleumundete Meifter ausfindig zu maden und bei 
ihnen die Kinder unterzubringen, beim Abſchluß des Lehrvertrags mitzuwirken, 
feine Ausführung zu überwachen, durch Prämien vorzüglihe Lehrlinge zu 
unterftügen, für Unterricht zu forgen, ausgelernten Lehrlingen Stellen zu 


chaffen. 

Sie beſpricht dann die Verſuche, welche mit förmlichen Lehrwerkſtätten 
ıateliers speciaux d’apprentissage) in Belgien und Frankreich gemacht 
wurden, dann die mit größern EtabliffementS verbundenen Schulen filr Lehr⸗ 
linge, wie eine ſolche in Graffenftaden exiſtirt. Erſt herauf geht fie zum 
examen de la loi sur le contrat d’apprentissage über. 

Das Wichtigfte Scheint ihr hierbei, ob der Art. 10 des Geſetzes über die 
Freiheit von zwei täglichen Unterrichtäftunden fir den Lehrling ausreiche. Sie 
zeigt, daß nad) der Faſſung dieſes Artifel3 nur der Lehrling Anſpruch auf 
dic Wohlthat habe, der nicht Iefen, fchreiben und rechnen Tann, deſſen Ele: 
mentarerziehung und religiöfer Unterricht vernadläffigt iſt. Sie meint, daß 
genüge nicht; es müßten allgemeine Abend- und Sonntagsſchulen für die 
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Lehrlinge errichtet werden und der beſagte Art. 10 dann eine Faſſung er⸗ 
halten, daß er jedem Lehrling die Zeit zum Beſuch ſolcher Fortbildungsſchulen 
laſſe. Nach einer langen Debatte, ob zwei Stunden hierzu genügen, beſchloß 
die Commiſſion, nicht mehr als diefe zwei Stunden zu fordern. 


Auf weitere Aenderungsporfchläge bezüglich des Geſetzes von 1851 


ging die Commiſſion nicht ein, weil fie damit über den ihr geftedten Kreis 
bon Aufgaben hinaustrete. Nur in einer Note wollte fie noch auf die 
Tendenzen aufmerkſam machen, die zur vollftändigen Befeitigung des Lehrlings- 
inftituts führen fünnten. Es beißt daſelbſt ©. 148: 


„Indem die Commiſſion die Fragen, die fih auf das Lehrlings⸗ 
weſen beziehen, ſowohl nach der Seite des praftifchen, al3 nach der 
des technifchen Unterrichts in Betracht z0g und indem fie die Mo- 
dificationen erörterte, deren vielleicht das Öefeb über das Lehrlings- 
weſen fähig ſei, Konnte fie fid) nicht verhehlen, daß in den großen 
Gentren der Induftrie, und fo hauptſächlich in Bari, die Sitte, Lehr⸗ 
linge anzunehmen und zu bilden, in Abnahme begriffen ift. 

Viele Patrone und Meine Meifter (chefs ouvriers) nehmen, um 
ben Verbindlichleiten, die das Geje auferlegt, und der Thätigfeit der 
Conseils de prud’hommes zu entgehen, anftatt Lehrlinge einfach junge 
Leute als Arbeiter an; vdiefelben leiſten erſt einfache Handlanger- 
dienſte; wenn ſie dann Einiges ihren Meiſtern abſehen und durch —* 
obachtung lernen, erhalten fie etwas höheren Lohn; ihre Ausbildung 
ift ihnen jelbft überlaffen. 

Wenn der junge Arbeiter fofort einen Lohn erhält, fo bat dag die 
gute Eeite, daß er ſich ſelbſt mehr hätt, dag ihn die Hoffnung auf 
Erhöhung des Lohne antreibt. In großen Etablifjement3, wo die 
Arbeiten gut geleitet find, kann auch ein foldhes Syſtem gut auf die 
technische Erziehung wirken; fo 3. B. in Graffenftaden, Ereuzot und 
anderwärts, wo freilich die entfprechenden Schulen zu diefem Reful- 
tat beitragen. Aber es kann dieſes Syſtem in den fehr kleinen 
MWerkjtätten nicht von gutem Erfolg begleitet fein; es läßt dem Gut- 
dünken des Vatrons, den Einfällen des Kindes und feiner Familie 
zu viel Spielraum; fein fefter Contract vegelt ihre Erziehung; der 
junge Menſch läuft von Werkftatt zu Werfftatt, ift überall nur kurze 
Zeit und hat zulegt Fein Handwerk gelernt. 

Ueberdies verliert der junge Arbeiter in diefer Stellung den Vor— 
theil, den ihm Art. 10 des Lehrlingsgeſetzes zufihert, täglich 
zwei Stunden für ſich und feine Ausbildung zu haben. Es wird 
daher nothwendig, die Sätze über Kinderarbeit in Fabriken je nach 
jeinem Alter auf ihn anzumenden reſp. auszudehnen. 

Eine andere noch ernftere Tendenz glaubt die Commiffion hier noch 
anführen zu follen; es ift dies das abfolute Verbot, Lehrlinge zu 
bilden, das gewifſſe Kategorien von Arbeitern gegenüber den Fabri⸗ 
fanten auf Grund von Eoalitionen aufrecht erhalten. So wiber- 
feten ſich in Paris die Hutmacher, die Druder und andere Kate= 
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gorien von Handwerkern ımter dem Vorwand, daß ein Ueberangebot 
von Händen vorhanden fei, der Zulaffung von Lehrlingen in die 
Derkftätten unter Androhung des Interdictes; die Unternehmer werden 
genbibigt fein, ſich Concurrenz zu machen, um nur die nötbigen Ar⸗ 

iter zu erhalten, und denen, weldhe fie halten wollen, alle Forbes 
rungen zu bewillign. Es wird ibmen allerdings die Möglichkeit 
bleiben, fi aus den Departements zu rekrutiren, die allein 
werden Lehrlinge ausbilden fünnen. Aber felbft daS verbieten einige, 
3. B. die Hutmacher.“ 

In einer Anmerkung muß die Commiſſion freilich Hinzufügen, daß die 
Hutmacher nicht die Lehrlinge überhaupt zurückweiſen, fondern mır unter 
gewiſſen Bedingungen. 

Tragen jo die Bemerkungen der Commifjion von 1863 weniger zur 
Kritit des Lehrlingsgefeßes von 1851, als zur Aufflärung über die fran⸗ 
zöfiichen Lehrlingsverbältniffe überhaupt bei, fo ſchien es doch paflend, ihnen hier 
zum Schluſſe dieſes Berichtes eine Stelle zu günnen. 


Anlage L 
Geſetz vom 22. germinal XI. 
(Theil Inhaltsangabe, theils Weberfegung.) 

Tit. I Urt. 1—5 handelt über die Errichtung von Handelskammern 

und deren Befugniffe. 
Ti. II Art 6—8 enthält Beſtimmungen gegen Eoalitionen ber Ar⸗ 

beitgeber und Arbeitnehmer. . 

it. II. 


„Art. 9. Die unter Volljährigen oder unter Diinderjährigen unter 
Berftand der Perfonen, unter deren Aufficht fie ftehen, geichlofienen 
Lehrverträge können nur aufgelöft werden, vorbehältlih einer Entſchädigung 
zu Gunſten einer oder der andern Partei, in folgenden Fällen: 

1. en Nichtausführung der Bedingungen von einer oder der anderen 
e 


. Bet ſchlechter Behandlung von Seiten des Meiſters. 

. Bei ſchlechter Aufführung des Lehrlinge. 

Wenn der Lehrling ſich verpflichtet bat, anftatt einer Geldentſchädigung 
eine Arbeitszeit zu leiſten, deren Werth das gewöhnliche Lehrgeld über 


igt. 

Art. 10. Der Meiſter darf, unter Strafe der Entſchädigung, den 
Lehrling nicht über ſeine Zeit zurückhalten, noch ihm ein Entlaſſungszeugniß 
verweigern, wenn er ſeine Verpflichtungen erfüllt hat. 

Die Entſchädigung beträgt mindeſtens das dreifache des Tagelohns ſeit 
Ende der Lehrzeit. 

Art. 11. Niemand, der Arbeiter beſchäftigt, darf einen Lehrling ohne 
erg annehmen unter Strafe der Entfchädigung an deſſen 

eiſter.“ | 

Art. 12—15 enthalten allgemeine Beſtimmungen über Arbeiter. 
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Tit. IV Art. 16—18 handelt über den Markenſchutz. 

Tit. V handelt von der Gerichtsbarkeit. Art. 19. Alle einfachen Polizet- 
ſachen zwifchen Arbeitern und Lehrlingen, Gewerbetreibenden, Yabrikanten und 
Handwerkern kommen m Paris vor den Polizeipräfecten , vor die General- 
polizeicommiffäre in den Städten, wo es diejelben giebt, in den anderen 
Orten vor den Maire oder einen Beigeordneten. 

Diefelben werden in den verschiedenen Fällen ohne zuläffige Appellation 
die anwendbaren Strafen gemäß den Ort3polizeigefegen ausfprecen. 

Wenn die Sache vor die Buchtpolizei- oder Criminalgerichte gehört, 
fönnen fie die provijorifche Feſtnehmung der Angefhuldigten befehlen und 
fie vor die Sicherheit3heamten führen laſſen. 

Art. 20 beftimmt, daß die übrigen Streitigkeiten vor die ordentlichen 
Gerichte fommen. 

Art. 21 beftimmt, daß das Forum der Sachen durch die Lage der 
Fabriken und Werfftätten bedingt ift. 


Anlage II. 


Borlage der Regierung vom 4. März 1850. 
(Ueberjeßung.) 

Art. 1. Der Lehrvertrag verpflichtet den Meifter, den Lehrling fort 
fchreitend und völlig in der Ausübung der Profeffion zu unterrichten; diefer 
verpflichtet ſich anderfeit3, für ihn zu arbeiten. Alles gemäß verabredeten 
Bedingungen und während einer verabredeten Zeit. 

Art. 2. Niemand darf minderjährige Lehrlinge annehmen, wenn er 
nicht menigftend 21 Jahre alt ift. 

Art. 3. Der Meifter muß dem Lehrling gegenüber als guter Familien⸗ 
vater handeln, feine Aufführung überwachen, feine Eltern oder geſetzmäßigen 
Bertreter im Falle von Krankheit, Abweſenheit oder jedes fonftigen Ereigniſſes, 
welches geeignet wäre, ihr Einfchreiten zu veranlaffen, benachrichtigen. 

Art. 4 Der Lehrling ift feinem Meifter Gehorfam und Achtung 
ſchuldig, er muß ihn durch feine Arbeit nah Maßgabe feiner Geſchicklichkeit 
und Kräfte unterftlten. 

Art. 5. Der Meifter darf den Lehrling lediglich zu Arbeiten und 
Dienften verwenden, welche mit der Ausübung feiner Profeſſion verknüpft find. 

Art. 6. Die Dauer der wirklichen Arbeit der Lehrlinge, die meniger 
als 14 Jahre alt find, darf 10 Stunden täglich nicht überfchreiten. 

Wenn der Lehrling, der weniger al3 14 Jahre alt ift, noch nicht Iefen, 
ichreiben und rechnen fann, und den veligiöfen Unterricht noch nicht em⸗ 
pfangen bat, muß der Meifter ihm von dem Arbeitstage die für feinen 
Unterricht nöthige Zeit bewilligen. | 

Wenn der Lehrling das Alter von 14 Jahren erreicht hat, kann er die 
Gelegenheit, feinen Unterricht zu vervollftändigen, nur außerhalb der gewöhn- 
lichen Arbeitäzeit verlangen. 

Art. 7. Den Lehrlingen unter 13 Jahren kann feine Nachtarbeit aufs 
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erlegt werden. Als Nachtarbeit wird jede Arbeit zwifchen 9 Uhr Abends 
md 5 Uhr Morgens betrachtet. 

An Sonntagen und gefeßlihen Feſttagen ift der Lehrling von jeder 
Arbeit frei, e8 jei denn daß er durch Vereinbarung oder Gebrauch zum 
Ordnen der Werkftatt verpflichtet ift. 

Art. 8. Der Contract kann für minderjährige Mädchen aufgelöft 
werden, wenn der Meiſter feine Frau oder jede andere Frau jener Familie 
verliert, welche fein Haus leitete zur Beit des Contractabfchluffes. 

Art. 9. Die drei erften Monate der Lehrzeit werden als Verſuchszeit 
betrachtet, während welder der Vertrag durch die einfache Willenserklärung 
der einen oder anderm Partei ohne En chädigung aufgelöft werden Tann. 

Art. 10. Nah drei Monaten kann die Kuflöfung von jeder Partei 
verlangt werden, gemäß dem gemeinen echte, wegen Nichterfüllung der 
Verpflichtungen. 

Art. 11. Der Lehrvertrag muß ſchriftlich abgefaßt werben. 

Art. 12. Die Notare, die Serreläre der Gemwerberäthe und die Ge- 
vihtöfchreiber der Friedensgerichte können die Lehrverträge entgegenmehmen. 

Diefer Act ift wegen der Eintragung der feiten Gebühr von 1 Franc 
unterworfen, felbft wenn er Verpflichtungen über Summen oder bewegliche 
Werthe, oder Quittungen enthielte. Die den öffentlihen Beamten ſchuldigen 
Honorare find auf 2 Francs feftgefekt. 

Art. 13. Der Lehrvertrag muß enthalten: 


1) Namen, die Vornamen, Alter, Beihäftigung und Wohnort des 

2) Den Namen, die Bornamen, Alter und Wohnort das Lehrlings. 

3) Die Namen, die Bornamen, Belhäftigung und Wohnort feines Vaters, 
feiner Mutter oder feines Vormundes. 

4) Das Datum und die Dauer des Vertrages. 

5) Die Bedingungen über Wohnung, Nahrung, Preis und alles Andere, 
wie fie zwiſchen den Parteien vereinbart find. 


Art. 14. Die Streitigkeiten bezüglich des Lehrvertrages zwiſchen allen 
Perſonen, die bei dem Vertrage betheiligt find, werden entichieden durch den 
Gewerberath, bei dem der Meifter feinen Gerichtöftand bat, und in Ermangelung 
defien durch den Friedensrichter des Cantons. 

Art. 15. Aufgehoben wird Art. 9 des Geſetzes vom 22. germinal 
des Jahres XI. 


Gegeben ꝛc. 
Die Vorlage der Commiffion ift im Wefentlihen in dem Gefege von 
1851 enthalten und find die etwaigen Abänderungen leicht aus den Berhand- 
lungen zu erfehen. 
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Anlage II. 
Geſetz vom 22. Yebruar 1851. 
(Ueberſetzung.) 
I. Titel. 
Bom Tehrvertrage. 


Theil 1. 
Von der Natur und Form des Vertrages. 
Art. 1. Der Lehrvertrag iſt derjenige Vertrag, durch welchen ein Fabrikant, 
ein Werkmeiſter oder ein Arbeiter ſich verpflichtet, die Ausübung ſeines Gewerbes 
einer anderen Perſon zu lehren, welche ſich andererſeits verpflichtet, Fiir ihn zu 
arbeiten, Alles gemäß verabredeten Bedingungen und während einer be 
ftummten Zeit. 
Art. 2. Der Lehrvertrag wird durch öffentliche oder Privaturkunde 
abgeichloffen. Er kann auch mündlich abgejchloffen werden, aber der Zeugen 
beweis dafür wird nur gemäß dem Titel des Code civil über Contracte und 
bertraggmäßige Verpflichtungen im Allgemeinen zugelaffen. 
Die Notare, die Serretäre der Gewerberäthe und die Gerichtsfchreiber 
ber Friedensgerichte können die Lehrverträge entgegennehmen. 
Diefer Act ift wegen der Einfragung der feiten Gebühr von 1 Yranc 
unterworfen, felbft wenn er Verpflichtungen über Summen, oder bewegliche 
Werthe oder Duittungen enthielte. 
Die den öffentlihen Beamten fchuldigen Honorare find auf 2 Francs 
feſtgeſetzt. 
Art. 3. Der Lehrvertrag ſoll enthalten: 

1) Den Namen, die Vornamen, Alter, Gewerbe und Wohnort des 
Meiſters. 

2) Den Namen, die Vornamen, Alter und Wohnort des Lehrlings 

3) Den Namen und Bornamen, Stand und Wohnort feines Vaters und 
feiner Mutter, feine® VBormundes oder der durch die Eltern oder in 
Ermangelung ihrer durch den Friedensrichter bevollmädhtigten Berfon. 

4) Das Datum und die Dauer des Vertrages, 

5) Die Bedingungen in Betreff der Wohnung, der Nahrung, des Preiſes 
und alle fonftigen Verabredungen der Parteien. 

Er muß unterzeichnet fein durch den Meifter und die Vertreter des 

Lehrlings. 


Theil 2. 
Ueber die Bedingungen des Vertrages. 


Art. 4. Niemand darf minderjährige Lehrlinge annehmen, wenu er 
nicht wenigſtens 21 Jahre alt ifl. 
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Art. 5. Kein lediger oder verwittweter Meiſter darf als Lehrlinge 
junge wminderjährige Mädchen bei ſich wohnen haben. 

Art. 6. Unfähig Lehrlinge zu halten find: Die wegen eined Verbrechens 
Betraften; die wegen Vergehens gegen die Sittlichkeit VBeftraften; die, melde 
zu mehr als drei Monaten Gefängniß verurtheilt find, wegen der durch die 
Artitel 388, 401, 405, 406, 407, 408, 423 des Strafgeſetzbuches vor: 
geehenen Bergehen | u 

Art. 7. Die ans dem Artilel 6 hervorgehende Unfähigkeit Tann von dem 
Präferten auf ein Gutachten des Matre bin aufgehoben werden, wenn der 

e nad) Verbüßung feiner Strafe drei Jahre lang in berjelben 
Gemeinde gewohnt bat. In Baris wird die Unfähigkeit durch den Bolizei- 
präfecten aufgehoben. 


Theil 3. 
Pflidten der Meifter und Lehrlinge. 


Art. 8. Der Meifter muß dem Lehrling gegenüber als guter Samilien- 
vater handeln, feine Aufführung und feine Sitten, fei es um Haufe, fei es 
auswärts, Überwachen und feine Eltern oder ihre Vertreter von den Ver⸗ 
geben, welche er begeht, oder von den Lafterhaften Neigungen, die er etwa 
zeigt, benadjrichtigen. | 

Er muß fie auch ohne Zögern benachrichtigen im Falle einer Krankheit, 
oder von Abweſenheit, oder was fonft ihre Dazwiſchenkunft veranlaffen kann. 

Er darf den Lehrling aufer bei entgegengefeßter Verabredung nur zu 
den Arbeiten oder Dienften verwenden, welche mit der Ausübung feines 
Gewerbed verbunden find. Er darf ihn nie zu foldhen verwenden, die 
ungefund find oder feine Kräfte überfteigen. 

Art. 9. Die wirflihe Wrbeitsdauer bei Lehrlingen unter 14 Jahren 
darf 10 Stunden täglich, nicht überfteigen. 

Fur die Hals im Alter von 14 bis 16 Jahren darf fie 12 Stunden 
nicht Aberfchreiten. Keine Nachtarbeit darf den Lehrlingen unter 16 Jahren 
auferlegt werden. 

AS Nachtarbeit wird jede Arbeit zwiſchen 9 Uhr Abends und 5 Uhr 
Morgens angefehen. 

An Sonntagen und anerkannten ober gefeglichen Feſttagen dürfen bie 
Lehrlinge keinenfalls von ihrem Meifter zu irgend einer Arbeit ihres Ge- 
werbes angehalten werden. 

In dem Yalle, daß der Lehrling durch Uebereinkunft oder Gebrauch 
verpflichtet ift, an den erwähnten Tagen die Werkſtatt aufzuräumen, darf 
diefe Arbeit ſich nicht über 10 Uhr Morgens hinaus verlängern. 

Die in den drei erften Paragraphen dieſes Artifels enthaltenen Be- 
ſtimmungen können nur durch einen Erlaß des Präferten, auf ein Gutachten 
bes Maires geftitgt, aufgehoben werden. 

Art. 10. Wenn der Lehrling unter 16 Jahren noch nicht leſen, ſchreiben 
umd rechnen Tann, oder wenn er feinen erften veligiöfen Unterricht noch nicht 
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beendigt bat, muß der Meifter ihm die nöthige Beit zur Vollendung ſeines 
Unterrichts vom Arbeitstage ablaſſen. 

Doch darf dieſe Zeit zwei Stunden täglich nicht überſchreiten. 

Art. 11. Der Lehrling ſchuldet ſeinem Meiſter Treue, Gehorſam und 
Achtung; er muß ihn durch ſeine Arbeit nach Maßgabe feiner Geſchicklichkeit 
und Kräfte unterſtützen. 

Er muß am Ende der Lehrzeit die Zeit nachdienen, die er in Folge 
von Krankheit oder ſonſtiger Verſäumniß im Betrage von mehr als 14 Tagen 
nicht hat arbeiten können. 

Art. 12. Der Meiſter muß den Lehrling fortſchreitend und völlig in 
dem beſonderen Handwerk oder Gewerbe unterrichten, welches den Gegen⸗ 
ſtand des Vertrages bildet. 

Er muß ihm am Ende der Lehrzeit ein Entlaſſungszeugniß oder eine 
———— geben, welche die Ausführung des Vertrages bezeugt. 

. 13. Jeder Fabritant oder Werfmeifter oder Arbeiter, der über: 
führt jr einen Lehrling feinem Meifter abwendig gemacht zu haben, um ihn 
al3 Lehrling oder Arbeiter zu verwenden, Tann ganz oder theilmeife haftbar 
fein für ne Entihädigung, welche zu Gunften des verlafienen Meiſters 
erfannt wir 


Theil 4. 
Bon der Aufldöfung des Vertrages. 


Art. 14. Die zwei erften Monate der Lehrzeit werden als eine Ver⸗ 
ſuchszeit betrachtet, während welcher der Vertrag durch einfache Willenserklärung 
einer Partei aufgelöft werden kann. In diefem Falle darf keiner Partei eine 
Eutſchidigung zugeſprochen werden, außer bei beſonderen Verabredungen. 

Art. 15. Der Lehrvertrag wird ipso jure aufgelöft: 


1) Durch den Tod des Meifterd oder Lehrlings. 

2) Wenn der Meifter oder Lehrling zum Militärdienft einberufen werben. 

8) Wenn der Meifter oder Seheling durch eine der im Art. 6 Diele 
Geſetzes vorgeſehenen Verurtheilungen getroffen wird. 

4) Für mmderjährige Mädchen im Falle des Todes der Gattin des Meiſters 
oder der anderen rau feiner Familie, welche feinem Hausweſen zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes vorftand. 


Art. 16. Der Bertrag kann aufgelöft werden auf Verlangen der Par- 
teten oder einer derfelben: 


1) Wenn eine Partei fi) gegen die Beſtimmungen des Vertrages vergeht. 
2) — a oder gewohnheitSmäßigen Bruches der Beflimmungen 
ieſes Geſetzes 
3) Bei fortdauernder ſchlechter Führung des Lehrlings. 
4) — der Meiſter ſeinen Wohnſitz in eine andere Gemeinde, als die 
er zur Zeit des Vertraqsabſchluſſes bewohnte, verlegt. 
Do fol der Antrag auf Löfung des Vertrages aus dieſem Grunde 
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nur drei Monate lang, vom Tage an gerechnet, wo der Meifter feinen 
Wohnfig verlegt, zuläſſig fein. 

5) Wenn der Meifter oder Lehrling zu mehr al3 drei Monaten Gefängnif 
verurtbeilt würde. 

6) Wenn der Lehrling ſich verheirathet. 


Art. 17. Wem die verabredete Lehrzeit die Längfte ortsgebräuchliche 
Zeit überfchreitet, kann diefelbe verringert oder der Bertrag aufgelöft werden. 


DO. Titel. 
Bon der Competenz. 


Art. 18. Jeder Antrag wegen Ausführung oder Aufldfung des BVer- 

traged wird durch den Gemerberath beurtheilt, deſſen GerichtSuntergebener der 

en ft, oder in Ermangelung deſſen durch den Friedensrichter des 
ton3 


Die Forderungen, welche Kraft des Artifeld 13 dieſes Gefeges gegen 
Dritte gerichtet werden könnten, werden vor den Gewerberath oder den 
Friedensrichter ihres Wohnfiges gebradtt. 

Art. 19. In den verjchiedenen Auflöfungsfällen, weldhe im Theil 4 
des erften Titels vorgefehen find, werden die Entichädigungen oder Rüd- 
erftattungen, welche einem oder dem anderen Theile gefchuldet werden 
Emmen, in Ermangelung befonderer Verabredungen durch den Gewerberath 
geregelt, oder durch den Yriedensrichter in den Cantonen, welche nicht von 
einem Gewerberath reflortiren. 

Art. 20. Jedes Zuwiderhandeln gegen die Artikel 4, 5, 6, 9 und 10 
dieles Geſetzes wird von dem Polizeigericht verfolgt und mit einer Gelbftrafe 
von 5 bis 15 Francs beftraft. 

Beim Bumiderhandeln gegen die Artikel 4, 5, 9 und 10 Tann das 
Poigeigerücht im Rüdfall außer der Geldftrafe Gefängnig von 1 bis 5 Tagen 

ennen 


Im Ruckfalle des Vergehens gegen Artikel 6 iſt das Zuchtpolizeigericht 
competent und Tann auf 14 Zage bis 8 Monate Gefängniß neben einer 
Gelbftrafe von 50 bis 300 Francs erkennen. 

Art. 21. Die Beſtimmungen des Artitel3 463 des Strafgeſetzbuches 
find auf die durch dieſes Geſetz vorgejehenen Fälle anwendbar. 

Art. 22. Aufgehoben find die Artikel 9, 10 und 11 des Gefekes vom 
22. germinal des Jahres XI. 
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xV1. 
Gefetentwurf 
mit 
Motiven, 
verfaßt von einer freien Commiſſion 
ber 


Hamburgiſchen Gewerbekammer. 


Beratbungen, welche in der „Hamburgiſchen Gewerbekammer“ über bie 
Rovelle zur Gewerbeordnung und über die von mehreren Gewerbe- und 
Handelskammern und gewerblichen Bereinen dieſerhalb an den Reichstag er⸗ 
gangenen Kundgebungen gepflogen wurden, veranlaften im Mai dieſes Jahres 
den Zufammentritt einer freien Commiffion, welcher von Seiten der Gemerbe- 
lammer die Herren Reichötagsabgeorbneter Eduard Schmidt, Schlofier- 
meiſter, Präſes der Gewerbefammer, D. Steinert, Fabrilant, und Dr. 
Juſtus Brindmann, Secretair der Gewerbekammer, beitraten. Diefelben 
zogen zu ihren Berathungen hinzu Herrn E. ©. Vivie, Bildhauer, Präfes 
der Stäbtiichen Vergleichsbehörde für Gewerbetreibende, Herrn 8. Werner, 
Mobelfabrikant, Vorfigender des hamburgifchen Ortsvereind des allgemeinen 
deutſchen „Vereins felbftänbiger Handwerker und Fabrikanten“, Herm H. M. 
Behnde, Mechaniker, und Herrn I. F. H. Dannenberg, Rebacteur des 
Hamburgiſchen Correfponventen‘ und der „ Börfenhalle”, Verfaſſer der Schrift: 
„Das deutſche Handwerk und die fociale Frage“. 

Diefe Commiffion hat das Ergebniß ihrer unter dem Vorfig des Herrn 
E®.Bivie geführten Berathungen in einigen Vorſchlägen zur Abänderung 
der Gewerbeordnung formulirt und befchloffen, dieſe Vorfchläge nebft den von 
Ham J. F. H. Dannenberg verfaßten Motiven zu denfelben einigen mit 
den gewerblichen Berhältnifien und der Gewerbegefeggebung vertrauten Männern 
behufs gutachtlicher Aeußerung über dieſelben mitzutheilen, knüpft an biefe 
Mittheilung jedoch das Erſuchen, den Inhalt derſelben als vorläufig nicht 
für die Oeffentlichteit beſtimmt zu behandeln. 

Hamburg, Ende Juli 1874. 


€. 6. Bivie. Eduard Schmidt F Werner D. Steinert. 
HM. Wehnde 3.5.9. Dannenberg Dr. Juſtus Brindmann. 
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Ber Erlaß der gegemwärtig in Kraft ftehenden Gewerbeordnung des 
deutfchen Reichs ift vor Allem die Abficht maßgebend gewefen, den Grundſatz 
der Freiheit Des Gewerbe und des Erwerbes möglichſt ungeſchmälert zu 
Geltung zu bringen. Diefe Abſicht ift im Großen und Ganzen erreidt 
worden. Die inzwilhen gemachten Erfahrungen baben jedoch gezeigt, daß 
hiermit noch keineswegs alle Verhältniffe des Gemerbebetriebes, ſoweit fie die 
Grenzen des Einzelintereſſes überfchreiten und für die Allgemeinheit von 
Bedeutung werden, in völlig befriedigender Weile geregelt find. Um mit 
den Worten H. B. Oppenheim’s (Gewerbegeriht und Contractbruch 
©. 8) zu reden, konnten „vie Gefeßgeber der Gewerbe-Ordnung in Betreff 
neuer .‚pofitiver Schöpfimgen nicht jo entſcheidend vorgehen, wie bei der Auf 
hebung veralteter Beſchränkungen.“ Namentlih in den legten Jahren if die 
Unzufriedenheit mit der allgemeinen Lage der gewerblichen Dinge immer Ieb- 
bafter zum Ausdrud gefommen und bat zu den genügend befannten Abbälfe 
verfuchen geführt. Daß in letterer Hinficht irgendwie Erhebliches bis jest 
erreicht fer, wird von Niemandem behauptet werden; was bis jett in Bezug 
auf die Errichtung von, Gewerbegerichten, Schiedsgerihten und Einigung 
ämtern, Neuregelung des Caſſenweſens, Einführung von Arbeitsbüchern oder 
arten, Beftrafung des Contractbruches, Regelung des Lehrlingswejens und des 
gewerblihen Schulweſens angeftrebt worden, ift faft vollftändig im Stadium 
des Berfuch8 geblieben, wo man mit irgend einem Theile diefer Beſtrebungen 
bis zu pofitiven Verſuchen fortgefchritten ift, Haben wirklich durchgreifende 
Wirkungen noch nirgends fic, gezeigt. | 

In neuerer Zeit hat ſich fogar Hin und wieder die Anficht kundgegeben, 
daß man es noch einmal mit dem ruhigen Gehenlaflen verſuchen ſolle Dan 
bat darauf Hingewiefen, daß feıt dem tim vorigen Jahre eingetretenen Rüd: 
Ihlage auf allen Gebieten der Ermerböthätigleit die Zahl und Ausdehmmg 
der offenen Kämpfe zwilchen den verlchiedenen induftriellen Claſſen, dr 
Strifes x., fich weſentlich verringert babe, und Hat daraus folgern wolln, 
daß bie ſchweren Uebelftände auf dem gewerblichen Gebiete, deren Vorhanden— 
fein nicht beftritten werben konnte, lediglich Folgen der Ueberſpeculation un 
des Gründungsſchwindels gewejen feien und jetzt nach Befeitigung dieſer Ur 
fachen gleihfal8 wieder . verfchwinden würden. Möglich, daß auch die and 
dem biöherigen Berlauf der Dinge bewiejene Schwierigfeit des Verſuches, 
richtige Abhulfsmaßregeln zu finden, Manchen geneigt macht, die eben berührte 
Argumentation anzunehmen, weil dadurch wenigſtens für eine Zeit die Noth⸗ 
wendigfeit, einen mühſamen Entſchluß zu faflen, befeitigt wird. 

Es wäre jedoch nad unferer auf Erfahrung begründeten feften Ueber: 
zeugung ein folgenfchwerer Irrthum, wenn man aus dem augenblicklichen 
Abnehmen der Strifebewegung und aus dem in letter Zeit mehr wie früber 
vorgefommenen Mißlingen von Lohnſtrikes folgern wollte, daß die inner 
Zuftände des Gewerbelebens in irgendwie nennenswertbem Umfange fich ge | 
beſſert hätten, und daß man dieſelben deshalb getroft der heilenden Einwirfung 
der Zeit überlafien könne. Wir erwarten nicht, irgendwo auf begründeten 
Widerfpruh zu ftoßen, wenn wir behaupten, daß die Gefinnung in ben 
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arbeitenden Kreiſen, auf die es denn doch in Wirklichkeit alleın ankommt, 
wenn e8 fih um den zukünftigen Entwidelungsgang des gewerblichen Lebens 
überhaupt handelt, .in feiner Weife fich gebeflert bat, jondern daß das dieſer 
Sefinmmg entfprungene feindfelige Verhalten der arbeitenden Kreife gegenüber 
den Arbeitgebern, wie gegenüber den befigenden Claffen und den Einrichtungen 
des Staatslebens im Ganzen, nur darum weniger offen in beftimmten Er- 
ſcheinungsformen fi) kundgiebt, weil augenblidlich die Ausficht, mit offenen 
Feindſeligkeiten dDurchzudringen, unter dem “Drud der allgemeinen wirthſchaft⸗ 
lichen Berhältniffe geringer geworben if. Sobald aber diefe Verhältniſſe fich 
nun im mindeften wieder beflern follten, oder ſobald aud unter den augen- 
blicklichen Zuftänden nur irgendwie eine Chance des Erfolges ſich bietet, 
werden — das ift unſere fefte Ueberzeugung — alle diejenigen Verſuche, Das 
Wirthſchaftsleben einfeitig zu Gunſten der fpeciell |. g. arbeitenden Claſſen 
umzugeftalten,, wieder aufleben, durch welche in den legten Jahren auch dem 
Optimiftifcheften die Ueberzeugung aufgedrängt ift, daß um Innern unferer 
gewerblichen Berbältnifie Zuſtände ſich entwidelt haben, welche dem ganzen 
Stantöleben Gefahr drohen. 

Wir müflen bier ausprüdlich betonen, daß wir diefe Gefahr nicht in 
dem Streben der arbeitenden Claſſen nad möglichſt bobem Lohn finden. Ein 
rder fleißige Arbeiter ift feines Lohnes werth, und es könnte nur erfreulich 
wirken, wenn e8 gelingen jollte, die Löhne auf die Dauer fo zu erhöhen, daß 
die Behaglichkeit des Lebens für Diejenigen Claſſen, welche fid) und ihre An- 
gehörigen durch Lohnarbeit ernähren, dadurch wejentlich gefteigert würde. 
Der Bortheil Davon würde direct und indirect auch allen andern Bevölferungs- 
clafien zu Gute kommen. Unzweifelhaft aber fünnte eine derartige Steigerung 
des Lohnes der arbeitenden Claſſen nur dann dauernd erreicht werden, wenn 
entweder die Yeiftungen, aus deren Ertrag doc immer der Arbeitslohn bes 
fritten werden muß, in ähnlicher Weife fich fleigerten, oder doch wenigftend 
auf früherer Höhe fich erhielten, im legteren Yalle würde dann die beſſere 
Übnung der Arbeit beftritten werden müflen aus einem Theile desjenigen 
Ueberſchufſes, welder bisher dem Unternehmer zu Gute gekommen ift und 
der ja befanntlich den Gegenſtand jo beftigen Neides auf Zeiten der arbeiten- 
den Caſſen bildet, oder aus einer erhöheten Belaftung der Confumenten. 
Man wird jedoch in diefer Beziehung ſich feinen übertriebenen Hoffnungen 
hingeben können, denn auf die Geſammtzahl der Arbeiter übertragen, wird 
der Theil des Unternehmergewinnes, der ohne Schädigung des Unternehmung: 
geifted und ber Ermwerböthätigkeit überhaupt dem Arbeitslohn zugefügt werben 
fm, kaum von befonderer Bedeutung fein, und die höhere Belaftung ber 
Confumenten wird fi immer fo ziemlich wieder dadurch auögleichen, daß alle 
Arbeiter auch Conſumenten find. 

Für die Geſundheit des gewerblichen Lebens iſt fomit die Erhaltung 
und Steigerung Der gewerblichen Leiftungen eine Lebensfrage, und die Gefahr 
der Arbeiterbewegung in unferem Vaterlande liegt weſentlich darin, daß bie 
teftungsfähigfeit und Leiftungswilligfeit der Lohnarbeiter mit ihren erhöheten 
Anfprüchen nicht nur nicht gleichen Schritt gehalten hat, fondern feit einer 
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Reihe von Jahren unbeftreitbar zurüdgegangen if. Sofern dies aus Abficht 

eſchehen, könnte man fich vielleicht damit tröften, daß der Druck der aus 
Folder Berirrungen umvermeidlich entftehenden Noth ſchon den gemügenden 
Zwang ausüben würde, um die Leiftungen wieder auf die zur Geſundheit des 
Gewerbslebens erforberlihe Höhe zu bringen — obgleich e8 immer ein jehr 
leidiger Troſt wäre, der ſich auf ein Zwiſchenſtadium mehr oder weniger vol 
fländiger Zerrüttung ftüßte, deren Folgen Niemand mit Sicherheit voraus zu 
berechnen vermöchte. Biel bevenfliher aber noch ift diejenige Abnahme ver 
gewerblichen Leiftungen, die durch pofitive Verringerung der Leiſtungs fähigkeit 
des Arbeiters hervorgerufen wird, und daß dieſe Abnahme ber Leiſtunge⸗ 
fähigfett innerhalb des deutſchen Arbeiterftandes in betrübendfter Weiſe em- 
getreten ift, dafür könnten wir — wenn es deſſen AngefichtS der offenkundigen, 
von allen Seiten beftätigten Erfahrungen noch bevürfte — auch unfer Zeug⸗ 
niß einlegen. Beides zufammen aber, Abnahme der Peiftungswilligkeit md 
Abnahme der Leiftungsfähigteit haben jene Zuſtände geichaffen, deren volle 
Gefahr für die zukünftige Entwidelung unſeres Volkslebens wohl mn 
Der fo recht fühlt, der diefe Dinge täglich fieht und fo zu fagen mitten 
drinnen fteht. 


Es wäre nun ein thörichtes Beginnen, Abhülfe diefer Webelftände Ledig- 
ih vom Staate erwarten zu wollen; e8 wäre aber eben fo tböricht, bie 
Abhülfe lediglich von denjenigen Kreifen zu fordern, Die zunächft unter ben 
gedachten Webelftänden leiden, um fo mehr, da ihnen die Möglichkeit zum 
wirffamen Eingreifen gerade durch den Staat und deſſen Geſetzgebung weſent⸗ 
lich bejchräntt ıft. Der böſe Wille vieler Arbeiter, das, was wir oben ald 
Abnahme der Leiftungswilligkeit bezeichnet haben, wird ganz weſentlich durch 
die Strafloftgkeit gefördert, welche durch den jetsigen Zuftand der Rechtspflege 
dem bösmwilligen Arbeiter in den meiften Fällen gefichert it. Wir ſprechen 
hier nit nur von der im letzter Zeit veichlih erwähnten Calamität dei 
Contractbruches, Jondern auch von den mafjenhaft vorfommenden Bermögen® 
ſchädigungen und Schwindeleien jeder Art, die in der Regel umbeftraft bleiben, 
weil e8 unter den jegigen Verhältniffen meiften® geradezu unmöglich ıft, Den 
Uebelthäter zu faſſen, oder weil felbft in denjenigen Fällen, wo der Geſchädigte 
einmal die Hülfe der Gerichte anzurufen vermag, die ihm dabei erwachſenden 
Schwierigkeiten und Meitläufigfeiten geradezu abfchredend wirfen. Im dien 
Beziehungen den Gewerbeftand auf Selbfthülfe zu verweiſen, ift unbillig, ſo 
lange ihm die nothwendigfte Rechtshülfe vorenthalten oder geſchmälert wird. 


Aehnlich fteht e8 in Bezug auf Maßregeln gegen die zunehmende Ber- 
ringerung der Leiftungdfähigfeit der gewerblichen Arbeiter in Deutſchland: bie 
einzigen biergegen wirkſamen Mittel find folche, melche eine Steigerung des 
Ernftes ſowohl beim Lernen, wie bei der Arbeit überhaupt herbeizuführen 
vermögen. Wie foll aber der Gewerbeftand folchen Ernſt wieder einzuführen, 
zu erhalten und nöthigenfall8 zu erzwingen vermögen, wenn es ihm an 
jeglicher gejeglichen Gewalt in Ausübung feiner Lehrthätigkeit fehlt, wenn er. 
ruhig zujehen muß, falls die Vorſchriften des Lehrenden und die Anforderungen 
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des Arbeitgebers in Bezug auf die — — Arbeit mißachtet werden, 
wenn die vorhandenen Lehrmittel unbenutzt blei 

Endlich iſt es notoriſch, daß ein großer, die legten Reichstags⸗ 
er bewiefen haben, in ftarfem Anwachſen begriffener Theil der beutfchen 

iterbevollerung fich mit eimer möglichft weitgehenden Berbeſſerung ber 
Lohnverbältnifie kt genügen lafſen will, jondern Veränderungen in ber 
Bergen Productionsweife und in den Berhältnifien der menschlichen Gefellichaft 

überhaupt erfirebt, die mit dem Sortbeftande des gegenwärtigen Staatsver⸗ 
bandes überhaupt unvereinbar find, wie denn auch dieſe Arbeiterkreiſe gar 
fen Hehl daraus machen, daß fie auf vollſtändige Beſeitigung des vorhandenen 
Staatömefend ausgehen. Wenn auch dabei fortwährend die friedliche Natur 
dieſer Beftrebungen betont wird, jo zeigt doch die ganze Art und Weile der 
Agitation, Die ——— Anreizung zum giftigften Claſſenhaß, die An- 
feuerung zur beftigften Feindſchaft gegen das Beſtehende, lediglich weil es 
beſteht, und die ſyſtematiſch betriebene Untergrabung der Achtung vor Dem 
Geſetz und der Autorität Derjenigen, welche mit Wahrnehmung des Geſetzes 
betraut find, daß viele friedliche Maste nur jo lange vorhalten wird, bie 
man den Augenblid für eine raſchere Entſcheidung durch Anwendung von 
Gewalt für gekommen eradıtet. Dabei darf wieder nicht verhehlt werben, 
daß namentlich im jüngeren Arbeiterftande dieſe Lehren überall Eingang ge- 
funden haben, dab es einen Widerſtand — wenigftend gifen — in dieſen 
Kreilen kaum mehr giebt, und daß dert, wo dieſe Agitation bis jegt feinen 
Boden bat, die Urſache davon nicht in der Widerſtandsfähigkeit der betreffenden 
Bevölkerung, fondern lediglich darın gefucht werden muß, daß e8 bislang an 
der üblichen Agitation gefehlt hat. Man wird, um fich nicht felbft zu täufchen, 
fih geftehen müflen, daß der Boden für diefe “Lehren faft in der ganzen 
deutſchen Arbeiterbevöllerung, wenigſtens in der gewerblichen, ein empfänglicher 
it, und ſich mit dem Gedanken vertraut zu machen haben, daß Die Zahl 
derjenigen Berfonen, welde mit ihrem Denken und Fühlen den jegigen Zus 
fländen und den beftehenden Staatseinrihtungen überhaupt —— geſinnt 
ſind, in der nächſten Zukunft jedenfalls noch weſentlich zunehmen wird. 

Hiergegen mit bloßen Polizeimaßregeln oder mit Anwendung von Gewalt 
etwas ausrichten zu wollen, wäre thöricht. Im dem Staate des allgemeinen 
Stimmrechteß und der allgememen Wehrpfliht werden auf die Dauer nur 
* Einrichtungen beſtehen können, welche die Mehrzahl ber politiſch Thätigen 

für ſich haben. Der mit den politiſchen und ſocialen Dingen Unzufriedenen 
wird man deshalb auf die Dauer nur dann Herr bleiben, wenn ihnen eine 
größere Anzahl Solcher gegemüberfieht, welche mit dieſen Dingen zufrieden 
find, und auch dann nur, falls es gelingt, dieſe Maſſe von Anhängern des 
Beftehenben zu thätigen Freunden deſſelben zu maden, und fie in einer 
Weiſe zufammenzufaffen und zu organifiren, daß fle mit gleichem Gewicht 
md gleicher Energie wie die Unzufriedenen für ihre Anfichten und Wünſche 


vermögen. 
Der ganzen Natur der Dinge nach kann eine folde an Zahl und Lebens⸗ 
fraft zuverläffige Stüge des Beftehenden nur in dem kleinbürgerlichen Mittel 
Edxiften X. — Ueber Lehrlingswefen. 14 
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ftande, in dem ländlichen und ftädtifchen Meinen Grundbeſitz und in bem 
jelbftändigen Gewerbebetriebe gefunden werden, und unter Diefen iſt letztere 
Claſſe unbedingt die wichtigfte, da fie an Zahl die hervorragendite, vorzuge: 
weife dort angefeflen ift, wo aud die von den Unzufrievenen kommende Gefahr 
fi) concentrirt, in den Etädten, und endlich mit den |. g. Zohnarbeitern, die 
ſtets das größte Contingent für die ſtaatsgefährlichen Parteien liefern werben, 
die engfte Fühlung beſitzt, alfo genau werk, was in dieſen Streifen vorgeht, 
an zahllofen Punkten ihren Einfluß auf fie geltend zu machen im Stande ift, 
und fortwährend gerade die beften Kräfte aus jenen Neiben zu ſich herüber: 
zuzieben vermag. 

Um fo widtiger iſt die Frage der Organifirung des Gewerbeſtandes. 
Gelingt e8, ihm wieder die frühere Kraft und Gemeinjamleit des Wirkens zu 
geben, jo iſt dadurch nicht nur der f. g. foctalen Frage der größte Theil ihrer 
Gefahr genommen, indem man den unzufriedenen Arbeitern eine an Zahl 
ihnen an vielen Orten nicht weit nachſtehende, an Bedeutung für das gewerb⸗ 
lihe und ftaatliche Leben mindeftens gleich wichtige Maſſe felbftändiger Männer 
gegenüberftellt, ſondern es ift auch möglich den oben erwähnten bedenflichen 
Ericheinungen der Abnahme der Yeiftungsfähigfeit und Lerftungswilligfeit der 
deutjchen Tohnarbeiter entgegenzuwirten. ‘Denn während ber vereinzelte Arbeit: 
geber diefen Erjcheinungen gegenüber rathlos daſteht, verınögen Die vereinten 
Arbeitgeber nöthigenfall® eine Autorität geltend zu machen und etwaige Wider: 
Ipenftigfeit dadurch zu brechen, daß fie Temjenigen, weldyer gevechtfertigten 
Anforderungen an feine Leiftungen zu entiprechen fich weigert oder außer 
Stande ift, die nachtheiligen Folgen fühlbar machen. 

Man hat nun vielfach darauf Hingewiefen, daß den Arbeitgebern ım 
Gewerbitande das Recht ſich zu vereinigen eben fo gut gegeben fei, wie ben 
Arbeitern, und daß namentlich auch die Gewerbeordnung ın ihrem Titel VI 
„Bon den Innungen‘ genügenden Spielraum für die Gründung von Bereinen 
jelbftändiger Gemwerbtreibender gewähre. Dem fteht jedoch zweierlei entgegen. 
Bloßen „freien Vereinen” fehlt ein Element, welches unentbehrlich iſt, wenn 
ihnen wichtige dauernde Aufgaben übertragen werben follen, namentlich ſolche 
Aufgaben, die mit großer Wahrjcheinlichkeit an anderer Stelle auf Gegner: 
ſchaft ftoßen werden: das Element der Stätigfeit. Ein Verein, deffen Wit: 
gliepichaft fortwährend mechlelt, der zu Zeiten und bei ©elegenheiten, welde 
einer Anzahl bisher demfelben ferngebliebenen Perjonen conveniren, feine Zahl 
raſch wachſen, zu anderen Zeiten fie eben fo raſch fallen fieht, deſſen Tendenzen 
mit den Schwankungen in feiner Zufammenjegung gleichfalls fluctuiren, der 
ruhig zufehen muß, wenn die in irgend einer wichtigen frage in der Minorität 
Gebliebenen durch Austritt aus den Verein ſich der Erfüllung des von der 
Majorität Beſchloſſenen einfach entziehen, kann nichts Dauerndes Ichaffen und 
organifiren.. Soll er wirklich gewiſſe Ziele confequent verfolgen, ihm zuges 
teilte Aufgaben dauernd erfüllen, einen Einfluß auch auf ihm ferner Stehende 
ausüben können, jo muß er Mittel befiten,.fich der Folgfamteit feiner Mit: 
glieder gegen gefaßte Beſchlüſſe, ihres Zuſammenwirkens zur Ausführung 
beichloffener Maßregeln verfiern zu fünnen. Im andern Falle wird ein 
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folder Verein binnen kurz oder lang wieder abfterben. Bon bejonderer 
Bedeutung find hierbei die Geldfragen. Sehr viele Leute, die im Augenblick 
beſonderen Anlaſſes bereit find, Opfer zu bringen, fcheuen jede, wenn aud) 
geringfügige Ausgabe, Tobald fie ihnen feinen augenblidlihen Nutzen bringt, 
und entzieben fi ihr, ſobald fie können. Die von der Bildung neuer 
Innungen handelnden SS 97—104, in melden die Innungen gänzlich als 
„reie Vereine” behandelt werden, haben deshalb auch in den fünf Jahren 
ſeit Erlaß der Gewerbeordnung irgend welche Bedeutung nicht erlangt. 

Der zweite Einwand, welchen wir gegen den allgemeinen Hinweis auf 
das Recht der Bereinigung zu machen haben, ift in unferen Augen von noch 
größerer Bedeutung. 

Die Entwidelung der Dinge bat dazu geführt, daß fafl überall, in allen 
Sewerben, Arbeitgeber und Arbeitnehmer als feindliche Parteien ſich gegenüber: 
ſtehen. Es ift notoriſch, daß die Vereine der Arbeiter, welche als die erften 
nah Erlaß der Gewerbeordnung und Gewährung der Coalitionsfreiheit ins 
Leben traten, ausnahmslos zum Zweck der Erkämpfung gewiffer Forderungen 
gegen die Arbeitgeber gegründet find. ‘Die jpäter von den Wrbeitgebern 
errichteten Vereine find faft ebenjo ausnahmslos zur Abwehr gegen das Vor⸗ 
geben der Arbeiter entftanden. So ftehen alfo die auf dem Grunde des 
freien Bereinsrechted entftandenen Vereinigungen in bei Weitem den meiften 
vallen in mehr oder minder fchroffem Gegenfate zu den von den anderen 
Mitgliedern (man könnte faft jagen: von der anderen Partei) vefielben 
Gewerbed gegründeten Vereinen. Die Ausficht, derartig entftandene Vereine 
zu einem friedlichen Zufafmenwirfen zu bewegen, ift ſehr gering; bei beiden 
Theilen ftehen, da e8 ſich um Kampfvereine gehandelt hat, die ftreitbarjten 
Kräfte an der Spike; die frühere Gegnerfchaft und das fortdauernde Miß- 
trauen werben eine rechte Verftändigung nicht auftommen laffen, oder doch 
außerordentlich erichweren ; Die Angehörigen beider Parteien werden ein Gefühl 
ſpecieller Loyalität gegen ihren bejonderen Verein bewahren, und das geringfte 
Mißverſtändniß wird die angeftrebte und vielleicht halbwegs erreichte Einigung 
wieder aufheben. Will man fi) aber mit dem Gedanken befreunden, die 
Bereine von ' Arbeitgebern und Arbeitnehmern dauernd getrennt und fid 
mißtrauifch oder feindlich gegenüberftehend zu ſehen, fo wird der Hader, an 
weldem alsdann viele Perſonen geradezu ein Interefie haben, niemals auf: 
hören, und man wird darauf geioht fein müſſen, die jeweilig ftärfere Partei ihr 
Uebergewicht rückſichtslos ausüben zu ſehen, in der gewiſſen Vorausſicht, daß 
Die andere Partei, falls ihr die Umftände günftig werden, nicht zögern wird, 
dDafjelbe zu thun, womit dann Die Berbitterung niemald aufhört. Gerade 
Die, falls die Organifation des Gewerbeſtandes auf ven Weg der freien 
Bereinsthätigkeit allein beſchränkt bleibt, fiher in Ausficht ftehende rückſichts— 
Ioje Ausbeutung des ſchwächeren Theils dünkt und Die größte Gefahr bei 
einem folden Verfahren. Wir verweilen dabei auf das, was wir meiter 
oben von der Möglichkeit gejagt haben, durch eine Drganijation der Arbeit: 
geber gegen die ftattgefundene Verringerung der Leiftungsfähigfeit und Yeiftungs: 

willigfet zu wirten. Würde es gelingen, eine wirklich ftraffe und energilche 
14* 
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Organiſation der Arbeitgeber in dieſer Beziehung herbeizuführen, jo würde 
eine Ausartung berfelben bis zur Tyranniſirung mißliebiger Arbeiter ſchwer 
zu verhindern ſein. 

Diefe Geſichtspunkte waren es, welche und vweranlaßten, bie Frage in 
Berathung zu ziehen, ob ſich nicht eine Organifation des Gewerbeftandes, 
anschließend an die beftebende Gewerbeordnung, finden ließe, Durch welche den 
geichilverten Mißſtänden im gewerblichen Leben in wirlſamer Weiſe entgegen: 
getreten werben könnte, melde zugleih in den ihr zugewieſenen Aufgaben eine 
Sicherung dauernden Beſtehens fände, und welche dabei geeignet wäre, ein 
wirkſames Bindeglied zwiſchen dem jett unnatürlicherweiſe getrennten und 
verfeindeten Theilen des Gewerbeftandes, ſomit alfo ein Mittel zur Wieder: 
berjtellung des gewerblichen Friedens umd, wenn nicht zur Befeitigung, To doch 
zur Milderung der foctalen Gegenläte zu bilden. 

Aus dieſen Berathungen ift der nachitehende Entwurf entftanven, ber 
zunächſt die Errichtung lebensfähiger Innungen erftrebt, im Uebrigen aber, 
ſoweit es ſich um die gewerblihe Rechtspflege bandelt, ſich meiſtens dem be- 
kannten „Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung einiger Be 
ftimmungen der Gewerbeordnung“ anſchließt. 


Entwurf. 
Reihs-Gewerbe-Ordnung. 
Titel VI. 
Innungen der Gewerbtreibenden. 


Abſchnitt I. Beftebende Innungen. 
SS 81I—96 umverändert. 





Abſchnitt IL. Neue Innungen. 


$ 97. Diejenigen, welde gleiche oder verwandte Gewerbe (Telbftändig 
oder als Hülfsarbeiter) betreiben, fünnen zu einer Innung zuſammen— 
treten. 

Neue Innungen erlangen durch die Beftätigung ihrer Statuten die Rechte 
einer Corporation, 

8 98—102 umverändert. 

$ 103. Die Beitimmungen in den 88 82—85 und 87—96 finden 
auch auf neue Innungen Anwendung. 

$ 103a. Den Imnungen, in welden felbftändige Gewerbtreiberive jid 
mit Hülfsarbeitern ihrer Gewerbe zur Verhandlung gemeinfamer Angeleger 


a — 
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beiten auf Grund der in den 88 1036—103e enthaltenen Beflimmungen 
verbunden haben, können von ver zuftändigen Verwaltungsbehörde folgende 
Befugniſſe ertheilt werden: 

a) die Befugniß, Streitigkeiten ſelbſtändiger Gewerbsgenoſſen mit ihren 
Geſellen, Gehülfen und Lehrlingen über den Antritt, die Fortſetzung 
oder die Aufhebung des Arbeits- oder Lehrverhältniſſes, über die gegen⸗ 
ſeitigen Leiſtungen aus demſelben und über die Ausſtellung von Ent⸗ 
laſſungsſcheinen und Zeugniſſen unter den in den 88 113 und 124 
verzeichneten Modalitäten zu entjcheiben ; 

b) die Befugniß, felbfländige Kranken, Invaliden-, Sterbe- und andere 
gewerbliche Hülfscaffen zu gründen und zu verwalten, mit dem Rechte, 
den Beitritt fir Die Angehörigen der Innung obligatorifch zu machen. 

Bor Ertheilung diefer Befugnifie Hat die Behörde zu prüfen, ob für bie 
zwedfentfprechende Ausübung derfelben durch den Innungsverband eine genügende 
Grundlage vorhanden ift. 

8 103b. Als gemeinſame Angelegenheiten im Sinne des $ 103 a gelten 

a) die Verwaltung der Innungskranken- und Unterftügungscafien ; 

b) die Bildung des Einigungsamtes ; 

e) die Schlichtung der gewerblichen Nechtöftreitigfeiten ; 

d) die Regelung und Beauffihtigung des Lehrlingsweſens; 

e) Die Regelung des Arbeitsnachweiſes; 

f) die Verwaltung des gemeinfamen Vermögens. 

Dem Innungsſtatut bleibt es vorbehalten, auch weitere, als die vor- 
bezeichneten Angelegenheiten der gemeinfamen Verhandlung durch die felbftändigen 
und unfelbftändigen Innungsangebörigen zu unterftellen 

8 103e. Die gemeinſamen Yngelegenheiten werden, inſoweit das 
Immungsftatut nicht für befondere Fälle eine Verhandlung in einer Plenar⸗ 
verfammlung der Innungsangehörigen vorjchreibt, verhandelt in gemeinjamer 
Berfammlung von Bertretern der felbftändigen und ver unjelbftändigen 
Innungsangehörigen. 

8 103d. Im Innungöftatut ift der Modus für die Wahl der von und 
aus den jelbftändigen, bezw. unfelbftänrigen Innungsangehörigen zu wählenden 
Vertreter derjelben für die Behandlung der gemeinfamen Angelegenheiten feft- 
zuftellen. 

Bei ungleiher Zahl der anmelenden Vertreter der jelbftändigen und der 
unjelbftändigen Imnungsangehörigen ift für die Verhandlung gemetnfamer 
Angelegenheiten durch den im Innungsſtatut zu rvegelnden Austritt der er- 

| forderlichen Zahl von Vertretern auf einer Seite die Gleichheit der Etimmen 

| auf beiden Seiten berzuftellen. 

| Die Verhandlung gemeinfamer Angelegenheiten Teitet ein erfter und bei 
deſſen Verhinderung ein zweiter Borfigender; jener wird von und aus den 
Bertretern der felbftändigen, diejer von und aus den Bertretern ver un- 
felbftändigen Innungsangehörigen gewählt. 

Ber Abftimmungen gilt ein Antrag, für welchen fib Stimmengleichheit 
ergiebt, als abgelehnt. 
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8 103e. Die von den vereinigten Vertretern der jelbftändigen und der 
unfelbftändigen Innungsangebörigen in gemeinfamen Angelegenheiten gefaßten 
Beſchlüſſe Haben bindende Kraft für ſämmtliche Angehörige der Innung. 

8 104 der Gewerbeorbnung unverändert. 





Entiprehend dem vorftehenden $ 103 a, a) ſchlagen wir vor, dem $ 108 
der Gewerbeordnung folgende Naflung zu geben: 

8 108. Streitigfeiten der felbftändigen Gewerbtreibenden mit ihren 
Gefellen, Gebülfen oder Lebrlingen, die fi auf den Antritt, die Fortſetzung 
oder Aufhebung des Arbeits oder Lehrverhältniſſes, auf Die gegenfeitigen 
Leiftungen aus demfelben oder auf die Ertheilung oder den Inhalt der in 
den 88 115 und 124 erwähnten Zeugniſſe Eeziehen, find, fomeit für biefe 
rl bejondere Behörden beftehen, bei diefen zur Entſcheidung zu 
ringen. 

Inſoweit ſolche befondere Behörden nicht. beftehen, können Innungen der 
in 8 1038 ff. gedachten Art von der Berwaltungsbehörde mit der Ent 
ſcheidung der vorerwähnten Streitigfeiten unter den Angehörigen der durch die 
Imung vertretenen Gewerbe nah Mafgabe der in den 88 108 a— 1084 | 
enthaltenen Beftimmungen betraut werben. 

ALS zweite Inftanz für Diejenigen Streitigkeiten, mit deren Entſcheidung 
eine Innung betraut worben ift, können durch die Gentralbehörde Gewerbe 
gerichte nad) Maßgabe der in den 88 108e ff. enthaltenen Beſtimmungen | 
eingejegt werben. | 

Diefe Gemwerbegerichte haben zugleid als Gerichte erfter Inſtanz in 
denjenigen ter obenbezeichneten gewerblichen Rechtsſtreitigkeiten zu erkennen, mt 
deren Entjcheidung eine Innung nicht betraut werden Tann. | 

Im Falle der Bezixf eines Gewerbegerihts mehrere Gemeinden umfaft, 
fteben die in dieſem Gelege ber Gemeindebehörde am Site des Gerichtes 
zugewieſenen Befugniffe der den betreffenden Gemeinden vorgelegten Ber: 
waltungsbehörde zu. 

8 108a. Die Bildung und Zufammenfegung des Innungsgerictes if 
im Innungsftatut zu regeln. 

8 108b. Für das Berfahren der Innungen bei der Entſcheidung von 
Rechtöftreitigkeiten gelten folgende Beſtimmungen: N 

1. Zuftändig ift diejenige Innung, deren Gewerbe der Beklagte betreidt. 














Berreibt der Beklagte mehrere Gewerbe oder ift er Mitglied mehrerer 
Innungen, jo fteht e8 in der Wahl des Klägers, bei welchem der zuftändigen 
Snnungsgerichte er Klage erheben mill. 

2. Die Klagen find vor dem PVorfigenden des zuftändigen Innungs⸗ 
gerichtes jchriftlich oder mündlich zu Protocol anzubringen, worauf der Bor: 
figende einen möglihft nahen Termin zur Verhandlung anzufegen und zu 
demjelben die Vertreter der jelbftändigen und ber unjelbftändigen Innunge 
angehörigen in der im Innungsſtatut vorgefehenen Zahl, ſowie die Partien 
und zwar den Bellagten unter abfchriftlicher Mittheilung der Klage zu laden 


— 
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hat. Die Verhandlung darf gegen den Willen des Beklagten nicht vor dem 
auf den Tag der Mittheilung folgenden Tage ſtattfinden. 

Die Ladung erfolgt mit der Aufforderung, etwaige Zeugen und Sach— 
verfländige oder jonftige Beweismittel zur Stelle zu bringen. 

Auf Antrag der Parteien wird die Ladung der Zeugen und Sachver⸗ 
fändigen durch den Vorfigenden der Innung veranlaft. 

3. Bleibt der Bellagte in dem Termme aus, jo wird dem Antrage der 
flagenden Parteı gemäß nach Sachlage entfchieden. 

Das Ausbleiben des Klägers gilt als Zurüdnahme der Klage. 

4. Der Zutritt zu der Berbandlung in dem Termine fteht allen 
Imnungsangebörigen frei. 

Die Verhandlung ıft mündlih. Die Leitung derfelben liegt dem Bor: 
figenden ob, welcher für die vollftändige Erörterung ber Anträge und Gegen⸗ 
anträge der Parteien Sorge zu tragen hat. 

5. Die Zuziehung von Nechtsbeiftänden ſeitens der Parteien ıft aus- 
geichloffen, eine Vertretung überhaupt nur in Fällen befcheinigter Verhinderung 
und dann nur durch Eltern, Ehegatten, volljährige Geſchwiſter, Dejcendenten 
und Bormünder, ſowie durch dauernd im Dienfte der Parteien ſtehende 
Perfonen oder Gemerbögenoffen auf Grund einer Vollmacht zuläffig. 

6. Das Imnungsgeriht hat vor Schluß der Verhandlung einen Sühne: 
verfuch anzuftellen. Kommt ein Bergleid, zu Stande, fo ift derfelbe in das 
vom Innungsgericht zu führende Vergleichsbuch einzutragen und diefer Ein= 
trag von den Parteien, dem Vorfigenden und den Beifigern des Gerichtes zu 
unterzeichnen. Jedem Theile iſt auf Verlangen ein beglaubigter Auszug aus 
dem Vergleichsbuche zu ertbeilen. 

7. Ueber die Wahrheit der thatlächlichen Behauptung bat das Innungs- 
gericht nach feiner freien, aus dem Inbegriff der Verhandlung geihöpften 
Veberzeugung zu enticheiden. Das Innungsgericht befchließt nad Stimmen 
mehrheit. Im Falle einer Stimmengleichheit erfolgt die Entſcheidung gegen 
denjenigen Antrag, über welchen die Abſtimmung ftatthatte. 

8. Das Urtbeil iſt in ein Urtheilsbuch einzutragen und fofort am 
Schluß der Verhandlung zu verkünden. 

Aus dem Urtheil müſſen erfichtlih fein: die Parteien, deren Anträge 
und Gegenanträge, die Angabe, ob nad) vorgängiger Verhandlung der Parteien 
oder auf Ausbleiben eines Theils erkannt ift, der feftgeftellte Thatbeitand und 
der Ausſpruch des Innungsgerichts. 

Jedem Theile ift auf Verlangen ein beglaubigter Auszug aus dem 
Urtheilsbuche zu ertheilen. 

9. Gegen ein Urtheil, weldes auf Ausbleiben ergangen ift, Tann 
innerhalb vreier Tage nad der Zuftellung ein Einfpruc erhoben werden, in 
welchem Falle ein neuer Termin zur Verhandlung anzufegen ift, jedoch wird 
die vorläufige Vollſtreckung hierdurch nicht aufgehalten. 

Erſcheint die Einfpruch erhebende Parteı auch in dem neuen Termine 
nicht, jo wird der Einfpruch verworfen und es findet ein abermaliger Ein= 
ſpruch nicht ftatt. 
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10. Bit eine Fortſetzung der Verhandlung erforderlih, jo m 
Zermin zu derſelben in der Hegel ſofort beſtimmt. 

11, Someit im Borftehenden nicht bejondere Beſtimmungen 
find, ‚greifen die allgemeinen Borjchriften über das Verfahren in u 
fügigften Rechtsſtreitigkeiten Platz. 

S 1086. Die vor dem Immungsgericht geſchloſſenen Vergleit 
fofort nad dem Abſchluß vollſtreckbar. 

Gegen Entſcheidungen der Innung find Die ordentlichen Ned 
nur dann zuläfjig, wenn der Streitgegenftand den Wertb von 50 Rei 
uberſteigt. 

Die Berufung gegen Erkenntniſſe der Innung bat zu erfolgen | 
Gewerbegericht des Bezirkes der Innung, und wo em Gewerbegeric 
beſteht, bei dem zuftändigen Gerichte unterfter Inftanz. 

Betrifft der vor Die Innung gebrachte Nechtöftreit ein Object im 
von 50 bis zu 500 Reichsmark, jo iſt die Entſcheidung des Innunge 
vorläufig vollitredbar. 

5 108d. Dem Innungsgerihte ſteht Die Befugniß zu, zur Boll 
feiner Entſcheidungen Die Mitwirkung der mit Vollſtrecungsbefugniß ve 
Behörden und Beamten in Anſpruch zu nehmen, 

8 108e. Die Gemwerbegerichte beftchen aus einem von der Ge 
bebörde zu emennenden Borjigenden und zwei Beiſitzern, doch fie 
Borfitenden Die Befugniß zu, für einzelne Falle eine größere Zahl vı 
jigern zuzuziehen. 

Für einzelne Gerichte fan beſtimmt werden, daß allgemein ı 
gewiffe Arten won Nedylöftreitigfeiten eine größere Zahl von Beiſitz 
zuziehen ıft. 

Von den Beifigern muß jtets Die eine Hälfte aus Arbeitgebe 
andere aus Arbeitnehmern befteben. 

Die Berfiger verfeben ihr Amt im der Negel unentgeltlich, jedoch 
für einzelne Gewerbegerichte den Beifigern Diäten im der Höhe dee 
ſchnittlichen Tagesverdienftes eines gewerblichen Arbeiterd gewährt mer 

8 1088. Für den Bezirk jenes Gewerbegeridhtö werben vom | 
meindebehörde, bezw. ber Glemeimdevertretung, oder m den freien Städ 
der Bürgerihaft zwei aus Arbeitgebern, bezw. Arbeitnebmern be 
Conmiſſionen eingelegt, weide die als Beifiter zu dem Gewerb 
zuzuziehenden Arbeitgeber, bezw. Arbeitnehmer, ın Der erforderlicher 
wählen, aud die etwaigen Ergänzungswahlen jederzeit vornehmen. 

Die Wahl zum Beiſitzer des Gewerbegerichts erfolgt auf 5 Jahr 
jährlich jcheidet der Fünfte Theil der Gewählten aus vem Amte 9 
find nur volljährige Deutſche, melde ſeit mindeſtens zwei Jahren in 
des Bezirkes ihren Wohnſitz haben. Die Uebernahme des Amtes fa 
aus benfelben Gründen abgelehnt werden, welde zur Ablehnung ein 
bejoldeten Gemeindeamtes berechtigen. 

Die gewählten Berfiger werden für den Bezirk jedes Gewerbegeri 
je eine Yılte von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zufanmengeftellt, 
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Die böbere Verwaltungsbebörde hat die Zahl der in jeve Liſte auf⸗ 
zunehmenden Arbeitnehmer und Arbeitgeber feftzuftellen und kann nad An- 
börung der betheiligten Gemeindevertretung beftimmen, daß für denſelben 
Gewerbegerichtöbezirt mehrere Liſten nad Unterbezirten oder nad Gewerbs— 
zweigen zu bilden find. 

Die Beifigerliften find öffentlich befannt zu machen. Innerhalb 14 Tage 
nad ſolcher Bekanntmachung können gegen die Lüften Einwendungen bei der 
Gemeindebehörde erhoben werden, über welde der Vorfigende des Gewerbe- 
gerichts endgültig entſcheidet. 

8 108g enthält Einzelbeſtimmungen über das Verfahren vor den Gewerbe⸗ 
gerichten, Die wir wegen Mangeld an Raum bier nicht zum Abdruck bringen. 

8 108h. Die vor den Gewerbegerichten geichloffenen Vergleiche find 
fofort nach dem Abſchluß, die Urtbeile der Gewerbegerichte fofort nad) deren 
Verkündung vollitredbar. Im Falle des 8 108g, Wr. 8 wird der zuerfannte 
Entſchädig ungsanſpruch mit Ablauf der beftimmten Frift vollftredbar. 

Ber Entſcheidung auf Ausbleiben wird die Bollftredbarkeit durch Erhebung 
des Einfpruch8 nur dann aufgeichoben, wenn der Vorjigende de8 Gewerbe: 
gerichtö einen hierauf gerichteten Antrag für begründet erachtet; fie beginnt 
un diefem Falle von Neuem mit der Berkündung der den Einjpruch ver- 
werfenden Entſcheidung. 

Iſt eine Entſchädigung beizutreiben, welche wegen widerrechtlihen Ver— 
laſſens oder Verweigerns der Arbeit zuerkannt ift, Ss ift die Beſchlagnahme 
des Arbeitö- oder Dienſtlohnes den im Gelege vom 21. Juni 1869 (Bundes- 
Geſetzblatt S. 242) ausgeiprochenen Beſchränkungen nicht untermorfen. 

Gegen Die auf die VBollftredung bezüglichen Verfügungen des Vorfigenden 
il die Berufung auf die Entſcheidung des Gemwerbegerichtd ohne aufſchiebende 
Wirkung zuläffig. 

8 1081. Die Entſcheidungen der Gewerbegerichte find, wenn das Ge⸗ 
werbegericht als zweite Inftanz fungirt (5 108, alin. 3) endgültig; hat das 
Gewerbegeriht in erfter Inftanz entſchieden, jo gelten die Beſtimmungen des 
$ 108c, alin. 3 und 4. Das Recdtömittel ıft alsdann in derjelben Weife, 
wie gegen die Enticheidung der Gerichte erfter Inftanz, zu handhaben. 

8 108% glei 108g der Regierungsvorlage und $ 1081 gleih 108h 
desgleichen. 

8 127. Die Beſtimmungen der $ 105—114 finden auch auf bie 
Fabrifarbeiter, die Beftimmungen der $ 108—1081 auch auf diejenigen An- 
wendung, welche in $ 136 den Fabrikarbeitern gleichgeftellt find. 


Motive, 


Es erklärt fi von ſelbſt, wenn wir Die 88 81 —96 der beftehenben 
Gewerbe⸗Ordnung unverändert laſſen. Diefelben handeln von den zur Zeit 
des Erlaſſes der G.“O. beſtehenden Innungen und können hier um jo leichter 
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unberüdjichtigt bleiben, al8 die von uns ins Auge gefaßten Innungen gerade 
in der Hauptfache, in ihrer Zulammenfegung, durchaus von den Innungen, 
wie fie die bisherige G.O. kennt — und zwar gilt dies fowohl von den 
damals beftandenen, wie von den neuen Innungen — abweichen. 

Die Innungen der G.⸗O. find ausſchließlich als Vereinigungen felb- 
ftändiger ©ewerbetreibender gedacht. Wir find num der Anficht, daß ſolche 
Innungen nit im Stande fein werden, ihre Hauptaufgabe in der „Förderung 
ber gemeinfamen gewerblichen Intereſſen“ ($ 98) zu löſen. Die gegen- 
wärtige Hauptaufgabe ift unzweifelhaft die Wiederherftellung des inneren 
gewerblichen ‚Sriedend und Die Hebung der gefunfenen Leiftungsfähigfeit der 
Gewerbe. Wir wollen nun nicht beftreiten, daß vielleicht ın einzelnen Fällen 
ausnahmsweiſe auch lediglich aus jelbftändigen Gewerbetreibenven beftehenve 
Innungen fih zur Förderung de Friedens und zur Hebung des Gewerbes 
jelbft nüglich erweifen fünnen, — das erftere, weil eine feftorganifirte Innung 
felbftändiger Gewerbtreibender eine größere Widerſtandskraft bietet und Deshalb 
von muthwilligen Angriffen abichredt; das andere, weil eine folde Innung 
immerhin durch ihr Gejammtgewicht mehr Einfluß auf die Hülfsarbeiter des 
Gewerbes und deren Heranbildung zu üben vermag, als die Arbeitgeber in 
ihrer Vereinzelung, — und wir haben deshalb gegen möglichft feſtes Zu⸗ 
ſammenſchließen der jelbftändigen Gemwerbtreibenden unter fid unter den 
gegebenen Berhältnifien, gewiflermaßen als Nothbehelf, nichts einzuwenden. 
Immerhin wird man aber nicht beftreiten können, daß das Nebeneinander- 
beftchen von Vereinen felbftändiger Gewerbtreibender, möge man fie auch mit 
dem milderen Namen Innungen bezeichnen, und entſprechenden Vereinen der 
unjelbftändigen Angehörigen deſſelben Gewerbes, ganz dazu geeignet ift, die 
vorhandenen Keime zum Zwieſpalt zu fürdern, Conflicte heroorzurufen und 
zu ſchärfen, ver Wieverherftellung des Friedens in den Gemerben alſo gewiß 
nicht dienlih if. Wir glauben vielmehr, daß die „gemeinjamen gewerblichen 
Intereſſen“, deren Förderung die ©.-D. als den Zmed der neu zu gründenden 
Innungen bezeichnet, fich nicht auf die gemeinfamen Intereſſen der jelb- 
jftändigen Gewerbtreibenden beſchränken, fondern daß zu ihnen die Interefien 
aller Angehörigen des Gewerbes, der jelbftändigen mie der unſelbſtändigen, 
zu zählen find, und wir fchlagen deshalb vor, diefe Anſchauung ın 8 97 
der G.O. zum Ausdruck zu bringen, indem wir denfelben, wie oben, zu 
faſſen bitten. 

Uns leitet dabei noch eine andere Erwägung. Es wird wohl kaum 
auf Widerfprud ftoßen, wenn wir ausſprechen, daß in manden Gewerben 
Die größere Energie, der thätigere Geift der Smitiative, das wirffamere 
Gefühl der Zufammengehörigfeit und das größere Organilationstalent auf 
Seite der Hülfsarbeiter fih findet. Die G.O. in ihrer jegigen ©eftalt 
macht e8 unmöglich, dieſe größere Energie zc. zur Bildung von Innungen zu 
verwerthen. Der gegenwärtige Stand des Geſetzes zwingt die unjelbftändigen 
gewerblichen Arbeiter dazu, Vereine zu bilden, welde nah dem von uns 
bargelegten natürlichen Gange der Dinge felbft ohne die urfprüngliche Abficht 
der Vereindgründer und -Mitglieder unwillkürlich in eine Gegnerſchaft zu 
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den getrennt organifirten felbftändigen Gemwerbtresbenden gerathen müſſen, 
meiftend aber notoriſch die Abficht der Gegnerfchaft von vorneherein in ſich 
tragen. 

Nun find die Fälle keineswegs vereinzelt, daß auch unter den Hülfs- 
arbeitern die Nachtheile dieſes Zuftandes wohl erfannt werden ; ganze Bereine 
von Hülfsarbeitern, namentlich ſolche, welche bereits längere Streiterfahrungen 
binter ficy haben, würden ein friedliches Zufammengeben vorziehen und dazu 
die Hand bieten, und in bei Weiten den meiften Gewerben giebt es 
wenigftend eine fo gefinnte Minorität. Durch die von uns vorgeichlagene 
Modificirung des $ 97 wünſchen wir Dielen Elementen freie Hand zu geben, 
auch ihrerſeits zur Bildung von Innungen zu ſchreiten, und wir würden e8 als 
einen Erfolg unferer Beftretungen fchägen, wenn dort, wo die Läffigkeit der 
jelbftändigen Gewerbtreibenden Innungen nicht zu Stande kommen läßt, bie 
Hälfsarbeiter dazu die Initiative ergreifen ſollten. Namentlich die Gewerk— 
vereine werden dann in die Lage kommen, ihr Programm der Verfühnung 
praftiich ın Anwendung zu bringen. Wir würden darin Durchaus keine Gefahr 
jehen. Wenn die Innungen, wie wir e8 vorfchlagen, den jelbftändigen und 
unfelbftändigen Gewerbsgenoffen volle Gleihberechtigung gewähren, und dabei 
ihnen einen wirflihen Wirkungskreis zu Förderung der „gemeinfamen gemerb- 
fihen Intereſſen“ bieten, jo wird die Errichtung derſelben nicht lange auf fich 
warten laſſen, und es Tann für ihren Hauptzwed, Wiederherſtellung des 
inneren Friedens und gemeinfame Arbeit an der Hebung des Gewerbes, 
überhaupt einerlei fein, von welcher Seite der Anftoß ausgeht. Wir befür- 
worten aljo mit aller Entjehiedenheit die Zufammenfegung der Innungen aus 
jelbfländigen und unfelbfländigen Gewerbtreibenden und die volle Gleich 
berehtigung beider Theile. 

Die Beibehaltung ver 88 98—102 in ihrer jegigen Geſtalt ift un= 
bedenklich. 

Dagegen haben mir in 8 103 eine Wenderung vorgenoinmen, dahin 
gehend, daß 8 86 der G.O. auf die neuen Innungen nicht Anwendung 
finden fol. Dieſer Baragraph lautet: 

„Durch Beſchluß der Innung kann von Ausübung des Stimmredts, 
ſowie der Ehrenrechte innerbalb der Innung, derjenige ausgeſchloſſen 
werden, welder in einem der in 8 83 unter 1, 2, 3 bezeichneten 
Verhältniſſe fich befindet“, Ä 

und dieſe 1, 2, 3 handeln von denjenigen, welche die bürgerlich 
Ehre verloren haben, welden die Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte auf Zeit unterfagt ıft, oder welche ſich in Concurs 
befinden. 

Während $ 83 verfügt, daß die sub 1, 2, 3 erwähnten Perjonen 
von dem Eintritt in die Innung ausgeichloffen werden können, verbietet 
8 85 den Ausſchluß derſelben aus diefen Gründen, wenn fie einmal 
aufgenommen find, und will nur den Ausichluß von der Ausübung Dee 
Stimmrechts und der Ehrenrechte innerhalb des Vereins zugeben. Man bat 
Damals dieſe Beftimmung getroffen, weil man etwaige Anſprüche von 
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Diitgliedern beſtehender Junungen (von diefen handelt es ſich in den 88. 83 
und 85) an das Innungsvermögen ſchützen und verhindern wollte, daß durch 
Ausſchluß von Mitgliedern aus gevadıten Urſachen auch die Vermögens 
anſprüche derſelben ihnen genommen werden konnten. Für die von und ver: 
geſchlagenen neuen Innungen bat jedoch dieſe Rückſicht keine Bedeutung, und 
wir meinen, Daß wenn nach 8. 100 das Innungsſtatut unbeſchränkt über 
die Rechte und Pflichten der Mitglieder beftimmen, u. A. aud auf unter 
laſſene Zahlung der Beiträge den Ausſchluß verfügen darf, Die Ausſchließung 
von Mitgliedern wegen ehrlofer Handlungen nicht durch das Gele verhindert 
werben follte. Es kann nicht zur Erhöhung der Achtung vor Den Innungen 
und zur Förderung bed Ehrgefühls unter den Mitgliedern beitragen, wenn fie 
gezwungen werben ſollen, ehrloſe Subjecte zu behalten, während ein verarmts, 
aber im Mebrigen ehrenhaftes Mitglied wegen Nichtzahlung der Beiträge 
die Mitgliedichaft verliert. 

Bevor wir nun zur Motioirung unferer Vorichläge sub 103 a—e 
übergehen, haben wir folgende allgemeine Bemerkungen zu machen. 

Wir haben uns zunähft über die Trage ſchlüſſig werden müllen: 
weldher Inhalt muß den Innungen gegeben werden, 
wenn ſie lebensfähig und im Stande fein follen, 
Die von ung geftellte Aufgabe einer inneren Kräftigung 
Des Gewerbeftandes und Wiederherftellung des ge: 
werbliden Friedens zu erfüllen? 

Wie ſchon vorftehend ausgeführt, find wir fofort darüber einverftanden 
geweſen, daß eine Theilnahme auch der unfelbfländigen Gemwerbtreibenden an 
den Innungen durchaus erforderlich if. Wir haben es ferner für jelbft- 
verftändlich gehalten, daß in der Entfcheidung über gemeinichaftlihe Angelegen: 
heiten die Vertretung beider Theile eine gleichberechtigte fein muß, während 
dagegen über die nicht wom Imnungsftatut als „gemeinſam“ bezeichneten Au- 
gelegenheiten jeder Theil felbftändig nach eigenem Ermeſſen zu bejchließen 
bat. Des Zuſammenhanges willen wenden wir uns zunächſt zu Demjenigen, 
was $. 103 b über die als „gemeinfam” zu bezeichnenden Angelegenheiten 
jagt, weil unferer Auffafiung nah die Erfüllung der Vorſchriften dieſes 8 ald 
ee für die Gewährung der in $. 103 a beanfpruchten Rechte 
gelten ſoll. 

Mit Vorbedacht haben wir die Verwaltung der Innungs-, Kranken 
und Unterftügungsfafien als „gemeinfame” Angelegenheit bezeichnet. Die 
Stellung des deutſchen Hülfsarbeiterftandes zu den Kranken⸗ und Unter- 
ftügungtaflen bat fi) in den Iegten Jahren welentlih modificirt. Während 
vor etwa 2—3 Jahren noch Häufig und mit Lebhaftigfeit gegen die Ver: 
pflihtung der Hülfsarbeiter fih Kranken, Hülfs: und Sterbelaffen anzu: 
ihließen ($. 141), während durch $. 140 eine ähnliche Verpflichtung der 
felbftändigen Gewerbtreibenden aufgehoben ift, monirt, und namentlig oft 
darauf Hingewiefen wurde, daß für das kaufmänniſche Hulfsperfonal eime 
ähnliche Verpflichtung nicht beftehe, das Heranziehen lediglich der gewerblichen 
Hülfsnrbeiter zu ſolcher Verpflichtung alfo eine Ungerechtigkeit gegen fie eut⸗ 
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halte, laſſen dieſe Klagen fich jetzt weit feltener wernehmen. ‘Die Gränbung 
und Ausbreitung folder Kaffen wird vielmehr von den Vereinigungen der 
Hilfsarbeiter mit befonderer Energie betrieben. Diefe an fih löbliche Er- 
ſcheinung ertlärt ſich auf eine wenig erfreuliche Weiſe. Man bat darin nicht 
eine Zunahme vorforglien Sinne® in den arbeitenden Klafſſen zu fuchen, 
ſondern es Kat diefer Umſchwung erſt flattgefunden, ſeitdem man Die große 
Verwendbarkeit und Wirtſamkeit folder Kafien als Mittel im gewerblichen 
Streite kennen gelernt hat. Theils hat man die zu derartigen Unterftägungs- 
meden zuſammengebrachten Mittel direct zur Wörderung von Strifed und 
änlichen Zuecken verwendet, wodurch Kranken- ꝛc. Kaſſen in den Zuftand 
der Zahlungsunfähigfeit verfegt find, theils hat man aud die Mitglienichaft 
bet ſolchen Kaſſen indirect als wirkſames Mittel, einen Drud auf die Ent- 
ſchlicßzungen der Mitglieder in anderer Beziehung auszuüben, benutzt. Zahl⸗ 
race Kaſſenſtatuten enthalten die Veltimmung, daß nur Mitglieder eines 
befimmten Bereind oder Verbandes, Mitglieder der betreffenden Kranfen-, 
Unterfiigungs-, Invaliden- oder Sterbelafle werden oder bleiben fünnen, 
und daß mit dem Berluft der Mitglievfchaft bei jenen Vereinen oder Ver: 
binden auch die Mitgliedſchaft bei den Kaſſen aufhört. Namentlich die als 
Anhimgfel an Stritevereine und dal. gegründeten Kaflen find faft ausnahms- 
[08 von vornherein in diefer Weiſe angelegt, während fehr viele ältere Kaſſen, 
darunter manche mit großen angefammelten Kapitalien, die früher eine der— 
ortige Beitimmung nicht hatten, auf dem Wege der Statutenänderung gleich⸗ 
rallg in die Hände von Strifevereinen und dgl. gebradt find. Man bat, 
um Derartige Brojecte durchzufegen, neue Mitglieder zahlreih in die alten 
Raflen eintreten laſſen, bis eine genügende Mebrheit zuſammengebracht war, 
um derartige Statutenänderungen beichliegen zu fünnen. 

Der gewollte Zweck und die Folgen davon find Mar. Mitglieder von 
Bereinen unfelbftändiger &ewerbtreibenden, die einem beabfidtigten Strife 
und dgl. freiwillig ſich nicht anfchließen würden, find dennoch Dazu gezwungen, 
wenn fie nicht zugleich die Mitgliedſchaft in den betreffenden Kranken⸗ x. 
Kaſſen, alfo die Frucht zum Theil Tangjähriger Beiträge, von melden fie 
Sicherheit gegen die Zufälle der Erkranfung und des Alter, der Arbeits: 
Iofigfeit u. ſ. w. erhofften, verlieren wollen. Namentlich die jonft jo ſegens⸗ 
weichen Invalidenlaſſen werden in dieſer Beziehung aufs ärgfte mißbraucht, 
weil fie gerade auf den älteren, befonneneren Theil der. Hülfsarbeiter, der 
ſonſt nicht fo Teicht zu muthwilligem Streite die Hand bieten wihrde, den 
hirteften Drud ausüben. Die Ausfiht, in fchon reiferen Yahren, häufig 
bereitö in einem Alter, in welchem ver Eintritt in andere Kaffen Schwierig: 
fetten findet, die Frucht früherer Erfparniffe, den wohl erworbenen Anhalt 
am den Kaſſen, verlieren zu müſſen, zwingt dieſe Leute, fi in Alles zu fügen. 
Die Veftimmungen des 8. 152 alin. 2 der G.⸗O. werden dadurch völlig 

t. Außerdem Kat man felbft bei ſolchen Kaflen, deren 
Mitgliedſchaft nicht mit der Theilnahme an Striteverbänden und dgl. in Zu⸗ 
fammenbang gebracht werden konnte, z. B. in folge ver Wachſamkeit ber 
Anffichtsbehörden, Diittel genug gefunden, mißliebige Berfonen auf bie ver 
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ſchiedenſte Weife fo Lange zu drangfaliren, bis fie fih zum „freimilligen“ 
Austritt bewogen fühlten. 

Es ift deshalb wohl genügend motivirt, wenn wir vorſchlagen, das 
Kaſſenweſen unter die gemeinfamen Angelegenheiten aufzunehmen, unb bem- 
felben jomit feinen humanitairen Charakter wieder zu fichern. 

Daß die Bildung des Einigungsamted zu den gemeinfamen Angelegen: 
heiten gehört, ıft Telbftwerftänblih. Uebrigens wird in einer nach unjerem 
Vorſchlage organifirten Innung die Thätigfeit des Einigungsamtes wohl nicht 
ſehr Häufig in Anſpruch genommen werden, da die ganze Innung, namentlich 
aber das Zufammenwirken der Bertreter beider Theile in $0 vielfachen 
anderen Dingen, als Einigungsamt zu wirken geeignet ift. 

Ebenfo gehört die Schlichtung der gewerblichen Rechtsſtreitigkeiten 
unzweifelhaft zur den gemeinfamen Angelegenheiten. Ueber die Sache jelbft 
werden wir und weiter unten des Näheren auslaſſen. 

Auch die Regelung und Beauffihtigung des Lehrlingswelens halten wir 
für eine gemeinfame Angelegenheit der jelbftändigen und der unfelbftändigen 
Gewerbsgenoſſen. Meifter und Gefellen haben ein gleiches Intereſſe daran, 
daß die heranwachſenden Lehrlinge zu tüchtigen Menfchen ſowohl in technilcher 
wie in moralifcher Beziehung berangebilvet werden. Das Nähere über die 
Art und Weife der Regelung und Beauffihtigung des Lehrlingsweſens wollen 
wir dem Innungsftatut überlaffen, da die nach Dertlichkeit, Umfang und Art 
und Weife des Betriebes fo ſehr verichievenen Berbältnifje nothwendiger 
Weile berücdfichtigt werden müflen. An dem einen Orte und in dem einen 
Gewerbe wird man von dem Lehrling den Beſuch einer Fortbildungs⸗ ober 
Gewerbeſchule verlangen, in anderen Fällen wird man dem Burſchen, ber. bei 
einem Imnungsangehörigen in die Lehre tritt, die Ablegung einer Prüfung 
am Ende der Lehrzeit vorjchreiben, und die Aufnahme in die Innung von 
dem Beſtehen der Prüfung oder doch von orbnungsmäßiger Vollendung der 
Lehrzeit abhängig machen. Bielfah wird man es für nothwendig halten, 
auc auf die Lehrherren im Intereſſe der Lehrlinge ein wachſames Auge zu 
halten. Alles Derartige muß dem Innungsftatut vorbehalten bleiben. 

Gewicht Iegen wir ferner darauf, daß die Regelung des Arbeitsnach 
weiſes als gemeinfame Angelegenheit vorgenommen werbe. Mit dem Arbeitd- 
nachweiſe verhält es fich ähnlich wie mit dem Kaſſenweſen; auch jener iſt in 
den legten Jahren norzugsweile als Kampfmittel benutt. Arbeitnehmer wie 
Arbeitgeber haben — , den Arbeitsnachweis thunlichſt in ihre Hand zu 
befommen. Auf Seiten der Arbeitnehmer lag dabei namentlich bie Abſicht 
vor, jede directe Berührung freier, beſonders neu zumandernder Arbeitöfräfte 
mit den Arbeitgebern zu verhindern, und fomit allen denjenigen Arbeitgebern, 
welche ſich aus irgend einem Grunde den Arbeitern oder deren Führern gegar 
über mißliebig gemacht haben, die Arbeitöfräfte abzufchneiden, und fie jo wo 
möglid; zu ruiniren. Es iſt das nicht blos im Strifefampfe geichehen, fon 
dern ſehr häufig auch nach wiederhergeftelltem Frieden, zur Beſtrafung folder 
Arbeitgeber, melde fih im Kampfe durch beſondere Energie ausgezeichnet 
hatten, und zum abfchredenden Beifpiele für andere. Die Klagen über Maß: 
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regelmg von Arbeitern Haben Bier ihr veichlihes Pendant gefunden, die 
mittelalterliche Berrufserflärung ift bier ind Moderne übertragen. — Auf 
Seite der Arbeitgeber bat man natärlich verſucht, derartigen Beitrebungen 
durch Regelung des Arbeitsnachweiſes im Sinne der erfteren entgegenzinvirten, 
md es ſoll nicht geleugnet werben, daß ımter Verhältniſſen dadurch auch der 
„Maßregelung“ von Arbeitern Raum gegeben if. Es dürfte alſo aud Die 
Regelung des Arbeitsnachweiſes mit Recht als eine gemeinfame Angelegenheit 
der Innung bezeichnet werben. 

Endlih muß jelbfiverftändlih auch die Verwaltung des gemeinfamen 
Vermögens eine gemeinfame fein. 

Daß e8 dem Imnungsftatut vorbehalten bleiben fol, auch andere als 
Die nn Yngelegenbeiten der gemeinfamen Regelung durch Vertreter 
der felbftändigen und unfelbfländigen Gewerbögenoffen zu unterftellen, bedarf 
wohl feiner Meotivirung. 

Nachdem wir um Vorſtehenden gezeigt haben, auf welde Weile die 
— in unſerem Sinne die Wiederherſtellung des inneren Friedens im 
Gewerbeſtande zu ſichern vermag, kommen wir nun zu den Anſprüchen, welche 
wir an den Staat ſtellen müſſen, um die Innungen lebensfähig zu machen, 
und die zum Theil gegenwärtig ſehr wenig zum Zuſammenwirken und 
zu einer Verſöhnung geneigten Parteien zu veranlaſſen, ſich der Innung an⸗ 
zuſchließen. 

Die erſte Forderung, die wir ſtellen, iſt die Uebertragung der Befug- 
niß zur Schlichtung und Entſcheidung von — zwiſchen ſelbſtändigen 
und unſelbſtändigen Gewerbsgenoſſen, ſoweit dieſelben gewerblicher Natur ſind, 
an die Innungen. Wir ziehen dabei nur eine Conſequenz aus den An— 
Ihauungen, welche dem Vorſchlage zur Errichtung befonderer Gewerbegerichte 
zum Grunde gelegen haben. 

Die Nothmwendigkeit der Schaffung von Gerichten, welche zur raſchen 
und fachgemäßen Entſcheidung gewerblicher Streitigkeiten bejonders befähigt 
find, bedarf wohl feiner Erörterung mehr, nachdem die befannte Regierungs- 
vorlage von der mit Begutachtung derſelben beauftragten Reichtstags- 
Commiffion im Principe angenommen worden. Wenn aber die gedachte 
Commiſſion des Reichstags die Nothwendigfeit, „ſach verſtändige Ver— 
treter der ſtreitenden Intereſſen zu den Gewerbegerichten zuzuziehen, all- 
ſeitig anerkannte“ (S. 2 des Commiſſionsberichts), fo wird es uns ge— 
ſtattet ſein, darauf hinzuweiſen, daß die vorgeſchlagene Zuſammenſetzung der 
Gewerbegerichte dieſes Mitwirken jahverftändiger Vertreter keineswegs 
in allen Fällen ſichert, daß dagegen unſer Vorſchlag die Entſcheidung gewerb⸗ 
licher Streitigkeiten den Innungen zu überweiſen, dieſe Sicherung in denkbar 
höchſtem Grade enthält. Auch wird man hoffentlich zugeben, daß Innungen, 
ſo organiſirt, wie wir es vorſchlagen, die nöthigen Garantien für eine un- 
parteitiche, würdige Wahl von Gerichtöbeifigern bieten. Namentlich werden 
dies alle Diejenigen müſſen, welche, wie die Commilfion des Reichstages, |. 3. 
die freie Wahl der Beifizer gefordert haben. Wenigftend wird man nicht 
annehmen dürfen, daß die Commiſſion in Hinblid auf die Leitung des Ges 
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mwerbegerichtes durch einen Juriſten beveit gewefen wäre, es mit ber 
fication der gewerblichen Beifiger nicht Fo genam zu nehmen. Hat m 
geglaubt, zu dem Reſultat allgememer Wahlen Zutrauen Haben zu 
ſo wird man gewiß auch den Innungen glauben, daß fie bie zum 
nehmung vichterliher Wunctionen geeigneten Perſonen werben zu finden 
umſomehr, da der Natur der Sache und ber den Iumungen geteilt 
gaben nad in den Innungen fi von vormberein die bepächtigeren ı 
verläffigeren Elemente zujfammenfinden werden. | 

Was num die Bildung und Aufammenfegung der Inmmg 
anbelangt, fo it der Vorſchlag, das Nähere darüber dem Statut 1 
zelnen Innungen zu überlaffen, aus ver Rüchkſicht anf die natırgemä 
große Berſchiedenheit der einzelnen Innungen hervorgegangen. 

In Betreff des Verfahrens vor den Immungsgerichten war d 
ftändigfeit des Gerichts am einfachſten und für alle Theile billigſt 
$. 108 b 1 zu regeln, Die Beitinnmungen des $. 108 b, 2 ſchlie 
dem von der Reichstags⸗Commiſſion |. 3. gutgeheißenen Inhalt der be 
Regterungsvorlage $. 108 d, ? an. Dagegen find wir in 8. 10 
von $. 108 d, 3 der Regierungsvorlage in fo fern abgewichen, als 
Ausbleiben des Beklagten in dem Termin nicht ohne Weiteres die 
Klage behaupteten Thatſachen als zugeftanden angenommen wiſſen 
Wir hielten lettered für um fo bedenklicher, als einerſeits die ara 
ftehenden Härten unmöglich überſehen werben fünnen, Härten, die nicht 
durch die in ſolchen Fällen geftattete Berufung ausgeglichen werben 
da jelbft ſolche Urtheile vorläufig vollftvedbar fein ſollen. Andererfei 
auch der Fall nicht überleben werben, daß das aus Sachverftändigen be 
Gericht im der Yage fein fann, die in der Klage behaupteten Thafat 
wrig zu erfennen, und nicht gezwungen werden darf, lediglich im Fe 
Ausbleibens des Beklagten Behauptungen als tbatlächlich zugeftander 
exwieſen zu behandeln, deren Richtigfeit e8 auf Grund eianen Mille 
zweifelt. Dan vergleihe auch $. 108 d, 6 der Regierungsoorlag 
5. 108 b, 7, die beide dem Gerichte vorfchreiben, über die Wahr 
thatjächlihen Behauptungen nach feiner freien, aus dem Inbegriff di 
bandlungen geſchöpften Ueberzeugung zu enticheiden. Der Fall mir 
kommen, daß Das Gericht ſchon aus dem Vorbringen des Klägers 
Gegenrede des Beflagten, die Meberzeugung gewinnt, daß der Klä 
Unrechte ſei. Wir fchlagen deshalb wor, dem Gerichte zu überlaffen 
Husbleiben Des Beflagten „dem Antrage der Magenden Partei gemäf 
Sachlage zu entſcheiden“. 

Im 8. 108 b, 5 proponiren wir ferner, Die Zuziehung won 
beiftänden ſeitens der Barteien auszuſchließen, und Vertretung nmın 
nahe Verwandte und Bormünder, ſowie durch Dauernd im Dienfte de 
teten ftehende Perſonen over Gemerbsgenoffen zuzulaflen. Die Ausſch 
von Rechtsbeiſtänden entipricht dem Berfahren vor der hamburgiſchen ftd 
Vergleihöbehörde, wo nicht der mindefte Uebelftand in folge deſſen fl 
ausgeftellt hat, jo daß in dem |. 3. vom Senate der Buürgerſcha 
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gelegten neuen „Antrage, betreffend Behörden zur Enticheivung von Streitig- 
feiten der felbftändigen Gemwerbtreibenden mit ihrem Hülföperfonal und bas 
Berfahren vor denjelben”, dieſer Grundfag in $ 9 unverändert wieder auf- 
genommen ift. Aud die vom 7.—10. März d. I. in Berlin ftattgefundene 
Conferenz deutſcher Handels- und Gewerbekammern hat fid) in diefem Sinne 
ausgeſprochen. Ber Der Eigenart der vor ben Innungs- vejp. Gewerbe: 
gerichten zur Verhandlung kommenden Angelegenheiten, die faft ausſchließlich 
um techniſche Details ſich drehen, kann in der Vertretung der Parteien durch 
Juriſten eine Förderung des Verfahrens nicht gefunden werden. Vielmehr 
iſt eine raſchere und ſachgemäßere Entſcheidung dann vorauszuſetzen, wenn 
ee Parteien nur mit den fachmänniſchen Richtern zu thun 
aben. 

Die Commilfion des Reichstages hat ſ. 3. verlangt, daß das ben 
Parteien mitzutbeilende Urteil mit Gründen zu verjehen fei 
($ 108 d, 7). Die Regierungövorlage Zenut dieſe Beſtimmung nicht, und 


wir find ber Anficht, daß letztere dabei richtiger die beſonderen Verhältnifie 


der mit Schuͤchtung gewerblicher Streitigkeiten betraueten Gerichte trifft. 
Wir müſſen uns um ſo mehr hierin der Regierungsvorlage anſchließen, als 
wir die ſofortige Verkündung des Urtheils am Schluß der Verhandlung ver- 
langen und das Zugeſtändniß einer Frift zur Verkündung des Urtheils für 
eine Verringerung der Nützlichkeit des Gerichts halten müſſen. Wenn das 
Gericht nach feiner freien, aus dem Inbegriff ver Verhandlungen ge= 
\höpften Ueberzeugung zu enticheiden hat, jo muß es ſtets am Schluß der 
Verhandlungen im Stande fein, fein Urtheil abzugeben. Eine Friftgemährung 
iſt demnach nicht nöthig, umd führt nur zur Verſchleppung. In Hamburg, 
wo bie Zahl der vor Die betreffende Behörde fommenden Fälle eine außer: 
ordentlich große ift, hat die fofortige Verkündung des Urtheils niemals ein? 
Schwierigkeit verurſacht. 

In $ 108 b, 9 unſeres Entwurfs haben wir es für nöthig erachtet, 
ausdrücklich zu ertlären, daß die vorläufige Vollſtreckung eines auf Ausbleiben 
des Beklagten ergangenen Urtheils durch Erhebung des Einſpruchs nicht auf: 
gehalten werben fol. Wir haben damit dem Unfuge vorbeugen wollen, daß 
das Ausbleiben im erften Termine zur Regel wird, zur großen Beläftigung 
des Gerichtes und zur Schädigung namentlih der ärmeren und in ber Zeit 
keichränften Partei. 

Die Beitimmungen sub $ 108 b, 10 und 11 erklären fi von felbfi. 

Ebenfo $ 108 c, Abſatz 1. 

In 8 108 ce Abſatz 2 Haben wir verfudht, die Bedenfen, welde ın 
der Reichſstags-Commiſſion |. 3. gegen $ 108 f der Regierungdvorlage 
(„Die Entfeidungen der Gemerbegerichte find endgültig") erhoben mworben, 
zu befeitigen. Wenn wir nicht verfennen konnten, daß es ernften Bedenken 
unterliegen müſſe, für alle Rechtsſtreitigkeiten, welche vor die Innungs- reſp. 
Gewerbegerichte gelangen „ohne Verüdfihtigung ihres Werthes, den ferneren 
Rehtöweg abzufchneiden, fo glauben wir doch, daß es den größten Theil des 
Nutzens, welden das jummarifche abgefürzte Berfahren A Gerichte, 
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namentlich in Bezug auf gewerbliche Bagatellftreitigkeiten ftiften Toll, 

Wind werfen biefe, wenn man ben Parteien eine unbegvenzte Apf 
egen die Erkenntniſſe der Innungs- reſp. Gewerbegerichte freilaffen 
Wr ſchlagen deshalb vor, Die Erkenntniſſe, joweit fie Summen bis zı 
von 50 Reichsmark betreffen, für endgültig zu erklären, fiber jenen 
hinaus jedoch eine Appellation zuzulaffen, mit der Maßgabe, daß, fi 
Rechtsſtreit ein Object von 50—500 Redsmart im Werthe betri 
Entſcheidung des Gerichts, unbeichabet des eingelegten Rechtsmittels, v 
vollſtreckbar fein, über jenen Betrag hinaus jedoch auch die Vollſtreck 
zur definitiv ausgemachten Sache ruhen Toll, 

Was die Berufung ſelbſt anbetrifft, jo ſchlagen wir vor, biefel 
wo neben dem Innungsgericht ein Gewerbegericht eriftirt, an letter 
Ermangelung eines Gewerbegerichts aber an das zuftändige Gericht u 
Inftanz geben zu laffen. Die allgemeinen Gewerbegerichte werben, v 
neben Innungsgerichten beftehen, mehr allgemeine Intereſſen vertret 
als ſolche zur Appellationsinſtanz gegen Erkenntniſſe des fpectellen R 
gerichtes ſich ſehr wohl eignen. Fehlen Gewerbegerichte, ſo iſt das or 
Gericht unterſter Inſtanz von ſelbſt als Appellationsinſtanz gegeben. 

8 108 d it ſelbſtverſtändlich, nachdem die Innungs= vefp. 6 
gerichte nicht in Der Weife ber Regierungsworlage $ 108 a mit ben 
lichen Gerichten verbunden find. 

In vorftehender Weiſe haben wir und die Erridtung vom u 
Berfahren vor Innungsgerichten gedacht, und wir find des feften GI 
daß ſolche Innungsgerichte vollauf eben io gut, wie die von den Regi 
porgeichlagenen Gewerbegerihte, im Stande fein werben, die vorfon 
Rechtsſtreitigkeiten gewerblicher Natur zu enticheiden, ja, daß fie, weil 
aus Sachverſtändigen des fpectellen Gewerbes beſtehen, nicht unerheblic 
züge vor ben Gewerbegerichten befigen werben. Wenn wir aber 
glauben, daß ihre Errichtung ſchon um ihrer ſelbſt willen fi t 
empfehlen werde, jo halten wir fie Daneben noch für eben fo bevenfj 
feftes Bindemittel für die Innungen felbft, die fie mit einem ya 
das Zuſammenwirken aller Theile fördernden Inhalt erfüllen, 
ihmen zu gleicher Zeit ein Anſehen und eine Würde gewähren, hoch 
„freien Bereinen” niemals zufommen werden. Ale Vortheile, weld 
von der Erridhtumg von Gewerbegerichten für die Ausgleichung der 
werbeftande zwifchen den verſchiedenen Theilen und Parteien deſſelben bef 
Differenzen, für die Ausſöhnung der Hadernden, ſomit für Die Wi 
ftellumg des gewerblichen Friedens erwartet, werden Innungsgerichte 
höheren Grade erfüllen, weil fie die verfchiedenen Theile weit bäufi 
weit inniger zufammenführen, und weil fie in ihren Mitgliedern, Die 
ftetigen Zufammenmirfen fennen und achten lernen, eine fortwährent 
paganda guten Willens und gegenfeitigen Entgegenfommend beſitze 
wird vorausfichtlich fehr bald dahin kommen, daß das Innungsgeri 
die wichtigften anderen Innungsämter entweder von denſelben Perſone 
ſind, oder doch, daß die Perſonen, welche die verſchiedenen Aemter inn 
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oder gehabt haben, alterniren, jo daß bie richterlichen Erfahrungen, die daraus 
geihöpften Gewohnheiten der Unparteilichkeit und der Selbftbeberrihung der 
Innung in allen ihren Theilen zu Gute fommen. " 

Es bleibt num noch zu unterfuhen übrig, welden Anforderungen bie 
Innungen zu genügen haben follen, bevor ihnen die Ausübung des wichtigen 
gerichtlichen Amtes anvertraut werden kann. 

Wir haben nad eingehender Berathung gefunden, daß allgemeine, für 
jeden einzelnen Fall gültige Normen in Dicher Beziehung fich nicht geben 
laſſen. In der Hauptfache haben wir den Zweck der Innungen feftgeftellt. 
Tie Prüfung, in wie weit die betreffenden Innungen jo zujammengejett 
und organtfirt find, daß fie die Erfüllung der Innungszwecke ficher ftellen, 
muß der zuftändigen Berwaltungsbehörde vorbehalten bleiben. Namentlich 
haben wir eingehend die Frage geprüft, ob flir die von der Behörde anzur 
erfennende Innung ein gewiſſes Zahlenverhältniß zu der Geſammtzahl der in 
dem betreffenden Gewerbe vorhandenen Arbeitgeber und Arbeitnehmer feftzuftellen 
ſei. Wir find dazu gefommen, diefe Frage zu verneinen, weil ſich für feinen 
der vorgeichlagenen Bruchtheile eine ftihhaltige Begründung finden ließ. Wir 
mußten und jagen, daß es von vornherein ſchwierig fein wiirde, bei dem 
jebigen Zuſtande der Unorganifation überhaupt die Zahl der Gewerbsgenoſſen 
feftzuftellen ; wir mußten in Betracht ziehen, daß, wenn ein beſtimmtes Ber: 
bältniß der Innungsmitglieder zur Gefammtzahl fowohl in Bezug auf die 
ſelbſtändigen wie die unfelbftändigen Gewerbsangehörigen verlangt werde, in 
allen denjenigen Fällen, wo zunächſt der eine Theil der Bildung einer Innung 
günftig geftimmt fein, der andere derfelben Dagegen abgeneigt fein oder gleich: 
gültig gegenüber ftehen follte, die Bildung einer Innung ummöglih gemadt - 
wirde, und daß dadurch gerade der Zweck, die bisher Getrennten und Ber: 
feindeten zufannnenzuführen, vereitelt wäre. Wir haben ferner dabei bie 
Schwierigkeit vor Augen gehabt, welche der Mangel an Stabilität in ber 
Eriftenz der Innung heworrufen müßte, jobald etwa einmal das urjprünglid 
feſtgeſetzte Zahlen - Berbältnig der Innungsmitgliever zu den außerhalb der 
Innung Gebliebenen durch vorübergehende Fluctuationen in der Zahl ter 
Innungsmitgliever geftört, und ſomit die Innung jeden Augenblid der Be- 
dingungen ihrer Berechtigung fih beraubt jehen könnte. Wir find deshalb 
einſtimmig zu der Anficht gekommen, daß es fidy nicht empfehle, Die Gründung 
einer Innung von dem Beitritt eines feften Bruchtheils der Gewerbögenofjen 
abhängig zu machen, fondern daß es hierbei mehr als irgendwo darauf an- 
kommen werde, die Stimmen zu wägen, nicht zu zählen. Deshalb ſchlagen 
wir vor, ed der zuftändigen Verwaltungsbehörde, der in jedem Falle die Ge: 
nehmigung des Innungsſtatuts vorbehalten bleibt, zu überlaffen, jelbft zu 
prüfen, ob die Innung fähig ift, den in 8 103 b—103 e feſtgeſetzten 
Beftimmungen zu entſprechen, und danach Entjchluß darüber zu fallen, ob fie 
ihr die Befugniß zur Bildung von Innungsgerichten vefp. zur Gründung 
und Berwaltung felbftändiger Kranken: und Unterſtützungskaſſen ertheilen 
will oder nicht. 

Endlich haben wir natürlihh auch noch die Frage erwägen müſſen, ob 
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A— bie Jurisdiction des Innungsgerichtes ſich auf die Innungsangehörigen be 
R ſchränken, oder auf alle Angehörige des betreffenden Gewerbes, reſp. der in 
der Innung vertretenen Gewerbe erſtrecken ſoll. So ſehr von mehr als 
einer Seite gewünſcht wurde, die Gerichte nur auf Innungsgenoſſen zu be 
ſchränken, um dadurd einen Anreiz auf die außerhalb der Innung Verbliebenen 
zum Eintrit in diefelbe auszuüben, fo haben wir uns doch der dabei ent: 
ftebenden praktiſchen Schwierigkeit fügen müſſen, daß ein ſolches Vorgehen 
Unficherheit über die Nechtözuftändigfeit bei den vorfommenden Streitfällen 
heroorrufen würde, und daß deshalb im Intereſſe der Rechtsſicherheit und 
Rechtsgleichheit nichts Anderes übrig bleibe, al8 den Innungsgerichten alle 
dem Bereiche des betrefenden Gewerbes entipringenden Rechtsftreitigkeiten zu⸗ 
zumeilen, gleidyviel, ob. die Parteien der Innung angehören oder nicht, Wir 
glaubten, daß auch in dieſem Falle der Wunſch, an der Bildung des Gerichte 
Theil zu nehmen, zum Eintritt in die Innung anfeuern würde, abgejehen 
von den im Uebrigen von der Innung gebotenen Vortheilen. 

" Eolchergeftalt haben wir und bemüht, die Erwägungen, welche uns bei 
unjerem Vortiloge, betreff8 Abänderung Des von den Innungen handelnden 
Titels VI. der ©.:D. geleitet haben, flar zu legen, und hoffen, daß es uns 
gelungen fein wird, die Weberzeugung bervorzurufen, daß auf dieſem Wege 
ſowohl für die Verbeſſerung der gewerblichen Rechtspflege, wie für die Wieder 
berjtellung des gewerblichen Friedens und die innere Hebung und Kräftigung 
des Gewerbeftandes Erſprießliches geichehen kann. 

Es erübrigt und jest nur noch, einiges über die Gemerbegerichte, in 
Unterfiheidung von den Innungsgerichten zu jagen. 

Selbſtverſtändlich wird es vielen Orten, namentlih in der exften Zeit, 
nicht möglich ſein, Innungsgerichte zu bilden. Theile wird e8 an fleineren 
Drten und bei kleineren Gewerben an der erforderlichen Anzahl von Gewerbe: 
genoffen zur Bildung einer lebensfähigen Innung und zur genügenden Wahr: 
nehinung der Sunctionen derſelben fehlen, theil8 wird aud) an mandem Orte 
das Berftindniß für die Bedeutung derfelben nicht in genügenden Maße vor: 
bunden fen. In diefen Fällen würden wir in der Bildung von Gewerbe: 
oerichten nad) der Art, wie fie der Regierungsantrag vorſchlägt, einen er- 
heblichen Fortfchritt gegen den jegigen Zuſtand der Dinge erbliden. Bir 
haben deshalb unjerem Vorſchlage in Betreff der Bildung von Inmungs 
gerichten in 8 108 e—1 diejenigen Beſtimmungen angefchlojjen, welde wir 
auf die Bildung von Gewerbegerichten und das Verfahren vor denſelben an: 
zuwenden vorſchlagen. Wir find dabei tim Wefentlihen der mehrgedachten 
Negierungsvorlage gefolgt, und beichränfen uns deshalb darauf, im Nad- 
ftehenvden die Abweichungen zu motiviren. 

Entſprechend dem $ 108 a, Abſatz 1 der Regierungdvorlage und nt: 
gegen den Beſchlüſſen der Reichstags-Commiſſion rathen wir, die Zufjammn 
\egung des Gerichte® auf einen Vorſitzenden und zwei Beifigende zu be 
ſchränken. Je geringer die Zahl der Richter, defto größer die Ausſicht, 
ſowohl die Parteien zum freiwilligen Vergleich zu bewegen, wie auch im dalle 
des Durchhandelns der Sache, diefelbe zum raſchen Abſchluß zu bringen, 
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ohne daß darunter die Sachgemäßheit der Entſcheidung Gefahr Läuft. Die 
Erfahrung lehrt, daß Die größere Zahl der Mitglieder des Gerichtes bie 
Berbandlungen in die Länge zieht, und namentlich die Parteien in dem Bes 
ftreben beflärkt, für fid) und ihre Sache die Sympathie der einzelnen Mit⸗ 
glieder des Gerichte® zu erweden. Bei Vergleichsverhandlungen ift jogar ein 
Einzelrichter wirkſamer als ein Collegium, namentlich ſobald ihm erft eine 
längere Erfahrung zur Seite fteht. Zu erwägen ift auch die unter allen 
Umftäuden bedeutende Schwierigkeit, ſtets die erforberliche Zahl von Beiſitzern 
und Erſatzmännern ausfindig zu machen und zur regelmäßigen Theilnahme 
an den Sigungen des Gerichts anzuhalten, eine Schwierigkeit, bie mit jeder 
Vermehrung der Zahl der Beifiger unverhältnigmäßig wächft und defto ſchwerer 
ind Gewicht fallen muß, je mehr es fih um großſtädtiſche Verhältniſſe han- 
vlt. Wir möchten deshalb entfchteden davon abratben, in gewöhnlichen Fällen 
mehr als zwei Beifiter zuzuziehen. Um jedoch bet bejonder8 wichtigen oder 
complicirten Sadyen ſowohl dem Wunfche der Parteien, wie vielleicht Den Des 
Gerichtes felbit, nach Berftärkung der Zahl der Beifiger entiprechen zu Fünnen, 
ſchlagen wir vor, in ſolchen Fällen e8 dem Vorfigenden zu überlaffen, auch 
ine größere Anzahl von Beifigern zuzuziehen. 

Die Frage, ob der Vorfigende ein Juriſt fein ſolle, haben wir offen 
gelafſen. Dort, mo befähigte Nichtjuriften ſich vorfinden, Liegt gewiß fein 
rund vor, fie auszufchliegen, während es an manden Orten fogar vor- 
fommen kann, daß geeignete Yuriften fehlen, während ein paflender, das 
Vertrauen feiner Mitbürger genießender Privatmann vorhanden if. Wir 
glauben, Daß es unter ſolchen Umftänden fich empfehlen wird, der Behörde 
die Auswahl freizulafien. Hier in Hamburg, wo jährlih Tauſende von 
Fällen vor der ſtädtiſchen Vergleichsbehörde zur Entſcheidung kommen, fungirt 
ein Nichtjurift als Borfigender zur allgemeinen Zufrievenkkeit. 

Was endlih die Remunerirung der Beifiger anbelangt, jo haben wir 
die Umentgeltlichkeit der Functiontrung derfelben nur als Regel aufgeftellt, 
Ausnahmen jedoch zugelaffen. Wir gingen von der Anfiht aus, daß dem 
vihterlichen Amte, ſofern e8 nicht berufsmäßig geübt wird, feine Bedeutung 
als bürgerliched Ehrenamt ohne dringende Beranlaffung nicht geſchmälert 
werden fole. Die heiflige Frage, ob die Diäten der Beifiger von den 
Gemeindebehörden over vom Staate zu zahlen feien, mußte gleichfalls gegen 
die Diäten ind Gewicht fallen, ebenfo wie Die erhöhte Koftipieligfeit des Ver: 
fahrens. Unter bejonderen Berhältnifien jedoch, mo die Einrichtung eines 
Vewerbegerichted an dem Mangel von Diäten fcheitern fünnte, mag die 
Zahlung folder in der angegebenen Höhe zugelaflen merden. 

In 8 108 f haben wir die Frage: ob Ernennung der Beijiger durch 
die Gemeindevertretung, ob freie Wahl, unter gewiſſen Meodificationen im er- 
teren Sinne entſcheiden zu müfjen geglaubt. In großen Städten wird bie 
allgemeine Wahl, namentlihd aus den Hülfsarbeitern, ihre jehr großen 
Schwierigfeiten haben, und ein ſachdienliches Ergebniß ſchwerlich ſicherſtellen. 
Das außerorventlih raſche Fluctuiren der wahlberechtigten Bevölkerung wird 
cin fortdauerndes Umarbeiten ver Wählerliften zur nothwendigen Folge machen, 


— 
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bie Gewählten werden ebenfalls nırr ganz felten währen der ganzen Dauer 
ihrer Amtsperiode am Orte bleiben. Man wird ferner darauf gefaßt fein 
müfjen, bei allgemeinen Wahlen nicht die zu dem Amte Tüchtigſten, ſondern 
die aus anderen Urſachen notorifceften Hülfsarbeiter aus der Wahl hervor: 
geben zu ſehen, wenigftens in der erften Zeit, und e8 muß befürchtet werben, . 
daß dieſe Hebelftände in Gemeinihaft das ganze Syſtem der Gewerbegerichte 
in Mißeredit bringen. Andererjeit aber wird auch der Gemeindevertretung 
bie genügende Perſonalkenntniß abgehen, um eine gute Wahl aus eigner Kenntniß 
treffen zu lönnen, und man würde deshalb befürchten müffen, daß die Wahl 
in Wirklichkeit zur Beftätigung einer von einigen Perfonen aufgeftellten Lifte 
hinabfinfen würde. Um dem vorzubeugen, fchlagen wir vor, daß die Ge- 
meindevertretung, refp. in den freien Städten die Bürgerichaft, zwei Com: 
miffionen ernenne, reſp. für die felbfländigen und die unfelbftändigen Gewerbe- 
treibenden, denen alsdann unter Controle der öffentlichen Meinung die Wahl, 
reſp. die Ergänzung der Beifiger übertragen werben könnte. 

An Orten, wo die Gemeindevertretung in Verbindung mit der oberen 
Berwaltungsbehörde die Ernennung der Beifiger dur allgemeine Wahl für 
angebradjt hält, wiürben wir auch gegen diefen Modus nichts einzuwenden 
haben; wir müffen uns jedoch, dagegen erflären, denfelben, wie die Reichstags- 
Commiſſion wollte, allgemein vorzujchreiben. 


Nadtrag. 


Der von den Eingangs namentlid aufgeführten Mitgliedern der freien 
Commiſſion ausgenrbeitete, vworftehend abgebrudte Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Abänderung einiger Beftimmmmgen des Tit. VI. der Gewerbe⸗ 
Ordnung ift in der aus den Anmerkungen zu den 88 103 d, 108, 108 b 
und 108 d erfichtlihen Faſſung nebft ven Motiven einigen mit den gewerb- 
lichen Berhältniffen und der Gewerbegefeßgebung vertrauten Männern, na: 
mentlich Mitglievern des Reichstages, behufs gutachtlicher Aeußerung mit- 
getheilt worden. Wir haben mit Dank die Bereitwilligkeit anzuerkennen, mit 
welcher eine größere Anzahl der dieferbalb von uns zu Rathe gezogenen 
Männer unferem Erſuchen entfprochen haben, und geglaubt, diefen Dank nicht 
beſſer als durch beſonders forgfältige Erwägung der uns zugegangenen Be: 
merfungen betbätigen zu können. Der Gejegentwinf iſt deshalb nochmals 
eingehend von und durchberatben worden, und haben wir und zu einigen 
Abänderungen veranlaft gejehen, die in dem vorftehenden Wiederabbrud bes 
Entwurfs beveit8 berüdichtigt find. Wir meinten, von einem Nebeneinander: 
ftellen de8 Entwurfs in feiner urſprünglichen und in feiner gegenwärtigen Ge- 
ftalt um fo eher abjehen zu Können, als die getroffenen Abänderungen nicht 
principieller Natur und auch materiell nicht von größerem Umfange find, die 
dem erften Entwurf voraufgeſchickte Einleitung und angefügten Motive jomit 
unverändert bleiben konnten. Im Bezug auf die beichloffenen Abänderungen 
fowie in Betreff berjenigen, uns ſeitens ber geehrten Gutachter gemachten 
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Einwendungen, bie wir nach eingehender Priifung nicht glaubten acceptiven zu 
können, bemerken wir noch kurz Folgendes 

Der Vorſchlag, die ee, gewerblicher Streitigfeiten Innungs⸗ 
gerichten zuzuweiſen, hat im Allgemeinen bei der Mehrzahl der Herren Gut 
achter Beifall gefunden; doch ift mehrfach gegen bie Abſicht monirt, auch die 
Streitigkeiten ** Gewerbireibenden, welche einer Innung nicht an⸗ 
gehören, durch das Innungsgericht eniſcheiden zu laſſen. Da * einen der 
wichtigſten Punkte unſeres Vorſchlages bildet, jo haben wir, obgleich ber Ge⸗ 
genſtand bereits in denjenigen Berathungen, aus welchen unfer Gelegentwurf 
in feiner u en Faſſung hervorgegangen iſt a BE eingehend erwogen 
wer, denſelben nochmals jorgfältig debattirt, haben aber zu dem Schluffe 
fommen müflen, daß e8 aus praktifchen Gründen nothwendig fei, bei unferem 
erften Vorſchlage ftehen zu bleiben. Wollte man es in den Willen der ein- 
zelnen Gewerbetreibenden ftellen, wo — vor welchem Gerichte — fie Recht 
nehmen wollen, jo witrbe das zur völligen Rechtsunſicherheit in Streitigkeiten 
gewerblicher Natur führen. Jemand, der in irgend einer Slageangelegenheit 
von dem Innungsgerichte verurtheilt worden — feiner Anfiht nad natürlich 
immer zu Unrecht — würde, jobald er wieder in die Tage käme, eine Diffe- 
renz gleicher over ähnlicher Ratır vor Gericht auszufechten, verfuchen, bie 
Sache vor ein anderes Gericht: Gemerbegericht ober gemöhnliches Gericht, zu 
bringen, und zu dem Zwede häufig jelbft vorziehen, aus der Inuung aus: 
zufeheiben, um ihrer Juriöbiction zu entgehen, wenn die Sache für ihn wichtig 
genug wäre. Die Beſchränkung der Rechtöfphäre der Inmungsgerichte auf 
die Innungsgenofjen würde alfo nicht etwa zur Stärfung der Innung und 
ihrer Anziehungstraft auf die draußen ftehenden Gemwerbegenofien beitragen, 
jondern umgekehrt jehr Leicht das gerade Gegentheil bewirken können, während 
allerdings Viele zum Eintritt in die Innung ſich bewogen fühlen werben, 
wenn fie willen, daß ihre Streitigkeiten vor derſelben zur Erledigung kommen, 
um bei Zufammenjegung bed Innungsgerichts mitwirken zu können. 

Dagegen ift uns nun freilih der Einwand gemadt: So wenig man 
nach den heutigen Auffaſſungen Jemanden zwingen könne, Mitglied einer In— 
nung zu werben, jo wenig werde man ihn zwingen können, feine GStreitig- 
feiten durch ein Innungsgericht enticheiven zu Iaffen, wenn er tm Webrigen 
der Innung nicht angehöre. Diefer Einwand ericheint uns nicht ftichhaltig. 
Man zwingt jegt Jedermann, fein Hecht vor Gerichten zu fuchen, auf deren 
Belegung er nicht den mindeften Einfluß Bat. Man will die Gewerbe 
treibenden jet zwingen, ihre Streitigfeiten durch Gewerbegerichte entſcheiden 
zu laffen, bie möglicherweiſe nicht einmal durch Genofjen des betreffenden 
Gewerbes beſetzt find, alſo in Bezug auf Sachkenniniß nicht mehr bieten, als 
die gewöhnlichen Gerichte. Es wird deshalb feine zu große Zumuthung an 
einen Gewerbtreibenven fein, feine Streitigfeiten vor einem Innungsgerichte 
zu verhandeln, das unferer Meinung nad) den vorgeichlagenen Gewerbe 
gerichten gegenüber weſentliche Borzüge befist, namentlih in Bezug der 
Sachkenntniß. Wir müſſen deshalb an unferem Vorſchlage in Betreff der 
Competenz der Innungsgerichte feftbalten, und würden bei einer Einengung 
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derſelben in dem angebeuteten Sinne tie Lebensfähigleit der Innungsgerichte 
bedroht ſehen. Aus demfelben Grunde haben wir aud den Borfchlag, ben 
S 108 b 1 wie folgt Iauten zu laſſen: Zuſtändig ift diejenige Innung 
„welcher der Beklagte angehört”, nicht acceptiven können. Vielmehr haben 
wir, um aud den Fall zu berüdfichtigen, daß der Bellagte, 3. B. als Ya: 
Ah mehrere Gewerbe betreibt, die jegige Faſſung des 8 108 b 1 wählen 
müſſen. 

Ein anderer Vorwurf, der unſeren Innungsgerichten gemacht iſt, geht 
dahin, daß ſie zu ſchwerfällig ſein würden; ein Einzelrichter — Mitglied der 
Gemeindebehörde oder der Innung — werde raſcher entſcheiden. Nun verkennen 
wir gewiß nicht, daß ein Einzelrichter weſentliche Vorzüge vor einem Colle 
gium befitt, wie daß die Hafchheit Des Verfahrens nur dadurch gewinnen ann, 
wenn das Gericht aus möglichft wenigen Perfonen beſteht. Wir haben bei: 
halb aud) in 8 108 a e8 dem Innungsftatut überlaffen, die Bildung und 
Zufammenfegung ded Innungögerichtes zu regeln. Glaubt eine Innung nid 
in der Lage zu fein, ein collegialiſch zuſammengeſetztes Inmungsgericht zu 
bilden — etwa in Folge geringer Mitgliederzahl in Heinen Orten, — 
wünſcht fie auß anderen Gründen einen Einzelnen mit der Rechtſprechung zu 
betrauen, jo wird fie im Innungsftatut demgemäß Vorſchriften treffen können. 

Ber den Gemwerbegerichten aber wird man, um den Vortheil der ge 
werblihen Sadfenntniß nicht einzubüßen, die Beifiger nicht entbehren können, 
und haben wir und bereits auf die kleinſtmögliche Zahl von 2 Beifigern, je 
einen aus Arbeitgebern und Arbeitern, beſchräukt, während vielfach, nament: 
li von Vertretern des rheinländiſchen Gewerbeſtandes, auf Grund dortiger 
Erfahrungen 4 gefordert werden. Wir wiederholen: wir geben e8 zu, daß 
e8 für die Wirkſamkeit des Gerichtes, namentlih beim Sühneverſuch, vortheil- 
baft ift, möglichſt wenig Richter zu haben; weiter aber konnten wir mid 
eben, als indem wir die Zahl auf 2 berablegten, wenn wir die Zujammen: 
an des Gericht8 aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern nicht fahren laſſen 
wollten. Nun ıft freilich auch diefe Zuſammenſetzung angefochten, und zwar 
bat man die Unparteilichleit des Gerichte dadurch gefährdet gejehen, wenn 
die Beiſitzer dergeftall von verſchiedenen Claffen und nah Claſſen gewählt 
werden. Wir glauben jedoch vielmehr, daß die Zufammenfegung des Ge 
richte8 aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern das einzige Mittel iſt, um dem: 
felben das Zutrauen namentlih der arbeitenden Claffe zu verjchaffen, und 
theilen die Befürchtung wegen Parteilichkeit der Beifigenden nit. Wo biö- 
ber derartige Verfuche gemadt find, haben foldhe Befürchtungen fich ald un: 
begründet erwiefen; ja bier in Hamburg gilt die lediglich aus Arbeitgebern 
zuſammengeſetzte Vergleichsbehörde in Wrbeitgeberkreifen vielfach als zu ſehr 
arbeiterfreundlich, während umgefehrt ihre Unparteilichkeit von Arbeitern noch 
niemals angezweifelt ift. Sollte die Befürchtung, daß Arbeitgeber zu Gunſien 
der Arbeitgeber, Arbeiter zu Gunſten ihrer Genoſſen auftreten, aljo ım 
Stande wären, das Recht zu Gunften von Claffeninterefien zu beugen, be⸗ 
gründet fein, fo müßte nicht nur auf die Mitwirkung der Beijiger bei ven 
Gewerbe: und Innungsgerichten, fondern noch auf viel mehr verzichtet werden. 





zur Abänderung ber Gemerbeurbmung. 233 


Wir z.B. würden in ſolchem alle die Möglichkert irgend welchen Zuſammen⸗ 
wirkens, alſo auch die Möglichkeit des Beſtehens —— Innungen aus 
Arbeitgebern und Hälfsarbeitern überhaupt anzweifeln. 

Des Weiteren ift ferner von mehr als einer Seite vorgefhlagen, Be 
ſtimmung dahin zu treffen, daß den Innungs- oder Gewerbegerichten bie 
Befugniß t werde, in Fällen, wo auf eine Leiſtung erkannt iſt, die 

dieſer Leiftung fofort unter Execution zu fielen, und eventuell durch 
we und Bollftredung von Haftſtrafen zu erzwingen, ähnlich wie Dies 
. 3. au vom Hamburger Senate in rg Antrage bezüglich der Ent» 
ſcheidung gewerblicher Streitigteiten geſchehen tft 

Es iſt dies (Die execntio ad faciendum) belannilich eine der beſtritten⸗ 
ſten Fragen der Gegenwart, namentlich ſoweit fie mit. ber vielerörterten 
—— ——— in Verbindung ſteht, und wir haben geglaubt, 
fie hier micht nebenher bei Gelegenheit eines Borſchlages auf Einſetzung von 
muungögerichten erledigen, ſondern fie der Entſcheidung durch Die zu erwarten: 
ven großen Juſtizgeſetze überlaſſen zu ſollen. 

Dieſes wären Die ee welche gegen: bie Imungegerichte, wie 
wir fie vorgeſchlagen Haben, erhoben find. Daneben ift noch von zwei Seiten 
monirt, Daß wir zu weit in Die Specialitäten des Verfahrens u. dgl. ein⸗ 
gegangen feien, und wird diefer Tadel von einem der Herren Gutachter dar⸗ 
ee bafızt, daß die Innungsgerichte nicht eigentlih Recht fprechen, ſondern 

nur vorläufig erzwingbare an, orſchläge machen follen, während 
die von Dev Regierung vorgelchlagenen Gemwerbegerichte die Gerichte 
erſter Inſtanz zu bilden hätten. Dieſer Standpunlt iſt aber dem unfrigen 
principiell entgegengeſetzt; wir betrachten bie Innungsgerichte als (in ihrer 
Competenz) wirklich R edit fprechende Körperichaften und haben deshalb ges 
gaubt, einige, zum Theil der biefigen Praxis entnommene, Vorſchriften in 

Betreff Des rens hinzufügen zu muſſen, wobet der Gerichtöprariß i immer- 
bin ipäter noch ein großer Spielsaum bleiben wiirde. 

Bon verſchiedenen Seiten ift uns der Rath gegeben, beſonders energifch 
anf Beftrafung des Contractbruchs und Einführung von Arbeitsbüchern zu 
dringen, und von emer Seite wird die Anficht betont, daß nur Durch Ver⸗ 
befferung bes Lehrlingsweſens, durch Einführung allgemeiner Sefellenprüfungen, 
geholfen werben könne. Die Beflrafung des Contractbruches ift eine Nechts- 
frage, Die nicht in den Rahmen dev gegenwärtigen Arbeit bineingehört; bie 
Einführung von Arbeitsbüchern und bie Beauffichtigung und Brüfung Der 
Lehrlinge ſehen vwir als Innungsſache an, die in das Eu... gehört, 
und Dort, > nad ven bejonderen Verhältniffen des entſchieden 
werden 
Zum Schluß noch einige allgemeine Bemerkungen über zwei Urtheile in 
Betreff der vorliegenden Arbeit, die, von ganz verſchiedenen Seiten und 
Standpunkten ausgehend, nur darin einig find, daß fie ihr die Möglichkeit 
dee prattifchen Erfolges abfpreihen. 

Das eine ertheilt unferer Vorlage ein uns jehr ſchmeichelhaftes Lob, um 
damit zur ſchließen, fie eine gänzlich ausſichtsloſe Siigphusarbeit zu nennen, 
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weil derſelben noch viel zu viel vom alten —— anbafte; Gründe fir 
dieſes harte Urtheil find weiter nicht geg Unferer Anficht nad ift der 
jest von und gemachte Borjchlag — von dem entfernt, was ſchließ 
lich als beſonderes Merkmal des Zunftleriſchen galt; wir — kein 
Vorrecht für irgend einen Theil, wir wollen Niemenden an der freien Aus⸗ 
übung feiner gewerblichen Thätigfeit hindern. Wohl aber glauben wir darauf 
hinweiſen zu holten, daß in ben Arbeitnehmer-Berbänden,, wie fie jeit Ein- 
führung der neuen "Gewerbe-Orbnun entſtanden find, die Zunft — jest aber 
lediglich als Hülfsarbeiterzunft — in ihrer ſchroffften Form und mit En ibem 
Ihlimmften Auswüchſen wieder lebendi 8 geworden ift, und daß di eſe Arbeiter- 

zünfte das ganze gewerbliche Gebiet vinnen Kurzem allein beherrfchen werben, 

zur ernfteften Gefährdung des bisher noch mühſam gevetteten Theiles be 
unabhängigen Gewerbebetriebes, wenn es nicht gelingt, —* Vordringen dieſer 
einſeitigen Arbeiter-Organifationen buch gemeinfame Organifationen Halt 
zu gebieten und das bereits eroberte Termin allmählich, wieder abzuringen. 

Leicht wird die Arbeit ohnehin nicht fein, aber fie muß gethan oder wenig⸗ 

ſtens verſucht werben, wenn nicht der dentfche gewerbliche Mittelftand, — und 
vielleicht viel mehr — im dem fonft unvermeiblichen Kampfe allmãhlich, aber 
ſicher zu Grunde ſoll. 

Das iſt denn auch die Antwort, die wir auf das zweite unſeren Be— 
ſtrebungen ungünſtige Urtheil haben, das Urtheil nämlih: Ihr werdet nicht 
durchdringen, weil ihr viel zu jehr Svealiften ſeid. Was an da ir 
von Berfländigu gung, Zuſammenwirken und Verführung ift Alles 
die Dinge find viel zu weit gediehen, die Feindſchaft der ſpeciell |. g. ar- 
beitenden Claſſe gegen alle ae Claſſen ift viel zu an , der Antagonis⸗ 
mus zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern iſt viel zu erbit als daß von 
ſolchen Verſuchen noch etwas zu hoffen wäre. Es giebt nur no) Eins: Kempf 
gegen Kampf; der arbeitenden Claſſe die Spitze Bieten; jo lange es geht 

Wir aber haben geglaubt, dem Peſſimismus nicht fo weit nachgeben 
ſondern wenigftens einen Verfuch machen zu müſſen, ob der jet im Deutfchen 
Gewerbftande wllthenbe innere Krieg nicht doch mod; zum Frieden gewandt 
werben könnte. Das aber geben auch wir Allen, an bie wir und menden, 
zu beventen: Zeigt es fich wirklich, daß es unmöglich ift, auf dieſem Lege, 
den wir nad langer, ernfter Prüfung fir den —J noch offenen halten, zu 
einer Verſöhnung zu gelangen, dann dürfte an bie Herbeiführung eines fried⸗ 
lichen Ausgleiches ber jetzt DAB ganze gewerbliche Leben auf's Tiefſte erſchuttern⸗ 
ven Parteilämpfe ſchwerlich noch zu denken ſein. Was dann kommen wird, 
werm das Wohl des Staates durch dieſen fortgeſetzten Kampf allmählich, aber 
ficher zu Grunde gerichtet wird, Haben nicht Die zu verantworten, bie nad) 
Kräften das Ihrige gethan haben, einen Weg zum Frieden zu bahnen, wenig- 
ftens jo gut fie es verſtanden. 

Hamburg, im OÖftober 1874. 


Vierer ſche Hofbuchdruckerei. Stephan Geibel & Go. in Altenburg. 
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Erſte Sitzung. 


Sonntag, den 10. October. 
12 Uhr 30 M. Mittags. 


Prof. Dr. Naſſe (Bonn): Meine Herren! Im Auftrage des Ausſchuſſes 
erlaube ih mir, die diesjährige Generalverſammlung zu eröffnen, Ihnen, meine 
Herren, den beften Dank zu jagen für Ihr Erfcheinen, und Sie bier willlommen 
zu beißen. Zunächſt geftatten Sie mir vielleiht, im Namen des Ausſchuſſes 
einige gefchäftliche Mittheilungen Ihnen zu machen. 

Es find zahlreiche Entichuldigungen von Mitglievdem des Vereins ein- 
getroffen, die zum Theil durch Krankheit, zum Theil durch Geſchäfte verhindert 
iind, der diesjährigen Generalverfaminlung beizumohnen. Es find die Herren 
Löwe-Calbe, Thiel, Mar Hirſch, Gneiſt, Dunder, Bluhme, 
v. Sybel, Sombart, Knies, Knapp, die ſich in dieſer Weiſe ent— 
ſchuldigt haben. 

Ferner habe ich Ihnen anzuzeigen, daß der Ausſchuß des Vereins ſich er— 
laubt Bat, in Erwiderung früherer Einladungen die Deputation des vollkswirth— 
ſchaftlichen Congreſſes zu den diesjährigen Sitzungen einzuladen. Von Seiten 
des Präſidenten des volkswirthſchaftlichen Congreſſes, Herrn Dr. Braun, iſt 
die Mittheilung gemacht worden, daß er von dieſer Einladung den einzelnen 
Mitgliedern der ſtändigen Deputation Mittheilung gemacht habe, und daß er 
allen Grund habe zu glauben, daß ein Theil derſelben ſich in Eiſenach einfinden 
werde. Er ſchreibt ferner: 

„Ich bitte, mich den in Eiſenach verſammelten Mitgliedern Ihres Vereins 
angelegentlichſt zu empfehlen. Ich bin überzeugt, daß der Gegenſatz zwiſchen 
beiden Verſammlungen durchaus nicht ſo ſchroff iſt, wie es anfangs infolge 
nebenfächlicher Umftände den Anſchein gewann, und daß beide Richtungen voll- 
berechtigt neben einander ftehend, jede in ihrer Art der Wiflenichaft und dem 
ẽffentlichen Wohle dienen werben. Bei häufigerer perfünlicder Berührung wird 
dies immer mehr zur Anerkennung gelangen.” 

Terner tbeile ih Ihnen mit, daß von Seiten des Caſſirers bes Vereins 
eme Ueberfiht der Einnahmen und Ausgaben mitgetheilt worden ift bis zu dem 
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gegenwärtigen Tage. Die Rechnung ift von dem Ausſchuß geprüft und mit ven 
Belegen verglihen und dechargirt worden. Ich glaube, Ste werben mir zu: 
fiimmen, wenn ich darauf verzichte, die einzelnen Zahlen diefer Rechnung Ihnen 
mitzutbeilen; aber ich werde dafür Sorge tragen, daß diefelbe im die gedrudten 
ftenographifchen Berichte, welche ja über diefe Berfammlung publicirt und den 
Mitgliedern zugefandt werden, aufgenommen wird, Ich bemerfe deshalb nır, 
daß die Rechnung ſchließt mit einem Guthaben des Caſſirers, alfo einem Defict 
von 388 Mark 7 Pf. Der Eajfirer bemerkt aber, daß ohne die Koften für 
die Vorbereitung der gegenwärtigen Berfammlung, die ja zum Theil oder ganz 
aus den Kintrittögeldern beftritten werben, welche jetzt erſt gezahlt werden, an 
ſtatt des Deficits ein Heiner Caffenüberihuß vorhanden fein wird. . 

Wenn kein Widerjpruch ſich erhebt, glaube ih annehmen zu dürfen, daR 
die Verfammlung e8 mir erläßt, viele Zahlen im Einzelnen vorzulefen, und mir 
erlaubt, Diefe Rechnung zur Kenntniß ſämmtlicher Mitglieder des Vereins da⸗ 
durch zu bringen, daß fie in dein ftenographiichen Bericht abgebrudt wirt. 
(Zuftunmung.) 

Ich bitte Sie num, zur Conftituirung der Berfammlung überzugeben, und 
zunächft den Präfidenten zu wählen. Ich Bitte den Schriftführer des Ausſchuſſes, 
Herrn Prof. Dr. Held, die Stimmzettel wertbeilen zu wollen. 


Geh. Reg.- Rath Dr. Hildebrand (Jena): Ich bitte, das Präſidium 
vom vorigen Jahre durch Acclamation von Neuem zu wählen. (Zuftimmung.) 


Brof. Dr. Naffe: Wenn ih aus Ihrer Acclamation ſchließen darf, dak 
Sie einverftanden find, fo bin ich bereit, meine ſchwachen Dienfte dem Berein 
zur Dispofition zu ftellen und im Vertrauen auf die im vorigen Jahre mir je 
überaus bereitwillig gewährte Unterftügung die Wahl danfend anzunehmen. Ih 
thue dies um fo lieber, al8 unjer Verein, wie wir Alle willen, im Laufe der 
legten Zeit der Gegenftand lebhafter und unbilliger Angriffe geweſen ift. Dan 
hat ihm vorgeworfen, ohne hinreichenden Grund eine neue Parteifahne aufgeftedt 
zu baben und außerdem Theorien aufzuftellen und zu verbreiten, welche die Grund⸗ 
eh unferer foctalen Ordnung in Frage ftellen und den focialen Frieden ge 
fährden. — 

Was den erften dieſer beiden Vorwürfe betrifft, jo ift ja jo viel zuzugeben, 
daß zur Zeit in Deutjchland ſich eigentlich Niemand mehr bekennen will zu den 
Anfichten über das Verhältniß von Staat und Volkswirthſchaft, welde in ben 
letzten Generationen durch die hervorragendſten Nationalöfonomen Englands und 
Frankreichs aufgeftellt find und auch in Deutſchland nicht ohne Anklang geblieben 
waren. Ich will es dahingeftellt fein Laffen, wie viel von dieſem gegenwärtigen 
Zuftand dem Auftreten unſeres Vereins zu danken ift, ich will vielmehr betonen 
und gern zugeben, daß in dieſer Hinſicht die Gegenfäge nicht jo ſcharf find, wie 
e8 bei der Begründung unferes Vereins wohl die Meiften von uns ſich vorgeftellt 
— Dagegen glaube ih, daß in anderer Hinſicht die beſitzenden und ge 

ildeten Claſſen unſeres Volles und feine Gefeßgeber doch nod in hohem Grote 
der Anregung und der Mahnımgen unſeres Bereind bevürfen. Wir können 
und doch, glaube ich, nicht werhehlen, daß unter ihnen ein Optimismus in Bezug 
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® 
auf unfere ſocialen Berbältnifje vielfad, verbreitet ift, der auf einer großartigen 
Unkenntniß der Tharfachen beruht. (Sehr richtig, Bravo.) Es ift ja etwas 
ganz Gewöhnliches, von der ſocialdemokratiſchen Bewegung als von einer Bewegung 
reden zu hören, die nur der Agitation gemifjenlofer Agitatoren ihren Erfolg 
verdankt, oder unfere Arbeiterverhältniffe im Bergleih zu den englifchen mit 
eıner wahrhaft naiven Selbftüberfchägung unferer Zuſtände preilen zu hören. Aber 
au kundigere Stimmen weilen darauf bin, daß die wirtbichaftliche Lage 
der befiglofen Claffen in den meiften Gegenden unfere® Baterlandes im 
Laufe der legten Zeiten in unverfennbarer Weiſe fich gebeflert babe, daß auch 
der Mittelftand in leidlichen Berbältniffen, die im Vergleich zu der Bergangen- 
beit manchen Fortſchritt aufweiſen, fich befinde, aber man überfieht meines Er⸗ 
achtens, daß in der Lebensweiſe und in der Denkungsart der niedern und ber 
böbern Claſſen unſeres Volles niemald eine fo große Verſchiedenheit beftanden 
bat, wie gegenwärtig. Man hebt hervor das Alter und vor Allem die cultur: 
geſchich: liche Bedeutung und Nothwendigkeit des Gegenfages von Arm und Reich, 
aber man läßt außer Acht, daß in unfern Zeiten viel weniger al8 in früheren 
Zeiten es ein altererbter, oder durch fortgefegte Arbeit und Tüchtigkeit erworbener 
Reichthum ift, welchen die befiglofen Claſſen beneiden, vielmehr ein vajch, ohne 
Anftrengung und mitunter mit bevenklichen Mitteln ermorbener Reichthum (Bravo), 
ja, was in meinen Augen noch wichtiger ift, viel weniger ein Reichthum, welder 
dem öffentlihen Dienft, der Pflege von Kunft und Wiſſenſchaft und der Ver⸗ 
edelung des Lebens dienſtbar gemacht ıft, viel mehr ald in früheren Zeiten ein 
Reichthum, der ausfchlieglich privatem, mitunter ziemlich zwedlofem Lebensgenuß 
dient. Man beachtet meines Erachtens ferner nicht hinlänglich, wie die fittlichen 
Bande und die Erziehungsmittel, welche in früheren Zeiten auch den bejiglofen 
Handarbeiter zur Achtung wor ſich felbft und der gefellihaftlichen Ordnung. in 
der er fland, erzogen, gegenwärtig entweder verichwunden find, oder doch an ihrer 
Kraft außerordentlich viel eingebüßt haben, und wie wir vor der unendlich 
ſchwierigen Aufgabe fteben, für dieſe Zuchtmittel, die nicht wieder herſtellbar 
find, einen Erfag zu finden, eine Aufgabe, von der ein Meiner Theil und morgen 
beihäftigen wird. Allerdings Hagt man ja vielfach über die wachſende Ber: 
wilderung der Maſſen in großen Städten, Fabrikviftricten, auch wohl unter 
ländlichen Tagelöhnern: aber mit welcher Gleichgültigkeit, um nicht zu jagen 
Abneigung, hat doch ein großer Theil der befigenden gebildeten Claſſen die Ver— 
juhe aufgenommen, diefe atomiftifchen Elemente durch Einreihung in eine ge- 
noſſenſchaftliche Ordnung zugleich wirthſchaftlich und ſittlich zu beben oder veli= 
giöſe und fittliche, Bildung unter ihnen zu verbreiten! Ich erinnere an bie 
Ungunft, mit der ſowohl die Gewerkvereine wie Die Beftrebungen der innern 
Miſſion zu kämpfen gehabt haben. Und zu alledem kommt ein Eidyerheit: 
gefühl unferer bejigenden Claſſen, welches ın gleicher Weile unter den höheren 
Ständen und venvandter hochſtehender Lultumationen nit vorhanden ift. 
Dieſes Sicherheitögefühl hat ja feinen guten Grund in der foliden, Dauerhaften 
Conſtitution unferes Staates, und ich bin der Letzte, der diefed Vertrauen auf 
unfere ſtaatliche Ordnung fchmälern möchte: aber um fo mehr ift e8 nothe 
wendig, an die Pflichten zu erinnern, welche den befigenden und den regierenden 
Caſſen durch die gegenwärtige Lage der Dinge aufgelegt werden, und, um Das 
pflichtbewußtſein zu ſchärfen und zu ftärten, im fhonungslofer Weife auch Die 
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Schäden aufzubeden, die in unferm wirtbichaftlichen Leben vorhanden find. Ich 
bedauere, e8 jagen zu müflen, daß meines Erachtens ein großer Theil unferer 
einflußreichiten Prefle in diefer Beziehung feine Aufgabe nicht ganz vollftändig 
erfüllt, weder die Fehler und die Vergehen der Befienden in unparteiiſcher 
Meile hinlänglich rügt, nocd die üble und gefährliche Lage der unteren Claſſen 
binlänglih ans Licht ſtellt. Um nur ein Beifpiel zu erwähnen, fo erinnere ih 
an bie verichtedene Aufnahme, welche feiner Zeit in Teutichland der auf Grund 
des Lasker'ſchen Antrags erftattete Bericht über Die Eijenbahngründungen und 
Eifenbahn-Conceffionen in Preußen gefunden hat, und die Aufnahme, welche der 
unendlich viel weniger bedeutende parlamentarische Rapport, der in dieſem Sommer 
im England über die auswärtigen Anleihen in der englifchen Preſſe fand. 
Während gerade die hervorragendſten Organe unferer Prefle vom erfteren doch 
nur eine ſehr oberflählide Notiz genommen, um nidt zu jagen ihn tobt: 
geichwiegen haben, ift der andere von der englifchen Prefie zur Warnung für 
Betrüger und Betrogene in rüdjichtölofer Weile nugbar gemacht worden. Ich 
glaube daher, daß der Verein allerdings noch eine große und bedeutende Auf: 
gabe zu erfüllen bat. 

Was nun die Art und Weife der Erfüllung dieſer Aufgabe betrifft, fo 
glaube ich, können wir getroft uns auf unfere biöherigen Arbeiten berufen. Wir 
haben e8 nicht für unfere Aufgabe gehalten, neue vechtöpbilofophifche Theorien 
aufzuftellen, jondern find an praktiſche Einzelfragen Berangetreten, haben uns 
bemüht, für die Erörterung diefer ragen Outachten einzuholen, ſowohl von 
Männern, die mitten im praktiſchen Leben drin ftehen, wie von Männern ber 
Wiſſenſchaft, und auch bei der Wahl der Referenten und Correferenten find wir 
jederzeit, wenn auch nicht immer mit Erfolg, Darauf bedacht gemwejen, auch ſolche 
Männer heranzuziehen, die aus eigener Erfahrung über die in Rede ftehenden 
Fragen zu urtheilen im Stande waren. Ich glaube daher, unfere Verhandlungen, 
unfere Bejchlüffe find ſo gut vorbereitet und überlegt geweſen, wie die Befchläfie 
einer folchen vorübergehenden Verſammlung nur immer fein tönnen, und einer 
ſolchen Thätigkeit und Arbeit, wenn fie in treuer und felbftlofer Arbeit fortgefest 
wird, mag fie auch eine Zeit lang felbft von den Beſten der Nation verkannt 
werden, wird doch auf die Dauer die Anerkennung unferer pflichttreuen und mahr- 
heit8liebenden Nation nicht fehlen. 

Es liegt mir nad unfern Statuten nun ob, die Vicepräfidenten zu er 
nennen, und id bitte, nach vorheriger Berftändigung mit dent Ausſchuß, das 
Amt eined Vicepräfidenten übernehmen zu wollen, die vorjährigen Vicepräfidenten 
Geh.-Reg.⸗-Rath Dr. Hildebrand und Freihern v. Roggen bach. ferner 
Herrn Prof. Knies, wenn er eingetroffen fein follte (er hat nämlich geftern 
jagen laffen, daß er trog feines Entſchuldigungsſchreibens doch noch kommen 
würde), und endlid einen heroorragenten Saft, den wir unter und haben, Herm 
de Laveleye aus Tüttih. (Bravo. Das Amt eines Schriftführers bitte ih 
freundlishft übernehmen zu wollen die Herren Hofrath v. Bojanomstn, 
Prof. Dr. Brentano, Prof. Dr. Held, und Dr. Schober. Da ken 
Widerſpruch erfolgt, darf ich wohl hoffen, daß die Herren diefer Aufforderung 
Folge zu leiften geneigt fein werben. 

Ich gehe über zur Tagesordnung. In Bezug auf biefelbe Liegen Ihnen 
Die Vorſchläge des Ausſchuſſes vor in der gedrudten Tagesordnung, die Ihnen 
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Eingangs eingehändigt morben ift. Ich babe Ihnen ferner mitzutheilen, daR ein 
Antrag eingereicht worden ift von Dr. R. Meyer und Genofien auf Discuffion 


und Beſchlußfaſſung in einer anderen Sade. Der Antrag lautet folgendermaßen: . 


„Der Congreß wolle beichließen : 

In Erwägung, daß die jegt herrichende wirthichaftliche Krifis hand⸗ 
greiflih ſowohl an Intenfität wie Ausbreitung zunimmt, 

in Erwägung ferner, daß die bisher getroffenen oder von andern 
Seiten in Vorſchlag gebraten Maßregeln als Palliativmittel eine 
Beflerung nicht in Ausſicht ftellen, Ä 

ın Erwägung drittens, daß bei der weiteren Behandlung der wirth⸗ 
Ihaftlihen Krıfid das Wohl und Intereſſe der Arbeiter nicht minder 
als das der Unternehmer ind Auge gefaßt werden muß, 

im Erwägung endlich, daß bei der gegenwärtigen Lage des Welt- 
marktes ſowie des heimilchen Marktes eine fernere Zögerung unfer Vater: 
land mit den ernfteften Gefahren bedroht: 

dem Herrn Reichskanzler das Erſuchen auszufpredhen, der deutſchen 
Induſtrie ſowie den bei derjelben betbeiligten Unternehmern und Arbeitern 
ſowohl nad außen wie nad) innen denjenigen Schu zu gewähren, reip. 
zu verfchaffen, welcher in Anerkennung des Werthes der Arbeit und der 
eigengearteten Stellung der deutſchen Induſtrie als das alleinige Mittel 
ericheint, unfere in Trage geftellte Concurrenzfähigfeit auf dein Welt- 
marft und den focialen Frieden auf dem heimiſchen Markt wieder zu 
gewinnen.” Dr. R. Meyer. Dr. Rodbertus,. 


Der Ausihuß bat darüber beratben, ob er Ihnen die Discuffion über 
diefen Antrag in der gegenwärtigen Generalverfammlung empfehlen könne. Er 
iR zu dem Beichluß gelommen, Ihnen nicht dazu zu rathen, fondern Sie zu 
bitten, in der gegenwärtigen Generalverfammlung diefen Beſchluß nicht in Er- 
örterung zu ziehen. Für ben Ausſchuß find daber folgende Erwägungen maß— 
. gebenb geweſen. 

In der Ausfhußfigung, welche im Juni dieſes Jahres in Berlin ftattfand, 
wurde einftimmig beichlofien, die Tagesordnung fo einzurichten, daß an jedem 
einzelnen Tage der Berfammlung eine beftimmte Frage zur Diecuffion komme, 
und dann mit aller Strenge darauf zu balten, daß diefe Frage an dem be— 
ſtimmten Tage wirklich discutirt und abgefchloffen wird. Man ermog, daß 
zahlreiche Meitgliever und Nichtmitglieder des Vereins nicht immer Zeit haben, 
drei Tage hindurch unferen Verhandlungen beizumohnen, daß fie ferner nicht für 
alle diefe Fragen gleiches Interefie haben, und daß e8 daher wünſchenswerth jet, 
denjenigen, die nur auf einen Tag etwa hierher kommen können, den Tag 
a I bezeichnen, an welchem die Frage vorfommt, die fie hauptſächlich hier- 

führt. 


Das Präfivium des Ausichufles hat demgemäß in der Preffe und auf jede 
andere Weile e8 verbreitet, daß an beftimmten Tagen beftimmte Fragen zur 
Discuſſion fommen würden, und daß die Zureiſenden ſich Danach richten könnten. 
Der Ausſchuß Hält fi daher für engagirt, ſoviel an ihm ift, dafür zu forgen, 
daß auch wirflich dieſes gegebene Verſprechen erfüllt werde. Es bliebe daher 
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nach der Anficht des Ausſchuſſes nichts Anderes übrig, als diefe ragen am 
Dienftag zu erörtern, nachdem alle anderen Gegenftände der Tagesordnung Di: 
eutirt worden find. Aber auh dazu kann Ihnen der Ausſchuß nicht ratben, 
denn einmal haben wir bei unjeren Verhandlungen immer darauf gehalten, daß 
fie in genügender Weife vorbereitet werden, haben faft durchgehends dafür ge: 
jorgt, daß jchriftliche und gedrudte Gutachten vorlagen, welche eine Baſis für 
die Verhandlungen gewähren, und wenn das einmal in einer fleineren Sack, 
wie 3.8. der Münzfrage, nicht der Fall war, fo wurden doch Referenten beftellt, 
welche die Verpflichtung hatten, Das vorliegende Material zu ftudiren, zu beben: 


ſchen, und foweit e8 nothwendig ift, der Verfammlung vorzutragen. In dieſem 


Tall ift num eine folhe Fürſorge nicht getroffen, und der Ausſchuß hält dafür, 
daß es nicht zweckmäßig fei, von der Sitte, die bisher den Stolz des Vereins 
ausgemacht hat, abzumeidhen. Dann aber ift und die Mitteilung gemorben, 
daß zahlreiche Mitglieder des Vereins nicht in der Lage find, am Dienftag 
Abend, wo die Sache alfo zur Discufjion fommen könnte, nod bier zu ſein. 
Sie haben ſich darauf eingerichtet, daß im Laufe des Dienſtags die Berfamm: 
Tung geichlofien werde, müſſen abreifen, und fomit fteht zu fürchten, daß, wenn 

wir am Dienftag nad) Erihöpfung der Tagesordnung diefen Gegenftand discu⸗ 
tiren wollen, unfere Reihen ſehr gelichtet fein werden, und daß Beichläffe gefaßt 
werden, die nicht in Wahrheit die Anfiht der Majorität der Mitglieder unfered 
Verein vepräjentiren. 

Da nun aber auch von anderer Seite, unabhängig von biefem Antrag, 
aus der Mitte des Ausſchuſſes ſchon vor einigen Tagen der Wunſch geäußert 
worden ift, man möge die gegenmärtige Kriſis und die Anträge auf Einjchreiten 
des Staats, namentlich die Anträge zur Suspenfirung der Ermäßigung unferer 
Zölle oder Reform unfered Zollweſens in Discuffion nehmen, jo meint der 
Ausſchuß die Berfammlung möge dem nen conftituirten Ausſchuß, der morgen gewählt 
werden wird, empfehlen in Erwägung zu ziehen, ob der Gegenftand nicht auf die | 
Tagesordnung der nächſten Berfammlung gejegt werben könne, und ob ver Zer: | 
min der nächſten Verſammlung, die ja fonft nad) unferen Gewohnheiten auf dad 
Spätjabr des nächſten Jahres fallen würde, nicht zu dieſem Zweck näher heran 
genommen werben und fo ſchon in früherer Zeit über dieſe Frage die Discuffion 
in einer ©eneralverfammlung ftattfinden könne. Ich bitte Sie alfo, im Auftrag 
des Ausſchuſſes, fih auf diefe Empfehlung an den neu zu conftituirenden Aus 
ſchuß beſchränken zu wollen. 


Dr. 8. Meyer (Berlin) (zur Geſchäftsordnungſ: Meine Herren! Ih 
babe zunächſt mid gewundert, daß der Herr Präfident des Vereins einen Be— 
ſchluß faffen laffen will über einen Antrag, der noch nicht dem Congreß an: 
gereicht ift. Diefen Antrag habe ich geftern dem Herrn Präfidenten des Vereins 
mitgetheilt in der Vorausfiht, daß er dem Ausſchuß vorgelegt werde, und ı6 
habe die Hoffnung ausgeſprochen, daß der Ausſchuß des Vereins, angeregt hier: 
durch nnd vielleicht aud von anderer Seite, die Sache ſelbſt in bie Hand neh⸗ 
men und dem Congreß den Antrag ftellen würde, einen vierten Punkt auf die 
Tagesordnung zu jegen; ich babe aber an den Herrn Präſidenten des Congrefie 
gar nicht das Erfuchen ‚gerichtet, dem Congreß ſelbſt diefen Antrag vorzulegen: 
mein Erſuchen ging lediglich dahin, ihn dem Ausſchuß vorzulegen. Nachdem alle, 
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ver Ausſchuß jich dagegen erklärt hat, Punkt 4 auf die Tagesordnung zu fegen, 
din ich der alleinige Befiger meined Antragd und Tanıı damit felbftverftändlich 
machen, was ich will. Ich will nun nicht, daß der Antrag heute zur Debatte 
fomme, weil die Berfamimlung dafür zu klein ift, und weil ich vermuthe, daß 
noh mehr Mitglieder kommen merden, und daß unter den noch Erjcheinenden, 
beifpielöwerfe aus Berlin Kommenden, noch einflußreiche Leute find, Die mög: 
licherweiſe anderer Anficht find. Ich habe aljo die Abjicht, morgen diefen An- 
trag einzubringen, daß man einen folhen Punkt 4 überhaupt auf die Tages- 
ordnung ſetze, morgen, wenn wir hoffentlich eine volle Berfammlung haben wer: 
den, und wenn man ſich darüber mehr klar geworden fein wird, mad man 
eigentlich bezwedt, als das heute der Fall if. Es könnte fcheinen, als wäre 
N eine Ueberrumpelung beabfichtigt: To Liegt die Sache jedoch nicht, Das will 
ıh wenigften® von vornherein gleich bemerken. Der Antrag hätte ja, To fagte 
man mir bier privatim, früher geftelt und dem Ausſchuß eingereicht werben 
fünnen. Das würde zweifellos geichehen fein, wenn nicht gemwille Umftände un 
erft in letzter Stunde zu diefem Antrag berangetrieben hätten. Dieſe Umftänte 
find erftend die Rede des Herrn Camphauſen im Abgeoronetenhaus, ver- 
Ihiedene Aeußerungen dieſes Miniſters, und zweitend der Münchener Congreß. 
Der legtere ift noch nicht fo Lange ber, daß wir inzwifchen Zeit gewonnen hät- 
ten, den Antrag fertig zu maden und dem Ausſchuß einzureichen. Deshalb ift 
der Antrag bier in der legten Stunde erft eingebracht worden. Ich bitte alfo, 
daß man heute die Sache fallen läßt und mir geftat:et, den Antrag morgen ein= 
zubringen. 


Dorf. Brof. Dr. Naffe: Ich mußte den Antrag als folden auffallen, 
den der Ausichuß der Verfammlung vorzulegen babe, damit fie darüber Beſchluß 
faſſe. Ich bin nämlich immer der Meinung gemelen, daß es ftatutengemäß 
und zwedmäßig jei, wenn die ganze Tagesordnung vorher im Ausſchuß berathen 
und auf Grund der Beichlüffe des Ausſchuſſes Hier feftgeftellt wird und daß von 
dieſem Gefichtöpunfte und auch der Herr Antragfteller feiren Antrag zur Vor- 
beratbung dem Ausſchuß habe unterbreiten wollen. Die definitive Feſtſtellung 
der Tagesordnung aber erfolgt in diefer Verfammlung und ter Ausſchuß hat 
ju dieſem Zwecke über feine Verhandlungen an viefelbe zu berichten. Wenn 
aber der Herr Antragfteller diefen Antrag zur Zeit zurüdzieht und morgen wie— 
der zu ftellen fich vorbehält, jo würde ich meinerjeit8 gegen eine ſolche Abänderung 
Nichts zu erinnern haben. 


Prof. Dr. 2. Brentano (Breslau) (zur Geſchäftsordnungſ: Ih muß 
in Erinnerung bringen, daß auf allen unferen biöherigen Verfammlungen e6 
Sitte war, daß am erften Tag des Zufammenfeins die Tagesordnung für die 
ganze Trauer des Congreſſes geregelt wurde, und ich möchte die Beibehaltung 
dieſer Sitte auch heute beantragen. 


Dr. R. Meyer (zur Geſchäftsordnung): Der Herr Präfident hat aus- 
drüflich gejagt, daß der Ausſchuß beichloffen habe, in feiner Testen Sitzung im 
Jımi, daß er recht fireng an der Geſchäftsordnung fefthalten wolle, die aller: 
dings nicht geftattet, daß neue Anträge in den Congreß hineinfommen. Nun, 





8 Debatte Über den Antrag Meyer-Robbertuß. 


meine Herren, der Congreß ſteht natürlich über dem Ausſchuß, und der Con: 
greß fann jeden Augenblid die Beſchlüſſe ‚feines Ausſchuſſes abändern. Wenn 
der Ausſchuß der Anficht ift, daß nicht ein vierter Punkt auf die Tagesordnung 
fommen fol, fo ift das ja eine Sade für ſich; jevenfall$ wird der Congreß 
morgen in der Lage fein, über einen Antrag, der ihm morgen erſt vorliegen 
wird, abzuftimmen. Heute liegt der Antrag gar nicht vor und ift nicht darüber 
abzuftimmen. Der Antrag ift dem Ausſchuß eingereiht, und dieſer hatte ſich 
darüber auszuſprechen; ich habe mit Intereſſe von den Beſchlüſſen des Aus- 
ſchuſſes Kenntniß genommen, aber im Congreß Liegt heute keine Debatte Darüber 
vor, jondern erſt morgen. 


Borf. Brof. Dr. Naffe: Ih muß geftehen, ich würde fein Gewicht 
darauf legen, die Sache jegt zu regeln; wenn aber Herr Prof. Brentafo 
darauf befteht, jo würde ich über ſeinen Antrag abftimmen laffen. 


Prof. Dr. 2. Brentano: Mein Antrag ging dahin, daß der Congreß 
auch dieſes Jahr die Sitte beibehalte, die er in früheren Jahren eingeführt hat, 
daß er gleih am erften Tag feine Tagesordnung für die ganze Dauer des Con: 
greſſes feftitelle. 


Prof. Dr. Shmoller (Straßburg): Ich möchte den Antrag Bren: 
tano einfad) Deswegen unterftügen, weil ich glaube, daß wir morgen eine, viel- 
leicht anderthalbe werthvolle Stunde mit dem Antrag Meyer verlieren, ohne zu 
einen anderen Nejultat zu kommen als beute, und morgen wollen wir unjere 
Zeit doch für die Lehrlingsfrage ordentlih zufammenhalten. Es ift überhaupt 
bei derartigen Verſammlungen nichts fo ſchlimm, als mit folgen Formalitäten 
viel Zeit zu verlieren, und aus dieſem Geſichtspunkt glaube ih, hat die Ber: 
ſammlung volftändig das Recht, Heute zu bejchliegen, wie bie Tagesordnung 
für alle drei Tage feftgeftellt wird. (Sehr richtig.) Und dann iſt natürlid 
morgen die Zulaffung eined Antrags auf Abänderung der Tagedordnung nit 
mehr möglich). 


Bord. Prof. Dr. Naffe: Daß die Verſammlung das Recht Bat, jet 
Ihon darüber zu befchliegen, wie die Tagesordnung der nächften Tage fein fol, 
darüber liegt mohl fein Zweifel vor, und deshalb habe ich auch geiagt, daß ich, 
wenn Herr Brentano auf feinem Antrag beharrt, über den Antrag Bren— 
tano abftimmen laffen werbe. | 





Dr. R. Dreyer: 8 Liegt alfo jegt der Antrag vor, die Tagesordnung 
definitiv feftzuftellen. Ich ſpreche mich gegen diefen Antrag aus und habe dazu 
folgende Gründe. Ich wünſche Iebhaft, daß mein Antrag in irgend einer Form 
bier zur Debatte fomme. Wenn der Antrag des Herm Profeſſor Brentano 
angenommen wird, jo kann felbftverftändlih über meinen Antrag bier nicht 
mehr gefprochen werben. Ich würde das in hohem Grade bedauern, und id 
glaube, daß e8 im Intereſſe des Congreſſes Liegt, daß er ſich über diefe Frage 
Doch noch ausfpricht. Meine Herren! Wir haben nicht blos den Vorgang u 
Münden; nit nur der Münchener Congreß bat fi über diefe Frage aus: 
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geſprochen, ſondern es liegt auch gewiſſermaßen ein officielles Programm des 
Miniſters Camphauſen vor, und es würde in hohem Grade auffallend 
erkheinen, wenn der Congreß des Vereins für Socialpolitit zu einer ſolchen 
brennenden Tageöfrage in feiner Weife Stellung nähme Ich glaube, daß hier 
ene Anzahl von Männern, wenn noch nicht da find, fo doc, erfcheinen werben, 
die im Stande find, auch wenn fie fpeciell für diefen Fall fich nicht vorbereitet 
haben, und fein Referat und Correferat dafür da ift, fchägenswertbe Aufichlüfie 
über das zu geben, was, wie fie glauben, bei dieſer Lage der Dinge geichehen 
muß Zweifellos wird die Sache im näcften Reichſstag zur Sprache kommen, 
und es wird fich da lediglih um die baare, jämmerliche Frage handeln: Schub: 
zoll oder nicht Schugzol? Wenn Sie in einem Congreß wie diefer, dem Reichs⸗ 
tagsabgeordnete, Staatsmänner und Abgeordnete Gutachten und Vorarbeiten 
liefern, die Sache wieder hinausſchieben, fo entziehen Eie dadurch den geſetz 
gebenden Factoren eine Menge des vielleicht ſchönſten und beften Materials. 
In meinen Motiven ift gejagt worden, daß die Vorfchläge, welche bis jegt ge: 
macht feien, ungenügend nur Palliativmittel. Es ıft ja richtig, es ift auf 
der einen Seite Schutzzoll worgeihlagen, und auf der anderen Seite ift vor- 
geihlagen, man möge die Induftrie ſich felbft überlafien, von Camphauſen, 
md man möge die Arbeiter zur Sparfamleit anbalten. Meine Herren! Cs 
gibt aber noch eine Anſicht ... 


Der Borfigende unterbridt den Redner, weil er fich von dem Gegen- 
fand entferne. 


Dr. R. Meyer: Ich fpredhe zum Antrag Brentano. 


 Borfigender: Es handelt fih nur um die Gefchäftsoronungsfrage, ob 
die nung heute für alle Zage der Berfammlung Icon feftgefegt wer- 
den fol. 


Dr. 8. Meyer: Bon, dann ſpreche ih auch zur Geſchäftsordnung. 
Deine Herren! Diefer Antrag, den ich ftellen will, der kommt nicht vereinzelt. 
Eriſt eine Folge eines andern, den ich bereit8 mit dem Dr. Rodbertus ge- 
fellt Habe, oder vielmehr die Ergänzung eined Antrags auf dem Congreß der 
kandwirthe in Berlin. Ich kann Ihnen nun mittheilen, daß ſolche Anträge, 
wenn fie beiprocen find und von einer anſehnlichen Verfammlung angenommen 
fund, daß fie dam in der That einen Effect haben, der wohl zu beachten iſt. 
Es iſt damals mein Antrag auf dem Congreß der Landwirthe angenommen worben, 
de Lage der landwirthſchaftlichen Arbeiter zu unterfuchen, und über diefen An- 
frag hat der Fürft Bismard Sr. Vlajeftät perlönlih Vortrag gehalten, und 
Se. Majeftät haben darauf in jüngfter Zeit eine Cabinetsordre erlafien, wodurch 
Fürſt Bismard angewiefen wird — Cie werden das nod nicht willen, es iſt 
etwad Neues (Heiterkeit) — angewiefen wird, diefem Antrag Folge zu geben. 
Tiefer Antrag, den wir bier ftellen, ergänzt den Antrag, den ich dort geftellt 
babe; was wir dort nur für das landwirthſchaftliche Tociale Verhältniß zwiſchen 
Arbeitgebern und =Nehmern und für die landwirtbichaftliche Production fordern 
Ioımten, das wollen wir bier für die Induſtrie. Inſofern ift alſo die Sadır 
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auch nicht jo neu und jo unvorbereitet. Jedermann von Ihnen hier treibt praktiſch 
Politik und hätte fich eigentlih von vornherein jagen müffen, e8 wäre ein eigen⸗ 
tbümliher Schritt, wenn die Herren, weldye dort die eine Seite der Frage vor: 
nahmen, nicht mit der andern Seite auch vorgingen! Das Haben wir bier ge: 
than, und Ahnen Gelegenheit gegeben, ſich über eine fo außerordentlich wichtige 
Seite unſeres vollswirthfchaftlihen Lebens auszuſprechen, und ich bitte Sie, 
diefe Gelegenheit nicht von der Hand zu weiſen; es mag formell berechtigt ſein 
oder nicht, geftatten Sie wenigftend, daß die Sadye hier beiprochen wird. Wenn 
ein Referent dafür nicht ernannt worden ift, fo bin ich bereit, Ihnen ein Re 
ferat zu balten (Heiterkeit), und wenn Ste e8 wirklich erft nad) der Münzfrag 
tbun wollen, jo mag das ja geichehen, aber ich bitte Sie, nicht den Antrag 
einfach todt zu chweigen. Bon der Discuſſion wird er doch nicht verfchminden, 
er ift bereits befannt, verlefen worden, und Site jollen mal fehen, über die an: 
deren Beichlüffe, Die Sie bier fajjen, wird lange nicht ſoviel geiprochen werben 
wie über diefen Antrag, ob Sie fih nun darüber ausſprechen oder nicht. Sie 
nehmen ſich blos die Gelegenheit, zu einer folhen wichtigen Frage Stellung zu 
nehmen; ic muß es Ihnen überlafien, ob Sie dies thun wollen oder nicht. 


Bernbardi (Bochum): Der Antrag des Herm Dr. Meyer ht 
für mid fehr viel Sympathiſches; ich würde unter den meiften Verhältmiſſen für 
ihn eintreten. Für den Augenblid allerdings fchließe ich mich der Auffaflung det 
Herrn Präfidenten reſp. unſeres Ausſchuſſes an, mit der Mobdificatton jedoh, % 
möge für den Fall, daß der Antrag Meyer nicht auf die Tagesordnung geſett 
wird, vor oder nad der Wahl des neuen Ausſchuſſes ein Beſchluß über die 
Tagedordnung und die Zeit der nächſten Berfammlung gefaßt werden. Ich glaube, 
daß ed ganz richtig ift, daß es der Würde diefer Verfammlung nicht entſprich. 
eing Trage von jo ſchwer wiegender Bedeutung, die in unendlich wiele Berbält: 
niffe tief einſchneidet, fie mag nad) der einen oder andern Seite hin entſchieden 
werden, daß e8 nicht der Würde der Berfammlung entipricht, dieſe gewiſſermaßen 
aus dem Handgelenk zu entſcheiden, und deshalb geftatte ich mir, Dielen — 
antrag zu ſtellen, daß alſo die Verſammlung ſich ſchlüſſig machen möge, ü 
die Zeit und Tagesordnung der nächſten Belang für den Ball, daß der 
Antrag Meyer fällt. 


| 
Borf. Prof. Dr. Naffe: Im Bezug auf diefen Antrag bemerke ic, dei 
8 9 unferer Statuten feſtſetzt: Der Ausihuß beitimmt Zeit und Ort de 
nächſten Vereinsverfammlung und trifft die für diefelbe nöthigen — 
Das iſt weſentlich der Grund geweſen, welcher den gegenwärtigen Ausſch 
veranlaßt hat, Sie aufzufordern, dem nächſten Ausſchuß anzuempfehlen, daß & 
die Einberufung der nächſten Verſammlung beſchleunige, nicht aber BR 
einen Beſchluß zu faflen, da Das allerdings ftatutenwidrig fein würde. 


Dr Genſel (Leipzig): Meine Herren! Ich werde mid fireng an Da 
Antrag Brentano halten; ich glaube, Daß die Vorredner das nicht gethan ha 
Herr Dr. Meyer ging von der Borausfegung aus, daß, wenn wir ung jegt 
den Antrag Brentano erflären, fein Antrag überhaupt nicht mehr zur Diskuffieı 
kommen Tinnte. Wer fagt das? Der Antrag Brentano gebt lediglich dahın 
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daß wir und jet darüber fhlüffig machen, mas wir in dieſen Tagen biscutiren 
wollen. Es wurde dann erft an der Zeit gewefen fein, darüber zu fprechen, ob 
der Antrag Meyer jo wichtig ift, daß er den andern Gegenftänden der Taged- 
ordnung, beziehentlich einem berfelben, vorzugehen bat. Sch bin der Meinung, 
daß wir zunädft den Antrag Brentano annehmen, und dann uns darüber 
hlüffig machen follten, ob wir wirflih einen der wichtigen Gegenflände, die 
bisher auf die Tagesordnung geſetzt find, zu Gunſten jenes andern Antrags 
abſetzen follen. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Es if ein Antrag auf Echluß der Debatte 
eingebracht worden von Brofefior Held. Iſt die Verfammlung mit dem Schluß 
der Debatte einverftanven ? 


(Antrag auf Schluß der Debatte mit großer Majorität angenommen.) 
Es wäre nun abzuftimmen über den Antrag Brentano: 


„Daß der gegenwärtige Congreß gleih am erften Tage feine Tages— 
ordnung für die fämmtlichen Tage der Generalverfammlung feftftelle.” 


(Mit großer Majorität angenommen.) 


Es würde nun die Frage fein, welche Tagesordnung wir feftjegen wollen. 
Da ein weiterer Antrag nicht geftellt worden iſt — Herr Meyer hat feinen 
Antrag ja zurädgezogen — fo würden wir annehmen dürfen, daß die Tages- 
ordnung, welche der Ausſchuß Ihnen vorſchlägt, als diejenige zu betrachten jei, 
weldhe die Berfammlung annimmt. R 


Dr. Meyer: Die Situation iſt jegt eine ganz veränderte ; Das verändert 
natihrlich auch meine Anfiht. Wenn der Eongreß jettt alfo in der Yage if, 
eine nene Tagesordnung feftzuftellen, fo bitte ih, die Tagesordnung fo ein⸗ 
zurichten, daß mein Antrag in irgend welder Weiſe in biefen drei Tagen vor⸗ 
tommt. Das iſt das Einzige, was ich wünjhe, und ich glaube, Site künnen dem 
entiprechen, indem Sie entweder einen vierten Punkt auf die Tagesordnung 
jegen, oder die Munzfrage ganz von der Tagedorbnung abfegen. Ich will 
einmal fehen, wer am britten Tage noch bier fein wird, wenn Sie ‚über bie 
Minzfrage ſprechen. Wenn Sie aber tiber die wirthichaftliche Kriſis fprechen, 
bleibt alle Welt hier und kommen noch Leute dazu. Es iſt ein ganz zeitgemäßes 
Thema: ich bitte Sie dringend, ſetzen Sie e8 als vierten Punkt auf die Tages- 
ordnung und ſchmeißen Eie Tteber die Münzfrage weg. Sch gebe zu, daß es 
ſchmerzlich iſt, wenn die Herren ihre fchönen Referate in die Taſche ſiecken und 
wieder nach Haufe mitnehmen müſſen; aber es ift befler, man nimmt ein Thema, 
was alle Welt bewegt, als eine vollftändig ge Sache. Ueber die Münz- 
frage brauchen wir nicht zu ſprechen; wir haben ein Neichögefeg, welches am 
1. Januar in Kraft tritt; aber Sie können einen gewiffen Einfluß ausüben auf 
die Gefeggebung, wenn Sie auf meinen Antrag eingehen. Eie entziehen fich, 
indem Sie fich hinter die Paragraphen der Gefhäftsornung verſchanzen, ber 
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Nothwendigkeit, fich über eine der brennendften Fragen der Gegenwart aufn: 
Ipreden, und indem Sie diefer Nothwendigfeit ſich entziehen, entziehen Sie N 
die Gelegenheit, einen Einfluß darauf zu üben, denn von der Tagesordnung | 
herunter kommt bie Frage nicht, und ich gebe Ihnen nochmals die Verſicherung 
ſprechen Sie nicht über meinen Antrag, A o bat dies auf den Antrag und jan 
Schickſal in weiteren Kreifen feinen Einfluß: Sie werden ihn nicht aus den 
Cpalten der Tagespreffe und aus den Parlamenten herausbringen; denn er bat 
feine tiefe Bedeutung, ob Sie darliber befchließen oder nit. Wenn Sie aber 
in bie Debatte darüber eintreten, fo Bat eine Anzahl von angejehenen Männen, 
die beredtigt find, über dieſe Dinge mitzufprechen, obgleich fie nicht im Par 
lament figen, Gelegenheit, Einfluß auf die Geſetzgebung zu üben. Und dieſen 
Einfluß möchte ih ausgeübt ſehen. Es ift beifpielgweile der Geh.-Rath Hille 
brand, der hat bereitS 1848 als Vorfigender des Ausſchuſſes für Volkswirih⸗ 
ſchaft ein Referat gegeben über Die Gewerbefreibeit. Meine Herren! Ich habe 
das Wert bier und hatte die Abfiht, Ihnen in meiner Rede einen Paſſus 
daraus vorzulefen. Es iſt viel tiefer und ſchöner als was wir mahrfeeinlid 
beim Lehrlingsweſen hören werden. Alſo ein folder Dann ift nidt Ab: 
geordnete. Der Reg.-Ratb Hildebrand iſt nicht Abgeordneter. Eine Meng: 
anderer Herren find bier, die ebenfalls micht Abgeordnete find und feine Or 
legenheit haben, auf die Entſcheidung Einfluß zu üben, die im Reichstag 
erfolgen fol und muß darüber, ob wir Alles beim Alten Iaffen, Nichts für De 
leidende Induftrie, wie ber Miniſter Camphauſen verlangt, nichts für Die Ar: 
beiter tbun follen, wie Herr Camphaufen verlangt, oder ob wir etmas für bie 
Induftrie und für die Arbeiter thun können. Wenn Sie diefen Gegenſtand 
nicht auf die Tagesordnung fegen, jo entziehen Sie dem Vaterland Ihren Rath 
und Ihre Hülfe. Thun Sie jekt, was Ste wollen. Ä 





Prof. Schmoller: Ich märe mit Allem einverftanden, was ber Vorredner 
fagte, wenn Die Sache vorbereitet wäre: aber die ganze Ehre unſeres Vereins 
meine Herren, beruht darauf, daß wir nicht aus dem Stegreif eine Debatt: 
anfangen, ſondern daß wir vorbereitet nach allen Seiten hin, die Sachverſtãndigen 
vorher fragen, daß wir Jeden von uns veranlaſſen, ſich vorher mit der Frag 
zu beſchäftigen, die hier discutirt wird. Faſſen wir in dieſer Weiſe — 
die Tagesordnung zu verwerfen, und aus dem Stegreif über, wenn auch nod 
jo wichtige Dinge, bier zu discutiren, fo entziehen Eie dem Verein das ganze 
Anſehen, daB er in der Oeffentlichkeit hat, und deswegen beantrage ich, daß Di 
Tagesordnung, die der Ausſchuß feitgeftellt hat, beibehalten wird, und glaube, 
wir werden dem Materiellen des Antrags Meyer dadurch vollftändig 
daß wir un vorbehalten, fo ſchnell als möglich, wenn aljo nöthig, Feier als 
in einem Jahre, eine weitere Generalverfammlung dieſes Vereins einzuberufen 
und dafür dieſe Frage vorzubereiten. Das ift aber Sache des Ausſchuſſes nad 
nnjern Statuten, und deöwegen können wir heute nicht darüber befchlieken 
Materiell aber, glaube ich, ‚find wir dem Antrag Dr. Meyer dadurch genug 
entgegen gefommen, wenn wir dem Ausſchuß empfehlen, dieſe allerdings ſo ſeht 
wichtige, aber num einmal nicht vorbereitete Frage, in einer ſpätern General: 
verfammlung zu bringen. 
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Borj. Prof. Dr. Naffe: Es ift eim Antrag auf Schluß der Debatte 
angegangen. Auf der Rednerliſte ftehen noch die Herren Joachim-Gehlſen und 
7 en ‚ft die Berfammlung mit dem Schluß der Debatte ein— 

anden 


(Der Schluß der Debatte wird angenommen.) 
Darf ih Herm Dr. Dieyer bitten, feinen Antrag genauer zu formuliren ? 


Dr. R. Meyer: Id würde wünfchen, daß am dritten Tage der Antrag, 
den ich geftellt Habe, als erfter Gegenftand in der Berathung auf der Tages» 
ortnung ſich befinden möge; eventuell ftelle ih ven Antrag, falls dieſer nicht 
angenommen wird, daß man auf den Wunſch des Herm Prof. Schmoller 
ängeht, aber ein Maximum an Zeit feftfegt, was den Ausſchuß binden ſoll, 
etwa noch im Yaufe des Jahres. 


Rufe: Das geht nidht nach den Statuten.) 


Dann wünſche ich zunächft darüber abgeftimmt zu fehen, ob wir meinen 
Antrag am britten Tage vomehmen. Ich habe allerding® geglaubt, daß bie 
anweſenden Herren Profeſſoren ftets über ſolche Fragen vorbereitet find: menn 
ib mich darin geirrt haben follte — (Heiterfeit.) — 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Ich werde alfo den Antrag zur Abftunmung 
bringen, ob der Vorſchlag des Ausihuffes dahin abgeändert werden foll, daß 
am dritten Tage ftatt der Dlünzfrage zuerft erörtert wird der Antrag, welden Dr. 
Meyer eingebracht hat und den ich Ihnen vorgelefen habe. 

Nur 8 Stimmen find dafür, alfo der Antrag des Ausichufles, Die Tages- 
erdnung fo zu lajjen, wie er fie vorgefchlagen bat, ift angenommen. Dagegen 
wirde ich noch zur Abftimmung bringen, ob dem Antrag des Ausſchuſſes ent= 
Iprehend dem künftigen Ausfchuß empfohlen werben fol, die Erörterung Diejer 
Örage auf die Tagesordnung einer nächſten Berfammlung zu fegen, und ihm 
anheim gegeben werden foll, diefe nächfte Verſammlung früher zu berufen, als 
dies ſonft bei unſeren regelmäßigen Iahreöverfammlungen ver Wall fein würde. 
Das iſt der Antrag des Ausſchuſſes; ich bitte Diejenigen, welche für diefen An— 
rag find, die Hand erheben zu wollen. 


Bernhardi (zur Frageftellung): Ich möchte mir den Antrag erlauben, 
dag man nad) den Worten „Aünftigen Ausſchuß“ die Worte „mit thunlichiter 
Beihleunigung” einfließen Laffe. 


‚ Borf. Prof Dr. Naffe: Ich würde das bejonderd zur Abſtimmung 
bringen, da ich nicht berechtigt bin, den Antrag des Ausſchuſſes in diefer Be: 
Hebung abzuändern. Ich würde alfo zunäcft eventuell den Antrag Bernbhardi 
zur Abftimmung bringen, die Worte „mit thunlichfter Beſchleunigung“ an ben 
Antrag des Ausſchuſſes und dann den Antrag des Ausſchuſſes zur Abftimmung 


— — 
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bringen, wie er ſich nach Beſchlußfaſſung über das Amendement geftaltet 
haben wird. 


(Der Zuſatz Bernhardi wird mit kleiner Majorität angenommen.) 


Ich bringe nun den Antrag des Ausſchuſſes in der Weiſe, wie ich Ihnen 
mitgetheilt habe, mit Einfügung der Worte „mit thunlichſter Beſchleunigung“ 
zur Abſtimmung. Ich bitte Die, welche für dieſen Antrag find, die Hand er 
beben zu wollen. 


(Wird mit Majorität angenommen.) 
Wir treten alfo in die Tagesordnung ein, und zwar im den erjten Gegen: 


ſtand berfelben, die Diecuffion über bie Steuerfrage. Ich ertbeile das Wort 
dem Herrn Referenten Dr. Genfel. 





Referat 
von Dr. J. Genjel (Leipzig) über Die 
Cintommenftener. 


Meine Herren! 


Indem ih mich anfchide, über die wichtige Frage der Steuerreform zu 
Ihnen zu reden, habe ih zunächſt Ihrem ftändigen Ausſchuſſe für die Ehre zu 
danfen, welche er mir durch Uebertragung dieſes Berichts erwieſen bat. Nicht 
ohne Zagen babe ich mich diefem Auftrage unterzogen; ih bin mir ſehr wohl 
bewußt, wie ſehr ich, der ich weder die wiflenichaftlihe Erforſchung, noch die 
praftiiche Handhabung des Steuerweiend zu meinem Xebensberuf gemacht habe, 
dabei der Nachſicht bedarf in einem Vereine, welcher fo hervorragende Männer 
der Wiſſenſchaft wie der Praxis zu feinen Mitgliedern zählt. 

Die heutige Erörterung ift durch die vor zwei Jahren — und namentlich 
duch das im vorigen Jahre von Heren Profeflor Neumann erftattete Gut: 
achten jo gründlich vorbereitet, daß ich in Ihrem Sinne zu handeln glaube, 
wenn ich mich auf kurze Hervorhebung der Hauptgefichtöpunfte beichränfe und 
es dem Gang der Debatte überlaffe, diejenigen Sragen zu bezeichnen, welche noch 
einer näheren Beleuchtung bedürfen. Mit gutem Bedacht bat Ihr Ausſchuß den 
Gegenftand enger begrenzt, als dies früher gefchehen war; trogdem ift berfelbe 
ſo umfänglich, daß e8 nicht wohl gethan fein würde, fich bei den Stüden auf: 
zuhalten, über die möglicherweiſe allfeitiged Einverftänpniß herrſcht. So viel ich 
freilich zu überfehen vermag, find der Punkte, die von feiner Seite beftritt 
werden, in der Yinanzwiffenichaft nicht eben viele. e 


Bu Theje 1.) 

Am wenigften Widerjpruch dürfte der Gedanke finden, dem ih ın Sat 1 
der Ihnen vorliegenden Thefen Ausdrud zu geben verfucht Habe: daß die Er: 
tragäfteuern, wie fie bißher in einer Mehrzahl der deutichen Staaten, zum Theil 
als alleinige directe Steuern beftanden haben, fich heutzutage, bei der Beweglich⸗ 
tat und PVielgeftaltigfeit der Lebensverhältnifie, Angeſichts der wachſenden An- 
ſprüche an die Staatscaſſe, als unzulänglich erweifen; daß ein Beduͤrfniß nad) 
eıner gründlichen Reform vorhanden ift, nach einer Reform, welche an bie Stelle 


1) ©. die Thefen auf ©. 26. 
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der bisherigen Steuern, mindeftens eines Theiles derſelben, etwas weſentlich 
Neues ſetzt. Meine Herren, eine Reform in dieſem Sinne iſt keine leichte Sache. 
Zweierlei Fragen ſind es erfahrungsmäßig, welche die Gemüther am tiefſten 
aufregen: in erſter Linie ſind dies die Fragen, bei denen die Religion ins Spiel 
kommt, nächſtdem aber die, welche den Leuten an ben Geldbeutel ſtreifen. Cine 
gründliche Steuerreform wird faſt niemals durchzuſetzen fein, ohne daß im einem 
großen Theile des Volles die Leidenſchaften aufgerührt werden, und ich kann es 
feiner Regierung verdenten, wenn fie nur ungern und zögernd biejen Weg be: 
tritt. Trotzdem bat man fi jeßt fait überall, wo noch die ältere Steuer⸗ 
verfaffung befteht, dazu. entichließen müffen. Ber uns in Sachſen find die ver- 
Ichtedenften Berfuche gemacht worden, eine Reform im Rahmen der biöherigen 
Steuerverfaffung auszuführen — e8 erwies ſich als unmöglich. 

Sie geitatten mir wohl, auch im Weiteren meine Beifpiele vorzugsweiſe 
den mir näher Eefannten Berhältniffen meiner Heimath zu entnehmen; bei 
manden Verfchievenheiten tm Einzelnen haben die Ertragsſteuern doch in der 
Hauptfache überall faft denfelben Charakter und namentlich diejelben Fehler. 

Wir haben ın Sachſen als directe Steuern die Grundſteuer und die Ge: 
werbe- und Perfonalfteuer. Beide galten zu ihrer Zeit — Die Hauptgeſetze 
jind nach mehr al8 zwölfjähriger Arbeit um die Mitte der vierziger Jahre ers 
laſſen — als mufterhaft. Aber den jegigen Anforderungen vermögen fie ſchlechter⸗ 
dings micht mehr zu entiprecyen. 

Die Grumdfteuer, welche zugleich die Gebäudefteuer in ſich ſchließt, richtet 
fit) nach der ſehr Tünftlih ermittelten Ertragsfähigfeit des Grundftüds, ohne 
Rückſicht auf Die größere oder geringere Intelligenz, auf die etwaige Verſchuldung, 
überhaupt auf die perjönlichen Berhältniffe des Beſitzers. Sie ift zwar ber 
Revifion unterworfen, aber eine ſolche Revifion bat bis heute nicht ftattgefunden, 
auch leuchtet ohne Weiteres ein, daß jede Reviſion das zerftören müßte, was 
von vorn herein als die vorzüglichfte Eigenfchaft der Grundfteuer gepriefen worden 
ft: ihre relative Unveränderlichfeit. Noch ein weit jüngerer Deputationdberidt 
der erften Kammer fagt, die Grundfteuer bilde für den Beſitzer eine jährlich zu 
entrichtende Rente, die beim Kaufpreis berüdjichtigt und deshalb nicht drüdend 
empfunden werde. Das bört aber auf, fobald fie erhäht wird. Insbeſondere 
wird dann die Nichtberüdfihtiaung der Schuldzinfen zu einer fchreienten Un: 
gerechtigkeit. Gleichwohl ift eine Erhöhung des Beitrags, welchen der Grund 
befig zu den Staatslaſten zu leiſten hat, auf die Dauer nicht zu umgeben. Ich 
brauche nur daran zu erinnern, daß die Grundſteuer heute, trot Der geftiegenen 
Erträge, troß des gejunfenen Geldwerthes, nicht mehr einbringt, als die alten 
Grundſteuern vor hundertundfünfzig Jahren eingebracht haben. 

Im Gegenjag zur Grundfteuer bat der Gewerbe- und Perlonalfteuer ın . 
Sachſen von vorn herein der Gedanke zu Grunde gelegen, das reine Einkommen 
der einzelnen Steuerpflichtigen zu treffen. Um aber jedes Läftige Eindringen ın 
die Privatverhältniffe zu vermeiden, hielt man fih an äufßere Merkmale: au 
die Zahl der Spindeln einer Spinnerei, der Mahlgänge einer Mühle, der Ge 
bilfen u. |. w. Beim Großhändler, beim Arzt, bei anderen gelehrten Beruf 
arten verfagte dieſes Austunftsmittel, und man mußte freie Schäßung eintreten 
lafien. Das Renteneinlommen vollends hätte man ohne Declarationspflicht gar 
nicht zu treffen gewußt. So entftand ein im Einzelnen ganz ſinnreich aus 
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edachter Apparat, der aber viel zu complicrt war, um im Wedel der Ber- 
Itmiffe Stand zu halten, mit Einführung der Gewerbefreiheit und der Frei— 
zügigfeit ging er vollends in die Brücke. Siebenmal bat man durch Novellen 
daran geflidt und, ohne felbft darüber recht Mar zu fein, ſtückweiſe die Ein- 
kommenſtener eingeführt. Je mehr ich mid mit der Sache beichäftigt habe, 
befto fefter ift in mir die Weberzeugung geworden, daß eine Gewerbeſteuer für 
unfere Zeit überhaupt nicht mehr paßt und daß 3. B. der Plan, eine Reichs⸗ 
gewerbeftener einzuführen, ein völlig ausfichtslojed Unternehmen fein würde. 
Erweiſen ſich ſonach die Grundſteuern fomohl wie die Gewerbe: und Per: 
fonalfteuer jede für fich als unverbefferlih, fo muß vollends der Verſuch einer 
gemeinfamen Reform an dem Umftande fcheitern, daß fie ihren Weſen nach 
grundverjchteden find und jedes gemeinfamen Maßſtabes entbehren. Urfprüngs 
ih Hat man gar nicht Daran gedacht, Die beiden Steuern in birecten Vergleich 
mit einander zu fegen. Die Grundfteuer murde von vorn berein mit 9 Pf. 
auf je 10 Groſchen Ertrag, aljo nominell zu 9 Procent aufgelegt; der Ge— 
jammtbetrag war im Jahre 1845 rund 1?/, Millionen Thlr., jest ift er — 
aber Lediglich in Folge der Vermehrung der Gebäude — auf 1?/,; Millionen 
geftiegen. Bei der Gewerbefteuer war der höchfte vorkommende Sat 2°, Pro- 
cent, im Durchſchnitt betrug fie wohl kaum ein Procent des Einkommens. Trotz-⸗ 
dem ift e8 den Grundbeſitzern, die Damald noch mehr als jest die Oberhand 
ın den beider Kammern hatten, nicht eingefallen, fi wegen Ueberbürbung zu 
beſchweren. Im Gegentheil, der damalige Bericht der erſten Kammer erkennt, 
indem er den biöherigen Zuſtand zur Vergleihung heranzieht, ausdrücklich an, 
daß Das neue Duotalverhältniß ſich „keineswegs auf Koften der Grundſteuer⸗ 
pflichtigen“ herausgebildet habe. pi jegt, nachdem der Ertrag der Grundſtücke 
etwa auf das Dreifache geſtiegen, der Procentſatz der Grundſteuer alſo auf ein 
Drittel der früheren Höhe herabgeſunken, nachdem dagegen der Ertrag der Ge— 
werbe- und Perſonalſteuer von nicht ganz 400,000 auf faſt 2 Millionen Thaler 
geſtiegen iſt — erſt jetzt ſind die Grundbeſiger zu der Einſicht gelangt, daß ſie 
„überbürdet““ ſeien. Andererſeits behaupten die Heißſporne unter den In— 
duftriellen, Die Grundſteuer ſei überhaupt keine Steuer, ſondern eine Rente, die 
hier nicht weiter in Betracht komme, und es ſei daher endlich an der Zeit, daß 
man die Grundbeſitzer nunmehr auch zu den Steuern heranziehe. Das Eine 
ift jo unbegründet wie das Andere. So viel geht wohl aber aus dem biöher 
Geſagten unzweifelhaft hervor, daß es ohne Umgeftaltung des Steuerſyſtems 
nicht möglich iſt, dem wachſenden Staatsbedarfe zu genügen. 


Zu Theſe 2. 


Es fragte jih nun! was an die Stelle fegen? ‘Da bot fid) denn Die 
Eintommenfteuer um fo ungeſuchter dar, als, wie ſchon gefagt, der Gewerbe⸗ 
und Perfonalfteuer von vorn herein der Gedanke zu Grunde gelegen hatte, das 
reine Einkommen zu treffen. Streitig blieb, inwieweit daneben noch ein Theil 
der — Steuern beibehalten werden jollte. Auf dieſe Frage komme ich 

nach 


Sie wiſſen, daß die Einkommenſteuer, nachdem ſie im Jahre 1848 an 
vielen Orten plöglich aufgetaucht und beinahe ebenſo vafch wieder verſchwunden 
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war, 1851 im Preußen und fodann feit den fechziger Jahren in einer ganzen 
Reihe der kleineren deutſchen Staaten theils eingeführt, theils in der Vorberei⸗ 
tung begriffen ift (bier in Weimar befteht fie bereits feit über 50 Jahren), 
und daß neuerdings aud ihre Einführung als Reichsſteuer empfohlen win. 
Das überhebt und jedoch nicht der Notbmendigfeit, fie auf ihre Berechtigung 
zu prüfen. 

Jedenfalls iſt es bemerkenswerth, daß die Eintommenfteuer von jehr ver: 
ſchiedenen Geſichtspunkten aus empfohlen wird. So namentlidh auch von Solchen, 
weldye auf die Steuern den Grundfag von Leiſtung und Gegenletftung anwenden, 
welche fie nadı den Vortheilen bemefjen wollen, die der Einzelne vom Staat: 
empfängt. Diefen gilt der Staat als eine Berficherungsanftalt ; wer mehr bat, 
braucht mehr Rechtsſchutz und muß dafür eine entiprechend höhere Prämie zahlen. 
Folgeredht müßte man von diefem Standpunfte auß eher zu einer Vermögens 
fteuer gelangen; mindeſtens tft das Vermögen ebenfo ſchutzbedürftig wie des 
Einkommen. Der Standpuntt ift aber überhaupt vwerwerflih. Die Vortheile 
des Staatlichen Zuſammenlebens find für jeden, er ſei reich oder arm, fo groß, 
daß es einen Maßſtab dafür nicht gibt. Der Staat ift für uns ſchlechthin um: 
entbehrlich; was er und bietet, iſt nicht mit Geld zu erkaufen, im Notbfalle if 
fein Opfer Dafür zu aroß. Daraus folgt, daß die Steuerlaft, welche der Stau: 
erfordert, von allen Staatsbürgern al8 eine gemeinfame Laft zu tragen ill, 
daß jeder beizutragen bat nad) dem Maße feiner Kräfte, feiner Leiſtungs— 
fähigkeit 

Der Begriff der Leiſtungsfähigkeit zieht ſich durch die Theſen, welche ich 
mir erlaubt habe Ihnen vorzulegen, wie ein rother Faden hinburd), und id 
muß daher einen Augenblick dabei verweilen; um jo mehr, als Died hauptjäglid 
der Stein geweſen zu fein fcheint, an welchem mein verehrter Herr Correferen! 
Anſtoß genommen bat. 

Gegen das Brincip der Vertheilung der Laſten nach der Leiftungsfähigfat 
hat man eingewandt, daß e8 zu vieldeutig fei, um einen Anhalt für die Praris 
zu bieten, und daß es Daher der Willfür Thür und Thor öffnen würde. Dieſer 
Einwand wäre vollkommen berechtigt, wenn mit unferer Forderung gemeint wäre, 
der Geſetzgeber braude nur den Sag aufzuftellen: jeder wird nach feiner Leiſtungs 
fähigkeit befteuert. Das ift aber offenbar nicht gemeint. Vielmehr befagt die 
Forderung nur, dak der Gefeßgeber fih von dem Grundgedanken, die Steuern 
nad) der Leiſtungsfähigleit zu vertheilen, leiten laſſen und diefem Grundgedanken 
Fleiſch und Blut verleihen müffe In diefem Sinne Spricht man ja auch ſonſt 
von dem Prineip eines Geſetzes; Ste werden faum irgendwo ein Princip finden, 
bas nur ausgeſprochen zu werben braudte, um für die Prarid verwendbar zu 
fein. Ich erinnere Ste an das Princip der Verftanded- und Willensreiie für 
die Öbrenze der Minderjährigfeit, an das Princip der Selbitverwaltung für tk 
Semeindegeleßgebung, an das Princip der Yreibeit der Preſſe u. |. w. — 
überall muß Der Geſetzgeber die Principien, von Denen er ausgeht, in gemam 
Vorſchriften, in beftimmte Ziffern einfleiven, damit der Richter Danach urtbeilen, 
die Staatöbürger danach leben können. Und fo tft aud bier mit der Au— 
ftelung des Prime F ver Leiſtungsfähigkeit allein die Aufgabe des Geſetzgebers 
noch nicht nelöft. Bohl aber ift ihm damit für feine weitere Arbeit eine Richt⸗ 
ſchnur gegeben Und daß in der That dieſes Princip den meiſten neueren Steuer⸗ 
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gelegen zu Grunde Tiegt, hat Herr Profeflor Neumann fo gründlich dargethan, 
daß ich darauf nicht zurüdzufommen brauche. 

Wollen Sie übrigens ftatt „Leiftungsfähigfeit” Lieber Tagen „Gleichheit des 
Opfers“, jo Hätte ich dagegen nicht viel einzumenden. Es ift das nur ein 
anderer Ausdrud für denfelben Gedanken. Jener Ausdrud ift bergenommen von 
der Seite der Kraft, diefer von der Seite der Laft; Kraft und Laft ftehen aber 
in einem conftanten Berhältniffe. Die wirthſchaftliche Kraft der ein: 
jelnen Steuerpflidtigen foll dur die Steuer in möglichſt 
gleidem Maße angejpannt werden — das ift es, mas unjere Forde⸗ 
rung meint, und dafür ſcheint mir der Ausdrud „Beſteuerung nach der Leiftungs- 
fͤhigleit“ der handlichfte und verftändlichfte zu fein. 

Iſt nun die Höhe des Einkommens wirklih ein jiherer Maßſtab für die 
Yeftungsfähigtett ?_ Wäre fie das, dann fünnte von Steuerprogrefjion, von Be: 
rüdjihtigung der Art des Einfommend und anderer Umftände nicht die Rede 
kun Wir würden dann auf die proportionale Einkommenſteuer geführt werben 
md und mit Denen, welche das Princip von Yeiftung und Gegenleiltung in den 

Vordergrund ftellen, auf einem Ummege wieder begegnen. Ich muß im Voraus 
erfläven, Daß mir eine proportionale Einfommenfteuer, die audy nicht einmal 
duch eine Vermögensſteuer ergänzt würde, fchlechthin verwerflich erſcheint. Nur 
mit wefentlihen Einſchränkungen kann ic das Einkommen als Mapftab ver 

Wiſtungsfähigkeit gelten Laflen. 

Hier fomme ich zunächſt, um vorläufig bei dem üblichen Ausdruck zu bleiben, 
zur Stage der Brogreffion. ‚In der Theorie ift ja diefe Frage noch immer 
ſehr beſtritten. Sch kann jedem Gegner der Progreffion nur empfehlen, einen 
proportionalen Tarif auszuarbeiten und ihn in Gedanken auf die ihm befannten 
Steuerpflichtigen anzuwenden. Er wird Dann inne werden, ob eine Steuer von 

MM. auf ein Einkommen von 500 Markt und eine Steuer von 200 M. auf 
an Einfommen von 10,000 M. die Leiftungsfähigkeit der beiden davon Be— 
noffenen gleihmäßig anfpannen, ob fie ihnen ein gleiche® Opfer auferlegen — 
ob eine derartige Befteuerungsweife mit den Anforderungen der Gerechtigkeit irgend: 
‚mie verträglich if. Ich glaube annehmen zu dürfen, daß bei der englijchen 
income tax, die übrigens mit unferen Ertragsftenern weit mehr Aehnlichkeit 
ji. als mit den modernen Einfommenfteuern des Feſtlandes, der bisherige 

* Mangel der Progreffion ganz weſentlich an ihrer Unbeliebtheit ſchuld war. 

ä — hat man ſich denn auch zur Einführung einer Art von Progreſſion 
t. 





; Der Einwand, daß man mit einer confequent fortgejegten Progreſſion balo 
zu dem Punkte gelange, mo die Steuer 100 Procent beträgt, wiegt zu leicht, 
e ım darüber ein Wort zu verlieren; oder welches Princip führte nicht zu Unge— 
reimtbeiten, wenn man es in ungereimter Weife anwendet? Meines Erachtens 
iſt es allerdings richtiger, den Ausdruck „Progrefjion” ganz bei Seite zu laſſen 
md dafür zu fagen: e8 muß für die niederen Einfommenftufen 
eimenah unten allmälig wachſende Ermäßigung des Steuer: 
laes eintreten. Den welentlichen Grund diefer Forderung finde ich darin, 
daß, je tiefer man auf der Stufenleiter der menschlichen Berhältniffe hinabſteigt, 
‚an defto größerer Theil der Einnahmen auf die ſchlechthin unentbehrlichen 
Lebensbedurfnifſe vermandt werden muß und daß mitbin der gleiche Procentfag 
2* 
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auf den unteren Stufen ungleih härter drüdt, ein ungleich größeres Opfer auf- 
erlegt, als auf den höheren. Im emem Aufſatze über progreffive Beftenerumg 
las ih vor Kurzem von einem Normalfage, von welchem an die Steuer nad 
unten finfen, nach oben aber fteigen müſſe. Ich muß offen befennen, daß mir 
dies nicht ganz verftändlich gemorden if. Nach der vorhin gegebenen Faflımg 
gelangen wir ebenfalls zu einem Normalpuntte, aber in dem Sinne, daß von 
da ab der volle Steuerfag emtritt und eine weitere Steigerung nad) oben hin 
nicht mehr ftattfindet. In Sachſen haben wir biefen Normalpunft bei einem 
Einfommen von 9600 M. zu finden geglaubt — darüber läßt fi) natürlich 
ftreiten ,; immerhin werden die Meinungen nicht allzu verſchieden fein über die 
Grenze, wo man fagen darf: bier ıft eine Berüdjichtigung des Vorwiegens der 
nothmwendigen Ausgaben noh am Plate, bier nicht mehr. Für ein Einkommen 
von 20,000 M. 3. B. wird faum noch jemand eine Ermäßigung des Steuer: 
ſatzes im Vergleich zu einem folden von 30,000 M. beanſpruchen; eine Steuer 
bon 3 oder 4 Procent wird dort fo gut ertragen werden wie hier. Wenn man 
dagegen, wie e8 das preußische Geſetz thut, bei 3000 M. Einkommen bereits 
den vollen Steuerfaß eintreten läßt, jo werden die unteren Mittelclafjen unver: 
hältnißmäßig hart betroffen. 

Auch für die Art der Steigerung gibt die vorhin eınpfohlene Faſſung des 
Princips einigen Anhalt. Wenn Sie 3. B. die Scala des Hamburgifchen Ge— 
ſetzes durch eine geneigte Linie ausdrücken, deren Anfteigen durch den Procentfas 
beftimmt wird, fo erhalten Ste eine Curve, welche anfangs langſam, dann immer 
fteiler anfteigt, um bei einem Einkommen von ‚etwa 12,000 M. plötzlich in bie 
Horizontale überzugehen. Berfuchen Ste dagegen daſſelbe mit dem ſächſiſchen Ge⸗ 
fe, jo erhalten Sie die Linie, welche ein horizontal geworfener Kürper in 
Folge der immer ftärfer wirkenden Schwerkraft beim allen beichreibt.. Aus der 
Horizontalen fällt fie anfangs langſam, nady und nady immer vafder herab. 
Und das entfpriht ganz dem Bebürfnig: je weiter man nach unten fommt, deſto 
fräftiger wirft der Grund fir Ermäßigung des Procentfaged. Ich würde dies 
gern näher erläutern, wenn ich nicht fürchten müßte, Ihre Geduld allzufehr zu 
ermüben 

Manche principielle Gegner der Progreſſion laſſen diefe gleichwohl bedingungs- 
weile gelten, fo lange eine Anzahl der täglichen Bedürfniffe durch indirecte Steuern 
belaftet find, um die darin liegende umgefehrte Progreffion auszugleihen. Die 
inbirecten Steuern over „Aufichläge”, wie fie ganz bezeichnend genannt werben, 
wirken als Bertheuerung der Lebensmittel, auf welche fie gelegt find. Ich gebe 
zu, daß jede ſolche Vertheuerung vorzugsweiſe von den ärmeren Claffen empfunden 
wird. Bei dem unleugbaren Zufammenbang aber, in welchen die Höhe der 
Töhne mit den Preifen der Lebensmittel fteht, fcheint mir das Gelchrei über den 
Drud der indirecten Steuern in der Hauptſache grundlos, wie ich andererſeits 
fürchte, daß die Aufhebung diefer Steuern an ſich den Arbeitern auf die Dauer 
wenig nügen würde. Unter allen Umftänden bleibt aud dann noch der Grund 
wirffam, welchen ich vorhin für Ermäßigung, des Steuerfages auf den unteren 
Stufen angeführt babe: daß ber größte Theil der Einnahmen durch die unent: 
behrlichen Bedürfniſſe aufgezehrt wird. 

Iſt hiernad der Einfluß der inbirecten Steuern auf die vorliegende Frage 
nur ein nebenfächlicher, fo muß ich mich gegen einen anderen Grund, welcher 
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der Pflicht zur Unterhaltung armer Angehöriger, andauernder Krankheit u. |. w. — 
die Berüdfichtigung diefer Verhältnifie war e8 hauptſächlich, melde in Preußen 
die Claffenftener von der claffificirten Einkommenſteuer unterfchied. Meine 
Herren! Diefes Claffenfteuerprincip, welches fih aus dem Grundfage der Laften- 
vertbeilung nach der Leiſtungsfähigkeit von jelbft ergibt, bat fih in Preußen jo 
gut bewährt, daß man e8 bei ber Reform im Jahre 1873 nicht nur beibehalten, 
jondern auch noch auf die beiden erften Claſſen der Einfommenfteuerpflichtigen 
ausgedehnt bat. In Sachſen ift daſſelbe Princip auf den unteren: Stufen bis 
zu 1600 M. durchgeführt; nach den Erfahrungen, weldye ich als Borfißender 
ner Einfchägungscommiffion gemadt babe, iſt in mir der Wunſch verftärkt 
worden, diejem Princip noch etwas weitere Ausdehnung zu geben, wiewohl bei 
m8 wegen des langfameren Anftergens der Steuerfäte Das Bedürfniß dazu nicht 
in dem Maße befteht, wie in Preußen. 

Ich komme zu Punkt c.: Ergänzung der Einkommenfteuer durch eine Ber: 
mögensfteuer. Meine Herren! Ich freue mich lebhaft, bier bei dem Herrn 
Correferenten Unterftügung zu finden, wie denn auch Ihr verehrter Herr Prä⸗ 
fient in feinen vorjährigen Theſen und ebenio Herr Profeſſor Neumann in 
kinem Gutachten die Vermögenäfteuer als nothwendige Ergänzung der Ein- 
iommenftener empiohlen haben. 

Aus dem Princip der Leiftungsfähigfeit folgt meines Erachtens die Rüdjicht- 
nahme auf die verkhiedenen Quellen des Eintommens mit Nothwendigkeit. Wer 
5000 M. Eintommen aus einem Haufe oder aus Staatöpapieren bezieht, den wird 
niemand feiner wirtbichaftlihen Lage nad mit Demjenigen gleichftellen, welcher die 
gleiche Summe als Arzt, ald Schriftfteller oder fonft Lediglich durch feine Arbeit 
erwirbt; wenn jener ftirbt, To geht das Vermögen und mit ihm das Einkommen 
auf feine Erben über — bei dieſem hört, wenn er beute frank wird, morgen 
der Erwerb auf. Es ift wohl richtig, daß das Einfommen, welches aus dauern: 
dem Beſitze fließt, eben deshalb auch dauernd der Beſteuerung unterworfen wird, 
aber damit iſt der Unterfchied zwilchen fundirtem und nicht fundirtem Einkommen 
noch nicht erſchoͤpft. Nicht umfonft braucht unjere Sprade für ven Beſitz irdiſcher 
Güter dafjelbe Wort, welches and „können“ bedeutet: Vermögen gibt wirth: 
ſchaftlice Kraft. Wer kein Vermögen befigt, der muß, um für bie eigne und 
der Angehörigen Zukunft zu forgen, einen erheblichen Theil feines Einkommens 
zurücllegen, in der Form ber Spareinlagen, der Lebensverfiherung u. |. w. 
Ob dies wirklich gefchieht, kann der Staat nicht bei jedem Einzelnen unterjuchen, 
aber er fol ihm wenigſtens die Möglichkeit nicht verkümmern. 

Meine Herren! Wie Sie willen, ift e8 mehrfach verfucht worden, innerhalb 
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des Rahmens der Einkommenfteuer zwilchen fundirtem und unfundirtan Ein- 

fommen zu fcheiven und jenes mit einem höheren, dieſes mit einem geringem 
Sage zu belegen. Allein diefe Zweitheilung ift völlig unzureichend. Zwiſchen 
dem Einkommen, das rein aus Handarbeit oder geiftiger Arbeit fließt, und dem 
Einkommen des Hausbefigerd oder des Rentners Liegt eine fo reiche Stufenlater 
von Einfommensarten, zu deren Erzeugung Capital und Arbeit in wechſeludem 
Maße zufammenwirten, daß e8 unmöglich ift, mit Gerechtigkeit die Grenze zu 
verzeichnen, wo das fundirte Einfommen aufhört und Das micht fundirte begumt. 

Man ift deshalb auf den Ausweg verfallen, eine größere Zahl von Claſſen 
mit abgeftuften Steuerfägen zu machen. Wer aber durch Erfahrung weiß, wie, 
fi bei einem ſolchen Verſuche die Anfichten zerfplittern, der wird mit mir m 
Worten Gladftones beiftunmen: „Berlafien Sie ſich darauf, wenn Sie darnach 
ftreben, das Verhältnig von Arbeit und Talent zum Befiß in feinen unzähligen 
complicirten Formen zu unterfuchen und zu meſſen und das Verhältnig in Zahlen 
auszudräden, fo unternehmen Ste Etwas, das zu einem befriedigenden Ende zu 
führen über Menfchenkräfte gebt.‘ Gladſtone Hat daber nur Die Arbeit des 
Gefegeber8 im Sinne — die Arbeit der Steuerbehörden würde dann aber eben: 
falls in einem Make vermehrt werden, daß daran die Ausführung fetten 
müßte. Meines Willens befteht denn auch eine foldhe Einrichtung in feinem 
Staate. 

Meine Herren! Diefen Schwierigkeiten können Ste auf fehr einfache Weiſe 
begegnen, indem Sie neben der Einkommenſteuer noch eine Bermögensfteuer ei: 
führen — eine Steuer, welche das dem fundirten Eintommen zu Grunde liegen 
Vermögen zum Gegenftande bat und mit diefem fleigt und fällt. Den Ber 
wurf der Doppelbefteuerung ſcheue ich dabei nicht. Doppelbefteuerung ift wr: 
werflich, fobald dadurch einzelne Steuerpflichtige vor anderen im ungerechter Weile 
belaftet werden. Daß man aber, wenn eine Steuer allein ungerecht wirkt, noch 
eine andere zu ihrer Ergänzung emführt, dagegen läßt ſich ein triftiger Grund 
richt geltend machen. och Leichter wiegt der Einwand, daß die Vermögens— 
ſteuer vom voltswirthichaftlichen Standpunkte verwerflich fei, weil fie Das der 
mögen, das Capital angreife. Meine Herren, das ift einfach nicht wahr. Die 
Vermögenöfteuer wird fo gut aus dem Einkommen gezahlt, wie die Einkommen: 
feuer und die Ertragsfteuern, nur daß ihr Maßſtab nicht das Einkommen Hi, 
fondern das Bermögen. Ich erinnere Sie daran, das eine Vermögensſteuer von 
 1%0, einen Zinsfuß von 5%, vorausgefegt, bereits einer Einkommenſteuer ven 
20%, entſpricht, daß man alfo über den Sag von 1, höchſtens 1?/, %,, nicht 
jo leicht wird hinauszugehen brauchen. 

Meine Herren! In dem Gutachten, welches ih vor zwei Jahren die Ehre 
gehabt habe, Ihnen zu erftatten, finden Sie durch ein Beiſpiel erläutert, wie ich 
mir dies Verhältniß zwiichen Einfommenfteuer und Bermögensfteuer vente. 36 
habe da fünf Steuerpflichtige angenommen, deren jeder 2000 Thlr. Einkommen 
bat, während ihr Vermögen von Null bis zu 50,000 Thlr. anfteigt. Die Cr 
fommenfteuer beträgt bei jedem gleihmäßig 40 Thlr., die Bermögensftener fast 
‚von Null bis zu 50 Thlr., die Gefammtftener alfo von 40 bis zu 90 The. 
Ob dies Das richtige Verhältniß ift, darüber läßt fich ja ftreiten; jedenfalls ii 
— richtigeres, als wenn Sie es einfach bei der Einkommenſteuer bewenden 
laſſen. 
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Meine Herren! Ich gebe gern zu, daß bis zur Einführung einer Vermögens: 
ſtener — die übrigens in mehreren Schweizercantonen und anderwärts bereits 
beftebt — bei und noch manche Erdrterungen nothwendig fein werden. Das 
faın und aber nicht abhalten, fchon heute auszusprechen: die Einkommenſteuer 
bedarf der Ergänzung durch eine Vermögensſteuer. 


Zu Thefe 3. 


Die Finanzwiſſenſchaft darf fib nun aber nicht Darauf beichränten, ein 
Seal der Befteuerungstumft binzuftellen ohne Rüdfiht auf die beftehenden Ber- 
bältmiffe. Noch weniger darf dies ein Verein, der auf das Leben wirken will. 
Hier treten erft die Schwierigkeiten hervor. 

„Leicht bei einander wohnen die Gebanten, 
oh hart im Raume ftoßen fih die Sachen.” 

Den Weg zu finden aus dem gegenwärtigen Buftande Der Dinge zu 
einem volltommeneren, das ift recht eigentlich eine Aufgabe ver praltifchen 
Socialpolitik. 

Es iſt auffallend, daß die Forderung des unvermittelten Ueberganges zur 
allgemeinen gleichen Einkommenſteuer am eifrigſten von Denen vertreten wird, 
welhen man fonft den Beruf zufchreibt, das conjervative Element im Staate zu 
bilden. Leider bat in diefer Frage das nadte Imtereffe — ich will annehmen, 
nicht das perfünlice, aber jedenfalls ta8 Standes: und Berufdinterefie — bei 
Vielen jede politifche Ueberlegung zurüdgedrängt. Es mag fein, daß die ungünftige 
Yage der Landwirthſchaft — herbeigeführt durch die Concurrenz der Getreide⸗ 
länder des Oſtens, durch die geftiegenen Grundſtückspreiſe, Durch die Schwierig: 
fett, zu anderen Producttonsweifen überzugehen u. |. m. — daß diefe ungünſtige 
tage dazu beigetragen bat, die Agitation für bedingungungslofe Abſchaffung ver 
Srundfteuer zu verſchärfen. Aber die Steuerpolitit kann doch unmöglich die 
Aufgabe Haben, wieder gui zu machen, was auf anderen ®ebieten gefehlt worden 
ft Daß von der entgegengejegten Seite oft gleichfalls mit ungeſchickten Waffen 
gelämpft wird, babe ich bereit8 vorhin angedeutet. 

Der Ausdrud ‚‚Ueberbürdung des Grundbeſitzes“ iſt nachgerade faft zu 
anem techniichen geworden. Dan verfteht darunter, abgejeben von der Brannt- 
weinfteuer und ähnlichen Dingen, welche in legter Inftanz am allerwenigften vom 
Grundbeſitz getragen werden, das Berhältnig der Grundſteuer zu den übrigen 
Ertragsſteuern; man rechnet aus — und wo die Unterlagen fehlen, greift man 
die Zahlen, wie fie eben paſſen —, welchen Procentiag vom reinen Einkommen . 
ne Grundſteuer, ald Einkommenſteuer gedacht, repräfentirt und welcen Procent⸗ 
Ya die übrigen Ertragsfteuern reptäfentiren, und zieht daraus den Schluß, daß 
die Grundbefiger in unerhörter Weife übervortheilt feien. 

Mun will ich zugeben, daß die Grundfteuer, wenn man die Ertragäftenern 
un Theile einer Einkommenſteuer überjegt, in den einzelnen Staaten zwei: bie 
dramal jo Hoch ift wie die Gewerbeſteuer. Was gibt uns denn aber überhaupt 
das Recht. an eine Steuer, die niemals als Einfommenfteuer gedacht geweſen 
if, die fih ihrem Weſen nach bimmelmeit von der Einfommenftener untercheibet, 
ohne Weiteres den Maßſtab der Einkommenftener zu legen? Mit beflerem 
Rechte könnten wir den Maßftab der Bermögensfteuer anlegen, mit welcher die 
Örundftener ungleich größere Aehnlichteit hat, und dann ftellt fich Das Exempel 
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ganz anders; denn da der ländliche Grundbefig nach Angabe feiner Bertreter 
jelbft nicht mehr als etwa 31,,%/, Neinertrag giebt, jo repräfentirt eine Grund: 
fteuer, welche 3%, des Reinertrags ın Anſpruch nimmt, immer erſt eine Ber: 
mögenäfteer von 1% — einem Sag, der gewiß nicht übermäßig genannt 
werden fann. 

Ich habe bis jet die Frage, ob und inwiefern die Grunpfteuer als eine 
Rente zu betrachten fei, ganz aus dem Spiele gelaffen. In gewiſſen Kreiſen 
braudyt man das Wort „Rente in diefem Zufammenhange nur auszufprecden, 
um eines Hagel von moralifhen Steinwürfen ſicher zu fein. Die Sade we: 
dient aber doch eine nähere Erörterung. 

Mehr als einmal habe ich es gehört, und noch in diefen Tagen babe ih 
e8 Iefen müflen, wie man die Yrage mit der Aeußerung abzuthun meint, die 
Ricardo’iche Grundrenten-Theorie fer doch Längit widerlegt. Meine Herren, nad 
meiner Auffaſſung hat die Trage, welche uns im Augenblide beichäftigt, wit der 
Theorie der Grundrente lediglich nichts zu thun. Es handelt ſich nicht um eine 
Rente im Sinne von „Ertrag“, ſondern um eine Rente im juriftiiden Sm, 
um eine Neallaft; es fragt fih: bat die Grundfteuer die Natur einer vom 
Staate vorweg auferlegten dauernden Belaftung des Bodens ? 

Diefe Trage, in voller Schärfe gefaßt, läßt jih nun gar nicht andere als 
hiftorifch behandeln; und folgeweife auch immer nur für einen concreten Staat. 
Der engliihen land tax 3. B., welche durch die Gefetgebung für ablösbar er: 
klärt ift, wird man nothwendig den Charakter einer Reallaft zufchreiben müſſen. 
Ebenfo finde ich für den Staat, deſſen Gaftfreundfchaft wir in dieſem Yugen- 
blide genießen, in einem Commiſſionsbericht aus dem Jahre 1821 — der Kit 
der Eimführung der Einfommenftener — unumwunden die Anjicht ausgejprocden, 
daß die altherkömmliche Landfteuer auf dem fteuerbaren Grundeigenthum „als 
eine jährliche Entrichtung an die Steuercafje ruhe, deren Capitalwerth natürlih 
feit ihrer erften Auflegung dem Privateigentbum entzogen worden” und gleichſam 
in Staatdeigenthum verwandelt ſei — eine Anerfennung der Natur der Grund- 
fteuer als NReallaft, der man nicht unterlaffen bat praktiſche Folgen zu geben. 

Es fann nicht meine Abficht fein, die Beantwortung diefer biftoriichen Frage 
für andere Staaten zu unternehmen, wo ‚die Sache vielleicht vermidelter Liegt. 
Nur das Eine mil ich bier ganz offen ausipredhen, wie ih ed ſchon anderwärts 
getban, daß im Königreich Sachſen die Grundfteuer den Charakter einer Real: 
laft im eigentlihen Sinne des Wortes nicht am ſich trägt. Eine Reallaſt m 
juriſtiſchen Sinne kann fie ſchon Deshalb nicht fein, weil fie der Reviſion unter 
liegt. Wohl aber muß bier wie anderwärt8 beim Uebergang in den neuen Zu— 
ftand der Dinge die Thatjache in Rechnung gezogen werben, daß vermöge 
ihres Beftehens feit länger als einem Jahrhunderte in an: 
näbernd gleiher Höhe die Srundfteuer innerhalb gemilfer 
Grenzen in den Werth der Grundftüde übergegangen ift. 

Auch Died wird von den Gegnern in Abrede geftellt. Der Preis der Grund 
ſtücke, Jagen fie, wird durch Angebot und Nachfrage beftunmt, wegen der Grund 
fteuer einen Abzug zu machen, fällt feinem Käufer ein. Daß Darüber nicht be 
ſonders verhandelt zu werden pflegt, ift wohl richtig; ebenfo wenig wie über bie 
geographiiche Lage und Jonftige allgemeine Eigenſchaften eines Grunvftüds, vie 
gleihwohl den Preiß ganz wmelentlih mit bedingen. Der Käufer ift eben in 
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Boraus darüber im Reinen. Daß aber, wenn — unter übrigens gleichen Berhält- 
nifien — die Grundfteuer 3.2. ftatt 3 oder 4%), nur 1%/, des Reinertrags be- 
trüge, der Werth des Grundſtücks um einen entjprechenden Procentfag fteigen 
würde, wer möchte da8 leugnen? Meine Herren, daß dies fo ift, hat die Ge- 
ſetzgebung des Königreichs Sachſen und anderer Staaten in fehr prägnanter 
Reife anerkannt. Als es fich bei unferer Steuerreform nad Einführung der 
Berfaffung darum handelte, die bis dahin fteuerfreien Grundſtücke — Ritter: 
güter u. |. w. — der allgemeinen Steuerpflicht zu unterwerfen, da erkannte man 
an, daß man gegen die derzeitigen Befiger, welche dieſe Grundſtücke eben megen 
ihrer Steuerfreibett theurer erworben, ein Unrecht begehen würde, wenn man 
ihnen dieſe Eigenichaft ohne Weitere entziehen wollte Sie mwurben deshalb 
mit dem wollen Capitalwerth des regelmäßigen Steuerfaged entſchädigt — dem 
Königreich Sachen hat dieſes Anerkenntnig über 4 Millionen Thaler gekoftet. 
Jetzt gilt es, die Schlußfolgerung daraus in umgefehrter Richtung zu ziehen: 
da fangen die Herren Landwirthe auf einmal an, fi auf das unveräußerliche 
Menſchenrecht der allgemeinen gleichen Einfommenfteuer zu bejinnen. 

Dian wendet gegen diefe Beweisführung wohl ein, wenn die Grundfteuer 
in den Werth der Grundftüde übergebe, fo gelte doch bei den Gewerben und bei 
den übrigen Berufsarten etwas Aehnliches, das gleiche ſich aljo wieder aus. 
Dabei wird nur zweierlei vergeflen: erſtens, daß ein gewerbliches Etabliffement 
und vollends ein gelehrter Beruf nicht jo veräußert wird, wie ein Grundftüd; 
zweitens aber, daß es hier fich ja eben nur um die Differenz handelt zwifchen 
dem Procentfag der rundfteuer und demjenigen der übrigen Ertragsſteuern, 
beide mit dem Maße der Einfommenfteuer gemeflen: um die „Ueberbürdung“, 
die fonft von jener Seite in fo lebhaften Farben geſchildert wird. Will man 
dieſen Unterfchied einfach nivelliren, fo würde das genau auf diefelbe Stufe zu 
ftellen jein, wie wenn man die Frohnden und ähnlihe Gerechtſame, anftatt fie 
abzulöfen, ohne Weitered hätte mwegdecretiven wollen — e8 wäre das nidht ein 
Act der Gerechtigkeit, jondern ein revolutionärer Act. 

Einen pofitiwen Vorſchlag zu maden, babe id mich enthalten. Daß td 
mit Die Grundſteuer neben der Einfommenfteuer in voller Höhe erhalten zu 
ſehen wünſche, brauche ich nicht zu jagen. Sch ſtimme vollftändig mit dem 
überein, was der verehrte Herr Correferent in feinem Buche über die Einkommen⸗ 
ſteuer bezüglich dieſes Punktes gefagt bat: man muß die Sache ex aequo et 
bono behandeln, man muß eine billige Vermittelung anftreben. Ich babe auch 
nichts dagegen einzuwenden, wenn Sie die etwas außführlichere Theſe des Herrn 
Correferenten unter 3 ftatt der meinigen annehmen. ‘Der verbleibende Theil 
der Grundſteuer würde dann gleichſam den Grundftod bilden zu einer fpäter 
daraus zu entwidelnden VBermögensfteuer. 

Im Uebrigen bitte ih Sie, indem ich Ihnen für die Aufmerkſamkeit danke, 
welhe Ste meinen Ausführungen gejchentt haben, meine Theſen anzunehmen. 


1. Die bisher noch in einer Mehrzahl deutſcher Staaten beitehenden 
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Ertragsfteuern erweiſen ſich bei geftergertem Bedarf als unzureichend, 
weil fie ſich — insbeſondere wegen der Unmöglichkeit des Schuld 
zinfenabzugg — der Leiftungsfähigkeit der Steuerpflihtigen zu wenig 
anpaffen und weil die einzelnen unter jenem Namen begriffenen Steuern 
eined gemeinfamen Maßſtabs entbehren. 

. Den vergleichsweiſe ficherften Maßſtab für die Leiſtungsfähigkeit ber 

einzelnen Steuerpflichtigen bildet das reine Einkommen, md & fi 

deshalb eine allgemeine Einkommenfteuer als Hauptfächlicye Diverte 

— zu empfehlen. Dabei ſind jedoch folgende Vorausſetzungen zu 

machen: 

a. Der Procentſatz der Steuer muß, weil auf den niederen Stufen 
ein ungleich größerer Theil des Einkommens zur Befriedigung 
der unentbehrlichften Bedurfniſſe aufgezehrt wird, nad unten zu 
abnehmen. 

b. Das Gefeß muß mindeftens auf den unteren Stufen Bertidfidt:: 
gung derjenigen perjönlichen Berhältniffe zulafien, welche, wie nament: 
lich die Pflicht zur Unterhaltung einer zahlreichen Familie, vorzug⸗ 
weile geeignet find, die Leiftungsfähigfeit zu befchränfen. 

ec. Die Einfommenfteuer bedarf — da die wirthichaftlihe Bedentung 
de8 Einkommens eine verſchiedene ift, je nachdem e8 aus vererbliden 
Vermögen berfließt oder worwiegend auf der perfänlichen Arbeits 
fraft beruht — zu ihrer Ergänzung einer Vermögensſteuer. 

. Ber jeder Steuerreform tft auf die gefchichtlich gegebenen Verhältniſe 
Rüdficht zu nehmen. Insbeſondere ıft da, wo die Grumdfteuer fat 

langer Zeit in einer die übrigen Ertragsſteuern weſentlich überfleign- 

den Höhe beftanden hat, die einfache Ausehnung dieſes Unterſchiedes 
unzuläffig, weil fie ein ungerechtfertigtes Geſchenk an die derzeitigen 

Befiger auf Koften der anderen Steuerzahler in fih fchließen wirt. 





Correferat 
des Prof. Dr. A. Held (Bonn) über die 
Einfommenftener. 


Meine Herren! Der Herr Neferent hat begonnen mit einer Entſchuldigung 
und mit dem Belenntnif, daß er mit einem gewiffen Zagen dieſe Tribüne be- 
trete, Jeder, der ſein höchſt gediegenes, veiflih und fein überlegted Neferat 
gehört hat, wird zugeftehen, daß dieſe Entſchuldigung und Diefes Zagen nid 
nöthig waren. Dagegen muß gerade die Trefflichteit —* Referates mich mit 
ſolchen Gefühlen erfüllen. 

Ich nämlich, meine Herren, das muß ich einleitungsweife bemerken, bin 
beute lediglich ein umvorbereiteter Yüdenbüßer. Wir hatten gebofft, daß College 
Neumann, mwelder ja zulegt ausführlih über Einfommenfteuer geſchrieben, 
dies Gorreferat übernehmen würde. Da er aber verhindert war und jchlieklic) 
an emem beftimmten Tage irgend ein Name als der des Eorreferenten bezeichnet 
werden mußte, Da aud andere Herren, an bie wir die Bitte geftellt hatten, 
ablehnten, jo wurde ich in absentia zum Gorreferenten ernannt. Ich bin erft 
vor allerfürzefter Zeit von eimer viermonatlidhen Reife zurüdgefommen, und 
meine Vorbereitung befteht aljo [eviglih darin, daß ich die Theſen des Referenten 
ſah und danach jelbft Theſen aufftellte. Im meinen Theſen ließ ich Punkte 
meg, in denen ich mich nach meinen früheren Schriften über die Frage von dem 
Referenten unterſcheide. Die weitere Vorbereitung befteht in den Notizen, bie 
ih machen fonnte, während ber Herr Referent ſprach. Ich werde mich allo 
kurz faſſen müſſen und werde mid, wie ich meine Thejen lediglich in Rüdficht 
auf die des Referenten gemacht habe, auch jetzt hier darauf beicyränten, meine 
Abweichungen vom Referenten kurz zu motiviren. Was die praftifchen Endziele 
einer Agitation über Einkommenfteuer und Ertragsſteuer betrifft, jo enthalten 
meine Theſen nichts, mas denen des Herrn Keferenten widerjpräche, Die Unter: 
ſchiede liegen nur darin, daß ich eine andere Motivirung babe, umb daß ich 
ängelne Detailfragen betrefid der Einfommenfteuer ander gelöft wünſche als 
der Referent 

Zunächft, wenn Sie meine erfte Thefe mit der des Referenten vergleichen, 
werben Site finden, daß bei mir mwegfällt bie befondere Erwähnung des Abzugs 
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der Schuldzinfen und der Begriff der Leiftungsfähigkeit. Ich bin mit dem We: 
ferenten volllommen eimverftanden darin, daß die Ertragsfteuern auf die Dauer 
nicht al8 die hauptſächlichſten direkten Steuern behandelt werben können, umd 
alle Gründe, die er anführte, ſoweit fie praltifhe Gründe waren, unterfchreibe 
ich völlig. Nur fann ich nicht zuſtimmen, Daß die Unmöglichkeit des Schuldzinſen⸗ 
abzugs ein Hauptgrund ſei für die Berwerfung der Ertragsſteuern und die Rüdfidt 
auf die Leiftungsfähigfeit der Hauptgrund für die Vorzliglichfeit der Einfonmen- 
fteuer. Was nämlih den Schuldzinſenabzug betrifft, jo bin ich der Meinung, 
daß, wenn die Ertragöfteuern unveränvert bleiben eine ſehr lange Zeit hindurch, 
Daß dann der Nichtabzug, die Nichtberüdjichtigung von Verſchuldung fein Mangel, 
feine Ungerechtigfeit iſt. Wenn eine Ertragsiteuer in abjolut unverändeter Höhe 
©enerationen hindurch beftanden bat, fo ift fie feine Steuer mehr, fondern fie 
ift ein Antheil des Staates an dem Befi einzelner wechielnder Perjonen. Es 
iſt dann gleichgültig, ob dieſe Privatperjonen, die gleichſam die mehrbetheiligten 
Mitbeſitzer des Staates find, verſchuldet find oder nicht. - Der Nichtabzug der 
Schuldzinſen bei einem Steuerpflichtigen wird nur dann von großer Bevenflichkeit, 
er wird hart und umgeredit, wenn die Ertragäfteuer, ihrem eigenen Weſen 
widerſprechend, im Laufe der Zeiten geändert reſpective, wie gewöhnlich, erhöht 
wird. Wird die Ertragsſteuer erhöht, jo wird natürlich jetzt in dieſem Momente 
der verichuldete Pflichtige härter getroffen, als der nicht verſchuldete. Der Ber: 
ſchuldete zahlt dann aud für feinen Gläubiger mit, ein Novum wird eingeführt, 
ein neuer Antheil des Staated an dem Befig des Pflihtigen mird conftitutrt, 
und die Pflihtigen mad) ihrer verjchiedenen Gefammtlage werden in höchſt 
ungerechtfertigter Ungleichheit getroffen. Deshalb babe ich ftatt der bejonderen 
Rüchſicht auf den Schulvzinfenabzug ausſchließlich in meinen Theſen die Noth- 
wendigkeit einer Veränderung des Ertrags der Steuer ermähnt, durch melde 
Nothwendigkeit allein bie Ertragsſteuern als ungerecht empfunden werben. 
Zweitens habe ich die Leiftungsfähigfeit, wie erwähnt, aus meinen Motiven 
geftrihen. Ueber dieſen Begriff haben wir und in der Literatur ſchon vielfach 
geftritten, namentlich Babe ich noch im vorigen Jahre meine Anſicht neuerdings 
gegenüber der ausführlichen Motivirung Der entgegengelegten Meinung durch 
Eollegen Neumann in Hilvebrand’8 Jahrbüchern zu begründen verſucht. Ich 
will und fann mid allo ganz furz fafien, wenn ich auseinanderjege, warum ich 
die Leiftungsfähigkeit für meine Perjon nicht als Motiv für die Güte der Ein- 
fommenfteuer anerfennen kann. College Neumann felbft hat in feiner trefflichen 
Schrift gezeigt, dak e8 Auflagen giebt, melde der Staat oder die Commune 
ben Unterthanen machen müflen, und bei denen das Gegenleiftungöprinzip, nicht 
das der reinen Leiftungsfähigfeit, eine Berechtigung hat. Sowie wir einmal ein 
jo allgemeined Prinzip überhaupt ausiprechen, mäfjen wir vor Allen auch bie 
Begrenzung, in welcher e8 gilt und gelten fann, mit aufnehmen, was Ben 
in eine Theſe zu faſſen, ſehr ſchwierig, faft unmöglich wäre. Ich glaube auch, 
daß, wenn man jagen will, die Steuer und die Einkommenſteuer fpeziell ſoll jo em- 
gerichtet fein, daß der Einzelne im Verhältniß zu ferner Leiftungsfähigfeit getroffen 
wird, foll fo eingerichtet fein, daß der Einzelne gleiche perſönliche Dpfer bringt, 
daß wir dann Diele Leiftunggfähigteit erft im Stande jein müſſen zu meflen, 
und, meine Herren, dazu erfläre ıch mich völlig außer Stande. Ich ſtimme mit 
Heren Dr. Genſel darin überein, daß, wenn Jemand 10,000 Thaler hat an 
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Einkommen, diefer Mann dann, wenn er davon 3%, Steuern zahlt, weniger 
getroffen wird, als einer, der nur 500 bat und ebenfalls 3%, davon zahlen 
muß. Gewiß aber kann ich nicht feben, wie man dieſen verfchiedenen Map- 
tab ber Leiftungsfähigkeit unter allgemein gültige Grundfäge bringen könnte, 
fo daß das Prinzip eine Richtſchnur von direktem praftiihen Werth wäre. 
3 bin ganz außer Stande zu Jagen, ob der Mann mit 10,000 Zhlm. 
ebenfo Leicht 20%, trägt wie der mit 500 Thlrn. 2%, oder ob bier 17, 13, 
10%, die gleiche Leiftungsfähigfeit darftellen. Nehmen Sie dann noch Hinzu, 
dag, wenn Sie einmal von perſönlicher Leiſtungsfähigkeit, von perjönlichen Opfern 
ferien, Sie nicht nur in ven unteren Stufen, fondern überall bei jedem Ber: 
plihteten feine gefammte perſönliche Tage notbwendig mit berüdfichtigen müßten. 
Es füme dann nicht auf die Kinderzahl und ähnliche Dinge allein an, fondern auch 
auf die Bebürfnifie, die Jemand infolge feines Standes hat und befriedigen muß, 
de Bedürfniſſe, Die er infolge feiner förperlichen Conftitution Bat u. |. w. 
Alles das müßte berüdjichtigt werben, und wie Sie dann das Prinzip noch Jo 
aufrecht erhalten können, daß e8 eine confrete Bedeutung, einen praftiichen Werth 
bat, das ſehe ich nicht ein. 

Endlich aber, und das ift der Grund, den ich wenigftens an dieſem Orte, 
mo wir nicht theoretiiche Bücher fchreiben, fondern praktiſch agitiren, haupt: 
fihlih betonen möchte, wenn wir ein allgemeines Prinzip aufftellen, wie das der 
Keftungsfähigkeit ift, fo ift doch Mar, daß dies Prinzip nicht nur verwirklicht 

muß in einer einzelnen Steuer, die wir anderen fortbeftehenden Steuern 
wfügen, jo daß dann bei diefen anderen fortbeftehenden Steuern: beliebige andere 
Prinzipien walten fünnten, ſondern man fann dann doch nur wollen, daß Dies 4 
Prinzip verwirklicht werde durch das geſammte Steuerſyſtem, welches zuſammen⸗ er 
gelegt ift aus dem Ertrage nad überwiegenden alten fortbeftehenden Steuern u 
md der neuen Steuer, welche wir einführen. Sie ftellen, ſowie Eie dies Prinzip u: 
um Grunde des Vorzugs der Einfommenfteuer vor der Ertragäfteuer machen, 3 
vielleicht, ohne es zu beabjichtigen, das Poftulat auf, es folle das ganze Steuer: J 
toftem durch dieſe eine Reform zu einem ſolchen gemacht werden, welches jeden 
Einzelnen nach feiner Leiſtungsfähigkeit trifft. Und da möchte ih den Herrn 3 
Referenten an ein Argument erinnern, das er felbft einmal gebraucht Bat. Es E 
Mt jedenfalls wor allem Andern die Ueberwälzungsfrage zu berüdjichtigen, welche | 
md zwingt anzuerkennen, daß wir eigentlic niemals beftimmt willen, wie viel "4 
der einzelne Unterthan, der von verichiedenen Steuern getroffen wird, dadurch ' 
wiammen, überhaupt weniger verzehrt als er ohne Steuern verzehren würde. 
Ramentlih können wir das nicht, fo lange als wir indirekte Steuern haben, 
md wir müſſen fie vorläufig erhalten. So lange wir endlih eine Maſſe Ge: 
bühren haben, die in die indirekten Steuern übergeben, ift an Verwirflihung 
irgend eines Prinzips, auch wenn Site dafjelbe theoretiſch in Zahlen fallen, doc 
mot zu denken. Gerade ich als Theoretifer habe gleihlam gewerbmäßig die 
Prinzipien als folde in der Steuerfrage befämpft und fage immer, wir können \ 
nichts anderes thun, als daß wir fragen, wo ift das heutige Steuerfuftem nicht : 
mehr brauchbar, wo drüdt e8 Einzelne fo fehr, daß dieſe fi in ihrer ſocialen 3 
Tage in der Möglichkeit des Emporkommens gegenüber anderen Klaſſen gedrüdt Ä 
fühlen? Wo bietet es dem Staat Schwierigkeiten dar, fo daß er feine großen | 
Aufgaben nicht, oder nur durch große Umwege bei den Erhebungsfoften u. |. w. 
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erreichen fann? Und wo folge Fälle find, wo das Steuerſyſtem zu unferen 
foctalen Berhältniffen oder zu den Bedürfniſſen des Staates nicht paßt, da 
miüffen wir ändern. Und wenn wir aldö Realpolitifer, wie wir alle find, wohl 
darin einverftanden find, daß nicht alle Steuern, die da eriftiren, abgeſchafft nd 
ein ganz neues abfolut gutes Syſtem eingeführt werben fol; mwerm wir und 
darauf beichränfen , in einzelnen Punkten allmälig zu veformiren, fo haben mr 
feine andere Trage zu ftellen als die: Wie ift die Reform jo einzurichten, „daß 
fie dem Staate dient und daß fie unjere focialen Verhältniſſe zwilchen den ver: 
ſchiedenen Ständen beffert, ftatt fie zu verſchlechtern“. Das genügt völlig, men 
Herren! Ich gebe nicht fo weit, wie Hoffmann es that, Der geradezu meinte, 
Steuerfragen fein Machtfragen, e8 komme lediglich darauf an, ob ein einzelner 
Stand die Kraft habe, die Steuer den anderen aufzubürden und jeder herrſchende 
Stand made von folder Macht Gebrauh. Das, meine Herren, geht mr 
zu weit, ich verlange vielmehr unbedingt, daß ethifche Aücjichten diejenigen, 
welche über die Steuern zu beitinnmen haben, im höchſten Maße beeinfluſſen. 
Wir werden aber, wenn wir eine ethifche Nücficht betonen, am allerwenigſten 
im Stande fein, dies in Zahlen zu faflen. Wir können nur im Allgemeinen 
trachten, daß unfere befigenden Stände, die ja aud auf die Geſetzgebung den 
größten Einfluß haben, bejjer werben, als fie bisher waren in anderen Ländern 
und auch bei ung, obwohl wir mannigfacdhen Vorzug vor anderen Ländern haben 
Bei uns ift das Verhältnig der indirekten zu den direkten Steuern immer io 
Daß die direften Steuern relativ viel ftärker, find als in anderen Staaten. Bir 
haben die Einftommenfteuer eingeführt zu andern direften Steuern, nicht eingeführt 
in emem rein aus indirekten Steuern zufammengefegten Syſtem, wie in Englant. 
Wir find ftolz darauf, viele Einfommenfteuer als die erſte Erklärung ber 
befigenden Klaffen, daß lie höhere Pflichten übernehmen müflen, zu haben, mi 
find beſonders ftolz darauf, fie zu beſitzen umd allgemein in Deutfchland anerkannt zu 
jehen gegenüber Frankreich, wo man die Einfommenfleuer beftändig abthut mit 
der Erflärung, fie fer zu ſocialiſtiſch. Wir haben alfo an dieſe ethiſchen Ar- 
ſchauungen, welde die Einführung der Einkommenfteuer in einem | 
Deutſchlands allein möglich gemacht haben, und nicht an die Einſicht von irgend 
einem Prinzip, wie das der Leiftungsfähigkeit, anzufnüpfen, wir baben dieſe 
Anfhauungen zu ftärten und zur meiteren Ausdehnung der Einktommenfteuer zu 
benügen und wir haben Küdjicht zu nehmen auf die Bedürfniſſe des Staates 
ſelbſt. Dieſe ethifche Pflicht der befigenden Stände, größere Laſten zu übe: 
nehmen, kann nur in der Einfommenfteuer wirklich betbätigt werden, weil ft 
einzig alle Arten des Reichthums gleihmäßig erfaßt. Ste kann aber aud nur 
allein von allen direkten Steuern die unbevingte Ergebung der befigenden Stintt 
gegenüber dem Staate darthun. Und das halten wir durdaus feit, menn wir 
die Einfommen- und Vermögensſteuer wollen, jo wollen wir das nicht, um den 
arbeitenden, nicht befigenden Klaſſen ein Compliment zu machen, etwa fogar ein 
Geſchenk, jondern damit diejenigen, die durch ihren Beſitz und die Damit ver 
bundene Bildung höher ftehen, zeigen, daß wo beffere Lage, da auch höher 
Pflicht ıft und daß fie fich ihrer beſſeren Tage würdig erweiſen, fie verdienen 
wollen. Der Staat, dem wir Alle angehören, von dem wir nit mehr Schub 
befommen als andere, aber in dem wir mehr gelten, fol auch für uns etmae 
fein, dem wir ftolz jind, größere Opfer Darzubringen. Insbeſondere ſcheint mr 
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beutigentag® die Frage dadurch praftifch fehr wichtig zu fein, daß es fich nicht 
allein um die einzelnen Staaten handelt, fondern zugleid um das Reh. Das 
Bedürfniß nach beweglichen Einnahmen einer ſtaatlichen Gejammtbeit ift überall 
vorhanden und im Reiche bekanntlich jegt auch. ine bewegliche Einnahme ver 
Raarlihen Geſammtheit, die ſich nach dem Bedürfniß diefer Geſammtheit vegulicen 
läßt, it nur die direkte Perfonalfteuer und feine andere. Die Ertragsfteuer läßt 
fih nicht ohne Härte und ohne Ungerechtigkeit fteigern ; den Ertrag der indirecten 
Steuern hat man nicht in der Hand. Wenn allo das Neich folche bewegliche 
Emahmen braudt, fo wird man ebenfalls an Perſonalſteuern denken müfjen. 
Des Reich braucht fie aber, wenn es al8 eine wirklich jelbftändige, ſtaatliche 
Geſammtheit, nicht als eine einfache Föderation daftehen und anerkannt werben 
ſol. Ich rede nicht der Reichse inkommenſteuer das Wort in dem Sinne, daß 
man fofort eine Agitation dafür mit Erfolg beginnen fünnte; das ift verfrüht; 
denn die ReichBeintommenfteuer ıft erft möglich, wenn bie directen Reichöfteuern 
zu den directen Steuern ber einzelnen Staaten paſſen. Es bedarf der nöthigen 
Vorbereitung, daß alle Einzelftanten der Reihe nad) in möglichft ähnlicher Weife 
de directen Steuerſyſteme auf die Einfommenfleuer bajiren. Deshalb alfo, 
meine Herren , weil ich für die Einkommenfteuer andere genügende und meines 
Erachtens praktiih allgemein amerkeunbare Gründe habe, ſtreiche ih das Prinzip 
der Leiſtungsfähigkeit, welches theoretiſch jederzeit flreitig geweſen ift, aus ben 
Theſen. Ich verlange von Ihnen nicht, daß Sie ein Botum gegen bie 
Leiſtungsfähigkeit abgeben, fondern nur, daß Sie diefelbe weglaſſen aus den 
Kelolutionen und durch Annahme meiner erften Thefe anerkennen, daß jedenfalls 
das Bedürfniß des Staates als foldhen und unferes deutichen Reiches, und daß 
die ſocialen Pflichten der höheren Stände den Vorzug der Einkommenftener vor 
der Ertragsfteuer begründen. 

Was nun die zweite Theſe betrifft, jo Hatte ich urſprünglich, um meine 
rerfönlihe Stellung gegenüber dem Herrn Referenten deutlich zu maden, eine 
längere Theſe formulirt als diejenige, die Ihnen jest vorgelegt worden if. Ich 
batte mich dabei noch über die Ausdehnung der Vermögensſteuer ausgeſprochen. 
Rad vorheriger Beſprechung im Ausichuffe aber habe ich in der zweiten 
Theſe jegliche Motivirung und Specialifirung weggelafien. Ich habe nur bie 
Conſequenz aus der erften Theſe gezogen in Betreff der Einfommenfteuer und 
die Hinzufügung der Vermögensfteuer als räthlich bezeichnet. Daß die Einkommen: 
ſtener vorzüglicer fer als die Ertragsfteuer, ift in dem, was zur erften Theſe 

jagt worden ift, bereits beiprochen. Ich babe mur noch zu berühren, Daß id 
age: „eine in den unteren Stufen progreffive allgemeine Einkommenfteuer”. 
%h befinde mich in diefer Forderung einer Progreffion in Uebereinftimmung mit 
dem Herrn Referenten. Ich will aber gemäß meiner — um herzhaft zu 
reden — prinzipiellen Abneigung gegen Prinzipien nicht das Prinzip der Pro: 
rreifion als allgemein nothwendig Hinftellen betreffß des ganzen Steuer: 
fftemd. Man müßte dann ja auch Hier fofort fragen, welche Progreflion ift 
ne rihtige? Es giebt unendlich viele Progrefjionen, die denkbar find. Betreffs 
der Eintommenfteuer alleın aber glaube ih, daß die Progrefftion zu debattiren 
aum nothwendig if. Wenn die Einfommenfteuer, wie wir Alle wollen, nur 
ane ſpecielle Reform zugefügt zu einem beftehenden Steuerſyſtem fein fol, dann 
nuß jie ſelbſtverſtändlich progreſſiv fen wegen der vorhandenen indjreften Steuern. 
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Ob aud eine alleinige Eintommenfteuer progreflio fein müßte, das fünnen wir 
rubig fallen laſſen. Wenn Ste die Frage jo beichränfen, daß in Nüdficht auf 
die anderen Steuern eine Progreſſion in der Einfommenfteuer überhaupt fein mup, 
jo ergiebt fih von jelbft, daß dies nicht in die höchſten Stufen hinein fortgefegt 
zu werben braucht, weil der Ausgleich gegenüber den indirecten Steuern fh 
blos auf die ärmeren Klaffen bezieht. Es ergiebt fih auch aus vieler Be> 
ſchränkung, daß wir nicht allzu ängftlich in Beziehung auf das Maß der Pro: 
greflion zu fen brauchen. Die Frage, welde Progreffion die richtige iſt, iſt 
dann eben auch feine Prinzipien-, fondern eine Thatfrage. Es wird fich einfad 
darum handeln, bis zu welcher Progreſſion fich die beftehenden Klaffen im Gefühl 
ihrer Pflicht bewegen laſſen. Soweit man das durchſetzen fann, ohne einen 
Schrei der Entrüftung bervorzurufen und ohne bei einer gemiljen mittleren 
Stufe einen ernften Drud beroorzurufen, fo weit wirb man ſich zur Progreſſion be 
quemen müſſen. Ich habe darum auch im Gegenfag zu dem Herm Referenten 
einfach das Wort Progrefftion gebraucht und nit Degreffion. Ich halt 
e8 geradezu für abgeichinaft, uns gegen den Vorwurf einer ſocialdemokratiſchen 
Zenvenz überhaupt zu vertheidigen, und deshalb glaube ih, können wir gan | 
ruhig das Wort Progrefiion gebrauchen; denn bei uns verfteht es fich von fell, 
daß wir e8 in anderem Sinne meinen al8 die, die man uns immer als Schred- 
Bild vorhält. Wir wollen nicht wegen diefer Verfegerung, die gar feinen Sinn 
bat, ein Wort, was das deutlichfte ift, in ein andere® verwandeln, ung nicht en 
we den Schein geben, al® ob wir überhaupt derartige thörichte Anklagen 
eachten. 

Meine Herren! in dieſer zweiten Theſis habe ich außerdem die Vermögens⸗ 
ſteuer in Verbindung mit der Einkommenſteuer als nothwendig anerkannt. Es 
iſt das eine Aenderung meiner früheren Anſichten. Früher hielt ich die Ver— 
mögensſteuer für unnöthig. Es haben mich aber die Auseinanderſetzungen ver⸗ 
ſchiedener Collegen, inſonderheit des Collegen Dr. Naſſe bewogen, die Zwed⸗ 
mäßigkeit der Vermögensſteuer in Verbindung mit der Einkommenſteuer anzu⸗ 
erfennen. Ich will nicht eingehen in die theoretifch heillige und complizirte 
Trage von der Unterfcheivung des fundixten und nichtfundirten Einkommens, 
auch nicht in die Frage, ob die directe Steuer megen des nothmendigen Auf 
wandes bei den unterften Einkommenſtufen ganz wegfallen foll. 

Meine Herren! ich glaube, der Grund, warum man die Bermögenäftener 
wohl zweckmäßig mit der Einfommenfteuer combinirt, ift zunächft ein praktiſcher, 
den Alle annehmen können, mögen fie ji jonft in der Theorie unterjcheiden, wie 
fie wollen. Wenn Sie ſich die Ertragsſteuern als abgeftorben und die Ein: 
fommenfteuer als Die einzige Divecte Steuer denfen, fo würde natürlid Die 
Summe, die ein Einzelner an folder Einfommenfteuer zahlen muß, fehr groß 
fein und geradezu ſchreckbar lauten. Es ift nur eine rein äuferliche, aber doch 
vielleicht praftifch nicht ganz gleichgültige Erleichterung für die Gemüther der 
Betroffenen, wenn fi die Geſammtſumme, die fie zahlen müſſen, auf zwei 
aa DM. Doc ift dies ein Grund, den ich nicht als bedeutend hin⸗ 
ftellen will. 

Wichtiger fheint mir, daß bei einer einzigen Steuer die unvermeidlichen 
Fehler der Einfchägung fehr hart werden während fi, diefe leichter ausgleichen 
können, wenn Sie zwei verfchiedene Steuern und zwei verſchiedene Abſchätzungen 
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haben. Die beiden Einfchägungen fünnen fi dann gegenfeitig controlicen und 
corrigiren und es ift möglich, daß der Fehler bei der einen Einſchätzung durch 
ben entgegengefegten bei der anderen oft ausgeglichen wird. 

derner aber können wir die Frage der Progreſſion auch als eine ſolche 
betrachten, über die fich leichter wegfommen läßt, wenn eine Vermögensfteuer 
vorhanden ift, al8 wenn nur eine Einkommenſteuer befteht. Durch die Ver: 
mögenöfteuer kann eben dies erzielt werden, daß der eigentliche ariftofratifche, 
altererbte ſichere Reichthum feine der Geſammtheit ſchuldige Laft in althergebrachter 
Veiſe trägt und dabei höher belaftet ift al® Derjenige, der zwar aud) fchon 
vd) zu werben beginnt, aber wegen größerer Jugend ſeines Reichthums noch 
nicht die hohe ſociale Pofition bat. Wenn mir überhaupt immer im Gebanten 
biegt, daß, je höher das Anfehen, der Einfluß des Menſchen ift, er defto freudiger 
fh dem Staate widmen fol, fo fcheint mir dies durch die Kombination der 
Vermögens- mit der Einkommenſteuer am leichteften erreicht werden zu können, 
ohne daß die Progrefjion der Einkommenſteuer zu ſtark zu fein braudt. 

Endlih, meine Herren! wenn wir und die Einfommenfteuer allein ein- 

geführt denken, fo tft e8 wirklich eine fehr ſchwierige Frage, in welder Weile 
die Einfhägung ftattfinden fol, Wir müſſen heute dieſe Frage unerörtert laffen. 
Jh will fie nur foweit anführen, als ich zeige, daß bei diefer Combination die 
jelbe Leichter zu Löfen if. Es giebt befanntlich Stimmen, die auf die Selbft- 
einſchätzung oder auf Einſchätzungscommiſſionen ſchwören, andere, welche für vie 
Iogenannte indirecte Methode ſchwärmen, wobei fie die Einfhägung auf gewiffe 
uußere Anhaltepunkte bafiren. Alle aber werden das Cine zugeftehen, daß 
wenn Selbfteinfchägung ftattfindet, doch eine Controle der Faſſion ftattfinden 
muß duch irgend welche Behörden ; und dieſe werben eine gewaltige Erleichterung 
haben, wenn fie ſich an etwas Aeußeres halten können. Man wird z. B. den 
auperen Anhaltepumtt des Werthes des Grundſtücks, das einem Pflichtigen ge- 
hört, faktisch unter allen Umftänden in irgend einer Weife benugen müſſen. Und 
mn glaube ih, daß fih dies am objektioften macht durch Zufügung der Ber: 
mögenöfteuer. Bei der Vermögenäfteuer wäre e8 fehr naheliegend, dieſe fo ein- 
zuſchätzen, daß man das Vermögen nach feinen einzelnen Objekten abſchätzt und 
m der Duelle trifft, alfo die fogenannte indirefte Methode anwendet, welche 
bei den meiften Shedula's der englischen Einfommenfteuer herrſcht. Die Ein- 
Iommenfteuer könnte dann lediglich die Perfon, wie fie in ihrem ganzen Auf- 
treten erſcheint, ins Auge faſſen, und könnte dabei natürlich immer in ihren Ein- 
\ägungen mit der felbitftändig eingefchäigten Vermögensfteuer verglichen werben. 
Cie hätten dann die beiden Prinzipien der Einſchätzung, ein jedes in dem Gebiet 
mo es möglich ift, zur Geltung gebradt, jo daß fie fich gegenfeitig ausgleichen 
md ergänzen und daß die beiderjeitigen Vortheile zum vollen Vorſchein kommen 
Ennten. Namentlich bei dem Gewerbetreibenden würde fih dann Die Sache 
lidhter machen. Der Gewerbetreibende zahlt die Vermögenäfteuer, welche jich 
anſchließt an den Umfang feines Etabliffements, und er zahlt die Einfommen- 
feuer, welche geregelt wird nach der Anſchauung, die man über feine perfönliche 
wirthſchaftliche Potenz bat. 
Bas die legte Thefe betrifft, fo befinde ich mich hier in voller Weberein- 
fmmung mit dem Herrn Referenten. Es ift der Unterfchied lediglich der, Daß meine 
Motivirung etwas ausführlicher geworden ift. Ich habe nur wenig zu dem, was 
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der Herr Referent ſchon angeführt hat, noch hinzuzufügen. Ich will nur mein 
Anficht über die bekannte Agitation der ſog. Agrarier noch äußern. Ganz gewiß 
ift jeder Stand berechtigt, feine Intereſſen zu vertreten, er ift ſogar verpflichte 
dazu, weil e8 ja die anderen Stände thun. Wenn ein einzelner Stand ba 
Beriretung feiner Intereffen in Leidenſchaft geräth, fo ift auch das fein moralikger 
Vorwurf; denn eine gewiffe Leidenfchaft ift eben oft dasjenige Element, welches 
aller Agitation die nachhaltige Kraft gibt; ich möchte am wentaften den Agrariem 
irgend welchen moraliſchen Borwurf machen; denn, meine Herren! moraliih 
beſſer ift in unzähligen Fällen der Induſtrielle, der heute einen Schutgoll ver: 
langt, weil er ihn gerade zu brauchen glaubt, aud nicht. In beiden Fällen 
haben wir die Erſcheinung: Eine Claſſe von Staatsunterthanen iſt aufgeregt, 
daß ihr Intereſſe benachtheiligt werden könnte und verlangt Etwas, was andere 
anzuerkennen nicht bereit find. Diefe Intereffenvertretung erfüllt mid an und 
für fich mit feinem Gefühl der Abneigung. Ich möchte nur von den Agrariem 
auf der anderen Seite verlangen, daß fie den Anderögefinnten auch keinen 
moraliihen Vorwurf maden und infonderbeit unparteiiſch und leidenfchaftsles 
hören möchten auf foldye, die gar fein Intereffe haben. Und das ift ja wohl 
die harakteriftifchfte Seite dieſes unſres Vereins, daß irgend ein ökonomiſces 
Intereſſe eines Standes feinen Einfluß auf uns hat, fondern daß der Bern 
unbedingt aus Männern befteht, die blo8 nach ihrer Ueberzeugung vom oll: 
gemeinen Beften handeln. Und jo meine ih denn, die Agrarier Ditrfen und 
nicht al8 Feinde der Landwirthſchaft bezeichnen, die fein Herz für Diefelbe haben, 
wenn wir jagen: die Agitation für völlige Aufhebung der Grundſteuer ift ene 
ſolche, die nicht allgemein gerechtfertigt iſt und die obendrein ſicher erfolglos if. 
Wenn die Agitation der Agrarier fo oft fagt, der Stand der Landwirthe bilte 
die Majorität und den Kern des Volkes, fo bildet er gewiß den Kem bei 
Volkes in dem Sinne, daß aus ihm der gefundefte Nachwuchs, geiftig und korper⸗ 
Tich, fir die ganze Nation hervorgeht, — aber nit die Majorität des Volke. 
In vielen dentſchen Staaten bilden die Landwirthe, die von der Landwirthidaft 
lebenden Menſchen bereits nicht mehr die Hälfte, und in ganz Deutſchland ſicher 
bilden die Grundbefiger, die allein an Der Grundfteuerfrage intereffirt find, nicht 





bie Majorität des ganzen Volkes. Das ift ein Wahn, zu glauben, Daß bieed 
einfeitige Intereſſe ın der That die größte Kraft babe, fondern es wirb ihm We 
Wage gehalten durch andere in ihrer Weife ebenſo berechtigte Intereſſen. Ih 
geftehe gerne, daß die Landwirthſchaft an vielen Stellen gedrückt worden ift, daß 
eine ganze Reihe Kleiner Belaftungen die Landwirthſchaft treffen und daß 
Communalzufchläge, welche beftändig wachſen, die Grunbbefiger in ungleiche La 
zu den andern Ständen gerathen. Ich kann aber nicht zugeftehen, daß de 
Grundſteuer als ſolche vollftändig von a bis z ihrem ganzen Umfang mä 
Beute eine Ungerechtigkeit ift. Ich erinnere nur an das, was der Herr 
über die Entihädigung und über das große Alter der Grundſteuer fagte und t 
möchte bemerfen, daß, wenn die Agrarierpartet fo jehr über ven Drud, der 
angefügt wird, klagt, fie doch wielleicht andere Interefienagitationen in Bezug 
Huge Taktik, um zum Erfolg zu gelangen, etwas nadahmen könnte. N 
lich ſollte die lindwirthſchaftliche Agitation doch immer in erfter Linie ſich 
Frage ſtellen, inwieweit der Stand, der ſich jetzt benachtheiligt fühlt, ſich 
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drüdt und infolgedeffen ohne Klagen gegen den Staat und andere fich auch felbft 
erleichtern Tann. 

Deshalb zum Schluß nur noch Eins: Wenn immer gejagt wird, Die 
Grundſteuer fer Feine Rente — deutlicger würde man fagen müflen „kein fefter 
Vodenzins“, — fondern fie fei wirklich eine Steuer, jo wird ald Grund, wie 
ſchon der Herr Referent gefagt bat, Dafür angeführt , die Preife richteten ſich 
noch Angebot und Nachfrage. Gewiß. Ich glaube nur, Daß gerade in Bezug 
auf die Preife des rundes und Bodens eben Angebot und Nachfrage in den 
vergangenen 15 Jahren nicht im richtigen Verhältniß zu einander geftanven 
baden. Angebot und Nachfrage find nach unfrer Aller Anficht feine Naturkräfte, 
die über uns walten, fi) auf den Menſchen herabienfen, ohne daß er etwas 
machen könnte, jondern fie find eine Refultante, zuſammengeſetzt aus den Willen$- 
acten ſehr vieler einzelner Menſchen, und jeder Einzelne kann an feinem Theil 
den Stand won Angebot und Nachfrage beeinfluffen (ſehr richtig!) und er wird 
ihn zu jeinem und des allgemeinen Beſten beeinfluffen, wenn er eine richtige 
Einfiht hat. Nun wiſſen Ste, daß das beftändige Steigen der Preife aller Boden⸗ 
producte, welches etwa bis zum Jahre 1860 andauerte, daß dies eine Anſchauung 
bon der Nothwendigkeit des Steigens der wirklichen Grundrente hervorrief, die 
übertrieben war, und daß infolgeveflen — es ift das meine unmaßgebliche An- 
fit — durch diefe übergroße Anficht von der fteigenden natürlichen Ertrags⸗ 
fähigfeit des rundes und Bodend die Preife deſſelben in vielen Gegenden 
Deutſchlands wirklich zu Hoch geworden find. Der Grundbeſitzer, der biefen 
hohen Preis gezahlt bat, iſt heute in Noth. Ich frage: ift er anders in Noth 
als Derjenige, der die Actien eined neues Eifenetabliffements getauft hat in ber 
hoffnung, daß die Eifenpreife fo Koch bleiben würden wie 1872, und der heute 
Reht, daß das ein Irrthum war? Man möge doch fragen, wieviel folde Srr- 
hümer vorliegen und wieweit daher der Staat machtlos ift, irgend etwas zu 
xiiern, irgend einen wirflich dauernden Dienft dem Stande der Landwirthe zu 
Weiſen. Es find Meberbürbumgen da. Aber was die Grundfteuer betrifft, I, 
ſi fie nach meiner Anficht ebenfo wie nach der des Herm Referenten foweit fie 
at Generationen in einer die übrigen Ertragäfteuern überfteigenden Höhe be— 
tanden hat, ein Element des Bodenwerthes geworden. Biel klüger wäre es, 
sem die Agrarier das zugeftänden und darauf fich verlegten, bei der beuorftehen- 
en Neuordnung der Communalfteuern im weiteften Sinne ded Wortes dafür zu 
orgen, daß fie bier nicht überlaftet werben und daß etwa die verbleibende Grund- 
euer communalen Sweden gewidmet werde. Ich glaube, man würde auf Diele 
Beile eher zu einem dem einzelnen Stande wie der Geſammtheit entſprechenden 
jiele gelangen. 

Dies, meine Herren! wollte ih über meine einzelnen Theſen bemerken, und 
d faffe mich dahin nochmals zufammen, daß in meinen Theſen theoretifche 
interfchiede gegenüber denen des Herm Referenten als pofitive Behauptungen 
icht vorkommen, daß Sie vielmehr, wenn Sie meine Theſen der Debatte und 
eichlußfaflung.zu Grunde legen, über jo und fo viele theoretifche Fragen einfach 
eglommen. Deshalb meine ich find meine Theſen praktiſch brauchbarer. Cine 
erfammlung, wie diefe, kann nicht im Detail durcharbeiten, was in geſetzgebenden 
erfammlungen erft von einer Commiffion vorbereitet und dann in drei Leſungen 
sm Plenum weiter beratben wird. Sie kann nur einzelne Hauptzielpunkte 
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nötbiger Reformen feftftellen. In meinen Thefen Tiegen blos drei Sauptgedanke: 
1. daß die Ertragöftenern auf die Dauer nicht gut ind, 2. Daß, wenn dam 
felbftverftändlih die Einlommenfteuer eintreten ſoll, die Bermögenöfleuer zugefügt 
erben muß‘ und 3. daß beim Uebergang volle Abſchaffung der Grundftener mit 
am Plage ift. Das Dritte war das, was der Ausſchuß, als er die ganze Frage 
formulirte, agent hauprfächlich im Auge hatte und es ift das, wie die &efet: 
gehe ber einzelnen beutichen Staaten fteht, heutigen Tags der praftiich web: 
Punkt. So empfehle ich Ihnen die Zugrunvelegung meiner Thefen, dam 
wi zu biefem praftifchen Punkte, in dem ein Votum von und wirflidy eine Be 
deutung bat, jedenfalls heute noch ficher gelangen. (Lebhaftes Bmw!) 


Thejen 
des Correferenten Prof. Dr. U. Held. 


1. Die fogenannten Ertragsſteuern können auf Die Dauer nicht die wii: 
tigften und ergiebigften birecten Steuern bleiben, weil fie bei den 
wechlelnden Staatsbedarf nicht ohne ſchwere Ungerechtigfeit in = 
Ertrag verändert werden fünnen und weil e8 unmöglich iſt, durd 
einzelne jelbftftändige Ertragsfteuern die fteuerpflichtigen Perfonen jebeh 
Standes und. Berufs fo zu den Staatslaſten heranzuziehen, daß in 
größere Reichthum aud größere Pflichten übernimmt. 

2. Es empfiehlt fi) daher, die allgemeine Eintommenfteuer in Vechnden 
mit der allgemeinen Vermögensſteuer zur hauptſächlichften — 

Steuer zu machen. Der Procentfag der Einkommenſteuer muß I 
zu einer gewiſſen Höhe des Einkommens progreffto fein, bie Bar 
mögenöfteuer die Mleinften Vermögen verfhonen, um die Schwierig 
feiten ber Steuererhebung bei ben Wermeren zu vermindern und 
bie in den indirecten Steuern liegende, umgekehrte Progreffion aur 
zugleihen *). 

3. Bei jeder Steuerreform, welche die Eintommen- und allgemeine Be: 
mögenäfteuer auf Koften der Ertragsſteuern einführt oder ausdehut, iR 

. auf die gefdhichtlich gewordenen und verjährten Verhältniſſe NAüdjict 
zu nehmen; insbeſondere ift da, wo bie Grundſteuer fett Generationen 
in einer bie übrigen Ertragsſteuern weſentlich überfteigenden er be: 
ftanden hat umd ——— theilweiſe zu einer den 
mindernden Reallaſt geworden iſt, die völlige Ausebnung dieſes ie 
ſchieds unzuläffig, ſondern e8 muß ein Theil der Grundfteuer al m 
veränderlide Laft auf den Grunpftücen verbleiben, wenn nicht ben 
derzeitigen zufälligen Befigern des Bodens ein unmotioirteg 
gemacht werben fol. 


*) Die obige Fafſung der Thefe ift bie urfprünglige. Noch vor Beginn ber Ber 
a wurde bie 8 vom Correferenten in folgender verfürzter Faſſung vor 


„Es empfiehlt fih daher, bie allgemeine, in den unteren Gtufen 
rejfive Einfommenftener in Verbindung mit ber allgemeinen 
euer zur hanptſãchlichſten bizecten zur zu machen.‘ 








Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Meine Herren! Ich glaube diefen letzten Wunfch 
des Herm Correferenten lebhaft unterftügen zu müſſen. Es liegt die Gefahr 
außerordentlich nahe, daß die Discuffion ſich in eine Erörterung der verſchiede⸗ 
nen Modalitäten der Einkommenfteuer verliere; wenn wir derſelben nicht vor- 
beugen, wenn wir auf alle hier einfchlagenden einzelnen Tragen eingehen, 3. ©. 
die Frage von welder Stufe an die Einkommenſteuer ftattfinden oder welche perfün- 
lichen Berhältnifie berücfichtigt werden follen, wieweit die Vermögensftener nach unten 
beruntergehen foll, wenn wir, fage ich, auf alle dieſe einzelnen Fragen eingehen, 
ſo wärbe feine der Angelegenheiten vollſtändig erledigt werben. &8 war die Meinung 
des Ausichufles, als er die Tagesordnung feftftellte, die, daß die Discuffion, wenn 
irgend möglich, ſich beichränten möge auf die Punkte, die der Herr Referent eben 
zulegt hervorgehoben hat, und die ja auch in ber Tagesordnung angebeutet find. 
Es freut mid, daß er in diefer Beziehung feine Thefen, die er anfangs viel 
weiter ausgedehnt batte, indem er ebenfalls über die Befreiung von der Bermögens- 
feuer und dergleichen ſprach, weſentlich eingeengt hat. 


Dorf. Prof. Dr. Naffe: Ich erlaube mir zunächſt Ihnen wieder eine ge- 
Kbäftlihe Meittheilung zu machen. Ebenſo wie den Ausſchuß des deutfchen volks⸗ 
wirthſchaft lichen Congreſſes hatte unfer Verein auch den Ausſchuß der Geſellſchaft 
der öſterreichiſchen Volkswirthe zur gegenwärtigen Verſammlung eingeladen, und 
von demſelben ift jo eben folgendes Telegramm eingelaufen: 


Der fo eben verfammelte Ausihuß der Geſellſchaft öfterreichifcher 
Bolkswirthe begrüßt die Verfammlung und dankt für die an ihn er- 
gangene Einladung zur Theilnahme an den Berathungen. 


Wir treten num wieder in die unterbrochene Beratbung ein. Es find zwei 
neue Anträge geftellt worben. Der erftere, von Adolf Samter, carakterifirt 
an — ein Unteramendement zu den Theſen des Herrn Ref. Dr. Genſel 

tet: 


An Stelle von 2a und 2b zu ſetzen: 

a) Das Eintommenfteuerprincip ift nicht auf alle Claſſen 
der Geſellſchaft anwendbar. Diejenigen, welche ein Ein= 
kommen beziehen, das ihren nothwendigen Lebensunter- 
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halt deckt, ſind von der Einkommenſteuer freizulafſen, 
weil ſie durch die indirekten Stenern bereits zu den 
Staatslaſten herangezogen find, und weil bei ihnen di: 
Erhebung der Steuern mit einem unverbältnißmäßigen 
Aufwand von Mühe und Koften verfnüpft if. 

b) Die Steuer muß eine progreffive fein, weil ed unmög: 
lich if, in den unterften Stufen jo hohe Procentfäg: 
wie bei den Reihen zu erheben, und weil die Progre]: 
fion nothwendig tft zur theilweifen Ausgleihung ber 
durch Die indirelten Steuern hervorgerufenen Belaftung 
der Armen. 


Der zweite Antrag von Prof. von Bilinski lautet: 


1) Die zwedmäßigfte Reform der direften Steuern beftände 
in einer derartigen Combination der Ertrags- mit der, 
Eintommenfteuer, daß die reine Eintommenfteuer blos 
auf die für fie von Natur aus geeigneten Einftommen: 
arten befhränft bliebe, dabei aber aud die Ertrag®: 
feuer unbejhadet ihres realen Charakters mit ben 
nöthigen Eintommenfteuerelementen ausgeftattet wärde 

2) Da übrigens die Rihtung der Reform der direften 
Staatsſteuern mit dem Schidfal der indireften Steuern 
jomwohl wie der Communalbefteuerung zufammenbängt, 
jo wird der Ausfhuß erfudt, die Berathung über dieſe 
zwei Angelegenheiten für die nädhjten Berfammlungen 
vorzubereiten. 


Ref. Dr. Genfel: Nur eine Exflärung, die, wie ich hoffe, im Intereſſe 
der Abkürzung der Debatte liegen wird! 

Die Thefen des Herrn Correferenten unterjcheiden fi von den meinigen 
bauptjächlich nach zwei Richtungen hin, einmal darin, daß er die Principien 
unausgeſprochen gelaffen hat, auf denen feine Thefen beruben, während ich 
namentlich das Princip der Leiftungsfähigfeit in den Vordergrund geftellt habt, 
und ſodann darin, daß er alle Specialitäten zu vermeiden gefucht hat. Ic 
hatte mich auch meinerſeits auf einige Punkte befchränft, die ich fiir wichtig genug 
bielt, um fie bier vorzubringen. Ich will aber gerne im Intereſſe wie gelagt 
der Abkürzung der Debatte Punkt 2b fallen laflen, der allen etwas enthält, 
was in den neueren Thefen des Herrn Correferenten nicht mit enthalten iſt. E 
bleiben dann noch Punkt a und Punkt c übrig, beides Punkte, die auch dert 
enthalten find. . 

Ich will noch, da ein Amendement zu Punkt a geftellt worden ift, welches 
vielleicht auf einem Mißverftändnig beruht, erklären, daß ich Die Frage, ob mad 
unten bin eine Grenze der Steuerpflicht gezogen werden foll oder nicht, wit 
meiner Theſe a nicht habe entfcheiden, fondern offen laſſen wollen. Bielleicht 
daß Herr Samter fich dadurch bewogen fühlt, in der gleichen Abſicht, de 
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Debatte nicht allzujehr in Einzelnbeiten geraten zu laſſen, biefen Theil feines 
Amendements zurüdzuzieben. 


Samter (Königsberg) (zur Geſchäftsordnung): Ich babe ben Antrag 
nur zu ftellen mir erlaubt, weil ich in der That den Wunſch habe, daß Nr. 2 
ber Theſen des Herrn Correferenten Prof. Held angenommen werde. Wenn 
alfo der Herr Neferent die große Güte haben wird, nicht allein 2b, fondern 
auch 2a fallen zu laffen, dann fällt mein Antrag von felbft. Aber fein Aus- 
drud, daß die Steuerfäte nach unten abnehmen jollen, ſcheint mir nicht genügend 
zu fein. Ich wünfchte bier ausdrücklich ausgeſprochen zu haben, daß die unteren 
Claſſen von der Einfommenfteuer ganz befreit werben. 


Borf. Prof. Dr. Naſſe: Ich möchte darauf hinweiſen, daß der Untere 
ſchied zwifchen 2a der Thefen des Herrn Referenten Dr. Genjel und Nr. 2 
des Herrn Correferenten mir doch nicht fo bedeutend zu fein ſcheint, wie ber 
Herr Antragfteller annimmt. Der Unterfchied ıft ja nur der, daß der Eine das 
nad) unten zu Abnehmen, der Andere das von unten auf Zunehmen betont. 


Ref. Dr. Senfel: Meine Herren! Weber die fchließliche Taflung behalte 
ih mir eine fpätere Erflärung vor. Für jest kann es ſich meines Erachtens 
nur darum handeln, Specialitäten zu eliminiven und ich glaube, daß in diefer 
Beziehung meine Bereitwilligkeit, Punkt b fallen zu laſſen, vollfländig genügt. 
Nachdem ich erflärt habe, daß ich die Frage, ob eine untere Grenze ftattfinden 
fol, als eine offene behandle, fo bringt in der That der Antrag des Herm 
Samter etwas Neues wieder in die Debatte hinein und nicht ein bloßes 
Amendement zu Punkt a. 


Samter: Wenn der Herr Referent pofitiv erklärt, daß er bie Trage 
met präjudictren will, daß die unteren Klafien von der Eintommenfteuer befreit 
werden können, jo ziehe ich meinen Antrag zurüd. 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: E8 würde diefe Sache damit als erledigt zu 
betrachten fein. Wir treten in die Discuffion ein und ich gebe das Wort zu: 
nähft Herm Niendorf. 


Redacteur Niendorf (Berlin: Deine Herren! Das Wort „Social 
politik“ ift es, was mich hierher gezogen hat. Sonft haben fi die agrariſchen 
Wege fehr abfeits gefaltet von den focialpolitifchen Wegen, vie bier erwähnt 
worden find. Dennoch habe ich mich gewundert, daß die Landwirthe ſowohl als 
De Agrarier fo oft in den Referaten der Herren Referenten genannt werben 
find. So erlauben Sie denn auch mir ein Wort, der ich einen wejentlichen 
Theil des Agrarismus der Preſſe wenigftens vepräfentire. Wir können mit den 
gefallenen Aeußerungen über die Grundfteuer nicht zufrieden fein. Man bat 
pt die Grundfteuer fei eine Reallaſt. Daß fie eine Reallaft ift, wenigftens 
o wirft, das weiß der Grundbefiger fehr mohl. Wenn fie aber als eine Real: 
laft betrachtet werden ſoll, ſo iſt und bleibt ſie eine Vermögensentnahme; und 
ich frage, wie kommt in unſerem Reiche der Staat dazu, von einer Claſſe von 
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Bürgern einen Bermögenstheil des Werthes ihrer Güter zu verlangen umd zu 
fagen: das foll eine Steuer fen? Dieſe Trage laffen wir rubig Tiegen, ob de 
Grundfteuer eine Rente oder eine Neallaft fein fol. Ebenfogut müßte die Ge⸗ 
werbefteuer, wenn eine Steuerveränderung eintreten ſoll, wenn 3 B. ein ſolides 
Geſchäft, das 100 Jahre eriftirt, ca. 2—300 Markt Steuer zahlt, eine Real 
laft genannt werben. 

AndererfeitS aber fühle ich mich bedeutend mehr angezogen von Uhren 
Steuerrefolutionen, da ich endlich finde, daß einmal auch von der Vermögens⸗ 
fteuer die Rede ift, und daß die Eintommenfteuer an fi) als nicht genügend 
bezeichnet wird. Das ift ja eben das Elend unferer ganzen Steuergejetsgebung, 
daß wir unter Einfommen 4—5 verfchtevene ‘Dinge begreifen und Diele als 
Steuerobjecte faffen. Schaffen uns die Herren eine ordentlihe Vermögensſteuer 
des mobilen Capital® und zwar mit obligatoriicher Selbfteinichägung, dann 
werben wir gerne unfere Grundſteuer dagegen hinzugeben. Daneben muß ſtehen 
eine Eintommenfteuer vom Arbeitseintommen, vom Gehalt und von all ven 
Dingen, die als Einkommen gelten, die aber ein abſterbender Rentenftod find und 
mit dem Tode verfallen und nicht länger dauern als bie Arbeit des Arket- 
fuchenden. Sobald Sie neben der Eintommenfteuer die Bermögensfteuer ein 
führen wollen, jo ftehen wir Agrarier mit Ihnen vollftändig auf einem oben. 
Eigentlich find wir Agrarier freilich blos für die Vermögensfteuer, da jedes Ein- 
fommen auf Vermögen tarifirt werben kann. Wenn ich davon ausgehe, daß 
die Rente zu 59%, kapitalifirt wird, alfo der 20fade Betrag ald Capital gilt, 
jo kann ein Beamter höchſtens mit dem zehnfachen Betrag feines Einfommens al 
ein Bermögenhabender eingeihätt werden und der Gewerbetreibende vielleicht um 
den dreifachen Betrag. Wir werden eben darauf hinkommen, daß man das Ein 
tommen auf das Vermögen oder umgefehrt tarifirt. Nur geſchieden muß werden 
zwiſchen Arbeitseintommen und Renteneinlommen. 

Wenn num Herr Prof. Held fagt, die Agrarier feien fehr leidenſchaftlich 
geweien, und er in feiner fteten Liebensmürbigfeit dabei meint, er wolle und 
Daraus feinen Vorwurf machen, fo möge er dabei beventen, daß man in ber 
Welt nichts erreicht, wenn man nicht energiich vorgeht, zweitens daß unſere 
ganze politifche Welt vielmehr auf die Preife und Diejenigen hört, welde da 
vorne anftehen und welche fich hören laſſen. Das Land dagegen ift vereinzelt 
und läßt fi) nicht hören. Er hat auch gezweifelt, ob das Land 70°), der 
Bevölterung repräfentire und die anderen Stände 30%). Ich kann nicht ander? 
als dasjenige, wa8 vom Grundbeſitz alles abhängt, ftatiftifch als 69%, zu betrach⸗ 
ten und nur 31%, al8 dasjenige, was vom ftäbtifchen Betrieb abhängt. Der 
ftäbtifche Betrieb aber findet immer fein Recht, er weiß immer in den Handels 
kammern, in der Preffe zu fprechen und weiß ſtets, wo ihn der Schuh drüdt. 
Und gerate in der legten Zeit bat man überall und überall die Induftrie und 
den ftäbtiichen Betrieb begünftigt. Daraus und nur daraus ift die wunderbare, 
furchtbare Kriſis gelommen, in der wir jegt ftehen. Unfere Landbevölkerung iſt 
niht mehr fo conjumtionsfähig, um die Inbuftrieprodufte der Stadt zu ver 
brauchen und zu bezahlen. Das Land ift arm geworden, und außerdem haben wit 
nichts. Wir find nicht fo dran wie England, welches drei Viertel Welt als 
Colonien befigt, um dorthin feine Produkte hinzuführen. Es handelt fih um 
Herftellung der Harmonie zwiſchen Stadt und Land, und namentlich mögen bie 
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Städte nie vergeflen, daß fie ummer nur auf dem Boden des Landes leben 
Binnen und daß man nicht ungeftraft die erften Bebürfniffe des Landbaues 
ſchädigen darf durch fo furchtbare Dinge, wie befonderd das Paptergeldweien, 
jondern daß man ſich dadurch nur felbft fchadet, indem wir ja Alle, wie wir 
jeben, total nicht mehr weiter Tönnen. 

Wenn Sie aljo, meine Herren! dieſe Bermögensfteuer durchſetzen, jo wollen 
wir es Ihnen überlafien, daß Sie energiſch losgehen gegen das mobile Capital, 
um es geneigt zu machen, daß es ſich die Steuer aufhalſen läßt. Es wird fi 
fehr wehren. Und wenn Sie dabei auf firenge Durchführung ſehen, namentlich 
daß die Tauſende und Millionen nicht wegfallen, die der Steuer gerne entgehen, 
dann find wir ſehr gerne geneigt, unfere Grundfteuer Dagegen anzurechnen. 

Man bat e8 oft beftritten, daß unfere Steuern zu hoch feien. Darüber 
muß man aber genauere Rechnung halten. Wenn fie jettt ſchon dreifah und 
vierfach zu hoch find, fo find fie nicht einfah nur eine Auflage auf dem Ader 
geweſen, fondern da bat fi ein anderes Ding vollzogen. Das Grundftüd hat 
ſich im Laufe der Jahrhunderte entwerthet und da ericheint die Steuer auf 
einmal zu hoch. Wenn auch heutzutage die Grundftüde hier und da im Werthe 
ſteigen; gehen Cie nad Oftpreußen und in die Hinterländer: da werben Sie 
finden, daß wenn Sie ein Out für 100,000 Mark kaufen, Ste no nicht die 
Hälfte des wirklichen Werthes damit zahlen, welcher im Inventar u. f. w. ftedt. 
— Boden bekommen Sie umſonſt. Und das iſt auch die Erklärung der 

drente. 


Prof. Dr. Neumann (Freiburg): Meine Herren! Geſtatten Sie mir 
zunächſt eine perſönliche Bemerkung! Es iſt mir allerdings die Ehre zu Theil 
geworden, aufgefordert zu werden, das Referat reſp. Correferat zu übernehmen. 
Ich glaubte nicht, erſcheinen zu können und ſah mich deshalb veranlaßt, das 
Correferat abzulehnen, weil ich es nicht en wollte, ohne ganz gewiß zu 
fein, ob ich der von mir übernommenen Aufgabe würde getreu werden. Ich 
werde mir heute troßdem erlauben, etwas ausführlicher zu fein und zwar im 
Anſchluß an dasjenige Referat, welches wir von dem Herm Referenten gehört 
haben. Es iſt das ausführlichere, welches ich, der ich ſonſt im MWefentlichen nicht 
vorbereitet bin, beſonders verfolgt babe. Auch ich will aus den vom 
Präfidenten dargelegten Gründen mich beſchränken, namentlich nicht hineinziehen 
die Frage der Progrelfion, die Trage der Befteuerung der unteren Klaffen 
u. |. w., auch nicht die fehr wichtige Frage der Communalbeftenerung, wodurch 
unfere ganze Trage eine viel größere Breite gewinnen würde, als es bier nad) 
meinem Dafürbalten tbunlih und räthlich ift. 

Ich beginne alfo, mich anzufchließen an das Referat des Gern Dr. 
Genfel, und da bin ic zunächſi vollfommen mit ihm einverftanden, daß ein 
Gefeg über Einfommenfteuer überaus wichtig wie andererſeits ſchwer durch⸗ 
zuführen ift. Biel ſchwieriger aber und bedeutungsvoller ift noch die Trage: 
Wie bilden wir die Brüde aus dem gegenwärtig Überfommenen Ertragsſteuer— 
Toftem zu der Einfommenfteuer reſp. Vermögens und Einkommenſteuer. Das 
iſt gegenwärtig die Frage, mit der Theoretiter wie Praktiker fich in Nord- und 
Süddeutſchland vorzüglich beichäftigen. Wenn wir auch in Preußen die Einfommen- 
feuer ſchon haben, fo find wir doch auch dort noch nicht über jene Brücke hin⸗ 
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über. Die Hauptfrage bleibt eben die: in welcher Weiſe iſt aus dem überfom- 
menen Ertragsſteuerſyſtem hinüber zu kommen in das mehr rationelle Syſtem 
der allgemeinen Eintommenfteuer reſp. der Combination der Einfommenfteuer 
mit der Bermögensfteuer ? Was beginnen wir mit der Gewerbe-Orumdfteuer u. |. w.? 

Es iſt für mich von Intereſſe geweien, daß Herr Dr. Genſel darauf 
hinwies, daß die ſächſiſche Perfonal: und Gewerbefteuer im Grunde feine rechte 
Ertragsfteuer ſei. Auch ich bin der Anficht, e8 wird mit dem Namen „Ertrags- 
ftener” viel Mißbrauch getrieben. Eine wirkliche Ertragsfteuer iſt nur Die 
Grund: und Gebäubefteuer. Sehen Ste fih die preußiichen Gemwerbefteuern an, 
die ſächſiſche Perfonal- und Gewerbefteuer,, die badiſche Claffenfteuer, dasjenige, 
was man in Sübdeutichland nennt Einkommenſteuer, diejenigen Steuern, die 
von den Beamtengehältern entrichtet werden, das find alles partielle Einfommen- 
fleuern, melde man im Laufe der Zeit gebildet hat, damit der Grund und 
Boden nicht allein befteuert werde durch die Ertragsfteuer, die an dem Grund 
und Boden haftet. Im Anſchluß daran, was ich eben gejagt babe, würte id 
mir vorzufchlagen erlauben, daß in den Thefen des Herrn Referenten, denen ich 
folge — immer der Ausdruck gebraudt werden möchte „Jogenannte Er— 
tragsſteuer““. Diefen Punkt möchte ich auch befonderd den Landwirthen an's Herz 
legen. “Der Unterſchied befteht namentlidy darin, daß vom Grund und Boden 
die Steuer unter allen Umftänden gezahlt werden muß, wie fie verlangt wird. 
Die Gewerbefteuer dagegen wird nicht gezahlt, wenn man die betreffende Fabrik 
ſtill ſtehen läßt. Die Gewerbeſteuer ſchließt fih wie die Einfommenfteuer an 
die obwaltenden Verhältniffe an. Außer der Grund- und Gebäudefteuer gibt es 
m. D. keine eigentliche Ertragfteuer. Alle anderen Steuern find nur Er: 
gänzungen, die e8 zu verfchmelzen gilt zu einer allgemeinen Einfommenfteuer, 
— wobei aber die Frage entfteht: was fangen wir mit der alten Grundſteuer an? 
Beleitigen wir fie ganz, oder laſſen wir fie zum Theil beftehen! — eine Frage, 
auf die ich gleich zurüdtommen werde. — Ich komme nun zu einem fehr wichtigen 
Punkte, nämlıd zu der Frage, ob es ein allgemeines Princip gibt, nad welchem 
die gefammten Steuern umzulegen find, — nicht die einzelnen, — ein Princip, 
welches das Ziel fein müßte, auf Das binzuarbeiten ift bei der gefammten Um— 
lage der Steuern, welches die Richtung angibt, nach der die Steuern hinein- 
zubringen wären in ein beftimmtes Syſtem. Da möchte ich zunächſt dem ver: 
echrten Herrn Correferenten darin entgegentreten, wenn er annahın, es ſei das 
gleichgültig oder doch won geringer Erheblichfeit, ein allgemeines Princip aufs 
zuftellen.. Die Stage fet immer beftritten; e8 fei nicht möglich, ein allgemeines 
richtiges Princip zu finden. Der Herr Eorreferent fegt an die Stelle eines 
allgemeinen Princip® der Steuewertbeilung den Satz: Es jet nothwendig, die 
einzelnen Steuern fo zu vertheilen, daß der größere Neihthum auch größere 
Pflichten übernimmt. Da geht nun meine Anſchauung dahin, daß das nidt 
genügt und man fih darüber recht Mar werden muß, welde8 das Yun 
Dament, das Princip der ganzen Befteuerung ift, das e8 nicht gilt durchzuführen, 
auf deſſen Verwirklihung aber wenigftend nach Menjchenfraft Hinzuarbeiten ıft. 
Und, meine Herren, wenn Sie jemals über irgend eine Steuer nachgedacht haben, 
fo bin ich feft überzeugt: es iſt in Ihnen bereits die Frage entftanden: Stummt 
diefe betreffende Steuer mit dem Princip, welches Sie fidh felbft ſchon gebilbet 
haben oder nicht? Ich möchte darauf wetten, e8 hat fi ein Jeder von Ihnen 
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einmal ſchon bemüht, fol ein Princip ſich Har zu machen. 3. 3. handelt es 
fih darum gegen die Salzfteuer zu polemifiren, jo werden Sie den Ausiprud) 
Be daß diefe Steuer eine ungerechte ift, da fie fich nicht nach dem Einfommen 

it. Der Arme verzehrt verhältnißmäßig viel mehr Salz ald ver Reiche. 
Oder polemifiren wir gegen den Stempel, welcher zu entrichten ift von allen 
Immobilien, aud von den mobilen Verkäufern, fo iſt der Haupteimvand der: 
Das Ichließt fih nicht an das Einkommen an, alfo ift e8 eine ungerechte Steuer. 
Gehen wir aber tiefer, fo überzeugen wir uns bald, daß das Einkommen aud) 
nicht der richtige Maaßſtab fir die Befteuerung fein Tann. 

Ein ganzes Steueriyitem, welches fich die Aufgabe ftellen würde, die Steuern 
jo umzulegen, daß fie proportional dem Einkommen würden, würde unge 
rechtfertigt fein. Das wird auch meiftend von denen, die ſich mit der Sache 
befchäftigt haben, anerfannt. Adam Smith jagt, es ſei Aufgabe, die Steuern 
umzulegen nach der Leiftungskraft, das ift, fagt er — nad) dem Einkommen, 
aber Leiſtungskraft und Einkommen ift doc natürlich etwas ſehr verſchiedenes. 
Wir können auch nad dem Princip der proportionalen Einkommensbeſteuerung 
nicht rechtfertigen die Verbindung der Einkommen: und der Vermögensfteuer, 
und namentlih nicht, daß bei der Eintommenfteuer Rückſicht genommen wird 
auf die zahlreihe Familie, auf den Stand der Verſchuldung, auf Krankheit 
u. |. w. Das alled geht das Einkommen nichts an. Sie ſehen, das Einfommen 
kann an ſich nicht der richtige Maaßſtab fein. Es gilt einen Maapftab zu finden, 
der To zu fagen tiefer Liegt als das Einfommen und die richtige Bafis iſt fo zu 
lagen noch unterhalb der Oberfläche des Einkommens. 

In neuefter Zeit ift vielfach ausgefprochen worden, es müſſe bie Steuer 
vertbeilt werden nach der Leiftungsfähigfeit, und ich felbft bin durchaus der An- 
fiht, daß dieſer Grundſatz feine jehr große Berechtigung bat. Ich unterfchreibe 
“ihn faſt volftändig. Nur müffen wir ung vergegenwärtigen, daß er auch ge: 
wiſſe Beichränfungen erfahren muß. Es gibt nämlich zunächft viele Steuern, bei 
denen es gerechtfertigt ift, diejenigen, die mehr Nuten haben, auch in höherem 
Maaße heranzuziehen. Ich erinnere nur an das Eine: Nehmen Ste die Me- 
forationsbeiträge, die Deichbaubeiträge. Wer die Landwirthichaft kennt, wird 
wifien, daß dieſe regelmäßig vertheilt werben nach dem Vortheil des einzelnen 
Grundſtücks. Das ift billig. Ganz ähnliche Laften gibt e8 aber in den Ge: 
meinden, ehr mannigfach auch in den Etaaten. Und bier iſt e8 wohl gerecht⸗ 
fertigt, nicht den Grundſatz der Leiftungsfähigfeit, ſondern den der Leiftung und 
Segenleiftung eintreien zu Laffen. 

Es bedarf aber weiter der Grundfag der Leiftung nad der Leiftungsfähig- 
fit noch in einer anderen ehr wichtigen Beziehung einer Einfchränfung. Wo 
nad jener Richtung, von der ich zuerft ſprach, die richtige Grenze fein muß, 
das iſt ſehr ſchwierig zu entfcheiden. Erlaſſen Sie e8 mir, darauf einzugehen. 
Ebenſo will ich nicht eingehen auf die Details der folgenden Punkte. Aber id 
deute an, daß abgefehen von der Trage, ob nicht gewiſſe Laften nad dem Ber: 
haltniß von Leiftung und Gegenleiftung umzulegen find, noch gewiſſe andere 
Schranfen dem Grundſatz ber Leiftungsfähigfeit angelegt werben müſſſen, anderen: 
falls wir in die erheblichften Gefahren hineinkommen würben. 

Um das auszuführen, erlaube id mir zunächft darauf hinzuweiſen, wie 
fih der Grundfag der Verteilung der Laften nad der Leiftungsfähigteit wohl 
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an ſich rechtfertigen läßt, wenn man ihn nur nicht auf die Spitze treibt. Es 
iſt mir der Vorwurf gemacht worden, daß ich zwar in meinem Gutachten davon 
ausgegangen fei, die Steuern ſeien zu vertheilen nach der Leiftungsfähigfeit, aber 
nicht den Verſuch gemacht habe, dieß zu begründen. Ich muß das zurückweiſen. 
Ich habe mid in der That zunäcft bemüht, darzulegen, aus melden Gründen 
an der Vertheilung der Laſten nad der Leiftungsfähigfeit feftzubalten jet. Diek 
Gründe find kurz folgende: Zunächſt ift e8 nur bei der Bertheilung der Laften 
nach der Leiftungsfähigfeit möglich, die ganze wirthichaftliche Kraft der Vevölke 
rung wirflih in Anſpruch zu nehmen. Denken wir an den Fall eines großen 
Notbitandes, eines großen Krieges. Indem ich mic da eng an bie Leiftunge- 
fähigkeit anjchließe, wird e8 mir möglih, die ganze wirthichaftliche Leiftungs- 
fähigkeit der Bevölkerung aufzubieten. Jever andere Maaßſtab führt mich früher 
an die Grenze, wo ich nichts mehr nehmen fann. Halte ich mid an das Em: 
tommen, fo gelange ich jehr bald an diefe Grenze; denn nehme ih 3. 2. 5,6, 
7,8 % u. |. w. an, fo fängt bier die Grenze fehr bald an, wo ich fo zu 
ſagen mit der einen Hand wiedergeben muß, was ich mit der anderen genommen 
Es gibt fehr viele, die 10%/, nicht mehr ertragen können, fo daß ich wirklich jehr 
vielen mit der einen Hand als Armenunterftügung wiedererftatten müßte, was 
ich mit der anderen, der Steuerhand genommen batte. Ich könnte alfo immer 
Hin nicht in dem Maaße die ganze wirtbichaftlihe Kraft ver Bevölferung auf: 
bieten, als wenn ih mir zum Grundſatz mache, jeden Einzelnen nad) feiner wirth⸗ 
ſchaftlichen Kraft zu fallen. 

Es gibt aber noch einen zweiten Grund: daß e8 nämlich nur fo möglich ifi, 
die Steuern gerecht zu vertheilen. Es müflen — fagt man — gleich ſchwere 
Dpfer auferlegt werden, und id) glaube, daß in der That die Inanfpruchnahme 
nach der Leiftungsfähigkeit Barmonirt mit folder Inanjpruchnahme, bei welder 
man die Gleichheit der Opfer erfirebt. Die Befteuerung nad) der Leiftungsfähig- 
feit ift num aber nicht nur — wie bemerft — durch den Orundfag von Leiftung und 
Gegenleiſtung beſchränkt, ſondern noch in anderer Richtung zu beichränfen, mem 
wir nicht erheblichen Gefahren entgegen gehen wollen. Ich made mir darüber 
gar feine Ilufionen. Nehmen Sie z. B. einen fehr reihen Mann auf der 
einen Seite, der vielleiht 100,000 Mark in feinem Vermögen bat oder noch 
mehr und auf der andern Seite einen armen, der von feinen 300 Mark lebt. 
Wenn wir da den Grundgedanken auf die Spige treiben wollten, jedem em 
gleihe8 Dpfer: fo erwägen Sie wohl, bis zu weldem Grab der Progreſſion 
wir kommen würden. Dem Manne mit 300 Mark wird vielleicht Durch die 
Steuer, die er zahlen muß, wenn die Steuer einigermaßen erheblih ift — ih 
denke hier an die Steuern, wie fie in großen ärmeren Städten zu zahlen find — 
Ihon ein ſehr ſchweres Opfer auferlegt. Wenn wir da abfolut erlärten: Wir 
wollen die-Steuer umlegen nah Maafgabe des gleichen Opfers, jo würden wir 
in große Gefahren bineingeratben. Bis zu welch hohem Procentiag müßten 
wir wohl geben, um dem Reichen ein gleich ſchweres Opfer aufzuerlegen, wie 
jenem Armen!! — Das berührt meines Erachtens eine jehr wichtige prin= 
cipielle frage. Hier fommen wir zu folgender Erwägung: Die Steuer ift 
einmal etwas dem Eigenthbum Entgegengejegted, und wir dürfen darum nicht 
jo abjolut jagen, wir wollen die Steuer umlegen unter Auferlegung der gleichen 
Opfer nad der Leiſtungsfähigkeit, fondern wir müſſen anerkennen, daß der 
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Staat zugleich die Aufgabe Hat, das Eigenthum zu fchügen. Und fo würden 
mr im der That dem Grundſatz der Befteuerung nad gleichem Recht, nad 
gleiher Leiſtungsfähigkeit die zweite Schranfe auferlegen müjlen: ſoweit dabei 
niht das beftehende Eigenthbum in einer für die Gefammtheit 
nahtbeiligen Weife beeinträdtigt wird. 

en der Schwierigkeit diefer Dinge thun wir aber gut, die ganze Sache bier 
fallen zu lafien. Ich bin alſo weder für die Begründung des Herm Correferenten, 
noch für die des Herrn Referenten, die derfelbe übrigens auch ſchon zurüdgezogen 
bat; namentlich möchte ih auch nicht empfehlen, die Motivirung des Herrn 
Eorreferenten anzunehmen. Wenn wir und bierauf einlafien, kommen wir in 
Gefahr, etwas Unvollftändiges zu leiften. Sagen wir nur einfach: das bi8- 
berige Ertragsſteuerſyſtem hat ſich unzureichend gezeigt in der und der Weile; 
& führt zu Ungerechtigteiten bei Erhöhung u. |. w., und fließen wir den Sat 
an: es empfiehlt fi da, wo eine allgemeine Eintommenfteuer noch nicht befteht, 
auf Einführung derjelben Bedacht zu nehmen. (Bravo!) 

Ih möchte noch eine fleine meitere Bemerkung anknüpfen. Es ift näm- 
lich von vorne herein gefagt, daß es ſich empfehlen würde, diefe Einkommen- 
flener zur bauptjählichften Directen Steuer zu machen. Auch dagegen 
babe ich einige Bedenken. Erwägen Sie wohl, e8 iſt in Baden, in Würtemberg, 
in Baiern die Sache jet auf der Tagesordnung, und wenn ein jo gut ver 
wolteted Land, wie Würtemberg ſich trog aller Erwägungen nicht bat dazu ver- 
ſtehen Tönnen, die allgemeine Einfommenfteuer einzuführen, wenn ebenjo 
daran Anftoß nimmt, fo feien Ste überzeugt, e8 walten da gewiſſe Gründe ob. 
Man entfchließt fih zur allgemeinen Einfommenfteuer beöwegen nicht, weil bie 
Behörde damit zu leicht Gewiſſes aus der Hand gibt, was ihr beftimmte Ein: 
nahmen fiber. Die allgemeine Einkommenfteuer zu fordern iſt fehr leicht, fie 
durchzuführen fehr ſchwer. Dazu gehört ein tüchtige® Beamtenperfonal, aber 
auch tüchtige patriotiſche Mitwirkung der Bevölkerung und endlich, was fih am 
erften erzielen Tiefe, tächtige Beranlagungsvorfhriften. Ich bin der Anſicht, daß 
es wohl den ſüddeutſchen Staaten zu rathen ıft: Führt die allgemeine Ein: 
fommenfteuer ein! Ihr könnt micht willen, ob nicht bald an vie einzelnen 
Staaten die Forderung wird herantreten, daß Ihr viel mehr zahlen müßt, und 
wem man fi dann noch follte an die Grund- und Gebäubefteuer halten müffen, 
fo wäre das die ſchreiendſte Ungerechtigkeit; und deswegen müflen namentlich 
die Orunbeigenthimer — und fie find es auch im Allgemeinen — dafür fein, 
daß man die allgemeine Einktommenfteuer einführe. Ich wäre alſo dafür, daß 
wir in unferer Refolution ausſprächen: es ift Bedacht zu nehmen auf die Ein- 
führung ver allgemeinen Einfommenftewer, dann aber ſogleich auch anſchlöſſen, 
m welhen Maaße wir biefe Einführung befürworten zu können glauben. Da 
würde ich mir erlauben, folgendes Amendement zu ftellen, reſp. zu begründen, 
es würde Nr. 2 fein: 


Es ift deshalb da, wo eine allgemeine Einkommen— 
ſteuer noch nicht beſteht, auf Einführung einer jolden 
Bedaht zu nehmen In welhem Umfange durd die— 
felbe die hergebrachten Ertragsftenern zuerfegen find, 
muß jedoh namentlid von dem Maaf abhängig blei— 
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ben, in dem es gelingt, Durd geeignete Veranlagungs— 
vorjhriften und pflihtmäßige8 Zuſammenwirken der 
Bevölferung und tüchtiger Steuerbeamten das Ein: 
tommen der Gteuerpflidtigen, insbeſondere der 
Wohlhabenderen richtig zu ermitteln. 


In der Theorie ıft die Einkommenſteuer gerechtfertigt. Im der Praris 
ftellt fie fich gerade oft als die heraus, bei der die Reichen durchſchlupfen. Die 
Grunhdſteuer tft feft umd ihr Object zu erfennen. Aber der reihe Dann, der 
fein Einkommen in Papieren angelegt bat, wie wollen Sie deſſen Einkommen 
erfallen ?! (Sehr wahr!) 

Da ift oorfichtiges Vorgehen durchaus nothwendig. Der Erfolg wird namentlich 
Davon abhängen, daß die einzelnen Staaten fih im Laufe der Zeit in ben 
Stand jegen, daß fie ein tüchtiges Beamtenperfonal haben. Mir ift in Sib- 
beutichland — ich will den Staat nicht weiter nennen — gelagt: Ia Sie in 
Preußen baben auch Beamte, auf die Sie ſich verlaffen fünnen; wir aber find 
nicht in der Lage, in gleicher Weife diefe VBorausfegung begen zu können. Und 
was die pflihtmäßige Mitwirkung der Bevölkerung betrifft, jo ift mir gejagt, 
in einem Lande, wo viele Schweizer wohnen: Ja bei den Schweizern iſt es 
leicht, die Einfommenfteuer durchzuführen; die find an hohe Einkommenſteuern 
in ihrer Heimath gewöhnt; fie find offen und ehrlih und fagen, was fie haben. 
Id) meine alfo: es muß aud die Bevölkerung erft herangebilvet werden. Wir 
fünnen nicht plöglih jagen: Beſeitigen wir die Ertragsfteuer und führen wir 
Die allgemeine Einfommenfteuer, reſp. die Einkommen: und VBermögensfteuer ein. 
Id) würde das vom praftiihen Standpunkte aus für durchaus nicht räthlich 
halten. Man muß die Einfommenfteuer vielmehr allmälig ein weiteres Gebiet 
gewinnen laſſen. Jemehr es gelingt, die pflichtmäßige Mitwirkung der Be 
völferumg zu erwirfen und ein tüchtige8 Beamtenperjonal fih zu fchaffen und 
durch geeignete Veranlagungsporfchriften auch dem Wohlhabenden fozufagen auf 
ven Beutel zu fommen, um fo geeigneter wird der Staat für die Einkommen: 
ſteuer. Es bevarf hier frenger Strafen. Sogar die amtliche Regulirung de 
Nachlaſſes ft in der Schweiz hie und da Sitte. Im einzelnen Cantonen wird 
jede Erbſchaft, mag der Verftorbene reich oder arm geweſen, mag er viel oder 
wenig Vertrauen genofjen haben, feftgeftellt und nur, wenn hierbei confatirt 
wird, daß der Mann von feinem Einkommen und Vermögen richtig Steuern 
gezahlt Hat, erlangen die Erben ihren vollen Theil. Andrenfalls wird die 
Strafe Durch entſprechendes Abziehen vom Nachlaſſe vollſtreckt. Wenn da das 
ſechsfache, das achtfache an Strafe aufgepadt wird, fo wird ſich der Betreffende 
wohl hüten, in der Steuerzahlung zu defraudiren, meil er denkt, daß feine 
Erben dafür in gewaltige Berlufte fommen. — 

Nun bin ich ferner mit der Anficht des Herrn Referenten vollftändig ein 
verjtanden über die Progreffion und die Verbindung der Einkommen: und Ber: 
mögenäftener, jowie daß es unpraftifch fer, die indirecten Steuern zu befeitigen. 
Deſſen bedarf es in der That nicht; denn die ärmeren Claffen, welche auf Be 
feitigung der indirecten Steuern dringen, die wollen eins von beiden, entweder 
überhaupt nicht befteuert werden, — dann fann ich fie verftehen — oder fie 
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erwägen nicht, welchen Drud die directe Steuer ausmacht. Würden fie ihn be- 
achten, jo dürften fie ſchwerlich auf Abſchaffung der indirecten Steuern —— 

Bezüglich der Verbindung der Einkommen- und Vermögensſteuer ſchließe 
ich mich den Anträgen beider Herren Referenten an. Nur ein kleines praktiſches 
Bedenken wollte ich hierbei zur Geltung bringen. Nämlich es kommt mir ſo 
vor — ih kann freilich irren — als wenn die Empfehlung der Vermögens-— 
ſteuer in beiden Referaten und in beiden Theſen etwas zu abſolut gelautet hat. 
Es heißt beim Herrn Correferenten: „es empfiehlt ſich Daher eine allgemeine Ein⸗ 
lommenſteuer in Verbindung mit einer allgemeinen Vermögensſteuer“ und wenn 
ih nicht irre, Iautet es ähnlich in der Thefe des Herrn Referenten: „die Ein- 
führung bedarf u. f. w. zu ihrer Ergänzung der Bermögensfteuer.” 

Segen wir, ein Staat wie Baden geht fehrittweife vor und führt zunächſt 
eine allgemeine Einfommenfteuer ein neben feiner Grundfteuer, Öewerbe- 
feuer u. f. w. Da mürde es keineswegs räthlich fein, mit diefer Einkommens 
ſteuer glei auch noch die Bermögensfteuer zu verbinden. Ich würde baber 
Nr. 3 nad) meinem Amendement fo fallen: 


Die mit den bisherigen Ertragsfteuern regelmäßig 
verbundene erhöhte Belaftung des jog. fundirten Ein— 
fommens ift auch auf die allgemeine Einfommenfteuer 
entweder unmittelbar oder Durd geeignete Combina— 
tion von Bermögens- und Einfommenfteuer zu über- 
tragen, fobald die legtere in erheblidem Umfang an 
die Stelle der Ertragsfteuern tritt. Auch find die 
Säge der Einfommenfteuer progreffiv zu geftalten. — 


Nun komme ich zu der vielleiht wictigften Frage, die und hier zu bes 
Ihäftigen Bat: Was foll denn aus der alten Grundfteuer werben? Auch hier 
ſtimme ich den Ausführungen der beiden Herren Referenten bei, e8 fei an die 
beſtehenden Verhältniſſe anzuknüpfen. Beſonders acceptire ih die Ausführung 
des Herrn Referenten, der fich enthalten hat, ſolche Ausdrüde zu brauchen, wie 
Rente und Reallaſt. Werfen wir mit ſolchen Ausdrücken doch nicht einen 
Zankapfel in die Berfammlung, fondern ftellen wir und, atgejehen von dem ges 
lehrten Kram auf den praftifchen Boden und fragen wir: was foll aus ber 
alten Grunpfteuer werden, wenn wir jchrittweife übergehen wollen zur all 
— Einkommenſteuer oder Vermögens- und Einkommenſteuer? Ich ſtimme 
eiden Herren Referenten bei, welche erklärten, daß es ungerechtfertigt fein 
würde, die Grundſteuer vollſtändig zu beſeitigen. Laſſen Sie mich da einmal 
einen kleinen Blick in die Geſchichte der Grundſteuer thun. Wenn wir uns die 
Entſtehung derſelben recht vergegenwärtigen, können wir uns beſſer darüber klar 
werden, was wir mit ihr anzufangen —* — Es iſt vielleicht kein zu kühnes Wort, 
wenn ich behaupte: die Grundſteuern ſind vorzüglich Eroberungsſteuern, die 
Grundſteuer herrſcht regelmäßig in Staaten, welche hervorgegangen ſind aus Er⸗ 
oberungen. Das iſt ganz naturgemäß. Der erobernde Feind okkupirt das Land 
und ſieht ſich nach Objecten um, die eine geeignete Baſis zur Beſteuerung bilden 
und Das find die Grundſtücke. Dieſe Entſtehung der Grundſteuer läßt ſich ver: 
folgen bis in die älteſten Zeiten. Als die Germanen nach Gallien ein⸗ 
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drangen, da fanden fie ſchon eine alte Grundfteuer und al8 die Deutichen in's 
ſlaviſche Gebiet vordrangen — jenfeit8 der Elbe, wo die Römer nicht Hin- 
gefommen waren, legten fie die Grundſteuer auf und zwar merkwürdigerweiſe 
unter Anwendung derſelben Principien, wie im römiſchen Read. Den Römern 
fiel e8 anfangs nicht ein, in Italien die Grundſteuer zu zahlen, dort beftand Ver⸗ 
mögensfteuer, wie in den griechifchen Staaten und wie heute in den Bereinigten 
Staaten. Die in den römiſchen Provinzen beftehenden Grundfteuern waren bei 
der Eroberung derjelben als die bequemfte Befteuerungsart entftanden. Ebenſo 
führte der deutſche Orden in Preußen, über deſſen Steuergejchichte wir „get 
umterrichtet find, die Grundfteuer ein. Der Orden fab das ganze Land 

als fein Eigenthum an. Einen Theil des Grundes und Bodens nahm er für 
fih, den andern gab er dem Eigenthinner wieder, fagte aber: Zahle Davon Ab- 
gaben! Ich könnte Dir Alles nehmen. Und num, um auf die neuefte Zeit zu 
fommen, woher flammt 3. B. die preußiiche Grundfteuer? Ya diefe ift nicht etwa 
durch eine geſetzliche Maaßregel einmal eingeführt, fondern iſt im Weften der 
Monarchie hervorgegangen aus der alten hergebrachten Grundfteuer, wie fie 
ſchon beftanden Hatte um fränkiſchen Reich, und im Often aus jenen Steuern, 
welche aufgelegt wurden von den gegen die ſlaviſche Bevölkerung vordringenden 
Deutſchen. Allmälig ift man nämlich in ähnlicher Weile in der römiſchen und 
deutſchen Geſchichte vorgefchritten zu einer immer größeren Hinüberführung aud der 
übrigen Steuern in jene Grundſtener, weil es fich herausftellte, daß Dies Die 
einfachfte Steuererhebung ſei. Es beftanden in den äftlihen Provinzen Deutfch 
lands der Kopfſchoß, Hornſchoß, Klauenſchoß, ebenfo in den römiſchen Provinzen 
die captatio humana und die captatio animalis. Das war für die Beamten 
und die Benölferung fehr unbequem, für die letztere namentlich infofern, als der 
Beftechlichkeit Thür und Thor geöffnet war. Darum wurden in der preußifchen 
Monarchie alle dieſe einzelnen Steuern verbunden zu dem Generalhufenſchoß. 
Dies war am Anfang des 18. Jahrhunderts. ALS wir endlich in Preußen im 
Jahre 1861 die gegenwärtige Grundfteuer erhielten, hatten wir da zuvor tabula 
— Im Gegentheil, in einzelnen Landestheilen wurden keine höheren Steuern 
auferlegt. 


(Niendorf: Die Steuer iſt um 21/, Millionen erhöht worden.) 


Ia, da erlaube ich mir zu bemerken, daß die Orundfteuer, und Gebäube- 
feuer zufammen im Ganzen erhöht worden find. Ich habe aud nicht gefagt, 
im gefammten Reich, fondern nur in einzelnen Theilen Bat feine Erhöhung 
ftattgefunden. Die einzelnen Daten find mir bier nicht fo gegenwärtig wie 
Summe der Grundſteuer wurde feftgefegt auf 10 Millionen. Diefe waren 
früher auch ſchon eingelommen, aber in Verbindung mit den Gebäubdefteuern. 
Zu diefen 10 Millionen famen num noch die meueinzuführenden Gebäudefteuern. 

Ih recapitulire meine Testen Auslaſſungen dahin, daß ich fage, es ift 
nicht möglich, ſolche Grundfteuer, wie fie lange Zeit beitanden hat, zu befeitigen 
zu Gunften einer allgemeinen Einfommenfteuer und zwar deshalb nicht, weil 
die auf dem Grundbeſitz Iaftende Steuer in gewiffem Umfang in der That ſchon 
beim Erwerb Berüdfichtigung gefunden hat. Das ift vielfach gelagt. Ich 
möchte nur bier noch ein Paar Worte anfügen, warum ich gejagt babe „in ge 
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wilfem Umfange.“ Ich bin nämlich, meine Herren nicht der Anficht, daß fo ſchlecht⸗ 
weg gelagt werden kann: eine Lange beftehende Grundfteuer wird zur Reallaft und 
wird deshalb von dem betreffenden Befiger nicht mehr getragen. Ich fann 
Mefen Satz nicht vollftändig unterjchreiben und zwar einmal wegen der Be— 
ſchrankung nicht, welche in den Thefen bereitS angedeutet worden ift. Dieſe 
Beſchränkung geht dahın, daß ed Vorausſetzung fein muß, daß die betreffende 
Srundfteuer erheblich höher ıft, als die in Betracht kommenden anderen Extrags- 

. Um es etwas deutlicher auszubrüden: der Orundfag, daß die lange 
- beftebende Grundfteuer nicht mehr getragen wird von dem betreffenden Grund- 
befiger, ift meines Dafürbaltens unrichtig, wenn e8, mie in Baden z. B., ebenſo 
in Baiern, Thatſache ift, Daß Die anderen Rentenfteuern im Durchichnitt eine größere 
Höhe haben als die von den Gebäuden zu zahlenden Steuern. Ich kann 3. 2. 
ganz fpeciell von einzelnen Grundſtücken in Freiburg, -wo ich wohne, nach⸗ 
weifen, daß derjenige, der mit 40,000 Mark ein Grundftäd gekauft hat, eine 
fleinere Steuer zu zahlen hat, al8 wenn er jein Capital angibt zur Zinsrenten- 
feuer. Noch andere Beſchränkung aber ift geboten. Ich Tann den Vertretern 
des Grundbeſitzes es nicht übelnehmen, wenn fie, auch abgejehen von jener Be— 
ſchränkung, mir entgegnen, in vielen Fällen ‚hört uralte gleihe Grundſteuer 
nicht auf Steuer zu fein: nämlib da, wo der Grundbeſitz ſehr getbeilt ift, 
und man nicht allein fragt: was bringt der Grund und Boden! Wie idy ins: 
befondere aus dem Umgang mit fteuerveranichlagenden Behörden in Erfahrung 
gebracht babe, jo hört bei einem ſehr zertbeilten Grundbefig da 8 Rechenerempel . 
auf für den Preis mwirkfam zu fein Vom Freiherrn von Thüngen iſt das 
bezüglich der bairiſchen Steuer richtig ausgeführt worden. Da handelt es 
ih 3. B. um Arvondirung des Grundbefiges, um Ausftattung der Tochter, 
oder zu verhindern, daß der oder jener in die Gemeinde bineinfommt. Kurz: 
Es handelt fih darum, einen Grundbeſitz zu erwerben, bei dem man nicht 
allein im Anfchlag bringt, was er Foftet — weil man ihn erwerben muß, 
durch Die Verhältniffe gezwungen, oder darauf ausgeht, daß man fein Grund: 
ſtück beſſer arrondirt, ein beſſeres Verhältniß zwiſchen Wieſe und Ader einrichtet, 
u. ſ. w. Das iſt im Nordoſten vielleicht ein ſeltner Fall, aber im mehr zer- 
theilten Weſten Deutſchlands, beſonders im Rheinland kommt es häufig vor, 
daß der Gutsbeſitzer das bekannte Rechenexempel deswegen nicht machen kann, 
weil ihn andere Intereſſen als die Einkommen- und Ertragsverhältniſſe des 
betreffenden Grundſtücks beſtimmen. 

Meine Gedanken concentrire ich alſo dahin, daß die Nr. 4 (wie es hier 
iem würde Pr. 3), fo gefaßt werben könnte: 


4. Grunde und Gebäudefteuern, welde lange Zeit in 
relativ bedeutender Höhe beftanden haben, werden 
von den jeweiligen Grund- und Gebäudeeigenthümern 
nicht ın ihrer ganzen Höhe als Steuer empfunden und 
find deshalb bei Erjegung der Ertragsfteuern durd 
perfönlide Steuern niht ganz und gar zu bejeitigen. 

5. Wie hoch der aufreht zu erhaltende Theil derfelben 
ift, hängt insbefondere ab 
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a) vondem Alter und der gegenwärtigenund fräberen 
Höhe der Grund- und bdubefener: 

b) von dem Borbandenfein und der Höße anderer Er— 
tragsſteuern; 

c) von den Graden der Mobiliſirung des Beſitzes und 

d) von dem Maaße der Parcellirung des Bodens und 
anderen auf die Rachfrage nad legteren bezüäg- 
lichen Umftänden. 


Zu c) In Sie mid jedoch noch Folgendes nachholen. 

Was den Grad der Mobilifirung betrifft, fo haben auch diejenigen Ver⸗ 
treter des Grundbeſitzes nicht Unrecht, welche das Fortbeftehn alter Grundſteuern 
als Steuern da behaupten, wo Grundſtücke ſeit Alter im Beſitz derſelben 
Familien ſind und da laſſen Sie mich noch zum Schluß ein concretes Beifpiel 
anführen. Als Ende der vierziger Jahre der gegenwärtige Geheimrath Prof. 
Hanſſen in Göttingen ſeine damals als Muſtermonographie hingeſtellte kleine 
Monographie über die Statiſtik des Amtes Bordesholm in Holftein lieferte, 
konnte er aus den betreffenden Büchern nachweiſen, daß etwa die Hälfte Des 
Grundbeſitzes verblieben war in den Händen von Familien deifelben Namens, in 
welchen fie ſich jhon 150 Jahre vorher befunden hatten, und man muß Dabei 
noch erwägen, daß ein großer ‘heil des Beſitzes in derfelben Familie geblieben 
war mit Namendwechlel, indem nämlid das Befisthum bei der Tochter 
derſelben Familie und bei der einheirathenden Familie blieb. In folden Falle 
nun, wenn ein Grundftüd 100—200 Jahre bei derjelben Familie geblieben ift, 
trifft Das befannte Rechenexempel auch nicht zu. Ganz anders fteht es aber z. B. 
in Theilen Oft: und Weftpreußend. Ich babe die tüchtige Statiftif des Kreiſes 
horn gelejen, wo der Landrath nachweiſt, daß im Durchſchnitt jedes Gut 
15 Yahre in derfelben Familie geblieben ift, und wenn er abjieht von dem 
Gütern, die deshalb in derfelben Hand geblieben find, weil fie Stiftungsvermögen, 
weil fie Communaleigenthum find, fo ftellt fi Heraus, daß jedes Gut nur 11 
bi8 12 Jahre in derfelben Familie geblieben tft, ohne einen Veräußerungsfall 
paffirt zu haben. Da iſt e8 anders! — — 

Aus diefen Gründen erlaube ih mir, auch das ad c) Hingeftellte Amen- 
dement ihrer Erwägung und Seistueflung zu unterftellen. 


— — — — 


Der Vicepräſident Freiherr von Roggenbach übernimmt den Vorſitz 
und ertheilt das Wort dem Praſidenten Dr. Naſſe. 


Prof. Dr. Naſſe: Ich kann nicht umhin, meine Befriedigung darüber 
auszuſprechen, daß der Herr Vorredner das Correferat, welches er abgelehnt 
hatte, uns gegenwärtig doch in einem ſo überaus dankenswerthen, lehrreichen 
Vortrag gegeben hat. Ich werde nun durchaus nicht, wie er, die ganze Frage, 
die hier zur Discuſſion ſteht, durchgehend erörtern. Es iſt für mich nur ein 
einziger Punkt, der mich auf die Rednerbühne führt. Es iſt nämlich bei den 
Discuſſionen zwiſchen Referent und Correferent und auch im Vortrag des Herrn 
Vorredners in den Vordergrund getreten die Anwendbarkeit des Begriffs der 
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Leiftungsfähigfeit bei der Steuervertheilung. Run Babe ich gerade gegen Diele 
Anwendbarfeit in einem Gutachten polemifirt, indem ich meine Anfichten über 
die ganze Perjonalbefteuerungsfrage und was damit zufammenbängt auf zwei 
Bogen zufammendrängen mußte und daher in etwas mangelhafter Weile aus- 
ſprach. Diefe meine Aeußerungen find in einem anderen ſehr viel längeren 
Butachten, das der Herr Vorredner Später erftattet hat, einer eingehenden Kritik 
unterzogen worden, und deshalb möchte ich Sie bitten, mir einige wenige Minu- 
ten Aufmerkfamfeit zu einer kurzen Erläuterung fchenten zu wollen. 

Ich conftatire zunähft mit Freuden, daß der Herr Vorredner feine An= 
fihten, die er im Gutachten ausfprach, heute ſehr weſentlich modificirt hat. Er 
erflärt fich jest dahin, daß die Leiftungsfähigfeit doch als Grundprincip der 
Steuereintheilung nicht unbedingt anwendbar fei, fondern wefentlichen Ein- 
Ihränfungen unterliegen muß. Und ich darf fagen, daß auch ich die Anficht in 
der Weife, wie ich e8 ausgeſprochen, daß mit biefem Begriff ſchlechterdings nichts 
anzufangen fet, nicht aufrecht erhalten möchte. Aber nichts deſtoweniger bin ich 
noch weit entfernt von der Anficht des Herrn Vorredners, welcher noch immer 
den Begriff der Leiſtungsfähigkeit mit der fubjectiven Opferempfindung des Be: 
ſteuerten identificirt. Ebenſo hat auch der Herr Referent gejagt, e8 komme auf 
daflelbe hinaus, ob man die Steuer nad der Leiſtungsfähigkeit vertheilen wolle 
oder jo, daß die Jubjective Opferempfindung der Beſteuerten eine gleiche fei. 
Nun behaupte ich, Daß es fchlechtervings, fo lange wir eine mannigfach ges 
glieverte Geſellſchaft, jo Lange wir verſchiedene Volksclaſſen haben, nicht möglich 
ft, die Steuer fo zu vertheilen, daß die Opferempfindung der verſchiedenen Be⸗ 
fteuerten bei allen Steuerpflichtigen auch nur annähernd irgendwie gleich ſei. 
Ih will da von individuellen Berfchievenheiten abſehen und meinen Gegnern 
die Conceſſion machen, nur von den Durchſchnittsmenſchen und Durchſchnitts⸗ 
verhältnifien zur Sprechen. Aber auch dann behaupte ich, iſt e8 ganz unmöglich, 
irgend einen allgemeinen Maaßſtab für die Opferempfindung zu finden. Wenn 
Sie 3. B. einem Steuerpflichtigen, der 300 Mart Einkommen bat, 1 Mark 
auflegen, fo fragt es fi, wie hoch muß die Steuer fein für den, der 300,000 Mark 
bat, um ihm diefelbe Cpferempfindung zu verurfachen. Ich glaube, die Regeldetri⸗ 
Erempel ift ſchlechterdings unlösbar. Wer e8 zu Löfen übernimmt, löſt e8 nad 
feiner Willkür. Der Herr Vorredner hat in feinem Gutachten das ergreifende Bei- 
ſpiel anfgeftellt von einem Manne, der 1200 Thlr. Einfommen von feinem Gehalt 
hat, mit dem er und feine zahlreiche Familie ausfommen müſſe, gegenüber einem 
andern Manne, der 12,000 Thlr. aus den dauernden Renten eined gut an= 
gelegten Eapitals hat. Er fagt ganz richtig: wenn Sie eine gleiche propor= 
tionale Einfommenfteuer einführen, ift die Opferempfindung ganz ungleich. “Der 
Eine, auch wenn Sie ihm 10%, abnehmen, der 12,000 Thlr. feite Zinſen 
und Renten bat, wird das verhältnifmäßig wenig fühlen. Er wirb in feiner 
focialen Lage wenig geändert werden. Er wird vielleicht weniger zuridlegen, 
oder eine Reife weniger machen. Derjenige aber, der 1200 Thlr. von feinem 
perfönlichen VBerdienft ohne Vermögen hat und eine franfe Frau erhalten, zahl⸗ 
reihe Finder erziehen muß, wird bedrückt von ſchweren Sorgen weggehen, wenn 
ihm der Steuerzettel geſchickt wird, infolge deſſen er eine Steuer von 120 Thlr. 
zu zahlen bat. Wie wollen Sie aber in ſolchen Fällen überhaupt annähernd 
eine gleiche Opferempfindung herftellen? Nehmen Sie dem Manne mit 12,000 
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Thlr. fihern Renten ſelbſt 50—60%,, auch 5- 6000 Thlr. find ein Ein- 
fommen, bei dem die fchmere Gelpforge, die den Beamten mit 1200 Thlr. Ge⸗ 
halt drückt, fern bleibt; der Rentner wird vielleicht entrüftet fein über bie 
Pländerung in Yorm der Befteuerung, aber die Opferempfindung des Beamten, 
der feiner kranken Frau die nöthige Pflege nicht gewähren fan, weil er 10%, 
Steuern zu entrichten hat, wird er nicht haben. Sie fünnen eine gleiche Opfer⸗ 
empfindung nur berftellen, wenn volftändige Gleichheit der Einkommen- und 
Bermögensverhältniffe, ja aller Xebensverhältniffe befteht. 

Darum iſt für mich die Auflegung einer gleihen Opferempfindung durch 
die Beitenerung auch nicht einmal ein Ideal, das zwar niemals vollftändig zu 
erreichen, dem aber beftändig nachzuftreben wäre. Denn den Zuſtand der Ge— 
ſellſchaft, in dem völlige Gleichheit der wirtbichaftlichen Verhältniſſe aller Stener- 
pflichtigen beftände, halte ich nicht für einen idealen 

Nichtsdeſtoweniger gebe ih zu, Daß der Begriff der XLeiftungsfähigfet im 
einem gewiſſen Sinne für Die Bertheilung der Steuern von weſentlicher Bedeutung 
ft und zwar beſtimmt mich namentlich Dazu einmal ein Grund, den der Herr 
Borrebner angeführt hat, Daß der Staat die Steuern fo vertheilen muß, daß er 
die Leiſtungskraft des Volkes nöthigenfalls aufs Aeußerſte anipannen fann und 
das ift nur möglih, wenn er die Steuerfraft der Einzelnen nicht außer Acht 
läßt. Dann aber ſcheint mir, daß fo wie der Staat nicht von jedem Das 
Sleihe verlangt, er die Einzelnen nad ihrer wirthſchaftlichen Bedeutung und 
Kraft Ihägen muß. Aber eine ſolche Schätzung kann nur geichehen nad) objec- 
tiven, auf alle Steuerpflihtigen anmendbaren und vor Allem in Geld ſchätz⸗ 
baren Merkmalen; der Maaßſtab muß in Geld ſchätzbar fein, denn nah Em⸗ 
pfindungen können Sie ebenfomenig Gelpleiftungen vertbeilen, wie nad) der Farbe 
der Haare oder nach der politiihen Geſinnung der Steuerpflictigen; der Maaß⸗ 
ftab muß allgemein anwendbar fein, denn gehen Sie davon ab, um in jedem 
einzelnen Falle wieder verſchiedene Maafftäbe anzuwenden, jo baben Sie eben 
feinen allgemeinen Maafftab mehr. 

So wiirde ich denn allerdnyd zu einer proportionalen Einkommen- und 
Bermögensfteuer kommen. Aber für mich ift das Princip ver Leiſtungsfähigkeit 
doch nur einer der vielen Geſichtspunkte, welche der Staat bei Regelung ver 
wichtigften Bürgerpflichten in Betracht zu ziehen hat. Der Staat bat diefe Pflicht 
ſo zu vertheilen, Daß er feine Zwecke und Ziele durch Vertheilung diefer Pflichten 
fördert, daß er die Einzelnen, ſoweit thunlıh, in den Dienſt des Staates ftellt, 
und deshalb fann und muß er die Vertheilung der Steuerlaft Dielen Zwecken 
und Zielen dienftbar machen. Alfo, um nur Einiges zu erwähnen, eine Stener, 
vie jo Bart ıft, daß fie die nothmwendigen Lebensbedürfniſſe der unteren Claſſen 
beſchränkt, wird den Zwecken und Zielen des Staates widerfprehen. Es wird 
aus ſocialpolitiſchem Grunde zmedmäßig fein, bier Ermäßigungen eintreten zu 
laffen, Damit die unteren Claffen in ihrer wirtbichaftlihen Lage nicht zu ſehr 
berabgedrüdt werden. Der Staat erfennt e8 ja in feiner Armengeſetzgebung an, 
daß ihm die Sorge dafür obliegt, Daß Niemandem die abjolut nothwendigen 
Unterhaltungsbedingungen fehlen und muß alfo auch forgen, daß Niemand durd 
feine Steuern in diefe Tage beruntergefegt wird. Er wird daher Rüdficht darauf 
nehmen, wie die Schwierigfeiten und Koften der Erhebung ſich ftellen, wie vide 
Erecutionen und Mahnungen in den unteren Claſſen vorfommen und fidh be= 
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igen. 

Die Staatögewalt wird fih aber auch zu erinnern Haben der anderen 
Pflichten, welche den Steuerpflichtigen aufliegen ; fie wird ermägen, daß Pflichten, 
wie Kindererziehung, Militärpflicht u. |. w. drückender auf den niederen Claſſen laſten 
als auf den höheren. Diefe Pflichten werden vom Staate erzwungen und wenn er 
darum eine Steuerpflicht vertbeilt, Tann er dieſe anderen Pflichten nicht ganz 
außer Acht laſſen. Das geichieht ja auch bei der jo wichtigen Militärpflicht, wo 
wicht die individuellen Bedürfniffe und die Tpferempfindung in Betracht gezogen 
werben, aber wohl Jemand, wenn er andere Pflichten bat — 3. B. Sorge für 
eine große Familie — zurüdgeftellt wird. Aus diefem Grunde würde ich aljo 
auchgfür beiondere Berüdjichtigung einzelner VBerhältniffe, in denen ſolche Pflichten 
beſonders drüdend find, ftimmen. — Ferner wird bei der Steuervertheilung 
darauf Rüdjicht zu nehmen fein, daß Zinſen und Renten aus Vermögen ihrer 
Ratur nach verfchieden find von dem aus Arbeit erworbenen Emfommen. Wenn 
wir von Staatöwegen für edlere Bedürfniſſe, für Kunſt und Wiflenkchaft zu 
forgen haben, jo werben wir ung nicht an die zu halten haben, welche von ihrer 
Hände Arbeit leben, fondern an die, welche ein ficheres, danernded Vermögen 
baben und daher viel mehr verpflichtet find, ihr Einkommen auch gerade für 
ſolche Zmede zu verwenden. Kurz für mid find es eine Fülle Gefihtspuntte, 
die bei Diefer Ordnung der Bürgerpflichten, wie bet allen ftaatlihen Ordnungen 
in Betracht kommen. Die Verhältniſſe find nicht einfach, deshalb kann man 
auch nicht ein einfaches Princip aufftellen. 

Tas wollte ich furz zur Erläuterung meines Gutachtens vorführen. 

Nun komme id nod auf einen Heimen Punkt. In der letten Theſe Des 
Herrn Referenten iſt die Rede von der Grundfteuer, in der Thefe des Herrn 
Borrednerd von der Grund- und Gebäudefteuer. Ich glaube, daß dieſe Ausdrücke 
etwas zu eng find. Wahricheinlich ift überhaupt die Steuer auf unbewegliches 
Vermögen gemeint; wir haben in Preußen 3. B. eine Bergwerksſteuer, eine Eiſen⸗ 
babnfteuer, und ic muß geftehen, dieſe fcheinen mir der Grund» und Gebäude: 
feuer analog zu fein. Es find das Steuern auf Iocale, unbemegliche Productiong- 
vortheile. Ich würde deshalb vorjchlagen, Eteuern auf un bewegliches Ber: 
mögen zu jagen. Sonft jcheinen mir viele der Aenderungen, welche der Herr Bor: 
redner vorgeichlagen, annehmbar. Es thut mir leid, dafz ich feine Anträge nicht bier 
vor mir babe und deshalb mich im Einzelnen darüber nicht äufern fann. Die 
legte Theſe namentlidy ſcheint mix in ihrem erfteren Theile von dem Herrn Bor- 
redner viel zwedmäßiger gefaßt zu fein als von dem Herrn Referenten. - Ob es 
aber auch richtig ift, bei unferer beichränkten Zeit fo jehr in Einzelheiten einzu- 
gehen, wie dies im zweiten Theil feiner letzten Theſe gefchieht, das ſcheint mir 
meifelhaft zu fein. 

Biecpräfident Freiherr v. Roggenbach: Es iſt unterdeſſen der Antrag 
von Herm Niendorf eingegangen: 

Den Schluß der Held'ſchen Thejen von den Worten „indbejondere 
ft die” an zu flreichen und dafür zu fegen: Alle immobilen 
Steuern find demgemäß in die Vermögensfteuer über: 
zuführen. 
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Prof. Dr. v. Bilinsti (Lemberg): Meine Herren! Wiewohl ich keinen 
Anſpruch darauf mache, daß mein Antrag angenommen werde, fo will ih doch 
meinen Ueberzeugungen Ausdruck verjchaffen und fie in Kurzem begründen. Ich 
glaube, es Handelt ſich Hier gar nicht um den theoretiſchen Streit zwiſchen der 
Ertrags und der Einkommenſteuer; denn das ift wohl fchon anerkannt, daß bie 
Einkommenſteuer verbältnifmäßig mehr gute Seiten bat als die Ertragäftener, 
obwohl auch lettere gute Seiten bat. Es handelt fih bier darum, ob und in- 
wieweit es zweckmäßig ift, die Ertragöfteuern durch die Einkommenſteuer ganz zu 
erfegen. Zu diefem Zwecke glaube ich muß man die Tragweite diefer Erſetzung 
unterjuchen und was für eine Bedeutung die Einkommenſteuer überhanpt haben 
kann. Dieje kann verjchieden fein, je nach dem, wenn ich mich fo ausdrüden 
darf, territoriellen und finanziellen Umfang. Alſo erſtens ıft e8 möglich Daß 
die Einkommenſteuer eine Staatsſteuer und eine Communalfteuer fein kam. Es 
ift bekannt, Daß gegenwärtig viel über eine Reichseinkommenſteuer geſprochen wird, 
daß auch im vorigen Jahre fo etwas beichloffen worden if. Die Erledigung 
diefer Frage müßte für die Form der Staatseintommenfteuer von Bedeutung fein. 
Ferner, was die Communalfteuer betrifft, fo ıft bekannt, daß 3. B. ın Deutfch- 
land an vielm Orten Communaleintommenfteuern beftehen und umgekehrt die 
Nationaldtonomen vorichlagen, daß man die Ertragsfteuern den Communen über- 
weile. Auch das fteht mit der Reform der Staatseinfommenfteuer in naber Be- 
ziebung. Die Staatdeinlommenfteuer kann eine höchſt verfchtedene ſein. Man 
fann vorerft Iprechen von einer ganz allgemeinen und ausfchlieglihen Einkomm⸗ 
fteuer, welche alle directen und indirecten Steuern vertreten, dur welde alſo 
das Einfommen jeder Berjon als Ganzes aufgefaßt werden würde ohne Nüdficht 
auf die einzelnen Ertragsquelln. Die allgemeine Einfommenfteuer kann, glaube 
ich, gar nicht durchgeführt werden. Die Durchführung wäre höchftens bei einzelnen 
mittleren Claſſen möglich. 

Dagegen könnten vie ganz reichen Claſſen zumeift nicht getroffen werben, 
weil die reihen Leute doch oft Ertragsquellen 3. B. in großen Staaten, in ver⸗ 
ſchiedenen Provinzen befigen, ſodaß das auf einmal nicht zufammenzufaflen wäre. 
Andererfeit8 würden aud die Arbeiterclafien nicht getroffen werden. Aus dem 
letzteren Umſtande folgt für mich die Nothmendigkeit der indirecten Steuern. Man 
ſpricht nun zweitens von einer allgemeinen Eintommiteuer, aber nicht von einer 
ausichließlichen. Diele Einfommenfteuer von der Art, daß das Einkommen jeder 
Perfon auf einmal getroffen werden fol, würde auch undurdführbar fein bei 
den reichſten Claſſen, und ich glaube, daß der Herr Referent diefe Eintommenfteuer 
auch nicht gemeint hat Es ift zwar möglich, eine ganz allgemeine Einkommen⸗ 
fteuer neben der Ertragsſteuer und der indirecten Steuer einzuführen mit even= 
tuell dem doppelten Zweck, entiweder um bie Fehler der jetst beftehenden Steuer 
auszugleichen, oder aber um die jetzigen Zuſchläge zu eriegen. Eine ſolche allge 
meine Eintommenfteuer ift wieder weder bei den nod) bei den niedrigften 
Claſſen durchzuführen und ich glaube, daß dieſe beiden Zwecke ganz verfehlt 
find; denn mas diefen Ausgleih anlangt — 3. B. der Vorſchlag der öfterreicht- 
fhen Regierung gebt dahin, fold einen Ausgleich durch die Einkommenſteuer ein- 
zuführen — fo vergeffen die Anhänger dieſes Grundſatzes den Umfland, daR 
das Einkommen ſelbſt höchſt ausgleichbedürftig iſ. Wenn man z. B. nimmt 
die Berufsarten der Advocaten, der Aerzte u. |. w., fo können dieſe gar nicht 
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unter der Einkommenſteuer getroffen werden. Was die Erfegung der wirklich 
ſchädlichen Zufchläge anbelangt, jo glaube ich, daß zur mobilen Steuer befier ge⸗ 
eignet ift die von Natur mobile Confumtionöfteuer. Hier handelt e8 fih um 
Streite blos darum, ob eingeführt werben fol eine Eintommenfteuer neben ben 
indirecten Steuern, jedoch fo, daß fie die einzelnen Ertragsquellen einzeln trifft, 
wie Die englifche Einkommenfteuer, oder aber ob die Einfommenfteuer neben den Er⸗ 
tragftenern blos einen Theil des Einkommens treffen fol, ob man fie einführen 
fol blos für die Ertrag&quellen; die fih von Natur aus eignen für die Ein- 
fommenftener. Ich glaube mich zu Gunften der zweiten Alternative enticheiden zu 
mäfjen, Daß neben der Ertragsftener die Eintommenfteuer beftehen foll. Ich glaube, 
es ift erftend in der Natur der Sache gelegen, Daß man die Belteuerung an 
pafien fol der Natur der verſchiedenen Ertragsarten. Es ift doch natürlich, Daß 
man auf andere Weile den Ertrag aus Grund und Boden, aus einem Haug, 
einem Gewerbe und auf andere Weife das Einkommen eines Beamten, Sapita- 
Üften u. |. w. ergründen muß. 

Ich glaube es ift noch ein Umftand, auf welchen vor vielen Jahren 
Bagner bimwied. Ich weiß nicht, ob es bei der allgemeinen Einkommenſteuer 
möglich ift, Ausländer zu befteuern; denn die Einfommenfteuer ruht ja principiell 
auf der Perſon als folder. Wie würde e8 da fein, wenn ein Ausländer Grund- 
befig um fremden Lande bat? Die Eintommenfteuer ıft doch feine Realfteuer. 
Man kann nicht den Grund und Boden betrachten, fondern nur die Perfon. Die 
Perfon aber unterliegt als fremde Perſon dem Steuerrecht des betreffenden 
Staates nicht. Das könnte eigentlich zu einem Abſurdum führen. Abgejehen 
davon aber glaube ich, daß bekanntlich die Grundfteuer der eigentlihe Grund ift, 
worum man nicht die reine Einkommenſteuer durchführen fol. Die öſterreichiſche 
Grundſteuer ift 3. B. beinahe ſchon Einfommenfteuer. Was die Gewerbefteuer an- 
langt, jo ift fie gerade fo ſchwer einzuführen wie die Einfommenfteuer. Aber Grund 
und Boden hat doc einen ganz eigentblimlichen Charakter. Ich möchte fragen, 
wie könnte man bei dem Grundbefit die Einkommenfteuer einführen? Durchſchnitt⸗ 
ih führen die fleineren, zum Theil auch mittleren Grundbejiger feine orbentlichen 
KRehnungen. Das Eintommen müßte hier geihägt werden. Sollte e8 geſchätzt 
werden, jo müßten die Nachbarn auf den Grund und Boden hingehen und ab- 
Ihägen. Das ift ein ähnliches Verfahren wie das heutige Catafterverfahren, 
nur daß man jest profitirt, daß man emen Catafter bat, der wirklich viele gute 
Seiten bat. Man könnte aljo, abgejehen von der Gemwerbefteuer, die Grund: 
ſtener als Ertragsſteuer beibehalten, troßdem aber viele Einktominenfteuerelemente 
oe Es ıft durch die Natur der Sache nicht ausgeſchloſſen, die Zinſen 
abzuziehen. 

Wenn man jagt, daß man bei der Ertragäfteuer den Steuerfug nicht in 
eın entfprechendes Verhältniß bringen fann, jo liegt das nicht in der Natur der 
Sache. Die Ertragsftener berüdfichtigt die Leiftungsfähigkeit. 

Schließlich muß ich bemerken, daß eigentlih die Ertragsfteuern von Natur 
aus Bermögenöfteuern find. Wenn man zur Bermögensfteuer greifen will, jo 
iſt dieſe ſchon zum Theil in den Extragäftenern gegeben. Wir fehen, die Herren 
Referenten, die fir die Eintommenfteuer find, Tchlagen doch vor, daß ein Theil der 
Grundſtener zurüdbehalten werde. 

Aus dieſen Gründen ſchlage ich Ihnen einerſeits vor, daß die Ertrags⸗ 
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fteuern immerhin der Einfonmenfteuer genähert werden mögen und andererſeits 
daß man den Ausſchuß erfuche, Daß er für die nächften Verſammlungen die Be: 
ratbung über den Gegenftand der Communalbefteuerung und der Confinntione: 
fteuer vworbereite. 


Prof. Dr. Held (zur Geſchäftsordnungh: Deine Herren! Ich wollte nur 
daran erinnern, daß wir bei allen früheren Berfammlungen die Sitte hatten, 
die fi) als zweckmäßig und nothwendig erwies, daß fich jeder Redner auf zehn 
Minuten zu befchränten bat. Wiewohl wir nun bei den biöherigen Herren 
Rednern es noch nicht zu bedauern gehabt haben, daß diefe Sitte in unferer 
jegigen Verſammlung noch nicht wieder eingeführt ift, jo möchte ich Doch, da jebt 
die Zeit drängt und wir allmälig zum Abſchluß kommen müſſen, die Berjamm- 
* Yung bitten, daß fie ihrem Präfidenten wiederum das Recht ertheile, den Redner 
nad, zehn Minuten zu unterbrechen. 


Vicepräfivent Freiherr v. Roggenbach: Wenn fein Widerſpruch gegen 
bieten Antrag erhoben wird, jo tft er angenommen. 


Prof. Dr. Neumann: Ih will ın kurzen Worten nur auf das entgegnen, 
was der Herr Präfident angeführt hat und zugleih eine Lanze brechen für Die 
erfte Theſe des Herrn Referenten, infofern nämlich, als ich den Grundſatz ber 
Leiftungefähigfet abermald in Schuß nehmen wild. Wie bemerft bin ich der 
Anfiht, man muß dabın zu kommen ſuchen, daß man fefte Principien auf dem 
Gebiete der Steuerfrage hat und muß dieſe jo viel als möglich einheitlich zu: 
ſammenzufaſſen ſuchen; wenn es fi) z. B. handelt um die Beurtbeilung ber 
Salzftener, jo jagt man: die ıft für ſich betrachtet ſehr ungerecht, wanım? 
Da muß ich doc ein Princip haben. Ebenfo ift e8 bei jenem Beifpiel, das 
ih vorhin anführte. Man jagt: verwerflih ift der Stempel. Warum? Ya er 
verftößt gegen die Gerechtigkeit; denn er harmonirt nit mit dem Ein 
fommen; wer die Sache weiter überlegt, findet aber ein anderes Mack, nad 
welchem er urtbeilt, ob Gerechtigkeit obmaltet oder nicht: die Steuerkraft. 

Auch iſt der Grundfag der Steuer nach der Leiſtungsfähigkeit in Geſetzen 
vielfach anerfannt, wo ed ſich um die Vertheilung von Laften handelt ſelbſt 
da, wo es fi gar nicht um die Steuern handelt, jondern wo es notbwendig 
ıft, gewiſſe andere Laſien gerecht zu vertbeilen; 3. B. das preußifche allgemeine Land⸗ 
recht und andere Geleggebungen jagen: Kinder haben ihre Eltern zu unterhalten 
nah Maaßgabe ihres Vermögens, womit doch im Grunde eben gejagt werben ſoll, 
nad) dem Maaßſtabe, wie fie leiftungsfähig find. Aehnlich ift es bei anderen 
Verpflichtungen. Auch hat ganz fürzlich die Eidgenoſſenſchaft in ihre Verfafſungs⸗ 
urkunde den Grundſatz aufgenommer — die Eidgenoſſenſchaft ift befanntlich nicht 
auf allgemeine directe Steuern angewieſen; fie kann, da fie feine erhebliden 
Militärlaften hat, ihren Bedarf durch Zölle und andere indirecte Steuern decken 
— alfo ich ſage, die Eidgenoſſenſchaft bat den Grundfag aufgenommen: Wenn 
außerordentliche Laften eintreten follten, dann follen die Cantone als folde ber: 
tragen, — nach welchem Berbältnig? Da liegt diefelbe Frage vor, und wie 
Bat die Eidgenoſſenſchaft ſich entſchieden? — nad der Steuerfraft. Ferner 
find mir Gemeindekirchenordnungen befannt, in Denen es heißt: zu den bie 
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Provinzialtixchenbehörde betreffenden Koften foll gefteuert werben nach dem Maaß⸗ 
ſtabe der Leiftumgsfähigleit der einzelnen Gemeinden. Ueberall, wo man ge⸗ 
zwungen ift, gewifjen Leuten Laften aufzuerlegen, ohne Rüdficht darauf, ob fie 
davon Bortheile haben und man dann fragt: was ift das Gerechtefte? — kommt 
man in der That auf die Forderung der Leiftungsfähigkett, nur nota bene mit 
gewifſen Referven. 

Run ift ferner von dem Herm Präfidenten eingewandt, daß der Grundſatz 
der Leiſtungsfähigkeit und Die Opfereinpfindung disparate Dinge find, ebenjo von 
dem Herrn Gorreferenten Held. Dagegen möchte ich auftreten. Es laſſen fi 
wohl Beifpiele geben, wo e8 auf dafjelbe hinauskommt, nach der Yeiftungsfähigfeit 
md nach gleihem Dpfer zu tragen! Nehmen wir folgendes Beifpiel, wo es fich 
nur um gerechte Vertheilung der Laften handelt: Ein Rechtsanwalt bat ein voll⸗ 
fländige8 Bureau von 12—15 Perfonen. Diefe haben ihm Schreibereien zu 


machen. Sie werden tageweife bezahlt. Tritt nun etwas Außerordentliches an 


das Bureau heran, wie wird der Rechtsanwalt im Bureau die Laften gerecht 
vertheilen? Da wird er jagen: Jedem muß ich ein gleihed Opfer auferlegen. 
Benn er das aber weiter verfolgt, jo wird er dahin kommen, daß gleiche 
Auferlegung der Opfer dann ftattfindet, wenn er die Laften bemißt nach der 
Leiſtungsfähigkeit der Einzelnen. Aehnlich ift aud bei den Steuern ein Zu—⸗ 
ſammenhang zwifchen der Bertheilung nach der Yeiftungsfähigfett und nach gleichem 


Opfer nachmeisbar. 


Dann ift ferner eingewandt, die Tpfergleichheit durchzuführen ſei unmöglich. 
Wenn wir Principien ganz durchführen wollten, müßten wir das ganze Straf: 
reht annulliren. Das Strafrecht geht davon aus, gegen das begangene Unrecht 
gleide Reaction zu üben Da muß verjucht werden, die Strafe dem begangenen 
Unrecht anzupafien. ‘Der Geſetzgeber Tann das aber nit ganz durdführen, 
jondern e8 bilden ſich gewiffe fefte Normen zur Durchführung dieſes Grund- 
ſates, jedem Paften anfzulegen nad) Maafgabe der Größe des Unrechts. Und 
damit muß man fich begnügen. — 

Werm nun der verehrte Herr Präfident noch darauf hingewieſen hat, daß 
der Grundſatz der Opfergleichheit zu großen Gefahren führen würde, jo möchte 
ih darauf hinweiſen, daß man dafjelbe auch von dem Grundfag der Bertheilung 
nah der Lerftungsfähigteit behaupten könnte. Nehmen wir 5. 2. einen fehr wohl- 
babenden Dann, und einen, der auf feine Arbeit angewieſen ıft, fo könnte 
Kos werden, der reihe Mann ift felbft bei gleichem Einkommen Teiftungs- 
ähiger. Aber wo bleibt das Maaß, nad welchem er als Leiftungsfähiger 
betrachtet werben kann. Sch recapitulive alfo, daß der Grundſatz der Beſieue— 
rung nach der Leiftungsfähiglet m. D., wie er auch in vielen Geſetzgebungen 
ſchon gejetzliche Anerkennung gefunden hat, als Princip feftzubalten ift, wenn men 
ſich nur immer bewußt ift der Schranten, die ftattfinden müffen, und weldye fich 
darauf beziehen, daß bei einzelnen Laften Leiftung und Gegenleiftung, immer 
aber Berüdfichtigung des dem Eigenthum gebührenden Schutzes geboten ift. 


Freiherr Dr. v. Dael-Koeth: Meine Herren! Ich muß zu 8 3 in den 


Theſen des Herrn Dr. Held einige Bemerkungen beifügen. Im Uebrigen bin 


\ 


ich mit den Thefen der beiden Herren Referenten ganz einverftanden. Allen, 
meine Herren! es iſt hier von der Grundrente die Rebe, und dieſe foll neuer- 
dings fanctionirt werben, und damit fann ich mich nicht einverftanden erflären. 


— 
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Meine Herren! ich gehöre zu der conſervativen Partei und Herr Dr. Genſel 
bat fi) darüber gewundert, daß in neuerer Zeit die conſervative Partei fih an 
diefe Frage macht. Ya, meine Herren! aus zwei Gründen geichiebt Das, weil 
ich der Anficht bin, das dasjenige, was ſich überlebt hat, nicht conſervirt werden 
fol, — als Sonfervativer fage ih Das! — Zweitens weil ich meine, wir wollen 
die Landwirtbfchaft conferviren; fie iſt jet auf dem beften Wege zu Grunde zu 
geben. Seben fie nad, in weldem Maaße gegenwärtig die Landwirtbfchaft be: 
fteuert ıft im Gegenfat zu den anderen Claffen der Beoölkerung, — ich rede 
nicht von unferem Lande, wo wir zum Glüd noch befier daran find; betrachten 
Site aber die Verhältnifje in Preußen, jo werden Sie finden, Daß der Gruud⸗ 
befiger dort mit 10%), vwielleicht befteuert ift und der Capitalift, ver nicht that, 
al8 Coupons abjchneiden, mit 2%,. Dabei kann feine Landiwirthichaft beſtehen. 
Belonders wenn Sie noch die Art und Weife betrachten, in welcher gegenwärtig 
die Zölle geftaltet jind, wie überall Hanvelsfreikeit eriftirt — und wir find da⸗ 
mit ja einderftanden — aber wo bleiben wir Landwirtbe da? Darum, meine 
Herren, glaube ich, müffen wir al8 das confervative Element vor Allem dahin 
wirken, daß Alles befeitigt werde, was ſich nicht rechtfertigen läßt. 

Dabin gehört vorzugsweiſe die Grundfteuer. Ich bin erftaunt, daß bie 
Herren Profefforen noch an der veralteten Idee der Grundrente fefthalten. Ih 
meine die Theorien des Ricardo u. |. w. find glanzvoll widerlegt. Haben Ste 
die Schriften von Leiſewitz nicht gelejen und viele andere Schriften, daß Ste und 
heute noch die Theorie von Ricardo berftellen wollen? Jene Theorie, der zufolge 
die Grundrente ein Gefchent der Mutter Natur fein fol, das der Grunpbeliger 
ohne Gegenleiftung genießt, fo daß er dafür tüchtig Steuern zahlen ſoll. 

Ich begreife nicht, wie man diefe Theorie aufrecht erhalten Tann. Iſt es 
jonft noch nicht bewielen, daß die Grundſteuer total veränderlich ift, daß fie heute 
erlaffen, morgen wieder eingeführt wird! Und da will man uns vorführen, wir 
follten fie erhalten, weil fie eine gefchichtlich bergebrachte fer! — Meine Herren! 
Wieviel hiftorifhe Sachen kennen wir, die vorhanden waren und abgeſchafft 
morben find! (Große Heiterkeit.) 

Meine Herren! Das aljo ift fein ftichhaltiger Grund. Weiter aber, wie 
kann ich mir die Grundfteuer ald Reallaſt denken? Iſt fie irgendwo inferibirt ? 
Der Herr Prof. Held möge doh im Rheinland nachſehen, wo in bie Hupe 
tbefenbücher die Reallaften eingejchrieben find, — ebenfo im deutſchen Recht. 

Meine Herren! Die Realpolitiker — und ich rechne e8 mir zur Ehre, 
zu ihnen zu gehören — haben nie die gänzlihe Abſchaffung der Grundftener 
verlangt. Sie wollen den Grund und Boden, den fie befigen, beftenert willen, 
geben aber nicht zu, daß das Grundeigenthum vorwiegend belaftet werde. Der 
Landwirth fol nicht eine Steuer zu zahlen haben, die fonft Niemand im ganzen 
Staate zu zahlen bat. Darum wollen wir eine allgemeine Einfommenfteuer, worin 
aud der Grund und Boden allerdings bejteuert wird, aber wir wollen keine 
Borwegbelaftung des Grundeigenthümers. Ich verfenne nicht, daß der Uebergang 
ein langjamer fein muß; wir Agrarpolitifer verlangen keineswegs tabula rasa. 
Es kann ja natürlich nicht die Abficht der Grundbeſitzer fein, die Grundſteuer 
total wegzuführen. Ein allmäliger Ausgleich der Verhältnifie wird das Rid- 
tige fein. 
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Biecepräfldent Freiherr v. Roggenbah: Es Hat Niemand weiter ums 
Wort gebeten und ich ſchließe daher die Debatte. Die beiden Herren Referenten 
baben natürlich noch das Recht auf ihr Schlußwort. 


Gorreferent Prof. Dr. Held: Meine Herren! Wein ich von meinem Recht 
als Eorreferent jettt noch Gebrauch made, fo muß ich in den wenigen Schluß⸗ 
worten ein Zwiefaches verfuchen. Kinerfeitd muß ich mehreren geehrten Herren 
Borrebnern gegenüber meinen Standpunkt wahren, andererjeits über die formelle 
Trage, welche Theſen der Abftimmung zu Grunde gelegt werden follen, ſprechen. 
Der Ietstere Theil meiner Aufgabe ift, glaube ich, nicht der fchwierigere; denn 
alle Thefen, die Ihnen überhaupt zur Abftimmung angeboten worden find, unter: 
ſcheiden ſich in praktischen Bunften fehr wenig, mit einziger Ausnahme des 
Amendements von Niendorf. 

Was meinen perjönlihen Standpunkt gegenüber ven Herren Borrednem 
betrifft, fo babe ich zunächſt zu conftatiren, daß, was unfer verebrter Herr Präſi⸗ 
dent geſagt hat, lediglich zu meinen Gunften war und ich demjelben zu banken 
babe. Das von ihm geftellte Amendement, ftatt „Srundfteuer” zu fagen „Steuer 
auf unbewegliches Vermögen” acceptive ich einfach als Berbefferung. 

Was Herm v. Bilinski betrifft, jo Hat derjelbe einen Antrag eingereicht, 
von dem der eine Theil eine vollftändige Aenderung der Theſen des Herrn Re— 
ferenten, ſowie der meinigen darftellt, der zweite Theil aber eigentlich mit der 

enwärtigen ‘Debatte nichts zu thun hat, ſondern ein allgemeiner Antrag fir 
umjere zulünftige Geſchäftsordnung if. Daß wir nämlich in einer künftigen Ver⸗ 
lammlung die Sommunalfteuer befprechen wollen, gehört zu den vwerfchiedenen An⸗ 
trägen, betreffend die Tagesordnungen unferer zulünftigen Verfammlungen. ch 
kann conftatiren, daß daran im Ausſchuß jchon vielfach gevadt if. “Dem An⸗ 
trag aber, wonach wir nicht eine Einfommen- und Vermögensſteuer an Stelle der 
Ertragäfteuer einführen, fondern die Ertragsfteuer und Einfommenfteuer combiniren 
jollen in ver Weife, wie es in manchen ſüddeutſchen Staaten bis zu einem ges 
wiſſen Grade der Fall ift, glaube ich, durchaus widerſprechen zu müſſen. Eine 
Eombination von Ertragd- und Einfommenfteuer würde eine ewige Unklarheit über 
die Natur der einzelnen Steuern hervorbringen. Die Ertragöfteuern wilrden die 
Tendenz haben, ſich zur Einfommenfteuer umzubilven und ihr Name Extragsfteuer 
wäre Schlieglich eine Ironie, da fie feinen Ertrag mehr abwerfen würden. Es 
ift leicht nachzumweifen, daß, wenn Sie die perfünlicden Schulvverhältniffe des Ins 
habers eines fteuerpflichtigen Objects bei der Ertragsſteuer ausgiebig berüdfic: 
tigen, jehr Häufig der Pflichtige der Ertragsfteuer ſchließlich nichts mehr zu zahlen 
hätte. Es wiirde dadurch auch der ganze Zweck, der unferem Gedanken der Bes 
vorzugung der Einfommenfteuer zu Grunde Liegt, verfehlt werden. Wir beab⸗ 
fihtigen eine allgemeine Steuer neben verjchiedenen anderen, namentlich 
indirecten Steuern zu gewinnen, bei der die allgemeine Bürgerpflicht des Steuer: 
zahlens in gleihmäßiger Weile zum Vorſchein kommt und der größere Reid): 
um fih al8 eine Claſſe ver Bevölferung darftellen kann, die gerne fir die 
ammtheit mehr leiftet. Haben Sie lauter partielle Steuern, auch eine par- 
tielle Einkommenfteuer, fo würde an Entwidlung eines ſolchen großartigen Gefühle 
nicht zu denken fein. Wir können nun zur Seit nicht daran venfen, die Mafje 
aler iſolirten Steuern, namentlih die indirecten Steuern abzuſchaffen; aber um 
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jo nothwendiger iſt Daneben eine Steuer, die alle Unterthanen direct umb ohne 
Rückſicht auf die Art Ihres Beſitzes oder Conſums gleichmäßig trifft. Was dee 
übrigen Herren Borredner anlangt, jo möchte ich mich zuerft mit den Herren 
Niendorf und v. Koeth auseinanderfegen. Wem Letzterer jagt, er ſei con: 
ſervativ; confermativ fei e8 aber, denjenigen Stand, der die eigentliche Grundlage 
und Kraft der Nation bildet, zu erhalten, fo bin ich in dieſem Sinne ebenfalls 
böchft confervativ; denn wir alle, und ich gewiß nicht am wenigften, wünſchen, 
daß die Kraft der Lanbiwirtbichaft erhalten bleibe. Ja, wir wünfchen ſogar, daß 
die Zahl der Landwirthe eine ziemlich große bleibe und fein ſolches ſtets wachſen⸗ 
des Uebergewicht der induftriellen Bevölkerung eintrete, wie anderswo, z. B. un 
England, wo feine 20%, der Bevölkerung mehr dem Aderbau angehören. Aber 
ich kann mich nicht überzeugen, daß die Grundfteuer dasjenige iſt, was am Marl 
der Landwirthſchaft zehrt, ſondern glaube, daß fie, wie fie einmal ift, getragen 
werben fann, wenn man nur bie überfpannten Bodenpreiſe aufgiebt und ſich ind 
Unvermeidliche fügt. Und ich bin der Anficht, wie e8 vom Herrn Neferenten 
ausgeführt worden ift und gemiß nocd einmal betont werden wird, daß bie 
Grundfteuer feine Steuer ift, die mit den andern Steuern verglichen werden 
fann. Cie iſt eine verjährte Laſt auf dem Grundbeſitz. Wenn jie die Grund: 
fteuer ganz abſchaffen, ſo wird das den gegenwärtigen Grundbeſitzern ſehr an 
genehm fein; aber Die Bodenpreile werden dann ſicher entſprechend fteigen und ın 
kurzer Zeit, in 11—22 Yahren, wenn der Grundbeſitz gewechielt hat, werden 
die neuen Beſitzer, die theurer gefauft haben, gar keine Erleichterung mehr ſpüren, 
fondern fi von Neuem über Drud auf die Landwirthſchaft befchweren. 

Herr von Koeth bat und außerdem in mannigfacyer Hinficht mifverftanden. 

An Ricardo haben wir Alle nicht gedacht. Ich fpeciell gehöre zu denjenigen, welche 
die Ricardo'ſche Theorie in ihrer Tendenz befämpft haben. Ich geftehe zu , daß die 
Ricardo'ſche Theorie zu ihrer Entftehungszeit nichts anderes gemeien ift, als eined ver 
vielen Mittel, die man anwendete, um gegen die Kornzölle zu agitiren. Zu dieſem 
Zwecke wurde der Stand der Orumdbefiger bingeftellt al8 ein folder, der auf Koſten 
der anderen Stände profititt. Das ift Har. Aber die deutſche Wiſſenſchaft 
kann den Borwurf, ſolche Tendenzen verfolgt zu haben, zurückweiſen. 
Ste ih an das Wort „Rente“ halten, fo möchte idy bitten, zu bemerfen, daß 
wir es alle nicht gebraudyt haben und wenn Andere es gebraucht haben, jo haben 
fie e8 in einem anderen Sinne gebraucht, als demjenigen, den Herrv. Koeth 
zu meinen fcheint. 

Wenn gefagt wurde, Keallaft fer die Grundfteuer nicht, weil fie nicht 
ın den Büchern ftehe, fo möchte ih darauf antworten: Wir ſprechen davon, 
fie jet fattifch eine Reallaft geworden und "wir wollen fie eben als das an- 
erfennen, was fie geworden iſt. Das wird den Herren Gutsbeſitzern gerade ſehr 
nüglih fein. Wäre die Grundfteuer als Reallaft anertannt, jo wären die 
Grundbefiger von der Yurdt, Daß Grunpftenerzufchläge für alle Zwecke ber 
Communen auferlegt werden, befreit. 

Herrn Niendorf gegenüber muß ich meine große Genugthuung auf 
drüden, daß derſelbe mir die Gerechtigkeit widerfahren Ließ, daß in meiner Rede 
nichts Berlegendes lag und meine rende darüber ausfpreden, daß Herr Nie: 
porf jelbft eine große Mäßigung bei der Vertretung der Intereffen, die ibm am 
Herzen Liegen, an den Tag gelegt hat. Dennod find in feiner Rebe Feine Ueber 
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treibungen vorgelommen, wenn 3. B. vom Papiergeld die Neve mar. Wie das 
der Landwirthſchaft jo ſehr ſchädlich fein fol, da es ein Verkehrsmittel iſt, 
welches von der Geſammtheit gleichmäßig benugt wird, Das vermochte ich niemals 
eınzufeben. Die Landwirthſchaft ift eben faktisch nicht im Stande, Noten-Banten 
zu begründen. Die anderen Stände, die das können, zu beneiden, ſehe ich feinen 
mund, zumal das Notenemittiren gegenüber anderen Bankgeſchäften gar nicht 
jo ſehr gewinnreich iſt. Die Noten: und Papiergeldfrage ift eine alle Etände 
gleichmäßig angehende Frage des Verkehrsweſens und hat gar feine beſondere 
Beziehung zu den Beichwerden der Landwirthe. Ein Sinfen des Bodenwerthes 
fan ich auch nicht entveden. Ich kann nur in der jüngften Seit in manchen 
Gegenden eine fehr wohlthätige Zurüdführung des Bodenpreiſes auf die ge 
bührende Höhe erkennen. 

Meine ftatiftiihe Behauptung in Bezug auf die Zahl ver Landwirthe muß 
ih gegenüber Herrn Niendorf in Schuß nehmen. Der Stand der Landwirthe 
und namentlich der Grundbefiger macht in der That nicht die Hälfte der Be 
völferung aus. Die Zahlen, die Herr Niendorf angab, find ganz ridtig. 
Ste beziehen fid aber auf die Bevölkerung von Stadt und Land und Diele 
Zahlen fallen nicht mit denjenigen für die Angehörigen der Landwirthſchaft und 
anderer Stände zufanmen. Auf dem Lande leben viele Induſtrielle und 
Sandarbeiter, die beim Cifenbahnbau ı. ſ. w. beichäftigt find, Die nicht Der 
Landwirtbichaft angehören. Und Niemand wird mir wiberftreiten, daß bei den 
letzten Zählungen im preußiichen Staate die Sache fo ftand, daß die von Land— 
wirtbichaft Iebende Bevölferung 45—46°%, der Bevölkerung, allo nicht die Hälfte 
ausgemacht hat. 

Endlid was das Amendement ded Herrn Niendorf felbft betrifft, wonach 
die Grundſteuer in der Bermögenöfteuer aufgehen ſoll, damit das alte Unrecht 
der Grundfteuer ausgeglichen werde, ſo kann ich Damit keineswegs üübereinjtimmen. 
Nah unferer Auffaflung ift die allgemeine Vermögensſteuer eben etwas ganz 
anderes als die Grundfteuer. Sie ift feine Ertragsfteuer, fondern eine Berjonals 
ſteuer, welche Die Perfonen nah ihrem gefammten Bermögen treffen fol. Die Ein: 
führung der allgemeinen Bermögensfteuer mit der Einkommenfteuer zufammen iſt 
nur eine Modification der Eintommenfteuer felbft. Daneben bleibt die Trage, 
ob die Grundſteuer eine verjährte Laft it, vollftändig unberührt. Die letztere 
Frage muß gelöft werden ganz unabhängig davon, ob wir eine Einfommenfteuer 
allein oder eine Einfommen- und Vermögensſteuer einführen wollen. 

Da möchte ic noch zum Schluß bemerken: Wenn gelagt ift, daß bier ein 
altes Unrecht gut gemacht werden muß und daß man ‘Denjenigen, der anderen 
Reichthum Lange hat, ebenfo befteuern muß, wie den Befiger von Grund und 
Doden : fo ift Das letztere ja daſſelbe, was wir wollen, indem wir von nun ab 
mit wirtlihden Steuern alle Stände gleich treffen wollen. Die alte Grund» 
fteuer aber, wenn fie gleich eine Ungerechtigkeit war, ift feine Steuer mehr, und 
alle alten Ungerechtigkeiten auszugleichen find mir nicht im Stande. Wir Denken 
mot Daran, wenn Jemand heute Millionen befigt, weil fein Großvater ein 
Gründer war oder vielleicht bei Staatslieferungen merkwürdige Wege gegangen 
ft, diefen Reichthum etwa in Frage zu ziehen. Ebenfo wenig dürfen wir alfo 
daran denken, eine Ungerechtigkeit auszugleichen, die vor Jahrhunderten begangen 
worden tft, als man die Grundſteuer allein auflegte und anderen Reichthum 
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nicht gleichmäßig beſteuerte. Das ift jet verjährt. Wir wollen übrigens jet 
nicht Die ganze Grundſteuer beftehen laſſen, fondern nur den Theil, der infolge 
Verjährung al8 Bodenwerthverminderung erfcheint. 

Ich wende mich nun zu Herm Dr. Neumann, dem zu entgegnen mir 
durch Die Worte des Präfidenten erleichtert worden iſt. Er hat im Allgemeinen 
die Nothwendigkeit eines Princip8 behauptet, das als Leitftern dienen fol md 
meldied man annähernd "ausführen muß. Wenn id vorhin ſcherzhaft von einer 
principiellen Abneigung gegen Brincipien geiproden habe, jo bat das nur den Sim, 
daft ich vor Allem betonen möchte, daß wir feine Socialpolititer find, die Theorien in 
ven Wolfen entwideln und dann als einen großen Segen auf die Erde herabträufeln 
Lafien wollen, fondern daß wir und immer an reelle Thatfachen halten wollen. 
Da wir deshalb willen, daß das Steuerſyſtem fi nur langſam in einzelnen 
Punkten verändern läßt, jo wollen wir von allgemeinen Brincipien, die überhaupt 
nicht werwirflicht werben können, abjehen und uns dadurch von radicalen Welt 
benliidern unterſcheiden. Am allermeiften aber, meine ih, müſſen wir das, 
wenn ſich die Principien gar nicht Mar fallen laſſen. 

Wenn Herr Dr. Neumann nachgewieſen bat, daß ein allgemeiner Drang 
nad) einem Princip vorbanden ift, jo verwechleln wir doch nicht den ewigen 
Drang des Menfchen, für eine complicirte Frage eine einfache Löſung zu finden, 
mit der Möglichkeit, ſolche einfache Wahrbeit wirklich zu finden! Es iſt z. B. 
eine alte Sade, daß eine Unzahl von Nationalöfonomen nach einem feiten 
Maaßſtab des Preifes und Werthes fucht und immer wieder ſucht. So get 
dieſer Drang des Menfchen, daß er oft zufrieden ift, wenn ihm nur ein ort 
ſtatt eines Begriffes geboten wird. Als ſolch' ein Wort erfcheint mir die 
Leiſtungsfähigkeit, die zerfließt, wenn Ste fie mefjen wollen. 

Es war von Gerechtigkeit die Rede. Diefe wird von den einzelnen Gleven 
und Klaſſen der Gefellichaft jo ſtark betont, daß wir allen Grund haben, von 
unjerem Standpunft aus ein vorwiegendes Gewicht zu legen auf Die Gerechtigkeit 
gegen die Gefammtheit, gegen die Bedürfniſſe des Staats und des ſocialen 
Friedens. Deshalb nahm ich dies in meine Theſe auf, weil es mir praftiid 
erſcheint, ftatt eine® Principe, das unerflärt bleibt und fich nicht concret machen 
läßt einzuführen in die Steueragitation eine lebendige Kraft, ein mächtiges Gefühl 
in unferen beſſeren Klaſſen, welches und mehr leiften wird, wie das Princip 
der Yeiftungsfähigkeit, über das die Einzelnen ewig markten und ftreiten werde. 
Wenn Herr Dr. Neumann deshalb in feiner erften Theſe meine Motivirung 
aeitrichen bat, reſpektive blo8 ein Stüd der Theſe des Herm Referenten zu der 
ſeinigen gemadt bat, fo können Sie meine Theſe doch acceptiren; denn «® 
ſteht Darin nichts, was man nicht annehmen könnte; es fteht nur manches darin 
ticht, worüber geftritten wird. 

Was dann Prof. Neumann’ Vorſchläge betrifft, vie fich faktiſch auf 
meine zweite Theſe beziehen, fo glaube ic, daß der Herr College Neumann 
bier einen fo vorfidtigen Weg gebt, wie e8 eine Berfammlung, wie die unfrig, 
nicht nöthig bat. Beſonders für die ſüddeutſchen Staaten will er nur em 
allmälige Einführung der Einfommenfteuer zur Refolution erheben. Da 
muß ich vor allen Dingen bemerken: Ein Unterſchied zwifchen ven ſüddeutſchen 
Staaten und Preußen ift in Bezug auf die Zuverläfjigfeit der Beamten nic. 
Es ift vielmehr dies Grundprincip, daß die Beamten um die Ehre dienen, all 
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deutſchen Staaten gemeinfam, wenn wir auch Friedrich Wilhelm I. pas Berbienft 
und den Ruhm laſſen, daß er dies Princip zuerft in feinen Staaten allgemein 
verwirklicht bat. Aber wie überall das, was Preußen Gutes geichaffen, allen 
beutichen Staaten zu Gute gelommen ift, fo ſcheint e8 auch hier der Fall zu fein, 
md eine Reſolution zu beichliegen, die eigentlih auf Preußen, das die Ein- 
fommenftener ſchon bat, fich nicht bezieht und nur die größere Schwäche ver 
fübdeutichen Staaten fchont, das ſcheint mir nicht nöthig. Daß die Sache 
langſam gebt, dafür ift geſorgt. Vielmehr halte ich es gegenüber der Literatur 
über die Steuerfrage und gegemüber vielen bisherigen Berfammlungen und Be- 
Iprehungen für ein Berbienft, wenn wir die Vermögensfteuer betonen. ‘Das ift 
das Neue, was wir in die Öffentliche Discuffion einführen. Wenn wir das als 
einen unwichtigen Punkt betrachten, jo wird unfere ganze Debatte weit ſpurloſer 
an den verjchiebenen Theilen des deutſchen Baterlandes vorübergeben, al3 wenn 
wir meine furze Faflung beibehalten. 

Was den Vorſchlag zur dritten Thefe von Herrn Neumann betrifft, jo 
habe ich fachlich wirflich nichts dagegen zu erwähnen. Ich Kälte ihn aber für 
änkerft complicirt und für zu lang und möchte daher bei meiner Theſe bleiben. 
Do habe ich nichts dagegen, wenn die fürzere Faſſung des Herrn Referenten 
angenommen wird. Nur bei Thefe I. muß ih nad meiner Literarifchen Ber- 
gangenheit unbedingt auf meiner Faffung befteben, weil ich das Princip der 
Leiſtungsfähigkeit nicht anerkennen kann und meinerſeits daher für eine Theſe, 
die dies Princip enthält, nicht zu ſtimmen vermag. 

Ich ſchließe mit der Bitte, betreffs der 2 erften Theſen meine Faſſung 
anzunehmen, betreffs der 3. Theſe fich frei zu entichließen. 


Referent Dr. Genſel: Meine Herren! ih muß zunädft ein paar Fleine 
Mißverſtãndniſſe befeitigen. Ich muß mich erſtens gegenüber Herrn von Koeth 
dem anjchließen, wa® Herr Dr. Held gejagt bat. Auch ich bin weit entfernt 
davon, die Ricardo'ſche Theorie aufwärmen zu wollen. Ich babe im Gegen- 
theil gejagt. diefe Trage bat mit der Ricarbo’fchen Grundrententheorie nichts zu 
ſchaffen. (Sehr richtig!) Ferner bat Herr Niendorf gemeint, ich hätte die 
Srundftener ihrer ganzen Höhe nach aufrecht erhalten wollen. Das entfernt 
fich ebenfalls fehr weit von dem, was ich zu jagen wenigſtens beabfichtigt habe. 
Ich bemerkte hier beiläufig, daß ich das Wort „Agrarier“ meines Erinnernd 
überhaupt nicht in den Mund genommen babe. Ich habe von dem fpeciellen 
Beftreben der Vertreter der Landwirthſchaft geiprochen und zwar von dem, wie 
es in Sachen zu Tage getreten iſt. Geftatten Sie mir, auf dieſe Sachlage in 
unferem Sachen nochmals zurüdzutomnen. Sie werden dann auch das Ges 
wicht des Vorſchlags ermeflen, wie er in Sachſen von und gemacht if. Ich 
babe das fchon vorhin bemerkt, daß in Sachſen die Grundfteuer im Jahre 1843 
aufgelegt worden ift, nad bem Maaßſtabe, daß man fich gefragt bat, wieviel 
haben die Grumdfteuern, die umter verfchiedenen Namen beftanden, im Durch: 
ſchnitt der Testen hundert Sahre aufgebraht? Im diefer Höhe wurde bie 
Grundfteuer aufgelegt und nun fage ich, ift die Grundſteuer feit diefer Zeit ab- 
geſehen von einzelnen Zufchlägen, die in Höhe von 1 oder 2 Pfennig zeitmeile 
erhoben worden find, in derſelben Höhe geblieben, wie vor 30 Jahren, während 
andererjeit8 die Eriräge der Grundftüde doch unleugbar ganz weſentlich ge- 
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fliegen find und die Erträge ber Gewerbe: und Berjonalfteuer von 400,000 
Markt auf ungefähr 2,000,000 Mark geftiegen find. Wenn num vor 30 Jahren 
die Grundbeſitzer ſich leineswegs durch jened Verhältniß beſchwert gefunden 
haben, jetzt aber anfangen, über Ueberbürdung zu ſchreien, wo die Verbälwiſſe 
ſich fo ganz weſentlich zu ihren Gumnften umgeändert haben, fo bin ich wohl be 
rechtigt zu jagen, dieſe Agitation iſt eine größtentheild nur gemachte. Rum 
haben wir angeſichts dieſer Berbältniffe in Sachſen den Vorſchlag gemadkt, 
einmal die reine Einkommenſteuer einzuführen und diefer Einfommenftener das 


und fonftigen Ermerbsarten zu unterwerfen, daneben aber die Grundſteuer nad 
Höhe ungeführ Des 3. Theils von dem, was fie bis jeßt betragen Bat, beizu⸗ 
behalten und zwar al8 Uebergangsmaaßregel mit dem Vorbehalt, daß diekr 
Theil fich vielleicht mit der Zeit wird als Grundftod für die einzuführende Ber: 
mögenefteuer verwenden laſſen. 

Nun meine Herren! bin idy ſehr befriedigt geweien von Herm Niendorf 
zu hören, daß er Nichts dagegen bat, wenn der Grundbeſitz ungefähr doppelt 
fo hoch belaftet wird, als das übrige Einfommen. Ich werde nicht ermangeln, 
den Herren Landwirthen in Sachſen diefe Autorität vorzuführen bei den Te 
batten, die wir in der nächſten Zeit noch über Dielen Punft zu erwarten haben 
(Bravo!) 

Wenn Herr von Koeth das vielhundertjährige Unrecht, das in Der rund 
fteuer Liegen fell, auf einmal befeitigen will, fo erinnere ih nochmals an das 
Beiſpiel, das ich vorhin gebraucht habe. Meine Herren! die Frohnden, mie fie 
zum Theil noch bis vor wenigen Jahrzehnten in Deutfchland beftanden Haben, 
waren ganz gewiß eine große Ungerechtigkeit, wenn man fie eben obne Berüd- 
fihtigung der Hiftorifch gewordenen Verhältniſſe auffaßte. Gleichwohl wird 
Jedermann damit einverftanden fein, daß es eine noch weit größere Ungerechtig 
feit geweſen wäre, angefichtd der hiſtoriſchen Verhältniſſe diefe Frohnden oh 
Meitered ohne irgend eine Entſchädigung zu bejeitigen. Mit Recht iſt man 
daher, infomeit mir die Verbältniffe der einzelnen Staaten befannt find, midt 
zur einfachen Abichaffung, fondern zur Ablöfung diefer Frohnden vorgelchritten. 

Ich wende mich nunmehr zu dem Princip, das jo vielfach vertheidigt und 
befämpft worden ift, zum Princip der Leiſtungsfähigkeit. Nach dem, was Her 
Prof. Neumann in feiner zweiten Rede darüber gejagt hat, bleibt mir nur 
noch wenig zu fagen übrig. Der Herr Eorreferent Brof. Held wilnfcht, dab 
an Stelle dieſes Princips gejett werde das Princip der höheren Berpflichtung 
ver höheren Elaffen. Meine Herren! dieſes Princtp, das man kurz mit dem 
franzöfifgen Sprichwort zu bezeichnen gewohnt iſt „moblesse oblige“ Täßt ſich 
kaum beffer durchführen, al8 wenn man eben das Princip der Leiftungsfähigfet 
in ben Vordergrund ftellt, denn fowte Ste den Wohlhabenden das Princip der 
Leiſtungsfähigkeit vecht eindringlich begreiflich machen, werden biejelben erfemen, 
daß es an ihnen ift, höhere Laften zu tragen. Herr Prof. Neumann hit 
das Princip der Leiftungsfähigfeit im Allgemeinen gelten laſſen und nur gelost, 
man müſſe gewiſſe Einfchränfungen maden. Er bat unter Anderem ermäht 
das Beifpiel der Deichverbände, der Dteliorationsgenoffenfchaften u. |. m. Des 
Beiſpiel laſſe ich ſehr gerne gelten als foldyes, bei dem das Princip der Leiſtung 
und Gegenleiftung und nicht das Princip der Leiftungsfähigkeit anzuwenden wätt. 
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Alein dies Beiſpiel fteht überhaupt mit meinen Thefen in gar feinen Zu⸗ 
ſammenhang. Ich Habe mich abfichtlih, um eine allyugroße Ausdehnung der 
Debatte zu vermeiden, wohl gehütet, auf andere Körperichaften ald auf ben 
Staat irgendwie einzugehen. Ich babe die Trage der Communalbefteuerung, 
der Beſteuerung zu den Zwecken der Bezirfe und Provinzen und ähnlicher 
Körperichaften ganz abfichtlich bei Seite gelafien, weil ich fürchtete, daß fonft 
lacht eine Berwirrung herbeigeführt werden fünnte. Ich meine alfo, wenn man 
behauptet, daß für dieſe Körperſchaften das Princip von Leiftung und Gegen: 
leitung angewendet werben müſſe, jo ift das feine Einfchräntung des Princips 
der Lerftungsfähigfeit und der Anwendung deſſelben auf vie Staatsorgane. 

Herr Prof. Neumann bat weiter gejagt, wenn man 3. B. Jemand 
nähme, der 200 Markt Eintommen bat und dagegen Jemand, der 100,000 
Dart Bat und wenn man erfterem die Steuer von 6 Mark auferlegt, wie hoch 
müßte dann die Steuer für ben reicheren jein, um gleiche Opfer aufzuerlegen. 
Ja meine Herren! eine Staatöfteuer von 6 Mark auf 200 Mart — alfo 
auf einer der niedrigften Stufen bereitd 3%, — ift nad meinen Begriffen 
überfaupt fchon eine exorbitante Steuer. Im Preußen beträgt die Elaffenfteuer 
auf den nnterften Stufen ungefähr 2/5, %/. ; bei uns in Sachſen find wir fogar 
auf 9,9, ungefähr binabgegangen. Und wenn man fo völlig andere Bor- 
ansfegungen macht, jo müßte man bei 100,000 Mark auch zu einen außer: 
ordentlich hohen Procentiage kommen. Allein e8 handelt fid ja überhaupt nicht 
um die Gleichheit des Opfers in dem inne, wie es von dem Herrn Präfi: 
denten in feiner Rede ausgeführt worden ift, nämlih um Gleichheit der ſub⸗ 
tiven Opferempfindung. Darüber bin ih mir vollftändig Mar, daß es un- 
möglich ift, Die ſubjective Opferempfindung irgendwie auszugleihen. Es fann 
fih immer nur um einen objectiven Maßftab handeln, und da darf ich mid) 
denn auf eine andere Stelle der Rede des Herrn Präſidenten beziehen, wo er 
\agte, der Staat hat die Verpflichtung, dafür zu forgen, daß die höheren Eultur- 
bedürfnifie in den höheren Ständen aud fortwährend befriedigt werden können, 
daß Kunft und Wiflenfchaft gepflegt werden. Meine Herren! objectiv muß ich 
es allerdings auch als ein Dpfer bezeichnen, wenn ein reicherer Mann infolge 
übermäßig angeftrengter Steuern in die Lage kommt, derartige höhere Kultur: 
bedürfniſſe ſich verſagen zu müflen. 

Ich gehe nunmehr, ohne auf ſonſtige Specialitäten einzugehen, dazu über, 
das Verhältniß der verſchiedenen Theſen noch ganz kurz zu beleuchten. 

Es liegen eine Reihe von Anträgen und Unteranträgen vor, die, wie ich 
glaube, dem größten Theil der Verſammlung ſehr wenig in der Erinnerung 
ſein werden, wie es mir, was ich ganz offen bekennen muß, ſelbſt geht. Ich 
bedauere ſehr, daß die Theſen des Herrn Prof. Nenmann nicht bereits zu 
Anfang der Verſammlung uns vorgelegen haben. Ich würde dann wohl in 
der Lage fein, verſchiedene derſelben acceptiren zu können. Allein fo wie die 
Sache Tiegt, ift es ungemein ſchwierig, fie zum ©egenftand der Abftimmung zu 
machen, da viele Specialitäten darın enthalten find, über die ih im Augenblick 
ſelbſt nicht im der Lage bin mich genügend erflären zu können. Es erfcheint 
mir fehr werthooll, daß der Antrag des Herrn Prof. Neumann den ge 
drudten Verhandlungen in extenso beigefügt werde, woburd, wie id) glaube, 
dann auch dem Zwecke veijelben weſentlich genügt wird. 

Shriften Xi. — Verhandlungen 1875. 5 
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In der erften Thefe wünſcht der Herr Profefior Neumann, indem er 
ih im Allgemeinen meiner Faſſung accommodirt, nur da8 Wort „ſoge— 
nannte‘ eingefügt zu leben, vor Ertragäfteuer nämlih. Dann wünfcht er den 
zweiten Sag vom Worte „weil“ an geftrichen zu jehen. 

Das erfte Amendement acceptire ich hiermit ſehr gerne und fee alſo auch 
„ſogenannte Ertragäfteuer”. — Was den zweiten Theil anlangt, jo macht des 
Amendement keine weitere Abftimmung nöthig, als infofern beide ‘Theile getrennt 
werden müſſen. Ich überlafle e8 der Verjammlung, ob fie dann auch dem zmei- 
ten Theil meined Antrags unter Thefe 1 beitreten will, und möchte nur nod 
darauf aufmerffam machen, daß ın vielem Sage das Princip der Leiftunge: 
fähigfeit in einer fo befcheivenen Weile erwähnt ift, daß auch Diejenigen, 
gegen allzugroße Ausdehnung defjelben Bedenten haben, fi) dieſer Faſſung unbe: 
denflich werden anfchließen können. Es beißt da ja nur, die Ertragsſteuern find 
unzureichend, weil fie fich der Leiftungsfähigfeit zu wenig anpaffen. Daß bi 
Steuern fi in irgend einem Maße der Yeiftungsfähigkeit anpaffen müſſen, das 
it meined Erinnernd von feinem der Herren Redner beftritten worden. Ale 
eınpfehle ich Ihnen, mei.e erite Theſe unverändert anzunehmen mit dem Zujas 
„Jogenannte” Ertragsfteuer. 

Was die zweite Thefe anlangt, fo erfenne ich an, daß meine Faſſung ein 
Säte hat, gegen die vielleicht Bedenten erhoben werden können. Ich wil 
jie deshalb zu Gunften der Theſe des Herrn Correferenten zurüdzieben, be 
im Wejentlien auch das fagt, was ich jagen will, nur die Motiorrung 
wegläßt. 

Die Gegentheſe des Herrn Profeffor Neumann unterfcheidet fich haupt: 
ſächlich inſofern von meinem Vorſchlage, als fie einen weit vorjichtigeren Wer 
wählt. Profeſſor Neumann trägt Bedenken, fo ohne Weiteres zu empfehlen, 
daß die Einkommenſteuer die hauptſächlichſte Steuer werden ſoll, weil fi nam: 
ih in den ſüddeutſchen Staaten Bedenken dagegen erhöben. Nun, meine Herren 
wenn fih in einem Staate — es ift bei und ın Sachſen ja auch nicht ander 
der Tall — Bedenken erheben, die Einfommenfteuer jofort zur hauptjächlicen 
Steuer zu machen, fo fünnen wir das getroft den praktiſchen Bolitifern über: 
laſſen. Es ift da ohnehin dafür geforgt, daß die Bäume nicht in den Himmel 
wachſen. Wir, glaube ih, brauchen und dadurch nicht abhalten zu lafler 
die Forderung ald eine Forderung der Zukunft Binzuftellen: die Einkommen: 
fteuer in Verbindung mit der Vermögensfteuer ſoll vie Hauptfächlichfte direck 
Steuer fein. | 

Was endlich die dritte Thefe anlangt, To überlaſſe ich es ganz der Ber 
fammlung, ob fie die Yaflung des Herrn Correferenten oder die meinige von 
zieht. Die meinige unterfcheibet ſich hauptſächlich dadurch, einmal, daß fie dei 
Wort Reallaft, welches doch vielleicht manchen der Herren anftößig ift, wealäk 
und nur Das thatſächliche Verhältniß ausdrückt, und ſodann, daß fie etwas fin 
ft. Wie gelagt, ich würde e8 durchaus nicht für bedenklich finden, der Theie 
des Herrn Correferenten zuzuſtimmen. Ich überlafie das ganz der Verkumm 
lung, wie fie in diefer Beziehung entſcheiden will. Ich möchte nur den 
außiprehen, daß Die eine oder die andere mit möglichſter Einftimmigteit 
nommen werde, 
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Prof. Dr. Reumann (zu einer perfönlichen Bemerkinig): Meine Herren! 
Es ift mir durchaus nicht in den Sinn gelommen, einen Gegenfat von Nord. und 
Suddeutſchland aufzuftellen und zu fagen, die norbveutichen Beamten ſeien 
tühtiger al8 die ſüddeutſchen. Wenn ınan nur zeitweife bier und Da gewefen 
ft, bat man noch fein genügended Bild, ein derartigeß allgemeines Urtheil zu 
füllen. Ich würde mich umfomebr gehütet haben, ſolche Aeußerung zu thun, 
weil ich ein Norddeutſcher bin und nun in Süddeutſchland lebe. Und insbeſondere 
würde jolde Aeußerung eine große Unbeſcheidenheit deswegen ſein, weil ich 
preußiſcher Beamter geweſen bin. Ich wollte dies ausdrücklich conſtatiren. Ich 
habe nur geſagt, daß man bei der Einkommenſteuer Acht geben muß auf die 
Tüchtigleit der Beamten, die Mitwirkung, die man bei der Bevölkerung finbet, 
und tüdtige Veranlagungsvorſchriften. Zur Iluftrirung vefien habe id; 
angeführt, daß mir ein Beamter aus Sübdeutichland gefagt Bat: Sie Haben 
vieleicht andy in Norddeutſchland tüchtigere Beamte. 

Dann erlaube ih mir noch Folgendes zu conftatiren. Es iſt mir zum 
Vorwurf gemacht, daR ih zwar von Meliorationd: und Deichgenoflenfchaften 
geſprochen, daß dies aber auf den Staat nicht paſſe. Da kann ich nur fagen, 
daß ich Das nur als Beiſpiel aufgeführt habe. Aehnliches tommt bei Staaten in 
Betracht, 3. B. bei ven Gebühren, oder wo es fich handelt Ausländer zu beiteuern. 

Endlich erfläre ich gegen den Herm Referenten Dr. Genſel, daß eine 
Steuer von 2 bi8 3 Brocent für die Kleinen Einkommen in den Städten in 
Preußen nicht fo unerhört iſt, als ex vielleicht denkt, wenn Staats und 
Communalfteuer zufammen gerechnet werben. Ich vermeife nur auf diejenigen 
deifpiele, die ich hierüber in meinem Gutachten gegeben habe. Wehnliche ließen 
fih noch viele beibringen. 


Vrof. Dr. Held (zur Geſchäftsordnung): Der Herr Referent bat auf 
die Schwierigkeit der Abſtimmung über die verſchiedenen uns vorliegenden An: 


; träge aufmerffam gemacht, dabei aber auch zugleich das Seinige getan, um 
die Sache zur vereinfachen, indem er meine zweite Theſe ftatt feiner zweiten 
acceptirt hat. Ich möchte nun meinerfeitd in der Erleichterung bed Abſtimmungs- 
. wel nicht zurückbleiben und erkläre, daß ich auf meine erfte Theſe zu Gunften 


der erften Theſe des Herrn Referenten verzichte, unter Streihung der Worte 


weil fie ſich“ bis zum Ende. Verzichte ich nämlich auf meine Thefe, fo ver 
. Er ih auf ihre Motivirung und halte es für ein Aequivalent, wenn die 


otieirung des Herm Referenten auch wegfällt. Ich würde dann das Amen- 


‚Iement des Herrn Profeſſor Neumann annehmen, weldes in meiner Theſe 
sah enthalten ift und das Wort „fogenannten” einfegen. Die erfte Theile 
„würde alfo Tauten: 


4 


1) Die bisher no in einer Mehrzahl deutſcher Staaten 
beftehenden fogenannten Ertragsfteuern erweifen ſich bei 


2 gefteigertem Bedarf als unzureichend. 
— Die Abſtimmung zwiſchen Herrn Dr. Genſel und mir würde ſich dann 


in eine getrennte Abſtimmung über beide Theile der Theſe des 
Dr. Genſel. 
5. 
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Ferner verzichte ich auf meine dritte Thefe, welche blos mehr motiviert und 
ausführlicher ift als die dritte SChefe des Herm Referenten, und nehme nur, 
damit darüber nicht beſonders abgeftimmt werden muß, das Amendement des 
Ham Dr. Raffe an: „Steuern auf unbewegliches Vermögen”. 

Die Sache vereinfacht fih dann fo, daß Sie über die zwei Sätze ber 
erftien Theſe des Herm Dr. Genfel getrennt abftimmen, dann über meine 
zweite, dann über die britte Theſe des Herrn Dr. Genfel mit Amenbement 
des Herrn Dr. Waffe. Es würden dann noch die Abweichungen von den 
Herren Neumann und Niendorf zur Abftimmung gelangen und endlich das 
Amendement des Herm Dr. v. Bilinski. 


Ref. Dr. Senfel: Ich erfläre nur, daß ich das Amendement des Herrn 
Präfidenten, ftatt „Srundftener” zu fagen „Steuern auf unbewegliched Ber: 
mögen” ebenfalls acceptire. 

Dann geftatten Sie mir noch die ganz kurze perjünliche Bemertung: Ich 
bitte den Herrn Niendorf, fib aus den ſtenographiſchen Niederfchriften zu 
— , in welcher Beziehung er das von ber doppelten Höhe der Steuern 
geſagt hat. 


Präſ. Dr. Naffe (der unterdeſſen wieder den Vorſitz übernommen bat) 
fchreitet hierauf zur Abftimmung. 


1. Thefe 1. Des Referenten Dr. Genfel erfter Theil: 


Die bisher noch in einer Mehrzahl deutfher Staaten 
beftebenden fogenannten Ertragsfteuern erweifen fi 
bei gefteigertem Bedarf als unzureichend. 


wird mit fehr großer Majorität angenommen. 


Der zweite Theil der erften Theſe des Referenten Dr. Genſel dagegen: 
„weil fie ſich — insbeſondere wegen der Unmsglichkeit 
des Schuldzinſenabzugs — der Leiſtungsfähigkeit der 
Steuerpflichtigen zu wenig anpaffen und weil die eins 


zelnen unter jenem Namen begriffenen Steuern eines 
. gemeinfamen Maßſtabs entbehren.” 


erhält die Minorität. 


Die zweite Thefe wird in folgender vom Correferenten Dr. Held 
beantragten Faffung angenommen: 


2. Es empfichltfihdaher, eine in den unteren Stufenpro* 
greffive allgemeine Eintommenfteuer in Berbindung mi! 


— 
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einer allgemeinen Bermögensfteuer zur hauptſächlichſten 
Directen Steuer zu maden. 


Die dritte Thefe wird in folgender Faſſung angenommen, indem bie britte 


heſe des Referenten Dr. Genſel dur das hierauf — Amendement 


des Prãſidenten Dr. Naffe eine theilweiſe Veränderung er 


abren Bat: 


3. Bei jeder Steuerreform iftaufdiegefhichtlih gegebenen 


Berbältnifje Rüdfiht zu nebmen. Insbeſondere ift da, 
wo Steuern auf unbeweglides Bermögen jei:! 
langer Zeit in einer die Übrigen Ertragsfteuern wejent- 
lich überfteigenden Höhe beftanden haben, die einfad: 
Ausebnung dieſes Unterihiedesunguläffig, weil fie ein 
ungerechtfertigtes Geſchenk an die derzeitigen Beſitzer 
auf Koften der anderen Steuerzahler in ſich ſchließen 
wärde. 


Ber der Abſtimmung über diefe dritte Theſe fällt alſo 
. der von Profeſſor Neumann geftellte Antrag, ftatt der dritten Tele 


des Referenten Folgendes zu befchliegen: 


Grund: und Gebäudefteuern, welde lange Zeit in re— 
lativ bedeutender Höhe beftanden haben, werden von den 
jeweiligen Grund- und ®ebäudeeigentbümern nit im 
ihrer ganzen Höhe als Steuer empfunden und find des: 
halb bei Erjegung der Ertragsfteuern durch perſönliche 
Steuern nicht ganz und gar zu befettigen. 


Wie hoch der aufrecht zu erbaltende Theil derjelben tft, 

hängt insbefondere ab 

a) von dem Alter und der gegenwärtigen und früberen 
Höhe der Grund- und Gebäudefteuer. 

b) Bon dem Borhandenfein und der Höhe anderer Er: 
tragsfteuern. 

c) Bon den Graden der Mobilifirung des Befiges und 

d) von vem Maße der PBarcellirung des Bodens und ans 
deren auf die Nahfrage nah legterem bezügliden 
Umftänden. 


Ebenfo fällt 
2. Das von Niendorf geftellte Amendement, in der dritten Theſe des 


Herrn Referenten ftatt insbeſondere x. die Worte zu fegen: 


Alle immobilen Steuern find demgemäß im bie allge- 
meine Bermögensfteuer überzuführen 
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ALS vierter Punkt wird noch die Reſolution des Herm Dr. v. Bilinsti 
angenommen: 


4. Da die Richtung der Reform der directen Steuern mit 
dem Schidfal der indirecten Steuern jowie der Commu: 
nalbefteuerung zufammenbängt, jo wirb der Ausſchuß 
erfudt, die Berathung über dieſe zwei Angelegenheiten 
für die nächſten Berfammlungen vorzubereiten. 


Schluß der Eikung 7 Uhr Abende. 








weite Sibung. 


Montag, den 11. October. 
10 Ubr 30 M. Vormittags 


Bor. Prof. Dr. Naffe: Ich eröffne Hierdurch die heutige Sigung. Im 
Anſchluß an meine geftrige Mittheilung erlaube ich mir, anzuzeigen, daß meiter 
von dem Herrn Grafen WingingerodesBodenftein em Entichuldigungs: 
ſchreiben eingelaufen tft, worin er ebenfalls bedauert, an der Situng nicht theil- 
nehmen zu fönnen. 

Der erfte Gegenftand unferer heutigen Tagesordnung ift die Neuwahl des 
Ausſchuſſes. Der Ausſchuß hat eine Lifte druden laſſen, welche Ihnen einer 
der Herrn Secretäre einzubhändigen die Güte haben wird. Auf dieſer Liſte ftehen 
auf der einen Seite diejenigen Ausfchußmitgliever, welche 1874 gemäblt find 
und deshalb noch ein Fahr im Ausſchuß bleiben, alfo heute nicht wählbar find; 
anf der andern Diejenigen, weldye entweder 1873 gewählt find und deshalb aus: 
Iheiden, oder 1874 cooptirt, und deshalb nur ein Jahr verbleiben. Dieje find 
wieder wählbar. Der Ausihuß gibt Ihnen anbeim, fih vieles Wahlzettels 
\o zu bedienen, daß Ste die zweite Seite, auf mwelder die wieder mählbaren 
Herm ſtehen, als Wahlzettel benugen. 


(Die Stimmzettel werden vertheilt.) 


Wir treten ein in den zweiten Gegenſtand der Tagesordnung; Verband 
lungen über die Reform des Lehrlingswefend Ich bitte in eriter Line Seren 
Dr. v. Blener, zur Berichterftattung über die öfterreichifche einichlagende Ge— 
mwerbegejeggebung das Wort zu ergreifen. 








Referat 
von Dr. €. von Blener in Wien über die 


Gewerbegelebgebung in Oeſterreich. 


In Entipredung der ehrenden Aufforderung de Vereins für Socialpolitif 
erlaube ich mir ein kurzes Referat tiber die Gewerbegeſetzgebung Oeſterreichs der 
geehrten Verſammlung vorzulegen. 

Die ältere Gefeggebung in der zmeiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
ging den Weg des Polizeiſtaates: Geltendmachung des landesherrlichen Geſetz 
gebungs- und Verwaltungsrechtes gegenüber der Autonomie der Handwerks-Cor⸗ 
porationen, allmälıge Einſchränkung der Zunftvorrechte, Aufhebung ver firen 
Gefellen= und Meifteranzahl, Verleihung von Schugbriefen an folde Gejellen, 
welchen ohne bejondere zunftmäßige Qualification Meifterrechte ertheilt wurden, 
Beihränfung der Realgewerbe, die allmälig abgelöft werben follten u. |. w. Um 
die durch den Localbedarf gezogene Schranke der Gewerbeverleihungen zu durch— 
brechen, wurde ein Unterſchied zwiſchen fog. Polizei- und Commercialgewerben ge 
macht, wonach Die Zahl der erfteren allerdings nad) den Localbedarie feitzufegen 
war, bei der Verleihung der legteren bingegen jene Rückſicht nicht mehr genom⸗ 
men werben follte. Die Polizeigewerbe wurden aufgezählt und es wurde be- 
ſtimmt, daß alle anderen, in der amtlichen Liſte nicht enthaltenen Gewerbe Com- 
miercialgemwerbe fein follten. Die Zunftverfafiung war urfprünglich bei beiden 
Gewerbearten vorhanden, allein die Geſetzgebung befreite innerhalb beider Claſſen 
eine Anzahl von Gewerben von den Zunftzwange, fo daß fich allmälig eine 
andere Untericheidung der Gewerbe in zünftige und unzinftige ausbildete. Diele 
legteren wurden entweder ganz frei gegeben, fo daß ihr Antritt Jedermann 
gegen Löſung des Gewerbeſcheines frei ftand, oder fie wurden von der Behörde 
durch fog. Befugniffe verliehen. Diefer Iegteren Art waren aud) die Fabriken, 
welde von allem Zunftzwange befreit waren !). 

Mit der Gewerbeordnung vom 20. December 1859 betrat Oeſter⸗ 


— — — — — 


2) Ueber die ältere Gewerbeordnung ſ. Kopetz, Allg. öſterr. Gewerbe⸗Geſetzkunde. 
in 1829. 2 ®be. Graf Barth, das Ganze der pol. Adminiftration. XIV. Abbholg. 
ien 1846. 
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reich, der erſte unter den mitteleuropäifchen Staaten, den Boden der Gemerbe- 
freiheit. Der Antritt eines Gewerbes wurde in der Regel jedem Eigenberechtig⸗ 
ten, gegen welchen feine vorausgegangene Berurtbeilung vorliegt, ohne Nachweis 
einer beſonderen Befähigung gegen einfache Anmeldung geftattet. Einige wenige 
Gewerbe wurden aus Rüdfichten der Sicherheits- oder Sanitätspolizei einer be⸗ 
fonderen Conceffionirung unterworfen, wie die Druderei:, Zeitungs:, Transport-, 
Schiffer, Bau:, Kaminfeger:, Eanalräumergewerbe, Erzeugung von Waffen und 
Beuerwerlöförpern, Trödler⸗, Pfandleih⸗, Gaſt- und Schanfgewerbe u a. Für 
diefe wurde Berläglichfeit und Unbefcholtenheit, fowie bei einigen von ihnen der 
Nachweis einer befonderen Befähigung gefordert. Außerdem wird bei einzelnen 
Bewerben, deren Betrieb für die Nachbarn mit Beläftigung verbunden fein kann, 
eine bejondere Genehmigung erfordert, welche nach Erlaffung eines Edictes und 
nad ciner zur Prüfung der etwa erhobenen Einwendung anberaumten Verhandlung 
ertheilt wird. Jeder Gewerbetreibende hat das Recht, alle zur volllommenen 
‚Herftellung feiner Erzeugniffe nöthigen Arbeiter zu vereinigen und die hiezu er: 
forderlihen Hilfsarbeiter audy anderer Gewerbe zu halten ($ 43). Die Beredh: 
tigung zur Erzeugung eined Artifel8 [hließt auch das Ned;t zum Handel mit 
den gleichen fremden Erzeugniffen in fih ($ 44). Allerdings tritt bier infofern 
eine Beſchräukung ein, als Das Gefeg nicht zugleich auch die Erzeugung von an= 
deren Artikeln und den Handel mit ſolchen für zuläflig erflärt, ſodaß es alfo 
für eine folde Ausdehnung des Geſchäftes einer befonderen Anmeldung für das 
andere Gewerbe bedarf. 

Da die Beftimmungen über Haufirer und Marktverkehr einen mehr polizeilichen 
Charakter haben und mit dem Gegenftande der Berathung der geehrten Ber: 
fammlıng in feinem Zufammenhang ftehen, fo glaube ich e8 unterlaffen zu 
dürfen, dieſe Beſtimmungen bier anzuführen. 

Das Rechtsverhältniß zwiſchen den Gewerbetreibenden und ihren Gehilfen 
(Arbeitern) wird grundfäglih durch das allgemeine bürgerliche Recht geregelt. 
Die Arbeitsbedingungen find Gegenftand des freien Webereintommens zwiſchen 
beiden Theilen. Außerdem werden einige Sperialbeftimmungen erlaffen. In Er: 
mangelung eines vertragsmäßigen Abkommens fol wöcentlihe Ablohnung und 
‚eine 14tägige Kündigungsfrift und in allen anderen Beziehungen der Ortsgebrauch zur 
Richtſchnur genommen werden (8 75). Für die Gehilfen ıft die Führung eines 
Arbeitsbuches obligatorifch, welches während des Arbeitöverhältnifjes beim Arbeit: 
geber aufzubewahren iſt. Bei dem Austritte aus dem Arbeitöverhältniffe hat 
der Genoffenihaftsporfteher, oder, wenn für das Gewerbe feine Genoflenfchaft be= 
ftcht, der Gemeindevorfteber auf Grund des mündlichen oder Ichriftlihen Zeug— 
niſſes des Arbeitgebers die Rubriken des Arbeitsbuches auszufüllen. (Anhang zur 
Gewerbe-Ordn. $ 5.) Es ift den Gehilfen verboten, willfürliche Feiertage und fog. 
Blaue Deontage zu halten, ebenfo enthielt Die Gewerbe⸗Ordnung auch noch das ſpäter 
aufgehobene Coalitionsverbot ($ 77). Das Arbeitöverhältnig kann aus „wichtigen 
Gründen” vor Ablauf der ausdrüdlich oder ftillfehmeigend bedungenen ‘Dauer, und ohne 
Auftündigung ſogleich aufgelöft werden. Insbeſondere iſt aber der Dienftgeber 
zur Aufhebung des Vertrages berechtigt, wenn der Gehilfe zum Dienſte un- 
brauchbar befunden wird, wenn er eine Handlung verübt, durch welde das in 
ihn zu fegende Vertrauen gegründeter Weife verwirft wird, oder wenn eine ſolche 
Handlung nad der Aufnahme zur Kenntni des Dienftgeberd gelangt, wenn er 
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ohne Eimvilligung des Dienftgeberd ein der Verwendung beim Gewerbe abtrig: 
liches Nebengeichäft betreibt; wenn ex fich hartnädig weigert, des Dienfigebers | 
rechtmäßige Weiſungen zu vollziehen, oder die Dlitgehilfen, Lehrlinge oder das 
Hausgefinde zum Ungehorfam, zur Auflehnung gegen den “Dienftgeber, zu unorbent: 
lichem Lebenswandel oder zu unerlaubten Handlungen zu verleiten ſucht, oder 
fih einer Ehrenbeleidigung gegen den Dienftgeber oder deſſen Angehörige oder 
einer anderen wejentlidhen oder wiederholten Pflichtverlegung ſchuldig macht; wenn 
er durch eigene® Verſchulden arbeitsunfähig wird, oder wenn die unverſchuldete 
Arbeitsunfähigfeit über vier Wochen dauert; wenn er durch länger als acht Tage 
gefänglich angehalten wird. Der Gehilfe ift hinwiederum zur Aufhebung des 
Bertraged berechtigt, wenn er ohne Schaden für feine Geſundheit die Arbeit nicht 
fortfegen fann; wenn der Dienfigeber ſich thätliher Mißhandlungen oder der 
Uebertretung der Ehrenbeleidigung gegen ihn ſchuldig madıt; wenn der Dienſt⸗ 
geber ihn zu unfittlichen oder geſetzwidrigen Handlungen zu verleiten ſucht; wenn 
der Dienftgeber ihm die bedungenen Bezlige ungebührlich vorenthält oder andere 
weientliche Vertragsbeſtimmungen verlegt, wenn der Dienftgeber in Concurs ver- 
fallt oder fonft verhindert ift, dem Gehilfen Beihäftigung und Berbienft zu geben 
($ 78). Wenn der Dienftgeber ohne einen gejeglich zuläffigen Grund einen Ge- 
bilfen vorzeitig entläßt, oder durch Verſchulden von feiner Seite Grund zur vor: 
zeitigen Auflöfung des Dienftverhältnifjes gibt, fo iſt ex verpflichtet, dem Ge: 
bilfen den Lohn und die fonft bedungenen oder eingeführten Bezüge für den noch 
übrigen Theil der Kundigungsfriſt zu vergüten ($ 79). Wenn ein Gehilfe 
feinen Dienftgeber ohne geleglidjen Grund verläßt, jo ıft der ‘Dienftgeber bered- 
tigt, denfelben durch die Behörde zur Rückkehr in die Arbeit für die noch 
fehlende Zeit zu verhalten und den Erſatz des erlittenen Schadens zu verlangen. 
Ueberdies iſt ein folder Gehilfe angemefjen zu beftrafen ($ 80). Arbeitgeber, 
welche Gehilfen ohne Arbeitsbuch aufgenommen haben, haften mit diefen ven 
früheren Dienftgeber für den durch Den eigenmächtigen Austritt des Gehilfen 
erwachlenen Schaden nach dein allgemeinen bürgerlichen Rechte. Dem früheren 
Dienftgeber fteht aud das Hecht zu, den Wiedereintritt der eigemmächtig ausge 
tretenen Gehilfen zu fordern ($ 74). 

Für Fabriken, d. i. größere Gewerböunternehmungen, welche gemöhnlid 
mehr als zwanzig Arbeiter beſchäftigen, gelten folgende Zufagbeftimmungen : 
Ueber das gefammte Arbeiterperfonal iſt ein Verzeihnig mit Angabe des Na- 
mens, Alters, der Heimathsgemeinde, der Verwendung und der Lohnbezüge zu 
führen und der Behörde auf Verlangen vorzuweiſen ($ 83). In den Werkflätten 
muß eine Dienftorbnung angelchlagen fein, worin insbeſondere über folgende Punkte 
Beftimmungen aufzunehmen find: über die verfchiedenen Elafjen des verwendeten 
Perſonales und feine Dienftverridhtungen, insbeſondere über die Verwendung ber 
Weiber und Kinder mit Rüdficht auf phyſiſche Kräfte (?) und ven für Letztere 
vorgefchriebenen Schulunterricht, über die Arbeitsdauer; über die Zeit der Ab: 
rehnung und die Ablöhnungsverhältniffe, über die Befugnig des Aufjichtsperfo 
nal8; Über die Behandlung in Fällen der Erkrankung oder der Berungliidung ; 
über allfällige Pohnabzüge und Arbeitäftrafen bei UWebertretungen der Dienft- 
ordnung; über die Kündigungsfriften und die Fälle, in welchen das Dienſtoer⸗ 

ältniß fogleih aufgelöft werden kann. Ein Duplicat der Dienftordnung ift der 
ehörde vorzulegen (8 84). Sehr mangelhaft ift die Beftimmung über Unter: 
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ftägımgscaffen bei Fabrikunternehmungen. 8 85 verpflichtet den Unternehmer, 
werm mit Rüdficht auf Die große Zahl der Arbeiter oder die Natur der Be 
ſchäftigung eine befondere Vorſorge für die Unterftügung der Arbeiter in Füllen 
der Berunglüdung oder Erkrankung nöthig ericheint, alsdann unter Beitrag: 
leiftung der Arbeiter entweder eine jelbftändige Unterftügungscafle dieſer Art bei 
feinem Etabliſſement zu errichten, oder emer ſchon beftehenden beizutreten. 
Was die Arbeitszeit in Fabriken betrifft, jo beftimmt das Gefeß !), daß Kinder 
unter 10 Jahren gar nicht, Kinder über 10 Jahren, aber unter 12 Jahren 
nur gegen Beibringung eines auf Verlangen des Vaters oder Vormundes von dem 
Gemeindevorſtande außgefertigten Erlaubnißjcheined zur Arbeit verwendet werden 
dürfen, und zwar nur zu ſolchen Arbeiten, welde der Geſundheit nicht nachtheilig 
find und die förperliche Entwidlung nicht hindern. Der Erlaubnißſchein ift nur 
dann außzufertigen, wenn entweder der Beſuch der ordentlichen Schule mit der 
Verwendung bei der Gewerbsunternehbmung vereinbar erjcheint, oder von Geite 
des Gewerbeinhaberd durch Errichtung von beſonderen Schulen fir den Unter: 
richt der Kinder nach den Anordnungen der Schulbehörde genügende Vorſorge 
getroffen ift ($ 86). Tür Kinder unter 14 Jahren darf vie Arbeitözeit täglich 
10 Stunden, für foldye über 14, aber unter 16 Jahren, täglih 12 Stunden 
nicht überfteigen und nur in entiprechender Eintheilung mit genügenden Ruhe— 
zeiten bemeflen werden. Zur Nachtarbeit (von 9 Uhr Abends bis 5 Uhr Mor⸗ 
gend) Dürfen Individuen unter 16 Jahren nicht verwendet werben. Doc) fann bei Ge⸗ 
werben, wo Tag und Nacht gearbeitet wird, und wenn jonft der Betrieb gefährdet wäre, 
die Behörde auch Beſchäftigung von Arbeitern unter 16, aber nicht unter 14 Jahren, 
zur Nachtzeit unter der Bedingung geftatten, daß eine angemefjene Abwechslung in 
der Tag und Nachtarbeit ftattfinde. Ebenſo Tann die Behörde in Fällen eines 
) Es iſt nicht umintereffant hinzuweiſen, daß fchon früher und theilweife felbft 
im vorigen Jahrhundert ausführliche Beſtimmungen zum Schutze ver Fabriffinder er- 
lafien wurden. Eine Allerhöcfte Entfchliegung vom 20. November 1786 verbietet das 
Zuſammenſchlafen son Mädchen und Knaben in denſelben Eclafräumen, das Zu⸗ 
fammenliegen zweier Kinder in einem Bette, fchreibt die Reinigung ber Kinder, fomie 
ihrer Wäſche und Bettflätten vor und verorbnet, daß ber Rrei8pEpficne zweimal des 
Jahres diefe Kinder zu vifitiren und das Nöthige anzuordnen babe. Ein Hoifanzlei- 
deeret vom 18. Februar 1787 verorbnet, daß Fabriktinder vom fechften Jahre an bie 
Schule fleißig befudhen und dag Kinder vor dem Antritt bes neunten Jahres nicht ohne 
Roth zur Kabrilarbeit aufgenommen werden follen. Am 12. März 1816 ſchärft eine 
Regierungsverorbnung tie Beobachtung der Allerh. Entfchließung von 1786 ein, fie 
vegelt insbefondere bie ärztliche Unterfuhung ber Fabrillinder und beauftragt die Ver⸗ 
waltungsbehörden und insbefondere die Fabrikinfpectoren, bei allen Augenjcheinaufnahmen 
m den Fabriken bie ‚gute Gelegenheit zu benübten”, nm fi von der Beobachtung 
jener Borfchriften zu Überzeugen. Am 11. Juni 1842 erflärt ein Hoflanzleidecret nach⸗ 
ſtehende Beſtimmungen als geeignet, um für das Wohl der Kinder zu forgen „und zu⸗ 

eich foreirend in das Gebiet der induſtriellen Beſchäftigung einzugreifen”. Als 

gel fol ein Aufnabmsalter von 12 Jahren gelten. Ausnahmen hievon find nur 
zu geftatten, wenn die Kinder wenigftend das neunte Jahr zurüdgelegt haben, wenn 
fie vor ihrer Aufnahme drei Jahre Schulunterricht erhalten haben, wenn für eine an- 
gemefiene Kortfegung bes Unterrichts bis zum Ablauf des ſchulpflichtigen Alters gejorgt 
R. Die Arbeitszeit wird für Kinder von 9—12 Jahren mit 10 Stunden, für Kinder 
von 12—16 Jahren mit 12 Stunden mit je einftündiger Pauſe feſtgeſetzt. Bor dem 
jnrüdgelegten 16. Jahre ift Nachtarbeit (von 9 Uhr Abends bis 5 Uhr Morgens) 
lc Ueber die Fabriffinder find Berzeichnifie zu führen, welche ben Behörden 
vo fen find. Barth, $ 214. Kopetz I. 8 84. 
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außerordentlichen Arbeitsbedürfnifſes eine vorübergehende Verlängerung der Ar⸗ 
beitszeit um zwei Stunden für die Arbeiter unter 16 Jahren, jedoch nur für 
die Dauer von höchſtens vier Wochen geftatten (8 87). 

Ausführlich find die Beftimmungen über das Lehrlingweſen. Um 
minderjährige Lehrlinge halten zu dürfen, muß der Gewerbtreibende das 24. Jahr 
zurüdgelegt haben, und darf nicht wegen eines Verbrechens oder eines Bergehens 
aus Gewinnſucht oder einer Webertretung gegen die öffentliche Sittlichkeit ver: 
urtbeilt worden fein. Die Aufnahme von Lehrlingen bat auf Grund eines, de 
Bedingungen der Aufnahme und Behandlung und insbejondere die Dauer der 
Lehrzeit feſtſetzenden Vertrages zu geichehen, der, wenn der Lehrherr einer Ge 
nofjenfchaft angehört, vor der Borflehung diefer letzteren, ſonſt aber vor ber 
Semeindevorftehung abzufchliegen und daſelbſt aufzubewahren ift ($ 90). Be 
der Aufnahme des Lehrlings kann eine Probezeit bevungen werden, währen 
welcher jeder der beiden Theile nach Belieben zurüdtreten kann. Die Probezeit 
darf zwei Monate nicht überfteigen ($ 91). Die Dauer der Lehrzeit, Das Fehr: 
geld u. ſ. w. find Gegenftand freier Uebereinfunft, doc darf eine längere ehr: 
zeit als die für das beftimmte Gewerbe ortsübliche nicht ftipulirt werden (8 92. 
Der Lehrling ift den Lehrherrn zu Folgſamkeit, Treue, Fleiß, anftändigem Be 
tragen, Verſchwiegenheit verpflichtet, er unterfteht der häuslichen Zucht des Lehr: 
bern, er genießt feinen Schuß und feine Obforge, im Erkrankungsfalle hat der 
Lehrling, der in der Haußgenoffenihaft des Lehrherrn lebt, auf die gleiche Hilfe 
Anſpruch, welde den Dienftgebern gegen ihre Dienftboten obliegt (88 93. 94. 
Der Lehrherr hat ſich die gewerbliche Ausbildung des Lehrlings angelegen Ten 
zu laſſen, und die ihm hiezu erforderlide Zeit und Gelegenheit durch Verwen: 
dung zu andern Dienftleiftungen nicht zu entziehen. Er bat den minderjährigen 
Lehrling zu Arbeitfamkeit und guten Sitten, zur Erfüllung der religiöſen Pflich 
ten, zum Beſuche des gejeglich vorgeſchriebenen Unterrichtes, und, wenn in tem 
Orte eine gewerblide Fachſchule für Lehrlinge befteht, aud zum Beſuche der 
letzteren anzubalten, fi) jeder Mißhandlung veffelben zu enthalten. und ihn 





1) Die alte Gewerbegefeßgebung fehrieb flir die Aufnahme der Lehrlinge in zünftigen 
Gewerben eine Probezeit, fowie einen vorausgegangenen Schulbefuh von mindeſtent 
zwei Jahren vor; bievon konnte nur unter der Bedingung biepenfirt werden, daß fid 
der Meifter verpflichtete, die Lehrlinge während ber Lehrzeit am Schulunterricht theil: 
nehmen zu laſſen. Doc follte diefe Dispenfation niemals einem Jungen ertbeilt wer 
den, welcher die Jahre der Schulpflicht (6.—12. Jahr) noch nicht überſchritten hat. Dat 
Lehrgeld follte zwiſchen 10 und 12 fl. betragen. War der Lehrling nicht im Stante, 
das Lehrgeld zu bezahlen, fo follte er ein Jahr länger in der Lehre verbleiben. Außer 
bem Lehrgelde wurden dein Meifter fiir das Betragen der Lehrlinge und ihr Berbleiben 
in der Lehre Verbürgungen geleiftet. ee um ben halben Geſellenlohn aufzu- 
nehmen, wurde verboten, „um den Gefellen die Unterkunft nicht zu verkürzen unt 
ſchlechte Arbeit zu verbliten ‘. Die Dauer der Lehrzeit ſchwankte in verfchiebenen Zünften 
zwiſchen zwei und vier Jahren. Die Yehrlinge hatten den katechetiſchen und ben 
Biederbolungsunterricht vom 13. bis zum 15. Jahre zu befuchen. Zur Freiſprechung 
waren in einzelnen Zünften befondere Prüfungen vorgeſchrieben; allgemein erforberfit 
waren Zeugniffe über den Schulbeſuch. (Kopetz £$ 25— 34.) In den unzünftigen Ge- 
werben war das Lehrlingsweſen nicht fo firenge geordnet Urfprünglich waren £ehr- 
contracte vorgefchrieben, melde fowie die Freiſprechungsurkunden früher den Fabril⸗ 
infpectoren, dann nach deren Abſchaffung den ftädtifchen Behörden zur Protocollinung unt 
. Bidirung vorgelegt werden mußten. 1830 wurden die Lehreontracte abgefchafft. Lehr‘ 
zeugniffe vertraten bier die zünftigen Lehrbriefe. (Kopek 5 SU. Barth S 53.) 


- 





Referat von Dr. v. Blener. 17 


gegen ſolche von Seite der Haus oder Dienftgenofien zu ſchützen (8 95). Das 
Lehwerhaͤltniß kann aus wichtigen Gründen vor Ablauf der Lehrzeit ſogleich auf: 
xlöf werden, wenn der Lehrling (wie oben 5 78 für Gebilfen) eine das Ver⸗ 
trauen verwirkende Handlung begeht, bebarrlich unbotmäßig oder Tiederlich oder 
ehwerletzend fich benimmt; wenn es fich unzweifelhaft berausftellt, daß er zur 
Erlernung des Gewerbes untauglich ift; wenn er über ſechs Wochen durch Krank: 
beit an der Arbeit verhindert ift; wenn er durch länger als einen Monat ge- 
fanglih angehalten wird. Bon Seite des Lehrlings beziehungsweiſe ſeines Ber: 
treterg kann Das Lehrverhältnig ſofort aufgelöft werden, wenn der Lehrherr Die 
ihm obliegenden Pflichten gröblich vernachläſſigt, den Lehrling zu unfittlichen oder 
geſetzwidrigen Handlungen zu verleiten fucht, oder das Recht der häuslichen Zucht 
mißbraucht; wenn der Lehrherr durch mehr als einen Monat gefänglic ange: 
halten wird, oder auch bei kürzerer Zeit, wenn nicht für den Lebensunterhalt des 
kLehrlings geforgt ift; wenn dem Lehrherrn durch Straferfenntnig das be 
eingeftellt wird; wenn der Vehrherr in eine andere Gemeinde überfievelt, doch 
muß der Antrag auf Löſung des Verhältniſſes längſtens binnen zwei Monaten 
nach der Ueberſiedlung geftellt werden ($ 96). Gegen eine vierzehntägige Auf- 
findigung kann der Yebrling die Lehre verlaffen, wenn er feinen Beruf ändert, 
oder zu einem anderen Gewerbe übergeht; wenn er durch die Aushaltung feiner 
ganzen Lehrzeit verhindert wäre, von einer fich ihm darbietenden Gelegenheit der 
derforgung Gebrauch zu machen; oder wenn derſelbe von feinen Eltern wegen 
angetretener Beränderung ihrer Umftände zu ihrer Pflege oder zur Führung ihrer 
Virthſchaft oder ihres Gewerbes benöthigt wird ($ 97). Durch die eingetretene Unfähig⸗ 
fit des Einen oder Anderen, die eingegangenen Berpflichtungen zu erfüllen, durch 
den Tod des Lehrherrn oder Lehrlings, ober Durch das Abtreten des Lehrherrn 
vom Gewerbe erliicht der Lehrvertrag von ſelbſt (8 98). In Bezug auf Eon- 
traetbruch gelten dieſelben Beftimmungen wie die oben über die Öehitfen ange: 
führten. Bei Auflöfung des Lehrverhältnifies hat der Lehrhere dem Lehrlinge 
auf Verlangen ein Zeugniß über Die zugebrachte Lehrzeit, fein VBetragen während 
derfelben und Die gewonnene Ausbildung im Gewerbe auszuſtellen (8 100). 
Lehrlingsprüfungen finden nicht mehr fiat. Ein Gewerbireibender, der wiflent- 
lich einen entwichenen Yehrling aufnimmt, macht ſich firafbar und hat mit Letz⸗ 
term dem vorigen Lehrherrn für den ihm durch die Entweichung des Lehrlings 
erwachſenen Schaden nach dem allgem. bürgerlichen echte zu haften. “Der ent- 
wichene Lehrling wird auf Verlangen det Lehrherrn in die Lehre zurückgebracht, 
und unterliegt einer angemefjenen Beftrafung durch denfelben oder nad) Umſtänden 
durch die Behörde (8 101). 

Die Gewerbe Ordnung beleitigte die alten Zünfte und Innungen mit ihren 
Zwangee und Vorrechten, ließ es ſich aber dennoch angelegen fein, eine genofjen- 
ſchaftliche Berbindung der Gewerbegenofien aufrectzuerhalten, und felbft in Ge- 
werben, in welchen biöher keine Corporationen beftanden, eine ſolche herzuftellen. 
Eie ſchrieb daher Gewerbe-Genoffenfhaften vor, welchen jeder Gewerbe⸗ 
treibende durch den bloßen Antritt feines Gewerbes beitreten mußte. Die Auf: 
gabe diefer Genoſſenſchaften war in richtiger Fortbildung der Idee der Zunfte 
eine gewerbliche Selbſwerwaltung. Das Geſetz übertrug ihnen insbefondere die 
Sorge für die Erhaltung geregelter Zuftände zwiſchen den Mitgliedern der Ge⸗ 
nofienfchaft und ihren Angehörigen (Gehilfen, Lehrlinge), namentlih in Bezug 
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auf den Lehr⸗ und Dienſtoerband; die Austragung der bezüglichen Streitigkeiten: 
die Gründung oder Förderung von Fachſchulen; die Gründung von Anſtalten zur 
Unterſtützung der Mitglieder und Angehörigen der Genoſſenſchaft in Fällen der 
Erfrantung oder fonftigen Nothlage und die Beaufſichtigung diefer Anſtalten; die 
Beranftaltung von Ausweiſen zum Zwecke der Arbeitövermittlung ; die Erftattuna 
von Auskünften an die Behörden und die Mitwirkung bei allen auf die Ge 
jammtheit der Gemwerbegenofien bezüglihen allgemeinen Berwaltungsmaßregeln 
(8 114). Sie erhielten jedoch feine eigene Executivgewalt, fondern nur eine 
Disciplinargewalt über ihre Genoſſen ($ 122). Stimmberedtigt und wählbar 
find nur jene Gewerbetreibenden, welde ihr Gewerbe bereits dur drei Jahre 
betreiben. Die Gelchäfte der Genofjenjchaft werden durch einen Ausihuß (Bor: 
ftand) beforgt. Die Gehilfen find nicht eigentliche Mitglieder, ſondern nur An- 
gehörige der Genofjenihaft, fie nehmen indeß an der Verwaltung der Kranken⸗ 
caffen und an den ©enofienfhaftsgerichten activen Theil. 

Das Strafenfuftem der Gewerbe-Orbnung beruht auf dem Grundfatze, daß 
gegen jelbftändige Gewerbetreibende in der Regel Geldbußen, gegen Gehilfen und 
Lehrlinge Arrefiftrafen zu verbängen find. Einem Gewerbetreibenden, welcher die 
Vorſchriften über Behandlung der Lehrlinge und Kinder in bevdenfliher Weiſe 
übertritt, fann auch Das Recht, Lehrlinge zu balten oder Kinder zur Arbeit zu 
verwenden, zeitlich oder dauernd entzogen werben. 

Die neue Gewerbe-Ordnung hatte mit manderlei Schwierigkeiten zu Tämpfen. 
Einmal brachte der vafche Uebergang zur Gewerbefreiheit die unvermeidlichen 
Uebelftände fir das Kleingewerbe mit fi), welches nur mit Noth die neue Con⸗ 
currenz aushalten konnte. Die Yreigebung des Gemerbeantrittes führte häufig 
zu unüberlegten leichtſinnigen Gefchäftsgründungen ohne Betriebscapital und ohne 
ausreichende gewerblide Vorbildung, ſodaß die Lage des Kleingewerbes, welches 
außerdem mit allgemeinen wirthſchaftlichen Schwierigkeiten in Bezug auf Roh— 
ſtoff⸗ und Creditbeſchaffung und auf Handelsverhältniſſe zu kämpfen bat, an 
manden Orten fich erheblich verichlimmerte. 

Außerdem entſprach das neue Inftitut der Genoſſenſchaften nicht den Er⸗ 
wartungen, welde der Gefeggeber daran fnüpfte. Sie wurden zwar allmälig in 
den meiften größeren Städten, freilid aud bie und da mit gewaltſamer Zu⸗ 
ſammenlegung verichtevener Gewerbe in eine Genoſſenſchaft, errichtet, während fie 
auf dem Lande und in den Meinen Städten nur wenig Wurzel faßten. Heute 
follen im Ganzen etwa 2500 Gewerbegenoſſenſchaften beſtehen. ‘Der Gedanke 
des Geſetzes war die Schaffung eines Organs der Selbftvermaltung der Ge: 
werbe, eine vernünftige, von den Mißbräuchen des Zunftweſens gereinigte Fort- 
bildung der gewerblichen Corporation. Allein von Anfang an zeigte ſich eine 
gewiſſe Abneigung und Unfähigkeit, von der neuen Lnftitution Gebrauch zu 
machen. Es hängt Died mit der in allen Ländern vorkommenden Schwiertgfett 
zufammen, &lemente der ftädtiichen Mittelclaffe zu felbftverwaltender Thätigkeit 
zu veranlafien. So viel man von Selbftverwaltung heute auch ſpricht, jo wenig 
ft man im wirklichen Leben geneigt, mühſelige und vwerantwortlide Aemter zu 
übernehmen. In Fällen der obrigfeitlihen Celbftverwaltung, wo die felbftver- 
waltenden Organe nicht ihre eigenen, fondern allgemein ſtaatliche Aufgaben voll- 
zieben, zeigt fich diefe Erſcheinung beſonders deutlich; allein jo auffallend es iſt, 
auch auf dem Gebiete der wirthichaftlihen Selbftverwaltung, mo man nicht blos 
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TelbR verwaltet, fonden wo man fich ſelbſt verwaltet, wo es fidh alfo 
um De unmittelbaren eigenen materiellen Intereſſen handelt, tritt eine Lauigkeit 
bervor, welche die Keime einer corporativen Eelbftverwaltung nicht gedeihen läßt, 
und welche, wenn ein Bermwaltungsgebiet einmal zerrüttet ift, in der Regel die 
burtaukratiſche Gemeinde oder Staatsverwaltung beraufführt. 

Aber diefe Schwierigkeiten, welche in allgemeinen geſellſchaftlichen Berhält- 
rien ihren Grund haben, wurben in dem Befonberen Talle noch dadurd ver: 
mehrt, daß das Geſetz felbft die freie Bewegung und wirffame Handhabung der 
neuen Inſtitution vielfach bemmte. ‘Durch die Beftimmung, daß nur ein drei⸗ 
jähriger Gewerbebetrieb das active und paffive Wahlrecht in der Genoſſenſchaft er- 
theilt, während gleichwohl die Beitragspflicht jchon vom Tage des Gewerbe: 
antritts beginnt, waren von vorneherein die jüngeren und ftrebfameren Elemente 
des Gewerbes der Genofienfchaft entfremdet, und die Wahlen und damit ber 
Einfluß in der Genofjenihaftsvorftehung kamen fo in die Hände einer Meinen 
Anzahl von Gewerbetreibenden, melden oft die Luft und Fähigkeit zu einer 
erfolgreichen Thätigfeit fehlte. Ebenfo hatte Das Geleg es verfäumt, den Be- 
(dlüflen der Geuoſſenſchaft eine orventlicge Executiofraft zu geben. Um ihre Be- 
Whläffe dırchzufegen, mußte der Vorſtand fih an die Polizei- und Berwaltungs- 
bebörden wenden, wodurch die Autorität und die Wirkſamkeit der neuen Inftitu 
tion von vorneherein lahmgelegt wurde. Außerdem ließ die Beichränfung ber 
Competenz der Genoſſenſchaft in Streitigkeiten aus dem Arbeitöverhältniffe auf 
die Dauer defjelben oder auf 30 Tage nad feinem Ablaufe, ſowie die überaus 
Lichte Appellabilität ihrer Urtheile an die Verwaltungsbehörden die genofien- 
Mhaftliche Jurisdiction nicht recht auftommen. Auch entiprady die Vertretung der 
Arbeitnehmer in den Genoſſenſchaftsgerichten nicht, der gerechten Forderung nach 
Parität. Ihre Bertreter werden nämlich nicht durch unmittelbare Wahl ihrer 
Senoffen, fondern durch die Behörde beftellt. Allein die ſchiedsgerichtliche Thätig- 
kat der Genoffenfchaften ift darum doch nicht zu unterfhägen. So haben die 
Biener Genofjenihaftögerictte im Jahre 1868 2854 Vergleiche geichloffen und 
133 Urtbeile gefällt, abgefehen von einer großen Anzahl von Vergleichen, welche 
die Genofienfchaftsvorfteher auf gütlichenm Wege zu Stande gebracht haben. 

Auch in Bezug auf das Krankenweſen hatten die Genoſſenſchaften von 
Anfang an mit Ecwierigkeiten zu kämpfen. Bor Allen hatten fie häufig große 
Spitalſchulden von den alten Innungen zu übernehmen. Diefe Schulpenlaft, 
welche bei manchen Genofjenfchaften noch immer weiter anwächſt, bat ihren 
Srund Hauptfählih in einer noch heute giltigen gefeglihen Verfügung (fir 
Kederöfterreich das ſog. Verpflegenormale vom 30. März 1837), melde alle 
für em Genoſſenſchaftsmitglied aufgelaufenen Spitaltoften ohne Rüdjicht auf die 
Dauer der Berpflegung der Genoſſenſchaft zur Laft fhreiben läßt. Diele Be- 
ſtimmung ift beſonders drlidend für die Genoſſenſchaften der größeren Städte, 
in welchen allein fich öffentlihe Spitäler befinden, da viele Gehilfen ſchon 
m leivenden Zuftande in die Stadt, insbeſondere nach Wien reifen, bort für 
mige Tage in Arbeit treten, den Krankenbeitrag für einmal entrichten und dann 
'ofort fi) in das Spital aufnehmen Laffen, wo fie auf Koften der Genoffenfchaft 
xxpflegt werben. Cinige Genoſſenſchaften, ſowohl in Wien, als in Provinzial- 
tädten, zahlen für die Verpflegung ihrer Angehörigen eine jührlihe Paufchal- 
umme am die öffentlichen Krankenhäuſer (insbeſondere an jene der Barmherzigen 
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Brüder). Andererſeits hat man Genoſſenſchaftsärzte beſtellt, welche die Genoſſen⸗ 
ſchaftsangehörigen außerhalb der Spitale behandeln und damit vielfach befriedi⸗ 
gene erfolge erzielt; bier erhalten die Kranken 3 bi8 4 fl. wöchentliche Unter: 
ſtützung, allein in der Regel nur bis zu einer Marimaldauer von 6 Monaten 
oder auch darüber. Die Kranfenbeiträge der Gebilfen ſchwanken in Wien von 
50 fr. für ein halbes Jahr oder 3 fr. pro Woche bis zu 1 fr. pro Tag 
oder 6 fr pro Woche Allgemein wird Klage über die Schwierigkeit geführt, 
diefe Beiträge bereinzubringen, ſowie darüber, daß nad) den erwähnten Spital: 
vorfchriften aud jene Gehilfen, melde ihre Beiträge nidyt regelmäßig geleiftet 
haben, ſowie Jene, welche bejonderen Krantenvereinen angehören, dennoch auf Koften 
der Genoſſenſchaft im Spitale verpflegt werden!). Co ruht in manchen Ge 
nofienfchaften, welche fein ſelbſtändiges Vermögen befigen, die Spitallaft haupt 
fählih auf den Meinen Meften, und viefer Umftand bat vielleicht am meiften 
beigetragen, die Genoffenichaft, welche ihnen hauptſächlich als Caſſier des Epitald 
ericheint, bei den Gewerbetreibenden unpopulär zu maden; umfomehr als die 
Unterftügungen, welde mande andere Genofienichaften aus ihrem Fonds an 
erwerböunfähige Meifler bezahlen, geringfügig find und nicht einmal immer ım 
Verhältnig zum Vermögen der Genofienichaft ftehen 2ı. 

In Bezug auf Arbeitsvermittlung fcheinen die Genoſſenſchaften nicht in ger 
nügender Weife ihrer Aufgabe entfprodyen zu haben; wenn aud) die vom Wiener 
Genoſſenſchaftstag veröffentlichte Statiftit 46,776 durch die Genoſſenſchaften zu 
Stande gebrachte Arbeitövermittlungen für Wien im Jahre 1868 anführte, ſo 
werben auf der andern Seite lebhafte Klagen über den Zufland der Herbergen 
und fog. Rufhäuſer laut. Insbeſondere haben es Genoſſenſchaftsvorſtände md 
die Behörden in gleicher Weiſe verfäumt, bier wenigſtens die einfachften Sanitaäͤts⸗ 
maßregeln vorzufebren. | 

Ein weiterer Grund, um die Gewerbegenoffenichaften unbeliebt zu machen. 
ift ihre Verwendung von Seite der Steuerbehörden bei der Einſchätzung zur 
Erwerb: und Einkommenfteuer, indem bier die Genoflenihaftsvorftände Mit: 
theilung über die Zahl der beichäftigten Arbeiter und andere Berbälmifie ber 
Genoſſenſchafts⸗Mitglieder den Behörden an die Hand geben müſſen. | 
| Den Genoſſenſchaften iſt es auch nicht gelungen, auf das Lehrlingmeien 

einen bedeutenden Einfluß auszuüben. Das Lehrlingweien ıft überhaupt in den 
legten Jahren im Niedergange begriffen. Hier hat die Loderung der früher 
ftrengen Zunfteinrichtungen und dev Mangel an genügender Aufficht Berwilderung 
der Sitten und mangelhafte gewerbliche Ausbildung herbeigeführt, wie dies die 
ım Jahre 1873 über die Lage des Kleingewerbes unternommene Enquöte ziem⸗ 
lich allgemein conftatirt?). Allerdings kommen in einzelnen Städten noch ana | 
thümliche Umftände hinzu, um die Verhältniſſe beſonders unerquidlich zu maden. 


1) Rah der vom Wiener Genoflenfchaftstag veröffentlichten Brochüre „Di 
Wiener ©.-6. im Jahre 1868" wurden in Wien 1868 Gehilfen und Lehrlinge ver 
pflegt durch ten Genoffenfchaftsarzt 10,278 (KXoften 14,960 fl.), in Epitälern 5846 
(Koften 42,879 fl.). 

2) Wiener Kleingewwerbeenquete ©. 198. In Wien wurden 1868 unterflügt 425° 
alte Meifter mit 2109 fl., 508 Wittwen mit 4555 fl., 1097 Gehilfen mit 4339 4. 
210 Reconvalescente und Berunglüdte mit 198 fl. 

8) Brotocolleder Wiener Enquẽte S. 399. 98. 175. 177. 278 u.a. v. a. O. Berichte ber 
Hanbelsfammern von Linz S. 66, Klagenfurt &. 16, Eger S. 43, Inntbrud ©. 23. 
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Die armen Leute auf dem Lande fehiden einfach ihre Kinder nach Wien und ben 
größeren Provinzftädten, ohne fich viel um fie weiter fümmern zu fünnen. Nah 
Wien, Klagenfurt u. a. Städten Tommen ſehr viele ſlaviſche ungen, welche 
nicht deutſch können, fi) daher in beſonders bilflofer Lage befinden. Auf der 
andern Seite haben die immer zunehmenden Fabriken, in welchen früher als im 
Kleingewerbe ein gewiſſer nennenswerther Geldlohn verdient wird, einen großen 
Theil der jugendlichen Arbeiterbevälterung angezogen, ſodaß ſeit den legten 
Jahren nach den übereinftimmenden Berichten der Handelskammern die Zahl der 
eigentlichen Lehrlinge in bedeutender Abnahme begriffen ift. Innerhalb der Ge- 
werbe find e8 die ärmeren und fleineren ‘Meifter, welche, um Lohn zu ſparen, 
mehr Lehrlinge beichäftigen, als die größeren Unternehmungen. Was die Be- 
handlung der Lehrlinge betrifft, jo ift e8 natürlich ſchwer, ohne umfafjende Daten 
eine allgemeine Behauptung auszufprehen, umſomehr als fie vorausfichtlih un- 
günftig ausfallen würde. In der Wiener Kleingewerbeenquöte fagten viele Zeugen auß, 
dag die Lehrlinge zu häuslichen Arbeiten verwendet werden ; daß ihre Lehrzeit nur 
felten ein wirklicher Unterricht und Anleitung zum ganzen Umfang des Gewerbes 
ft; daß fie vielmehr nur zu einzelnen Handgriffen und Theilarbeiten verwendet 
werden, ohne das ganze Handwerk zu erlernen; daß auf den Schulbejuch nicht 
ordentlich gejehen wird (©. 100. 175. 182. 284. 286. 397), und Jedermann 
fann fi) auf der Straße davon überzeugen, wie Lehrlinge zu Zug: und Zrag- 
dienften herangezogen werben, welche die Kräfte des jungen Körpers weit über- 
fteigen. Die oben angeführten Beftimmungen der Gewerbe» Ordnung über das 
Lehrlingwejen werden in der Regel nicht gehörig beobachtet. Lehrwerträge werben 
Häufig gar nicht errichtet. Der Genoſſenſchaft ift es Häufig nur um die Auf- 
Dingungd= und Freiſprechungsgebühren zu thun, ohne fi um den Fortgang und 
das Berhalten der Lehrlinge viel zu kiimmern. Dabei berricht häufig der Un- 
fug, daß Lehrlinge in früheren Alter aufgenommen und zu häuslichen Ber: 
richtungen verwendet, und erft nad) dem 14. Jahre förmlich aufgedungen werden, 
um dann bald nachher freigeiprochen zu werben. Insbeſondere gejchieht von 
Seite der ftaatlichen Gemwerbebehörden und der Genofjenichaften nit genug, um 
das Entlaufen und Debaudiren der Lehrlinge zu verhindern. Die Klagen über 
dieſen, das Kleingewerbe beſonders brüdenden Webelftand find allgemein, und 
bier iſt auch der Grund des anarchiſchen Zuſtandes des Lehrlingweſens zu juchen. 
Die Leichtigkeit, mit welcher der Lehrvertrag gebrochen wird, demoralifirt die 
jungen Leute, und macht den Meifter gleichgiltig gegen die Ausbildung feiner 
Lehrlinge, weil er immer riskiren muß, daß dieſe ihm entlaufen oder von einem 
anderen Meifter abgerevet werden. Dazu kommt noch eine unglückliche Be: 
ſtimmung des Geſetzes, welches die Aufhebung des Lehrvertrages vor Ablauf der 
Lehrzeit geftattet, wenn die Ausdienung der ganzen Zeit den Lehrling an feiner 
Verſorgung hindert, die fo interpretirt wird, daß das Anbieten eines höhern 
Lohnes ſeitens eines anderen Meiſters ſchon als Berforgung angejeben wird. 
Ebenſo fördert die zu leichte Ertheilung des Arbeitsbuches ſeitens der Behörde 
die Nichteinhaltung der Lehrzeit. Das Arbeitsbuch, welches den Inhaber als 
Gehilfen qualificirt, wird nämlich nicht blos gegen Vorweiſung eines Lehr—⸗ 
zeugniſſes, ſondern auch gegen die Erklärung irgend eines Meiſters, die betreffende 
Perſon in Arbeit nehmen zu wollen ertheilt, ohne daß die ordnungsmäßige Er⸗ 
füllung der Lehrzeit nachgewielen zu werden braucht. 
Schriften XI. — Verhandlungen 1875. 6 
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Zur Hebung des Unterrichtsweſens find allerdings von vielen Seiten 
Berfuche gemacht worden, allein bisher ohne bedeutenden Erfolg. Das allgemeine 
Boltöichulgefeg vom 14. Mai 1869 läßt zwar die Schulpflichtigkeit vom vollen: 
beten 6. bis zum 14. Jahre dauern, aber bis jet ift Diefe erweiterte Schul: 
pflicht noch Lange nicht zur allgemeinen Geltung gekommen. Theils fehlt es ar 
Lehrern und Schulen, theils an einer ordentlihen Durchführung des Gefekes 
durch die Behörden. Die Bevölterung felbft verhält fih an vielen Orten nich 
entgegenkommend, ja ſogar ablehnend gegen die Ausdehnung des ſchulpflichtigen 
Alters, welche mit dem Erwerbsleben der arbeitenden Claſſe in vielfache Collifion 
tritt. Da die Beftimmungen des Voltsichulgefeges vielfach ohne —— 
einmal weil die Volksſchulen überhaupt nicht die ganze vorgeſchriebene Zei 
hindurch befucht werben, dann weil die Erfolge felbft ihres Beſuches Häufig nur 
äußerft gering find, fo find in ven Ietten Jahren mehrfache Beftrebungen zur 
Hebung des Unterricht3 der Lehrlinge zugleich in Verbindung mit den allgemeinen 
Mafregeln zur Förderung des gewerblichen Unterrichtes bervorgetreten. Ins: 
befondere iſt Nieveröfterreich mit gutem Beilpiele vorangegangen, wie die Lande: 
gelege vom 28. November 1868, 26. Januar 1872 und 2. Mär 1873 
zeigen. Einmal wurden fogenannte zweijährige gewerbliche Vorbereitungscurſe 
errichtet, um die fehlende Volksſchulbildung nachzuholen. Darauf folgen die ge 
werblichen Yortbildungsichulen, in welchen hauptſächlich die Gegenftände der 
Bürgerſchule mit befonderer Berüdjichtigung des Zeichnens gelehrt werden. 
Daneben befteben noch eigene Fachſchulen für Weberei, Mafchinenzeidhnen, Bau: 
gewerbe u. |. w. Der Beſuch der Vorbereitungscurje insbeſondere ift ſehr 
mangelhaft, und die Wiener Gewerbeſchul-Commiſſion beflagt ſich bitter in ihren 
Jahresberichten, daß die Lehrherren den Schulbefuch nur wenig fördern, ja fogar 
häufig verhindern. In der legtern Zeit hat man diefe Vorbereitungscurie als 
Pflichtſchulen erflärt, und die Arbeitgeber verpflichtet, ihren Lehrlingen den Be: 
ſuch zu geftatten, wenn die Unterrichtözeit auf den Sonntag oder an Wochen: 
tagen auf die Zeit vor 9 Uhr Morgend oder nad 6 Uhr Abends beſchränkt 
bleibt. Allein die Meifter zwingen dann die Lehrlinge ſehr Häufig, diefe „ver: 
Iorene Zeit nachträglidy wieder bereinzubringen. Die Koften diefer Gewerbe: 
ſchulen werden durch Beiträge des Landes, Per Stadtgemeinde, der Handel: 
fammer und der Gemerbetreibenden aufgebradt. Gründen Gewerbetreibende: 
oder eine Gewerbegenoſſenſchaft ſelbſtändig eine Gewerbeſchule, jo können ihnen 
bi8 75 Percent des von ben Gewerbetreibenden an den Gewerbeichulfonds be 
zahlten Betrags rüdverglitet werden!). Eine andere als diefe finanzielle Rüchſicht 
nehmen jene Geſetze auf die beftehenden Gewerbegenoſſenſchaften nicht, welde doch 
nach der Gewerbe-Ordnung in erfter Lime zur Hebung des Unterricht der Lehr: 
linge berufen wären. Es fehlt daher auch eine Beſtimmung, welche den Beſuch 
der Fortbildungsihule für die Ertheilmg des Lehrzeugniſſes (Freiſprechung) 
obligatoriih madht. Die Fachſchulen werben in Wien und den Provinzen ent: 


mn — — 


In Wien waren 1873/74 in den Vorbereitungscurſen 5957, im ben gewerb 
lichen Fortbildungsſchulen 1807 Schüler, die Zahl der Lehrlinge Hingegen wird aut 
23,600 angegeben. 


Referat von Dr. v. Plener. 83 


weder ganz von den Gewerbetreibenden erhalten, oder empfangen auferbem 
Staatsfubventionen. In den letzten Jahren iſt unzweifelhaft viel für den ge 
werblichen Unterricht geſchehen. Diefe ganze Bewegung erfreut fich der Unter: 
ftügımg der emflußreihen Kreife und der öffentlichen Dleinung; zu gleicher Zeit 
leidet fie freilich noch an der Ungeorbnetheit aller jungen Beftrebungen. Die 
Berwaltung ift noch nicht recht organifirt, und die Vertbeilung der Subventionen 
entbehrt der feften Regel, allein wenn der Eifer anhält, wenn die Erfolge ver 
Fachſchulen Material zu neuer Prüfung und zu neuen Maßregeln geben werden, 
fo kann auf dem betretenen Boden Erſprießliches geihaffen werden, wenn gleich 
wicht überfehen werben darf, daß jeder gemerblichen Unterrichtspflege Die Tendenz 
nach immer größerer Ausdehnung des Lehrftoffes innewohnt, und daß damit Die 
mohlthätigen Folgen der Gewerbefcdulen auf einen Theil der Bevölkerung be- 
ſchränkt werden, welcher mit der eigentlichen Lohnarbeitenden Claſſe nicht mehr 
aufammenfällt. 

Haben fo die Gewerbegenoſſenſchaften ihre Aufgaben häufig nicht erfüllt oder 
nur mangelhaft ausgeführt, fo ift dies nicht jo jehr ein Beweis gegen die In- 
ftitution ſelbſt, als vielmehr dafür, daß fie nicht richtig gebraucht oder von An- 
fang an gehemmt wurde. Site bilden trotzdem noch immer die erfte und in der 
Regel einzige corporative Bereinigung für fchied8gerichtliche® Verfahren umd für 
Krankencaſſen, und wenn fie theild durch eigene Berfäumniß, theils durch gefeb- 
liche Hinderniffe nicht gerade all ihren Pflichten gerecht wurden, fo werden doch 
durch fie Yunctionen erfüllt, welche bei ihrer Aufhebung entweder gar nicht mehr, 
oder nur durch vereinzelte freie Vereinigungen, oder durch bureaufratifche Be— 
hörden bejorgt werden würden. Es gibt einzelne Genoffenichaften, welche ent- 
ſchieden Erfprießliches geleiftet haben, die Genoſſenſchaft der Wiener Kupferſchmiede 
3. ®. bat die Arbeitövermittlung in ihrer Branche trefflich geregelt, die Ge 
nofjenichaft der Schloffer hat in einigen Jahren ihre alten Innungsſchulden im 
Betrage von 35,000 fl. zurüdgezahlt, mehrere Wiener Genofjenichaften,, wie die 
ber Schneider, Pofamentierer, —2 haben aus eigenen Mitteln Fachſchulen 


Allein ſeien dieſe Erfolge hie und da noch ſo bedeutend, ſo vermochten ſie 
doch nichts gegen die allgemeine Strömung des Liberalismus, welcher, über⸗ 
bampt jedem Zwange widerſtrebend, in dem Beitrittszwange und den amtlichen 
Functionen der Genofjenfchaften einen Reſt der alten Zunfteinrichtungen erblidte, 
und darum die öffentlide Meinung insbeſondere jener Kreife, welche dem Gemwerbe- 
weſen ferner ftehen, gegen die Genofienfchaften der Gewerbe-Ordnung einnahm. 
Insbeſondere von dieſem Standpunkte aus bejchäftigte fich der Reichsrath 1861/62 
mit Diefer Angelegenheit, und beichloß am 20. März 1862 die Aufhebung des 
Bertrittzwanges, Umbildung der Genoffenfbaften in freie Vereine, Beleitigung 
ber amtlichen Yunctionen und Weberweifung der Streitigkeiten aus dem Lehr⸗ 
und Arbertsverbande an bureaukratiſche Behörden. Diefe Beſchlüſſe haben indeß 
feine Geſetzeskraft erhalten. 

Die Arbeiter, welden die Gewerbe-Ordnung in der Verwaltung der ©e- 
noffenfchaft nur eine untergeorbnete Rolle zugewiefen Hatte, ftanden, obalo fie 
fih zu fühlen begannen, den Genofjenihaften widerftrebend gegenüber. Die 
Anfänge der von Deutichland herübergelommenen Arbeiterbewegung führten in 
vielen &ewerben zur Gründung von Gewerfvereinen, in welden das Claſſen⸗ 
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element der Arbeit feinen jelbftändigen Ausorud fand, und die darum ver 
Strömung der Arbeiterbewegung am beften zu entiprechen ſchienen. Ebenſo 
führte das auflebende Aſſociationsweſen der Erwerbs und Wirtbichaftsgenofien- 
ſchaften zahlreiche Feine Meifter in ſolche Genoſſenſchaften, insbeſondere in Credit⸗ 
vereine, welde für fie das genoffenfchaftliche Bedürfniß zu erſchöpfen jchienen; 
und die häufige Abneigung der Gewerbegenofienichaften, die Gründung folder 
Erwerbs: oder Ereditgenofienkhaften zu unterftügen, trug das Ihrige bei, um fie 
nur al8 Hinderniß der gewerblichen Entwidlung erbliden zu Lafien. Die neuen 
Creditvereine umfaßten aber, allerdings mit emigen bemertenswerthen Ausnahmen, 
Gewerbetreibende verjchiedener Gewerbe, gerade — die neu gebildeten Arbeiter⸗ 
krankencaſſen ſich nicht auf Genoſſen eines Gewerbes beſchränkten, und ſo wurde, 
in conſequenter Ausbildung des Princips der Gewerbefreiheit, die innere Zu⸗ 
— der Genoſſen eines Gewerbes nad verſchiedenen Richtungen 
hin durchbrochen. 

Alle dieſe Vorgänge und Motive gaben dem Rufe nach Abſchaffung der 
Zwangsgenoſſenſchaften immer mehr Nachdruck, man verlangt freie Genoſſen⸗ 
ſchaften und glaubt, daß dieſe eriprießlicher wirken werben. Allein es ıft nicht 
abzufehen, wie dieſe freien Genoflenichaften, welchen gar feine Executiogewalt und 
feine amtlichen Functionen zufommen follen und von melden fich vorausſichtlich 
viele Gewerbetreibende fern halten werden, leichter Ordnung in die Lehrlings- und 
Arbeiterverhältmiffe bringen werden, als die bisherigen Genoflenfchaften, welche 
amtliche Functionen befigen, und denen man eben hauptſächlich und mit Recht 
vorwirft, daß fie zu wenig Energie in der Verwaltung der Gewerbeangelegen- 
beiten bewiefen Gaben. Dagegen lafien ſich innerhalb ver Gewerbewelt nod 
immer gewichtige Stimmen für die Beibehaltung der Genofienfchaften und fogar 
für ihre firammere Organifation mit gleichzeitiger Beſeitigung der oben ange- 
führten geſetzlichen Hemmniſſe vernehmen. 

Die Regierung beichäftigte fich wiederholt mit der Reform der Gewerbe⸗ 
gejetgebung, und bevor ich zu dem jüngften Entwurfe einer neuen Gewerbe-Orb- 
nung übergebe, will ih die in die Zwiſchenzeit fallenden einzelnen gejetgeberifchen 
Beftrebungen auf dem Gebiete des Gewerbemefene kurz erwähnen. Im Jahre 
1868 leitete das Handeldminifterium eine Enquete über die zum Wohl der Ar⸗ 
beiter in Fabriken beftehenden Anftalten ein; Davon wurde ein Heft veröffentlicht. 
Zu gleiher Zeit ftellte der Vorarlberger Landtag den Antrag, es fei die 
Arbeitäzeit in Fabriken gefeplih auf 12 Stunden zu beichränten. Diefer An: 
trag, welder in feiner Allgemeinheit auch die Arbeit Ermwachjener zu um⸗ 
faſſen fchten, wurde den Handelöfammern zur Begutachtung vorgelegt. Einige 
Outachten ſtimmten dem Antrage fogar in feiner allgemeinen Faſſung zu, und 
wenn fih auch die anderen gegen eine geſetzliche Regelung der Arbeitszeit Er- 
wachſener ausſprachen, fo conitatirten faft alle, daß in den meiften Induſtrien 
die Arbeitözeit 12 Stunden nicht überfteige; felbft in ver Baummollfpinnerei, 
welche gerne die längften Stunden arbeitet, war man in ben legten Jahren alls 
mälig von 16, 15, 14!/, auf 13 Stunden berabgegangen. Während ber 
Baumwollkriſis wurde freilih in Flachsſpinnereien die Arbeitszeit bis auf 15 
und 16 Stunden ausgedehnt. Allerdings wird noch häufig Nachtarbeit mit 
einer andern Arbeitsreihe getrieben. In Bezug auf jugendliche Arbeiter wurden. 
theil8 die Beftimmungen der Gewerbe-Orbnung für ausreichend erflärt, theils 
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einige Aenderungen, wie Erhöhung des Aufnahmsalters von 10 bis 12 Jahre 
(Bien), auf 14 Jahre (Troppau), Ausdehnung des geſchützten Alters bis zum 
18. Yahre (Olmutz) befürwortet. Dagegen fehlte es an Mittheilungen über 
die wirkliche Arbeitszeit der geſchützten Perfonen. Die Refultate einer neuer- 
hen Enquöte der Handelöminifterien über Arbeitözeit, Lohnverhältnifie ꝛc. 
wurden nicht veröffentlicht. In Defterreich empfindet man gerade wie im Deutlich . 
lond bei jedem Echritte auf gemwerblichem Gebiete den Mangel ausreichender 
Sahliher Information. Die verfchtedenen ftatiftiichen Anläufe. die mehrfach vom 
Sandelöminifterium eingeleiteten Enquôten haben feinen rechten Erfolg ergeben, 
enmal weil man ſich gewöhnlih mit vaifonnivenden Handelsfammerberichten 
Degnügte, dann weil die Ausfülung dev Fragebogen und Rubriken nur fehr un- 
volftändig vor fi ging ). Nachdem im Jahre 1869 im Abgeordnetenhauſe 
an Antrag auf Abkürzung der Arbeitszeit in Fabriken eingebracht wurde, über 
welchen zwar ein Bericht vorgelegt, der aber nicht in Berathung gezogen wurde, 
ließ die Regierung im Jahre 1870 einen Entwurf zur Regelung des Verhält⸗ 
niſſes zwifchen Arbeitgebern und Hilfsarbeitern ausarbeiten, welcher fidy ziemlich 
nabe an die Beitimmungen. der norbbeutichen Gewerbe-Ordnung anfchloß, den 
Lehrvertrag nicht obligatorifch machte, Die Arbeitäzeit in Fabriken fir Kinder von 
12—14 Jahren auf 6 Etunden mit zweiftündigen Schulbefucdh, von 14 - 16 
Jahren auf 10 Stunden feftfegte, das Inftitut der Yabrifinipectoren mit ziem⸗ 
lich weiter Formulirung ihres Wirkungskreiſes einführen wollte. Diejer Ent: 
wurf wurde zwar von den Handelskammern begutachtet, erfuhr jedoch wegen des 
inzwiſchen eingetretenen Regierungswechſels keine parlamentarifche Behandlung. 
In diefe Zeit fällt auch ein Gejeg über Gewerbegerihte vom 14. Mai 
1869 für fabritmäßig betriebene Gewerbe, als melde ſich der Genofjenichafts- 
organifation nicht eingefügt hatten. Solche Gewerbegerichte können auf Antrag 
aner Handelöfammer durch die Regierung für bejtimmte SInduftriezweige er: 
richtet werden. Sie werden zu gleichen Theilen von Arbeitgebern und Arbeit- 
nebmern durch Wahl gebilvet und find competent für Lohnftreitigkeiten, Streitig- 
teiten über die Auflöfung des Arbeitsverhältnifies, über die daraus entftehenben 
Entſchädigungsanſprüche, Erſatzanſprüche aus der Beihädigung von Fabrifgegen- 
Händen, endlich für Streitigkeiten in Sachen der Hilfscaffen, ſoweit zu dieſen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer beitragen. Die Streitfälle müflen während ber 
Dauer des ArbeitSverhältnijies oder binnen 30 Tagen nad Auflöfung deſſelben 
angebracht werden. Die Gemwerbegerichte zerfallen nad Art der franzöjiihen 
Conseils de Prudhommes in eine Bergleihscommiljion und ein Sprudxollegium. 
Der Vergleichsverſuch bei der erfteren bat der Verhandlung vor dem Tegteren 
immer vorherzugeben. Die Vergleiche, find in ein Vergleihbuch einzutragen, als 
Amtsurkunde auözufertigen und haben die Kraft gerichtlicher Vergleie. Das 
Spruchcolleg entſcheidet nach einem abgefürzten mündlichen Berfahren Urtheile 
über Gelpfummen bis 50 fl. und auf Auflöfung des Arbeitsverhältniffes find 
nappellabel, gegen andere fann der orbentliche Rechtsweg bejchritten werben. 


— 


I) Eine ſchätzenswerthe Arbeit ift die Publication der Wiener Handelskammer 
Arbeits· und Lohnverhãltniſſe in den Gewerben und Fabriken Nieberöfterreihs". Wien 
1870. Wie lebendig eine Enquöte mit mündlicher Zeugenvernehmung wirft, zeigt die 
von der Wiener Handelskammer 1873/74 veranftaltete Kleingewerbe-Enquete. 
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Die Erecution des Urtheils ift bei dem Drtögerichte amzuſuchen. Bisher find mur 
5 ©ewerbegerichte auf Grund dieſes Geſetzes errichtet worden, in Wien für 
Metallinduftrie, in Brünn für Metall: und Webeinduſtrie, in Bielitz und Reichen⸗ 
berg für Webeinduftrie. Ihre Wirkfamteit ift bisher feine umfaffende !). Das 
Geſetz vom 7. April 1870 befeitigte das Coalitionsverbot mit der in anderen 
Geſetzgebungen üblichen Claufel der Nichtverbindlichkeit der Coalitionsverabredung. 
Das Geſetz über die Aufhebung der Beſchlagnahme des Arbeitslohned vom 
29. April 1873 ſchließt fih an das deutſche Gele vom 21. Juni 1869 an, 
in den Ausnabinsbeftimmungen ftellt es übrigend den Steuern au noch die 
Forderungen der auf Grund der Gemerbe-Ordnung errichteten Hilfscafien und Die 
veiſtung des Unterhaltes gleich. 

Hier ift auch der Platz, die ungarifche Gewerbegejetgebung zu ermähnen. 
Im Jahre 1851 erließ die öfterreichiiche Regierung für Ungarn eine proviſoriſche 
Semerbe-Orbnung, welche in vielfacher Anfnüpfung an die vorhandenen Zuſtände 
auf der Zunftverfaffung beruhte. Diefe Gewerbe-Drdnung wurde durch das Ge⸗ 
werbegefeg von 1859, welches für das ganze Neih erlafien wurde, aufgehoben. 
Dieſes wiederum wurde vom ungarifchen Reichstag in der erften Zeit der Wieder⸗ 
herftellung des ungarischen Gefeggebungsrechtes befeitigt und der alte vor Ein- 
führung ter Gewerbefreiheit beftehende Zuſtand wieverbergeftellt. Doc dauerte 
diefer nicht Tange, denn mit dem Geſetze von 1872 fehrte Ungarn wieder zur 
Gewerbefreibeit zurüd. Die allgemeinen Beitimmungen über Antritt und Aus 
übung ber Gewerbe bier anzuführen, halte ich für überflüſſig, umfomehr als fie 
den üblichen Grundſätzen der freien gewerblichen Bewegung entiprehen. Für 
Lehrlinge und für Kinder in Fabriken wird das zurüdgelegte 12. Jahr als Auf⸗ 
nabmealter feftgefett, jedoch kann die Behörde Ausnahmen hievon geftatten, wenn 
für den Schulbeſuch vorgeforgt iſt; unter 10 Jahren aber dürfen Kinder unter 
feiner Bedingung ın Fabriken aufgenommen werden. Lehrlinge unter 14 Jahren 
dürfen mit Einrehnung der Scuizeit täglich nur zu 10 Stunden, über 14 
Jahren aber zu 12 Stunden, beide mit 11/, Stunden Arbeitspaufen verwendet 
werden. In Fabriken wird die Arbeitözeit der Kinder zwilhen 12 und 14 
Jahren auf 8 Stunden, der jugendlichen Arbeiter von 14 bis 16 Jahren auf 
10 Stunden mit 1Y/, ftündigen Pauſen feſtgeſetzt. Nachtarbeit der Lehr⸗ 
linge und Babriffinder unter 16 Jahren ift nicht geftattet (SS 45. 70). 
Fabrikordnungen find obligatoriſch, ebenfo Sanitätd- und Sicherheitämaßregeln. 
Der Lehrvertrag muß fchriftlih abgefaßt werden. Am Schluffe der 
Lehrzeit wird ein Lehrzeugniß ertheilt, eine Prüfung findet nicht ftatt. Die 
GSehilfen führen kein Arbeitsbuh, erhalten Arbeitözeugnifie und follen nicht 
ohne den Ausweis, daß fie ihre Verbindlichkeiten gegen den früheren Meifter 
erfüllt, aufgenommen werden. Contractbrucy wird mit Gefängniß bi8 zu 8 Tagen 


— — — [1 


” Im Sabre 1573 wurden in Wien 210 Klagen eingebracht. bavon wurden 53 
zurüdgezogen oder zurüdgewiefen, 116 durch Bergleic. 41 durch Urtheil erledigt. Im 
Brünn (für Webeinduftrie) 69, in Bielik 18 Klagen, davon 27 bezw. 3 zurüdgemwiefen, 
39 bezw. 14 verglichen, 3 bezw. 1 durch Urtheil erledigt. lieber Reichenberg liegt mir 
feine Veröffentlihung vor. Das Brünner Geriht für Metallgewerbe if erft zu Au⸗ 
fang dieſes Jahres errichtet worden. Das Geſetz vom 1. April 1872 über Gewerbe⸗ 
gerichte Überträgt nur die Begutadtung der Errichtung eined G. G. von ben Land» 
sagen auf bie Landesausſchüfſe. 
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beftraft. Der contractbrücige Arbeiter kamm zur Crfüllung jeiner Schuldigkeit 
angehalten und der entwichene Lehrling zurüdgebradht werben. An Stelle der 
Zünfte läßt das Geſetz Gemwerbegenofienichaften treten, für welche kein Beitritts- 
zwang vorgefchrieben ift, und die mit Zuziehung von Arbeitern Schiedsgerichte 
zu beftellen berechtigt find. Zu gleicher Zeit fpricht indeß Das Geſetz von Ge: 
werbecommiffionen, welche eine Art Gewerbegerichte neben jenen genoſſenſchaft⸗ 
lichen Schievögerichten fein ſollen. 

Nach diefer Abichweifung erübrigt mir nur noch den jüngften Geſetz— 
entwurf der öfterreihifchen Regierung zu erwähnen. Derjelbe will das 
Prineip der Gewerbefreiheit noch weiter fortbilven, und wendet ſich daher gegen 
ine Beflimmungen der Gewerbe-Ordnung von 1859, welde jenem Grundſatze 
noch einige Feſſeln anzulegen ſcheinen. Daher wird vor Allem das Eonceifions- 
Isftem verlaffen, und aller Gewerbeantritt nur der Anmeldepflicht unterworfen. 
Zum Antritt gewiffer Gewerbe, wie Berjonentransporte, Baugewerbe, Kamin: 
reger, Gaft:, Schanfgewerbe zc., wird der Nachweis der Verläßlichleit und bei 
anigen auch ber Befähigung erfordert. Ebenſo bevürfen Betriebsanlagen, welche 
mt Veläftigung oder Gefahr für die Nachbaren oder das Publicum verbunden 
ind (ungefähr dieſelben, wie die in $ 16 der deutlichen Gewerbe-Ordnung auf: 
gezaͤhlten) einer bejonderen behördlichen Genehmigung. Berner hat man dem 
Drängen der öffentlichen Meinung nadıgeben zu müſſen geglaubt, indem man 
die beftehenden Gewerbegenoſſenſchaften zwar nicht formell aufhebt, aber alle 
gewerblichen Bereinigungen einfach als Vereine behandelt, zu melden natürlid 
fan Beitrittszwang ftattfindet und melde auch feine amtlichen Functionen mehr 
befigen dürfen. Damit ift die ganze bisherige Organifation der Gewerbe ein- 
fach beſeitigt. Die Streitigfeiten aus dem Arbeitöverhältnifie follen, wenn 
während des Arbeitsverhältniſſes oder 30 Tage nach deſſen Ablauf angebracht, 
dort Gewerbegerichten zugewiefen werden, wo ſolche beftehen, jonft gehören fie 
vor den ordentlichen Richter, außerdem behält der Entwurf die Organifation 
ton gewerblichen Schiedsgerichten und Einigungsämtern bejonderen Gefegen vor ; 
ſodaß dieſe Beftimmung einfach darauf hinausläuft, alle Gewerbeftreitigkeiten 
an die mit Geichäften überhäuften orventlihen Gerichte zu bringen, da bieher 
nur ſehr wenige Gewerbegerichte und diefe nur für beftimmte Yabritzweige be- 
Heben. Der Entwurf enthält feine Beftimmungen über das oft ziemlich be⸗ 
deutende Bermögen der Genoſſenſchaften )). Die im Entwurf in Außficht ge 
nommenen gewerblichen Bereinigungen können mit bebörbliher Genehmigung 
„verbände höherer Ordnung” bilven, deren Rechte durch ein bejonderes Geſetz 
beflimmt werben follen. Mit diefer unklaren Faſſung ift wohl auf die Arbeiter: 
lammern Hingewiefen, wie folde das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes in 
imer legten Seffion in einer Rejolution befürwortet bat. Bei jenem Bejchlufie 
date man fi darunter Verbände der arbeitenden Claſſe, welche nach Art der 
Handel8- und Gewerbelammern der arbeitenden Claſſe einen Boden für foctale 
Selbftverwaltung und die Möglichkeit gemäbren follten, um über fociale Geſetz⸗ 
gebungs⸗ und Berwaltungsfragen Gutachten abzugeben, oder Wünfche in geordneter 


j ) Das gefammte Bermögen aller Genofienjhaften in Defterreih wirb auf 
» Millionen gefhägt. Die Wiener Genofienihaften haben allein Stiftungen von 
:60,000 fl. Freilich beſtehen dagegen große Spitalfchulben. 
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Form vorzubringen. Solche Arbeiterlammern follten nur dort geichaffen werben, 
wo ein ausreidhender Unterbau von Arbeiter-Afjocistionen eine gebeiblide Wirk 
famteit verfpräche, | | 

In Bezug auf das gewerbliche Hilföperfonal ſchließt fich der Entwurf in 
vielen Punkten an die Gewerbe-Ordnung des deutjchen Reihe an. Neben den 
allgemeinen Beftimmungen über Borforge gegen Gefahren für Leben und &e 
ſundheit der Hilfsarbeiter wird eine weit iiber das deutliche Gele vom 7. Iui 
1871 binausgehende Haftpflicht des Unternehmers feftgelett, indem bier bieler 
für jede Beſchädigung, welche ein Hilfsarbeiter durch einen mit Gefahr ver: 
bundenen Gewerbe- over Tyabrifbetrieb ohne nachweisbares Selbftverichulven er- 
leidet, angemefjene Entſchädigung zu leiten hat, ſodaß die geſetzliche Schul: 
vermuthung gegen den Unternehmer fteht. Die Entſchädigung bat einzutreten 
infoweit die Unterftägung aus einer Hilfscaſſe nicht ftattfindet, oder nicht auf: 
reiht Da nun der Entwurf auch Hilfscaſſen, welche blos von Arbeitern er: 
balten werben, in Außficht nimmt, jo ift bier wieder umgelehrt gegen ba} 
deutiche Geſetz eine Erleichterung des Unternehmers ftatuirt, indem dort de 
Unterftägung ber Hilfscaffe nur dann in die Entichädigung eingerechnet werden 
darf, wenn die Veitragleiftung des Unternehmers zur Caſſe ein Drittel der Ge 
fammtleiftung ausmacht, alſo ım Falle ald die Verficherung ohne jede Mitleiſtung 
des Unternehmers bewirkt ift, der verlegte Arbeiter Anſpruch auf beide Leiftungen 
nebeneinander bat. 

Eine wefentlihe Neuerung des Entwurfes ift die Ausdehnung der Be 
ftunmungen über die Arbeitszeit der gefeglich gefchügten ‘Berfonen auf ben ganzen 
Umfang der Induftrie, ohne wie bisher einen Unterjchied zwifchen Fabrik um 
Kleingewerbe zu machen. Das Aufnahmealter von 12 Jahren, ſowie die ein: 
zelnen Beſchraͤnkungen der Arbeitszeit, nämlih 6 Stunden für Kinder unter 
14 Jahren und 10 Stunden für 14—16jährige, find der deutſchen Gewerke: 
Ordnung entnommen. Diefe 10ftändige Arbeitzeit wird jedoh auch auf er 
wachlene Mädchen und Frauen ausgedehnt. Ebenſo gilt das Verbot der Nadt: 
arbeit (von 9 Uhr Abends bis 5 Uhr Morgens) für jugendliche Hilfsarbeiter 
und Frauen zugleich, Dagegen kommt die gejetlihe Vorſchrift der Arbeitöpanfen 
(3. 129 der deutichen Gewerbe-Orbn.) nur den erfteren zu Gute. Die Beſtim 
mungen ber beutfchen Gewerbe-Orbnung über die Liften und Arbeitöbücher jugend 
licher Hilfsarbeiter (88. 130. 131) gelten gleichfalls für Groß⸗ und Kiew 
betrieb. Die Arbeitsbücher müſſen jedoch auch cine Rubrik fir das ärztlick 
Zeugniß über die fürperliche Eignung ber jugendlichen Arbeiter für bie beabſich 
tigte Beſchäftigung enthalten. Die Gemwerbeinhaber werden verpflichtet, De 
Hilfsarbeiter bis zum vollendeten 18. Jahre zum Beſuche der zu Gebeie 
ftehenden gewerblichen Fortbildungs⸗ und Fachſchulen anzuhalten und ihnen De 
hiezu erforderliihe Zeit einzuräumen. 

Die Beſtimmungen über Lehrlinge reprobuciren faft wörtlih die Pam 
graphen der gegenwärtigen Gewerbe-Orbnung, welche ih oben angeführt habe, und 
auf welche id) daher hier einfach verweiſe. Der Lehrvertrag iſt nunmehr nicht 
mehr vor der Genoſſenſchaft, fondern vor der Gemeindebehörde abzufchließen und 
in das Arbeitsbuch aufzunehmen. Aud in Bezug auf die Gehilfen ıft feme 
wefentliche Neuerung vorgefchlagen, außer die Abſchaffung der Arbeitsbücher, 
gegen welche fich wegen ihres polizeilichen Charakters zwar viele Stimmen ber 
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arbeitenden Elafie erheben, deren Erſatz durch bloße Arbeitözeugnifie indeß von 
ziemlich zweifelhaften Werthe if. Die vorzeitige Entlaſſung (Contractbruch von 
Seiten des Arbeitgebers) wird civilrechtlich behandelt, vorzeitiger Austritt (Con- 
tractbruch des Arbeiters) wird als ftrafbare Uebertretung die Gewerbe⸗Ordnung 
erklärt, bei welcher freilich die Gefängnißſtrafe nur ſubſidiär im Falle der Nicht: 
einbringlichkeit der Geldſtrafe eintritt. (Der Entwurf von 1870 Batte die Eri- 
minalität des Contractbruches aufgehoben.) Ebenfo macht, nach Analogie der 
oben angeführten Beftimmungen über Lehrlinge, ſich der Arbeitgeber, welcher 
wifjentlich contractbrüchtge Gehilfen in Verwendung nimmt, einer Webertretung 
ſchuldig, und haftet mit diefen dem früheren Arbeitgeber für den Schaben. 

Für fabritmäßig betriebene Unternehmungen, d. i. jene, welche gewöhnlich 
mehr ald 20 Arbeiter beichäftigen, wird die Vorſchrift des gegemmwärtigen Ge- 
ſetzes über Affihirumg der Fabrikordnung berübergenommen. Die Beftimmungen 
gegen das Truckſyſtem fchließen ficy ziemlich genau an die keineswegs ftrengen 
&5 134—139 der deutſchen Gewerbe-Ordnung an, machen jevoch die Berab- 
reichung der regelmäßigen Belöftigung auf Rechnung de Lohnes von der Ge: 
nehmigung der Gewerbebehörde abhängig. 

Endlich follen Gewerbe und Fabrik-Inſpectoren beftellt werben, um die 
Ausführung der Gewerbe-Ordnung überhaupt zu beaufjichtigen, und insbeſondere 
über die Beobachtung der zum Schutze der Arbeiter erlaffenen Beftimmungen 
zu wachen ; fie erhalten das Recht, die Werkräume zu jeder Zeit, während welcher 
der Betrieb vor fich geht, zu betreten. Die nähere Bormulirung ihrer Rechte 
und Pflichten ift mit Unrecht dem- Verordnungswege überlafjen, Da dieſer ficher 
nicht der geeignete Weg tft, um die Befugniffe eined von vielen Seiten mit 
Mißtrauen umd Uebelmollen angejehenen Organes zu definiren. 

Aehnlich vag und unbeftimmt lauten die Paragraphen über Hilfscafien. 
Für Krankencaſſen wird die BVeitrittöpflicht ausdrücklich ftatuirt. Die Errichtung 
der Hilfscaffen kann freiwillig geichehen, im Ermangelungsfalle wird fie durch 
die Behörde verfügt, wo dann die Arbeitgeber auch beitragen müſſen. Es gebt 
aus dem Entwurfe nicht recht hervor, ob unter Hilfscaſſen auch Invaliden⸗ und 
Penfionscafjen verftanden werden. Die Strafbeftimmungen find Geldbußen bis 
400 fl. und ſubſidiär Arrefl. Gewerbebehörben find die Verwaltungsbehörben. 

Diefer Entwurf ift den Handelskammern mitgetheilt worden und hat im 
Ganzen eine günftige Beurtheilung gefunden. Wenn auch mande Hanbelö- 
fammern Die Gewerbegenofienichaften nicht wie der Entwurf einfach bejeitigen 
wollen, jo flimmen fie doc der Abſchaffung des Beitrittözwanges zu. Die Be 
Ihränfung der Arbeitözeit, inöbefondere ihre Ausdehnung auf Frauen, hat, wie 
vorandzufehen, nicht allgemeine Zuftimmung gefunden, dagegen fcheint die Un- 
findigung des Inſtituts der Fabril-Infpectoren nicht auf Widerſpruch zu ftoßen. 
Ueberhaupt Tann den öfterreidyiichen Handelskammern das Zeugniß nicht verjagt 
werden, daß fie die Beziehungen zu den Arbeitern mit unbefangenem Blick und 
mit Wohlwollen für die arbeitende Claffe auffaſſen. Die Regierung bereitet 
mun auf Grund diefer Gutachten eine neue Redaction des Entwurfed vor, und 
Toll die Abficht Haben, in der nädften Seſſion des Reichsrathes die neue Vor: 
Inge einzubringen. 

Hiermit, meine Herren, glaube ich der mir geftellten Aufgabe, einen kurzen 
Bericht über die öfterreichiiche Gewerbegeſetzgebung zu geben, genügt zu haben. 
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Der Gang der Geſetzgebung iſt derſelbe, wie in Deutſchland und in anderen 
Staaten. Auf der einen Seite ſteht das herrſchende Princip der Gewerbefreiheit, 
auf der andern Das Bedurfniß nad einer Organifation der Gewerbe. Die 
Geſetze find nm Ausdruck diefer Strömungen. Sowie die Dinge heute Liegen, 
bet unferer heutigen Rechtsanſchauung iſt an die Aufrichtumg einer 
energiihen Organıfation der Gewerbe nicht zu denken. Es kann fi für jest 
nur darum handeln, die Reſte der alten Gewerbeverfaffung zu benügen, um 
den gemeinfamen Boden für Verftändigung zwiſchen Arbeitem und Unternehmern 
zu erhalten und den Sinn für gewerbliche Selbftverwaltung nicht abfterben zu 
laſſen. Aber damit ift die Aufgabe der gewerblichen Geſetzgebung nicht er⸗ 
ſchöpft. In allen modernen Staaten iſt eine fortwährend zunehmende Sorge 
des Staats um dad Wohl der jugendlichen Arbeiterbevölterung wahrzunehmen. 
Fabrikgeſetzgebung, Sanitätsvorſchriften, gewerbliche Unterrichtöpflege find heute 
ein Maßftab für die Art, wie ein Staat feine Culturaufgabe erfüllt. Und diefe 
Bewegung zu fördern und ihr den richtigen Weg zu zeigen, ift eine der Haupt- 
aufgaben Ihres geehrten Vereines, dem ich das befte Gedeihen wünſche. 

















Referat 
von Prof. Dr. 9. v. Scheel (Bern) über 


Schweizeriſche Gewerbe-Gefebgebung mit Bezug anf Lehrlinge 
reſp. ingendliche Arbeiter. 


Meine Herren! 


Ih bin vom Vorſtande unferes Vereins beauftragt worden, Ihnen einen 
Bericht Über die in der Schweiz geltenden gejeglichen Beſtimmungen betr. die 
von ung zu verhandelnde Frage zu geben. Die Sache fteht nun jo, daß es 
über diefen Punkt einheitliche ſchweizeriſche reſp. eidgenöſſiſche Beſtimmungen nicht 
gibt; denn auch die revidirte Bundesverfaſſung von 1874 hat in Bezug auf 
die geſetzliche Regelung der Arbeitsverhältniſſe der Centralgewalt nur in Sachen 
der Arbeit in Fabriken Competenz gegeben. Die übrige Gewerbegeſetzgebung 
ruht alſo noch in den Händen der 25 Cantone der Schweiz, die nad) ihrer 
Größe, wie nad Entwidlung ihrer Gewerbethätigfeit und der Geſetzgebung be— 
fanntlih außerordentlich verſchieden find. Ber diefer Zerſplitterung ift es für 
einen Privatmann ſehr fchwer, das Material über irgend eine geſetzgeberiſche 
Materie, die in den Händen der Einzelftaaten Liegt, mit nur annähernder Voll— 
ſtändigleit zuſammen zu bringen. Glücklicherweiſe Hatte ich Gelegenheit, Für 
meinen Zwed dasjenige Material zu benuten, welches das Handeld-Departement 
des ſchweizeriſchen Bundesraths über die cantonale Gewerbegeſetzgebung ge= 
jammelt hatte; trogbem aber ift die Ausbeute eine fehr bürftige geblieben, und 
ıh werde Ihnen nur aus wenigen Cantonen den Inhalt der geſetzlichen Be: 
ſtimmungen über da8 Lehrlingswefen mittheilen können. 

Borerft nämlich kann für Vollftändigkeit des gefammelten Materials nicht 
garantirt werden; denn e8 kann fehr wohl fein, daß ältere Gelege und Reg— 
lements, deren Ausführung über der heutigen Entwidelung des Gewerbelebens 
halb in Vergeſſenheit gerathen ift, von Cantond-Regierungen nicht mit eingefenbet 
worden find; zweitens exifttren in vielen Cantonen eben feine Gewerbeordnungen. 
In den meiften vielmehr hat man ſich begnügt, das „Princip der Hanbeld- und 
Gewerbefreiheit“ unter Vorbehalt gefegliher. Schranken in die Verfaſſung auf- 
zunehmen, und dann Gefege über einzelne Punkte des Gewerbeweſens zu er- 
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Iaflen. So find beſonders zahlreich die Gefege über den Haufirverlehr und das 
Wirthſchaftsweſen; wozu ſchon die Frage ver Beſteuerung Anlaß gab; während, 
wie es fcheint, die Regelung des Berbältniffes von Meifter und Lehrling — ab- 
gefehen bier von der Tabrifarbeit — verbältnigmäßig felten ausdrücklich und 
ausführlich in Geſetzen behandelt , fondern Ortsftatuten oder dem Handwerks⸗ 
gebrauch überlaffen worben ift. 

So kommt es, daß in dem Material, welches ich erlangen fonnte, nur vier 
polftändige Gewerbeordnungen enthalten find, nämlich der Cantone Zürich, 
Bern, Bajelland, Schaffbaufen Außerdem babe ich gefunten ein 
Seje über den Handwerlerftand in Et. Gallen (v. 1832), Gelege über vie 
Ausübung der Handels und Gewerbefreiheit in Luzern (1833), Thurgau 1832), 
Wallis (1857); diefe Tegtgenannten vier enthalten aber nichts Näheres über das 
Lehrlingsverhältnig. Es ift alfo der Inhalt jener vier erfigenannten Geſetze, 
fomeit er unfere Frage angeht, den ich Ihnen mitzutbeilen habe, woran ich 
dann noch ein paar kurze Notizen über den Stand der ſchweizeriſchen Geſetz⸗ 
gebung betr. die jugendlichen Arbeiter in Fabriken knüpfen will. 

Bon jenen, wenigftend formell noch vollftändig gültigen Geſetzen ift das 
von Züri vom Jahre 1844 (Polizei-Gefeg für Handwerksgeſellen, Lehrlinge xc.) ; 
das von Bern vom Jahre 1849 (Gef. über da8 Gewerbeweien:; von Bafel: 
land, 1855 (Geſ. über das geſammte Handels-, Gemwerbe- und Berufswefen) ; 
von Schaffbaufen gleichfalls von 1855 (Ge. über das Gewerbeweſen); 
außerdem Tiegt in Zürich ein Entwurf vor, der 1873/74 von verſchiedenen 
Commiſſionen beratben worden, aber noch nicht Gefetz ift; übrigens der deutfchen 
Gewerbeordnung ſehr ähnlich fiebt. 

Der Inhalt genannter vier Gelege ift im Bunte des Lehrlingswefens 
auffallend übereinftimmend. Es ſcheint, daß die ſpäteren drei Gelege dem 
älteften, dem Züricheriſchen nachgebilbdet find; zum Theil find fie ſogar wörtlich 
mit einander gleichlautend. 

Volgendes find num die Punkte, in denen das Berbältnig von Meiſter und 
Lehrling geregelt wird und zwar auf folgende Weile: 

I. Sind im Eingang der Geſetze diejenigen „Handwerke“ aufgezählt, für 
welche die nachftehenden Beftimmungen gelten mit dem Zulage, daß die Regierung 
ermächtigt ift, auf bier nicht genannte Beſchäftigungen die Beftimmungen aus- 
zubehnen. — Die Aufzählung diefer in den einzelnen Geſetzen etwas verſchieden 
georbneten Beſchäftigungen hat hier felbftverftändlich Fein Intereſſe. 

2. Iſt die Befugniß, Lehrlinge zu halten, von beftimmten Bedingungen 
abhängig gemacht; und zwar ın Bern und Schaffbaufen von der tehnifchen 
Qualification des Meifters (ev ſoll feinen Beruf ordnungsmäßig erlernt oder 
eine beftimmte Zeit jelbftftändig ausgeübt haben), in Zürich und Bajelland nur 
von der politifhen Rechisfähigkeit. 

3. Es ift die Schriftlichfeit des Lehwertrages vorgeichrieben, und fol 
diefer nur mit den Eltern oder Vormündern folcher Kinder gejchloffen werben, 
„welche die Alltagsſchule abfolvirt Haben. 

4. Findet fih die allgemeine Berpflidtung des Lehrherrn, den 
Lehrling gehörig anzulernen, nicht zu häuslichen Dienften zu mißbrauchen, zum 
Beſuch des noch zu abfolvirenden (Feiertage) Schul- und Religionsunterrichts 
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a und die Berpflihtung des Lehrlings zum Gehorſam gegen 
den Meifter und feinen Stellvertreter. 

5. Iſt eine Probezeit von 14 Tagen feſtgeſetzt. 

6. Finden fih Beſtimmungen über die Zahlung des vereinbarten Lehr⸗ 
geldes (3 Termine, Verlängerung der Lehrzeit, wenn fein Lehrgeld bevungen). 
- 7. Die Frage der Lehrzeit richtet fih nad Verabredung und in Er: 
manglung derjelben nad Handwerksbrauch. 

8. Sind die Bedingungen angegeben, unter denen die Aufkündigung 
des Bertrages reip. die fofortige Aufhebung des Verhältniſſes von beiden 
Seiten oder von einer ftattfinden darf. (Die Aufzählung der einzelnen Fälle 
bürfte von feinem Intereſſe fein). 

9. Sind die Entſchädigungsanfſprüche veip. Lehrgelvrüdzahlungen 
(2, bis ?/, des Lehrgelds) fir folche Fälle normirt; und zwar unter beftimmten 
Friſten, in denen die Anfprüche geltend gemacht werden können. 

10. Iſt dem Lehrling das Recht gegeben, ein Zeugniß (einen Lehrbrief) 
bei feinem Ausſcheiden aus dem Verhältniß zu erlangen. 

Wenn ich num noch Binzufüge, daß bejondere Behörden, — techniſche 
Sachverſtändige — nirgends bezeichnet find, fo habe ich Ihnen den Inhalt ver 
betr. Geſetze Aber den in Rede ftebenden Punkt jo ausführlich mitgetheilt, als 
es für dieſe Verfammlung wohl wünfchenswerth fein dürfte — Bon einer im 
Gang befindlichen Reform diefer Gefege fcheint außer in Züri, — wo | 
man aber, wie gefagt, nur nad Art der deutichen Gewerbe- Ordnung, noch 
weniger präcife Beftimmungen in Ausficht genommen bat — für jegt nirgends | 
die Rede zu fein; umd es ift mir auch in ber fchmeizerifchen Preſſe noch feine | 
eingehendere Discuffion dieſes Thema's aufgeftoßen. | 

Wie weit nun diefe Gejege in der Praxis noh ausgeführt werben, 
darüber vermag ich Ihnen, meine Herren, keine Auskunft zu geben. Die that- | 
ſächliche Entwidlung des gewerblichen Lebens ift ja dort die gleiche wie hier; 
und der fabrik mäßige Betrieb bat natürlich diefe für das Kleingewerbe be: 
ſtimmten Vorſchriften vielfach illuforifch gemacht ; und Befimmungen über jugend⸗ 
lich Arbeiter in Fabriken mußten oder follten an die Seite oder an die 
Stelle der Lehrlingsgeſetze treten. Wie Ihnen aus der Preſſe (vgl. Hildebrands 
Jahrbücher f. Nationaldconomie, Jena. Jahrg. 1873. I. ©. 113 fi. v. Scheel, 
die Fabrikgeſetzgebungen der Schweiz, ebenbafelbft II. 77 fj. I. Neumann, En- 
quote über Fabrikgeſetzgebung. Mitteilungen in der „Concordia u. |. w.) 
befannt fein wird, ift in mehreren Schweizer-Cantonen dies auch geſchehen: 

Zürich, Bafel-Stadt und Bafel-Land, Glarus, Yargau, St. 

Ballen haben geſetzliche Borfchriften über Fabriffinder, welche namentlich 

auf den Schug der alltagsfchulpflichtigen Kinder gegen Fabrikarbeit 

und auf die Einſchränkung der Kinderarbeit auch noch eine'Reihe von Jahren 

nah der Alltagsſchule hinauslaufen. — In letzter Zeit ift dieſer Zweig ber 
cantonalen Gejeggebung ins Stoden gerathen, weil man ein Eidgenöſſ —* 
Fabrik geſetz erwartet, zu welcher Art. 34 der Bundesverfaſſung die Central⸗ 
bebörben fir competent erflärt. Ein Entwurf dazu liegt auch ſchon feit dem 
vorigen Jahre vor, welcher folgende Beftimmungen in Ausfiht nimmt: 

1. Verbot der Arbeit in Fabriken für Rinder unter 14 Jahren. 

2. Bom 14. Jahre an (bis wann?) fol die Arbeit zufammen mit 
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vo Schul: und Religiondunterricht nicht mehr als 10 Stunden in Anfprus 
nebmen. 

e; Leute unter 18 Jahren follen nie Nachts und Sonntags beichäftig: 
werben 

4. Der Bundesrath kann in beftimmten Fabrikationszweigen „Kinderarbeit 
ganz verbieten. 

Dies find die noch im ber Luft ſchwebenden Anfäge zu einer Eidgenöfſi— 
ihen Regelung der Arbeit jugendlicher Perfonen; die, mie Pr Se ver: 
faſſungsmäßig nur bei der Fabrikarbeit eintreten fann; während die übrige 
Gewerbegeſetzgebung den Cantonen geblieben ift, deren Thätigkeit in diefer Br 
ziehung gegenwärtig noch nicht in bemerfenswerther Weife auf den Buntt ge 
richtet ift, der und bier intereflirt. 


Referat 
von Dr. J. Brindmann (Hamburg) über das 
Lehrlingsweien. 


Meine Herren! Geftatten fie mir, ehe ich mich zu der mir geftellten Auf: 
gabe wende, Ihnen einen Gruß zu jagen von dem Manne, der vor mir berufen 
war, am Diefer Stelle zu reden. Herr Dannenberg bat mid, als ich ihn vor 
einigen Tagen an feinem Sranfenlager befuchte, gebeten, Ihnen zu jagen, Sie 
möchten nicht glauben, daß er lau ſei in der gemeinfamen Arbeit an den focial- 
politiſchen Fragen. Sie möchten nicht glauben, daß er falmenflüchtig werben 
wolle. Sobald er von der Krankheit, die ihn jest feit ſehhs Monaten an das 
Lager feſſelt, genefen fein wird, wird er, wie er hofft, am Ihrer Arbeit wieder 
Theil nehmen. 

Meine Herren! Bon den drei fragen, welche den Gutachtern vorgelegen 
haben bei Abfaſſung ihrer Arbeiten, ift e8 befonders die erfte, über welde Die 
Anfihten der Gutachter übereinftimmen. Die Uvoge lautet: Welche Verände- 
ungen baben fich feit Auflöfung der alten Gemwerbeverfaflung in der Yage der 
Yehrlinge in Deutſchland in der Grop- und Klein-Induſtrie vollzogen ? 

Während in Hinfiht der zweiten Frage: Welde Verbeflerungen können mit 
Erfolg durd die freie Thätigfeit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie von Arbeiter: 
und Arbeitgebervereinen angebahnt werben? mie in Bezug auf die dritte Frage: 
Die kann die Geſetzgebung fördernd und anregend oder zwingend wirfen? Die 
Meinungen der Gutachter zum Theil weit auseinandergeben, herrſcht ın ber erften 
Frage eine Uebereinſtimmung, welche wohl die Annahme geftattet, daß die behaup- 
teten Thatſachen der Wirklichkeit entiprechen. Allgemein ıft in den Gutachten Die 
Klage über den Rückgang der gewerblichen Yeiftungsfähigfeit; allgemein wird ein 
weientliher Grund dieſes Rückganges geſucht in dem Berfall des Lehrlingsweſens, 
in ber moralifhen und gewerblihen Berwahrlofung der Lehrlinge. Nur in 
Bezug auf die lebten Gründe dieſes Berfalls gehen Die Meinungen auseinander, 
Einige der Herren Gutachter knüpfen an an die Gewerbeorbnung jelbit: jie 
fuchen meiner Anfiht nad) in dem legten äuferen Anftoß zum Berfall den Grund 
des Verfalls jelbft. Ueber die Einzelbetten, wie dieſer Verfall in die Erfcheinung 
tritt, haben ſich hinſichtlich des Handwerks die Herren Köppen und Brandes aus 
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Berlin beſonders eingehend ausgeſprochen, hinſichtlich der Fabrifinduftrie Herr Carl 
Roth in Chemnig, Fabritbefiger Sriedrih von König in Oberzell, Fabrik: 
befiger Dr. Carl Möller in Bradweve. Den letten Gründen auf die Spur 
gegangen ift aber ganz befonderß Herr Iulius Schulze Er kommt zu einer Anficht, 
die der meinigen volltommen entipricht; er ſucht den legten Grund der Um— 
wälzung im Lehrlingswejen in der gänzlichen Loslöfung von dem inneren Zuſammen⸗ 
hang mit dem Gewerbe in jeiner Geſammtheit. Er führt aus, daß früher das 
gefammte . Gewerbe den Lehrling aufnahm, der Meifter gewiffermaßen nur als 
Vertrauensmann einer gemwerbepolitifchen Organifation fungirte, und der Lehrling 
feinerfeits, um in das Gewerbe recipirt zu werden, feine Befähigung dazu durch 
die Lebrlings-, ſpäter die Gefellen- und Meifterprüfung nachzuweiſen batte. 

Dieſer Geſichtspunkt, der eine der Quellen bildet, aus denen das Zunftweſen 
noch bis in unfer Jahrhundert hinein eine gewiffe Eriftenzfähigfeit und Exiftenz- 
berechtigung ſchöpfte, mußte allmälig anfargchen werben. Nicht erft das Jahr 1868 
mit dem Nothgewerbegeſetz und 1869 mit der Gewerbeordnung des Norbdeutfchen 
Bundes gaben Hierzu Anftoß; fie beftegelten nur eine allmälige Auflöfung, die 
ſich fon vor einem Bierteljahrhundert zu vollziehen begonnen Hatte Herr 
Schulze führt dies in feinem Gutachten fo trefflih aus, daß ich mid Darauf 
beziehen kann und mid kurz über die Fragen fallen darf, wie die Auffafjung 
der Einzelgewerbe als organifcher Gejammtheiten nicht mehr mit der modernen 
Productionsweife zufammenftimmte; wie die Bildung ganz neuer Gewerbe, das 
Hereingreifen ver Mafchinen, die genoffenichaftliche ZThätigkeit, der Betrieb von 
Gewerben auf Grundlage eined Actienunternehmend und wie mande andere 
neuere Yormen des Gewerbebetriebs den Verfall der alten gewerblichen Einheiten 
nach fich ziehen mußten. Der Schluß ift dann der, daß der Lehrvertrag und 
das ganze Lehrverhältnig den Theil öffentlichen Nechtes, der ihnen früher anhaftete, 
eingebüßt haben und zu einem veinen Privatoerbältnig und Privatvertrag geworden 
find. An diefe Veränderungen nüpfen ſich die befannten und von den Gutachtern 
im Einzelnen aufgeführten Ericheinungen, daß der Lehrling dem Lehrherrn gegen⸗ 
über nicht mehr in dem früheren Verhältniß fteht; daß der Lehrherr nicht mehr 
als Erzieher des Lehrlings wirkt, ihn nicht mehr in feinem Haufe wohnen, nick 
an feinem Tiſche efien läßt. Mehr und mehr wird der Lehrling zurüdgedrängt 
in die Stellung eines jugendlichen Arbeiterd. Er befommt freilich nody feinen 
Lohn dem Worte nah, der That nad aber wohl: e8 wird ihm Lohn gezahlt 
in der Form des Koftgelves. Dieſes unmer größere Umfichgreifen der Loslöſung 
des Lehrlings von der Familie des Lehrherrn ift beſonders beftätigt worden durch 
die Erfahrungen der jüngften Enquöte. Ich kann natürli nur darüber uribeilen, 
joweit diefe Erfahrungen in die Oeffentlichfeit gebrungen find; in Hamburg 
jedenfalls haben wir das conftatiren können. Zu untericheiden ift aber, und 
Herr Schulze bat das in feinem Gutachten mit vielem Erfolg gethan, zwiſchen 
ven befonderen Verhälmiſſen des Lehrlingsweſens im Kleingewerbe, wo bie er= 
wähnten Thatſachen bejonders klar bervortreten, und den Berhältnifien in ver 
Großinduftrie, die ja mit älteren Vorkommniſſen nicht zu vergleichen find. 

Die directen Folgen der Loslöſung des Lehrlinge von der Gefammtheit des 
Gewerbes treten befonder8 in zwei Anfchauungen zu Tage: einmal auf Seiten 
des Lehrlinge, ein amdermal auf Seiten des Lehrherrn. Der Lehrling wird 
immer mehr gemöhnt, feinen Vertrag als einen rein privatrecktlihen aufzufaffen, 
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aljo nur den Mafiftab anzulegen: was bringt mir die Sache ein? Es kommt 
dazu, daß er, an einem gewiſſen Zeitpunkt. jeiner Lehre angefommen, eben an 
den Zeitpunkt, bis zu welchem er von dem Meifter nur empfangen bat, wo er 
anfängt, dem Meifler zurüdzuzahlen, daß er fich da fagt: jest ift es vorteil» 
bafter fir mich, wenn dieſes Verhältnig gelöft wird. Folge Davon ift der immer 
mehr um fich greifende Brud des Lehrvertrags. Andererſeits aber kommt der 
Meifter, von ganz demfelben Gefihtöpunft auögehend, indem er nur den Mafftab 
des Geldverdienſtes an das Lehrverhältniß legt, dazu, fi) zu fagen: wozu lehre 
und erziehe ich den jungen Menfchen? Ich will Vortheile von ihm haben. Der 
Lehrherr drückt den Lehrling mehr und mehr in die Stellung des jugend: 
lichen Arbeiter berab, und es wird in Folge davon Diele Grenze , die wir 
ſcharf einhalten müſſen in der Betrachtung des Gegenftandes, die Grenze zwiſchen 
dem Lehrling, der ım Betrieb eines beftimmten Gewerbes praftifch unterrichtet 
werben foll, und dem jugendlichen Arbeiter, der eben weiter nichts will, als feine 
jugendliche Arbeitskraft beftmöglichit verwerthen, ohne daß er die Abficht Bat, 
etwas Beftimmtes ganz zu erlernen, — dieje Grenze wird ın der Wirklichfeit mehr 
und mehr verwilcht im Gewerbe. Alfo auf der einen Seite immer häufigerer 
Bruch des Lehrvertragd, auf der andern Seite Ausbeutung des Lehrlings, die 
dann die traurigften Folgen hat für Das ganze Gewerbe, indem natürlich der⸗ 
jenige Lehrling, der nicht bis zu einer gewiſſen Selbftänbigfeit won dein Lehr: 
berrn berangebilvet worden ift, nach Beendigung des Lehrverhältniſſes einen unvoll- 
fommenen Arbeiter abgibt, der zu billigerem Lohn arbeiten muß als der voll: 
ſtändig außgelernte Arbeiter. Damit erfolgt aljo ein übermäßige Angebot der 
unvollfommenen Arbeitöfräfte, und es wird wieder indirect gebrüdt auf den Kohn 
der vollftändig ausgebildeten Arbeiter. 

Bei dieſem ganzen Verhältniß iſt aber noch etwas Andere® zu berückſichtigen, 
was die Herren Öutachter weniger ermähnt haben: das ift nämlich die traurige 
Ausbeutung der Lehrlinge durch die Eltern der Lehrlinge ſelbſt. Dies ift eine 
der wirfjamften Urſachen des Rüdganges ver Lehrlingsausbildung. Es Liegt im 
äußeren Interefle der Eltern, wenn der Knabe feinen Pflichten der Volksſchule 
gegenüber genügt hat und der Staat ihm die regelmäßige Arbeit um Geld 
geftattet, ihn alsdann mit Heranzuziehen zur Ernährung der Familie Der 
Knabe wird alfo in die Lehre gegeben, aber nur dahin gegeben, wo er gleich 
etwas verdient. (Rufe: ſehr richtig!). Wir werden fpäter eben, daß dieſe Auf: 
faffung zugleich einen Fingerzeig gibt zu dinem der Mittel, durch welche Lehrlinge 
zu den Gewerben heranzuziehen und in der Lehre feftzubalten find; die Lehr⸗ 
berren müſſen nämlich, um eben jenem üblen Außbeutungsfufteme der Eltern 
zuvorzufommen, die Zahlung eine8 Lohne an die Lehrlinge auf ſich nehmen. 
In Frankreich Liegen diefe Dinge ebenfo, wie bei und. Aus Paris find Klagen 
befammt geworben von Fabrifanten, aus dem Gebiete der Möbelinduftrie und 
dem Befleivumgsgewerbe, daß es abjolut unmöglich fei, aus Paris felbft Lehrlinge 
heranzuziehen, daß fie ihre Lehrlinge in der Provinz fuchen müßten und ſchwer 
die möthige Anzahl bekommen könnten, weil diejenigen Betriebe, die jugendliche 
Arbeiter verwenden fünnen, die jungen Menſchen aus Paris heranziehen, fie gleich 
bezahlen, dadurch die Eltern befriedigen und fomit ven Gewerben und Gemerb- 
treibenden, welche die befte Wbficht haben, Lehrlinge heranzubilden, die Ausführung 
diefer Abficht unmöglich machen. Nun, meine Herren! Alles dies find Erſcheinungen, 
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die, wie ich ſchon betont babe, keineswegs erſt von 1869 ber datiren. Sie 
haben unter den Gutachten ganz fpecielle Belege aus dem Buchdruckergewerbe in 
der Aniprade Richard Härtels, welbe Sanguin im Anbange zu feinem Gut⸗ 
achten abvruden läßt, und die aus der Zeit vor 1869 datirt. 

Anders aber als in dem SKleingewerbe geftaltet ſich das Lehrlingsweſen in 
den Fabriken. Herr Schulze bat das beſonders ausgeführt, nachgewiejen, wie Die 
Fabriken in der Regel gar Fein Intereſſe daran haben, ven Lehrling zu eimer 
gewiffen gewerblichen Selbftändigfeit beranzubilven. Ihr Zweck Liegt darin, ben 
Lehrling für gewiſſe Theile ihres Fabrikbetriebs auszubilden, ihn aljo zu größt⸗ 
möglicher Vollkommenheit in einzelnen Specialitäten beranzubilden, und biefen 
Zwed können fie mit beträchtlichen Opfern und in völlig lohaler Weile erfireben 
und erreichen. Sie haben den Lehrling vielleicht zu einem ehr tüchtigen Mit- 
glieve ihres Etabliſſements gemacht, einen Borarbeiter, Werfmeifter in ibm 
gewonnen, der auf ſolche Weile in ver Fabrik ausgebildete Lehrling iſt aber, 
wenn diefer Fabrikbetrieb einmal aufhört durch irgend eine geichäftliche Conjunctur, 
— es können ja rein private Verbältniffe des Fabrikunternehmers fein, die ihn 
zwingen, den Betrieb einzuftellen, — fchwer in der Lage, gleich anderswo m 
“eine paffende Stellung einzurüden, geſchweige denn irgend wie felbftändig zu 
arbeiten. Alſo ganz richtig ift e8 nicht, daß das Fabrikweſen Lehrlinge über: 
haupt nicht ausbildet: es bildet fie nur nicht aus allgemeinen gewerblichen 
Nüdfichten, fondern aus Rückſicht fpeciell auf die Bedürfniſſe ver einzelnen Fabrik: 
unternehmer aus. Meine Herren! Ich will bei allen dieſen Uebelftänden nicht länger 
verweilen, weil der dritte Theil meines Referates mir der wichtigere zu fein fcheint; 
aber ich kann nicht umhin, Ste darauf aufmerffam zu machen, was nad) meiner 
Anficht bisher nicht genug betont wurde, nämlich daß der Hintergrund des 
ganzen Rückganges in der Productionsfähigfeit des deutſchen Gewerbes nicht zu 
ſuchen ift allein da, wo man ihn bißher fuchte, alfo, zu geſchweigen von der Ge⸗ 
werbe⸗Ordnung, nicht in den Mipftänden im Lebrlingöweien alleın, wir müſſen 
doch auch in Betracht ziehen, daß vom Ende des vorigen Sahrbundert3 an em 
allmäliges Sinlen der techmiichen Leiftungsfähigkeit in ſehr vielen Gewerben, ins- 
befonvere in den Kunftgewerben im weitefln Sinne, hervorrritt bis zur Mitte 
dieſes Jahrhunderts, als die erfte Londoner Weltausftelung den Anftoß gab zu 
einem Erkennen der eigenen Schwäche. Es läßt fi das durch die Geſchichte 
des Kunfigewerbes ſpeciell — die Mafchineninduftrie nimmt bier natürlich eime 
Ausnahmeftellung ein — nachweiſen, daß ganz allmälig die techniiche Wertigkeit 
der Gewerbetreibenden vertünmnerte. Vieles, was fie noch wußten am Ende des 
vorigen Jahrhunderts, ift ihnen um die Mitte dieſes Jahrhunderts fo vollftändig 
entſchwunden, Daß fie gar nicht mehr in der Lage find, fich zu befinnen, wie fie 
das wohl vor 50 Jahren gemacht haben. Dieſes Verkummern und Verarmen 
des Gewerbes tft nicht nur in Deutichland zu Tage getreten, ſondern ebenfo gut 
in Frankreich. Der Unterſchied Liegt nur darın, daß man fi in Frankreich ein 
Bierteljabrhundert eher dieſes Verktümmerns und Berarmend bewußt geworben 
ift, ald in Deutſchland. Man fängt in Deutichland erft feit fünf bis zehn 
Iabren an, aus diefem Schlafe aufzuwachen: in Frankreich ift man vor 30 
bi8 40 Jahren an dieſe Arbeit gegangen. Weſentlich deshalb find die Yranzofen 
heute in der Lage, in ihrer Induſtrie die Deutfchen zu überflügeln, und wir 
werden noch geraume Zeit braucden, ehe wir diefen Borfprung der Franzofen 
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nachgeholt — — fann Sn bier auf einzelne funftgewerbliche Beiſpiele 
nicht einlaſſen, es das außerhalb des Rahmens dieſer Berfannnlung 
— aber es ——* ſich mit Zahrezahlen bezeichnen, wann bie Franzoſen be⸗ 
gonnen haben, dieſe und jene verlorene Technik wieder aufzımehmen, und I 
micht nur nene Zechniken, nur für Luruögemerbe, ſondern Gandgriffe in be: 
flimmten Gewerben, wie die Echmiebelunft, die Holz⸗Induſtrie, während wir 
Deutiche erft jest allmälig und beſinnen, daß wir vor Hundert Jahren das auch 
machen fönnen. Alſo ift es ganz natärlih, daß diejenigen Gejellen und 
inge, die berangebildet ſind von Meiftern, deren eigene Lehrzeit in die Zeit 
dieſes Verfalls der Gewerbe fiel, nicht in vollem Umfange den heutigen Ans 
forderungen genügen Tönnen. Wir meſſen heute die Anforderungen, die wir 
fellen, mit dem Maßſtab deſſen, was und durch die Handelsfreiheit von andern, 
gänftiger geftellten Böltern geboten wird, und wir müflen finden, daß eben auch 
unjere guten Arbeiter durchaus nicht in dem vollen Umfange genügen können, 
Ihen deswegen nicht, weil ihre Zahl zu Mein ift, um den neuen Bedurfniſſen 
zu entipredhen. Alſo dieſen Hintergrund des Nüdganges in unferer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit müflen wir im Auge behalten, um nicht die ſpeciellen Fragen, die uns 
hente befchäftigen, in ihrer Tragweite zu überfchägen. 

Meine Herren! Ich wende mich jegt zur zweiten Trage: Welche Berbefie- 
mungen mit Erfolg durch die freie Thätigfeit des Einzelnen orgerufen werben 
Öimmen. Ta ne nun die Anſicht der Mehrzahl der Gutachter Dabin, daß das 
verzweifelt wenig 

Es een, —— einige ſpecielle Vorſchläge gemacht, aber im Großen 
und Ganzen meint man doch, daß auf dem Wege ber gegenwärtigen Geſetz- 
gebung ein erfreuliche Ziel nicht zu erreichen if, und zwar geht nicht nur Die 
Anfiht Derer, die vom Staate mehr fordern, als man billiger Weile ihm be- 
laſten Tann, fondern aud bie Anſicht derer, welde die Selbfthülfe auf ihre 
dabne gefihrieben haben, dahin, daß in den heutigen Geſetzen eine Beengung und 
Behinderung Liege, das zu thun, was gethan werben muß durch freie Thätigkeit des 
— Ich werde nachher Gelegenheit haben, einzelne Beiſpiele anzuführen 

Wollte ich nun dieſe Frage beantworten, dieſe zweite Frage, da, mo es am 


bi 
feine ——— heranzubilden haben, kann ich, och ih, dieſen Gegenftand 
übergeben. Sch will daher nicht von den moralifchen Bflichten des Lehrherrn 
dem Lehrling pe wicht von väterliher Zucht und Ermahnung u. w. d. a. 
ſprechen fondern ich wende mich hier zu vein praftifchen, im äußeren Leben er- 
Immbaren ‚ welde der Einzelne, — ganz abgeſehen von ſeinem 
Zuſammenhang mit einer ‚Verbindung von Arbeitnehmern oder Arbeitgebern, 
treffen fan, um eben der jetigen Verwahrloſung des Lehrlingsweſens zu feuern. 
%h Babe bereits angedeutet, ba die Lehrlingslähnung ein weſentliches Mittel 
ift, indem dadurch dem Streben gewiſſenloſer, Leider ſehr zahlreicher Eltern von 
Tchrlingen nach Ausbeutung der jungen Arbeitskraft ihrer Kinder ein Damm 
entgegengeleigt wird. Auch die Lehrlinge werden dadurch in Die Lage kommen, 
wöchentlich ein Kleines nach Haufe zu bringen zur Beftreitung der Unterhaltungs- 
toten der Familie. Es ift dies auch ſchon in mancher Hinficht anerkanni worden, 
es wird ſchon von einzelnen Gewerbetreibenden auch, ganz ——— davon, ob 
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der Lehrling im Hauſe des Meiſters Unterhalt und Koſt erhält, dem Lehrling 
eine Herne Lohnung gezahlt. Einige Lehrherren wollen ſich nicht gern dazu ver 
ftehen, Löhnung zu fagen, fie nennen es lieber Tafchengeld. Die — fl, 
daß der Cehrling Geld nah Haufe bringt. 

Mit diefer Zahlung von Sehrlingslöhnng ift noch eine amdere Möglichkeit 
verbunden, em Mittel gegen den Contractbrud, des Lehrlinge. Es ift ſchon von 
verichiedenen Einzelnen eingeführt worden und fpeciell dazu Anregung gegeben 
durch den. deutſchen Baugewerkverein. Ich kabe bier ein Formular des Yehr- 
vertrag® des Berbandes deutſcher Baugewerfsmeifter, darin findet fih in 5 4 
folgender Paſſus: 

Der Lehrling erhält einen feinen Leiftungen angemefienen Lohn. Bon dem 
Lohn werben jedoch zur Bildung einer Caution im erften Jahr wöchentlich 20 
Keihöpfennig, im zweiten Jahr möchentlih 30 Reichspfennig, im dritten Yahr 
wöchentlich 40 Reichspfennig einbehalten. Der fo angejammelte ge wird, 
ſoweit er nicht durch etwaige Conventionalftrafen verwirkt ift, bei orimunge 
mäßiger Auflöfung bed Lehrverhältnifies an den Lehrling ausgezahlt. Dadurk, 
Daß die Lehrherren fich bereit erflären, den jungen Lehrling ſchon zu —— 
haben fie demnach ſelbſt ein Mittel in der Hand, fihh.gegen die Folgen des 
Contractbruches zu fihern, und daß es möglich ift, diefen Lohn zu zahlen, zeigt 
eben der Fall, daß es von einzelnen Gemwerbtreibenden in mehreren Gewerben 
geichieht. Das Ganze ift ja nım ein Rechenerempel: auf der einen Seite fol 
der Lehrling dem Lehrherrn zahlen, was er ihm ſchuldet, nicht in Form von 
Geld, jondern in Form von ohne directen Lohn geleifteter Arbeit. Er foll dem 
Lehrherrn zurüdzahlen, was diefer ihm an Koft und Wohnung gibt, ober was 
an Koftgeld, er fol ihm ebenſo ein Lehrgeld entrichten und wird ihm burd 
jeine Arbeit and) entrichten, was der Meifter ihm in Form eined Lohnes vor: 
— Der Fall iſt ſehr denkbar, daß der Lehrherr vorzeitig Lohn jr 

d. 5. ſchon Lohn zahlt, wenn der Cehrling nod) nicht verdient: Daburd wird 
natitrlich der Lehrling in die Tage kommen, dem Meifter ſpäter eine Zeit lang 
um geringeren Lohn zu dienen, als er fonft dienen würde, wenn er dem Meifter 
das . baar ausbezahlt und nicht von Anfang an vom Meifter Lohn e- 


Aneitens ift hier ein Vorſchlag zu erwähnen, der früher von Dr. Genjel 
im Jahrgang 1873 des „Arbeiterfreund“ ausgeführt worden if. Genſel hat 
in dieſem Aufſatz im überzeugender Weile bie Antwort auf eine ber Tragen 
gegeben, melche im Programm der jüngften Reichsenquéte geftellt iſt. Es handelt 
fih um Frage 13: „Läßt fih eine Entſchädigung für eigenmädhtige Löſung des 
Lehrverhältniſſes unter Berückſichtigung der Zeit, für melde ber Lehrling mod 
gebunden war, auf beftimmte Säge feftftellen —* Ich habe ſelbſt einer —* 
Enqute⸗Commiſſion beigewohnt, ich weiß, Daß dieſe Frage immer viel Kup 
zerbrechen gemacht hat. Hätten bie — den Aufſatz von Genſel geleſen, 
jo würden fie gefunden haben, daß es keineswegs fo ſchwer iſt, dieſe Sägt, 
wern nicht ın concreten Summen auözudrüden, jo doch mittelft einer Leicht zu 
löſenden formel im Boraus feftzuftellen. Meiner Anfiht nach Tiegt aber doch 
eine gewiſſe Gefahr darin, dem Lehrling in jedem Augenblid ganz flar zu Tagen, 
wie e8 Genjel will, wie hoch fich das beiderfeitige Soll und Haben beläuft, 
indem Lehrherr und Lehrling jeder ein Contobuch haben follen, worin ganz genau 
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Buch geführt wird über den jevedmaligen Stand. Wenn das geichähe, wire 
eben der Lehrling ganz genau willen, in welchem Moment er am vortheilbafteften 
den Contract brechen könnte. Es ift allerdings ein guter Rath, zu fagen: 
die Parteien follen wirthichaftlich rechnen lernen; aber wie die Berhältniffe unter 
der gegenwärtigen Geſetzgebung liegen, würde der Lehrling durch dieſes Lernen 
noch eher zum Bruch des Lehrvertrags kommen, als fchon ohne died. Es wird 
nämlih, und die Erfahrung mit den Lehrvertragsbrüchen beftätigt dies, der 
Vertragäbrud dann für den Lehrling am vortbeilbafteften fein, wenn die Eumme 
der vom Meifter ihm gewährten Koft einſchließlich des etwa gegebenen Tafchen- 
geldes balancirt mit der Summe des Ertrags der Arbeit, welche der Lehrling 
denn Meiſter bisher geleiftet hat, alfo wenn der Lehrling anfängt, fein Lehrgeld 
abzuarbeiten. Es entfpricht diefer Berechnung, die Genſel im Einzelnen vor- 
trefflich durchgeführt hat, auch die Thatſache, die bei der Enyuöte ermittelt 
wurde, Daß Die meiften Lehrvertragsbrüche nicht gegen Ende der Lehrzeit ftatt- 
finden, wenn der Lehrling fchon etwas abgetragen hat, ſondern mehr gegen 
Mitte der Lehrzeit, eben dann, wenn der Lehrling anfängt zurüdzuzahlen, wenn 
er ſoviel vom Meifter fih hat geben Iaflen, in der einen oder andern Form, 
wie irgend möglih iſt, alfo um die Mitte herum, mieilt gegen Anfang der 
zweiten Hälfte der Lehrzeit. Dann freilih, wenn der Meifter auf irgend eine 
Weile gegen willtürlihes Entlaufen des Lehrling® gefichert ift, wird jene gegen- 
feitige Buchführung ein ganz vortreffliches Mittel fein, um die Höhe des Schadens, 
welcher entftehen wird, wenn der Lehrling zu einem andern Beruf übergehen 
oder aus einem andern Grunde den Meifter verlaffen will, raſch zu ermitteln. 

Weiter haben wir e8 bier zu thun mit ven Lehrlingscafien. Wie wollen 
Ste diefe einführen, zwangsweiſe oder freiwillig? Zwangsweiſe, das witrbe 
außerordentliche Bedenken haben. Ich glaube nicht, daß man fi Darauf ın 
irgend einer Weile einlaffen ſollte. Es würde noch viel fchlimmer fein, ald die 
Forderung, die wenigftend durch Tpecielle Vorkommniſſe motivirt werden kann: 
daß die Arbeitgeber zu den Krankencaflen ihrer Arbeitnehmer zwangsweiſe bei: 
feuern ſollen. Die lettere Forderung wird fi immer ftügen können auf die 
Prämien, welde die Arbeiter in gefundheitsgefährlichen Gewerben an ihre fpecielle 
Krankencaſſe entrichten müflen, Prämien, die man billiger Weife dem Unter: 
nehmer zur Laſt legen kann, ftir den fie dieſes Gewerbe betreiben; aber weiter 
geben, und zwar Lehrlingscaffen zwangsweife einzuführen, den Wrbeitgeber ver: 
pflichten, für feinen Lehrling irgend Etwas einzulegen, was ver Lehrling als 
Prämie erhalten fol, wenn er das Lehrlingsverhältnig richtig beendet hat, das 
führt zu weit; hierauf können wir nicht eingehen. Einer der Gutachter, Herr 
König, der fpecielle Beiſpiele zu folden Lehrlingscaſſen gegeben bat, die um 
Uebrigen außerordentlich lehrreich find, befürwortet allerdings die zwangsweiſe 
Einführung ſolcher Lehrlingscafien. Sole Lehrlingscafien find aber meiner 
Anfiht nach auch nur dann von Erfolg, wenn es fi um Fabriken hanbelt, 
und wenn diefe Yabrifen ein Intereſſe daran haben, die Arbeiter dauernd an 
fich zu fefleln. Gerade die Beifpiele, die König anführt, find Belege hierfür. 
Es wird z. B. eingezahlt während der Lehrzeit des Lehrlings ein Meiner Beitrag 
von dem Lohne, den er erhält, an eine beftimmte Caſſe. Wenn der Lehrling 
dann conferiptionspflichtig ift und feinen militärifchen Pflichten genügt, wird in 
zwiſchen weiter gezahlt von Seiten des Fabriketabliſſements. Damit ift ein 
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ſtarkes Lodmittel für die Lehrlinge gegeben, nad Beendigung ihrer Miltärbieuft- 
zeit wieder einzutreten. Es ift auch nirgends gelagt, Daß Die eriparte Summe 
dem früheren Lehrling wieder entzogen wird, menn er nicht wieber arbeiten will 





oder innerhalb kurzer Zeit austritt. Es wird alſo völlig loyaler Weile ver ⸗ 


fahren. Dergleichen bleibt aber immer eine Einrichtung, melde ins Leben zu 
rufen dem einzelnen Babritunternehmer, dem einzelnen Gewerbtreibenden für 
feinen Wirkungskreis überlaffen werden muß. Dabei muß e8 fein Bewerben 
— — glaube, die Geſetzgebung hat ſich in irgend einer Weiſe nicht damit 
zu befaſſen 

Eine weitere Frage, die der Bewahrung vor Ueberlaſtung des Lehrlings 
durch Häusliche Kcbeit, Toroie vor Ucbenefforaung der jugenvlichen Kräfte, —— 
zum Theil in das Gebiet der moralifchen Pflichten des vehrherrn 
Lehrlinge. Diele Frage foll und hier weniger bejhäftigen. Die —— 
der Lehrlinge mit häuslichen Arbeiten kommt im Weſentlichen nur da in Frage, 
wo die Lehrlinge beim Meiſter wohnen. Die Fälle dieſer Art werden aber 
immer ſeltener. Abgeſehen von den Fällen, wo, wie beim Bäder-Gewerbe, die 
Art des Betriebes das Wohnen des Lehrling® und auch des Geſellen im * 
des Meiſiers erfordert, iſt Die Zugehörigkeit des Lehrlings zum Haushalt bes 
Meiſters nur noch bei ſehr Tleinen Betrieben die Regel. Auch Bat die j 
Enquöte ziemlich allgemein gezeigt, Daß jener Mißbrauch des Lehrlings zu nicht 
gewerblidyer Arbeit nicht fo zahlreich und jo häufig vortommt, wie man vielleicht 
glaubt. Ich fürdte, daß ein weitered Eingehen auf bie bier naheliegenden 
Tragen uns in ein dem beutigen Thema fernliegendes Gebiet führen könnte, in 
das Gebiet der Maßregeln zum Schuß — Arbeiter. Freilich ein höchſt 
wichtiges Capitel, welches einer der Herrn Correferenten ja auch in Form einer 
beftimmten Reſolution auf die Tagesordnung gebracht hat; ich fürdte aber, daß 
wir von dem eigentlichen Ziele unferer heutigen Thätigkeit abfommen, und ih 
möchte daher mich auf biefe Frage nicht weiter einlaſſen, um ſo weniger, als 
eben die Beſtimmungen der jetzigen Gewerbe-Drbnung zum "Schue jugendlicher 
Arbeiter felbft fo ee beftritten und in mehrfacher Hinficht der Reform 
bedürftig find. Es würde daher nicht genlgen, dem Einzelnen bie Pflicht auf- 
else für feine Lehrlinge diefelben Borfchriften zu befolgen, wie fie gefeglich 
für Fabritarbeiter gegeben find. Diele ganze Trage möchte ich aus dem Rahınen 
Bar beutigen Berathung berausichälen und eimer fpäteren Berathung vorbe⸗ 

ten wiſſen. 

Dann wäre bier die Erleichterung des Fortbildungsſchulbefuchs durch die 

berren zu erwähnen. Da ich noch fiber Fortbildungsfchulen am Schluß bes 
Referate be werde, fo deute ich dies nur an und verbreite mich bier nicht 
weiter Darüber. 

Wichtiger wird ſchon die zweite Frage: das iſt die freie Thätigkeit ber 
Arbeitnchmervereine zum Beften des Lehrlingsweſens. Ich weiß ſehr wohl, Daß 
e8 der mit Entſchiedenheit vertretene Standpunkt vieler ee ift, das Lehr⸗ 
lingsweſen ſei überhaupt gar keine Sache der Arbeiter, es ſei ausfchliehlich 
Sadye der Arbeitgeber. 8 überlaſſe es dieſen Herren, dieſe Anſchauung vom 
theoretiſchen Standpunkte aus zu vertheidigen und ſtelle mich auf den Standpunkt 
der Thatſachen, und da muß ich conſtatiren, daß die Arbeitnehmer ihrerſeits 
fi) Längft darauf —— haben, daß das Lehrlingsweſen fie auch angehe. 
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Sie wiffen ſehr wohl, daß bie leichfinnige Handhabung der Lehrlingsheranbildung 
von anderer Seite fie aufs Schwerte in ihrer Erwerböthätigteit ſchädigt; fie 
wiften, daß eine Ueberfüllung des Marktes mit fchlecht herangebildeten Lehrlingen 
ihren eigenen Lohn herabdrüdt und fie der Ausficht beraubt, mit dem Erlernten 
ihr gehöriges Fortlommen zu finden. Sie willen das, nur haben leider in 
Deutſchland die politiichen Agitationen, Reichstagswahlen und Alles was damit 
zulmmenhängt, die Kräfte diefer Herren fo gründlich abforbirt, daß fie an dieſe 
praftiichen Fragen ſehr wenig berangetreten find. Wir haben aber aud in 
Deutſchland Beifpiele des Beſtrebens von Seiten der Arbeitnehmer allein, Maß⸗ 
vegeln zur Sicherung des Lehrlingsweſens einzuführen, wie ſolche in England 
beſtehen. Es Liegen mir vor, um einige Beiſpiele zu geben, die Statuten ber 
Gewerfichaften ver Holzarbeiter. Diefe Gewerkichaften haben in dem Wochen: 
Blatt „Die Union“ ihr beſonderes Organ, und find prononcirt ſocialdemokratiſcher 
Richtung. Sie haben einen Paragraphen in ihren Statuten, worin fie bie 
Kegelung des Lehrlingsweſens als Sache ihres Verbandes erflären mit dem 
bejonderen Zufag: „um eine Ueberjegung der einzelnen Fachgewerbe mit Lehr: 
lingen möglihft zu verbäten”. Damit iſt eine Tendenz ausgeiprochen, welche, 
wie Herr Profeſſor Brentano in feiner intereffanten Schilderung des engliichen 
Lehrlingsweſens darlegt, bei den englifchen Arbeitern mit voller Schärfe zu Tage 
‚tritt. Der Berband der Buchbinder, auch foctaldemotratiih, hat in 8 4 feiner 
Statuten die Beflimmung: „Der Geſetzgebung des Verbandes unterliegt das Lehr: 

en”. Er fpricht alfo von einer förmlichen „Geſetzgebung“! Praktiſch 
geworben ift dieſe Geſetzgebung aber auch fchon in mehreren Fällen. Speciell befannt 
ft mir Das Statut der vereinigten Scifjbauer in Hamburg und Umgegend. 
Ste kennen die Organifation der Schiffbauer, die eine der flärfften innerhalb 
der ſocialdemokratiſchen deutſchen Verbände if. Sie ift deshalb fo ftark, weil 
fie eigentlich nicht® Anderes tft als die alte Zunft, die fih auch unter modernen 
Berhältniffen lebendig erhalten bat. Es läßt ſich das fogar nachweiſen an ein= 
zelnen Beſtimmungen, vie weiter nichts find als eine Abfchrift aus den alten 
Zunftfiatuten,, die vor 40 Jahren noch in Kraft waren. Alſo die vereinigten 
Schiffbauer haben das Lehrlingsweſen vollfländig in die Hand genommen, den 
Arbeitgebern durchaus feine Stimme eingeräumt. Der 3 26 ihrer Statuten 
beſagt: „Nach Uebereintommen mit Meifter und Schiffbauer darf die Zahl ber 
Lehrburſchen nicht überfchritten werden; nämlich die bedeutendſten Meiſter Dürfen 
12, die minverbebeutenveren 4 Lehrburſchen halten.” Weiter wird vorgeichrieben : 
„Bierjährige Lehrzeit, mit Berechtigung der Unterbrechung durch eine Seereife, welche 
nicht in Die Lehrzeit eingerechnet wird.” Die Meifter werben alſo bier nicht 
gefragt, die Lehrlinge werben den Gefellen zugewieſen, und diefe haben ſchon ein 
Interefie daran, daß der Junge etwas lernt, weil fie nämlich in einem andern 
Paragraphen ihrer Statuten die Forderung vertreten: Gleicher Lohn für Alle! 
Auf dieſe weitergehenden Forderungen, die ja zum Theil leider ſchwer ſchädigend 
auf Das Schiffsbaugewerbe einzelner Städte eingewirtt haben, kann ich nicht 
eingeben; nur Das will ich hervorheben, daß der Lehrling, der die von den Gefellen 
vorgefchriebene Meldung vernadhläffigen würde, fpäter nicht aufgenommen werben 
wärbe in den Sciffbauerverband, mit andern Worten, daß es für ihn abfolut 
womöglich wäre, wo Schiffbauerverbände ihre Sartellverträge haben, irgend fein 
Untertommen zu finden. Da haben wir ganz ähnliche Verhältniſſe wie in 
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England. Auch die Gewerkoereine haben fih der Beauffichtigung des Lehrlinge 
weſens wenigftend in ihren Statuten angenommen ; meines Willens find Au - 
nicht foweit gegangen, wie die vereinigten Schiffbauer in Hamburg. U 

ven Buchdruckern find meines Wifſſens ganz ähnliche Erſcheinungen zu * 
getreten; wenn ich nicht irre, iſt bie Thatſache, Daß in Zeitun 

linge nicht gehalten werben dürfen, auch den Agitationen der Sehifen zugufchreiben, 
welche ſich ganz richtig jagten, Daß * der aufreibenden Thaãtigkeit, Die ſich auf 
wenige Stunden zuſammendrängt, zum Theil ſogar Nachtarbet erfordert, eine 
geordnete vegelmäßige Weiterbildung der Lehrlinge unmsglich ift. 

Ich habe mic, Darauf beſchränkt, dieſe Beilpiele hervorzuheben; Anvere von 
Ihnen werden vielleicht in der Lage fein, biefe Reihe von Beifpielen zu vervoll: 
ftändigen. Ich gebe fie nur, um zu zeigen, daß Arbeitnehmerverbände in Deutſch 
land der Anficht find, das Lehrlingsweſen gebe fie aud) etwas an, und ich muß 
diefe Anficht als entſchieden berechtigt erflären und bitte Diejenigen, welche anderer 
Anficht find, mir nachher ihre Gründe zu jagen, und mid in den Stand zu 
jegen, fie zu widerlegen. 

Weiter komme ich zu der Thätigfeit der Arbeitgebervereine. Da muß ich 
an den unglüdlidien Paragraphen der Gewerbe-Ordnung erinnern, der es gan 
unmöglih macht, daß Krheitgebervereine eine ſegensreiche Thätigkeit in Hinfiht 
auf gewiſſenhafte Aufrehterhaltung der Xehrverträge üben. Es ift merkwürdig, 
welde Hoffnungen man immer noch won der freien Thätigfeit der Arbeitgeber: 
vereine hegt, Denen doch die beftehende Gejetgebung jedes energiſche Borgehen 
unmöglihd macht. Ich Habe vor einigen Tagen in einem in der „Concorbia” 
abgedruckten Berichte der Berliner Enquete von Dr. Stod die Behauptung gelefen: 
„Ohne ſolche Mitwirkung der Handwerksmeiſter ſelbſt würden geſetzliche Bor: 
ſchriften in der Regel wirkungslos bleiben.“ Meine Herren! Das iſt ſehr ſchön 
geſagt, aber wo bleibt der $ 152? ch fann Ihnen Rechtsſprüche bringen, 
welche zeigen, daß Vereinigungen zum Behuf der Verhinderung von Bertrage 
brüchen ber Lehrlinge wie der Arbeiter unter diefen Paragraphen fallen, der eben 
jede Bereinigung, Die irgendwie auf Erlangung günftigerer an und Arbeitd- 
bedingungen gedeutet werden fann, illuſoriſch macht. Jedes einzelne Mitglied 
diefer Vereine, welche man durch Conventional- Strafen zwingen wollte, feinen 
Verpflichtungen nachzufommen, würde auf Grund des 8 152 die klagenden 
Vereindvorftände auslachen dürfen. So lange diefer Paragraph befteht, Tann 
man daher von Arbeitgebervereinen nicht fordern, daß fie durch Selbftbülfe voll: 
tommen Abbülfe Ichaffen. 

Eine andere Thätigfeit Können die Arbeitgeber auf dem Gebiet des Bildungs 
weiend ausüben. Wir haben ſolche Beftrebungen jchon in der erfreulichſten 
Weiſe ın den deutichen Bauhütten, auch bei den Buchdruckern, indem dieſe Arbeit: 
geberverbände jelbftändige Fachſchulen gründen, wo Fachkundige unterrichten. 
Bekanntlich ift e8 in unjern Gewerbe: und Fortbildungsſchulen außerordentlich 
ſchwierig, fachkundige Lehrer zu erhalten, die die allgemeinen Disciplinen den 
Bedürfniſſen der einzelnen Gewerbe anzupaſſen verſtehen, und gerade bei dieſen 
Vereinsfachſchulen iſt Letzteres in glücklicher Weiſe der Tall. Es iſt ganz etwas 
Anderes, wenn ein Baumeiſter, der ſechs Tage der Woche praktiſch ar — 
eigenen Bau arbeitet, am fiebenten bingebt ab ben Lehrlingen Unterricht gibt, 
als wenn ein nur theoretifch auf polytechniſchen Schulen gebilveter Mann Gewerbe: 





.- r 


Referat von Dr. 3. Brinckmann. 105 


ſchullehrer wird und nun obne Zuſammenhang mit der Praxis ben jungen 
Leuten feine Anfichten vorträgt. Ich fehe Daher in den von Innungen und 
gewerblichen Fachvereinen unterhaltenen Schulen eine außerordentliche gute Zukunft 
für die Hebung des Lehrlingsweſens. 

Dam find die Bereinscafien für Lehrlinge zu erwähnen. Ich kann mid) nur 
beziehen auf das, was ich über Caſſen ın ven Fabriketablifſements geſagt habe. 
Es ift allerdings auch denkbar, daß durch Bereinsthätigkeit Caſſen geichaffen 
werden, die dem Vertragsbruch entgegen arbeiten und dem Lehrling ein weiteres 
Forttommen erleichtern. Auch Lehrbriefe und Zeugniſſe, die in neuerer Zeit 
wieder in Aufſchwung gefommen, find bier zu erwähnen. Wille diefe Drittel 
mögen anvegend wirken, fie erflxeden fi aber nicht auf den Kern der Ber: 
bältmiffe, welche georbnet werden follen, und können nur dadurch dauernd ein- 
flugreih werden, daß ihre Form and mit Lebendigem Inhalt erfüllt wird. Ich 
babe erwähnt, daß auf der einen Seite Arbeitgebervereine behaupten Das Tehrlings- 
weien fei ausſchließlich ihre Sache, auf der andern Zeite Arbeitervereine ebenfo ent: 
ſchieden das Lehrlingsweſen zu ihrer außfchließlihen Domaine machen wollen. Ein 
Ausweg wäre meined Erachtens gefunden, wenn man diefe beiden Anfprüche zu- 
ſammenbringen umd eine neue Bereinigung aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
ſchaffen könnte. Mit viefem Gedanfen gelangen wir zu den fognannten „neuen 
Innungen”. Meine Herren, ftoßen Sie ſich nicht an den Yamen! Ich weiß, 
als die Denkichrift der Hamburger Commiffion in die Welt geſchickt wurde, daß 
Diele vor dem Namen „Innung” zurlidichredten. Wir find hoffentlich nicht fo 
weit wie in Frankreich, wo „die Namen die guten Dinge tödten“. Berfahren 
wir daber auch hier nicht nad) dieſer Redensart und nehmen wir den Namen 
vorläufig nur als Bezeichnung eines Begriffes hin, für den und zur Zeit ein 
beflerer Name fehlt! Ich muß bier nur gleich betonen, daß ich nicht der Anficht 
eined der Herren Eorreferenten bin, daß diefe neuen Innungen und die Einigungs- 
ämter ein und daſſelbe fein. Der Unterfchten ift haarſcharf zu ziehen; Die 
Innung kann im einzelnen Falle das Einigungsamt aus fich hervorgehen laſſen, 
dieſes fteht aber auf einem ganz andern Boden. Der Herr Vertreter der Gewerk⸗ 
vereine behandelt in feiner Refolution Das Einigungsamt gewifjermaßen als 
ſynonym mit der neuen Innung. Um das Irrige diefer Auffaſſung zu zeigen, 
ſehen wir, wie das Einigungsamt ſich bei und in Deutfchland praktiſch geftaltet 
hat. Im Statut der Gewerkvereine der deutſchen Maſchinenbauer heißt es 
. B.: „zur Erledigung von Differenzen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit- 
uehmer ift ein bleibendes Schiedsgericht zc. einzulegen‘. Meine Herren! Da 
baben Sie eine Inftitution zur Erledigung von Differenzen, die neuen 
mungen nehmen aber gar keine Rüdjicht auf Differenzen, die entftehen, 
fondern wollen Berbältniffe regeln, über die vielleicht gar Feine Differenzen 
vorhanden find. Das Einigungsamt der Schiffbauer in Hamburg befteht zum 
Theil aus Männern, die.gar nicht dem Verband angehören. Die Innung fol 
vielmehr ein organifirter Verband von Angehörigen eines Gewerbes fein. Den 

beften Beweis für meme Behauptung kann ich einem Bortrage entnehmen, welchen 
Herr Brofefior Shmoller 1872 in diefer Berfammlung gehalten hat. Damals 
dat Here Profeffor Schmoller folgendes beantragt: „In Erwägung, daß das befle 
Mittel die Arbeitseinftellungen und Ausfperrungen zu befeitigen, und den focialen 
drieden berzuftellen, die fogenannten Einigungsämter (Arbeitfanmern, boards 


106 Lehrlingsmweien. 


of concilistion and arbitration), d. 5. Vermittelungscommiifionen gewählter 
Arbeitgeber und nehmer eined beſtimmten Gewerbes, welche bei ent ſtehe nden 
Streitigfeiten für eine beſtimmte ürzere Zeit bie Arbeitöbedingungen, unter 
welchen die Unternehmer Arbeiter beichäftigen, die Arbeiter in Arbeit treten ſollen, 
En beichließen, u. |. w. „es ſei wünfchenswerth, daß überall, wo Häufige 
Streitigkeiten vorlommen, derartige Kammern freiwillig organifirt werben, foot 
daß ein beſonderes Geſetz derartigen Kammern unter gemiffen Bedingungen di 
nothwendigen Befugniffe ertheile und ihre Enticheidungen durchführbar mache.“ 
Meine Herren! Da jehen Sie das Programm folder Einigungsäwter 
deutlich umrifien; es ıft aber ein ganz anderes Programm als das, welches wir 
den nenen Innungen auf den Weg geben. Wo findet Das Lehrlingswefen Platz 
in jenem Programm? Es witrde vielleicht im einer einzeluen Frage, bie ba 
Lehrlingsweſen betrifft, einmal die Entſcheidung des Einigungsamtes angerufen 
werben können, aber für die inneren Verhältnifie dieſes Gewerbes warde das 
Einigungsamt, wenn wir deſſen Begriff fefthalten, wie er vorher befinirt iſt. 
in feiner Weife genügen förmen. Anders wäre ed, wenn Sie fagten, unter 
Einigungsamt wollen wir verftehen, was von anderer Seite unter dem Wort 
„meue Innung“ verftanden worben if. Ich würde hierin feinen Vortheil er- 
bliden, denn id glaube, daß das Wort „Einigungsamt” ziemlich allgemein in 
Deutichland mit einem beftimmten Begriff vernüpft ift und man baher um 


Verwirrung ftiften würde, wenn man ihm einen neuen Begriff unterlegte, während ' 
man mit dem noch nicht occupirten Worte „neue Innung“ einen immerhin neuen 


Begriff verbinden darf. 

Meine Herren! Ich habe dieſen Unterſchied hervorheben mäffen, muß 
jedoch gleichzeitig mit Freude conftativen, daß id im Mebrigen, was die Beden⸗ 
tung ber neuen Innung betrifft, auf demfelben Standpunkte ſtehe wie der Cor⸗ 
veferent, auf den ich mich beziehen mußte. Meine Herren! Man köoͤnnte vielleicht 
fagen, es ſei die Neubilvung folder feftgeglieverter durchaus nicht 
nöthig, es genlige, daß aus ben beftehenben Arbeitgeber- und -NRehmer-Berbänden 
zeitweilig Commiſſionen, nicht zum Zwecke des Einigungsamtes, jondern zur Er⸗ 
ledigung ver anderen Zwede, welche wir uns in Hamburg in einer freien Com⸗ 
miffion der Gemwerbefammer als Zwede der Innung gedacht haben, zufanımen- 
treten. Das würde jehr leicht fein, wenn man einig Darüber wäre, - welche 
Körperſchaften auf Seiten der alle ſowohl wie der Arbeitnehmer dieſe 
Commiſſion wählen ſollen. Es herrſcht aber auf beiden Seiten die größte Zer— 
fahrenheit und Zerſplitterung, größer noch auf Seiten der — —— als 
auf Seiten der Arbeitgeber. Wir haben da die Gewerkvereins⸗Organiſatien, 
wir haben die Gewerkſchaften, außerdem noch Fachvereine anderer, jocialdemofrn- 
tifcher Tendenz, und, meine Herren, an den Tendenzen biefer einzelnen Vereine 
ändern bie Compromiffe der beiden großen Tfoctaldemofratifchen a 
durchaus nichts; da ift jeder Einzelne, der einmal an der Spike 
ſolchen Bereind geftanden bat, intereffirt, an der Epite zu Elbe * 
geben meine perfönlichen GSrfahrungen dabin, daß der Beſtand folder — 
demokratiſchen Fachvereine ganz außerordentlich ſchwankend iſt. Heute beſtehen 
ſie zahlreich, weil es gilt, den Meiſtern gegenüber eine Forderung burchgufegen, 
— nur noch auf dem Papier und ihre Mitglieder find in dem Bezirle Der 

Stadt, für die der Bevollmächtigte beftimmt ift, nicht aufzufinden. Dam find 
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es wieber vorübergehende Wahlagitationen, die ſolche gewerfichaftlicke Vereine ins 
Leben rufen. Sie find fo abhängig von Zufälligfeiten aller Urt, von der all- 
gemeinen Situation, daß ich in ihnen nicht den Boden finden kann, um zu jagen: 
Ihr follt die Commiſſarien wählen, die mit den Commiſſaren der Meiſter⸗ 
corporation zufammen in Verhandlungen treten. Und bie Gewerkvereine, melde 
ja andererfeits einen vortrefflichen Boden dafiir abgeben würden, find leider zu 
wenig verbreitet, und ich glaube auch nicht, daß Außfichten dafür vorhanden 
find, daß die Gewerkvereine in der nächften Zeit den Gewerkichaften und Fach⸗ 
vereinen in Nord-Deutichland, fpeciell in der mir näher bekannten Umgegend von 
Hamburg und in Holftein irgend welchen Boden erfolgreich abgewinnen werben. 
Ferner find bier von Arbeitnehmervereinen noch zu nennen aus den Baugewerfen 
die Bereine der fogenannten „Blauen“, die, wenn fie in ihrem Herzen auch viel⸗ 
leicht vielfach roth genug find, doch aus praftifchen Gründen auf Seite ber 
Meifter getreten find und mit denſelben durch irgend welche gemeinfchaftliche 
Inſtitution, 3. B. durch Caflen, in vegelmäßigem Verkehr ſtehen. Diefe Zer⸗ 
fahrenheit der Drganifation der Arbeitnehmer und Arbeitgebervereine, — denn 
für die Arbeitgeber läßt fih das Gleiche Durchführen — bringt uns dahin, zu 
Tagen, Daß auf dem Boden der gegentwärtig beftehenven Vereinigungen die Bil: 
dung der gemeinfchaftlichen Commiſſion, welche wir in dem Vorſtand der neuen 
Junung finden wollen, nicht möglich, und daß e8 deswegen nothwendig iſt, hier⸗ 
für in Neubildungen einen neutralen Boden zu gewinnen. 

Ich will mich Hier in Details nicht einlafien; die Organiſation jolcher 
neuen Innungen ftebt heute nicht auf dem Programm, und ich kann fie baber 
nur ın allgemeinen Grundzügen berühren. Ich denfe mir es mohl möglich, daß, 
wo die Iocalen Verhältniffe es geftatten, wo einerfeitS mächtige Gewerkvereine, 
andererfeitß mächtige Arbeitgeber-Lorporationen beftehen, welche die größte Mebr- 
zahl der Arbeitgeber umfaflen, daß dieſe ohne Weiteres ſich vereinigen zur Wahl 
eined die gemeinfamen Angelegenheiten orbnenden Geſammtvorſtandes. Ich halte 
es aber auch für möglich, daß in einzelnen Fällen ein Berfahren eingefchlagen 
wird, wie das Herr Julius Schulze in feinem Gutachten angedeutet hat, Daß man 
nämlich Arbeitgeber und -Nehmer direct aufforderte, ihrerſeits Vertreter zu wählen, 
die unter irgend einem zu findenden Namen die gemeinfchaftliche Commiſſion, 
den Innungsvorſtand der Wähler diefer Vertretungen zu bilden hätten. Wie 
gen , ih halte es für wünſchenswerth, durch Normativbeftinnnungen bier mög- 
ichſt wenig zu befchränfen, und nur dem neuen Gedanken eine beftimmte Form, 
ein feſtes Ziel zu fteden. Ich würde e8 auch für bedenklich halten, wenn man 
im diefen neuen Innungen glei ein praktifches Mittel finden wollte, um den 
ſocialdemokratiſchen Vereinen den Boden unter den Füßen zu entziehen. Gerade 
m Hamburg find folche Verfuche gemacht worden, und ich weiß, daß diefe Ber: 
fuche ein weſentlicher Grund find, daß ſich nicht alle Arbeiter diefen Innungen 
ee haben. In Hamburg haben die Töpfer ein ſolches Statut, worin 


& 1. Zweck der Innung der Töpfer ift die Bereinigung der Meifter 
und Geſellen des QTöpfergewerbes behufs Yörderung der gemeinfamen 
Intereffen, insbefondere die Grändung und Leitung von Anftalten, welche 
die Hebung des Geſammtwohles der Mitglieder bezweden, fowie die 
Erleichterung des Beitritt8 zu vergleichen Anftalten (3. B. Unter 
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ſtutzungs⸗, Kranken⸗, Sterbe- und Wittwen⸗Caſſen, Berficherungsanftaten, 
Vorſchußcaſſen); 

8 2. die Regelung der Arbeitsverhältniſſe durch gemeinſame Ber- 

blung ; 

8 3. die gemeinfame Feſtſtellung einer Werkftellenorbnung ; 

8 4. die Einrichtung und gemeinfame Gontrolle eines 
Nachweiſungs⸗Bureaus; 

8 5. Die gemeinfame Ordnung und Beaufſichtigung des Lehrlings⸗ 

end . 


’ 
8 6. die Errichtung eines aus Meiftern und Gefellen beſtehenden 
Einigungsamtes. 

Das iſt gut und ſollte auch im Allgemeinen beibehalten werden; weiter 
aber heißt es in $ 2: 

„Den Meiftern wie den Gejellen der Innung bleibt e8 unbenommen, 
über Angelegenheiten, welche in $ 1 nicht als gemeinfam bezeichnet 
find, in gejonderten Berfammlungen oder in bejonderen Vereinen zu 
verhandeln; berühren jedoch dieſe Angelegenheiten Das Gewerk oder An- 
gehörige deflelben, fo find fie zur Beſchlußfaſſung der Innung zu unter: 

reiten.” 

Meine Herren! Mit diefem Zuſatze hat man verbindern wollen, Daß die 
Arbeitnehmer der Innung Mitglieder eines ſocialdemokratiſchen Vereines ſeien, 
focialdemokratifche Verhältniffe überhaupt bineinzögen. Ich halte das für un⸗ 
geſchickt. Dan entzieht auf diefe Weile dem neuen Verein Leute, die bei näberem 
Verkehr vielleicht in anderer Weife über die Tendenzen des Ganzen zu belehren 
wären, und man bringt von vorn herein einen außsgefprochenen Gegenſatz hinein, 
ver dem Unternehmen leicht ſchaden kann. Ich Halte e8 vielmehr für nicht un= 
denkbar, daß auch ein focialdemofratifcher Verein, wenn er nur wirklich eine ge 
nügende Mehrzahl der Fachgenofien in einer Stadt vepräjentirt, mit emem 
Meifterverein zufammentritt zu einer folden Innung. Er mag dann immer für 
Diejenigen Angelegenheiten, die nicht gemeinfam find, fein ſocialdemokratiſches 
Stedenpferd reiten, fo lange er will. Man ſoll ihn von Seiten Derjenigen, Die 
folde Iunungen ins Leben rufen wollen, dieſe vergnügliche Unterhaltung durchaus 
nicht beichränfen. 

Meine Herren! Mertwürdig und erwähnenswerth ift es, daß Empfehlungen, 
wie fie von der freien Commilfion in Hamburg bezüglich der neuen Innungen 
ausgegangen find, auch in anderen Ländern zu Tage treten, und zwar ganz un: 
abhängig von den deutſchen Beitrebungen. In Parıs ift eine ähnlide An- 
regung ausgegangen nicht von den Meiftern, ſondern von den Arbeitern ſelbſt. 
Ih kann Ihnen Mittheilungen machen aus einem Buche, welches zum Verfaſſer 
einen der erften Pariſer Möbelfabritauten Hat und den Titel führt: „La re- 
vanche de la France par le travail“. Paul Mazaroz bat in diefem Buche 
eine Geſchichte des franzöſiſchen Zunftweſens gegeben. Am Schluſſe erzählt er, 
daß im Januar des verflofenen Jahres die Arbeiter-Cyndicatäfammer der Holz: 
Bildhauer fi an die Syndicatskammer der Möbelfabrifanten gewendet babe, 
um fie zu bitten, mit ihr eine gemeinfchaftliche Commiſſion zu wählen, um zu⸗ 
nächft als Schiedsgericht zu fungiren; keineswegs ein Einigungsamt : das Einigungs- 
amt fol, wie gejagt, entftehende Streitigkeiten, die auf das Ganze des Gewerbes 
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ſich beziehen, ſchlichen. Hier wurde von Seiten der Möbelarbeiter gerade das 
gefordert, was die freie Commilfion in Hamburg den neuen Innungen zuweiſen 
wollte: ſchiedsrichterliche Befugniß. Die von den Pariſer Arbeitern gewünfchte 
gemeinkame Eommilfion follte das Schiedsrichteramt ausüben „über Differenzen hin: 
fichtlich Des Arbeitslohnes“, nicht über entftebende fünftige, ſondern über 
Streitigkeiten, wie fie heute von unferen beutfchen gewerblichen en 
entfchieden werden follen. Die Herren von ber Syudicatöfammer der Fabri⸗ 
fanten Haben genan dieſelben Bedenken dagegen gehabt, mie mande der deutſchen 
Lritiler über Die Hamburger Vorſchläge; fie fürchteten ſich vor einer neuen Juris⸗ 
bietton und wieſen die Sache zurüd. Die Folge iſt gemweien, daß Herr Mazaroz, 
der die Forderung der Arbeiter in der Syndicatskammer vertreten hatte, feinen 
Austritt erflärt, Das Ende vom Liede ıft dann, daß Herr Mazaroz freilich 
mit allzu patbetiichen Worten in diefer neuen Bildung die gewerblide Or— 
ganıfation der Zufunft findet — alfo genau denſelben Stanbpunft ein= 
ninmt, anf dem wir in Hamburg ftehen. Er gebt fo weit, daß er fchon in 
pophetiicher Weile die Zufunft ſchildert, die dem Gewerbe blühen wird, wenn 
diefe neue Organiſation Boden gefaßt haben wirb und bemüht ſich auch fchließ- 
lich einen Namen zu finden, den Namen „famille professionelle“. Cr jagt, 
er werde fid) vor dem Namen „Sorporation“ hüten, weil eben dieſer Name 
(mie in Deutichland der Name „Innung“) der neuen Sache Gefahr bringen 
würde. Wie Der weitere Berlauf ift, weiß ich nicht; es ift immerhin von In⸗ 
terefie für un, daß man unter ganz anderen Berhältniffen auf ähnliche Neu- 
bildungen gefommen ft. 

Meine Herren! Ich komme num zu der dritten Frage: Wie die Geſetz⸗ 

gebung anvegend, förbernd, zwingend wirfen fol? Die Thätigfeit des Gejeg- 
es in dieſer Hinfiht kann ſehr mannigfache Richtungen nehmen. Es handelt 
fih einmal um die Form des Lehrvertrags, die vorgefchrieben werden kann, um 
bie Vorſchrift eines gewifien Inhalts des Lehrvertrags, der Dauer des Tehroer- 
bältnifjes einer Probezeit; es können Prüfungen vorgefehrieben werden; Die Bes 
Ihränfung ber Lehrlingszahl ift zu erwägen und endlich find Mittel zu finden, 
um die Heilighaltung der Lehrverträge zu erzwingen. 

In Bezug auf die Form des Lehrvertrag® fann ih nur die Einmütbigfeit 
conſtatiren, die bei der jüngften Enquete infofern berrichte, als Schriftliche Abfafjung 
des Lehrvertrags für wunſchenswerth erklärt wurde. So wurde, um einzelne Bei 
Ipiele anzuführen, in der Liegniger Enquete nach den von Jacobi darüber in bie 
ie gebrachten Mittheilungen namentlich verlangt ſchriftliche Abfaffung 

Lehrvertrags, und auch in der Tübeder Enqrete fpielt die ſchriftliche Ab⸗ 
—* des Lehrvertrags eine weſentliche Rolle; desgleichen in der Hamburger 
Enquote, wo die Anhänger des alten Bunftwefens ebenſo wie die Vertreter des 
änperften Gegenſatzes zu dieſem und ſocialdemokratiſche Barteigänger ſich für 
ſchriftliche Abfafjung erflärt haben; desgleichen in ver Berliner Enquäte, in dem 
Gutachten des thüringijchen Baugemerfevereing. Auch der allgemeine Gewerbe: 
verein in Münden bat anläßlich der von ihm berau Sgegebenen Beantwortung 
der Enquetefrage ſich in demfelben Sinne ausgeſprochen; die meiften Gutachter 
des en. fr Socialpolitit haben dieſelbe Forderung aufgeftellt. 

e Regiftrirung des Lehrertragd Kat den Zwei, Die orbnungsmäßige 
Asfoffang unter öffentlicher Autorität zu controlliiven. Auf die Organe, welche 
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mir zur Führung ber Vertragoregiſter geeignet erſcheinen, werde ich noch zurich 


Im Bezug auf den Inhalt des Lehrvertrags ſcheint ed mir ſelbſwerſtändlich, 
daß darüber auch Normati hriften ganz allgemeiner Natur erlaſſen werben. 
Es wird fi ferner von ſelbſt — daß, wenn der Lehrvertrag regiſtrirt wird, 
der regiſtrirende Angeſtellte oder Innungsvorftand die Parteien darauf aufmerk- 
ſam macht, wenn ein weſentlicher Beftandtheil des Lehrvertrages fehlt. | 

Hinfichtlih der Normatiobeftimmung für den Lehrvertrag darf eine Probezeit 
von näher zu beftimmenver Dauer als eine von keiner Seite beftrittene Forberung 
bezeicgnet werben. Anders Tiegt e8 mit der geſetzlichen Dauer der Lehrzeit. Ge⸗ 
jegliche Vorſchriften für dieſe werben wohl von Einigen geforbert, fcheinen aber 
durchaus unmöglid, Da ja nad dem Bilbungsgrad des angulemenben 
die Lehrzeit eine verihiebene fein muß und auch zu fein pflegt. 
der mit Erfolg die Vollsſchule durchgemacht bat, wird in ber —* befier 
ein Lehrling, welcher nur eine Bauernſchule beſucht bat, aber — gut als 
ein Lehrling, der eine gute Mittelſchule oder gar eine Realſchule erft er Ordnung 
abſolvirt hat, in ber Lage fein, in gegebener Zeit ein beſtimmtes handwerlliches 
Biel zu erreichen. Je nad) diefem oder jenem falle wird alſo bei feſtſtehendem 
Biele die Lehrzeit Tänger oder kürzer bemefien werben dürfen. Auch mancherlei 
andere Berhältniffe find bier von Einfluß; Mander will 5. B. ein Gewerbe 
- zum eigentlichen Betrieb vefielben, fondern nur als Hülfägewerbe eines au⸗ 

deren erlernen, wie beifpielöweife Ingenieure den Mafchinenbau, Maſchinenbauer 
bie Schloſſerei. Es läßt ſich mithin auch mit der größten Sorgfalt nicht eine 
für jeden einzelnen Fall paſſende Scala der Lehrzeiten feftftellen. 
ch die Beendigung des Lehrverhältniſſes durch Prüfungen iſt meiner Ans 
fiht nach nicht durchführbar. Wie die Prüfungen früher von der alten Zunft 
abgehalten wurden, find fie heutzutage nicht wieder aufnehmbar. Die Zunft hat 
ihrerſeits durch die J—— Brüfungen kaum Etwas dazu — die guten 
alten Handgriffe des Gewerbes auf bie Gegenwart zu bringen; bie Zunft hat 
vielmehr das Erbtheil vieler Jahrhunderte in der Zeit ihrer raſch 
verfallen laſſen, während fie es doch in der Hand hatte, bei den Prüfungen auf 
die a der alten techuifchen Kunftgriffe zu achten; fie hat e8 aber 
nicht gethan; fie hat durch ihr Prüfungsfgftem nicht vermocht, ber Berfümmermg 
der technifchen Fertigkeit — ich ſpreche bier nicht vom Sehämad — Einhalt zu 
thun. Man darf aljo mit gerechtfertigtem Mißtrauen die Wiedereinführung von 
Prüfungen alten Stile8 zurückweiſen und wird fidh dem geyenüber, — ich 
befürworten möchte, erinnern, daß wenn nicht ein gewaltiger Anſtoß aus anderen 
Berhältnifien Heroorgegangen wäre, ber gewerbliche Krebögang umter Leitung ber 
——— wahrſcheinlich feinen tißfefigen Berlauf weiter genommen hätte. 
Einige a öffentliche a im Anſchluß an die Gemerbeichule und 
ben Verſuch berfelben befürwortet, aber dieſe öffentlichen Prüfungen, weine 
Herren, mit flattfindender Prämiirung, führen uns auf ein ſehr heilliches Ge⸗ 
— welches dem franzöfiſchen Unterrichtsweſen außerordentlich gefährlich geworden 





—*2 die dann dem Publikum als Muſterkinder ge werben, nachher 
aber leider ſich oft als recht verdummt herausſtellen. fich 
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in Frankreich eine lebhafte Agitation gegen dieſes Suftem geltend, das ja in 
Framkreich alle Hffentlichen Schulen durchzieht, und ich möchte die beutfchen Ge⸗ 
werbeihulen davor bewahren, eimen ähnlichen Weg zu gehen. Es möge dabei 
fein Bewenden haben, daß der Lehrer dem jungen Manne beim Berlafien der 
Gewerbeſchule ein Zeugniß ausftellt über alle einzelnen Fächer, in denen er dem 
Unterrichte beigemohnt bat. An dieſes Zeugniß können vielleicht Begünftigungen 
in fpäteren Berhältnifien gefnüpft werden, wie einer ber Herren Gutachter be 
züglich der Militärpflicht andeutet. 

Man bat ferner befiirwortet, das Geſetz folle die Zahl der von einem 
Meiſter zu haltenden Lehrlinge in ähnlicher Weife an die Zahl der befchäftigten 
Gefellen binden, wie ſolches durch die Macht der coaliirten Arbeiter, 3. B. bei 
den Sciffbauern in Hamburg und bei fehr vielen englifchen Gewerkvereinen in 
ihren befonderen Gewerben durchgeſetzt ift. Ich Halte aber die gefeglice Einführung 
dieſer Beichräntung für ganz unzuläffig, weil man fie den praftifchen Verhältniſſen nicht 
anpafien könnte. Nehmen wir folgenden Yall, wie er in Seeftädten und überall, 
wo für den Export arbeitende Gewerbe eriftiren, häufig vortommt: Ein Tifchler, 
der nur 2, 3 Geſellen beſchäftigt, alſo beifpielöweife nad) der Scala des ange- 
nommenen Geſetzes nur einen Lehrling halten dürfte, befommt beträchtliche Export: 
aufträge, deren Erfüllung fi auf ein halbes Jahr oder länger erftvedt. Er 
nummt alfo noch 6 oder 9 neue Gefellen an und kann nım auch nach ben 
Beftimmungen des Geſetzes 2 oder 3 Lehrlinge halten. Wie nun, wenn dieſe 
Eportaufträge durch geſchäftliche Conjuncturen plöglich befchränft werden, was 
jol der Dann mit feinen Lehrlingen machen? Soll er fie jett entlaffen, wie 
die Geſellen? Gewiß nicht, denn eine folde Entlaffung würde ebenfo wider 
vehtlich fein, wie dem Wejen des Lehrvertrags widerfprechen. Das Gefeß witrbe 
bier alfo dem Manne nur die Wahl zwiſchen zwei gefegwibrigen Handlungen 
laſſen. Aehnliche Berhältnifie würden bei jedem Gewerbe, welches einmal in bie 
Lage kommt, für den Export zu arbeiten, ſich wiederholen. Will man vie Lehr- 
lingszahl beichränten, fo fann dies meines Erachtens nur im Anfhluß an eine 

Drganifation, wie ich fie 3. B. in der neuen Innung finde, geicheben. 
Die Innung Fönnte derartige beſchränkende Borfchriften für ihre Mitglieder er: 
Inflen und controlliven. Indem fie zu dem Meifter, ver zu viel Lehrlinge hält, 
fagen Tann: „wir nehmen dir diefen und jenen Lehrling“, kann fie diefe Lehr- 
linge auch wieber bei ſolchen Meiftern einftellen, welche vie zuläffige Zahl von 
Lehrlingen nicht halten, und kann dabei zugleich den ſchon erreichten Grad ge: 
werbliher Ausbildung berüdfichtigen. Die Herbeiführung derartiger Einfchrän- 
fmgen follte aber dem freien Ermeſſen der gewerblichen Berbände überlaflen 
bleiben, die Gefepgebung follte in diefer Hinficht feinen Zwang verfucen. 
Irdirecte Mittel, um die Heilighaltung der Lehrverträge zu erzwingen, babe 
ich ſchon anläßlich der Löhnung der Lehrlinge und der Lehrlingseaſſen angedeutet. 
Ueber das directe Mittel, den Bruch der Lehrverträge ımter Strafe zu fielen, 
lann ich mich Kurz faflen, da früher bereit8 biefe Frage vor diefer Verſammlung 
m Bezug auf den Bruch der Arbeitsverträge überhaupt discutirt und zum Wb- 
ſchluß gebracht worden if. Auch jetzt iſt es eine allgemeine Forderung bei der 
Enquete gewefen, daß der Bruch der Lehrmerträge energiſch und allgemein geftvaft 
werde. Selbſt von ſocialdemokratiſcher Seite, wo man freilich den Bruch des 
Lehrertrags an dem Brecher felbft nicht geftraft wiſſen will, ift gefordert worden, 
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daß Der, welcher einen Lehrling anreizt zum Bruch des Contractes, ober ihn auf⸗ 
nimmt, während er weiß, daß derfelbe entlaufen ift, beftraft werde. Em Ent 
ſchadigungsanſpruch des früheren gegenüber dem neuen Lehrherrn ift wenig be- 
firwortet worden, weil man ment, er führe zu ewigen Nörgeleien unter ben 
Parteien felbft. Die officielle Beſtrafung von Rechts wegen ohne vorgängigen 
Antrag des Beichädigten eintreten zu lafien, ift nicht empfohlen worden. 

Meine Herrn! Ale Maßregeln, die das Gele zur Förderung des ge: 
werblihen Lehrlingsweſens vorfchreiben Tann und vorgekhrieben bat, find aber 
fruchtlos, wenn es nicht Organe gibt, melde die Ausführung diefer Maßregeln 
überwaden. ‘Die beftehende Gewerbe-Oronung enthält eine Reihe ganz vortreff- 
licher Beſtimmungen, wenn auch zum Theil nur erft im Keime, mit völlig ent- 
widelt und mit aller Confequenz ausgeſprochen: aber e8 fehlt ihr durchaus an 
den geeigneten Organen zu ihrer Durchführung. Der Landesgeſetzgebung, dem 
problematiſchen Ortsftatut, iſt zu viel überlaflen; da ſehen wir denn die gewerb⸗ 
lichen Angelegenheiten willfürlih an einem Orte diefem, an einem andern jenem 
Beamten, auch wohl ganz oder zum Theil der Ortspolizei zugewieſen, die wirk⸗ 
ih mit ihren anderen Aufgaben genug zu thun bat und auch nicht das mindefte 
Intereſſe Bat, fi mit Sachkunde diefer Verhältniſſe anzunehmen. Dadurch ift 
diefe Unordnung welentli vermehrt worden, weit mehr als durch die pofitiwen 
Beftimmungen der Gewerbe: Oronung. Ich halte e8 daher in erfter Linie fin 
nothwendig, daß Organe geichaffen werben, die geeignet find, die Durchführung 
diefer Beftimmungen zu überwachen, Organe, die in ihrem Kreife Zwangsbefugniſſe 
ausüben könnten. ALS ſolche Organe denke ich mir in erfter Linie Diejenigen 
Innungen, in welchen fih Arbeitgeber mit Arbeitnehmern deſſelben Gewerbes 
zur Regelung gemeinfamer Angelegenheiten verbinden. Ich gebe auf keine 
Specialifirung diefer Innungen ein Ueber den Namen babe ich vorher ſchon 
genug geſagt; ih will nur den Grundgedanken gewahrt und feftgeftelft wiſſen, 
und die Functionen von AuffichtSorganen für das Lehrlingsweſen derartigen In⸗ 
nungen zuweilen. Nun iſt aber die Bildung folder Innungen auf dem Boden 
der gegenwärtigen Gewerbe-Orbnung unzuläffig. In einigen deutichen Staaten — 
und in Hamburg find wir fo glüdlich, in dieſer Lage zu fein — ift es allerdings 
möglich, folde Innungen zu bilden. Wir Haben denn auch zwei derfelben in 
Hamburg, und einige Projecte für Neubildungen diefer Art find der Ausführung 
nahe gebracht. Das ift aber nur Dann möglih, wenn man bie betreffenden 
Beftimmungen der Gewerbe - Ordnung nicht als abjolut bindend erachtet, wenn 
man ſich berufen kann auf ein Gefet, welches, wie das hamburgiſche von 1864, 
das Innungsweſen einfach dem Vereinsgeſetz unterftellt und wenn gleichzeitig 
dieſes Vereinsgeſetz ein äufßerft liberales iſt. Bereinsgejege haben wir 3. B. in 
Hamburg nicht, aus 1848 eine allgemeine Verordnung gegen politifche Vereine, 
dann einen ſehr objoleten Erlaß des Bundesrathes aus dem Jahre 1851: das 
ift unfere Vereinsgeſetzgebung; aljo haben wir vollftändig freie Hand und können 
neue Immumgen gründen. Das kann man aber in den Staaten nicht, für weldye 
die Gewerbe⸗Ordnung wirklich vollgültiges Geſetz iſt. Und wenn Letzteres nicht 
der Fall wäre, würde e8 fi immer noch um die Xiberalität der Bereinsgefeke 
handeln. Diefe find nun außerorbentlih mannigfach, und in manchen beut: 
ſchen Staaten ſetzen fie derartigen Neubildungen unüberwindliche Schwierigferten 
entgegen, Maßregelungen und Benuffihtigung, die von der Grimbung derartiger 
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Imungen abfichreden müſſen. Im Hinblick auf diefe Verhältniffe alſo wünfche 
ih, in der Rejolution, die ich Ihnen vorichlage, zu conftatiren, daß auf dem 
Boden der gegenwärtigen Öewerbe-Ordnung die Bildung der- 
artiger Innungen unausführbar if. Die alte Gewerbe: Orbnung 
fennt mur neue Innungen in einem ganz anderen alten Sinne. Ich wünſche, 
daß die Gewerbe: Orbnung entiprechend geändert werde, ohne mich irgend wie 
auf Detaild einzulafjen; id wünjche nur, daß der Boden gegeben werde, auf 
dem Diejenigen, die eine folde Neubildung für ausführbar halten, mit ihrer 
Schaffung vorgehen können. 
Zweitens halte ich für notbwendig, Daß auch die Entfcheidung der aus dem 
e entipringenden Streitigleiten durch gewerbliche Schiedögerichte erfolgt. 
3b laſſe abfichtlih die Frage unberührt, in wie weit Die Innungen felbft als 
Schiedögerichte fimgiren können. Sie wiflen, daß die Mebertragung dieſer Func- 
tionen an die Innung in der Hamburger Dentichrift eine große Rolle ſpielt. 
Ich gebe auch diefen Vorſchlag nicht auf, ich will ihn nur bier nicht im Vor— 
übergehen zur Entſcheidung ftellen. Eben jo gut, wie man die Aufficht über Das 
Lehrlingäwefen der Innung überträgt, kann man auch meines Erachtens vie 
Fuuctionen eines ſolchen Schiedsgerichts der Innung übertragen, welche gewifien 
geſetzlichen Erforderniſſen entſpricht. Damit würde der Innung nicht etwa eine 
Gerechtſame ertheilt, vielmehr eine ernſte Pflicht auferlegt. Ob und unter welchen 
Vorausſetzungen dies geſchehen könnte, übergehe ich jedoch, um nur zu fordern, 
daß in dem erwähnten Schiedsgericht, ſei es Innungsgericht, ſei es allgemeines 
— Schiedsgericht, Arbeitnehmer ſo gut wie die Arbeitgeber ver⸗ 
treten ſeien. 

Weiter will ich, daß das Geſetz ſchriftliche Abfaſſung und Regiſtrirung des 
Lehrvertrags vorſchreibe. Wo regiftrirt wird, iſt im Grunde einerlei; befteht 
eme Innung auf der angeführten Grundlage, jo mag fie dieſe Function er- 
halten, es können aber auch die Schiebögerichte damit betraut merben, ober 
eine andere Behörde, von welder binreihende Sachkunde erwartet werden darf. 
Meine Herren! Es gibt Gegner einer ſolchen Negiftrirung und der gefeglichen 
Forderung fchriftlicher Abfaffung der Lehrverträge, obwohl feiner diefer Gegner 
jo weit geht, zu betreiten, es ſei außerordentlich wünjchenswerth, die Lehrver⸗ 
träge ſchriftlich abzufaſſen. Nur will man von jener Seite die Schriftlichleit der 
tehrverträge nicht geſetz llich vorfchreiben. Die Herren haben, von einem ge- 
wien Standpunkt ausgehend, ganz recht, wenn fie fagen, man folle eben fo 
wenig Schriftliche Abfaſſung vorihlagen, wie man vorſchreibe, bei bewölktem 
Himmel mit Gummifchuhen und Regenſchirm auszugeben. Iener Standpuntt ift aber 
die einfeitige Auffaſſung, als diene die ſchriftliche Abfaſſung und Regiftrirung nur 
dazu, den Lehrheren gegen die Folgen des Vertragsbruches zu fügen. Auf der 
anderen Seite ift aber doch nicht zur vergefien, daß auch dem Unmiündigen, ber 
entweder fich nicht zu berathen weiß, oder von feinen Eltern außgebeutet werden 
ſoll, Schuß gewährt werden muß. Wir wollen aljo verhüten, daß der Lehr- 
vertrag, wie bei mündlichem Abſchluß Leicht gejchieht, zu Ungunften des Lehr: 
lings geventet werde. Der Lehrling weiß bei mündlichem Bertrage oft gar nicht, 
welche Pflichten er übernimmt, welde Rechte er dem Meiſter gegenüber bat. 
Durch die ſchriftliche Abfaffung des Vertrags foll auch der ‘Degradirung bes 
Lehrlinge zum jugendlichen Arbeiter entgegengewirft werden. Nicht nur zu 
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Sunften des Lehrberen, fondern im Intereſſe des heranwachſenden Geſchlechtes, 
des ganzen Gewerbes fordere ich daher die Einmiſchung des Geſetzgebers auf die 
in meiner Rejolution ausgeſprochene Art. 

Die mindeſtens einmonatliche Probezeit ift wieder ein Ergebniß der jüngften 
Enquöte. Beſonders motivirt wird fie durch die Rüdficht auf die Geſundheits 
verhältniffe des Lehrlinge. Ein Lehrling z. B., der Brauer werben foll, weiß 
nicht, ob feine Lungen den Aufenthalt in der Mälzerei vertragen; es wird 
einiger Zeit bedürfen, ehe er fich davon Überzeugen kann. Iſt feine Conſtitution 
den gewählten Beruf nicht gewachſen, fo wird eine quälende, ja gefährliche Ar: 
beit für ibn die Folge fein, und er wird die nächftbefte Gelegenheit benutzen, 
um davonzulgufen. In anderen Gemwerben, bei ven Schloſſern, Schmieden, ftellen 
ſich vielleicht die Körperkräfte ald nicht ausreichend Heraus für die Hantierumg mit 
ſchweren Werfftüden. Oper der Lehrling hat für fein Gewerbe vielleicht eine zu 
ſchwere Hand, oder er ift nicht aufgewedt genug. 

Weiter komme ich dann zu der Androhung von Strafen auf widerrectlicen 
Bruch des Lehrvertragd wider den Anftifter hierzu, und wider Denjenigen, der 
einen Lehrling, wiſſend, daß er entlaufen tft, in Lehre oder Arbeit nimmt over 
behält. Ich glaube, diefe Forderung ift nur eine Conſequenz Des vorjährigen 
Beſchluſſes, jo daß ich nicht weiter darauf einzugeben braude. Ich bin m 
Mebrigen bereit, falls diefe Aufftellung Gegner finden ſollte, mic; darüber aus⸗ 
zulafien. Werner babe ich eine Forderung zu ftellen, welche nicht direct mit dem 
Lehrlingsweſen zufammenbängt, aber dem Mißbraud der Lehrlinge in gemijer 
Richtung zu begegnen im Stande ift. Ich fordere das Verbot, Arbeiter unter 18 Jahren 
zu einer regelmäßigen Beſchäftigung im Gewerbe: oder Fabrikbetrieb anzunehmen, 
wenn fie nicht in Gemäßheit des 8 139 der Gewerbe- Ordnung mit einem 
Arbeitsbuch verjeben find. Ich lege feinen Werth darauf, ob in dieſem Buche 
der Lehrling verpflichtet fein ſoll, jeine Religion anzugeben, wie es nod in der 
Gewerbe⸗Ordnung geichrieben fteht und feiner Zeit gegen Widerſpruch von ſocial⸗ 
demokratiſcher Seite im Reichſtag des Norddeutſchen Bundes befchloffen wurde. 
Es handelt fi bier nur um allgemeine Grundjäge; ich will verhindern, daß 
ein Knabe, der von einem Meifter als Lehrling angenommen ift, ohne Weitere, 
vielleicht ohne Wiſſen der Eltern oder Vormünder, zum jugendlichen Arbeiter 
degrabirt wird. Die beliebige Verſchiebung des Verhältniſſes ſoll verhindert 
werden, indem durch einen formellen Act feitgeftellt wird: dieſer Junge it Ar 
beiter, dann wifjen beide Theile ganz genau, was fie zu thun und zır lafien 
haben, unter welchen gefeglihen Beftimmungen fie ſtehen. Es fann dann mid 
in willfürliher Weile das Wort umgedeutet werden, je nach dem Vortheil des 
Einen oder Underen, namentlich in Bezug auf Das Klindigungsverhältnik. Dir 
Forderung unter Nr. 6 meiner Refolution bat zugleich den Zweck, ven Mißbranch 
zu verhindern, der bei nicht erfolgtem Abſchluß fchriftlicher Lehrverträge ım 
dem Knaben getrieben werden fünnte. Deshalb braucht auch diefe Beſtimmung 
auf den Lehrling feine Anwendung zu finden. Die durch Regiſtrirung ihre 
Verträge als Lehrlinge beſtimmt bezeichneten jungen Leute haben nicht nöthig 
dieſe ArbeitSbücer zu führen; natürlich ift diefe Befreiung von der Führung 
eined Arbeitöbuches eine Conſequenz der Regiftrirung des Lehmertrages; das 
Eine hängt von dem Anderen ab. 

Am Schluffe Habe ich noch, veranlaft durch die mehr oder minder em: 
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gehenden Erörterungen mehrerer Gutachter, auf Das Unterrichtsweſen für Lehr⸗ 
linge eine Rejolution vorgejchlagen, in welder ich die Gewährung ordentlichen 
Unterriht8 in für Lehrlinge geeigneten Schulen fordere, in denen außer den all- 
gemein üblichen Unterrichtögegenftänden die Grundlehren der Volkswirthſchaft und 
der Gewerbegeſetzkunde gelehrt werden. Ich will jevod den Zwang zum Beſuch 
von Fortbildungsfchulen nur unter Berädfichtigung der örtlichen Verhältnifie im 
Gewerbe einführen umd überhaupt der Entwidelung der gewerblichen Fachſchulen 
er der Lehrwerfftätten für einzelne Gewerbe möglichft freien Spielraum gewährt 


en. 

Meine Herren! Der Unterricht foll gewährt werben: ich fage nicht, 
daß feine Benugung erzwungen werben fol. Ich Iege aber beſonderes Gewicht 
darauf, daß die Grundlehren der Volkswirthſchaft und der Gewerbegefegkunde bier 
als Unterrichtögegenftände mitgenannt werben. Ich weiß jehr wohl, daß man 
14:, 15jährigen Lehrlingen nicht mit über ihren Horizont gehenden Dingen kom: 
men kann: aber mit einem jungen Manne von 19 Jahren kann man doch ſchon 
von wirtbichaftlichen Fragen und von Geſetzen reden. ch halte e8 für ein 
großes Unglüd, daß in Deutichland in diefer Beziehung bis jett fo wenig, 
agentlih gar nichts gethan ift. Es Liegen wohl einige Brochüren über die Ein- 
rihtung von Fortbildungsichulen vor, in denen diefe ragen berührt werben. 
1872 batte die Funk'ſche Stiftung in Hagen einen ‘Preis ausgejchrieben. Mehrere 
Schriften wurden veröffentlicht; in einer derfelben macht Hermann Grunow Vor⸗ 
ſchläge für den Lehrplan der Fortbildungsſchule: er will u. U. gewerbliches Buch⸗ 
führen, auch Gewerbegefegkunde berüdfichtigt willen. Er will die neue Gewerbe: 
Ordnung vergleicyen mit anderen älteren Geſetzen: Zunft, Innung, Berjiherungs- 
weien berückſichtigt wiſſen. Nicht ganz jo entichieden hat bei demſelben —* 
Carl Schröder ſich ausgeſprochen, obwohl in verwandtem Sinne. So viel ich 
weiß, ift aber in der Mehrzahl ver deutichen Schulen feine Rüdficht auf Diele 
Anregung genommen worden. In Württemberg 3. B. ift man in ben fiebziger 
Jahren nicht weiter gelommen, als Leſeübungen aus powulären Büchern über 
Boltswirthichaft mit den jungen Leuten abzuhalten. Doch ift man in Stuttgart, 
Reutlingen, Cannftatt und einigen anderen Städten Württemberge, wie in dem 
fürzlich veröffentlichten großen Bericht über die Wirkſamkeit dee Württembergifchen 
Gentralftelle fir Handel und Gewerbe erzählt wird, wohl zufrieden mit den Er: 
folgen dieſer beicheidenen Anfänge volkswirthſchaftlichen Unterrichts. 

Ich wünſche, daß man dabei nicht ftehen bleibe. Wohl weiß ich, daß es 
außerordentlich ſchwierig ift, gelibte Lehrkräfte zu befommen.. Man wird, wenn 
man in Volkswirthſchaftslehre erfolgreich unterrichten will, die Grundlehren doch 
nicht nur elementar erfaflen dürfen, es ift eine willenihaftliche Univerfitäts- 
bildung hierzu nöthig, welche nur in feltenen Fällen den Lehrern der Yortbildungs- 
Thule beimohnen wird. Es wird aber möglich fein, auf engliche Vorbilder 
zurüdzugreifen. Die freiwillige Lehrthätigkeit engliſcher Vollswirthe, — felbft der 
Minifter — wenn ih nicht irre, hat Gladſtone noh im legten Jahre in 
Sonntagfchulen Unterricht in der Volkswirthſchaftslehre gegeben — und bie 
vortrefflichen Erfolge dieſes Wirkens follten zur Nacheiferung anjpornen Faſt 
noch nothwendiger und einfacher ift aber Die Gewerbegeſetzkunde. Ich habe in 
Hamburg viel zu thun mit Gewerbtreibenden, die Auskunft über geſetzliche 
Fragen von mix wünfchen: da mußte ich oft die erfchredenpfte Unfenntniß der 
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einfachften Geſetzesbeſtimmungen wahrnehmen, die, wenn fie den Parteien befannt 
gewejen wären, fie vor Weitläufigleiten und Benachtheiligungen geſchützt haben 
würden. Und nad dem mas ich aus anderen Stäbten gehört habe, fteht es 
anderswo nicht befier, als bei uns. Ich verlange nicht ins Detail gehende 
juriftifche Auslegung dieſer Gefege; die jungen Schüler follen nur wiffen, wo 
fie die Geſetze finden können und wie fie diefelben zu leſen haben. Hiſtoriſche 
Betrachtungen würden fich — anſchließen. Dergleichen geſchieht jetzt 
nicht, oder nur ſehr ungenügend. Man bringt z. B. einen dürftigen Auszug 
aus dem Wiſſenswerthen in den „Comptoirwiſſenſchaften“ unter; da taucht 
neben dem Wechjelrecht auch Hin und wieder etwas von Gewerbegeſetzkunde auf, 
faft immer aber bleibt dies auf das Genoſſenſchaftsweſen beihräntt. Die Ge 
werbe-Ordnung, fie mag gut oder ſchlecht fein, ift aber einmal gültige Norm 
und follte den Lehrlingen, fobald fie das fr ihr Verftändniß erforderliche Alter 
erreicht haben, auch zum Verſtändniß gebracht werben. 

Bon vielen Seiten bat man reichögefeglihen Zwang zum Beſuch der 
Sortbildungsichulen befürwortet. Ich, meine Herren, komme nach reiflicher 
Erwägung aller Folgen folgen Zwanges dahın, denfelben für ein Unglück zu 
halten; ich halte dafür, Daß der Zwang zur Schablonifirung des öffentlichen 
Unterriht® führen wird, wie fie in Frankreich durch den erften Napoleon be 
gründet wurde, und an ber wirklich die öffentlihe Bildung Frankreichs aufs 
Schwerfte krankt. Jetzt aber macht fih in Frankreich, abgejehen von ber cleri- 
calen Agitation, auf dem Felde des Unterrichtsmejend eine Bewegung dagegen 
bemerkbar; ich glaube nicht, daß fie eingewurzelten Vorurtheilen gegenüber bald 
van Erfolg jein werde. Der Zwang zum Beſuch von Fortbildungsichulen würde 
dahın führen, daß die Gewerbe-Ordnung auch fragen muß: Was ift eine Fort- 
bildungsſchule? Der Lehrplan der Fortbildungsichulen würde Sache des Rede 
werben: Damit ift aber indirect auch die Nothwendigleit gegeben, den Lehrplan 
der Mittelfchulen und Volksſchulen reichsgeſetzlich zu definiren, denn auf ihnen 
fol ja die Fortbildungsſchule weiter bauen. Wir fämen alfo zu einer Uni⸗ 
formirung der gelammten Mittel- und Boltöichulen, und davor möchte ih 
Deutjchland bewahrt wifjen. 

Es kommt noch mandes Andere in Betracht. ine überftitrzte Durch⸗ 
führung dieſes Zwanges, wie fie die Folge eines in dieſem Sinne erlaffenen 
Reichögefeeß fein würde, müßte dahin führen, daß die Lehrkräfte der gewerb⸗ 
lichen Fortbildungsfchulen abſolut nicht in der Lage wären, den Anforderungen 
zu genügen. Schon jest muß man ſich vielfach mit Lehrern begnügen, die nıdt 
in der Lage find, auf die jpeciellen Bebürfnifie der Gewerbe, die doch bei vielen 
Fächern berüdfichtigt werden ſollen, einzugehen. Das find ſchon jet Mißſtände, 
die faft überall in Deutichland heroortreten: fie werden noch größer fein, wenn 
plöglich eine ungeheuer gefteigerte Nachfrage nad) Lehrern eintritt. Ebenſo werben 
die Schulen mit einem Ballaft an Muß - Schülern überfüllt werden, vie den 
Lehrer hindern, in geeigneter Weiſe den begabteren Schüler weiter zu bilden. 
Es wird eine Menge Lehrlinge mit Recht ungern am Unterricht Theil nehmen, 
weil er ihnen wenig nügen fann. Man wird die Lehrlinge zwingen, Dinge zu 
lernen, die feinen praktiſchen Werth für fie haben. Es gibt eine Menge Ge 
werbe, die weder Zeichnen noch Mathematik brauchen; anderen find wieder andere 
Unterrichtögegenftände völlig unnüg, 
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Ich bin natürlich für möglichft ausgebreiteten Beſuch der Fortbildungs- 
anftalten, aber ein etwaiger Zwang foll durchaus dem örtlichen Bedürfniſſe an- 
gepaßt werben. Es foll alfo Nichts geändert werden in der beftehenben G&e- 
werbegeſetzgebung, welche es in das Ermeflen der Ortöftatuten ftellt, den Zwang 
einzuführen. Allerdings muß der Lehrherr gezwungen werben können, jedem 
Lehrling, welcher die Fortbildungsſchule oder eine gewerbliche Fachſchule beſuchen 
will, dazu angemefiene freie Zeit zu gewähren. Ä 

Terner würde ich im reichsgeſetzlichen Zwange zum Beſuch der Fortbildungs- 
ſchulen auch eine Beeinträchtigung der jo wohlthätigen Gewerbefachſchulen er⸗ 
bliden, wie fie zum Theil von Regierungswegen eingeführt find. Gerade 
Defterreich ift darin in bemerkenswerther Weife vorangegangen, eine ganze Reihe 
Fachſchulen find gegründet worden; und auch in Deutichland hat man, wie ich 
ſchon erwähnte, beſonders von Seiten der Baugewerbe nnd Buchdrucker, dieſen 
Weg beichritten.. Nun würde man doch, wenn einmal eine allgemeine Norm 
für die obligatorifchen Fortbildungsſchulen aufgeftellt wäre, nicht ohne Weiteres 
ſolchen Fachſchulen, die von einzelnen Innungen eingerichtet werben, in benen 
Handwertsmeifter Lehrlinge ihres Gewerbes unterrichten, die Befugniß einräumen, 
daß der Beſuch verfelben von dem Beſuch der Fortbildungsichule dispenſire. 
Die Lehrlinge würden alfo im beften Falle leicht Tängere Zeit auf den Schul⸗ 
bejuh verwenden müflen, als fie mit Rückſicht auf ihre handwerkliche manuelle 
Ausbildimg entbehren fünnen. Das würde ihre Fachbildung Ichädigen: oder 
fie müßten den Fachunterricht aufgeben zu Gunften einer allgemeinen Yort- 
bildungsſchule. 

Dann iſt auch der Lehrwerkſtätten zu gedenken, die meiner Anſicht nach 
eine ganz beſondere Zukunft haben. In allen den Fällen, in welchen ein Ge— 
werbe nicht die Kraft und Luſt zeigt, die von ihm benöthigten Lehrlinge ſelbſt 
ordentlich heranzubilden, wird man mit der Zeit zur Einrichtung von Lehrwerk⸗ 
flätten fchreiten, mit denen man umter beſonderen Verhältniſſen fchon günftige 
Erfahrungen gemadt bat. Ich erinnere an Rußland, wo man die jungen Leute 
nicht ins Ausland fchiden wollte, damit fie dort nicht mit den technischen Fertig: 
keiten zugleich Umfturziveen einfaugten, wo man aber auch nicht mehr aus- 
wärtige Arbeiter ins Yand ziehen wollte zur Leitung der officiellen inbuftriellen 
Etablifjements, und wo man daher z. B. für den Maſchinenbau großartige 
Lehrwerkftätten einrichtete, in denen neben theoretifchen Unterricht die praktiſche 
Ausbildung der jungen Leute zu Maſchinenbauern methobifch geleitet wird. Es 
find Lehrwerkftätten dieſer Urt auch in Deutjchland für einzelne Fächer befannt, 
jo die Holzſchnittſchulen in der Berchtesgadener Gegend. Allen diefen Anftalten 
möchte ich eine möglichft energifche Entwidelung fihern, ich möchte verhindern, 
daß fie durch allgemein gültige Normen gezwungen wilden, auf allgemeine 
Bildung ein zu großes Gericht zu legen zum Nachtheil der Fachbildung. Einer 
der Öutachter bat mit Recht betont, daß wir heute Gefahr Laufen, durch das 
viele Reden von nöthiger Fortbildung die jungen Leute auf eine oberflächliche 
Bildung in vielerlei Dingen binzulenten und der fachlichen Specialifirung zu 
entfremden. Ich halte es für viel wichtiger und nothmendiger, daß dieſe jungen 
Leute beſchränkt werden, als dag man ihren Geift durch fremde Sprachen und 
eine bunte Menge von allgemeinen Kenntnifjen überfüllt, die mit ihrem unmittels 
baren Beruf nicht zufammenhängen, und deshalb möchte ich den Lehrwerkſtätten, 
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die doch ſehr beſchränkt würden durch reichsgeſetzlichen Fortbildungsſchulzwang, 
eine Zukunft ſichern, ohne darum gleich zu fordern, daß fie von oben herab ins 
Leben gerufen würden. Es muß das der freien Initiative der Betheiligten 
überlaffen werden. Deshalb kann ich zu der Yorderung, einen folden Zwang ein⸗ 
zuführen, wie fie der Herr Correferent Liebau ftellt, wich nicht zuftunmend 
erklären. 

Ich ſchließe, indem ich conftatire, daß yrincipielle Unterjchiede zwiſchen mir 
und den Anfichten des Correferenten Prof. Schönberg, außer in den ſchon 
berührten Punkten, nicht beflehen. Die berührten Differenzen find vielleicht nicht 
unlösharer Natur. Meine Herren! Ich glaube, in den Refolutionen, die ih Ihnen 
vorfchlage, nicht mehr von ftaatlicher Einmiſchung geforvert zu haben, al® noth- 
wendig ift, eimerjeit8 um den Unmündigen, die durch das Lehrverhältniß zu 
tüchtigen Arbeitern ausgebildet werden follen, einen gewiſſen gejeglicyen Halt zu 
geben, andererſeits dem Lehrherrn felbft eine Sicherheit gegenüber dem jungen 
Manne zu geben, den er heranbilden fol. Ich glaube den richtigen Weg an⸗ 
gedeutet zu haben, um die Durchführung diefer Beitunmungen zu fihern, und da 
die Refolution, die ich Ihnen vorſchlage in Bezug auf volkswirthichaftlichen 
Unterridyt, Unterricht in Gewerbegeſetzkunde und Nichteinführung reichsgeſetzlichen 
Zwanges zum Beſuch der Fortbildungsichule den Bedürfniſſen des Gewerbes 
entfpridht. eine Herren! Ich bitte Sie, meine Refolutionen anzunehmen. 


Theſen 


des Referenten Dr. J. Brinckmann. 


Um eine dem Intereſſe der gewerblichen Production und der Lehrlinge 
entſprechende Ausbildung der letzteren herbeizuführen, bedarf es einer Reform des 
Lehrlingsweſens. 

Dieſe Reform hat ſich weſentlich zu erſtrecken auf: 

I. a) Die Schaffung mit behördlicher Autorität ausgerüſteter Orgame, 
welche das Lehrlingsweſen regeln und beauffichtigen. 

b) Da Imnungen, in weldyen ſich Arbeitgeber mit Arbeitnehmern des⸗ 
jelben Gewerbes zur Regelung gemeinfamer Angelegenheiten ver⸗ 
binden, geeignet erſcheinen. die Functionen jener Organe für ihre 
bejonderen Gewerbe auszuüben, tft die Bildung derartiger Immungen. 
welche auf dem Boden der gegenwärtigen Gewerbe-Orbnung unaus⸗ 
führbar wäre, durch eine entſprechende Aenderung dieſes Geſetzes 
zu ermöglichen und zu fördern. 

ec) Nur infofern die Bildung derartiger Innungen fich als unerreich⸗ 
bar oder diefelben ſich als nicht lebensfähig erweifen, find für das 
Lehrlingsweſen befondere Organe zu fchaffen, ın denen ſowohl 
Arbeitgeber wie Arbeitnehiner vertreten find. 

2. Die Entiheivung der aus dem Lehrvertrage und dem Arbeitsoertrage 
entipringenden Streitigleiten durch gewerbliche Schienßgeruhte, in Denen 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer vertreten find. 
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. Die gefegliche Forderung fchriftliher Abfaffung der Lehrverträge und 


der Regiftrirung berfelben bei den obenerwähnten Innungen, beziehenp- 
[ich den Auffichtsbehörden für das Lehrlingsweſen oder den gewerblichen 
Schiedsgerichten. 


Die geſetzliche Einführung einer mindeſtens einmonatlichen Probezeit, 


während welcher dem Lehrling wie dem Lehrherrn der Rücktritt vom 
Lehrvertrage zuſteht. 

Die Androhung von Strafen wider den widerrechtlichen Bruch des 
Lehrvertrages, wider den Anſtifter hierzu und wider Denjenigen, welcher 


- einen Lehrling, wiſſend, daß er entlaufen iſt, in Lehre oder Arbeit 


nimmt oder behält. 


. Das Berbot, Arbeiter unter 18 Jahren zu einer regelmäßigen Be- 


Ihäftigung in Gewerbe: oder Fabrikbetrieben anzunehmen, wenn die: 
jelben nicht mit einem in Gemäßheit des 5 131 der Gewerbe-Ordnung 
ausgeftellten und eingerichteten Arbeitsbuche verjeben find. Auf Lehr— 
[inge findet dieje Beſtimmung keine Anwendung. - 


. a) Die Gewährung ordentlichen Unterrichts in fir Yehrlinge geeigneten 


Schulen, in denen aufer den allgemein üblichen Unterrichtögegen= 
ftänden die Grundlehren der Volkswirthſchaft und der Gewerbe: 
geſetzeskunde gelehrt werben. 

b) Ein Zwang zum Beſuche von Fortbildungsſchulen ijt nur umter 
Berüdfichtigung der örtlichen Verhältniffe im Gewerbe einzuführen 
und muß der Entwidelung der gewerblichen Fachſchulen und ber 
Vehrwerkftätten für einzelne Gewerbe freien Spielraum gewähren. 








Bor. Prof. Dr. Naffe: Ich bitte den Herrn Schriftführer, das Reſultat 
der Wahlen mitzutbeilen. 


Prof. Dr. Held: Es find 50 Stimmzettel abgegeben worden, barımter 
trog der Deutlichfeit, deren wir und bei der Abfaſſung des Wahlzettels beflifien 
haben, wieder. eine Reihe von Stimmzetteln, auf denen nicht die genügenve An: 
zahl Namen ausgeftrichen if. Es find alſo mehr gewählt worden, als gemählt 
werben durften. Wieder mußte der Sade Zwang angethan werben, und mußten 
durch Diejenigen Herren, welche die Stimmzettel zufammenftellten, die letzten Namen 
geftrihen werden. Dadurch fommt e8 denn, daß bei dem Wahlreſultat ein 
gewiffe Ungunft Denjenigen zu Theil wird, die im Alphabet fpäter kommen. 
Bon dem 13. ab, bei Zubwig- Wolf, beginnt diefe Ungunft. Auch unfer 
verehrter Bräfident fällt in dieſe benachtheiligte Kategorie. 

Es haben erhalten: 

48 Stimmen Herr Geh.Rath Hildebrand, 
42 r » Prof. Brentano, 
0 , „ Prof Naffe, 
40 — „ ©. Roggenbach, 
39 Y „  Seh.-Rath Knies, 
35 m „  Brof. Neumann, 
34 7 „ Zudwig Wolf, 
32 r „ dranz Dunder, 
31 ” „ Kalle, 
24 — „Prof. Gneiſt, 
24 " n Prof. Knapp, 
5 y „ Samter, 

„ Sul. Schulze. 

Diefe 13 — haben die meiſten Stimmen; unter den vier mit je 24 
Stimmen mußte nah den Statuten Einer ausgeloſt werden. Das Loos traf 
unſern früheren Präſidenten Prof. Dr. Gneiſt. 

Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Ich erlaube mir, anzuzeigen, daß der fo er: 
gänzte Ausihuß heute Nachmittag 1/,7 Uhr in der Erholung fich verfammeln wird, 
um fi neu zu conftitutren und Die etwaigen Cooptationen vorzunehmen. 


(Paufe.) 











Correferat 
des Prof. Dr. Schönberg über das 
Lehrlingsweſen. 


Herr Präſident Prof. Dr. Naſſe. Ich eröffne die Sitzung aufs Neue und 
Bitte Herrn Correferent Prof. Schönberg, das Wort zu ergreifen. 

Prof. Dr. Schönberg: Meine Herren! Ich Habe als Gorreferent 
die Aufgabe, ſofern ich in der Sache mit dem Herrn Referenten übereinftimme, nur 
Diejenigen Gefichtspunfte, welche mir für die Frage wefentlich erfcheinen und von 
dem Herrn Referenten nicht berührt worden find, hier noch hervorzuheben, ſo⸗ 
fern ich aber in der Sache jelbft anderer Anficht bin, dieſe zu begründen. 

Es Tiegen Ihnen drei Nefolutionen vor. Ich bemerfe, was die meinige 
angeht, daß ich dieſelbe Habe entwerfen müflen, ehe der Herr Referent feine 
eigene formulicen konnte. - 

Die Refolutionen zeigen in wejentlihen Punkten ſachliche Mebereinftimmung, 
und ich glaube, ed wird möglich fen, in Bezug auf diefe auch formell eine 
Berfländigung der verfchiebenen Referenten für die Schlußabftimmung herbei⸗ 

ren. 


Der Herr Referent bat uns in feinem ausführlichen Vortrage geſchildert 
die Webelftände diefer Reformfrage, die Urfachen derſelben, ihre voltswirthichaft- 
liche Bedeutung, die Nothwendigfeit einer Reform, und bat uns dann im 
Allgemeinen gezeigt den Reformweg, der nad feiner Anſicht eingeichlagen 
werden muß. 

Ehe ih mid zu den Mißftänden wende, welche den Anlaß zu diefer Reform⸗ 
frage geben, möchte ich mir eine Borbemertung erlauben über die Art 
der Refolution, die hier gefaßt werben Tann, und auch darüber, ob und 
wie weit wir in diefem $reife iiberhaupt in der Lage find, heute definitive 
Reformvorſchläge zu machen. 

Sie Alle, meine Herren, wiſſen, dieſer Gegenſtand gehört zu den viel- 
ventilirten, brennenden wirtbichaftlihen Tagesfragen. Bon allen Seiten ertönen 
Klagen und Beſchwerden über den Zuſtand des heutigen Lehrlingsweſens. Diele 
Beichwerden find auch in vielen Petitionen an den Reichstag gelangt. ‘Die 
Petitionscommiſſion hat ſich feit Jahren damit befchäftigt und, wie Sie auch 
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wifien, bat die Reichsregierung ſich veranlaßt gefeben, über den Stand deb 
Lehrlingsweiend und über die etwaigen Mittel, ihn zu veformiren, eine um: 
faflende Enquäte anzuftellen. 

Noch find die Refultate dieſer Enquéte nicht publicrt; unbekannt ift uns 
das Maß der Uebelftände und der Yuftand im Einzelnen. 

Man könnte bei diefer Sachlage die Frage aufmerfen, ob wir heute über 
Haupt in der Tage feien über diefen Gegenftand zu verhandeln und definitiv zu 
berathen. Ich glaube indeß, diefe Frage bejahen zu müflen, und ich meine, der 
Ausſchuß unfered Vereins hat Recht gethan, als er viefelbe auf Die Tages⸗ 
ordnung Jette. 

Denn wir haben bier nicht die Frage definitiv zu ent|cheiden, 
niht definitive Beſchlüſſe zu fallen. Wir find nit die Geſetzgeber, 
nicht Das competente Organ der Staatsverwaltung. Wären wir das, dumm 
Könnten wir allerdings definitive Entfcheidungen nicht treffen, definitive Bejchlüffe 
nicht fallen, ehe die Refultate der einmal jegt vorgenommenen Enquöte vorlägen, 
ehe wir dadurch eine genaue Kenntniß der thatfähhlichen Zuftänden hätten. Denn 
das ift ja eine Grundanſchauung unjerer Richtung, dag feine wirthſchaftliche 
©efeggebung, feine große wirthichaftliche Reform feitend der Staa 
vorgenommen werden fol, ohne daß man vorher eine genaue und fihere Kenntniß 
der thatjächlichen Zuftände und der Anfichten fachtundiger Männer bat. 

Wir find nicht eine derartige Behörde, wir find dagegen ein Verein von 
Sadverftändigen, und eben deshalb können wir auch wohl auf Grund unjerer Ein 
fiht und Erfahrung heute dieſen Gegenftand berathen, die tbatfächliden Zur 
ftände, ſoweit fie uns befannt find und den Weg zu ihrer Beflerung bier be 
handeln, um belehrend einzuwirten auf die öffentliche Meinung umd, wie id 

ffe, fir den Reichstag und die Reichsregierung ein nicht werthloſes Material 
eizubringen. 

Deshalb, meine Herren, können wir auch unfern Anfichten Ausdruck geben 
in Reſolutionen. Aber, und das ift fir mid) ein principiell jo wichtiger Ge 
fihtspuntt, Daß ih eben deshalb ihn noch beionderd zur Sprache bringe, 
der Berein für Socialpolitit kann, wenn er nicht von dem Wege, den wir nie 
inne gebalten haben, abweichen will, bier nicht NRefolutionen faſſen, 
Punkte berühren, deren vefinitive Beurtheilung wir abhängig machen mäflen 
von einer genauen Kenntniß ber ächlichen Verhältniſſe, wie fie nur durch 
eine umfaſſende Enquete uns gegeben werben kann. Wir konnen und bier in 
einer Relolution nur auf ſolche principielle Forderungen bejchränten, an benen 
auch eine genauere Kenntniß der thatfächlichen Zuftände, als wir fie heute haben, 
Nichts Ändern würde. 

Dieſe Erwägungen haben mich bei der Abfafſung ver Reſolution, die ich 
mir erlaubt habe, Ihnen vorzulegen, geleitet. Dieſe Reſolution anerkennt mır die 
Nothwendigkeit einer Reform; im Webrigen enthält fie nur allgemeine Poſtn 
Inte, welche den Weg der Reform anzeigen, aber fie berührt nicht die Reform 
im Einzelnen. Und das iſt aud der Punkt, in dem meine Rejolution im 
Ganzen ſich unterfcheidet von den Refolutionen des Herrn Referenten und 
Correferenten. 

Das war eine Vorbemerkung, die ich für meine Refolution zu maden mir 
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erlauben mußte. Ich wende mich nach vieler Vorbemerkung - zu den Uebel: 
ftänden, welde den Anlaf zu Diefer Frage bilden. 

Der Referent hat uns dieſe Uebelftände ausführlich geſchildert; dem un= 
erfrenlichen Bilde, das er uns entworfen, babe ich wenig hinzuzufügen. 

Ih bin mit dem Herrn Referenten, den Gutachtern, und ich denke mit 
Ihnen Allen der Meinung, daß wir leiter heute vielfah eine ungenügende 
Ausbildung der Lehrlinge in tehnifher und moraliſcher Be: 
ziehung, und ebenfo eine Berringerung der Arbeitsfähigfeit, der 
Arbeitsluft, der Arbeitsleiftungen der gemerbliden Arbeiter: 
claffe conftatiren müſſen. Wir müſſen ebenfo conftatiren, daß diefe Miß— 
Hände Heute einen folden Umfang gewonnen haben, daß wir fie geradezu als 
eanen volkswirthſchaftlichen Notbftand bezeichnen müffen. 

Man erklärt diefe Thatfachen und, ich glaube, nicht mit Unrecht, zunächft 
in der Weife: Man fagt: gewifjenhafte, tüchtige Lehrherren nehmen wegen ber 
leichten Lösbarkeit der Lehrverträge heute keinen Lehrling mehr, oder laſſen ſich 
wenigſtens deren ordentliche Ausbildung nicht mehr angelegen fein, weil ihnen 
jelten für ihre Mübe die äquivalente Entſchädigung zu Theil wird. Die 
gründliche Ausbildung der Lehrlinge tritt heute in den Hintergrumb bei ihrer 
Beſchäftigung: wer Lehrlinge hält, fucht fie in der Negel fo zu beichäftigen, daß 
Leitung und Gegenleiftung für ihn in einem äquivalenten Verhältniß ftehen und 
die vorzeittge Auflöfung des Lebrvertrages ihm feinen’ Schaden bringt. 

Die allgemeine voltswirthſchaftliche Bedeutung jener be 
klagenswerthen Erſcheinung ergibt ſich aus ven Folgen, welde jene Er⸗ 
ſcheinung für die Volkswirthſchaft nothwendig herbeiführt. 

Ich möchte dieſe Folgen wenigſtens ganz kurz in vier Punkten präcifiren, 
da der Referent fie nicht näher berührt bat. 

Die Ihlehte Ausbildung der Lehrlinge bewirkt 

1. fin dieſe felbft in höherem Grade die Unfähigkeit, ſpäter jelb- 
ſtändige concurrenzfähige Gewerbtreibende zu werden, und bewirkt 
für Diejenigen von ihnen, welche Lohnarbeiter bleiben, ein geringeres Ein» 
tommen, als bei beſſerer Ausbildung ihnen zu Theil werden wilrde. ‘Denn 
ber Lohn, nad feinem Sachwerth berechnet, und die Arbeitsleiftung 
mäflen auf die Dauer ſtets in einem äquivalenten Verhältniß bleiben. Es ift 
bei freier Lohnregulirung geradezu unmöglich, daß auf die Dauer der Sad 
werth des Lohnes für eine Arbeiterclaffe auf der gleichen Höhe bleibt oder fteigen 
konn, wenn Die Arbeitsfähigfeit und Arbeitsleiftungen dieſer Claſſe finfen. Die 
Berichlechterung der Arbeitsfähigkeit und der Arbeitäleiftung befördert in dem 
freien Wettlampfe der Unternehmer 

2. das ift ein wichtiger Punkt, den der Referent auch nicht berührt bat, 
den Ichnelleren Untergang auch an ſich concurrenzfähiger 
Heiner Unternehmer. Die großen Unternehmer, welche das ganze Jahr 
hindurch in der Rage find, gute Arbeiter zu beichäftigen, ziehen dieſe an ſich, 
und dem Meinen Unternehmer bleibt nur der Auswurf der fchlecht ausgebilbeten, 
meift auch liederlichen Arbeiter. Diefe können deshalb um fo weniger ihre 
Arbeiten gut und rechtzeitig liefern; und bie Käufer ihrer Probucte ziehen es 
deshalb vor, fih an größere Unternehmer zu wenben. 

In diefen beiden Folgen ſcheint mir die tiefe fociale Bedeutung 
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dieſer ganzen Frage für bie zuünftige Lage der heutigen Lehrlinge und 
für die — Lage der kleinen Unternehmer zu liegen. 

Es iſt ferner 

8. naturnothwendig, daß die ſchlechtere Ausbildung der Producenten ver⸗ 
ſchlechtert die Qualität der Producte, und daß deshalb die Klagen 
der Conſumenten über ſchlechte Waaren zunehmen. Es iſt ebenſo naturneth 
wendig, daß bie ſchlechtere Ausbildung der Producenten für den internatio— 
nalen Verkehr und den internationalen Markt verringert die 
Concurrenzkraft der nationalen Production. 

— 

läßt ſich auch nicht leugnen, daß dieſe Arbeiterclaſſe, je geringer ihre 
Oicheitsäigki, ihre Arbeitöluft und ihre Moral wird, um fo mehr geneigt iſt, 
fih derjenigen Jocialiftifhen Agitatiſon anzufgliegen, — die 
Gleichheit des Einfommens als das natürliche Recht der Arbeiter und als das 
durch Agitation erreichbare Ziel hinftellt. 

Meine Herren! Erſt diefe, wie mir ſcheint, mit Naturnothwendigkeit ein: 
tretenden Folgen geben dem Gegenftand, mit dem wir und bier beichäftigen, feine 
roße Tragweite und Bedeutung für die Volkswirthſchaft, für die Ge: 
ellihafs, für den Staat; erft fie rechtfertigen e8, daß wir ın einem 
Verein für Sialpolitit ung mit diefem Gegenftand beichäftigen. 

Weſentlich für die Erkenntniß der zwedmäßigen Heilmittel ıf 
bier wie überall die Erfenntniß der Urſachen der Uebelftände. 

In Bezug auf die Urfahen der Hebelftände will ich mich auf fel- 
ende Bemerkungen beichränfen. Der Herr Referent bat fich in feinem Vortrag 

elts damit beſchäftigt. Die Gutachten enthalten Darüber reiche Material 
Geſagtes will ich nicht wiederholen, nur meinerſeits ausdrücklich betonen, daß 
die Urſachen ſehr mannigfacher und zum Theil ſehr complicirter 
Art ſind. 

Eben deshalb muß ich hier an dieſer Stelle beſonders der Anſicht ent: 
gegentreten, welde als einzige Urſache bie Reichsgeſetzgebung, 
ſpeciell die Gewerbe⸗Ordnung von 1869 hinſtellt, welche auf dieſe ale 
Schuld ſchiebt und conjequent daher auch das Heil allein von einer Aenderung 
ber Reichsgeſetzgebung erwartet. 

Diefe Anficht, meine Herren, ift namentlih in den Kreiſen von Hand- 
werksmeiſtern fehr viel verbreitet und bat ihren Ausprud gefunden in ben 
Petitionen, die an den Reichstag gelangt find. 

Es läßt fich freilich nicht leugnen, daß die Gewerbe-Ordnung von 
1869 die thatſächliche Entwidelung in ben legten Jahren er: 
möglicht Bat; aber fie ift nicht, wie auch ber Referent ſchon kurz ermähnte, 
die alleinige Urjache, nicht einmal eine der Haupturfacen. 

Es mag richtig fein, daß feit 1870 Lehrlinge häufiger die Lehrverträge ge: 
brochen Haben, aber dieſe Thatfache wäre ficher nicht eingetreten, wenn nicht 
überhaupt in ben legten Jahren ber Sinn für Rebt und Moral 
in unferem wirthſchaftlichen Leben fi, — wir müflen das ja leider conftatiren, 
— entfhieden verringert hätte, und wenn nicht gleidyzeitig durch die plötz 
liche ftarfe Vermehrung der Nachfrage nad; Arbeitsträften, — aus ben 
Urfachen, die Ihnen befannt find, — den Lehrlingen Gelegenheit geboten worden 
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wäre, höhere Löhne als Gejellen oder Fabrikarbeiter, oder auch als einfache Tage- 
arbeiter zu erhalten. Es iſt mir ſehr zweifelhaft, ob, feitdem ein Rückſchlag 
ın der Nachfrage nad Arbeitöträften bei uns eingetreten ift, noch in gleichem 
a Bruch der Lehrverträge durch Lehrlinge ftattgefunden bat und noch 
a t. 

Kann man alſo meines Erachtens ſchon für dieſe Thatſache, für den Bruch 
der Behrverträge, die Gewerbe-Ordnung nicht außfchließlich verantwortlich machen, 
dann möchte ich doch weiter fragen: 

Iſt denn wirflid der Unterſchied in der Arbeitsfähigkeit Derjenigen, die feit 
1870 als Lehrlinge ausgebildet wurden, von Denjenigen, die ein Jahrzehnt vorher 
ihre Ausbildung empfangen haben, ein fo großer? Ich glaube, man wird dieſe 
dtage ſchwerlich bejahen Tönnen. | 
. Nein, meine Herren, ich glaube nicht erſt feit 1870, ſondern ſchon jeit 
viel längerer Zeit wirken bie Urfachen, die hier, wie ich ſchon vorhin bemerkte, 
nicht ſo einfach, fondern recht complicirter und mannigfaltiger Art find. 

Jh will Darauf nicht näher eingehen, nur das noch bemerfen: Jedenfalls 
eben die Gutachten, wenn fie diefen Punkt berühren, — und was fiir mic 
wichtig if, — gerade die Gutachten von Arbeitgebern, wie ich glaube, mit 
Recht hervor, daß die Arbeitgeber in der Induftrie wie im Handwerk ſchon 
feit langer Zeit, aud ſchon damals, als die Gefeggebung den 
Contractbrud noch nicht fo leiht gemacht hatte, fi viel zu 
wenig um Die Ausbildung ihrer Lehrlinge fümmerten, daß fie 
Ihre Lehrlinge vielfah nur in ihrem Intereffe ausnugten, daß 
fe, tie der Referent ganz richtig gefagt hat, ihre Lehrlinge thatfählich zu 
jugendligden Arbeitern madten. Außerdem muß ich aber und fehr 
Hart betonen, — und ich befinde mich auch hier in Uebereinftimmung mit dem. 
Sam Referenten und den meiften Herren Gutachtern, — daß eine ſehr 
weſentliche Urfache ver thatfächlichen Zuftände die ift, daß und wirtfame 
Organe einer Fürjorge für das Lehrlingsweſen gefehlt haben. 
Das fcheint mir in der That ein Cardinalpunkt diefer ganzen Frage zu fein. 
Eine der Haupturfahen in der ganzen Entwidelung, die wir beflagen, ift 
ohne Zweifel die, daß ſchon feit längerer Zeit, feit Jahrzehnten die Aus— 
bildung der Lehrlinge ganz dem Einzelnen und feinem egoiſtiſchen 
Intereife überlaffen murde, daß die ordentliche, gute Ausbildung 
der Lehrlinge, diefe weſentliche Vorausfegung für gute Zuftände unfere& 
Bewerbemeiens, nicht eine gemeinjame, eine corporative, eine 
öffentlihe Angelegenheit war und ift, daß und Organe fehlten, 
welche, ausgeftattet mit obrigfeitlichen, d. h. mit disciplinaren und richterlichen 
Befugniffen, die Sorge für eine gute Ausbildung der Lehrlinge zu 
Ihrer Aufgabe machten und dur ihre Organijation und zwedınäßige 
energiſche Wirkſamkeit die fichere Erfüllung diefer Aufgabe garantirten. 

Darin, meine Herren, fehe ich eine fehr weſentliche Urſache Daran aber, 
dag dieſe Drgane nicht beftehen, ift meines Erachtens, nad) der Inter: 
pretation mwenigftens, Die ich der Gewerbe-Ordnung, übereinftimmend mit Anderen, 
zu Theil werben lafle, vie OGewerbe- Ordnung nicht Schuld. Die Gecſetz⸗ 
geber der Gewerbe-Ordnung von 1869 Haben die Bildung folder Organe ge> 
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wünſcht; fie haben es nur für zwedmäßiger erachtet, Daß ſolche Organe ſich in 
einzelnen Communen und Staaten bilden, um ven individuell verſchiedenen Be 
blrfniflen der Gewerbe mehr Rechnung zu tragen, um die Organe mit Rüädfiht 
auf die flantlich verſchiedene Kreis: und Communalverfaffung einzurichten Die 
Gewerbe⸗Ordnung geftattet ausorüdlich den Communen, und ſcheint mir ſtil⸗ 
ſchweigend auch den Landesgefeßgebungen zu geitatten, derartige Organe einzu: 
richten , aber die Communen und Kinzelftaaten haben von dieſer Befugniß, von 
diefer ihrer Pflicht bisher keinen Gebraud gemacht. (Sehr richtig.) 

Meine Herren! Wenn aber der Diangel ſolcher Organe eine wirklich weient- 
liche Urſache dieſes ganzen Zuſtandes ift, dann trifft auch die Schuld nicht, in 
erfter Reihe wenigſtens nicht, die Geſetzgeber der Gewerbe:Orbnung von 1869. 
Nicht die Reichsgeſetzgebung ift Schuld, fondern, wem man überhaupt bier ven 
einer Schuld ſprechen mil, — und Daritber läßt ſich in ſolchen Fragen in ber 
That dicutirn, — ſo trifft fie die Communen, die Einzelftaaten, und, worauf 
ich fpäter zurüdfommen will, die einzelnen Gewerbtreibenden, Arbeitgeber und 
nehmer. Es ift noch heute meine Anficht, "und ich werde fie nachher noch näher 
begründen, daß die Gewerbe-Ordnung in diefer Beziehung den ganz rid: 
tigen Standpunft eingenommen bat, daß die Organe, die wir brauchen, 
nicht durch das Reich, fondern durch die Einzelftanten geſchaffen werben müſſen 
Ich bin noch heute der Meinung, daß die Durchführung diefer wichtigften aller 
Reformmaßregeln, die wir zu ergreifen haben, nicht die Mitwirkung der Reihe: 
gewalt erfordert, nicht einmal, wie ich wenigften® glaube, eine Aenderung ber 
Reichsgefetzgebung. Ic komme darauf zurüd. - 

Die Uebelftände und ihre Urſachen will ich nicht weiter berühren, ich denke 
aber, meine Herren, Sie werden Alle mit une, d. h. mit dem Herrn Referenten 
und den Öutachtern, der Meinung fein, daß die Ausbildung der Tehr: 
linge im Intereffe der Lehrlinge, aber auh im Intereffe der 
Volkswirthſchaft, einer Reform bedarf. Das habe ih in meiner Re: 
folution im Eingang ausgeſprochen und ich hoffe, daß dafür dieſe Berlammlmg 
ſich einftimmig ausſprechen wird. 

Ich komme zu den Heilmitteln. 

Die Refolution, meine Herren, welche ich die Ehre habe hier zu ver: 
treten, giebt die Heilmittel an, foweit fie die Mitwirkung ber öffentlichen Gemalt 
erfordern. Die Rejolution enthält aus den vorher von mir angegebenen Gründen 
nur die principiellen Forderungen, fie deutet nur den Weg an der nothmendigen 
Staatsintervention. Ä 

Ich befinde mich bei meinen Forderungen in faft voller Uebereinftimmung 
mit dem Referenten bezüglich Punkt 2, 3, 4, ich kann auch wohl fagen, bezuglich 
Punkt 5, fomweit ich diefe Forderung geftellt habe. 

Unfere Anfichten gehen aber theilweiſe auseinander Hinfichtlih der For⸗ 
derumg von Organen zur Regelung und Beauffihtigung des Lehrlingsweſens. 

Noch fiimmen wir Beide darın überein, daß wir Beide eigene Organe mt 
obrigkeitlihen Befugniffen zu diefem Zweck für abfolut nothwendig erachten und 
von diefen Organen nur dann eine erfpriehliche Wirkſamkeit erwarten, wenn m 
ihnen Arbeitgeber und nehmer vertreten find. 

Unfere Differenz in der Sache felbft befteht 1) darin, daß der Her Re 
ferent keine Bertretung der Stantögewalt in diefen Organen will, während mir 
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diefe Vertretung im öffentlichen Interefle unbedingt geboten erſcheint; 2) darin, 
daß der Herr Referent die Hamburger Innungen als die geeigneten Innungen 
bingeftellt wifjen mill, während ich dieſe Bedeutung den Hamburger Innungen 
wicht beizulegen vermag. 

Diefe Differenz in zwei Punkten tritt in den Refolutionen felbft nur be 
äglid des erften Punktes hervor. : 

Ich will mich zunächft wenden zu der Forderung eigentlider Or— 
gane, in der ich mit dem Referenten übereinftimme und die ich, wie ich wieder: 
bole, als den Cardinalpunkt betrachte. 

Den Mangel eigentliher Organe für das Lehrlingsweſen babe ich ſchon 
vorher als eine der weſentlichſten Urſachen der Webelftände bezeichnet. Meine 
Hercen! Auch der Referent Bat diefe Organe gefordert und ihre Nothmenbig- 
> zu begründen verfucht. Ich will feiner Begründung nur Folgendes hinzu: 


Wenn man die Ausbildung der Lehrlinge Lediglich dem freien Vertrag der 

Einzelnen überläßt, fo muß bei und in Deutichland — und, ich glaube, es wird 
m Defterreich fpäter, wenn Oeſterreich erft unfere Gefeßgebung, wie wir beute 
gehört Haben, einführen wird, auch nicht ander werden, — jo muß bei uns das 
behrlingsweſen nothwendig Franken. 
Die Lehrlinge find in der Regel unmündige Perjonen, abhängig nicht nur 
in der Wahl ihres Beruf und ihrer Lehrherren, fondern auch in anderen Ver: 
bältniffen von ihren Eltern reſp. Vormündern. Haben fie Eltern, fo gehören 
dieſe meift Volksclaſſen an, in welden das Bewußtjein der fittlihen Pflicht gegen 
die eignen Kinder Fein ſehr ſtarkes iſt. Der Herr Referent bat dies auch berührt. 
Eltern fuchen oft die Arbeitöfraft ihrer Kinder aus Egoismus, nicht felten auch 
durch Noth getrieben, auszunugen. Sie denken mehr an die Gegenwart ald an 
die Zufunft, mehr an den ſchnellen Erwerb als an gute Ausbildung ihrer Kin- 
der; fie geben deshalb ihre Kinder aud lieber als jugendliche Arbeiter in 
Fabriken, wie als Lehrlinge einem Lehrheren. Eltern fehen alſo immer mehr 
auf die Bezahlung, ald auf die Ausbildung, und können die Lehrlinge höheren 
Lohn finden bei einem anderen Arbeitgeber, jo werden die Eltern oft die Ber- 
anlafjung, daß die Lehrlinge den Lehrvertrag breden. 

Noch weniger als die Eltern denken die unmündigen Lehrlinge, in der großen 
Mehrzahl menigftens, an ihre Zukunft. Bietet fih ihnen Gelegenheit, in einer 
anderen Stellung mehr zu verdienen, fo ergreifen fie dieſe Gelegenheit, unbetiimmert 
darum, ob ihre Arbeitsfähigkeit in Zukunft eine geringere fein wird. 

Eine genügende Beftrafung des Contractbruches witrde dieſen Vertragsbruch 
jwar verbinderh, mindeftens jehr verringern; aber es genügt die Beftrafung 
des Contractbruches doch nicht, das Beftreben der Eltern und Lehrlinge zu ber 
fetigen, Die Bedingungen des Lehrwertrags nur jo einzurichten, daß der Lehr⸗ 
Img möglichft bald Lohn erhält und nur einen ſolchen Lehrheren zu ſuchen, bei 
dem das der Fall ift, felbft wenn e8 auf Koften der Ausbildung des Yehrlings 
und auf Koften feiner beifern Zukunft geichieht. 

Diefen unvernünftigen, für die Zukunft des Lehrlinge ſchädlichen Beftre- 
bungen der Eltern und Lehrlinge kommen egoiftifche Arbeitgeber gem entgegen. 
Sewifienbafte Arbeitgeber aber ſuchen deshalb möglichft ohne Lehrlinge auszu⸗ 
fommen. 


a en Rdn 


vor 


32 Te) ar 


u 17 du ra Bu uT@En 
— —— BE ei — —— 


— 





— 
J 


128 Lehrlingsweſen. 


Da wir nun in Deutſchland gegenüber dieſem nothwendigen Caufal- 
zuſammenhange in der beutigen Organifation unferer Arbeiter noch nicht wie 
England in feinen Gewerfvereinen das genligende Correctiv haben, fo führt be 
und ein Zuftand, in melden die Ausbildung des Lehrlinge lediglich Sache dei 
individuellen Vertrags ift, notbwendig dahin, daß, wie auch der Referent fagte, 
der Lehrling factifch zum jugendlichen Arbeiter wird, daß eine ordentliche Aub⸗ 
bildung aufhört. 

Und was jo aus der Natur der Verhältniſſe folgt, das haben vie Erfah: 
rungen hundert: und taufendfarh gezeigt. 

Diefem Webelftande kann, nach meiner Ueberzeugung wenigſtens, und ih 
muß auch hier mich der Begründung des Herm R anfchließen, nur da⸗ 
durch gefteuert werden, daß vor allem die Willkür der Einzelnen uf 
diefem Gebiete bejeitigt, die Sorge für eine gute Ausbildung be 
Lehrlinge zu einer gemeinfamen corporativen öffentlihen Sorge 
und Pflicht gemacht und hierfür ein befonderes Organ geſchaffen wird. 
Ohne ein derartige8 Organ können alle iibrigen Maßregeln nur eine Beſſerung 


in fehr geringem Maße herbeiführen. 


Die Aufgabe diefer Organe muß e8 werden, für die einzelnen Ge 
werbögweige die wejentlihen Beftimmungen der Fehrverträge mi 
bindender Kraft für Alle, aber auch mit der Möglichkeit der Modification nad 
individuellen Berhältniffen zu treffen und die Durchführung der einmal 
beſchloſſenen Lehr verträge zu Uberwachen, eventuell zu erzwingen 

Die Aufgabe folder Organe wäre aljo die vollftänpige Ueber: 
wahung ver Beihäftigung und Ausbildung der Lehrlinge, font 
Entiheidung etwaiger Streitigkeiten. 


Diefe Organe würden daher auf der einen Seite Bermwaltungsorgane 
fein mit Disciplinarbefugniffen, auf der anderen Seite richterlide 


Organe. 
Meine Herren! Die Yunctionen, die folde Organe nothwendig haben 


müſſen, find Functionen, die ihnen, und ich glaube darüber wird Keiner von 


uns eine andere Meinung haben, nur durch die öffentliche Gewalt ertheilt werben 
Eönnen. Dadurch aber erhalten fie, wie immer man fie auch zulammenfetgen möge, 
den Charakter von obrigfeitliden Organen und in diefem Sinne habe ich 
obrigfeitlihe Organe in meiner Refolution gefordert. Ich erlaube mir babe 


ausdrucklich für diejenigen geehrten Herren, welche Vertreter der ſogenaunten 


Hamburger Innungen find, zur bemerken, daß auch die Hamburger Innungen, 
wie fie geplant werden, obrigfeitlihe Organe find. Denn Ihafft man Organe 
mit Disciplinar- und richterlicher Befugniß, deren Verfügungen‘ nach der einen 
oder anderen Seite mit Hülfe der ftaatlichen Autorität ausführber find, und 
folder Art find ja auch die Hamburger Innungen, jo werden eben ſolche Dr: 
gane, mögen fie auch aus der freien Mitiative Einzelner hervorgehen, obrigkeit: 
lihe Organe. 

Die Forderung, meine Herren, von befonderen obrigfeitliden 
Organen zur Ueberwachung des Lehrlingsweſens, zum Entider: 
bung von Streitigleiten, das ift eine Forderung, die weder neu ift, noch 
ben Beltimmungen der Gewerbe-Orbnung widerſpricht; im Gegenteil, die Ge⸗ 
werbe-Ordnung erfennt ausprüdlih die Nothwendigkeit obrigfeitlicher Or: 
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gane zu diejem Zwede an, geftattet, und, wie ich glaube, ohne daß e8 einer Aen⸗ 
derung der Geſetzgebung bebürfte, die Bildung derſelben. Die 88 108, 106, 
118, 121 der Gewerbe-Ordnung laſſen darüber keinen Zweifel. Deine Herren! 
Die Zeit ift etwas weit borgefchritten; ich muß daher Darauf verzichten, dieſen 
Punkt bier weiter auszuführen, ich kann nur behaupten, Daß aus diefem Paragraphen 
ſich nachweiſen läßt, daß unfere Gewerbe: Ordnung Eontrolorgane mit 
richterlicher und Disciplinarbefugnig in Bezug auf das Lehrlingsweien für 
notbwendig eraditet!). Aber die Gewerbe-Orbnung bat diefe Organe nicht 


2) Der $ 108 der Gewerbe-Orbnung fpricpt von ſolchen Organen zur Entſchei⸗ 
tung von Streitigleiten. Derfelbe Tautet: DIE 

Streitigleiten ber felbftändigen Gewerbetreibenden mit ihren Gefellen, Ge⸗ 

ülfen oder Lehrlingen, die ſich auf den Antritt, die Fortſetzung oder Auf- 
hung des Arbeitd- oder Lehrverhältniſſes, auf die gegenfeitigen Leiftungen 
während der Dauer defielben oder auf die Ertbeilung ober den Inhalt der 
in den 88 113 und 124 erwähnten Zeugniſſe beziehen, find, foweit für diefe 
— — beſondere Behörden beſtehen, bei dieſen zur Entſcheidung zu 
ringen. 
nſoweit ſolche Behörden nicht beſtehen, erfolgt‘ die Entſcheidung durch 
die Gemeindebehörbe. 

Gegen die Entſcheidung ber Gemeindebehörde fteht den Betheiligten eine 
SEND. auf den Rechtsweg binnen 10 Tagen prächufivifcher Friſt offen; 
die vorl — wird aber hierdurch nicht aufgehalten. 

Durch Ortsſtatut ($ 142) können an Stelle der gegenwärtig hierfür be» 
ftimmten Behörden Schiedsgerichte mit der Entſcheidung betraut werben. 
Diefelben find dur die Gemeindebehörde unter gleihmäßiger Zuziehung von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu bilden. 

Nach dieſem Baragraphgeftattet alfo ja wünſcht jogar bie Gewerbe⸗Ordnung princi= 
paliter die Bildung beſonderer Schiedsgerichte Durch Die Gemeindebehörde unter [eihmäßiger 
Zuziehung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Eventuell geftattet fie ben Landes» 
Tegierimgen die Errichtung befonderer Organe zu jenem Zwed, und wenn ſolche Be- 
— nicht beſtehen, überträgt ſie, damit jedenfalls ein richterliches Organ vorhanden 
ei, ber Gemeindebehörde die Entſcheidung der Streitigkeiten. Hierbei dürfte es am 
Plage fein, daran zu erinnern, daß auf den Antrag des Abgeorbnieten Taster in dieſem 

ragraphen im Reichstag die Gemeindebehörde fiatt der im Negierungs- Entwurf 
proponirten Polizeibehörde eingefet murde, weil man annahm, daß die Gemeinde- 
behorde ein befieres Verflänbniß für die gemwerbliten Berhältniffe habe. 

Die Gewerbe⸗Ordnung anerfennt aber nicht nur die Notbwendigkeit von richter- 
lien Organen, fondern auch von obrigleitlihen Organen, welche das Lehrlingsweſen 
— und gibt dieſen eine Disciplinarbefugniß. \ 

106: 

Die nah den Landesgeſetzen zuftändbige Behörde bat darauf 
zu achten, daß bei Befhäftigung der Lehrlinge gebührende Rüdficht auf Ge⸗ 
fundheit und Sittlichleit genommen und denjenigen Lehrlingen, welche des 
Schul und Religions Unterrichts noch bedirfen, Zeit dazu gelafien werbe. 
Durch Ortsftatut ($ 142) können Gefellen, Gebilten und Lehrlinge. fofern 
fie das achtzehnte Lebensjahr nicht überfchritten haben, oder einzelne Claſſen 
derfelben, zum Beſuch emer Fortbildungsſchule des Ortes, Arbeitd- und 
Lehrherrn aber zur Gewährung der für dieſen Beſuch erforderlichen Zeit 
verpflichtet werben 

immt Die Sewerbe-Ordnung Organe an, welche die Befchäftigung der Lehrlinge in ber 
m Baragraphen erwähnten Beziehung zu Überwachen haben. 

Der 5 118 legt ferner dem Lehrherrn gegen den Xehrling eine Reihe von Ber- 
— auf, welche deſſen ordentliche Ausbildung bezwecken. Der ð 121 aber be⸗ 
immt, Daß, wenn. der Lehrherr dieſe Verpflichtungen gröblich vernachläſſigt, oder das 
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jelbft geichaffen; und, wie ich von meinem Standpunft glaube, mit Recht. Jeden⸗ 
falls iſt die Forderung, wenn wir uns heute dafür ausſprechen, daß obrigfeit- 
liche Organe eintreten müffen zu einer Ueberwachung des Lehrlingsweſens, eine 
Forderung, die, ich wiederhole es, nicht im Widerſpruch mit dem Geift und den 
Intentionen unferer Reichs-Gewerbe-Ordnung, fondern im Gegentheil im vollen 
Einklange mit derfelben fteht. Den näheren Beweis will ich bier nicht weite 
hren. 

Wenn wir uns nun fragen, wie denn dieſe Organe im Einzelnen 
beſchaffen ſein ſollen, ſo ſcheint mir das, meine Herren, ein Punkt zu 

fein, welchen wir in dieſer Verſammlung nicht definitiv entſcheiden 
fönnen, in Bezug auf welchen wir unfere Anfiht nicht in einer Refolution 
ausdrüden können. | 

Wenn diefe Organe wirklich ihren Zwed erfüllen follen, fo werben fienot 
wendig verfchieden fein müffen für Stadt und Land, fir große und Fleine Städte, 
vielleicht auch für verfchiedene Gewerbe: jedenfalls für die Fabrikinduſtrie, die | 
Hausinduftrie und das Handwerk, und hierbei wird auch in Betracht kommen 
müſſen die verfchtevene Gemeinde, Kreis- und Provinzialverfaffung in ven ver: 
ichiedenen Staaten. Allen diefen Momenten, die fir eine richtige und vernänf 
tige Entſcheidung wefentlich find, können wir nicht Rechnung tragen, am allı: 
wenigften in einer Rejolution. 

Nur einen einzigen Punkt in Betreff der Organifation dieſer Or: 
gane können und müflen wir auch in der Refolution " behandeln, das iſt Dad 
Princip der Zufammenfeßung derfelben. 

Dieſes Princip ift vollftändig unabhängig von den die Verſchiedenheit be 
dingenden Momenten. 

Meine Herren! Ich habe diefen Punkt in die Refolution aufgenommen und 
ih empfehle Ihnen, fih dafür auszuſprechen, daß diefe Organe zu: 
fammengefegt fein mülfen aus Vertretern der Staatögewalt, 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. 

Fir die Forderung, daß in diefen Organen auch Vertreter der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer fein müſſen, bat der Referent fich fchon ausführlich aus 
geiprochen ; ich berühre den Punkt nicht weiter. | 

Aber in diefen Organen muß auch die Staatsgewalt ihre Ber: 
treter haben, die Organe müfjen auch in der Beziehung obrigfettliche Organe 
fein, denn es handelt ſich Hier durchaus nicht blos um die Intereffen der Ar 
beitgeber und ⸗Nehmer, der Lehrlinge und Lehrherrn, fondern auch um ſehr 








Recht der väterlichen Zucht mißbraucht, das (nach $ 108) zur Entſcheidung von Stree 
tigleiten beſtehende Organ ihn verurtheilen kann, daß der Lehrvertrag aufgehoben und 
ber Lehrling auf Koften des Lehrherrn anderweitig untergebradt merbe. | 
Wie fehr die Regierungen des Norbdeutichen Bundes von der Nothwendigleit be 
fonderer Organe zur Beauffichtigung der Ausbildung der Lehrlinge überzeugt waren. geht 
aud aus einigen Baragrapben des Entwurfes der Gewerhe⸗Ordnung hervor, die im Reichs⸗ 
tag nicht genehmigt wurden. Die 85 98 fi. des Entwurfes betrafen die Bildung neuet 
freier Innungen mit dem Rechte einer Corporation. Die Innungen follten aus felbf- 
ſtändigen Gemwerbetreibenden beftehen und gemeinfame gewerbliche Intereſſen fördern. 
An die Spite der Functionen ftellte ber S 100 des Entwurfes ausdrücklich: bie Be 
auffihtigung der Aufnahme und der Ausbildung der Lehrlinge, Gefellen und Gehilfen 
der Innungsgenoffen. 
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wichtige und weſentliche Intereffen der confumirenden Bevölferung (ſehr richtig!), 
um widtige Intereſſen der Gemeinden. Ich erinnere nur an den Zuſammen⸗ 
bang diefer ganzen Frage mit dem Armenweſen und Schulweſen. Es handelt 
fich hier auch um ſehr wichtige Interefien des Staates felbft. Unter Umſtänden 
Tonnen diefe Verhältniffe die ganze Wirtbichaftspolitit eined Staates, namentlich 
auch die Handelöpolitit beeinfluffen. Das Alles ıft für mid ſchon Grund genug, 
um aud hier eine Vertretung der Staatögewalt in diefen Organen zu fordern. 
Aber e3 Handelt ſich hier auch ferner um den Schutz unmündiger Beoölkerungs- 
clafjen: diefen Schug können wir nicht “Denen, die nur ihre eigenen Imtereflen 
vertreten, übertragen. Endlich ſcheint es mir doch ablolut unhaltbar, Organe 
zu Ichaffen mit richterlichen und Disciplinarbefugniffen, ohne daß man die Staats: 
gemalt, d. h. die öffentliche Gewalt, welde das Gejammtintereffe vertritt, in 
dieſen Organen auch mit vertreten fein läßt. 

Wie in diefen Organen die Staatögewalt vertreten fein fol, will ich bier 
nicht weiter berühren. Es kann und muß in diefer Beziehung für die Einzel- 
ftaaten und wahrfcheinlich auch Local eine verjchiedene Organilation erfolgen. Als 
Bertreter der Staatögewalt denke ih mir aber nicht blos Staatsbeamte, am 
allerwenigften Polizeibeamte, jondern auch Communalbeanite.. Sch denfe mir 
auch, daß man hier mit recht gutem Erfolg neue, unentgeltliche Ehrenämter für 
Berjonen, die weder Staatd- noch Communalbeamte find, aber für dieſe wid 
tigen Functionen das rechte Verſtändniß und Intereſſe Haben, Ichaffen könnte. 

‚Jedenfalls iſt die Forderung der Vertretung auch der Staatsgewalt in 
diefen Organen eine Forderung, die ich ftart betonen muß, und deren principielle 
Bedeutung für mich der Grund ift, fie in die Refolution aufzunehmen. 

Es ift eine Forderung, in der id von dem Herrn Referenten abweidhe. Ich 
muß aber aus den eben angeführten Gründen dieje Forderung vertheidigen; ich 
muß hier ein Recht und auch eine Pflicht des Staates erbliden, wenn er über- 
Haupt ſolche Organe fchafft, fih in ihnen vertreten zu laſſen. Wenn das nicht 
geſchieht, dann lege ich auf diefe Organe gar feinen Werth. (Bravo!) 

Ich komme auf den zweiten Differenzpunft mit der Anſicht des 
Herrn Referenten. Der Referent empfiehlt uns mit einer Vorliebe, die 
ich bei der großen Bedeutung, welche die fog, Hamburger Innungen für 
die eigenthümlichen Verhältniffe in Hamburg haben, vollfommen würdige, dieſe 
Innungen als die geeigneten obrigfeitlihen Drgane fir das Lehrlingsweſen. Ich 
kann mich mit diefen Innungen nur noch kurz befchäftigen und nur ſoweit, ale 
: se Innungen ald Organe empfohlen werden für die Ordnung des Yehrlings- 
weſens. 

Zu meinem Bedauern vermag ich dieſen Innungen, da wir es hier nicht 
mit der Löſung der Frage für Hamburg, ſondern für Deutſchland zu thun 
haben, nicht die allgemeine Bedeutung beizulegen, die der Herr Referent 
zu begründen verjucht hat. Ich kann mich nicht davon überzeugen, daß fie Die 
Aufgabe, die hier erfüllt werden fol, erfüllen fönnen; id muß mic, dagegen aus⸗ 
ſprechen, fie allgemein als die geeigneten Organe hinzuftellen. 

Meine Herren! In diefen Innungen ift der richtige Gedante verwirklicht, 
daß Organe zur Förderung des Gewerbeweiend heute zujfammengejegt jein 
müſſen aus Vertretern der Arbeitgeber und -Nehmer. 

9” 
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Sofern ſie aber Organe für das Lehrlingsweſen mit den vorhin erwähnten 
Aufgaben ſein ſollen, erſcheinen ſie mir doch nicht genügend. 

Davon ſehe ich ab, daß in ihnen nicht die Staatsgewalt vertreten iſt — 
dieſer Mangel könnte ja beſeitigt werden, ohne daß ihre Organiſation weſentlich 
alterirt würde. 

Aber mir ſcheinen andere Einwendungen gegen dieſe Organe nicht zu 
beſeitigen. 

Meine Herren! Wir müſſen feſthalten, was eigentlich dieſe Innungen ſein 
ſollen. Sie find und ſollen fein freie Innungen, freiwillige Ber- 
eintgungen; fie follen hervorgehen aus der freien Initiative de 
Gewerbetreibenden, Niemand foll gezwungen werden können, ihnen ber: 
zutreten. Wie nun, wenn in einem Gewerbe feine Bildung erfolgt? Dann 
haben wir fein Organ für das Lehrlingsweien. Was aber die Initiative der 
Gemerbetreibenden betrifft, fo erinnere ih an das, was heute Herr v. Plener 
über die Verhältniſſe in Oeſterreich gejagt bat; ich führe Ihnen in das Ge: 
dächtniß zurück die warmen und beberzigenöwertben Worte, die er gefprochen hat 
über die geringe Kraft der Initiative in den Reiben der Arbeitgeber und -Nehmer 
in Defterreih. Und für mid fällt hier auch in die Wagſchale, daß unter den 
Gutachtern gerade die Vertreter der Arbeitgeber und ebenfo die Vertreter der 
Arbeitnehmer faft allgemein die Bildung ſolcher frenvilligen Innungen in dem 
geplanten Maße bezweifeln, ja daß Manche fie in großen Städten und in 
gewiffen Gewerben geradezu für völlig unausführbar erachten. 

Nehmen wir aber felbft die Bildung an, nehmen wir an, daß ſolche Or⸗ 
gane entftehen, dann ift e8 doch fehr unwahrſcheinlich, daß den freien Innungen 
alle Gewerbetreibende, alle felbftändigen und unfelbftändigen beitreten, Wie 
aber dann, wenn das geſchieht? Es ift doch nad unferer heutigen Rechts⸗ 
anſchauung abfolut unmöglih, daß wir folde Innungen, die nur einzelne 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer umfafjen, zu obrigkeitlichen Organen machen 
für Die, welche ihnen nicht beitreten wollen. In dieſem alle fehlte e8 wieder 
für einen Theil der Lehrlinge und Lehrherren an dem nothwendigen Organ. 

Das find Einwendungen rechtlicher und praftiiher Art, die mir ſchon da⸗ 
gegen zu fprechen fcheinen, die Hamburger Innungen principaliter als die geeig⸗ 
neten, allgemein anmendbaren Organe hinzuftellen. 

Es fommt aber noch hinzu, daß die Hamburger Innungen nicht durch⸗ 
führbar find in fleinen Städten, ebenfomenig für das Lehrlingsweien in ver 
Hausinduftrie und für das Lehrlingäwelen in der auf dem Lande verbreiteten 
Fabrikinduſtrie. 

Auch hier iſt aber das Bedürfniß nach obrigkeitlichen Organen vorhanden. 

Erwäge ich alle dieſe Umſtände, ſo komme ich zu dem Reſultate, daß die 
Hamburger Innungen, wenn in ihnen auch die öffentliche Gewalt ver- 
treten ift, an manchen Orten und fir mande Gewerbe recht wohl die voll- 
ftändig geeigneten Organe fein können, aber ich vermag fie nicht princi— 
paliter als die geeigneten noch weniger al& die allgemein anwend- 
baren obrigfeitlihden Organe, welde wir für das Lehrlingsweſen 
gebrauchen, anzuerkennen. _ 

Diefe Organe können nicht in freien Vereinen einzelner Ge: 
werbetreibenden beftehen. 
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Wenn die Eriftenz befonderer Organe, welde in ihrer Zuſam- 
menjegung eine Garantie dafür bieten, daß die Lehrlinge orventlih aus: 
gebildet werben und ihre Lehrzeit aushalten, eine Nothwendigkeit ift, dann 
darf auch die Eriftenz derielben nicht mehr von dem freien Willen von 
Privatperfonen abhängig gemacht werden, dann ift es vielmehr die Auf: 
gabe der Geſammtheit, der öffentlichen Gewalt, der Staatsvermaltung, 
direct oder indirect für ihre Eriftenz zu forgen. 

Wie man im Einzelnen die Organe einrichtet, ift eine andere Frage: aber 
nur wenn man die Sorge für diefe Organe zu emer Pflicht des 
Staates macht, haben wir wirflid eine Gewähr, daß fie ind Xeben treten, 
mögen e8 nun mehr Staatd- oder mehr Communalorgane fein. Nur wenn fie 
Organe Durch die öffentliche Gewalt find, kann man ihnen auch die Functionen 
übertragen, die dev Grund ihrer Exiftenz find. 

Ihre Errichtung ſcheint mir daher eine nothwendige Staats- 
maßregel zu fein. 

Für die Organifation felbft muß das Princip verfolgt werden, daß, 
wenn aud in den Organen die Vertretung der Staatögewalt unentbehrlich ift, 
dieſe Organe doch mehr den Charakter von Organen der Selbſtver— 
waltung erhalten. Es fol bier Feine ftaatlihe Benvormundung der 
Gewerbetreibenden eintreten. 

Die Sorge für die Eriftenz folder Organe eradhte ich für eine 
Aufgabe der Einzelregierungen. 

Ich babe ſchon vorher bemerkt, daß die Organifation im Einzelnen eine 
verſchiedene wird fein müſſen für Stadt und Land, für Groß- und Kleingemerbe, 
für die Haus- und Fabrıfinduftrie; fie wird ebenfo verjchieven fein müſſen nad) 
der Sommunal- und Kreiöverfaffung der einzelnen Staaten. Allen diejen für 
Die zweckmäßige Einrichtung der Organe ſehr weſentlichen Berbältniffen kann 
einzig und allein in gebührenden Maße die Gefeggebung und Verwaltung ber 
einzelnen Staaten Rechnung tragen. 

Ich beichränte mich Darauf, dieſe Anficht nur von diefer Stelle au®- 
zuſprechen. Ich habe fie nicht in die Nefolution aufgenommen, weil fie bereits 
die Durdführung der Neform betrifft. Das aber braude ich in dieſer Ber: 
fammlung nit auszuführen, daß fo zufammengefegte Organe nicht eine Rüd- 
kehr zu den alten Zunfteinrichtungen find; daß fie ebenfowenig eine neue 
bũreaukratiſche Imftitution find: dagegen möchte ich mich ausdrücklich ver- 
ma 


Aber freilich genügt die Eriftenz diefer Organe nicht, um die Beſſerung ge⸗ 
werblicher Berhältniffe zu ſichern: und ihre Einrichtung ift nicht Die einzige Maßregel 
der bier notbwendigen Intervention der öffentlihen Gewalt; fie 
ift nur die erfte wichtigfte Maßregel, ohne welche keine gründliche Reform möglich, ift 

Ihre erfolgreihe Wirkſamkeit wird bedingt durch andere Maßregeln der 
Geſetzgebung, der Berwaltung, der Selbfthürffe. 

Ih babe in meiner Refolution drei weitere ftaatlihe Maßregeln aufgeftellt. 
Dezüglich derfelben befinde ich mich in voller Uebereinftimmung mit den Herren 
Referenten. Der Herr Referent Kat dieſe Forderungen ausführlich motivirt: 
ich möchte die Zeit fir die Debatte nicht zu ſehr noch durch mein Referat in 
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Anſpruch nehmen; wenn Sie geſtatten, will ich nur wenige Bemerkungen den 
Einzelforderungen hinzufügen. 

Die geſetzliche Einführung einer Probezeit vor definitivem 
Abſchluß der Verträge ift nur die Forderung, daß eine Mafregel, die fi in 
vielen Fällen bereits praktiſch bewährt Hat, zu einer allgemeinen und obliga= 
torifchen gemacht werde. Wir haben beute gehört, daß in der Schweiz überall 
eine gefetlihe Probezeit befteht. Die Probezeit ift meines Erachtens noth- 
wendig, wenn die Auflöfung der Verträge erfchwert werden fol. Wollen wir 
bewirken, daß die Lehrverträge weniger leicht gebrochen werden, jo müflen wir 
auch eine Probezeit einführen. 

Sch unterfcheide mich in diefem Punkte von dem Herrn Referenten nur das 
durch, daß ich nicht die Beſtimmung „mindeſtens einmonatlih” hinzufügen will 
Tas ıft jchon eine Tpecielle Beſtimmung. Wollen Sie fie aufnehmen, fo habe ich 
ſachlich nichts Dagegen; ich würde e8 aber für richtiger finden, wenn unfere Reſo— 
lution derartige ‘Detailfragen nicht berüdjichtigte. 

Die [hriftlide Abfaffung der Tehrverträge und ihre Regi— 
ftrirung, meine Herren, ift eine weitere Forderung, über die feine Meinungs- 
Differenzen unter uns obwalten. 

Die EC chriftlichkeit ift nothwendig, damit die Bedingungen des Lehrvertrags 
befler und ficher feftgeftellt werden. Die fhriftlihe Abfaffung erleichtert auch 
die Controle der Verträge. So wird fie dazu beitragen, daß die Lehrverträge 
befier gehalten werben. 

In Frankreich, in der Schweiz, in Oefterreich müſſen die Verträge ſchriftlich 
geſchloſſen werben. 

Die Regierungen Norddeutſchlands wollten daſſelbe. Der Regierungs⸗ 
entwurf der Gewerbe⸗Ordnung forderte die Schriftlichkeit der Lehrverträge, 
fchrieb fogar in den 88 121 und 123 noch eine feierlihe Aufnahme der 
Lehrlinge durch die Innung, eventuell durch die Gemeinde⸗ rejp. Ortspolizei⸗ 
behörde vor. 

Diefe Beftimmungen in dem Entwurf wurden nit acceptirt; auf den 
Antrag Stepbani, den namentlich der Abgeoronete Braun unterftügte, fielen 
diefe Paragraphen des Entwurfes und lediglich deshalb, weil man darin eine 
Anomalie mit den übrigen Beftimmungen über private Verträge erblidte. Man 
ſagte, es fei eine Anomalie, während die übrigen Privatverträge nicht 
Schriftlih zu fein brauchen, bier die Schriftlichkeit zu fordern. Mir jcheint, 
man muß doc, fefthalten, daß es fi hier nicht blos um einen Privatvertrag 
handelt, wie wenn ich mir einen Rod machen laſſe oder eine Waare kaufe; es 
handelt fich bier um einen Vertrag, der für die Zukunft eined Lehrlingd von 
großer Bedeutung ift, weil von deſſen richtiger Abſchließung diefe Zufunft ab» 
hängt; es handelt ſich hier um Verträge, von deren Geftaltung und une 
haltung die wirthichaftliche und fociale Lage ganzer Volksclaften bevingt wird. 
Man kann daher, wenn andererjeitd erwieſen ift, daß ohne gefetlihen Zwang 
die Lehrverträge häufig nicht fchriftlih abgefchloffen und dann viel leichter ge= 
brochen werben, bier mohl im Unterjchieve von andern Privatverträgen bie 
Forderung aufftellen, daß die Bebingungen, von denen die Zukunft des Ar- 
beiters fo weſentlich abhängt, ordentlich feftgeftellt und nievergeichrieben werden, 
damit fie ficher erfennbar find, 
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Das wollte ich gegenüber den Herren beikerfen, welde im Reichstag 
damals mit leichter Mühe, troß des energiſchen Widerſpruchs des Vertreters 
ber — ‚ des Herrn Michaelis, die Nichtamahme jener Paragraphen 
durchſetzten. 

Eine weitere Forderung iſt die Einführung von Strafen bei 
widerrehtlihem Lehrvertragsbruch. Die criminelle Beftrafung des 
widerrechtlichen Lehrvertragsbruches iſt wegen der Schädigung des öffentlichen 
Interefied und des Gemeinwohls Leider unvermeidlich. Ich muß auf die Be- 
gründung dieſer Forderung durch den Referenten verweilen und behalte mir 
eventuell vor, in der Specialbiscuffion, wenn andere Anſichten ſich geltend 
machen, diefen Punkt noch näher zu erörtern. 

Auch die Gewerbe: Ordnung fennt eine Art von Beftrafung. 

Ich nehme wenigftend an, daß ſchon die SS 120, 121 und 118 eine Strafe 
für widerrechtlichen Lehrvertragsbruch feftfegen, indem beiſpielsweiſe 8. 118 be» 
ſtimmt, daß, wenn ein Lehrling den Vertrag bricht, er verurtbeilt werden kann, 
dem — das weiterlaufende Lehrgeld bis zu einem halbjährigen Betrage 
zu zahlen. 

Es liegt aber auf der Hand, daß eine derartige Beſtrafung, wenn man 
ſie ſo nennen will, nicht genügt. Dieſe Beſtimmung iſt illuſoriſch, da meiſt kein 
Lehrgeld verabredet iſt, wo aber es wirklich verabredet wurde, kann man ſelten 
die eventuelle Strafe einziehen. Es bedarf ver Einführung neuer Strafen und 
zwar arbiträrer Geloftrafen eventuell PBerfonalbaft. - 

Ich kann bei dieſem Punkte nicht weiter verweilen, ich will nur noch bemerten, 
dad, da der Referent fo großes Gewicht darauf legt, daß der legte Cat in feiner 
Theis Nr. 5, welche auf meine Thefis 4 fich bezieht, in eine Refolution binein- 
tommt, ich bereit bin, denfelben meiner Thefi8 Hinzuzufügen. Ich meine aller- 
dings auch, daß Derjenige geftraft werden ſoll, der einen entlaufenen Lehrling 
wiffentlich in Lehre nimmt und behält. In meiner Theſis 4, glaube ich, ift 
das fchon enthalten, aber damit fein Mißverſtändniß obmaltet, empfehle ich 
Ihnen dieſe Thefis in folgender Formulirung: der Einführung von Strafen bei 
widerrechtlichem Lehrvertragsbrud gegen Thäter, Anftifter, Theilnehmer und 
Begünftiger, namentlid) auch gegen Denjenigen, welcher einen Lehrling, willend, 
daß er entlaufen ift, in Lehre oder Arbeit nimmt und behält. 

Mit dieſen drei Forderungen, glaube ih, wird man, wenn fie erfüllt 
werden, ſchon vielen Liebelftänden begegnen können. 

Weitere allgemeine gefegliche Vorſchriften über den Inhalt der Lehrverträge 
erachte ich nicht für zweckmäßig. Tie BVielgeftaltigfeit ver Verhältniffe geftattet 
fie nicht Wir müſſen überhaupt in unferer wirthichaftlichen Gefeggebung und 
Berwaltung dahin fommen, nicht zu viel einheitlih geftalten zu 
wollen. Brauchen wir hier Normativ-Beftimmungen, fo müſſen wir fie für bie 

einzelner Gewerbe, vielleicht aud für die einzelnen Orte feftftellen. Normativ- 
Beſtimmungen in Bezug auf Arbeitözeit, Alter, Vorbildung der Lehrlinge, Dauer 
der Lehrzeit u. a., kurz alle folhe Anordnungen, bie fih als zwedmäßig und 
nũtzlich ermeifen, werben viel beſſer den realen Berhältniffen und Bebürfniffen 
entfprechen, wenn wir fie, wie ich vorhin hier empfohlen Habe, für die einzelnen 
Gewerbe, Orte und Staaten durch die Lehrlingsorgane beftimmen laſſen. 

Auf weitergehende Forderungen, die in den Gutachten noch geftellt find, 
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kann ich mich nicht einlaſſen; der Herr Referent hat ſich mit dieſen Forderungen 
ſchon eingehend beſchäftigt: ich will nur meinerſeits noch ausdrücklich mich da⸗ 
gegen ausſprechen, daß wieder obligatoriſche Prüfungen eingeführt werben. 

Die Forderung von obligatorifchen Lehrlingsprüfungen, welche im vielen 
Petitionen an den Reichstag als Hauptforderung hingeftellt wird, ift, wie das 
namentlid ein treiflicher Bericht de8 Geh.Reg-Raths Jacobi (Petitions- 
Commiſſionsbericht an den Reichstag 1874, Actenſtück 104, Bericht vom 
20. März 1874) darlegt, eine Forderung, deren nothwendige Confequenz und 
Boraudfegung obligatorifhe Meifterprüfungen fin. Die Unmög- 
lichkeit dieſer brauche ift 1: nicht zu begründen. 

Sch ſpreche mich entſchieden gegen obligatorifche Lehrlingsprüfungen, Dagegen 
ebenfo enticyieven für freiwillige Tehrlingsprüfungen aus. 

Noch eine legte Forderung habe ich zu berühren: die Forderung eines 
. ordentliden Unterridts in für Lehrlinge geeigneten Schulen. 
Ich glaube, darüber find wir nicht im Zweifel, und ich brauche es nicht erſt zu 
begründen, daß in den Volksſchulen allein für diefen Theil der Arbeiterclaffen 
Die genügende Bildung nicht gegeben wird. Wir brauchen mehr. Aber die Frage, wie 
dieſer weitere Unterricht befchaffen fein fol, wie diefe Schulen ins Leben zu rufen find, 
fünnen wir meines Erachtens hier nicht näher verhandeln, und zwar deshalb nicht, 
weil die Beantwortung diefer Frage mit fo vielen Verhältniffen, die nach Ge- 
werben, Orten, einzelnen Staaten verichieden find, zufammenhängt, daß e8 um: 
möglich ift, alle diefe Verhältniſſe gebührend zu berüdfichtigen. Deshalb kann id, 
mic nicht auch dafür ausſprechen, daß, wie der Referent will, wir in der Re: 
folution in Bezug auf diefe Schulen fagen, es follen in ihnen gelehrt werden 
Grundlehren der Volkswirthſchaftslehre und Gewerbegefeg-Runde. Ich betrachte 
es als jelbftverftändlich, daß wenigftens in manchen Schulen das gelehrt werben 
muß; aber das geht ſchon in das Detail einer Organifation, die wir in einer 
Refolution nicht beftiinmen können. Stellen wir eine Forderung auf, To müſſen 
wir auch andere Forderungen aufftellen. Es iſt beſſer, wenn wir überhaupt 
ind Detail geben wollen, und ausfchließlich einmal damit zu beichäftigen. 

Das ift auch der Grund, weshalb ih mich gegen Theis 7b in ber 
Reſolution ded Herrn Referenten und ebenfo gegen die Theſis 3d des Herm 
Liedau ausfprehen muß. Sch will die Trage, ob obligatorifcher oder frei: 
williger Unterricht, offen laflen; wir können und beute nur dafür ausipreden, 
daß und ein weiterer Unterricht nothwendig erſcheint, wir können aber nicht be 
ſtimmen, ob dieſer Unterricht obligatorifch oder freiwillig fein fol. Zwingend 
ericheint mir der Grund: 

In keinem Sande ift für das gewerbliche Fortbildungsſchulweſen, und zwar 
Dank der energifchen Thätigkeit von Staat und Gemeinden, fo viel geſchehen, 
wie in Württemberg. Muftergültig, umd wir fünnen auch wohl fagen als ein 
"leuchtende Borbild fteht in diefer Beziehung Württemberg da. In keinem Lande 
hat man fo viel Erfahrungen gemacht in Bezug auf das gewerbliche Yort- 
bildungsſchulweſen wie dort. Gegenüber dieſer Thatſache fällt es, wie ich 
meinen ſollte, doch für uns Alle ins Gewicht, daß die Centralſtelle für 
Gewerbe und Handel, die das große Verdienſt hat, muſtergültig in 
Württemberg das Fortbildungeſchulweſen entwickelt zu haben, ſich aufs Energiſchſte, 
geſtützt auf die Erfahrungen, die ſie mit dem obligatoriſchen und mit dem 
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freimilligen Unterricht gemacht bat, gegen den obligatorifhen Unter- 
richt ausfpridht. Gegenüber dieſer Anſicht von der competenteften Stelle in 
Deutihland würde e8 mir nicht richtig erfcheinen, wenn unfer Verein ſich 
jetst für obligatorifchen Unterricht auöfprechen wollte. Ich glaube, wir Müflen 
diefe Frage offen laſſen, jedenfalls bis eine Enquöte feftgeitellt bat: wie die 
württembergiiche Centralftelle dazu fommt, auf Grund der Erfahrungen zu be 
baupten, daß e8 befler fei, freiwilligen Unterricht zu haben, als obligatorifchen. 
Nur deswegen, meine Herren, bin ich dagegen, die Trage, ob obligatorifcher 
“ob freiwilliger Unterricht, zu enticheiden und in die Refolution aufzunehmen. 
Aber für wünſchenswerth erachte ich einen Ausſpruch des Vereins für die Noth- 
wenbigfeit eines weiteren Unterricht8 der Lehrlinge in geeigneten Schulen. 

Das, meine Herren, ift es, was ich zur Begründung meiner Refolution 
fagen wollte. 

Noch geftatten Cie mir ein kurzes Schlußwort. Ueberſchaue ich die Webelftände 
und die Mittel, ihnen durch eine Intervention der öffentlichen Gewalt zu be: 
gegnen, jo komme id) zu dem Refultate, daß, jo wenig die Reichsgewerbe— 
ordnung Die Haupturſache des Uebels ift, eben fo wenig eine Nenderung 
der Neichögefeßgebung allein eine Beflerung berbeiführen kann. 

Eine Aenderung der Reichsgeſetzgebung erachte ich allerdings in 
ſoweit für nothwendig, als durch gefeglidye Einführung einer Probezeit, Schrift- 
lichkeit der Lehrverträne und Einführung genüigender Strafen bei widerrechtlichem 
Vertragsbuch manchen Vebelftänden entgegengetreten werben foll: Weiteres aber 
farm meiner Meinung nad) das Reich nicht thun und damit ift die Heilung 
noch nicht erfolgt. — 

In höherem Grade können meines Erachtens die Einzelftaaten und 
Gemeinden zur Beleitigung der Uebelſtände mitwirten, indem fie für 
Lehrlingsſchulen forgen, und dafür, daß Organe ſich bilden, welche ven 
realen Bedürfniſſen, die bier in Frage fommen, entiprechen. 

Aber, meine Herren, wiegen wir uns nicht in Illuſionen! Ich glaube 
nicht, daß mit diefen Mafßregeln, wenn fie durchgeführt fein werben, ſchon bie 
Befferung eintritt. 

Nach der Durhführung jener Forderungen kommt meiner Meinung 
nad erft die Hauptarbeit, und das ift die Arbeit, Die von den Ge— 
mwerbetreibenden ſelbſt geichehen muß. Das müffen wir auch bier aus- 
ſprechen: die Staatshäülfe reiht hier Jo wenig aus, wie in irgend einer andern 
foctalen Frage: ergänzend muß fih Hinzugelellen die Selbfthülfe Wie 
ftaatlihen Mafßregeln können nur den Boden fchaffen, auf dem die 
energifche und concentrirte Arbeit der Gewerbetreibenven, und zwar der Arbeit- 
geber wie -Nehmer die Frucht erzeugt. Das aber ift die große Bedeutung und 
Kraft jener Maßregeln, daß fie eben diefen Boden fchaffen, daß fie den Ge⸗ 
werbetreibenden felbft die Möglichkeit eröffnen, um durch eigene Kraft einen 
beſſeren Zuftand anzubahnen, den fie heute nicht anbahnen können. Wenn diefer 
Zuftand dann nicht eintritt, wird man alle Schuld auf die Gewerbetreibenven 
felbft überwälzen fünnen. 

Wenn wir uns fragen, was haben denn diefe zu thun? fo Bat der Herr 
Referent bier eine Reihe von einzelnen Maßregeln berührt. Ich will nur noch in 
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Bezug auf die moraliſchen Anforderungen, die man an fie zu ſtellen hat, 
Das erwähnen. Es Liegt ihnen eine große moralifhe Pflicht ob, eme 
ſchwer zu erfüllende Aufgabe, ohne deren Löſung wir aber auf eine gründliche 
Beflerung überhaupt verzichten müßten. 

Die Arbeitgeber dürfen nicht nur ihr egoiftiiches Intereſſe verfolgen, fie 
müflen fich auch gewiſſenhaft und ernftlih um die Ausbildung um For: 
derung der ihnen anvertrauten Lehrlinge befümmern. Sie 
müſſen vor Allem auch ihre Lehrlinge durch ihr eigenes gutes Beiſpiel 
anleiten zum Wrbeitöfleiß, zur Pünktlichkeit, zu [oliver ee ‚au 
Wirthichaftlichfeit, zu moraliſchem Lebenswandel. Sie müſſen in Berbindung 
mit den Vereinen der Arbeitnehmer einzumirfen fuhen auf Eltern und 
Angehörige der Lehrlinge, daß diefe fie in ihrem redlichen Beftreben, aus 
den Lehrlingen ordentliche, techniſch und moraliih gut ausgebildete Arbeiter zu 
machen, unterftügen. Das wird aber nur dann erreicht werden, wenn manches 
Andere noch befjer wird; kann nur erreiht werden, wenn der alte deutſche 
Gemeinfinn, der Sinn für vie Ehre der Arbeit und des Gewerbes, 
der Sinn für das Neht des Andern und für die Pflidten gegen 
Andere in unlern Gemwerbetreibenden wieder erwacht, wenn unter den Ge— 
werbetreibenden felbft der einft jo mädtige corporative Geift wieder 
lebendig wird, wenn die Gewerbetreibenden fih zufammenihliegen, nicht um 
Kampfvereine der Arbeitgeber und Nehmer gegen einander zu gründen, 
fondern um dur die Vereinigung die collidirenden Intereſſen ver 
Einzelnen harmoniſch zu verjöhnen und das wirkliche Wohl 
Aller zu fördern, um durch die Vereinigung nicht fih, fondern ven 
craffen und ſchamloſen Egoismus Einzelner, die Faulheit, das 
Streben nah mühelofem Gewinn, Die Unfolidität und ben 
Schwindel zu befämpfen. (Bravo!) 

Meine Herren! Dann und nur dann wird auch wieder die Zeit für 
Deutfchland kommen, im welcher aufhören die Klagen über die zunehmende 
Zuchtlofigfeit der Lehrlinge, über die Mißachtung des gegebenen Wortes, das 
beilig fein follte, die Klagen über eine Verringerung der nationalen Arbeits: 
fähigkeit, der nationalen Arbeitöfraft; nur dann wird die Zeit kommen, in 
welcher Deutfchland, das nad) den großen Errungenfchaften der letzten Jahre 
mit doppeltem Schmerz hauen muß auf die traurigen Erſcheinungen feiner 
Bollswirtbichaft, wieder wie in den Tagen feiner Zerriſſenheit fi) erfreuen 
Tann der guten Ausbildung feiner gewerbligen Arbeiter; dann wird der Tag 
tommen, an weldem das deutſche Bolt auch in dieſer Beziehung dafteht als em 
wirflicheß Culturvolk. (Beifall.) 
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Theſen 


des Correferenten Prof. Dr. Schönberg. 


Um eine dem Intereſſe der Lehrlinge, und der Volkswirthſchaft entſprechende 
Ausbildung der Lehrlinge herbeizuführen iſt eine Reform des Lehrlingsweſens 
nothwendig; insbeſondere rf es: 

1. Der Einrichtung beſonderer obrigkeitlicher Organe, welche, zuſammen— 
geſetzt aus Vertretern der Staatsgewalt, der Arbeitgeber unb ber 
Arbeitnehmer, das Lehrlingsweſen vegeln und beaufjichtigen und Streitig- 
feiten in Bezug auf die Verhältnifie der Lehrlinge entſcheiden. 

2. Der Einführung einer Probezeit vor definitiwem Abſchluß der Lehr— 
verträge. 

3. Der Kheiftlicen Abfaſſung und Negiftrirung der Lehrverträge. 

4. Der Einführung von Strafen bei widerrechtlichem Lehrvertragsbruch 
gegen Thäter, Anftifter, Theilnehmer und Begünftiger. 

5. Des orbentlihen Unterrichts in für Lehrlinge geeigneten Schulen. 


Brof. Dr. Held (zur Geſchäfts-Ordnung): Die intereflanten Vorträge, 
die wir bisher gehört haben, haben unfere Zeit ſoweit in Anſpruch genommen, 
daß es völlig unmöglich ift, die ‘Debatte bi8 5 Uhr zu ſchließen. Es ift allo 
nur eine doppelte Möglichkeit: entweder wir müſſen eine Nachtfigung halten, 
oder das Eſſen verlegen. Ich babe eben von Herm Bacmeifter gebört, 
daß Letzteres wohl — könne. Es iſt alſo die Frage: ſollen wir eine 
Nachtſitzung halten, oder das Eſſen auf 6 Uhr verlegen? Auch in letzterem 
Falle wird es, da es jetzt bereits 2 Uhr iſt, nöthig fein, daß die Herrn Refe— 
renten mit ihrem Schlußwort ſich auf 5 Minuten beſchränken, ſonſt werden wir 
auch bis 6 Uhr nicht fertig. Ich beantrage, das Eſſen auf 6 Uhr zu verlegen. 


Prof. Schmoller: Ich möchte vorſchlagen, daß wir um 7 Uhr eine 
Abendfigung halten. Die Verlängerung um eine Stunde nügt gar nichts. Um 
5 Uhr find wir jo jchlaff, daß eine weitere Stunde und nicht8 nügt. Da wir heute 
nur ein einfaches Mittagsbrod haben wollten, können wir wohl um 7 Uhr nod 
a zufammentommen und dann bis zur wirflicen Erledigung der Fragen 

iben. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: So ſehr ich es bebauere, muß ich doch dem, 
was Herr Prof. Schmoller eben gejagt hat, beitreten. Ich fürchte, daß wir 
auch bis 6 Uhr zu einer erfprießlichen Debatte und der umſtändlichen Abftimmung 
faum Zeit haben werben. Es find eine ganze Reihe von Anträgen eingegangen, 
die beim Eintritt in die Discuffion zur Verlefung kommen werden. Die An- 
tragfteller werden fie gewiß gern begründen wollen: es würde unbillig fein, fie 
in diefer Beziehung zu beſchränken. Indeſſen bitte ich die Verſammlung, ihre 
Anfiht durch Abftimmung zum Ausdruck zu bringen. 


(Die Majorität fir Abendfigung.) 
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Gorreferat 
von Fr. Liebau (Berlin) über das 
Lehrlingsweien. 


Meine Herren! Zum erften Mal ift mir von Seiten der deutſchen Gewerk— 
bereine der ehrenvolle Auftrag geworden, der General:Berfammlung Ihres Vereins 
beijumohnen. Zu gleicher Zeit ift mir aber auch Die Aufgabe übertragen worden, 
m Bezug auf das Lehrlingsweſen ein Referat zu erftatten. Im Intereſſe der 
eutſchen ine ſowohl, als im Interreſſe dieſer Sache ſelbſt habe ich 
3 fir meine Pflicht gehalten, hierher zu kommen. Wenn ich nun, da ich ja nur 
ein einfacher Arbeiter bin, nicht in der Lage bin, ein ſolches gebildetes Referat zu 
liefern, wie‘ Sie viefelben bier gewöhnt find, fo bitte ih Im Voraus um Ihre 
Htige Nachſicht. Zur Sache Fon will ih im Voraus bemerken: daß in 
Bezug auf das Lehrlingsweſen, welches die Arbeitgeber wie Arbeitnehmer, aud) 
ne Lehrlinge und zwar diefe im höchſten Grade intereflirt, große Uebelſtände 
vrhanden find. Das erkennt ein Jeder an; nur über die Frage, wodurch fie 
xroorgerufen find, geben die Anfichten jo auseinander, daß gerade in diejer Frage 
ud Diejenigen, die fonft die beiten freunde find, ſich widerſprechen. Dieje 
lebelſtände innerhalb des Gewerkes entwideln fih ſchon feit einer Reihe von 
ahrebnten. Ich will Ihnen ein Beifpiel vorführen aus meinem eigenen Leben. 
Ih Bin ſelbſt praftifcher Arbeiter, ih bin Tiſchler, und habe unter der alten 
rwerbeverfaffung gelernt. Weine Herren! Wenn idy mir jene Zuftände, wo noch 
ie alte Zunftverfaffung eriftirte, ins Gedächtniß zurückrufe, dann fteigt mir heute 
ie Schamröthe ind Geficht über alle Die Unbilden, welche man damals als Yehr- 
ng hat ertragen müſſen. Deine Herren! Die Lehrlinge waren — und es ift 
eute noch Jo — in der Familie des Meifter8 das Mädchen für Alles und in 
er Werkſtatt ſelbſt der Prügelknabe. 

Meine Herren! Ich erkenne ſehr gerne an, daß es eine Menge tüchtiger 
ehrherren gibt, die mit Ernſt und Siehe fi) ihrer Aufgabe unterzogen haben, 
nd diefe Leute Bilden in der Regel auch tüchtige Handwerker heran. 

Ich will Sie Hier auf Eins hinweisen. Die Lehrherren fomohl wie die Lehr: 
nge haben das Gele, welches zum Schuß beider befteht, in jehr wenig Fällen 
robachtet. Ich erinnere Sie an die Debatte über den Contracthruch; ich habe 
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gerade Ihre Verhandlungen von vorigem Jahre mit Intereſſe geleſen und geſehen, 
daß man ein großes Gewicht darauf gelegt hat, daß der Geſelle als Contract⸗ 
brüchiger erſcheint. Meine Herren! So alt ich fchon geworben, habe ich einen 
ſchriftlichen Contract mit dem Arbeitgeber nur einmal geichloffen, und immer 
und immer, wenn der Geſelle dazu gezwungen wurde, ben Gontract zu brechen, 
hat der Meifter daran Schuld gehabt. Ich übernehme z. ®. Beute ein Stüd 
Arbeit. Der Meifter legt mir die Zeichnung vor, ich ſchließe mit ihm den 


Accord ab. Während der Dauer der Arbeitözeit fällt dem Meiſter tbeilmeile 


gar nicht ein, das nothwendige Material, welches ich gebraudje, redhtzeitig an- 





zufchaffen. Wenn ich meine Arbeit und meine Verpflichtungen, wie ich fie über: 


nommen, erfüllen ſoll, jo ift e8 zunächft Pflicht des Meifters, dafür zu for 
daß das Material an Ort und Stell if. Thut er das nicht, fo iſt der Arkeit 
nehmer natürlich nicht im Stande, die übernommene Pflicht zu erfüllen, und 
gerade aus dieſen unſcheinbaren Dingen reſultiren die meiften Contract 

Die Meiften find darauf angemielen, von ihrer Handarbeit zu leben, und in 


demfelben Augenblid, wo mir die Möglichkeit entzogen wird, meine ganze Arbeits: 


kraft verwertben zu Können, drängt ſich mir unwillkürlich der Gedanke auf: ber 
Meifter bat feine Verpflichtung nicht erfüllt, er hindert mich daran, meine Kraft 
zu gebrauchen, und in Folge deſſen breche ich den Contract. — Im Lehrlinge: 
weſen ift genau daſſelbe Verhältniß. Der Lehrling ſoll meiner Auffaſſung nad 
das Geſchaͤft erlernen; er fol nicht Mädchendienſte thun, er fol nicht der Bediente 
der Gefellen fein. Der Lehrberr Hat die Verpflichtung, den jungen Mann an- 


zubalten, daß er die ihm übertragene Arbeit vollftändig und ganz und in correter 


und fauberer Weife ausführt. 
Ich Halte e& für meine Pflicht, Ihnen dieſes nicht immer erfannte Verhältniß 
us den praktiſchen Leben bier vorzuführen, weil ih mir ſage: das, was gut 








ift, erfennt ſtets Jeder an, aber was verwerflich ift, wird felbft der befte Menſch 


oft nicht zugeben wollen. Und als Mitglied der deutlichen Gewerfvereine umd 
mit Rückſicht darauf, wie die Berbältniffe ſeit Jahrzehnten innerhalb des Lehr: 
lingsweſens Tiegen, habe ich aud die Nejolutionen, die Ihnen gebrudt vorliegen 


abgefaßt. Ich freue mich, daß bie verfchievenen Referate in vielen Punkten voll 
fommen miteinander übereinftimmen. Vielleicht wird es mir gelingen, in den 
jenigen Punkten, wo ich nicht ganz mit ihnen überftimme, eine Uebereinftummung 


herbeizuführen. Das werde ich am beften während der Debatte thun können. 
Ich bin, wie gelagt, in Abfaffung derartiger Thefen nicht fo bemandert, wie Sie 
Das gewohnt find. Meine Herren! Ich will nur noch auf einen Punkt kurz hin⸗ 
weifen. Daß die alten Imnungen, wie fie dur Jahrhunderte befanden, wegen 
ihres verfnöcherten Syſtems, das dem Geift der Zeit nicht Rechnung tragen konnte, 
nicht mehr lebensfähig find und durchaus feine Ausficht haben, e8 jemals wieder 
zu werben, Das erfennt heute wohl jelbft der eingefletichtefte Anhänger der Zünfte 
an. Reiner der heutigen Arbeiter würde fih einem derartigen Zwange fügen. 
Wenn die früheren Innungen je im Stande gewefen wären, tüdhtige Staatsbürger 
heranzuziehen, jo könnte man damit einverftanden fein. Aber, ich wiederhole es 
nochmal®, wegen ihres verknöcherten Syſtems, in Bolge ihrer zwangsweiſen 
Prüfungen haben diefe Innungen den Verfall felbft herbeigeführt. Man gebt 
nun, meine Herren, heute darauf aus, diefe Prüfungen wieder einzuführen. Ich 
muß Ihnen offen geftehen, daß ich mic, Dagegen entſchieden verwahre. Die Dinge, 
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wie fie unter den alten Gewerkverfaffungen bei den Meifterprüfungen vorgelommen 
find, find jo baarfträubend, daß Jever, der fi daran zurüderinnert, ſich jagen 
muß: Nein, jo fol und darf das nicht mehr fein. Bet jenen Prüfungen ift 
oftmald den tüchtigften Lehrlingen das fchreienpfte Unrecht zugefügt worden, nur 
deshalb, weil fie nicht die pecuniären Mittel befaßen, die prüfenden Meifter und 
Sefellen beftechen zu können. (Hört! hört!) 

Man ift in größeren Städten, befonder8 in Sachſen, fogar ſoweit gegangen, 
daß man Denjenigen, der fi zur Meifterprüfung gemeldet hatte, 3 Jahre lang 
warten ließ, ehe die Reihe an ihn fam. Und wenn die Prüfung endlich an ihn 
herankam, ſo traten neue Schwierigkeiten ein Denken wir uns einen jungen 
Mann, der technifh und praktiſch durchgebildet war und ein fleined Vermögen 
datte, um damit Meifler zu werden. Die praktiſche Prüfung beftand für ihn 
in der Anfertigung des Meifterftüds. Ich hätte den Tischler jehen wollen, welcher 
dieſes Meifterftüd in 4 Wochen fertig gemacht hätte. Es war Ufus, dag am 
Meifterftüct mindeftens 1/, Jahr gearbeitet werden mußte. Der Mann verzehrte 
fein Meines Bermögen. Er war dann nicht in der Lage, die Prüfungsmeifter 
fo honoriren zu können, wie es die Herren bei jedem Anderen gewohnt waren, 
und in Folge deflen wurde fein Stüd als untauglich verworfen. Ich habe felbft 
Gelegenheit gehabt, einer derartigen Prüfung beizumohnen und dort gefunden, 
daß alle nur möglichen Grünte hervorgehoben wurden, um dem Betreffenden 
das Leben ſchwer zu machen. Davon Tann heute feine Rede mehr fein, daß 
derartige Prüfungen eingeführt werden. Eines ſcheint mir die Hauptſache, meine 
Herren, das, was die deutſchen Gewerkvereine bisher erftrebt haben und was 
Profeffior Schönberg in ausgezeichneter Weife ausgeführt hat. Wenn e8 uns 
mt gelingt, die Achtung vor den Staatsgeſetzen, die Achtung vor den ſich felbft 
gegebenen Geſetzen in jedem Einzelnen aufrecht zu erhalten und zum Bewußtſein 
zu bringen, meine Herren, da mögen wir felbft, aljo die Arbeiter, machen, was 
wir wollen; die Meeifter mögen anftellen, was fie wollen, immer une immer 
werden die alten, unerquidlichen Zuſtände ſich wieder ergeben. Sorgen wir 
zunächft dafür, daß in den betheiligten Kreifen, und vorzugsweiſe bei den Arbeit- 
gebern e8 dahin kommt, daß Alle felbft einmal das gegebene Gefeg in feiner 
ganzen Confequenz durchführen, und daß fie comfequenter Weife ihren Lehrling 
anhalten: bier find die VBeftimmungen des Geſetzes, denen haft du dich zu 
fügen, du Haft in deiner freien Zeit dafür zu forgen, daß du die Beftimmungen 
des Geſetzes Tennen lernſt und in gemifienhafter Weile befolgft. Meine Herren! 
Denn wir fo weit find, dann werben die Sontractbrücde, meiner Auffafjung 
nah nicht mehr vorkommen und die deutichen Gewerkvereine haben ja jeit ihrer 
Entftehung, feit ihrer Gründung mit aller Confequenz dahin geftrebt, viefes 
Ziel zu erreichen. Meine Herren! Ich ſpreche bier Ihnen offen meinen Danf 
aus, daß vorzugsmeife won Seiten des foctalpolitiichen Vereins die Beftrebungen 
der deutſchen Gewerkvereine bisher anerfannt und unterftügt worden find, und 
ih meine, wenn Sie und Ihre Unterftügung nicht verfagen, dann werden wir 
endlich dahın fommen, daß auch die Geſetzgebung den deutſchen Gemerfvereinen 
Corporativrechte verleiht. Und, meine Herren, in demfelben Augenblide, wo die 
deutichen Gewerkvereine Corporationsrechte beſitzen, meine ich, werben die Arbeiter- 
Parteien, wie fie heute find, zum großen Theil von der Tagedorbnung verjchwinden ; 
es werben die beutjchen Gewerfvereine bie Führer in allen diefen ragen fein, 
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und dann wird meiner Auffaſſung nach der Augenblick gekommen fein, wo Arbeit⸗ 
nehmer und Geber zufammen Hand in Hand die Angelegenheiten des Gewerbes, 
das Geſellen- und Lehrlingsmweien regeln können. Meme Herren! Ich will 
ſchließen, um den Herren, die bier zugegen find, Gelegenheit zu geben, in der 
Discuffion ihre Anſicht auszuſprechen, und e8 würde mich ungemein freuen, 
wenn ic über Dinge, die mir heute nod nicht fo recht Har find, Belehrung 
erhielt. (Bravo!) 


Theſen 


des Correferenten Fr. Liebau in Berlin. 


1. Das Lehrlingsweſen bedarf zur Erfüllung ſeiner Aufgabe, den jungen 
Handwerker allſeitig auszubilden und der vaterländiſchen Induſtrie tüchtige, 
geſchulte Kräfte zuzuführen, in techniſcher, wirthſchaftlicher und mora⸗ 
liſcher Hinſicht einer gründlichen Reform. 

2. Dieſe Reform iſt in erſter Reihe Sache des Gewerls als Gemeinſchaft 
der Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerverbände, dargeſtellt durch die neue 
Innung (Einigungsamt). Die neue Innung hat, nach Maßgabe 
der geſetzlichen Vorſchriften, 

a. die Bedingungen des Lehrverhältniſſes feſtzuſtellen; 

b. das Lehrlingsweſen zu überwachen, die Fachſchule zu errichten oder 
zu beaufſichtigen und Lehrzeugniſſe auszuſtellen; 

c Streitigkeiten über das Lehrverhältniß zu entſcheiden und für ſtrenge 
Innehaltung der Lehrverträge nach beiden Seiten zu ſorgen. 

3. Die Geſetzgebung hat, außer der Sanction der neuen Innungen (Einigungs- 
ne hauptfächlich folgende Beftimmungen für das Lehrlingsweſen ein» 
zuführen: 

a. eine Probezeit vor endgültigem Abſchluß des Lehrvertrags; 

b. ſchriftliche Abfafjung des Lehrvertrags; 

c. Ausdehnung der Schugbeftimmungen für Kinder und jugenbliche 
an in den Fabriken (Gew.-Ordnung 88 128—129) auf die 
ehrlinge; 

d. oBligatorifce Fortbildung, event. Gewerbe und Fachſchulen und 
Berpflichtung der Lehrherren, der erforderlichen Beſuch derſelben 
während der Arbeitözeit zu geftatten. 

4. Endlich hat der Staat durch eine, den Anforderungen der modernen 
Induſtrie entſprechende Volksſchule die Grundlage für die Lehrlinge- 
reform zu ſchaffen, ſowie durd Prämien und Stipendien, vor Allem 
aber durch Befeitigung der noch vorhandenen Rechtsungleichheit und 
Förderung der genoſſenſchaftlichen Selbftbülfe das Ehrgefühl und die 
Strebfamteit der Arbeiterjugend zu heben. 











Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Ich erlaube mir die Mittheilung zu machen, 
daß von befreundeter Seite, aus England von Herm Cliffe Leslie 
einige Sremplare einer Nummer der Zeitichrift Academy eingegangen find. Es 
ft darın ein Artikel enthalten, in dem Herr Leslie das nnte Werk des 
Serm Cairnes, Leading principles of political oeconomy, beſpricht. “Die 
jenigen — welche ein Intereſſe dafur haben, bitte ich, ein Eranplar nehmen 
zu wollen. 

Ehe ich die Discuſſion eröffne, erlaube ih mir, Ihnen die Anträge mit- 
zutbeilen, welche eingegangen find von Mitgliedern der Verſammlung zu dieſer 
Discuſſion. Einer derjelben ift gedruckt vertheilt worden und, wie ich glaube, 
in Ihrer Aller Händen, geftellt von den Herren Felifh und Blödner?). 
Ich kann wohl von der Borlefung abfehen, da der Antrag gebrudt vorliegt. Soweit 
ih bis jetzt überſehen Tann, enthält er nur einen Punkt, der fich weſentlich von 
den Anträgen des Referenten unterjcheivet, nämlih die Nummer 3: „Nad 
Beendigung der Lehrzeit wird auf Grund einer beftandenen Prüfung dem Lehrlinge 
ein Lehrzeugniß (Xehrbrief) gegeben, in welchem vemfelben die Fähigkeit, als 
Sefelle arbeiten zu dürfen, bezeugt und beglaubigt wird.” Die übrigen Buntte 
find, foviel ich bis jest feben kann, aud in den Theſen des Referenten enthalten. 
Sch bitte aber Die Antragfteller, mich berichtigen zu wollen, wenn ich den Antrag 
nicht richtig aufgefaßt —* 


2) Der Antrag lautete: 

„Eine Reform des gefammten Lehrlingsweſens ift unerläßlih, denn vor Allem 
durch eine geeignete Heranbildung ber Lehrlinge kann man unferen vaterländijchen 

ben und der Induſtrie aufbelfen, fo daß diefelben wieder quantitativ wie qua- 
litativ ceoncurrenzfähig werben. 

Zur Erreihung dieſes Zieles halten die Antragfteller zunächft für erforderlich: 

1. Die obligatorifche Schließung ſchrift licher und regiftrirter Lehr⸗ 
verträge, welchen eine vierwöchentliche bis höchſtens dreimonatliche Probezeit 
vorangeben muß. 

2. Die aus dem fo abgefhlofienen ſchriftlichen Lehrvertrage vefultirenden, fowie 
überhaupt alle Befchwerben, Streitigkeiten 2c. enticheiben endgültig obliga- 
torifch einzuführendegewerblide Schiedsgerichte, welden man 
in allen Fällen erelutive Gewalt zuftehen muß. 

3. Nach Beendigung ber Lehrzeit wirb auf Grund einer beftandenen Prüfung 
dem Lehrling ein Lehrzeugniß (Lehrbrief) gegeben, in welchen demſelben 
die Fähigkeit als Gefelle arbeiten zu dürfen bezeugt und beglaubigt wirb. 

4. Kür baldigfte Einführung von ach » Lehrlingsfhulen mit Unterſtützung ber 

hörde in Sorge zu ng Die Lehrherren find verpflichtet. ihre Lehrlinge 
zum regelmäßigen Schuldefuch anzubalten.‘ 
Säriften XI. — Verhandlungen 1875. 10 
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Es iſt dann ein Antrag eingegangen von Dr. Bücher, ſchriftlich: 


1. 
2. 


Der Antrag, wie Sie fehen, betrifft die Unterrichtöanftalten zur Borbilvung 
und Fortbildung der Lehrlinge und geht in diefer Beziehung weit ins Einzelne 
binein; er bat dann ferner gemein mit dem Antrage Liebau, daß er die Geſeze 


Der Zuſtand des heutigen Lehrlingsweſens ſchädigt in gleicher Weiſe 
die Erwerbsfähigfeit der arbeitenden Claſſen und die nationale Inbuftre. 
Die zeitherige Form der Lehrlingsbildung ift nur geeignet, dem je 
linge manuelle Fertigkeit in gewerblichen Einzelverrichtungen, nicht 
eine allfeitige, den Anforderungen des Gewerbelebens ent|prechende Aus⸗ 
bildung zu geben. 

Zur Ertbeilung. der legteren find folgende Maßregeln erforderlid: 

a) — Reorganiſation der Volksſchulen mittelſt beſſerer Vor⸗ 
ildung der Lehrer, Erhöhung der Lehrerzahl, Herabſetzung der Zahl 
ber von einem Lehrer gleichzeitig zu unterrichtenden Schäler auf 
das on von 40; Ausdehnung der Schulpflicht bis zum 
15. Jahre; 

b) Erridtung von nad den einzelnen Gewerben fpecialifirten, ſich an 
bie Praxis eng anfchließenden Gewerbebülfsihulen mit ſtaatlicher 
Subvention ; 

c) In Berbindung damit Einrihtung von Lebrlingswerfftätten ; 

d) Einrihtung von Lehrlingscafien im Zufanmenhange mit den gewerb⸗ 
lichen Hulfsſchulen und Lehrlingsmwerkftätten ; Ä 

e) Ausdehnung der Gelege über die jugendlichen Fabrikarbeiter 
(Gewerbe-Orbnung 88 128—32), auf die'Pehrlinge der Große nd 
Kleininduftrie ; | 

f) Bildung von freiwilligen Lehrlingsunterftügungsvereinen. 











für Die jugendlichen Fabrikarbeiter ausdehnen will auf die Lehrlinge, und 
berührt endlich noch zwei Punkte, die in den andern Theſen nicht berührt find: 
er will Lehrlingscafien und Lehrlingsunterftüigungsvereine einrichten. Aber, wie 
gelagt, die Mehrzahl der Theſen bewegt ſich in einer Spectalifirung der Forderungen 
der Volksſchule und der Einrichtungen weiterer Fortbildungsfchulen für Lehrlinge. 


Endlich ein Antrag von Herm Joachim-Gehlſen, der auch unterfchrieben it 
von den Herren Niendorf, DO. Beta, v. Dael-Koeth, v. Dersgen 


Der Eongreß wolle beſchließen: 


In Erwägung, daß eine die gewerbliche Ausbildung des Arbeter: 
ſtandes ſichernde Organiſation des Lehrlingsweſens unmöglig iſt 
ohne gleichzeitige Organiſation des Meiftermeiens; daß beide Organt- 
fationen nur bei umfafjender Schöpfung und fefter Organiftrung von 
Gewerten durdführbar find; 
in Erwägung ferner, daß ſolche Gewerke auf dem Wege ber Freiwillig⸗ 
feit erfahrungsmäßig nicht in genügendem Umfange entfteben, 

erflärt der Congreß: „Das Princip des Laissez faire auf dem 
Gebiete des gewerbligen Lebens muß aufgegeben werden, und net 
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Gewerte find für das ganze Gebiet der nationalen Production nach 
gefetzlichen Normen zwangsweiſe einzuführen.“ 


Diefe Thefis fieht alfo abfeits von allen fonftigen Vorſchlägen, die gemacht 
find. Sch möchte den Herm Antragfteller bitten, fi darüber auszufprechen, ob 
er, falls fein Antrag angenommen wird, auf weitere Beſtimmungen über das 
behrlingsweſen überhaupt Gewicht legt und Einzelnes aus ben verſchiedenen 
anderen Theſen annehmen will oder nicht. 


Joachim-Gehlſen: Ich werde dies nicht thun, aus bem Grunde, 
weil ich dieſen Antrag für principieller Natur halte und nur ausgefprochen 
ſehen — , daß eine derartige Auffaſſung der Majorität dieſes Congreſſes 
innewohnt. 


Präſident: Es würden alſo, wenn dieſer Antrag angenommen würde, 
die andern Theſen ſämmtlich erledigt fein. Ich eröffne die Discuſſion über bie 
Anträge und gebe das Wort Heren Baumeiſter B. Feliſch. Zuvor erlaube ich 
mir die Berfammlung noch daran zu erinnern, daß bei allen früheren Discuffionen, 
mit Ausnahme des geftrigen Tages, wo es bei Einleitung der “Debatte vergeffen 
wurde, es Sitte gewejen ift, zu beſtimmen, daß ein Redner in der General- 
Discuffion nur 10 Minuten fprecken darf; wenn er fo lange gelprochen hat, 
ift es Pflicht des Präfidenten, ihn zu unterbrechen und die Verfammlung zu fragen, 
ob fie den Redner noch weiter hören will. Die Verfammlung kann dann noch 
für Tängere Zeit das Wort ertheilen, fie kann aber auch natürlicherweife beſchließen, 
daß nah 10 Minnuten der Redner fchließen muß. 


Feliſch: Da muß ih mid gleich an die geehrte Verfammlung wenden, 
damit fie mir vorher fage, ob ich nur 10 Minuten ſprechen darf oder wohl 
audy einige wenige Deinuten länger. Sie wiffen ja, es ift ein Antrag da von 
Herrn Blödner und mir, der in Ihren Händen ift; diefen muß ich vertbeibigen : 
und da wird e8 mir nicht möglich fein, in 10 Minuten fertig zu werden; indeflen 
verfpreche ich Ihnen, länger als eine Biertelftunde ſoll e8 nicht dauern. 

Meine Herren! Ich bin in der glüdlichen Lage, daß ich weſentlich nicht von 
ben gejammten Anträgen der Herren Referenten und Correferenten abweiche. 
Aber trogdem gebe ich in einzelnen Punkten etwas weiter, und in einem Puntte, 
den der Herr Präfident ſchon hervorgehoben hat, unterjcheidet fi mein Antrag 
von den anderen. Meine Herren! Das Biel, welches wir vor uns haben, ift fait 
bei Allen daſſelbe. Ueber die Urſachen der berrichenden Mißſtände dagegen 
weichen wir von einander ab, ebenjo über die Wege, welche zu diefem Ziele führen 
werden. Ein kurzes Wort über die Urfachen will ich mir hier noch erlauben und 
bemerfe nur, daß ich bier bin als Vertreter des Verbandes deutjcher Baugewerke⸗ 
meifter,, desjenigen Arbeitgeberverbandes, der gegenwärtig wohl die größte Zahl 
von Arbeitgebern in ganz Deutſchland in fich vereinigt und ſich faft über alle 
Gaue unſeres deutſchen Baterlandes ausgebreitet bat, oder es in nächſter Zeit 
thun wird. Der Verband deuticher Baugewerkemeifter hat fich mit der Lehrlings 
enqu&te jo eingehend beichäftigt wie, ich glaube, fein anderer Arbeitgeberverbann. 
In den 15 Hauptvereinen, welde der Verband zählt, ift dieſelbe beſprochen 
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mworben, jeder einzelne Verein bat jchriftlich fein Gutachten abzugeben und dem 
geichäftäführenben Ausihug des Berbandes übermittelt. Sie finden unter ben 
Gutachten über das Lehrlingswejen, die Ihnen gedrudt vorliegen, eins von oben⸗ 
genanntem Berbande, worin die Refultate der Unterſuchungen ber einzelnen 
Bereine niedergelegt find, Das Eine, meine Herren! ſteht feit, unfer Gewerbe 
ift zurüdgegangen Bet Jahrzehnten, vielleicht ſchon fett Jahrhunderten, und ne 
ſich ficherlic nicht mehr auf dem hohen Standpunkte, auf welchem es im Mittel⸗ 
alter während feiner Bluthezeit ftand. Auch die Yubuftrie ift zurüdgeblieben im 
Verhältniß zu den Borfprüngen, welche unaufhaltjam die deutſche Wiflenfchaft 
und Kunft gemacht haben. Nun ift e8 nicht felten ausgeiprochen worden, daß 
gerabe bie —— des Fabrikbetriebes und des Maſchinenbetriebes — ich 
will Beides identificiren — weſentlich die Entwidelung des Lehrlingsweſens und 
alfo auch des Gefellenweiend beeinträchtigt habe. Meine Herren! Das iſt nicht 
richtig, wenigſtens trifft e8 nicht überall zu. Ich geftebe zu, daß der Fabrif- 
betrieb infofern ftörend auf die Entwidelung des Lehrlingswejend eingewirft Bat, 
al8 die jungen Leute zu früh darauf angewieſen werben, Geld zu verdienen, um 
einen Theil davon ihren Eltern abzugeben. Aber, wenn man fagt, der Mafchinen- 
betrieb als folder habe auf bie Entwidelung bes Sehrlingäwefene nachtheilig 
eingewirkt, ſo iſt das nach meiner Ueberzeugung unrichtig; denn gerade die hohe 
Entwickelung unſeres Maſchinenbetriebes hätte dahin führen müſſen, daß die Arbeiter 
ſich für die qualificirte Arbeit leichter hätten vorbereiten können in ihrem beſtimmten 
Beruf; denn den größten Theil der geringen Arbeiten ſehen ſie jetzt von den 
Maſchinen gemacht und die Lehrlinge hätten darnach Zeit, ſich der eigentlichen 
qualificirten Arbeit zuzuwenden. Deine Herren! Ich will Ihnen hierzu ein prak⸗ 
tiſches Beifptel vorführen: Heute wird — in großen Städten wenigſtens — fein 
Quadratmeter Fußboden mehr von den Zimmergejellen gehobelt, heute ſehen Sie 
nur noch auf dem Lande, weit vom Maſchinenbetrieb entfernt, die Arbeiter mit 
gebüctem Rüden auf dem Sägeblod ftehen. Sodann ift von anderer Seite hervor⸗ 
ehoben worden, daß unfre großen wirtbichaftliden Bewegungen, beſonders bie 
Focalbemtoratifchen, weſentlich ungunſtig auf die Entwidelung des Sehrlingömelens 
ewirkt haben. So wenig ich mich auf dein Standpunkte der Socialdemokraten 
Befine, fo muß ich doch infoweit geredht fein, als ich nicht zugeben kann, daß 
in den wenigen Jahren, welche hinter und Liegen, die Socialdemofraten ſchon in 
der Lage gemejen wären, qualitativ auf die Verringerung der Leiftungen ein- 
zuwirken. (Obo!) 

Weſentlich, meine Herren, haben fie wirflih auf die Qualität der Arbeit 
noch nicht eingewirft. Aber das wird kein Menſch ableugnen können, und das iſt 
ver furchtbare Vorwurf, der jene Partei trifft, Daß fie den Grundſatz offen aus- 
ſprechen: „Arbeitet wenig, dann wird wenig geleiftet und bie Arbeitöfräfte werden 
im Preife ſteigen!“ Das geht heute noch durch Die Reihen der deutſchen Social⸗ 
demofratie, die Leider jehr viele Anhänger zählt. 

Meine Herren! Es wird heutzutage häufig der Auf laut nah Schußzöllneret, 
und daS kommt daher, weil deutſches Gewerbe und deutliche Induftrie nicht mehr 
mit dem Auslande concurriren fann, wenigften® mit einzelnen Ländern nicht mehr. 
Ich Tann hierzu den praftiichen Beweis liefern. Der größte Theil der eifernen 
Röhren zur Eanalifation von Berlin wird aus England Ey a trogdem 
wir doch die vorzüglichften Eifengruben in Weftpbalen und Schlefien befigen ; 
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warum wird das Eifen dort geholt? Weil trog des ihenren Transports bie 
engliſche Waare noch billiger bis Berlin geliefert wird, als unfere vaterländiſche. 
Es ift da die Differenz zu fuchen in ber geringeren Arbeitsleiſtung unferer 
Arbeiter. Ich ſpreche nicht von zu hoben Löhnen, ich ſpreche aber entſchieden 
von der zu geringen Yeiftung, weldhe uns nicht concurrenzfühig erhält. Daß 
meine Behauptung nicht bloß auf einem einzelnen Gebiet zutrifft, kann ich noch 
an einem anderen Fall darlegen: Es iſt nämlich nichts Seltenes mehr, daß 
Tiſchlerarbeiten nad Berlin aus Schweden berübergeholt werden, wo Doc ent- 
ſchieden hobe Transportkoſten bezahlt werden müffen, ja ih kann Sie verfichern, 
meine Herren, daß heute in Berlin Häufer gebaut werden, die ihre Schläfler-, 
Tiſchler⸗, Decorationsarbeiten x. ganz und gar aus Paris beziehen ımd man 
befommt viefelben trog des Transportd um etwa 20 Procent billiger, als wir 
fie ſelbſt Herftellen können. (Hört! hört!) 

Das find unumftöglihe Thatjachen. Nun könnte man wohl die Schuld 
auf die Arbeitnehmer, auf die Gefellen werfen. Es wird auch vielfach getban 
und ih kann fie nicht davon frei fprechen. Indeſſen, ich mill mich doch bemühen, 
wenig davon zu reden, weil ich felbft Arbeitgeber bin und fo in einem anderen 
Lager ſtehe. Jedenfalls follten aber jene Herren oder deren Vertreter, wenn fte 
öffentlich fprecden, nicht alle Schuld auf die Arbeitgeber werfen. Was Herr 
Liebau gelagt Bat, ift vor 20 Jahren wahr gemwefen, heute ift es nicht mehr 
wahr! Dieje Berfiherung Tann ich ihm geben! (Bravo!) 

Es ift unfer Lehrlings- und Gefellenftand ein ganz veränderter geworben! 
Wenn id mich eines bejonders einfchlagenden Ausdrudes bedienen will, jo muß 
ich es ausipredhen, daß die deutſche Arbeitgeberichaft fich feit Jahren ſchon auf 
ber Flucht vor den Gefellen und Lehrlingen befindet! Man rede alfo nicht immer 
Davon, was vor 30 oder 50 Jahren geweien ift, jondern man bleibe bei der 
©egenwart ftehen! Unter ben deutſchen Baugewerkeverbänden geht nun heut 
die Anfiht dahin, dag man nicht wohl den Gefellenftand reorganiftren könne, 
indem man zu ihm wieder in ein intimeres Verhältniß tritt, nicht weil wir 
Arbeitgeber ums aus Princip abneigend gegen die Gefellen verhalten, fondern 
weil vorläufig die Abneigung auf jener Seite fo allgemein ift, daß wir nicht 
zufammentommen würden! Und weil wir nicht gut reformiren können auf dieſem 
Gebiet, fo kommen wir nothwendig dahin, da zu reformiren, wo man auf einen 
Erfolg hoffen fann und das ift das Lehrlingsmeien. Ich kann Ste verfichern, 
Daß von Seiten der deutfchen Baugemwerkevereine und vieler anderer Arbeitgeber: 
vereine, welche ich kenne, mit aller Liebe für eine gründliche Beflerung des Lehr⸗ 
lingsweſens geforgt wird, und zwar nicht im felbftfüchtigen Intereſſe. Seien 
Sie verfibert, daß von dem, was gebeflert wird, den Arbeitgebern fein Kohn 
mehr erwäct, das thun fie nur für ſpätere Zeiten! 


Borf. Dr. Naffe: Ih bebaure, den Herrn Redner unterbrechen zu 
müffen und frage die Verfammlung, ob fie wunſcht, daß der Herr Redner 
feinen Bortrag fchließe. 

Die Berfammlung wänfcht, daß Sie fortfahren. 

Feliſch: Ich kann Sie alſo verfihern, meine Herren! daß Seitens der 
Arbeitgeber die umfänglihften Anftalten getroffen werben, um das Lehrlinge: 
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weien zu reorganifiren und zwar ohne jede egoiſtiſche Beimiſchung. Ich werde 
auch Hier wieder ein Beilpiel anführen, was mir zunächſt Liegt. Es find um 
legten Jahre in Berlin drei große Baufachlehrlingsichulen eingerichtet worden, 
für welche vie Lehrlinge natürlich nicht zu zahlen Haben, fondern welche 
dem Bunde der Bau, Maurer: und Zimmermeifter Berlins. welchem ungefähr 
200 Mitglieder angehören, etwa 5000 Mark das Jahr koften. Dielen Lehr⸗ 
fingen wird nun zwar Seitens der Gejellen der größte Wiverftand entg 

denn man fagt fortwährend den Lehrlingen: Ihr werdet dort nur hingefchift, 
bamit Ihr ordentlich unter die Tuchtel Eurer Arbeitgeber fommt. Trotzdem 
a die Sache fort und auch in anderen großen Stäbten find ſchon die Anfünge 
vorbanden. 

Zum Schluß will ich nur noch mit wenigen Worten die vier Anträge, welche 
Ihnen gedrudt vorliegen, mottviren. 

Der erfte handelt von der obligatoriſchen Schließung fchriftliher und 
vegiftrirter Lehrverträge. Darüber find wir, glaube ich, alle einig und faun ich 
mir daher die Worte |paren. 

Nummer 2 Handelt von den obligatoriih einzuführenden gewerblichen 
Schiedsgerichten. Ich Iege hierauf den allergrößten Werth. Herr Brof. Dr. 
Schönberg Hat ſchon ſehr richtig ausgeführt, Daß biefe Schienögerichte vor- 
gejehen find ın der Neichögewerbeorbnung und ich pflichte ibm auch bei, wenn 
er ſagt, die größte Schuld Tiege au ben Arbeitgebern und den Communen, weldye 
diefe gewerblidyen Schiedsgerichte noch nicht eingerichtet haben. Wber ich vermifſe 
bei diefen Gerichten, die übrigens bier und da ſchon beſtehen — in Erfurt 
— B. ein ſehr vorzügliches — doch noch eins, das iſt die executive 

ewalt. 

Die beſtehenden Schiedsgerichte haben keine Executivgewalt, wenn nicht 
der Vormund oder Vater des Lehrlings feine Zuſtimmung zu den Zwangsmaß⸗ 
regeln ertheilt; wenn das nicht der Fall ift, jo Tann das Gericht wohl ent» 
ſcheiden oder eine Einigung erzielen, aber ausführen Tann e8 das Urtbeil nicht. 
Daber meine ich, es follten dieſe Schiedögerichte obligatoriſch eingerichtet werben, 
und man fol ihnen die Befugniß geben, daß fie auch in jevem Falle das Urs 
theil vollftreden können. Wenn Schievögerichte in diefer Weile eingeführt wär: 
den, dann, meine ich, könnte man abjehen von den Hamburger Innungen, welche 
im Weſentlichen auch nicht viel mehr erzielen werben. 

Drittend wird nach Beendigung der Lehrzeit auf Grund einer beftandenen 
Prüfung dem Lehrling ein Lehrzeugniß (Lehrbrief) gegeben, in welchem demſelben 
die Fähigfeit, als Öefeile arbeiten zu dürfen, gt und beglaubigt wird. 
Meine Herren! Das ift das, worin ich am weiteften abgebe von den Reſolu⸗ 
tionen der Herren Referenten. Der Lehrbrief, welcher vom Verbande deutſcher 
Baugewerkemeifter Thon feit Jahren eingeführt ift, hat in allen Vereinen eine 
gleihe Form, worauf wir nicht unmelentliche8 Gewicht Iegen, damit jeder ein- 
zelne Lehrling, der frei geſprochen iſt, fich mit einem leicht erfennbaren Docu⸗ 
ment ausweilen kann darüber, daß er wirflich gelemt und ein tüchtiger Gefelle 
geworden ift. Und die Form ift jo allgemein befannt, daß man auf den erſten 
Blick Schon flieht: das ift ein Lebrbrief von dem großen Verbande deuticher Bau: 
gewertemeifter. Seitens der Arbeitgeberichaft wird auf die Prüfung der Lehr⸗ 
linge wenig Gewicht gelegt, vielmehr Liegt dies im Intereſſe des Lehrlings ſelbſt. 
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Der Lehrling verlangt einen ſolchen Lehrbrief; fein Ehrgefühl, fein Ehrgeiz wird 
dadurch angeipornt, wenn er etwas Schriftliches, ein Document in die Hand 
befommt über feine Tüchtigkeit, und ich frage Sie, meine Herren, joll man da⸗ 
gegen fein? Es wird überhaupt in der Neorganifation des Lehrlingsweſens viel 
darauf ankommen, daß wir den Ehrgeiz des Lebrlingd wieder anzufachen willen, 
der leider ſchon recht fehr im Sinken begriffen gewejen if. Aus diefem Grunde 
allein bin ich dafür, daß ein Lehrzeugniß ertbeilt und eine Prüfung abgehalten 
werde. Es gefchieht übrigens ſchon in den meiften Baugewerkvereinen. 

Fachlehrlingsſchulen! Meine Herren! Nummer 4 unterjcheivet fich 
von den entiprechenden Aufftellungen der Referenten doch mehr, als vorhin zus 
gegeben worden ift. Sie fpreden bauptlählic von Fortbildungsſchulen, de 
werbeichulen; ich, meine Herren, lege das Hauptgewicht auf 3 ach lehrlingäichulen. 
Wir wollen unfere Lehrlinge vorläufig noch nicht veranlafjen, fich zu ſehr um 
bie Gewerbefhulen zu befümmern; dieſe haben ja fegensreihe Wirkungen, bie 
felben ftellen aber zu hohe Anforderungen an die Zeit des Lehrlinge. Sie müfjen 
auch nicht verlangen, meine Herren, daß ein Lehrmeifter feinem Lehrling täglich 
ein oder zwei Stunden von der praftilchen Arbeitözeit exlaffen fann, daS würde 
entfchieden zu große Anſprüche machen beißen. Ich meine aber, e8 follen Diele 
Saclehrlingsfchulen, zu denen allerdings die Arbeitgeber auch die Zeit unent: 
geltlich hergeben follen, dazu dienen, daß die praftifchen Senntniffe des Lehrlinge 
m der geeigneten Weife durch die Theorie unterftügt werden. Wären Sie Fach⸗ 
leute, fo könnte ih Ihnen das mit wenigen Worten auseinanderfegen, wie ich 
mir einen folden TYachunterricht gehandhabt denke. Es gibt allerdingd auch 
Fächer, wo folde Schulen nicht gut einzurichten find, 3. B. im Gewerbe der 
Bäder, Fleifher und andern. Da mögen ja die Fortbildungsichulen an deren 
Stelle treten; im Allgemeinen müflen wir aber für Fachlehrlingsſchulen eintreten. 
Diefe werden den geſunkenen Gewerben den fchnellften Nutzen bringen. 

Schließlich gebe ich gerne zu, was die anderen Herren Referenten hervor- 
gehoben haben, daß die Aufbefferung unferer Gewerbe weientlih auf dem guten 
Willen der Arbeitgeber beruhen wird, daß diefe vor allen Dingen die Pflicht 
haben, einzugreifen und einzuftehen für ihr Gewerbe. Ih Tann Ihnen aber 
auch wiederholt verfihern: es geht diefer Zug, einzuftehen für das Gewerbe, 
heute durdy unfer ganzes deutſches Vaterland; aber der gute Wille ftößt ſehr 
Häufig auf Unverſtändniß und ſchlechten Willen, und fo unterbleibt Vieles, was 
Ichneller ausgeführt werben könnte. Und da, meine ich, önnte die Staatsgewalt 
auch hier und da eingreifen und ben nöthigen Nachbrud geben. 


Bor). Prof. Dr. Naffe: Ih erlaube mir, der Berfammlung mitzu- 
tbeilen, daß ſoeben ein Antrag eingegangen ift von E. Bernhardi in Bodum, 
folgenden Beſchluß zu faflen: 


Der Berein für Socialpolitit empfiehlt Aufſtellung von gefeglichen 
Normativ-Beftinnmungen, welche für den Fall, daß die wünſchenswerthe 
ſchriftliche Abfaſſung von Lehrlingdverträgen entweder gar nicht ober 
num in unzureichender Form ftattgefunden hat, ſubſidiär in Kraft 
treten. 


152 Lehrlingewefen. 


‚ Der Antrag würde offenbar nur dann zur Abſtimmung fonnnen, wer 
leine ber auf gefegfige obligatoriſche ſchriftliche Abſchließung der Lehrvertrãge 
gerichteten Theſen angenommen wird. 


Bernhardi (zur Geſchäfts⸗Ordnung): Ich möchte bitten, den Antrag 
felhft dann zur Abftimmung zu bringen, werm einer von diefen Anträgen auf 
ſchriftliche Abfaffung angenommen werden follte, da nur ein Theil meines Antrags 
Daburd erledigt werden würde, nämlich der Fall, wenn die Abfaffung fchriftlicher 
Verträge unterlaffen wird, nicht aber der andere, wenn die Abfaffung eine un= 
genügende ift. 


Vorſ. Prof. Dr. Naſſe: Ich habe ferner mitzutheilen, daß die Referenten 
fih über gemeinſchaftliche Anträge geeinigt haben, und glaube, daß e8 im In- 
tereſſe des Fortichritte der Discuffion Tiegt, daß fie und mitgetheilt werden. Ich 
bitte einen der Herren Referenten, dies zu thun. 


Brof. Dr. Schönberg: Ich erlaube mir alfo Ihnen mitzutbeilen, da 
wenigftens eine tbeilmeife Vereinigung der drei Referenten ftattgefunden bat. Wir 
ftellen, und zwar alle drei gemeinfam, den erften Sag auf: 

„Um eine dem Intereſſe der Lehrlinge, ver gewerblichen Production und der 
Bollswirtbichaft entſprechende Ausbildung der Lehrlinge herbeizuführen, ift eine 
Reform des Lehrlingswefens nothwendig.“ Insbeſondere bedarf es... Ich 
fomme zu Punkt 1, den wir drei jegt gemeinfam in folgender Weiſe formuliren: 

„Insbeſondere bedarf e8 

1) der Einrichtung von befonderen obrigfeitlichen Organen, welche, zuſammen⸗ 
geſetzt aus Vertretern der Arbeitgeber und -Nehmer (ift alſo ausgefallen: der 
Staatögewalt) das Lehrlingsweſen regeln und beauffihtigen und Streitigeiten 
in Bezug auf die Verhältniſſe der Lehrlinge entſcheiden.“ 

Hierzu kommen nun Amendements. Zunächſt emzufchalten zwiſchen ben 
Worten der — Arbeitgeber: Staatögewalt. Die würde das Amendement 
Schönberg fen. 

Dann ftellen Brindmann und Lie bau das Amendement, hinzuzufügen zu 
Punkt 1 folgende Worte: - 

„Da Innungen, in welchen fich Arbeitgeber und Arbeitnehmer deſſelben 
Gewerbes zur Regelung gemeinfamer Angelegenheiten verbinden, geeignet er⸗ 
fcheinen , die Functionen jener Organe für ihre beionderen Eewerbe auszuüben, 
ift die Bildung derartiger Innungen, welche auf dem Boden der gegenwärtigen 
Gewerbe- Ordnung unausführbar wäre, durch eine entfprechende Aenderung dieſes 
Geſetzes zu ermöglichen und zu fördern. 

Nur infofern die Bildung derartiger Innungen ſich als umerreihbar ober 
diefelben fd, als nicht Tebensfähig erweisen, find fir das Lehrlingswejen beſon⸗ 
dere Organe zu ſchaffen. 

Die Entſcheidung der aus dem Lehrvertrag und aus dem Arbeitövertrag 
entfpringenven Streitigkeiten muß erfolgen durch gewerbliche Schiedsgerichte, in 
denen Ürbeitgeber und Arbeitnehmer vertreten find.” 

Die zweite Thefe, die wir zunächft gemeinfam Ihnen vorichlagen, lehnt ſich 
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an die zweite von meinen Theſen an, wir mobificiven fie aber gemeinfam fo, 
daß wir jagen: 

2) bedarf es der „geieglichen Einführung einer Probezeit vor Rechtsgültig⸗ 
feit der geichlofjenen Tehrverträge”, und wir wollen noch binzufügen aus Nr. 4 
der Theſen des Referenten: „während welcher dem Lehrling wie dem Lehrherrn 
der Rüdtritt vom Lehrvertrag freifteht”. 

Hierzu ftellt Referent Brindmann das Amendement, mit aufzunehmen die 
Borte: „mindeftend einmonatlihen” vor dem Worte „Probezeit“. 

Die Nr. 3 der gemeinſchaftlichen Theſen Tautet fo, daß meiner Faſſung 
nur binzugefügt ift das Wort „obligatorifch”, alfo „ver obligatoriſchen ſchrift⸗ 
lichen Abfaſſung und Regiſtrirung der —— 

Dazu das Amendement Brinckmann, das aber nur als eventuelles geſtellt 
wird, nämlich dann, wenn fein Amendement zu Nr. 1 angenommen werben 
follte, Hinzugufügen aus feiner Theſis 3 die Worte: „bei den oben erwähnten 
Jun , beziehentlich den Auffichtsbehörden für das Lehrlingsweien oder ven 
gewerblichen Schiedsgerichten“. 

Dann Nr. 4. Dieje Thefis ftellen ich und Referent Brindmann allein, 
Herr Liebau nit mit: 

„Der Einführung von Strafen bei widerrechtlichem Lehrvertragsbrud gegen 
Thäter, Anftifter, Theilnehmer und Begünftiger”, mit Hinzufügung der Worte, 
welche fi in Nr. 5 der Theſis des Referenten finden: „insbeſondere auch gegen 
denjenigen, welcher einen Lehrling, wiſſend, daß er entlaufen ift, in Lehre oder 
Arbeit nimmt oder behält‘. 

Die 5. gemeinſchaftliche Theſe lautet dann, wie fle in meinen Theſen for 
mulirt ift: 

5) „des ordentlihen Unterricht in für Lehrlinge geeig- 
neten Schulen. 

Dazu ftellt Herr Dr. Brindmann zwei Amendements: 


1. hinzuzufügen aus Nr. 7a feiner Theſen die Worte: „in denen 
außer den allgemein üblihen Unterrihtsgegenftänden 
die Grundlehren der Volkswirthſchaft und der Ges 
werbegefegestunde gelehrt werben“, und 

2. Nr. 7b feiner Theſen: „Ein Zwang zum Beſuche von Fort⸗ 
bildungsfchulen iſt nur unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe 
im Gewerbe einzuführen und muß der Entwidlung der gewerblicen 
Fachſchulen und der Lehrmerfftätten für einzelne Gewerbe freien Spiel- 
raum gewähren“. | 


Das find unfere gemeinfamen Anträge mit den Amendementd. Unter 
Nr. 6 würde dann fpeciell em Antrag des Herm Referenten Brindmann 
tommen, welder in Nr. 6 feiner Theſen befteht, und ebenjo ein beſonderer An⸗ 
trag des Herm Liebau, welher Nr. 3c feiner Theſen umfaßt. Der Zuſatz⸗ 
antrag Brindmann lautet: 


„6) des Berbots, Wrbeiter unter 18 Jahren zu einer vegelmäßigen 
Beihäftigung in Gewerbe- oder Fabrik: Betrieben anzunehmen, wenn 
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dieſelben nicht mit einem in Gemaͤßheit des $ 131 ber Gewerbe-Orb- 
nung außgeftellten und eingerichteten Arbeitsbuche verjehen find. Auf 
Lehrlinge findet diefe Beſtimmung feine Anwendung.‘ 


Der Zuſatzantrag Tiebau lautet: 


„7) der Ausdehnung der Schutzbeſtimmungen für Kinder und 
jugendliche Arbeiter in den ” Sabriten (Gemwerbe-Orbnung 88 128— 129) 
auf Die Lehrlinge.” 


Dazu kommt dann noch der Antrag Feliſch-Blödner: 


„Nach Beendigung der Lehrzeit wird auf Grund einer beftimmten 
Prüfung dem Lehrling ein Lehrzeugniß (Lehrbrief) gegeben, in weldem 
demſelben die Fähigkeit, als Geſelle zu arbeiten, bezeugt und beglaubigt 
wird.“ 


Ich glaube, daß die — auf Grund dieſer Theſen ſehr viel ver⸗ 
einfacht iſt. 


Dr. Genſel: Meine geehrten Herren! Ich habe Ihre Zeit geſtern ſo 
lange in Anſpruch genommen, daß ich ſehr Kai die Verpflichtung fühle, — 
heute auf einige wenige Punkte zu beſchränken. Ich bin hauptſächlich durch 
Umſtand veranlaßt worden, das Wort zu en baß der erfte Herr Recent 
in freundlicher Weife eines Auffages gedachte, den ich vor einigen Jahren 
publicirt habe, deſſen Berbienft aber, wenn er überhaupt ein Verdienſt gehabt 
bat, ich wenigftens zum Theil auf andere Schultern abwälzen muß. 

Ih will nur ganz kurz erwähnen, daß ich nicht bloß gegen den vorhin 
verlefenen Antrag des Herm aus Berlin, fondern aud gegen die Anträge Der 
Herren Referenten, joweit fie auf Staatshülfe geben, mich einigermaßen ſteptiſch 
verhalte. Auch nad der Einigung zwiſchen den Referenten, die übrigens ſehr 
mit Recht als eine nur theilweiſe bezeichnet wurde, gehen Diejelben noch jo meit 
auseinander und bie Vorſchläge ſcheinen mir noch jo wenig reif — jo be= 
achtenswerth ich ſehr Vieles darin finde —, daß der Verein Doc wohl faum Die 
Zeit für — halten kann, ſein Gewicht fie dieſe Anträge in die Waage 
ſchale zu Iegen. Um fo mehr Gewicht ſcheint mir gelegt werben zu müflen auf 
das, was durch Privatthätigfeit geſchehen kann, und da möchte ich noch, ehe ich 
zu dem eigentlichen Punkte komme, den ich ſchon anbeutete, noch im Borbeigehen 
einer Einrichtung gedenken, die fi, ſoviel ich davon gehört habe, recht ſegens⸗ 
reich zu bewähren fcheint, ich meine die Ausftellungen von Lehrlingsarbeiten, wie 
man fie feit einiger Zeit u. a, in München eingeführt Bat. 

Der Auffag, der vorhin erwähnt wurde, verdankt feine Entftehung folgen⸗ 
dem Borgange. Es fand vor ca. 21/, Jahren in Leipzig der Schuhmachertag 
ſtatt. Es war zu dieſem Zwecke ein Local-Comité gebildet und ich wurde von 
dieſem Comitd eingeladen, an den mannigfachen Vorberathungen Theil zu nehmen. 
Das Comité hatte unter Anderem auch die Aufgabe, einen fogenannten Muſter⸗ 


contract für das Lehrlingsverhältnig aufzuftellen. Meine Herrn! Sie haben 
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ein großes Gewicht gelegt auf die ſchriftliche Ahfaffung des Lehrcontracts. Ich 
möchte Sie aber darauf aufmerkjam machen, daß, wenn Site nicht zugleich den 
paſſenden Inhalt für diefen Vertrag finden, die bloße fchriftliche Form Ihnen 
ſehr a ee wird. Es haben ja viele Innungen bereitd autographirte und 
gebrudte Lehrverträge. Wenn fie diefe aber anfehen, jo werden Sie finden, daß 
darin zwar von den Pflichten des Lehrlings einiges Allgemeine fteht, von den 
Pflichten des Lehrherrn aber faft gar nicht die Rebe ift und baß die Verträge 
noch weit davon entfernt find, Klarheit über das Verhältniß berzuftellen. Die 
großen Mebelftände um Lehrlingswefen und namentlich der oft beflagte Umftand, 
daß die Lehrlinge jo Häufig aus der Lehre entlaufen, bevor fie noch ihren Zwed, 
etwas zu lernen, erreicht haben, diefer große Webelftand ſcheint mir ganz weſent⸗ 
lich hervorzugehen aus der Unflarheit des Verhältniſſes; daraus, daß bie Leiftimg 
und Gegenleiftung nicht auseinander gehalten, fondern in Bauſch und Bogen 
gegen einander aufgerechnet werden. Da aber der Lehrling im Anfange weſent⸗ 
lich nur empfängt, fpäter Dagegen mehr die Stellung eined Gehülfen einnimmt, 
erſcheint ihm das Entlaufen als ein Vortheil. 

Ich will über den Inhalt dieſes Lehrcontractes mir erlauben. Ihnen Einiges 
mitzutheilen. Dem Vertrag ſollte am Schluß ein Auszug aus den einſchlagen⸗ 
den Beſtimmungen der Gewerbe-Geſetzgebung beigefügt werden. In dem von 
und entworfenen Bertrage !) hatten wir nun die Pflichten des Lehrherrn genauer 
angegeben, namentlid war darin gejagt, daß der Lehrherr ſich verpflichtet Bat, 
bem Lehrling die nothwendige Zeit zu laffen zum Beſuch einer Fortbildungs⸗ 
ſchule oder ähnlicher Anftalten. Ferner war auf die Nothmwendigfeit der Probe: 
zeit Bingemiefen. Wir hatten, wenn ich mid) recht erinnere, eine vierwöchentliche 
Probezeit als Norm angefest, nad deren Ablauf erft das Vertragsverhältniß 
Dindend werben follte. Werner hatten wir die Zeit der Lehre offen gelafien. Auf 
diefen Punkt muß man ein ganz wejentlihes Gewicht legen. Das Lehrlings⸗ 
verbältnig krankt fehr oft an dem Umſtand, daß eine zu lange Lehrzeit aus⸗ 
bedungen ıft, viel länger, als nothwendig tft, Damit der Lehrling das Handwerk 
gründlich erlemen kann. Und namentlich glaubte das Comite, daß die Lehrzeit 
weientlich abgekürzt werden fünnte ın dem Falle, wenn der Lehrling bereits eine 
größere allgemeine Bildung in die Lehre mitbringt, wenn er 3. B. bis ins - 
16. Jahr bereit8 Schulunterricht genoffen hat. 

Nun aber zur Nothwendigkeit der Klarftellung des rechtlichen Verhältniſſes. 
Der Herr Referent Dr. Brindmann bat Ihnen ſchon gefagt, daß unfere 
Arbeit im melentlihen darauf binausliefe, durch beiderſeitige Rechnung dieſes 
Verhältniß Mar zu ftellen Ich muß Ihnen jedoch auch die Elemente dieſer 
Rechnung noch mittheilen. Es war vorausgefegt, daß ber Lehrling im Haufe 
des Arbeitgebers Wohnung und Koft habe, wie dies im Schuhmachergewerbe 
wohl meist noch üblih ıft. ALS weientliches Stüd erſchien uns ferner die Feſt⸗ 
fegung eines Lehrgelved. Da mußten wir und nun freilich fagen, daß der Lehr: 
ling, reſp. feine Eltern oder der Bormund, in den wentgften Fällen in der Lage 
ft, ein Lehrgeld fofort beim Eintritt in die Lehre zu bezahlen. Deshalb wurde 
die Geftundung defjelben in Ausficht genommen. Ferner follte der Lehrling eine 
angemefjene Vergütung dafür zahlen, daß er Koſt und Wohnung empfing ; dieſe 


1) Bgl. die Beilage im Anhang unter A. 
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wird natürlich nach den Verhältniſſen verſchieden zu bemeſſen fein. Auf der 

deren Seite aber ſollte er erhalten einen allmälig wachſenden Lohn. Es wird 

Da, wenn ich mich recht erinnere, gejagt: der Lohn fol nach Ablauf des erſten 
Lehrjahres mindeſtens 1/, des durchſchnittlichen Geſellenlohns betragen, nach Ab⸗ 
lauf des zweiten mindeſtens %/,. Es war aber zugleich in Ausſicht genommen, 
baß, wenn der Lehrling fich fleifig und gut betrüge, der Lohn noch erhöht wer⸗ 
den würde. Das find hauptſächlich die Poſten, aus denen ſich die Rechnung zu: 
ſammenſetzte. Sie werden daraus erfehen, daß im Anfang die Forderung auf 
Seiten des Lehrherrn größer ift, aber allmälig ſich abmindert und zulett viel⸗ 
leicht noch ein Sutbaben des Lehrlings herauskommt. Bon feinem Bervienft 
aber follte der Lehrling nur fo viel ausbezahlt befommen, als er nothwendig 
braudt. In der Hauptiache follte dies Geld bei einer Sparcafje angelegt werben. 
Auf diefe Weile ſollte der Lehrherr zugleich eine Art von Caution in der Hand 
haben, falls der Lehrling in ungerechtfertigter Weife ihn verließe. 

Ih kann num nicht zugeben, was der Herr Referent gefagt hat, daß in 
Folge der Abrechnung der Tehrling ben Zeitpunkt leicht herausfinden Fönne, in 
dem es für ihn vortheilhaft fei, die Lehre zu verlafien. Im Gegentheil, wenn 
die Elemente der Rechnung richtig find, fann dieſer Zeitpunkt eigentlich niemals 
eintreten. Es ift dann in jedem Wugenblid Mar, wie viel der Lehrherr noch am 
den Lehrling zu fordern hat. Es ſoll vierteljährlich abgerechnet werden. Der Lehr⸗ 
berr kann aljo, mag der Lehrling zu irgend ielder Zeit die Lehre verlafien, 
immer durch dad Bud, beweien: fo viel bift du mir ſchuldig. Und wenn aud 
zugegeben ift, daß eine ſolche Forderung in manden, in vielen Fällen vielleicht 
nicht einzuflagen fein wird, jo darf man doch den moraliſchen Eindrud nicht 
unterihägen, den die Klarheit folder Forderung Hat. Zugleich glaubten wir, 
auf diefe Weiſe noch den Vortheil zu erreichen, daß dem Vebrling durch Ziffern 
Mar würde, wie er bei Fleiß und Arbeitſamkeit einen immer wachlenden Betrag 
als Spareinlage erhielt. Ich will zum Schluß nur noch mittheilen, daß, nad 
dem diefer Contract fertig war, der Obermeifter ber Scuhmacgerinnung, der bis 
dahin abgehalten gewejen war, ven Verhandlungen beizumohnen, in der legten 
Sigung noch zugegen war, und daß er feine große Befriedigung ausſprach über 
das, was er hörte, und fagte: Meine Herren! etwas ganz Aehnliched, wie Sie 
Da vorfchlagen, babe ich bereits ſeit ungefähr 50 Jahren (e8 war das em fehr 
alter Herr, bei mir praftifch durchgeführt und kann Ihnen fagen, in diefen 50 
Jahren ift mir fein Lehrling aus der Lehre gegangen. 


I. Schulze (zur Geſchäftsordnung: Wir haben vorhin den heroifchen 
Beſchluß gefaßt, eine Abendſitzung zu halten, und ich glaube, das werden wir 
heute Abend in redlicher Weiſe durchführen. Nunmehr haben wir von 
1/10 bis 1,4 Uhr getagt, es find noch einige Stunden Tag, id glaube, wir 
könnten mit gutem Gewiſſen uns jest bei der ſchön gewordenen Witterung eine 
kleine Erquidung fchaffen und einen kleinen Spaziergang machen. 


Prof. Held: So gerne ich jelbft fpazieren ginge, möchte ich doch Bitten, 
diefen Antrag nicht anzunehmen. Wenn wir jet die Berathung unterbrechen, 
entfteht eine Ungleichheit zwiſchen den Rednern, die in der Abendſitzung, und 
denen, bie vorher geiprochen haben. Auch haben wir für die Abenbfigung Stoff 
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genug durch das Schlußwort der Referenten und die Debatte über Geſchäfts⸗ 
ordnung, d. 5. Art und Weile der Abftimmung, die, nach der Analogie der 
Borjahre zu urtbeilen, nicht kurz ausfallen wird. | 


Brof. Dr. Naſſe: Ich made daranf aufmerffüm, daß noch acht Redner 
eingetragen find jet ſchon; wenn dieſe acht Redner heute Abend fpredyen und bie 
drei Referenten das Schlußwort heute Abend haben follen, Dazu noch die Fülle 
der Abftinnmungen über die vielen Anträge kommt, dann werben wir heute bis 
tief in die Mitternacht hinein figen müſſen. 


3. Schulze (Mainz): Ich beſchränle meinen Antrag dahin, da 
wen Ich beichränte meinen g dahin, Daß noch zwei 


Borf. Prof. Dr. Raffe: Ich hatte von vornherein gejagt, daß ich den 
Vorſchlag machen wollte, etwa 1/5 Uhr abzubrehen. Es würde vielleicht 
rihtig fein, Das auf 4 Uhr feitzufegen. Ich bringe alfo den Schulze'fchen An⸗ 


trag zur Abftimmung. 
(Wird abgelehnt.) 
Ich werde mir aljo erlauben, um 4 Uhr noch einmal zu fragen, ob der 
Schluß genehmigt wird. 


Dr. Bücher: Meine Herren! Sie haben wohl aus der Verlefung meiner 
Anträge Durch den Präfidenten erfehen, daß ich die Lehrlingsfrage von einem 
weientlih anderen Standpunkte auffaffe, als die übrigen Herren, vie beute 
bier geſprochen haben. 

Meiner Auſicht nach ift dic Lehrlingsfrage, wie ſchon das Wort Lehrling 
fogt, eine weſentlich pädagogiſche Frage, nicht eine Intereflenfrage etwa der 
Arbeitgeber oder im Allgemeinen der Induſtrie, auch nicht, wie e8 wohl ge 
ſchienen Hat nad den Ausführungen der Herren Referenten, eine polizeiliche 
Berwaltungsfrage. Ich frage mich dabei zuerft: was haben wir zu thun, um 
den Lehrling zu einem gründlich ausgebildeten Handwerker zu maden, was 
haben wir zu tbun, um ihn zu einem Manne zu machen, ber den wirtb: 
ſchaftlichen Kämpfen des Lebens gewachſen ift; was haben wir zu thun, um ihn 
zu einem tüchtigen, möglichft ſelbſtändigen Sta:.töbitrger zu maden? Wir haben 
manderlei Klagen heute gehört über die Zuchtlofigfett im Lehrlingswejen, über 
die Sucht der Meifter, die Lehrlinge auszubeuten. Ich will die” einzelnen 
Klagen nicht wiederholen; Cie haben gejehen, daß bier das vollftändige Chaos 


Meiner Anfiht nah kann man dem gegenüber nur durch organtfatorifche 
Maßregeln vorgehen, nicht etwa durch einzelne Meine Zwangsmittel, die nur die 
Uuellen einzelner Mißſtände, vielleiht auch mur auf Augenblide, verftopfen 
wärben, und denen gegenüber fich die Verhältnifie des vielgeftaltigen Lebens doch 
mächtiger erweifen würden. Biele der Herren bliden dabei nach rüdwärts auf 
das Zunftweſen und meinen, es fei vielleicht im Mittelalter das Lehrlingsweſen 
mufterhaft geordnet geweſen. Ich bin durchaus nicht der Anfiht. Die alten 
Zünfte wußten wohl, warum fie nur eme Meifterpräfung feftftellten und nicht 
Sefellenprüfung. Im alten Zunftweien wurde der Lehrling als das Laftthier 
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des Haufes betrachtet, als der Spielball ber Laune ber Gefellen; die gewerb- 
liche Ausbildung, die er während feiner Lehrjahre erlangte, war 
gering: immer mußte er fie erft fpäter zu erwerben fuchen während feiner 
Wander: und Geſellenjahre: und daß er fie damals nachträglich erwerben 
fonnte, beute aber nicht, darin iſt meiner Anficht nach der Hauptimterichied 
zwilchen dem damaligen Zuftand des Gewerbes und dem heutigen zu fuchen. Daß 
er fie als Lehrling nicht erwirbt, das baben wir ja gehört; daß er fie Beute 
auch als Geſelle nicht mehr erwerben kann, Tiegt in der ganzen Weife unſerer 
Production. 

Meine Herren! Die Arbeitstheilung ift Ichon fehr tief Hinabgeftiegen in das 
Kleingewerbe. Wenn Sie alfo wirffame Borfchriften über Lehrlingsbildung 
geben wollen, fei e8 num für freiwillige Beobachtung, ſei es für geſetzgeberiſche 
Mafregeln, fo müflen Sie doch vorher die einzelnen Gewerbe einmal genau 
fpecialifiven und ſich fragen: Wo ift die Arbeitstheilung wirflid in fabrik 
mäßiger Weife durchgebildet, wo haben wir wirflid in der alten Weiſe noch das 
Kleinhandwert? EI witrde alfo eine Enquöte zu veranftalten fein, vie da 
feftftellte, welche Gewerbözweige bet uns rein fabritmäßig betrieben werden, in 
welchen andern Gewerben das Handwerk den Todeskampf kämpft gegen die 
Fabrikinduſtrie, und endlich dann, welche Handwerke denn auch fir Die Zukunft 
Ausfiht haben, als Kleingemwerbe betrieben zu werben. Ich glaube, Sie werben 
finden, daß die Anzahl der Tegteren ziemlich gering. ift. 

Ein zweiter Grund, weshalb weder in der Lehrlingszeit, noch in ber 
fpäteren Gefellenzeit heute eine Ausbildung des Lehrlings möglich ift, iſt de 
maffenhafte Concurrenz und ihre Wirkungen auf den technifchen Gewerbebetrieb. 
In der Zunftzeit geftattete ınan dem Gejellen, ein Stüd gründlich zu arbeiten, 
nad) allen Seiten ſich die Sache zu überlegen. Heute find wir nicht mehr in 
der Lage, dem Ürbeiter Zeit zu geftatten; wir müſſen fchnell arbeiten, wir 
müſſen, um die Coneurrenz zu beftehen, arbeiten mit fchlechten und Darum billigen 
Materialien, mit niedrig gelohnten und barum fchlechten Arbeitöfräften. Daher 
fommt die geringe Leiftungsfähigfeit unferer Inpuftrie, Daher fommen die Klagen 
über die verminderte Concurrenzfähigkeit unferer Producte auf dem Weltmarkte. 
Man fucht zu ſparen, wo nicht.zu ſparen iſt. Ich glaube, dieſe beiden Gründe, 
bie Arbeitötheilung und dann die Rafchheit und Flüchtigfeit, die allgemein beim 
Arbeitöbetrieb in den Werkftätten herrſcht, hindert durchaus eine Ausbildung de 
Lehrlings während feiner Lehrzeit, und hindert auch, daß er, was früber möglid 
war, während der Gefellenzeit fich noch ausbildete. Der Lehrling wird allgemem 
betrachtet von Seiten des Meifterd als ein jugenblicher Arbeiter. Das können 
wir und num einmal nicht verhehlen. Die Meifter geben der Sache einen gan 
prägnanten Ausdrud dadurch, daß fie dem Lehrlinge Koftgeld zahlen. Ich habe 
Gelegenheit gehabt, bei der letzten Neichdenquäte in einem Kreiſe befragter 
Fachleute den Verhandlungen beizumwohnen, und da begegnete es mir, daß nach 
Beendigung der Verhandlungen mehrere Meifter zulammen fehr heftig fid 
darüber unterhielten, und Einer der Uebrigen die Frage ftellte: Würdet Ihr mut 
acht Tage einen Lehrling halten und bezahlen, wenn Ihr nicht in den ad 
Tagen Ihon fo viel Nugen von ihm zöget, wie Ihr ihm geben müßt? Das 
ift Die Anſchauungsweiſe, von Anfang an den Lehrling zu betrachten nicht ald 
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Lehrling, als einen Menſchen, ber etwas lernen will, dem man die Pflicht bat 
etwas zu lehren, fondern als Deenfchen, den man ausnugen will. 

Diefe Mißſtände, die in der Arbeitötheilung und der Concurrenz Det 
find, mäflen uns darauf führen, daß wir anerlamen: es ift überhaupt bei dem 
$eutigen Gewerbebetrieb ge nicht mehr möglich, daß der Lehrling in richtiger 
und zivedentiprechenver Weife ausgebildet werde. Wir müflen prinzipiell die 
Ausbildung der Lehrlinge trennen von der Praris der Werkftätte, und für bie 
Ausbildung der Lehrlinge befondere Organe ſchaffen, und diefe Organe habe 
ih denn verſucht, in meinen Anträgen zu ſtizziren. Ich verlange nicht, daß 
durch befondere Beichlüffe etwa der Gefeßgebung empfohlen werden follte, gleich 
in derartigen Reformen vorzugehen; ich winfchte nur anerfannt zu fehen, daß 
die Verſammlung mit mir Darin übereinftimmt, daß unter der heutigen 
Productionsweife eine richtige Ausbildung der Lehrlinge nicht mehr möglich ift. 
Wenden Sie alle die Zwangsmittel an, die Ihnen vorgeführt worden fin, 
wenden Sie obligatorischen Zeugniigmang, ja felbft Prüfungen an, wer garantirt 
Ihnen dafür, daß, wenn der Lehrling nun wirklich feine Zeit ausgehalten hat, 
daß er wirklich etwas gelernt bat? Brof. Brentano bat uns berichtet in 
femem Gutachten über die Maßregeln, welche englifche Gewerkvereine ergriffen 
haben, um die Zahl der Lehrlinge zu beſchränken und andererfeits fie zum Aushalten 
ber Lehrzeit zu zwingen. ch möchte die Herren, die mit den englifchen Ver⸗ 
hältniſſen bekannt find, fragen: iſt dadurch die Ausbildung der Gehülfen beffer 
geworden, daß fie Die Lehrzeit audgehalten haben? Haben die Maßregeln viel 
leicht verhindert, daß nicht einzelne Arbeitgeber doch die Lehrlinge ausgebeutet 
baben für Einzelverrihtungen, die ihnen in wenig Tagen beigebracht werden 
Iomten? Daß fie etwa die ganze Zeit ihrer Lehre blos Schrauben oder 
Muttern oder fonft etwas fabriciren Tießen ? 

Ich glaube, daß man kaum dem Einfluß der Gewerkvereine in diefer Hin- 
fit ein günſtiges Zeugnig würde geben können. Meine Anträge ſchließen fich 
eng an die zwei Gutachten an, in denen Ihnen eine Löfung der Lehrlingsfrage 
un praktiſchen Sinne gegeben wird. 


Borj. Prof. Dr Naff e: Ich bebauere, den Herrn Redner unterbrechen 
ei müffen. Ich muß die Berfamming fragen, ob fie denjelben noch weiter 
ören will. 


Es iſt die Majorität. 


Dr. Bücher: Es find die Gutachten der Herren Meſſner und König. 
Die beiden Herren haben gezeigt, wie Durch engen Anfchluß eines planmäßig 
geleiteten Fachſchulweſens an die tägliche Arbeit der Fabrik das Lehrlingsweſen 
georbnet werden Tann. 

Ich verlange in meinen Theſen, um diefe nur kurz zu begründen, daß vor 
Allem auf eine gründliche Neformation der Volksſchule gevrungen werde. Die 
Leiſtungen der Volksſchule find jetzt zum Erbarmen gering. Man bat eine ge= 
waltige Agitation eröffnet, um den Fortbildungsſchulen größeren Raum bei und 
zu verſchaffen. Man will fie obligatorifh machen. Diefe Fortbildungsfchulen 
betradyte ich vom pädagogiſchen Standpunfte aus vollftändig als Nonſens. Sie 
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haben keine beſtimmten Anforderungen, bie fie an den Lehrer ſtellen können, 
feine beftimmte Lehrerzahl, feinen beftimmten Unterridtsplan. Ich bier 
eine der Preisichriften, die durch Veranlaffung des befannten Hagener i 

Funke verfaßt worden find. Der Verfaſſer ſtellt Alles das zuſammen, was von 
dem in eine Fortbildungsſchule aufzunehmenden Lehrling gefordert werden 
Könnte, was die Vollksſchule alſo höchſtens leiſtet; — es iſt da von preußiſchen 
Verhältniſſen die Rede — , es ſolle auf Schreibfertigkeit geſehen werben, die 
frei iſt von groben orthographiſchen Fehlern, auf Uebungen in Anwendung der 
Srundrehnungsarten mit ganzen und gebrochenen Zablen und Aehnliches. 

Meine Herren! Daß in einem ſolchen Buche offen geftanden werben kann, 
die Volksſchule iſt nicht im Stande, das Boll fo audzubilden, wie e8 für's 
Leben auögerüftet werden follte, jelbft in den unterften Ständen, das ift 
beflagenöwertb. Das Borbild der Lehrer ift hier ſchon ein höchſt klägliches. Ich 
babe neulich gelefen, daß ein Lehrer in einem größeren Orte in emem Briefe 
fieben orthographiſche Fehler gemacht Hatte. Derartiges könnte ich Ihnen aus 
meiner Erfahrung zu Dutzenden mittbeilen. Ich babe oft gejehen, wie ein 
Anderer fih von einem Mathematicus ganz einfache Regelvetriaufgaben erflären 
ließ. Ich Habe es erlebt, daß ein Dann, der fir das Lehrcandidateneramen 
vorbereitet werden follte, nicht die allgemeinfte Kenntniß der deutſchen Grammatik, 
3. B. Fähigkeit das Adjectiv vom Particip, das Subject vom Prädicat zu 
unterjcheiden, Hatte. Und eine folche Lebrergefellichaft Toll geeignet fein, un 
Bolt heranzuziehen ?! Ich bezweifle Das. Ich babe deshalb die Erhöhung des 
Lehrzield verlangt. Dies kann nur erreiht werden: 1. durch beffere Lehrer ; 
2. duch Herabſetzung der in einer Schule gleichzeitig zu unterrichtenden Schüler 
auf die Hälfte des jett gewöhnlichen Maßes. Jetzt werben gewöhnlich 80 
Schüler von einem Lehrer unterrihtet. Herr König Hat auseinandergefett, 
daß Das ſchlechterdings verderblich iſt. Die Zahl 40 ift die höchſte, Die zus 
gelaffen werden kann. Dann babe ih mit Herrn König und 
Brandes zu befünworten die Auspehnung der Schulpflicht bis auf8 15. Jahr. 
Die Knaben find mit dem 14. Jahre nicht reif, in einen wirklichen Beruf oder 
eine fonftige Lebensthätigkeit überzugehen, die fchon ganz beftimmte Anfor- 
derungen an fie ftellt. Sodann verlange ich enge an die Praxis der Werfftätte 
fih anfchliegende Hulfsichulen mit ſtaatlicher Subvention. 

Ich verlange, daß dem Lehrlinge für das, was er jeden Tag praktiſch 
lernt, in biefer Schule die höheren theoretifchen Geſichtspunkte und Geſetze ge 
boten werden, Uud ich glaube, wir müſſen zugeftehen, wie das auch in ber 
franzöfifchen Nationalverfammlung neulich ausgefprodyen wurde bei Gelegenheit der 
Berathung des Gewerbegeſetzes, das ganze gewerbliche Bildungsweſen ift ein Zweig 
des öffentlichen Unterrichts. Wenn Eie mir erwidern follten, daß die praftifche 
ns hier große Schwierigkeiten haben würde, jo kann ich Sie nur darauf 
hinweiſen, daß das Gewerbe felbft ſchon vielfah darauf gelomme if. 
. nenne bier die Töpferfchule in Beil. Im Berlin ıft eine Bäckerſchule in 

usſicht. 

Sodann ſchlage ich vor die Einrichtung von Lehrlingswerkſtätten. Dieſe 
denke ich mir von den Lehrlingen etwa im letzten halben Jahre der Lehre be 
ſucht. Tüchtige Praktiker wurden dieſelbe zu leiten haben. Es würden fid, 
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wie wir diefe Erfahrung fchon gemacht haben, Unternehmer finden, die dieſes 
Inerative Gefchäft übernehmen würden. 

Mit diefen beiden Einrichtungen möchte ich in derſelben Weife, wie Herr 
König e8 ausgeführt hat, bie Cehrlingbcoffen in Verbindung bringen. Es bat 
mich dabei ein ähnlicher Gedanke geleitet, wie ihn vorbin Dr. Genſel entwidelt 
bat, nämlich, daß man dem Lehrlinge zumutben fol, daß er fich ‚bewußt werde, 
er habe für die Lehre etwas VBeftimmtes zu bezahlen. Wird der Lehrling, wie 
ih da8 verlange, gemäß den Zeitverhältniffen als jugendlicher Arbeiter erklärt, 
der einen beftimmten Lohn bezieht, jo kann er von diefem Lohne einen fleinen 
Betrag, etwa wöchentlich 10 oder 20 Pfennige abgeben. Daraus Täpt ſich eine 
Caſſe bilden, die in enge Verbindung mit der Schule gebracht wird. Ein 
Theil der Einnahme würde als Schulgeld zu betrachten fein, der antere 
Theil würde dem Lehrlinge gutgelchrieben und nach Vollendung der Lehre aus⸗ 
gehändigt werben. 


Bor. Dr. Naffe: Ich glaube den Herm Redner nochmal unterbrechen 
zu müflen und muß die Berfammlung nochmals fragen, ob fie dem Herrn 
Redner weiter das Wort geftatten will. 


Es iſt die Minorität. Ich bedaure ſehr, das Wort nicht länger ertheilen 
zu Können. 


Carl Roth (Chemnig): Meine Herren! Ich werde nur ſehr kurze Zeit 
in Anfpruch nehmen. Ich habe mid, gefreut, daß die den Herren Referenten 
folgenden Redner vielfach bereit8 ihre Entgegnungen gegen die von dem Herrn 
aus Hamburg vorgeichlagenen Innungen ausgeſprochen haben, ich habe mid 
namentlich gefreut, Daß von der einen Seite ftark betont worden ift, daß die 
Imungen ſehr fchwer fih da ausführen laffen würden, wo wir mit der Haus— 
induftrie zu thun haben. Ich fege hinzu, Daß nad meinem Eindrud von dem 
Vorſchlag der bezüglichen Innungen mir die Idee gefommen ift, daß man fid 
fiten der Herren Ideenfaſſer nur noch zu fehr mit dem Gewerbe beicäftigt 
babe umd nicht mit der Grofßinbuftrie in ihren großen Echwanfungen, für melde 
folge Innungen viel fchwerer paffen dürften. Gewundert babe ich mid, daß 
ton mehreren Seiten gegen die Fortbildungsſchulen ſolche Tanzen gebrochen 
worden find. Sch laſſe mit mir handeln, ob ich die Fortbildungsſchule oder 
die Fachſchule als geeignet auffaflen fol, die Lüdenhafte Ausbildung des jungen 
Mannes weiter fortzuführen. Ich beicheive mich fehr gerne, wenn gejagt wird, 
die Fachſchulen find in vielen Gewerben vielleicht nicht durchzuführen. Hier aber 
müßte dann bie Volksſchule in ihre Rechte eintreten. Webrigend denke ich mir 
nah dem Vorgang der Induftrie, der ich bisher angehört habe und bie eine 
Fachſchule errichtet hat aus den Mitteln der Fabrikanten, jelbft unterftügt von 
Seiten der Regierung, daß die Fachſchule nicht fo einfeitig aufgefaßt werben 
folte, daß fie blos eine Fachſchule im Sinne des ihr angehörenden Faches ift, 
ſondern daß fie gleichzeitig mit Fortführung des allgemeinen Unterrichts betraut 
fan fol — und damit fomme id auf den eigentlichen Kern in meiner Ent- 


Tach meinen Begriffen zeigt die Erfahrung, daß der junge Dann, der ın 
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die Lehre übertritt, ſich frei fühlt wie Der Vogel in der Luft, und ſich, was 
feine Ausbildung betrifft, den Kuckuk kümmert. Diefe Lüde feines guten Willens | 
zu ergänzen ift es, was nach meinem Begriff die Fortbildungsſchule allen im 
Stande ift zu vollbringen. Im Königreich Sachſen, dem ich Durch meine Stel 
lung angeböre, ift die Yortbildungsichule obligatorifch eingeführt: ich bin im der 
glüdlihen Tage, für diefelbe eine Lanze brechen zu können. Es iſt zwiſchen dem 
verftorbenen Dr. Leibing und andern Nationaldconomen vor einigen Jahren 
bereit8 über das Thema eine Debatte gepflogen worden, ich glaube, im „Neuen 
Reich“. Da ift namentlich von dem Gegner des Dr. Leibing e8 ausge 
ſprochen worden, daß dur die Fortbildungsichulen den einzelnen Commumen zu 
viele Opfer auferlegt würden, daß die Mittel dafür vielfach nicht aufzubringen 
wären. Das feien unabweisbare Schwierigkeiten. Nun, wir im Königreich 
Sachſen — und die übrigen Stämme Deutichlands ftehen auf demfelben Boden 
— wir in Chemnig fteben auf dem Standpunkt, daß, wenn wir nach allen 
Richtungen bin unfern Geldbeutel fehr ungern öffnen, um ihn für vielfache An- 
ſprüche zu benugen, wir doch, was die Schulbildung unſeres Volkes anbetrifit, 
fo thun al8 ob wir die veichften Leute von der Welt wären. Und das führt 
mid darauf, dem geehrten Herm Vorredner zu fagen, Daß man in Bezug auf 
die Voltsihulen wohl nicht ganz fo fireng urtbeilen darf. In meiner Bater: 
ftabt Chemnig haben wir beijpielgmeife ein für alle Mal den Satz 

daß in den Claſſen unſerer Boltöfchnle nicht mehr als 36 Kinder fein dürfen. 
Nun glaube ich, daß mit dem ſächſiſchen Schulziel und bei der Belegung von 
36 Kindern in der Claſſe, bei durchſchnittlich nicht allzu ungünftigen Anlagen 
der Kinder wohl eine leidliche Schulbildung, wie fie der Staat berechtigt ift, 
in engen Grenzen von feinen einzelnen Mitgliedern zu fordern, erzielt werden 
fann. 

Ich babe dann zu dem was Hr. Genfel ſchon angeführt bat in Bezug auf 
München, zuzufügen, dag man in Chemnig, wo man Prüfungen für unzuläffig 
hält, bereit8 daran gegangen ift, Lebrlingsarbeitenausftellungen einzuführen, und 
zwar mit Ertbeilung von Prämien. Die Herren Werkmeifter wollen wiflen, daß 
diefe Lehrlingsarbeitenausftellung wejentlich beiträgt, die Liebe des Lehrlings zu 
feinen Handwerke zu heben. 

Schließlich möchte ich noch Eines anfügen in Bezug auf die Induſtrie. 
Wenn meine Anficht richtig iſt, jo gebt ein ſchlimmer Hang durch die deutſche 
Induftrie, der fie mehr und mehr von dem Weltmarkt zu verdrängen geeignet 
ift: Das ift Das allgemeine Streben nad der Berbilligung unferer Product. 
In der englifchen Production fehr vieler mir bekannter Artikel iſt man darauf 
bedacht, möglihft die Waare befier zu machen innerhalb der Grenzen, weldk 
jedem Fabrikanten gegeben find; wir in Deutfchland haben im Allgemeinen ge: 
jucht, ven Weltmarkt dadurch zu beherrſchen, daß wir die Waare immer weiter 
verbilligen; und das weiß jeder Yabrifant, je billiger die Arbeiten find, welde 
er liefert, deſto weniger ift eine Repartition dev Spefen möglih. (Sehr richtig!) 
Wir baben uns in Deutichland auf eine fehr abſchüſſige Bahn begeben. Es 
ift vorgefommen, daß bei diefer Verbilligung der deutſchen Producte ſchließlich 
das Product .gar nicht mehr exiftirte. Ich weiß, daß man in Meerane md 
Glauchau vor vielen Fahren ein hübjches Geld verdiente mit fogenannter pure 
laine, — Sie kennen den Artikel wohl von Ihren Damen, — die Waare it 
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allmälig fo verbilligt worden, daß fie jehliehlih pur coton if. Der Artikel 
war fo berumtergeritten, die Arbeiter kamen zurüd und die Fabrifanten nicht 
vorwärts. 

Nun Babe ich noch eine Entgegnung, die mir fehr ſchwer wird. Herr 
Feliſch Bat ſich veranlaßt geſehen, mit Emphafe einzutreten für die Wanbelung 
zum Beſſern, zur Humanität, welche in den Geiften und Gemüthern der deut⸗ 
ſchen Arbeitgeber vorgegangen fein follte. (Herr Feliſch unterbrechend: ver 
deutihen Bau eifter, Habe ich gefagt.) Nun, alsdann muß ic, da ich 
in die Wirklichkeit diefer Behauptung feinen Zweifel fegen kann, bedauern, für 
die Allgemeinheit der deutſchen Arbeitgeber dies nicht beftätigt zu finden. Im 
Segentheil, ih glaube, daß es auf feinem Gebiet, in feinem Verhältniß fo 
hmm ausfteht wie in der Großinduftrie, zwifchen Arbeitgebern und «Nehmern. 
Die Selbſtſucht der Arbeitgeber bat, mie ich glaube, fo ſehr zur Berfchlimme- 
rung unferer heutigen wirtbfchaftlichen Berhältnifie beigetragen, daß ich ihnen 
diefe herbe Anflage nicht eriparen kann. Daß ich mit meiner Anficht ungefähr 
das Nichtige treffe, ſcheint mir auch aus folgender Thatfache — 
Die ſchwache Arbeit, welche ich zu dem Heft Gutachten geliefert habe, iſt, ehe ich 
hierher kam, in meiner Vaterſtadt Chemnig öffentlich beſprochen worden; bie 
darin ſpeciell gegen den Arbeitgeberſtand erhobenen Anklagen ſind aber von keiner 
Seite widerlegt worden. Und ich kann Sie verſichern, meine Herren, ich bin 
ſchon in Folge meiner ſocialpolitiſchen und politiſchen Stellung nicht etwa in 
meiner Vaterſtadt ein jo gehätſcheltes Kind, daß es nicht ſehr Viele gegeben 
bätte, die mich ſehr gerne zur Bank gehauen hätten. 

Nun Habe ih zum Schluß bei der Wichtigkeit der uns beichäftigenden 
Frage eine Bitte au das geehrte Bureau. Es gibt Feine Frage, welche und in 
dieſem Augenblid in Deutichland mehr bewegt, als bie vorliegende. Wie wäre 
es denn, meine Herren, wenn wir durch Vermittelung des geehrten Büreaus eine 
populäre Abfafiung unferer Verhandlungen im Druck erſcheinen ließen. Ich 
würde fehr gern bereit fein, meines Theils einige hundert Exemplare zu über- 
men um fie in meinem Induſtriebezirk ce Gewerbebezirt zu verbreiten. 
(Bravo! 


Dr. Blum (Heidelberg): Meine Herren! Wenn ich einen YAugenblid aus 
der Stellung heraustrete, die ich mir vorgenommen batte, bier einzunehmen als 
Zuhörer und Lernender, fo gefchieht e8 nur, um ein paar Heine Bemerkungen 
zu machen. Sch möchte Ihnen zunächft aus meiner Kenntniß über die Urſache 
des Verfalls des Lehrlingsweſens einige Beobachtungen mittheilen, die ich durch 
Kenntnißnahme der Enquöte in memer engeren Heimath Baden gemacht Habe. 
Ih habe aus den verichtedenen Zufammenftellungen entnommen, daß Das Lehr⸗ 
Imgsverhältnig um fo unhaltbarer wird, je mehr die fociale Stellung des Lehr⸗ 
lings und des Meifterd, bei dem er in Lehre tritt, verfchieden find, (Sehr 
richtig!) In den Hleineren Orten, wo der Lehrling der Sohn des Nachbars von 
dem Meiſter ift, bei dem er in die Lehre tritt, da läuft er nicht fort, ba ver- 
fländigen fich die Eltern miteinander, und da nimmt auch der Meifter diejenige 
Rüdjicht auf den Lehrling, die er nehmen muß, um ibn auszubilden. Je größer 
der Ort wird, defto mehr fällt die Nückficht weg, defto mehr wird ber Lehrling 
ausgebeutet, defto eher Läuft er fort. Befler wird es dann wieder in den ganz 
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großen Orten, dort befteht Ctüdarbeit ; der Arbeiter nimmt ji oft feinen vehr⸗ 
ling als Gehilfen dazu, und indem er den Lehrling anhält, ibm in die Hände 
zu arbeiten, bilvet er ibn aus, nimmt ihn zu ſich in die Wohnung, der Lehr⸗ 
ling ift wieder Mitglied der Familie des — In Karlsruhe namentlich 
find ſolche Verhältniſſe häufiger bei Möbelfabrikanten; und obgleich der Vertrag 
nicht ſchriftlich abgeſchloſſen wird, fo Läuft der Lehrling doc nicht davon. Hier⸗ 
aus ergibt ſich wohl, daß eigentlich das Band zwifchen Lehrling und Meifter 
im alten Sinne ein gewiſſes Pietätöverhältnig war, was aber durd Vertrags— 
formen nicht feitgeftellt werden fonnte und dieſes Pietätsverhältnig hört auf, und 
es ſcheint mir, daß Dann nothwendig die Rechtsverhältniſſe, die an Stelle des 
fittlichen Verhältniſſes treten, fo feftgeftellt werben müßten, wie Dr. Genfel 
uns auseinandergefegt bat. 

Die zweite Bemerkung ift gegen die Innungen im Sinne des Hamburger 
Vorſchlags gerichtet... Meine Herren! Prof. Schönberg bat fchon feine Be— 
denfen dagegen ausgeiproden. Es trat im Reichstage eine freie Commilfion 
folder Abgeordneten zufammen, weldye fich für das Lehrlingsweſen intereifiven, 
und fie hat Die Hamburger Borichläge einer Prüfung unterworfen; und ich möchte 
Ihnen doch bemerken, daß es den Anſchein hatte, al8 wenn die Gerichtsbarkeit, 
welche, wie mir fcheint, der Kern der Hamburger Borfchläge ıft, welche Dort 
für die Innungen gefordert wird über folde Perfonen, die der Innung nicht 
angehören, juriftich jo unausführbar ift, daß ich glaube, daß vieler Vorſchlag 
wohl nie Ausfiht hat, durchgeführt zu werden. Damit würde dann ein groger 
Theil der Hamburger Vorſchläge wohl auch an fi unausführbar erſcheinen. 
Es iſt unmöglid, daß die Staatögemalt einem Privatoereine eine Jurisdiction 
geitattet tiber Nichtangehörige dieſes Vereines, 

Die dritte Bemerkung bezieht fich auf die Fortbildungsſchulen. Die Fort- 
bildungsfchule ift in meiner Heimath Baden gejeglich eingeführt, und ihr Haupt- 
erfolg ift derjenige, Daß, was in der Schule gelernt ift, in der Zeit, wo der 
Lehrling die erften Anfangsgründe feines Handwerks erlernt, friſch und lebendig 
erhalten wird, damit nicht paffirt, was fo oft im Leben vorlommt: der junge 
Mann, der als Knabe, wie er die Schule verließ, volllommen gut fchreiben 
tonnte, Tann e8 nad 4, 5 Jahren, wenn er es wirklich nöthig hat zu ſchreiben, 
nicht mehr. Dann möchte ich Ste no auf einen andern Geſichtspunkt auf⸗ 
merkſam maden. Sie Sprechen bier fo oft, — und es wundert mich das, fo 
von allgemeinen Berbältnifien der Schiedsgerichte, Baufchulen, Gewerbeichulen. 
Ia, das können Sie durchführen in den großen Städten; aber, meine Herren, 
alle dieſe Verhältniſſe, — ich will mich nicht näher Darauf einlaffen, der Präf. 
entzieht mir, glaube ich, gleich das Wort (Heiterkeit), — alle diefe Verhältniſſe 
find auf dem Lande nicht durchführbar, und ich, der ich Gelegenheit habe, viel 
aufs Land zu kommen, fage Ihnen voraus: die enormen Koſten, weldye bie 
geringfte Verbeſſerung im Schulweſen macht, werben alle die großen Pläne ver- 
eiteln. Wir können frob fein, wenn durch Landesgeſetz in den reichſten Staaten 
Deutſchlands, — und zu denen gehören ja Sachſen und Baden — es möglich 
ft, die Fortbildungsſchule als Minimum für den weiteren Unterricht einzuführen. 
Ich würde fonft dem, was einer der Herren Redner über die Leiſtung der Volks⸗ 
ſchule ausführt, ſehr gern zuftimmen, aber meine Kenntniſſe der Staatöfinanzen 
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mb Gemeindefinanzen laſſen es mir noch auf lange hinaus unmöglich er- 
ſcheinen, dieſe Sache durchzuführen. (Sehr wahr). 

Die Koſten der Einführung der Fortbildungsſchule in Baden ſind bereits 
ſo bedeutend, daß wir Anſtand nehmen, den Gemeinden eine größere Verbeſſe⸗ 
rung des Schulweſens zuzumuthen. Da liegt der Punkt. Am Willen liegt 
es nicht. 

Wenn Sie nun die Fortbildungsſchulen Are wollen und wäünfcen, 
daß die Staaten nah Maß ihres Neichthums fuccelfio in der Lage wären, fie 
einzuführen, jo bleibt ja noch unbenommen, gleihwie die Bürgerſchule vom 
Beſuch der Volksſchule befreit, Daneben facultativ den Beſuch der Gewerbeichule, 
der Fachſchule einzuführen in den reichen Gemeinden. Diejenigen Lehrlinge, 
welche diefen befjeren und geeigneteren Unterricht in der Gewerbeichule, ja in der 
Baufchule, in der Fachſchule genießen, werben ja felbftwerfländlich von der obli⸗ 
gatorifchen Volksſchule befreit. Auf diefe Weiſe fehe ich in der Fortbildungs- 
fhule und in den Gewerbe und Fachſchulen durchaus Teinen Widerftreit. Ich 
bitte Sie deshalb, die Nejolutionen, welde auf Einführung obligatorifcher Fort⸗ 
bildungsichulen gerichtet find, anzunehmen. (Bravo!) 


Zul. Schulze (Main): Meine Herren! Mit Ausnahme des Herrn 
Hauptreferenten Dr. Brindmann ift bis jett feine Stimme zu Gunften der 
Innungen erhoben worden, im Gegentheil haben mehrere der Herren Redner 
fid ausdrücklich gegen diefelben ausgeſprochen. Demgemäß geftatten Ste mir, 
diefen Punkt jo zu fagen allein einmal in einer kurzen Ausführung zu ver: 
handeln und mic, für denjelben auszufprechen. 

Meine Herren! Man erhebt gegen diefe Innungen allerhand Bebenfen ; 
man fagt 3. B., ja fie find auf dem Lande, in kleinen Städten ganz unaus⸗ 
führbar. Das ift ohne Zweifel richtig,‘ wenn man vorausfegen wollte, es 
müßten für jeden Gewerbebetrieb überall befondere Innungen geichaffen werben. 
Tas fchemt mir aber aus dem Weſen der intendirten Echöpfungen nicht hervor⸗ 
zugeben. Es fönnten wohl eine Maſſe verwandter Gewerbebetriebe je nad) 
Bedürfniß zufammengenommen werden, und dann würde fih wohl aud in 
Heinen Städten und auf dem Lande eine Form finden laffen, in der diefe Or- 
gane des gewerblichen Lebens ind Leben gerufen werben fönnten. Dean fagt 
ferner, die Innungen find unanwendbar auf die Großinduftrie. “Das ift ohne 
Zweifel ein, wie mir ſcheint, fchmieriger, bedeutfamer Einwand. Aber ich glaube, 
auch hier läßt ſich ein Hilfsmittel finden, fobald man nur die bisherige Vor⸗ 

elung, daß das eventuelle Wahlrecht von Arbeitern zu ſolchen Einrichtungen 

ein unbeichränftes, ein auf ſämmtliche Arbeiter ausgedehntes fein muß, fallen 
läßt. Es iſt, ih fann das conftatiren, gegenwärtig in weiten reifen die An⸗ 
Ichauung durchgedrungen bei Arbeitgebern und Arbeitnehmem, daß dieſe Be- 
flimmungen unferer gegenwärtigen Gewerbe-Ordnung, unſeres Nieverlafiungs- 
weſens, die gewillermaßen jede Schranke befeitigen, nicht gut gewirkt haben und 
daß hier eine Abänderung nöthig iſt. Sie werden nach nicht Langer Zeit aus 
vielen, vielen Gegenden Petitionen befommen und werden, wenn Die gegenwärtigen 
Berbältniffe jih noch einige Zeit weiter entwideln, einen Sturm von Petitionen 
, die fagen, mit den 2 Jahren Unterftügungswohnfig kommen wir nicht 

aus. Es wird von vielen Seiten bald Ausdehnung diefer Zeit auf 4 oder 5 
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Jahre verlangt werden. Sagt man nım weiter, nur derjenige, der den Unter- 
ftügung&wohnfig ſich erworben Bat, hat ein Wahlrecht, dann ſcheint mir bod die 
Schwierigkeit, die 3. 3. von Herm Roth erhoben worden ift, fi) zum Winde 
ften ſehr bebeutend zu rebuciren. 

Durh Herrn Blum ift ſodann darauf Hingewiefen, daß es unmöglich 
fheine, den Innungen eine Jurisdietion einzuräumen. Dieſe Unmöglichfett vermag 
ich nicht einzufehen. Wer den Zwed will, muß auch das Mittel wollen. Sagen 
wir, daß eine gewerbliche Gerichtöbarkeit nothwendig ift und gelangen wir zu 
feften Beichlüffen über die Vorausfegungen, unter welden ein Fall den gewerb- 
lichen Gerichten unterftellt werden fol, jo vermag ich denn Doch in der 
nicht einzufehen, inwieweit e8 unrecht und unausführbar fein fol, daß wir be= 
ftunmte Fälle, in denen die gewerbliche Jurisdiction ausgeübt werden joll, dem 
betreffenden Organe zuweilen, während wir ja in Feiner Weife auf diejenigen, 
welche dieſe Borausfegungen nicht zu erfüllen vermögen, fonft einen Zwang aus- 
üben. Ich halte das bier entftehende, theilweife allerdings rechtlofe Verhältniß 
nur für ein vorübergehende. Wenn die Formen, die wir bier im Auge haben, 
fi) einmal eingelebt haben werden, dann hoffen wir und find wir überzeugt, 
daß die gegenwärtigen Verhältniſſe, wo eine Maſſe von Leuten dieſe Boraus- 
jegungen nicht erfüllt vermöge eine® nicht gehörig durchgearbeiteten Lehrlings⸗ 
weſens, dann feltner und immer feltner werden und ſchließlich zu einer Aus⸗ 
nahme herabfinfen. Bis das der Fall ifl, müflen wir uns eben in die Un- 
annehmlichkeiten des Webergangszuftandes finden. 

Mean fagt andererfeits, es ſei keine Ausſicht vorhanden, daß hier ein gutes 
Reſultat erreicht werde, denn die früheren Zünfte hätten häufig grobe Miß— 
bräuche gezeigt, e8 ſei bei den Meifterprüfungen in ſehr ſchlimmer Weile oft 
zugegangen. Da fhernt mir aber der Umftand, daß die Arbeiter in unfer zu 
Ichaffende8 Organ auch aufgenommen find, folge Mißbräude in hohem Grabe 
unmöglih zu machen, weil nicht mehr allein das Standedinterefie weniger 
Arbeitgeber maßgebend fein ſoll, wie das früher bei den Zünften der Fall ge- 
weſen ift. Ich gebe indeffen volllommen zu, daß alle diefe Formen ebenfowenig 
etwas nügen werben, als alle Formen, die wir für das Zuſammenwirken von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern fchaffen wollen, wenn nicht eben auch der Geift 
bes Zuſammenwirkens auf beiden Seiten einigermaßen da ift. Ich glaube aber 
nach meinen Erfahrungen fagen zu können, ja, e8 ift in ſehr anjehnlihem Umfang 
diefer Geift in unjerem Gewerbeweſen vorhanden. 


Bor. Prof. Dr. Naffe: Meine Herren! Es ift der Antrag auf Ber- 
tagung der Sigung eingereicht worden. Ich bitte Diejenigen, die für biefen 
Antrag ftimmen, die Hand zu erheben. | 

Es iſt die große Majorität. 


Mir werben aljo Abends 7 Uhr die Sigung fortjegen. 
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Abendſitzung. 


Vorſ. Prof. Dr. Naſſe: Ich erlaube mir, meine Herren, Ihnen Mit- 
teilung zu machen von den Cooptationen, melde der Ausſchuß in femer Sitzung 
vorgenommen bat. Cooptirt worden find die Herren: 

Prof. Gneiſt, 

Prof. Dr. Schönberg, 
Dr. Genſel, 

Dr. Brindmann, 

v. Dergen, 


Ich Hoffe, Daß ‘Diejenigen von dieſen Herren, welche anmefend find, dem neuen 
Schriftführer ihre Geneigtheit zur Annahme oder ihre Ablehnung zu erflären 
die Güte Haben werben. Ich eröffne die Debatte auf’8 Neue und gebe das 
Wort Herm Prof. Dr. Schmoller aus Straßburg. 


Prof. Schmoller (Straßburg): Meine Herren! Erlauben Ste auch mir 
einige aphoriftiiche Bemerkungen zu dem Gegenftande unferer heutigen Tages⸗ 
ordnung zu machen. Und erlauben Sie, daß ih zunädft mit einem Gemein: 
plag das Allgemeine einleite, was ich jagen möchte. 

Ber jeder Reform muß man den ibealen und den praftiichen Stanbpunft 
unterſcheiden. Der Neformer, welcher das politifhe, das wirthſchaftliche und 
jortale Leben in andere gefündere Bahnen überführen will, muß, wenn er anders 
die Dinge im großen Style auffaßt, ein ideales Bild der Zukunft vor ſich haben, 
auf das er hinarbeitet, er muß mit hiſtoriſchem Blide aus der Vergangenheit 
und aus der Gegenwart abftrahiren, wohin die gejunde Entwidlung gebt, er 
muß eine Mare Vorempfindung für die großen mächtigen Schritte des weltgefchicht- 
lichen Proceſſes haben, an dem er an feinem Meinen Theile, an einer Kleinen 
Stelle mitarbeitet. Und hiebei ift die kühnſte Phantaſie berechtigt, wern fie nur 
zugleidh von falten Verſtande, von ruhiger Ueberlegung begleitet if. Daneben 
aber Bat der praktiſche Standpunkt feine volle Berechtigung, der Das Mögliche 
erfaßt und das Nächſtliegende ergreift, um nicht im Flug nach dem Ideale ben 
feften Boden unter den Füßen zu verlieren. Gerade das hiſtoriſche Studium 
jocialpofitifcher Probleme drängt auch beim Theoretifer die Ueberzeugung, die 
den Praftifer in gutem Sinne des Wortes leitet, in den Vordergrund, daß alle 
Entwidlung in unendlich vielen aber Mleinen Veränderungen fi vollzieht, Daß 
nirgends ein Bruch ftattfindet, nirgends ein Sprung möglich ift, daß man über: 
all an's Gegebene ſich anfchließen, diefes fucceffio mit dem rechten Ideal im 
Herzen umgeflalten muß, daß man nicht verzagen darf, wenn man Großes er- 
wünſchend, doch immer nur Kleines erreicht. Auch wer Sanblorn nur für 
Sandkorn reiht, ftreicht, wie der Dichter jagt, doch von der großen Schuld ber 
Zeiten fein entſprechend Theil. 

Wollte ich mich nun heute bier auf den erfteren Stanbpuntt, auf den idealen 
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ſtellen, jo würde ich gegenüber den Theſen der Herren Referenten ein Wort | 


ebrauchen, das bier in diefem Verein und in biefen Räumen ſchon äfters ge 
raucht wurde, id) witrde fagen: ich gehe weiter ald Sie. Ich würde mid) z. B. 
Einzelnem anfchliegen, was Herr Dr. Bücher geſagt bat (nicht Alleın, denn feine 
Tendenz, die fünftige Bildung des Lehrlings zu einer ganz tbeoretifchen zu machen, 
halte ich nicht für richtig); ich würbe ein ganz anderes Volksſchulweſen forden, 
ich würde fordern, daß in einer Reihe von Imbuftrien die Kinderarbeit gam 
verboten, nur die Annahme von Lehrlingen auf Grund beftimmter Lebrwerträge 
geftattet werde; ich würde für allgemeine Einführung von Lehrlingscafien fein; 


ih würde fordern, daß das ganze Lehrlingsweien in klarer Weile als ein Thal 


des nationalen Stziehungsfoftems aufgefaßt werbe, daß der Staat ſich viel mehr 
als bisher darum fümmere, daß ganz andere Mittel hiefür, wie für das ganze 
nationale Erziehungsſyſtem aufgewendet werben. 

Wenn ich trogdem feine anderen Theſen als die der Referenten aufftelle, auc 
nicht einmal Amendements zu den ibrigen einreiche, jo gejchieht es, weil wir bier 
nur dasjenige der öffentlichen Meinung empfehlen wollen, was vollftändig durch 
gereift, auch fofort durchgeführt werden kann. Wir fünnen im Moment mır 
lagen: eine Reform des Lehrlingsweſens iſt nöthig und diefer und jener Punti, 
diefe oder jene geſetzliche Beftimmung, dieſe oder jene Einrichtung umferes Ce: 
ſchäftslebens ift hiezu unerläßlich. 

Das alte Lehrlingswefen war eine einfache klare YInftitution und fomte 
es fein, weil die chiedenheit der Technik, der Arbeitötbeilung der Unter 
nehmungsformen in den verfchiedenen Gewerben nicht fo groß war, um nicht 
eine in der Hauptſache ähnliche gewerbliche Erziehung in allen Gewerben zuzu: 
lafien. Das Leben in den verſchiedenen Werkitätten, das Berhältnig des Meiſters 
zu den Gejellen und Lehrlingen war in der früheren Zeit fo itbereinftimmend, 
daß einheitliche und gleihmäßige feite Bertragsformen, fefte Pflichten, feſte Tra⸗ 
bitionen für das Lehrlingsweſen fich bilden und fo heilfam auf die heranwachſende 
gewerbliche Jugend wirken konnten. 

Heute iſt Das Alles anders geworden; tauſendfach verſchieden hat ſich der 
gewerbliche Betrieb geftaltet; in vielen Gewerben bildet fich die Technif und die 
Arbeitstheilung noch heute und ſtündlich um; wir leben in der größten techniſchen 
Revolution, die je die Geſchichte geſehen; Die verjchiedenften gewerblichen Ent- 
wicklungsſtufen fommen dicht neben einander in verjchiedenen Gewerben vor und 
jede erforderte eigentlich eine andere Organifation des Lehrlingsweſens; nur m 
Heinen Geſchäften und auf dem Lande ift nod die alte Werfitatt und damıt ber 
Lehrling im alten Sinne und in der alten Art möglich; in den größeren Be 
trieben kann eine neue Art des Lehrlingsweſens ſich bilden; die alte aber ift un: 
möglich; zunächſt ift meiſt nur Kinderarbeit an die Stelle getreten. 

Und neben diefer Umwälzung in der Technik bat die Umgeftaltung unkrer 
Anſchauungen und Ideen über volkswirthſchaftliche Dinge auflöſend auf das alte 
Lehrlingswefen gewirkt; kurz wir befinden uns nad allen Seiten Hin in einem 
chaotiſchen Gährungsproch in Bezug auf viele Trage; noch ift die Zeit nicht 
reif, daß neue fefte Mare Gebilde fi) aus diefem Proceſſe abkryſtalliſiren, wir 
haben nur dafür zu forgen, daß die richtigen Gedanken diefen Proceß beberrichen, 
daß die ſchlimmſten Mißbräuche befeitigt werden, daß em allgemeiner Rahmen 
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feftgeftellt werde, innerhalb veflen die Neuorganifation ſich vollziehe, neue feſte 
Inſtitutionen in Bezug auf das Lehrlingsweſen ſich bilben. 

Das ift aber nöthig. Der weientlichfte Irrthum der ältern Nationaldconomie, 
des Mancheſterthums, in Bezug auf das Lehrlingsweſen fcheint mir der zu fein, 
daR fie an Stelle einer feften Imftitution den beliebigen, in jedem einzelnen Ball 
ander zu geftaltenden Privatvertrag ohne beitimmten Inhalt jegen wollte. 
Ueberlaßt doch — jo bieß es — jedem Vater, der feinen Jungen in einem 
Gewerbe unterbringen will, und jedem Meifter, der einen Lehrling annimmt, was 
fie mit einander ausmachen wollen; fie werden e8 am beften wiſſen und ver: 
fteben. Ya, auch wenn fie es verftänden, fie haben die Zeit nicht dazu, ange 
Berträge in jedem einzelnen Falle darliber zu ſchließen; überdies verftehen die 
focialen Claffen, um die es fich hiebei handelt, es tauſendfach nicht, und noch 
weniger denken fie an Die Folgen, an die Zukunft, die für jeden Einzelnen, für - 
das ganze Gewerbe, für die ganze Nation fih daran fnüpfen. Ein Herkommen 
bildet ſich doch wieder, aber ftatt vernünftiger Sitte wird Umvernunft, träger 
Egoismus, Zufall die Herrſchaft erringen und e8 entftebt durch die Yorınlofigfeit 
und Gleichgültigkeit gegenüber dem Lehrlingsvertrag ein abfolut verwildertes 
— Lehrlingsweſen, eine Auflöſung des Lehrlingsweſens in Kinder⸗ 
arbeit. 

Dem gegenüber kann nur eine feſte Inſtitution mit feſten Traditionen 
— die die heranwachſende gewerbliche Jugend der unteren und mittleren 

laſſen gleichſam mit feſtem Arm erfaßt, die eine ſyſtematiſche Erziehung wieder 
an die Stelle einer Behandlung ſetzt, deren Zweck nur noch möglichſt frühes 
Geldverdienen für die Eltern und möglichſte Ausnutzung der jugendlichen Arbeits- 
kraft für den Unternehmer zu fen Ichien. Der ethiihe Gedanke der Erziehung 
muß im Intereſſe der zufünftigen nationalen Protuction felbft eingreifen in die 
gegenwärtige Production und fie durch Sitte und Recht jo weit umgeftalten, daß 
Die Production einerjeitd und die gewerbliche und menſchliche Erziehung anderer: 
feitö, daß beide zu ihrem Nechte kommen. 

Ich fage, Sitte und Recht haben eihzugreifen, um wieder feſte Traditionen 
im Lehrlingsmeien zu ſchaffen Ich möchte dazu beiläufig einen Gedanken aue- 
fpreden, den ich in anderem Zuſammenhang ſchon öfter betont habe, der mir 
aber auch fpeciell Hier von Bedeutung zu fein fcheint. Es kommt mehr darauf 
an, daß überhaupt eine richtige Organiſation des Lehrlingsweſens eintrete, daß 
ein feſtes wirthichaftlich - pädagogiſches Inſtitut ſich herausbilde, als es darauf 
ankommt, wie Sitte und Recht, wie Einzellräfte und Staat, freie gefellichaftliche 
Thätigfeit und obligatorifcher Zwang bei diefer Bildung concurriven. Nie fol 
das Geſetz, joll der ftantlihe Zwang etwas herbeiführen, was den Verhältniſſen 
unangemeſſen, was verfräht oder unnatürlich ift; ſtets ſoll das Geſetz nur aus: 
fprechen, was die beften und vernünftigften Bürger von felbft thun; ſtets ift es 
wimſchenswerth, daß dem Geſetz durch Die Sitte vorgearbeitet fei; aber wenn 
das Geſetz in diefen Schranken ſich hält. fo darf es auch Die Indolenz, die Träg⸗ 
heit der zähen Maſſe überwinden, fo ift e8 am Plate, wenn es fi um Maß—⸗ 
regeln handelt, die voll und erjprießlih nur durchzuführen find, wenn alle Be 
theiligten im entſprechenden Falle gleihmäßig handeln. Die Schriftlichleit des 
Lehroertrags und feine Kegiftrirung halte ich für jehr wünſchenswerih und ich 
ſcheue nicht davor zurück, das geſetzlich auszufpreden; aber ob wir es gefeglich 
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verlangen oder nicht, ſofort kann man es doch kaum dahin bringen, daß es überall 

gericht Der Lehrling ſoll nicht Aber 10 Stunden täglid arbeiten; ob man 
jofort geſetzlich ausſprechen ſoll, ift für mid eine offene Frage, wie 

ie ob man einen gefeglihen Zwang zur Schaffung und zum Beſuch von Fort- 

Bilbungefcjulen für das ganze deutſche Reh, vor Allem aud für das platte 

Land jest ſchon ſtatuiren foll. 

Ich wünſche, Daß der Bruch des Lehrlingsvertrags geſetzlich unter Strafe 
geſtellt werde und ich kann dabei nicht umhin, die kleine perſönliche Genugthuung 
zu conſtatiren, daß ich in den Gutachten über Contractbruch im vorigen Jahre 
zuerſt dieſen Unterſchied machte; ich verwarf da die Strafe des Contractbruches 
für Erwachſene, verlangte ſie aber für Lehrlinge, fand damals aber wenig Bei⸗ 
fall damit; Dannenberg 3. B. verhöhnte mich über dieſe angebliche en, ; 
heute ift man ziemlich allgemein dieſer Anficht. Auch eine Beſtrafung des Co 
tractbruches der Lehrlinge laͤßt fich übrigens durch weitumfaſſende Brivatorgani- 
fation erreihen und wer den Voluntarismus um jeden Preis vertheidigt, wird 
verlangen, daß kein Geſetz darüber erlafjen werde, jondern Unternehmerverbände 
ſich das Wort geben, jeden durchgegangenen Lehrling für immer von ihrem Ge— 
werbe auszufchliegen. Aber der Unterfchied zwilchen einer ſolchen Privatorgant- 
lation und einem ftaatlihen Zwange ift faum mebr erfindbar. Wo folde Ber- 
bände eriftiren, ift der Einzelne eben nicht mehr frei in feinem Handeln. 

Ich will mit all dein den Unterſchied zwiſchen Selbſthülfe und Staatshülfe 
nicht verwiſchen; id; wollte nur vor ber um. des Gegenſatzes warnen 
und zeigen, daß es ſtets ein Grenzgebiet gibt, ive ſich berühren und in 
einander übergeben, und gerade im Lehrlingsweſen fcheinen mir die am meiften 
jet beſprochenen Punkte dieſem Grenzgebiet anzugehören. 

Wenn id num nad) diefen allgemeinen Bemerkungen noch zu einigen fpe= 
cielleren kommen darf, fo fcheinen mir die Referenten nicht genug Gewicht auf den 
Zuſammenhang zwiſchen dem Lehrlingsweſen und der Kinderarbeit gelegt zu 

haben. So wie die Dinge heute liegen, hat es jeder Meiſter und jeder Fabri⸗ 
kant in der Hand, überhaupt ſtatt der Lehrlinge unerwachſene Arbeiter mit 
14 tägiger Kündigung zu bejhäftigen. Gelingt e8 aljo aud der Sitte und dem 
Recht dem Lehrlingsvertrag wieder eine befiere Form und einen befferen Inhalt 
zu geben, fo droht die Gefahr, daß Eltern und Unternehmer ſich feinen Täftigen 
Beftimmungen einfady dadurch entziehen, daß fie aus dem Lehrlinge in jedem 
einzelnen Fall einen unerwacjenen Arbeiter machen. Daraus folgt fir mid 
der Schluß, daß die Geſetzgebung über Lehrlinge und jugendlide Arbeiter eine 
zufammenhängenbe fein muß, was ich äußerlich ſchon dadurch erfennbar machen 
ee daß ich für alle jugendlichen Arbeiter, feien fie Lehrlinge oder nicht, das 
nach ber Gewerbeordnung vergelchriebene Arbeitsbuch verlangen würde, in das 
dann beim Lehrling der Lehrlingsvertrag noch eingetragen würde. ch "halte es 
weiter für nothwendig, Daß gewiſſe allgemeine Beſtimmungen (über Arbeitszeit, 
Berbot der Nachtarbeit ꝛc) * für alle jugendlichen Arbeiter erlaſſen werben, 
feien fie Pehrlinge oder nicht. Ich vermindere dadurch den Weiz, die bloße 
Lohnarbeit des jugendlichen Arbeiter an Die Stelle des Lehrlinge zu fegen. Ich 
wünſche dann gewiſſe Vortheile für Den, ver Lehrling ift ober war, reſp. ber 
feine Lehrzeit gut ausgehalten bat, um dem, in der Bequemlichkeit und in 
der Indolenz der Eltern und Unternehmer liegenden, auf des Lehr⸗ 
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Iingöwejens überhaupt gerichteten Reiz entgegenzumirten. Ich hoffe, daß, went 
die Geſetzgebung es noch nicht wagt, die Gewerkvereine und Arbeiterverbindungen 
darauf binwirken, daß, wo Lehrlinge möglich find, bloße Kinderarbeit gar nicht 
geduldet werbe. 

Gegen Prüfungen am Sclufle der Lehrzeit bin ich in feiner Weile ein- 
genommen; zunächſt wird man vielelben aber wohl ver freiwilligen Thätigkeit 
der Arbeitgeber- und -Nebmer-Berbände überlaffen müſſen, vor Allen bis cons 
Ratırt ift, ob diefe Prüfungen mehr theoretiihe an das Fortbildung und ge⸗ 
werbliche Fachſchulweſen ſich anjchliegende oder mehr praftifche fein follen. Daß 
aber, wenn es gelingt, diefe Prüfungen allgemeiner zu machen, fpäter ver Staat 
geſetlich ausſpreche, Die, welche ſolche Prüfungen beftänden, hätten gewiſſe Vor⸗ 
tbeile zu erwarten, halte ih gar nicht für unmöglich oder für verwerflih. Nur 
fragt es fich eben, worin dieſe Vortheile beftehen follen. Diejenigen, welche heute 
no das Hecht der ſelbſtſtändigen Unternehmung innerhalb eined Gewerbes von 
der Prüfung abhängig machen wollen, überfehen zweierlei: erftens die techntiche 
Revolution, in der wir und befinden; wir baben heute feine feftabgegrenzten 
Arbeitögebiete ; und fagen wir: ever, der eine Prüfung auf irgend einem Ges 
biete gemacht Hat, kann Unternehmer auf allen werben, fo bat die Prüfung 
feinen vecbten Sinn mehr; zweitens wird dabei überjehen, daß bei unjerer heu- 
tigen Arbeitstheilung, bei unferen heutigen Unternehmungsformen, bei dem ganzen 
Charakter und den PBrincipien unferes heutigen Gewerberecht wir e8 vernünftiger 
Weile gar nicht verbieten können, daß Capitaliften und rein kaufmänniſch ge= 
ſchulte Kräfte an die Spige gewerblicher Unternehmung treten, die wegen mans 
gelnder gewerblicher Lehrlingsprüfung auszufchließen undentbar und wiberfinnig, 
weil unwirthſchaftlich wäre. Wenn das aber anertannt ıft, daß wir die felbft> 
Nändige Unternehmung nicht von der Prüfung abhängig machen können, dann 
fönnen wir andy das Necht, als Gefelle und Arbeiter in einer beftimmten Branche 
zu arbeiten, nicht damit in Zufammenbang bringen. Und das thut die ur 
ſprüngliche Faſſung des Antrags Feliſch, indem er fagt: die Fähigkeit, als Ges 
ſelle arbeiten zu dürfen, werde durch das Lehrzeugniß bedingt. So bleibt mir 
nur der Vorſchlag übrig, den ich voriges Jahr ſchon gemacht: wer die Lehre 
mit einem gewiſſen Zeugniß abfolvirt, der erhält eine, wenn auch noch fo mäßige 
Abfürzung feiner dreijährigen Milttärbienftzeit. Ich Halte e8 überhaupt für 
wünfhenswerth, daß unferer focialen Gliederung entſprechend ein Mittelglied 
zwiſchen unferen Einjährigfreiwilligen und dem dreijährigen Soldaten geſchaffen 
werde. Dem gelernten und geprüften inpuftriellen Arbeiter würde ich) den Sohn 
des größeren Bauern gleichftellen, der eine Tandwirtbfchaftliche Schule bejucht Hat. 
Ich glaube, es wäre das eines der wirfjamften Mittel, unſern Bauern⸗, Hand» 
werfer- und gelernten Arbeiterftand intellectuell und moraliſch zu heben. Und 
das iſt für mid einer der Kernpunkte in der ſocialen Trage. — Sonft könnte 
man noch an Prämien für die, welche die Prüfung gut beftanden haben, denfen; 
das Lehrlingscafſenweſen könnte ebenfal8 zu einem Drude nad diefer Richtung 
benägt werden 


Mas, um zu einem andern Punkte noch zu kommen, den Vorfchlag betrifft, 
das Lehrlingsweſen hauptfählih durch eine Neorganifation der Innungen nad; 
dem Hamburger Entwurf zu beſſern, fo geftehe ich, daß ich Diefen neuen Innungen 
etwa fceptifch gegenüberftehe. Die Tendenz dabei ift ganz richtig; aber wo das 
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induftrielle Leben heute in reger Entwidlung begriffen ift, wo auf Grund unferer 
heutigen Gejeggebung und a beutigen Anſchauungen die Unternehmer und 
Acbeiter mit Selbftbewußtfein und Energie ihre Intereſſen vertheidigen , da, 
glaube ich, wird jo ziemlich überall -- man mag e8 traurig finden oder nicht, 
— das nächſte und erfte fein, daß beide Interefiengruppen fih in ſich zuſammen⸗ 
faffen, ſich gegenüberftellen, unter Führer fchaaren, die das Vertrauen der be 
treffenden —— haben; und erſt langſam und nach und nach wird 
aus den damit gegebenen Intereſſenkämpfen der Friede wieder ſich herſtellen und 
wird der Wunſch und das Bedürfniß nach einer gemeinſamen Organiſation, nach 
einer friedlich über den Intereſſengruppen ſtehenden, vermittelnden Spitze, heiße 
fie eine Innung oder Einigungsamt, entſtehen. Aber immerhin kann es Fälle 
geben, wo dieſes Zwiſchenſtadium ſich erſparen läßt. Daher gewähre man den 
neuen Hamburger Innungen freie Bahn. Können fie ſich halten, bilden fie fi 
freimillig, dann ift e8 um fo befier. Ueberallhin paſſen fie nicht, die Groß— 
inbuftrie und die Hausinduftrie fteht auf anderem Boden. Und ſchon deshalb 
ließe fich eine ſolche Organtfation nicht allgemein gefetlich erzwingen. Aber wo 
fie fih ohne Zwang ihre Eriftenz erfämpft, iſt fie am Blag. Sie zu verbieten 
und zu befämpfen wäre widerfinnig. Ihre principielle Baſis iſt die richtige. 

An der Thefe Schönbergs, daß obrigkeitliche Organe, zuſammengeſetzt aus 
den Vertretern der Staatögemwalt, der Arbeitgeber und -Nehmer das Yehrlinge- 
weſen regeln und beauffichtigen follen, babe ich die zu allgemeine Faſſung aus: 
zulegen. Wenn ich einen Vertreter der Staatögewalt, einen Beamten verlange, 
muß ich wifjen, welde Inftanz gemeint if. Im Einigungsamt, in der neuen 
Hamburger Innung braude ich feine ftaatlihen Beamten. Denke ih an einen 
Conseil de Prud’hommes, der einen großen gewerbliden Bezirk unter fich bat, 
fo laſſe ih mit mir darüber ftreiten, ob der Vorſitzende dieſes Conſeils em 
Beamter, ein Yurift fein fol. Ich glaube, e8 wäre ganz paſſend in unferen ge 
werblichen Bezirten dieſe franzöfifche Imftitution nadyzuahmen — dies war ja 
auch der Vorſchlag der Commiſſion Des Reichſstags; und wenn wir ſolche Conſeils, 
das heit Gemerbegerichte hätten, Tünnten wir ihnen, wie in Frankreich aud 
einzelne abminiftrative Functionen übertragen, aljo vor Allem eine Controle des 
Lehrlingsweſens, was ja nicht außfchließt, daß unter dem Confeil ein Einigunge- 
at, über demſelben in höherer Inftanz ein Yabrifinfpector fih um daſſelbe 
fümmere. 

Das war ed, was ich über das Pehrlingswelen fagen wollte. Abgeſehen 
Davon. hätte ich gern gegen mande bier gefallene Aeußerung noch polemtfitt. 
Aber ih will Sie nicht mehr zu lange aufhalten. Nur das möchte ich noch 
fagen und zwar gerade, weil man mid und meine Freunde oft des Peſſimismus 
bezüchtigte: ich glaube weder mit Herrn Dr. Brindmann, daß unſere technifchen 
Fähigkeiten feit 100 Jahren im Großen und Ganzen zurüdgegangen find, noch 
mit Herrn Baumeifter Feliih, daß Deutichland auf dem Weltmarkt concurren: 
unfähig geworden ift. Beides find zu ftarfe VBerallgemeinerungen von Thatfachen, 
die in einem befchränften Umfang freilich richtig find. Wir mögen in einzelnen 
Kunftinduftrien an einzelnen Orten an technifcher Fähigkeit feit 100 Jahren ver: 
loren haben, wir leiden feit einigen Jahrzehnten an der Auflöfung des alten 
Lehrlingswefens, aber im Großen und Ganzen ift Deutſchland fett 100 Yahren 
am technifcher Gefchieflichkeit doch ein gut Stück vorangelommen. Wer wie id 
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keit Jahren gerade mit der vollswirtbichaftlichen Geſchichte des 18. Jahrhunderts 
ſich beichäftigt, hat darüber wohl ein Urtbeil. Noch unrichtiger aber iſt die 
Behauptung, wir ſeien concurrenzunfähig geworden. Wir bemerten natürlich) 
während einer großen Handelskriſis doppelt die Schwächen unferer Production, wir 
— ſeit dieſe Kriſis eingetreten, einen zurückgehenden Export in einzelnen Induſtrien, 
ſonders in ſolchen, die bei uns zurück oder in falſchen Bahnen ſind, die eine 
beſonders gefährliche franzöſiſche oder engliſche Concurrenz zu beſtehen haben. 
Aber wir find heute noch. wie vor drei bis vier Jahren eine der großen Cultur⸗ 
nationen, die in alererfter Linie auf dem großen Forum des Weltmarktes flehen. 
Bir haben nur dafür zu forgen, Daß wir dauernd auf dieſer Höhe bleiben, daß 
eine ungünftige Welle, wie dieſe heutige Handelskriſis, uns nicht zu ſtark treffe, 
daß fie wenigftend den Nuten habe, ven fie haben kann, daß fie uns über unfere 
Fehler auffläre. Wir haben dafür zu forgen, daß wir nicht durch falfche Mittel, 
wie übermäßige Lohnberabfegungen und Verlängerung der Arbeitözeit, fondern 
durch gute Arbeit auf dem Weltmarkt uns behaupten. 
Und das werden wir erreichen, meine Herren, je mehr wir für die Er- 
ziehung Der gewerblichen Jugend forgen, je mehr wir dafür forgen, daß die 
Jugend unter 20 Jahren nicht blos als Arbeitömajchine ausgenugt werde, ſon⸗ 
dern etwas lerne; je mehr es und gelingt, das Lehrlingsweſen als ein wichtiges 
Glied im Syſteme der natienalen Erziehung aufzufaflen. (Beifall.) 


Joachim-Gehlſen: “Die wenigen Worte, die ich Ihnen zu jagen habe, 
find mir Durch die Ausführungen des Herrn Profefior Schönberg ſehr leicht 
gemacht worden. Wenn derfelbe heute aus feinen eigenen Erfahrungen die lebte 
und nothwendige Confequenz gezogen hätte, nämlich die zwangsweiſe Reorganifation 
ber Gewerke auf Grund eines Staatsgeſetzes, fo mürde ich überhaupt nicht nöthig 
haben, noch Etwas binzuzufügen. 

Meine Herren! Ic fage mir zunächſt, wenn ich an einen Pehrling denke, 
daß es einen Menſchen geben muß, der diefem Lehrlinge etwas beibringt.. Wir 
brauhen einen Meifter. Ta wir aber durd Das Gefeg von 1869, das haupt: 
fühli) unter den Aufpicien des Herrn Dr. Laster und feiner Gefinnungs- 
genoffen zu Stande gekommen ift, eigentlich feinen Meiſter mehr haben, fondern 
Jeder berechtigt ift, al8 Unternehmer das Gewerbe zn betreiben, jo ift es jelbft- 
verſtändlich, daß diefer Unternehmer fein Intereffe mehr daran hat, Meifter zu 
werden. Kann bei folder Tage der Dinge die deutſche Technik auf dem Stand- 
punkte erhalten werden, den fie nothwendig einnehmen muß, um jelbft auf dem 
inländifchen Markte concurrenzfähig zu bleiben? Wir haben gefehen, daß 3. 2. 
die Gemwerkvereine, die allerdings auch von dem Verein für Socialpolitit feiner 
Zeit ſehr eifrig protegirt worben find, nicht im Stande gewefen find, den im 
Handwerk eingeriffenen Webelftänden Einhalt zu gebieten. ‘Die Gewerkvereine find 
nicht einmal in der Rage geweſen, e8 jo weit zu bringen, wie die englifchen Gewerk⸗ 
vereine, wo Niemand einem foldyen Bereine angehört, der nicht feine Lehrzeit 
volftändig beendet bat. Daß die Gewerkoereine ſämmtlich dieſer Frage gegen 
über impotent daſtehen, zeigt und am meiften nicht allein bie Abmelenheit der 
Heerführer vieler Vereine, ſondern auch der große Krach, der gerade in den 
legten Monaten bereingebrochen ift. Ich würde keinen Augenblid anftehen, wenn 
die Berfammlung es hören wollte, Thatjachen bier vorzubringen. Ich babe nicht 
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daran gedacht und halte mich nicht für befugt, in irgend einer Weiſe gegen die 
in der Berfammlung des Bereind für Socialpolitif kaum genligend vertretenen 
Gewerkvereine provocirend aufzutreten. Aber ich glaube, indem ich mich auf 
dieſe meine kurze Aeußerung und auf alle diejenigen Herren Redner flüge, die mit 
mir gewiſſermaßen eines Sinnes geweſen find, daß, wenn bie deutſche Technik 
nicht ganz zu Grunde gehen ſoll, wir unter allen Umſtänden dahin ſtreben müffen, 
Daß eine zwangsweiſe Reorganifation auf Grund eines Staatsgeſetzes geichaffen 
werde. ch danke Ihnen, meine Herren! 


Schriftfteller D. Beta (Berlin): Meine Herren! Geftatten Sie mir, der 
ich fein Kathederſocialiſt, ſondern nur Feberfocialift bin und ber hierher gelommen 
ift, einer alten Gewohnheit zu fröhnen und zu Ihren Füßen figend, akademiſchen 
Honig zu faugen, daß auch ih, wie Herr Prof. Shmoller vor ınir, mit 
einigen allgemeinen Bemerkungen weine kurzen Worte einleite. 

Herr Prof. Sch moller bat das Hauptgewicht gelegt auf die Realpolitik, 
welche Sie zu treiben haben follen. Deine Herren! Ic glaube, daß Die Welt, 
als Sie ind Leben traten, andere Erwartungen an Ihre Bereinsthätigkeit gefnüpft 
Bat, und daß man endlich einmal froh aufathmete, daß die Männer der Willen- 
Ihaft — und „vie Wiffenichaft ıft des Menſchen höchfte Kraft” fagt ſchon ber 
alte Goethe — entgegentreten würden den Worten der Heinlihen Imtrigue und 
den Worten der weltbiftoriichen Intrigue und den Zerſtörern der geſellſchaftlichen 
Wohlfahrt. Diefe Erwartung, meine Herren, ift im Großen und Ganzen nicht er: 
füllt worden. Sie find von Ihrem Katheder heruntergeftiegen und hierher gekommen, 
um ſich nicht auf einen höheren Standpunft zu ftellen, denn Realpolitik ift Feine 
Socialpolitik; das find zwei gar nicht zu vereinbarende Gegenfäte. — (Oho!) 

Sie haben die Wiſſenſchaft zu vertreten. Man weiß aber eigentlich bier 
nicht recht, was Sie find. Ich habe Hier ein amerikaniſches Blatt, welches Sie 
jedenfalls dem Namen nach kennen — es ift auf foctalpolitifchen Gebiete das 

beutenbfte in Amerika — worin ein Artikel auch auf die „neuen Oeconomiften 
in Deutichland‘ zu fprechen kommt, womit man die Katbederfocialiften meint. 

Ih babe, meine Herren, wenn ich mir erlauben darf, auf Die geftrige 
Debatte zurückzukommen, fchon geftern ſehr ſchmerzlich bemerkt, daß Sie, die 
Sie ein Organ der Socialpolitit fein wollen, auf jede Weife der focialen Frage 
auszuweichen fich bemühen. Geftern, wo es fid) um die Grund» und Boden⸗ 
frage handelte, die Grundlage und Bafis aller focialen Entwidlung, find Sie 
um diefe fociale Bedeutung der Sade immer herumgegangen — 

(Rufe: Zur Sade!) 

(Zur Sade!) Mlfo, meine Herren, zur Sache! Sie baben fich geftern 
bei Erörterung der Steuerreform um den Begriff des Grumd und Bodens, der 
fein verfchacherbares Perfonaleigenthum fein follte, im Kreiſe bewegt, anftatt der 
Sache definitiv zu Leibe zu geben. Ebenſo vermeiden Sie heute das fociale 
Uebel an der Wurzel zu fallen. Sie ſuchen Tenftericheiben einzufegen in ein 
wankendes Haus, während es fih darum handelt, das Fundament des Staates 
vom Schutt zu ſäubern. Site verhandeln über die Yehrlinge, während es fich um bie 
Eriftenz der Meifter handelt. Wenn die Meifter zu finden find, die Wohlfahrt der 
Meifter begründet ift, dann werben die Lehrlinge von felbft durchkommen. Alfo, meine 
Herren, in den Refolutionen, welche hier vorliegen, fehlt die Beftunmung, daß, wer 
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ein Gewerbe ausüben will, auch die Befugnig dafür nachweiſen müfje durch eine Prü⸗ 
fung. 1848 war das fehr Liberale Frankfurter Parlament diefer Anficht, und es ift 
fehr bevauerlich, Daß man bei der Gewerbe⸗Ordnung für das deutſche Reich e8 nicht für 
nöthig gehalten hat, den bemerfenswertben Bericht des damaligen Ausſchuſſes für 
Volkswirthſchaft zu berüdfichtigen, welchen der Geheime Rath Prof. Dr. Hildebrand 
erftattet hatte. Ich brauche diefen Namen nur zu nennen, um entichuldigt zu 
fein, auf dieſen Bericht zurüdzutommen. Im diejem Berichte heißt e8 wörtlich: 

„An der Spite der Dritten Gruppe (nämlich der Grundrechte des deutjchen 
Volles) fteht der Sag, daß jedem Deutſchen das Hecht gewährleiftet wird, im 
ganzen Reichsgebiete jeden Nahrungszweig zu treiben, und daß eine allgemeine 
deutiche Gewerbe - Ordnung die Bedingungen für den Gewerbebetrieb feſtſetzen 
wird, Hiermit ift ausgeſprochen, daß alle Particularbeftinmmungen über die Be- 
fugnig zum Gewerbebetriebe in Deutfchland aufhören und die Pegelung der 
gewerblichen Berbältniffe fortan nicht mehr Eadye ver Einzelftanten, ſondern 
ausſchließlich Sache des Reichs if. Die Gründe, welche dafür fprechen, find 
diefelben, welche jchon für vollftändige Freizügigkeit angeführt worden find. Zus 
gleich ift aber auch hiermit die Zukunft des deutſchen Gewerbelebens beftimmt. 
Denn dadurch, dag jedermann das Necht eingeräumt wird, überall in Deutfchland 
ein Gewerbe zu treiben, fobald er die im deutſchen Reiche gültigen Bedingungen 
für ven Gewerbebetrieb erfüllt, find alle dieſes echt verlegenden Zunftpriotlegien 
und Regierungsbefugniſſe zur Ertheilung von gewerblichen Eonceifionen in ven 
Einzelftanten aufgehoben, und indem beftimmt wird, daß eine deutſche Gewerbe⸗ 
Ordnung die Bedingungen feftfegen foll, welche jeder Gewerbtreibende zu erfüllen 
bat, ift erflärt, daß in Deutichland unbedingte Gewerbefreiheit nicht flattfinden 
fol, Für das zufünftige Deutſchland foll vielmehr ein gewerblicher Zuftand 
begründet werden, in welchem die beiden ſchädlichen Extreme der Vergangenheit 
vermieden werden. Um den regen Wetteifer aller arbeitenden Kräfte und das 
Streben nad immer böherer technifcher Vervollklommnung in ganz Deutichland 
zu erhalten, und um jedem Individuum das Recht, feine ausgebildete Arbeitd- 
kraft zur Begründung feines Lebenzglüdes anzuwenden, für immer zu garantiren, 
wird das Princip der freien Concurrenz feftgehalten; um aber. Jeden zur Bor: 
bereitung feiner Urbeitsträfte zu nöthigen; um zu bewirken, daß fih Niemand 
unvorbereitet und unentwidelt in den Strubel der freien Concurrenz ſtürze und 
darin feinen Untergang finde; um einen tüchtigen Handwerkerſtand in Deutichland 
zu erhalten, wird durch eine Gewerbe-Dronung feftgefegt, an welche Bedingungen 
die Befugniß zur Betreibung eines jeden Gewerbes gefnäpft iſt. Wäre überall 
in Deutfchland da, wo Gemwerbefreibeit herricht, ebenjo wie in England, die Sitte 
mächtig geblieben, welche für jede Gewerbe eine hinreichende Lehrzeit feſtſetzt 
und Dadurch jede unberufene und untüchtige Arbeit von felbft ausſchließt, To 
würde man aud bei und der Sitte vertrauen dürfen und es lediglich dem Ein» 
zelnen und den Gemeinden überlaffen können, durch den Gebrauch des Affociations- 
rechtes alle die Nachtheile zu bejeitigen, welche unverlennbar aus der unbeichränften 
Gewerbefreiheit allınälig entipringen. Da dies nicht der Fall iſt, jo muß bier 
die Geſetzgebung der Eitte zu Hülfe fommen, — eine allgemeine deutjche Gewerbes 
Ordrrung erſcheint als unabweisliche Nothwendigkeit.“ 

Dieſer Bericht aus dem Jahre 1848, der alſo von Prof. Dr. Hilde— 
zrand flammt, verlangt dafjelbe, was heute, — wie in fo vielen Fällen wir 
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auf das werden zurückkommen, was vor 20, 40 Jahren geweſen, und heute erſt 
als Wahrheit erkannt wird; — er verlangt, was heute ver Gehlſen' ſche 
Antrag verlangt, und ich kann denſelben nur empfehlen 


Bernhardi: Meine Herren! Ich bedaure nur fehr theilweiſe, daß die 
kurz zugemeſſene Zeit mir nicht geſtattet, auf Das einzugehen, was der ver⸗ 
ehrte Herr Vorredner an dieſer Stelle geſprochen hat. Aber eine Bemerkung 
kann ich nicht ganz unterdrücken. Er ſcheint eine kleine Verwechſelung mit 
unterlaufen zu laſſen zwiſchen Realpolitik und Intereſſenpolitik. (Sehr richtig.) 
D. Beta: Iſt identiih.) Wenn er fagt, daß die Willenfhaft von ihrem 
Katheder berabgeftiegen ſei und damit ihre Würde eingebüßt babe, daß fie ſich mit 
der realen Betrachtung der Dinge eingelaffen, jo ſcheint das auf einem zu großen 
Irrthume zu beruhen. Ich finde darin gerade den Grund für die große Trag⸗ 
weite ded gegenwärtig verfammelten Vereins und zu einem großen Theile für Das 
gerechte Gewicht, welches die Beſchlüſſe dieſes Vereins haben, daß er fih 
redlih bemüht, die Früchte der Wiſſenſchaft auf dem Boden einer gefunden 
Betrachtung der wirklichen und realen exiftenten Dinge und Verhältniſſe dem 
Allgemeinen zu Gute kommen zu laſſen (Bravo!); daß er e8 verſchmäht, den 
magern Gaul des Brincips ſich fatteln zu laſſen umd gegen die Windmühlen der 
Thatſachen anzufämpfen. Es gibt allerdings auch foldhe Leute, und die finden 
überall ihre Sando Panſas, die dann in geeigneter Weife fie begleiten und 
ihren Ruhm nad allen Seiten verkünden (Bravo!); aber ich finde gerade ben 
großen Ruhm diefer Verſammlung darın, daß Das nicht geichieht. (Bravo!) 

Ih babe Ihnen einen furzen Antrag mit wenigen Worten zu i 
Ich möchte Sie bitten, in die Reihe Ihrer Beſchlüſſe aufzunehmen folgendes: 

Der Berein empfiehlt die Aufftellung von gefeg: 
lihen Normativbeftimmungen, welde für den Ball, 
dag die ſchriftliche Abfaſſung eines Lehrvertrags ent: 
weder gar nit oder nur in unzureihender Form ftatt- 
gefunden, fubfidiär in Kraft treten. 

Zur Begründung Tann id mid theilweife auf das berufen, was bereits 
Herr Dr. Genſel vorhin angeführt hat. Die Herren Referenten und Cor⸗ 
referenten haben großen Werth auf die Tchriftlihe Abfaſſung der YTehrverträge 
gelegt; ih bin vollftändig mit ihnen einverftanden, Daß die ſchriftliche Abfaffung 
überaus wünichenswerth iſt; denn fie ift die alleinige Baſis irgend eines Rechts⸗ 
verhältniſſes, falls Streit entfteht. Aber, meine Herren, einmal habe ich ben 
Zweifel, Daß e8 Ihnen gelingen werde, eine derartige Beſtimmung durchzuſetzen: 
denn e8 ſcheint mir ein gewiller Widerfprucd Darin zu beftehen, daß man eimen 
Act freiwilliger Gerihtöbarfeit zu einem obligatoriidyen machen will; ich glaube, 
Sie werden damit auf manches juriftiiche Bedenken im Reichstag ſtoßen. An- 
genommen aber auch, Sie dringen mit diefem Wunfche durch, es wird alfo bie 
obligatorifhe Abfaffung von Lehrverträgen feftgeftelt, was ift dadurch erreicht? 
Sie können den Meifter zwingen, bei Strafe feinen Lehrling obne fchriftlichen 
Lehrvertrag anzunehmen, Sie können aber feinen Meifter zwingen, einen guten 
SE zu machen, der auf einer gefunden Baſis beruht, vor allen Dingen 
auch den Rechten des unmündigen Lehrlinge nachkommt und Berlidfichtigung ſchenkt. 
Und wenn ein derartiger Lehrvertrag vorliegt, dann ift es eigentlich ſchlimmer, 
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als wenn Nichts vorliegt. Wenn nun aber ein derartiger Lüdenhafter Lehrver⸗ 
trag vorliegt, da würde e8 überaus wünfchenswerth fein, wenn in den Beftim- 
mungen dev Gefege irgend ein Anhaltspunkt gegeben wird, nach welchen dieſe 
üden ergänzt werben können. Diele Normativ:Beftimmungen können’ natürlich 
nicht ins Detail gehen, fondern müflen auf allgemeine Geſichtspunkte beſchränkt 
Bleiben, die in allen Lehrverträgen eigentlich von Gottes- und Rechtswegen bes 
Handelt werden müßten; und deshalb würde ich die Normativ-Beftimmungen da= 
bin zugefpigt wünfchen, daß Sie befchließen: über die und die Punkte muß im 
Lehrvertrage irgend welche Beſtimmung getroffen fein, und wenn es außerdem 
möglih wäre, irgend welchen normalen Lehrlingsvertrag feftzuftellen, ber ſubſidiär 
die Kraft hätte, wo das indivivuell Vorliegende unzureichend ift, jo würden Sie 
meines Erachtens den Intereſſen des unmündigen Lehrlinge, um deſſen Schut 
nen und und immer zu thun geweſen ift, Vorſchub leiften. Ich empfehle 
Ihnen diefen Antrag; er fteht in feiner Weiſe in Abhängigfeit davon, ob Sie 
ſich für obligatoriiche Schriftlichfeit der Lehrverträge entſcheiden oder nicht; er 
wird in dem einen alle ebenfogut feine Dienfte Leiften, wie in dem andern. 


Prediger Nelle (Langenberg): Meine Herren! Erlauben Sie mir, mid) 
mit einem Worte für die obligatoriſche Fortbildungsſchule auszuſprechen. Es 
ft von unferm verehrten Herrn Referenten gefagt worden, daß fie möglicherweife 
eine Behinderung der gewerblichen Fachſchulen fein könnte. Ich glaube, Die 
Gefahr Liegt nicht vor, wenn wir uns klar machen, daß fr gewiſſe Gewerbe 
nur, und ich glaube nur für das Kunſthandwerk, Fachſchulen angezeigt find, 
während die Fortbildungsfchule gerade für Kleingewerbe und gemöhnliche Hand— 
werle ihre Stelle behaupten wird. Wenn ic mir erlaube, aus perfünlicher Er- 
fahrung Heraus ein Wort über die Art, in welcher folde Fortbildungöſchulen 
einzurichten fein möchten, zur ſprechen, fo möchte ich zunächſt jagen: Es iſt gewiß 
nicht richtig, wenn in das Programm folder Schulen Dinge aufgenommen wer- 
den, für Die der Lehrling, wie er einmal beichaffen ift, fein Verſtändniß und In- 
terefje bat. Dazu gehören, glaube ih, der Unterricht in den Grundlehren der 
Vollswirthſchaft, und dann in der Gewerbegeſetzkunde. Sehen Sie ſich unfere 
Lehrlinge an, wie fie 14>, 15jährig aus der Schule Tommen! Ich habe ſelbſt 
jolchen Lehrlingen Unterricht gegeben, auch Lehrer darüber fprechen hören; fie haben 
mir beftätigt: Leſen, Schreiben, Rechnen, das find die drei ‘Dinge, die dem Lehr⸗ 
linge außerorbentlihe Schwierigkeiten machen. Hören Sie fie lefen, fehen Sie 
fih ihre orthographiſchen Schnitzer an, jo werben Sie ſich jagen: wir dürfen 
nichts anderes thun, al8 ihnen Leſen, Schreiben und Rechnen immer wieder von 
Neuem beibringen 8 ift auch ehr erflärlich; fie haben bis dahin einfeitig 
Berfland und Gedächtniß gebt: jetzt kommen fie in eine einjeitige Uebung ver 
Sand und des Auges hinein. Das Einzige, was ſich empfehlen möchte, noch 
Binzuzufügen, wäre das Zeichnen: das brauchen nicht blos Bauhandwerker und 
dergl., fondern Zeichnen übt Hand und Auge und iſt gut für jeden Lehrling, 
mag er nun Schuſter oder Bäder oder fonft was fein. Ich möchte noch erin- 
nern an die durch alle Blätter gegangenen befannten Worte Kirchmann's, der 
in Hinblick auf die neuere Entwidelung unferer Schulen mit ihrer beveutenden 
Berbefferung und Ermeiterung der Lehrgegenftände ſich ſehr energiih verwahrt 
gegen die Aufnahme von neuen Unterrichtsgegenftänden. Die goldenen Worte, 
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bie er ausſpricht, möchte ic auch halten dagegen, dag man bie Grundlehren der 
Vollöwirthichaft und die Gewerbegeſetzkunde in biefen Schulen Lehren wollte. 
Das kommt mir vor, ald wenn man, damit unfere Burger fpäter einmal über 
die Grunplagen unferer Geſetzgebung dab Wichtigſte wiſſen, — fie wiſſen oft über Die 
einfachften ragen über Mein und Dein nicht Rechenſchaft zu geben — 
wenn man den Schülern der Volksſchule wollte preußiſche oder deutſche Gefegestunde 
vortragen. Das gehört nicht für fie; fie find nicht veflectirende Subjecte der 
Voltswirthſchaft, fondern nur Objecte der Wiſſenſchaft. ) 

Nun erlaube ih mir noch ein Schlußwort. Es darf doch gewiß wicht 
verfannt werben, daß dasjenige, was Beute berathen worden ift, nämlich, daß 
Fachſchulen einzurichten feien, und daß man dafür zu forgen babe, daß in be 
jonderen Lehrwerkflätten die Lehrlinge Gelegenheit hätten, noch etwas Tüchtiges zu 
lernen, daß all dieß ſich bezieht auf einen Nothftand, in dem wir uns befinden, 
denn normal iſt und bleibt e8, daß ber Lehrherr ein familienartiges Verhãltniß 
zum Lehrling einnehme, daß er ihn in ſeine Familie aufnehme. Ich begrüße 
mit Freuden den Vorſchlag, der bier gemacht iſt, in populärer Form dem Bolk 
Das, was wir bier verhandelt haben, vorzulegen, und da, glaube ich, follte dog 
in bieſer populären Bearbeitung nicht vergeſſen werden, daß man dem Volle 
den Spiegel vorhalte uud ibm das fchöne Verhältniß wieder vorführe, wo ber 
Lehrherr den Lehrburjchen in feine Familie aufnimmt und in einem —— 
ſittlichen Verhälmmiß zu ibm ſteht. Solchen Lehrherren widerſtrebt es, ſich 
Lehrgeld zahlen zu laſſen. Sie denken freilich auch nicht daran, dem Lehrling 


Lohn zu bezahlen. Zu diefem Ideal müſſen wir zurüdftreben, wenn unjere | 


Verhältniſſe in diefer Beziehung wieder gefunder und fchöner werben jollen. 


Vürgermeifter Lud wig⸗Wolf (Großenhain): Deine hochgeehrten vn 
Ih hatte eigentlih nicht beabfichtigt, mich zum Wort zu melden. Die beiden 
Herren Vorredner des Herrn B ernhar di nöthigen mich indeflen Dazu. 

Ih kann mid dem, was der eine geehrte Herr Vorredner bezüglich ver 


ee lee gejagt "hat, nur anſchließen. Ebenſo empfehle ich den Antrag 


des Heern Bernhardi, da derſelbe recht wohl geeignet iſt, Abbülfe zu Ichaffen 
und und endlich zur ſchriftlichen Abfaſſung und richtigen Regiſtrirung der Lehr⸗ 
verträge zu verhelfen. Dagegen kann ich Ihnen durchaus nicht m den 
Antrag des Herrn Joachim-Gehlfen anzunehmen. Es ift zwar zur Unter 
ftügung feiner Weußerungen ein längerer Abfchnitt aus dem Werke des Herm 
Prof. Hildebrand vorgelefen worden, aber ih glaube darauf Bir 
werfen zu müfjen, daß, ſeitdem dies Werk verfaßt worden ift, ziemlich 30 Jahre 
ind Land gegangen find, die gerade in unferer Induftrie wejentlihe Ummwälzungen 
gebracht haben. 

Ih muß geftehen, daß mich beide Herren Vorredner des Herm Bern: 
hardi ſehr Iebhaft am die Behandlungsweiſe folder Sachen in ocialdeme 
kratiſchen BVollöverfammlungen erinnert haben. Wenn man in foctaldeme 
kratiſchen Bolfsverfammlungen anhören muß, wie ber zufünftige VBolfflast 
gepriefen wird und dann auf Die Frage, wie dieſer Staat ungefähr einzurichten 
wäre, ftet8 die Antwort befommt, die Sache wird fich ſchon machen, fo bärfte 


das ziemlich genau daſſelbe Verfahren fein, wie e8 bier beobachtet worden iſt. 


i 
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Es ıft in dieſem Antrage einfach nichts weiter gejagt, als es empfiehlt fich 
hier eine Regelung des Lehrlingsweſens durchaus nod nicht. Sie muß 
zufammengenommen werden mit der Regelung des Meiftermeiend. Dieſe An- 
gelegenbeit bezüglich der Regelung des Meifterwejens würde blos für Diejenigen 
augenblidlih eine Zukunft haben, die auf dem Standpunkte fiehen, daß aud 
für felbftändige Gewerbetreibende die mit unferer Gewerbefreibeit unvereinbare 
Prüfungsoerpflichtung beftehen fol. Da ich nicht auf diefem Standpunkt ftehe, 
fo kann ich mich auch dafür nicht erflären. | 

Ferner hat Herr Gehlſen diefe Gelegenheit benußt, um gegen die Ge- 
merfvereine und deren Führer Hier zur polemifiren. Es ift allerdings befannt, 
daß viele Mitgliever des focialpolitiihen Vereins mit den Beftrebungen ver 
Gewerkvereine fyınpathifiven und deren Beftrebungen für gefunve halten. Es 
gibt aber aud Mitglieder, die auf einem andern Standpunkte ſtehen; und ich 
muß wentgftens, obſchon ich für meine Perfon anerfenne, daß ich ein ſehr treuer 
Anhänger der deutfchen Gewerkvereine bin, das zurüdweifen, daß hier der ſocial⸗ 
politiſche Verein die Gewerkvereine fpeciell unter feine Fittiche genommen bat. 
Herr Sehlfen Bat Hier von einem Krach in den Gewerkvereinen gefprochen. 
Ich kann denjelben durchaus nicht erkennen. Ich verfolge die Angelegenheit 
ziemlich genau. Es ift nur eine Purification, daß man diejenigen Leute heraus⸗ 
gebracht hat, die die Intereſſen der Gemwerkvereine in etwas eigenthümlicher 
Weiſe vertreten haben. Das Protocol, welches die betreffende Redactions- 
commilfion in Berlin im Gemwerkvereine der Fabril- und Handarbeiter mitgetheilt 
bat, wird Denjenigen, die fih überhaupt über viele Sache mehr informiren 
wollen, ganz genau darüber ein Licht auffteden. Blos das will ich bemerken, 
daß gerade diefelben Herren, die den großen Krach verurfacht Haben ſollen, es 
nicht unter ihrer Würde gefunden haben, in Breslau 3. B. mit den Social⸗ 
demokraten gegen die Gewerkvereine Front zu machen, weil ihr eigener Gewerk 
verein fie an die Luft gefegt bat. Herr Gehlſen Hat behauptet, die Führer 
der Gewerkvereine feien nicht erfchienen. Ich kann blos das Eine zur Ent- 
ſchuldigung anführen, daß Dr. Max Hirsch wegen Krankheit nicht erfcheinen 
ann. Uebrigens erinnere ich daran, daß der Vorſitzende des Centralvereins der 
Gewerkvereine heute unfer Referent geweſen ift, und dadurch am beſten ver 
Vorwurf entkräftet wird, Daß die deutſchen Gewerkvereine fi bier etwas 
zurüdgezogen hätten, um, wie man jagt, weit von umfjeren Beftrebungen 
zu fein. 


Dorf. Prof. Dr. Naffe: Meine Herren! Es Liegt ein Schlußantrag vor, 
Zuvor theile ich Ihnen mit, daß die Herren Feliſch und Blöd ner folgende 
Erklärung an dad Präfivium abgegeben haben, daß fie bis auf Nr. 3, 
das Lehrzeugniß betreffend , ihre Anträge zu Gunſten der combinirten Anträge 
von Dr. Brindmann und Dr. Schönberg zurüdziehen. 

Es ift noch eine weitere Abänderung mitgetheilt worden, weldye die Unter: 
fchrift trägt der Herren Brindmann, Bücher und Liebau: 


Indem wir die von uns geftellten Anträge über das gewerbliche 
Unterrichtsweſen zurädziehen, beantragen wir: 
12® 
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Der Congreß wolle die in dieſen Anträgen auf— 
geworfenen Fragen des Fortbildungsſchnlweſens im 
jeiner Berbindung mit dem Volksſchulweſen, des 
Zwanges zum Belug der Fortbildungsfhulen, der 
Einrihtung von gewerblidgen Fachſchulen und Lehr— 
werfftätten dem Ausihuß zur begutachtlichen Bors 
bereitung und Beratbung auf dem nädhften ordent= 
lihen Congreß überweisen. 


Dadurch fällt in den lithographirt Ihnen vorliegenden Theſen Nr 5 
mit ben beiden Zufägen 1, 2 weg. Ich erlaube mir nun, Herrn Dr. 
Bücher zu fragen, ob er feinen ganzen — zurückzieht oder einen Theil 
deſſelben doc aufrecht erhält. 


Dr. Bücher: Die beiden erften Theile halte ih als Amendements zu 
den Dr. Schön berg'ſchen Anträgen aufredt. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Es ift ein Antrag auf Schluß ver Debatte 
eingegangen von Herrn v. Bojanowsky. Auf der Nepnerlifte find noch 
eingetragen die Herren Tiebau und Niendorf. 


(Der Schluß wird angenommen.) 


Liebau: Meine Herren! Ich hatte abfichtlih auf das Schlußwort wer 
zichtet; jedoch Die Angriffe, welche von Gehljen gegen die deutihen Gewerk⸗ 
vereine gefchleubert find, kann ich nicht ruhig hinnehmen: ich wilrde mir ben 
Vorwurf machen müfjen, die Beftrebungen vderjelben nicht vwertheidigt zu haben. 
Meine Herren! Die deutſchen Gewerkvereine beſtehen ſeit Jahren. Wenn es 
ihnen während dieſer Zeit nicht gelungen iſt, was ſie erſtreben durchzuführen, 
ſo kann man das wohl auf ihre Jugend ſetzen. Ich gebe mich der Hoffnung 
hin, wenn die deutſchen Gewerkvereine einmal 50 Jahre beſtehen; wenn ſie von 
der Geſetzgebung mehr anerkannt werden, als bisher es thatfächlich der Fall 
war, dann werben fie mindeftens das Nämliche Teiften, wie bie englifchen. 
Wenn Herr Gehlfen hervorhebt, Daß Die Heerführer der deutſchen Gewerk⸗ 
vereine bier micht erfchtenen find, ſo erkläre ich dem gegenüber, daß wir es gar 
nicht für nothwendig halten, ſämmtliche Heerführer in die Welt hinaus zu ſenden. 
Ich lebe der Ueberzeugung, daß die deutſchen Gewerkvereine geſund genug ſind, 
um von einem Jeden vertheidigt werden zu können, und ich weiſe die Vorſtellung 
ganz entſchieden zurück, als ob die deutſchen Gewerkvereine überhaupt - 
lebensfähig genug wären. Wenn man ben fogenannten Krach innerhalb der 

beutichen Gewerkvereine hervorhebt, — meine Herren, ich muß Ihnen offen ges 
ftehen, ich Din heute ftolz darauf, daß endlich einmal eine Klärung immerhalb unferer 
Vereine ftattgefimden hat; daß alle Diejenigen, welche es nicht offen und ehrlich 
mit unferen Beftrebungen meinen, ausgemerzt werden. Wir wollen Ehrlichkeit, 
Dffenheit innerhalb unferer Organiſation, wir ftreben danach, daß den Gejegen 
des Staated Achtung gezollt wird, zunächft aber wollen wir, daß unſer eigenes 
Geſetz von den Mitgliedern unferes Vereines bochgehalten und durchgeführt 
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werde. — Ich hielt es fir meine Pflicht, dies den Aeuferungen des Herrn 
Gehlſen gegenüber zu ermwidern. 


Corref. Prof. Dr. Schönberg: Meine Herren! Ich habe eigentlich Nichts 
mebr hinzuzufügen, nachdem jet bie zum Theil mobificirten Anträge vorliegen; 
ih babe nur den Wunſch auszuſprechen, daß Sie ſich für. diejenigen Anträge, 
die hier meinen Namen tragen, ausſprechen und die dazu geftellten Aınendement$ 
aus den Gründen, die ich in meinem Bortrage entwidelt Babe, ablehnen 


mogen. 


Ref. Dr. Brindmann: Meine Herrn! Ich und diejenigen Herren, 
welche gleich mir auf das gewerbliche Fortbildungsſchulweſen bezügliche Anträge 
geſtellt hatten, haben geglaubt, dem guten Herfommen des Vereins für Social: 
politik folgen zu follen, welches, wie heute wiederholt gefagt worden, dahin gebt, 
am im Detail vorbereitete Gegenftände zur Beichlußfaffung vorzulegen. Aus 
demfelben Grunde unterlaffe ich e8, auf die Aeußerungen, welche bezüglich der. 
von mir über dieſe Frage aufgeftellten Behauptungen von einigen fpäteren 
Reonern gefallen find, jest noch einzugehen. Es wird fich Hoffentlih in Folge 
der Annahme des von ung geitellten Antrages auf gutachtliche Vorbereitung zur 
nächften Berfammlung Gelegenheit finden, darauf zurüdzutommen, ob es thunlich 
ft, in Fortbildungsſchulen Gewerbegeſetzkunde und die Grundlehren der Volks⸗ 
wirthichaft unter die Unterrichtögegenftände aufzunehmen. - 

Meine Herren! Ich beichränte mich auf einige wenige Bemerkungen zu ben 
Anträgen, in denen ih von Prof. Schönberg abweiche. Ich ftehe allein mit 
ber Forderung der Arbeitsbücher für Arbeiter unter 18 Jahren. Gegner bat 
diefe Forderung nicht gefunden, nur bat Prof. Schmoller den Wunſch aus- 
gelprochen, ſolche Arbeitöblicher auch auf die Lehrlinge auszudehnen. Ich glaube, 
es wird fih Daher eınpfehlen, wenn über die beiden Abläge meines Antrages 
getrennte Abftimmung ftattfindet Alle Maßregeln, melde für Fabrifarbeiter in 
der Gewerbe-Ordnung vorgeichrieben find, auf die Lehrlinge zu übertragen, balte 
sh nicht für wünſchenswerth, weil e8 dahin führen würde, Gefegeöbeftimmungen, 
welche augenblidlih ſiark beftritten werden, und felbft der Reform bedürfen, 
Ihon jet weiter anzuwenden, als fie urfprünglic angewendet zu werben ber 

Meine Herren! Worauf ih ein welentlihe® Gewicht Tege, das ift die 
Frage ber neuen Innungen. Ich muß da zunächſt einen Irrthum berichtigen, 
den ich entnommen habe dem Bortrage des Herrn Dr. Blum. elbe 
meinte, daß die in dem erjten Hamburger Entwurfe aufgeftellte Yorderung, daß 
die Yurisdiction der Innungen ausgedehnt werde auf der Iunung nicht Ans 
gehörige, daß diefe Forderung durchaus ungertrennlich ſei von der Idee dieſer 
Year alle Meine Herren! So wuünſchenswerth e8 aud wäre, wenn 
Diefer nee entfprechend den Ausführungen I. Schulze’8 zur Durchführung 
gelangte, fo find wir und meine Hamburger Freunde durchaus nicht der Anficht, 
Daß dieſer Gedanke durchaus unzertrennlic von den neuen Innungen iſt. Ich 
für meine Perfon, — darin ſtehe ich allerdings vielleicht allein in der Hamburger 
freien Commiſſion, — bin der Anficht, e8 wäre felbft die Jurisdiction über bie 
Mitglieder zu entbehren. Ich ſehe das Wejentliche in der ganzen Sache in 
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diefer Vereinigung von Arbeitgebern und -Nehmern zu gemeinfamen Zweck 
Meine Herren! Die Einwürfe, die gegen diefe neue Innung gemacht werben, 
find ſehr wenig fchlagend. Herr Roth bat gefagt: Es fer dabei zu wenig 
Bedacht genommen auf die Großinduſtrie und die Hausinduftrie. Ja, meine 
Herren, Eines Tann fih nicht für Alle fchiden. Soll diefer Einwand an 
Grund fen, daß, was für das Kleingewerbe paßt, — denn daß es dafür nut 
paſſe, hat Herr Roth nicht behauptet, — dem Kleingewerbe entzogen werbe? 
Das werden Sie gewiß nicht wollen. Herr Prof. Schmoller Bat gejagt, er 
ftehe den Innungen ffeptifch gegenüber, wollen ihnen aber nicht binderlich fein. 
Wenn Sie diefer Anfiht find, meine Herren, dann nehmen Sie meinen Antrag 
an, denn wenn Sie ihn verwerfen, werde Sie dem Emporkommen der neuen 
Imung hinderlich fein. Die jegige Gewerbe-Ordnung, mie ich heute morgen 
ausführte, Hat feinen Raum für diefe neuen Immungen. Ich bitte Sie alſo 
dringend, meine Herren, verweigern Sie diefem neuen Inftitute, welches meiner 
Anfiht nad berufen ift, eine große Rolle in der Entwidelung der gemerblicen 
Drganifation zu fpielen, nicht den Boden, den ich für diefes Inftitut von Ihnen 
erbitte. Ich weiß wohl, Sie find keine Geſetzgeber; Ihre Worte werden aber 
ſchwer wiegen, wenn fchon in ber nädften Selfion, jedenfall in ber darauf 
folgenden, dieſe Frage, durch Petitionen angeregt, an den Reichstag berantreten 
wird. Deshalb bitte ich Sie, meine Herren, nehmen Sie diefen auf die neue 
Innung bezüglihen Antrag an. 


| 
Borf. Prof. Dr. Naffe: Es wird jet noch eine Yenderung des Antrags 
Feliſch-Blödner mitgetbeilt. Geſchäftsordnungsmäßig iſt eine ſolche Yen: 
derung nad) Schluß ber Debatte nicht zuläſſig; wenn die Verſammlung indeß 
eine Ausnahme machen will, fo kann fie ja dem entſprechend befchlieken. 
Es follen in Abſatz 3 des Antrages die Worte: „auf Grund einer beftandenen 
Prüfung” in Wegfall kommen. 


Prof. Dr. Held (zur Geſchäftsordnung): Ich glaube, der Frage, ob bier 
ein Antrag vorliegt, dem wir noch Statt geben können, ift leicht aus dem Wege 
zu gehen. Ich bitte, getrennt abzuftimmen über die Worte: Auf Grund einer 
beftandenen Prüfnng. 


Borj. Prof. Dr. Naffe: Gewiß; es ift aber ein neues Amendement, 
dieſe Worte zu ftreichen, und ich würde dem nicht Tolge geben können, wenn 
fih ein Widerſpruch dagegen erhöbe. Wenn fein Widerfprud erfolgt, werde 
ich, entiprechend dem Mobificationdantrage, abftunmen laſſen. 

(Widerſpruch erfolgt nicht.) 

E83 würde nun die Frage fein, ob eine Specialdiscuffion über bie einzelnen 

Thejen gewünſcht wird. | 
(Rufe: Nein.) 


Wir fchreiten aljo zur Abſtimmung, und zwar gedenfe ich fie fo vorzu⸗ | 
nehmen, daß ich zuerft den Antrag Gehlfen zur Wbftimmung bringe, welder 
vorgelefen worben ift und Swangseinführung von neuen Gewerfen für das game 
Gebiet der nationalen Production fordert. 
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Joahim-Gehlfen: Ich bitte, den Antrag zu verlefen. 


- Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Bei der Abſtimmung wird dies geichehen. 

Wenn diefer Antrag angenommen wird, jo würden ſich alle übrigen er: 
ledigen; wenn nicht, fo werde ich abftimmen laſſen über die einzelnen Ihnen 
vorliegenden Tithographirten Anträge, und zwar mit dem Amendement, Das 
nicht lithographirt verliegt, von Bäder, demzufolge eine Einleitung den litho— 
graphirten Theſen zugefügt werden fol. Ich werde dieſe Einleitung dann vor= 
lien. Dann, nachdem biefe verfchiedenen Tithographirten Anträge ſaͤmmtlich zur 
Abſtimmung gebracht worden würde noch über zwei Ergänzungsanträge ab- 
zuftimmen fein: einmal den von Bücher, Bildung von freiwilligen Unter: 
ügungsvereinen, und von Bernbardi (Bodum), Wufftellung . geieglicher 
Kormativ-Beftinmungen, betreffend die Abfaffung der Lehrlingsverträge, und 
endlich über die Refolution der Herren Brindmann, Bücher und Liebau, 
weldye Die Ungelegenheit des Unterrichtsweſens der Lehrlinge dem Ausſchuß zur 
gutachtlichen Vorbereitung und Berathung übermweifen. 

Die in diefer Ordnung erfolgende Abftunmung ergibt 

1. für den Antrag Gehlſen und Genofien (ſ. oben ©. 146) die Mi— 


norität. 

Dagegen erhält der Antrag des Dr. Bücher, vor dem 1. Satze ber Re- 
ferentenanträge folgende zwei Säte einzujchieben: 

1. der Zuftand — Induſtrie (f. oben ©. 146); 

2. die zeithberige — zu geben (f. oben ©. 146) für den 1. Theil 
de Majorität, während ver 2. Theil auch abgelehnt wird. 

Die Referentenanträge werden hierauf in ihrem 1. Theile mit dem Amen- 
dement Schönberg, zwiſchen ven Worten „Vertretern — der Arbeit— 
geber‘ einzufhalten „der Staatsgewalt“ und unter Ablehnung des 
Amendementd Brindmann=Liebau angenommen. 

Der 2. Theil der Referentenanträge erlangt mit dem Amendement 
Brindmann: einzuſchalten zwifhen „einer — Probezeit” die Worte 
„mindeftens einmonatlidhen‘ die Annahme der Berfammlung. 

Ebenfo ver 3. Antrag: obligatorifche fehriftlihe Abfaſſung und Regiftri- 
rung der Lehrverträge. Das Amendement Brindmann, das nur eventuell 
geftellt war, fällt weg, weil das frühere nicht angenommen wurde, 

Der 4. Antrag wird angenommen. 


Vorſ. Prof. Dr! Naffe: Der 5. Antrag ift von dem Herm Referenten 
zurüdgezogen zu Gunſten der Refolution, weldye die Beratbung des gewerblichen 
Unter richtöwejen® auf der nächften Verſammlung empfiehlt. 


Prof. Schönberg: Nr. 5 ift nicht zurlidgezogen, nur das Amendement 
Brindmann zu Nr. 5 fällt weg. 


Dr. Brindmann: Ich war der Anficht, auch den Hauptantrag, fo weit ich 
dabei tigt bin, wegzulaſſen, da ich es für beſſer balte, dann die Trage gar 
nicht zu berühren. 
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Vorl. Prof. Dr. Nafje: Ich Habe das geſchloſſen aus den einleitenden 
Worten der Refolution, welde Iauten: „indem wir die von uns geftellten An: | 
träge über gewerbliches Unterrichtsweſen zurüdziehen‘. 
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Prof. Schönberg: Dann erlaube ih mir, Nr. 5 wieder aufzunehmen, 
bamit wir uns jedenfalls außfprechen für ordentlichen Unterricht in für Lehrling 
geeigneten Schulen, Dagegen über Die Frage, wie der Unterricht und feize 
weitere Organifation einzurichten fei, hinweggehen. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Ich bringe alſo Nr. 5 zur Abſtimmung. „Des 

ordentlichen Unterrichts u. ſ. w 
Wird angenommen.) 

Wir kommen nun zu den Anträgen Brinckmann und Liebau. Liebar, 
ber weitgehendſte, ſchließt den Antrag Brindmann in fid. Allerdings fällt 
mir auf, Daß bei Yiebau blos in der Gewerbe-Ordnung 88 128— 29 citirt find, 
während die Baragrapben für jugendliche Arbeiter 128— 132 find. 





Liebau: Die beiden fchienen mir die wichtigften zu ſein. 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Der zurüdgezogene Antrag Bücher, der dem 
jelben Sinn hat wie der Jhrige jagt 88 128—132. Dann würde der Antrag 
Brindmann eingefchloffen fein. 





Brindmann: Der Antrag ift nicht eingeichloflen. Die — ft 
ſchon eine andere. Es ıft ein felbftändiger Antrag. 


Borf. Prof. Dr Naffe: Ich werde alfo beide in ver Faſſung, in ber 

fie vorliegen, zur Abftimmung bringen. Der Antrag Brindmann lautet: 
erbot, Arbeiter unter 18 Jahren zu regelmäßiger Beſchäftigung 
um ©ewerbe: over Fabrifbetrieb anzunehmen, wenn biefelben nicht xc. | 


Brindmann: Ich bitte um getrennte Abftimmung für den letzten Gag. 
(Der erfte Sag wird angenommen, ber zweite: „Auf Lehrlinge det dieſe 
Beſtimmung keine Anwendung“, abgelehnt.) 


Antrag Liebau: Ausdehnung der nun für Kinder und jugend- 
lihe Arbeiter in den Fabriken auf die Lehrlinge. 
(Abgelebnt.) 


Antrag Feliſch-Blödner lautet jegt: Nach Erfüllung der Lehre 
wird dem Lehrlinge ein Lehrzeugnig gegeben, in welchem bemfelben bie 
Fahigkeit, als Geſelle zu arbeiten, bezeugt wird. 

(Angenommen. 


Antrag Bernhardi (Bochum): Der Verein fir Socialpolitit empfiehlt 
Auffiellung geſetzlicher Normativ⸗-Beſtimmungen xx. 
-  (Angenommen.) | 
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Antrag Bücher: Bildung von freiwilligen Lehrlings- Unterftügungs- 
Bereinen. 


Bücher: Jh möchte mir eine formelle Aenderung erlauben, damit wenig⸗ 
ſtens der Autrag paßt in die Reihe der Beſchlüſſe: 
„Bildung von freiwilligen Lehrlings-Unterftügungs-Vereinen ift an- 


zuſtreben.“ 
(Abgelehnt.) 


Antrag Brinckmann: Der Congreß wolle die in dieſen Anträgen 
aufgeworfenen Fragen des Fortbildungsſchulweſens in ſeiner Verbin⸗ 
dung mit der Volksſchule ıc. 

(Angenommen.) 


Die gefammten Beichlüffe über Lehrlingsweſen Yauten demnach nad der 
endgültigen Redaction: 

Der Zuftand des heutigen Lehrlingsweſens ſchädigt in gleicher Weife bie 
Erwerbsfähigkeit der arbeitenden Claſſe und der nationalen Inbuftrie. 

Um eine dem Intereffe der Lehrlinge, der gewerblichen Production und der 
Volkswirthſchaft entiprechende Ausbildung der Lehrlinge herbeizuführen, ift eine 
Reform des Lehrlingsweſens nothwendig. 

Insbelondere bedarf e8: 

1) der Einrichtung bejonberer obrigkeitlicher Organe, welche, zuſammen⸗ 
gejegt aus Vertretern der Stantögewalt, der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer, das Lehrlingswelen regeln und beaufjichtigen, und Streitig- 
feiten in Bezug auf die Berhältniffe der Lehrlinge entfcheiven ; 

2) der gejeglichen Einführung einer mindeſtens einmonatligen Probezeit 
vor Rechtsgültigkeit der geichloffenen Lehrverträge, während welcher 
— Lehrlinge wie dem Lehrherrn der Rücktritt vom Lehrvertrage 

eiſteht; 

3) der obligatoriſchen ſchriftlichen Abfaſſung und Regiſtrirung der Lehr⸗ 
verträge und der Aufſtellung von Normativ-Beſtimmungen, welche für 
den Fall, daß die ſchriftliche Abfaſſung der Lehrlingsverträge nur in 
unzureichender Form ſtattgefunden hat, ſubſidiär in Kraft treten; 

4) der Einführung von Strafen bei widerrechtlichem Lehrvertragsbruch 
gegen Thäter, Anſtifter, Theilnehmer und Begünſtiger, insbeſondere 
auch gegen Denjenigen, welcher einen Lehrling, wiſſend, daß er ent⸗ 
laufen iſt, in Lehre oder Arbeit nimmt, oder behält; 

5) des ordentlihen Unterrichts in fir Lehrlinge geeigneten Schulen; 

6) des Verbotes, Arbeiter unter 18 Jahren zu einer regelmäßigen Be— 
ſchäftigung in Gewerbe- oder Yabrikbetrieben anzunehmen, wenn die 
jelben nicht mit einem in Gemäßheit des $ 131 der Gewerbe-Orbnung 
ausgeſtellten und eingerichteten Arbeitöbuche verſehen find; 

7) der Vorſchrift, daß nach Erfüllung der Lehre dem Lehrlinge ein Lehr⸗ 
zeugniß (Lehrbrief) gegeben wird, in welchem demſelben die Fähigkeit, 
als Gefelle zu arbeiten, bezeugt und beglaubigt wird. 
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In Anbetracht, daß die Anträge über das gewerbliche Unterrichtsweſen 
zurücdgezogen worden find, empfiehlt die General⸗Verſammlung die in dieſen An- 
trägen aufgemorfenen ragen des Fortbildungsſchulweſens in feiner Verbindung 
mit dem Volksſchulweſen, des Zwangs zum Befuch von Fortbildungsfchulen, ver 
Errihtung von gewerblichen Fachſchulen und Lehrwerkftätten dem Ausſchuß zur 
gutachtlichen Vorbereitung und Berathung auf dem nächiten ordentlichen Congreß. 


Präfident: Meine Herren! Die Zufammenftellung der Anträge, Ein⸗ 
reihung der beiden legten werden wohl dem Ausſchuß überlaffen. 

Ich ſchließe hiermit die Sitzung und bitte die Herren Ausichugmitglieber, 
noch einen Augenblid bier zu bleiben. Es ift ein Antrag während der Sitzung 
eingereicht worden, jegt fofort in eine Ausſchußſitzung einzutreten. ‘Die morgende 
Situng findet 9 Uhr flat. Heute Abend Bereinigung im Löwen. 


(Schluß 9 Uhr.) 














Dritte Sihung. 


Dienftag, den 12. October. 
Bormittags 9 bis /, 12 Uhr. 





Bicepräfident v. Roggenbach: Die Sikung ift eröffnet. Wir 
geben über zur dem Gegenftande unfrer heutigen Tagesorbnung, den gegen= 
wärtigen Stand der Müngreform betreffend. Referent iſt der Herr 
Präf. Dr. Naſſe. 


Referat 
von Prof. Dr. E. Naſſe (Bonn) über die 
Mänzreform. 


Als der Ausſchuß des Vereind für Socialpolitif den Beſchluß faßte, die 
Beiprehung der Münzreform auf die Tagesorbnung zu fegen, befand ſich die 
Öffentliche Meinung in Deutihland in einiger Aufregung über den Gang und 
die Erfolge der Reform. Während die neue Ordnung noch lange nicht durch— 
geführt war, behaupteten die Wechſelcourſe über ein halbes Jahr hindurch einen 
Stand, der die Ausfuhr unferer Goldſtücke vortheilbaft erfcheinen Tief. Während 
man im innern Verkehr fich noch mit Bapier und Silber bebelfen mußte, ers 
fuhr man doch, daß im nicht geringer Quantität deutfche Golpftüce eingejhmolzen 
wärben und daß jede fernere Ausprägung berjelben mit erheblichen Berlujten 
verfnüpft fei. Ueber die Größe der Goldausfuhr gingen die Schägungen weit 
auseinander, aber wenn fich dieſelbe vielleicht doc noch in mäßigen Dimenfionen 
bielt, jo war daran nur die Schwierigkeit Schuld, Gold in größeren Ouantitäten 
aufzutreiben und das Agio, welches man an den Verkehrömittelpunften für neue 
Golpftüde bezahlte. 








— 


Dieſe Erſcheinungen beunruhigten das Publicum im hohen Grade. Von 
vielen Seiten wurde behauptet, man ſehe, wie verkehrt der Uebergang zur reinen 
Goldwährung ſei. Das Gold laſſe ſich nun einmal in Deutſchland nicht zurüd- 
halten. Die deutſche Regierung habe ſehr weiſe gethan, das Silber nicht ein⸗ 
zuziehen. Man müſſe ſich den Weg offen halten, um dem Silber eine andere 
Stellung zu geben, als das Münzgefes in Ausficht genommen. Andere Flagten 
die übermäßige VBerfchwendung der Deutſchen an, welche die Münzreform gefährbe. 
Die Handelöbilanz fei deshalb fo ungünftig und erſchwere ber Reichsregierung 
ihre Aufgabe. Wieder Andere zogen aus der Goldausfuhr Argumente zu 
Gunſten von Schutzzöllen oder folgerten die Nothwendigkeit einer Reduction 
der Arbeitslöhne. Die Tohnfteigerungen und die unverfchäimten Anſprüche der 
Arbeiter hätten und concurrenzunfähig gemacht. Deshalb könne fein Geld im 
Lande bleiben. 

Diefe offenbare Yrreleitung der äffentlihen Meinung ſchien uns beveutend 

und wichtig genug, um einmal eine öffentliche Discuffion der Frage in einem 
Kreife zu veranlaſſen, der weder die Verpflichtung fühlt, als Regierungspartei 
jede Maßregel der Staatöregierung zu vertheidigen, noch umgelehrt den Beruf 
empfindet, principiell der Reichsregierung Oppofition zu machen. 
Seit dem Monat Yun haben ſich freilih die angedeuteten Verhältniſſe 
weientlih geändert. Auf der einen Seite übt auf unferen Geldmarkt die 
Emführung des Banfgefeges und vor Allen die Einziehung der Heinen Noten 
einen empfindlichen Drud aus; die Banken müſſen fi in der Creditgewährung 
befhränfen und den Disconto höher halten, als er unter andern Umſtänden 
fein würde. Es kommt hinzu, daß die Einziehung der Meinen Noten großen 
theil8 gerade in die Zeit des gewöhnlichen Herbftbebürfnifies an kleinen Zahlungs: 
mitteln fällt, das diesmal bei guter Wein: und SKomernte und zahlreichen 
Feſtungs⸗ und Eifenbahnbauten beſonders ftart zu ſein ſcheint. Während allo 
bei ung der Geldmarkt feit einiger Zeit ziemlich knapp if, wurde auf der anderen 
Seite in London und Paris der Ueberfluß an Gold fo groß, der Disconto fo 
niedrig, daß fein Bedürfniß mehr nach Golobezügen. aus Deutichland beftand. 
Daher find die Wechlelcourfe günftig gemorden, die Goldausfuhr hat aufgehört 
und das unmittelbare Intereffe an unferer heutigen Verhandlung dürfte daher 
weit geringer fein, al® e8 vor wenigen Monaten gemwelen wäre. 

Leider aber können wir noch Lange nicht fagen, daß wir über ale Schwierig: 
feiten der Münzreform hinaus wären. Allerdings nähern wir und bem 
Zeitpunfte, in weldem in ganz Deutichland die Reichswährung eingeführt wird, 
aber auch dann noch befinden wir und in einem Uebergangszuſtande, der auf 
Neue ähnliche Störungen der Reform, wie in den erften Monaten diejes Jahres, 
herbeiführen und vor Allem auf unfer Creditweſen ungünftig wirken fann. 

Während unfer Münzgeſetz die reine Goldwährung als die Definitive 
Ordnung unſeres Diünzwejens in Ausſicht nimmt, find bei und Silberthaler nicht 
nur ein jederzeit vollgültiges, fondern ſowie ungünftige Wechfelcourfe eintreten, 
Das wichtigfte Zahlungsmittel. Ich age wichtigfte® Zahlımgamittel nicht, weil 
ich behaupten möchte, daß die in Deutichland umlaufenden Thaler die vorbans 
denen neuen Golpftäde an Werth viel überträfen, fondern weil das für ben 
großen Berkehr weitaus bedeutendſte Zahlungsmittel in Deutſchland, wie anders 
wärts, in Banknoten und Bankanweiſungen befteht und weil feine Bank fich des 
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durchaus legalen Bortheild begeben wird, im Fall der Goldausfuhr, einem be- 
deutenden Andrang zur Einlöfung ihrer Noten dadurd zu begegnen, daß fie in 
Silber zahlt. Somie fie nämlih in Thalern ihre Noten einlöft, berührt fie 
die Nachfrage nach Gold zur Ausfuhr nicht. ‘Denn der Wechfelcourd auf London 
müßte ganz enorm, minbeflend auf 7'/; Thaler, fteigen, ehe es bei den gegen- 
wärtigen Silberpreifen vortheilbaft würde, Thaler nach London zu fenden. Da 
- würde jedes Goldſtück aus dem kleinen Verkehr aufgelefen werben, ehe man fich 
an die Banken wendete, um Silberthaler zur Ausfuhr von ihnen zu fordern. 

Diefer Zuftand hat nad) mehreren Seiten bin ſehr bedenkliche und 
nachtheilige Wirkungen. Schon das Berhältniß ift ein läftiges, daß in 
Zeiten ungünftiger Wechfeleourfe und an Orten, von denen aus eine Goldaus- 
fuhr Leicht erfolgen kann, Goldſtücke nicht zu haben find, fondern daß man fich 
mit 100-Mark-Noten und Silberthalern bebelfen muß. Die Silbermährung 
wird beutzutage nur durch Feine Banknoten erträglich; bei einem überwiegenden 
Gebrauch von Eilbergeld im kleinen Verkehr ift die 100-Mark-Note viel zu 
groß. Biel wichtiger aber ift, daß, weil die Banken in Silber zahlen dürfen, 
die nätürliche Correctur, ſowohl für einen ungünftigen Stand der Wechſelcourſe, 
wie fir allzu bereitwillige inländiiche Creditgewährung fehlt. 

Zwiſchen Ländern metalliiher Währung regelt fi der Zufluß und ver 
Abflug der edlen Metalle durch Einwirkung auf den Discontofag. Denn Baar: 
jendungen nad) dem Auslande pflegen dem Capitalmarft entnommen zu werben. 
Die Banquierd, welche fie machen, biscontiren Wechfel, verlaufen Werthpapiere 
md entnehmen das entſprechende Metallgeld den Baarvorräthen der größeren 
Banken, den einzigen Refervoird, aus denen man für folde Zwecke ſchöpfen Tann. 
Einem ſtarken Abflug aber des edlen Metall aus ihren Cafjen müflen die 
Banken durch Ereditreftrictionen, insbeſondere Discontoerhöhungen, zu feuern 
fuchen. Der dadurch entftehende Drud auf den Capitalmarkt aber und das 
Sinten des Preifes der zinätragenden Werthpapiere und langfichtigen Wechſel 
wird bann entweder Capitalübertragungen nady dem ſchuldenden Lande hervor: 
rufen und dadurch die Zahlungsverpflichtungen nach dem Auslande ausgleichen, 
oder er wird fih dem Waarenmarfte mittheilen und dort ein Sinten der 
Waarenpreiſe bewirken, das wieder eine verminderte Einfuhr ausländischer, eine 
vermehrte Ausfuhr inländifher Waaren zur Folge bat. 

Zur Zeit nun aber ift die Wirkung diefer jelbitthätigen Schraube völlig 
lahm gelegt. Da die Banken kein Gold hergeben, wenn Gefahr ift, daß 
es ausgeführt wird, jo erleiden ihre Baarvorräthe auch durch die Goldausfuhr 
nur in indirecter und darım unbebeutender Weife. Ihre Caſſen waren im 
Frühling und Sommer bei den ungünftigften Wechfelcourfen reichlich gefüllt, fie 
leerten fich erft, al8 der inländifche Begehr begann. Die Folge ıft, daß bie 
Wechſelcourſe nit nur weit unter den Stand ſinken fürmen, bei dem die 
Goldausfuhr vortheilhaft wird, fondern daß dieſer Zuftand fi auch lange Zeit 
erhalten kann und wir jeglicher Garantie entbehren, daß eine Mark im Welt- 
verkehr 1/5965 Pfund fein Gold gilt. Sie kann diefen Preis haben, ebenfo wie ein 
uneinlösliches Papiergeld auf den Paricours kommen Tann, aber eine Sicherheit 
dafür haben wir nicht. Für die Oeltung unferer Baluta im internationalen Ber- 
tehr kommt ja fehr wenig in Betracht, ob wir in Gold, Silber oder Kupfer 
unjere fleinen Zahlungen im Inlande ausgleichen, ſondern faft ausſchließlich, 
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wie viel Gold oder Silber man für große Summen an ben großen Verlehrs⸗ 
mittelpunften jederzeit haben fan. Die großen Zahlungen aber an ben Börfen- 
plägen, welche die Mittel liefern zu internationalen Baarfenbungen, geſchehen 
dur Banknoten oder Bankanweiſungen. So lange man nun bei Realifirung 
derfelben nicht darauf rechnen Tann, * 1395 Mark wirklich annähernd 1 Pfund 
fein Gold zu bekommen, fondern nur amnähernd 15%/, Pfund fen Silber; fo 
- lange man das Gold in einem ſolchen Yalle mit Mübe und Zinsverluft ft 
aus dem Fleinen Verkehr auflefen muß, fo Lange können wir auch micht erwarten, 
daß im Welthandel 1395 Marf annähernd foviel wie 1 Pfund fein Gold 
gelten. Mag unfer Münzgeſetz immerhin feftfegen, daß aus 1 Pfund Gold nın 
1395 Mark geprägt werden können — fobald nicht Bedarf nach Ausprägumg 
von deutſchen Goldſtücken für die inländiſche Circulation , fondern zum Verſandt 
nah dem Auslande ift, kommt diefe gejegliche Beſtimmung für den Werth der 
deutſchen Währung nicht in Betracht. Wir müſſen und daher auf lebhafte 
Schwankungen in den Wechjelcourfen gefaßt maden, wie wir fie Died Jahr in 
bisher unerhörter Weife ſchon erlebt Haben. Wir haben eine Obergrenze, melde 
beiteht in dem Stande, der die Beziehung von Gold aus dem Auslande und 
die Ausprägung in deutiche Münzen oder den Verkauf an die Reichsbank mög: 
lich macht, eine Untergrenze, welche befteht in dem Stande, welcher die Verfendung 
von Thalern nach dem Auslande und ihren Berfauf einträglich erjcheinen läßt 
Zwiſchen beiden Grenzen ıft zur Zeit ein enormer Spielraum. 

Aber auch fir die inländifhe Creditgewährung der Banken 
mangelt der widtigfte Mafftab. Wenn die Banken eines Landes zu bereitwillig 
Credit gewähren, fo entfteht ein Stand der Preile von Wertbpapieren und 
Waaren, der eine vermehrte Beziehung derfelben vom Auslande, eine verminderte 
Abfuhr derjelben nach dem Auslande zur Folge bat und in Folge derjelben ein 
unglnftiger Stand der Wechſelcourſe und Golvdausfuhr. Indem aber dieſe 
Soldausfuhr vorzugsweife aus den Caſſen der Banken ſchöpft, nöthigt fie Die 
Banken, zur Erhaltung der nothwendigen Baarvorräthe, Ereditreftrictionen vor- 
zunehmen und jo die Urſache der Golvausfuhr zu entfernen. Das iſt ein 
weſentlicher Borzug der Länder mit metalliiher Währung vor benen mit Papier⸗ 
valuta, daß fie dieſes Warnungs- und Schugmittel gegen übertriebene Crebit- 
gemwährung und Speculation befiten und niemal® wäre unfere Schwindelperiode 
1871—73 auf eine folde Höhe gelangt, wenn nicht dies Sicherheitßventil durch 
die Kriegscontributionszahlungen künſtlich verſchloſſen geweſen wäre. Daß das⸗ 
felbe auch jetzt nicht in Wirkſamkeit ift, mag in diefem Augenblid weniger be 
denklich fein, weil viele Zettelbanten ohnehin durch die Einführung des Bank 
geietes zu Crebitreftrictionen genöthigt find und weil wir vorausfichtlid deshalb 

is Ende des Jahres einen im Bergleih zu unjeren Nachbarländern hoben 
Disconto behalten werden. Aber wenn diefe Operation vollendet, ift die man- 
gelnde Einlößbarfeit der Banknoten in Gold für unfer Creditſyſtem viel gefähr- 
licher als die Fleinen Noten, die jest mit jo großen Opfern bejeitigt werben, 
jemals geweſen find. 

Daß man aus ſolchen Zuſtänden mit aller Energie herauszukommen ſucht, 
iſt eigentlich fo ſelbſtverſtändlich, daß eine dahin gehende Reſolution Vielen al 
ganz überflüffig ericheinen Könnte. Aber einmal bereitet das Reich eh 
einige Schwierigkeiten, infofern es feftfegt, daß die Thaler bis zur völligen 
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Anfercoursfegung vollgüiltiges Zahlungsmittel in allen Zahlungen bleiben 
follen und dann fcheint die Reichsregierung bie Gefahren, bie ich foeben dar⸗ 
zuthun mir erlaubte, nicht fo Hoch zu veranfchlagen, wie bie mit ber Einziehung 
der Silberthaler verbundenen Nachtheile. Schon bei den Debatten über das 
Münzgejeg meinte der Abgeordnete Bamberger, wenn erft ber Zeitpunkt 
gefommen wäre, in dem die Reichswährung im ganzen Weich hergeftellt wäre, 
werde die NeichBregierung zu dem Augenblid jagen: „verweile doch, du bift 
jo ſchön“ und die weiteren Maßregeln zur Durchführung der Reform ein- 


Und in der That läßt fih aus dem biäherigen Verhalten ber Reichs⸗ 
regrerung auf ihre fehr entſchiedene Abneigung gegen jede Einziehung größerer 
Silbermengen fchließen. 

Sie dat bis Ende October vorigen Jahres 911 Mil. Mark mehr an 
neuen Reichsmünzen geprägt, al8 An alten eingezogen umd dieſelben bis auf einen 
Betrag, der 150 Mill. Mark nicht erreicht, in Umlauf gebracht oder den Banlen 
überwiefen gegen Erftattung des Gegenwerths in Noten und Silbergeld. Um 
dieſe Thatfache zu würdigen, muß man erwägen, daß die beften Schägungen ber 
Menge de vor der Munzreform umlaufenden deutſchen Metallgeldes auf 12001500 
Mil. Mark hinauskommen. Allerdings erweiterte ſich das deutſche Münzgebiet um 
Einiges, aber andererſeits kam zu diefer enormen Vermehrung des geprägten Gelves 
in Deutichland noch der Umftand, daß während der Kriegscontributionszahlun 
und des dadurch herbeigeführten abnormen Standes der Wechfelcourfe manche deutſche 
Banken Goldbarren vom Auslande bezogen, die in ihren Caſſen ald Baarbedung 
der Noten das baare Geld vertreten konnten und alfo auf den Geldumlauf des 
Deutichen Reiches genau wie eine Bermehrung der gejeglihen Zahlungsmittel 
wirkten. Dieſe ganz beifpiellofe Zunahme der allgemein gültigen Umlaufsmittel 
ſchien der Reichsregierung offenbar unbedenklich, während von ihren Vertretern 
die Zunahme der ungededten Notenaudgabe als überaus nachtheilig beklagt 
wurde. Und doch betrug diefe, wenn wir die Jahre 1872/73 mit 1869/70 
re ‚ noch nicht den fechöten Theil der Vermehrung des beutichen Me— 
t 


Natürliher Weile konnte das letztere fi nicht in dieſer Menge dauernd 
im Lande erhalten. Sowie der Anlauf von Wechſeln auf Deutfchland, den bie 
franzöfifche Regierung auf allen Werhfelplägen vornahm, aufhörte, und fowie die 
fieberhafte Erregung der Unternehmungsluft und die gewerbliche Thätigfeit fich 
berubigte, trat die Nüdftrömmg ein. Zuerſt floffen bekanntlich die fremden 
Münzen holländifchen und franzöfiihen Gepräges aus den Grenzoiftricten, dann 
die öfterreichifchen Gulden und endlich auch das deutſche Wetallgeld ab. Ale 
diefer Moment Ende 1874 erreicht war, konnte denn doch eigentlich fein Zweifel 
mehr fein, daß die umlaufende Menge Metallgeldes reducirt werben mußte. 
Ueberließ man die Nebuction dem freien Verkehr, jo würde natürlicher Weile 
Gold ausgeführt und die Vollendung der Münzreform verzögert; übernahm bie 
Reichsregierung felbft die Reduction, fo konnte fie Silbergeld einziehen und das 
Berfäumte nachholen. Aber auch während ber Periode der Goldausfuhr ge 
ſchahen keine energifchen Schritte in der Richtung. Man wollte in Deutfchland, 
meinte der „Economiſt“, Die Silberwährung behalten und doch die Goldwährung 

ven. 
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As Grund für diefe Handlungsweiſe ift vor Allem der Zuftand unſeres 
Bankweſens angeführt worden. Die Einziehung des Silbers würde nur zu 
einer vermehrten Emilfion Fleiner Noten geführt haben. Aber mir ſcheint im 
Gegentheil, daß e8 wohl kaum ein wirkſameres Mittel zur Beichräntung ber 
Notencirculation Hätte geben können, als Herftellung ihrer Cinlösberleit in 
Gold. Sofort beim Beginn der Goldausfuhr würde man fih an die Banken 
gewandt haben, um Gold von ihnen zu erlangen, und fie würden fo genöthigt 
gewejen fein, ihre Erebitbewilligung und Notencirculation einzuſchränken. Und auch 
für die inländiſche irculation wird man gewiß häufiger die Baarbeſtände der 
Banken in Anſpruch nehmen, ftatt fi mit Heinen Noten zu begnügen, wenn 
man die Wahl zwilhen Gold und Noten bat, ald wenn man ftatt der Noten 
fchwerfälliges Silbergeld mit fich fchleppen muß. 

Das zeigt ja die Erfahrung der legten Monate zur Evidenz. Seit die 
Preußiſche Bant in Gold zahlt, ift ihr Baarvorrath raſch geſchwunden. Und 
befjer wäre e8 gewelen, wenn dieſer Begehr des Publicums nad dem veinen 
Gold zur Füllung feiner Caſſen damit nicht gleichzeitig mit der Noteneinziehung 
eingetreten wäre. Die Geldflemme wäre dann nicht fo empfindlid, geworden. 

Wenn aber doch die Furcht vor den Fleinen Noten von Verminderung ber 
metallifichen Zahlungsmittel abhielt, fo Hätte fie doch noch viel mehr vor Eins 
rufung der älteren deutfchen Goldſtücke, als vor der der Silberthaler abfchreden 
müfjen, denn bie 10-Thalernoten waren doch noch viel mehr geeignet, bie 
Friedrichsd'or zu vertreten, als die Thaler. 

Es find daher wohl ohne Zweifel noch andere, viel triftigere Gründe ge 
weſen, welche die Reichsregierung zu ihrem Verhalten beftimmt haben, Gründe, 
bie zum Theil auch gegenwärtig noch fortbeftehen und in den nächſten Tagen 
fortbeftehen werben. 

Einmal bat man behauptet und namentlich der preußiſche Yınanzıninifter 
bat dieſe Anſicht in feiner Rebe vom 16. November v. 3. vertreten, der 
Verkehr könne die Silberthaler in größerer Menge nicht entbebren, und man 
babe mit Rüdfiht auf das Bedürfniß alle Urfade, mit der Einziehung der⸗ 
jelben vorfichtig vorzugehen. Wahrſcheinlich werde ſich heraußftellen, daß weniger 
Thaler in Girculation feien, als man gedacht, oder viel mehr Silbergeld im 
Umlauf bleiben müfle, als man in Ausſicht genommen. 

In diefer Hinficht dürfte aber wohl zu unterſcheiden fein. Kann der 
Verkehr die Thaler nicht entbehren, weil jie die nod mangelnden Goldmünzen 
vertreten müſſen, oder weil nod nicht hinlänglich neue Silberſcheidemünzen 
geprägt find? 

Was die Unentbehrlichleit der Thaler fir größere Zahlungen angeht, fo 
war im vorigen Herbft, al8 der Tinanzminifter jprach, und diefen Sommer die 
Soldausfuhr gewiß ein ganz untrügliches Zeichen, Daß Damals die Menge 
des umlaufenden Geldes die Bediirfnifje des Verkehrs überjchritt und eine Ein- 
ſchränkung deſſelben unumgänglich machte. Wenn jetzt das Verhältniß in Folge 
eben der ſtattgehabten Goldausfuhr, der Einziehung der kleinen Noten und des 
gewöhnlichen Herbſtbedürfniſſes an Zahlungsmitteln ein anderes iſt, fo kann 
glüdliher Weile gegenwärtig auch ein Erſatz des etwa einzuziehenden Silbers 
durch Gold in ziemlich raſchem Tempo erfolgen, denn bie beiden großen Gold⸗ 
refervoire der Welt find zum Weberfliegen vol, und es wird leicht fein, einen 
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ſehr großen Theil des neun ankommenden Goldes nah Deutfchland zu Ienken. 
Daffelbe bedarf dann feiner Ausprägung, um für den Verkehr nutzbar zu fein, 
fondern kann ungeprägt die Baarbeftände unferer Banken ergänzen. 

Schwieriger Tiegt die Frage in Bezug auf die Vertretung der Silber: 
ſcheidemũnze, die unferm alten Silbergeld zur Zeit noch obliegt. Das Münz- 
gefeg nimmt die Prägung von über 400 Mil. Mark Silbermünze in Ausficht 
(10 Mark pr. Kopf der Bevölkerung); bis jetzt find 130 Mill. Mark geprägt. Es 
bleiben daher nod nahe an 300 Mil. Mark zu prägen, zu beren Ausprägung 
nach Den bisherigen Erfahrungen noch eine Reihe von Jahren erforberlich fein 
wird, befonderd wenn, wie das höchſt wahrfcheinlich ift, die Münzen in nächlter 
Zeit wieder mehr für die Goldprägung in Anſpruch genommen werden. Auch 
fönnen die Yes und 1/s-Thalerftüäde zur Ausfüllung der Lücke nicht genügen ; 
denn von ihnen ift, nachdem jetzt bie 1/,-Thaler zum Theil fchon eingezogen, 
Ihwerli viel mehr als der dritte Theil, höchſtens die Hälfte der Summe in 
Umlauf, die an Scheidemünze nad, dem Münzgeſetz noch zu prägen if. Dazu 
fommt , ſdaß Zweifel beftehen, ob die vom Münggefeg in Ausſicht genommene 
Summe von Silbermünzen genügen wird. Ich perfönlich würde geneigt fein, 
die Frage zu bejahen, aber man muß zugeben, wir Deutichen find fo ſehr an 
den Gebrauch von Silbergeld gemöhnt, bei unferer geringen Wohlhabenheit _ 
überwiegen fo fehr die Meinen Zahlungen und in manchen ländlichen Diftricten 
iſt die Geldeirculation noch ſo langſam, daß möglicher Weife 10 Mark an Silber- 
münze auf den Kopf der Bevölkerung nicht genügen werben. 

Diefe Umftände machen es ungewiß, wie viel Thaler zur Zeit eingezogen 
werden dürfen, und rüden jedenfall den Termin zu ihrer Außercoursfegung 
noch weit hinaus. 

Deshalb ſcheint mir ein im Muünzgeſetz allerdings nicht vorgeſehenes 
Zwiſchenſtadium nothwendig. 

Wenn die Thaler als Scheidemünze zur Zeit noch unentbehrlich, als voll- 
gültige Münzen ſchädlich find, fo Liegt nichts näher, als ihnen die Eigenſchaft 
eines vollgültigen Zahlungsmitteld zu entziehen, die als Scheidvemünze zu Laffen. 
So wie diefer Schritt geſchehen ift, find wir in der effectiven Goldwährung und 
haben mit einem Schlage alle unfere Banknoten und Zahlungsverjprechen, die jetzt 
in Silbermünze eingelöft werden können, in Zahlungsveriprechen auf Gold um- 
gewandelt. Zu diefem Zweck ift e8 nicht einmal nothwendig, in der Beſchränkung 
der Annahmepflicht bis auf das vom Reichsmünzgeſetz für Silbermünzen be- 
ftimmte Maß zurüdzugehen. Statt 20 Mark genügt e8, die Annahmepfliht auf 
Beträge zu beichränten, die unter dem Betrag der Fleinften Banknoten bleiben, 
denn dann ift ja die Einlösbarkeit der Noten in Gold bergeftellt. 

Natürlicher Weile fest dieſe Maßregel voraus, daß Einlöfungscafien er- 
richtet werden, bei denen größere Beträge von Reichsgoldmünzen umgeſetzt werben 
tönnen. Die Banfen und alle diejenigen, denen große uantitäten Thaler 
almälig in Meinen Beträgen zugeben, welde fie im Meinen Verkehr 
micht wieder auszugeben oder fonft umzufesen Gelegenheit haben, müſſen 
ſich diefer Geldſtücke an ſolchen Caſſen entlevigen können. So erhält der Ver⸗ 
kehr Gelegenheit, alle die Thaler, die er zu kleineren Umfägen unter 100 Mark 
nicht bevarf, auszuſtoßen, und die ſchwierige Frage, wie viel Silber man jett 
einziehen darf, erledigt ſich von felbft. 

Säriften XI. — Verhandlungen 1875. 13 
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Das führt nun aber auf einen anderen, meiner Ueberzeugung nach, weitaus 
gewichtigften Grund, der die NeichBregierung von ſtarken Silbereinziehungen 
abgehalten hat, nämlich die Schwierigkeit, das eingezogene Silber zu verwerthen 
Der Preis des Silbers ıft in den legten Jahren faft continuirlich bis auf 
einen niemals zuvor erreichten Punkt (55'/, d) gefallen. Die von trank 
atlantiichen Plätzen ankommenden Silberfendungen blieben in diefem Somme 
in London oft Wochen lang unverlauft. In den legten Monaten ift freilich 
wieder eine Bellerung eingetreten, aber fie ift jo unbedeutend, daß wir uns der 
Frage nicht entfchlagen dürfen: „Iſt die Reichsregierung auch im Stande, das 
bei den vorgeſchlagenen Einlöfungscaffen eingehende Silber an fich zu nehmen 
und zu verwerthen?“ 

Zunächſt num, glaube ih, wird man die Summen, die bei den Einlöfungs: 
caffen zum Umtaufh präfentirt werden, nicht zur hoch veranfchlagen Dürfen. 
Größere Beftände von Silbergeld befinden fih in Deutſchland wohl nur in den 
Banken und in den öffentlichen Caſſen. Im den bebeutenbften „ettelbanten 
waren ſchon Ende October vorigen Jahres 4, des Baarvorraths Gold und 
1/, Silber, und der preußiſche Finanzminifter veranſchlagte auf Grund dieſer 
Ermittelungen den ganzen Vorrath der Banken an deutſchen Silbermünzen auf 
ca. 50,000,000 Thlr. Lin den Staatd- und Regierungs-Hauptcaſſen De 
größten beutichen Staats befanden fih Anfang Septeinber ca. 500,000 Thu. 
in %, und %, Thalerftüden. Den Banken wird man faft den ganzen, wahr: 
ſcheinlich ſet dem vorigen Jahr noch einigermaßen verminderten Beſtand ab 
nehmen müſſen. Kleine Beträge werben fte indeß immerhin für die Bequemlichkeit 
ihrer Kunden vorräthig halten müſſen, wie ja auch die Bank von England 
immer ein paarmal hunderttaufend Pfund Sterling Siübergeld in Cafie hält, 
um je nach Bebürfnig Das Bublicum damit zu verfehen. Nocd mehr werben 
die Staatscaffen für ihre eigenen kleinern Zahlungen eine gewiſſe Menge Silber: 
geld vorräthig halten müffen, und die Privaten endlich werden wahrſcheinlich nur 
jelten und nur allmälig größere Duantitäten Silberthaler zur Einlöfung bringen, 
wenn biejelben, wie ich immer vorausfege, geſetzliches Zahlungsmittel bei allen 
Zahlungen unter 100 Mark bleiben. Eine Schägung der vorausſichtlich ein⸗ 
gehenden Beträge ift bei den überaus mangelhaften Daten, auf Grund beran 
fie erfolgen muß, eine überaus mißliche Sade. Indeß ſtehe ich doch nicht an, 
meine Meberzeugung auszufprechen, daß im Laufe eines Jahres nad Eröffnung 
ber Einlöfungscaffen jchwerlih viel über 300,000,000 Mark eingeben wünden. 

Nun möchte ich einen vajcheren Verkauf diefes Silbers, als er biöher 
ftattgefunden, felbft zu finfenden Preifen für ſehr angezeigt halten. Bei einem 
Warten auf Bellerung des Marktes fann man fich fehr täufchen. So erzäblie 
bei den Verhandlungen der Generalftaaten über das neue niederländiſche Munz⸗ 
gejeg Der Director der Niederländifchen Bant, daß gegen Ende 1873 eine deutſche 
Bank für die deutſche Regierung 2,000,000 Thlr. zu 591/, d verkauft habe. 
Darauf hätten indiſche Häufer fich erboten, zu demfelben Preife noch 4 Millionen 
zu nehmen. Man babe nad Berlin telegraphirt. Es fer die Antwort ges 
fommen, wir verkaufen nicht mehr unter 604. Bald darauf ſank der Cours 
immer weiter, zulegt bis 56d und darunter. Soweit wir bi jett ur⸗ 


theilen können, ift daher die Zurückhaltung der deutfchen Regierung auch finanziell 











bei uns disponibel werdenden Silber verkaufen wollte, ich will lagen in 


gekhräntt ft, zu dieſem Zwecke wohl wieder auf das frühere Maß, 50 Mil- 

lionen Thaler, erweitert werden. — Wenn ferner erft einmal mit der Ausprägung 

größerer Silbermünzen ernftlih vorgegangen wird, To wird auch die eigene Aus- > 

mänzung viel größere Summen abjorbiren, als biäher. — 
Außerdem aber ſcheint mir ein Vorſchlag, der meines Wiſſens zuerſt von F 

Dr. Soe tbeer in der Hamburger „Vörſen-Halle“ gemacht iſt, höchſt beachtens⸗ — 
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moortbeilhaft geweſen und für bie Zukunft läßt ſich im keiner Weiſe voraus⸗ 
ſehn, ob wir unſer Silber künftig beſſer oder ſchlechter verkaufen werden. 

Aber wenn auch ein raſcheres Vorgehen als bisher ſich empfehlen dirſte, 
die Hoffnung können wir nicht hegen, daß alles Silber, welches bei den vor 
— Einlöſungscaſſen einginge, ſich ſofort verkaufen ließe. Ich wenigſtens 

be bis jetzt unter Allen, die ſich um dieſe Dinge bekümmert haben, nur die 
übereinftimmende Anſicht gefunden, daß, wenn man unter den jetzigen Verhält⸗ 
niffen des Silbermarktes in kurzer Friſt einen wirklich erheblichen Theil Des 


Sahresfrift etwa 100 Millionen Thaler, das nur zu wahren Schleuber- 
preiſen möglid wäre. Die Verhältniffe können ſich ändern, die Silberausfuhr 
nach Oftafien, die Silberausprägungen in Amerika können unerwartete Dimen- 
fionen annehmen, aber abgejehen von unberecyenbaren Conjuncturen wird e3 
ganz unvermeidlich fein, einen Theil des eingehenden Silbers vorläufig zu 
afferoixen. — 
Bis zu einem nicht unweſentlichen Betrage kann das wohl in den Reichs⸗ * 





caſſen geſchehen. Im November v. I. z. B. theilte der preußiſche Finanzminiſter 
dem Reichstag mit, daß das Reich für mehr als 40 Millionen Thaler Gold “ 
und Goldmünzen disponibel babe. Solche Vorräthe würden am beiten zur 5 * 
erſten Dotirung der Einlöſungscaſſen verwandt und allmälig durch Silberthaler | 


erſetzt werden. Auch könnte der Credit, welchen zur Durchführung der Münz- 
teform der Reichstag jährlich bewilligt, und der in dieſem Jahre erheblich ein- 


: 2 ’ ch, Fe En 
A ER £ 


. Er Hat vorgefchlagen, damit das alte Silbergeld vafcher aus dem 
Verkehr gezogen werde, die deutjche Reichsbank möge ca. 300 Millionen Mark 
Silberthaler anfammeln und als partielle Dedung für ihre Noten verwenden, 
Er fagt, es ift faum denkbar, daß der Baarvorrath der künftigen Reichsbank, 
deren Notenumlauf durch die Ausdehnung ihrer Geſchäfte und die Aufhebung “ 
der Noten-Emiffion mehrerer der jegigen Zettelbanken fteigen muß, jemals unter ; 
400 Millionen Mark finten follte, und welchen Nachtheil könnte e8 der Wirt: * 
kamfeit oder dem Credit der Centralbank zufügen, wenn hiervon vorläufig ca. : 
300 Millionen Mark in altem Silbercourant aufbewahrt würden. Ich glaube E 
nit, Daß bei dem Vorfchlage, den ich Ihrer Erwägung zu unterbreiten mir “ 
erlaube, es nothwendig fein würde, fo weit zu gehen. Kin geringerer Betrag 
wiirde ausreichen. Aber andererſeits darf ich nicht umerwähnt laſſen, daß | 
Soetbeer bei feinem Vorſchlage von der Vorausſetzung ausging, daß die 
bis zu ihrer Außercoursfegung vollgültiges Zahlungsmittel bleiben. Indeß ift 
biefe Differenz nicht gerade weſentlich. Die Bank fol und wird nicht in Die 
ir tommen, diefe Thaler zur Noteneinlöfung zu verwenden, fondern fie würbe 
diefelben innerhalb eines gewiſſen Zeitraumes allmälig für Rechnung des Reiches 
beftmöglichft zu convertiven haben. Sie würden alfo in dem Baarvorrath ber 
Reichsbank diefelbe Stelle einnehmen, welde Das silverbullion in der Bank von 

13* 
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England früher eingenommen bat. Diefelbe Hat früher immer einen Theil 
ihre Baarvorratbs in GSilberbarren gehalten und noch jest ift Das Iſſue⸗ 
bepartment berechtigt, für Silberbarren Noten auszugeben, jedoch Darf das 
Silber nicht über den vierten Theil des Geldes betragen, fir welches Noten 
ausgegeben find. Möglicher Weile würde das Silber bei unferer Bank eine 
Zeit lang einen flärkeren Bruchtheil des Baarvorraths ausmachen, aber fucceffive 
von Monat zu Monat würde der Betrag fi) vermindern, und während bie 

Bank von England möglicher Weile bei der Veräußerung von Silberbarren 
- Berluft haben könnte, ſoll das Deutſche Reich gehalten fein, für jeven beim Ver⸗ 
Kauf etwa entftehenden Berluft die Bank ſchadlos zu halten. 

Ich kann daber keine Gefahr in diefem Soetbeer'ſchen Vorſchlag fehen, 
glaube vielmehr, daß derjelbe, indem er die Einlösbarfeit aller Banknoten in 
Gold beichleunigt, überaus geeignet tft, unfer Erebitwefen auf eine fidyerere Baſis 
zu ftellen. 

Ih erlaube mir daher, die Nejolutionen, welche in Ihren Händen find, 
(ſ. unten), zur Annahme zu empfehlen, fie find, um fie furz zu charakterijiren, 
ein Verſuch, die Forderung baldiger Einführung der effectiven Goldwährung zu 
vereinigen mit der Nothwendigkeit vorläufiger Circulation bedeutender Quan⸗ 
titäten Des alten Silbergeldes im Inlande und Iangfamer Berwerthung des ein- 
gezogenen Silbers. 


Thejen 
des Referenten Prof. Dr. E. Naſſe. 


1. Nah Durchführung des Reichsbankgeſetzes ift e8 zur Wahrung des 
Werthes der deutſchen Reichswährung, ſowie zur Sicherung emer 
richtigen Discontopolitik Seitens der Zettelbanken dringend nothwendig, 
daß unter Aufhebung von Art. 15, 1 des Reichsmünzgeſetzes die An⸗ 
nahmepflicht der Ein und Zweithalerſtücke deutſchen und öfterreichtfchen 
Gepräges auf Beträge, die 100 Mark nicht erreichen, beſchränkt und 
zugleich Caſſen errichtet werden, an denen größere Beträge dieſer 
Münzen gegen Reichsgoldmünzen umgetaufcht werden können. 
2. Soweit die zur Einlöfung kommenden Ein= und Zweitbalerftüde fid 
nicht fofort verkaufen laſſen, find dieſelben 
a) in den Reichscaſſen aufzubewahren, um allmälig in Reichöftlber- 
münzen ausgeprägt ober verfauft zu werben; ' 
b) zu einem 300 Millionen Mark nicht überfteigenven Betrage unter 
Garantie des Reichs für einen gewiſſen Goldwerth der Reichsbank 
zu überweifen, bei ber fie als gefetliche Baardeckung der Noten 
vorläufig gelten können. Die Verwerthung dieſes Silbers hat 
dann allmälig in den nächſten Jahren nach Rechnung des Reiche 
zu erfolgen, 


Zugleih mit dem Referate kam folgende Bufammenftellung zur Ber: 
tbeilung: 
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Samter: Meine Herren! An das alte Sprühwort anfnüpfend, daß 
Reden Silber, Schweigen Bold ift, glaube ih, nachdem bereits zwei Tage bei 
unferen Debatten die —* Silberwährung geberrfcht bat, daß der Congreß — 
bei der Münzfrage vorausſichtlich zur Goldwährung übergehen wird. Ich will 
dieſes Schweigen durch einige Bemerkungen unterbrechen, die ich an den höchſt 
Iehrreihen und intereflanten Vortrag des Herm Präfibenten nüpfe, obgleich ich 
aufrichtig geftehen muß, daß ich mit feinen Schlußrefultaten nicht einverftanden 
bin. Ih will Sie nicht damit aufhalten, Daß das Geld- und ſpeciell das Münz- 
weſen eined der am fohwierigften zu behandelnden Themata ıft, und daß es 
eigentlich unmöglich ift, unvorbereitet über daſſelbe ein fachgemäßes Urtheil zu 
fällen. Beſonders was bie Zahlen, bie und auch bier angeführt find, betrifft, 
jo müſſen biefelben — Sie wiſſen ja, bei allen ftatiftijchen Zahlen ift dies ber 
Tal — mit ver größten Borfiht aufgenommen werden. Denn vergeifen Sie 
nicht, daß gerade Geld das leicht beweglichſte Element auf dem ganzen wirt 
ſchafilichen Gebiete iſt. Sie können ſagen: in fo und fo viel Jahren find fo 
und fo viel Münzen geprägt: wie viel aber in Umlauf find, Das entzieht fich 
jeder auch nur annähernden Schägung, und ich glaube nicht zu irren, wenn id 
behaupte, daß die Anfiht, daß 400 Millionen over 800 Millionen ın Umlauf 
find, von competenten Perfonen ebenfo vertheidigt wie andererſeits bezweifelt wor⸗ 
den ift. 

Dies vorausgeſchickt, möchte ich mir erlauben, Sie auf Folgendes aufmerk- 
ſam zu machen. Artitel 15, 1 des Münzgeſetzes hat die Beftimmung getroffen, 
daß die Thaler bis zu ihrer rl in Umlauf und gefeßliches 
Zahlungsmittel bleiben follen. Was ift wohl der Zweck dieſes Artikels des 
Munzgeſetzes geweſen? Der Zweck war der, daß nach dem Reichsbanlgeſetz, 
welches ja am 1. Januar nächſten Jahres in Kraft tritt, das Reich das Hecht 
haben fol, beſtimmen zu können, wie lange nod Thaler als Zahlungsmittel 
functioniren können. Was beabfihtigt nun unfer geehrter Präfident mit feiner 
Refolution? Er jagt, die Annahmepflicht fol auf 100 Mart beſchränkt 
werden, d. 5. mit dürren Worten nichts Anderes als: bereit8 am 1. Iamuar 
Toll eine partielle Außercoursſetzung der Thaler in Kraft treten, und das, meine 
Herren, halte ich doch für ſehr bedenklich. Ich glaube, es iſt in der That 
wünſchenswerther, daß die Meichöregierung, darf ich dieſen trivialen Ausorud 
gebrauchen, je nachdem ber Haſe läuft, den Zeitpunkt feftftellt, wer die Außer⸗ 
ron ber Thaler eintreten fol, als daß wir und heute bier ſchon ſchlüſſig 
machen, es folle bereit8 am 1. Januar eine mindeftend partielle Außercours- 
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fegung der Thaler eintreten. VBergegenwärtigen Sie fih gütigft, was der Lauf 
des Münzwefens nad dem 1. Januar fein wird. Die Münzen haben jegt, — 
und das werden Sie Alle billigen — vorzugsmeile Goldmünzen geprägt. Sie 
mußten das, weil am 1. Januar die Goldwährung ins Leben treten fol. Silber: 
mänzen haben fie nur partiell geprägt, obgleich auch ſchon in ganz bebeutenbem 
Umfange, ich glaube 130 Millionen, jo daß ca. 250 Millionen noch zu prägen 
find. Nachdem nunmehr die Goldwährung eingeführt werden wird und ge- 
nügendes Gold berbeigefhafft ift, werden die Münzen vorausfichtlic alle Hebel 
in Bewegung fegen, auch Silbermünzen zu prägen. Wird Died gefchehen fein, 
dann wird unzweifelhaft der deutſche oder, da wir leider feinen foldyen haben, 
der preußiſche Finanzminiſter den Zeitpunkt beftimmen, wenn die Thaler 
außer Kraft treten und die Silbermünzen in größern Umlauf gejett werben 
follen. Deine Herren! Ich Halte das, aufrichtig gelagt, für richtiger, ald was 
unfer Bräfident vorfchlägt, am 1. Januar eine partielle Außercoursjegung ein- 
treten zu laffen. Denn vergegenwärtigen Ste fih: nod haben wir nicht genug 
Eilbermünzen. Wenn alfo Silber nur im Betrage bis 100 Mark angenommen 
werden joll, jo werben wir Alle gezwungen fein, e8 an zu errichtenden Caſſen 
umzuwechſeln. &8 werben alfo plöglih große Quantitäten fih an die zu er⸗ 
richtenden Caſſen wenden; es werden weiter, — denn wenn man den erften 
Sag des Herm Präfidenten zugibt, muß man natürlich auch das Uebrige zu- 
geben — Vorkehrungen getroffen werden müſſen, daß die Münzen irgendwo 
aufbewahrt bleiben können und nicht die Discontopolitit dadurch ftörend beein= 
flußt wird. Alles dies, meine Herren, wird zunächft einen ſehr weitläufigen und 
im meinen Augen fogar gefährlichen Apparat erfordern, während, wenn die Außer: 
souröfegung, wie Art. 1 des Münzgeſetzes vorjchreibt, noch offen gelaffen und 
zu beliebiger Zeit vorgenommen wird, fi) Alles ruhiger vollzieht, als wie ber 
Herr Präfivent vorichlägt. Ich nehme an, die Thaler werben nad) dem 1. Januar 
zicht mehr auögegeben, werden zurüdgehalten werden in den Caflen, und ſowie 
te neuen Silbermünzen geprägt find, werden fie allmälig in Umlauf gejegt 
verdben. Ich kann midy daher für diefe Refolution des Heren Brof. Naffe in 
fter Linie nicht erflären, erfenne aber an, daß, wenn Nr. 1 feiner Theſe an- 
jenommen, Nr. 2 die nothwendige Confequenz ift, und wenn Nr. 1 angenommen 
eird, dann eigentlich auch Nr. 2 angenommen werben muß, weil es in meinen 
Kugen ein untrennbare® Ganze ift. 


Bicepräfident von Roggenbach fragt die Berfammlung, ob fie dem an⸗ 
yefenden Gafte, Herm Sonnemann, zu einem Bortrage das Wort geftatten 
>olle, was einftimmig bejaht wird. 

Sonnemann: Meine Herren! Ich bin Ihnen fehr dankbar, daß Sie 
nem Gaſte Dad Wort geftatten, der zum erften Male bier ift, um fih an 
hren Berhandlungen zu betheiligen. Was die Sache felbft betrifft, jo muß ich 
rı Boraus um Entihuldigung bitten, daß ich dem Rufe Ihres gegenwärtigen 
sorfigenden, einen Vortrag zu halten, nicht folgen kann. Ich habe mir nur 
ährend der Rede des Präjiventen Naffe einige Bemerkungen gemadt und 
im mid auf das beichränfen, was mir abfolut nothwendig ericheint. 

Ich Bin im Wefentlihen mit den Ausführungen des Präjidenten Naſſe 
>urfländig einverftanden, wie ich überhaupt mit ihm während des ganzen Ber- 
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laufe der Münzfrage faft immer einverftanden war und immer an feinen Aus⸗ 
führungen erfannt babe, daß nicht die Praktiker allen berufen find, über biefes 
Thema abzuurtbeilen, fondern mandmal die Theoretifer die Frage ſchärfer auf- 
falfen und richtiger beurtbeilen. 

Der Grundgedanke der Vorſchläge, die Ihnen Herr Prof. Naffe gemacht 
Bat, ift folgender: Wir' haben jegt die Nachtheile der Goldwährung ohne deren 
Bortbeile.. Die Umwandlung unſeres Münzweſens bat ja große wirtbichaftliche 
Nachtheile der verſchiedenſten Art mit ſich geführt, die fich jet in einem fehr 
hohen Discont äußern. Während er in England 2—2!/, %/, ftebt, ift er bei uns 
auf 6 9/, erhöht worden und wird möglicherweife noch höher werden. Der Bor: 
theile der Goldwährung, die beftehen in dem Befig einer feften Währung, ınit der 
man auf dem Weltmarkte vortheilhaft faufen kann, find wir nicht theilhaftig, fo 
lange e8 möglich ift, in Silberthalern zu zahlen. Das ift der Grundgedanke 
defien, was Ihnen Hier vorgetragen if. Wenn wir im Auslande kaufen, fc 
kann der Berkäufer nicht darauf rechnen, daß er Gold befommt , denn wem er 
feine Wechſel abgibt, fo werben fie ſich theilmeife nach der gemiſchten Währung, 
die wir thatſächlich Haben, richten. Wenn ein Ausländer nad Deutichland ver: 
fauft, jo muß er einen höheren Preis für die Waare berausrechnen, weil er 
möglicherweife mit Silberthalern bezahlt wird. Das ift ein Zuftand, der für 
den gelammten Verkehr einen großen Nachtheil hat und fo ſchnell als möglich 
befeitigt werben fol. Nun ift dazu der Moment ein ſehr günftiger. Die Caſſen 
in England, in Frankreich find mit Gold gefüllt. Wird diefer Moment nit 
benugt, jo könnten wir nochmals ſolch ſchwere Uebergangsperiode beraufbeichwören. 
Wenn Jemand nicht weiß, ob er Silber oder Gold bekommen kann für das, 
was er in Deutichland einzuziehen bat, fo wird er fih in allererfter Lime 
Wechſel auf London, auf Paris kommen laffen, und dadurch wird immer en 
Reiz zum Steigen der Wechjelcourje ausgeübt und wir können leichter, als es 
fonft möglich, wieder in den Fall fommen, daß das Gold hinausgeht. 

Ih bin mit diefer Tendenz des Antrages vollftändig einverftanden: wir 
müffen fuchen, die Thaler fobald als möglich bei Seite zu ſchaffen, was nur ge 
ſchehen Tann, wenn wir fie zuerſt für Scheidemünze erflären. Ich Habe 
diefen Gedanken zuerft im December vorigen Jahres im Reichstage auf 
geiprochen, daß der Uebergangszuftand dadurch geichaffen werden müßte, daß man 
die Thaler gewiſſermaßen zur Scheidemünze macht, wodurch fih von jelhit 
herausftellen würde, wie viele im Umlauf erhalten werden fünnen und wie med 
nicht. Ueber die Frage, wie viel Thaler thatſächlich jegt no im Umlauf find, 
berrfcht eine große Meinungsverſchiedenheit. Die Reichsregierung, insbeſondere 
der Binanzminiftr Camphauſen, ift bekanntlich der Anficht, daß die Summe 
nicht fehr groß fei, und er hat das öffentlich ausgeſprochen. Früher haben An⸗ 
toritäten, wie Soetbeer — umd ich könnte Ihnen noch eine Reihe Anderer 
nennen, wenn mir dieſe Sachen nicht felbft im PVertrauen mitgetheilt worden 
wären — eine höhere Summe angenommen. Ich neige mich jest auch zu ber 
Anfiht, daß die Summe nicht fo groß if. Thatfache ift, daß die preußiſchen 
Banken außerordentlich wenig Thaler mehr haben, ebenjo die Staatscaffen, und 
daß man jett im Augenblid, um eine größere Summe Thaler zufammernze 
bringen, fjehr viel Mühe hat. Co mußte 3. B, um 300,000 Thaler für dee 
Dotirung der Banfcaffen in Carlörube und Mannheim zu befommen, nad ver: 
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ſchiedenen Bankftellen in die Provinz gelchrieben werden, um fie zufammenzu- 
befommen. So groß, wie man biöher angenommen, kann die Summe nıdt 
mehr ſein. Soetbeer hat bis vor Kurzem 300 Millionen Thaler angenom- 
men. Das ift eine viel zu hoch gegriffene Summe. Wie groß fie ift, das wird 
fih eben herausftellen bet Herüberführung der Thaler in eine Scheidemünze. Eine 
Störung des Geldverkehrs, wie fie der Herr Vorredner angenommen hat, Tann 
dadurch in feiner Weile herbeigeführt werden. Sole Störung des Geldverkehrs 
würde im Augenblid ein großer Nachtbeil fein. Sie würde auch vielleicht zu 
befükchten fein, wenn ein naher Termin audgefchrieben würde — 3. B. der 
1. Sanuar; aber es heißt in der Refolution nur: nah Durdführung des 
Banfgefeges, und da bdielelbe erft mit dem 1. Januar ftattfindet, jo könnte ber 
Zermin erft geftellt werben auf Ende März oder auch Juli oder noch länger —, 
wenn alfo fol ein Termin außgefchrieben würde und Jeder, der Thaler befigt, 
dafür Gold bekommen können muß, fo wird dadurch irgend eine Störung des Ver⸗ 
kehrs nicht entftehen, c8 wird auch kein großer Andrang nach Umtauſch der Silber- 
münzen entftehen; es kann das nicht eintreten, da man ja bis 100 Mark zu 
jever Zeit in Silber zahlen kann. Wer Silbermünzen hat, wird fie wenigftens 
zu feinen Zahlungen immer noch verwenden fünnen. Es wird dies Verfahren, 
die Befeitigung der Thaler dadurch herbeizuführen, daß man fie einftmeilen 
an Stelle der zu prägenden 5-Mark u. |. m. in Circulation läßt, fiufenweife 
einen ruhigen Uebergang zur vollfländigen Goldwährung herbeiführen. Es wird 
auch dies Verfahren die Brobe darauf geben, ob es richtig iſt, daß wir noch 
jo wenig Silber in Circulation haben. Daß Irrthümer von verſchiedenen Seiten 
bei einer derartigen Rechnung entftehen können, das müflen wir einräumen. 
Daß auch die Organe der Neichöregierung in diefer Beziehung nicht von Irr- 
tbümern freigeblieben find, das hat ſich Hinlänglich gezeigt. Sie willen, daß in 
der befannten Rede vom 16. November der Sinanzminifter Camphaufen die 
ausgeführte Goldinenge auf einige wenige Millionen angegeben hat. Geheimerath 
Michaelis und Präfident Delbräüd haben das einige Tage vorher ober 
nahher — ich erinnere mich nicht Jo ganz — mit Ziffern beftätigt; von 1—7 
Millionen wurde gefprochen und furz darauf mußte man öffentlich zugeben, daß 
3—400 Millionen Mark Gold ausgeführt worden feien. Irrthümer find in 
der Beziehung Ichon viele vorgelommen. Es ift darum ganz gut, wenn ein 
Verein wie der Ihrige, ſolche Gelegenheit benugt, um fich über eine der wich— 
tigften ragen beim Uebergange der Münzreform auszufprechen. Nur möchte id 
warnen, Darin nicht zu weit zu geben. Das ſcheint mir nun der Vorſchlag 
des Herrn Referenten nad) einer Richtung hin zu thun. Sein Vorſchlag, daß 
die Reichsbank bis 300 Millionen Mark Silber ald Depofitum aufnehmen fol, 
um fie vorübergehend zu erhalten, ſcheint mir verſchiedene Bedenken zu haben. 
Us Soetbeer dies aufftellte, nahm er an, wie ich foeben gehört habe, daß der 
Baaworrath nie unter 400 Millionen heruntergehen könnte. Der Baarvorrath 
it nach dem geftrigen Bankausweis 445 Millionen Mark, und daß er nod 
weiter worübergehent beruntergehen wird, müflen wir ins Auge fafien, weil noch 
eine große Anzahl kleine Banknoten umlaufen. die erft in dieſem und in den näch— 
ſten Monaten oder im Anfang des neuen Jahres zurüdfehren werden, da das 
Zurädftrömen der Heinen Banknoten ein hartnädig langfames if. Daß man das 
ielbft in den Kreifen der YBankverwaltung befürchtet und einen Bankoorrath* 
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von weniger als 400 Millionen in Ausſicht nimmt, wird Ihnen der in vorige 
Woche erjchtenene Artikel der Norddeutſchen AllgemeinenZeitung dargelegt habe. 
Diefer Artikel und ähnliche find ficherlich nicht gefchrieben, ohne daß Bertreter ie 
Bankverwaltung davon gewußt haben. Im diefem Artikel ift gejagt, daß maı 
ſich möglicherweife darauf gefaßt machen müffe, daß ohne eine bevenfliche Stoduy 
des Verkehrs die baare Wotendedung bis auf 270 Millionen heruntergehen 
önnte. Für mich würde dies Heruntergehen nichts Bedenkliches haben, ſo 
lange wir den hoben Discont haben, der 3—49/, höher ift, als der in Lone. 
Nun denken Sie fi, daß ver Baarvorrath der Reichsbank auf 300 Ai: 
lionen annähernd finft und die Bank hätte, was nad) dem Vorſchlage des Dr. 
Naffe möglich ift, 300 Millionen Silber, fo würde das ein Gefühl der ve 
ängftigung Durch ganz Deutichland heroorrufen. Das würde auch einen Jufard 
berbeiführen, der mit dem jetigen verglichen wohl ſchlimmer ift. Dahin dürfen 
wir es nicht kommen laſſen. Die Bank kann einen Theil ihres Vorrathes i 
Silber vorübergehend niederlegen; die Grenze iſt aber für das, was die Nast 
regierung an Silber behalten fol, vollftändig gegeben durch Die Summe, de ſe 
an Silber ausprägen fol. Was fie mehr an Silber behält, ift von Uekl 
Silber ift kein Gegenftand, mit dem man fpeculirt; der Verkauf defielben Üf 
fi nur langſam bewerfftelligen. Es müfjen die Schwierigkeiten der Umfchmehung 
ind Auge gefaßt werden. Wir haben in Frankfurt eine Scheideanftalt, we © 
äußerft Tangfam geht. In Hamburg ift die andere. Andererſeits ift auch der 
Berfauf ein langfamer. Immer wäre viel mehr zu verfaufen geweſen, als mar 
bis jest verfauft hat. Das Berfahren, welches ich empfehle, ıft das: es mochte 
ber betreffende Paflus "in der Refolution allgemeiner ausgedrückt werben. Jt 
wilrde den Herrn Referenten bitten, ſtatt zu jagen, daß 300 Millionen bei it 
Reichsbank hinterlegt werden follen, daß bie Reichsregierung ſich Die ! 
Mittel mit einer vorübergehenden Creditoperation verſchaffen möge. Die Hu: 
legung bei der Reichsbank ift ja auch nur eine vorübergehende Crebitoperatiet 
Wenn übrigens eine weitere Aufbewahrung nothwendig fein follte, fo wir & 
mein Vorſchlag fein, daß die Reichsbank ſich mittelft vorübergehender Aubgabe 
von Schagfcheinen, die fie z. B. in England biscontiren laſſen fann, einen Thel 
der Mittel vorübergehend ſchaffe. Sie könnte ruhig ihr Silber nach md nad 
nah England ſchicken und fucceffive ihre Schatfcheine bezahlen. Das wärk 
uns Gold hereinbringen, während, wenn die Wechjelcourfe geftiegen find, mt 
e8 nicht bereinbringen. Die Zinfen, die vorübergehend aufgewendet find, wird? 
nicht verloren fein. Das Silber, was in der Bank Tiegt ftatt des 

wirft vermehrend auf die Circulationsmittel, es fteigert die Wechfelcourfe um 
reizt jelbft wieder an zur Ausfuhr. Deshalb möchte ich nicht empfehlen, zu wel 
Gold in der Bank durch Silber zu erfegen; denn bei diefem Umtaufde findet 
feine Einfchränfung der circulivenden Geldmenge ftatt, wie es ja auch ein groß 
Irrthum war, daß man geglaubt hat, wenn man Gold nicht direct in Ei 
lation fege, fondern blos in die Banken lege, würden die Circulationsmittel met 
vermehrt. Es war ganz irrig, denn die Banken haben fofort, wenn fie 100,000 
Mark in Gold bekommen, Noten dafür ausgegeben und dadurch die Ciralatı 
mittel vermehrt, und dieſe Rechnung ift noch nicht abgeſchloſſen. Wenn es wahr 
if, wie Camphaufen behauptet, daß die Summe des circulivenden Silbert 








— 


i Tr n —— —— 


Debatte. 207 


nicht ſo groß iſt, wie Soet beer und andere Autoritäten angenommen haben, 
wenn ſich das herausſtellt, jo wird ſich gleichzeitig ergeben, daß der Fehler, das 
Gold zu raſch in Circulation gefegt zu haben, noch viel größer war. Wenn 
das in Circulation gefegte Gold zu einer viel Heineren Menge von Silber hinzu- 
getreten ift, al8 man fich gedacht Bat, dann ift die Vermehrung der Eirculations- 
mittel, die in den Jahren 1871—73 ſtattgefunden und fo wetentlid zur Hebung 
des Schwindel8 beigetragen bat, eine verhältnigmäßig noch viel ftärfere und die 
Münzpolitit der Reichsregierung ein noch viel größerer Fehler geweſen. Aus 
allen diefen Gründen möchte ich empfehlen, die Refolution anzunehmen; ich glaube, 
der Verein würde Damit einen nüßlidien Drud nad verjchiedenen Seiten bin 
ausüben; allein fich betreffs der Beſchaffung der Mittel allgemeiner zu faſſen, 
etwa zu jagen, daß durch vorübergehende Creditoperationen, wobei die Mit⸗ 
Pin der Reichsbank nicht ansgeſchloſſen ift, die Mittel beichafft werben 
önnten. 


Brof. Dr. v. Bilinski: Meine Herren! Die Theſen des verehrten 
Herm Präfidenten und Referenten bezweden vie baldigfte Einführung der Golb- 
möhrung. Ich bin nun ein Anhänger der Goldwährung für Länder von der 
wirthſchaftlichen Entwidelung Deutſchlands und fann alfo diefen Theſen zuftim- 
men; nur glaube ich, daß fie zur factifchen Durchführung der Goldwährung 
mät ausreichen werden und möchte einen Antrag auf Vervollftändigung ftellen. 
Die Goldwährung befteht bekanntlich darin, daß man die Hauptmünzen aus 
Gold prägt und die Scheivemüngen aus Silber, während die gemifchte Währung 
darin befteht, daß man die Hauptmünzen fomohl aus Gold als aus Silber 
prägt. Sobald man die gemifchte Währung einführt, muß ein Wertbverhältniß 
wiſchen den beiden Munzen aufgeftellt werben, und das wird dann befanntlid 
ſchädlich dadurch, daß dieſes Werthverhältnig nach der einen oder andern Seite 
verkhoben wird. Die gemifchte Währung kann fein entweder vorlibergehend ober 
dauernd. In Deutichland befteht jetst factifch die gemifchte, geſetzlich Die Gold⸗ 
währung; die gemilchte deshalb, weil eben die Thaler noch Hauptmünge find, 
peradefo wie die 20= und 10-Markftüde. 

Welches die ſchädlichen Folgen diefer gemifchten Währung find, iſt ſchon 
ansgefprochen worben, und, wie gefagt, die Vorfchläge des Referenten bezweden 
a die Befeitigung diefer Mißſtände. Nun, meine Herren, ich glaube, daß, wenn 
uch die Thaler auf dieſe Weife demonetijirt werben und zu Scheidemünzen 

abfinten, fo würde trotzdem noch feine factifche reine Goldwährung in Deutſch⸗ 

fern, und der Grund davon find die filbernen Fünfmarkftüde, welche das 

Münzgefetg eingeführt hat. Bei der Goldwährung muß das eine Scheidemünge 
tin: folglich find die Fünfmarkſtücke als Scheidemünzen zu betrachten. 

Zurufe aus der Berfammlung: Sie find eine Scheidemünze! 

Nun das find fie ja, es iſt richtig; aber ich glaube, daß das eine zu hohe 
Sceidemänze if. Belanntlich befteht in Frankreich gemiſchte Währung nur deö⸗ 
alb, weil es dort filberne Fünffrancftüde gibt. Die ſchädlichen Folgen dieſes 
Berhältmiffes hat Soetbeer mit Ziffern nachgewieſen: die Millionen Verlufte, 
velche Frankreich dadurch trägt, daß man einmal Milliarden von Silber, ein 
mdermal Milliarden von Gold ausprägen muß, rühren nur daher, daß es dort 
8 Fünffrancftüd gibt. Das Fuünfmarkſtück ift nun befanntlic viel größer; 
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wenn das Yünffrancftüd dort ſchädlich wirkt, jo werden die Fünfmarfflüde bier 
and) ſchädlich wirken. Ich weiß nicht, wie viel von diefer Scheidemünze geprägt 
werden wird; aber eben weil fie groß ift, wird es auch nicht ausreichen, daß 
man das Recht, in diefer Münze zu zahlen, auf eine gewiſſe Summe beſchränkt; 
denn die einzelnen Stüde find fo groß, daß fie dann als Hauptmünze gelten 
können. Bielleicht daß ich mich irre, aber mir fcheint, daß die größte Scheibe 
münze nicht größer als ein Thaler fein follte, aljo Dreimarkſtücke recht gut ans: 
reichen werden. Ich glaube, dadurch, daß filberne Fünfmarkftüde beftehen, wird 
die gemiſchte Währung verewigt werben, und Das veranlagt mich, zu dem Pumtt ı 
noch den Zufaßantrag, den ich nachher jchriftlih einreichen werde, zu fiellen, 
darauf hinzuwirken, daß die durch das Münzgeſetz geichaffenen Fünfmarkſtücke 
beſeitigt werden, wogegen die größte Scheidemünze nicht mehr als drei Mart 
enthalten ſoll. 

Bei der Gelegenheit muß ich mir erlauben, noch eine Sache zu berühren, 
die einen weniger wirtbihaftlihen als praftiichen Charakter hat. Es find das 
die Fleineren alten Scheidemünzen. Nad dem Münzgefet würde e8 fehr Tange 
dauern, bis das Silber überhaupt eingezogen wird. Es könnte das viel eber 
gefheben. Dieſe Fleinen Scheivemünzen find belanntlih nicht würdig eines 
Staates wie Deutihland; der Ausländer fann oft gar nicht erfennen, was bie 
fleinen Echeidemünzen bedeuten und gelten follen. So wilrde ich vorſchlagen, 
daß ohne Rüdficht darauf, wann die Thaler eingezogen werden, bie balomöglichfte 
Demonetifirung diefer kleinen alten Scheidvemünze vor ſich geht und daß zur 
Erleichterung des Kleinverlehrs die alten Silberſcheidemünzen baldmöglichſt ein⸗ 
gezogen werden. 


Prof. Dr. Held: Sie haben eine Reihe von Vorträgen gehört, welche in der 
gründlichſten Weiſe in die Sache eindringen und an ein Verſtändniß aller ted 
niſchen Einzelheiten appelliren: geftatten Sie mir, daß th, als letter der ein- 
gefchriebenen Redner, unferem verehrten Referenten und Präfidenten noch ein 
wenig fecundire, in der Weife, daß ich mich mehr an das anfchließe, was durch 
Beſprechungen der Trage in der Breffe mehr ſchon allgemein befannt gemorden 
iſt. Ich überlaffe, nebenbei bemerkt, Telbftverftändlich die Auseinanderſetzung 
zwilchen den Modificationswünfchen des Herın Sonnemann und der Thefis 
des Referenten dem lesteren jelbft, ebenfo die Behandlung der eben gehörten 
Anträge Bilinski. Ich wollte nur bemerken, meine Herren, daß in der Iegten 
Zeit jehr vielfach die Münzfrage in Beziehung gebracht worden ift zu der Frage 
der gegenwärtigen wirthichaftlihden Krifis. Herr Sonnemann bat in feinen 
legten Worten das ebenfall® berührt, und ich kann dem nur vollfländig zu- 
ftimmen. 

Man bat eine große Menge Gold geprägt und dies theilweiſe wenigftens 
wirklich in den Verkehr gebracht. Außerdem wurde indirect die Menge der 
Sirculationsmittel dadurd beeinflußt, daß das Silber, das bisher in den 
Bankoorräthen Tag, in den Verkehr ftrömte und Gold dafiir in die Vorräthe ge- 
legt wurde. Es hat eine Ueberfluthbung mit Circulationsmitteln dadurch ftatt- 
gefunden, daß Gold geprägt und in Circulation geſetzt wurde, während von dem 
Silber, das früher vorhanden war, nur etwas Geringes eingezogen worden tft. 
Diefe Ueberfülung mit Cireulationsmitteln mußte auf die Speculation wirken 
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ſchon durch die Preiöfteigerung, welche jebe plötliche Vermehrung der Cireula⸗ 
tionsmittel nothwendig bewirkt, nebenbei auch dadurch, daß bei fo vermehrten 
Eircnlationsmitteln ſich bereite Geldmittel in den Händen Einzelner leichter zu⸗ 
ſammenſtauen und aljo zu unvorfidtigen Anlagen und Gründungen reizen. 
(Schr gut.) Es märe gewiß befler geweien, meine Herren, wenn man die 
game Münzreform fo angefangen hätte, daß man zuerft die neue Scheibe- 
mine aus Silber, Nidel und Kupfer geprägt und die alte Scheidemünze 
dagegen eingezogen hätte. (Sehr richtig.) ‘Darauf hätte man das Gold fchritt- 
weile gegen Einziehung von Silber in den Verkehr bringen, oder jene Erebit- 
operation, die Herr Sonnemann jegt noch mit Recht für wilnfchenswerth 
erflärt, im Anfange vornehmen können. Dean Hätte die alte Silbergrobmünze 
gegen Papier, das auf Goldmarkwährung lautete, einziehen und dann das Papier 
ſchrittweiſe Durch das allmälig geprägte Gold erfegen können. Dies iſt aber 
jegt nicht mehr gut zu machen; bie Ueberfluthung mit Verkehrsmitteln bat flatt- 

, und wir können aus berjelben auch nicht plöglicd, herauskommen, ohne 
hampfhafte Zufammenziehungen des Geldmarktes im Augenblid zu bewirken 
und die bereits eingetretene Kriſis noch zu verichlimmern. Wir müflen aber die 
Ucberfüllung von Cirenlationsmitteln langſam und ficher entfernen, und id 
glaube. Daß dies vielleicht der Hauptwerth der heutigen Berfammlung ift, wenn 
wir daranf einen Drud ausüben. 

Meine Herren! Wenn wir ſehen, was die Preffe bisher geſagt hat über 
die Frage, jo Habe ich mich immer darüber gewundert, daß man jederzeit bie 
Frage zuzufpigen geneigt ift auf die Behauptung, das Papiergeld und die Bank⸗ 
noten feren in erfter Linie an dem Uebel ſchuld. Gewiß ift, daß dies ein Grund 
mit iſt, welcher die Ueberfülle von irculationsmitteln bewirkt bat und noch heute 
bewirkt , aber wenn Sie die Zahlen betrachten, müfjen Sie doc, zugeftehen, daß 
die Vermehrung ungededter Banknoten relativ flein war gegenüber der Vermeh— 

an Eirculationsmitteln, die durch das Nebeneinanverbeftehen von Gold und 
Silker eingetreten ift. (Sehr richtig.) Es Liegt alfo ſchon darin ein Werth der 
Refolution des Referenten, daß fie die äffentlihe Meinung darauf hinweiſt: 
Silber und Gold iſt dasjenige, was wir hauptſächlich beachten müſſen. Daß 
num bt fo wenig dies berüdfichtigt worden iſt, daß aud die Reichsregierung 
ſo am mit ber Einziehung und Außerverkehrſetzung des Silbers vorgeht, 
ram tft, wie ich glaube, mit Schuld, Daß, mag man e8 machen, wie man will, 
angſam oder fchnell, unvermeidlich eine gewifje Belaftung der Staats- oder 
Reichscaſſe durch die Außerverkehrſetzung des Silbers eintritt. Das aus dem 

gezogene Silber muß verfauft werben, indem es in andere Länder 
ibergeht oder eingefchmolzen und zu fonftigen Dienften gebraudt wird. Dabei 
ft ein Coursverluſt nicht zu vermeiden. Wir wollen wünjchen, daß er durch 
‚orfichtige, Fuge Benutzung der einzelnen Momente gering bleibe; er wird aber 
tattfinden, und wenn wir die Thefen des Referenten annehmen, jo fprechen wir 
amit aus: ein gewiffer Verluſt der Staats- refp. Reichscaſſe fol und muß 
ffenen Auges und ruhigen Blutes übernommen werben, damit der Verkehr 
sieder in gefunde Bahnen fommen könne; damit diejenige Menge von Circulations- 
utteln da fei, welche für unfern Verkehr nothwendig ift, welche aber auch zu- 
Teich em ungeſundes Steigen der Preife nicht zuläßt. Deshalb, meine Herren, 
öchte ich Ihnen die Theſen des Referenten warm empfehlen, namentlich auch, 
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gegenüber den Bemerkungen, welde der verehrte Herr Samter vorgebradht hat. 
Herr Samter möchte e8 der Reichöregierung überlafien, in welchem Moment 
fie durch theilweiſe Demonetifirung der Silberthaler die reelle Goldwährung umb 
die Verminderung unferer gefommten Circulationsmittel einleiten will, und bält 
es für gefährlich, dazu ſchon einen beftimmteren Termin in Vorſchlag zu bringen. 
Meine Herren! Ich glaube gerade, daß unfere Reichsregierung eined Drudes 
in diefer Richtung bedarf, Damit fie den Muth hat, gegenüber dem Reichötage 
und dem Volke, den etwaigen Berluft, der bei dieſer ation für die öffent: 
lichen Eaffen entfteht, zu tragen. (Sehr wahr.) Aus diefen allgemeinen Grim- 
den, meine Herren, möchte ih Sie bitten, die Theſen des Herm Referenten an: 
zunehmen. Ich glaube, daß wir gerade dadurch das Berbienft, das ımfere 
Berjammlung überhaupt Bat, in ein helles Licht ſetzen können, nämlich durch 
unparteitiche ſachliche Beſprechung wichtiger Fragen die öffentlie Meinung auf 
nothwendige Schritte der Geſetzgebung vorzubereiten und legterer dadurch ihr 
Werk zu erleichtern. | 


Prof. Dr. Naffe: Ich erlaube mir, folgende Abänderungen im Anſchluß 
an die Bemerkungen des Herrn Sonnemann ber Erwägung der Herren zu 
unterbreiten, nämlich anftatt der erften Worte in 2b zu fagen: der Reichsbank 
unter Garantie des Reiches für einem gewifjen Goldwerth bis zu einem die Hälfte 
ihrer Baarvorräthe nicht überfteigenden Betrag zu überweiſen. 


Roth-Chemnitz: Meine Herren! Ich bitte um Ihre Nachficht, wenn 
ih wage, an die klaren Auseinanderfegungen der Herren Vorredner noch ein 
paar Worte anzureiben. 

Nach meinem Begriff ift die Münzreform deshalb fo ſchwierig zu beurtbeilen, 
weil wir nicht Klar darüber find, was ber eigentlide Bedarf unſres Verkehrs 
an Geld» und Gelveswerth iſt. Nad meiner unmaßgeblicden Meinung ift der 
Bedarf in Deutfchland bedeutend größer, als der Bedarf an Umlaufömitteln 
anderer Länder und zwar deshalb, weil nad meinem Begriffe unſer Banquier⸗ 

eihäft noch weniger gut entwidelt ift, als e8 anderswo der Fall iſt. Der langen 

Dede kurzer Sinn ift der, daß ich glaube, Deutichland würde in feinem Bank⸗ 
verfehre gut thun, Das Chediyften, welches fih in England fo wohltbätig erweift, 
einzuführen, und der Yuftitution des clearinghouse in England, welches wir nur 
un einzelnen ſporadiſchen Erſcheinungen in Deutfchland haben, eine größere Aus- 
dehnung zu geben. Da ich mich nicht weiter auf die heutige Debatte vorbereitet 
habe, jo babe ich die Zahlen nicht im Gedächtniſſe; ich erinnere micy aber, daß, 
wenn man auch manchmal in der Statiftif große Zahlen fieht, die einen über- 
wältigenden Eindrud machen, mir, als ich die Auseinanderfegung derjenigen 
Summen 18, die das Londoner clearinghouse dem Verkehre erfpart, diefe Zahlen 
ganz enorm erjchienen. Vielleicht find einzelne Herren aus Hamburg im Stande, 
wenn überhaupt ıneine Anregung werthvoll genug erſcheint, zu fagen, weld 
großer Bortheil aus den in Hamburg üblichen Abfchreibungen der Hamburger 
Bank dem Berfehre erhalten bleibt. 

Außerdem fehlt unfrem Banquiergefchäft noch das Depofitengefhäft. Diele 
drei Theile des Geldverkehrs aber: Depofitengeihäft, clearinghouse, Chedfuften, 
find Die Momente, welde zur welentlichen Erleichterung des deutlichen Verkehrs 
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dienen würden, wenn der Geldbedarf des internationalen Marktes ein gefpannter 
und theurer ifl. 


Re. Dr. Naffe: Meine Herren! Ich erlaube mir, zunächſt in Bezug auf 
die Bemerkung, welche Herr v. Bilinski gemacht bat, ein kurzes Wort. 

Er hat unfere Fünfmarkftüde mit den franzöfiichen Fünffrancäftüden parallelifirt, 
wiewohl Doch beide bedeutend ſich von einander unterfcheiden. Unfere Fünfmarkſtücke 
find Sceivemüngen und Niemand ift verpflichtet, fie bei Zahlungen über 20 Mart 
anzunehmen, dagegen iſt die Reichsregierung gehalten, fie erforderlichen Falls bei 
den Staatscaffen gegen Gold einzuldien. Die franzöfiihen Fünffranksftäde dagegen . 
find vollgültige Zahlungdmitel. Sie find in unbeichränkter Menge früher Jedem 
geprägt worben, welcher Silber in die Münze brachte, und wenn die Prägung 
gegemwärtig in ben Ländern ber Iateinifhen Münzconvention beichränft ift, fo 
iſt das nur ein Uebergangszuſtand. Die definitive Beihlußfaflung über ihre 
Stellung im franzöfiihen Münzweſen ſteht nod aus. Zur Zeit aber, als die 
Fünffrantsftüde das Gold vervrängten, konnten fie in unbeichränkter Menge geprägt 
werben. » 


Was dann die Bemerkungen des Herrn Samter anlangt, jo bat er 
hauptfächlich gegen meine Vorſchläge vorgeführt die Sorge, daß es dem Verkehre 
an Zahlungsmitteln fehlen werde, wenn man in der vorgeichlagenen Weife vor- 
eben würde. Ich darf, wenn er darauf hinweiſt, daß noch jo wenig Silber: 
keidemlngen geprägt find, ihm entgegnen, daß ja an Stelle der Silbericheidemüngen 
nach meinem Borfchlage die Thaler im Verkehre bleiben ſollen und daß die noch 
ungenügende Silberausprägung daher ein Umftand ift, der bei der vorgeſchlagenen 
Maßregel gar nicht in Betracht kommt. 

Wenn er ſodann auf den Mangel an Goldmünzen bingewteien bat, fo 
möchte -ıh erinnern, Daß Die Reichsregierung nicht genöthigt iſt, alles Gold, 
welches fie ins Land zieht, um damit die Einlöjungscaffen zu füllen, außzuprägen. 
Ste kann es zunächſt als Barren für unfern Geldverkehr mugbar machen und 
dann allmälig ausprägen lafien. In den Banken vertritt das Gold zu dem 
feften Preis von 1392 Mark fir das Pfund fein Gold die Golpmünzen. Die 
Reichsregierung kann daher, wenn es erforderlich fein follte, Golbmünzen aus 
den Banken ziehen und durch Goldbarren erſetzen. Ferner glaube ich darauf 

inweiſen zu müflen, daß nah meinem Borfchlage die Silberthaler ja nicht 
— plötzlich aus der Circulation auch für größere Zahlungen gezogen 
werden follen, ſondern gerade darin befteht ein Moment, welches mich veranlaßt 
bat, den Vorſchlag unter 2b zu machen, daß, wenn fo verfahren wird, wie 
ih da vorgeihlagen, die Silberthaler im beſchränkten Betrage noch eine Zeit 
lang für die Eirculation ihre alte Bedeutung behalten. Sie treten an die Stelle 
der Goldmünzen, die jegt in der Preußiſchen Bank Tiegen, verfehen alfo 
dieſe Yunction der Goldmünzen in der Preußischen Bank und find als Eirculations- 
mittel in vollerem Maße wirtſam. Das ift auch der Grund, warum ich mit 
Herrn Sonnemann, dem ich jonft für feinen Vortrag und die mir darin 
gegebene Berichtigung und Ergänzung ſehr dankbar bin, nicht ganz übereinflimmen 
kann. Ich glaube, wenn wir gegenwärtig den Beichluß faflen, daß alle Silber: 
tbaler aus dem on gezogen werben follen und durch Gold möglichft raſch 
erjegt werden müſſen, ſchwerlich Gold in hinlänglicher Menge durch irgend welche 
14% 
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Creditoperation ſofort geſchafft werben kann. Auf der einen Seite wird gegen 
über einem Plane, wie ihn Herr Sonnemann vorſchlägt, die Meichöregierung 
erflären, daß fie dafür nicht fofort Gold genug beforgen Tönne, auf der andern 
Seite werden und bei einem Discont von 6°%/, die Gewerbetreibenden Tagen: mie 
könnt Ihr und augenblidlih aller diefer Zahlungsmittel berauben ? 38 babe 
deshalb darauf hingewieſen — und Herr Sonnemann bat es beftätigst — 
daß in den Banken eine große Maſſe Silberthaler nicht vorhanden find. Silke: 
barren dürfen zur Dedung von Noten überhaupt nicht mehr verwendet werben 
An Solobarren aber hat die Preußiſche Bank am Anfang des Jahres nur eireos 
über 30 Millionen Thaler ihres ganzen Baarvorrathes gehabt. Das übrige fl 
alles zu Reichsgoldmünzen umgeprägt. Die Banken find vaber im Beſtz einer 
großen Menge von Reichsgoldmunzen, die nöthigenfall® in Circulation treten und 
in ihren Caſſen entweder durch Barren oder nad meinem Vorſchlage ba ver 
Reichsbank zeitweife durch Thaler erſetzt werden können. 

Was dann die Beſorgniß angeht, bei einem weiteren Sinken des Baaroorrati 
werde die Reichsbank in Berlegenheit kommen, wenn ihr Baarvorrath zum Theil 
aus Thalern beftände, Die fie zur Noteneinlöfung nicht verwenden dürfte, jo muß 
ich geſtehen, ich glaube nicht, daß der Baarvorrath der Preußiſchen Bank noch 
erheblid; weiter ſinken wird, als gegenwärtig. Diefes Sinken kommt ja, wie gan 
richtig mgedeutet wurde, zum größten Theil daher, daß die Meinen Noten eis 
gezogen werden. Die Bank ift überdies — geweſen und zahlt ſeit Zuli 
des Jahres auch Gold aus, nicht blos Silberthaler. Da iſt es naturlich, daß 
man die Rüde im Verkehre dadurch zu erſetzen ſtrebt, daß man die großen Noten 
präfentirt, und die großen Banquiers fi) mit Goldmünzen aus der Preußiſchen 
Banf verforgen. Diele ganze Operation der Einziehung der Fleinen Noten ifl 
aber nicht eine ſolche, die noch bevorftände, ſondern bis zu dieſem Augenblid be 
weitem zum größten Theil ſchon vollendet ifl. Es waren, wenn Sie die Ziffern 
zur Hand nehmen wollen, die ich zufammmengeftellt habe, an kleinen Banknoten 
unter 100 Mark zu Anfang des Jahres noch 540 Millionen Mark ın Cours, Ende 
Auguft aber nicht einmal mehr 170 Millionen Mark. In dem einen Monat Augufl 
Batte die Menge der umlaufenden Noten ımter 100 Mark ungefähr um 90 
Millionen Mark abgenommen und wenn der September und October nur an 
nähernd eine ähnliche Abnahme zeigen follten, jo wilden zur Zeit bemabe ?ıo 
ber zu Anfang des Jahres umlaufenden Kleinen Noten ſchon eingezogen fein. Die 
andere Urfache des verminderten Baarvorraths unferer Banken ift der gewöhnliche 
Herbitbevarf an kleinen Zahlungsmitteln, der aus verfchiedenen Gründen, namentlih 
der guten Wein und Komernte halber, dies Jahr ziemlich groß zu fein ſcheint 
und der nicht mehr wie früher zum Theil mit Zehnthalernoten befriedigt werben 
kann. Auch dieſer Herbftbevarf dürfte feinen Höbepunft erreicht haben und im 
nächſten Quartale, ganz beſonders aber im erften Quartale des nächſten 
ein gewiſſes Rückſtrömen des Metaligelves in die Bankeaſſen wahrſcheinlich fein. 

Er ſcheint mir daher, Daß mit der von mir vorgefchlagenen Abanderung, auch 
ber letzte Theil meiner Thefen unbedenklich ift. Die Abänderung geht dahin. 
daß an Stelle der erften Worte in Thefld 2b geſetzt werde: 

bi8 zu einem die Hälfte ihres Baarvorraths nicht überfteigenden 
Betrage unter Garantie des Reiches für einen gewiſſen Goldwerth ber 
Reichbbank zu überweiſen u. ſ. w. 





Debatte. 2318 
In dieſer Modification bitte ich Sie der Reſolution zuzuſtimmen. 


v. Roggenbach: Die Anträge des Referenten Tiegen vor, ich brauche 
wohl nicht Nr. 1 noch zu verlefen. 
en angenommen.) 
Dazu Tiegt vor ein Antrag des Herrn Prof. v. Bilinsti. Ich weiß nicht, 
ob nad den Erklärungen, bie der Referent über den Charakter des Funfmark⸗ 


ftädes als Scheidemunze gegeben hat, eine Abſtimmung noch erforderlich ſcheint. 
v. Bilinski: Es ſchadet ja nichts, wenn er auch verworfen wird. 
v. Roggenbach: Ich bitte alſo abzuſtimmen über den Antrag Bi— 


linski: 

Ebenſo find bie durch das Miunggeſet geſchaffenen Funfmarkſtucke 
zu beſeitigen und bei den Einlöſecaſſen ——— „, wogegen bie 
Scheivemünge nit mehr als drei Mark betvagen fol. 

(Wird abgelehnt.) 


Darauf wird Thefis 1 des Referenten angenommen, ebeufo Theſis 2a 
und 2b in der vom Referenten ſelbſt vorgefchlagenen veränderten Faſſung. 
Die ganze Reſolution lautet nun: 
1. Nach Durchführung des Reichsbankgeſetzes iſt es zur Wahrung des 
Werthes der deutſchen Reichswährung, ſowie zur Sicherung einer rich⸗ 
tigen Discontopolitik Seitens der Zettelbanken dringend — daß 
unter Aufhebung von Art. 15, 1 des Reichsmünzgeſetzes die A 
pflicht der Eine und Zweithalerftüde bentichen ımb ——e Ge⸗ 
präges auf Beträge, die 100 Mark nicht erreichen, beſchränkt und zu⸗ 
gleich Caſſen errichtet werben, an denen größere Beträge dieſer Münzen 
gegen Reichögolburüngen umgetaufcht werben können. 
2. Soweit die zur Einlöſung kommenden Eins und Zweithalerſtücke ſich 
nicht fofort verkaufen Iaffen, find dieſelben 
a. in den Reichscaſſen aufzubewahren, um Tora, in Weichöfilber- 
münzen außgeprägt oder verfanft zu wer 

b. bis zu einem die Hälfte ihres —æe— nicht überſteigenden 
Betrage unter Garantie des Reiches für einen gewiſſen Goldwerth 
der Reichsbank zu überweiſen, bei der fie als geſetzliche Baardeckung 
der Noten vorläufig gelten können. Die Verwerthung dieſes Silbers 
bat dann allmälig in den nädften Jahren auf Rechnung des 


Reiches zu erfolgen. 
Als Punkt 3 (läge Brof. v. Bilinsti vor beizufügen: 
Zur Erleichterung des Kleinverkehrs find die Silberfcheidemiingen 
ohne Rückſicht auf die die Thalerſtücke betreffenden Maßregeln bald- 
möglichft einzulölen, 
(Wird abgelehnt.) 


v. Roggenbad: Der nunmehr zu verhandelnde Antrag Wolf, Weiſe, 
Schulze, einen beſchleunigten Druck des Naſſe'ſchen Vortrags vor Druck der 
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ganzen Verhandlungen zu bewirken, charalteriſtrt fich als eine Bitte an unferen Herm 
Präfidenten; ich fchlage vor, denſelben dem Ausſchuſſe zu überweiſen, der ja doch 
die Berhältnifie allein überjehen faun, die e8 ermöglichen, diefem Antrage unter 
Umftänden gerecht zu werben. Wenn Fein Widerſpruch erfolgt, würde ich dns 
Einverftänpniß der Verfammlung hiermit als vorhanden annehmen. 

(Ein Widerſpruch erfolgt nicht.) 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Damit Haben wir unfere Tagesordnung übe: 


Haupt erlenigt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Roth. 


Roth ur Geſchäftsordnung): Um, was id auf dem Herzen Habe, au 


ſprechen zu konnen, Babe ich mid zur Geſchäftsordnung gemeldet. Mic hat 
e8 immer geſchienen, daß eines der weientlichften Ziele einer guten Kinder 
erziehung fer, daß man den Kindern einen Begriff, ein Gefühl der Dankbartet 
einpräge. Dieſes Gefühl, welches mir von meinen Eltern eingeprägt worden ift, 
hat ſich bis Heutzutage ın mir bewahrt, und dieſem möchte ich Sie erfuden, 
Ausdrud zu geben, indem ich Ste auffordere, zu Ehren unferes geehrten Pri- 
ſidiums fir die u und elegante Leitung unferer nicht immer leichten Ber: 
handlungen ſich zu erbe 
(Sefchiebt.) 


Bor. Prof. Dr. Naſſe: Deine Herren! Wenn wir, wie ich glaube, auf 
unfere Verhandlungen mit einiger Befriedigung zurüdjehen können, fo danfen 
wir dies ganz gewiß der Mitwirkung, welche Sie alle durch zahlreiche 
Erſcheinen gewährt haben, aber viel mehr noch, und namentlich viel mehr als ver Lei⸗ 
tung des Präſidiums den Herren Referenten, die durch ihre Vorträge bie 
Iungen jo vortrefflich eingeleitet, vor Allem aber auch den Gutachtern, die in fo 
jelbftlofer Weile uns die Gutachten geliefert, und endlich allen Denen, die an den 
Debatten theilgenommen haben. Ich danke denjelben, fo wie ferner auch ben 
Herren Schriftführern, die mich fo freundlich unterftügt haben, für ihre Mit: 
wirkung, und hoffe, daß die Beſtrebungen des Vereins mehr und mehr erfolgreich 
jein werben, erfolgreich zur Hebung der Lebensweile, der Denfungsart und ber 
legten Tebensziele unfered ganzen Volles. — Ich ſchließe hiermit die Berfammlung. 


(Bravo |) 
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A. 
Schema zu einem Lehrbertrag. 


Anmerkung: Das mit fetter Schrift Gebrudte ift nur beifpielameife ausgefüllt. 

Zwiſchen Herm Friedrih Schmidt, Schuhmachermeifter in Leipzig, und 
Herm Earl Reichel, ald Bater des unmündigen Wilhelm Reichel aus Benig, 
ft Heute nachſtehender Lehrvertrag abgeichloffen worden. 

1. Herr Friedrich Schmiht, als Lehrherr, verpflichtet fi, den genannten 
Wilhelm Reichel, als Lehrling, das Schuhmadergewerbe zu lehren, venjelben 
in allem vorlommenden Arbeiten forgfältig zu unterrichten oder unterrichten zu 
laffen und ihn überhaupt, ſoweit dies in feinen Kräften fteht, zu einem tüchtigen 
und geſchickten Schuhmacher beranzubilven. 

2. Der Lehrherr bat insbeſondere dem Lehrling bie erforberliche Zeit zum 
regelmäßigen Beſuch der gewerblichen Fortbildungsihule zu gewähren und 
ihn zu deren fleißiger Benugung anzubalten, 

3. So lange der Lehrling das 16. Lebensjahr nicht wollendet hat, darf 
die tägliche Arbeitszeit da8 Maaß von 10 Stunden feinesfalld überjchreiten. 

4. Die Dauer der Lehrzeit wird auf drei Jahre, vom 1. April 1873 
an gerechnet, feſtgeſetzt. 

5. Der Lehrherr nimmt den Lehrling während der Dauer der Lehrzeit 

egen ein von deſſen Vater zu entrichtendes monatliches Koftgeld von Fünf 
aler m Koft und Wohnung. Ein Bett Hat der Lehrling ſelbſt mitzubringen. 

6. Das Lehrgeld beträgt Bierzig Thaler und ift von dem Vater des 
Lehrlingd zur Hälfte bei Beginn, zur anderen Hälfte bei Beendigung der Yehr- 
zeit zu entrichten. 

Wird jedoch das Verhältniß durch Schuld des Lehrlinge ($ 120 ber Ge- 
werbeordnung) vor Ablauf der Zeit gelöft, fo ift bie zmeite Hälfte des Lehr: 
gelbes nachzuzahlen und fofort fällig. 

7. Wegen Geftundung Koſt⸗ umd des Lehrgeldes bleibt beionbere Ver: 
einbarung zwiſchen ben vertragsjchliependen Theilen vorbehalten. 


216 Anhang. ® 


8. Der Lehrling verſpricht, fich jederzeit treu, reblih, fleißig und wohl⸗ 
gefittet zu betragen, den Weiſungen bed Lehrherrn oder der von —* Beauf⸗ 

tragten —* pünktlich Gehorſam zu leiſten und mit den ihm awertrauten Wear: 
zeugen und Materialien ſorgfältig umzugehen. 

Für alle dem Lehrherrn etwa durch Boswilligkeit oder Fahrläſſigkeit des 
Lehrlings erwachſenden erweislichen Schäden hat der Vater des letzteren dem 
erſteren als Selbſtſchuldner aufzukommen. | 

9. Der Lehrberr wird dem Lehrling nad Maaßgabe ver Fortſchritte, 
welche derſelbe bei Ausführung der ihm übertragenen Arbeiten bekundet, einen 
allmälig wachſenden Lohn gewähren, und zwar nach Ablauf des erſten Lehr⸗ 
jahres mindeſtens ein Drittel, nach Ablauf des zweiten mindeſtens zwei Drittel 
des mittleren Geſellenlohnes. 

10. Falls der Lehrherr Das Koft: und Lehrgeld oder eines von beiden 

geftundet hat, ift er bereihtigt, den von ihm zu gemährenden Lohn zunächſt da- 
gegen aufzurechnen. 

Der Lehrherr hat dariiber Bud) und Rechnung zu führen und es ift zwiſchen 
beiden Theilen vierteljährlich Abrechnung zu balten. 

11. Soweit der dem Lehrling zu gewährende Lohn nicht durch Aufrechnung 
aufgezehrt wird, ift derſelbe durch den Lehrherm bei einer Sparcafle an⸗ 
zulegen, und es darf darüber ohne Vorwiſſen des Vaters des erſteren nicht 
un. werben. 

Im Uebrigen find für das beiderſeitige Verhältniß die nachſtehend 
— Beſtimmungen der Gewerbeordnung maßgebend. 


Leipzig, den 1. April 1873. 
Friedrich Schmidt. Catl Reichel 


Auszug aus der deutſchen Reichs Gewerbe Ordnnug ⸗ 
Verhältniſſe der Lehrlinge betreffend. 


8. 115. Als Lehrling iſt Jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrhem 
zur Erlernung eines Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unterſchied, ob je Er: 
lernung gegen Lehrgeld oder unentgeltliche Hulfsleiftung ſtaitfindet, oder ob für 
die Arbeit Lohn gezahlt wird. Auf Lehrlinge über 18 Jahre finden bie Be 
flimmungen der 88 106, 116, 117 und 119 feine Anwendung. 

$ 116. Bon ber Befugniß, Lehrlinge zu halten, find ausgeſchloſſen Die: 
jenigen, welchen wegen anderer, als politifher Berbrecien oder Bexgehen ber 


Bollgenuß der —* rgerlichen Rechte entz für die Zeit der Entzi 
fon fie nicht in diefe Nechte wieder t, oder welche wegen 
oder Betruges rechtskräftig verurtheilt worben find 


8 117. in Gewerbetreibenver, welcher = der Befugniß — 
— ie if, darf aud die bereits angenommenen Lehrte 
beibehalten. Die Entlaffung unbefugt angenommener ober Si 
ine tann im eo polizeilichen nn — ngen wer Win = 
118. Der Lehrherr muß ſich angelegen ſein laſſen, den 
Beſchaͤftigung und Anweiſung zum tüchtigen Gefellen auszubilden. Er darf 
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dem Lehrlinge bie hierzu erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Verwendung 
zu anderen Dienfleiftwagen mit entziehen. Der Lehrherr muß bemüht fein, 
den Lehrling zur Arbeitjamteit und J guten Sitten anzuhalten und vor Laſtern 


ſellen oder Gehülfen ee ——— 

8 120. Das Lehwerhaltniß kann in den Fällen, welche im 8 111 be 
ꝓichnet find, von dem Lehrherrn vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben werben. 
Sind für einen ſolchen Fall feine bejonderen Berabredungen getroffen, fo ift das 
Lehrgeld ſtets für die bereitS abgelaufene Zeit zu entricgten. Daneben gebührt, 
wenn der Lehrling in den Fällen des $ 111, Nr. 1—5 zu feiner Entlaffung 
Beranlaffung gegeben bat, dem a. en Entfößdigung das weiterlaufende 
Lehrgeld bis zu einem halbjährigen Bet 

8 121. Wider den Willen bes — * kann das Verhältuiß vor Ab⸗ 
lauf der Lehrzeit aufgehoben werben, wenn ver — die ihm nad 8 118 
obliegenden Verpflichtungen gröblich hernachlafſigt oder das Recht der väterlichen 
Zucht mißbraucht. Fällt die Entſcheidung nn gegen ben Lehrberen aus 
(6 108), to ann derſelbe zur Erſtattung ber durch Die anderweitige Unter 

bringung des Lehrlinge entitehenden Mehrkoſten im Rechtswege angehalten 
werben. Letzteres gilt aud non dem alle, wenn dem Lehrherrn die Befugniß, 
Lehrlinge zu halten, entzogen wird (8 117). 

$ 122. Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhältniß ber Lehr- 
xit aufgehoben werden, wenn der Lehrling zu einem anderen be oder zu 
einem anderen Berufe übergeht. Dem —2 iſt in dieſem Falle, wenn nicht 
ie no verabredet — das weiterlaufende Lehrgeld noch bis zu einem halb⸗ 

en Betrage zu 

8 123. Di den Tod des Lehrherrn ober Lehrling wird ber Lehr 
vertrag aufgehoben. Auf den Antrag des einen oder des anderen Theiles ift 
ber au dann aufzuheben, wenn ber Lehrherr oder ber Lehrling 
yar Erfüllung der eingegangenen Berpflihtungen unfähig wird. In beiden Fällen 

wenn nichts Anderes verabredet if, die Auseinanderfegung binfichtlich 
DS ne abgelaufenen Theiles der Lehrzeit zur 


ganzen Dauer derſ 
8 124. Bei Auflöfung des — tann der Lehrling über bie 
Dauer der Lehrzeit und die während derſelben erworbenen Senutniffe und Fertig- 


feiten, fowie über fein Betragen vom — ein Zeugniß fordern, welches 
auf Antrag ber Betheiligten und wenn gegen ben a en 
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Motive und Erläuterungen. 


Wenn manche Lehrherren das Halten von Lehrlingen einſeitig aus dem 
Geſichtspunkte betrachten, daß fie fi dadurch wohlfeile Arbeitskraͤfte ſchaffen 
wollen, ſo beruht dies auf Ft anne Verkennen des Weſens der Sache. 
Zweck 8 Lehrverhältnifies ift, den Lehrling in dem gewählten Fade zu einem 
in jeder Beziehung tüchtigen Arbeiter auszubilven. Eiiftverftändl dh kann dies 
nur gegen eine angemeſſene Gegenleiſtung geſchehen, aber das Hauptgewicht liegt 
auf Seiten des Lehrlings. 

Häufig entſpringen Uebelflänbe Daran, daß der Lehrling und nn Eltern 
oder Erzieher fidh in der Wahl des Gewerbes vergriffen haben. Es wird fid 
daher umter Umftänven empfehlen, zunächſt eine Pe von etwa 2—4 
er ee ee blauf den Lehrvertrag feſt 
abzufchli 

Es hätte dies zugleich den — daß die Dauer der Lehrzeit je 
— den Anlagen und der Vorbildung bemeſſen werden könnte, welche der Lehr: 

Mehr wort Gewiß würde mandyer Knabe aus guter Familie dem Gewerbe 

werden, wenn er nach gemofiener tüchtigerer Schulbildung etwa 

bis zum ah —e mit einer — = eit zum Ziele gelangen önnte. 

Ueberhaupt ift die Lehrzeit (8 4) nad ben ifien des einzelnen Falles 
zu normiren. 

Unter allen Umftänden muß, wenn das Gewerbe im Allgemeinen gehoben 
werben foll, ven Lehrlingen Zeit zum Beſuch der vorhandenen Sortbildungs= 
ſchulen gelaffen werden. Von gar nicht genug zu fchägender —— iſt 

namentlich ein zweckmäßiger Beihenunterricht. Bei ber leider noch ver⸗ 
breiteten Abneigung mancher Lehrherren gegen den Belag) © der Fortbildungs 
ſchulen von Seiten der Lehrlinge darf in dem Vertragsſchema eine Beſtimmung 
darüber un fehlen ($ 2). 

Damit fieht im Zuſammenhang, daß die Arbeitszeit nicht über das 
rechte Maaß ausgedehnt werden darf. So lange die Arbeitszeit nicht all- 
gemein geregelt ift, jollte die Beſtimmung in $ 128 ber ee Nu 
wonach junge Leute vor vollendetem 16. Lebensjahre in Fabriken nicht über 
10 Stunden > täofich beihäftigt werben dürfen, wenigftens auf die Lehrlinge bis 
zu diefem Alter ausgedehnt werden (& 3). 

Dem Lehrling feine — Pflichten ausprüdlich einzuſchärfen 
und zugleich den Vater oder Vormund für erweisliche Schäden, die jener durch 
Derlegung feiner Pflichten etwa zugefügt, verantwortlich zu machen, erſcheint 
nach dem Borbilde mehrerer gebräuchlicher Formulare nicht unzwedmaßig (& u 
Im Uebrigen enthält die Gewerbe⸗Ordnung über bie beiderfeitigen Rechte und 
Pflichten, über die Gründe ber Vertragsauflöſung u. |. w. fo leicht verftänd- 
Tiche a ähige Vorichriften, daß eine Verweifung darauf genligt ($ 12 
und An 

Bu den meiften Mißhelligkeiten führt die häufige Unklarheit ber Parteien 
über die wirt hſchaftliche Seite des Verhältniſſes. Die Leiftungen bes 
Lehrherrn — die eigentliche Lehre und in der großen Mehrzahl der Fälle vie 
Gewährung von Wohnung und Koft — werden gegen das fogenaunte Lehrgeld 
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(das oft genug wegfällt) und gegen die Hülfe, welche ber — — 
im letzten Theile der Lehrzeit dem Meiſter leiſtet, in Bauſch und Bogen auf⸗ 
a ohne klar zu ftellen, daß in ber erſten Zeit Die ganze Laſt einfeitig 
auf den Lehrherrn —* während am Schluſſe ber Lehrling bie Stelle eines 
vertritt. Ia, fehr oft oft wird bie Lehrzeit auf eine längere Reihe von 
feftgeftellt in dem mehr oder weniger ausgeſprochenen Bewußtfein, daß 
das letzte Sabr nicht — der Lehre — ſondern hauptſächlich den Zwed 
haben ſoll, den Meiſter für die in der erſten Zeit ſo gut wie ohne Gegenleiſtung 
gewährte Lehre, Koſt und Wohnung ſchadlos zu halten. Die MR, daß 
8 dem Lehrling nach Ablauf der erften Lehrjahre vortbeilhafter erjcheint, aus 
ver Lehre zu entlaufen, und daß der Lehrherr, deſſen Anfprüche Pr — "wohl 
zur Ziffer bringen Iafien, das Nachfehen bat. Auch die Beftlegung einer Eon- 
ventionalftrafe gewährt dagegen feinen ausreichenden Schutz. 

‚Die Schwierigkeit fann freilich Niemand befeitigen, daß von dem Lehrling 
ſelbſt und von deſſen Erziehern in vielen Fällen wegen mangelnden Vermögens 
nichtß zu erlangen ift. Aber felbft in dieſen Fällen wird e8 auf das Verhalten 
der legteren von nicht zu unterſchätzendem moraliſchen Einfluffe fein, wenn das 
Soll und Haben beider Theile in jedem Zeitpuntte der Lehre 
ohne Mühe Har zur Ziffer — werden kann. 

Das iſt jedoch nur dann möglich, wenn man zu Gunſten bes Lehrherrn 
nicht blos ein beſtimmtes Lehrgeld, ſondern auch ein angemeſſenes Koft- 
geld, dagegen zu Gunſten des Lehrlings und ſeiner Vertreter einen im Ver⸗ 
ſaitmiß feiner Leiſtungen wachſenden L ER ſatz auswirft. 

Geſetzt, das Lehrgeld und Koftgeld wäre dem Vater (oder Vormunde) bes 
enlings vollftändig geftunbet, jo würbe fih, unter Zugrundelegung der in das 

ielsweiſe eingetragenen Ziffern, die natärlih je nad den ört— 
liden Berhältniffen abzuändern find, und bei Anmahme eines mittleren 
Geſellenlohnes von 4 Thaler, die Rechnung etwa wie folgt geftalten: 


SOLL. Grfte Abrechnung vom 1. Juli 1878. HABEN. 
Rchrgelb, 1 fte 20 — |8ob er 
‚1. Hälfte. 2.20. — Loh..  e — — 
Koßgelb, 3 Monatee..... — ET — — 
Ribin Guthaben des Lehrlinge . . — — Mithin Guthaben ves Lerherrn 8 
35 — 55 — 


Zweite Abrechnung dom 1. October 1878. 
vo — — des Lehrherrn — bes Guthabens des Lehrlingg — — 


— — gicee nn — 
Rithin ben des Lehrlingg Mithin Guthaben des Lehrherm . . 50 25 
50 2 50 25 


Dritte — vom 1. Januar 1874. 
7* Guthabens des Le rm 50 25 Bortra bes Guthabens bes Lehrlinge — - — 
ne Near en en rue ua 
ENDE BIETER TETETE — — Beſondere Belohnung 


5 
Mühin Guthaben des Lehrlinge . . — — ii n Guthaben bes Lehrberm . . 60 25 
65 
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SOLL. Bierte Abrechnnug vom 1. April 1874. HABEN. 
—ãA — des Lehrherru > 25 u Fee des Guthabens bes Behrlinge — -- 
— ——— ———— VE a 
Withi in Guthaben bes Lehrling „. — — ei n Qutbaben ; 6 10 
75 2 2% 


Fünfte Me dom 1. Zuli 1874. 
Bortrag des Guthabens des Lehrherrn . 101 Vortrag des Guthabens des Le int -- 
Kofgeld, 3 Monate -. . x.» — — [ohn, 13 Wochen & 1"), Thlr ‚M J 


Mühin Guthaben des Lehrlinge ._. — — * Guthaben bes Lehrherru 
3370 





= } 

Sedjite Eee vom 1. ÖOrtsber 1874. 

a. MN NR Een 6 7 Bortrag bene — 
—* Monate. 15 — Nohn, 13 ern 1Y%s ae 111 


A uslase für 1 neuen Rod . - 0 —I. . . 2» 2 2 2 2 ne nen 
Mithin Guthaben bes Lehrlinge . . — — Mitkin Guthaben des Lehrheren . Ina x 
91 — 


Siebente Abrechnung vompi. Sanuar 4875. | 


Bortrag bes ——— des Lehrherrn 20 1 Bortrag des Guthabens des Lehrfingd — — 
Range, Monte... 2... — Lohn, 13 Wochen & 1%, Thlr .ITM 
a u er ns Yürre — — |Befondere Bergätun ee 
Mithin Guthaben des Lehrlinge ._. — — |Mithin Guthaben des bes ehrheren ..66 19 
88 20 88 2 

Achte Abrechnung vom 1. April 1876. 
Bortrag des Guthabens bes Lehrherru ® 10 Bortrag des Guthabens de# — 
Koſtgeld, 3 Monate . . . ’ — — Lohn, is Wochen A 1%, Thir „231% 


. .[ 8 008 8 LT LT u TI Te a 2.2 ee 2 2 2 0 64 


Mühin Guthaben bes Lehrlinzs — —|Mitfin Guthaben des Lehrhern 0 2 
5 10 





Neunte Abrechnung vom 1. Zul 1875. 





Bortrag des Guthabens bes Lehrherrn 20 Bortrag des Guthabens 
Kofigelb, 3 Monate . . . an — Lohn, As Wochen à 2%, — 
Vithin Guthaben des Lehrlice — — | Mitgin Guthaben des Lehrherrn 

74 20 


Beute Abrechmuug vom A. October 1825. 


Bortrag des Guthabens des ee ee des Buthabens bes Lehrlinge — - 
Kofgelb, —— — Io bu Sohn, 13 — io .212 
— — — ee ae Kihaben bes euer. 
mi on ze u > 
Elfte Abrechnung vom 1. Iauuar 1876. 

Bortrag des Gut De ben eelıbern 1 10 1 Bort des Guthabens des Lehrlinge — - 
Rongelh, If Fee Be = ..: 1 — — te, 1 Wegen“ 2"/s Thlr.. —— 
.... e—7 1a = . 20 


in Guthaben des Lehrlinge . . 510 Mitbin Guthaben des Lehrheren er 
zu AI 7 
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Zwölfte Abrechnung dom 1. April 1876. 
Bortrag des Guthabend des —n — — IBortrag bes —— des Sie 8 510 
engel, 3 Monate . 2. 2... — [%ohn, 13 Boden db 3, Thlr 43 10 
Begrgelb, 2. Hälfte. . . . . 20 -- A von */; des — | 10 — 
Mithin Gutfaben des Lehrlinge ._. 23 20| Mithin Gut des Lehrherrn . . — — 
58 20 68 20 


Der Lehrling wurde nach dieſem Beiſpiele am Schluffe der Lehrzeit nicht 
nur bie von feinem Vater fir ihn contrabirte Schuld vollſtändig abgetragen, 
ſondern nod ein Guthaben von 23 Thlr. 20 Sr. ſich erworben, außerdem 
fih einen neuen Rod jelbft geichafft haben. Bet niedrigerem Kofigeld fönnte 
das Guthaben des Lehrlings ad erheblich Höher anwachſen. Was aber un⸗ 
Teich mehr werth ift: es würde durch dieſes naturgemäße Berfahten die 
Scende am Erwerben und am Sparen in ihm erweck fein... ‘Der 
Lehrherr jernerfeits Hätte zwar J—— nicht nur den Lehrling ohne klingenden 
Entgelt unterrichtet, ſondern müßte ſogar ihm noch etwas herauszahlen; er 
würde aber ſicher in dem dadurch angeſpornten Fleiße des Lehrlings und deſſen 
vermehrten Leiſtungen reichlichen Erſatz gefunden haben. Sollten 
übrigens z. B. die Vorſteher von Waifenanftalten auf derartige Beſtimmungen 
(abgeſehen vom Schlußſatze des 8 5 und dem legten Abſatze des 8 8, die ſich 
leicht ſtreichen lafſen) wider Erwarten nicht eingehen, fo müßte für ſolche Aus- 
nabmefälle der Vertrag modificirt werben. 

Zu den vierteljährlichen Abrechnungen find am beften je zwei gleich 
Iautende Bücher zu benugen, für die fich der geeignete Vordruck nach dem 
vorftehenden Schema leicht herftellen läßt. 

Sp laufen die Beftimmungen der 88 5—7 und 9—11 auf das Ziel 
hinaus, von deſſen beharrlicher el das Emporblühen der Gewerbe 
überhaupt zu einem guten Theile ab 

wirtbichaftlic rechnen zu lernen. 
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B. Weberfiht der Einnahmen uud Aus 


! ! 
Einnahmen. | | 
ul 1 
1873/74 „ zahlende — ä ° Nat... a — I [198 |- 
1874/75 1 59 — 310 5. ce |) 1500| - 
1875/76 10 ee [= 10 — 
Besejänß 5 008 bem Sabre 1872/73 ee re ee | — — 297|32 
tt&geld nn in zablende Beſucher. —— 68 — 
e⸗ er 6 — 
—— — —— | 20, — 
a'nfenberghung | ten® bes Gaffirers ß ... 62126 
uthaben des Caſſirers). .. . h— —2981 





Bemerkungen des 


1) Die am 10. October 1875 in Eiſenach neu eingetretenen Mitglieder für 1874.75 
find in biefer Zahl nicht enthalten. 

2) Ohne die Koften für die Vorbereitung der diesjährigen Berfammlung wäre as 
Stelle des Deficits ein Keiner Cafienüberjchu vorhandn 
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gaben des Vereins für Sorialpolitil. 


Ausgaben. + 4lala 


a 
u. 99 v. . ee et 12 0 0... 


n 1875 (bis jest) 





Borti {nd Gefamm t. SI 
Drud * Theſen 1873 bis 1875 . 
Satz, Druck — Kusjguß-Ginfabungen umb Brotocolie 
bis Ba 





245 42 
141 |85 
—| 121| 20 
F er „ ber Eintritt” und Mitgliebstarten —| 5917 
” * „von Adreßſtreifen | — 
— „ von Statuten und Aufforberungen ium 
Beitritt ins Gefammt . | — 246 650 
„ von 5310 Circularen viererlei Faffimg 
(Aufforderung zum Beitritt) nebſt 4250 
Einladungen und 4000 Statuten . . — |—|| 239 | 20 
Auen und ‚Ausfchreiben von 7056 Adreffen * weiſe- 
und Landtagsabgeordneten Deutihlande . . — [—! 211 |50 
orto für Verſendung biefer Einladungen ... —1—- | 301 | 60 
eine Koften . ee ne a a en 
32 Schriften J. Be ee u a ee N are 19 | 20 
32 r DRG 2 44 | 80 
2 IH. 20 | 80 
156 * IV... 202 | 50 
191 5 V. 249 — 
192 Br vi 76 |80 
190 „ vo j 294 |45 
189 Pr VIII 302| 5 
155 r IX. 325 | 50 
163 Mn X.) 505 | 30 || 2040 | 40 
| 54u9 | 24 


Rehnungsführers. 


1) In den Koften der Berfammlungen 1873 und 1874 find 
die Reporter:Honorare, 
die Stenographen⸗Honorare, 
bie autographirten Sitzungsprotocolle (1873), 
bie burs die Zeitungen erfolgten Einlabungen 


hr Vetreffs der Druchſchriften iſt zu bemerken. daß die Mitglieder für 2 Jahres- 
beiträge, alfo für 20 Marl, Schriften erhalten haben, welde auf dem Wege bes 
Buchhandels bezogen, einen Werth von 27 Mark 20 Pfennig repräfentiren. Auberbem 
find von dieſen 20 Mark die ig —— Koften des Bereins beſtritten 
worden, zum Theil auch die Koſten der Verſammlungen. 


C. 


Der Ausſchuß des Vereins für Socalpolitit pro 1875/76 beieft 
ans folgenden Herren: | 





1) 1874 gewählt: 2) 1875 gewählt: 
Bacmeifter, Brentano, 
Engel, der, 
Seibel, en 
Helb, alle, 

Hirſch, Knapp, 
Janſon, Knies 
Roſcher (Leipzig), Ludwig⸗Wolf, 
moller, Naſſe, 
Sombart, Neumann, 
v. Sybel, v. Roggenbach, 
Tiedemann, Samter, 
Wagner. Schulze (Main) 
3) 1875 coopfirt: 
Brinckmann, 
Genſel, 
Gneiſt, 
Löwe⸗Calbe, 
v. Oertzen 
v. Plener 


Roth (Chemnity, 
Schönberg, 





D. 


Derzeichniß der Mitglieder des Vereins für Social- 
. politik im Jahre 1875. 


Auspitz, R., Mitglied des Reichsraths ꝛc., Wien. 
Backofen, Fabrikant, Mittweida i S. 
Bacmeiſter, J. Hofbuchhändler, Eiſenach. 
Bernau, Kreisgerichtsrath, Cöln a. Rh. 
Bernhardi, Handelöfammer-Secretär, Bochum. 
Bertram, Verlagsbuchhändler, Halle a. S. 
Beffer, Verlagsbuchhändler, Gotha. 
Beta, O., Schriftfteller, Berlin. 
Bilinsfi, 2. Ritter von, Profeſſor, Lemberg. 
Binding, C. Profeſſor, Leipzig 
Blödner, Zimmermeifter und Bertreter des Thüring. Baugewerlen- 
vereins, Erfurt. 
Blum, Dr. W., Gemeinderath, Heibelderg. 
Bojunowsty, P. v., Hofrath und Rebacteur, Weimar. 
Brehmer, Dr. A., Sonfulent der Gewerbekammer, Lübeck. 
Brentano, Dr. Lujo, Brofeflor, Breslan. 
dmann, Dr. J. Secretär der Gemwerbefammer, Hamburg. 
Bücher, Dr. K., in Frantfurt a. M. 
Bued, Henri, Generalfecretär, Düſſeldorf. 
Bund der Baugewerke in Berlin. 
Calberta, Dr., Rittergutsbefiger, Merzdorf. 
Cohn, Dr. G., Profefior, Zürich. 
Conrad, Dr., Brofefior, Halle a. ©. 
Eongen, Dr., Profefior, Aachen. 
Dannenberg, Redacteur, Hamburg. - 
Dunder, Franz, Verlagsbuchhändler, Berlin. 
Eberty, Dr. &., Stabdtgerihtsrath. Berlin. 
Edardt Dr. J. Senatsfecretär, Hamburg. 
dv. Eichel-Streiber, Fabrilkbeſitzer, Eiſenach. 
Ellmwanger, Geh. Ob.-Finanzrath, Berlin. 
Embden, Dr , Secretär der Handelstammer, Hamburg. 
Engel, —— —— Berlin. 
Ephraim, ert, Berlin. 
Eras, Dr. W., Secretär der Handelskammer, Breslau. 
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Feliſch, Baumeifter, Bertreter des Verbandes deutſcher Baugewerks⸗ 
meiſter, Berlin. 
— G., Fabrikinſpector, Worms. 
eibel jun., , Berlagsbuchhänbter, Leipzig. 
Geibel, Paul, ern Unterrohn. 
Genfel, Dr. 3. . Secretär der Handelskammer, Leipzig. 
Georgi, A., Banquier, Mylau i. ®. 
Georgi, Dr. D., aa Leipzig. 
Gerftfeldt, Dr. Ph., Leipzig. 
Sun in Stuttgart. 
Gnetit, Dr. R., Profeflor, Berlin. 
Gold Hmi, Dr., BVrofeflor, Berlin. 
Goltz, Dr. Freihert von der, Profeſſor, Königsberg i. Pr. 
Handelskammer in Leipzig. 
Handelskammer in Plauen. 
Handelskammer in Bofen. 
artmann, Dr., Apotheler, Magdeburg. 
ärtel, De Redacteur, Leipzig. 
echt, Dr. r. $., Bankdirector, Weannheim. 
eine, Dr. C., Schleußig bei Leipiig, 
eld, Dr. von, Hofrath, Profeſſor, Würzburg. 
eld, Dr. A., Profeffor, Bonn. 
elldorf, bon, Oberbürgermeifter, Halle a. ©. 
elldorf, Sandrath, Bedra bei Merjeburg. | 
enneberg, %., Babrilbefiter, Gotha. | 
ermann, Baron, Wain (Württemberg). 
errfurth, Amtsvorſteher, Welig bei Schleuditz. 
ert, Dr. Guſtav, Hamburg. 
iidebrand, Dr., ‘Brofefjor u. Geh. Reg.⸗Rath, Jena. 
on Dr., Ober-Bergamtsaffefior, Dortmund. 
irſch, D r. Dar, Berlin. 
ish, Dr. Georg, Münden. | 
‚9. v., Regierungsdirector, Wernigerode. 
ge meifter, VBürgermeifter, Remſcheid. 
ol&gendorff, Dr. F. don, Profeflor, München. 
Sacobi, J., Redacteur, Berlin. 
annald), Dr, R., Dir. des ftat. Büreau, Drespen. 
anion, Vertreter der bindung der beutihen Gewerkvereine, Berlin. 
Soachim- Gehlſen, Chefredaeteur der —— Eiſenbahnzeitung, Berlin. 
Kalle, Fritz, Fabrikbeſitzer, Biebrich a. MB. 
Kautz, J. Profeſſor, Peſt. 
Kleeberg, En Stuttgart. 
snapp, Dr. G., Profelior, Straßburg i. E. 
Knauer, „aittergutßbefier, Gröbers b. Halle. 
Knies, Dr., Geh. Rath u. Profefior, Heidelberg. 
Königs, Dr., Afieffor, Berlin. 
Kreiter, Yranz, Apolda. 
Lazatus Dr., Profeſſor, Berlin. 
Leffſon, Ingenieur, Sranlenberg i. ©. 
Lehr, Se ei Karlsruhe. 
Leyn, Advocat, Amſterdam. 
Lilienthal, Dr. jur. €. v., Elberfeld. 
Lohmann, Geh. Re —3* Berlin. 
Löwe⸗Calbe, Dr., Berlin 
Löwenheim, Rebacteur, Eiſenach. 
Zudinig- Wolf, Pi a Großenhain. 
Maurendreder Profeſſor, — 
Meier, Dr. Ernft, Brofeffor, Halle a. 
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Meitzen, Dr. Aug., Seh. Reg.-Rath, Berlin. 
Melle, d., Senator, Hamburg. 
Meyer, Dr. 3. B. Profefior, Bonn. 
Meyer, Dr. Rudolf, Berlin. 
Minstowsty, Dr. v., Profeflor, Bafel. 
Diichels, Ferd., Redacteur der Volkszeitung, Berlin. 
Minnigerode, Baron W. v., Roffitten. 
Mithoff, Dr., Brofefior, Dorpat. 
Möller, Dr. Carl, Fabrikbeſitzer, Brackwede. 
Moltke, Graf, Regierungspräfivent, Wandsbeck. 
ren. Otto, Buchhändler, Berlin. . 
Müller, Stadtrath, Freiberg i. ©. 
Müller, Regierungsrath, Sächſen. 
Naffe, Dr. E., Brofeffor, Bonn. 
Kelle, Reifeprediger, Kangenberg. 
Nekmann, Director des ftatift. Bilreau, Hamburg. 
Neumann, Dr. 3. F., Profefior, Freiburg i. 2. 
Keumann, J., Rittergutsbefiger, Poſegnid. 
Niendorf, M. A., Redacteur, Berlin. 
Koorden, Dr. v. Brofeffor, Tübingen. 
Oelrichs, Dr. J., Obergerichtsanmwalt, Bremen. 
Delsner, Dr. L., Frankfurt a. M. 
Derten, — b., Rittergutsbeſitzer, Horn. 
Bend, Emil, Leipzig. 
Perthes, Emil, Verlagsbuchhändler, Gotha. 
Plener, Dr. &. v., Legationsrath, Wien. 
Rathgen, Bräfident, Weimar. 
Ratkowsky, Dr. M., Wien. 
Reden, v., Obergerichtsaffeflor, Liineburg. 
Nieth, Dr., Realgymnafialtehrer, Eifenad, 
Nittershaus, Emil, Barmen. 
Nie, W., Rechtsanwalt. Ohrdruf. 
Roggenbad, Yreiherr don, Staatsminifter a. D., Born. 
Nöpe, Paftor zu St. Jacobi, Hamburg. 
Roſcher, W., Geheimrath und Profeffor, Leipzig. 
Roſcher, Dr. &., Sccretär der Handelsfammer, Zittau. 
Rößler, Dr. C., Profeflor, Berlin. 
en Carl, Fabrilant, Chemnitz. 
Saͤltzer, E. Baumeiſter, Eiſenach. 
Samarin, J. v., Collegienrath, Moskau. 
Samter, U, Banquier, Königsberg i. Br. 
Scharf, Hugo, Kaufmann, Leipzig. 
Scharrer, H., Kaufınann, Nürnberg. 
Scheel, Dr. b., Profeſſor, Bern. 
Schmoller, Dr. G. Profefior, Straßburg i. ©. 
Schober, Dr., Regierungsafieflor, Leipzig. 
Schönberg, Dr., Brofefior, Tübingen. 
Schricker, Dr., Straßburg i. €. 
Schutze, J. Secretär d. mittelrhein. Fabrikantenver. Mainz. 
Sczepansty, Oberbürgermeifter a. D., Berlin. 
Siebert, Apotbefer, Marburg i. 9. 
Simons, Louis, Elberfeld. 
Sombart, Rittergutöbefiger, Ermsleben. 
Stabenhagen, Hauptmann a. D., Eifenad. 
Steinbeis, v., Präſident, Stuttgart. 
Stephani, Dr, Birgermeifter, Yeipzig. 
Stolberg, Otto, Graf zu, Wernigerobe. 
Ströl, Recdhtsprattifant, München. 
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Sulze, Dr. &., Paſtor, ame 
Sybel, Dr. "Director d. —— Staatsarchive, Berlin. 
heobald, es Ad., Hamburg. 
Thiel, Dr., Landesötonomierath, Berlin. 
Thorade, Banfvirector, Oldenburg. 
T orwart, F., Bremen. 
x edemann, Lanbrath, Mettmann. 
ur 9 v., Profeſſor. Berlin. 
Ungern⸗St rei v., Redacteur. Dredben. 
Varre , Dr. 6., Fl or, Marburg i. 9. 
Wagner, ra, Brofe or, nn 
Walter, Wrofen or, Königsberg t. Br 
Websty, Dr. ‚ Bobıi befiger, Wilftewaltersborf. 
Bedell-Dtaldjow, d — — Malchow. 
Weigert, Dr. N, Fabrik eſiher, Berlin. 
Weile, $., Redacteur ber Raifersi. Zeitung, Kaiferslautern. 
Weis: Dr. Bola, Peit- 
Weitemeyer, Rentier, Eiſenach. 
— — “en brath, Col 
ern, Freiherr v. udrath, edg. 
Wiedemann, Emil, Apolda. 
— Graf, Bobenftein bei Worbis. 
— Babritbeiger, Nordhauſen i. Th. 
Ras Ban uier, Eiſenach 
iller, Oberbuͤrgermeiſter, Meiningen. 
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Vorrede. 


Der Ausſchuß des Vereins für Socialpolitik übergiebt hiermit ber 

Deffentlichkeit einen Gutachtenband, ber an Umfang alle ähnlichen bisherigen 
Publicationen des Vereins übertrifft. Die Frage der Communalbejteuerung, 
u deren befonterer Behandlung ver Berein durch die Debatten über Per- 
imalbefteurung im Jahre 1875 veranlaßt wurbe, ift zur Zeit eine bren- 
nende, namentlich jeit ter jüngfte Gejegentwurf ber preußilchen Regierung 
belannt geworten if. Die Literatur über viefe Frage ift aber eine jehr 
jnirlihe und das nothwendige Material über die bisherigen Ausgaben 
und Einnahmen unjerer Gemeinden ift wenig zugänglid. 
_ Gewiß wäre eine grünpliche Enquete in hohem Maße angezeigt. Eine 
Sammlung von Gutachten verjchiedener Verfaffer kann zwar nicht für die 
mangelnde Enquöte, wohl aber einigermaßen für die geringe Literatur 
über unfere Frage entjchädigen. Die Abficht des Ausſchuſſes war bejon- 
verd darauf gerichtet, fachverftändige Gutachten aus verſchiedenen 
Theilen Deutfhlands und ven Autoren, bie einen verſchiedenen 
Standpumft vertreten, zu gewinnen, um fo eine möglichft vielfeitige 
Behandlung der Frage zu erzielen, 

Leider blieb manchen hervorragenden Gelehrten, Bolitifern und Com— 
munalbeamten gegenüber die Anfrage ohne Erfolg, Die zehn Gutachten 
aber, die ſchließlich zuſammenkamen, repräfentiren doch die verjchieten- 
artigften Stanbpunfte. Fünf Gutachten jtammen von Verfaſſern, bie 
in Preußen wohnen, und beziehen fich vorzugsweiſe auf preußifche Verhält— 
niſſe, theilweife insbefondere auf die größeren Städte, es find dies die 
Öutachten von Bruch, Hoffmann, E. Meier, Nafje und Samter. Das 
Öutadhten von Bruch enthält viel jtatiftifches Material über preußijche 
Froßſtädte. Das Gutachten von Heik enthält eingehende Statiftit ter 
ſtädtiſchen Communalfinanzen im Großherzogtum Weimar und bezieht ſich 
jumeift auf thüringifche Verhältniffe, das von Ludwig Wolf geht ven ben 
Auftänden im Königreich Sachſen aus, das von Zürn befpricht bayerifche 
Berhältniſſe und behandelt insbejondere bie indirecten Confumtiongjteuern 
in baberifchen Stäpten. Es find fomit vier beutfche Staaten vertreten. 
Das Gutachten von v. Reigenftein ®beleuchtet dagegen bie franzdfiichen Coms 
mumalfteuerzuftände, nebenbei auch die gefammte birecte Staatefteuergejeß- 
yebung Frankreichs, was wegen mancher Vergleiche von Interefje ift, und 
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der Metz'ſche Vortrag enthält noch beſondere Statiſtik über die Communal⸗ 
finanzen in Elfaß-Lothringen. Das Engliihe Communalftenerwejen wirt 


nebenbei von Naffe, auch von Meier erwähnt. Was bie perfönliche Stellung 


der Verfaffer betrifft, fo ift die Wiffenfchaft der Volkswirthſchaft und Fi⸗ 
nanz durch Naffe, Hei und Samter, bie tes Öffentlichen Rechts durch 
Meier vertreten. Zürn, Ludwig Wolf, Bruch und Hoffmann find höhere 
Communalbeamte, v. Reikenftein und Met Staats-Verwaltungsbeamte. 

Die vom Ausschuß geftellten Fragen jollten nur eine Richtſchnur für bie 
Berfajfer fein. Es war legteren unverwehrt, fich auf einzelne Fragen zu 
befchränten, wovon 3. B. E. Naſſe Gebrauch gemacht bat. Es find 
daher nicht alle geftellten Fragen von allen Verfaſſern überhaupt, am we- 
nigiten in gleihmäßigem Umfang bebanvelt. Um ven Gebrauch viefes 
Outachtenbandes zu erleichtern, mag e8 zum Schluffe geftattet fein, in 
aller Kürze die Stellung zıf präcifiren, welche bie einzelnen Berfaffer zu 
ben Hauptfragen einnehmen, foweit fie diefelben Überhaupt eingehend behan- 
belt haben. 

Die Frage, ob das Communalſteuerſyſtem felbftftändig geregelt wer- 
den, oder unbedingt das Syſtem ber Zufchläge zu den Staatsftenern hert⸗ 
ſchen folle, veranlaßte mehrere Gutachter zur Unterfuchung der Borfrage, 
welche Verjchievenheit zwiſchen den Leiftungen (reſp. Ausgaben) der Ge⸗ 
meinde und bes Staats beſtehe. Kein Gutachter fchloß fich der alten 
Meinung an, daß die Gemeinde lebiglich eine Intereffen- und Wirthſchafts⸗ 
genoifenfchaft im Gegenfat zum Staate fei. Vielmehr ift Meier der An- 
ficht, daß Staat und Gemeinde fi in das Gebiet der inneren Verwaltung 
tbeilen, die Aufgaben des erfteren nur umfafjender ſeien; er warnt vor 
zu weit gehenter finanzieller Decentralifation. Zürn verwahrt fich gegen 
die Auffaſſung ber Gemeinde als Intereffengenofjenfchaft, verlangt aber 
Erhebung befonberer Beiträge in der Gemeinde, fall der Nuten Einzeiner 
von einzelnen Commumnalleiftungen nachweisbar ift. Denſelben Gedanken, 
daß ein principieller Unterfchied zwiſchen Staat und Gemeinde nicht beftehe, 
daß aber ver Grundſatz „Leiſtung und Gegenleiftung” in der Kommune 
in eigenthbümlicher Ausdehnung anwendbar fei, entwickelt ausführlicher 
Bruch. Derfelde will, foweit biefer Grundfag am Plage ift, befonbere 
Beiträge erheben und verbreitet ſich über die verfchtedenen möglichen Ber: 
anlafjungen zu folchen Beiträgen fehr eingehend. Damit im Zufammendang 
ftebt die auch von Samter berührte Frage des gewinnbringenpen ſtädtiſchen 
Gewerbebetriebs und des communalen Eigenthums. Sehrähnlich in der Tendenz 
ift Hoffmann, der ausführt, daß die Communaleinnahmen von den Aub» 
gaben abhangen müfjen, wobei die Abwägung des allgemeinen und Indi⸗ 
vidualintereſſes die Kernfrage ſei. Soweit Indivipualintereffen in Frage 
fommen, will Hoffmann nicht nur Gebühren erheben, ſondern empfiehlt 
unter Umftänden auch Bildung von Zwangsgenofjenfchaften, und befonvere 
Grund: und Bodenbelaſtung erfcheint ihm ebenfalls als ein Mittel bie Indivi⸗ 
bualintereffen zu befonveren Leiltungen heranzuziehen — ein Gebanfe, ber in 
mobificirter Geftalt auch bei Anderen Yorfommt. Auf die Nothwendigkeit 
befonderer Beiträge weifen auch Ludwig-Wolf und Samter bin. v. Rei⸗ 
genftein hält die Aufgaben von Staat und Gemeinde für theilweiſe ver- 
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ſchieden und will dem Grundſatz von Leiſtung und Gegenleiſtung durch 
Grund⸗ und Gebäudeſteuerzuſchläge, auch Miethſteuern Rechnung getragen 
wiſſen, jo daß die Berechtigung exceptioneller Steuern nach dem Grund— 
ſatze des Intereſſes immer beſonders nachgewieſen werten muß. v. Reitzen⸗ 
ſtein weiſt noch beſonders auf die Vertheilung der Laſten zwiſchen ver ört- 
lichen Gemeinde und größeren Verbänden hin; Meg kritiſirt das franzöjifche 
Verfahren, für jede Ausgabe beſondere begrenzte Einnahmen zu erheben. 

Was nun die praftifche Frage nach der Selbſtſtändigkeit des Com⸗ 
munalfteuerwefens betrifft, fo fann von einem unbedingten Anjchluß 
an das Staatsfteuerfuftem fchon wegen ver invirecten Steuern felbjtver- 
jtändlich nicht die Rede fein. Die Frage ift nur, ob, ſoweit die Communal- 
ansgaben überhaupt durch Eteuern gebedt werben, tiefe Steuern nur 
Zufchläge zu einzelnen Staateftenern, nur gleichmäßige Zufchläge zu allen 
directen Staatsiteuern fein, oder aber ob ganz felbftitändige Communal- 
iteuern nebenbei oder ausfchließlich reſp. abweichende Tarife und ungleiche 
Zufchläge geftattet werden follen. 

Zürn verlangt Selbſtſtändigkeit des Communaljteuerwefens bis zu ge- 
wiſſem Grave, ähnlich Heig in Bezug auf Stätte; derjelbe will vie Ein- 
fommenfteuer ganz an die Communen, die Bermögensfteuer nur an ven Staat 
verweifen. Metz ift für Combination von Staatsjtenerzufchlägen und felbit- 
ſtändigen Communalfteuern, jo daß erjtere die Negel bilden. Samter hält 
in Bezug auf Steuern Anſchluß an ren Staat für nöthig, will aber zu- 
lajien, daß aus Zwedmäßigleitsgründen einzelne Steuern (Gebäutejteuer 
in den Städten) den Communen allein zugewiejen werben, und verlangt, 
daß nicht jere Staatöftener in jeder Commune überhaupt und mit gleichen 
Zufchlägen belegt werte. Naffe verlangt Anfchluß an vie Staatejteuer bei 
ver Berfonalfteuer, nicht bei ter Realiteuer in preußifchen Communen. Ludwig⸗ 
Wolf verwirft den Anfchluß an das Staatsſteuerſyſtem wegen der Unvoll- 
fommenbeit des Tegteren namentlich in Bezug auf Berjonaljteuer. Ernſt 
Meier will von Allen am ausfchließlichften die Communalſteuer aus Staate- 
tteuerzufchlägen mit Ausnahme der Gemwerbefteuer beftehen laffen. Hoff⸗ 
mann will felbitftändige Communaleintommenfteuer nicht ausfchließen, weift 
aber foweit Invividualintereffen nicht in Betracht kommen, in erjter Linie 
auf Staatseinlommenfteuerzufchläge bin; er ift ver Meinung, vaß bei rich» 
tiger Zufammenfegung ber Gemeindevertretungen ven Communen Selbft= 
ſtändigkeit in Steuerfachen gelajfen werben kann. Staatseinfommenfteuer- 
zufchläge hält auch v. Neitenftein, foweit von Leiftung und Gegenleiftung 
nicht die Rede ift, für die natürlichfte Communalfteuer, abgefehen von einem 
ſelbſtſtändigen ftädtifchen Octroi. Bruch verlangt Selbftftänpigfeit im 
Eommunaliteuerwefen, entfernt fich fonach weit von E. Meier, bezieht fich 
aber ausfchließlich auf die großen Städte und deren Figenthümlichkeiten. 
Was nun die einzelnen Steuerarten betrifft, die in den Communen in 
Betracht fommen können, fo werten die indirecten Steuern theild überhaupt 
theile für uns nah Maßgabe unferer Gefeßgebung für unthunlich erklärt 
von Meier, Ludwig-Wolf und Samter, wohingegen Bruch, Zürn, v. Reiten- 
jtein und Heiß bdiefelben in gewiffer Ausvehnung für zuläfjig erklären, 
Met wenigſtens ihre Abfchaffung, da wo fie beftehen, nicht empfiehlt. 
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Communale Mieths⸗ und Wohnungsfteuern verwerfen Ludwig⸗Wolf, Meier, 
Bruch und Heiß, nicht unbedingt dagegen verwirft dieſelben v. Reitzenſtein 

Die legte Hauptfrage iſt nun die, in wie weit bie Communen fich 
der Berfonal- und der Ertragsiteuer zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe 
bedienen follen. 

Ludwig⸗Wolf will, abgefehen von ven fpeciellen Beiträgen nur pro: 
greffive Einfommenfteuern, keine Ertragsjteuern in ber Commune zulaffen; 
ähnlich will auch Heig die Communalbefteuerung abgefehen von Verzehrungs⸗ 
fteuer möglichjt nur auf Einfommenfteuer befchränfen. 

Dagegen will Bruch der Communaleintommenfteuer beſondere ftäotifche 
Haus- (nicht Mieth8-) fteuern zufügen. Meier wünjcht Zufchläge zu allen 
directen Steuern des Staats mit Ausnahme der Gewerbefteuer, v. Reigen: 
ftein will neben der Perfonalfteuer Zufchläge zur Grund⸗ oder Gebäude⸗ 
fteuer, foweit das Princip Leiftung und Gegenleiftung anwenpbar ift, zus 
loffen. Aehnlich ift bei Hoffmann Grund- und Bodenbefteuerung (nicht in 
bemfelben Verhältniffe wie die ftaatliche) eines der Mittel befonvere Inter: 
efjen zu befonveren Leitungen heranzuziehen. 

ürn will gleiche Zufchläge zu allen virecten Staatöfteuern (Bayern 
fennt eine allgemeine Berfonalfteuer nicht). Samter will eine aus Ein» 
kommen⸗ und Vermögensſteuer beftehende Perfonalfteuer als Haupteinkom⸗ 
mensquelle, aber nicht als einzige; vielmehr erſcheinen ihm auch Grund⸗, 
Gebäude- und Gewerbeſteuer in ver Commune zuläſſig, jo daß die Ge: 
bäudefteuer vom Staat ganz ben Communen überlaffen werden kann. 

Am eingebendften behandelt viefe Frage Naſſe, der die großen Miß— 
lichkeiten des einfeitigen Ueberwiegend der Perfonalfteuern in ven Com: 
munen betaillirt nachweift und daher mit der Berfonaliteuer aller zur 
Commune gehörigen Berfonen eine einheitliche Realbeſteuerung alles in ber 
Commune befindlichen Capital- Vermögens, des beweglichen wie bes unbe: 
weglihen nur mit Ausnahme von Hausgeräthen 2c. verbinden will. 


Bonn, Ente Februar 1877. 
Der Schriftführer des Ausfchufles des Vereins 


für Socialpolitik 
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Sit ein bejonderes Communalſteuerweſen nothtwendig 
oder genügt das Shitem von Zuſchlägen zu den 
Staatsſteuern? 





Gutachten, 
erſtattet von Stadtlämmerer Hoffmann im Königsberg ı. Pr. 





Die geftellte Frage will ih in nachſtehendem Gutachten nur für einen 
gegebenen Staat und fir gegebene Gemeinden erörtern. — Ich will mir nicht 
ben Begriff des Staatd, den Begriff ver Gemeinde fonftruiren, fondern mid) 
daran halten, was thatſächlich und gegenwärtig die preußiſchen Gemeinden 
Iınd. An dem Kreis der Aufgaben, melde ſich lettere ftellen, will ich für die 
Zwecke der vorliegenden Unterfuhung Nichts geändert fehen. Ich nehme die 
Ausgabe-Seite des Gemeinde-Haushalts wie fie ift, nicht wie fie jein würde, 
wenn Die Gemeinde etwa eine bloße Wirthſchafts-Genoſſenſchaft oder eine bloße 
Unterabtheilung der Staatsmaſchine vorzuftellen den Beruf hätte, 

Ich werde meine Auslaffungen auch nur auf die Drtö-Gemeinde be— 
Ihränfen. Die Kreiöverbände wie die Provinzialverbände find meines Erachtens 
entweder Vereinigungen der Ortögemeinden zur Erreihung von Sweden, welche 
durch die legteren in ihrer Iſolirtheit nicht erreicht werden können, oder fie find 
Träger der Staatsgewalt. Soweit Erftered der Fall ift, wird das Kreis— 
Steuerfoftem fi dem Nuten anzupaffen haben, welder den Gemeinden aus 
den betreffenven Kreis-Anftalten erwächft; ſoweit das Zweite zutrifft, muß der 
Staat die Verbände aus feinen eigenen Steuern botiven. 

Unter „Commumnalfteuerwejen“ verftehe ich Die Geſammtheit der durch 
Zwang beitreibbaren Auflagen, welde behufs Bilanzirung des Gemeinde-Haus— 
balt8 Den Gemeinde-Mitgliedern oder einer Klaſſe derſelben auferlegt werben. 
„Gebühren“ und „Beiträge* jchließe ich micht aus. 

Der Ausdrud endlidh „Syftem von Zufhlägen zu den Staatöfteuern” hat 
für mich nur eine negative Bedeutung. Ich kann mir dabei nur den Aus— 
ihluß jeder Steuerart denken, welde nicht bereits in das Staatöfteueriuften 
aufgenommen if. Mit dieſer Negation ift aber dem Bedürfniß nicht Genüge 
geihehen. Die Gejeggebung wenigſtens muß auch Pofitives ſchaffen; fie muß 
auch Stellung zu der Frage nehmen, ob das Communalſteuerweſen in Zu— 
fhlägen zu allen Staatöfteuern beftehen jol, und wenn dies verneint wird, 
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zu welden unter legteren Zufchläge zu geftatten oder gar zu fordern find. Für die 
Behauptung, daß die Ortsgemeinde ſämmtliche innerhalb derjelben auffommende 
Staatsfteuern mit Communal:Zufchlägen ſollte belegen dürfen, wird fi) wohl 
fein ftihhaltiger Grund anführen laſſen. Der Preußijche Staat dedt feine Be- 
dürfniffe und pro rata diejenigen des Deuticdien Reichs, Teweit dies überhaupt 
durd Steuern geſchieht, zu etwa 50 Prozenten durch indirefte Steuern, als 
Zölle, Rübenzuder, Salz, Tabaks-, Branntwein:, Brau:Steuer; zu 9 Pro: 
zenten durch die Stempel-, die Erbſchafts- und die Eifenbahnteuer; zu 5 Pro: 
zenten durch die Gewerbe-, zu 16 Prozenten durch die Grunde und Gebäube-, 
endlich zu 20 Prozenten durch die Klaſſen- und Haffifizirte Einkommen-Steuer. 
Das Verhältniß, in welchem die einzelnen Staatöftenern an dem Gefammt-Yuf- 
kommen betbeiligt find, iſt faft in jeder Ortögemeinde,ein andere. Daß bie 
Verwaltung der Ortögemeinde in einem urfüchlichen Zufammenhang mit den 
Erträgniß jeder einzelnen dieſer Staatöftenern ftünde, wird wohl Niemand be: 
haupten. Der Gejeßgeber wird immer eine Auswahl zwilchen den Staats: 
fteuern treffen, wenn er den Gemeindehaushalt auf Zufchlägen zu Staatöfteuem 
aufbauen will. Er wird aber ferner aud nicht den Mangel jedes inneren Zu: 
ſammenhangs zwiſchen den Sägen der ausgewählten Staatsfteuern ignoriren 
dürfen. Daß die preußifche Einfommenfteuer 3 Prozente des Einkommens be- 
trägt, die Grundſteuer 9—10 Prozente des Reinertrags, die Gewerbefteuer nad 
den Durchſchnittsſätzen von 24 bis 288 Diart pro Gelhäft umgelegt wird: 
daflir giebt es feinen innern, fondern nur den äußerlichen Grund des Bedarfs 
an Gelpmitteln. Weil aber jener innere Zufammenhang nicht befteht und weil 
das Erträgniß der Staatöfteuern zu einander örtlich verſchieden ift, Deshalb 
wird auch kein innerer Grund dafür beigebracht werden können, daß von den 
einmal erwählten Staatöfteuern jede mit einem Zuſchlag von derjelben Höhe 
belegt werden müßte. 
Zur Erleichterung der Wahl zwiſchen den Staatöftenern und der Aus: 
mittlung des Verhältniffes, in weldem die auserforenen Staatöfteuern ınit Com⸗ 
munal: Zufchlägen zu belegen wären, trägt nun die ganz allgemeine Behauptung, 
daß die Aufgaben der Gemeinde und des Staats weſentlich gleichartig feien, 
meined Erachtens Nichts bei. Aus einem ſolchen Vorderſatz fünnte man hüd- 
ftend auf die Zuläffigkeit gleich hoher Zufchläge zu allen Staatöfteuern fchließen, 
und‘ wenn die Motive des neuelten preußifhen Communalfteuergefeg-Entwurfes 
troß jener Prämiffe auf die Notbwendigfeit von Zuſchlägen zu beftimmten 
dort genannten directen Staatöftenern hinausfommen, jo liegt eben darın 
das Anerfenntniß, daß die Ortsgemeinde keineswegs eine Duodez = Ausgabe 
des Staats fei, daß ein gewifler Zuſammenhang zwilhen den Urfachen des 
Bedarfs an Steuer-Erträgniffen und der Art der Aufbringung von legteren port 
wie bier beftehen müſſe, daß die Leiftung des Gemeinweſens beftimmend jet für 
die Gegenleiftung der Gemeinde-Angehörigen. Der Verfaſſer jener Motive Hat jich 
des Nachmweifes für überhoben gehalten, daß derjenige Theil der Staatsaufgaben, 
welcher gleichartig mit der Geſammtheit der Gemeindeaufgaben fein fol, im 
Staatöbudget gerade dur die Grund-, Gebäude-, Klaffen: und Einfommen= und 
Gewerbeſteuer, nicht etwa auch durch die Stempelfteuer oder diefen und jenen 
Zoll wett gemacht wiirde, und daß gerade um jener Aufgaben willen diefe Steuem 
ausgeſchrieben feien. Der letztere Theil dieſes Beweiſes würde ihm auch wohl 
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ſchwerlich jemals gelungen ſein, weil das Staats-Einnahmebudget nicht mit 
ſteter Berückſichtigung des Zwecks der Staats-Ausgaben erſonnen, ſondern unter 
der Noth des Augenblicks je nach der Leichtigkeit der Herbeiſchaffung von Gelb- 
mitteln ausgebaut iſt. Wenn jetzt aber die Neu-ftonftruirung des Gemeinde 
Budgets in der Einnahmefeite erfolgen fol, jo wird die Nothwendigfeit des 
Zufammenhanges der letztern mit der Ausgabefeite zum Ausgangspunkt genommen 
werden müſſen. Aus den Aufgaben, welche die Ortögemeinden erfüllen, ergeben 
fih die Arten der Einnahmen. 

Bei einer Umſchau unter den Aufgaben, mit deren Erfüllung fich die Ge— 
meinden in Preußen beichäftigen, findet man, daß ein Theil verjelben bei allen 
Gemeinden wiederkehrt, in Betreff des andern Theils aber große Verſchiedenheit 
bericht. Jenes find die auf geſetzlichen Beftimmungen beruhenden Leiſtungen, 
diefeß die freiwillig aus Zweckmäßigkeitsgründen übernommenen. Der Kreis ber 
legteren ft fein feft umgrenzter. Was in der einen Gemeinde zum Gegen- 
flande der öffentlichen Fürforge gemacht ıft, bleibt in andem oft noch lange 
den Privaten überlaffen. Als Beifpiele genügt e8, die Abfuhr der Fäkalftoffe, 
die Straßenreinigung, die Einguartierungslaft anzuführen. Je lebhafter, je ver: 
jweigter fich das privatwirtbichaftlihe Getriebe entwidelt, deſto mehr pflegt der 
Kreis der Communal-Berwaltungsaufgaben zu wachſen. Dort findet man, daß 
die Leiftung der Privaten billiger oder beiler durch das Gemeindeweſen bejorgt 
wird, bier erzeugt das engere Zuſammenleben ganz neue, bisher nicht gefühlte 
Bedürfniffe. Diefe größere Beweglichkeit der Ausgabeleite des Budgets ift einen 
der Unterjchiede zwilchen Gemeinde- und Staatöhaushalt. Jedesmal aber, wenn 
die Mebernahme einer bisher von Privaten oder Einmohner-Klaffen beftrittener 
Ausgabe auf den Gemeindehaushalt in Frage fteht, wird in der Bürgerſchaft 
das Gefühl wach, daß öffentliche VBeranftaltungen fehr wohl Allen und doch 
wiederum in bervorragendem Grabe Einzelnen zu Gute fommen können; man 
ſucht nad einem Steuerfuften, welches die ftärfere Heranziehung der nunmehr 
befreiten Einwohner zu den Koften des Gemeindehaushalts ermöglicht. Derſelbe 
Wunſch regt fih, wenn es fid um Befriedigung neuer, bis jest von Niemand 
befriedigter Bebürfniffe, 3. B. um Senkung ded Grundwaflerftandes durch Ent: 
wäfjerung, um Bejeitigung läftiger Wafferläufe, um Errichtung höherer Schulen 
bandelt. Im Kreife der Steuerzahler wird es empfunden, daß, wie fehr auch 
durch ſolche Einrichtungen das Allgemeine gefördert wird, Daneben doch gewiſſen 
Berfonen oder Klafjen, fei es vermöge ihrer fozialen Lage, ſei es wegen ber 
geographiſchen Lage ihrer Befigungen, ein Separat-Bortheil zugewendet wird. 
Biele Einrihtungen unterbleiben gerade deshalb, weil die Gemeindevertretung 
ven Separat-Bortheil der Interelfirten höher ſchätzt, als letztere jelbit es thun, 
oder weil die Communalſteuer-Geſetzgebung fein Mittel an die Hand giebt, das 
SpezialsInterefje auch vorzüglich kontribuiren zu laffen. 

Die Abwägung ded allgemeinen Intereſſes und des Hinzutretenden In— 
tereſſes Einzelner ift der Kernpunft vieler Fragen, welche das Gemeindeleben 
bewegen und deshalb halte ich auch für die vorliegende Unterfuchung über die 
rihtige Commimalbefteuerung diejenige Betrachtung der Gemeinde-Ansgaben für 
die Fruchtbringendfte, welche von dem Vorhandenſein eines Spezial-Interefied neben 
dem allgemeinen Intereſſe ausgeht. 

Welcher Art auch die Vortheile fein mögen, welde das Gemeindeweſen 
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Ihafit, ob dadurch der Erwerb fittlicher oder materiellee Güter gefördert, ob 
überhaupt das Wohl pofitio gefördert oder nur gegen Schädigungen geſchützt wird, 
in allen Fällen find es Bortbeile, in klingender Münze wett zu machende Vortheile, 
was die Gemeinde als ſolche Durch ihre Thätigkeit hinauswirft. Nicht jeder 
Gemeinde-Angehörige aber ift in der Lage, jeden jener Bortbeile in gleichem 
Maße für fih einzufangen. Das verfhiedene Maß, in welchem dies gejchehen 
kann, beftimmt den Grad des Intereſſes an der Erzeugung jener Vortheile. 
Soweit als e8 möglich ift, für die eine oder die andere Veranftaltung der Ge 
meinde einen Kreis von bejonderd Intereffirten nachzumeiien, inſoweit darf die 
Gemeinde letztere nach dem Grade des Interefied auch beſonders zinepflidtig 
machen. Iſt eime ſolche Ausweifung von Kreifen oder Klaſſen nicht Leicht 
möglih, jo darf angenommen werden, daß an dem Beftehen der betreffenden 
Einrichtungen, an der Leiftung der betreffenden Ausgaben aus dem Gemeinde 
Sädel Alle daſſelbe Intereffe haben. Für die Aufbringung der Koften folder 
Einrichtungen muß ein Vertheilungsmaßſtab angewendet werben, welcher fich eben 
auf möglichſt Alle oder doch die Meiften anwenden läßt. 

Unter den Leiflungen der Gemeinden befinden ſich zunächſt einige, in Bezug 
auf weldye die Gemeinden nur als Unterabtheilungen des Staats fungiren. G 
find dies die Quartierleiftung für die bewaffnete Macht, die Unterhaltung ver 
StandesMemter, die äußeren Veranftaltungen für die Wahlen zu den Landes: 
vertretungen, die ftatiftifchen Aufnahmen, die Veranlegung und Erhebung von 
Staatöfteuern. j 

Es reiht fih daran eine zweite Oruppe, für deren Herüberjchieben von 
den Schultern des Staatd auf die Schultern der Gemeinden auch wirthſchaftliche 
Gründe angeführt werden: Sicherheitspolizei, Haftpflicht für Schäden bei Auf 
ruhr, Armenpflege, Volksſchulunterricht. 

Daß das innerhalb einer Ortsgemeinde entſtehende Bedürfniß an Polizei⸗ 
ſchutz, an Armenpflege, an Volksſchulen auch innerhalb der Gemeinde ſelbſt ohne 
Zutritt der reicheren Gemeinden und Provinzen befriedigt werden muß, iſt freilich 
eine große Härte, weil der Umfang des Bedürfniſſes durchaus nicht in gleichem 
— bei der Armenpflege ſogar im umgefehrten — Verhältniß zur Leiftungs: 
fähigkeit der Gemeinde zu ſtehen pflegt. Darauf aber, daß der Staat ſich 
Laſten abgewälzt bat, die Forderung zu gründen, daß die belafteten Gemeinden 
ihre Steuern nur als Zufchläge zu beitimmten Staatöfteuern audjchreiben dürfen, 
ift Doch erft vet nicht angänglih, mehr Logik würde meine® Erachtens in Der 
Vorderung der Gemeinden zu finden fein, Daß der Staat feine eignen Steuern 
um die Koften des Polizeifchuges, der Armenpflege, des Volksunterrichts erhöhe 
und aus feinen Cteuer-Einnahmen jeder Gemeinde Dasjenige zukommen  lafle, 
was innerhalb derfelben zur Befriedigung jener Staatsaufgaben gebraudt wird. 
Was fein ſollte, fteht aber bier nicht zur Unterſuchung, fondern was if. Laut 
Geſetz find jene Leiftungen nun einmal den Ortögemeinden auferlegt; es find 
Berpflichtungen, die erfüllt werden müffen, über deren Höhe der Gemeindever- 
band ſich zu beflagen alle Urſache haben mag, an deren Erfüllung aber inner 
halb des einzelnen Gemeindeverbandg alle Gemeindeangehörigen das gleiche 
Interefje haben. Würden die zur Befriedigung jener Bepürfniffe nöthigen An- 
ftalten überhaupt nicht unterhalten, fo würde ever Abbruch an fenem Wohl: 
befinden erleiden und ſich freiwillig zur Uebernahme von FKoften verftehen, um 
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jene ins Leben zu rufen. Es handelt ſich um Bedürfniſſe, die eben befriedigt 
werden müſſen. Sein Vermögen, ſeine Arbeitskraft will Jeder gegen Raub 
geſchützt ſehen. Der Schulzwang exiſtirt nun einmal in Preußen und den Armen 
muß geholfen werden. Je nachdem man zu verlieren hat, darnach pflegt man 
auch zu den Koſten des Schutzes beizutragen, und je nachdem man erwirbt 
oder genießt, darnach pflegt man auch von den Armen in Anſpruch genommen 
zu werden. Wenn beim Mangel öffentlicher Schulen der Wohlhabendere wie 
der Aermere um die Verpflichtung, Volksſchulunterricht für feine Kinder zu be: 
Ihaffen, nicht berumlommt, jo wird Jeder behufs Gründung einer Schule bieten, 
was er kann. Wer dabei hinter feiner Yeiftumgsfähigfeit zurüdbleibt, läuft Ge 
fahr, die Gründung der Schule überhanpt zu vereiteln und entweder ftraffällig 
zu werben, fall8 er feine Kinder ohne Unterricht aufwachſen läßt, oder mit noch 
größeren Koften für Privatunterricht forgen zu müſſen. In dem Wefen der ge- 
nannten Aufgaben Tiegt es, daß die Koften nad dem Prinzip der Leiftungs- 
fähigkeit aufgebracht werden. Es handelt ſich, falls die Gemeinde jene Aufgaben 
übernimmt, um. die Theilnabme an Bortbeilen, denen fich feine Klaffe von 
Semeindeangehörigen entziehen darf oder kann. N 

Anders fteht e8 mit dem höheren Unterricht. Es iſt derfelbe fein abfolutes 
Bedürfniß, denn Niemand ift gezwungen, benfelben feinen Kindern zu verichaffen. 
Es eriftirt fein Zwang zur Nachfrage, wie bei der Volksſchule oder bei Befrie- 
digung des Ernährungs-Bebürfnifiee. Man braudt alfo nicht bis zur Grenze 
der Rauffähigfeit zu ehen, ſondern kann Abſtand nehmen von weiterem Bieten, 
ſobald man glaubt, ua Bortheil dabei weiter nicht zu finden; mag barüber 
auch aus dem ganzen Project der Errichtung einer höheren Lehranftalt Nichts 
werben. Andererſeits kann der Vortheil, welcher durch Das Beſtehen einer jolchen 
Anftalt ermöglicht wird, nicht jo ohne Weitered von jedem Gemeindebürger ein- 
gefangen werben, wie etwa Jeder im der geringeren Beläftigung durch Bettler 
des Segens der öffentlichen Armenpflege theilhaftig wird. Es gehört ſchon eine 
geficherte wirthſchaftiche Lage dazu, um die Kinder behufs Beſuchs folcher höheren 
Lehranftalten 4—6 Jahre länger ernähren, fie der Anftalt gemäß kleiden, ihnen 
zur Fertigung der häuslichen Arbeiten Ruhe und Raum in der Häuslichkeit 
gewähren zu fönnen. So ſegensreich aljo aud das Vorhandenfein recht vieler 
Bürger von höherer Schulbildung für die Wohlfahrt aller Gemeindeangehörigen 
fein mag, den vollen denkbaren Vortheil von dem Beftehen folder Anftalten 
haben doch nur Einige, nämlich Diejenigen, welche ihre Kinder in diefelben zu 
Ihiden vermögen. Wenn daher eine Gemeinde folhe Anftalten unterhält, jo ift 
fie berechtigt und fogar verpflichtet, für die Benutzung vderfelben eine Separat- 
zablung zu verlangen. Es ift Dieß das Schulgeld, über deſſen Normirung oft 
und viel in den Gemeinde-Bertretungen geftritten wird. In diefem Streit fommen 
eben das allgemeine Intereffe und das in derſelben Richtung fich bewegende, nur 
quantitativ verſchiedene Separat-Intereſſe zum Austrag. 

Wie hier die Berfchiedenheit dev wirthſchaftlichen Lage der Einwohner, fo 
ruft auf andern materiellen Gebieten der communalen Fürforge die Verſchieden⸗ 
beit der geographifchen Lage der Grundftüde das Bild neben einander Taufender 
allgemeiner und Separatinterefien hervor. 

Während der’ Schuß gegen die Ausbreitung ausbrechenden Feuers im 
gleichen Intereſſe Aller Tiegt, kann dies zum Beifpiel von dem Schuß gegen eine 
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andere elementare Gewalt, gegen das Waſſer, nicht ſo unbedingt behauptet wer⸗ 
den; es ſei denn, daß die ganze Flur einer Gemeinde gleichmäßig der Gefahr 
einer Ueberſchwemmung ausgeſetzt wäre — was ja in den Weichſel⸗Werdern der 
Fall if. Soweit die Höhenlage der Grundftüde eine verfchiedene iſt, ſoweit 
muß auch innerhalb einer Gemeinde für die Vertheilung der Koften zur Abwehr 
von Ueberſchwemmungen der Durch 8 16 des preußiichen Deichgeſetzes vom 28. 
Januar 1848 fanftionirte Maßſtab des abzumendenden Schadens oder des 
hervorzubringenden Nutzens zur Anmendung gebracht, e8 darf nicht die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit aller Einwohner zum Maßſtab genommen werden. Aehnlich fteht es 
mit den Beranftaltungen zur Abwehr von Berg-Rutſchen. Der Separatvortheil 
der betreffenden Grundſtücke müßte ferner maßgebend fein für die Vertheilung 
derjenigen Koften, welche Meliorationen jeglicher Art verurſachen. Solde Melio: 
rationen werben zuweilen nur als fanitäre Maßregeln betrachtet und wegen dieſer 
Eigenfchaft als Aufgaben der Gemeinde hingeſtellt. Es iſt richtig, daß ber 
Geſundheitszuſtand der ganzen Bevölkerung einer Stadt ſich beifert, wenn ber 
Grundwaſſerſtand geſenkt wird, oder offene Wafferläufe, die zur Verunreinigung 
reizen und üble Auspünftungen hervorrufen, durch unterirdilche Entwäfferungen 
erjeßt werben; allein, ſoweit die erwähnten Schädlichkeiten nur einigen Stadt: 
gegenden eigen find, läßt ſich aus der Beſeitigung der erfteren für die Befiger 
von Grundſtücken in legteren ein Separatvortheil jehr Leicht ausrechnen. Auch 
Mafregeln, welche anfcheinend Allen Nuten bringen, wie 3. B. die Einführung 
von beflerem Waſſer in eine Stadt und die Kanalıfation, können unter gewiſſen 
Iotalen Umftänden bejondere Vortbeile für gewiſſe Stabtgegenden mit fich führen, 
weil Tettere vor Ausführung jener allgemeinen Maßregeln fih in härterer Be 
brängniß befanden, als die anderen. Die Ausdehnung einer Wafferleitung auf 
höher gelegene Stadttheile macht die Erbauung eines Druckwerks nöthig, deſſen 
die tiefer gelegenen entrathen Tönnen. 

Selbft das ganze, mit dem Namen Berfehrspflege bezeichnete Gebiet com: 
munaler Thätigfeit ift reich an Beiſpielen des Nebeneinanverbeitehens eines All 
gewährten und eines potenzirten Separatvortheild Einiger. 

An der Wegiamteit, Fahrbarkeit, Reinlichkeit und Beleuchtung der Straßen 
baben alle Einwohner, ſoweit e8 fih um den a Berkehr von Straße 
zu Straße handelt, das gleiche Intereffe Wenn aber bisher ungepflafterte und 
unbeleuchtete, bis dahin von Feldern und Gärten eingefchlofiene Wege zum 
erften Dale gepflaftert und mit Beleuchtung verjehen werden, fo fleigt Die Be 
nutbarfeit jener Yelder und Gärten, fie pflegen Baupläbe zu werben. In 
gleicher Weiſe fteigert fich der Werth einer bis dahin nur mittelft einer Fähre 
zu erreihenden Inſel durch den Bau einer Brüde. Werben große Privat: 
gründe parzellirt, Straßen durch diefelben gelegt, um Bauftellen zu geminnen, 
jo mag folde Spekulation der etwa vorhandenen Wohnungsnoth abbelfen und 
inſofern von allgemeinem Nuten fein, aber daß dem Spekulanten ein erhebliche 
Geſchenk gemacht werden würde, wenn jene neuen Straßen aus Gemeindemitteln 
bezahlt werben würden, liegt auf der Hand. Jede Straße verbindet zwei Punkte 
Sofern eine Verbindung diefer Punkte dem Verkehr zwiſchen denſelben Erleid- 
terung verſchafft, Liegt die Anlegung derfelben im allgemeinen Interefle, aber 
jede Straße ift zugleih Zugang zu den anftoßenden Grunbftüden; fie ſchließt 
diefelben auf und verwandelt fie aus ländlichen in ſtädtiſche Grundſtücke. Wenn 
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die Berbreiterung einer Straße oder der Durchbruch einer Kommunikation nicht 
anders erreicht werden kann, al® dadurch, daß ganze Gebäude heruntergerifien 
und ihre Grundflähen zur Straße hinzugezogen werden, fo erhalten die Hinter 
jenen Gebäuden der erften Reihe gelegenen Seitengrumbftüde der zweiten Reihe 
plöglih eine zweite Front und zwar nach einer fchönen breiten Straße bin. 
Die jener verbreiterten Straße zunächſt Tiegenden Straßen werben gerade, weil 
der früher zu Ummegen genötbigte Verkehr jetzt die werbreiterte abkürzende Straße 
eiuſchlägt, felbft verkehrsreicher; die Kaufläden in jenen Nachbarſtraßen erhalten einen 
größeren Nutzungswerth. Ja es kann vorfommen, daß eben weil der Verkehr 
nunmehr in eine andere Bahn gelenkt iſt, die Grundftüde an den frühern 
Stätten größeren Verkehrs entwerthet werben. Für einige Fälle ded Yufammen- 
gehens allgemeiner und feparater Vortheile hat endlich das lang erjehnte preußifche 
Bebauungsgeſetz vom 2. Juli 1875 den Weg gezeigt, auf weldem die Kommune 
befondere Bortheile ſich auch befonderd bezahlen laſſen kann. Wer an bisher 
nicht bebauten Straßen Häufer mit Ausgängen nad) ſolchen erbaut, wer ge 
jchloffene Terrains behufs Anlegung von Häufervierteln durch Straßenzüge 
aufſchließt, kann nunmehr zu den Koften der erften Einrichtung der Straßen und 
zur fünfjährigen Unterhaltung derfelben herangezogen werden. Für die übrigen 
Tälle fehlt e8 an Spezial-Gefegen. Faſt jede Erweiterung beftebender Straßen- 
nege, faft jede auf Wegräumung eined Verkehrshinderniſſes gerichtete einzelne 
Kommunal-Beranftaltung ift einzeln für fich betrachtet zugleich eine Melioration 
gewifſer Grundſtücke und gewiſſer Stabttheile. 

Ich glaube, durch dieſe die Thätigkeit der Gemeinde keineswegs völlig um⸗ 
faſſende Ueberſchau ven Nachweis geführt zu haben, daß die communale Für⸗ 
forge auf vielen Gebieten neben dem allgemeinen Vortheil auch Separatvortbeile 
ſchafft. Drei Mittel giebt es nach meiner Auffafiung, um folde Separat- 
vortbeile auch für den Gemeindelädel außzubeuten: Die Erhebung von Ge: 
bübhren, die Bildung von Genoſſenſchaften für beftimmte Meltiorations- 
zwede unter Zutritt der Gemeinde, enplich die Befteuerung der Befiger 
von Grund und Boden. Die Erhebung von Gebühren empfiehlt ſich 
überall da, wo e8 ganz vom freien Willen des Betreffenden abhängt, ob er ven 
in Rede ftehenden Separatoortheil einfangen will. Beilpiele liefern das Schul: 
geld, der Waflerzind für die Einführung der Wafferleitung in die Grundftüde, 
die Wiegegelvder für die Benugung öffentlicher Marktwangen und dergl. ine 
Gebühr ift auch der einmalige Beitrag, welchen das fchon erwähnte preußiſche 
Bebauungsgeſetz Demjenigen auferlegt, welcher eine an feinem Grundftüd vor: 
beiführende, bisher ungepflafterte Straße al8 Zugang zu feinem Grundſtücke 
verwertben will, indem er in lettered Thüröffnungen einfügt. 

Soweit Meliorationen bei Ausihluß von einigen Grundftüden für die 
übrigen möglich find, foweit mag die Erhebung von Gebühren für den Anſchluß 
an jene der geeignete Weg zur Beichaffung der Geldmittel fein. Manche foldhe 
Meliorationen wirken aber vortbeilhaft auch auf Grundftüde ſolcher Beſitzer ein, 
welche ſich ausichliegen möchten, 3. B. die Entwäflerung. Andere find bei dem 
Ausſchluß einiger Intereſſenten überhaupt gar nicht ausführbar, 3. B. die Ein: 
deichung, die Erſetzuug eines oberirdiſchen Waſſerlaufs durch eine unterirdifche 
Abführung. Endlich werden bei einer hohen Entwidlung ftädtiichen Zuſammen⸗ 
teens gewiſſe Meliorationen, wie z. B. die Kanalifation, als Erjag der Sent- 
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gruben mit Abfuhr, eine öffentliche Nothwendigleit, der ſich zu entziehen keinem 
Grundbeſitzer geſtattet werden darf. 

Für ſolche Fälle, in welchen der Separatvortheil ſelbſt wider Willen des 
Betheiligten ihm zugewendet wird, müßte Zwang zur Bildung von Genofſſen⸗ 
Ihaften angewendet werden können. Den Vorgang bilvet die preußiſche Deich 
gefeggebung. Auch ohne Antrag der Majorität oder einer erheblichen Minorität 
der Betheiligten müßte die Vornahme einer gewiſſen Meltoration duch Gemeinde- 
Beſchluß für nothwendig erflärt werden können. Damit die Befiger der zu 
meliorirenden Grundftüde nicht über ihr mögliches Intereffe hinaus zu Ausgaben 
gezwungen würden, mag den Gemeinden der dem allgemeinen Vortheil adäquate 
Theil der Koſten folder Anlagen, 3. B. in der Pegel die Hälfte, durch Geſetz 
auferlegt werben. Es würde Darin die Gewähr liegen, daß der Zwang nur 
bei erheblichem öffentlichen Intereſſe ausgeüubt wird. Das neben dem letzteren 
geförderte Separatintereffe der betreffenden Grundbeſitzer müßte nach Maßgabe 
des hervorgebradhten Nutens oder der abgemwehrten Gefahr zur ‘Dedung der 
übrigen Koften herangezogen werben. 

Die Befteuerung der Befiger von Grund und Boden wird in ben micht 
durch Gebühren: Erhebung und Bildung von Genoſſenſchaften zu erlepigenven 
Fällen als Iettes Mittel übrig bleiben, Separatvortheile bezahlt zu machen. 
Sole Zuwendung von Bortheilen ftellt fih ald Erhöhung der Ertragsfähigfeit 
dar. An der Steigerung des wirklichen Ertrags des einzelnen Grundſtücks 
mögen vermehrter Fleiß des Beſitzers, die Aufwendung größerer Bau:Rapitalien 
ihren Antheil haben; die Möglicykeit, unter Anwendung folder Wirthſchaſts⸗ 
faltoren größeren Ertrag zu erzielen als bisher, ift aber durch communale Ber: 
anftaltungen, 3. B. Wegebau, Entmäflerung, gegeben. Ob dieſe Möglichkeit in 
ganzer Ausdehnung ausgenutzt wird, fteht freilich bei dem Befiger des Grund- 
ſtücks. Nicht der wirklich erzielte Ertrag, ſondern die Steigerung der Ertrags⸗ 
fähigkeit bei durchichnittlicher ortsüblicher Bewirthſchaftung reſp. Ausnugung als 
Bauftelle ſollte duch die communale Realfteuer getroffen werben. Innerhalb 
einer ftädtifhen Gemeinde bildet fich eine Werthſchätzung des Grund und Bodens 
je nach feiner Fähigkeit heraus, mit Gebäuden befegt, den Nutzungswerth ver 
Iegteren über die orteüblihe Verzinfung einer den Baufoften gleichen Geldſumme 
binauszufteigern. Entjcheidend für den Bauftellenwertb ift die geographiſche Lage. 
Derjelbe pflegt abzunehmen, je mehr man fih von dem Mittelpunkte der Stadt 
entfernt. Aber in dem Sprung, welchen bie Werthsſtala beim Hinaugfchreiten 
über die legte mit Häufern beiette Zone macht, Liegt der Beweis, daß durch die 
Zugebörigfeit einer Fläche zum bebauten Weichbild der Stadt die Benutzungs⸗ 
fähigkeit der erfteren gefteigert wird. 

Das Berbältnig der Benugungsfähigkeit im oben gedachten Sinne bleibt 
aber nicht daſſelbe für alle Stadtgegenden; es befindet fich vielmehr in beftän- 
digem Wechſel, je nachdem durdy die commumale Fürſorge Meliorationen, wie 
3. B. Wegräumung von Verkehrshinderniſſen, in dieſer oder jener Gegend ausge⸗ 
führt werden. Aus diefen beiden Thatfachen, daß einerſeits in der Steigerung 
des Ertrag außer der Verbeflerung des Grund und Bodens auch der Fleiß und 
das Baufapital Antbeil und einen keineswegs überall proportionalen Antheil haben, 
und daß andererfeitS das Werthöverbältnig des Grund und Bodens durch 
die communale Fürforge in ftetem Wechjel erhalten wird, ergiebt fich, daß die in 
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Preußen üblichen Staats-Realſteuern die beſten Communal-Realſteuern nicht 
ſind. Denn wenn die Grundſteuer auch die gemeingewöhnliche Ertragsfähigkeit 
treffen will, ſo trifft die Gebäudeſteuer den Ertrag ſelbſt und beide Steuern 
ſind ſtabil. Für die Vertheilung der Grundſteuer iſt das 1864 ausgemittelte 
Verhältniß der Ertragsfähigkeit maf gebend bis zum Erlaß eines neuen Geſetzes, 
bei der Gebäubefteuer wird der Ertrag von 15 zu 15 Jahren einer Reviſion 
unterworfen. Eine communale Realfteuer muß von Jahr zu Jahr neu umgelegt 
werden, weil fie fonft nicht im Stande iſt, der Bewegung im Nutzungswerths⸗ 
Verhältnig der Grundftüde unter einander zu folgen, fie muß wo möglich feine 
Ertrags⸗, jondern eine Ertragsfühigkeit8-Steuer, feine Häufer-, ſondern eine Bau⸗ 
ftellen-Steuer fein. 

Um jedoch die Trage zu enticheiden, ob das Communalſteuerweſen nur in 
Zufhlägen zu Stantöfteuern beftehen muß, bedarf es noch der Erwägung, ob 
diejenige Art von Realfiener, welche die befte Communalfteuer zu fein fcheint, nicht 
auch als Staats-Realftener einzuführen wäre. Ich glaube, daß diefe Erwägung 
zu einem verneinenden Refultat führen muß. Die Veranlagungsarbeit ift eine 
zu große, um Jahr für Jahr durch Das ganze Staatögebiet durchgeführt zu 
werden. Der Begriff der gemeingewöhnlichen Bewirthichaftung und ber ort3- 
üblichen Bebauung ift nur ſchwer von Ort zu Ort übertragbar. Je mehr 
Commiffionen mit örtlich getrennter Wirkſamkeit einſchätzen, deſto größer ift Die 
Gefahr, daß die Gleihmäßigfeit der Einfhägung leidet. Mit der Größe des 
zu Tataftrirenden Gebiet wächſt die Schwierigkeit des Kntafterd. In dem von 
jedem Mitglied der einzigen Einſchätzungs-Commiſſion überfehbaren und auch 
gelannten Gebiet einer einzelnen Stadt ift die Einheit der Veranlagung leicht 
gewahrt. 
Das Prinzip der Zuſchläge zu den Staatsſteuern hat man durd die Kon— 
zeſſion eines verſchieden hohen Prozentfages je nach dem größeren oder geringeren 
Intereffe einzelner geographifchen Theile des Gemeinde-Berbandes an beftimmten 
communalen Beranftaltungen vor dem aus der Stabilität der Staatöfteuer- 
Veranlagung bergeleiteten Vorwurf ſchützen wollen. Allein diefer Verſuch ſtößt 
anf das große Bedenken, daß es fehr ſchwer ift, von vorne herein den Kreis 
der intereffirten Grundftüde und die Abftufung des Interefjes innerhalb deſſelben 
mit Zuverläffigkeit feftzuftellen.. Was man hier im Voraus beredinen will, das 
ergiebt eine von Jahr zu Jahr umgelegte Ertragsſteuer ganz von felbft. 

Hat die betreffende communale Einrichtung in der That eine geographiſch 
beſchränkte Wirkſamkeit, jo werben ſich Die Grenzen bei der Einfhägung nad 
der Ertragsfähigkeit ſchon allmälig markiren. 

Wenden wir und nun zu derjenigen Befteuerung, weldye ihren Rechtsgrund 
aus dem Nuten communaler Einrichtungen fir alle Gemeinde-Angehörigen ber- 
nimmt, jo kann dies nur eine derjenigen Steuern fein, welde man Einfoinmen- 
ſteuern nennt. 

Auch die allgemeinen Staatd-Einfommenfteuern ftügen fi) auf den Nutzen 
der Staatseinrichtungen fir Alle. Meinungsverfchiedenheit herrſcht nur Darüber, 
ob das Einkommen Bet oder das Verhältniß des Einkommens zu den noth- 
wendigen Ausgaben des Einzelhaushalts den Mafftab für die Vertheilung ber- 
geben fol. Aus den Disciplinen der Ethif wie der Volkswirthſchaftslehre wer: 
den Gründe für und wider die proportionale, wie für und wider vie progreffive 
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Eintommenfteuer beigebracht. Jeder Staat, jede Gemeinde hat dazu Stellung 
nehmen müflen. Der preußiiche Staat hat die Steuer nad Einlommensfummen 
bemefjen, hat dem Berhältnig des Einkommens zu den nothmwendigen Ausgaben 
durch — der Steuerſätze wenigſtens bei dem Einkommen von 420 M. 
aufwärts 3000 M. Rechnung getragen und läßt außerdem bei Einkommen 
bi8 zu 4200 M. die Berädfichtigung befonderer, die Leiſtungsfähigkeit beein: 
trächtigenden Umftände zu. Die Berjchiedenbeiten zwiichen den Communal-Ein- 
fommenfteuern und diefer Staatöfteuer find num mannigfacher Art. Zunächſt 
kann das Einkommen jelbft abweichend hoch feftgeftellt werben. 

So Tange ale die Mahl- und Schlachtfteuer in einzelnen Städten befland, 
und fir die Einfommensbeträge unter 3000 M. eine befondere Beranlagung 
zur Communalfteuer nothwendig war, erfolgte eine foldhe an manchen Orten auf 
für die Eintommensbeträge über 3000 M., und abfichtlih wurde das Einkom⸗ 
men berfelben Perſon mitunter für den Staat zu diefer, für die Commune zu 
jener Höhe angenommen. Eine derartige Abweihung barf ſelbſwerſtãndlich nicht 
weiter geduldet werden. Cine zweite Berfchiedenheit befteht darin, daß die Com: 
munalſteuer⸗Cenſiten nicht nach beſtimmten Einfommensfummen, ſondern nad 
anderweiten Mertmalen claſſenweiſe veranlagt werben. Ueber das Borhan- 
denfein ſolcher Merkmale, 3. B. ber Geringfügigteit, der Austömmlichkeit, der 
Fülle des Einkommens im Verhältniß zu der flandes= oder berufsmäßigen Lebens: 
weile des Cenſiten entſcheidet die Einihägunge-Commiffion nach ihrem beften — 
nicht Wiflen —, jondern Ermeſſen. Nicht die Feftftellung einer Thatlache, wie Ber- 
handenſein von beiſpielsweiſe 2000 M. Einkommen, ſondern ein Urtheil über das 
Berhältniß dieſer Summe zu ber üblichen Rebensweile des betreffenden Berufs liegt 
in der Bornahme folcher Claſſifizirung. Daß ſolche Claſſificirung nur innerhalb eines 
örtlichen Gemeindebezirks möglich ift, Liegt auf der Hand. Der preußiiche Staat 
bat die Befteuerung nach Claſſen aufgeben mülfen, weil e8 nicht möglich war, 
diefe Claſſen derartig ſicher gegen einander abzugrenzen, daß bie Cinheit umd 
Gleichmäßigkeit i in der Handhabung der Veranlagungsvorichriften durch das ganze 
weite Staatsgebiet hindurch gewahrt werden konnte. Hier läge alſo ein Grund 
für das Audeinandergehen des Staats und des Gemeindeſteuerſyſtems wor. Ih 
halte aber die Einihägung nad) Claſſen nicht für gerecht, denn fie beichräutt 
die Rechte der Vertheidigung gegen die Veranlagung. Muß die Steuer-Aus- 
Ihreibung Farbe befennen, d. h. den Geldbetrag nennen, zu welchem mein 
Einkommen angenommen wird, ſo iſt dies eine Behauptung, gegen welche ber 
Gegenbeweis doc, geführt werben Kann. Enthält die Ausſchreibung — bei⸗ 
ſpielsweiſe das Urtheil, daß ich für einen Handwerker ein auskömmliches 
kommen babe, jo kann die Reclamations-Commiſſion allen ———— in 
Zahlen gegenüber ſich auf ihr ſubjectives Ermeſſen berufen. Gegen Anfichten 
läßt ſich aber ſchwerer ſtreiten, als gegen Behauptungen beſtimmter 
Das genaueſte Einſchätzungsmerkmal iſt die Summe des Einkommens, umd 
daher fann ich bie in der Einihägung nad Claſſen Tiegende Abweichung von 
der Staatseintommenfteuer als im Intereſſe der Cenſiten liegend nicht erachten. 

Bedeutungsvoller find diejenigen Verſchiedenheiten, welche in ber Beräd- 


fihtigung der Einkommensquelle und in einer andermeitigen Conftruction des 


Begriffe der Leiftungsfähigfeit ihren Grund haben. In Gteuer-Regulativen 
diefer Art kann die für die Staatöfteuer-Aufziehung erfolgte Feſtſtellung bes 
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Eintommend immerhin zum Ausgangspunkt genommen fein, nur in den Pros 
centjäten wird zu Gunſten der Neicheren oder der Aermeren, zu Gunften der 
Gewerbtreibenden oder der Nentenbefiger von der Scala der Stantöfteuer ab- 
gewichen. Dergleihen Abweichungen haben, wo fie beftehen, gemeinhin eine 
hiſtoriſche Berechtigung, fie bezeichnen vielleicht die Compromiffe, welche zwiſchen 
uralten Ortsſteuer⸗Verfaſſungen und neuen Anfchauungen geichloffen find. Wenn 
aber über die Einführung neuer Einkommenfteuern verhandelt wird, oder wenn 
nur tbeoretifch die Frage der Communal⸗Beſteuerung erörtert werden fol, dann 
darf nach den Gründen gefragt werben, weshalb derartige Abweichungen gerade 
im Wejen des Gemeinde=erbande Tiegen follen. 

Die theoretiſchen Vertheidiger jener Abweichungen pflegen in der That 
meiſtens auch für die Staats= Einkommenfteuer Reformen nad diefer Richtung 
bin zu verlangen. Die Fragen, welche Nüdfiht auf die Dauerhaftigfeit der 
Eintommensquelle zu nehmen ift, ob und in weldem Grade das Verhältniß 
des Einkommens zu den einzelnen AusgabesTiteln des Privathaushalts 
maßgebend für den Steuertarif fein fol, find aber allgemeiner, nicht Localer 
Natur. Sorgt man durch Ausbildung ded Gebührenſyſtems, durch Errichtung 
von Genofjenfchaften für fpecielle Deeliorationen, durch Erhebung einer Com— 
munal:Realfteuer nad Maßgabe der Ertragsfähigfeit dafür, daß der den allge: 
meinen Nuten communaler Cinrichtungen begleitende befondere Vortheil für 
einzelne Claſſen auch befonders zinspflichtig gemacht wird, jo bleibt meines Erach⸗ 
tens kein Grund übrig, aus weldem das Verhältniß, in welchem einerjeits bie 
Nutznießer größerer und diejenigen kleinerer Einkommen, andererſeits die Befiger 
von Grundſtücks-Revenüen, die Rentiers und die Gewerbtreibenden zu dem Ge⸗ 
ammterträgniß einer Einfommenfteuer beitragen, ein Anderes fein ſoll, je nad 
dem dieſes Gefammterträgniß in die Staatd- oder in die Gemeindecaſſe fließt. 
Bedingt ift ja das für die Stantöftenern entftandene Verhältniß nicht durch die 
Bertbeilung der Wohlhabenheit durch das Stantögebiet hindurch, fondern durch 
die Bertheilung innerhalb der Ortsgemeinde felbft. Daß Rentierd durch geringere 

terung dem Orte erhalten bleiben follen, iſt doch eine etwas kleinliche Po— 
litik, die ja auch nicht zum Ziele führen würde, wenn dieſer Grunbfag von 
allen Gemeinden aboptirt würde. “Die Leichtigkeit, das Angehörigteitöverhältnif 
zu einer beftimmten Gemeinde zu löſen, ift freilich für den Rentier größer, als 
fir den Gewerbtreibenden und fir den Grunpbefiger. Gerade weil für den 
Staatsbeamten die Dauer des Wohnfiged in einer beftimmten Gemeinde eine 
ungewiſſe ift, deshalb beanfprucht freilich die preußiſche Geſetzgebung jelbft, daß 
zu Ounften jener die Communen von der Staats-Einfommenftener abweichen. 
Es Handelt ſich aber nicht um Bebürfniffe der Zukunft, fondern der Gegenwart. 
Bei richtiger Finanzwirihſchaft wird es ſtets gelingen, die Belaftung, welde 
emmalige Ausgaben mit ſich bringen, auf die entiprechende Reihe von Jahren 
zu vertbeilen. 

Soweit aber gemiffe Arten der Gewinnung von Einkommen durd die 
commmnale Fürforge beſonders befördert werden, ſoweit wird dieſer beſondere 
Vortheil durch das Syſtem der Gebühren oder durch die Realſteuer auch beſon⸗ 
ders zinspflichtig gemacht werben fünnen. Bei der Beſteuerung des Einkommens 
kann die Duelle des Iegteren unberüdfictigt bleiben. 

Bon der Einkommenfteuer glaube ich demnach behaupten zu dürfen, Daß 
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die befte Art der Staatsftener auch zugleich die befte Art dr Communal: 
fteuer iſt. Ob die Frage nach ber beiten Art mit mehr Erfolg in der allges 
meinen Landeövertretung oder in ben einzelnen Communalvertretungen erörtert 
wird, ift fchwer zu beurtheilen. Da die Zuſchläge der Communen zu Der 
Stantd-Glaffen- und Eintommenfteuer den Betrag der Hauptfteuer zu überragen 
pflegen, jo haben die Communalverwaltungen ein größered Intereſſe an Der 
Trage. Auch werden die etwaigen Unbilligkeiten und Härten der Hauptftener 
um fo fühlbarer, je höher die communalen Zufchläge zu der erftern ammachlen. 
Mag der Landesvertretung auch ein Mehr von Kenntniffen, von Umficht und 
meinetwegen auch von Uneigennütigteit beiwohnen, bedenklich ſcheint es mir Doch, 
ben Commumalvertretungen die praftijche Theilnahme an der Löſung der Frage 
zu verfagen, und dies würde gefcheben, wenn andere Arten von Communal- 
Eintommenftenern als Zuſchläge zu der, Stantöfteuer verboten würden. ‘Da bie 
Art, wie die Steuern empfunden werben, wenigftend dem Politiker nicht gleich: 
giltig fein kann, jo müßten doch wenigftend die beftehenden Communal⸗ 
Einfommenfteuern in ihrer gegemwärtigen Höhe vefpectirt werben, ſelbſtverſtänd⸗ 
ih nah Ausmerzung folder Betimmungen, welde e8 möglich maden, durch 
verfchiedene Teftftellung des Einkommens felbft eine Unwahrheit zu Ungunften 
des Staats zu begeben. 

Ih will aud die Präfumtion der Vorzüglichfeit für die auf Conſens der 
Tandesvertretung beruhende Staatsfteuer gelten laſſen und würde es für zwedc⸗ 
mäßig halten, wor Erhöhung beftehender andermeitigen Communal-Einkommen⸗ 
fteuern die Gemeinden zum Nachweis zu nötbigen, daß Iocale Gründe ben 
Uebergang zu dem Syſtem der Staatöfteuer verbieten. 

Schließlich darf wohl noch des in dem Entwurf zu dem neuen preußiſchen 
Communalfteuergefege gemachten Verſuchs Erwähnung geſchehen, das Verhältniß 
zu fixiren, in welchem die Procente der Zuſchläge zu den einzelnen Staatsſteuern 
untereinander ſtehen ſollen. Der Verſuch iſt freilich nur ein ſchüchterner; die 
Grenzen ſind weit gezogen. Es ſoll der Zuſchlag zur Realſteuer an dabi der 
Procente den Zuſchlag zur Perſonalſteuer um die Hälfte überſteigen, aber hinter 
demſelben auch um drei Viertel zurückbleiben dürfen, ſo daß ein Spielraum 
zwiſchen Y, und 1%,, alſo von 1:6 gelaſſen if. Soweit es ſich nicht 
um Ausgaben für Verkehrsanſtalten handelt, ſoll ſogar von Zuſchlägen zur 
Realſteuer ge Abftand genommen werden können. 

Da die Süße der Staatäfteuern jelbft, wie im Eingange dieſes Gutachtens 
bemerkt ıft, in feinem durch das Weſen des Staats bedingten innern Zuſam⸗ 
menbange ftehen, fo bat e8 natürlich fein ‚Miplihes, von gewillen Quoten jener 
Säge zu behaupten, daß fie gerade in einem durch das Weſen der Gemeinde 
bedingten Verhältniß ftünden. Beftimmend für dieſes Verhältniß können nır 
bie Leiftungen der Gemeinde und die Höhe des Vortheils fein, welcher aus ben: 
ſelben als ein feparater dem Grundbeſitz erwähft. Beſteht in einer Gemembe 
bereit8 eine nad der Ertragsfähigkeit umgelegte Realfteuer, Jo wird die Ergiebig: 
feit der letzter auch ohne Erhöhung des Procentfages zunehmen, je nachdem 
durh Communalveranftaltungen von heorariſch -beſchränkter Wirkſamkeit eine 
partielle Erhöhung der Ertragsfähigkeit bewirkt wird. Handelt es fi dann 
beifpielöweife um Uebernahme einer bisher von allen Haußbefigern getragenen 
Leiftung auf den Gemeindehaushalt, fo wird ſich der Werth folder Entbürbung 
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leicht in Procente der bisherigen Realſteuer überfegen laſſen. Ob die ganze 
Mebrbelaftung des Gemeindehaushalts auf die Nealfteuer zu fchlagen ift, ober 
ob ein Theil derſelben durch Erhöhung der Perfonalftener gedeckt werden ſoll, 
die Entſcheidung hierüber wird eben davon abhängen, in weldem Verhältniß der 
allgemeine Bortbeil zu dem Separatvortheil der Hausbefiger fteht. Die Ge- 
legenheit einer joldyen Uebernahme bisheriger Naturalleiftungen der Hausbefiger — 
wie 3. B. der Straßenreinigung oder die Errichtung eines allgemeinen Ent 
wãſſerungsſyſtems — muß zur erften Einführung einer Communal-Realfteuer 
da benugt werden, wo eine ſolche bisher nicht beftand. Das jett entworfene 
preußiſche Communalfteuergefeg würde allen ſolchen Gemeinden zu einer Real- 
feuer ohne Weitereß verhelfen, da daſſelbe den Grundſatz aufftellt, daß feine 
Gemeinde nur Perfonalfteuern, oder nur Realfteuer erheben darf. Zur Ein- 
fügung der Berfonalfteuer in das Gemeindefteueriyftem im Wege des Zwanges 
wird wohl wenig Urfache vorgelegen haben, deſto Lebhafter wird die Regierung 
aber das Bedürfniß gefühlt haben, die Stabtgemeinden zur Real befleuerung 
jwingen zu können. Diefe Lage wäre dem Staate vielleicht eripart worden, 
wenn er nicht durch die bisherigen Gemeindeverfafjungsgefege ſelbſt es ermöglicht 
hätte, daß die Hausbeſitzer ihr geſetzlich garantirtes Uebergewicht in den Gemeinde: 
vertretungen zur Abwehrung jegliher Communal-Realfteuer ausnutzen fonnten. 

Fällt jenes Privilegium der Grundbefiger, und ſichern die Gemeindever- 
fafjungögefege die Bildung von Vertretungen, in denen das wahre Interefle der 
Gemeinden zur Geltung gebracht wird, fo kann der Staat e8 meined Erachtens 
ruhig bei ber biöherigen Tyreiheit der Gemeinden, über die Aufbringung der 
Gemeindebedürfniſſe zu beichließen, auch ferner belaſfſen. Gemißbraucht ift dieſe 
Freiheit wohl bisher in erheblichem Grade nicht. 
— Das Wohl des Staates hat unter dieſer Autonomie der Gemeinden nicht 
gelitten. 

Königsberg in Oftpreußen, den 6. Novbr. 1876. 
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Gemeindebeiträge und Gemeindeitenern unter befonderer 
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Der an mich ergangenen Aufforderung des Ausſchuſſes des „Vereins für 
Socialpolitik“ glaube ich mit Rückſicht auf meine langjährige amtliche Beichäf: 
tiging mit der Statiſtik der beiden größten Städte des Preußiſchen Staats 
hauptſächlich in der Weile entfprechen zu follen, daß ich mich wefentlich auf 
die Betrachtung großftädtifcher Verhältniffe beſchränke. Ich kann die um fo 
eher, als ich wirklich die großen Städte für eine Erſcheinungsform des menſch 
lichen und wirthſchaftlichen Zufammenlebens halte, welche in jehr vielen Fragen 
der wirtbichaftlichen Geſetzgebung, namentlich aber auf dem Gebiete des Com⸗ 
munalfteuerweiens, eine von Fleineren Gemeinden abweichende Behandlung verlangt. 

Dieje verfchiedene Auffafiung muß ih auch auf die vom Ausſchuſſe unter 
1 518 3 geftellten Fragen übertragen, die ich nicht in diefer Trennung, fondern 
einheitlich zu Beantworten verſuchen will. 


J. Allgemeine Grundfätße. 


Die ganze bochwichtige Angelegenheit der Communalfteuer-Reform bat ſeit 
der Veröffentlichung des „Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Aufbringung 
der Gemeinde: Abgaben in Preußen” 1) nebft vollftändigen Motiven, für ven 
größten Theil Deutfchlands eine viel concretere Geftalt gewonnen. Derſelbe iſt 
zunächſt den Provinzialbehörden und einzelnen grüßeren Gemeinden zur Begut- 
achtung vorgelegt worden und wird, nachdem die meiften befragten Inſtanzen, 
Stäbtetage u. |. w. eine mehr oder weniger zuflimmende Erklärung abgegeben 
baben, vorausfichtlih dem Landtage in deſſen nächfter Seffion in wenig verän- 
derter Form vorgelegt werden. Soviel ich auß einigen Zeitungs-Notizen entnehmen 
darf, Haben aber die Behörden einiger Großſtädte, welche in fehr tief eingreifender 
und weſentlich nachtheiliger Weile von den neuen Beftimmungen betroffen werben, 


1) Deutfhe Gemeindezeitung 1876, Beilage zu Nr. 36. 
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gegen die wichtigſten Grundlagen des Geſetzentwurfs proteſtirt. Auch iſt die 
Agitation bereits in die mit communalen Dingen ſich beſchäftigenden Vereine 
einzelner Großſtädte eingedrungen, ſo daß die Frage bereits zu einer äußerſt 
brennenden geworden iſt. 

Ich kann den gegen den Geſetzentwurf erhobenen Vorwürfen inſoweit 
entgegentreten, als ich anerkenne, daß derſelbe eine angemeſſene Grundlage für 
die Beſteuerung kleinerer Städte und Landgemeinden darſtellt, aber andererſeits 
vermiſſe ich jede beſondere Rückſicht auf die eigenthümlichen Verhältniſſe der 
großen Städte. 

Es ſei meine Aufgabe, den Nachweis zu führen, in wie weit die großen 
Städte eine beſondere ſteuerliche Behandlung zulaſſen, beziehungsweiſe verlangen 
und welche Steuerformen, oder welche Mittel zur Aufbringung der Gemeinde 
bebürfniffe den großen Etädten vorzubehalten find. 

Allerdings ift die Grenze, von weldher ab ich diefe beiondere Behandlung 
wünfche, nicht feft abgegrenzt. Die gewöhnlich als Kriterium der Großftadt 
angenommene Seelenzahl von 100.000 würde ich geſetzlich fo deflariren, Daß 
feiner Stadt mit mehr als diefer Einwohnerzahl die bejondere Berüdjichtigung 
ihrer Berhältniffe bei der Befteuerungsfrage verweigert werden darf, und daß 
die gleiche Behandlung von Städten mit weniger als diefer Einwohnerzahl von 
der befondern Genehmigung der Oberbehörden abhängt. 

Für Städte und Landgemeinden grundfäglich eine verſchiedene Regulirung 
des Communalſteuerweſens feftzufegen, — wie e8 die Aufforderung des Aus 
ſchuſſes des Vereins für Socialpolitik durch die Trennung diefer beiden Kate: 
gorien in Frage 2 zu befürmorten fcheint — Halte ich nicht für richtig. Denn 
bier iſt ein materieller Unterfchied überhaupt nicht vorhanden. Wie weit vie 
Uebergänge zwiſchen diefen beiden, hauptſächlich Durch die Eimmohnerzahl unter: 
ſchiedenen Anjiedlungsformen, gerade nach diefer Beziehung ſich erftreden, möge 
folgende Aufftellung der Schlefiihen Städte und Landgemeinden nad) der legten 
Boltszählung vom 1. December 1875 beweijen: 


Einwohnerklaſſen. Stäbte. Landgemeinden. 
über 10.000 23 — 


10.000 bis 4000 33 24 
4000 bis 2000 50 74 
unter 2000 42 ? 


Die größeren Landgemeinden Schlejien® zeigen zudem eine ſtärkere procen- 
tale Vermehrung dur die Zunahme der Großinduſtrie, als Die gleich großen 
Städte, jo daß der frühere principielle Unterfhied von Stadt und Land immer 
mehr zu jchwinden ſcheint. Neuerdings ift befanntlih die Erfahrung gemadt, 
daß große Fabrik: Inpuftrien ihren meiſtens ſehr — Grundbeſitz in 
den Großſtädten durch Verkauf beſſer zu verwerthen ſuchen und nach günſtig 
gelegenen ländlichen Gemeinden überſiedeln, wo die Löhne niedriger und auch 
die ſonſtigen Lebensanſprüche geringer ſind, als in den großen Städten. Dieſe 
modernſte Entwickelung, welche Stadt und Land ausgleicht, vollzieht ſich ſo zwar 
zum Theil auf Koſten der großen Städte, aber keineswegs zu deren dauerndem 
Nachtheil. Der Erſatz liegt darin, daß die Induſtrien ihren natürlichen Standort 
aufſuchen und daß die großen Städte mit ihrer höheren Intelligenz, ihren 
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reicheren Bildungsanftalten und entwidelterem Verkehrsleben der natürliche 
Etandort der Kunſt-Induſtrie find, in deren Wiederbelebung nad dem 
Vorbilde jener großen mittelalterlichen Zeit!) eines der wefentlichten Mittel 
zur Löſung der fog. „focialen Frage“ begründet iſt. 

Diefe Hindeutung auf den hohen foctalen Beruf der großen Städte ericheint 
da nicht überflülfig, wo es ſich um die Beichaffung ihrer Eriftenzmittel handelt. 
Dörfer und Städte werden nicht blos durch Die mit dem näheren Zuſammen— 
leben natürlich entftehenden gemeinfamen Bedürfniſſe und die gemeinjchaftlichen 
Beranftaltungen zu deren Befriedigung zulammengehalten, fondern fie find als 
ſolche lebendige Glieder ded Staat. Bejonderd bilden die großen Städte je 
für ſich durchaus individuelle Erjcheinungöformen in der gefammten nationalen 
Entwicklung. Die Aufgaben des Staats und der Gemeinde find nicht principiell 
verfchieden, ſondern ergänzen fi gegenſeitig. Deshalb konnte auch der Staat 
einen nicht unmefentlihen Theil der von ihm bisher allein erfüllten Aufgaben 
auf die communalen Verbände übertragen. Je weiter die Decentralifation und 
Selbitverwaltung in Provinz, Kreis und Gemeinde vorſchreitet, um fo inniger 
vermilchen ſich die wirtbichaftlichen und culturellen Aufgaben ver öffentlichen 
Verbände und um fo weniger laffen fih ftaatlihe Nechte und Pflichten von 
provinziellen, reißordnungsmäßigen und communalen unterfcheiven. Da fchon 
mittlere Städte feinem beſonderen Kreifwerbande angehören, würde ein fer- 
neres, für die fteuerliche befondere Behandlung der großen Städte entſcheidendes 
Kriterium aud materiell darın gefunden werden fünnen, daß diejelben im Stande 
und Willens find, die Seitend des Staatd den Provinzen überwieſenen öffent- 
lihen Pflichten in ihrem eigenen Kreife felbft zu erfüllen. Natürlich folgt aus 
dieſer Ermeiterung der Pflichten der großen Städte auch die directe Betheiligung 
derſelben an den Bortheilen, welde der Staat den provinzialen Verbinden als 
Arquivalent für jene zugewendet hat. Hiermit wäre nicht eine vollftändige Los— 
löſung der Provinzialhauptitädte von ihren Provinzen nothwendig verbunden, 
wie eine folche befanntlich für Die Yandeshauptftadt Berlin projektirt ift, ſondern 
es könnte vielmehr für gewiſſe Zwecke eine Verbindung beider hergeftellt werben, 
worauf wir noch zurüdfommen müſſen. 


Es ift einer der Hauptverbienfte hervorragender Mitglieder des „Vereins 
für Socialpolitit“, die Auffaſſung ftaatliher Verbindung und Verpflichtung über 
die eimjeitige Anfchauung der Mancheſterſchule hinaus gehoben zu haben. Daß 
der Staat feine Yebenöverfiherungs-Anftalt ift, ſondern etbilche und ſociale Aufs 
gaben hat, wird allgemein anerfannt, Daß aber die Gemeinde nicht allein eine 
Familien-Wirthſchaft im Großen ift, fondern auch ideale Zwecke zu verfolgen 
bat, ift eine nicht jo allgemein anerkannte, aber nicht minder zweifellofe Wahrheit. 
Daraus folgt, daß ein principieller und Durchgreifender Unterſchied zwischen der 
flaatlihen und gemeindlihen Befteuerung, wie er in verſchiedenen Beſchlüſſen 
„vollswirtbichaftliher Congreſſe“ aufgeftellt worden ift, der inneren Beredhtigung 
enibehrt. Hierin ftimme id mit den Motiven des vorhin erwähnten Gejeg- 
entwurfs vollitändig überein. Es heißt Dafelbft: 


I) Vergl. die Abtheilung „Unferer Väter Werke” auf der Münchener Kunft- und 
Kunfl-Induftrie-Ausftelung von 1876. 
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„Die mehrfach aufgeſtellte Behauptung, daß der Staat zur Beſchaffung ber 
Mittel bebufs Erfüllung der ihm geftellten öffentlichen Aufgaben, bie Steuern nad 
bem Maßftabe der Leiſtungsfähigkeit der Steuerpflichtigen zu vertheilen, bie 
Gemeinde dagegen als eine im Wefentlichen wirtbfchaftliche Genoſſenſchaft bie erfor- 
berligen Abgaben ausfhlieglih nah dem Grundſatze von „Leiftung und 
Segenleiftung‘ aufzubringen babe, und deshalb fih an das Staatsſteuerſyſtem 
nicht anſchließen könne, gebt von einer unrichtigen Vorausfegung aus. Denn einer- 
feit8 bat der Staat neben ben eigentlich öffentlihen Aufgaben auch noch eine Reihe 
wirtbichaftlicher Bedürfniſſe zu befriedigen, während andererfeits die Gemeinde leineswegs 
blos einen wirthfchaftlihen Berband bildet, fordern derfelben ein Theil der wichtigften 
Zweige der öffentlichen Thätigteit bes Staats, namentlid auf dem Gebiete der Armen- 
pflege, der Polizei, des Unterrichtsweſens 2c. Üüberlaffen ift. Dagegen kann allerdings 
bie Richtigleit jener Behauptung in dem befchränfteren Umfange, daß, ba ein erheb: 
licher Theil der Gemeinde-Ausgaben vorzugsweiſe zu wirtbichaftlichen Zweden verwendet 
werbe, bei der Aufbringung der Gemeinde-Abgaben der Grundſatz von „Leiftung und 
Gegenleiftung” nicht gänzlich unberüdfichtigt bleiben bürfte, nicht beftritten werben. Eine 
genaue Berechnung der Höhe des bezüglichen Antheild der Gemeinde-Abgaben bebuft 
gefonderter Aufbringung derſelben durch Grund-Abgaben ift zwar bei der gemifchten 
Natur der erfteren nicht ausführbar, es rechtfertigt ſich aber durch diefe Rüdficht die 
im 8 2 aufgeftellte Regel der Mitheranziehung der Grund: und Gebäudefteuer bei der 
Aufbringung der Gemeindebedürfniffe.‘ 

Obgleich ich auch der Kealfteuer einen hervorragenden Platz in dem 
Syſtem commımaler Befteuerung zuweiſe, vermag ich doch nicht in den Aus: 
al für wirthichaftlihe Zwecke und einer Beſteuerung des Grundbefitzes eine 

nwendung des Principe von „Leiftung und Gegenleiftung“” zu finden. Denn 
die wirthſchaftlichen Ausgaben müffen, wenn fie wirklich ſolche find, der durch 
die ganze Gemeinde zum Theil repräfentirten wirthichaftlihen Gemeinſchaft zu 
Sute fommen. Durch wirthihaftlihe Ausgaben kann allerdings der Nugungs: 
werth der Gebäude erhöht werden; nicht minder follen aber auch dadurch Die 
Unfoften der einzelnen Familienwirthſchaft ermäßigt werben, wodurch alfo indirect 
das Reineinkommen und damit die Steuerfähigfett erhöht wird; enblich würden 
das ſchlechte mwirthichaftliche Ausgaben fein, welche nicht aud die Ertragsfäbigteit 
gererblicher Thätigeit zu erhöhen ım Stande wären. Cine communale Ein: 
fommend- und Gewerbebefteuerung fcheint mir alfo eben fo gut aus den wirth⸗ 
Ihaftlihen Aufgaben der Gemeinde hervorzugehen, als eine communale Befteuerung 
des Grund und Bodens. 

Wenn ich trogdem einen wefentlihen Theil der Gemeindebedürfniſſe nad 
dem Princtp von „Leiftung und Gegenleifting” aufgebracht zu jehen wünſche, 
jo gelange ich hierbei nicht zu einer verjchievenen Beurtheilung der einen Erwerbs⸗ 
fteuer im Gegenſatz zu einer andern oder zu der allgemeinen Einkommenſteuer, 
fondern zu der Forderung, daß die Koften für Herftellung und Unterhaltung 
wirthſchaftlicher Einrichtungen hauptſächlich und zunächſt, ſoweit als möglich, von 
denjenigen Perſonen getragen werden, welche dieſe Einrichtungen direkt benutzen 
oder doch den weſentlichſten Vortheil davon haben. Hieraus folgt, daß neben 
einem Gemeindeſteuerſyſtem ein Syſtem von direkten Beiträgen 
oder Entſchädigungen für die von der Gemeinde Dargebotenen 
materiellen Güter berzugehen bat. Je Eoftipieliger und wichtiger die Auf: 
gaben find, welde die verfeinerte, materielle Culture unferer Zeit, die For: 
derung der öffentlichen Gefundheitöpflege und das Streben nad SHerftellung 
eines dauerhaften foctalen Friedens auch an den durch die Gemeinde verfürperten 
Theil der gefammten öffentligen Gewalt zu ftellen hat, um jo weniger darf die 
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Gemeinde willkürlichen Beſchränkungen bei der Aufbringung der Mittel zur 
Herſtellung jener Einrichtungen unterworfen werden. Ein zweckmäßiges Syſtem 
ſolcher Beiträge vermag die direkte Beſteuerung innerhalb der Gemeinden in 
engern Grenzen zu halten, oder doch ein übermäßiges Anſchwellen derſelben 
zu verhindern. 

Auf dieſen Punkt glaube ich großes Gewicht legen zu müſſen, denn eine 
Auflage von 300 bis 500 Procent auf alle oder einzelne, wenn auch nur 
höhern Einkommensſteuerſätze, wie fie in vielen preußiſchen Städten vorkommt), 
ift an fichein offenbarer ſchwerer Uebelſtand, der aber noch weitere, überauf ſchlimme 
Sonfequenzen bat. Denn eine folde Belaftung wird von den aus den Gemeinde- 
organen ſelbſt hervorgehenden Einfhägungscommifjionen als ein genügender 
Grund angefeben, um die Einſchätzung möglichſt niedrig zu halten. 
Hierin Tiegt eine herbe Ungerechtigfeit gegenüber denjenigen Städten, welche ein 
jelbftändiges Abgaben: und Steuerſyſtem ausgebildet haben und deren Ein- 
\hägungscommilfionen aber gewohnt find, das nicht übermäßig belaftete Einfommen 
auch feinem vollen Betrage nach zu ſchätzen. Namentlich zeichnen fich viele 
theinifche Fabrikſtädte durd niedrige Einkommensſchätzung und hohe Communal- 
zufchläge aus — ein jedenfalls -jehr gefährliches, weil indireft vortheilhaftes 
Beilpiel. Der ftatiftiiche Nachweis wird vorausfichtlich nicht ſchwer zu führen 
fein, daß, je ſtärker die Staatöfteuerfäge mit communalen Zufchlägen belaftet 
find, um jo niedriger die Einfhägungen ausfallen. Eine ftatiftifche Kritik der 
Einkommensſchätzungen fehlt allerdings leider noch gänzlich, ihre Anftellung 
würde aber voraussichtlich den dringenden fteuerpolitiihen Rathſchlag nahelegen, 
dad Syſtein von Zuſchlägen zu den direkten Staatöfteuern ein gewiſſes Maximum 
nicht überfteigen zu laſſen. Eine ſolche Beihränfung ift in dem erwähnten 
preußifchen Gefetzentwurf nur für die Yufchläge zur Gebäude, Grund: und 
Gewerbeſteuer ausgefprochen, und zwar 

mit 150 %, für die Gebäudelteuer in den Städten, 

„ 150 %, für die Grundſteuer in den Landgemeinden, 
„ 100 9%, für die Orundfteuer in den Stüdten, 

„ 100 9%, für die Gebäudeftener in den Pandgemeinden. 

Trotzdem zur Zeit eine ſolche Beichräntung in Beziehung auf die bier 
bauptfähhlich ins Gewicht fallende Gebäubdefteuer in den Stäbten nicht eriftirt 
Guſchläge zur Gewerbefteuer find zur Zeit überhaupt verboten), find mir doc 
Städte nicht befannt, in denen jenes Marimum der Gebäubefteuerbelaftung 
erreicht wird. Der gewöhnliche jest beftehende Marimalzufchlag zur Gebäude— 
feuer ift der nach dem Entwurf propenirte Minimalſatz, nänlih 50 %,. Die 
ſämmtlichen zuläffigen Minimalzufchläge find in analoger Weife, wie bie 
Marimalfäge fo geordnet: 

50 %, für die Gebäubefteuer in den Städten, 

50 %, für die Grundfteuer in den Landgemeinden, 
25 9%, für die Grundſteuer in den Städten, 

25 °%, für die Gebäudefteuer in den Landgemeinden. 

Mit Zuftimmung der Auffihtsbehörde können dieſe Säge bis auf die Hälfte 
ermäßigt werben. 

) Brof. Dr. Fr. 3. Neumanı. Die progreffive Eintommenfteuer. ©. 120—122. 
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Bei der maßgebenden Rolle, welche die Grundbeſitzer in allen Gemeinde⸗ 
Bertretungen fpielen, glaube idy nicht, daß biefe Sätze erheblih werden über: 
jchritten werden. Ein indirefter Zwang zu einer höheren Heranziehung des 
Grundbeſitzes witrde allerdings dadurch auferlegt werden können, daß nach dem 
Entwurf ($ 5) zu jeder Belaftung einer direkten Stantöftener mit mehr als 
100 9%, die Zuftimmung der Auffichtöbehörbe, und mit mehr ald 200 9% 
bie Genehmigung ber ‘Minifter des Innern und der Finanzen erforderlich ifl. 

Die Gewerbeſteuer endlih darf wohl mit einem niedrigeren, nidyt aber 
mit einem höheren Zuſchlag belaftet werben, al8 die Grund» und Gebäudefteuer. 
Tod wird bie Bedeutung biefer Steuer in dem Oemeindehaushalt bei ihrer 
eigenthümlichen Natur und ihrem an fi geringen Ertrage nicht allzugroß fein. 

Das Hauptgewicht der communalen Befteuerung wird alfo auch nad dem 
neuen Entwurfe auf der Perfonal:Steuer beruhen, auf deren beſondere Natur 
ich fpäter eingehen werde, deren nicht allzuflartes Anwachſen aber, nach dem 
Gefagten, jedenfalls eins der dringenften Erforderniffe vom Geſichtspunkt ver 
allgeineinen, auch ftaatlichen Steuerpolitif fein muß. 


IL Gemeinde-Beiträge. 
1. Im Allgemeinen. 

Ich fehe das hauptſächliche Mittel, um zu dieſem wünfcdenswertben Ziele 
zu gelangen, wie fchon hervorgehoben, in der Ausbildung eines Eyftemd com- 
munaler Beiträge leviglidh nad) dem Princip von „Yeiftung und Gegen: 
leiftung” und will nun einige Punkte anführen, bei denen mir eine folde Aus— 
bildung nüglih und zweckmäßig jcheint. Wenn id bierbei hauptſächlich mit 
meinem vorigen und jeßigen Heimathöorte exremplifizire, jo Liegt das ſowohl daran, 
daß mir die bezüglihen Verhältniſſe am leichteften zugänglid und zur Seit 
am meiften befannt find, als aud daran, daß ich nicht glaube, daß andere 
Städte in diefen Beziehungen mannigfachere und lehrreichere Beifpiele Darzubieten 
vermögen. 

Ein wenn auch nicht ficherer, fo doch ungefährer Maßſtab für die 
numeriſche Bedeutung ſolcher Beiträge liegt in dem Verhältniß, welches der 
Geſammtertrag der ſtädtiſchen Steuern zu der Höhe des Stadt 
baushaltes überhaupt einnimmt. In diefer Beziehung ftelle ih mit dem 
mir gerade zur zur Dißpofition | ſtehe nden Materiale folgenden Vergleich an: 


— — — — — — — t — 



















—— —*  |8 he de _ | Die Steuern 
Einwohnerzahl efammtp be Gefammtbetra ° 
nach der Schätzung N : der a 1874 InD ade 
1574 
| PER 1. Me 2 MM. Wart 
Berlin 963. 000 36.132.384 38 3.145.623 : 
Breslau 235.00 6.559.143 — 3.135.720 41,81 
Münden 185.000 4.317.419 31 2.339.293 54,18 
Dresden 150.000 3.475.472 — 1.985 740 57,22 
Cöln 130.000 4.117.650 — 2.733.263 66,38 
Leipzig 115.000 3.473.292 — 1.332.804 38,37 
Stuttgart 92.000 2873 799 — 2.154.308 174,36 
Danzig 90.000 2.569.200 — 1.011.501 39,38 
Altona 80.000 2 196.169 — 9 1.647 44.09 
Stettin 77.000 3.951.120 — 854.794 21,63 
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Allerdings walten bier bei der Etatsaufſtellung außerordentlich verſchiedene 
Verbäliniſſe ob, namentlich z. B. in der Beziehung, ob beſondere communale 
Inſtitute, wie Gaswerke x., mit ihrer ganzen Brutto-Einnahme und Ausgabe, 
oder nur mit ihrem Ueberſchuſſe auf den allgemeinen Etat gebracht find. Auch 
ft da8 Grunde und Capitalvermögen der einzelnen Städte ſehr verfchieven!). 
Fedenfalls zeigt diefe Aufftellung aber ſchon, mie wenig die Höhe der Steuern 
um Allgemeinen von der Höhe des Stadthaushaltsetats abhängt, und welche 
Rolle daher die nicht fteuerlihen Einnahmen, namentlidh der großen Gemeinden, 
in Wirklichkeit fpielen. Man bat bisher auf diefe Seite der Sade wenig 
Rüdfiht genommen. Da e8 aber bauptjächlich nur größere Städte find, welche 
durch Gründung communaler Wohlfabrtd-Einrichtungen entweder die allgemeine 
Steuerlaft zu einer übermäßigen Höhe anwachſen zu laffen, oder für beftimmte 
Zwede organifirte Beiträge zu erheben vermögen, fo ift hiermit ein weiterer 
Grund gegeben, weshalb eine befondere gefeglihe Behandlung der großen Städte 
gerechtfertigt erſcheint. 5 

Indem ich nun zur Beſprechung biefer Beiträge felbft übergehe, unterſcheide 
ih zunächſt ſolche, welche —— 

I. keine beſtimmt abgegrenzte Klaſſe der Bevölkerung treffen, und war 

a. Schulgelder, nämlich 
1. in höheren, 
2. in mittleren, 
3. in Elementarſchulen. 
b. Ueberſchüſſe communaler Credit-Inſtitute, nämlich 
1. von Bankanſtalten, 
2. von Sparkaſſen, 
3. von Leihämtern. 
c. Beiträge für allgemeine Verkehrsanlagen, nämlich 
1. Chauffeegelder, 
2. Brügenzölle, 
3. Ueberſchüſſe von Pferbebahnen, Anichlagsfäulen x. 

II. Beiträge, welche zunächſt und direkt beflimmte Klaffen von Gemeinde 

angehörigen treffen, und zwar 
a. den Grundbeſitz, nämlich 
1. Beiträge von Adjacenten zur Herftellung neuer Straßen, zu 
Straßen:Berbreiterungen und Durchbrüchen, 
. Beiträge für Straßen-Reinigung und Beiprengung, 
. Beiträge für allgemeine Entwäſſerungs⸗ und Canaliſirungskoſten, 
. Beiträge fir Wafferleitung, 
. Beiträge für Gas, 
. Beiträge für Einguartierungsfoften im Frieden, 
. Beiträge ſtädtiſcher Feuerfocietäten und Pfandbrief-Inftitute zur 
Unterhaltung ftäptifcher Feuerwehren. | 


nm 00 


1) Ueber alle diefe Fragen wird ber noch nicht im Drud erfchienene, aber bem 
„eglährigen neunten internationalen ftatiftifhen Congreß zu Budapeſt Ann Be 
2. b der internationalen Statiftit der großen Städte (d. h. mit mehr al8 100.000 Ein- 
wohnern), welcher bie Finanzen behandelt, nähere Auskunft geben. 
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b. den Pferbebefig (Vorſpann⸗Leiſtung). 
c. den Handel, nämlich 
1. Beiträge von Privat-Verfiherungs-Gefellichaften zur Unterhaltung 
der ftäbtifchen Feuerwehr, 
2. Hafen-, Krahn⸗ Waage-Gelder, Badhofd: und Magazin-Gefälle, 
3. Jahr⸗, Wochen⸗ und Viehmarkts-Standgelder. 
d. das Gewerbe und die Induſtrie, nämlich 
1. Schlachthof-Gefälle, 
2. Beiträge für Verfiherungs:Anftalten der Arbeiter gegen Krankheit, 
Invalidität, den Sterbefall u. |. w, und zwar Seitens ber 
a. Arbeitnehmer und 
ß. Arbeitgeber. 

Den letzteren Punkt (d. 2) laſſe ich hier außer Betracht, weil derfelbe mit 
ben jegigen Stadthaushalts.Etats nicht in Directer Beziehung ſteht ). 

Diefes Syſtem von Beiträgen fol nun keineswegs jämmtlihe überhaupt 
möglichen Arten folder umfaffen, ſondern nur Beifpiele folder geben, die mir 
befannt find und deren fegensreihe Wirkung von den Betheiligten anerfannt 
wird. Wenn auch mander Vertheidiger des freien Verkehrs quand mäme kai 
dem Weberjchauen dieſer Aufftellung nur den Gedanken zu fallen vermögen follte, 
wie man am fchnellften dieſe ganze Muſterkarte befeitigen könnte, jo bin ich 
doc der Meinung, daß die Zukunft des Gemeindewejend von einer weiteren 
Ausbildung eined folden Beiträgeſyſtems abhängt. Hierin Liegt jogar eine Ber- 
ſöhnung derjenigen Anfchauung, welche die communale Thätigfeit als ein großes 
Handels-Gefhäft und Wirthichafts-Unternehmen nad dem Princip von „Leiſtung 
und Gegenleiftung” anfieht und der anderen tieferen Auffaffung, wonach Der 
Kommune in der allgemeinen Cultur-Entwidlung emer der wictigften Pläge 
eingeräumt werben muß. 

Wenn id) die innere Berechtigung zur Erhebung joldyer Beiträge, und zwar 
zum Theil über vie Selbftfoften hinaus, alfo zur Entlaftung des allgemeinen 
Steuerbedarf8 anertenne, fo beichränfe ich doch den Kreis, innerhalb deſſen die 
Errichtung folder communaler Imftitute zuläſſig ift, auf das allgemeine 
Befte. Die Beförderung befonderer Standes - Interefien muß hierbei ebenjo 
ausgeichloffen fein, wie die Gefährdung von folden. Ferner jcheinen mir ſolche 
Inftitute nur dann Das allgemeine Befte wirklich zu fürdern, wenn ihre Her: 
ftellung auf privatem Wege nicht möglich oder nicht räthlich ift. 

Slüdliherweife ift man in neuerer Zeit ſowohl bei den Aufjichtd: und 
Yandes-Polizei-Behörden, als auch bei den Communen felbft, von dem Gedanfen 
zurüdgetommen, al8 ob die Communen ſich von allen folchen zum Theil allerdings 
gewerblichen Anlagen fern zu halten hätten, um der freien Concurrenz des Privat: 
Bublitums nicht zu fchaden. Heutzutage würde meines Erachtens zum Beiſpiel 
die Privilegirung und Monopolifirung eine8 allgemeinen ftädtifhen Waſſerwerks 
für eine englifche Gefellichaft, ferner die Privilegirung einev Gasfabrif ebenfalls 
für eine englifche Geſellſchaft durch das königl. Polizei -Bräfivium zu Berlin, 
ebenfo wenig möglich fein, wie die Privilegirung und Monopolifirung des Bres⸗ 


2) Vergl. Übrigens: Breslauer "Stariftil. Heft IV. Die gewerbliden Hülfs⸗ 
fallen im Jahre 1875 von Dr. Brud. 
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lauer Biehmarkt8 an einen Redakteur durch das Königl. Polizei - Präftvium zu 
Breslau. Andrerſeits würde wohl heutzutage kein Brivat-Unternehmer den Muth 
haben, ein fo bedeutendes und an fich vortreffliches Unternehmen, wie den Ber- 
Imer Viehmarkt nebft Schlachthof, ins Leben zu rufen, wie e8 Strousberg noch 
vor Beginn der großen Gründerperiode getban bat. Wie wenig fi in allen 
dieſen Fällen die private Natur des Unternehmens bewährt hat, hat der Verlauf 
ſattſam gezeigt. Es Tiegt bereits ein Beſchluß der Berliner Communal: Behörden 
vor, einen eigenen Viehmarkt nebft Schlachthof zu errichten, die engliihen Waſſer⸗ 
werke, denen die Berpflichtung nicht auferlegt war, entferntere und weniger. rentable 
Gegenden mit der Wohlthat der Wafferverforguug zu verfehen, find nach gütlicher 
Einigung, teren Refultat ein viel zu theurer Preid war, vor Ablauf des Privi- 
[egiums durch die Stadt erworben. Das Breslauer Viehmarkts : Privilegium 
wird allgemein als ein fchwerer Webelftand empfunden, und das Beftehen von 
Gasröhren der englikhen und ftäbtifchen Anftalt in den beften Stabtgegenven 
Berlins ift. eine nuglofe Verſchwendung. 

Unter diefen Umftänden war e8 freilich zu verwundern, daß in der hoch geben- 
den Gründerzeit das königl. Polizei» Präfipium zu Berlin, ohne den Widerjpruch 
ber ftäbtiichen Behörden, einer Privat-Bau-Geſellſchaft Die Eonceifion zu allei- 
mger Errichtung von Markthallen für die ausfchließlihe Verjorgung der Stadt 
mit Wochenmarkts-Artikeln ertbeilt hatte, — und entipradh e8 nur einer tieferen 
Einfiht und richtigen Erkenntniß der großen damit verbumdenen Gefahren für 
das Öffentliche Wohl, als das preußiſche Handels-Minifterium die Beftätigung 
dieler Conceſſion verjagte. 

Diefe DBeifpiele geben einen genügenden Anhalt für bie Beurtheilung ber 
hoben Wichtigkeit der Sade. Inwieweit bei einzelnen Unternehmungen mehr 
als die Selbſtkoſten durch Beiträge zu erheben find, darauf werde ich zurüd- 
kommen müſſen. Wenn aber auch einige dieſer Beiträge Lediglich für den ſpeciellen 
Zweck, für den fie erhoben werden, zu verwenden, eventuell zu veferviren find, 
lo wird mit diefer Verwendung doch eine eigentliche communale Aufgabe erfüllt, 
— Koſten im andern Falle nur vermittelft allgemeiner Steuern gedeckt werben 

nnten, 

Jedenfalls Liegt ein nicht minder großes Bedürfniß vor, dieſe Beitrags: 
erhebung, als wie die Steuereinziehung von allgemeinen Gefichtspunften zu be 
trachten und auch geſetzlich zu regeln. Welchen verſchiedenen Effeft auf die Ges 
Raltung der Steuerwerhältniffe bringt e& z. B. hervor, ob die riefigen Koften 
für die allgemeine Sanalıfirung und Entwäflerung der Großſtädte durch befondere 
Beiträge der Grundbefiger, wie in Berlin, oder durch die allgemeinen Steuern, wie 
in Breslau, aufgebracht werben follen. Trotz alles — und meines Erachtens in 
dem neuen Öefegentwurf viel zu weit gehenden — Reglementirend werben auf diefe 
Weile doch ganz bedeutende reelle Belaftungs = Verjchiedenheiten herauskommen. 
Bern fi) die Geſetzgebung auch bisher von diefem Thema im Allgemeinen fern 
gehalten hat, jo haben doch die Aufſichtsbehörden durch die Genehmigung ftädti= 
Iher Etat3 mit bedeutenden Ueberſchüſſen communaler Inftitute und mit Bei- 
trägen der verichiedenften Art ihre Zuftimmung zu diefem Verfahren ausprüdlid 
gegeben. Unter anderem Namen treten alfo den beftehenden und künftig nur 
zuläffigen Steuern eine ganze Reihe anderer Abgaben binzu, die fi, inſoweit 


24 E. Bruch. 


fie einen Ueberſchuß über die Selbſtkoſten darſtellen, ihrein Weſen nach, nur wenig 
von eigentlichen, theils direkten, theils indirekten Steuern unterſcheiden. 

Nur in einem einzigen Falle hat die Geſetzgebung das Verbot derartiger 
Ueberſchüſſe ausgeſprochen, nämlich in dem Geſetz, betreffend die Errichtung öffent⸗ 
licher, ausſchließlich zu benützender Schlachthäuſer vom 18. März 1865, 
wo der $ 5 folgendermaßen lautet: 

„Die Gemeinde ifl befugt, für die Benutzung der Anftalt, fowie für die Unter 
fuhung des Schlachtviehes, beziehungsmweife des Fleiiches, Gebühren zu erbeben. Da 
Gebührentarif wird durch Gemeindebefhluß auf mindeftens einjährige Dauer feſtgeſetzt 
und zur öffentliben Kenntniß gebracht. 

Die Höhe der Tarifſätze tft fo bemefien, daß 

1) die für die Unterfuhung zu entrichtenden Gebühren, die Koſten biefer Unter: 


ſuchung, 
2) die Gebühren für bie ——— den zur Unterhaltung der An- 
Tagen, für die Betriebstoften, jowie zur Berzinfung und allmäligen Amor- 
tifation des Anlage-Kapitals und der etwa gezahlten Entfhädigungs-Summe 
eriorderlichen Betrag 
nicht überfteigen. 
Ein höherer Zinsfuß als 5°, jährlih und eine —— Amortiſationsquote als 
10/, nebſt den jährlich eriparten Zinſen darf hierbei nicht berechnet werben.” 
Daß auch dieſes einzige Verbot der Erzielung von Ueberſchüſſen aus com- 
. munalen Einrichtungen mir nicht haltbar erjcheint, werbe ich fpäter berühren. 


2. Bejondere Arten von Gemeinde: Beiträgen. 


Indem ich nun zu einer kurzen Beiprehung der einzelnen Arten von Bas 
trägen übergebe, habe ich zunädit in Beziehung auf bie 

Schulgelder zu bemerken, daß wohl Niemand daran denken kann, die 
bedeutenden Opfer, welche jeve Gemeinde für die allgemeine Bildung darbringt, 
lediglid von den Eltern der den Schulen übermwiefenen Kinder ſich erjegen 
lafſen. Es hieße dies fo viel, als eine Prohibitioftener auf die Bildung 
zu legen, wäre aber auch eine große Unbilligfeit, da die wirklichen Koften pro 
Kopf des Schülers wejentlih von der Füllung der einzelnen Klaſſe abhängen. 
Wenn man namentlih in höheren Lehranftalten die Koſten jeder ein 
zelnen auffteigenden Klaſſe, die bekanntlich immer weniger Schüler und immer 
höher bejolvete Lehrer haben, für fih pro Kopf der Schüler berechnet, jo gelangt 
man geradezu für den einzelnen, mit Kindern gelegneten Hausſtand zu ganz uner- 
ſchwinglichen Summen. Es beträgt 3. B. der wirkliche Zuſchuß ohne Anrechnung 
der Grund- und Baukoſten und nach Abrechnung der Schulgelder im den gut 
gefüllten Breslauer Lehranftalten ?) 


1873 1874 
| HM Gr MM Ir 3 
in Symnofin. . ... 17 2 1 2ı 12 11 
in Realigulen. . . ..2 1 — 4 17 7 
in höheren Bürgerfhulen . 18 17 7 20 13 10 
in höheren Töchterfhulen „. — —16 4 116 — 
in Elementarihulen . . . 6 3 7 14 12 4 





1) Berwaltungsbericht des Magiſtrats pro 1870—1874. Seite 92. 
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Hiernach haben nur die höheren Tüchterfchulen in einem Jahre einen geringen 
Ueberſchuß gebracht, der fich aber auch nad) Anrechnung der Grund- und Baus 
toften wahrfcheinlich in einen Zufchuß verwandeln wiirde. 

Die Schulgelver ſelbſt betragen in Breslau jährlich 

für Einbeimifhe für Auswärtige 


in Gymnaſien und Realfulen.. . 24 Thlr. 86 Thlr. 
in höheren Töchterfchulen, und zwar 


3 oberen Klofien . . . 30 „ 36 „ 

6 unteren Klafen . . . . . 24 „ 36 ,„ 
in höheren Bürgerfchulen, und zwar 

6 oberen Klaſſen eg 12 „ 16 „ 

3 unteren Klaſſen. . . 10 12. 


Die Zahl der Freiftellen beträgt 6—10°/, der Schülerzahl. 

Ich halte die in dieſer Aufitellung allerdings nur zum Theil durchgeführten 
3 Principien, nämlich: verſchiedene Normirung der Schulgelver für Einheimiſche 
md Auswärtige und für höhere und niedrigere Klaſſen, beides ohne Rückſicht 
auf die wirklichen Koften, fowie die Ausfegung einer angemefjenen Zahl von 
Freiſtellen für richtig. 

Die Errichtung höherer Schulen ſelbſt iſt bekanntlich Sache des Staats, 
der allerdings durch die Opferwilligkeit der Gemeinden ganz bedeutend entlaftet 
worden ift. Bei der großen finanziellen Bedrängniß, in ver ſich alle, namentlich 
die preußischen Communen befinden und in melde fie nicht zum geringften Theile 
durch die ſehr Loftipielige Errichtung höherer Lehranftalten gebracht worben find, 
it es begreiflich, wenn man Damit jegt überall zurüdhält. 

Die Unterhaltung des Elementarfhulmwejens ift Dagegen gefetliche 
Pflicht der Gemeinden. Belanntlich ſchreibt die preußiſche Verfaſſungs-Urkunde 
im Artifel 25 die Unentgeltlichfeit ded Unterrichts in den „öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen“ vor. Dies wird gewöhnlich fo verftanven, daß in ſämmtlichen beftehen- 
den Elementarſchulen verfaffungsmäßig fein Schulgeld erhoben werden ditrfe. 
Das hierin zuerft von Berlin gegebene Vorbild ift auch in Breslau und einigen 
andern Städten befolgt worden, in denen innerhalb der Elementarſchulen Teine 
weitere Abſtufung durchgeführt war. Andere große Städte, wie Königsberg, 
Hannover x., und die meiften Mittelftäbte, die neben und über der „öffentlichen 
Volksſchule“ Togenannte „gehobene Elementarfchulen over Bürgerſchulen (nicht 
höhere Bürgerfchulen, die Lediglich zu den höheren Lehranftalten zählen) organijirt 
haben, find indeſſen jenem Beiſpiele nicht gefolgt, und ich glaube, mit voll- 
Iommenem Rechte. 


Der eigentlihe Sinn jener Berfaffungsbeftimmung ſcheint mir nur darin 
zu beftehen, daß Jedem, der die Unentgeltlicfeit des Elementar-Unterrichts für 
feine Kinder beansprucht, biefelbe gewährt werden fol, und daß Dann in den 
Schulen, welchen dieſe Kinder überwiefen werben, überhaupt fein Schulgeld 
erhoben werden fol. Wenn andererſeits ber Artifel 21 der Verfaſſung fagt: 
„Sir die Bildung der Jugend fol durch öffentliche Schulen genügend gejorgt 
werben”, jo folgt daraus, daß bie öffentlichen Gemalten, alſo Staat und Ge— 
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meinde, dem verjchievenen Bildungsbedürfniſſe adäquate Unterrichts - Anftalten 
errichten und unterhalten follen. 

In denjenigen Kreifen, welche die öffentlichen Volksſchulen frequentiren, be- 
fteht in der That ein qualitativ verſchiedenes Bildungoöbedürfniß, und nım ber 
Mangel der demjelben entiprechenden Anftalten bat einen großen Theil der Be— 
völferung wider Willen einer niedrigeren Sphäre, alfo dauernd einem geringeren 
„standard of life“ überliefert. Hierin liegt ein großer und ſchwerer Nachtbeil 
für die allgemeine Volksbildung begründet. ‘Denn die höheren Lebranftalten 
Dr für die Kreife, welche ich meine, wegen ihre® hoben Schulgeldes ver⸗ 
chloffen. 

Durch die Berechtigung zum einjährigen Militärdienft wird nicht eine wirk⸗ 
liche ſociale Gliederung der Geſellſchaft gekennzeichnet, ſondern nur ein gewifier 
an ſich ehr unbedeutender Theil der Bevölkerung von der großen Maſſe des 
Volkes ausgeſchieden. Die Kluft zwiſchen den bis in die unterften Alteröflaffen 
der Schulpflichtigfeit beruntergreifenden theueren höheren Lehranftalten einerfeits 
und der unentgeltlichen Volksſchule andererjeits ıfl zu tief und unvermittelt, um 
von den wirfliden, von der unterften bis zur oberften Klaſſe eng zuſammen⸗ 
hängenden und in einander übergreifenden Berhältniffen des bürgerlichen Lebens 
ein richtiges und zweckentſprechendes Bild zu liefern. j 

Die einfache Aufhebung des Elementarſchulgeldes, ohne die Einfügung 
weiterer Mittelgliever, wird daher die Folge haben, daR bie Ichon beftehende 
fociale Klüftung, in der ich die größte Gefahr für die Geſellſchaft erblide, ver⸗ 
größert wird. Die Mittelflafjen, Meine Kaufleute, Handwerker und Unterbeamte 
werben in unnatürlicher Weiſe auseinander geriffen, indem fie entweder das berech⸗ 
tigte und moralifh und materiell zu unterſtützende Streben nad höherer Bildung 
unverbältnigmäßig body verfteuern müfjen, oder, dem Gejege der Trägheit folgend, 
die Unentgeltlicheit des Unterrichts, und damit unnöthiger Weife die öffentliche 
Hülfe in Anſpruch nehmen. Die befferen Elemente werben fo beftraft, die ſchlech 
teren begünftigt. 

Die radicale Pädagogik unferer Tage hat dieſe Nachtheile vollftändig er⸗ 
kannt und daraus die Confequenz gezogen, daß es überhaupt nur eine Volks— 
ſchule für das ganze Jchulpflichtige Alter geben dürfe, alfo die Vorfchule der 
Gymnaſien und Realſchulen und die unteren Klaffen der höheren Bürgerſchulen 
und Töchterfchulen aufgehoben werden müßten. Hierdurch würde vielleicht einen 
gewifien Kaftengeifte wirkſam entgegen gearbeitet werden fünnen, aber nur mit 
der Folge, daß der gefammte Bildungszuftand der Nation heruntergedrüdt wird. 
Das Liberale Schlagwort fpiegelt bier ein den wirklichen Berhältniffen nicht ent= 
iprechende® Ideal vor, deſſen Verderblichkeit jedem, davon nicht von vornherein 
befangenen Pädagogen einleuchten muß. 

Oder ift nicht der Anfchauungs- und Gedankenkreis, den ein Kind der mohl- 
habenden Stände in die Schule mit bringt und an den dieſe nothwendigerweiſe 
anfnüpfen muß, total verjchieden von dem der mittleren und unteren Stände? 
Iſt nicht die Bildfamkeıt von dem Haufe und den häuslichen Umgebungen ab= 
hängig, nicht häuslicher Fleiß und Nachhülfe bier ftetS vorhanden oder doch 
möglich, dort ſchwerer oder ganz unmöglih? Die Kinder müſſen Daher in ber 
Schule mehr nad; focialen Klafjen der Bevölkerung getrennt werden, nur fo kommt 
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die Individualität zur Geltung, nur eine jo erzogene Jugend wird eine organic 
und harmoniſch gegliederte Geſellſchaft darſtellen können 1). 

Natürlih wird man nicht für jede oder einige ftatiftifch unterfchievene Be⸗ 
ruföflaffen oder verfchiedene Stufen der Einfommenfteuer bejondere Schulen zu 
unterhalten brauchen. Aber eine große und durchgreifende Unterſcheidung der 
Bevölkerung, namentlih in einer großen Stadt, welche die Generalifirung immer 
erleichtert, iſt unſchwer aufzuftellen. 

Eine ftatiftiiche Bergleihung hat ferner ergeben, daß die Eltern der Schul= 
geld zahlenden Elementarihul- Kinder durchaus nicht ausſchließlich den unteren 
Stufen der Einfommenfteuer angehören, ja bis zu 1000 Thlr. jährlihem Ein- 
fommen und Darüber eingefhätt find. Namentlich iſt die Ueberfüllung der Vor⸗ 
ſchulen oder der gejuchten höheren Töchterſchulen oft genug Beranlaffung, daß 
auch ganz wohlfituirte Eltern ihre Kinder fir furze Zeit den ftäbtifchen Elementar: 
ſchulen zuſchicken. Weshalb für folche Eltern ganz freie Schule — werden 
ſoll, iſt abſolut nicht einzuſehen. Dieſelben würden ſehr gerne bereit fein, ihre 
Kinder bis zum Beſuch der höheren Schule den rein elementaren „gehobenen“ 
Bürgerſchulen zu überweiſen, welche von den Kindern des Proletariats be— 
freit ſind. 

Natürlich kann eine derartige, mehr organiſche Gliederung des Schulweſens 
auf die Ermäßigung der ſehr bedeutenden Koſten des Schulweſens nur einen 
geringen Einfluß ausüben. Ich habe aber dieſen wichtigen Punkt ſpeciell hervor⸗ 
heben zu mitffen geglaubt, um zu zeigen, wie alle Klaffen der Bevölkerung, und 
zwar im Perbältniß ihrer mwejentlih durch das Einfommen bedingten jocialen 
Stellung an der Wohlthat des geſammten höheren, mittleren und niederen Schul⸗ 
weſens Theil nehmen. Jedenfalls rechtfertigt fih alſo dadurch die Einführung 
einer communalen Eintommenfteuer mindeſtens zur Dedung der Zuſchüſſe, die 
das Schulweſen erfordert, und welche in einzelnen Städten bis zur Hälfte dee 
gefammten Stadthaushalts in Anſpruch nehmen. 

An communalen Credit-Inſtituten ift die „ſtädtiſche Bank 
zu Breslan” die einzige im Beſitz einer preußifchen Stadt beftehende Anftalt 
diefer Art. Sie hat nah $ 1 ihres Statuts den Zweck „Handel und Gewerbe 
zu unterftügen und zu beleben, ven Geldumlauf zu befördern und Capitalien 
nugbar zu machen“. In diefer Form ift ihre Exiftenzberecitigung auch in der 
neuen Reichögejeggebung anerkannt, wenn auch die Entziehung der Befugniß zur 
Noten-Ausgabe Seitens der Staats-Regierung mit dem Ablaufe jedes Kalenver- 
jahres nad) vorgängiger einjähriger Kündigung verfügt werden fann. Die ftatuten= 
mäßig vorgejchriebene Einſchränkung der Notenemiffion bis zur Höhe ded Grund» 
Capitals von 3 Millionen Mark, ſowie der Bankgefchäfte überhaupt, namentlich, 
der Annahme verzinslicher Depofiten, welde die Höhe des Grund-Capitald und 
des Reſervefonds nicht ütberfteigen darf, das Verbot hypothekariſcher Beleihung, 
der Wechlel Acceptirung, des Waarengeſchäfts für eigene oder fremde Rechnung 
— gewährt eine genügende Garantie vor Mißbräuchen. Für die Tinanz:Ber- 
waltung der Großſtadt bietet Das Beftehen eines eigenen Bankgeſchäfts die größten 


ee 





1) Cfr. Dr. 5. Schwabe und Dr. F. Bartholomäi, „Ueber Inhalt und Methode 
einer Berliner Schulftatiftil” im IV. Jobraana des Berliner Jahrbuchs für Voltswirth- 
haft und Statiftil. 
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Bortheile dar, welche fi zwar nicht ziffermäßig darftellen laſſen, aber jedenfalls, 
den effektiven Ueberfchuß, der in Breslau in den legten Jahren 2= bi 300,000 
Mark betragen bat, nicht unerheblich höher erfcheinen laſſen dürfte. Daß die: 
Ueberſchüſſe, welche mejentlih durch eine zwedmäßige und über jeden Zweifel 
ſolide Nutzbarmachung ftädtifchen Vermögens entftanden find, aud wieder der 
gefammten Bürgerſchaft durch Ermäßigung der Steuern zu Gute kommen möäfen, 
dagegen bürften wohl weitere Einwendungen nicht erhoben werben. 

„Zweifelhafter erfcheint e8 jedenfalls, ob e8 angemefjen iſt, Ueberſchüſſe com- 
munaler Sparfaffen für andere ftäbtifche Zmwede zu verwenden. Die formelk 
Berechtigung ift allerdings vorhanden, wenn eine folhe Verwendung den Sparem 
bekannt ift und die den Sparern gegenüber eingegangenen Berbindlichfeiten in 
vollem Maße erfüllt werden. Es ift ferner zu bedenken, daß, wenn der ba 
unbedingter Sicherheit der Capitalanlage gewährte Zinsfuß den landesüblichen 
Berhältnifien — eine Erhöhung deſſelben mit deu größten Gefahren ver: 
bunden iſt, da ein ü bermäßiger Andrang nicht von Sparern, fondern von Jolden 
Perſonen entftehen wird, die für beftehende Gapitalien von diefem höheren Zinsfuß 
profitiren wollen. Man wird dann vorausfichtlich bald wieder zu einer — jehr 
En empfundenen — Zinsermäßigung feine Zuflucht nehmen müſſen 
es wird jo eine Unficherheit entftehen, die der Wurde des Inſtituts nicht ange: 
meſſen ift und demſelben in der öffentlichen Meinung nur ſchaden kann. Et 
ift ferner zu berüdjichtigen, daß die Entwicklung des Sparkaſſenweſens in Preußen 
zwar äußerlich numeriſch eine jehr bedeutende iſt. Es waren in Preußen in 
Sparkaſſen angelegt 1) 





1859 1869 1873 1874 
Thaler 48.408.912 168.450.463 295.613.652 34.981.276 
auf Bicher ü 564.986 1.358.641 1.907.914 2.061.199 
unter 100 Thlr. 77,75 11,16 65,54 64,31 
an ae 100-200 „4417 15.49 16.80 17.06 
über 200) 808 1885 17,66 18,68 
Summa 10000 1006,00 100,00 100,00 


Das ftarke Fallen der Meinen und noch beveutendere Wachſen ber großen 
Conten ſcheint mir weniger auf eine wirflihe Sparthätigkeit ber Heinen Leute, 
als vielmehr auf bie größere Beliebtheit dieſes Anlagemodus für Stiftungen, 
Bormundicaftögelder u. |. w. zurüdgeführt werden zu müſſen. Nicht bie Neu- 
bildung und Vergrößerung fleiner Capitalien, fondern die ſichere Berzinfung 
vorhandener Sapitalien fcheint mir darnach immer mehr die Hauptfache bei ben 
öffentlichen, namentlich auch den ſtädtiſchen Sparcaffen zu werden. ‘Da es nur 
bie Autorität und Haftpflicht der Öffentlichen Gewalt ift, melde Diefe Anziehungs- 
kraft auf das Feine Kapital ausübt, ſcheint mir dieſelbe auch materteil bereditigt 
zu fein, die nad) gewiffenhafter Erfüllung ihrer Verpflichtung entftehenden kleinen 
Ueberſchüſſe für ſolche Bmede zu verwenden, welche den Sparcaſſenbuch⸗ Inhabern 
zwar nicht direct, aber indirect wieder zu Gute kommen. Ich kann es daher 
nur billigen, daß 3. 2. in Breslau — unter ausdrücklicher Zuſtimmung der 
Aufſichtsbehörde — jährliche Ueberſchüſſe der Sparcaſſe im durchſchnittlichen Be⸗ 


„ Beiträge zur Statiftit der Sparcaflen im preußifhen Staat“, bearbeitet um 
* Sr. Excellenz des Herrn Miniſters des Innern Grafen zu Entenburg vom 
königl. ftatiftifhen Bureau. 
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trage von 60,000° Mark bejonderen, allerdings weſentlich communalen Sweden 
dienenden Inftituten, wie der Bürger-Berforgungs-Anftalt, einer Stiftung für 
verwahrlofte Kinder, dem Dienftboten-HoSpital, der ſtädtiſchen Beamten-Wittwen— 
caffe und einem Verein zur Erziehung hilflofer Kinder überwieſen find. 

Bei eventuellen Leihamts-Ueberſchüfſen trifft Da8 gegen eine momen- 
tane Erhöhung der Sparcaffenzinfen Gefagte in erhöhten Maße gegen eine 
vorübergehende Ermäßigung der Leihamtszinſen zu. Oeffentliche Leihämter machen 
mr gute Geichäfte bei fchlechten Zeiten, die das Armenbudget fehr in die Höbe 
ſchnellen laſſen. Es iſt daher gerechtfertigt, daß ſolche Ueberihüffe zur Er: 
mäßigung der Koften des Armenmejens, und zwar ohne weitere Einſchränkung, 
verwendet werben. Die große verbleibende Laſt des öffentlichen Armenweſens 
fann angemefjen nur nad) der allgemeinen Leiftungsfähigfeit, alfo der Einkommen 
fteuer, vertheilt werden. Allerdings Liegt in einer Verwendung von Leihamts⸗ 
Ueberſchüſſen iveell und rechtlich eine Erleichterung der Commune von ihren gejet- 
lichen Pflichten zum Theil auf Koften der ärmeren Volksclaſſen. Aber die Leihämter 
werden auch von mwohlhabenderen Perſonen bei vorübergehender Gelpverlegenheit 
oder zum Zwecke ficherer Unterbringung von Koftbarfeiten bei Badereifen u. |. w., 
womit dann gleichzeitig noch ein Reiſevorſchuß verbunden ift, gern benugt. Gegen 
eine indirecte Beſteuerung dieſes Verfahrens werben Einwendungen wohl faum 
erheben werden. Glücklicherweiſe find übrigens die Leihamts-Ueberſchüſſe überall 
nur gering, in Breslau jpeciell oft genug negativ. Nichtsdeſtoweniger ift die 
vorhin für die Exiftenz derartiger Belonberer Inftitute aufgeftellte Principal⸗ 
bevingung, das öffentliche Wohl gerade hier befonderd zu betonen. Denn abge- 
fehen von der Berechtigung eine® foliden Fauſtpfand-Credits, dienen die öffent: 
fihen Leihämter als Gegengewicht gegen die Ueberhandnahme und den Wucher- 
ſchwindel des verderblichſten aller Geſchäftszweige, des fogenannten Rückkaufs. 
Ih kann es daher nur bedauern, daß die ſtädtiſchen Behörden Berlins aus 
principiellen Gründen die Uebernahme ver dortigen königl. Leihämter verweigert 
haben. Die fernere Unterhaltung derſelben durch den Staat gejchieht meines 
Erachtens Lediglich) im Intereſſe der Stadt. 

Ueber bie eigentlihen Verkehrs-Abgaben kann ich mid kurz fallen. 
Sie find mit Recht nicht beliebt und wohl, wenn die Finanzlage der Communen 
es irgendwie geftattet, dem Untergange gewidmet. Charakteriftifch ift der Jubel, 
mit dem 3. B. die Aufhebung des von einer Aetiengefelihaft in Berlin erho— 
benen „Sechſer“: Zolls auf der darnach vom Volksmunde benannten „Seufzer‘- 
Brücke begrüßt wurde. Aber die innere Berechtigung ſolcher Abgaben möchte 
th nicht in Zweifel ziehen. Wahrſcheinlich würde manche Brüde nicht gebaut 
werden, wenn ficy nicht durch Brückenzölle, die nur von den Intereſſenten erhoben 
werden, die Möglichkeit zur Verzinfung und Amortijirung des für den Bau auf: 
ewendeten Capital8 darböte. Auf der Cölner Rheinbrüde, der Drezvener Elb- 
brüde, der Bubapefter Donaubrücke wird bei lebhaftefter Frequenz ohne Wider- 
ſpruch der Bevölkerung ein Zoll von Fußgängern und Wagen erhoben. Ya in 
Budapeft trennen die impofante Kettenbrüde nur mwentge Schritte von dem nicht 
minder großartigen, unter der Ofener Burg durchgeführten Tunnel, für deſſen 
Baffirung abermald und ein noch höherer Zoll erhoben wird. Das ift freilich 
nicht ſchön, aber es wäre noch weniger ſchön, wenn beide Werke nicht vorhanden 
wären, oder nur mit einer übermäßigen Anjpannung der Steuerkraft oder bed 
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Credits der Stadt erfauft werden könnten. Namentlich jcheint mr — auch 
nach Aufhebung der ftaatlihen Chauſſeegelder — ein foldes für ſolche ſtädtiſche 
Chauffeen nicht ganz zu werwerfen, bie entfernte und entlegene Theile des ftädtt- 
ſchen Weichbilds mit der Stadt in Verbindung jegen und ben Werth der dortigen 
Ländereien, deren Beſitzer die Zölle zu zahlen haben, erheblich zu fteigern gecigm 
find. Allerdings verbietet c8 die Natur der Erbebung von jelbft, daß 
etwaigen Ueberſchüſſen diefer Art Zuſchüſſe für den ſtädtiſchen Haushalt —* 
werden. Aber auch ohne einen ſolchen Mißbrauch gehören ſolche Abgaben zu 
ben ſtädtiſchen Beiträgen, die eventuell eine Ermäßigung der ſtädtiſchen Sienern 
im Gefolge haben und daher Hier nicht übergangen werden konnten. Weniger 
Einwendungen wird man wohl gegen die Bergütung fiir die Benugung ber öffent: 
lihen Straßen durch communale oder private Verfehrs- Anlagen erheben, wie 
z. B. für Auffielung von Anſchlagsſäulen, Pferdebahn-Geleiſe u. |. w. Su 
letzter Beziehung ift 3. B. zu bemerfen, daß Breslau, abweichend von Berln, 
bei dem Abſchluß der bezüglichen Verträge ſich einen Antheil von dem über den | 
gewöhnlichen Zinsfuß hinausgehenden Reingewinn des Conceſſionärs — ich meint, 
mit volltommenem Rechte — ausgemadt hat. In Berlin war befanntlih bie 
vor Kurzem das Eigenthum der Stadt an ihren eigenen Straßen beftritten. 

An den Beiträgen, welche zunächſt und birect beftunmte Claſſen von Ge— 
meindeangehörigen treffen, participivt natürlich in erfter Linie die fichtbarfte Form 
ber Gemeindeangehörigkeit, nämlich der Grundbefig. Im Diefer Beziehung 
allein bat der Gefetentwurf, betr. die Genieinde-Abgaben in Preußen, eine — 
allerdings nicht glüdliche — Ausnahme von dem fonft überall worgeichriebenen 
allgemeinen Steuerprincip zugelafien, und zwar im 8 2, wo im Ablag 4 
— und zwar in Uebereinftimmung mit der Vorſchrift im R 12 Abſatz 1 der 
Kreißorbnung, Die Beſtimmung getroffen worden iſt, daß zu „Ausgaben für 
Verkehrsanlagen“ ach! die Grund- als die Gebäudefteuer innerhalb ber 
bereit8 angeführten Darunaldelaftung mit einem höheren Procentfage herange- 
zogen werden fünnen, als zu den fonftigen Gemetndeabgaben, während im Abjat 5 
(des citirten $ 2) bei den Abgaben zu Verkehrsanlagen eine gänzliche Freilaffung 
der Grund- und Gebäubeftener niemals ftattfinden darf. In einer jolden Extra: 
belaftung des geſammten Grundbeſitzes für bejtimmte Ausgaben Liegt nicht Di 
Natur eigentliher „Beiträge beftimmter Interefenten für Leiftungen der ©e: 
meinde, weil der geſammte Grundbeſitz nit als intereſſirt bei einer einzelnen 
Verkehrsaulage angefehen werden kann. Im Gegentheil ift es ſehr wohl möglic, 
daß derartige Einrichtungen in einer Stadtgegend einer andern poſitiven 
Schaden zufügen. Wenn z. B. durch einen koſtſpieligen Straßendurchbruch zu 
einer beſtehenden lebhaften Geſchäftsſtraße eine für den geſchäftlichen Verkehr 
günſtiger gelegene Parallelſtraße hergeſtellt wird, ſo wird der Miethswerth der 
Läden und Comtoirs in der erſteren Straße poſitiv ſinken. Oder wenn z. B. 
in einer langſam wachſenden Stadt einzelne unbebaute Straßen durch Pflaſterung, 
Entwäſſerung u. ſ. w. in einen bebauungsfähigen Zuſtand verſetzt werden, andere 
aber, welche ſonſt vielleicht mehr Chancen für die Bebauung dargeboten Bitten, 
aus beftimmten Gründen in einem vernachläffigten Zuftande bleiben, jo wir 
das Intereffe der Bevölkerung den letzteren entzogen und die Adjacenten diejer 
werben durd jene Verkehrsanlagen entſchieden geſchädigt. Nichtödeftomeniger 
jollen fie die Möäglichfeit der en ihrer Intereſſen extra bezahlen belfen. 
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Man fieht aljo die Unanwendbarkeit des Princips von „Leiſtung und Gegen- 
feiftung” bei einer allgemeinen Beſteuerung des Grundbefiged und bei einer 
jo vagen Bezeichnung der „Leiftungen”, wie durch das Wort „Berkehrsanlagen”. 
Die Straßenpflafterung wird wohl dazu gehören, Neupflafterumgen find aber in 
unterirdiſch entwäflerten Städten nicht denkbar ohne die Anlage von Canälen. 
Aljo gehört die Kanalifirung aud zu den Verkehrsanlagen; mit der Canali- 
firung fteht in engfter Verbindung und Wechjelwirtung die Anlage von Wailer- 
Leitungen. Wie die Venen und Arterien im menfchlihen Körper, jo functtoniren 
Die Reinwaſſerröhren und Ganalleitungen im Organismus der Großſtadt. Bei 
einer gleichzeitigen und rationellen Anlage beider Inftitute find die Koften gar 
nicht zu trennen. Alſo kann die Herftelung von Wafferleitungen auch zu den 
„Verkehrsanlagen“ gerechnet werben. Jedenfalls ift hierbei der Interpretations: 
kunſt der Stadtvertretungen, eventuell der willfürlichen Entſcheidung der Auffichts- 
behörben ein weiter und unzuläffiger Spielraum gelaffen. 


Ich muß mich darnach gegen diefe Vermiſchung des Steuer: und des Bei- 
trags⸗Eyſtems erflären, acceptire aber aus diefer von der Staats-Negierung 
proponirten Beftimmung die damit von derfelben gegebene Anerkennung, daß in 
ftäbtifchen Etatsverhältniſſen eine ſpecialiſirte Verrechnung befonderer Einnahmen 
und Ausgaben möglich ift. Hiermit erledigt ſich, wenigftend vom Standpunkte 
der Aufjihtöbehörde, ein gegen die Ausdehnung des Beitrags-Syſtems möglicher: 
weile zu erhebender Einwand, daß dadurch die Ueberficht über die Finanzen und 
den Etat erichwert werde. Mir ſcheint im Gegentheil eine größere Speciali: 
firung, etatsmäßige Heraushebung und Balancirung einzelner Zweige der Com: 
munal-Berwaltung nur fehr günftig für das Verſtändniß und Intereſſe an den 
ftädtifchen Finanzen auch in weiteren Bevölferungsfreifen zu wirken. Beſonders 
find es diejenigen wirklichen „Beiträge des ftäptifchen Grundbeſitzes, melde ich 
oben bereit8 jpecialifirt habe, deren bejondere etatsmäßige Behandlung fehr 
belebend auf ſtädtiſche EtatSberathungen einwirken dürfte. — 


Ber der erften Kategorie: Beiträge von Adjacenten zur Her— 
ftellung neuer Straßen, zu Straßenverbreiterungen und Durch— 
brüden fann id von poſitivem gejeglihem Boden ausgehen. Es ift das 
prenßifche Geſetz vom 2. Juli 1875, betreffend die „Anlage und Berände- 
rung von Straßen und Plägen in Städten und ländlichen Ort— 
Ihaften“, deilen $ 15 folgendermaßen lautet: 


„Durch Ortsftatut kann feftgefet werben, daß bei der Anlegung einer neuen ober 
bei der Verlängerung einer ſchon beſtehenden Straße, wenn folde zur Bebauung be- 
flimmt ift, fowie bei dem Anbau an fhon vorhandenen, bisher unbebauten Straßen 
und Straßentheilen von dem Unternehmer der neuen Anlage oder von den angren- 
zenden Eigenthümern — von letteren, fobald fie Gebäude an ber neuen Straße 
errichten — die freilegung, erſte Einrichtung, Entwäflerung und Beleuchtungsvor⸗ 
richtung der Straße in der dem Bebürfniß entfprechenden Weiſe beſchafft, ſowie deren 
eitweife, höchftens jedoch fünfjährige Unterhaltung, beziehungsweiſe ein verhältnigmäßiger 

itrag oder ber Erfatz der zu allen dieſen Maßnahmen erforderlichen Koften geleiftet 
werde. Zu diejen Berpflihtungen können die angrenzenden Eigenthümer nicht für 
mehr als die Hälfte der Straßenbreite und, wenn die Straße breiter als 26 Meter 
ift, nicht für mehr als 13 Meter der Straßenbreite herangezogen werben. 

Bei Berechnung der Koften find die Koften der gefammten Straßenanlage und 
beziehungsiweife deren Unterhaltung zufammenzurechnen und ben Eigenthlimern nad 
Berhältniß der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze zur Laft zu legen. 
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Das Ortsftatut bat die näheren Beflimmungen innerhalb ver Grenze vorſtehender 
Vorſchrift feftzufegen. Bezüglich feiner Beftätigung, Anfechtbarkeit und Belanntmadung 
gelten die im 8 12 gegebenen Borfchriften”. 

Natürlich haben die großen Städte fich beeilt, derartige Ortsftatuten zu erlaſſen, 
fie find aber meines Erachtens dur den Wortlaut: „angrenzende Eigenthümer“ 
theils zu jehr behindert in der Heranziehung der wirklichen Intereſſenten, theils 
in die Lage verfest, unter Umftänden Ungerechtigfeiten begeben zu müfjen. Dem 
bei ſehr parcellirtem Grundbefig fann es vorfommen, daß der angrenzende Eigen⸗ 
thümer nad unentgeltliher Hergabe feines Landes ein Reftgrunpftüd übrig be 
bält, deſſen Werthöminderung durch die Abtretung größer ıft, als die Wertke- 
erböhung durd die Straßenanlage. Dieſer Fehler hätte vermieden werben fünnen, 
wenn man das Beitragsprincip etwas weiter gefaßt Hätte, und zwar in der Art, 
daß man die Bildung paralleler, gleich breiter Werthözonen zu beiden Eeiten 
der neu anzulegenden Straßen, mit Beiträgen der Beliger in abftufender Orb- 
nung, je nad der Entfernung von der Straße, ortöftatutariich zugelajlen hätte, 
wie derartige Einrichtungen ın mehreren micht preußiſchen Städten beftehen und 
fih bewähren). Hiermit könnte dann eventuell ein Separations=-Ber- 
fahren des ſtädtiſchen Grundbeſitzes in ähnlicher Weile, wie e8 die fogenannte 
Seneral-Commiffionen in Preußen auf landwirthſchaftlichem Gebiete betreiben, 
verbunden werben. 

Ferner ift es jet Ichon üblich, daß bei einzelnen Straßendurchbrüchen und 
Erweiterungen im Innern der Etadt Beiträge von den Aodjacenten Seitens ber 
Commune auf gütlihem Wege erhoben werden, wenn jene Anlagen dur das 
Verkehrs-Intereſſe unabweislich geboten find, oder daß man, bei nicht vorhandener 
Dringlichkeit, Die Herftellung folder Anlagen von der Gewährung von Barragen 
der durch diefelben an Grundwerth geminnenden Grundbefiger abhängig macht. 
Auf dieſe Fälle ift das Gejeß vom 2. Yulı 1875 leider nicht anwendbar. Es 
Scheint mir nöthig, daß man auch bier die Erhebung von Beiträgen anf geiek- 
lichem, reſp. ortsſtatutariſchem Wege in der oben angebeuteten Weife organijirt. 

Befondere Beiträge der Hausbefiger für Straßenreinigung find 
möglich, wenn diefer Geſchäftszweig nicht Iebiglich, wie in Berlin, auf den allge 
meinen Haushalts Etat übernommen, und nit, wie in Breslau, Privatſache 
der Hausbefiger ift. Ferner find Beiträge für Straßenbeiprengung ım 
Sommer möglich, wenn diefer Geſchäftszweig nicht, wie lange in Berlin, Privat: 
lache einzelner Straßen-Adjacenten und nit, wie in Breslau, lediglich als 
communale Angelegenheit betrachtet wird. In beiden Fällen können wir uns 
nur wieder für ein wirkliches Beitragsiyitem erflären, und zwar unter Feſthal⸗ 
tung ber pecuniären Verpflichtung der Hausbefiger, und mit Concentration der 
Ausführung in der Hand der Commune durch deren Organe. Der Bertbei- 
lungs⸗Maßſtab kann nur die Ränge der Straßenfront und Die halbe Breite ver 
Straßen fein. 

Im Uebrigen betrachte ih die Erhaltung und Unterhaltung des äußern habitus 
einer Stadt („Verkehrsanlagen“ in allerweiteftem Sinne) als eine Brincipalpflicht 


1) Berlins bauliche Zukunft und der Bebauungsplan, von Dr. Ernſt Bruch, S 109 fj 
Bau-Erweiterungs-Ordnung von Gotha, vom 9. April 1870, abgedrudt in Ort% 
gefebe 2c., gefammelt von Dr. Hermann Stolp, Bogen 17. 
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des ftäbtifchen Grundbefites, und da die Anlage der beiden, wie ſchon erwähnt, 
eng verbundenen Inftitute Canalifation und Wafferleitung weſentlich 
dieſen habitus bedingt, auch die Aufbringung der Koſten derſelben als eine Pflicht 
des Grundbeſitzes. Bekanntlich wird in Berlin für die Koſten der neuen Cana— 
liſirung danach verfahren werben, während in Breslau die allgemeinen Steuern, 
reſp. Anleihen, die Dedung bringen follen. Der Mapftab, nach meldem bie 
Berzinfung und Amortifation der Sanalıfations-Anleihe in Berlin von den Haus- 
befigern eingezogen werden joll, ift allein die Straßenfront der Gebäude — ein 
meined Erachtens zu einjeitiger Standpuntt, da Die Benugung und Abnugung der 
Canãle wejentlich auch von der Größe der Bewohnerſchaft des Haufe und da ferner 
auch der Zufluß unterirpifcher Wäffer in die Canäle von der Größe des Grund- 
ſtücks abhängt. Ich halte einen combintrten Mafftab nach dieſen drei Geſichts⸗ 
punkten für vishtiger, der auch dem Werthe und der Ertragsfähigkeit des Grund- 
befige® ziemlich adäquat fein dürfte. 

Wie für die Aufbringung der Koften für Wafferleitung, mödte ich 
aud für die ver Gasleitung in erfter Linie die Grundbeſitzer verantwortlich 
machen, und zwar in Vertretung ſämmtlicher betheiligter Miether, auf welche die 
erfteren die Repartition leicht vornehmen fönnen. Es wilden Dadurch viel Ber- 
waltungstoften geipart, aber auch für die Commune ein viel ſicherer Boden ge- 
wonnen werten. Der Mafjftab ber ae fann bier natürlich nur, wie 
in Wirklichkeit überall, da3 Quantum der wirklichen Zuführung an Gas und 
Wafler fein. 

Einige Stimmen vertreten die Zuwendung aller dur die Commune ge= 
Ihaffenen allgemeinen Bortheile an Alle, ohne Unterſchied des wirklichen Nutzens 
und nur nad) dem Maßſtab der allgemeinen Leiſtungsfähigkeit und find fogar 
jo weit gegangen, die koftenfreie Zuleitung des Waflerd an Jeden zu verlangen. 
Doc ift wohl die Praxis in diefer Beziehung nirgendwo der Throrie gefolgt. 
Ich Halte, wie aus den früheren Ausführungen hervorgeht, die Commune für 
durchaus beredtigt, aus ſolchen nicht nur gemeinnügigen, fondern aud für Jeden 
eminent nüßlichen Unternehmungen einen Gewinn für die Allgemeinheit zu er- 
zielen. Man mag immerhin ein ſolches, factiich überall beftehendes Verfahren, 
eine Befteuerung ber nothwendigſten Lebensbedürfniſſe, des Lichtes oder der Arbeit, 
des reinen Waffers, oder der Geſundheit und Reinlichfeit nennen, wie man auch 
ſchon mit den legten Goethe ſchen Worten: „Mehr Licht”! und dem gewiß richtigen 
Cake: „apıgıov uev ı0 vowe“ dagegen zu Felde gezogen iſt. ber bei 
nüdterner Betradtung muß man fagen, daß der bloße Erſatz der für folche 
Einrichtungen aufgewendeten Koften noch nicht dem wirflicyen Borıheil, der in 
der Benutzung derſelben Tiegt, entſprich. Dan bat 3. 2. die Beobachtung ge- 
macht, daß die Zahl der Dienftboten ın den höher gelegenen großſtädtiſchen Woh⸗ 
nungen feit der Einrichtung von Waflerleitung in denſelben abgenommen bat. 
Noch mehr wird voraugfichtlih an zeitweiſe bezablter Bedienung für kleinere 
Wirthſchaften eripart ſein. Auch an dem in der Geſundheit vorhandenen ideellen 
Capital wird durch gute® Waſſer und die Möglickeit, daſſelbe in jedem Augen⸗ 
bi ohne Anftrengung zu haben und nach der Benugung ohne Mühe wieder 
zu entfernen, unendlich viel gefpart, wie denn befanntlic auch für den weiblichen 
Organismus, namentlich in ſchwangerem Zuftande, Nicht gefährticher ift, als 
Das Säleppen ſchwerer Laften Treppen hinauf und hinunter. Es ift ns Erachtens 

Schriften XII. — Communalſteuer. 
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öffentliche Pflicht, für ſolche Vortheile angemeſſene Vergütung zu verlangen. Die 
Commune darf keinen Communismus treiben und iſt daher berechtigt, bei ſolchen 
Unternehmungen den gemeinnützigen mit dem geſchäftlichen Standpunkt zu verbinden. 

Eine Grenze, bis zu welcher bei der Preis-Normirung ſolcher durch die 
Commune dargebotener Werthobjecte gegangen werden könne, liegt in der Moög⸗ 
lichkeit ihrer allgemeinen Benutzung. Jedenfalls muß der der Geſammtheit 
wieder zu Gute kommende Unternehmergewinn geringer fein, als ihn fib 
jeder Privatunternehmer nach allgemeinen gelchäftlichen Grundfägen anrechnen müßte. 
Weiter dürfte meines Erachtens eine eventuelle obrigfeitlihe Beſchränkung dieſer 
Einnahmegquellen nicht geben. Im ftädtifchen Etat von Breslau figurirt z. 2. 
ein Reingewinn aus den Öasanftalten von über 600,000 Mark bei einem Gab⸗ 
preife von 6 Mark für 1000 Kubiffuß, ein Ueberſchuß aus den Waſſerwerlen 
ohne Anrehnung der Bauloften von 150—200,000 Mark bei einem Preiſe 
von 10 Reichöpfennigen pro Kubikmeter. . 

Die Beiträge für Einquartierungstoften im Frieden bat der 
Grundbeſitz gefeglih zu tragen. Im Breslau befteht ein Regulativ für Natural- 
bequartierung und ift die Sorge für Ausquartierung dem Grunbbefiger — unter 
Berhülfe der Commune — überlaffen. In Berlin ift dagegen die Commume in 
die Verpflichtung der Hausbefiger eingetreten und erhebt für die Koften der Aus- 
miethung nad Bedarf periodisch im Berhältnig der Mietbseinnahmen eine fog. 
Neal-Sublevationsfteuer, die alfo Lediglich eine Modification regulärer 
Beiträge darſtellt. Ein neuerdingd in der Stadtverorbneten-Berfammlung ge 
ftellter Antrag, diefe Beiträge in allgemeine Zufchläge zur Hauöftener zu ver- 
wandeln, ift ſehr zwedmäßiger Weife vom dortigen Magiftrat zurückgewieſen !). 
Es heißt in dem bezüglichen Schreiben: 

„Die Folge hiervon (einer Erhöhung der Hausfteuer, an Stelle der Er: 
hebung der Sublevationfteuer) würde fein, daß die Hauseigenthümer einen be: 
flimmten Beitrag zahlen, während fie jegt nur ſoviel, als nothwendig if, mE 
bringen müſſen. Soll nun fein Nachtheil fir die Stabtcaffe entfteben, jo wird 
bie Erhöhung der Hausfteuer vdergeftalt erfolgen müſſen, daß das Mebrauf- 
fommen die Eingquartierungstoften jedenfalls dedt. Dies kann aber ur zm 
Nachtheil der Eigenthümer geſchehen“. 

Ich ſchließe hier gleich die ganz analogen Beiträge von Pferdebeſitzern, 
die einer geſetzlichn Vorſpannleiſtung unterliegen und die ſich durch ſolche 
Beiträge (ſog. „Vorſpann-Exemtionsſteuern“ in Berlin) davon auf Koſten der 
Conmune befreien. In Breslau beftehen derartige Beiträge nicht. 

Beiträge für ſtädtiſche Feuerwehren babe ih vorne an legter Stelle 
für Immobilien-Societäten, alſo den Grundbeſitz und an erſter Stk 
für Privat: Feuer: Berfiderungs-Gefellfhaften, alfo Handels-m: | 
ftitute im weiteren Sinne angenommen. Ich werde beide eng zufammenhängenden 
Arten von Beiträgen bier zufammenfaflen. Das Beftehen einer guten ener: 
wehr ift für die ganze Einwohnerſchaft von dem allergrößten Vortheil, einmal 
für die gegen Feuersgefahr nicht Verficherten dadurch, daß fie dabei weniger risfiren, 
- jodann aud für die Verficherten dadurch, daß fie vorausfichtlich eine geringere 
Prämie zu zahlen haben. Die auf Gegenfeitigfeit baſirten Verſicherungs⸗Geſell⸗ 


') Berliner Eommmalblatt. Jahrgang 1876. ©. 422. 
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fchaften, alfo namentlich die öffentlichen Societäten, wie ſolche noch in Berlin 
und Breslau für den Grundbefi beftehen, empfinden viefen Bortheil natürlich 
Direct durch den geringeren, zur antbeiligen Tragung vertbeilten Schaden. Es 
erſcheint daher nur billig, daß ſolche Societäten, wie e8 in Berlin gefchieht, in 
Breslau leider nicht, einen Beitrag für die Unterhaltung der Feuerwehr zahlen. 
Da die auf Gewinn operirenden Berficherungs-Actien-Gefelfchaften trog der ge- 
ringeren Prämie, wie fie gute Feuerwehren im Gefolge haben, immer noch ein 
fehr gutes Geſchäft in großen Städten machen, ift es ferner auch nicht unbillig, 
wenn diefelben ſich dafür einigermaßen erkenntlich zeigen. ‘Dies ift bisher auf 
gütlihem Wege in Berlin geichehen. Einer gefeglihen Normirung dieſes Ber- 
fahrens ſcheint mir Nichts im Wege zu flehen, wenn man auch darin wieder 
eine verberblihe Steuer auf die wirthfhaftlihen Tugenden der Vorficht und der 
Sparſamkeit ſehen follte. 

Aber auch öffentliche und private Pfandbrief-Inſtitute müſſen das 
größte Intereſſe an einer gewiſſenhaften Abſchätzung der Baulichkeiten für den 
eventuellen Feuerſchaden haben, denn die hierdurch erwachſenden Koſten werden 
von den Societäten getragen und wirken demnach indirect auf den von dieſen 
nach den vorhergehenden Ausführungen zu zahlenden Zuſchuß ein. Die 
officielle Feuertaxe, wo fie beſteht, iſt die nothwendige Grundlage für den Real— 
credit, fie wirkt durch die pupillariſche Beleihungsgrenze direct auf den äffent- 
lichen Glauben von dem Werthe des Grundbeſitzes ein und hängt mit dem ge= 
Jammten Wohl und Wehe einer Stadt eng zufammen. Wo kein Realcredit ıft, 
da ift auch feine Bauluft, feine Entwidlung, oder wenn aus anderen Quellen 
der Stadt neues Leben zugeführt wird, perennirende Wohnungsnoth und Woh— 
nungstheuerung. Ebenſogut, wie ich daher die Communen für berechtigt, even- 
tuell verpflichtet halte, Pfandbrief- Inftitute auf ſolidariſcher Verpflichtung der 
Srundbefiger, ohne communale Verbindlichkeit, aber unter communaler Aufficht 
ins Leben zu vufen, für ebenſo berechtigt, eventuell verpflichtet halte ich dieſe 
Inſtitute felbft, an die Commune, und zwar wegen der unter öffentlicher Auto- 
rität bergeftellten Grundlage fir die Werthbemeflung und Beleibung, welche mit 
dem Beftehen der Feuerwehr zufammenhängt, einen Beitrag zu zahlen, der dem- 
nad) indirect wieder den Grundbefig trifft. 

Die Koften der öffentlichen Sicherheit überhaupt brauchen allerdings dadurch 
nicht allein gedeckt zu werden, vielmehr rechtfertigt die relative Sicherheit der nicht 
verficherten Einwohner und die durch die Zuſchüſſe der Berficherunge = Anftalten 
nicht aufgewogenen Vortheile der VBerficherten die Auflage einer allgemeinen Steuer, 
welche nach dem Werthe des äußeren Aufwandes für die Haushaltung bemeſſen 
werden kann. Eine foldhe „reale Hausſtandsſteuer“ (nad Gneiſt) ift daher für 
alle größeren Städte wohl geeignet, wenn auch in geringerem Umfange und nad) 
anderem Erhebungsmodus, al8 in Berlin, wo die Haus: und Miethöfteuer über 
die Hälfte ſämmtlicher Steuern aufbringt. Auf die Natur diefer Steuern muß 
ih noch zurüdtommen. 

Bon den Beiträgen, welche der eigentlihe Handel durch geringe Ueber: 
Ihüffe von Hafen- Anlagen, Waage-Anftalten, Badhöfen, Lager— 
bäufern u. f. w. zu leiften bat, gilt zum Theil das bei den verſchiedenen Bei— 
trägesfategorien Gejagte in berfelben Weil. Zum Theil haben dieſe Anftalten 
nur Bortbeil, wenn fie öffentlihen Glauben genießen — ein ibeeller Werth, deſſen 
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Vergütung verlangt werden kann. Zum Theil iſt die Commune durch ihren 
Grundbeſitz zur Herſtellung ſolcher nothwendiger Anlagen gedrängt und muß ſich 
ihr Riſico auch über die Herſtellungskoſten bezahlen laſſen. Zum Theil endlich 
beſtehen andere derartige Privat-Anftalten, die auf Unternehmergewinn berechnet 
find, und die nicht Durch erheblich niedrigere Norinirung der Preife Seitens der 
Commune rumirt werben dürfen. Eins der dringendften Bebürfnifle für Breslau 
ift 3.3. die Anlage eines Hafens mit Magazinen ꝛc., der nur durd die Kommune 
unter Beihülfe des Staats ins Leben gerufen werden kann. Wenn auch der die 
Anlage benugende Handel und Verkehr direct den Vortheil diefer Anlage genieft, 
würde doch aus den entiprechenden ©efällen jedenfalls kein wirklicher Ueberſchuß 
für das Unternehmen zu erzielen fein, da die Herftellungstoften zu bedeutend find. 
Aber auf eine Berzinfung eines Theils derſelben müßte man allerdings Bedacht 
nehmen, und ben größeren Reft durch allgemeine Steuern deden. Bei ſolchen 
weit ausſehenden communalen Aufgaben halte ih es übrigens für wolllommen 
gerechtfertigt, wenn die Commune als richtig ſpeculirender Geſchäftsmann auf 
tritt und, da das Enteignungs-Geſetz die zweckmäßige Erwerbung von Grund 
und Boden über das nadte Bedürfniß hinaus nicht geftattet, vor dein Belannt: 
werden des Projectes fich in den Beſitz des gefammten, an der Werthserhöhung 
jedenfall und direct betbeiligten Boden-Compleres zu ſetzen und dann durch vor: 
theilhaften Verlauf einen wefentlihen Theil der Koften wieder berauszujchlagen 
ſucht. Wenn man anderenfall8 die Realfteuern für ſolche Zwecke in hervorragen: 
der Weiſe in Anfpruch nehmen will, fo ift darauf zu erwidern, daß gerade durch 
ſolche partielle Anlagen große Ummwälzungen in den Grundwerthen, und ent- 
ſchiedene Entwerthungen bisheriger unvollkommenerer Anlagen diefer Art, ſowie 
des geſammten Grundbeſitzes, in deſſen Nähe diefelben bisher gelegen waren, 
entjtehen müſſen. 

Wenn auch die Benugung der öffentlichen Pläte und Strapen einer Stadt 
zur Aufftelung von Buden bet Jahr märkten oder zur Ausftellung von 
Wochenmarkts-Artikeln der Stadt felbft Nichts Toftet, die Abnugung nicht 
gerechnet werden Tann und aud die Wiederherftellung des früheren Zuftands 
oft den Markttbefuchern zur Pflicht gemacht wird, fo rechtfertigt fid) doch eine 
Marktabgabe, die alfo weſentlich eine Reineinnahme darftelt. Und zwar muf 
diefe Abgabe als eine Platzmiethe aufgefaßt werden, die einigerinaßen mit 
der Tadenmiethe der übrigen Geichäftstreibenden in Einflang zu fegen ift, welche 
anderenfall® in der Concurrenz benachtheiligt werden würden. Einen principiellen 
Unterfchied zwiichen den Märkten für nothwendige Lebensmittel und andere Waaren 
fann ich nicht zugeben, ebenſo wie ich auch, bei ver Anlage von Markthallen, 
Die Koften derfelben durch die Standgelver mehr ald gebedt zu ſehen wünſchte. 
Dem Borwurfe, einer Vertheuerung der Lebensmittel damit das Wort zu reden, 
begegne ich mit der Antwort, daß eine unnatürliche, durch unentgeltliche Hergabe 
materieller Vortheile entftehende Berbilligung der Nahrungsmittel ein eben fo 
großer Uebelſtand iſt. Weberhaupt ift die Erhebung eines Wochenmarkt-Stand⸗ 
geld von täglıh 8 Pf. bis 15 Pf. pro Quadrat Meter Raum, wie e8 in 
Breslau erhoben wird, fo gering, daß hierdurch allein ein verhältnigmäßiger 
wirklicher Preisaufſchlag nicht hergeleitet werden Tann. Wenn trogdem etwa 
nach der Neueinführung derartiger Abgaben in folchen geringen Beträgen Preis: 
erhöhungen fich bemerkbar machen follten, fo ift nicht die Abgabe Daran ſchuld, 
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ſondern die Conjunctur oder die Coalition der Verkäufer. Ueberhaupt verdient 
der letztere Umftand bei allen großftäbtifchen Preifen von für den augenblid= 
lihen Conſum beftimmten Artikeln eingehende Würdigung. Ich halte die Com: 
mune tbeil8 im allgemeinen, theild auch im fisfalifchen Intereffe ihrer Markt: 
gelver für berechtigt und verpflichtet, der Preisnormirung durch Coalitionen der 
Berfäufer in jeder Beziehung entgegen zu wirken. Sie kann dies durch Veran: 
ſtaltung amtlicher Auctionen von Lebensmitteln en gros, durch äußerliche Trennung 
der Zwiſchenhändler von den Fleinen Producenten, die mit ihren eigenen Erzeug- 
niffen zu Markte ziehen, durch verſchiedene Normirung der Abgaben, je nad) 
den in Ärmeren oder reicheren Stadtgegenden errichteten Märkten, durch Einwir- 
fung auf Eifenbabnen, etwa fehlende Züge für den Marftoerfehr nad der Grof- 
ſtadt zu organifiren, durch Herftellung von Eifenbahn= Depots zur vorläufigen 
Lagerung "derartiger Waaren, endlich durch die Errichtung von Marfthallen, 
und zwar für den Gros- und den Detail: Berfauf.. Man wird fich Teicht 
benfen können, daß ein guted Arrangement in allen diefen Beziehungen viel 
ſtärker auf eine Preisermäßigung einwirken kann, als ein auch noch jo bobes 
Marktgeld oder eine anderweitig geluchte Vergütung für die außerordentlichen 
Aufwendungen an Zeit und Koften, melde die Commune in der Organifirung 
des Marktweſens übernimmt. Bekanntlich find die Wocdhenmarkt-Artifel in Paris, 
trog der Eoftjpieligen Gentral- und Detail-Martthallen, welche zum Theil durch 
Standgelver verzinft werden, und trot des Octroi, der auf vielen derſelben Laftet, 
billiger, als in Berlin, wo es an rationellen Einrichtungen auf den faft koſten⸗ 
frei überlaffenen Märkten durchaus mangelt!), Wenn etwa die Aufichließung 
neuer Quellen eine Ueberſchwemmung der Großſtadt mit dieſen Artikeln herbei= 
führen jollte, fo ſcheint mir eine mäßige Erhöhung der bezüglichen Abgaben nicht 
ungeredhtfertigt zu fein, wie man im entgegengefegten Falle wohl auch den Verſuch 
machen kann, durch Herabjegung der Abgaben mehr Waaren heranzuziehen. 
Fiskaliſche Motive dürften allerdings bei der Handhabung einer Marktpolitik 
mie allein maßgebend fein. 

Eine Einnabmequelle größerer Bedeutung fünnten die Marktballen über: 
haupt nur in der Form werden, wie vie Baugefelihaft, welde den Bau von 
Markthallen in Berlin übernehmen wollte, fie ſich zu verjchaffen gedachte, nämlich 
durch möglichft intenfive Ausnutzung des anliegenden Terrains, wozu ich die 
Sommunen auch für berechtigt balte. Jedenfalls ift das Marktrecht eind ver 
weientlichften und notbwendigften communalen Rechte, deſſen fich feine Stadt⸗ 
gemeinde jemals begeben jollte, welches aber aud) einer weiteren Ausbildung in 
dem angebeuteteun Sinne wohl fähig ift. 

Die Viehmärkte unterfcheiden ſich principiell von den übrigen Märkten 
nicht, wenn fie auch factifch viel häufiger durch PBrivat-Conceffion und Uſus 
aus dem commimalen. Machtbereiche berausgetreten find. Da eine, namentlich 
auch vom hygieniſchen Standpunfte rationelle Geftaltung des Fleiſchverkehrs nun 
durch eine Gentralifation und Kombination des Viehmarkts mit dem Schlachthof 
möglich ift, To falle ich die aus dem Biehhandel und dem Schladhtgewerbe 
zu gewinnenden communalen Beiträge zufammen. Im beiden Beziehungen find 
auf der dritten Berfammlung des „Deutichen Vereins für öffentliche Geſundheits⸗ 


2) Cfr. die Berbandblungen über Errichtung von Markthallen in Berlin, 


pflege” im Yahre 1875 in Münden!) maßgebende Beſchlüſſe gefaßt worden, 
die ich als Grundlage auch meiner Anſchauung bier citiren will. 

Die hauptſächlich aus Aerzten und ftäbtiihen Bermwaltungäbenmten 
beftehende Berfammlung nahm folgende Theſen an: 


1. Die allgemeine Einführung einer obligatorifhen Fleifhbefhau if ein 

bringendes Bedürfniß. 

2. Die Beſchau beſteht in einer Unterfuhung aller zum menſchlichen Genuß 
beftimmiter Thiere vor und nad dem Schlachten durch einen Thierarzt ober 
in Ermangelung eines ſolchen durch einen unterrichteten Fleiſchbeſchauer. 

. Der Zwed der Beihau ift: geiunbheitsfchäpliches und efelhaftes Fleiſch vom 
Confume fern zu balten. 

. In Städten ift eine ll Durchführung ber Befhau nur in gemein- 
ſchaftlichen Schlachthäuſern möglid. 

. Die Beſchau des Schlachtfleiſches allein, ohne vor ängige Unterſuchung ver 
lebenden Thiere, bietet feine Sicherheit für deſſen Unſchäbdlichkeit. 

. Die Einrihtung von Viehmärkten und Fleifhmärtten kann in Städten 
bie Fleifcheontrole weſentlich unterftügen, vorausgeſetzt, daß dieſelben unter ber 
Auffiht von fachverfländigen Thierärzten fteben. 

7. Das erfolgreihfte Mittel zur Verhütung der Trichinenkrankheit ift Die obliga- 
toriſch eingeführte milroftopifhe Unterfuhung der Schweine. 

8. Als wichtige Hülfsmittel find zu eradten: 

a. Belehrung, daß felbft bei beſtehender Trichinenſchau das Schweinefleiſch ſtets 
gut geto t und gebraten werben muß. daß bie Schweine nicht mit Fleiſch⸗ 
abfällen gefüttert werben dürfen und daß die Ratten aus den Schweineftällen 
ferngebalten werden müſſen. 

b. Verbot für Abdeder und Fleifcher, Schweine zu zlichten. 

c. Namhafte Belohnungen fir das Auffinden eines trichindfen Schweines. 

9. Die allgemeine Trihinenfhau ift EnBUTEDEEN, fobald in einem Orte 
trihindfe Schweine vorlommen. Zur Controle bierüber joll in allen gemein- 
ſchaftlichen Schlachthäuſern regelmäßig ein beftimmter Procentfat der geſchlach⸗ 
teten Schweine mitroftopifh unterſucht werben, ferner ift die Trichinoſe unter 
die Krankheiten aufzunehmen, für welche Anzeigepflicht beftebt. 

10. Die aus Amerika importirten Schinken und Spedfeiten erfordern 

ſämmtlich die mitroftopifche Unterſuchung.“ 


Der Berichterftatter, Herr Dr. Heusner aus Barmen, hatte noch den für 
die ftädtifchen Conſumtions⸗Verhäliniſſe jehr wichtigen Antrag geftellt, auch die 
Einfuhr allen friſchen Fleiſches in die Städte zu verbieten 
und zur Begründung namentlich Folgendes angeführt: 


„Allerdings bat für Städte bie Beſchau auch eine weit größere Bedeutung. Bei 
den einfacheren ländlichen Berbältniffen kommt die gegenfeitige Controle der Bewohner 
mebr zur Geltung; aud züchten und ſchlachten viele Haushaltungen ihr Bieh ſelbſt 
In den Städten dagegen fließt das Franke und ſchlechte Fleiſch aus der ganzen Um⸗ 
gebung zufammen. Aus diefem Grunde, dann aber auch wegen ber complicirteren und 
weniger überfichtlicden gewerblichen Berhältniffe find in Städten noch ganz befondere 
Borlehrungen zur Durchführung einer wirkſamen Fleifchbeſchau nothwendig. Auch bie 
ahlreichſte Beihaucommiffion würde nicht im Stande fein, zur Zeit ſtarken Schlacht- 
etriebes in Dutenden durch eine Stadt zerftreuter Schlächtereien bie ihtigungen 
mit der nöthigen Sorgfalt vorzunehmen. Sollten daher bie Kräfte der Beichauorgane 
zu wirkfamer Entfaltung lommen, fo muß bdiefe Art des Schlachtens aufhören, fo 
miülffen — Schlachthäuſer erbaut und ſämmtliche Fleiſcher verpflichtet 
werben, ausſchließlich in ihnen zu ſchlachten. Daß dies auch in den größten Stäbten 


— 
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= ) Deutfhe Bierteljahrsfchrift für öffentliche Gefundheitspflge.e Band VII. 
eft i. 
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ſehr wohl durchführbar if, beweiſt das Beiſpiel von Paris, wo kein Thier außerhalb 
der ſtädtiſchen Schlachthäufer getöbtet werben barf. ... . . Bon auswärts fommendes 
Fleiſch darf in letterer Stadt (Bafel) nur in beſonders gelennzeichneten Transport- 
mitteln eingebradıt werden; Großvieh darf nur in Viertel, Kleinvieh nur in Hälften 
legt fein, ımb die gefanımte Polizeimannihaft bat barliber zu machen, daß bie 
* hverfäufer mit den uðthigen Beſchauzeugniſſen verſeben find. Eine viel größere 
icherheit gegen die Einfuhr fchlechten Fleiſ wird freilich trotz dieſer an und für 
fih gewiß Febr zwedmäßigen BorfichtSmaßregeln nicht erreicht. Es giebt eben keine 
fiheren Mertmale, an melden man das Fleiſch geſunder Thiere, befonderd wenn e8 
von geringer Dualität ift, von demjenigen kranler ja felbft crepirter Thiere unter- 
jcheiden ann, und burd ein ſcheinbar blühendes Stüd Fleiſch kanu dem davon Ge- 
nıeßenden eine töbtliche Milzbrandbvergiftung mitgetbeilt werben. Das einzig fichere 
Mittel gegen bie Einfuhr geſundheitsſchadlichen Fleiſches beſteht alſo darin, die Einfuhr 
alles friſchen Fleiſches zu verbieten, wie dies in Mailand, Genua, Peſt und Augsburg 
geſchehen iſt und, nad einer privaten Mittheilung des Herrn Bezirlksarztes Haeder, 
auh für Würzburg, nach Fertigſtellung des projectirten neuen Schlachthaufes, in 
Ausficht genommen if. Im Augsburg iſt nur in Bezug auf Kälber und Schweine 
ans Iocalen Gründen eine Ausnahme geftattet. Durch die Borfchrift, dag die Thiere 
nur unzertbeilt eingebradht werben bürfen, auch Lungen und Leber noch daran fein 
müffen, wirb ber Erfolg ber Beihau doch einigermaßen gefidert. .. . . - . IH muß 
fhließlih noch der Viehmärkte kurz — thun. weil dies Inſtitute ſind, die 
ebenfalls zur Fleiſcheontrole in naher Beziehung ſtehen. Aus Altona z. B. wurde dem 
Niederrheiniſchen Vereine auf feine Erkundigungen hin mitgetheilt, daß zwar ein gemein⸗ 
ſchaftliches Schlachthaus nicht vorhanden ſei, daß aber dennoch kranke Thiere kaum geſchlach⸗ 
tet würden, weil bie Fleiſcher ihren Bedarf faſt ausſchließlich auf den von Thieraͤrzten 
übermadhten ſtädtiſchen Viehmärkten einlauften, und ähnlich verhält es ſich in Dresden, 
wo zwar ein Schlachthaus vorhanden ift, aber eine reguläre Unterſuchung der Schlacht⸗ 
tbiere nicht ftattfindet. Geht hieraus die große Bedeutung ber Viehmärkte für bie 
Fleiſcheontrole zur Genüge hervor, fo muß doc daran erinnert werben, daß dies nur 
eine halbe Beichau ift, weil die fo wichtige Seihtigung ber Eingeweide fehlt. Eine 
allen Anforderungen genligende Schau kann eben nur in gemeinjchaftlihen und für 
alle Zhiergattungen ausreichenden en erreicht werben, und baber fei es 
um Schinfie noch einmal wiederholt: Die Einrichtung gemeinfamer Schlachthäuſer ift 
ie Hauptſache, und ohne folde ift in Städten eine wirffame Durchführung der Beſchau 
nicht möglid. ... . . Gerlach, ein angefehener Veterinär jagt 3. B.: „In Berlin wirb 
ebenfoviel krankes wie gefundes Fleiſch verzehrt. Das elelhaftefte und ichlechtefte Fleiſch 
kommt nicht in Geftalt von Bieh in die Stadt; es haben fih vor den Thoren ganze 
Eolonien von fogen. Schinderſchlächtern angefiedelt, die das erkrankte Vieh auflaufen, 
vor den Thoren ſchlachten und dann einführen. Dagegen follen wir uns wehren.” 


Der Antrag, die Einfuhr geichlachteten Fleiſches in die Städte zu verbieten, 
ſcheiterte welentlih an dem richtigen Einwande, daß unter den unvolltommenen 
beftehenden Verhältniſſen die Verſorgung der Stäbte mit Fleisch gefchädigt werden 
föünne und daß eine genügende Garantie gegen verborbenes Fleiſch durch eine 
allgemeine, auch für das Land gültige Beſchauung geichaffen werben müſſe. 
Wenn aber die Einrichtungen in den Städten wirflicd zur gefammten Verjorgung 
ausreihend find und fo lange die obigen Thefen nicht allgemein durchgeführt 
find, Tann ein ſolches Verbot wohl im nähere Erwägung gezogen werden. In 
Breslau ift 3. B. von dem geſammten Fleifchverbrauche nur gefchlachtet einge: 
führt worden Procent: 

„1870 1871 1872 1873 1874 1875 
8,6 D 116 15,0 13,11 12,8 

Ich meine, es wird nicht ſchwierig ſein, dieſen nicht erheblichen Antheil des 
Conſums, der auch in andern Städten faum weſentlich verſchieden fein wird, 
in rationellen, mit Viehmärkten verbundenen ſtädtiſchen Schlachthöfen ſelbſt zu 
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befhaffen, wie ih auch glaube, daß das Gedeihen des großartigen Berliner 
Projects nur beim Berbote der Einfuhr geſchlachteten Fleiſches gefidert if. 
Hieraus folgt, daß wenn dieſelben Grundſätze, melde .ich für die übrigen com- 
munalen Inftitute aufgeftelt habe, auch für Viehmärkte und Schlachthöfe zu: 
läſſig find, damit eine die ganze Bevölkerung treffende Einnahmequelle für die 
Städte gegeben iſt. Allerdings müßte das obige geſetzliche Verbot jeder Mebr- 
einnahme aus obligatorifhen Schlachthöfen über tie Zelbfitoften hinaus aufge: 
hoben werden, welches auch vielleicht der mejentlichite Grund ift, weshalb die 
Communen bisher von der Errichtung öffentliher Zwangs-Schlachthäuſer einen 
jo geringen Gebraud gemacht haben. 

Die indirecte Vertheuerung des Fleiſchgenuſſes, welche dadurch 
herbeigeführt werben. mag, kann nidyt anders angefehen werben, als die mögliche 
Bertheuerung der Wochenmarkts-Artikel durch Marktſtandsgelder, des Cafes, 
der Wafferleitung u. |. w. durch die entiprechenden Lieberichüfle fir den allge: 
meinen Stadthaushalt. Das Beftehen und Blühen von monopolifirten Actien- 
gejeliiyaften für Viehmärkte und Schlachthöfe zeigt aber, daß der daraus für 
die Commune zu ziehende Unternehmer-Gewinn, auch wenn er fich erheblich umter 
jenen der Actien-Gefellihaften ftellt, doch nicht unerheblich zu fein brand, 
während andererſeits die geringe Verſchiedenheit in ven Fleiſchpreiſen der Groß 
ftäbte bei centralifirten oder becentralifirten Einrichtungen für ven Schladtoer: 
kehr die Anficht unterftügt, daß die Beeinfluffung der Preiſe durch folde Ein- 
richtungen nur gering ift. | 

Im Gegentheil kann ein vationeller centralifirter Betrieb des Schlachtgeichäfts 
mit allen feinen Vorbereitungen und nadläufigen Manipulationen, mit der nur 
hierdurch möglichen Verwerthung der Abfälle 1), mit den Mieths-Erſparniſſen für 
den Schlächter u. |. w. den Preis des Products jo berunterbrüden, daß eine, 
die directe Beftenerung merklich ermäßigende Auflage dagegen völlig verſchwindet. 
Die großartige Entwidlung des Weltverkehrs und der Technik, in Verbindung 
mit zwedentiprechenden communalen Suftitutionen Tann ferner Die allgememen 
Eriftenzbedingungen in der Großſtadt fo verbilligen, daß ein Steigen des Gelb 
werths oder ein Sinfen der Löhne Durch derartige communale Auflagen modificirt 
werben Tann. 


- ID. Gemeinde-Stenern. 
1. Indirecte. 


Im Allgemeinen halte ih eine Befteuerung nah dem Mafftabe 
des Conſums, wie fie nur in anderer Form durch Viehmarkt- und Schlacht⸗ 
Hof-Gefälle möglich iſt, namentlich wenn fie wie hier ohne läſtige Erſchwerungen 
des inländifchen Verkehrs möglich ift, für eine zweckmäßige Ergänzung des 
directen Steuerſyſtems. In den wohlhabendften Ländern, England und Frank 
reich wird befanntlich verhältnigmäßig mehr als noch einmal jo viel an indiveden 
Eonfumtiond: Abgaben erhoben, als in Preußen. Der Hauptvormurf gegen 
diefelben, daß die ärmere Bevölferungsclafje mehr Dadurch bedrückt werde, als 








1) Ih erinnere Bier an den Pavillon für Verwerthung ber Inbuftrie-Abfälle, auf 
ber Wiener Weltausftellung, der fehr weite Perfpectiven im biefer Richtung eröffnete 
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die reichere, richtet fich nicht gegen das Brincip der Eonfumbefteuerung, ſondern 
gegen den Erbebungsmodus. So kann man beifpielsmweife diefen Vorwurf gegen 
die einheitliche Normirung der — nun einmal unentbehrlihen — Waaren⸗ 
Eingange-Zöle nah dem Gewichte mit Recht erheben, viel weniger aber 
gegen eine Abftufung derjelben nach dem Werthe des Artifele, weil die theuereren 
Sachen eben nur von den Reicheren gelauft werden. Auch bei der Mahlſteuer, 
deren Aufhebung ich übrigens nicht beflage, war ein an fi) anerkennenswerther 
Verſuch einer Vertheilung der Laſt nad der Art des Conſums gemacht, indem 
der Weizen viermal höher belaftet war, als der Roggen. 

Bei der Normirung von Viehmarktögeldern und Schlachthofgefällen wäre 
eine derartige Verſchiedenheit direct nur nach der Biehgattung möglich, verbietet 
fig aber hier von felbft, weil jedes Stüd Vieh zugleich dem verfeinertften und 
gemöhnlichften Bedürfniffe dienen kann. Das wünſchenswerthe Reſultat Tann 
aber auf indirecterm Wege erreicht werden, der glücklicherweiſe mit dem rationelfften 
Betriebe des Schlachtgewerbes überhaupt übereinftimmt, beziehungsweife einen 
folgen erft überhaupt ermögliht. Das ift eine größere Verſchiedenheit 
in ber Breisnormirung der einzelnen Theile des geihladteten 
Viehs, je nah der vorhandenen Geſchmacktrichtung, die allerdings 
zum Theil aud von dem Nährwerth der einzelnen Theile abhängt. Die ver- 
fchiebenartigften Stimmen in der Preffe und wifjenfchaftlihen Literatur !) haben 
mit größter Energie fchon diefen. Weg zu einer Verbilligung der Fleiihnahrung 
für die ärmeren Vollsclaſſen gezeigt, aber ohne irgend welde Reſultate. 

Bekanntlich befteht in England, Frankreich und Belgien ſchon eine folde 
größere Verſchiedenheit der Preile, was zur Folge hat, daß die ärmeren Volks⸗ 
claffen eine veichlihere Fleiſchnahrung viel billiger kaufen können, als bei ung. 
Wenn man Die verichiedenen Preife für das Pfund, welche für 16 verſchiedene 
Theile eines Stüdes Rindvieh in London gefordert werden, mit dem Gelammt- 
Gewicht der betrefjenden Theile multiplicirt, dieſe Producte abdirt und die Sunnne 
durch Das Fleiſchgewicht des ganzen Stüded Vieh bividirt, fo gelangt man zu 
einem Durchſchnittspreiſe, der ungefähr mit unferen Verhältniſſen übereinftimmt. 
Deshalb fünnen die am wenigften von ber zahlungsfähigen Kundſchaft begehrten 
Theile, die in Deutichland als fogenannte „Beilage“ überall mitgegeben werben, 
in England zu einem weit niedrigeren Preife an ärmere Leute verkauft werben. 
Trotzdem 3. B. in Berlin, Breslau und anderen Städten die gemeinnüßige 
Bereinstbätigkeit fi) der Sache bemächtigt Hatte, fo jcheiterte doch die Ein- 
führung an dem beharrlichen Widerſtande der Schlächter, von denen allerdings 
ein vattonellerer — freilich bei den mangelhaften Schlachteinrichtungen oft ſchwer 

führbarer — Betrieb geforbert wird. 

„Wohlfeileres Fleiſch fuür die Armen, mehr und befferes für Alle” Tann meines 
Srachtend nur durch große centralifirte communale Schlachthöfe mit Viehmärkten 
erreicht werden. Wenn eine gütlihe Belehrung der einzelnen, den Schlachthof 

den Gewerbetreibenven nicht hilft, fan die Commune jelbft vorgehen und 

durch Veranftaltung von En gros-Auctionen der verfchienenwerthigen Fleiſchtheile 

2) Cfr. mehrere Schriften von Dr. Gloger, desgl. 3. €. Eisbein. Die Reform 

- ee ihre Berechtigung und volkswirthſchaftliche Bedeutung, Danzig, 
a i 3 
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je für ſich, wobei eine Minim al preisnormirung die Selbſtkoſten mit Zuſchlag 
zu decken hätte, auf eine größere Arbeitstheilung im Schlachtgewerbe hi 

ſuchen. Es kann ſo unſchwer erreicht werden, daß in den verſchiedenen Stadt⸗ 
gegenden mehr Fleiſchverkaufſtellen und zwar tbeilß für vermöhnteren, theils für 
gewöhnlicheren Bedarf entftehen. Wenn der notbwendig in minimo zu erzielenbe 
Koften-Bergütungspreiß fr die befieren Fleiſch-Gattungen etwas höher, für Die 
ichlechteren etwas niedriger angenommen wird, ift das Biel einer nad dem 
Wohlftande abgeftuften Confumtions-Abgabe erreicht. 

Ich Tann mid) nur für ſolche rationelle Confumtions-Abgaben ausfprechen 
und, jo lange dieſelben nicht beftehen, rede ih ver communalen Schladt- 
fteuer, mie fie jegt noch in einigen Städten, namentlich auch m 
befteht, das Wort. Ich flimme in biefer Beziehung im Princip, wenn auch 
niht nad den Motiven, mit Pertretem der ertreinften Freibandels = Partei 
überein 1). Es zeigt ſich ſchon in ben Städten, welde bie Schlachtſteuer beibe- 
balten haben, eine Tedafte Agitation für die fernere Forterhebung, ja fogar in 
freibändlerifchen Berliner Zeitungen wird allen Ernſtes die Frage einer Wieder- 
einführung der dortigen Schlachtfteuer ventilirt, die freilich ihrer Zeit nur durch 
eine Stimme Majorität im Mogiftratd- Collegium zu Falle gebracht worden iſt. 
In der That ſind auch die erhofften Reſultate, nämlich eine merkliche Vermin⸗ 
derung der Preiſe, nicht eingetreten, und iſt das Fleiſch in dem ſchlachtſteuer⸗ 
pflichtigen Breslau nad wie vor billiger, als in dem davon befreiten Berlin. 

Auf welchen ganz anderen Wegen die Beftimmung der Fleiſchpreiſe erfolgt, 
darüber möchte ic) folgende Zahlen aus Breslau anführen, die überall in Reichs 
pfennigen pro Pfund (= 1, Kilo) zu verftehen find. 

Rind: Kalbe Schweine⸗ Hammel⸗ Wille Fleiſch⸗ 


I. Preise fleiſch fleiſch fleiſch fleiſch ſorten 
Gros⸗ Johne 42 39 48 45 44 

1873 preis m ) Sötadiftuer 461, 431, 524, 49, 48/, 
Detatlpreis 57 57 68 56 59 
Gro8« | ohne 39 34 45 38 39 

1874 [me m Sala cineuer 431, 381, 49%, 42, 43%, 

Detailpreis 58 58 70 60 62 

Gros⸗ [ ohne 4 42 53 48 468 
18754preis mit Solaciſeuer * 461, 571, 521% 511), 
Detailpreis 53 66 58 583/, 


Il. Breis:-Beränderungen 
(Erhöhung +, un —) 





Sospi? —3—-5 -—3 —7 —5 
Bon 1873 bis 1874) Detailprei® HIHI +2 +4 734 
Grosprei +54+8 +8 +0 +7 
Be —— —3 33 





— — — — 


2) Dr. Alexander Meyer in einer Wahlrede vor der Wahlmänner⸗Verſammlung 
zu Breslau, am 23. October 1876: „Ich verfiche fehr wohl, dag man Aufon) 
nimmt, die Schlachtftener abzufchaffen, bevor man für diefen Ausfall eine andere Ein- 
nabmequelle fi zu eröffnen vermag;' beSgl. Dr. Wolfgang Eras in einer Stabtver- 
orbnieten-Wablrede im November 1876 in Breslau. 
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III. Brutto: 
Schlahtgewinn. 
(Detailpreig weniger Grospreis 1873 101/, 131, 151/, 61, 101), 
mit Scladtfteuer.) 1874 141, 19, 20%, 173, 19 
1875_9%, 6%, 8, 5, 7 


IV. Gewinn— 

Beränderung. 
Bon 1873 bi8 1874 +4 +6 +5 —il + 81, 
Bon 1874 bis 1875 — 5 —13 —2 —I2 —Aum 


Man jieht aus dielen, auf den forgfältigften Preisbeftimmungen und Rech⸗ 
nungen berubenten Zahlen, daß trogvem die Grospreiſe zwifchen den beiden 
erften Jahren fielen, Die Detailpreife fliegen, und daß trogdem die Grospreiſe 
in den beiden legten Jahren ftiegen, die Detailpreife fielen, und zwar überall 
für alle Fleiſchgattungen ohne Ausnahme, nur mit der Modification, daß der 
Detailpreid des Rindfleiſches unverändert geblieben war, trog Steigens ber 
Grospreiſe. Welchen Einfluß ein foldyes Verhalten auf den Verbienft der Schläch⸗ 
ter ausübt, ier man in den beiden legten Bergleichungen. 

Diefe Erfheinungen im letzten Jahre haben nun nady näherer amtlicher 
Auskunft vermuthlic ihren Grund darin, daß einige Schlächter aus der Um⸗ 
gebung nicht durch Einfuhr gefchlachteter, fondern Iebender Waare in die Stadt 
und durch Selbftverfauf nach ihren bisher gewohnten Grundjägen in die feft ge- 
ſchloſſene Coalition der Breslauer Schlächter eine Breſche gelegt haben, die frei=' 
lich leicht durch Aufnahme der Angreifer in die Feſtung reparirt werben Tann. 
Wenn einige Aufllärungen über die Berhältniffe des Schlachtgewerbes, welche 
ich feiner Zeit in der biefigen Tagespreſſe veröffentlicht batte!), mit zu dem in 
ven beiden letten Jahren eingetretenen Nefultate beigetragen haben follten, fo 
würden biefelben ihren Zweck erreicht haben. 

Bei allen Mängeln, welche der jegigen Schlachtfteuer anfleben, und melde 
wefentlich darin beftehen, daß eine Bertheilung der Laft nad) dem Wohlftande 
noch nicht genug — zum Theil iſt eine folche allerdings ſchon jeßt vorhanden — 
erreicht worden ift, dürfen doch auch ihre pofitiven Vortheile nicht verfannt werden. 
Diefelben beftehen bauptfählih darin, daß die Städte durch den Stüdjat mit 
befonder8 fchwerem und gutem Vieh verforgt werden — maß bei dem Mangel 
ſanitätspolizeilicher Controle fehr ins Gewicht fällt —, daß die Fremden, 
welche einer Stadt dur die Ausgaben für den Verkehr — fiir welche der 
preußifche Gefegentwurf nur den Grundbefig heranziehen will — die größten 
Koften verurfachen, dem entiprechend auch zu den ftäbtiichen Laften herangezogen 
werden, und daß dadurch eine übermäßige und wie wir geſehen haben, aud) 
im Staatöinterefje nachtheilige Erhöhung der Eintommenfteuer vermieden werben 
kann. 

Endlich gewährt die Schlachtſteuer, mie faktiich in Breslau, die Möglichkeit, 
auch andere indirecte Steuern zu erheben, deren Hinzutritt den erwähnten Haupt- 
mangel jener Steuer, nämlich einer verbältnigmäßigen Ueberlaftung 


”) „Schleſiſche Zeitung” vom 3. und 4. — 1875, Nr. 355 und 357, zwei 
Artifel unter dem Titel: „Fleiſchverbrauch, Tleifchpreife und Fleifchgewinn in Breslau“. 
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der unteren Volksclaſſen, noch mehr zu mildern geeignet iſt. Solche 
Steuern beftehen bier noch in Form einer Wild pretftener, einer Steuer von 
eingeführtem fremdem Bier, und — als damit eng zuſammenhän⸗ 
gend — eines commumalen Zuſchlages zur fgl. Braumalzftener. 

Da nämlich die Bierftener nur im Verbältnig zu dem Zuſchlage zu 
Braumalzfteuer ftebt, jo würde die mit dem Tortfall der Schlachtſteuer 
nothwendige Aufhebung der Bierſteuer die ftädtiichen Brauereien einer ſehr nad- 
tbeiligen Concurrenz jettend der in der unmittelbariten Nähe des Weichbilds 
gelegenen, aber nidyt ftäbtifchen Brauereien ausjegen, welde legteren zur Zeit 
nicht dem communalen Braumalzfteuerzufchlage, wohl aber der Bierfteuer unter: 
worfen find. Die feinen Yurusbiere aus Baiern und dem nahen Böhmen wär: 
den frei eingehen und damit, fomie mit der Aufhebung der Wildfteuer zwi 
nur die woblhabendften Claſſen treffenden Steuern verloren geben. Selbit Die 
jenigen, weldye das gewöhnliche Bier heutzutage für ein nicht minder nothmen: 
diges Nahrungsmittel anjehen, als das Fleiſch, werden das Beftehen einer com: 
munalen Bierbefteuerung vielleicht nicht für ungeredhtfertigt erklären können. Die 
ſelbe ſchlägt ſogar zum Bortheile des einheimiſchen Brauereigewerbes jelbit aus, 
ohne doch die allgemeine Confumtion zu benachtheiligen. Die bedeutende Ber: 
mehrung der Einfuhr fremder Biere, wie fie hier beobachtet wird, dürfte jest 
höchſtens die Verfeinerung des Geſchmacks und die Zunahme von Wohlhaben⸗ 
A anzeigen, nach Aufhebung der communalen Bierbefteuerung wird fie wahr: 
heinlic) noch ganz andere Dimenfionen annehmen und Tann dann der einkei: 
mifchen Production ſehr gefährlich werden. 

Der preußifche Gefegentwurf macht ın $ 6 den Fortbeftand oder Die Aende⸗ 
rung indirecter Gemeindeabgaben von der Zuftimmung der Auffihtsbehörden ab: 
Hängig. Ausgenommen ıft nur die Schlachtfteuer, worüber nad dem Geſetz 
vom 25. Mai 1873 vie BVerbältniffe folgendermaßen liegen. Da, mo Die 
Schlachtſteur vom 1. Januar 1875 ab als Gemeindefteuer forterhe: 
ben worden ift, haben die betreffenden ftädtiichen Behörden, ſowie die 
Minifter des Innern und der Finanzen damit anerfannt, daß (nah $ 2 1. c.\ 
„Die Lage des ftädtiihen Haushalts dieſen Beichluß erforderte, und daß 
die örtlichen Verbältniffe zur Ausführung veflelben geeignet” waren. Dieſe Ge 
meinbebefchlüffe — ebenfalls unter Genehmigung der genannten beiden Minifte⸗ 
rin — bedürfen „von drei zu Drei Jahren der Erneuerung dergeftalt, das 
gegen den übereinftimmenden Beſchluß der ſtädtiſchen Vertretung und des Ma: 
giftrats eine Forterhebung der Schladhtfteuer unzuläfjig iſt“. Das heißt mit 
anderen Worten: nur wenn beide ftäbtifche Behörden je für ſich die Forterhebung 
vom 1. Januar 1878 ab beichliegen, kann viejelbe genehmigt werden, alle 
wenn der Magiftrat oder die Stabtverordnneten-Berfammlung fi) Dagegen aus 
Iprechen, ift dieſelbe nothwendig gefallen. 

Die Veranlaffung zu einer beftimmten Stellung für vie betbeiligten &: 
meinen in dieſer Frage Liegt näher, als man denkt. Denn da das Etatsjahr 
in den meilten Städten, wie beim Staat, nicht mehr mit dein Kalenderjahr 
übereinftunmt, jondern vom 1. April des einen bis zum 31. März bes anderen 
Jahres reicht, müſſen ſich die bevorftehenden Etatöberathungen mit auf bet 
erfte Vierteljahr 1878 erftreden, während befien die Yorterbebung der Schladt- 
fteuer nur unter den angegebenen Modalitäten zuläffig ift. 
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Mit diefen gefegßlihen Beſtimmungen über das indirecte communale Steuers 
weſen fann ich mich nur einverftanven erflären. 


2. Directe. 


Inden ich nun zu den dDirecten Gemeindeabgaben übergehe, denen, 
dei aller Ausbildung eines communalen Beitragsfuftems in der geichilperten 
Weiſe und bei einer immer nur in mäßigen Grenzen zu haltenden Confumtione- 
beſteuerung, jedenfalld da8 Hauptgewicht in dem Gemeinde-Abgabeniyftem ver: 
bleibt, ſcheiden, nach 8 6 des preußiichen Gefeßentwurfs, zunächft diejenigen 
aus, welde nicht in Zufchlägen zur Einfommen:, Grund- und Gebäude, ſowie 
zur Gewerbefteuer erhoben werben follen. Diejelben bebürfen, wie auch die be- 
jonderen indirecten Gemeindeabgaben zur Beibehaltung überhaupt der Zuftim- 
mung der Auffichtsbehörven, zu einer Abänderung der Veranlagungsgrundiäte 
der Genehmigung des Oberpräfidenten, und zur Erhöhung der Säte der Ge— 
nehmigung der Minifter des Innern und der Yinanzen. Neue Abgaben biefer 
Art können nur ausnahmsweiſe unter ſtets woiderruflicher Genehmigung bieler 
beiden Refjortminifter eingeführt werden. Hiermit ift eine geringe Conceffion 
für das Weftehende gemacht, während einer individuellen Entwidlung des ftädti- 
Ihen Steuermejens filr Die Zukunft ein viel zu Eräftiger Riegel vorgefchoben ift., 
Da nun jede befondere, auf das Einkommen gelegte communale Steuer unzu: 
Tälfig fein ſoll, directe communale Gewerbeftenern überhaupt nicht eriftiven, fo 
handelt es ſich hier hauptſächlich um befondere Beſteuerungen des Grundbeſitzes 
und der Miethe. . 

Eine befondere Miethsftener fchließt ſich unmittelbar an daß 
Eonfumtionäfteuerfuften an, denn es wird dadurch ein ebenfo nothwendiges 
Lebensbedürfniß, wie Nahrung, Licht und Wafler, nämlich die Wohnung be: 
feuert. Es dürfte eine mülfige Frage fein, zu unterfuchen, ob die Wohnungs: 
inhaber, von melchen dieſe Steuer direct erhoben wird, dieſelbe auch definitiv 
tragen, oder ob die Grundbefiger davon betroffen werben, weil diefe die Wohnungen, 
wenn Die Steuer nicht beftände, um deren Betrag theurer wermiethen könnten, 
oder ob endlich, wenigſtens in Beziehung auf die geichäftlichen Locale, eine Ab- 
wälzung auf die Eon fanenten ftattfindet. Ich verhalte mich in Beziehung auf 
die Abwälzungstheorie etwas fleptifh, da ich der Anfiht bin, daß Die Preis. 
Conjuncturen in diefem bellum omnium contra omnes eine fo gewaltige Macht 
darftellen, daß die Möglichkeit der Abwälzung hauptfä lich davon abhängt. In 
guten Zeiten, wo die Miethen fteigen und der Zinsfuß finkt, ift der Grund: 
befttger im Vortheil, und in ſchlechten Zeiten, wo das Umgetehrte der Fall ift — 
we z. B augenblidlich in allen Großſtädten — fünnen die Miethen auch unter den 
Herfiellungspreiß, finfen, und ift die Gapitalbefhaffung fo erfchwert, daß mög- 
eu weife der Grundbeflger auch die Einkommenfteuer der Capitaliften zu 
Tagen hat. 

Ih kann daher nur davon ausgehen, daß ſämmtliche Wohnungsinhaber, 
alſo auch die Grundbefiger, für ihr allerdings gewöhnlich ſehr ſtarkes Woh- 
nungsbedürfniß die Mieihsſteuer tragen. Nun ift ſchon wiederholt für größere 
und kleinere Städte der unwiderleglihe Beweis geliefert worden, daß die Miethe 
zum Einkommen in einem umgefehrten Verhältniß ſteht. Ye niedriger das Ein- 
tommen, einen um fo höheren Procentfag nimmt davon die Miethe in Anſpruch, 
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je höher daſſelbe ift, um fo geringer iſt der Antbeil der Mietbe !). Eine Steuer, 
welche aljo einen gleichen Procentfa aller Miethen erhebt, wirkt wie eine um- 
gekehrt progreffive Einfommenfteuer. Eine ſolche Steuer ift namentlich die 
Berliner Miethöftener, die auch feineswegs im Anſchluß an die Miethezahlun; 
ſondern in Verbindung mit den übrigen directen Steuern, aljo in einer Summe 
mit der Einfommenfteuer an den gewöhnlichen Hebeterminen gezahlt wird. Die 
Miethöfteuer iſt befanntlich die ältere Steuer in Berlin, die Binzutretende fub- 
fiviäre Communal-Eintommenfteuer bafirte ausgejprochenermaßen, wenn andere 
Kriterien nicht vorlagen, auch auf der gezahlten Wohnungsmiethe, und die neue 
Staats-, Claſſen- und Einfommenfteuer kann, wenn fie auch dieſe Grundlage 
nicht zugiebt, derfelben in Großſtädten ebenfalls nicht entbehren. Ja die Yer- 
mulare für die Erhebung des onenftandes bei der Claſſenſteuer⸗Einſchätzung 
enthalten in Berlin und Breslau die Frage nad der Höhe der jährlichen 
Miethezahlung. Und allerdings geftattet die Iektere auch, wie wir gefehen haben, 
nad den erwähnten ftatiftifchen Unterfuchungen einen directen, wenn auch ver- 
ſchiedenen Schluß auf die Einkommensverhältniſſe. Man könnte daher wohl 
darauf verfallen, durch progreſſive Geftaltung der Miethöftenerfäge in Wirklich 
feit da8 Einkommen zu befteuern. Man mürde dabei allerdings den Borthal 
eines ganz ficheren Steuerobjectd haben, was bei der Einkommenſteuer belamnt: 
lich durdaus niht der Fall if. Doc erkläre ich mich gegen eine ſolche Ge 
ftaltung der Miethöftener, und zwar fowohl gegen eine Reformirung derfelben 
in diefem Sinne da, wo eine Miethöfteuer überhaupt befteht, als auch gegen 
die Neueinführung in irgend einer Form da, wo fie noch nicht vorhanden iſt 
Nur die alte Wahrheit, daß eine beftehende ſchlechte Steuer immer noch 
beſſer ift, al8 eine neue gute, kann für die Erhaltung der Berliner Mies: 
fteuer fprechen. Ich meine principiel, daß, was die Miethsſteuer vom Charakter 
der Einkommenſteuer bat, mit diefer verbunden werben, und was fie vom Cha: 
valter ber Grund: und Gebäubefteuer hat, vom Grundbeſitzer Direct getragen 
werben ſollte. Im großen Städten zwei ganz getrennte Perjonalfteuern,, d. b. 
von der ganzen Bevölkerung getragene directe Steuern zu erheben, ift irrationell, 
und hebt eine normale Entwidlung der Einkommenſteuer auf. Die Mieths⸗ 
ftener in der Form, wie fie in Berlin erhoben wird, verwint und verſchiebt 
die Belaftungsverhältniffe der birecten VBefteuerung, und gewährt fein Urtheil 
über die Richtigkeit und Zweckmäßigkeit der Tarifirung der Einkommenſteuner. 
. Bon den fonft nach dem preußiichen Gefegentwurf noch zuläffigen befonderen 
directen Gemeindeabgaben kommt bauptjächlih eine befondere Form der Real: 
fteuer in Betracht, wie fie namentlich wieder in Berlin die Hausfteuer bilkt, 
1) Cfr. für Berlin: Dr. H. Schwabe. Das Berhältniß von Miethe und Einkommen 

in B. im IL. Jahrgang des ſtädtiſchen Jahrbuchs; 
besgl. Dr. E. Bruch. Ueber die Haus⸗ und Miethsſteuer in ®. im IIL Jahr⸗ 
für en ar of De Verhältniß zwiſchen Wohnungsmiethe und Ein- 
kommen in un Heft III und iv ber Zeitſchrift Des kgl. fächfifchen 

ftatiftifchen Büreaus; 

für Hamburg: I. C. F. Neßmann. Das Berhältniß der Miethen zn ben 
Eintommen in 9. Heft II und VII der Statiftil des hamburgiſchen 


Staats; 
endlich verſchiedene Aufſätze von Profeſſor Dr. E. Labepyres. 
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welche nach dem Miethöertrage ſämmtlicher Grundſtücke in dem der Beſteuerung 
ne Jahre in einem beftimmten gleichen Procentfate erhoben wird. 
Diefelbe unterfcheidet fi) demnach von der StaatS-Gebäudefteuer weſentlich durch 
ihre jährlich wechſelnde Grundlage, da bekanntlich die Gebäudefteuer vom Jahre 
1865 ab nad einem zehnjäßrigen Durchſchnitts⸗Miethsertrage der Jahre 
1853 bis 1863, unter Vorbehalt einer in fünfzehnjährigen Perioden, alſo zum 
erſten Male im ah 1880, wiederkehrenden Reviſion von den Grunbbefizern 
zu zahlen ift. Die Gebäudeſteuer hat alſo, analog ber Grundſteuer, deren 
Ergänzung fie bildet, einen feſten ftabilen Charakter, fie ſoll eine Art Reallaft 
bilden, und entfpricht in dieler Form allerdingd dem Staatöintereffe, weldes 
eine durchaus verfchiedene fleuerlihe Behandlung des ſtädtiſchen und landwirih⸗ 
ſchaftlichen Beſitzes verbietet. Für das communale Intereſſe, namentlich der 
Städte, erſcheint mir aber eine derartige reallaſtartige Beſteuerung des 
Grundbeſitzes gänzlich ungeeignet. Wenn ich mich auch in den vorhergehenden 
er gegen eine — Heranziehung des geſammten Grundbeſitzes 
ii: Ms Verkehrsanlagen ausgeſprochen habe, jo hängt doch naturgemäß das 
Gedeihen des ſiadtiſchen eh fo eng mit dem zeitigen Wohl und Wehe 
einer Stadt zufammen, daß ver fofortige Einfluß der natürlichen ftädtifchen 
Entwidlung und der bejonderen communalen Politif auf die Miethserträge von 
einer communalen Befteuerung der Großftädte nicht außer Acht gelafien werben 
follte. Ueber die Steigerung der ftäbtifchen Miethen Liegen bauptfählih von 
Berlin interefjante Nachrichten ) vor, die wir bier zum Belege unferer Aus: 
führungen theilweife wiedergeben möüffen. 





Der durch⸗ 






























⸗ ſchnittliche 
er Zahl ver ee ee enemert Miethswerth 
T. vorhandenen berſelben einer —— iſt 887 das 
| Wohnungen. ; orjahr 
geftiegen um 
Anfangs | Thlr. Brozent 
18311) 51794 4405340 
1840 | 59108 5598500 
1841 60714 5939539 
1842 63551 6316032 
1843 65939 6557451 
1844 68342 6847199 
1845 10573 “7107031 
1846 12478 7382895 
1847 711287 1701548 
1848 16238 7979181 
1849 18449 1933205 
1850 79910 1879892 
1851 80820 7954130 
1852 81339 8163502 
1853 81970 8396927 2 
1854 83220 8849897 106 , 10 | 4 | 3,84 
1855 84909 9292763 | 09 13 4 2,88 
1856 85474 9522260 ı12| 2| 1,79 
fr. Dr. Ernſt Bruch. — —— und Hülfe im VI. Jahrgaug bes 


NGC 
Berliner ſtädtiſchen Jahrbuchs. Seite 2 
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in. Se FE 
Sefamm.. Durchſchnittlicher Ibnitt 
Jahr. — Miethswerth Miethömwerth | Niethowerth 














vorhandenen “einer eiuzelnen "if gegen das 
Wohnungen. berjelben. Wobnung | Borjahr 
f geftiegen um 
Anfane | | Se | Ur Sgr. Bi | Her 
1857 870277 | 10030950 | 1 
1858 89223 1083246 | 121 112 | 3 5,32 
1859 91234 | 11699522 2714| 2ı 4,12 
1860 95876 12353057 1231314 | 1,34 
1861 99728 12985209 50|6|22 1,06. 
1862 | 113048 14621308 129 | 10 1 0,66 
1863 120599 | 15893504 131 | 23 7 1,88 
1864 129193 17549928 | 135 | 25 3 3,08 
1865 138366 | 19116021 | 158 | 4 | 9 1.69 
1866 146081 20708899 11 12 1 2,58 
1867 153433 21750142 | a !2 6 0.00 
1868 158740 | 22632488 12 !1ıT ı 5 0,56 
1869 I 165057 | 29718506 | 15 1331| 3 2,01 
1870 1686144 24988450 160 12 | 1 342 
1871 168511 26972196 10, ıı — 6,40 
1872 173008 29619261 ı1 | 6 3 6,97 
I Mark. Mat . Bi. 

18739) 176276 : 109.469.806 | 609 | 67 18,71 
1874 184583 132.475.854  . 127 70 17,12 
1875 1999022’ 150.552.242 156 47 5.40 
1876 219910 | 162.462.080 | 138 0 | — 24 


Im Laufe des Jahres 1875 iſt alfo in Berlin zum — Male und im 
Jahre 1876 voraußfichtlich noch ſtärker, ſeit den unmittelbar auf die Erſchüt⸗ 
terungen des Jahre 1848 folgenden Jahren der Umftand eingetreten, daß Die 
Durhihnittömiethe gegen das Borjahr gefunten if. 8 ift dies 
eine natürliche Reaction gegen die übermäßigen Steigerungen ber beiden Jahre 
1873 und 1874, bei denen man allerdings nicht vergeflen darf, daß die ın 
diefen Jahren neu bergeftellten Wohnungen faft ausſchließlich theuere große 
Wohnungen waren, weshalb der Durchichnittöpreis auch ohne Steigerung Der 
alten Miethen nothivenbig fteigen mußte. Wenn man aber auch diefe Zeit mit 
ihren Folgen als eine Ausnahmeperiode anfehen will, jo zeigt doch ein genaues 
Verfolgen der nach durchaus gleichmäßigen Grundfägen berechneten Miethöpretie, 
daß die behauptete gleichmäßige Steigerung des ſtädtiſchen Grundwerths, felbft in 
der Reichshauptſtadt, welche von der politischen Entwidlung jeıt dem Anfange 
ber fechziger Yahre vorzugämeife profitiren mußte, leineswegs vorhanden if. Die 
j chwere Kriſis des Grundbeſitzers im Jahre 1867 zeigt ſich auch hier deutlich 
und eine ſolche läßt ſich für die nächſte Zukunft aus den Zahlen des Jahres 
1876 in Verbindung mit anderweitigen Wahrnehmungen unſchwer prophezeihen 
Die Hebungen in der Curve überwiegen freilich die Senkungen, und ſo iſt es 
Se in Stäbten mit lebhafter Entwidlung für die Staats⸗ reſp. Stabt- 





’) Berichte der Servis⸗ und Einguartiernngspeputation im ben Magiſtrats⸗Verwal⸗ 
tungsberichten pro 1874 und 1875. 
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kaſſe nachtheiliger, wenn die Realfteuer nad) den Verhältniffen eines langen zu- 
rüdliegenden Zeitraums und nad) noch Längeren Revifionsperioden erhoben wird. 

Dies tritt zur Evidenz in den Erträgen der Staatögebäude- und ber com⸗ 
munalen Haudfteuer in Berlin hervor, die wir nad) dem vorliegenden Materiale 
vergleichen wollen :?) 











Gebändefteuer) Hausftener Die Hausſteuer bildet 
Thlr. Thlr. Procente der Gebäudeſteur 
1865! 504216 405296 80,3 
1866| 522762 435468 83,3 
1867| 533872 460451 86,3 
1868| 582809 | 477774 81,9 
1869| 639997 ;, 505531 78,9 
1870| 677532 | 529833 78,2 
1871| 699174 | 567172 81,1 
1872| 720740 616568 85,5 
1873 2) AR. Br. — 
200,8378.00 
1874 2) 263,4137.95 — 
1875 a, | 307,6493.91 — 


Die Erhöhung der Gebäudeſteuer in 8 Jahren Hat alſo 44,3 %,, dte ber 
Hanöfteuer 57,1%, betragen, alſo mehr 7,2 %/,, womit der Werth der Mieths⸗ 
erhöhungen einen Ausdrud findet. Das Steigen und Fallen des Verhältniſſes 
beider Steuerarfen zu einander ſtimmt faft genau mit dem Steigen und Fallen 
der obigen Durchſchnittsmiethswerthe überein. Da die beveutenden Steigerungen 
dieſes Verhältniſſes für die Jahre 1873 und 1874 wegen Fehlens der Staatsgebäude⸗ 
fteuerziffern Leider nicht mit in die Berechnung gezogen werben konnten, fo kann man 
nur aus den Ergebniffen der früheren Jahre den allerdings ziemlich ficheren 
Schluß ziehen, daß das Verhältnig der Haus- zur Gebäupefteuer noch weitere 
Tortfchritte gemacht haben muß, daß beide Steuern jet wielleicht fich ſchon ge= 

enfeitig das Gleichgewicht halten, wenn nicht ſchon gar die Hausſteuer die Ges 

äubefteuer überholt bat. Und doch wird die Hausfteuer nur zu 22, %, des 
Miethöertrages erhoben, während der Procentfag der Gebäudefteuer für Wohnungs- 
räume 4 °%,, für geſchäftliche Localitäten 2 0/, if. Letzterer geringerer Er- 
hebungſatz fällt übrigens nur ſehr wenig ind Gewicht, wie eine Berechnung 3) zeigt, 
wonad in den Jahren 1865 bis 1868 von dem oben aufgeführten Gebäude- 
ftener-Erträgen die zu 2 %/, veranlagten Gebäude nur 21.000 bis 26.000 Thlr. 
aufgebracht haben. 


1) cfr. „Statiſtik von Berlin” im ftäbtifchen Jahrbuch III. Jahrgang S. 809 u. 311, 
und VII. Jahrgang ©. 145—147. 

2) Leider find die Angaben über bie ftaatlichen Steuererträge feit 1873 in ben 
ftatiftifchen Publikationen über Berlin nicht veröffentlicht. 

8) cfr. Dr. E. Bruch. Leber die Haus- und Miethöftener im IIL Jahrgang des 
ſtädtiſchen Jahrbuchs N. 4. 

Schriften XII. — Communalfteuer. 4 
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Diefe Ausführungen zeigen ferner, daß ein Zuſchlag zur Gebäudeſtener, 
wenn er nur die Hausſteuer erſetzen follte, jest an 100 °/, erreichen müßte (mit 
eventuellen weiteren Zujchlägen für „Vertehrsanlagen“ alfo mehr), fo daß ſchon 
lediglich die Aufredhterhaltung des jegigen Betrages der Kealfteuern in .. 
(vergl. 8 5 des pr. Gefegentwurfes) eine bejondere Genehmigung der Auf: 
fißtöbehörden für jedes Jahr erfordern müfte, was mir fehr ü fig zu 
fein ſcheint. 

Da nun ferner bejondere Einfommenfteuern überhaupt verboten, alſo Zu⸗ 
jchläge zur Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer nothwendig ſind, dieſe aber nur in Ver⸗ 
bindung mit Zuſchlägen zur Gebäudeſteuer erhoben werden dürfen, Zuſchläge 
zur Gewerbeſteuer aber keinenfalls die Höhe der Gebäudeſteuer-Zuſchläge übertreffen 
Sollen, jo folgt Daraus, daß diejenigen Städte, welche feine Gebäubefteuer-Zufchläge, 
fondern befondere Hausfteuern haben und viefelben erhalten, oder aud neu ein 
führen wollen, nachdem fie „ausnahmsweiſe“ die erforderliche Genehmigung Der 
Auffichtöbehörben erreicht haben, doch wieder inſofern benachtheiligt werden, alß fie 
bann Zuſchläge zur Gemerbefteuer nicht erheben dürfen. Hierin Liegt eın indirecter 
—F für alle Städte, auf ſolche Hausſteuern zu verzichten, was ich entſchieden 

dauere. 

Eine ſolche Uniformirung, welche für kleine Städte zweckmäßig ſein 
würde in großen Städten mit bisher bewährter eigener Steuerorganiſation ſehr ſchwer 
empfunden werden, weil hier irgend ein anderer Grund für die Uniform, als 
eben das Gefallen an ihr ſelbſt, kaum vorgebracht werden kann. Ich kann nach 
allem Angeführten für große Städte nur die Erhebung von „Hausſteuern 
empfehlen, welche — neben ihren höheren Erträgen — in guten Zeiten Dem 
Grundbeſitzer die Bezahlung leicht machen, weil die Miethen fteigen, welche auch 
für den Miether günftig, als eine Art von Schug gegen übermäßige Steigerungen 
wirken (nach welcher Seite die Hausſteuer übrigens noch einer beſonderen Aus⸗ 
bildung durchaus fähig iſt), und welche endlich in ſchlechten Zeiten, wenn die 
Miethen fallen und die Wohnungen leer ſtehen, mit ihrem nothwendigen Sinken 
nur den Forderungen der Gerechtigkeit entſprechen. 

In kleineren Gemeinden nehmen alle dieſe Verhältniſſe eine ganz andere 
und viel mildere Geſtalt an; von Miethsſteigerungen iſt über haupt gewöhnlich 
keine Rede, die Miethe ſelbſt if wegen ihrer relativen Niedrigfeit ein auch ver⸗ 
hältnigmäßig viel weniger in's Gewicht fallendes Befteuerungsobject. Alſo hier 
iſt es vollkommen angemefjen, die communale Realftener nur unter der Form 
von Staatöfteuerzufchlägen zuzulaffen und jevenfall® ein anerlennenswerther Fort⸗ 
Ihritt, Daß fortan auch Einfommenfteuer-Zufhläge nicht ohne Gebäudefteuer- 
Zuſchläge geftattet find. Alfo auch in diefer Beziehung ift der Eingangs ſtatuirte 
Unterjchied der großen Verkehrs⸗Centren und kleiner Städte von praftiicher Be— 
deutung. 

Ich habe hier noch einige Bemerkungen über die vielfadh, aud in Petitionen 
von Stadtverwaltungen dringend ausgeſprochene Forderung zu machen, die 
ftaatlide Grund und Gebäudefteuer ganz den Communen zu 
überlajjen. Wie wenig der Staat daran denkt, zeigt der citirte Gefegent: 
wurf; ih bin auch der Anficht, daß der Staat darauf nicht eingehen fan und 
barf. Einmal giebt es glüdlicherweife noch einige Communen, die mit dieſem 
Geſchenke Nicht8 anzufangen wiflen ‚würden, weil ihre Seolrfnife nicht höher 
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find, und die daher, um fich daſſelbe nicht entgehen zu lajfen, zu nicht noth- 
wendigen Ausgaben verleitet werden fünnten. 

Dann wird der Staat fehmerlich geneigt fein, die Einſchätzung und Fort: 

, Ichreibung lediglich communalfteuerpflichtiger Steuerobjecte in der bisherigen Weife 
fortzuführen, die fpeciele Anwendung der fteuerlihen Grundfäge würde daher 
auf die einzelnen Gemeinden übergeben, in denen, je fleiner fie find, um fo 
mehr Gefahren für Mißbräuche vorliegen. Eine einheitlich, nad großen Grund: 
fügen durchgeführte Beiteuerung des Grund und Bodens des gefammten Staats 
ift die weſentlichſte Grundlage jeder ftaatlichen Steuerpolitil. Die Grundfteuer 
in der verfchtedenften Form war die ältefte Staatöftener und follte befanntlic 
nach der phuflofratifchen Lehre die einzige fein. Das ganze fpätere Einkommen: 
und Erwerbfteuer-Spftem berubt in feiner tieferen Grundlage auf der Tendenz, 
die Einfeitigfeiten der Grundſteuer auszugleihen. Mit der Aufhebung ver 
a als Staatöfteuer würden daher die übrigen Staatsſteuern in der Luft 
chweben. | 

Biel ausfichtöreicher, ald die verlangte Unterftügung der Gemeinden durch 
die Gebäubdefteuer, ift deren Uebermweilung an die Provinzen. Das 
finanzielle Moment, welches den Communen gegenüber dahin geltend gemacht 
werben fanı, dag dem Staate fein Aequivalent für Die Ueberweilung geboten wird, 
wiirde den Provinzen gegenüber fortfallen, da diefe für den Bau und die Un- 
terhaltung von Chaufjeen, alſo für die allgemeinften und dem ganzen Grundbefig 
zu Gute kommenden Berfehrsanlagen dauernde Renten, reſp. Capitalfummen 
aus ftaatlihen Fonds erhalten haben, welche dem Staate als Gegengabe zurüd- 
gemäbrt merden fünnten. Es wilrde Dann ganz angemeflen fein, wenn eventuelle 
Ueberſchüſſe für andere provinziale Zwecke verwendet und eventuelle Fehlbeträge 
durch Zufchläge zu diefer normalen Ziffer aufgebracht würden. Hier wäre aud) 
die Verbindung der großftädtifchen mit den provinzialen Intereſſen, worauf im 
Eingange hingewieſen worden ift, gegeben. | 

Jedenfalls iſt es gerathen, wenn die Kommunen fih nit Hoffnungen 
bingeben, die höchſt wahrſcheinlich feine Ausfiht auf Realıfirung haben. Freilich 
find die Klagen der Communen durchaus berechtigt, welche dahin gehen, daß 
der Staat eine Reihe von eigentlichen Staatsgeſchäften auf die Communen über: 
trägt, ohne denſelben eine entfprechende Einnahmequelle zu eröffnen. ?) Dieſer 
Umftand dürfte freilich zur Ueberweiſung der Gebäubefteuer feinen genügenden 
Grund abgeben, wohl aber dafür, daß den Communen eine größere Selbftändig- 
feit in ben Mitteln und Wegen gewährt werde, fid die neuen nothmwendigen 
Einnahmequellen zu verichaffen. 

Bon fonftigen bejonderen directen Gemeindeſteuern ift noch die Hunde: 
fteuer zu erwähnen, gegen deren Erhebung zwar vom Standpunkte der „ver 
evelnden und bildenden Liebe” des Menichen zum Vieh Einwendungen erhoben 
werben, mit denen ich mich aber vom finanziellen und hygieniſchen Standpunkt 
nicht eimverftanven erklären kann. 

Die Zufhläge zur Klaſſen- und Einfommenfteuer endlid follen 
nach dem pr. Gejegentwurfe künftig nur nah den Sägen der Staats— 


— — — —— 


1) cfr. die Rede des Bürgermeiſter Brecht in Quedlinburg, abgedruckt in der deut⸗ 
ſchen Gemeindezeitung Jahrgang 1876. 
4* 
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ſteuer erhoben werden. Nur die erſte und zweite Stufe der Klaſſenſtener 
können (nach $ 3) von der Heranziehung zu ben ©emeindeabgaben über: 
haupt und zu den Abgaben für Verfehrsanlagen im Beſoudern ganz frei ge: 
laſſen ober dazu mit einem geringeren Procentjate als die übrigen Stufen der 
Klaſſen- und Haffifizirten Einfommenfteuer herangezogen werben. 

Ich kann diefen, in den Motiven näher bargelegten Grundfägen nur injo- 
weit beiftimmen, als ich auch „Semeinde-Eintommenfteuern, welde von anderen 
Einfhäßungs- und Beranlagungs-Grundfägen, als die Staatöfteuer, ausgehen, für 
unzuläffig” halte. Wenn aber die Motive auch jede Abweichung von dem 
Zarif und der Stala der Staatöfteuer nicht für zweckmäßig erflären, jo geht darin 
ter Gefegentwurf meined Erachtend zu weit. Die einzige Begründung für viele 
Al der kommunalen Selbftverwaltung beftehbt in folgenden Aus- 
führungen:: 


„Die Abftufung des Einkommens und der Steuerfäge in ben Tarifen der beiden 
genannten Staatsſteuern beruht auf forgfältigen, in dem Syſtem und Weſen ber letz⸗ 
teren begründeten Erwägungen, melde ın allen Fällen, wo die Vertheilung von Ge⸗ 
meinbeabgaben nad den Grunbfägen jener Steuern ftattfinden fol, gleichmäßige 
Geltung bebalten. Abänberungen bes oe ber einzelnen Tariffäge zu 
einander und zu ben bezügligen Eintommenftufen können durch Tofale Eigenthümlich⸗ 
feiten biefer oder jener Gemeinde nicht füglich gerechtfertigt werben. Ebenſowenig kann 
die Erhebung von Kommunal-Eintommenfteuern nah folhen Tarifen für zuläffig er: 
achtet werben, deren Steuerfäte gegen diejenigen ber genannten Staatsſteuern ftärfer 
anfteigen. Der früber zur Rechtfertigung folder progreifiven Kommunal-Eintommen- 
fteurn angeführte Grund, daß diefelden zur Schonung ber unteren Benöllerungsflafie 
gereichten, bat feit der durch das Geſetz vom 25. Mat 1873 A Einführung bes 
neuen Klaffenfteuertarifs, durch welden diefer Anforderung in usreichendem Rate 
Rechnung getragen wird, feine Bedeutung verloren, und treten jet bie gegen berartige 
Progreifioftenern obwaltenden prinzipiellen Bedenken ausfchließlic in ben — 
Behufs Herbeiführung einer der Leiſtungsfähigkeit der verſchiedenen Einwohnerklaſſen 
entſprechenden Vertheilung der Steuerlaſt handelt es ſich zur Zeit im Weſentlichen 
nur darum, das Einkommen derfelben, namentlich auch in den höheren Stufen, 
richtig zu veranlagen, ein Ziel, zu deſſen Erreichung die Gemeinden ſelbſt durch Er⸗ 
bag ve en in diefer Beziehung obliegenden Btlichten weſentlich beizutragen in 
er Lage find.” 


Diejelbe Selbftgefälligfeit und Selbftverftänplicheit in der Beurtheilung der 
ftaatlichen Leiftungen auf fteuerlichent Gebiete war ſchon in einem Reſcripte der 
Minifter ded Innern und der Finanzen vom 20. Auguft 1874 ausgeſprochen. 
Schon damals war gelagt worden, „daß der Nachweis focialer Eigenthünmlh- 
feiten zur Rechtfertigung abweichender Skalen der Berfonaliteuern in überzen- 
gender Weile faum jemals zu führen fein dürfte”. 1) Trotzdem fahen ſich diefelben 
Minifter Schon ein Jahr darauf veranlaßt, eine wefentliche Abweichung dieſes 
jelben „unverbeſſerlichen“ Tarifs zu verlangen, welche auch durch das Gele 
vom 25. Mai 1875 dahin ſanctionirt wurde, daß die 3. und 4. Claſſenſtener⸗ 
ftufe nicht mehr, wie früher, 12 und 15, fondern beziehungsweiſe 9 und 12 Mar 
zu De Batten. Der Tarif der Elaffenfteuer geftaltet fih nunmehr felgen: 
dermaßen: 


1) Deutſche Gemeinde⸗Zeitung, Jahrg. 1875. 
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- R le Bel une $ 
i | Procentale Belaſtung = = 

Örenzen Unter Steueriah — — TEE 

des Einkommens ſchied bes Einfommens |32 © 

| Mark | Mart Inte) Darım. Minim = er) 

1: einſchl. 420 bi8 660 | 240 3| (1)|j 0,71 | 0,45 | 0,26 

2 mehr als 660 „ 900 | 240 3 12) 01 0167 | 024 

3' = 900 „ 1050 | 150 9 (3)| 1,00 086 614 


4» 1050 „ 1200 

1200 „ 1350 
6 „1350 „ 1500 
„1500 „ 1650 


150 | 12 (4) [1,14 100 | 0,14 
150 | 15 (6) 1,50 1,33 0,17 
150 | 24 (Ss) 1,75 | 1,60 (1,18 
150 | 30 (10) >00 1,82 | 0,18 


8 „ 71650 „ 1800 | 150 | 36 (12 2,18 | 2,00 |! 0,18 
9 „ 1800 „ 2100 |ı 300 | 42 (11) 2,33 2,00 | 0,33 
10) „ 2100 „ 2400 | 300 | 45 (16) 2,2% 200 | 0,29 
11 „ 2400 „ 2700 | 300 | 60 (20) | 2,50 2,22 | 0,28 
12! » 2700 „ 3000 | 300 | 72 (24) 2,67 2,40 | 0,27 


Mit diefem Deuftertarif ſcheinen mir zum Theil der Bequemlichkeit der Ein: 
ſchätzungs- Commiffionen zu weite Conceſſionen gemacht zu Tem. Wenn das 
Einfommensprincip auch in der Elaffenfteuer lediglich aelten Toll, To ſehe ich 
vom communalen Standpunkte aus z. B. feinen genügenden Grund, Die Grenzen 
der beiden erften Stufen um je 80 Thaler, die der nächſt folaenden nur um 
50 Thaler fteigen zu lafien. Das frühere Breslauer Einkommenſteuer-Regulatiw 
hatte in den unterften Claffen auch gleichmäßig um 50 Thaler auffteigende 
Steuergrenzen und bat fich jehr wohl dabei befunden. Wenn nun das Staats 
fteuerichema als ein allgemeiner, für Stadt und Land gleichmäßig nültiger 
Durchſchnittsſatz anzufehen ift, innerhalb deſſen Iocale Eigenthümlichkeiten ſich 
ausgleichen jollen, follte man die Communen nicht beſchränken, ſolchen auf ihrem 
eigenen Gebiete gerecht zu werden. Die Einſchiebung von Zwiſchen— 
Rufen wird fih auch in den höheren Claſſen theilweiſe empfehlen, um z. 8, 
das gänzlich ungerechtfertigte Sinken der Marimalbelaftung des Einkommens 
von ber 9. zur 10. Stufe zu befeitigen. 

Wie man ferner, nachdem da8 Decimalinitem im Münzfun berridend 
geworden ıft, noch obigen Steuertarif ald unabünderlidh bezeichnen kann, iſt micht 
abzufehen. Wenn e8 ftaatliche Pflicht if, die Gewöhnung an den alten Thaler, 
der bald ganz aus dem Verkehre verfchmwinden wird, nicht künſtlich aufrecht zu 
erhalten, jo follte zuerft und namentlih das Steuerſyſtem Den neuen Anfor 
derungen gerecht zu werben fuchen. Die oben gemachte Angabe der Stenerläge nach 
dem alten Munzfuße zeigt aber, daß die neue Steuer lediglich auf Dem alten Dlünz: 
fuß baſirt. Das nach dem Preußischen wichtigſte Teutſche Staatö-Eintommen 
fteuer: Geſetz, nämlich das Königl. Sächſiſche, ſteht wenigſtens in Den unteren Stufen 
voll und ganz auf dem Boden des neuen Münzfußes, wie folgender Tarif 


bewetft!): 


1) Zeitſchrift des Königl. Sächſiſchen ſtatiſtiſchen Büreautd, Aahrgang 1875. Heft INN 
und IV. S. 131. 
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Der einfache : Bei zehn- Procentale 
Steuerſatz maliger Belaſtung des 
Erhebung Minimal- 












Grenzen 


bes Eintommens beträgt 





art Mart | Bi. Einkommens 
1 bis zu 500 — 190 — ? 
2 über 500 bis 6502) : — | 15 50 | 0,30 
3 „ 650, 80 — 28 50 0,38 
4 „ 80 „35 — | — ! 050 
5 „90 „ 1100 — | 60 — 1 0,63 
6 „ 1100 „ 1250 |) — | 85 50 | 0,77 
7 „ 1250 „ 1400 .: 1:10 — 089 
8 „1400 „ 1600, 1,40 — 1,00 
9 „ 1600 „ 1900 1 70 _ 1,06 
10 „ 1900 „ 2200 | 2, 15 50 Llis 
11 „ 2200 „ 250 2 : 70 _ 1,23 
12 „ 2500 „ 2800 31925 50 | 1,30 | 
13 |, 2800 „ 3300 3 | 85 50 | 1,38 
14 | „3300 „ 3800 4 90 1.48 
15 | „3800 „ 4300 6 | 10 — 16 
16 „m 4300 „ 4800 | 7, 40 _ ! 1,72 
17! „ 4800 „ 5400 | 8 , 70 — 1,81 
18 „ 5400 „ 6300 10 | 4 50 | 1,94 
19 „ 6300 „ 7200 13 | 40 — 2,12 
20 „ 7200 „ 8400 16 | 40 — 2,28 
21 „ 8400 ,„ 9600 20 | _ — 2,40 | 
22 | „9600 „10800 214 — — 2,50 


Man fieht hieraus, daß die Progreifion oder der Procentfag der Belaſtung 
allein die Steuerfäge dictirt hat, während der preußiſche Tarif zuerft die um 
je1(1, 2, 3, 4 Thaler), dann um je 2 (6, 8, 10, 12, 14, 16 Thaler), damı 
um je 4 (20, 24 Thaler) anfteigenden und ſodann mit 6 Thaler in die claffi- 
ficirten Einkommenſteuerſätze übergehenden Claffenfteuerjäte gebildet hat, woraus 
dann die Grenzen und die procentale Belaftung ſich ergeben haben. Die Be 
quemlichfeit der Erhebung kann hierfür um jo weniger maßgebend fein, als die 
Claſſenſteuer contingentirt ift und demnad die vollen Sätze gewöhnlich nicht 
erhoben zu werden brauchen. ine rationellere Zarifirung als dieſe preußiſche 
el mir alfo für die individuellen Verhältniſſe der großen Städte mit auf 
geſchloſſen. 

Man ſieht aber auch weitere weſentliche Unterſchiede zwiſchen dem pre: 
ßifchen und ſachſiſchen Tarif, bei deren Abwägung wir und gleichfalls zu 
Gunften des ſächſiſchen ausſprechen müflen. Dies iſt namentlih die Frei: 
laffung des Minimums bis zu 420 Markt in Preußen, während die 
unterfte ſächſiſche Claſſe alle Einfommen bis zu 500 Mark umfaßt. Ueber 
die Berechtigung der Heranziehung aud des kleinſten Einkommens zur Tragung 


1) Ein Drudfehler in der Quelle giebt bier 600 Marf an. 
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der Staatskoſten brauche ich mich nach den vortrefflichen Ausführungen, die hier- 
über noch vor Geftaltung des neuen preußiichen Steuerweſens veröffentlicht find, 
leider aber keinen Erfolg gehabt haben?), nicht weiter auszusprechen. 

Ich kann e8 daher nur billigen, wenn ter $ 16 des Gemeinvefteuer-Gejeg- 
Entwurfs fagt: „Jedoch können zu den Elaffenfteuer-Zufchlägen auch Diejenigen 
Perjonen, deren jährliches Einfommen weniger ald 420 Mark beträgt und 
welche nicht im Wege der öffentlichen Armenpflege eine fortlaufende Unterftügung 
erhalten, mit einem fingirten Clafjenfteuerfage von 1,50 Mark herangezogen 
werden.“ 

Diefe Beftimmung, ift übrigens nicht neu, fondern iſt in der legten Reform⸗ 
gejeggebung ausprüdlich vorgelehen. 

Die Berechtigung einer progreffiven Eintommensbefteunerung 
braucht meines Erachtens gleihfall8 nicht mehr discutirt zu werden 2). Man darf 
aber nicht vergefien, daß jede Progrefjion willkürlich ift und lediglich Durch allgemeine 
Zwechmäßigkeits-Rüdfichten begründet werben kann. Eine beftimmte Progreifton, 
welche für eine allgemeine ftantliche, die verſchiedenſten Landestheile, Großſtädte 
und Dörfer gleihmäßig umfafjende Perfonalftener als allgemeiner Durchſchnitt 
ſehr zweckmäßig fein kann, braucht es deshalb nicht mehr zu fein, wenn es ſich 
einerfeit8 darum Handelt, für die Bebürfniffe eines großen Centralpunftes des 
Weltverkehrs oder für diejenigen eines entlegenen Städtchens mit wenigen ſteuer⸗ 
pflichtigen Berfonen zu forgen. Das Geld hat an beiden Punkten einen ver= 
ſchiedenen Werth, weshalb Löhne, Preiſe, Miethen u. |. m. einer ganz verſchie⸗ 
denen Beurtheilung unterworfen find. In Meinen Städten, wo jeder des andern 
Nachbar ift, kennt man gegenfeitig feine Verhältniffe bis auf das Genaueſte ?). 
Ye größer aber die Städte werden, um fo mehr Einfommen geht der Bes 
jteuerung verloren, weil hier das nachbarliche Princip verſchwindet und nur der 
— allerdings oft jehr gute, aber ſehr unzulänglihe — Wille der Commiffionen 
an die Stelle tritt. 

Wenn der Staat trogdem an der Gleichheit der Befteueruug nad) feiner 
willtürlihen Progreffion überall und unter allen Umftänden feithalten muß, 
braucht doch die Gemeinde nicht daran gebunden zu fein, jondern vom gemeinp- 
lichen Standpunfte rechtfertigt fih dann eine Abweichung von der Pro- 
areffion in den Steuerjfägen, aber aud eine Abweichung von der 
gleichen Beftenerung einer Einfommensclajfe nah dem Geſichts— 
punkte der Wahrjheinlidfeit dafür, ob das Ganze oder nur 
ein Theil des Einkommens der Befteuerung unterliegt. Letzterer 
Geſichtspunkt führt, worauf ich noch zurückkomme, zu einer Verſchiedenheit der 
Befteuerung nad) den Quellen. 

In erfterer Beziehung ift hervorzuheben, daß der Staat feine Progreſſion 


1) Er. Held. Die Eintommenfteuer. 
2) Efr. Prof. Dr. Fr. I. Neumann. Die progreffive Eintommenftener im Staats⸗ 
nnd Gemeinde-Haushalt. 

- 2) Dem fteht das im Eingang Gefagte nicht entgegen, wonad in Heineren Fabrik⸗ 
Städten mit gleihem Fabrilationszweig, wo die Einſchätzungs⸗Commiſſionen faft nur 
aus Bertretern deſſelben J—— find, die Einfhätungen viel zu niedrig aus⸗ 
fallen, weil bie communale Belaftung zu groß if. Im Gegenteil wird die zu niebrige 
Einfhägung vollftändig mit Bewußtſein eines ſcheinbaren Rechtes durchgeführt. 
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mit einem Einkommen von 3000 Mark abſchließt, von wo ab die Belaſtung 
des Einkommens mit 3 %, gleich bleibt. Died hat lediglich ſeinen Grund in 
ber hiſtoriſchen Entwidlung des Staatsſteuerweſens, der fi unbedingt anzu⸗ 
ſchließen für die Communen ebenfall® ein genügender Grund nicht vorliegt. 
Ih babe mich über diefen Punkt früher fchon einmal ausgeiprochen !) und kann 
die bezüglichen Ausführungen bier nur wiederholen: „Es fragt ſich nur nod, 
in welcher Weiſe wir unferer Forderung einer höheren Brogreifion in den höheren 
Claſſen gerecht werben können, ohne daß eine allerdings nicht — 
allzu große Abweichung von den Staatsſteuer-Grundſätzen eintritt. . 
großftädtifchen Verbältniffe bedingen es unferer Anficht nad, daß das — 
der Belaſtung mit 3 °/, nicht —* mit einem Einkommen von 1000 Thlrn 
abichließt. Es ift das eine Unbilligkeit gerade gegen dieſe mittleren Sefellichafts- 
Schichten, welche mit einer folden Einnahme noch ange nicht den fchwerften 
Sorgen um ihre Eriftenz entrüdt find. Da gerade hier die Gewohnheit des 
Lebens in der Grofftadt größere Anſprüche an den äußeren Anftand und die 
öffentliche Erfcheinung macht, als bei den unteren Glaffen, momit die mit dem 
Sinfen des Geldwerthes keineswegs fteigenden Einnahmen immer weniger im 
Einflange ftehen, iſt e8 ſehr wohl berechtigt, das Maximum des Steuer: Procent- 
tages für Berlin (refp. für andere große Städte) erft bei ven Claſſen eintreten 
zu laſſen, deren geſammte Lebensverhältniffe wirflich mit den Staats- Einfommen- 
fteuer- Zablern in einen Städten und auf dem Lande übereinſtimmen. Wir 
glauben nicht zu irren, wenn wir behaupten, daß ein Eintommen von 1000 Thlrn. 
für den Durchfchnitt des Preußiſchen Staats dem Beſitzer mindeftend dieſelben 
materiellen Bortheile gewährt, als ein Einkommen von 1400 bis 1500 Thlrm. 
in größeren Städten. Königsberg hat z. B. bei diefem Einkommensbetrag das 
Marimum der procentalen Belaſtung mit 4 9 eingeführt. Für Berlin möchten 
wir noch einen Schritt weiter gehen und die Grenze bei 2000 Thlm. Einkommen 
annehmen. Für die Martmalbelaftung jelbft möchten wir gleihfalls 4 %, in 
Borfchlag bringen. Das Steigungs:Berbältnig würde hiernach immer nod ein 
ſehr mäßiges fein... . Da der volle normale Sat beim Beftehen der Mahl- 
und Schlachtſteuer wohl niemal8 erhoben zu werden braucht, jo ſinkt die 
Steigerungs- Differenz ganz beträdtlih. .. . Aus der Einfügung ber nach 
ſteigenden Procentſätzen ſich ergebenden Steuerfäge in bie im Allgemeinen mög: 
Kich Hein zu bemefjenden Stufen des Einkommens ergiebt ficy von felbft em 
Steuertarif.“ 

Ebenfo wie durch die Verhältniſſe der Großſtadt ein höherer Procentſatz 
der Einkommensbelaſtung in den höheren Einkommensſtufen gerechtfertigt werden 
kann, ebenſo kann unter Umſtänden auch eine ſtärkere Heranziehung der 
unteren Klaffen nicht unangemeſſen erſcheinen. Es muß in dieſer Beziehung 
hervorgehoben werden, daß der neue Staats-Klaſſenſteuer-Tarif eine 
ſehr bedeutende Ermäßigung der Steuerpflidt der unterften 
Volksklaſſen gegen früher involvirt. 

Da die alten ſocialen Klaſſen der Klaſſenſtener keine feſten Einkommens⸗ 
grenzen haben, jo iſt der Nachweis einer ſolchen Ermäßigung zwar nicht direct 
zu — geht aber aus Analogien unzweifelhaft hervor. 

„Ueber bie Gemeinde-Einlommenfteuer in Berlin” im 5. Jahrgang des Berliner 
nkbeifcn Jahrbuches. 
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Es giebt nämlich ein Normativ-Regulativ für Kommunal-Einfommenfteuern 
vom 31. Mai 1864, welches eine Sleichftellung der unterften focialen Klafjen- 
fteuerftufen mit Einfommendgrenzen bi8 zu einem Einfommen von 400 Thlm. 
durchführt, und ferner eine Veranlagungs-Inſtruction zum alten Klafjenfteuer- 
ejege vom 8. Mat 1851, welche directe Einfommendgrenzen von 400 Thlr. 
is 1000 Thlm. Einfommen den höheren alten Klaffenfteuerftufen gleichftellt. 

Es ift für das Verſtändniß nothwendig, diefe Conformität hier darzuftellen. 
Wir fügen gleich die neue Tarifirung Hinzu: 


Gleichgeſtellte Alte fefte jährt, Neue Eine more jährliche 


Alte Klaſſen Einkommens- Klaſſenſteuer⸗ — Normal⸗ 
der Klaſſenſteuer. grenzen fäße Klaftenf Ser klaſſenſteuerſätze 
in Thlrn. in Thlrn. affenfteuer Thlrn. 
in Thlrn. 
A. Erſte Hauptklaſſe: 
1) erſte Stufe 
a. Unterſtufe al weniger als .. 
b. Unterſtufe b 100 Thlr. 1. | unbefteuert. 
2) zweite Stufe 100—150 = 2. 
83) rtte » 150—200 = 3. 
B. Zweite Hauptflaffe: 140—220. 1. 
1) vierte Stufe 200—250 = 4. 
2) -= 250-300 = 5 220—300. 2 
3) feste = 300-350 = 6. 300350. 3. 
4) fiebente = 350-400 = 8 350400. 4. 
400— 450. 6. 
5) acht = 400-500 = 10. a 8 
C. Dritte Hauptflaffe: 
j 500—550. 10. 
1) neunte Stufe 500—650 = 12 | 550—600. 12. 
600— 700. 14. 
2) ghnte = 650—800 = 16. 700—800. 16. 
3) de = 800-900 = 20. 800— 900. 20. 
4) zmölfte = 900—1000 = 24, 900—1000. 24. 


Man braucht in diefer Gegenüberftellung nur die auf ungefähr gleicher 
horizontaler Linie ſtehenden Steuerfäge zu vergleichen, um zu erfennen, melde 
enormen Steuerermäßigungen — ganz abgeſehen von der gänzlichen Steuerbe: 
freiung faft der ganzen beiden unterften Stufen — ſämmtliche Eintommensclaflen 
bis zu einem Einfommen von 550 Thle. erfahren haben. Erſt mit dem bei 
dieſem Einkommen eintretenden Steuerfage von 12 Thlrn. jährlich iſt die Gleich- 
beit der alten und neuen Steuerfäte mieder erreicht. 

Da die verhältnigmäßg niedrigfte Belaftung, welche überhaupt nach der 
neuen Steuer vorkommt, in den Marimum der unterften Stufe, alfo bet 220 
Thlrn. Einkommen mit 1 Thlr. Steuer, d. 5. mit 0,45 °/, vorhanden ift, die 
höchſte überhaupt vorkommende Belaftung aber fchon mit dem niedrigften klaſſi⸗ 
fizirten Einfommenfteuerfage bei 1000 Thlm. Einkommen mit 30 Thlen, Steuer, 
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d. h. mit 3 pCt. gegeben iſt, ſo beläuft ſich die Progreſſion der Steuer auf 
den ſehr bedeutenden Satz von 2,55 pCt. 

Nach den alten Klaſſenſteuerſätzen betrug die Belaſtung eines Einkommens 
von 140 Thlm. 2 Thlr. oder 1,43 pCt., eine ſolchen von 220 TIhlm. 4 Thlr. 
oder 1,82 p&y. Die größte Differenz zu dem höchſten Procentfag von 3 be- 
lief fi daher nur auf 1,57 pCt. oder auf nahe ein volles Procent weniger als 
nach den neuen Steuerfägen. 

Das alte Communalfteuerregulativ in Breslau, wo eine die unterften Volks⸗ 
klaſſen ſtärker heranziehende Miethöfteuer nicht eriftirt, ſchloß fich, wie auch Die 
frühere fupplementare Gemeindeeinfommenfteuer in Berlin, an den alten Staats⸗ 
fteuertarif an, nur mit dem Unterjhiede, daß die Breslauer Communaleinfommen- 
fteuer jchon jeit ehr Langer Zeit bis zu einem Einfommen von 100 Thlm. 
herumterging, während die Berliner erft mit 300 Thlm. Eintommen begann. 
Nach Aufhebung der ftaatlihen Mahl: und Schladtfteuer und Einführung des 
die unterften Volksklaſſen jo bedeutend ermäßigenden neuen Claſſenſteuer-Tarifs 
Ihloß ſich Berlin im Zarif und Steuerfa direft an denſelben an, während 
Breslau die neuen Grenzen für die Einſchätzung acceptirte, diefen aber die alten 
Staatöclafien- reip. Gemernde-Einfommensfteuerfäge ſubſtituirte. 

So ift, wenn man den in Breslau biöher üblichen Steuereinheitsfag, ver 
feit einigen Jahren unverändert 12 mal erhoben worden ift, mit diefem Factor 
multiplizirt, folgender Tarif entftanden, der allerdings von dem Stantstarife fehr 
mwejentlich abweicht: 




























Stufen 
Br & 1 Die Gemeinbeftener 
@|s Grenzen db | & 3 — beträgt gegen die In Procenten 
5 3 || Eintommene 9 © || Steuer. | Staatsftener 
Steuer. ame #. Im. €. | mehr | weniger |Ihnehr | weniger 
J 
— 1. 30-40 — — 360 a er we 
ı 2 40-660, 8 —| 7200| 4 2% — 100 — 
23, 0-6 — 1 -' 6 — — 100 — 
34 90-100: 9 - 8 — 9 - — 100 — 
4| 5: 1050-1200 12 — ı 2 80 10 0 !i — E00 — 
5i 6 1200-1350 , 18 = 27 60 90 — 5833 — 
6| 7 1350-1500 24 — 31 20 7 20 — 30—0 — 
7 8° 1500-1650 | 30 —: 36 —| 6 — — 206 — 
8 9 | 1650—1800 | 36 — 39 60 3 60 — 1100 — 
9:10 ! 1800-2100 | 42 — 43 20 12i 0 — | 28 — 
10,11 , 2100-2400 | 48 — 30 40| 2 40 — 50 — 
1112 2400-22700 60 — | 57 60 — 12% | — 40,0 
12 13 | 2700-3000 | 2 — 64 0| — 7 20 — 100 
1114 3000-23600 90 — 72 — = 8 — : — 20,0 
II 15 | 3600-4200 | 108 — | 86 40 — 2160 — , 200 
III 16 |; 4200—4800 | 126 — ; 100 80 | — 25 20 — , 20,0 
IV|17 . 4800-5400 | 144 — , 115 20 _ 28 80 — ! 20,0 
J 18 5400- 6000 162 — 1289 ol — 32 40 | — | 200 





u. f w 
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Die ſcheinbar horrible Ungerechtigkeit diefe8 Gemeindeeinfommenfteuer-Tarifs, 
ver im Bergleidy zur jetzigen Staatklaſſen- und Einfommenfteuer fogar einen 
umgekehrt progreifiven Charakter bat, Löft ſich bei Betrachtung der hiftorifchen 
Entſtehung, wie fie vorhin dargelegt ift, von jelbft auf. Von dem bisher feft- 
gehaltenen Standpunkte der communalen Selbftändigfeit und der hiftorifchen Ent- 
widlung aus ift ein folcher Vergleich fogar unzuläffig. Der Breslauer Gemeinde: 
einfommenfteuer-Tarif, an ſich betrachtet, ift ebenfall8 progreſſiv, da die niedrigſte 
Belaftung in der unterften Stufe 1,1 %/,, bie höchſte relative Belaftung, bie 
allerdings ſchon mit 1500 Mark eintritt, 2,4 %/, beträgt, alfo bringt nur die 
verjchtedene, an fich ſtets willfürliche Progreſſion das ſcheinbar ungerechte Refultat 
bevor. Da es bdis jetst noch Gemeindeeinfommenfteuer-Regulative genug giebt, 
die gar keine Progreffion enthalten, wird hier der Vergleich mit dem Staatötarif 
noch umbilliger ericheinen. 

Wenn die Commune Breslau durch Annahme des neuen pr. Gefeßentwurfs 
gezwungen werben follte, fi an den Staatstarif anzujchließen und zunächſt, wie 
jet in den Stufen ber Haffifizirten Staatseintommenfteuer über 3000 Marf, 
auh in den Stufen der Claffenfteuer 80 %/, des Staatstarifs erheben wollte, 
jo wiirde ſich der Ausfall, wie folgt, berechnen: 
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6 27 60 14 u 13 201 2780 36696 — : 1678 — 
2 31 20) 193 20112 0 677 8124 — ı 21122 40. 
8 36 — 24 00.12 @ 2269 27228 — 8164 — 
9 39 60 28 80 | 10 80 419 4525 20 : 16592 40 
10 |43 2033 60, 9 60 1047 10051 20 . 45230 40 
1 50 0.38 10 12 o 1365 18380 — | 68796 — 
12 57 60148 0° 9 6 1136 10905 60 64433 60 
13 64 80157 60, 7 20) 1236 8399 20 | 80092 80 
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E83 würde aljo ein Gemeindeeinfommen-Steuerbetrag ver: 

bleiben von 543,703 20 
Hiezu die Steuer von 4777 Gemeindeeinfommen-Steuergahlern 

über 3000 Di. mit 80 %/, des Staatsſteuer-Solls 1,178,812 80 


——— m — — — 


Alſo Gemeindeeinkommenſteuer zu 80 %, der Staatsſteuer 1,722,516 00 
dto. zu 100 %, der dto.  2,067,019 20 
Die jegige Gemeindeeintommenfteuer bringt zujammen 2,185,297 20 
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Es würde aljo ein Zuſchlag von 25,72 %, zu 80 °%, alſo von zuſammen 
105,72 00 nöthig fein, um mit dem Staatsſteuertarif die jetzigen Erträge zu 
erzielen. 

Nach Aufhebung der indirecten Confumtiondfteuern, melde ın dem Bre- 
Iauer Etat pro 1876 mit folgenden Sägen eingeftellt find 


Schlachtſteuer Mark 950,000 
Wildſteuer J 24,000 
Bierſteuer — 36,000 


Braumalzfteuezufhlag „ 150,000 
zulammen Darf 1,116,000 
würde der obige Zuſchlag um 53,95 %,, alfo auf 159,,, °, fleigen. 
Wenn man aber aud die Ueberſchüſſe aus ſelbſtändigen communalen 
Inftituten ftreihen wollte, und zwar nach dem Etat pro 1876 von 
der ftäptifchen Bant Mart 221,000 
den Gasanftalten „635,000 
dem Waſſerwerk „158,360 
würbe der weitere Ansfall wieder zufammen Mark 1,012,390 
ausmachen, der, auf die Einfommenfteuer gelegt, den Zuſchlag um 48.; °, 
mehr und Dana auf 208,55 °/, anwachſen laſſen würde. 

Die eventuelle Erhöhung des Gebäudefteuer» Ertrages in Form einer Haus: 
fteuer, welche erftere zu 50 9%, der Staatäfteuer jest 247,500 Mark einbringt, 
und die eventuelle Einführung eines Zuſchlages zur Staatd-Gewerbefteuer, melde 
jegt ca. 480,000 Mark einbringt, wird jedenfall® nicht ausreichen, um ander: 
weitige künftige Ausfälle des Breslauer Etats zu deden, worauf ich hier nicht 
näher eingeben kann. 

Ih glaube, daß ſchon eine ſolche Eintommensbefteuerung, wie fie nur bei⸗ 
ſpielsweiſe für eine der größeren preußifchen Communen nad den neuen Grund⸗ 
jägen berechnet worden ift und mit der Staatöfteuer zufammen den zehnten 
Theil des Einkommens wegnimmt, bie Nichtigkeit der Einſchätzung äußert 
nachtbeilig beeinfluffen wird, 

Diefe Nachtbeile fcheinen mir, wie fchon hervorgehoben, abgejehen ven 
der Eröffnung neuer Einnahmequellen, auch durd eine Modificattion des Staats: 
ſteuer-Tarifs hauptfächlich für größere Communen gemilvert werden zu fünnen, 
und zwar nicht nur durch eine Erhöhung der Progreffion nad oben, 
ſondern auch — namentlich da, wo eine ſolche ſchon beftanden bat, durch eine 

Ermäßigung der Degreffion nad unten. Ob die nachgewieſene be- 
deutende Entlaftung der unteren Volksklaſſen, welche gleichzeitig mit einer noch 
nie dageweſenen Lohnerhöhung eingetreten ift, denfelben wirklic zum Segen aus 
geichlagen hat, will ich nicht näher unterſuchen. In Beziehung auf die Wir— 
— ee kann ih mich auf einen claffiihen Zeugen berufen. 

eL!) jagt: 

5 gätte man für die höheren Löhne befiere, mehr ſchaffende Kräfte als die hie 
herigen erlangt, fo wären bie Arbeitsleiftungen nicht fo gefunfen, wie daß jetzt allgemein 
gefühlt umd beffagt wird... ... Die colofjale Nachfrage nad Arbeitskräften ıft bie 











N) „Die erwerbsthätigen jnriſtiſchen Perfonen im Preußiſchen Staat, insbeſondere 
die Actiengefellfchaften”, im Jahrgang 1875 ber Zeitfchrift des Kal. Br. flat. Yüreans. 
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Urſache der geringen Leiftungsfähigkeit; denn das Durchſchnittsmaß der phyſiſchen, 
intellectuellen und fittlihen Kräfte ift durch den ſtarken minderwerthigen Zuzug ein 
— geworden. ... Man kann den Lohnzuwachs, der ben Arbeitnehmern in ben 

abren 1871, 1872 und 1873 zu Theil wurde, in Preußen allein mindeftens auf 
250 Millionen Thaler veranſchlagen. Nur ein Heiner Theil hiervon bat eine anne 
in Sparcafien gefunden, ein anderer chen fo Kleiner Theil mag auf nußbringen 
Verbeſſerungen, beſſeren Unterricht für die Kinder ber in beilere Lage gelommenen 
Lobn-Empfanger verwandt worben fein. Drei Fünftel jenes Capitals find ficher aber 
verpraßt worden. Mehr oder weniger ungebundene Ausgelafjienheit während einer 
furzen Spanne Zeit ift der ganze Effect deflelben.” 

Die Herunterfegung der Staatsſteuern, das hiermit gegebene und ohne 
Noth in vielen Communen, namentlich in Berlin, befolgte Beispiel der gleichen 
Herabiegung der directen Gemeindefteuern, die Aufhebuug aller Elementarjchul: 
gelver auch für bemittelte Perſonen, alle die hierdurch den unteren Volkselaſſen 
gewährten Gejchenfe find jenen 3, von 250 Millionen Thalern gegenüber nur 
Tropfen, die alſo vermuthlih um fo eher in den gleichen Strudel hineingefallen 
fein werben. 

Es ift bemerfenswerth, daß Klagen über Steuerdrud in den unteren Volks⸗ 
clafien Breslau's im Gegenfaß zu Berlin bisher nicht hewoorgetreten find. Die 
Neu-Einführung der in den unteren Volksclaſſen nur ſehr geringen Staats⸗ 
fteuerfäge bat in diefer Beziehung — Dank der Erhaltung der Schladhtfteuer — 
einen wenig merfbaren Effect gehabt. Ich kann aljo eine principiell weitere 
Entlaftung der unteren Bolfsclaffen, wie fie durch das neue Geſetz von Breslau 
verlangt wird, nicht für angemeſſen halten. 

Nah eingehendem Tangjährigen Stubium der Einkommens: und Ein: 
\hägungs-Berhältniffe in den beiden größten preußiſchen Städten bin ich zu dem 
— allerdings ftatiftifch noch nicht unwiderleglich dargethanen — Reſultate ge 
tommen, daß die Einſchätzungen bei einem mittleren Einfommen von 3000 Marl 
am genaueften ausfallen, vermuthlich weil die Majorität der Einſchätzungs- 
Deputirten fi in der Nähe diefer Stufen felbft befinden. Je höher das Ein- 
fommen wird, um fo niebriger fallen die Einfchägungen aus, weil die ein= 
zelnen Quellen immer weniger richtig zu unterfcheiden find. Namentlich ift es 
das „Fundirte” Einfommen aus Sapıtalbefig und das „unfundirte Einkommen 
aus Gewerbebetrieb, welche ſich der Cognition entziehen. Das „fundirte“ Ein- 
kommen aus dem Grundbefig ift dagegen aus den Hypothekenbüchern ziemlich 
genau zu überfehen, da Simulationen mit Hülfe des Rechts⸗Inſtituts der 
„eigenen Hypothek“ wohl nicht häufig vorfommen werden. Enplih das „unfun- 
dirte” Einfommen aus Gehältern der Beamten ift wieder bi8 auf den legten 
Pfennig der Befteuerung unterworfen. . 

Diejelben Einftommens-Categorien in den Claſſen unter 3000 Mark find 
zwar viel genauer zu überjehen, aber gerade «in den unterften Volksclaſſen ent= 
zieht fich ein verhältnigmäßig fehr großer Theil regelmäßig der Steuer. Man wird 
bier überall die Erfahrung machen, daß nur der direct nachmeisbare Lohn in 
den Stenercataftern fteht, dad Einfommen aus der Arbeit der Frau und ber 
Zamilienangehörigen aber factiich nicht befteuert if. Mit ber Höhe des Ein- 
tkommens überhaupt ſchwindet die Bedeutung dieſes Factors ). Mit dem Fleiße 
und der Sparſamteit einer Familie derſelben Eintommens-Categorie nimmt dieſer 


1) Prof. Dr. Laspeyres in ber „Concordia“. Jahrgang 1875. 
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Factor aber zu. Deshalb verſtehe ich die allerdings durch kein Steuer-Regu⸗ 
lativ berechtigten Humanitäts-Rückſichten ſehr wohl, welche die Einſchä 
Commiſſionen bewegen, zwei Familien, deren Häupter denſelben Arbeitslohn be⸗ 
ziehen, von denen in der einen aber eine fleißige Frau durch Handarbeit, Wäſche 
x. einen erfledlichen Nebenverdienſt erwirbt, während in der andern eine lider⸗ 
lie Frau die Familie Herunterbringt, — ganz gleihmäßig heranzuziehen, 
trogdem die erftere bei genauer Einfhätung aller Eintommens-Duellen ın eine 
höhere Stufe gehören würde. Nachdem das ftrifte Einfommensprincip bis in 
die unterften Volksclaſſen — ich glaube nit mit Recht — durchgeführt if, 
würde die ftrifte Anwendung defjelben in den erwähnten Fällen eine Befteuerung 
des Fleißes und eine Privilegirung der Faulheit bedeuten. 

Ich ſchließe daraus auf eine im Allgemeinen höhere Steuerfähigfert der 
unteren Volksclaſſen, als unfere Einkommens-Cataſter fie darftellen, namentlid 
aber in großen Stäbten, und halte deshalb hier auch eine ftärfere Heranziehung 
biefer Glaffen für berechtigt. 

ALS regulären Mapftab für die Perjonalbeftenerung in großen Städten 
halte ih 3 °/, für das Einkommen von 3000 Mark für richtig. Ich alte 
eine weitere Progrefjion bis 4 %, bei 5000 Markt und eine Degreifion bie 
2 9%, bet 500 Mark, mit einem einheitlichen Klaffenfteuerfate für alle noch 
tiefer ftehenden Claſſen den Berhältnifjen größerer Städte für angemefjen. Die 
hierdurch bedingte Steuerleiftung der unteren Volksclaſſen würde nur gegen den 
Staatstarif höher erjcheinen, aber gegen den jegigen Communalfteuertarif immer 
nody eine Ermäßigung darftellen. Nachdem der Staat einfeitig „liberale und 
humane‘ Principien im Steuerweien bi8 auf die Spige getrieben und auf 
andern Gebieten zu dem finanziellen Ruin aller Städte erheblich beigetragen 
hat, kann es den Communen nicht verbacdht werden, wenn fie neben ben ftaat- 
lichen jocialspolitifchen, au communalen finangspohitifchen Motiven bet der Reu- 
orbnung ihres Steuerweiend? Raum geben. Jede Humanität fchlägt in ihr 
Gegentheil um, wenn damit andere Gefahren für das öffentliche Wohl verbunden 
find. Ber der Bemeſſung der Höhe der Progreffion darf man namentlich nicht 
vergefjen, daß die einfache Gerechtigkeit eine Befteuerung nad gleichem Brocent: 
lage für alle Einkommensclaſſen erfordern würde. — 

Nach dem ſchon früher Sefagten kann ich eine principielle Verſchiedenheit 
des Beſteuerungs-Procentſatzes nah „Fundirtem und „midt 
fundirtem” Einkommen nicht für allgemein gültig halten. Nichtsdeſtoweniger 
find diejenigen einzelnen Verſuche der bisherigen Geſetzgebung, dieſem in ber 
Billigfeit begründeten Unterſchiede der Beſteuerung gerecht zu werben, nur anzu⸗ 
erfennen. Dahin rechne ich nmamentlidh die ſog. Privilegien der Be: 
amten, welche nad dem neuen Geſetz-Entwurfe beibehalten werben follen. 
Freilich kann man nicht, wie die Motive des Entwurfs, Die gänzlichen Eremtionen 
der Geiftlichen und Kirchendiener mit deren hinter den übrigen Beamten zurüd: 
gebliebenen Beſoldung reditfertigen, Tondern es folgt daraus die entiprechende 
höhere Dotation Ddiefer und deren Gleichftellung mit den übrigen Beamten, 
welche befanntlih nur von der Hälfte ihres Dienft-Einfommensd befteuert werden. 
Die gleiche Heranziehung der Officiere zc., welche jest nad einem Reichsgeſetze 
ganz communalfteuerfrei find, halte ich ebenfalls für angemeffen. Wenn man 
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auch die Nothwenbigkeit eines Aequivalents in Form einer Gehalts-Erhöhung 
für eine mit den übrigen Staatöbürgern gleiche Befteuerung der Beamten 
— morauf die Motive eventuell hinweiſen — beftreiten kann, fo kann ich mid 
den übrigen Motiven für die Beibehaltung dieſer Bevorzugung nur anſchließen. 
Es heißt dafelbft: 

„Es entipricht aber überhaupt ber Billigteit, das unfundirte Einfommen in ge- 
ringerem Maße als das fundirte zu belaften, wobei davon auszugeben ift, daß, da 
bielem Orundfage bei der Veranlagung ber Staats-, Claſſen⸗ und claffificirten Ein- 
fommenfleuer keine Rechnung getragen werben lann, bie8 um fo mehr bei ben Ge— 
meinde-Abgaben ftattzufinden Hat, zumal die Staatd- unb Gemeinde» refp. Kreis- 
und ſich — namentlich bei dem Syſteme der Zuſchläge — als 
ein Ganzes darſtellt. — Ausſchlag gebend für die in Rede ſtehende ragt war jedoch 
die Erwägung, daß diefe zu Gunften der unmittelbaren und mittelbaren Beamten, 
Geiftlihen, Kirchendiener und Elementarlehrer getroffenen Beftimmungen zwar formell 
als ein Privilegium bezeichnet werben, materiell aber feine ——— enthalten, 
ſondern nur eine Ausgleichung, welche nothwendig iſt und bleiben wird, to lange bie 
factifhe Unmöglichkeit vorliegt, die übrigen Claſſen ber Steuerpflichtigen (Grunbbeliter. 
Gewerbebetreibenve, Rentiers 2c.) in der gleichen Weife wie die Beamten u. f. w. mit 
dem vollen Betrage ihres Einkommens zur Beranlagung zu bringen. Die Beibehal- 
tung der in diefer Hinfiht zur Zeit beftehenden geietlichen Beſtimmungen erfcheint 
beshalb nicht blos und nicht Bauptfächlich im Intereſſe ber betreffenden Berfonen, fowie 
im Interefle bes öffentlichen Dienfted als wünſchenswerth, fondern diefelbe wind gerade 
aus dem Grunde, aus weldem eine Anzahl von Gemeinden um deren Befeitigung 
petitionirt haben, nämlich zur Erzielung einer gleihmäßigen und gerechten Vertheilung 
der Steuerlaft, als geboten zu bezeichnen fein.“ 


Fralih kann ih es nur als einen Mißbrauch dieſes Privilegiumd an: 
jehen, wenn man baffelbe, wie factifh, fo wterpretirt, daß nicht die Beamten 
mit der Hälfte des ihrem ganzen Dienftenfommen entfprechenden Steuerjates, 
jondern mit dem ganzen Steuerfage der der Hälfte ihres Dienſteinkommens 
entſprechenden Einfommensgröße zur Communalfteuer herangezogen werden. Bei 
progreffiver Befteuerung ift der Unterfchieb beider Methoden natürlicy klar, ja ſogar 
find die Beamten überhaupt fteuerfrei, wenn die Hälfte ihres fonft fteuerpflich- 
tigen Einkommens weniger ald das Steuer-Minimum ausmacht. Ich halte dieſe 
Art der Ausführung für unbillig gegen die Gemeinden und würde nur die 
Steuer entſprechend ermäßigen. 

Eine allgemeine Regel über die Vertheilung der Beiträge und 
Steuerarten in dem Stadthaushalte aufzuftellen, maße ih mir nicht an, 
da hier die concreten Verhältniſſe zu verfchtevenartig geftaltet find. Aber da 
die Koſten des Schul-, des Armen» und des Polizeiwelend wohl überall über 
die Hälfte des Gemeindebevarfs ausmachen, fo halte ich die Aufbringung des 
Bedarfs mindeftend bis zu diefer Höhe nach der allgemeinen Leiſtungsfähigkeit, 
alfo durch die Einfommenfteuer, für nöthig. Im die andere Hälfte mögen ſich 
die Realfteuern und Beiträge tbeilen. 

Ich könnte noch eine Reihe von Einzelheiten, die ich für minder wichtig 
halte, als die angeführten Momente, über die Communalbefteuerung und deren 
beabfichtigte Reform beibringen, aber dies würbe über den Rahmen der mir 
geftellten Aufgabe hinausgehen, wie denn aud zu meinem Bebauern der mir 
normal zur Verfügung flehende Raum nicht unerheblich überichritten zu fein 
ſcheint. Ich kann mich nur mit der Größe meiner Aufgabe entſchuldigen, Hinter 
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der nicht mein Wollen, oft genug aber mein Können zurückgeblieben fen 
mag. — 


Berihtigung zu Seite 33, Abſatz 1. Der Maßſtab fir die Auf- 
bringung der Berliner Canaliſationsbeiträge follte urfprünglich die Strafen: 
front der Grundftüde fein. Jetzt iſt es der Nutungswerth der Gebäude (pre 
1877: 1 %,). Siebe Berl. Com. Blatt, Jahrg. 1876, Seite 511. 
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Das Communalſteuerweſen. 





Gutadten 
erftattet von VBürgermeifter Ludwig- Wolf in Großenhain. 





In Beziehung auf -eine definitive und glüdliche Löſung der gelammten 
Gteuerfrage ift es recht ſehr zu beflagen, daß man in den übrigen Staaten 
des Deutichen Reiches nicht dem Vorgange von Reuß gefolgt ift, in deſſen Staats: 
bürgereid eine wohlweiſe Fürſorge feiner Zeit den Paſſus aufgenommen hatıe, 
daß der Betreffende feine Steuern und Abgaben „gerne bezahlen wolle. Dan 
wire mit einem Sclage um vieles Kopfzerbrehen herumgeweſen. Yeider bat 
man Dies verabfäumt und man befindet fid) nunmehr in der unangenehmen 
Lage, darauf finnen zu müſſen, daß man die mehr und mehr geftiegenen commu— 
nalen Steuerlaften, welche fehr „ungern“ getragen und Iebhaft beklagt werben, 
einigermaßen erträglicher geftalte in der Art und Weiſe ihrer Veranlagung und 
Erhebung. 

Unternehme ich es, meine Anfichten dariiber (die fich allerdings nur auf der 
Kenntniß ſächſiſcher Verhältniffe aufbauen in Kürze darzulegen, jo meine ic, 
dürfte eine Vorfrage: Worin hat das rajche Steigen der communalen Steuerlait 
jeinen Grund? zu erledigen um deßwillen angezeigt fein, weil vielleicht Gründe 
vorhanden fein möchten, deren Befeitigung an fi Thon einige Abhülfe gewähren 
wirde. Abgeſehen bier von der theilmeis mit durch die geſunkene Kaufkraft des 
Geldes bedingten eminenten Steigerung aller Preife und Kühne, welche Die Ge: 
meinvden Dazu wong ihre Beamten höher beſolden, ihre Bedürfniſſe höher be: 
zahlen zu müſſen, abgeſehen hier von den höheren Forderungen, welche die Neu— 
zeit ftellt an das Bildungsweſen der Ro an ihre Einrichtungen für 
Salubrität, Verkehr, allgemeine Sicherheit und allgemeinen Comfort und berg, 
fo find es nad) meinem Dafürhalten zwei Bunfte, in denen ein Einhalten au 
der betretenen Bahn angezeigt fein möchte: 

In erfter Linie fteht die Ueberweiſung einer großen Zahl bisher vom Staat 
geiibter, ſowie neugeſchaffener Functionen an die Gemeinden zur Belorgung durch 
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ihre Organe. Ich gebe zu, daß es oft eine Confequenz des von den Gememden 
jelbft erftrebten und geforderten Selfgovernments ift, ich gebe zu, daß dergleichen 
Dinge dur die Organe der Gemeinde bisweilen befler, für pas Publitum be 
quemer wahrgenommen werden können, ich werjchliege mich dem Einwande nicht, 
daß der Staat nichtE Anderes ıft, als die Geſammtheit der Gemeinden des 
Landes, die Sache hat aber das eine große Bedenken, daß die Organe des Staates 
der großen Verfuchung ausgelegt find, die naturgemäß nit Yug um Zug ge 
fürzten Staats: Einnahmen zu an fi ganz löblihen und heilfamen, aber doch 
minder nöthigen Dingen zu verwenden, zu denen fie biejelben vielleicht nicht 
verwendet haben würden, wenn bie inzwiſchen an die Gemeinden gewielenen 
Angelegenheiten ihre Anforderungen gejtelt und ihre Befriedigung geheiſcht 
hätten. 

Mit diefen Ueberweilungen pflegt nur zu oft Hand in Hand zu geben eine 
Geneigtheit der Regierungen und der gejeggebenden Factoren, Durch Die Gemeinden, 
namentlich vergleihen Functionen koſtenlos erledigen zu lafien, eine Geneigtheit 
die jedoch auch dazu geführt hat, den Gemeinden in einer großen Menge anderer 
Fälle die Erhebung von Eporteln und fonftigen Aequivalenten abzuſchneiden. 
Ih bin fein Anhänger der Meyer'ſchen Theorie, daß die Gemeinde eine Aſſo— 
ciation fer, zu melder ein Jeder nach Maßgabe des Nutzens, den er davon 
zieht, beizutragen hat; bis zu einem gewiſſen Grade halte ich jedoch das in dieſer 
Auffaffung der Gemeinde liegende Princip von Leiftung und Gegenleiftung für 
volftändig berechtigt. Ich fehe feinen Grund, warum man nicht Jemanden, ber 
fih der Gemeinde und ihrer Einrichtungen bedient zur Erreihung eines mate- 
riellen oder ideellen Vortheils, diesfalls zur Yeiftung eines Aequivalentes Tollte 
billigerweife anhalten fünnen. Ich fürchte, man gebt in diefem Berfagen einer 
Segenforberung bie und da auf Koften der ehrlihen und willigen Steuerzahler 
etwas zu weit. 

Ein Zweites ıft das in neuerer Zeit vielfach Mode gewordene Ausſcheiden 
gewiffer Branchen der biöherigen Gemeindeverwaltungs-Competenz und das Be- 
jtreben , zu Beſorgung diefer Verwaltungszweige bejondere, von der Gemeinde 
unabhängige Organe zu errichten, und jo an Stelle der bürgerlichen Gemeinde 
eine Art Interefiengemeinichaft zu fegen,_wie e8 3. B. bei und in den Gemein- 
den (mit Ausnahme der Städte, melde die revidirte Städte- Ordnung ange 
nommen haben) mit Etablirung der Schulgemeinden geſchehen. Mit der Be- 
fugnig felbftändiger Beſchlußfaſſung auch auf finanziellem Gebiete ausgerüftet 
und doch wieder bezüglich der Beichaffung des Bedarfes auf den Geldbeutel ver 
„bürgerlihen Gemeinde angewieſen, gerathen diefe Organe nur zu leicht im die 

Berfuhung, ihre Branche auf Koften der übrigen gemeindlichen ie 
zweige auszuftatten und auszubauen und die Gemeinde, die nur zu geben, a 
nicht zu beichliegen bat, entbehrt des Negulators, durch den die für em Ge 
meindebubget fo nothmendige Balance herbeigeführt werden mag. Soll bier nicht 
mit ber Zeit eine für die Gemeinde-Finanzen überaus nachtheilige Verſchiebung 
des finanziellen Gleichgewichtes eintreten, jo muß bier auf legalen Wege auf 
Beihaffung einer regulivenden Competenz Bedacht genommen werben. 

Nach Hinftellung dieſer Bedenken, deren Erledigung ſchon da und dort mit 
einer Abminderung der Gemeindefteuerlaft zufammentreffen würbe, komme ich zu 
der 1. Frage: 
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Sf ein befondere8 Communalfteuerwejen notbhwendig, 
oder genügt das Syftlem von Zuſchlägen zu Staatsfteuern? 
Zur Beantwortung diefer Frage ift e8 nothwendig, daß ich in aller Kürze 
darlege, wie bei und in Sachfen die Verhältniffe bezüglich der Staatöfteuern und 
ihrer Erhebung liegen. Bon einem tieferen Eingehen in Detail8 glaube ich dabei 
abjeben zu dürfen. Wir befigen: | 
a) eine Grundfteuer, b) eine Gewerbe und Berfonals(Renten)fteuer, c) ein 
Eintommenfteuer. | 
ad a. Die Orundfteuer, als deren Gegenftände das Geſetz den eigentlichen 
Srund und Boden an Aedern ꝛc., Teiche und für Gewerbe beftimmte Gemwäfler, 
ſowie Gebäude Hinftellt, wird von dem nad) vorausgegangener Vermeſſung und 


Abſchätzung ermittelten Reinertrage der bemerkten Gegenftände nad) Steuereinheiten 


erhoben. Auf je 10 Ngr. (1 Mark) dieſes Neinertraged wird eine Steuerein- 
beit gelegt. In dem Finanzgeſetze wird für jede Finanzperiode diejenige Zahl 
von Pfennigen beftimmt, die von einer Steuereinheit in 4 Terminen zu ent: 
rihten iſt. Die Zahl der Grumdfteuereinheiten bleibt der Regel nad) unver: 
ändert, nur 3. B. im Falle auf unbebautem Areale ein Haus errichtet wird, bat 
Died eine neue Feſtſtellung der Einheitenzahl zur Tolge. 

ad b. Die Gemerbefteuer ift vom felbftändigen Gewerbebetriebe zu ent= 
richten derart, daß mer mehrere Gewerbe betreibt, ohne daß ſich die anderen 
Geſchäfte als Nebengeſchäft zur Unterftügung des Hauptgewerbed darftellen, die 
Gewerbeftener nad) den für jedes dieſer Gewerbe geordneten Abgabenjäten entrichtet. 
Sämmtliche Gewerbe find in 11 Abtheilungen rubricirt, beziehungsmeife ift, falls 
für ein Gewerbe feine Abtheilung exiſtiren ſollte, ein Sag durch die Abfchägungs- 
behörde auszuwerfen. Zum Theil find die nach äußerlichen Merkmalen feitge: 
ftellten Säge noch darnach abgeituft, ob das Gewerbe in einer großen, mittleren 
oder kleinen Stadt oder auf dem Yande betrieben wird. Die Perfonal-(Henten-) 
fteuer wird nach 6 Unterabtheilungen erhoben (1. Beamten, Penſionairs, 2. Ge⸗ 
lehrte, Künftler, 3. Brädicatiften, 4. Capitaliften, Rentiers, 5. Gemerbsgehülfen, 
Privatdiener, 6. jonftige Perfonen) ebenfall8 in der Weile, dag, wenn ein Ab- 
gabepflichtiger mehreren angehört, er nach den mehreren Säten vernommen wird, 
wenn nicht der Erwerb nur als Unterftügung des Haupterwerbes anzujehen ift. 

Zum Zwede der Ermittelung feines gefeglichen Beitrages ift ein Jeder 
verpflichtet, Die erforberlihen Angaben und Nachweiſe der Behörde fo zu er= 
theilen, wie er fie auf Erfordern eidlich zu beftärfen vermag. Die Abſchätzungen 
werden durch Ortsabſchätzungs-Commiſſionen unter VBorfig eined vom Finanz: 
PMeinifterium ernannten Diftricet8:-Commiffars bewirtt. 

Ueber dieſe unter a und b ffizzirten Steuern fprad ſich im December 187 1 
unfere Regierung, al8 fie den Ständen einen Gejegentmurf „über die directe Be— 
fteuerung des Ertrages der Arbeit und des nugbringend angelegten Vermögens” 
vorlegte, in den Motiven (Seite 237) wie folgt aus: 

„Der Orundfehler unferes directen Steuerweſens liegt darin, daß es 
fein Syſtem iſt, daß es nicht auf einer einheitlihen Baſis beruht, fondern 
eine Mehrzahl ganz verfchiedener, unter ſich nicht zufammenhängender Steuern 
umfaßt, die eben deßhalb aud) jeve Möglichkeit eines Vergleiches unter ſich aus— 
Tchließen und die Beantwortung der Frage, in welchem gegemfeitigen Ver— 
Hältniffe die einzelnen Claffen der Beitragspflichtigen von der Steuerlaft getroffen 
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werben, vollfommen unmöglich machen. Im diefem Verhältniſſe Tiegt der eigent: 
lıhe Grund aller der Klagen über ungerechte Bertheilung der Steuerlaft, die 
wir in den legten Jahren in Sachſen gehört haben und aller der Differenzen 
und Kämpfe zwiſchen Grundbefig auf der einen, Capitalbefig und Arbeit auf der 
anderen Seite, bie ihre nadhtheiligen Einwirkungen weit über ihre — Be 
deutung hinaus und bis in das politiche Gebiet hinein ausgedehnt haben. 
während unjere Grundſteuer eine rein objective Ertragfteuer ift, welche — dem 
durch ein beſtimmtes und geſetzlich vorgeſchriebenes Verfahren zu ermittelnden 
durchſchnittlichen Ertrage der Grundſtücke bemeſſen und von dem Grundbeſitzer 
ohne alle Rückſicht darauf erhoben wird, ob jener Ertrag ganz oder nur zu 
einem größeren oder geringeren Theile in ſeine Caſſe fließt, beruht die ſoge 
nannte Gewerbe- und Perfonalfteuer überhaupt auf feinem einigen, das Ganze 
durchdringenden Principe, ſondern umfaßt ein Aggregat rein äußerlich verbundener 
einzelner Steuern, von denen einige nach Höhe des Einkommens (Gehalte, Renfionen, 
Renten, Zinfen), andere nad ein für allemal beftimmten feften Sägen erhoben 
werben, während wieder andere durch Abfchägungen — theils ganz freie, theils 
an gewiſſe äußere Merkmale gebundene — ermittelt, noch andere aber nach ge 
willen Durchſchnittsſätzen berechnet werben, die für verfchiedene Orte des Yandes 
geſetzlich feftgeftellt find‘. 

In dieſer zwar kurzen, aber jehr zutreffenden Charakteriftik umferer bis⸗ 
herigen Steuern vermiffe ich die Anführung noch eines aus dem invariablen 
Charakter der Grundfteuer berfließenden, die Beichwerde der Ungerechtigkeit, wie 
faum ein zweiter begründenden Nachtheiles. Ich bediene mich hierbet rer Worte 
eines Artikels des Yeipziger Tageblatte8 vom 19. October a. c.: „Die ſäãchſiſche 
Grundfteuer und die Reform der Leipziger Communalfteuern” : 

„Da der Etaat die beabfidhtigte (in Perioden von 15 Jahren) Neueinſchätzung 
zur Grundſteuer nicht ausführte (wegen der großen Schwierigkeiten Ländlicher Bont- 
tirungen :c.), bat man aud in unferer Stadt eine Neueinſchätzung nicht vor: 
genommen. So fommt ed, daß die im Jahre 1843 vorhandenen Hausgrund⸗ 
ftücde mit wenigen Ausnahmen nod heute auf Grund der Erträgnifie beftewert 
werben, welche fie 1832 bi8 1843 hatten, während Die neuerbauten Häufer 
auf Grund ihrer Rentabilität zur Zeit ihrer Neueinſchätzung befteuert werden. 
Die neueften Häufer müffen alſo die meifte Staats- und Communalgrundfteuer 
bezahlen, obmohl fie zum größten Theile an der Peripherie der Stadt Liegen. 
Die Verhältniffe find alfo geradezu auf den Kopf geitellt. — Die Grundftüde 
unjerer inneren Stadt verdanken ihre bedeutende Werthd- und Erträgniffteigermg 
zum großen Theile der räumlichen Ausdehnung unferer Stadt. Iſt es da 
nicht geradezu wiberfinnig, wenn bie alten ventablen Häufer ber immeren Stadt 
eine niedrige und die viel weniger nugbringenden Häujer der Vorſtädte eine hohe 
Grumdfteuer zahlen?“ ꝛc. 

„Dieſer Zuftand (der Syſtemloſigleit) hat (mie Die oben erwähnten Motiwve 
Seite 238 fagen), jo Lange zu feinen Klagen Anlaß gegeben, als die Steuerlait 
felbft eine geringe und wenig drüdende war. Bon dem Augenblide an, wo die 
veränderten Zeitverhältniſſe erhöhte Opfer erheilchten, trat aber das Berlangen 
hervor, daß die Steuerlaft gleihmäßig, oder wie e8 die Verfajlungs-Urfunde aus- 
drückt, „nach möglichſt richtigem Verhältniſſe“ aufgelegt werde‘‘. 
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Wenn nun unſere Regierung in den Motiven fortfährt: „Dieſes Ver: 
langen iſt ein gerechtfertigtes ꝛc. ꝛc.“, jo iſt nach meinem Dafürhalten von ihr 
ſelbft zur Genüge die Antwort auf die Frage ertheilt: ob es für die ſächſiſchen 
Gemeinden ſich empfehle, ihre Bedürfniſſe durch Zuſchläge zu den erwähnten 
Staatsſteuern aufzubringen? Wir beſitzen aber in Sachſen vom nächſten Jahre 
ab noch eine Staatseinkommenſteuer, und es wird ſich daher fragen: inwieweit 
iſt dieſe geeignet zur Aufbringung der communlichen Bedürfniſſe in Form von 
Zuſchlägen zu ihr? Der Einkommenſteuer unterliegt das reine Einkommen 
der Steuerpflichtigen. Daſſelbe iſt durch die Einſchätzungs-Commiſſionen unter 
thunlichſter Berückſichtigung der von den Steuerpflichtigen einzureichenden Decla⸗ 
rationen, ſowie unter Anlehnung an äußere Momente, welche einen Schluß auf 
das Einkommen geſtatten, im Wege freier Schätzung feſtzuſtellen. Es ſind dabei 
auch bezüglich der untic 1600 Mark betragenden Einkommen beſondere, die 
Leiſtungsfähigkeit weſentlich vermindernde wirthſchaftliche Verhältniſſe zu berüd- 
ſichtigen inſoweit, daß die Cenſiten in die nächſt niedrigere Claſſe eingeſtellt, oder 
falls ſie in die unterſte Claſſe gehören, im Steuerſatz um die Hälfte des Be— 
trages erleichtert werden. 

Es iſt bekannt, welche Kämpfe in unſeren Kammern dem definitiven Be— 
jchluſſe, die Einkommenſteuer einzuführen, mit Bezugnahme auf die ſtattgehabte 
Abſchätzung vorangingen, wie gerade die induftriellen Kreife, welche die erſte An— 
regung zur Bereinbarung des Geſetzes gegeben, am meiften ter definitiven Ein= 
führung widerſprachen, geftütt auf das Anführen einer bedeutenden Ueberlaftung 
der induftriellen und gewerblichen Vollsclaſſen zu Gunſten der Landmwirthichaft. 
Ich laſſe hier unerörtert, inwieweit dieſes Anführen eine Berechtigung hat ober 
ht. Nach den Erfahrungen, die ih bei dem vorjährigen Abſchätzungswerke 
gefammelt, habe ich an dem Geſetze in der Hauptfache Folgendes auszuftellen : 

Durd die Beltunmung, daß ſämmtliche Steuerzahler der freien Ab- 
ſchätzung zu unterziehen find, und daß man nicht für die unteren Glafjen ver 
Steuerrflichtigen eine Elaffenfteuer mit dem Corrective der Berückſichtigung ver— 
minderter Yerftungsfähtafert eingeführt hat, hat man den Abihätungs-Gom- 
miffionen ein übergroßes Genfiten-Matertal auf ven Hals gewälzt. Diefer Um— 
ftand bedingt möglichſte Beſchränkung der Abſchätzungsbezirke. Dadurch entftcht 
aber wiederum der Nachtheil, daß der zur ausgleichenden Gerechtigkeit nöthige 
Ueberblid über ein größeres Ganze verloren geht. 

Weiter enthält das Geje nicht die pofitive Beſtimmung, fondern läßt es 
nur nad), daß in die Einſchätzungs-Commiſſionen zu den ftäbtifchen Vertretern 
der Induſtrie und Gewerbe x. Yeute vom Lande, Leute der Landwirthichaft 
gejeßt werden. Nach meinem Dafürbalten müßte das Geſetz ausdrücklich vor- 
Ichreiben, daß zu den IMelichen Abſchätzungs-Commiſſionen Leute aus der Stadt, 
zu den ftäbtifchen Leute vom Yande hinzuzuziehen find. Abgejehen davon, daß 
man dadurd ein neutrale Element in die Commiffionen brächte, würde damit 
am beften das ftete eiferfüchtige Mißtrauen befeitigt und der Weg einer Durch 
gegenfeitiges Verſtändniß berbeizuführenden Balance der Einfchägung beichritten fein. 

Endlich legt Das Geſetz zu Ungunften des Commiljions = VBorfigenden, den 
die Regierung ernannt, zu große Macht in die Commiſſion. Es degradirt den 
Borjigenden reinweg zum Erpedienten der Commiſſion und erſchwert ihm dem 
Widerſpruch gegen eine ihm ungerecht ſcheinende Abſchätzung in einer Weiſe, daß 


von einem Erbringen der geforderten Nachweiſe durch den Vorſitzenden wohl nur 
in äußerſt Teltenen Fällen die Rede fein wird. So ift es bereits beim vor- 
jährigen Abſchätzungswerke gefommen, daß nur zu viele Commiſſionen im Boll: 
gefühle ihrer Macht Abichägungen fertig ftellten, denen das elericus clericum 
uon decimat auf die Stimm gefchrieben ftand, unter denen der Stand der Feſt⸗ 
bejoldeten und Arbeiter auf das Uebelfte mwegfam. Nach meinem Dafürbalten 
läßt fi) Dem nur vorbeugen dadurch, dag man dem Vorfigenden einen größeren 
Einfluß einräumt, als bisher, daß man ihm den Recurs gegen ihm ungerecht 
ſcheinende Abſchätzungen erleichtert, daß man dem einzelnen Borfizenden mehrere 
Bezirke überweift, vor der Abſchätzung ſelbſt aber dafür Vorkehrung trifft, unter 
den verfchiedenen Vorfigenden eine weiteren Kreiſes möglichfte Uebereinſtimmung 
über die leitenden Grundfäge und maßgebenden Gefichtöpunfte herbeizuführen 
und daß man, um em neutrales, nicht direct betheiligte® Element in die Com: 
miffionen zu bringen, in venjelben ftädtifches und Yändliches Element nad zu be: 
ftimmendem Verhältniſſe miſcht. 

Auf den Mangel, daß das Geſetz das nicht fundirte Einkommen ebenſo 
ſtark heranzieht, wie das fundirte, will ich hier nicht weiter eingehen. 

An und für ſich betrachtet würde eine Erhebung der ſtädtiſchen Bedürfniſſe 
durch Zufchläge zu der Eintommenfteuer recht zweckmäßig fein und den ftädttichen 
Bermwaltungen Die große Arbeitölaft der eigenen Abſchätzung erjparen, jo lange 
aber das Geſetz nicht die Möglichkeit einer ausgleichenden Geredhtigfeit ſchafft, fo 
lange e8 dem fleinlichen Egoismus feinen Riegel vorfchiebt, durch den mande 
Ortſchaften ſich in der Abſchätzung gegen ihre Nachbarorte niedriger zu ftellen 
fuchen in einer die Feſtbeſoldeten und Feſtgelohnten ſchädigenden Weife, To lange 
es feinen Unterſchied macht zwiſchen fundirtem und nicht fundirtem Eintommen, 
Tann ich für meine Perjon mid) nicht für eine principielle Erhebung ver ſtädti— 
Ihen Bedürfniſſe durch Zuſchläge zu unſerer ftaatlihen Einfommenfteuer ent: 
ſcheiden. 

Damit hätte ich theilweiſe ſchon in die dritte der geſtellten Fragen: 

Entſprechen die herrſchenden Einrichtungen in den dem Ver— 

faſſer bekannten Ländern den Anſichten des Verfaſſers oder 

nicht? Welche Uebelſtände treten beſonders hervor, wie ſind 

die gewünſchten Reformen anzubahnen? 
hinübergegriffen, ſoweit als die Einrichtungen bei uns ſtaatliche ſind. Sei es 
mir geſtattet, hier ſofort noch anzufügen eine kurze Beſprechung der anderweiten, 
außer dem Modus des Zuſchlages zu den- Staatöfteuern zur Deckung der com⸗ 
munlichen Bedürfniſſe in emigen ſächſiſchen Gemeinden geltenden Syſteme. Cs 
find die a. das Grund- oder Miethfteuer -Syftem, und b. das namentlich ın 
Dresden noch mehr als anderwärtd in Uebung befindliche Syſtem der indirecten 
(Conſum-⸗) Steuern. 

Das erfte diefer Syſteme wurde bereits auf dem ſächſiſchen Gemeindetage 
im Jahre 1872 von dem damals beftellten Referenten, dem Handelöfammer- 
Serretair Advocat Kirbach aus Plauen zum Gegenftande der Beſprechung 
gemacht. In feinem Referate ſprach ſich derſelbe über dieſes Syſtem aus, 
wie folgt: 

„Anders ſtellt ſich die Sache in Betreff derjenigen Gemeinden, welche bis— 
ber weder das Einkommenſteuer-Syſtem, noch das Staatsſteuerzuſchlags-Suſtem, 
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ſondern das Grund: oder Mietbfteuer-Spitem für ihre Gemeindeſteuer⸗ 
zwede in Anwendung gebracht haben oder, was wohl nur ganz ausnahmsweiſe 
vorkommen dürfte, von dem einen oder anderen jener Syſteme zu biefem liber- 
zugeben beabfihtigen. Wie befannt, giebt e8 eine Richtung in der Volkswirth— 
ſchaft, welche gerade in der Grund- oder Miethfteuer und nur in diefer Die 
angemeſſene Form für die Gemeindebeſteuerung erblidt, und als deren Haupt- 
vertreter Fa ucher und Gneift anzufehen find, von denen jener vollswirth- 
Ihaftlih, dieſer ſtaatsrechtlich ſich an englifchen Zuftänden und Anſchauungen 
geſchult hat. Die Frage ſtand namentlich ſeit dem Jahre 1863, wo Faucher 
in einem mehr geiſtreichen als überzeugenden Aufſatze in der Vierteljahrſchrift 
für Volkswirthſchaft und Culturgeſchichte das Loſungswort zu Gunſten der Mieth- 
ſteuer ausgegeben hatte, einige Zeit lang auf der Tagesordnung der volkswirth— 
Ihaftlichen Discujfion und beihäftigte namentlich auch die volkswirthſchaftlichen 
Congrefie zu Hannover (1864), Nürnberg (1865) und Hamburg (1867), von 
denen der Letztere, der vorausgegangenen Debatte nach zu urtheilen, jedenfalls 
nur mit einer jehr geringen Mehrheit endlich zu der Nefolution gelangte, daß 
1) bei der wejentlichen Verſchiedenheit der Zwecke des Staats und der Gemeinde 
grundſätzlich eine Identificirung der Staatd: und der Gemeindebefteuerung nicht 
gerechtfertigt, vielmehr 2) Princip und Diſtributionsmodus der erforderlichen 
Gemeindeſteuern hauptjächlih von dem Zweck abhängig fei, für welchen die be- 
treffende Steuer verwendet werde, jo daß 3) in Stadtgemeinden der ftädtifche, 
in Yandgemeinden der ländliche Grundbefig zur Befteuerung heranzuziehen, im 
Uebrigen -aber die Regelung der Frage in jedem concreten Fal von den befon- 
deren localen Verhältnifien und Bedürfniſſen abhängig zu machen je. Ein 
Bid in die Literatur und in die Verhandlungen über diefe Frage lehrt, daß 
die Xertheidiger der Grund oder Miethfteuer hauptſächlich von folgenden bret 
Sägen ausgehen: 1) Die Gemeinde ift ein vorwiegend ökonomiſcher 
Verband (Braun), eine rein wirtbichaftlide Schöpfung, eine 
Aſſociation zur Herftellung gemeinnägiger Anftalten und zur Abwehr gemein- 
ſchädlicher Bildungen, eine Affoctation, zu welder ein Jeder nad 
Maßgabe des Nugens, den er davon zieht, beizutragen Hat 
(A. Meyer); 2) die Mietbe ift der verhältnißmäßig genauefte 
Ausdrud des Interefjes, welhes Jeder an den communalen 
Schöpfungen und Einridtungen bat (Fauder); 3) wird die 
Miethfteuer dem Vermiether auferlegt, fo tft diefer nit im 
Stande, Sie auf den Miether abzumälzen; wird fie dem 
Mietber auferlegt, fo wälzt diefer fie zweifellos auf den 
Vermietber ab (Meyer). Es wird gemügen, diefe Site nadt hinzuftellen, 
um darzuthun, auf wie fchmachen Unterlagen das ganze Suitem beruht. Im 
der That find es auch nicht folhe Erwägungen, denen die communale Grund- 
oder Miethfteuer ihre Einführung und Aufredterhaltung verdankt, Tondern 
leviglih die NRüdficht auf ihre größere Bequemlichkeit und Sicherheit, 
verbunden mit der Annahme, daß fie doch im Großen und Ganzen „in einem 
ziemlich conftanten Verhältniß zum gefammten häuslichen Budget, insbeſondere 
zur ſogenannten mittleren Einkommensfähigkeit jedes Einzelnen‘ ftebe. 
Allein die letztere Annahme ift offenbar ungegründet. Und wenn nun jelbjt 
die entichtevenften Vertreter des Grund- oder Miethſteuerprincips einräumen 
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müſſen, „daß bei Ausgaben, welche die Gemeinde zu Zwecken macht, die mehr 
einen politiſchen als einen wirthſchaftlichen Charakter haben, alſo z. B. für 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Sicerheit, fur Polizeizwede 
u. ſ. w., fie auch die Mittel, welche für di e ſe Zwecke verwendet werben, auf 
demelben Wege der Veſteuerung zu heben berechtigt iſt wie der Staat 
(Braun), „daß die Steuern für Kirchen-⸗, Armen: und Schulmeien 
ihre abgefonderte Behandlung erheilchen” und „daß ſich für einzelne ſtädtiſche 
Ausgaben das Berhältnif zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung noch ſtrenger er⸗ 
mitteln läßt als durch eine Miethſteuer, z. B. indem man ein Brückengeld 
auferlegt“ (Meyer), und wenn, bei Lichte beſehen, die ganze Argumentation 
dieſer Richtung nicht ſowohl auf die Rechtfertigung eines Grund- oder Mieth- 
fteuerfyftems, als wielmehr auf die eines Gebührenſyſtems binausläuft, deſſen 
principielle Berechtigung zu beftreiten Niemandem einfällt, jo bleibt in ver That 
zwischen der allgemeinen perjönlihen Eteuer auf der einen und der Gebühr auf 
der anderen Seite fir Die Grund» oder Miethfteuer kaum noch irgend eine com⸗ 
munale Leiftung übrig, melde die Einführung eines befonderen Objectfteuerfuften 
neben dem ohnehin nothwendigen Syftem einer allgemeinen perjönlichen Steuer 
ftatthaft oder wenigftend zweckmäßig erſcheinen ließe. 

Zur Veranſchaulichung der Sache möge auf die finanziellen Verhältniſſe 
derjenigen Gemeinde hingewieſen werben, in deren Schoße ber Gemeindetag 
diesmal feine Berathungen pflegt, die in ganz befonderem Grade den Charatter 
einer modernen Gemeinde an fih trägt und alle anderen ſächſiſchen Gemeinden 
an Raſchheit der Entwidelung übertrifft. Nad dem Haushaltplan auf das 
Jahr 1872 hat die Stadt Meerane heuer einen Fehlbedarf von 38,655, 60 
Thlen. durch Anlagen aufzubringen. Bon diefem Fehlbedarf fommen auf Schul-, 
Armen= und Krankenkaſſe, deren Erforderniffe zweifellos außer aller Beziehung 
zu Grundbefig oder Miethe ftehen, allein 23,019, 95 Thlr. oder 59, 2%. 
Rechnet man hierzu, wie man wohl muß, da es ſich daber in der Hauptſache 
nur um die Befriedigung eines rein perſönlichen Bebürfnifjes Handelt, noch ven 
Fehlbedarf der Waſſerkaſſe, jo erhält man zufammen 24,415, 85 Thlr. oder 
63, 2%. Bon dem Refte des Fehlbedarfs würden nur die auf Straßen, 
Brüden-, Ufer und Canalbauten entfallenden 6359, 75 Thlr. over 16, 5°, 
mit einiger Beftimmtheit der Grund- oder Miethſteuer zugewielen werden körmen. 
Rechnet man bierzu nod die für Beleuchtung der Straßen und öffentlichen 
Plätze erforderlichen 1800 Thlr., To fteigt Diefer Betrag auf 8159, 75 Tolx. 
oder 21, 1%,. Nimmt man ferner an, daß die für Capitalzinfen und Schulden: 
tilgung erforderlihen 4392, 96 Thlr. durchweg Hierher zu vechnen find, muß 
jedenfall® nicht zutrifft, da erfahrungsmäßig die meiften Schulden für Zwede 
des Kirchen-, Schul-, Armen= und Krankenweſens aufgenommen werben, ſo 
fommt man immer eiſt auf 12,552, 71 Thlr. oder 32, 5%,. Repartirt man 
den noch verbleibenden Reſt an 1687, 04 Thlr. oder 4, 40/0, der auf Abgaben, 
Beloldungen, Erpeditionsaufmand umd andere dergleichen Generaltoften fällt, ver⸗ 
hältnißmäßig auf obige 24,415, 85 umd auf diefe 12,552, 71 Thlr., fo fleigt 
ver letztere Betrag auf 34%, In Wirklichkeit wirb derfelbe durchſchnittlich 
nie 30°/, erreichen, vermuthlich nicht einmal 25°/, überſchreiten. Aehnlich liegen 
die Verhältniſſe in allen Gemeinden und insbeſondere in allen Stadtgemeinden. 
Wegen dieſes geringen Antheils an dem durch Anlagen aufzubringenden Ce 
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ſammtbedarfe aber eine beſondere Steuer einzuführen, deren principielle Berech⸗ 
tigung überdies fehr zweifelhaft ift, und Die unter allen Umftänden wenigftens 
tbeilweife vom Grundbeſitzer auf den Miether überwälzt und von dem Leßteren 
an der allgemeinen perfünlihen Steuer eripart werben würde, das wiirde fich 
vom Etandpunfte einer praktiſchen Finanzpolitik ſchwerlich rechtfertigen laſſen. 

Das Cnftem der in Dreöden geltenden indivecten Steuern dagegen iſt in 
dem 1. Hefte der Mittheilungen des ftatiftiihen Bireaus der Stadt Dresden 
von dem Director des Büreaus Herrn Dr. R. Jannaſch des Eingehenderen 
Tırgelegt und befprocyen worben. Derſelbe faßt Das Refultat feiner Erörte— 
sungen in folgende Eäte zufammen, denen ich. für meinen Theil mid nur an- 
ſchließen kann: 

1. „Die Vertbeilung der ftädtiichen Sonfumfteuern auf die verſchiedenen Claſſen 
der Benölferung entipricht nicht der Vertheilung des Vermögens und Einkommens 
der Einwohner. Indem die Confumftenern den Aermeren mehr als den Wohl- 
habenden belaften, involviren fie dem Erfteren gegenüber eine Ungerechtigkeit. 
Ste fchädigen dadurch Das Anjehen der öffentlichen Autorität und reizen zur 
Oppofition der Benachtheiligten gegenüber der beftehenden gefeglichen Ordnung. 

2. Die Confumfteuern find, fpeciell mit Bezug auf Dresden, weniger wegen 
der von ihnen verurfachten öconomiſchen Belaftung der Aermeren, als vielmehr 
aus moraliſchen und focialpolitiihen Gründen zu bejeitigen. 

3. Die ſtädtiſchen Conſumſteuern find eine ſchwere Schädigung für den 
eg wie Waarenverfehr und verlegen die vom Staate garantırte Verkehrs⸗ 
freiheit. 

4. Wegen der hoben Verwaltungskoſten find die Confumfteuern am beiten 
durdy eine jubfidiäre Einfommenfteuer zu erjegen. 

5. Die häufigen, im Gefolge der Confumftenern auftretenden unvermeid- 
baren Defraudationen wirken demoralifirend auf den Geift der Vermaltung und 
Bevölferung. 

b. Die Beibehaltung des indirecten Steuerſyſtems involviert bet eintretenden. 
Ausfällen in den ftäbtifchen Einnahmen die bejtändige Gefahr der Erhöhung 
und Bermehrung der beftehenden Confumiteuern und deren Nachteile. 

7. Die von den Vertheidigern der Confumfteuern aufgeitellte Behauptung, 
daß die Uermeren, namentlich die Arbeiter durch erhöhte Lohnforderungen Die 
Steuer auf Dritte überwälzen, ift unbegründet. Wäre aber auch diefe Behaup- 
tung gerechtfertigt, jo würde, wenn die Wälzung ihren Kreislauf vollendet, Der 
Arbeiter doch zur Leiftung der Steuer herbeigezogen werben. 

8. Ber nicht genügend auögebildeter Concurrenz gereicht die Aufhebung der 
Conſumſteuern vorzugsweiſe den Broducenten und Händlern der befteuerten Objecte 
zum Bortheil, während fie bei genügend ausgebildeter Concurrenz den Conſu— 
menten zu Gute kommt“. 

Nach unferer Communalgefeßgebung (8 28 der Revidirten Stäbteorbnung) 
können zwar imdivecte Abgaben feiten der Gemeinden auch fernerhin nod) erhoben 
beziehungsweiſe neue eingeführt werden, doch kann deren Erhebung nur mit Ge— 
nehmigung der höchiten Regierungsbehörde und unter bejonderen örtlichen Vers 
hältniſſen ftattfinden, und e8 fcheint mir, als ob man in den Städten, wo ber: 
gleichen noch beftehen, dem Vorgange der meiften übrigen Stabtgemeinden des 
Landes folgen, und die Einfommenfteuer an Stelle diefer indirecten Abgaben fegen wolle. 
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Aus der von mir bisher geübten negativen Kritik geht hervor, daß ich em 
befonderes Communalfteuermeien für erforderlich erachte, und deshalb wende ich 
mich zur Beantwortung der weiteren Frage: 

Wie ift ein befondere® Communalfteuermwejen, wo ein 
ſolches nöthig erfheint, zu organifiren, welde Steuerarten 
find inden Communen einzuführen und in weldem Verhält— 
niffe Sollen diefe Steuerarten zu einander ftehen? 

Bei Gelegenheit der im Jahre 1875 flattgefundenen Berfammlung des 
Bereind für Soctalpolitit gelangte die Berfammlung dazu, als Staatöftener eine 
in den unteren Stufen progrejfive allgemeine Einfommenfteuer in Berbindung 
mit einer allgemeinen Vermögensſteuer unter theilweifer Aufrechterhaltung Der 
Steuern auf unbeweglihes Vermögen, inſoweit fie feit langer Zeit in einer 
die Übrigen Ertragsfteuern wejentlih überfteigenden Höhe beftanden haben, zu 
empfehlen. Ich babe damals für diefe Refolutionen geftunmt, und ftehe auch 
heute noch auf demfelben Standpunkte nicht blos in Anjehung der Staats-, Jondern 
auch der Communalfteuer. Wenn ich den Staats- wie den Gemeindebürger ver- 
gleichen darf mit einem Baume, wenn er dem Baume gleib in dem Boden Der 
ftaatlihen Geſellſchaft, in der Gemeinde wurzelt, aus dieſem Boden Die Säfte 
feiner geiftigen, feiner wirthſchaftlichen Exiftenz zieht, dann ergiebt fi für mic 
als Refultat, daß er, wie der Baum nad feinem befjeren oder geringeren Stand- 
orte beſſere oder geringere, reichlihere oder minder veichliche Frucht bietet, auch 
ſeinerſeits gehalten ift, nach feiner „Leiftungsfähigfeit” beizutragen zur Erhaltung 
des Bodens, in dem er mwurzelt, zur Erhaltung der geiftigen und wiurthichaft- 
lichen Säfte und Kräfte in demfelben, die ihm im fteten Kreislaufe immer wieder 
jelbft mit zu Gute fommen. Habe ich nun oben bereitS darzuthun verfudt, an 
welden Mängeln die bis jet bei uns in Uebung befindlichen Steuerſyfteme 
kranken, daß fie die „Leiſtungsfähigkeit“ des Individuums nur von einen oder 
einigen feftgegebenen Geſichtspunkten aus zu betrachten erlauben, Dann ergiebt 
ih für mid als zwingende Nothwendigfeit, daß ich mi einem Syſteme zu: 
neige, welches wenigftend im Principe ed mir ermöglicht, mir die Leiftungsfähig- 
feit einer Perfon von allen Seiten betrachten und beurthetlen zu können, und 
tiefes Syſtem ift eben die Einfommenftener mit ihrer „freien“ Schägung, einer 
Schätung, mit der ſich naturgemäß die im Billigfeitögefühle eines Jeden begrün- 
bete „Berückſichtigung geminderter Leiſtungsfähigkeit“ vereinigt. Sch gebe gem 
zu, Daß in der Praris die Beurtheilung der Leiftungsfähigfeit ſehr oft fo iſt, 
daß man gründlich daneben greifen Tann. Dieſes Fehlgreifen wird jedoch tm 
enger begrenzten Raume in der Gemeinde, wo man sit venia verbo Hühner 
und Gänfe des Betreffenden zu fennen pflegt, ungleich jeltener und ungleich 
weniger in der Differenz zu Tage treten. Diefe einfache Ermägung, welde für 
die Einführung der Einfommenfteuer in den Communen ſpricht, jcheint mir auch 
dazu geführt zu haben, daß die Städte meines engeren Heimathlandes Sachſen 
bi8 auf wenige zur Eintommenfteuer, ſei e8 mit, ſei es ohne Progreſſion — 
legtere8 nur jehr wenige — übergegangen find und an dieſer Beſteuerungsart 
fefthalten. Leider baftete wohl den meiften diefer Negulative der Mangel an, 
daß unfundirtes Einfommen genau fo behandelt wurde, wie das fundirte. ‘Dem 
ift jedody zum großen Theile abgeholfen durch 8 30 unferer Revidirten Städte- 
ordnung, der da lautet: 
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„Wenn Gemeindeanlagen nach dem Maßſtabe des Einkommens erhoben 
werden, find feſtes Dienſteinkommen, Wartegeld und Penſionen nur zu “/, in 
Anſchlag zu bringen”. 

Leider begreift diefe Beſtimmung nicht den „Lohn“ der Arbeiter in ſich, 
was ih für meine Perfon, da er eben auch nur unfundirtes Einfommen ift, für 
. erforderlich erachte. Diele Erwähnung des Arbeitslohnes führt mich zu emer . 
weiteren Bemerkung: 

Es ift eine alte Regel, daß da, wo Licht, aud Schatten iſt. So bat fi 
denn feit Aufhebung der Paßbeihränfungen und Einführung der Freizügigkeit, 
ingleihen des Lohnbeihlagnahmegelege8 wohl in allen Gemeinden beraudge- 
ftellt, daß der Ausfall an Steuern bei der Claſſe der Arbeiter in ganz erheb- 
Sicher Progrelfion zugenommen hat und einer Gemeinde-Finanzverwaltung nicht 
unerheblie Verlegenbeiten und Arbeit verurfacht. Diefer Ausfall wächſt, je 
mehr die Gemeindefteuerlaft wählt und im Wege der directen Steuer aufgebracht 
wird, da die directe Steuer eben des Charakter der Unmerklichkeit wie Die 
indirecte entbehrt und zumeilen etwas bart auf den Beutel fällt. Diefer Um: 
ftand bat mich ſchon bei manchem meiner Herren Collegen eine Geneigtheit 
finden Iafjen, einen Aufbringungsmodus der Gemeindelaften in der Richtung zu 
befürworten, daß wenigftens ein gewilfer Theil der Gemeindelaften durch in- 
directe Steuern (Bier-, Schlacht⸗, Branntweinfteuer ꝛc.) aufgebracht, und der 
Arbeiterftand dann von der Einkommenſteuer befreit werde. Bislang habe id) 
mid) damit noch nicht befreunden fünnen aus den Gründen, die überhaupt den 
indrrecten Steuern entgegenftehen; ich meine aber, daß man weder zu dieſem 
Mittel, noch zur Aufhebung der gefeglihen Beftimmungen über Freizügigfeit ıc., 
die man von gewilfer Seite ebenfall$ befürwortet, zu fchreiten braucht, ſondern 
daß man alles Dies erreicht, wenn man ben Gemeinden das Recht verleiht, da, 
wo nöthig, die geringe Steuer des Arbeiterd von deſſen Arbeitgeber als einen 
Berlag zu erheben, ven er dem Arbeiter am Lohne fürzen fann, genau fo, wie 
es bisher ſchon bei und und zwar mit fehr gutem Erfolge und ohne alle Be- 
drüdung bei der Gewerbe: und Perſonalſteuer geicheben ıft. 

Ich meines Theiles faſſe daher meine Anficht über Communalſteuerweſen 
dahin zuſammen: 

1. Die Gemeindelaften werden am zmwedmäßigften im Wege einer in den 
unteren Stufen progrejjiven Eintommenfteuer erhoben. 

2. Durch procentale Abzüge am ermittelten Einkommen ıft eine der Billig: 
feit entfprechende Berückſichtigung des unfundirten Einkommens herbeizuführen. 

3. Die geminderte Leiſtungsfähigkeit ift thunlichſt durch Einftellung in eine 
niedrigere Claſſe zu berüdfichtigen. | 

4. Die ſubſidiäre Einführung indirecter Steuerarten zur mehrerer Heranziehung 
des Arbeiterftandes ift zu vermerfen, Dagegen den Gemeinden das Recht zu verleihen, 
die Steuer des Arbeiterd dem Arbeitgeber als Verlag abzuforbern. 

5. Um die directe Steuerlaft jo wenig drüdend, al8 möglich zu machen, 
empfiehlt fich die Einführung von fo viel Hebeterminen, als ohne Schädigung 
des Geſchäftsganges der Gemeinde:Finangverwaltung eingeführt werden Tönnen. 

6. Das Recht der Gemeinden, Sporteln und Gebühren als Gegenleiftungen 
zu erheben, iſt thunlichft zu erweitern. 
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I. 


Es kann zunächſt feinem Zweifel unterliegen, daß die Regelung des com= 
munalen Steuerweſens in allen weſentlichen Beziehungen durch die Stantögewalt 
zu erfolgen bat, nicht aber durch die Communen jelbit. 

Mau ift ja überhaupt längft Davon zurüdgelommen, in lokalen Sonderrechts— 
bilvungen die Ergebnifje des unmittelbar wirkenden Volksgeiſtes zu erbliden, man 
erfennt heutzutage vielmehr ziemlich allgemein an, daß eine derartige Autonomie, 
wen fie überhaupt auf einem klaren Bewußtfein und nicht etwa auf der Enge 
des Horizonte8 beruht, in der Regel lediglich das Ergebniß Iofaler Rechthaberei, 
vor Allen aber des Iofalen Egoismus ıft. Man tft auch Heutzutage darüber 
ganz allgemein einverftanden, daß aus der Einführung der jog. Selbitwerwaltung 
nicht etwa eine Ermeiterung der Autonomiebefugniß zu folgern tft, daß im Ge 
gentheil in demjelben Maße, wie die Anwendung des Staatöwillend auf den 
koncreten Fall an Vertrauensmänner der communalen Verbände übertragen wird, 
die Feftftellung des Staatswillens nicht gleichfalls zeriplittert werben, vielmehr 
centralifirt werden muß, und nur geübt werden darf durd) die Krone im Zu— 
ſammenwirken mit den zu parlamentarifher Einheit verjchmolzenen Denf- und 
Willensfräften der ganzen Nation. 

Das aber gilt ganz vorzugsweiſe von der Feltftellung des communalen 
Finanzrechts. Und zwar aus einem doppelten Grunde. Es ift zunächſt ein 
Grundzug des preußiichen Communalweſens, im vollſten Unterſchiede von England, 
daß die Communen im weiteften Umfange die Grenzen ihrer Competenz ſich 
felbft beftimmen, und daß demgemäß faft überall die fog. facultativen Ausgaben 
die geſetzlichen weitaus überfteigen. Diefer Grundfat gilt auch keineswegs blos 
für die Einzelgemeinden, ſondern auch, mit Ausnahme der Amtsgemeinden in 
ben meiften Provinzen, für die Communen höherer Ordnung, insbejondere 
für die Kreife; und zwar hat man fich bei der Berathung der Kreisordnung 
mit vollem Bemußtfein für venfelben erklärt, wie die Ablehnung des Migquel- 
daskerſchen Antrages und die bei diefer Gelegenheit ftattgefundene Debatte des 
Näheren erweift, obgleich dadurch die Gefahr nicht ausgejchlofien ift, daß die 
Einzelgemeinden, namentlich die Landgemeinden, im Laufe ber Zeit an ihrer bi 
berigen Competenz Einbuße erleiden können. 
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Dazu kommt nun noch, daß ein zweiter ebenſo durchſchlagender Grundſatz 
des preußifchen Communalweſens der ift, daß die Bildung der communalen Or- 
gane durchweg auf Cenſus und Claffeneintheilung beruht, wie denn das ſog. 
Dreiclaſſenſyſtem bekanntlich zuerft nicht auf jtaatlihem, fondern auf communalem 
Boden entftanden ift, und wie auch die Zuſammenſetzung der neuen SKreistage, 
umd damit indirect der Provinziallandtage durchaus auf einer Intereflenvertretung 
berubt. (Das Nähere darüber in meiner Abhandlung über das Verwaltungs- 
recht, in v. Holgendorff’8 Encycl. I. Dritte Auflage 1876.. Es bedarf nun aber 
feiner näheren Ausführung darüber, daß man ſolche Interefienvertretung der äu- 
Berften Verſuchung außjegen würde, wenn man fie nicht bloß darüber entfcheiden 
laſſen wollte, für melde Zwecke communale Mittel verwendet werben, ſondern 
auch darüber, nad) welchem Maßſtabe diefe Mittel aufgebracht werben follen. 
Es braucht dabei keineswegs an bewußt eigennütige Motive gedacht zu werben, 
ed fehlt ſolchen localen Vertretungsförpern einfach diejenige Erhebung über die 
Claſſenintereſſen, diejenige Yäuterung des Charakter und des Geiftes, die in 
der Volksvertretung ſelbſt dann vorhanden zu jein pflegt, wenn fie gleichfalls 
nad Cenſus und Glafjeneintheilung gewählt fein follte. Jedenfalls aber iſt es 
eine Thatfache, für welche Gneift auf der Tribüne des Abgeordnetenhauſes in⸗ 
tereffante Belege beigebradit hat (Sitzung vom 3. Mat 1861, ©. 1041; ber 
läufig aud in der Sigung vom 9. November 1869), daß in zahlreichen Fällen 
die Majorität der Bevölkerung und demgemäß der Bertretungslörper es durch 
zufegen gewußt bat, daß die communalen Taften, trog des beftehenden ftaatlichen 
Aufſichtsrechts, auf die- Schultern der Minorität, und zwar ohne alle innere 
Begründung, abgemälzt wurden. 

Damit ift nun aber keineswegs gejagt, daß ein Communalfteuergefeg mit 
fouverainem Abfolutismus einheitliche Normen für Stadt und Land, für Einzel 
gemeinden uud für Communen höherer Ordnung feftzufegen hätte. Es ergiebt 
ſich vielmehr won felbft, daß ſchon die Berichtedenheit der Aufgaben, die Ber: 
Ichievenheit der Vermögensverhältniſſe der Bevölferung in den verſchiedenen Yandes- 
theilen eine derartige Uniformität von vornherein verbieten. 

Es ift aber ferner eine Ilufion, wenn Jemand glauben jollte, daR trog 
noch fo forgfältiger Specialifirung eines ſolchen Geſetzes die Communalfteuer: 
erhebung jemals zu einer bloßen Geſetzesanwendung gemacht merben könnte. 
Bielmehr ift unter allen Umftänden ſowohl den Berwaltungsbehörben ein gewiffes 
discretionaires Ermefjen, wie auch den communalen Organen ein gemifjes Gebiet 
freier Selbftbeftimmung zu belaffen, jo daß aljo Normalregulative, Gemeinde: 
befchlüffe und Vermaltungsentfcheidungen zwar gegen früher eingeichräntt, aber 
keineswegs ganz bejeitigt werden können. 

Es gehört zu den fehmwierigften Aufgaben der Gefeggebung, dieſe Grenzen 
überall richtig zu ziehen. 


N. 


Die wichtigfte Frage in Bezug auf den Inhalt eine8 Communalſteuer⸗ 
Gefeges ift nun offenbar die, ob in demjelben ein eigened vom faatlichen Steuer 
inftem abweichendes Communalfteuer-Syftem aufgeftellt werben joll, oder ob das 
Syſtem communaler Zujchläge zu den Staatöfteuern genügt. 
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Ein beſonderes Communalſteuerſyſtem erſcheint nur Dann gerechtfertigt, 
wenn fich erftend eine Welensverjchiedenheit von Staat und Commune, und wenn 
fich zweitens ein Steuerfuftem nachweiſen Tieße, welches diefem vom Wefen des 
Staats abmeichenden Wejen der Commune völlig adäquat wäre. 

Beides aber läßt fich nicht nachweiſen. 

1. Was zunächſt das Verhältniß von Staat und Commune betrifft, jo 
ergiebt fih, wenn man dabei abfieht von Zuſtänden, wie fie der Theorie nad) 
vielleicht fein Jollten, aber nicht find, und Lediglich aus den gegebenen Verhält: 
nifjen des preußiſchen Rechtszuſtandes heraus argumentirt, Folgendes: 

Die Wirkfamteit des Staates erftredt ſich zunächſt mit Ausichluß der Ge— 
meinden auf das gelammte Gebiet der Gefeßgebung, indem das den communalen 
Verbänden velegirte Recht ftatutarifcher Anordnungen bei der ausnahmslos 
vorbehaltenen ftaatlihen Genehmigung lediglich als ein unmaßgeblicher Bor: 
Ihlag fi darftelt. Die Wirkſamkeit des Staated ift aber im Prinzip eine 
ebenjo ausfchließlihe auf meiten Gebieten der Verwaltung, insbejondere auf 
ben Gebieten der auswärtigen Verwaltung, Des Heerwejend und der Juſtiz. 
Mit diefen Dingen haben die Communen entweder gar nichtd oder doch mur 
in der Stellung von untergeordneten Hülfsorganen des Staate® zu thun, 
indem fie etwa zu einer Mitwirkung bei der Verwaltung des Heerweſens Durch 
Die Führung der Militär-Stammrollen, durch Theilnabine am Aushebungs- 
geichäft, bei der Vertheilung der Einquartterungslaft, und indem fie ebenfo zu 
einer Mitwirkung bei der Vermaltung des ftaatlihen Finanzweſens durch Theil- 
nahme an der Veranlagung und Erhebung der Staatöfteuern, übrigens bei ben 
verfchiedenen Steuerarten in verjchtedener Weife, berufen find. 

Neben dem erwähnten giebt e8 nun aber noch ein weites Gebiet öffentlicher 
ZThätigfeit, welches zwar erft auf den höheren Stufen ftaatliher Entwidlung zur 
Ausbildung gefommen tft, aber doch troß aller dagegen erhobenen Einwen- 
dungen täglich fi ausbreitet. Das ift das Gebiet der inneren Verwaltung, 
und das ift zugleich dasjenige Gebiet, auf welchem neben dem Staate die Ge— 
meinde in wejentlich ebenbürtiger Stellung zur Erjcheinung gelangt. 

Verſuchen wir zunächſt, den Begriff diefer inneren Verwaltung feitzuftellen. 

So zahllos auch die verſchiedenen Zweige derfelben find, und fo mannigfaltig 
die ın dieſen verſchiedenen Zweigen entwidelte öffentlihe Thätigkeit ift, ſo er: 
ſcheint doch Eins als gemeinfam. Es Handelt ſich dabei überall zunächſt um bie 
Förderung der Einzelperſönlichkeit durch die Kräfte der Geſammtheit, und zwar 
da, wo die Kräfte der Einzelnen für ſich nicht ausreichen würden, um die im 
Weſen derſelben liegende Entwicklung und Vervollkommnung zu erlangen. Es 
iſt dabei gleichgültig, ob dieſe öffentliche Fürſorge mehr in negativer 
Hinſicht ſich außert, in der Abwendung von Gefahren, welche den Einzelnen 
ans dem Thun der Menſchen, aus den Kräften der umgebenden Natur be» 
drohen, oder ob fie in mehr pofitiver Weiſe die Mittel individueller Fort⸗ 
bildung darbringt. Darauf beruht in legter Inftanz alle Sicherheitöpolizei, 
alles Geſundheitsweſen, von der Hinderung fog. gefährlicher Anlagen und ungejunder 
Wohnungen an bis zum Impfzwang, zur Kanalıfation, zu den Borbeugungsmitteln 
gegen anftedende Kranfheiten bei Menſchen und Thieren; darauf beruht Das ge= 
ſammte Communicationswefen, die Herftellung von Verkehrsmitteln und Verlehre- 
anftalten der verfchiedenften Art; Darauf beruht alle öffentliche Fürſorge für bie 


Urprobuction, insbeſondere die Waldwirthichaft und den Bergbau, fir bie Induftriz, 
insbeſondere die Fabrif- und MWaffergejetgebung, für den Handel, insbejondere 
das Münz:, Maaß- und Gewichtäwefen, darauf beruht die Unterftügung von 
Hulfsbeduürftigen, das gefammte UnterrichtS- und Bildungsweſen und vieles Andere. 

Wenn man num weiter fragt, wie fi der Staat und die Commune in 
dieſe öffentliche Fürſorge theilen, jo ift unendlih oft, namentlid aber von den 
Vertretern der ſog. deutichen Freibandelsichule, in Zeitfchriften und auf volls- 
wirthichaftlichen Congreſſen behauptet worden, daß die Gemeinde lediglich ein wirth⸗ 
Ichaftliher Verband, eine öconomiſche Gruppirung ſei (oder wie Einige vorfichtiger 
fih ausdrückten, wenigftend fein folle), daß fie demgemäß darauf beichränft jet, 
zwifchen ihren Angehörigen „vie Arbeit ohne Transport zu theilen”, daß fie de- 
gegen eine „ethifche Seite durchaus nicht habe, und keine einzige Ausgabe leiſte, 
welche nur der tvealen Gefammtheit zu Gute komme‘. 

Es ift num ganz unverlennbar, daß die fämmtlichen Funktionen der inneren 
Bermaltung ſich entweder auf die perfönliche oder auf die wirthichaftlihe Ent: 
widlung des Einzelnen beziehen, und daß alſo die innere Verwaltung ent: 
weder die materiellen oder die idealen Interefien des Einzelnen fördert. Indeſſen 
daraus ergeben fih doch zunächſt nur zwei intellectuell von einander geſchiedene 
Gebiete. Diefen Unterjchied aber jofort in die Praxis zu übertragen, und da⸗ 
nach die Competenzgebiete von Staat und Gemeinde abzugrenzen, verbietet ſich 
zunädjft jchon wegen der großen Unbeftimmtheit des hier vorliegenden Einthet- 
lungsprinzipgs. Denn was beißt Ichlieglich wirtbichaftlihe Entwidlung und 
wirtbichaftliher Verband? Es beruht Lediglich auf Convenienz, ob man Canalı- 
ſation, Nachtwachweſen und vergl. der wirtbichaftlihen oder der fonftigen Ber- 
waltung, insbefondere dem Sanitätsweſen, der Sicherheitspolizei, zuſchieben will, 
und es läßt ſich bei einigem guten Willen geradezu Alles auf den wirthſchaftlichen 
Factor veduciren. 

Ein Blid auf die Wirklichkeit zeigt aber vollends, daß nach dieſem Principe 
die Abgrenzung des Wirkungskreiſes zwiſchen Staat und Commune nicht erfolgt üt. 

Denn auf der einen Seite, jo umfaffend auch die wirthſchaftlichen Auf: 
gaben find, weldye den communalen Berbänten höherer und niederer Ordnung 
durch Die Fürforge für Beleuchtung und Straßenreinigung, für Feuerlöſchweſen, 
für die Herftellung von Wegen und Chauffeen obliegen, jo verfolgt doch ver 
Etaat gleichfall8 den Zweck, „das Zuſammenleben einer größeren Anzahl vea 
Menſchen möglichft bequem und vortheilhaft zu machen“, die Einzelwirthichaften 
in Erfüllung ihrer materiellen Aufgaben zu unterftügen. Das Berfahren der 
früheren franzöfiihen Regierung, weldye mehreren Privatcompagnien das Rech: 
der Ausbeutung der Kanäle zu dem Zwecke mit erheblichen Opfern abfaufte, um 
Die Transportfoften der Steinfohlen zu ermäßigen, deren Einfuhrzell kurz vorher 
durch den englifchen Handelsvertrag herabgeſetzt mar, ſteht doch keineswegs ver: 
einzelt da. Vielmehr handelt jede Regierung, welche auf die Gefahr eines Te: 
ficits hin und trotz eines Deficits Canäle, Eiſenbahnen, Poft: und Telegraphen⸗ 
anſtalten herſtellt, welche ſog. productive Ausgaben, etwa für Meliorationen, für 
Förderung der Forſteultur, für Pferdezucht, für die Anlage von Häfen auf dat 
Budget bringt, und melde wohl gar für dergleichen wirthſchaftliche Anlagen 
Staatsſchulden contrahirt (und befanntlih find unjere Staatöfchulden entweder 
Kriegs-, reſp. Mobilmahungs- und Marinefhulden, oder Eiſenbahnſchulden) prin: 
cipiell ganz ebenfo. 
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Und auf der andern Seite, jo mannigfaltig und bedeutungsvoll gerade die= 
jenigen Aufgaben des Staats find, die ſich auf das rein perjönliche Leben feiner 
Angehörigen beziehen, jo tft doch audh die Commune in umfaflendem Maße 
dabei betheiligt; insbejondere beim .„Schulwefen. Es thut Nichts, daß jede 
öffentliche Thätigfeit auf diefem Gebiete von einigen Heißfpornen der fog. deut- 
Ihen Freihandelsſchule perhorrescirt wird, daß auf einem volfSwirthichaftlichen 
Congreſſe die Anſicht aufgeftellt werden konnte, die Eltern der Schulfinder follten 
gerabe ſoviel Schulgeld zahlen, als zur Erhaltung der Schule nothwendig jet, 
ebenjo wie diejenigen, welche Badwaaren eſſen wollten, diefelben bezahlen müßten. 
Trogdem giebt niht nur der Staat, fondern geben auch die Gemeinden große 
Summen fir das Schulweſen aus, die Gemeinden weit über ihre gefetzliche 
Verpflichtung hinaus, indem fie faft überall die Sorge für die Volksſchule der 
Edhulfocietät abgenommen und auf das Communalbudget übertragen baben, 
indem vielfach Gymnaſien und Realſchulen aus communalen Mitteln gegründet 
find und in Berlin gegenwärtig die Abficht befteht, verhältnigmäßig bedeutende 
Summen für dad Schulaufſichtsweſen auf den Etat zu bringen. Die Gemein: 
den find aber auch neuerdings beim Vormundſchaftsweſen betheiligt worden, in- 
dem das Inſtitut der Waifenräthe gejelich zu dem ausgeſprochenen Zwede ein: 
geführt ift, um ben Gemeinden mit Nücicht auf ihr erhebliche8 Intereſſe an 
der Erziehung ihrer künftigen Mitglieder eine Mitwirkung bei der Führung der 
Vormundſchaft zu verichaflen; die Waifenräthe find injofern geradezu die Vertreter 
der Communen, wiederum aber erwachſen dieſen Ießteren daraus erhebliche Auf: 
wendungen. Sie find ebenfo bei der Führung der Standesregifter betheiligt. 
Sie haben endlih die ausfchließlihe Fürjorge für Hülfsbedürftige, wenn biefe 
fi) auch zwiſchen Communen höherer und niederer Orbnung theilt; das Armen: 
weſen kann doch aber nicht füglich der fog. wirtbichaftlichen Verwaltung zuge: 
ſchrieben merden, am wenigften auf dem Standpunfte der deutſchen Freihandels- 
ſchule, e8 würden fi daraus in der That eigenthümliche Confequenzen ergeben. 

Das Refultat ift demgemäß Folgendes. So wenig ed gerechtfertigt werden 
fann, wenn man die Gemeinde den Staat im Kleinen, den Mikrokosmos des 
Staated oder den Localſtaat genannt hat, da bie Yunctionen des Staates un: 
endlich umfafjender find, als die Yunctionen der Commune, fo befteht doch auf 
demjenigen Gebiete, auf welchem die Commune eigentlidy allein ſich geltend macht, 
auf dem Gebiete der inneren Verwaltung eine Gleichartigfeit der Aufgaben, und in: 
jofern auch eine Wefensgleichheit von Staat und Commune, fo daß innerhalb 
diefed Gebiete® im Allgemeinen Alle, was die Gemeinde beforgt, aud der 
Staat beforgen fönnte, und umgelehrt. 

Das Princip für die Abgrenzung von Staat und Gemeinde kann alfo nur 
das fein, daß der Staat diejenigen Functionen zu übernehmen bat, welche überall 
möglihft gleihmäßig ausgeführt werden müffen, die Kommune dagegen diejenigen, 
welche zunächſt nur die Localität berühren, und melde, je nachdem die Bedürfniſſe 
größer oder geringer, die Mittel reichlicher oder fnapper find, in verfchiedener 
Weiſe hergeftellt werben können. 

Daraus ergeben fi) aber Confequenzen in einer doppelten Richtung. 

Es dürfen nämlich einerjeitS nicht jolde Aufwendungen, welche das Staats- 
ganze betreffen, auf die Communen abgemälzt werden. So fehr e8 aud in den 
Verhältniſſen Tiegt, daß der Umfang der öffentlihen Thätigkeit und damit auch 
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der öffentlihen Abgaben ftetig zunimmt, und zwar nicht blos relativ, ſondern 
abfjolut, über die Zunahme der Bevölkerung und die Entwertbung de Geldes 
hinaus, jo wenig läßt e8 ſich doc rechtfertigen, daß die Communalbudgets und 
Communalfteuern jehr viel erheblicher zunehmen, als die Staatsſteuern 
und Die Staatsbudgetd. Ein ſolches Syſtem übertriebener finangieller 
Decentralifation überlaftet die ärmeren Gemeinden und hat zur Folge, daß 
die Communalfteuern wie Meatrifularbeiträge, daß fie fopffteuerartig wirten. 
Es ift doch keineswegs ein gejunder Zuftand, wenn ſchon jegt, nad den Er- 
mittelungen Neumann’d, die Staats- und die Communaljteuern der öftlihen und 
der weftlihen Provinzen, aljo der ärmeren und der reicheren Yandestheile, um 
umgefehrten Verhältniffe zu einander ftehen, daß alſo deſto mehr Communal- 
fteuern erhoben werden müffen, je geringer die Ergebnijje der Staatäfteuern find. 
Man gelangt auf diefem Wege chlieglih zu dem Syſteme der Kleinſtaaterei, 
mit dem Unterjchiede, daß die Kleinftaaten in der Zeit vor der Gründung des 
Norddeutſchen Bundes fid, der Sorge für zahlreiche Staatsaufwendungen gänzlich 
überhoben, und dadurch in den Stand gejegt waren, ihre finanzielle Kraft vielfad 
an Aufgaben zu feten, welche ftreng genommen zur Competenz der Communen 
niederer oder höherer Ordnung gehört hätten. 

Im Einzelnen können natürlich über eine folche Grenzregulirung die erheblichiten 
Zweifel obwalten. Es fann inöbefondere z. B. darüber geftritten werden, ob 
der bisher beobachtete Grundfag, wonach die Unterhbaltungslaft der Volksſchule 
in erfter Linie nicht dem Staate, jondern den Gemeinden im den Tandrectlichen 
Gebieten principiell den fog. Schulfocietäten) obliegt, fo unanfehtbar daſteht, wie 
man häufig annimmt. Denn es ift doch unverkennbar, daß eine möglichft gleich 
mäßige Ertheilung folgen Unterrichts im Intereſſe des Staatsganzen Liegt, 
während bie Gemeinden durd die Beſchaffung der dafür erforderlichen Drittel 
in ſehr verjchiedener Weile belaftet werden, je nad der Yeiftungsfähigfeit der 
Einwohner. Es muß aber dieſer Gegenftand um fo mehr bier zur Sprache 
gebracht werben, als fürzlich in einer hervorragenden PBarteifchrift die Behauptung 
aufgeftellt worden ift, daß, gerade umgekehrt, bei der Uebernahme der Schul: 
unterhaltungsfoften auf ven Staatsjädel, die ärmeren Gemeinden, aljo namentlich 
die Yandgemeinden gegenüber den Städten, jchlechter wegfommen würden, als 
bisher. Hier Liegt doch ein ganz offenbarer Irrtbum zu Grunde ‘Denn wenn 
auch wirklich die Yandgemeinden eine geringere Gejammtleiftung für das Schul: 
weſen aufzumeilen haben, als die Städte, fo kann body daraus nicht gefolgert 
werben, daß nun bei einer Uebernahme diefer Leiftungen auf die Staatöcafie 
bie Yandgemeinden flärfer, Die Städte aber ſchwächer herangezogen würden, als 
nad) dem jegigen Eyſiem. Denn dabei liegt doch die Vorſtellung zu Grunde, 
als ob unjer ſtaatliches Steuerſyſtem auf einer Repartition an die Gemeinden 
berubte. So jehr nun aber die Idee der fog. Quotiſation, mit Rüdfiht auf 
die dermaligen Ungleichheiten der Grundſteuer in ben verjchtedenen Provinzen, 
bet der Feitftellung unſeres jegigen Steuerſyſtems in den Verhandlungen ber 
Jahre 1817— 1820 das Staatsminiſterium und den Staatsrath befchäftigt Bat, 
jo ıft man doch ſchließlich, und zwar hauptſächlich im Intereſſe der Staatseinheit, 
von einer berartigen Aufbringungsweiſe des Staatsbedarfs gänzlid, zurüdgefom- 
men. Der Staat legt doch keineswegs, wie jene Argumentation ſtillſchweigend 
vorausſetzt, ſeine Beiträge in der Weiſe auf, wie ſich die Communen höherer 





Ueber die Frage der Commumnalbefteuerung. 83 


Dronung die ihrigen von den Communen niederer Ordnung verjchaffen, wobei 
es häufig an einem feften Steuerſyſtem gänzlich fehlt, Die Aufbringungsweife 
vielmehr den Unterverbänden anbeimgeftellt bleibt. Die Staatöbefteuerung 
erfolgt durch birecte Beftenerung der einzelnen Staatsangehörigen, nad) dem 
Syſteme der Individualbeſteuerung und nit nach dem der Contingentirung. 
Es ſpricht aljo alle Wahrfcheinlichkeit dafür, daß jede Uebernahme einer bis- 
berigen Communallaft auf den Staat gerade die Einwohner der Landgemeinden 
liberiren würde, da in den Städten auf den Kopf der Bevölkerung ein 
durchſchnittlich höherer Betrag von Staatöfteuern fällt. Es handelt fich bier 
um eine äußerſt jchwierige Frage, die aber Dadurch der Löſung um feinen Schritt 
näher geführt wird, daß man fi bemüht, die finanziellen Refultate der einen 
oder der andern Methode geradezu auf den Kopf zu ftellen. 

Ebenjowenig dürfen jedoch auf der andern Geite folde Aufwendungen, 
welche im Wefentlichen nur den Iocalen Verband berühren, aus der Staatscaſſe 
befriedigt werben. ine ungeredhtfertigte finanzielle Sentralifation findet aber 
nicht 6108 dann ftatt, wenn das Staatsbudget fürmliche PVofitionen für Wegebau 
und vergl. enthält, die je nah Bedürfniß, und namentlih je nad dem Maße, 
wie ein ſolches Bedürfniß fich geltend zu machen weiß, auf die einzelnen Landes- 
theile vertheilt werden, ſondern aud dann, wenn überhaupt aus der Staatscaffe 
an die Tocalverbände materielle Mittel gewährt werden. Eine wirkliche finanzielle 
Decentralifation ift nämlich nur vorhanden, wenn mit der Entlaftung des Staats 
in Bezug auf den Wegebau u. ſ. w.. und mit der Ermeiterung der Selbft- 
verwaltung, insbeſondere der provinziellen Selbftverwaltung, auf ſolchen Gebieten 
nicht etwa ein Syſtem ftaatliher Dotation, ſondern ein Syſtem von Steuer- 
erlafien, oder die Ueberweiſung gewiſſer Steuerarten, etwa ber Grund» und 
©ebäudefteuer, ganz oder theilmeife verbunden wird. Denn e8 ift doch ar, daß 
die Provinzen ihre Anftalten und Einrichtungen mit ihren eigenen Mitteln nur 
in dem Falle bezahlen, wenn der Staat in dem Augenblide, wo er ſolche Aus- 
gaben aus feinem Budget in das Propinzialbudget überträgt, ſich darauf be- 
ſchränkt, in demſelben Maße weniger Steuem zu erheben, nicht aber in dem 
Falle, wenn bie einzelnen Provinzen nad) wie vor dafjelbe Steuerquantum (ein 
Stenerquantum nad) dem früheren Procentjage) aufzubringen haben, und ver 
Staat aus der Geſammtheit folder Steuererträgnifie den Provinzen Beihülfen 
gewährt. Sofern man nämlich bei der Vertheilung einer ſolchen Dotation nicht 
den Maßſtab der bisherigen Steuerleiftung zu Grunde legt, was im Refultate 
auf jenes erfte Shitem binausfommen würde, jofern man vielmehr den Mafftab 
des Beblrfniffes zur Anwendung bringt, fo ergiebt fih mit unbedingter Noth- 
wendigfeit das Refultat, daß eine Dotirung der weniger fteuerfähigen und we- 
niger fteuerzahlenden Provinzen durch die ftärker befteuerten und veicheren erfolgt. 
Und zwar ift e8 dabei von verhältnigmäßig untergeorbneter Bedeutung, ob 
man die Abmefjung des Bedürfniſſes nad dem Mafftabe des Flächeninhalts, 
oder nad dem Maßſtabe der Bewölkerungsziffer, oder nah dem combinirten 
Mafftabe von Land und Leuten vornimmt. 

Nun ift es ja richtig, daß ein ſolches Dotationsſyſtem in einem gemilfen 
Maße der Idee der ftaatlihen Zufammengehörigfeit ent|pricht, der Idee, daß Die Ge- 
ſammtheit mit ihren Mitteln da einzutreten babe, wo ein Bedürfniß vorbanden 
ft, die Leiſtungsfähigkeit aber nicht ausreicht. Aber eine richtige Finanzirung 
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der Celbftverwaltung ift ein ſolches Syſtem trogdem nicht, denn man könnte auf 
diefem Wege meiter gehend fchlieglich dahin kommen, ſämmtliche Communalfteuern 
in eine einzige Maſſe zu werfen, und aus vieler nah Bedürfniß Dotationen 
zu vertheilen. 

2. Es läßt fih nun aber ferner kein Steuerſyſtem nachweiſen, weldes 
dein Begriffe der Gemeinde im Unterſchiede vom Staatöbegriffe vollftändig ent- 
Iprehen würde. Denn wenn auch im Allgemeinen zugegeben werden mag, daR 
das Ideal des communalen Zteueriuftemd auf dem Principe von Leiftung und 
Gegenleiſtung beruhen würde, weil in der That die weit meiften Aufwendungen 
der Gemeinde weniger der Staatöperjönlichfeit, als den Einzelperjönlichkeiten zu 
Gute fommen, und wenn man fi dafür ſogar auf eine beiläufige Aeußerung des 
Miniſters des Innern und der Bolizer von Rochow berufen kann, der in einem Kefcripte 
einmal ausgeſprochen bat: „Die Communalabgaben find nur eine Gegenleiftung 
der Einwohner für dasjenige, was die Commune ihnen leiſtet“ (Minift.=BL 
1840, ©. 9), jo ergiebt ſich doch bei einer Prüfung der auf jener Grundlage 
ruhenden communalen Beſteuerungsſyſteme, daß Feines derſelben feinem Zwecke 
aud nur annähernd entipridt. 

Am entiprechenpften wäre dem Grundfage, daß die Communalfteuern nur 
Gegenleiftungen für die von der Commune gewährten Vortheile fein follen, 
offenbar das Gebührenfuftem. Und es foll keineswegs verfannt werden, daß | 
dieſe Art der Laftenvertheilung wie im Staate jo vorzugsmweife in der Commune 
ihr volles Recht bat. Denn jo ſehr aud die Idee des Socialismus dem Staate 
und der Commune immanent ift, jo daß aljo auf der einen Seite Wohlthaten 
gefpendet und auf der andern Seite Opfer verlangt werben, ohne daß eine 
Correlation von Wohlthaten und Opfern überall durchzuführen ift, jo kann Ä 
doch andererjeit8 auch nicht verfannt werden, daß diejenigen Einzelwirtbichaften, | 
welche von ftaatliben und communalen Anftalten und Leiftungen einen ummit- | 
telbaren Vortheil haben, auch zunäcft verpflichtet find, die Dadurch entftandenen 
fpeciellen Koften zu tragen, und zwar nicht bloß dann, wenn diefe communalen 
Anftalten und Leiftungen mehr auf dem Boden der Privatwirtbichaft ftehen, wie 
in dem alle, wenn e8 fih um communale Gas- oder Wafleranftalten handelt, 
fondern auch dann, wenn Anftalten und Leiftungen öffentlicher Natur in Frage 
fommen, jo daß alfo namentlich Schulgelver und Wegegelver vollauf gerecht: 
fertigt find. Aber es ıft doch auf der andern Seite ebenjo klar, daß eine con- 
fequente Anwendung dieſes Gebührenſyſtems die größten Unbequemlichkeiten hervor: 
rufen, daß ferner Staat und Commune ihren eigentlichen Charakter gänzlich 
verlieren und in lauter Einzelbeziehungen ſich auflöfen würden, und daß endlich 
nicht blos der Staat, jondern auch die Commune gewiſſe Seiten ihre Wirkungs⸗ 
kreiſes darbieten, die fih auf ſolche Weife gar nicht auflöfen laſſen. 

Wenn man nun genöthigt ıft, im Gegenfag zum bloßen Gebührenfuftem 
ein allgemeines Steuerprinctp zu Grunde zu legen, fo ift als ideale Communal⸗ 
feuer vielfach die Grundfteuer bezeichnet worden, indem man wiederum vom 
Stantpunfte des ausſchließlich wirtbfchaftlichen Charakterd der Gemeinde aus 
diefe al8 einen Verband hinftellte, „bei dem alle Vortheile des gemeindlichen 
Zufammenwohnens und gemeinfchaftlichen Wirthihaftens fih in Grundeigenthum 
kryſtalliſiren und confolidiren“. 
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Es ſoll nun in keiner Weife verfannt werben, daß ein großer Theil der com⸗ 
munalen Aufwendungen, und zwar namentlich auf dem Lande und auf den hö— 
heren Stufen des communalen Organismus, vorzugsweile auf der Stufe des Kreifes 
zu Gunften des Grundeigenthums geichieht. Und es ift außerdem der Umftand 
nicht zu unterfchägen, daß bei einer derartigen Objectfteuer, bei der e8 alfo auf 
die Perfon des Eigenthümers gar nicht ankommt, alle jene Schwierigkeiten hin- 
wegfallen, welche namentlich bei einer communalen Eintommenfteuer in Bezug auf 
die Heranziehung ber Forenſen, die Befteuerung der juriftiichen Perfonen entftehen. 

Indeſſen läßt fich doc) die Behauptung, daß die Gemeinde eine Affociation der 
Orundbefiger zur Hebung und Melioration des Grundbefiges fei, mit einigem Scheine 
von Ernſthaftigkeit jelbft dann nicht durchführen, wenn man, den Blick von der Wirf- 
lichkeit abwendend, die Gemeinde für einen bloßen Wirthichaftswerband erklärt. Denn 
die Beziehung der meiften communalen Aufwendungen, ſelbſt derjenigen, welche blos 
materielle Zwecke verfolgen, zum Grundbeſitze ift eine jo entfernte, Daß ınan mit viel 
größerem Rechte jagen kann, daß fich die bejonderen BVortheile und demgemäß auch 
die befonderen Laſten des Grundbeſitzes recht gut bei Gelegenheit der Wegeordnung er= 
ledigen ließen. Noch viel weniger aber ift jene Behauptung dann durchzuführen, wenn 
man fich die heutige Gemeinde vergegenmwärtigt, wie fie wirklich tft, wenn man na= 
mentlid an die verwidelten Aufgaben einer größeren Stadtgemeinde denkt. 
Es iſt daher in hohem Maße bezeichnend, daß ein ſehr hervorragender Vertreter 
der deutfchen Freihandelsſchule eine weit ausholende Entwidelung über die Ge- 
meinde als Wirthichaftsverband und über die Grundfteuer ald einzig richtige Com- 
mimalfteuer in äberrafchenpfter Weile mit der Erflärung ſchließt, daß die Steuern 
für Kirchen- Armen und Schulweſen ihre abgeſonderte Behandlung erheifchten. 

Aber jelbft dann, wenn die Grundfteuer theoretiih in viel erheblicherem 
Mafe, als das wirflich der Fall if, die richtige Communalfteuer wäre, jo könnte 
doch von einer vorzugsweiſen Heranziehung des Grundbefige® zu den Gommunal- 
often fo lange nicht die Rede fein, als derfelbe zu den Staatslaften gleichfalls 
vorzugämeife herangezogen wird. Auf Grund einer Deduction, welche auf der 
Beriiedenheit von Staat und Communen berubt, kann unmöglich die Grund— 
fteuer zugleich die richtige Communalfteuer und die richtige Staatöfteuer fern; 
eine ſolche Deduction würde geradezu mit fich ſelbſt in Widerfpruch treten; viel- 
mehr wäre die Grundfteuer als Staatäftener in mindeſtens demſelben Maße 
zu verwerfen, wie fie als Communalfteuer gerechtfertigt werben könnte. Es ift 
doch in der That nicht einzufehen, warum der Grundbefig als ſolcher beſonders 
belaftet werden fol zu Gunften von Aufwendungen, welde die Staatsperſönlich- 
feit als ſolche erheifcht, oder welche zwar den Einzelwirtbichaften, aber der Land⸗ 
wirtbichaft gerade am allerwenigften zu Gute fommen. Die ftaatlihe Grund» 
fteuer ıft einfach Hiftoriich zu erflären. Niemand würde auf den Einfall kommen, 
fie heutzutage neu aufzulegen; fie ftammt eben aus einer Zeit, wo das Na— 
tionalvermögen weſentlich im Grundeigenthum aufging, alles Einkommen in der 
Hauptfache dieſer Quelle entfprang; fie iſt um Grunde ein mittelalterlicyer 
Anachronismus. Die Grundfteuer als hiftorifche Größe ſoll reipectirt werben; 
ih meinerfeitö vermag mich den auf Abſchaffung derjelben gerichteten Beitrebungen 
jelbft dann nicht anzufchließen, wenn fie ohne seven agitatoriichen Beigeſchmack 
mm von der wifjenichaftlichen Tendenz nach Abſchaffung ver ſog. Ertragfteuern 
getragen werden. Ein derartiger Schritt wäre einfach zu radical. Daß tft 
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gewiß ein fehr erheblicher, aber in der That auch der einzige Grnnd. Dagegen 
vermögen die aus der angeblichen Natur der Grundſteuer als Reallaft ber- 
genommenen Erwägungen ebenjowenig etwas zu bemweifen, wie die aus demfelben 
Arfenal gegen die Aufhebung der’ Grunbfteuerbefreiungen entlehnten Argumente 
etwas Weberzeugenves hatten. 

Jedenfalls iſt doch fo viel vollkommen flar, daß es nicht angeht, die Grund- 
ftener als ideale Communalſteuer zu poftuliren, ohne die mindefte Rüdficht 
Darauf zu nehmen, daß diejelbe, und zwar in ſehr bedeutender Höhe, vom Staate 
bereit8 in Beſchlag genommen if. Wenn es aljo ſchon als ein Unrecht be- 
zeichnet werben muß, daß zu den allgemeinen Staatslaften der Capitalift blos 3 
Proc. Einfommenfteuer, der Grundbefiger aber außer den 3 Proc. Einkommen- 
fteuer noch 10 Proc. Grundfteuer zu entrichten hat, und wenn die Unrecht noch 
Dadurch gefteigert wird, daß bei der Einkommenſteuer nur das fchuldenfreie, bei 
der Orundfteuer aber das mit Schulden belaftete Einkommen befteuert wird, fo 
würden ſich doch diefe Ungerechtigfeiten no ins Unendliche fteigern, wenn 
nun auch bei der Commumnalbefteuerung der. Grundbefig in erfter Linie heran⸗ 
gezogen werden follte; der Grundbefiger könnte dann nicht zu einer Geſammt⸗ 
befteuerung von 26—30 Proc. und bei namhafter Verſchuldung noch zu ehr 
viel höheren Procentfägen gelangen, während der Capitalift ſtets auf 3 Proc. 
ſtehen bliebe. Dean muß eben von vornherein davon Abftand nehmen, em 
Communalſteuerſyſtem rein auf principiellen Grundlagen — und wären biefelben 
noch fo unanfehtbar — aufzubauen, wenn daneben ein ſtaatliches Steuerſyſtem 
beſteht, welches ohne rationelle a rein hiſtoriſch fich gebilvet hat. 
Sp lange man alfo nicht gewillt ift, das beftebende ftaatliche Steuerſyſtem im 
Sinne einer Ueberlaffung der Grund- und Gebäubefteuer an die Communen 
von Grund aus zu reformiren, kann von der Grundſteuer ald ſpecifiſcher Com⸗ 
munalfteuer feine Rede fein. In dieſer Hinficht ift übrigen® auch Die auker: 
orbentlih geringe Anwendung der Grundftener als Communalfteuer im bisherigen 
Syſteme der communalen Steuer-Autonomie bezeichnend, indem nad den Nach⸗ 
weilungen Neumann's (Ertragfteuern oder perfönlicde Steuern, reiburg 1876, 
©. 102 f.) die weit meiften Städte ihren Bedarf entweder ausſchließlich oder 
Doch zum größten Theile durch Einkommenfteuern gededt Haben, während als 
Ergänzungäftenern weit weniger Grund- und Gebäudefteuer, al8 vielmehr Woh- 
nungs- und Miethöftener vorkommen, die eigentlid den Charakter von Einkommen: 
und Gemerbefteuern haben, und in den feltenen Fällen, wo Grund: und Ge 
bäudefteuer erhoben werden, fie gegenüber jenen andern Steuern faft ganz 
allgemein von jehr geringem Betrage find. 

Ih kann mid nun auch ungeachtet der Autorität von Gneiſt nicht Davon 
überzeugen, daß dies Syſtem für England das Richtige fer, und nod viel we 
niger davon, daß daſſelbe für und anmendbare Grundfäge enthalte. 

Es bezieht ſich nämlich allerdings die englifche local taxation lediglich auf 
den fichtbaren Realbefig im Kirchipiele nach jährliher Einſchätzung. Und zwar 
werben durch derartige Localfteuern nicht blos die eigentliden Communalbebürf: 
niffe, jondern auch eine Reihe von wirfliden Staatsbedürfniſſen beftritten, ins⸗ 
befondere die Koften für Yuftiz und Polizei, ganz wie ſolche auch in Preußen 
vor Alterd den Städten auferlegt waren, und ihnen auferlegt blieben, obgleich 
die Städteordnung von 1808 Yuftiz und Polizei als Zweige der Staatsver⸗ 
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waltung in Anfprud genommen batte, bi8 dann durch 8 10 des Geſetzes vom 
30. Mai 1820 dieſe Koften im Princip den Städten abgenommen und auf 
den Stantshaushalts-Etat gebracht wurden. 

Indeſſen ftammt doc) diefe Einrichtung auch in England aus einer Zeit, 
wo der Grundbefig nod den Hauptftod des Nationalverınögens bildete, wo mes 
nigftens die fonftigen Einnahmequellen fo wenig entwidelt waren, daß man den 
bei einer Abſchätzung derſelben ſich heraußftellennen Schwierigfeiten durch die 
gänzliche Nichtberücfichtigung derfelben bei der Beſteuerung ausweichen zu können 
meinte. Dieje Einrihtung Hat fi dann nach dem Geſetze alles hiſtoriſchen Lebens 
über dieſe Zeit hinaus, und zwar in einer über die urfprüngliche Tragmeite 
gefteigerten Bedeutung vermöge einer ausdehnenden Interpretation der Gerichte, 
in Geltung erhalten, ohne daß fich dagegen ein erheblicher Widerſpruch jo lange 
erhoben bätte, als die ganze yolitifche Macht der Centralregierung und ber 
Localvermaltung, die Parlamentsverfaffung und die Organıjation des Selfgovern- 
ment ausjchlieglih auf dem Grundbeſitze beruhete, und dieſer ‘auch ſonſt noch 
mannigfady priviligirt war, insbeſondere aud in ftenerlicher Beziehung durch die 
og. Korngeſetze. 

In demjelben Augenblide aber, wo zu Ende des vorigen Jahrhunderts 
ein’erfter Verſuch mit einer ſtaatlichen Eintommenfteuer gemacht wurde, ift bie 
ftaatlihe Grundfteuer principiell befeitigt worden, indem fie dem Wefen nad zu 
einer ablösbaren Rente wurde, jo daß aljo ein principielles Nebeneinanvderbeftehen von 
Staatdgrundfteuer und Staatseintommenfteuer in England niemals ftattgefunden 
bat." Die alte Landtare betrug nach den erfolgten Ablöfungen im Jahre 1869 
nur noch rund 1 Millton, die Communalgrundfteuer nahezu 16 Millionen, ein 
Betrag, der den Procentfag unferer Staatsgrundfteuer nicht ſehr erheblich 
überfteigt. 

Dazu kommt nun, daß die englifhe Sommunalgrundfteuer in viel ge= 
ringerem Maße die Liegenſchaften und in viel flärferen Maße die Gebäude be- 
laftet, als dies bei und der Fall iſt, die Belaftung des Ländlichen und des 
ftädtifchen Grundeigenthums alſo in ganz anderem Lichte erfcheint; daß ferner, 
abgefehen von dem Compounding system ber” neueften Zeit, welches binfichtlich 
der Meinten Miether und Pächter den Eigenthümer direct zur Zahlung beran- 
zieht, und deſſen Wirkungen fich erft noch erproben müffen, die Steuer nicht von 
den Eigenthümern, fondern von den nußniegenden Inhabern erhoben wird, und 
daß ſich bei der großen Ausdehnung des Pachtſyſtems in England gar nicht er- 
mefjen läßt, in wie weit bier eine wirflihe Grundſteuer vorhanden ift, oder in wie 
weit eine Abwälzung auf die Pächter und Miether ftattfindet. 

Es ift aber weiter nicht außer Acht zu laſſen, daß die Zwecke, für melche 
Localfteuern erhoben werden dürfen, ein für allemal geleglicy firirt find, und 
nicht nach deuticher Weile von Beichlüffen Localer Körperichaften abhängen, die 
ja auch fireng genommen für die hauptſächlichſten älteren Localverbände, für Kirch: 
Ipiele und Grafſchaften gar nicht exiftiren, wentgftend infofern nicht, als von 
einer Vertretung der Steuerzahler keine Rede if. Es giebt folder Zwecke be- 
fanntlıh über 200, unter denen einige von einander faum zu untericheiden find, 
während anderswo wieder, wie bei der Armenfteuer, eine Häufung verichtedener 
Zwede unter einem eneralbegriffe ftattgefunden hat. Ueber dieſe Zwede 
hinauszugehen, ift aber bei der Localbefteuerung unftatthaft, jo daß eigentlich 
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facultative Gemeindeausgaben gar nicht vorfommen, die Localautoritäten alio 
zwar gehindert find, dringende Bedürfniſſe zu befriedigen, zugleich aber auch, Die 
Mittel ihrer Mitbürger für Peftlichkeiten und dergleichen zu verwenden, und daß 
nur infofern den Iocalen Autoritäten eine gewiffe Initiative zufteht, als die Er 
füllung einiger folder Zwede von Staatswegen geboten, die Erfüllung andere: 
Dagegen nur geftattet ift. 

Endlich ift e8 num aber gar nicht richtig, Daß man in England felbft mit diefe: 
Einrichtung irgendwie zufrieden wäre. Denn wenn Gneiſt fid zum Beweiſt 
dafür darauf Derufen hat, daß das Syſtem von Jahr zu Yabr in friedenstid- 
terlichen und Gemeindeverſammlungen neu geprüft und ſtets probat befunden 
werde, jo hat doch Keiner energifcher und klarer, wie gerade Gneift, den große 
Borzug ded englifchen Staatslebens heworgehoben, wonad die Art der Com— 
munalbefteuerung ein für allemal geſetzlich feftftebt, jo daß fie gar feine andere 
jein kann, als gerade eine Befteuerung des Grundbeſitzes, und daß ſomit eine 
eigentliche Prüfung des Syſtems, mit der Wirkung, bei erfannter Unvollkommen⸗ 
beit ein anderes an deſſen Stelle zu fegen, in der That nicht flattfindet. 


Dagegen iſt jeit einer Reihe von Jahren in Verfammlungen und Vereinen, in 
der Literatur und in der Tagespreſſe eine Iebhafte Agitation zur gefeglichen Um: 
geftaltung des bisherigen Syſtems heroorgetreten, die zwar, wie Alles was das 
landed-interest im ©egenfag zum money-interest betrifft, ſchwer in Gang 
gekommen, aber doch bereit8 von ber öffentlichen Meinung ſtark unterftägt wird. 
„Ein ſolches Verfahren” bat die Times bereit im Jahre 1872 anerkannt, 
„wonach alle8 Mögliche auf den breiten Rüden des Realbeſitzes gelegt murde, 
£onnte fo nicht weiter geben”; das geduldige Kameel rebellirte zulegt.‘ 

Und diefe Agitation Kat doch wenigſtens infofern ſchon einen Erfolg zu 
Wege gebracht, als eine Reihe von Yaften, welche ihrer Natur nad lediglich 
Staatslaften find, und melde daher den Localverband , insbejondere aber ven 
Grundbeſitz ohne jedes vernünftige Motiv trafen, insbeſondere die Koften für 
Yuftiz und Polizei (daneben aud für Jrrenanftalten), im Betrage von 1 Mill. 
Pfd. den Yocalerbänden abgenommen und feit 1875 inſoweit auf das Staatd- 
budget übernommen find. Mean hat damals im Parlamente insbeſondere geltend 
emacht, daß es grundloß ſei, gerade derjenigen Claſſe der Benölferung die 

often der Criminalgerichtsbarkeit aufzubürden, welche der legteren am wenigiten 
zu Schaffen made, während das bewegliche Eigenthum die Begebrlichfeit der 
Verbrecher viel mehr reize; daß e8 ebenjo grundlos ſei, dem Landpächter die 
Koften für die Auffiht über die Deaafe und Gewichte des Kaufmanns zahlen zu 
lafien; daß endlich Irrſinn eine Fügung der Vorfehung fer und daß der Beſitz 
von Häufern und Yand an fi nicht irrſinnig made. Mit dem legten Argu- 
mente hat im runde die Frage nad den Grenzen von Staat und Commune 
nichts mehr zu thun, fondern Dies vichtet fich bereits vorzugsweiſe gegen das 
communale Steuerjuftem felbft. 

Die engliſchen Zuftände haben ſich wieder einmal bei näheren Eingehen in 
ihren Zufammenhang als ungeeignet erwiefen, und zum Borbilde zu dienen. 
Die Engländer haben überhaupt mindeftens ebenfo viel von ung zu lemen, al$ 
wir von ihnen; und es ift daher zu bedauern, daß nirgend8 die vergleichende 
Rechtswiſſenſchaft weniger in Pflege genommen wird, wie gerade in England, im voll: 
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ften Gegenfag zu Frankreich, deſſen Beftrebungen in dieſer Richtung fett. ven 
legten Jahren jelbft Deutſchland weitaus überflügelt haben. 

Noch viel weniger aber wie die Grundſteuer eignet fih zur Communal- 
ftener ein Syitem von indirecten Steuern. ; 

Denn wie man auch über den Werth von indirecten Steuern für die flaat- 
liche Beſteuerung denfen möge, und wie ſehr insbeſondere die Anfichten darüber 
auseinander gehen können, ob wirklich eine Ueberbürbung der unteren Claſſen 
vorliegt, oder ob folche jelbft in dem Falle, daß die Steuer auf die nothwen⸗ 
digſten Lebensbedürfniſſe gelegt if, um degwillen nicht anzunehmen fer, weil ein 
Zuſammenhang zwilhen dem reife diefer Bebürfniffe und der Höhe der Löhne 
befteht, jedenfalls paſſen derartige Steuern für die Gemeinden nidt. 

Adgefehen nämlich) davon, daß fie Doc feinesfalls auf Landgemeinden und 
noch weniger auf Communalverbände höherer Ordnung, fondern nur auf Stäpte, 
und eigentlih nur auf große Städte, bei denen allein der Ertrag zu den Er—⸗ 
bebungstoften in einem vationellen Berhältniffe fteht, anwendbar find, fo fehlt 
Doch jede Beziehung eines ſolchen Steuerinftems zu den Aufgaben des commu- 
nalen Haushalts, jedes Verhältnig von Leiftung und Gegenleiftung, und damit 
jede principielle Rechtfertigung eines befonderen Communalſteuerſyſtems überhaupt ; 
das Syſtem indirecter Communalfteuern fteht fogar zum Principe von Leiftung 
und Gegenleiftung in einem gewiſſen Gegenfage, indem auch Solche, die von den 
communalen Einrichtungen gar feinen Nuten haben, die vielleicht nur in der 
Stadt ihre Einkäufe machen, zur Steuerzahlung herangezogen werben. 

Dazu kommt nun aber, daß indirecte Steuern im Innern des Landes 
überhaupt verwerflih find, ganz bejonder® aber dann, menn fie als bejondere 
Communalfteuern eine vom Syſtem der indirecten Staatsſteuern abweichende 
Geftalt haben. Die Erfahrungen, welde man mit einem folden Syftem m 
Belgien gemacht hat, wo nım freilid den Communen fogar die ſelbſtändige Re— 
gelung der communalen Octrois nach Gegenftand und Höhe des Tarifs überlafjen 
war, werden auf lange hinaus eine abjchredende Wirkung üben. Denn es hatte 
ſich Dort unter der Herrichaft dieſes Syftems eine communale Binnenzol-Wirthichaft 
entwidelt, die beinahe auf jeden möglichen Artifel des Verbrauchs ſich bezog, Die 
fih in einzelnen Fällen fogar zu einem Zollſchutze für gewiſſe ſtädtiſche Inbuftrien 
fteigerte, die außerdem neben Eingangszöllen auch Durchgangsabgaben und Rück— 
vergütungen von Etadt zu Stadt fannte, und die Ichlieglih dahin führte, daß 
der Regierung jede jelbftändige Zollpolitit nad Außen unmöglid, gemacht wurde, 
da alle Verabredungen über die Tarife an den Grenzen durch das fouverine 
Belieben von zahlreichen Gemeindeverwaltungen völlig tlluforifch gemacht wurden; 
ift e8 Doch vorgefommen, daß einer ftaatlihen Herabfegung der Eingange- 
zölle auf Kohlen die Gemeinden mit einer Erhöhung des Octrois auf denſelben 
Gegenftand antworteten, fo daß es ſchließlich ſehr erheblicher Aufwendungen aus 
dem allgemeinen Staatsfädel bedurft hat, um eine jo gemeinfchädliche Weife ver 
Communalbefteuerung außer Wirkſamkeit zu fegen. 

Auch eine communale Mietböfteyer hält einer näheren Prüfung nicht Stand. 
Diejelbe iſt nämlich entweder eine Abart der Grundfteuer oder der Einkommen 
fteuer, oder beider Steuern zugleich; in Wahrheit aber ift fie Letzteres. Denn man recht: 
fertigt diefelbe zwar zunächſt mit den Vortheilen, welche den Wohnungen aus den 
eommunalen Einrichtungen erwachſen, zugleich aber aud damit, daß der Woh- 
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nungsaufwand einen ganz befonders brauchbaren Anhaltspunkt für das Einfom- 
men darbiete, indem daſſelbe in feiner andern Beziehung jo ftufenmäßig fih 
auspräge, wie gerade bei der Wahl der Wohnungen. Indeſſen die Miethsfteuer 
als Grundfteuer fteht und fällt mit der Grundfteuer überhaupt. Die Mieths- 
fteuer aber als Einkommenſteuer ift durchaus vermerflih, weil jene angeblick 
Berbältnigmäßigkeit von Einkommen und Miethe in der Weife, daß der Mieths⸗ 
betrag an Stelle einer wirflihen Ermittlung des Einkommens treten könnte, 
gar nicht beſteht. ‘Denn einerſeits ift das Wohnungsbedinfnig bet ben Gewerb- 
treibenden nad der Beichaffenheit des Betriebes, keineswegs nad) der Einträg: 
Tichkeit deflelben ein jehr verſchiedenes, wie das Beiſpiel vom Uhrmacher umd 
Mechanikus im Gegenſatz zum Wagenfabrifanten darthut, fo daß man lad 
unter der Firma der Miethsſteuer zu einer durch Nichts gerechtfertigten Leber: 
bürdung des Generbebetriebd überhaupt, namentlich aber gemilfer Gewerbe ge 
langt; und andererſeits abforbirt die Miethe auf ven höheren Einkommenſtufen 
einen fehr viel geringeren Procentfag des Einkommens, als auf den niederen, 
da die Wohnung zu den nothwendigften LXebensbedärfnifien gehört, fo daß Je 
mand einen deſto größeren Theil jeined Einkommens auf dieſelbe verwenden 
muß, je ärmer er ift, woraus fih Dann wieder ergiebt, daß die Miethöftener 
eine Progreifion nad unten bilbet. 

Es ließe fih nun jchließlich noch die Frage aufwerfen, ob nicht eine von 
der ftaatlichen Einkommenſteuer abweichende ſpecifiſche Communal-Einfommenfteuer 
gerechtfertigt fer, wie fich denn eine folde in vielen Gemeinden, namentlidh in 
zahlreihen Städten auf dem Wege der bisherigen Steuer-Autonomie unter de 
nehmigung ber Regierung in der That gebildet bat. 

Indeſſen iſt doch zunächſt hiſtoriſch feftzuftellen, daß derartige Steuern ur⸗ 
ſprünglich nur da entſtanden find, wo es entweder eine ſtaatliche Einkommen⸗ 
ſteuer gar nicht giebt oder gab, wie in manchen Kleinſtaaten mit geringen Auf: 
gaben und großem Domantalbefige, oder wo daß ftaatliche Einkommenſteuerſyſtem 
nur jehr unvolltommen entwidelt war, wie in Preußen bi8 1851. 

Das Fortbeſtehen ſolcher ſpecifiſchen Communal = Eintommenftenern neben 
einem entwidelten ftantlichen Eintommenfteueriyfteme wäre nur gerechtfertigt, wenn 
fich nachweifen Tiefe, daß das ftaatlihe Steuerfuften fo erheblihe Mängel 
zeigt, daß daſſelbe zur Anwendung auf communale Berbältniffe durchaus unge: 
eignet ift. 

Unfer ftaatliche8 Steuerſyſtem leidet num allerdings, auch nach der partıellen 
Reform von 1873 noch an zwei fundamentalen Uebelftänden. 

Es wird nämlich zuvörderft das og. fundirte Einfommen, das Einkommen 
aus Sapitalrenten zu gering herangezogen im Gegenſatz zu dem fog. unfundirten 
Eintommen, dem Einkommen aus Arbeitsleiftungn. Es mag dahin geftelt 
bleiben, wie man zu einer höheren Belaftung jenes, zu einer Erleichterung dieſes 
Einfommens gelangen will; ob es ſich mehr empfiehlt, entweder die Einkommen⸗ 
fteuer durch eine Vermögensſteuer zu veroolljtändigen, alſo das zum Theil be 
reits beſtehende Syſtem der ſog. Ertragsſteuern weiter auszubilden, die Grund: 
fteuer durch eine Sapitalventenfteuer zu ergänzen, oder ob man unter möglichfter 
Beleitigung ſolcher Ertragsſteuern den Grundfag der Progreffion, wenn man 
Tieber will, der Degreifion zur Anwendung zu bringen bat. Eine ſolche Pro 
greifion, reſp. Degreſſion, befteht ja bereits bei Der preußiſchen Clafjenfteuer 
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wo die Procentſätze von Y/, Proc. bei einem Einkommen von 140—200 Thlrn. 
bis zu 2%, Broc. bei einem Einfommen von 900—1000 Thlrn. auffteigen, 
während allerdingd bei ver eigentlihen Einkommenſteuer für alle Einkommen 
über 1000 Tblr. eine rein proporttonale Befteuerung ftattfindet. Es ift auch 
gar nicht zu bezweifeln, daß dieſe Erleichterung der niederen Eintommenftufen 
gegenüber den höhern ſich im Laufe der Zeit noch viel erheblicher geltend machen 
wird, da in Folge der Contingentirung bei fortmährender Zunahme der Bevöl⸗ 
ferung die Claſſenſteuer auf eine wachſende Zahl von Perſonen ſich vertheilt, 
die demnach allmälig abnehmende Beiträge zur Herftellung der Contingentsfumme 
zu entrichten haben werben. Und es ıft endlih auch das — ‚daß 
alsdann die nächſt höheren Stufen in einer fo unverhältnigmäßigen Weile belaftet 
ericheinen werben, daß man auch fie in das Syſtem der Progrefjion allmälig 
bineinzuziehen genöthigt fein wird. Durchſchlagend in diefer Beziehung find 
noch immer die Motive des Entwurfs von 1849. Die Regierung wird fid 
bei dieſem Beftreben gewiß nicht irren laſſen durch den Hinweis darauf, Daß 
dies Syſtem bei vollftändig unfinniger Anwendung allerding8 geeignet tft, das 
Privateigenthum in die äußerfte Gefahr der Confiscation zu bringen, da Das 
Einfommen bei einer beftimmten Art von Progreifton jehr bald von der Steuer 
erreicht und alfo gänzlich verfchlungen werden Tann ; dergleichen Geipenfter können 
Regierungen nicht füglich erjchreden, die täglich mit zahlreichen Principien zu 
banpdthieren haben, welche ſämmtlich, ins Extrem getrieben, das Privateigenthum 
und noch ganz andere und höhere Interefien zu untergraben im Stande find. 
Die Regierung wird ſich jedoch andererjeits, und gerade um derartigen Gefahren 
zu entgehen, bei einer jolhen Maßregel zu vergegenwärtigen haben, daß es fich 
um eine finanzielle, nicht aber um eine foctal=politiihe Maßregel handelt, daß 
es ſich alfo nur darum handelt, die höheren Einftommen, weil fie in der That 
leiſtungsfähiger find, relativ höher zu den Staatslaften heranzuziehen, daß es 
fih aber nicht darum Handelt, bei foldher Gelegenheit die vorhandenen Ver— 
mögensunterſchiede auszugleichen; denn fo jehr dieſe letzteren im Intereſſe einer 
harmoniſchen Volkswirthſchaft zu bevauern find, fo iſt doch die Steuergefeßgebung 
offenbar nicht der Ort, um die Refultate der foctalen Entwidlung zu corrigiren. 

Indeflen find das doc Gefihtspunfte, welde den Staat angehen , nicht 
aber die Commune, und welche daher zwar bei einer Reform der Staatöfteuers, 
nicht aber der Commmnalftener= Gefeßgebung Berüdfichtigung verdienen. Und 
zwar Yeßtered um jo weniger, als das Princip der Progreffion in der Anwen- 
dung auf Communalfteuern in der That viel anfechtbarer ift, al8 bei der An⸗ 
wendung auf Staatöfteuern. Denn einerſeits bat das Princip der Leiftungs- 
fähigkeit in der Commune nicht fo unbedingt Geltung wie im Staate, und 
andererjeitd befteht in der Commune jene durch indirecte Steuern angeblich be- 
wirkte umgekehrte Progreifion nicht, fo daß alfo wenigftens eine Ausgleihung 
auf communalem Boden nicht erforderlih if. Wenn dennoch, wie Neumann 
ſchlagend nachgewieſen bat, das PBrincip der Progreffion gerade bei Communal- 
ftenern und namentlih wieder bei ſtädtiſchen Sommunalfteuern in einer über- 
rafchenden Ausdehnung praktiſche Anwendung gefunden hat, fo erflärt fi Das 
wohl überwiegend, abgejehen von einem Geſichtspunkte ganz eigenthümlicher Art, 
den wir in einem ſpäteren Zuſammenhange noch geltend machen werden, aus 
den Geſammtverhältniſſen der früheren Zeit, namentlich daraus, daß Damals die 
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unteren Claffen, dur ein procentweile gleihes Opfer um jo härter betrofien 
wären, als man durchſchnittlich mit der Heranziehung der Clafjenfteuer zu den 
Communallaften bis in die unterften Stufen berabging, ohne Yreilaffung eines 
log. Exiſtenz Ninimums, und als außerdem nit blos communale Zuſchläge 
zur Mahl- und Schlachtſteuer, fondern auch vielfach Miethöfteuern mit jener 
nad unten fteigenden Belaftung beftanden. 

Demgemäß fcheint es mir auch den Verhältniſſen ganz entfprechend zu fein, 
wenn die preußiichen Communal-Aufjichtsbehörden vor 40 Jahren die Progreſſion 
bei der Einführung von Communal-Einfommenfteuern dringend anempfablen, 
während fie viefelben jett ebenſo energifch bekämpfen. Im der Inftruction zur 
St.-D. vom 18. Februar 1834 (von Kamptz, Annalen XVII, 117) wur 
geftattet, Daß die Yufchläge zur Clafienfteuer bei den oberen Stenerclaffen nad 
erhöhtem Procentlage erfolgen können ; in dem Refcripte des Minifterd des Innern 
und der Polizei und des Finanzminifterd vom 3. Auguft 1835 (XIX, 758 1. 
wurde geradezu darauf gedrungen, daß nicht blos ein Minimum vom Einfommen 
freigelajfen, fondern daß auch unter möglichfter Schonung der umterften Gin: 
wohnerclaffen der Procentfag mit dem ſteigenden Einkommen fteigen müſſe, wel 
durd einen gleichen Procentfag eine verhältnißmäßige Bertheilung der Stenem 
nicht bewirkt werde, und zwar wurde eine fehr ſchnell fleigende Scala empfohlen. 
Dagegen Tpricht fi ein Reſcript des Finanzminifterd und des Miniſters dei 
Innern vom 20. Auguft 1874 (233) ganz entjchieven dahin aus, daß bei met 
einzuführenden oder abzuändernden Gemeinde-Einktoinmenfteuern feine Abweichun⸗ 
gen von dem Tarife der Claſſen- und Einkommenſteuer geftattet fein follen, wel 
diefe letzteren auf den forgfältigften Erwägungen berubten und der Nachweib 
Iocaler Eigenthümlichfeiten zur Rechtfertigung abweichender Steuerfcalen faum je 
mals geführt werben dürfte. „Noch weniger,” heißt e8 Dann weiter, „können wir Die 
Erhebung von Communal-Einfommenfteuern nach folden Tarifen für zulällig 
erachten, deren Steuerfäge gegen diejenigen der genannten Staatöftenem ftarf 
auffteigen. ‘Der bisher zur Rechtfertigung folder progreffiven Communal&u: 
fommenfteuern angeführte Grund, daß diejelben zur Schonung der unteren Bell: 
claſſen gereichten, hat jeit der Einführung des jegigen Claſſenſteuertarifs, durd 
melden jenem Geſichtspunkte in genügender Weiſe Rechnung getragen wird, fe? 
Bedeutung verloren. Solden Beltimmungen der Gemeindeeinkommenſteuer⸗ 
Regulative, welche auf die Einführung eines progreffiven Steuerfages gerichtet 
find, ift daher in Zukunft die Genehmigung zu verſagen.“ | 

Der zweite fundamentale Mangel des ſtaatlichen Eintommenfteuerinftemi 
liegt in der Veranlagungsweiſe und überwiegt jenen erften Mangel um Peles. 
Dean follte eigentlich von einer ftärkeren Heranziehung der höheren Einkommen, 
von Progreifion und Vermögenöfteuer fo lange gar nicht reden, als es ſich noch 
darum handelt, große Mafjen des Einkommens, insbeſondere gerade des ſog. 
Renteneinfommens, der Einfommenbefteuerung überhaupt zu unterwerfen, fo lange 
Veranlagungsgrundfäge beftehen, die zur nothwendigen Folge haben, daß ame 
Defraudation und eine Demoralifation auf diefem Gebiete berricht, denen gegen 
über die durch das VBeftehen der Mahl- und Schlachtſteuer hervorgerufenen 
analogen Mißſtände ebenjo fehr verichwinden , wie die verberblichen Wirkungen 
des Roulette binter denen der Börſe zurücdbleiben. | 
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Die auf das Dringendſte gebotene Reform hat ſich aber vor allen Dingen 
darauf zu richten, daß eine Controle der Einſchätzungen nicht blos Seitens des 
einzelnen Pflichtigen, ſondern Seitens des Publikums überhaupt erſt ermöglicht 
werde. Und dazu iſt nothwendig, daß aus den Steuerzetteln nicht blos die 
Steuerſtufe und die demnach zu zahlende Steuerſumme, ſondern auch die Ein— 
tommensfumime fidy ergebe, welche der betreffenden Steuerſtufe entſpricht, fo Daß 
nit erft ein Nachſchlagen in der Gejeg-Sammlung erforderlich ift, damit nur 
der Pflihtige erfahre, wie hoch fein Einfommen eigentlihb angenommen wurbe. 
Es muß aber weiter verlangt werden, daß auf der Nüdfeite der Steuerzettel der 
ganze Tarif abgebrudt, daß ferner die KRefultate der gefammten Einſchätzungen 
nicht blos öffentlich ausgelegt, ſondern offictell Durch den Drud veröffentlicht werden, 
damit Jeder in den Stand gelegt wird, das Verhältniß feiner Heranziehung zu 
der feiner Mitbürger zu überſehen. Ich will Doch abmarten, vb man gegen ſolche 
und ähnliche Vorſchläge (der Gegenftand kann hier nicht erichöpft werben) ben 
Credit des Kaufmanns ins Feld führen wird; ob man dergleichen auch jet noch 
vorbringen wird, angeficht8 der fchneidenden Ironie, mit welcher der Fürſt NReichs- 
kanzler bei Gelegenheit der Strafgefeg-Novelle den Sag ausführte, daß der Credit 
des Kaufmanns nahezu noch das Einzige zu fein fcheine, was der befonderen Be- 
rüdjichtigung der Geſetzgebung empfohlen werde, und angefichts der Verwüſtungen, 
welche ein ungejunder Credit (und nur ein folder kann doch bei einer wahren 
Klarſtellung des Einkommens Schaden erleiden) in unferer Volkswirthſchaft an- 
gerichtet bat. Man wird fih dann aber bei ver Durchführung einer ber- 
ortigen Reform mit der Einführung der Oeffentlichfeit in dies Gebiet des ſtaat⸗ 
lichen Lebens, von welchem allein fie bisher ausgeichloffen war, nicht begnügen 
dürfen; es wird wielmehr weiter erforderlich fein, die Selbftverwaltungstörper 
der Steuerverwaltung dadurh, daß man ihnen an Stelle der Regierungspräfi- 
denten und Landräthe, die ihrer ganzen Stellung nad) in erfter Linie auf die 
Förderung der Intereffen ihres Bezirks und auf ein gute Einvernehmen mit 
ten Spigen der befigenden Claſſen angewiefen find, technifche Steuerbeamte zu 
Borfigenden giebt, fowie ferner durch eine durchichnittlihe Vergrößerung der jegigen 
Steuerbezirke, von denen fich namentlich; die reife als viel zu Hein für die Einſchätzung 
zur Eintommenfteuer eriwiefen haben, in den Stand zu fegen, nicht blos das 
Intereſſe der einzelnen Eteuerpflichtigen oder Das Intereſſe des Bezirks wahrzu⸗ 
nehmen, worauf fie doch durch ihre Wahl zunächſt angewiefen find, fondern 
auh in ftricter Anwendung der Geſetze dem Staate zu dem Seinigen zu 
verhelfen. 

Indeſſen, was hat das Alles wieder mit der Commune als folder zu 
tun? Derartige Beranlagungsmängel werben doch erfahrungsmäßig durch-eine 
neben der Staatd-Einfommenfteuer herlaufende befondere Communal-Einfonmen- 
jtener nicht gehoben, vielmehr in ganz eigenthümlicher Weife gefteigert. Ye 
weiter nämlid ein derartiger Dualismus ausgebildet ifl, je mehr er ſich nicht 
blos auf die Scala und den Tarif, fondern aud auf die Einſchätzungsgrund⸗ 
füge und Einſchätzungsbehörden erftret, je mehr alſo die Ergebnifie der Ein» 
ſchätzung zur Staats- und zur Communal-Einfommenftener bei einer und der: 
felben Perſon differiren, deſto mehr Tiegt die Gefahr vor, daß diefer ganze 
Apparat Seitend der Commune dazu mißbraucht wird, ihre Angehörigen zwar 
zu den Communallaften, nicht aber zu den Staatslaften ihrem Einkommen ent: 
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Iprechend heranzuziehen. Und zwar iſt namentlih das Princip der Progreſſion 
geeignet, ſolchen Tendenzen Vorſchub zu leiften, wenn dafjelbe nur für die Com- 
munal= und nicht zu gleicher Zeit auch für die Stantsbefteuerung gilt. Dem 
dann hat es nichts Auffallentes, wenn Jemand mit einem viel höheren Betrag 
zur Communals, al8 zur Staats-Eintommenfteuer berangezogen wird. Dieler 
Sachverhalt ift nun aber offenbar den Miniſterial-Büreau's aus der praktiſchen 
Erfahrung noch viel beſſer befannt, als er ſich und aus einem bloßen Rad- 
venfen über den Gegenftand erjchloffen bat. Und ich glaube daher mit irre 
zu gehen, wenn ich annehme, daß Daraus vorzugsweife die Abneigung ver 
ftaatlihen Gentralbehörden gegen bejondere Communal = Eintummenfteuern über: 
haupt, und namentlich gegen ſolche mit progreffiver Scala, fidh erklärt, und daß 
es deingemäß auch nichts Auffallendes mehr Kat, wenn derſelbe Mann, ver fi 
einft als vortragender Rath für eine Progreifion bei der Staatsbeſtenerung 
erklärte, gegenwärtig als Finanzminifter eine ſolche bei der Communalbefteuerung gan; 
entſchieden bekämpft. Es handelt fich bier um einen jener Fälle, wo das Ans 
Iprehen der vollen Wahrheit für Behörden unausführbar ift, obgleid doch in 
dem oben bereitd angeführten Rejcripte vom 20. Auguft 1874 ein ziemlich dent- 
licher Fingerzeig gegeben ift, wenn e8 am Schluſſe heißt, daß es ſich jet bauı: 
ſächlich darum handele, das Einfommen, namentlich auf den höheren Stufen richtig 
zu veranlagen, und daß zur Erreichung dieſes Zield die Gemeinden jelbft dur 
gewiflenhafte Erfüllung der ihnen in dieſer Beziehung obliegenden Pflichten 
wejentlih beizutragen in der age jeien. Um fo mehr ıft e8 dann aber bie 
Aufgabe der Wiffenfchaft, welche Rüdfichten überhaupt nicht zu nehmen bat, den 
wahren Sachverhalt offen darzulegen. 


II. 


Wenn nun aber die Dinge derartig liegen, wenn troß der biß zu emem 
gewifien Punkte vorhandenen Berjchiedenheit von Staat ımd Kommune em auf 
diefe Berichiedenheit gebaute communales Steuerfyftem fih nicht aufftellen Gift 
jo bleibt doch in der That gar nichts Anderes übrig, als das Syſtem der Zu⸗ 
ſchläge zu den directen Staatöfteuern zu empfehlen. 

Man glaubt zwar dies Shftem von vornherein dadurch zu discreditiren, 
Daß man es als das franzöfiiche Syſtem bezeichnet. 

Es joll dem gegenüber zunächſt nur im Vorübergehen Daran erinnert werden, 
daß doch das Syſtem der Zufchläge in Frankreich gar nicht in der Ausdehnung 
befteht, wie man vielfach annimmt, da ein fehr bebeutender Theil des ftäbtiichen 
Communalbedarfs durch Octrois aufgebracht wird, Die keineswegs als Zuldhläge 
zu den ſtaatlichen indirecten Steuern ſich darftellen, fondern auf felbftändiger 
Grundlage beruhen, und daß den Gemeinden bei der Negelung dieſes Octroi⸗ 
weſens ein ſehr erheblicher, offenbar viel zu großer,. Spielraum gelafien iſt. 

Das Welentlihe ift jedoch Folgendes. Es find keineswegs die Zufchläg: 
am fich, ſondern es ift die der franzöſiſchen Gefeßgebung eigenthümliche Art un? 
Weile der Zuſchläge, welche uns dieſes Steuerfuften allerdings als ein® ber: 
jenigen Momente erjcheinen läßt, in denen die Unfelbftändigkeit des franzöfifchen 
Communalweſens zu Tage tritt. Die Eigenthümlichkett der franzöfiihen cen- 
times additionels befteht nämlich einerjeit8 darın, daß die Grenzen, innerhalb 
deren diefelben ohne ftaatliche Genehmigung erhoben werden dürfen, äußerſt euz 
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gezogen find, indem außer den centimes additionels ordinaires nur für ganz 
beftimmte Zwecke fog. centimes additionels speciaux, und nur auf Grund 
ftaatliher Erlaubniß centimes additionels extraordinaires ftatthaft find; und 
andererjeit® darin, Daß die Höhe diefer centimes ohne Rüdficht auf die Höhe 
der Gemeindebevürfnifje mit der der Staatsiteuern fteigt und fällt. Es befteht 
demnach fein Zweifel, daß der Haushalt der Commune bei einem ſolchen Syſteme 
jeder Selbftänbigfeit entbehrt, es befteht Doc aber ebenſo menig ein Zweifel 
darüber, daß diefe Mängel dem Suftem der Zufchläge an ſich keineswegs in: 
bärent find, und es befteht envlih auch wohl kein Zweifel darüber, daß feines: 
wege das Syſtem der Zuſchläge die Unfelbftändigfeit der franzöfiihen Gemeinde, 
\ondern daß vielmehr die Unfelbftändigfeit der frarizöfifchen Gemeinden, die, wie 
ih an einem andern Orte kürzlich nachgewielen babe, in ven Berhältnifjen des 
beutigen Frankreich tief begründet ift, das ſpecifiſch franzöſiſche Syſtem der Zus 
ſchläge herbeigeführt bat. 

Das Syſtem der Zuſchläge bat denn auch keineswegs bisher blos in Fran: 
reich beſtanden, ſondern auch ſchon von Alter ber in Preußen; e8 ift genau 
edenjo wenig eine franzöfifche Erfindung wie Competenz=Conflicte und Verwaltungs: 
rechtspflege. Denn es heißt ſchon im Alf L.-R., Th. IL, Tit. 7, 8 43: 
„Die baaren Geldbeiträge werden in der Regel nad dem Verhältniffe der landes⸗ 
berrlihen Steuern aufgebracht“. Und wörtlich derfelbe Sag findet fih in dem 
(dandicriftlidy aus dem Geheimen Staatsardive mir vorliegenden) Entwurfe zur 
ländlichen Gemeindeorbnung vom October .1810, während er in defn Entwurfe 
der Kreisordnung vom December 1810 offenbar nur deshalb fehlt, weil tie 
Vertheilung der Kreislaſten durch Subrepartition auf die Wahlbezirfe, ſodann 
auf die Gemeinden erfolgen jollte. Die Stäbteordnung vom 19. November 1808 
enthält in den 88 26, 44, 56, 57, 108 feine näheren Vorſchriften über die 
Art und MWeife der Aufbringung der Gemeinbefteuern, mie denn auch in den 
auf die Städte bezüglichen Beftimmungen des Allg. IR. eine ſolche Vorſchrift 
fehlte. Der Grund liegt wohl weniger an der damaligen Geringfügigfeit der 
Sommunaffteuern; diefe ıft allerdings hinreichend bezeugt (v. Baſſewitz I, 217), 
bezog fich indefjen in viel höherm Maße auf die Landgemeinden, als auf die 
Städte wie denn noch der Bericht der erften Kammer über die Gemeinde- 
ordnung von 1850 conftatiren konnte, daß es auf dem Lande in ben öftlichen 
Provinzen bisher beinahe gar keine Gemeindeabgaben gegeben habe, und Aehnliches 
mir noch jetzt auf erfolgte Anfrage von mehreren Landräthen verfihert worden 
if. Der Grund wird vielmehr in der großen Verſchiedenheit der Befteuerunge- 
Normen zu ſuchen fein, die in den einzelnen ftäbtifchen Communen beftanden. 
Die erfte allgemeine, nicht blos auf Stadt und Land, jondern auch auf Gemeinden 
und Bezirke gleichmäßig anmwendbare Normirung enthielt dann der $ 13 des 
Geſetzes über die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mat 1820; e8 wird 
darın zwiſchen Zufchlägen zur Claſſen-, vefp. Mahl: und Schladtfteuer, und andern 
Auflagen unterſchieden; jene bilden die Regel, Diele die Ausnahme, zur Erhe— 
bung jener genligt eine Genehmigung der Regierungen, die Neueinführung dieſer 
ft von Tandesherrlicher Bewilligung abhängig. Auf welentlich demſelben Stand⸗ 
punkte ſteht dann die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831, 8 122, 
die jedoch für die näheren Beftimmungen auf eine zu erlaflende Inftruction ver: 
weit. Diefe unterm 18. Februar 1834 erlafjene Inftruction ermeitert dann 
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das Syſtem der Zuſchläge principiell auf ſämmtliche Staatöfteuern, macht jedoch 
einige praktiſch nicht unerheblihe Ausnahmen, läßt Dagegen befondere Communal⸗ 
fteuern wiederum nur ganz fublidiär zu, und bindet diefelben ımter allen Um⸗ 
ftänden an die Genehmigung der Miniſter des Innern und der Finanzen, während 
für die Genehmigung der Zufchläge in der Regel die Bezirföregierung competent 
ift. Diefelben Grundjäte find dann auch in den Minifterial-Refcripten vom 
22. April 1826 (X. 387) und vom 10. Auguft 1836 (XX. 650), ſowie in 
dem jog. Normal:Regulativ vom 9. November 1838 (XXII. 377) enthalten. 
Die Gemeindeordnungen der fpäteren Zeit haben die Freiheit der Gemeindebehörben 
Binfichtlih der Zuſchläge erweitert, binfichtlih der jelbftändigen Gemeindefteuern 
aber den Grundfag der ftaatlichen Genehmigung aufrecht erhalten, und alle ſeit 
Emanation diefer neuen Gemeindeorbnungen ergangenen Inftructionen und Mini— 
fterial= Refcripte (insbeſondere die —— und definitive Inſtruction vom 
16. Januar, reſp. 17. Juli 1854 zu 8 53 der Städteordnung für die ſechs 
öſtlichen Provinzen vom 30. Mat 1853, Miniſterialbl. Jahrgang 1854, ©. 7 
und 128) weiſen übereinftimmend darauf Bin, daß nur nad) jehr eingehender 
Prüfung unter allen möglihen Cqutelen eine fog. felbfländige Communalftener 
zu genehmigen fei. 

Es erhebt ſich jedoch nunmehr die Frage, ob mit folgen Zuſchlägen gleid 
zeitig alle directen Staatöfteuern, und ob fie nothwendig nad gleichen Sägen 
herangezogen werden müffen. 

Eine gänzlihe Freilaffung mit Zuſchlägen wird häufig für die Gewerbe 
ftener verlangt. Nun ergiebt fih aus einer Betrachtung des geltenden Gewerbe 
ſteuerſyſtems allerdings, und es iſt das namentlich auch von Hoffmann beſonders 
bezeugt und in Minifterial-Referipten aus den verjchiedenften Zeiten (3. B. vom 
30. December 1827, XL 968; und vom 20. Juli 1871, Minifterialblatt 247) 
ausdrüdlih anerkannt worden, daß die Gewerbefteuer keineswegs alle Gewerbe 
gleihmäßig trifft, indem fie überall nach ganz äußerlihen Merkmalen aufgelegt 
wird, mande Gewerbe völlig freiläßt, und andere mehr vom polizeilichen, als 
vom finanziellen Gefichtspuntte aus unverhältnigmäßig ſtark heranzieht. Es ifl 
außerdem nicht zu verfennen, daß die Gewerbefteuer im Laufe der Zeit der Ent: 
widlung der gewerblichen Arbeit nicht mehr gefolgt, fondern hinter dieſer Ent- 
widlung immer weiter zurüdgeblieben ift, jo daß fie faft ausſchließlich den Klein⸗ 
betrieb belaftet, den Großbetrieb aber entweder gar nicht oder Doch nur im jehr 
ungenügendem Maße trifft. Daraus folgt aber allerdings, daß commımale 
Zuſchläge zur Gewerbeſteuer im Allgemeinen ſich nicht empfehlen, da der fleine 
und mittlere Handwerker fi in der That ſchon durd die Zufchläge zur Clafſen⸗ 
fteuer mit der Commune genügend abfindet, während eine wirffame Heranziehung 
der großen Fabrifanten vermöge der &ewerbefteuer in demfelben Mafe nicht 
durchzuſetzen ift, wie eine fulche wegen der vielfältigen Aufwendungen, die durch fie 
Abnutzung der Straßen, Benutung der Schul: und Armenanftalten ven Com: 
munen verurſachen, an fi wünjchenswerth wäre. 

Was nun weiter die Frage der Heranziehung der verjchiedenen Steuern 
nad gleihmäßigem oder ungleihmäßigem Verhältniſſe betrifft, jo bilvet den Angel- 
punft aller Controverfen das Verhältnig der Zufchläge zur Grund- und Ge 
bäubefteuer einerjeit8, zur Claſſen- und Einfommenfteuer andererſeits. Wem 
man fi nun für eine befonder8 hohe procentale Heranziehung der Grundfteuer 
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wiederum auf die vielen Vortheile beruft, welche angeblih dem Grundbeſitze aus 
den communalen Einrichtungen erwachſen, jo muß doch von Neuem darauf hin- 
gewiefen werben, daß die Grundfteuer bereits vom Staate, obgleih deſſen Auf- 
wendungen nicht vorzugsweiſe dene Grundbeſitze zu Gute fommen, mit Beſchlag 
belegt worden ift, und zwar zu emem im Verhältniſſe des Reinertrages Tehr 
erheblichen PBrocentfage und ohne Berüdfihtigung der Schulden. Die Berhält- 
nifje find eben, fo lange nicht der Staat ſeinerſeits ganz oder tbeilmeile auf bie 
Grundfteuer verzichtet, derartig verfchoben, daß gerade diejenige Steuer, die an 
fi zur Heranziehung im Communalfteuerfgfteme , namentlih auf dem Lande, 
vorzugsweiſe geeignet jein würde, vorzugsweife mit Zufchlägen gefchont werben 
muß, wenn nicht die Thon vorhandene Ueberbürbung des Grundbefited, und 
namentlih des Heinen Grundbeſitzes, ins Maßloſe gefteigert werben fol. Es 
ift Ihon keineswegs gerechtfertigt, daß bei gleichen Zuſchlägen zur Grund und 
Einfommenfteuer der Rentier bei einem Einfommen von 2000—2400 Thlm. 
mit einer Einkommenfteuer an Staat und Commune im Gefammtbetrage von 
120 Thlrn. fi abfindet, während der ländliche Grundbefiger mit einem jenem 
Capitalvermögen an Vermögenswerth völlig gleichem Grundftüde und unter ber 
Borausfegung, Daß daſſelbe gänzlich ſchuldenfrei ift, neben jenen 120 Thlm. 
Eintommenfteuer noch eine nach 10%/, des Reinertrages bemefjene Grundfteuer 
zu zahlen hat. Es ift aber geradezu erjchredend, welche Nefultate fi ergeben, 
wenn die Grumd- und Gebäudefteuer mit höheren Procentſätzen als die Einfommen- 
und Glafjenfteuer herangezogen wird, und wenn gleichzeitig, was doch thatfächlich 
ber Fall zu fein pflegt, der Grundbeſitz verſchuldet ift; es ſcheint in der That 
ver Wahrheit zu entiprechen, daß bei einer Belaftung der Einfommenftener mit 
1009%,, der Grund: und Gebäudefteuer mit 160°), der Fall vorgekommen ift, 
daß ein Rentier mit einem Einfommen von 2200 Thlen. an Staate- und Com⸗ 
mimalfteuer zufammen 120 Thlr., alfo noch nit 51/,%/, ſeines Einkommens, 
daß dagegen ein Grunbbefiger mit einem Einfommen von nur 1900 Thlm. an 
Staats und Communalſteuer zufammen 1128 Thlr. 10 Sgr. 10 Pf., alſo 
über 599/, feines Einkommens, zu entrichten gehabt Hat; Die Sache erflärt fid 
eben ganz natürlich fo, Daß der Rentier je 60 Thlr. Einfommenfteuer an Staat 
und Commune zu zahlen hatte, daß Dagegen ber Grundbefizer außer je 54 Thlen. 
Einfommenfteuer an Staat und Commune, auch an Grundſteuer dem Staate 
372 Thlr. 15 Sgr. 1 Pf., der Commune 621 Thlr. 22 Sgr., envlid noch 
16 Zhlr. 3 Ser. ftaatliher Gebäubdefteuer und 10 Thlr. flantlicher Gewerbe: 
feuer zu entrichten hatte, jo daß derſelbe noch viel ſchlechter weggekommen fein 
würde, wern auch zu diefen letzteren Steuern communale Zuſchläge beliebt 
worden wären; immerhin aber hatte der Grundbefiger von feinem um 300 Thlr. 
geringeren Einkommen: jährlih 1008 Thle. mehr zu zahlen, als ver Rentier. 
Demgemäß wird an bem in der Kreisordnung bereit8 angenommenen Grundfage, 
wonach die Grundfteuer keinesfalls mit einem höheren Sate wie die Claffen: 
und Einfommenfteuer heranzuziehen fei, unter allen Umſtänden feftgehalten werben 
müflen. Im Uebrigen mag über das Maß der Heranziehung im Unterfchiebe 
von Stadt und Land, von Einzelgemeinden und Communen höherer Orbnung, 
Seitens der Bertretungsförper mit Ruckſicht auf die wirthichaftlihen Verhält- 
niffe der verfchiedenen Bevölkerungsclaſſen und auf die Theilnahme derjelben an den 
communalen Einrichtungen das Nähere feftgejetst werden. Doch wird ſich immerhin 
Schriften XII. — Communalſteuer. 17 
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die allgemeine Annahme des andern in der Kreisordnung anertannten Satzes 


empfehlen, daß Die Grund und Gebäubefteuer mindeſtens mit der Hälfte neben 


der Claſſen⸗- und Eintommenfteuer heranzuziehn ift, Damit nicht blos die Dan: 
malgrenze, ſondern aud die Minimalgrenze für die Heranziehung der Grund⸗ 
fteuer neben der Eintommenfteuer gefeglich feititebt. 

Ber der Berathung der Kreisordnung waren übrigens zu dem jegigen 8 11 
die verichiedenften Anträge geftellt worden, insbejondere follten nad dem Anſtrage 
von Bethmann-Hollweg und von Karborff alle Staatöfteuern herangezogen und 
mit gleichen Procentfägen getroffen werben, jo Daß ben Kreifen jeder Spielraum 
genommen, und die Gewerbefteuer ſtets mit den vollen 100 /, belaftet worden 
wäre, nach Dem Antrage von Hennig und Genofien follte dagegen Die Clafien- 
Einkommen-, Grund: und Gebäubefteuer ſtets mit demſelben Procentfage, die Ge: 
werbefteuer aber höchſtens mit der Hälfte herangezogen werben; der Antrag Solger 
wollte Die Öewerbefteuer ganz freilafjen ; der Antrag von Brauchitich wollte Die Grund⸗ 
Gebäude: und Gewerbefteuer ganz freilafien, keinesfalls aber mit einem böberen Pre: 
centfage als Die Elafjen- und Einfommenfteuer herangezogen wiſſen; nad) dem Antrage 
von Lingethal ſollte in der Regel blos Clafjen= und Eintommenfteuer, die Grund: und 
Gebäudefteuer aber nur bei Wegeanlagen, und auch Dann höchſtens zur Hälfte belafte 
werden; endlich der Antrag Grumbrecht unterfchied zwiſchen denjenigen Freie 
ausgaben, welde durch die Verwaltung des Kreiſes, die Sorge für Perjonen 
und Kriegsleiftungen veranlagt werden, und allen übrigen, und verlangte, daß 
jene durch Zuſchläge zur Claſſen- und Cinfommenfteuer, dieſe durch Zuſchläge 
zur Grund- und Gebäudeſteuer gedeckt werden ſollten und geftattete außerdem, 
Daß bei der letzteren auch Die Gewerbeſteuer, jedoch höchſtens bis zur Hälfte des 
Procentſatzes der Grund- und Gebäudefteuer herangezogen werden könne. 

Es mag ferner noch darauf hingewieſen werden, daß nach der kürzlich dem 
Landtage vorgelegten und auch in der Zeitfchrift des ftatifttfchen Büreau's 
(Jahrg. 1875) veröffentlichten Ueberſicht der Ausgaben und Einnahmen der 
Kreiſe, ‘Provinzen u. |. w. für das Kalenderjahr 1869 gerade unter den Aus: 
gaben der reife die Ausgaben für Verkehrsanlagen weitaus die erfte Stelle 
einnehmen, indem dafür 595 pro Mille der Geſammtausgaben verwendet wurden, 
ein Betrag, der noch erheblich fteigt, wenn man die Ausgaben für Berzinſung 
und Amortifation der Kreisſchulden mit 215 pro Mille dazu rechnet, da dieſe 
zum weit größten Theile zum Zwecke von Chaujjeebauten contrahtrı worden 
find; es folgen dann weiter die Ausgaben für Wohlthätigfeitsantalten mit 
36 pro Mille, der Aufwand für die allgemeine Kreisverwaltung mit 25, Die 
Aufwendungen für allgemeine Staatöjwede, wovon wieder bie Hälfte auf Mil: 
tärzwede kommt, mit 13 pro Mille, während die Ausgaben für Landwirthſchaft, 
für Sanitätsweſen, für Unterricht noch geringere pro Mille⸗Sätze betragen. 

Es iſt jedod zu bemerken, daß, jemehr ſeitdem der Kreis durch die neue 
Organiſation in den Stand geſetzt iſt, die Aufgaben eines Communalverbandes 
nach allen Seiten bin zu erfüllen, jenes Ausgaben-Berhältnig ſich weſentlich 
modificiren wird, und daß auch ſchon bisher weder bei den Einzelgemeinden, 
noch bei den Brovinzen die Ausgaben für Verkehrsanlagen in der bei den 
Kreiſen wahrgenommenen Weife überwogen. Hinfihtlih der Cinzelgemeinden 
fehlt e8 zwar bis zum Augenblide an einer umfafjenden Yinanzftatiftil, indeſſen 
genügt es, an die jehr erheblichen Summen zu erinnern, weldye namentlid von 
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den größeren Städten für Armen: und Schulzwede verwendet werden. Was 
aber die Provinzial-Ausgaben betrifft, To betrugen viefe im Jahre 1869 für 
Verkehrsanlagen nur 255 pro Diille, für Verzinfung und Tilgung der Schulden 
73 pro Mille, für gemeinnügige Einrihtungen aller Art, 3. B. Sanitätszwecke, 
Hebammenmwejen 284, für Wohlthätigkeits- und Korrectionsanftalten 320, für 
die allgemeine Provinzialverwaltung 28 pro Mille. 

Es geht aus jener Meberficht der Ausgaben und Einnahmen aud noch das 
beroor, daß damals das Syſtem der Zuſchläge für die Kreiseinnahmen, ſoweit 
dieſe auf Steuern im Öegenfage zu Gebühren und Bermögensrenten beruhen, faft 
ausſchließlich und für die Provinzialeinmahınen ſehr überwiegend in Geltung 
war; daß ferner das Verhältnig von Eintommenfteuer und Grundfteuer bei den 
Kreisſteuerzuſchlägen fih um Durchſchnitte als ein gleiches herausſtellte, in ben 
einzelnen Yandestheilen aber jehr differirte, indem in Schleöwig-Holftein und 
Hohenzollern die Kreisftenern faft ausfchließlih auf den Grundbeſitz gelegt 
waren, in der Provinz Hannover zu °/,, in der Rheinprovinz zur Hälfte, in 
Hefien-Naffau zu einem Drittel, in Pofen zu einem Viertel, in Brandenburg 
zu einem Zehntel, jo daß aljo in Brandenburg drei Viertel der Kreiseinnahmen 
nah dem Mafftabe der Claſſen- und Einfommenfteuer, in der Rheinprovinz 
zur Hälfte, in Heſſen-Naſſau zu drei Achtel, in Schlefien zu einem Drittel, in 
Hannover zu einem Biertel, in Schleswig-Holftein zu !/,0 aufgebracht werben 
mußten; daß endlich bei dem Aufbringungs-Mafftabe für die Provinzen und 
in noch viel höherem Maße für die Einzelgemeinven (die Zahlenangaben für 
die legteren beruhen jedoch nur auf allgemeiner Berechnung) die Einfommen- und 
Slaffenfteuer gegenüber ver Grund- und Gebäubdefteuer weitaus übermiegt. 

Endlich konnte bei der Berathung der Provinzialordnung in der Commilfion 
des Herrenhauſes conftatirt werden, daß der Vertheilungsmaßftab der Kreis— 
ordnung faft überall dahin geführt habe, die Grund- und Gebäubefteuer nicht 
über bie Hälfte ihres Betrages heranzuziehen. 


IV. | 


Hinfichtlich der weiteren Anwendung des Princips der Zufchläge erheben 
fih nun aber mehrere Tragen. 

1. Es fragt fih nämlich zunächſt, wie e8 bei einer derartigen Communal- 
befteuerung mit ven ftaatlichen Steuerbefreiungen gehalten werden joll, und zwar 
vorzugsweiſe mit den ftaatlihhen Orundfteuerbefreiungen, da ja die Befreiungen 
von der Einfommenfteuer auf die Mitglieder des Tüniglichen Hauſes und des 
bobenzollernihen Fürftenhaufes beſchränkt find. In dieſer Hinficht verfteht es 
ſich nun wohl von felbft, vaß derartige Befreiungen, ſoweit fie fih auf die zu 
einem öffentlichen Dienfte oder Gebrauche beftimmten Liegenſchaften beziehen, ohne 
Weitere auch gegenüber der Commumalbefteuerung zu gelten haben; Dagegen 
erſcheint es nicht gerechtfertigt, von der Commumalbefteuerung die zum werben- 
den Staatövermögen gehörigen Grunpftüde des Staats, alſo uamentlidy Die 
Domänen und Forſten, blos deshalb auszunehmen, weil fie jelbftverftändlich zur 
ftaatlichen Grundfteuer nicht herangezogen werden, und ganz analog verhält es 
ſich z. B. mit den Domanialgrundftüden der Mediatifirten. Durch dies im Wefent- 
lichen bereit8 in der Kreisordnung zur Durchführung gelangte Syſtem wird Dann 
freilich das Syſtem der Zuſchläge infofern durchbrochen, daß in derartigen Fällen 
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an Stelle eigentliher Zuſchläge eine Heranziehung mit Tpecieller Veranlagung 
tritt; dieſe theoretifche Incorrectheit rechtfertigt fich aber vollftändig durch Rüd- 
jichten practiſcher Zwedmäßigfeit. 

2. Eine zweite Frage ıft Dann die, ob es umgelehrt geredjtfertigt werden 
kann, gewifle Perfonen, welche zur ftaatlihen Einfommenfteuer voll herangezogen 
werben, hinfichtlih der Communal-Eintommenfteuer ganz oder theilweile zu be 
freien. Cine derartige Befreiung befteht namentlich nach der Reichsgeſetzgebung 
für Die actwen Milttärperfonen nicht blos in Bezug auf ihre Bejolbungen, 
fondern auch in Bezug auf ihr Privatvermögen, nad) Der preußiſchen Geſet⸗ 
gebung in verfchtedener Auspehnung Hinfichtlich der Geiftlichen, Kirchendiener und 
Elementarjchullehrer einerfeits, binfichtlih der übrigen unmittelbaren und mitte: 
baren Staatöbeamten andererjeits, indem binfichtlich beider Kategorien die Be 
freiung nur auf das Dienfteinfommen fi bezieht, dies Dienfteintommen ar 
bei ber erften Kategorie gar nicht, bei der zweiten nur zur Hälfte herangezogen 
werben und die auf baffelbe gelegte Steuer außerdem einen gewiljen Procentias 
nicht überfteigen darf. Wenn man fich nun zur Rechtfertigung des Privilegiums 
der Milttärperjonen und der Geiftlichen ꝛc. darauf beruft, daß jene von dem 
Gemeindebürgerrerhte gänzlich ausgefchloffen find, und daß dieſe wenigſtens gemiflen 
Beſchränkungen Hinfichtlich der Wählbarkeit zu communalen Aemtern unterliegen, 
was übrigens auch noch eine Anzahl fonftiger Staatsbeamter, namentlih die 
Richter trifft, jo läßt fich Doch gegen eine derartige Argumentation einwenden, 
daß fie, zu Ende gedacht, eine Befreiung der Militärperfonen auch von der 
Staats-Eintommenfteuer herbeiführen müßte, da die Militärperfonen nad $ 49 
des Reihs-Militärgefeges vom 2. Mat 1874 von jedem Wahlrechte ſowohl m 
Betreff der Neichövertretung, als auch in Betreff der einzelnen Landeiver- 
tretungen ausgefchloffen find, wogegen die den Geiftlichen ꝛc. und gewiſſen anderen 
Beamtenkategorien aufgelegte Beichräntung überhaupt nicht ins Gewicht fälk. 
Was aber Das eigentliche Beamten-Privilegium betrifft, jo ift daſſelbe bekanntlich 
in dem 8 2 deö Geſetzes vom 11. Yulı 1822 damit motivirt worden, „daß 
das Dienfteintommen einerfeit3 feinem ganzen Dafein nach von dem Leben, der 
Gefundheit und anderen zufälligen Verhältnifien der Perfon abhängig um 
andererjeitö feinem ganzen Betrage nach beftimmt fei, und dadurch auf ber 
einen Seite gegen Grund- und Capitaleintommen, auf der andern gegen Ge 
werbseintommen im Nachtheile ſtehe.“ Wil man diefe Argumentation u 
Wahrheit fachlich widerlegen, fo darf man nicht aufer Acht laſſen, daß fi 
keineswegs auf zwei felbftändigen, fondern auf zwei mit einander combinirten 
Gründen, eigentlih nur auf einem einzigen etwas complicirten Grunde be 
ruht, jo daß man loyaler Weife nicht Damit ausreicht, darzuthun, daß doch des 
Einkommen von Aerzten, Anwälten, Gewerbtreibenden aller Art gleichfalls mt 
ein Einfommen aus Arbeitsleiftungen und daß die Abhängigkeit folder Em: 
fommen von der Perjon mindeftens ebenfo groß wie beim Beamten-Einkommen 
fei; denn man würde dabei vergeflen, daß bei jonftigen Eintommen aus Arbeits 
leiftungen der zweite für die Privilegirung des Beamten-Einfommens angeführte 
Grumd der Durchfichtigfeit des Einfommens nicht zutrifft; und daß Doch lediglich 
auf das Zuſammentreffen diefer beiden Gründe in der Perſon ver Benmten 
das Privilegium geftügt wird. Das Schlimme ift nur, daß einerſeits dielt 
Argumentation wiederum zu einer Privilegirung der Beamten auch hinſichllic 
der ftaatlichen Einfommenfteuer führen müßte, feitvem eine foldhe ſeit 1822 al: 
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mählig entftanden ift, wogegen doch aber die allerftärfiten Gründe fprechen würden, 
und zwar nicht blos der Zuſammenhang des politifhen und communalen Wahl- 
rechts mit der. Steuerzahlung; und daß andererfeitd die communalen Aufwen- 
dungen den Beamten, in einigen Beziehungen weniger, in anderen aber mehr, 
und im Großen und Ganzen genau in bderfelben Weife zu Gute fommen, 
mie den übrigen Claſſen der Einwohner. Es ift nun zwar keineswegs zuzus 
geben, daß Diele theilwerfe Befreiung bisher zu irgend welchen Mebelftänden und 
am wenigften zu einer Uebervortheilung ver übrigen Einwohner geführt hätte, 
Denn e8 lehrt jeder Ylid in die Steuerliften, daß die Beamten mit ihrer 
Hälfte immer noch ebenfo hoch befteuert werden, wie die übrigen mit ihrem 
vollen Einfommen, weil dies Iegtere gleichfall8 bet der Veranlagung ſtillſchweigend 
auf die Hälfte herabgefegt wird. Wenn aber ein foldes Privilegium feinen 
Nugen bat, fo foll man e8 um fo mehr fallen laſſen, als hier in der That 
einer derjenigen Anftände vorliegt, weldje eine gerechte und gemillenhafte Ein- 
ſchätzung überhaupt verhindern; nur follte man die Abſchaffung abhängig machen 
von der zuwor erfolgten Reform der Einfhägung zur Eintommenfteuer, wie 
ſolche oben iu ihren Grundzügen angedeutet wurde. Die Abſchaffung des Pri- 
vilegiums erjcheint übrigens endlich auch infofern gebeten, als bei dem Syſteme, 
weldhes neben der Eintommenfteuer ftet® noch die Grundftener, mindeftens mit 
der Hälfte heranzieht, mit vollem Rechte verlangt werden fann, daß alle Die- 
jenigen, welche nur Einfommenfteuer zahlen, wie das bei den Beamten durchaus 
Die Regel ift, nun auch wenigftend mit dem vollen Sate heramgezogen werden. 
Auf Gründe zweiter Orbnung, 3. B. darauf, daß die Beamten in der Wahl 
ihres Aufenthalts beichränkt find, was in Bezug auf große Beamtencategorien, 
nämlih in Bezug auf Richter, abgeſehen von der erften Anftellung, noch nicht 
einmal zutrifft, und ferner darauf, daß die Höhe der Communalfteuern an den 
verſchiedenen Orten eine fehr verſchiedene fei, fommt bei der Entſcheidung ſolcher 
Fragen überhaupt nicht viel an; um fo weniger, als die Beamten erfahrungsmäßig 
Verfegungen in Orte mit guten communalen Einrichtungen und Anftalten, und 
demgemäß mit hohen Communalfteuern in der Regel jelbft beantragen, Die 
Regierung auch ſehr wohl im Stande ifl, einzelnen Unbilligkeiten durch Tocale 
Zulagen die Spige abzubrechen. Es unterliegt auch bei der ganzen Sinned- 
. tung der heutigen Zeit, die Nichts To ſchwer erträgt, als Bevorzugungen 
Einzelner oder ganzer Claſſen, auch wenn dieſelben noch viel beffer zu begründen 
find, als das hier thatſächlich der Fall ift, nicht dem mindeften Zweifel, daß 
bei einer umfafjenden und durchgreifenden Neugeftaltung des communalen Steuer- 
weſens, wie folche ja eben beabjichtigt wird, dies Privilegium in der That dem 
Untergange geweiht ift. Iſt doch daſſelbe bei Gelegenheit der Regelung der 
Treis-Communalbefteuerung in der neuen Kreißorbnung von der Mehrheit des 
damaligen Abgeordnetenhauſes ſchließlich uur deshalb beibehalten worden, weil 
es unpaſſend erichien, dieſe Frage bei der Verhandlung über eine einzelne Com— 
munalfteuer, und noch dazu über eine untergeorbnete zum Au trag zu bringen, 
und weil außerdem eine jolche partielle VBefeitigung des Privilege, im Hinblide 
auf den $ 11 der Kreidorbnung, thatfählih nur die auf dem platten Lande 
wohnenden Beamten, in der Hauptfache die Geiftlichen und Schullehrer getroffen 
haben würde, die wegen ihrer Bejoldungsverhältniffe am wenigften fteuerfähig 
eriheinen, während fie für die in den Stäbten wohnenden Beamten infofern 
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ohne allen Einfluß geblieben fein würde, als die Städte ganz allgemein von 
der Befugniß Gebrauh gemacht haben, ihr Contingent an Kreiöfteuern, ohne 
dieferhalb zu einer befondern Individualbeſteuerung zu greifen, aus der Cäm- 
meretcafle zu entrichten. 

3. Die dritte Frage bezieht fich auf die Communalbefteuerung der Foren: 
jen. Es fteht nämlich einerjeit8 allerdings vollftändig feft, daß den Zuſchlägen zur 
Grund⸗ und Gebäubefteuer alle Befiger von Grundftüden innerhalb des Ge⸗ 
meindebezirks unterworfen find, einerlei ob fie innerhalb oder außerhalb des 
Gemeindebezirks wohnen, ob fie durch den Wohnfig mit ihrer Perſon der Ge— 
meinde angehören oder nicht, einerlet ob fie phyſiſche oder juriftiiche Perfonen 
find. Denn bei diefen Steuern als Object: und Ertragsſteuern bleibt eben 
begriffsmäßtg die Perfon des Inhabers außer Betracht; fie jollen eben ein Entgelt 
für Diejenigen communalen Leiftungen fein, welche dem Grundbeſitze (und ebenfo event. 
dem Gewerbebetriebe) an fih zu Gute kommen. Dagegen könnte bei einem 
ftrengen und conjequenten Feſthalten an dem Spiteme der Zuſchläge von einer 
Befteuerung des aus Grundbeſitz umd Gemerbebetrieb fließenden Einfommens, 
von emer auf Grundbefig und Gewerbe fundirten Einfommenfteuer für all 
diejenigen nicht die Rebe fein, welche außerhalb des betreffenden Gemeindebezirks, un 
welchem der Grundbefig Liegt, das Gewerbe betrieben wird, ihren Wohnſitz 
haben; eine ſolche Einfommensbefteuerung der Forenſen verbietet fich, abgejehen 
zunächſt von innern Gründen, aus dem rein formellen Geſichtspunkte einfad 
deshalb, weil Doch Diejenigen, welche die Principaliteuer nicht entrichten, auch 
nicht zu Den auf dieſelbe gelegten Zuſchlägen herangezogen werben fünnen, bie 
Torenfen aber eben in den ftaatliden Einfommenfteuer-Rollen der betreffenden 
Gemeinden gar nicht aufgeführt find. 

In früheren Zeiten war denn auch wirklich eine derartige forenfilde Ein 
tommenöbefteuerung unftatthaft, jo daß Jeder nur an dem Orte feines perjön- 
lichen Wohnſitzes zur Communal-Einkommenſteuer herangezogen wurde, an dieſem 
aber mit ſeinem Geſammt-Einkommen ohne Rückſicht, wo deſſen Quellen ſich 
befanden. Insbeſondere war das der Standpunkt der revidirten Städteordmung 
vom 17. Mär; 1831, $ 43, ſowie auch des fog. Normal-Regulativs vom 
9. November 1838, 8 2—4 (XXIL, 377). Die in zahlreihen Miniſterial⸗ 
Referipten, insbeſondere in dem Reſcripte des Miniſters des Innern vom 
11. April 1820 (IV, 552), in dem Referipte der Minifterien des Innern umd 
der Bolizei und des Finanzminiſteriums vom 3. Auguft 1835 (XIX, 759), 
und in eimer ganzen Reihe von Refcripten aus den vierziger Jahren (Minift.: 
Bl. 1840, ©. 206; 1842, ©. 258; 1843, ©. 280; 1844, ©. 4) zu Gunften 
dieſes Principe ausführlih entwidelten Gründe laſſen fih dahin vejumiren, 
daß einerfeit8 der Ort des Aufenthalts und deſſen Anftalten den ruhigen Genuß 
des Einkommens ficherten, wogegen die Forenſen aller perfönlichen Bortheile 
entbehrten, und daß andrerjeit8 beim entgegengeletten Syſteme die Gefahr einer 
Unterbringung von Capitalien außerhalb des Gemeindebezirtd und damit Die 
Gefahr einer Entziehbung von Communalfteuern vorhanden fe. Wie man nım 
aud über diefe Gründe im Einzelnen denken möge, jedenfalls läßt fih wicht 
verfennen, daß dies ältere Syſtem ſich durch Klarheit in den Grundprincipien 
und dur Einfachheit in der Anwendung auszeichnete, daß Dagegen die Wohn: 
gemeinden einen ungeredhtfertigten Vortheil, Dagegen diejenigen Gemeinden, in 
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deren Bezirken jene Einfommendquellen Tagen, einen eben ſolchen Nachtheil 
batten, da Derjenige, welcher innerhalb einer Gemeinde ein gewerblihes Eta- 
bliſſement anlegt, ohne dort zu wohnen, durch eine ſolche Anlage die betreffende 
Gemeinde leicht in einer Weiſe belaftet, daß ein genügendes Aequivalent dafür in 
den bloßen Zufchlägen zur Grund- und Gebäubdeftener unter Umftänden nicht 
gefunden werben kann. Es darf daher miht Wunder nehmen, daß, nachdem 
durch die fleigende Entwidlung der Induſtrie, insbeſondere auch der landwirth⸗ 
Ihaftlihen Nebengewerbe derartige Verhältniſſe häufiger‘ geworben, und nachdem 
gleichzeitig die communalen Laften ſtark gewachſen waren, für einen großen Theil 
des Staatsgebiets das entgegengejegte Princip zur Geltung gelangte, wonach die 
forenſiſche Beſteuerung über die Zufchläge zu der Grund- und Gebäubdefteuer 
veip. der Gewerbeſteuer hinaus, auch auf das aus diefen Quellen fließende Ein- 
fommen erftredtt wurde, obgleih dieſe forenfiihe Communal-Einkommenſteuer 
nun nicht ſowohl in der Form von Zufchlägen, fondern nur auf Grund einer fin- 
grrten Einfchägung veranlagt werden fonnte, indem nun gleichzeitig der Wohn- 
ortögemeinde verboten wurde, ihre Eintommensbefteuerung auf den außerhalb 
gelegenen Grundbefig und nach fpäterer Interpretation auf den außerhalb ge: 
legenen Gewerbebetrieb auszudehnen. 

Es darf auch mohl als ein Beweis für die innere Nothwendigfeit einer fo 
tiefgreifenden Umgeftaltung betrachtet werben, daß biefelbe ziemlich geräuſchlos 
ohne erhebliche Debatten fi vollzogen hat, und daß das einmal aufgeftellte ' 
Princip aus der öftlihen Stäbteordnung von 1853 alsbald in die übrigen alt: 
ländiſchen und in die fchleswig-bolfteiniiche Städteorbnung, in die Landgemeinde— 
ordnungen fiir die beiden meftlihen Provinzen, in das Armengejeß von 1871, 
endlich in die Kreis⸗ und Provinzialordnung fich verbreitet hat. Es mag dabei 
mm ganz im Borübergehen bemerkt werben, daß im Einzelnen viele Verſchieden⸗ 
beiten beftehen, und daß namentlih die ſchleswig-holſteiniſche Städteordnung 
ſehr erhebliche, zum Theil auf dem Antrage des Provinzial-Landtags beruhende 
Modificationen enthält, von denen die wichtigfte die tft, daß eine Heranziehung 
des auswärts gelegenen Grundbefites und Gewerbebetrieb Seitens der Wohn- 
ertögemeinde nur dann und nur infoweit nicht ftattfindet, als dieſer Theil Des 
Geſammteinkommens in der andern Gemeinde wirklich befteuert wird, und daß 
in allen Fällen eine ortöftatutarifch feftzufegende, jedoch nicht über 25 %/, Des 
Geſammt⸗Einkommens zu beftimmende Onote unverkürzt in der Wohnſitzgemeinde 
Reuerpflichtig. iſt. 

Es läßt fich indeflen nicht verfennen, daß auch die Suftem feine großen 
Shattenfeiten hat, ja daß daffelbe ftreng genommen dem Weſen der Einfommen- 
feuer widerſpricht. Denn im Wefen der Einkommenfteuer Liegt e8 offenbar, 
daß der Pffichtige zu derfelben mit feinem Gefammteinfommen da herangezogen ' 
wird, wo er den Mittelpunkt feiner rechtlichen Exiftenz bat, indem jedes andere 
Syſtem, welches darauf ausgeht, an Stelle der einheitlichen Erhebung in ver 
Perſon des Inhabers eine Erhebung an den Quellen zu fegen, das Gefammt- 
Einkommen alfo nad den localen Bezugsquellen zu zerlegen, von vornherein 
darauf verzichten muß, eine Berückſichtigung der Leiftungsfähigfeit, Die Doch 
wenigftend bei der flaatlichen Claſſenſteuer und bei den beiden erften Stufen 
der ftaatlichen Einfommenfteuer geboten if, und ebenſo eine Berüdfichtigung 
der Schulden, die doch im Wefen jeder Einfommensfteuer Tiegt und außerdem 
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geſetzlich geboten ft, eintreten zu lafien. Es unterliegt bemgemäß feinem Zweifel, 
daß eine derartige, immerhin in gewiſſer Hiuficht irrationelle Veranlagung nicht 
nur im Allgemeinen die wünſchenswerthe Genauigfeit vermiffen läßt, ſondern 
auch in vielen Fällen zu einer, im Reclamationsverfahren nur ſchwer zu — 
tigenden Ueberbürbung, in anderu Fällen jedoch auch zu einer Unterſchätzung 

Pflihtigen führt. Gegenüber den offenbaren Bortheilen dieſes Syſtems ee 
aber jene Mängel nicht erheblich genug, um einen abermaligen Wechſel von 
Grundprincipien, wie folden die Regierung in ihrem zweiten Kreißordnungs- 
Entwurfe vorgefchlagen Hatte, zur rechtfertigen, um jo weniger, als die Mängel 
bes entgegengefegten Syſtems nicht blos theoretiich allgemein anerkannt werben, 
— auch während der Zeit der Geltung bereits practiſch ſich fühlbar gemacht 


Uebrigens läßt ſich dieſelbe Entwicklung, die ſoeben hinſichtlich der inter⸗ 
communalen Beſteuerung dargelegt iſt, auch hinſichtlich der interterritorialen Be⸗ 
ſteuerung nachweiſen. Während nämlich früher ziemlich allgemein in Deutſchland 
auch das aus ausländiſchen Quellen fließende Einkommen der Einkommen⸗ 
beſteuerung unterworfen wurde, ſo hat das Norddeutſche Bundesgeſetz, jetzige 
Reichsgeſetz, wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870 den 
Sat aufgeſtellt, daß das aus Grundbeſitz und Gewerbebetrieb herrührende Ein⸗ 
kommen nur von demjenigen Bundesſtaate beſteuert werden dürfe, im welchem 
der Grundbeſitz liegt, oder das Gewerbe betrieben wird, und daß daher ein ſolches 
Einkommen Seitens desjenigen Staats, in welchem der Betreffenbe feinen 
Wohnſitz hat, bei der Eintommensbefteuerung in Abzug gebracht werden muß. 
Es ıft aber bei der Berathung jenes Geſetzes von feiner geringern Autorität, old 
der des Dber-Präfidenten von Patom, für wünſchenswerth erklärt worden, daß 
der gleiche Grundſatz auch im Verhältniß der Norddeutſchen Bundesſtaaten zum 
Auslande zur Anwendung komme, wenigſtens inſoweit, daß man in Deutſchland 
darauf verzichte, einen Ausländer hinſichtlich desjenigen Einkommens zu beſteuern, 
— — aus im Auslande befindlichen Grundbeſitz oder Gewerbebe⸗ 
trieb zieht. 

4. Aehnliche Fragen erheben ſich hinſichtlich der juriſtiſchen Perſonen. 

In früherer Zeit waren auch dieſe von communalen Einkommenſteuern 
durchaus frei. Das Normal-Regulativ vom 9. November 1838, 84 (XXIL 377) 
erflärte grabezu: „Der fönigliche Fiscus, die Cämmereien, Corporationen, Kirchen 
und Echulen, milde Stiftungen und moralische Berfonen jeder Art können zum 
Commimal-Eintommensfteuer niemals herangezogen werben, wenn fie auch inner: 
halb des Gemeindebezirks Grundſtücke befigen, oder auf andere Weile ein Ein: 
kommen beziehen.” Und in voller Webereinftimmung damit referibirte ver 
“ Minifter des Innern, Graf Arnim, unterm 13. Januar 1845 (Miniſt.⸗Bl. 
1845, ©. 3), daß alle Corporationen, Gejellihaften, Stiftungen u. |. w., md 
befondere auch Eilenbahnen zu perjönliden Communalfteuern nicht herangezogen 
werden fönnten, da nad) den Städteordnungen nur Bürger und Schu 
zu ſtädtiſchen Angaben verbunden feien, zu den Bürgern und Schugverwandten 
aber und überhaupt zu ben Einwohnern immer nur phyſiſche, niemals aber 
juriftifche Perfonen, und am wenigften Eifenbahngefellichaften gerechnet werben 
könnten. 

Dennoch aber hat in ſpäterer Zeit dieſelbe Entwicklung, welche die foren⸗ 
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ſiſche Beſteuerung über Das frühere Maß ausdehnte, dazu geführt, aud den 
juriſtiſchen Perſonen eine fingirte Communal = Einfommenfteuer aufzulegen. 
Diefelde ift gleichzeitig mit der forenfiichen Einkommensſteuer entftanden, und hat 
ji in derjelben Weiſe wie jene ausgebreitet. 

Die mit diefer Befteuerungsweife verbundenen Mängel haben ſich aber 
binfihtlih der juriftiichen Perfon in noch fühlbarerer Weife geltend gemacht, 
wie binfichtlich der Forenfen. Im der neueren Haltung der Regierung ift Das 
auf Das Deutlichſte heroorgetreten; fie Hatte nämlich in dem erften Entwurfe 
zur Kreisordnung die bis dahın geltenden Beftimmungen zwar auf die Forenſen 
und auf die Actiengejellihaften, wenn auch mit Zagen, nod angewandt, nicht 
aber auf die Jonftigen juriftifchen Perfonen, als nun aber die Commilfion des 
Abgeordnetenhauſes in der Seſſion 1869/70 dieſe Unterſcheidung nicht für 
gerechtfertigt erachtete, vielmehr auch die Heranziehung der juriftiichen Perſonen 
zu den Kreisſteuern nad dem früheren Grundſätzen beichloß, fo kam nunmehr, 
aljo mit Rüdfiht auf die juriftiichen Perfonen, die Regierung zu der Ueber- 
jeugung, Daß weder die juriftifchen Berjonen noch die Actiengejellichaften und die 
Forenſen einer communalen Eintommenbefteuerung zu unterwerfen wären, daß 
aljo das ganze bisherige Syſtem irrationell geweſen ſei. 

Nun laſſen ſich allerdings binfichtlih der großen Mehrzahl der juriftiichen 
Perjonen, namentlih binfichtlih der großen Mehrzahl der Actiengeſellſchaften, 
dinfichtlicy aller nämlich, deren Wirkſamkeit über den Bereich einer einzelnen 
Commune hinausreicht, alle diejenigen Bedenken geltend machen, welche Hinfichtlic 
der forenfiichen Befteuerung geltend gemacht worden find; ja diefe Bedenken 
iind bier in gefteigertem Maße vorhanden, weil der durchſchnittlich großartige 
und verwidelte Gejchäftsbetrieb folcher Perjonen die Vergleihung ver Geſammt⸗ 
verhältniffe mit einer beftimmten Betriebsftätte, mithin die Peftjegung ber auf 
die einzelne Commune entfallenden Quote 8 gefammten Reingewinns erheblich 
erihwert. Die in diefer Beziehung aufgeftellten allgemeinen Berwaltungsgrund: 
ſätze bieten, wie das gar nicht anders fein kann, ein ſehr künftliches Syſtem. 
Denn während 3. B. an der Communalbefteuerung der Eifenbahngefelihaften 
alle Gemeinden participiven, in deren Bezirk eine Station belegen ift, und zwar 
nad dem Berhältniß des Reineinfommens der betr. Stationscafje, jo daß aljo 
jede Station als ein befonderer Gewerbebetrieb betrachtet wird, jo kommt es 
bei Verfiherungs-Agenturen im Princip zwar gleichfall® darauf an, ob fie ein 
jelbftändiger ftehender Betrieb find; die Entſcheidung darüber hängt auch wieder 
ganz conjequent Davon ab, ob fie generell die Befugniß haben, Verficherungs- 
verträge mit verpflichtenver Wirkung abzufchließen, oder ob fie jedesmal berichten 
müſſen; und ihre Steuerfreiheit fteht in legterem Falle auch dann feft, wenn 
vielleicht Die Police unter der Firma der Agentur ausgefertigt wird: aber man 
wird doch immer anerfennen müſſen, daß es fih da um äußerſt ſpitzfindige 
Entiheidungen und um jehr complicirte Feftftelungen der concreten Verhältniſſe 
handelt. Und wenn num weiter bei Eifenbahnen der in der Praxis mehrfad 
vorgekommene Fall fich ereignet, daß die Stationdgebäude und die Stationsan⸗ 
lagen von einer Gemeindebezirfögrenze durchſchnitten werben, jo wird man fich 
zwar wiederum mit der Entſcheidung befreunden können, daß in ſolchem Falle 
das aus dem Stationsbetriebe hervorgehende Einkommen nicht ausſchließlich 
derjenigen Gemeinde zugewieſen wird, in deren Bezirk ſich gerade Das Stations⸗ 
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caffenlocal oder das Hauptſtationsgebäude befindet, daß vielmehr dann ein 
in mehreren Gemeinden ſtattfindender Stationsbetrieb angenommen wird, aber 
es iſt doch wieder nicht zu verkennen, daß ſich auch für die gegentheilige Anfich: 
Manches jagen läßt und daß es fich bier im erhöhten Maße um fchwer zu 
rubricirende thatſächliche Verhältniffe handelt. Hat ſich doch aus ſolchen Grünten 
der ſehr hervorragende Oberbürgermeifter einer Der größten Städte bei der 
Berathung der Kreisordnung im Herrenhaufe auf das Entjchiedenfte gegen Das 
ganze Princip der Befteuerung der juriftifchen Perfonen ausgeſprochen, obgleich 
die von ihm vertretene Stadt Davon offenbar einen großen pecuniären Bortbeil 
bat. Trotz alledem wird aber diefer Grund als durchſchlagend gegen Die 
Communal-Eintommenbefteuerung juriftifher Perſonen nicht angeſehen werden 
Dürfen, ‚da einerfeitS in jehr zahlreichen Fällen ſolche Perfonen mit ihrem ge= 
Tammten Gejchäftsbetriebe wirflih nur einer Commune angehören und anderer: 
feit8 die Unmöglichkeit einer gerechten Heranziehung auch in jenem anderen Falle 
nicht zuzugeben ift, um fo weniger, als die Vorlage der Bücher jede wirkliche 
Ueberbürdung fofort heraußftellen witrde. 

Wenn man nun zweitens gegen die Communalbefteuerung der juriftilchen 
Perſonen anführt, daß ihnen gar nicht wie den phyſiſchen Perfonen die Auf: 
wendungen der Commune zu Statten fämen, da fie als joldhe weder Das 
Straßenpflafter, noch die Beleuchtung benusten, nody Kinder hätten, welde Die 
Schule befuchten, fo ift das ja, wenn man will, rihtig; man muß dann aber 
auch andererfeit8 anerfennen, daß andere Gemeinde Aufwendungen, und gerade 
ſolche, die das Gemeindebudget vorzugsweije belaften, den juriftiichen Perſonen, 
wentgftend denjenigen, welche Gewerbe betreiben und Grundbeſitz bewirthichaften, 
vorzugsweiſe zu Gute kommen. 

Was nun aber die einzelnen juriftifchen Perjonen betrifft, jo Liegt insbe: 
jonvere fein Grund vor, den Staat in feiner Eigenfhaft als Grundbeſitzer und 
Gewerbtreibender, als Forft, Domänen und Bergwerks⸗Fiscus von einer 
communalen Einfommenfteuer zu befreien, und am allerwenigften in Preußen. 
Denn wenn in einzelnen Kleinftanten allerdings der Ball vorgekommen ift, daß 
der Fiscus unter der Firma von Forfihaufisen thatlählih den Gemeinden die 
Wege gebaut bat, fo läßt fi) dagegen der preußiiche Staat von Gemeinden 
und Kreiſen diejenigen Wege bauen, derener für feinen Abſatz aus Forften, Domänen 
und Bergwerken bedarf, die aljo als Meliorationen dieſes Beſitzes fich Darftellen, und 
zu deren Koften er mithin geredyter Weife beitragen muß. Und zwar iſt das 
um fo dringender nothwendig, als das Staatseigenthbum und der ftaatlidhe 
Gemerbebetrieb feineöwegs, wie man wohl behauptet bat, in der Weile gleich 
mäßig über das ganze Staatsgebiet vertheilt ift, Daß eine ziemlich gleichmäßige 
Heranziehung aller Communen zu folchen im fiscalifchen Interefje vorzunehmenden 
Aufwendungen ftattfände; ganz abgefehen davon, daß felbit unter diefer Boraus- 
jegung die ärmeren Gemeinden überlaftet wären. Indeſſen bei aller principiellen 
Gleichſtellung des Fiscus mit den Privatperſonen hinſichtlich der Steuerpflicht 
läßt fich allerdings nicht verfermen, daß die Auflegung einer eigentlichen Ein- 
fommenfteuer für den Fiscus deshalb auf gefteigerte Schwierigkeiten ftoßen würde, 
weil das fiscalifhe Einfommen mehr wie daß Einkommen irgend emer andern 
juriftifchen Perfon aus zabllofen Quellen fließt. Deshalb mag man fi mit 
der in der Kreisordnung bereit8 getroffenen Ausfunft begnügen, dem Fiscus 
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gegenüber von einer eigentlihen Einfommenjteuer abzufehen, venfelben dafür aber 
mit der Grund» und Gebäubdefteuer um die Hälfte desjenigen Procentjages ftärfer 
zu belaften, mit dem die Claſſen- und Eintommenfteuer herangezogen wird, jo 
daß aljo bei einer Belaftung der Claſſen- und Einfommenfteuer mit 100 %%, 
der Grundfteuer mit 50 9, der Fiscus neben den 50 °%, Grund- und Se: 
bäudefteuer-Zufchlägen noch weitere 50 9/, folder Zuſchläge als Aequivalent für 
dte fehlende Einfommenfteuer zu entrichten haben würde; ein Rejultat, bei dem 
man fi) um fo mehr beruhigen mag, al8 in der That jener halbe Grundſteuer⸗ 
betrag dem vollen Betrage der von dem Einkommen aus Diefer Duelle zu 
zahlenden Einkommenſteuer nahezu gleichlommen wird, da bei der Heranziehung 
des Einfommens mit 3 %,, des Grimdfteuer-Neinertrags mit angeblih 10 °%,, 
thatfächlih aber Doch nur etwa 6 %,, ein 100procentiger Zuſchlag zur Ein- 
fommenfteuer vollftändig identiſch tft mit einem 5Oprocentigen Zuſchlage zur 
Grundfteuer. 

Ebenſo wentg aber wie der Staat dürfen die Commumen von der Com- 
munal-Eintommenfteuer freigelaffen werden. Es verfteht fich freilich von jelbft, 
daß eine Beiteuerung des Einkommens der Einzelgemeinde durch dieſe Telbft, 
des Einkommens bes Kreiſes durch diefen genau ebenjo ſinnlos wäre, wie wenn 

der Staat für feine Zwecke das Einkommen feines Fiscus befteuern wollte; und 
es verftebt ſich auch ferner von felbft, daß e8 ſich immer nur um eine Be- 
fteuerung desjenigen Einkommens handeln Tann, welches aus Vermögenöbeftänden, 
nicht aber desjenigen, welches durch Steuern gewonnen wird. Innerhalb folder 
Grenzen aber Liegt fein Grund vor, daß nicht die Communen ſich gegenfeitig 
befteuern, daß nicht indbefondere die Communen niederer Ordnung zu Öunften 
der Communen höherer Ordnung befteuert werden follen. Das fundirte Ein- 
fommen der Localverbände ift unter eimander jehr verichteden und keineswegs 
der Steuerlaft der Angehörigen ftet8 proportional. Auch ermachlen doch der 
einen Gemeinde aus dem Grundbeſitz und dem Gewerbebetriebe der andern, 
dem Kreiſe aus dem Grundbefite und dem Gemerbebetriebe der Einzelgemeinben, 
und umgefehrt ben Gemeinden aus dem Grundbefig und Gewerbebetriebe der 
Kreife möglichermeife erhebliche Aufwendungen. 

Einer eingehenderen Erörterung bedarf ſchließlich noch die Frage nach der 
gänzlichen Freilaffung der Actiengefellichaften von ver Commmal-Einfommen- 
fteuer, für melde man fich deshalb ausſprechen zu müſſen geglaubt hat, weil 
bei ihnen von einem Einkommen wie bei Privatperfonen over bei andern 
juriftiichen Berjonen nicht die Rede fein könne, indem Dasjenige, was die Bilanz 
am Jahresſchluſſe als Reingewinn aufweiſe, nur ein durchlaufender Poſten fei, 
der, abgefehen etwa vom Reſervefonds, nicht der Gefellichaft als folder, ſondern 
fofort den Actionären gehöre, jo daß alſo im Balle einer Beſteuerung des 
GSefellihafts-Eintommens eine Doppelbefteuerung zu Ungunften des in der Form 
der Aflociation gejammelten Capitals im Gegenſatz zum Capital der Einzel- 
unternehmungen ftattfinden würde (Diekel). 

Wenn man fih nun trog diefer ſcheinbar jo einleuchtenden Begründung 
dennoch für die Unterwerfung der Actiengefellfchaften als folcher unter bie 
Communalbeftenerung ausſprechen zu müſſen glaubt, fo muß Doch von vorn: 
herein, wie fchon bei einer früheren Gelegenheit, der foctal-politiihe Standpunft 
zurüdgemiefen werden, indem die Xctiengefellichaften nicht deshalb mit einer 
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Steuer, und am wenigften mit einer Communalfteuer belegt werben bürfen, weil 
fie etwa gemeinſchädliche Inftitute find. Denn ganz abgeſehen davon, daß bei 
aller vielleicht wünfchenswerthen Einſchränkung des Actiengefellichaftäwefeng zu 
Gunſten des Einzelbetriebe8 oder des gemeimwirtbichaftlichen Syſtems, dennoch 
bie Aſſociation von Privatcapitalien für zahlreiche Wirthſchaftsgebiete die einzig 
angemefjene Betriebsform fein und bleiben wird, fo widerſpricht es auch aller 
Erfahrung, daß durch ſolche Straffteuern gerabe dem illegitimen Geſchäfte, welches 
mit ganz andern Geſchäftsſpeſen rechnet, erhebliche Schwierigkeiten bereitet würden. 
Die Gründe für die Heranziehung ber Actiengeſellſchaften als ſolcher an 
Communalſteuer Liegen vielmehr zunächſt darin, daß jene von der Theorie mit 
ſpielender Leichtigkeit deducirte Doppelbefteuerung fofort in ihr Nichts ſich auflöſt, 
ſobald man auf dem Boden realer Verhältniſſe jener Deduction näher tritt. 
Es ergiebt ſich nämlich alsdann, daß die Beſteuerung des Geſammteinkommens 
geradezu der einzige Weg iſt, um das aus Actienunternehmungen reſultirende 
Einkommen überhaupt heranzuziehen, da das Geſammteinkommen durch vie an 
bie Oeffentlichteit gelangenven, ober doch auf Verlangen vorzulegenden Bilanzen 
feftzuftellen ift, während eine Befteuerung des in den Dividenden zeriplitterten 
Einfommen® an dem Umftande fcheitert, daß der Einfhägungs-Commiffion nın | 
zufteht, und auch der Natur der Sache nach nur zuftehen fann, von den Hypo— 
thefenbühern und den Verhandlungen der freiwilligen Gerihtöbarteit Kenntniß 
zu nehmen, nicht aber Hausfuchungen nad) Actien zu veranftalten. Und felbft wenn 
bier wirklich ausnahmsweife eine Doppelbefteuerung nachzuweiſen wäre, fo würde 
das mobile Capital noch immer feinen Grund zur Klage haben, da ja ame 
ſolche für den Grundbeſitz gradezu ah, ift, ganz abgejehen davon, daß auf 
der Umfag immobiler Werthe einer ſehr erheblichen, der Umſatz mobiler Werthe 
Dagegen entweder gar feiner, oder doch nur einer fehr unbedeutenden Beſtenerung 
unterliegt. Ich kann mich Demgemäß auch dem bereit8 aufgeftellten Vermittlungs- 
Vorſchlage nicht anjchließen, wonach bet der Beſteuerung der Actionäre die ihnen 
zufließenben Dividenden außer Anſatz gelaflen werben jollen, da nicht abzufehen 
ift, wie die alddann nothwendige Controle, da doc Namensactien die verſchwin⸗ 
dende Ausnahme bilden, geübt werben Soll, wenn man fi nicht der Gefahr 
umfafjender Defraudationen ausfegen will. 
Dazu kommt aber noch, daß die Befteuerung der Gefellichaften als folder 
im Intereſſe der Communen durchaus nothwendig iſt. Denn es kann fehr 
wohl der Fall eintreten, daß fein einziger Actionär derjenigen Gemeinde, un 
welcher das Unternehmen domicilirt ifl, und welche die communalen Aufwen⸗ 
dungen fir daffelbe zu tragen hat, angehört. Es kann aud ferner der Fall 
eintreten, daß ein bisher im Einelbetrieb befinbfiches Unternehmen in cine 
Acttengejelfhaft verwandelt wird, und daß dann in foldem Falle die Commune 
ihrer gefammten biöherigen Steuer verluftig ginge, wenn nur ber frühere Der 
figer mit dem Kaufgelde verzöge und bie Actien außerhalb untergebracht 
würden. Dieſe Gefahr aber iſt um ſo mehr in Rechnung zu ziehen, als im 
laufenden Jahrzehnt in Preußen gegen 1000 Actiengeſellſchaften gegründet worden 
ſind, deren Entſtehen zum großen Theile mit dem Zurücktreten phyſiſcher Per⸗ 
ſonen, mit dem Untergange von — verbunden war. Und 
wenn es nun auch für den Augenblid nicht mehr den Anſchein hat, als ob alle 
Induftrie in die Großinduftrie und als ob alle Großinduftrie in die Actienform 
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aufgeben follte, To bieße e8 doc gradezu eine Prämie auf ſog. Gründungen 
jegen, wenn man die Einzelunternehmungen zur Steuer beranziehen, bie Actien- 
geſellſchaften aber von derſelben freilaffen wollte. 


Es iſt Ichliehlich noch darauf aufmerffam zu machen, daß es fich bei dieſem 
Gutachten mur um die wiſſenſchaftliche Erörterung der Fundamentalfragen 
handeln konnte, daß dagegen ſchon des Äußeren Umfanges wegen von einer Er- 
örterung aller Fragen zweiten Ranges, wie 3. B. der frage der Contingen- 
tirung und Individualbeſteuerung ——* der Communalſteuern der höheren 
Verbaͤnde, der Frage nach der Mehrbelaſtung einzelner Theile von Kreiſen und 
Provinzen, ber Frage nach der Abänderung des feftgeftellten Maßſtabes Abftand 
zu nehmen war. 
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Einleitung. 


Auf die Frage, ob für die Aufbringung der Gemeindebedürfniſſe ein Syſtem 
von Zuſchlägen zu den Staatsſteuern genüge, läßt ſich meines Erachtens eine abſolute 
und allgemein gültige Antwort nicht geben. Ob und in wieweit mit einem ſolchen 
Syſtem von Zuſchlägen auszukommen, hängt ſowohl von dem die Grundlage bilden— 
den Staatsſteuer-Syſtem, als von der Art und dem Umfange der adminiſtrativen 
Aufgaben ab, welde den Gemeinden factiſch oder zufolge rechtlicher Vorſchrift ge 
ftellt find. Wie diefe Aufgaben ſich für die einzelnen Gemeinden deſſelben Staates 
je nad ihrer Größe oder der Kategorie, der jie als Stadt», Landgemeinde 
u. |. w. angehören, jehr verſchieden geftalten, jo walten auch in der Abgrenzung 
des Wirkungsbereih8 der Gemeinden zwilchen den Geſetzgebungen der verfchiedenen 
Staaten die größten Verjchiedenheiten ob. Es wird daher, wenn auf jene Frage 
eine beftimmte Antwort ertbeilt werden fol, ein beftimmtes Staatöwejen und 
ein beftimmtes Steuer-Spftem ind Auge zu faſſen und bierbei den zwiſchen den 
— Kategorien der Gemeinden obwaltenden Verſchiedenheiten Rechnung zu 
tragen ſein. 

Ebenſo wenig halte ih es für möglich, in abstracto und in einigermaßen 
abjchliegender Weiſe Diejenigen Arten der Steuern nambaft zu machen, weldye 
fih für das Beftenerungswelen der Gemeinden vorzugsweife einen. Auch hier 
ift jedes Urtheil ein mehr oder weniger relatives; unbebautes Terrain ift im 
Gebiete des Steuerweſens, wo irgend eine Continuität der Entwidelung feſtge⸗ 
halten wird, nirgends vorhanden und der Werth der einzelnen Steuer demnach 
überall bedingt durch das Verhältniß, in welchem fie zu dem Steuer-Syſteme ſteht, 
dem fie angehört oder in das fie eingereiht wird. Gilt Died von den Steuern 
überhaupt, jo muß die NRelativität des Urtheild noch mehr als in der Sadjlage be- 
gründet angefehen werden im Gebiete de8 Communalſteuerweſens, das ja überall ein 
beftebendes Stantsftener-Syften als das primäre zur Vorausjegung bat. Nicht 
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minder ald von dem Verhältniffe zu dem geltenden Steuer-Sufteme iſt das Urtheil 
über den Werth aud der einzelnen Arten ver Steuem für das Communal- 
fteuerwefen abhängig von der Art der Begrenzung der den Gemeinden geftellten 
Aufgaben; bei Beantwortung der Frage nach der Brauchbarfeit der einzelnen 
Steuern für die Zwecke des Communalfteuermeiend wird daher ebenfalld em 
eoncrete Steuer= und Berwaltungsgejeßgebung zur Borausjegung genommen 
werden müſſen. 

Wenn ich gleichwohl in Nachſtehendem den Verſuch made, die Einrichtungen 
eined fremden Staates, Frankreichs, zum Behuf der Prüfung der in Preußen 
projectirten Keforın des Communalſteuerweſens heranzuziehen, jo geſchieht Dies nicht 
in der Abfiht, aus jenen Einrihtungen ein allgemeim gültiges UÜrtheil zu ab- 
firahiren; e8 wird mir vielmehr genügen, 3 der Borausfegungen, auf denen 
in Frankreich Die Auskömmlichkeit des dort beftehenden, auf Zufchläge zu ven 
Directen Steuern gegründeten Communalfteuer-Syften$ beruht, Tenntlich zu machen 
und hierdurch Material zur Beurtbeilung der Beftrebungen zu gewinnen, welche 
in Preußen auf die Herftellung einer ähnlichen Anlehnung de8 Communal- an 
das Staatsfteuer-Syftem gerichtet find. 

Die Einheit des Staatd- und Communalſteuer-Syſtems — ſoweit es fid 
um directe Steuern handelt — war in Frankreich eine Frucht der großen Revo: 
Iution, indem man den Gemeinden die Befugniß zur Bildung bejonderer Star: 
Infteme nahm und fie einfad auf Staatöfteuern anmwies, wollte man ein Wieder: 
aufleben jener alten Ungleihheitn und Sonderftellungen der Corporationen ver: 
bindern, deren Beleitigung die Bewegung zu einem ihrer hauptſächlichen Ziele ge 
macht hatte. Wie diefelbe den Vereinigungen der Handwerker und Arbeiter fand- 
lih war, weil fie in ihnen eine Herftellung der Innungen und eine Ber: 
trächtigung der unmittelbaren Beziehungen zwiſchen Staat und Bürger zu fehen 
glaubte), jo vermied fie auch die Ausftattung der Gemeinden mit autonomiſchen 
Befugnifien, weil fie hierin ein Mittel zur Herftellung der alten bevorrechtigten 
Corporationen erblidte. Je mehr dieſe Vernichtung der corporativen Elemente 
der centralifirenden Tendenz der abſoluten Regierung, welche auf die Revolution 
folgte, entſprach, defto weniger geichah, um die Unterordnung der Gemeinden ımter 
den abminiftrativen Schematismug des Staats wieder zu befeitigen. Die ſchematiſche 
Gleichheit, welche für die Verwaltung Frankreichs charakteriftilch ift und in melder 
die Beeinfluffung der Communal-Berwaltung durch die Staatögemalt einen jo 
mächtigen Hebel findet, würde eine ihrer weſentlichſten Borausfegungen verlieren, 
wenn die Uebereinftimmung zwiſchen dem Beſteuerungs-Syſteme des Staats und 
der Gemeinden fehlte. Indem dieſe Einheit der Steuer-Syfteme für die Ent 
widelung der Betheiligungs-Berhältniffe zwifchen Staat, Departements und Ge 


meinden bei Tragung der durch die Erfüllung der Verwaltungsaufgaben — 


öffentlichen Laſten zum Ausgangspunkte genommen wurde, wurde ſie zur 

Inge wichtiger, mit den Grundſätzen ber materiellen Berwaltungs-Gefeggebung 

eng. verwachſener Einrihtungen. Daran, die Einheit wieder zu befeitigen, benft 

Niemand. Soweit überhaupt eine Agitation für Reform der — 
Intereſſante Bemerkungen hierüber enthält ver von Emil Ollivier über den Ent- 

wurf zu dem Gefeg über die Arbeiter-Coalitionen (nahmaliges Gefeg vom 25. Mat 1969) 


dem gefeßgebenden Körper erftattete Bericht. Derfelbe ift mir im Augenblide nit zur 
Hand und bin ich gendthigt, aus dem Gedächtniffe zu citiren. 
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in Frankreich befteht, richtet fie fi) gegen die den Staats⸗ und den indirecten 

ern zu runde liegenden Principien, deren Modification bezüglich 
ber directen Steuern allerdings mittelbar auch eine Aenderung der für das Steuer- 
weſen der Gemeinden beftehenden Grundfäge zur Folge haben, die Einheit des 
Syſtems der Befteuerung für Staat und Gemeinden jedoch vorausſichtlich nicht er= 
Ihüttern würde. Die Frage ift daher in Frankreich feit lange und endgültig gelöft. 

Anders in Preußen. Die einheitliche Regelung der Staatöfteuern bildete 
einen Theil des mühſamen Werkes adminiftrativer Reorganifation, welches auf 
die Befreiungskriege folgte; nur theilweiſe konnte damals die Aufgabe gelöft 
werben; die Ausdehnung der Reform auf die Grundfteuergefetgebung blieb einer 
Zeit vorbehalten, welche der gegenwärtigen Generation noch in frifcher Erinnerung 
ft. Gänzlich unberührt von den damaligen, auf Herftellung einer Einheit der 
Srundfäge gerichteten Beftrebungen blieb das Steuerwefen der Gemeinden und cor- 
porativen Verbände; Die auf daſſelbe bezüglichen Beſtimmungen der Kreis:, Gemeinde- 
und Städte-Orbnungen noch der vierziger und fünfziger Jahre überlafien über: 
einſtimmend jenen Gorporationen die Ynittative in Betreff der Feftftellung des 
Modus, welder für die Aufbringung ihres Bedarfes maßgebend fein fol. Erſt 
mit der Kreis-Ordnung des Jahres 1873 und der Provinzial-Oronung des 
vorigen Jahres trat ein Wendepunkt ein; beide Geſetze brechen mit der bisherigen 
Entwidelung, indem fie als Regel aufitellen ?), daß die Aufbringung des Bedarfes 
= — beziehentlich der Provinz, durch Zuſchläge zu den Staatsſteuern zu 

olgen habe. 

Nachdem dies Princip in die Geſetzgebung einmal eingeführt worden, iſt 
die Frage eine naheliegende, ob nicht in deſſen Anwendung weiter zu gehen und 
nach Maßgabe deſſelben auch das Steuerweſen der Gemeinden zu regeln ſei. 
Die Frage lediglich aus dem Grunde der Conſequenz zu bejahen, wuͤrde nur 
dann zuläſſig ſein, wenn das Verhältniß zu der erwähnten Reform das gleiche 
wäre fiir die Gemeinden, wie für jene größeren Corporationen. Meines Erachtens 
ift indeflen das Verhältniß für beide in doppelter Hinficht ein verſchiedenes. 

Zunädft war der Gegenſatz, in welchen bie in Rede ftehenden Beltimmungen 
der Kreis⸗Ordnung und der Provinzial-Ordnung mit der Vergangenheit traten, 
weit mehr ein rein grumbfäglicher, als ein materieller. Bei dem befchränften 
Umfange der Aufgaben, weldhe früher den größeren Verbänden geftellt waren, 
konnten diefelben in der That faum in die Verſuchung fommen, eigene Eteuer-Syfteme 
zu gründen; wenigften® bezüglid, der Kreife ift wohl kaum der Fall vorgefommen, 
daß dieſelben einen nennenswerthen Theil ihres Bedarfs dur andere Abgaben 
als durch Zufchläge zu den Staatöfteuern aufbrachten. Co ſchloß die Beftimmung 
der Kreis Ordnung fih im Allgemeinen an den Zuſtand an, welcher in ber 
Mehrzahl der Kreife bezüglich der BVertheilung der Kreisauflagen ſich factiſch 
bereits herausgebildet batte?). Ganz anders ift das bezüglich der Gemeinden. “Die 
Freiheit, welche die bißherige Geſetzgebung denſelben in der Beftimmung der Be— 
fteuerumgsart ließ, ift bier, namentlich in ven größeren Städten, Dazu benugt 








1) Kreiß-Orbnung vom 13. December 1872, 8 10 fg. Provinzial-Orbnung vom 
29. Juli 1875, 8 106 fg. 
2) Motive zum Entwurf ber Kreiß-Orbnung vom 27. September 1869. (Drud⸗ 
ſachen bes Haufe® der Abgeorbnieten 10. Leg.⸗Periode III. Seffion Nr. 4, ©. 61.) 
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worden, befondere Steuer⸗Syſteme der mannigfaltigften Art zu bilden. Die Ein- 
führung des in Rede ſtehenden Grundſatzes würde bier daher in vieler Hinſicht 
die beftehenden Zuftände kreuzen und nicht blos in grundfäglicher, ſondern auch 
ın thatfähliher Beziehung einen Bruch mit der Vergangenheit enthalten. 

Sodann tft davon auszugehen, daß es fi bei der Kreis⸗ und demnächſt der 
Provinzial⸗Ordnung in erfter Linie darum handelte, eine große politiihe Reform 
zu vollbringen und auf immer jene Spaltung nach den Sonder:Interefien ver 
betheiligten Claffen zu‘ bejeitigen, welche in ber Zuſammenſetzung der früheren 
Vertretungskörper einen jo prävalirenden Ausdruck gefunden hatten?). Daher bie 
Beſtimmungen, welche innerhalb gewiffer Grenzen die gleichzeitige Belaftung aller 
directen Staatöfteuern vorschreiben, daher der Werth, welcher auf einen un An- 
Ihluß an das Staatsſteuer-Syſtem ein- für allemal feityeftellten und daher einer 
jedesmaligen Verſtändigung zwiſchen den Intereſſenten-Gruppen nicht mehr unter: 
worfenen Vertheilungs-Maßſtab gelegt wird?). — Auch dies ift bei den Gemeinden 
weſentlich anders; wiewohl die Zufammenfegung der Gemeinde-Bertretungen für 
einzelne Fragen bezüglich des zur Anwendung zu bringenden Steuerſyſtems immer: 
bin von einiger Bedeutung fein Tann, fo ift Doc der Gegenfag der in deu Ge— 
meinde-Bertretungen repräfentirten Claſſen wenigftend in den größeren Gemeinden 
im Allgemeinen ein überwundener und zwar bie um fo mehr, je mehr fih m 
der betr. Gemeinde ein vwieljeitiged communales Leben entwidelt bat. In ben 
größern Städten ift die Frage des Communalſteuer:Syſtems längſt zu einer 
bloßen Finanzfrage geworden. Gerade die größern Städte find es aber, melde 
unter den Gemeinden vorzugsweife von dem Recht der Errichtung eigener Steuer: 
Syfteme Gebrauch gemacht und häufig es zu von dem Staatsſteuer-Syſtem ganz 
abmeichenden Bildungen gebracht haben, Bildungen, deren Fortdauer mit ber 
Ausdehnung jenes für die Kreife und Provinzen ausgeſprochenen Grundſatzes 
auf die Gemeinden die Baſis entzogen werden würde. 

Iſt e8 aber richtig, daß eine Reform in diefem Sinne nicht nur bei den 
Gemeinden von weit einfhneidenderer Bedeutung fein würde, als bei den größeren 
Verbänden, fondern daß auch von den Motiven, welche bei diefen für biefelbe 
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1) Charalteriſtiſch find die hierauf bezüglichen Ausführungen in den Motiven zur 
Kreis-Dronung. Es heißt bier (a. a. D. ©. 55): 

„se größer ſchon gegenwärtig das manpele Bedürfniß vieler Kreife ift, deſto 
weniger faun die SFeftitellung ber Normen ber Kreißbefteuerung ber ımbejchräntten 
Autonomie der Kreije Üüberlaffen werben. j 

Die Communalbeftenerung in das Syſtem ber Staatöbefteuerung bergeftalt eimu- 
fügen, daß fib bie erftere nicht von ben maßgebenden rn der letzteren ent⸗ 
fernen barf, ift eine ber Korberungen ftantseinheitlicher Gefeßgebung, melde um fe 
unerläßlicher ift, eim je größerer Spielraum der Selbftverwaltung nach ber Richtung 
- der Erecutive gewährt wird. Ein jeder Staatsangeböriger muß die volle Sicherkeit 
haben, daß nicht Kreis-Parlamente neben der georbneten Sinanagefebgebung des Landes 
auf eigene en nah Grundfägen eigener Bolitit über feine Leiftungen verfügen. 

8 muß aber ferner ben Kreißvertretungen nach Möglichkeit die Beranlafiung ge 
nommen werben, ſich bei ihrer berathenben und beiliegenden Thätigleit in Gruppen 
von SInterefienten aufzulöfen, welche für Sonder:Interefjen ftreiten. Fehlt der Antrieb 
hierzu, fo gelangt die natürliche Gemeinfamteit ber Ziele zum fiheren Ausbrud, ohne 
daß die Art der Zufammenfegung auf die Stellung der Mitglieder zu ben einzelnen 
Fragen einen verwirrenden Einfluß zu üben vermag.” 

2) Kreiß-Orbnung vom 13. Mai 1872, 8 12, Alinea 1. 
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maßgebend waren, keineswegs alle Binfichtlich der Gemeinden zutreffen, fo folgt 
hieraus, daß durch Aufftellung jenes Grundjages für die Provinzen und Kreiſe 
der Entſcheidung für die Gemeinden nicht präjubicirt, fir diefe die Löſung viel- 
mehr mittelft felbitftändiger fachlicher Erörterung zu fuchen iſt. Zu einer ſolchen 
babe ich in der nachftehenden Darftellung einen Beitrag leiften wollen; wenn es 
nicht gelungen ift, es zu einer völlig gleichmäßigen Bearbeitung des umfangreichen 
Materiales zu bringen, jo ınag dies mit der Kürze der Zeit, die mir zu Gebote 
ftand, wohlwollend entſchuldigt werben. 


Erſter Theil. 


Das Communalſteuer⸗Syſtem Frankreichs. 


Die Communalſteuern Frankreichs beſtehen — abgeſehen von der finanziell 
unbedeutenden Hundeſteuer und von ſolchen Abgaben, welche, weil für Verwaltungs⸗ 
acte erhoben, die Natur von Gebühren haben, in Zufchlägen zu den birecten 
Stantöfteuern und dem Octroi. Jene werden in allen Gemeinden erhoben, die 
wenigen ausgenommen, denen es gelingt, ihren gelammten Bedarf durch die Ein- 
nahme aus dem eigenen Vermögen, dem Ertrage der Gebühren, der Hundefteuer 
u. |. mw. zu decken; dieſer — der Octroi — ift ein Beſteuerungsmodus lediglich 
für die größeren, etwa den deutichen Städten entſprechenden Communen. Neben- 
her gebt ein eigenthümliches und von den ent|prechenden Einrichtungen Deutſch- 
lands ſehr verſchiedenes Verhältniß der Concurrenz zwilchen den Gemeinden und 
den größeren Verbänden behufg Erfüllung einzelner wichtiger Verwaltungsaufgaben, 
durch welches das beftehende Syſtem der Communalbefteuerung feine Ergänzung 
und Erklärung findet. 

- Da die Beurtkeilung de8 Communalfteuer-Syftems die des Staatöfteuer: 
Syſtems zur Vorausfegung bat, fo werde ich in nachfolgender Darftellung zu= 
nächſt die directen Staatsſteuern, fodann die Communal:Zufchläge, das Syſtem 
der Vertheilung der öffentlichen Laften und den Octroi behandeln. Der Frohnden, 
welche, wiewohl fie ein wichtiges Element in der Beftreitung des Aufwandes für 
vie Unterhaltung der öffentlichen Wege bilden, dennoch nur in bedingter Weile 
als Feiftungen der Gemeinde-Angebörigen fir Gemeinde-Zwecke angefehen werben 
tönnen, werde ich bei Darftellung der Gefeßgebung über die Vertheilung der 
öffentlichen Laften Erwähnung thun. 


Erfter Abſchnitt. 


Die direeten Staatsſteuern. 
a) Grundlagen. 

Die Züge, welche dem Syſtem der franzöſiſchen Staatsſteuern durch die in 
der Zeit der Entſtehung herrſchende Richtung aufgeprägt worden, ſind noch nicht 
verwiſcht. In der conſtituirenden Verſammlung wie in dem ſpäteren Convent 
war die phyſiokratiſche Theorie faſt ausſchließlich vertreten; dieſe Theorie verwarf, 
wie bekannt, die indirecten, den Verkehr und die Induſtrie belaſtenden Abgaben 

8 * 
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und verſuchte, ſtatt deſſen das Staatsſteuer⸗Syſtem auf Beſteuerung des Grund⸗ 
ertrages, als der einzigen wahren Güterquelle zu gründen. Der Anſicht der 
Alleinberechtigung der Grundſteuer trug die Conſtituante mit dem der damaligen 
Bewegung eigenen Radicalismus Rechnung; ſie unterdrückte die zahlreichen, bisher 
vom Handel und dem inneren Verkehre Frankreichs erhobenen Abgaben und ließ 
allein die Grenzzölle beſtehen; ſtatt deſſen ſollte der Staatsbedarf in der Haupt⸗ 
ſache durch eine Grundſteuer aufgebracht werden; es war als eine Conceſſion an 
die thatſächlichen Verhältniſſe anzuſehen, daß zur Ergänzung der Grundſteuer 
noch eine, wiewohl dem Ertrage nach weit geringere, Abgabe von dem Mo— 
biliar-Eintommen und neben beiden einſtweilen eine nach dem Miethswerthe zu 
veranlagende Gewerbefteuer eingeführt wurde. Letztere wurde bereit# durch Das 
Decret vom 21.—22. Mär; 1793 wieder beſeitigt. Die Grund- und die 
Mobiliarfteuer bildeten daher nunmehr die einzigen directen Steuern Frankreichs. 
Der Sefammtbetrag der Grundfteuer war urjprünglih auf 240 Millionen, 
der der Mobiliarfteuer auf 60 Millionen feftgejegt worden; bei der Unwolllommen⸗ 
beit der Einrichtungen war jedoch Feiner dieſer Erträge zu erlangen und fehr bald 
war man nach mehreren vergeblicen Verſuchen, die zulegt erwähnten 60 Millionen 
zur Vertbeilung zu bringen, genöthigt, das Kontingent der Mobiliarfteuer auf 
30 Millionen berabzufegen. Das Contingent der Grundfteuer wurde durch das 
Geſetz vom 17. fructidor des Jahres VII auf 210 Millionen ermäßigt, wogegen das 
Contingent der Mobiliarfteuer von Neuem, jedoch nur auf 40 Millionen erböht 
wurde. — Noch weniger war e8 möglich, den in außerordentlicher Weiſe wachſenden 
Staatsbedarf durch jene Steuer zu deden. Man ſah ſich genöthigt, — abge 
feben von den berüdtigten Zwangsanlehen — zur Einführung einer einträglichen 
indirecten Steuer und zur Vermehrung der directen Steuern die Zuflucht zu nehmen ; 
das Geſetz vom 6. fructidor des Jahres IV ftellte, wen auch auf veränderter Grund» 
lage Die ewerbefteuer wieder ber ; daneben erfolgte, mittelft Geſetzes vom 4. frimaire 
des Jahres VII, weſentlich nach engliſchem Vorbilde, die Einführung einer Thär- und 
Fenſterſteuer. — Damit waren die noch heute das Syſtem der directen Staate- 
fteuer Frankreichs bildenden vier Hauptſteuern — die Grund, Berfonal- und 
Mobiliar, Thür- und Tenfter- und Gewerbe: (Patent-Jfteuer gegeben. Ale 
diefe Steuern zeichnen fi dadurch aus, daß für die Veranlagung überall äußer- 
Tiche, Leicht kenntliche und feftzuftellende Kriterien maßgebend find, welche das den 
arbiträren Entſcheidungen der einihägenden Organe überlafiene Terrain auf ein 
Minimum reduciren. Bei dem Zuſtande, welchen die Revolution vorfand und 
bei welchem alle Gewöhnung und Heranbildung der Befteuerten zu wirffamen 
Einſchätzungs⸗Functionen fehlten, blieben Steuern mit Veranlagungskriterien der 
bezeichneten Art die einzig möglichen. ‘Der Tendenz prävalirender Gentralifation, 
welche alle Regierungen Frankreichs fett der Revolution charakterifirt, konnte es 
nicht entfprechen, fich des ausſchließenden Einflufjes, welcher durch jene Eigenschaft 
der Steuern den bei der Veranlagung beibeiligten Staatsbehörden gefichert war, 
zu Gunſten erweiterter Mitwirtung der Steuerpflichtigen wieder zu entäußern. 
Der bejonderen Tage der Verbältniffe, wie fie nach dem Ausbrude der Re 
volution ſich geftaltet hatte und bei welcher die Durchführung der Steuer⸗Reformen 
ohne Gefährdung des in eminenter Weiſe angewachlenen finanziellen Bedürfnifſes 
in erfter Linie ftand, kam eine fernere, in der Theorie bereit8 vorher entwidelte 
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Idee, die der Nepartitionäfteuer, entgegen. Turgot!) Hatte dieſe Form als zur 
Realifirung einer gegenfeitigen Controle der Steuerpflichtigen und zur Milverung 
des Gegenſatzes —— dem fordernden Staate und dem veranlagten Einzelnen 
beſonders geeignet empfohlen. Der Steuer⸗Geſetzgebung der Revolution war ſie 
das Mittel, die finanziellen Reſultate zu erzielen, ohne auf die Ergebniſſe einer 
mühſamen und jedenfalls erſt in Jahren zur Durchführung zu bringenden Er- 
mittelung der Erträge und fleuerpflichtigen Objecte warten zu müſſen. Das 
Intereſſe der fteuerpflichtigen Einzelnen und Berbände, zu hohe Belaftung von 
fih abzuwehren, mußte die einftweilen noch fehlende materielle Kenntniß erfegen?). 
Wie wohl öfter discutirt und in feinem Werthe beftritten, ift auch dieſes Princip 
bezüglich ver Mehrheit der directen Steuern in der Geſetzgebung erhalten geblieben; 
nur die Grenzen feiner Anwendung haben ſich mehrfach geändert. Zur Zeit 
find die Grund-, Perjonal-?) und Mobiliar- und Thür: und Tenfterfteuer Re- 
partitionsſteuern, wogegen bie Gewerbefteuer eine Duotitätöfteuer ift, d. h. nad 
einem abfoluten Verhältniß zu dem fteuerpflichtigen Betrage erhoben wird. Für 
die andern Steuern wurde vo Sefamınt-Contingent und die Contiegente der Departe⸗ 
ments jährlich durch das Finanz-Geſetz feftgelegt, die Untervertheilung der Departe- 
mental-Contingente auf die Arrondiflements wird in ben orbentlihen Jahres⸗ 
Sieungen der Generalräthe der Departements, die Untervertbeilung der Arron- 
diffements-Contingente auf die Communen durch die Arrondiffementsräthe bewirkt. 
In den Communen wird die Vertheilung von einer aus der Zahl der Steuer- 
pflichtigen berufenen Commiſſion (den repartiteurs) mit Hülfe des Steuer-Con- 
troleurs (Staatöbeamten) vorgenommen. General- und Arrondiffementsräthe 
benugen bei Feftftellung der Contingente das von der Verwaltung gefammelte 
Material, doch find fie bei ihrer Beſchlußfaſſung keineswegs auf diejenigen Geſichts⸗ 
punkte beichränft, welche fih aus diefem Materiale ergeben. | 


b) Örundfteuer. 


Das Princip diefer Steuer bat in einer faft abſchließenden Weile in den 
Artikeln 1 bis 4 des Geſetzes vom 23. November und 1. December 1790 feinen 
Ausdrud gefunden; bier wird beftimmt: 

Art. 1. 11 sera etabli aA compter du 1. janv. 1791 une contribution 
fonciere qui sera r&partie par égalité proportionelle sur toutes les pro- 
prietes foncieres, à raison de leur revenu net, sans autres exceptions 
que celles determindes cı-apres pour les intérôts de l’agriculture. 


ı) Oeuvres de Turgot in der Collection des Economistes Th. I, &. 407. De 
Parieu traitd des impöts, Band I. zweite Aufl., ©. 263. 

2) Als eine foldhe auf bie —— bis zur —— vollſtändiger Grund⸗ 
(ägen für die Vertheilung berechnete Einrichtung fucht Gaudin (M&moires, souvenirs, 
opinions et écrits du duc de Gaëte Th. I. ©. 196—198, 239 und 322 bei De Parieu 
(a. a. DO. ©. 230) das Reparlitiond- Princip barzuflellen, vermöge der immer mehr 
eintretenden Bollftändigteit jener Grundlagen follte das Repartitions-Princip in der An⸗ 
werbung fid immer mehr der Bertheilung nach der Duotität nähern und ſchließlich 
in biefelbe übergehen. Diefe Erwartungen find nicht in Erfüllung gegangen. 

2) Wie ſich bamit ber fefte Betrag der Perfonalfteuer vereinigt, wird meiter unten 

sang — Derſelbe bildet jetzt nur einen Factor in der vereinigten Perſonal⸗ und 
obiliarſteuer. 
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2. Le revenu net d’une terre est ce qui reste à son proprietaire, 
deduction faite, sur le produit brut, des frais de culture semences re- 
colte et entretien. 

3. Le revenu imposable est le revenu net moyen, calcul€ sur un nom- 
bre d’anndes determine. 

4. La contribution fonciere sera toujours d’une somme fixe et deter- 
minde annuellement par chaque legislature. 

Die Grundſteuer follte hiernach eine nach dem burchfchnittlicden reinen Grund: 
ertrage gleichmäßig veranlagte Steuer fein; fie entſprach damit der Theorie der 
Phyſiokraten, welche gerade hierin einen unermeßlichen Fortſchritt gegen Die früheren, 
auf Veranlagung nach dem Brutto-Eintommen beruhenden Grundfteuer-Berfafl 
Tranfreih8 enthielt. Das reine Einkommen der Grundftüde follte Durch Em: 
Ihägung nah Maßgabe von Bovenbeichaffenbeit und Eulturart unter Abzug der 
Bewirthichaftungstoften gefunden werden; bei ftäbtifchen und durch Bermiethung 
genutten Gebäuden follte der Miethswerih nad Ahrechnung von '/, deſſelben 
auf Abnutzung, Neparatur: und Unterhaltungskoſten maßgebend fein. Der Ge 
fammtertrag endlich follte von dem Ergebniß der Einfhägungen nicht abhängig fein, 
ſondern im Voraus im Wege ver Gefeßgebung feftgefegt werden; die Refultate der 
Einſchätzung ſollten demnach nur Grundlagen für die Contingents-Vertheilung bilven. 

Sp raſch indelfen die Aufftelung des Princips und feine Formulirung ge: 
lungen war, fo große E chwierigfeiten ftellten fi der Durchführung entgegen: 
bei dem gänzlihen Mangel an Unterlagen für eine genügende Ermittelung des 
Reinertrages blieb die „gleihmäßige Vertheilung‘ , wie das Geſetz fie vorge 
ichrieben hatte, ein todter Buchftabe. Um wenigftens gegenüber den äußerſten 
Ungleichheiten der BVertheilung ein Correctiv zu ſchaffen, warb in den De 
crete vom 17. März und 10. April 1791 beftimmt, daß die Steuer bei feinem 
Grundbefiger mehr als 1/, des Reinertrages überfteigen dürfe, das Geſetz vom 
3. Auguft 1793 erhöhte Hierauf diefe Quote auf Y/,. E8 leuchtet ein, wie 
wenig diefe Beftimmung ausreichend war, um eine annähernd gleiche Vertheilung 
zu fihern. Eine genügende Grundlage für eine ſolche Vertheilung konnte nur 
durch ein, die einzelnen Grundftüde nach Eulturart, Reinertrag und Eigenthums- 
grenzen enthaltendes Catafter gegeben werden. Die Herftellung eines joldyen !) 
wurde, nachdem der Verſuch eines Kataſters nach Eulturmafjen ohne das gehoffte 
Ergebniß geblieben war, im Jahre 1807 begonnen. Die Beendigung erfolgte 
erft im Jahre 1850. Die Angaben über die Keinerträge des Catafterd waren, 
da Einrichtungen nicht getroffen waren, um die Erhebung. der Mebereinftimmung 
des Cataſters mit den wirklihen Cultur⸗ und Ertragsverbältniffen zu ſichern, 
unabänberlih; nur durch Abbruch oder Neuentftehung von Gebäuden, ſowie 
durch Eintreten oder Ausſcheiden von Grundftüden in bezw. aus der Kategorie 
der befreiten Grundftüde ändert fid) der Tataftermäßige Gefammt-Reinertrag der 
in einer Gemeinde belegenen Grundſtücke. Lediglich in der Exrmittelung dieſer, 
fowie der in den Eigenthbumsverhältniffen eingetretenen Aenderungen befteben 
die auf die Eurrenthaltung des Cataſters bezüglichen Functionen. Eine Aende⸗ 


?) Die_befte gebrängte Ueberfiht ber Entitefung und Ausbildung des Katafer- 
weſens in Frankreich enthält der Auffag von Legoyt in Block, Dictionnaire de 
Padministration frangaise s. v. cadastre. 
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rung der Eulturart zieht Feine Wenderung der im Cataſter enthaltenen Reinertrags- 
Angabe nad fih. Erneuerungen des Catafterd können nur je fir die betr. 
Gemeinde von der Gemeinde jelbft befchloffen werben. 

Es lag auf der Hand, daß bei diefer Einrichtung das Catafter jehr bald 
hinter den wirklichen Berhältniffen jelbft dann hätte zurüdbleiben müfjen, wenn 
es biejelben von Haufe aus wenigftend für einen beftimmten Zeitpunft mit an: 
näbernder Richtigkeit dargeſtellt hätte. Allein öfters konnte bei der langen Zeit, 
welche über der Fertigung hingegangen war, bet der Verfchiedenbeit der Anfichten, 
die auf die Ausführung Einfluß gehabt hatten und bei den großen Beründerun: 
gen, welche in der Yeit von 1807 bis 1850 in den Eulturverhältniffen ein- 
getreten waren, Die in feiner Weife der Fall fein. Die eingehenden Ermittelungen, 
welche unmittelbar nad) Beendigung des Cataſterwerkes durch die Steuerverwaltung 
vorgenommen wurden !), ergaben, daß die Grunpfteuerbelaftung in Frankreich 
zwiſchen 3,74 und 9,07 Procent des Reinertrages variire; fie berechnete fich 
im Durchſchnitte auf 6,06 Procent, von einem Geſammt-Reinertrag von 
2,645,000,000 Fr. Im Jahre 1861 wurde der Gefammt: Reinertrag auf 
3,216,000,000 #r. berechnet; doch werden die Exrmittelungen, welche zu dieſem 
Ergebniß geführt haben, als gegen die zulegt erwähnten als minder gründliche be= 
zeichnet. — Wenn auch durch vorerwähnte Ergebniffe der Beweis geführt ift, daß 
das der Contingent8sBertheilung zum Grunde liegende Verhältnig der Wirklich: 
feit micht entipricht, hat man ſich doch mit Rückſicht auf den, den einer Real: 
Taft ſich annähernden Charakter, melden die Grundfteuer großentbeild angenom- 
men bat, nicht entjchließen Können, zu einer durchgreifenden Aenderung der Eon 
tingentöfeftfegung zu ſchreiten; erft das Yinanzgefeg vom 5. Auguft 1874 (für 
1875) ftellt eine anderweitige Vertheilung der Contingente im nächſten Finanz⸗ 
gefege in Ausficht 2). 

Die auf eine gleiche Vertheilung nach Verhältniß des Neinertrage ges 
richtete Abſicht des Geſetzgebers it daher nur in jehr unvollfommener Weile in 
Erfüllung gegangen. Dagegen ift wenigſtens die Härte, welde in dieſer Un- 
gleihheit Liegt, feine größere geworden, da das Gejammt:Contingent der Grund- 
fteuer gegen das urfprüngliche nicht erhöht, vielmehr ermäßigt worden ift. Das 
Contingent, welches ım Jahre VIL3) auf 210 Millionen feftgelegt war, betrug 
1804 nur 184, 1821 nur 154 Millionen *); nachdem ım Sabre 1851 die 
17 für den Staat erhobenen Zuſchlags-Centimes mit einem Ertrage von 27 Mil. 
in Wegfall gelommen waren, bob fi im Jahre 1859 der bubgetmäßige Ge- 
fammtertrag wieder auf 162,440,841 Fr.; die Rechnung des Jahres 1863 
(nach dem Hinzutritt von Savoyen und Nizza) wied einen Geſammtertrag von 
167,110,059 Franken nad. Wenn nun aud diefe Ermäßigung weit über⸗ 
wogen wird durch bie wechlelnde Belaftung mit für Rechnung der Departements 
“und der Gemeinden erhobenen Zuſchlags⸗Centimes, welche beifpieldweife im 
Jahre 1802 nur 37,378,391, im Jahre 1850 dagegen 120,200,978 Fr. 


1) Note autographi6e emande de la direction des contributions directes en 
1855, p. 20 und 36, bei De Parieu, Band I, ©. 240. 
2) Dejean, Code annot& des nouveaux imöpts, ©. 407. 
Durch das oben erwähnte Gefeg vom 17. fruct. des Jahres VL 
9 De Parieu a, a. DO. ©. 233 nad) der vorerwähnten note autographiee. 
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betrugen, fo ſteht das Wachsthum der Geſammtbelaſtung — Principal⸗ und 
Zuſchlags⸗Centimes betrugen im Jahre 1802 ca. 220 Millionen, im Jahre 
1863 beinahe 297 Millionen — doch wohl kaum im Verhältniß zur allgememen 
Zunahme des Reinertrages, der in jener Zeit in Frankreich in weit größerer 
Proportion geftiegen iſt. Nach dem Finanzgeſetz für das Jahr 18751) beläuft 
fih das Gefammt:Contingent der Grundfteuer im Ganzen auf 171,300,000 Fr. 

Auf ganz anderem Fundament, obwohl mit 62 Centimed vom Franken 
der Grundfteuer berechnet, berubt die durch das Geſetz vom 20. Februar 1849 
eingeführte Abgabe von den Gütern der todten Hand, melde im Budget des 
Jahres 1875 mit einem Ertrage von 4,710,000 Fr. vorgefehen ift 2). Sie be 
zweckt Lediglich eine Entihädigung dafür, daß die Güter der tobten Hand, wel 
dem Verkehr nicht unterliegend, dem Staat an Befigveränderungsabgaben (Einregiftre: 
ment) feine ‚Einnahme gewähren. Für die Communalbefteuerung bat fie, weil 
fie Zufchlägen für Departement und Gemeinden nicht unterliegt, feine Bedeutung 


c) Perſonal- und Mobiliarfteuer. 


Durch die Decrete vom 5. und 19. December 1790 und vom 13. Januar 
und 18. Februar 1791 wurde die Perjonal- und Mobiliarfteuer zunädft als 
eine fünffache Abgabe eingeführt; fie umfaßte: 1) eine allen Staatsbürgen: 
gemeinfame Perfonalabgabe glei; dem Werthe von drei Arbeitstagen; 2) und 
3) eine Luxusſteuer mit fleigendem Anfate nach der Zahl der gehaltenen Be 
dienten und Pferde; 4) eine Steuer vom Einlommen; 5) eine Wohnungsabgake. 
Die Steuer vom Einkommen betrug, einen Sous vom Livre, alſo 1/,, des Ein⸗ 
fommene, und follte jelbft auf 1/,, erhöht werden fünnen,; das Einkommen 
wurde hierbei in der Kegel nah der Wohnungsmiethe auf Grund einer fleigen- 
den Scala (jo daß die Wohnungsmiethe, je höher fie fteigt, eine um fo geringere 
Quote des Einkommens darftellt) in Anſatz gebracht. Die Abgabe von der 
Wohnung follte zunächſt mit 3/,00 dieſes jelben Einkommens veranlagt werben, 
doch jollte eine Erhöhung oder Ermäßigung, je nad der Höhe des Bedarfs, 
jowie der auf die Verbände gelegten Contingente ftattfinden. — Nur die Iegtere 
Abgabe ftellt daher eine eigentliche Repartitions-Abgabe dar. — Das Geſetz 
vom 3. frim. des Jahres VII bielt nur die Perfonalfteuer (d. 5. die Stener 
nach den drei Arbeitstagen), die Aufwandsſteuer (von Dienerſchaft, Pferden und 
Maulefeln, Luruswagen) und die Mobiltarfteuer (nad) dem Miethswerthe der 
Wohnung) aufrecht; die beiden erjten waren Quotitätsſteuern umd wurden zuerft 
auf das Contingent der Gemeinden angerechnet, defien Neft dann als Mobiliar: 
fteuer nad) Maßgabe des Wohnungsmiethswerthes vertheilt wurbe; die Mobiliar: 
fteuer blieb demnach eine Nepartitiond-Abgabe. Das Geſetz vom 24. April 
1806 befeitigte auch die Aufwandsfteuer, fo daß lediglich die Berfonalftener, im 
Betrage des Werthes von drei Arbeitstagen, und die Mobiliarſteuer vom Mieths- 
werthe übrig blieben. 

Als Mafftab für die Feftftellung der auf die Departements und weiter 


1) Bom 5. Auguft 1874, Block, Annuaire de l’&conomie politique et de la 
statistique, Jahrgang 32, S. 24. 
) B D ©. 29. 
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auf die Arrondiſſements zu vertheilenden Contingente hatte feit dem Gefeg vom 
3. Nivöſe des Jahres VII (Art. 9) zu einem Drittel die Einwohnerzahl und 
zu zwei Dritteln der Gefammtbetrag der in dem Departement u. |. w. erbobe- 
nen Gewerbefteuer, in weldyer man den ficherften Mapftab für den vorhandenen 
Volksreichthum fah, als Grundlage gevint. Das Finanzgeſetz vom 23. Yuli 
1820 (Art. 29) fubftituirte ein neues Princip, indem es feftfeßte, daß fortan 
die Sontingente der .Departementd und demnächſt die der Arrondifjements und 
Gemeinden fi nad dem Gelammt-Mietböwertbe der Wohnungen zu beftimmen 
hätten, es verordnete gleichzeitig, Daß bet der Untervertheilung beide Abgaben 
zu trennen ſeien. Auch die Anwendung dieſes Princips führte zu Schwierig- 
feiten und man ſah fidh in die Nothwendigkeit vwerjett, von Neuem Erörterungen 
über den der Repartition zu Grunde zu legenven Mafftab eintreten zu laſſen 
Es wurden Ermittelungen über den Wohnungsmiethöwerth in den verjchiedenen 
Departements angeordnet; die Präfecten follten einen Normal-Arbeitstagewerth 
für alle Gemeinden ihrer Departements feftiegen und demmächft diejenige Zahl von 


Arbeitstagen beftimmen, deren Ertrag, nach der oben erwähnten Wertbtare bes . 


rechnet, zur Befrienigung des Wohnungsbedürfniſſes notbwendig fer; die Zahl ver 
fteuerpflichtigen Einwohner der Gemeinde multiplicirt mit diefer Zahl der Arbeits- 
tage und mit dem ermittelten Normal-Arbeitstagswertbe follte dann das Contingent 
der Gemeinde beftinnmen. Hierauf folgte im Jahre 1828 eine detaillirte Revifion 
aller als Unterlagen für die PVertbeilung der Perjonal- und Mobiliarfteuer 
dienenden Documente durch Special-Commiffare der Regierung; auf Grund 
diefer Arbeit wurde ein die Wohnungs: Miethswerthe in den Departements zu⸗ 
ſammenfaſſendes Tableau aufgeftellt, welches demnächſt durh das Geſetz vom 
18. April 1831 als Unterlage für die Vertheilung der Perſonal- und Mobiliar: 
fteuer ausdrücklich ſanctionirt wurde. Das Geſetz vom 26. und 31. März veffelben 
Jahres war inzwilchen auf den Verſuch zurüdgelommen, die Perſonal⸗ und 
Mobiliarſteuer bei der Veranlagung bdergeftalt zu trennen, daß lediglich die 
Mobiliarftener eine nah dem Miethswerthe vertheilte Repartitionsfteuer blieb, 
wogegen die Perfonalfteuer den Modus einer Dupotitätäfteuer annahm; jchon 
das Geſetz vom 21. April 1832 Tehrte jedoch zur Verichmelzung beider Steuern 
zurüd 1). Die Grundfäge dieſes Geſetzes find ſeitdem maßgebend geblieben. 
Nach den Vorſchriften dieſes Gejeged wird das Contingent ungetrennt für 
jede der beiden Steuerarten alljährlich durch den gefeßgebenden Körper feftgeftellt. 
Die damalige Feſtſetzung (für 1832) erfolgte nach einem Verhältniß, welches 
fi) zu einem Drittel nah dem Ertrage der Perfonalfteuer im Jahre 1831, 
zu einem Drittel nad dem im Jahre 1830 ven Departementd auferlegt ge: 
weienen Contingente und zu einem Drittel endlid) nach dem neu ermittelten 
Geſammt⸗Wohnungsmiethswerthe beftimmte (Gefeg vom 21. April 1832, Etat B. 
Nr. 2) 2). Das Gejeg — wie demnächſt das Finanzgeſetz für das Jahr 1838 — 
Eindigte zugleich periodifche Reviſionen diefer Contingents-Bertheilung an; feine 
diefer Revifionen iſt jedoch zur Ausführung gefommen und find vielmehr vie 
Departemental-Contingente feit jener Zeit im Allgemeinen unbeweglic geblieben ; 


3) Bgl. über diefe ganze Entwidelung Dalloz, Jurisprudence gönerale, Band 27 
3. v. imp ts directs, S. 220, 221. 
2) Siebe au Dalloz a. a. DO. S. 236, No. 247 und 248. 
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viefelben haben Aenderungen nur infofern erfahren, als durch Abbruch, bezw. 
Neubauten vorhandene Stenerobjecte in Abgang gelommen, bezw. Deren neue 
binzugetreten find. In diefer Beziehung beitimmt das Gele vom 4. Augufi 
1844, daß vom 1. Januar‘ 1846 das Contingent jedes Departementd um den 
vollen Betrag — montant en prineipal —, welder an Mobiliarſteuer ron 
den Inhabern der in dem in Abgang gelommenen Gebäude enthalten gewejenen 
Wohnräume erhoben wurde, berabzufegen fei; andererſeits joll den Contingen- 
ten "/:0 des Miethöwerthes aller neu erbauten Häufer zugeihlagen werben; 
eine Weberfiht dieſer Erhöhungen, bezw. Berminderungen der ‘Departem vtemental: 
Contingente ſoll dem Staatöbudget der einzelnen Jahre annectirt werben. In⸗ 
wiefern Die General- und Arrondiffementsräthe bei der Untervertheilung im 
Jahre 1832 und in ber Folge genau denſelben Maßſtab angewendet Gaben, 
babe ich nicht ermitteln fünnen, Doch ſcheint e8, Daß für fie die gleihen Momente 
feitend geweſen find, und daß Aenderungen im Allgemeinen nur mit Bezug auf 
den Abgang oder Hinzutritt von Ertragsobjecten nad) Maßgabe jener Vorſchrift 
des Finanzgejeged vom Jahre 1844 ftattgefunden haben. Wenigftens befteht 
lediglich in der Zufammenftellung dieſer Aenderungen dasjenige Material, wel: 
ches den Generalräthen bei ihrer ordentlichen Jahres-Seſſion behufs Bornahme 
der Gontingent-Bertheilung unterbreitet wird. Die Uenderungen in der Zahl ver 
zur Perſonalſteuer pflihtigen Einwohner find hiernach weder für die Feſtſetzung 
ber Haupt-, noch der Arrondiſſements- und Gemeinde Contingente von irgend 
einer Bedeutung. Dieſelbe kommt vielmehr erſt bei der Individual-Repartition 
des der Gemeinde zugewiefenen Contingent® auf die einzelnen Einwohner als 
eim maßgebender Factor zur Geltung. 

Bei diefer Subrepartition des Gemeinde-Contingentö auf die einzelnen Steuer: 
pflichtigen wird zunächſt die Zahl der der Perjonalfteuer unterworfenen Ein- 
wohner mit dem feftgeftellten Werthe von drei Arbeitötagen multiplicirt; der 
jo gefundene Ertrag der Perjonalfteuer wird ſodann von dem Gemeinde-Con- 
tingent in Abzug gebracht und der übrig bleibende Betrag nach Verhältniß bes 
Wohnungsmiethswerthes vertheilt. Die Schwankungen in ber Zahl ber zur 
Perſonalſteuer heranzuziehenden Einwohner tragen Daher dazu bei, Die Beränder- 
lichkeit des Procentfates, mit welchem bie Miethen getroffen werben, zu erhöhen, 
während ſchon an und für ſich dieſe Beränderlihteit in Tolge des Steigens umd 
Fallens der Miethpreiſe eine nicht geringe ift. 

Die Perfomalfteuer ift eine Kopffteuer, deren Betrag indeſſen nur für die 
Einwohner einer Gemeinde nothwendiger Weile ein gleicher iſt; er tft gleich dem 
Geldwerth dreier Arbeitstage nad dem von dem Generalrath jedes Departements 
für Die Gemeinden deſſelben feſtgeſetzten Normal-Arbeitstagewertbe berechnet; 
dieſer Normal⸗Arbeitstagswerth darf vom Generalrath auf nicht unter 50 Gen: 
times und auf nicht über 1 Fr. 50 Centimes pro Tag feitgefegt werden. Eine 
Erhöhung des Satzes nad Maßgabe des größeren Werthed ver individuellen 
Arbeit findet nicht flatt, vielmehr findet derſelbe Sat auf alle Einwohner der 
Gemeinde Anwendung. — Der Perfonalfteuer unterworfen find alle jelbflän- 
digen Franzoſen und in Frankreich fi aufhaltenden Fremde; als jelbftändig 
in biefer Beziehung gelten auch Wittwen, Ehefrauen, melde von ihren Män— 
nern getrennt leben, majorenne und für den Fall eined zur Eriftenz binreichenden 
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eigenen Vermögens oder Erwerbes auch minorenne Söhne und Töchter. Nur 
als arm anerkannte Perſonen ſind von der Entrichtung befreit. 

Die Mobiliarſteuer iſt nach dem ermittelten Procentſatz von dem Mieths⸗ 
werthe aller in der Gemeinde befindlichen, mit Meubles verſehenen Wohnräume 
zu entrichten; verpflichtet zur Entrichtung iſt der Inhaber der Wohnung, ſei es 
ein Franzoſe, ſei es ein in Frankreich ſich regelmäßig aufhaltender Ausländer. 
Eine Haftung des Eigenthümers des Gebäudes für die Entrichtung der Steuer 
findet nicht ſtatt; die Mobiliarſteuer iſt daher ebenſo wie die Perſonalſteuer eine 
rein perſönliche Abgabe. Befreit find auch bier die als arm anerkannten Per- 
ſonen. Befindet ſich Jemand im Beſitz mehrerer Wohnungen, ſo hat er für 
jede derſelben die Steuer zu entrichten; ſind die Wohnungen in verſchiedenen 
Gemeinden belegen, jo entrichtet er die Abgabe für jede Wohnung in ber Ge: 
meinde, in welder letztere belegen if. Damit löſt fi für dieſe Steuer jehr 
einfah die Frage der Behandlung der Forenfen bezüglid der Communal- 
befteuerung, indem alle und nur diejenigen PBrincipal-Steuerbeträge, welche in ber 
Gemeinde erhoben werden, dort der Belaftung mit Zuſchlägen unterliegen. 

Das Recht der Veranlagung der verjchiedenen Claſſen der Wohnungsinhaber 
(nad) dem Betrage des Miethszinſes) mit einem verſchiedenen Procentfage, mit an: 
dern Worten der Einführung einer auffteigenden Scala, ift den franzöfiichen Com- 
munalbehörden, bezw. den mit der Nepartition betrauten Körperichaften im Allge- 
meinen nicht eingeräumt ; Yediglich denjenigen Gemeinden, weldye Octroi erheben, wird 
durch Art. 20 des Geſetzes vom 21. und 28. April 1832 das Recht zuerfamnt, 
mit Genehmigung des Präfeeten die Entrihtung des Contingent3 der Perfonal- 
und Mobiliarfteuer ganz oder theilweiſe auf ihre allgemeinen Einkünfte, bezw. 
den Oetroi zu übernehmen und im legteren Fall (bei blos theilweiſer Ueber: 
nahme auf jene Einkünfte) den Reſt durch Umlegung auf die Miethöwerthe unter 
Freilaſſung der geringfügigen Mietben zu deden; die PBerfonalfteuer follte bei 
Aufbringung dieſes Reſtes ganz außer Aufat bleiben. Dieſe Befugniß ift dem 
nächſt durch das Finanzgefeß vom 3. Yuli 1846 anſehnlich erweitert worden. 
Daflelbe beftimmt im Artikel 5, daß der dur die Miethöfteuer zu deckende 
Reſt des Contingents unter Freilaſſung der ihrer ©eringfügigfeit wegen gänzlid 
‚außer Anjag bleibenden Miethen auf die übrigen Miethöbeiträge entweder nad) 
gleihem Maßſtabe (au centime le-franc), oder nad) einer mit den Mieths⸗ 
beträgen fteigenden Scala (d’aprös un tarif gradue en raison de la pro- 
gression ascendante de ces loyers) je nach dem Beichluffe des Municipalraths 
verteilt werden könne Die Municipalrätbe haben daher in Gemeinden, in 
denen Detroi erhoben wird, eine dreifache exceptionelle Befugniß: 1) die Ent- 
rihtung des Contingents der Perfonal- und Mobiliarftener ganz oder theilmeile 
auf den Octroi zu übernehmen; 2) Die niedrigen Miethen freizulafien und bie 
andern nad gleihem Maßſtabe heranzuziehen; anftatt deſſen 3) eine mit ben 
Miethsabgaben fteigende Scala der Heranziehung einzuführen. Alle hierauf be- 
züglihen Beſchlüſſe unterliegen der Genehmigung des Präfecten. Ein Tarif 
mit fteigender Scala der erwähnten Art befteht beiſpielsweiſe in Paris. 

Der Ertrag der Perſonal⸗ und Mobiliarfteuer war im Budget des Jahres 
1873 mit 54,639,000 Fr. in Anſatz gebracht; im Budget pro 1876 ift ber: 
jelbe auf 57,564,000 Fr. veranfchlagt. Darüber, wie fich dieſe Beträge auf Die 
beiden Elemente der Steuer, die Perfonal- und Mobiliarfteuer vertheilen, babe 
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ich Notizen nicht finden Finnen, was wohl darauf, Daß die Trennung lediglid 
bei der Indivivual-Repartition innerhalb der Gemeinden von practiicher Be- 
deutung ift, berubt. 


d) Thür- und Fenfterfteuer. 


Die Thür- und Fenfterfteuer, urſprünglich durch das Geſetz vom 4. frim. 
des Jahres VII al8 Quotitätsſteuer eingeführt, durd das Geſetz vom 13. for. 
des Jahres X zu einer Repartitionfteuer und durch das Gele vom 26. Mi; 
1831 von Neuem zu einer Quotitätöfteuer umgewandelt, iſt ſchließlich — 
das noch in Geltung befindliche Geſetz vom 21. April 1832 definitio als Re⸗ 
partitionsſteuer anerkannt worden; gleichwohl berühren hier Die Grenzen beider 
Kategorien von Steuern ſich beſonders nahe, indem die Normirung der Coxtin- 
gente der Departements und Gemeinden auf einem durch das zulegt gedachte 
Geſetz firirten Tarif beruht, nach welchem die Thür: und Fenſteröffnungen, je 
nad) ihrer Gattung, fowie nah Maßgabe der Gefammtzahl der Thür und 
Fenfteröffnungen des Hauſes umd der Einwohnerzahl der Gemeinde, in welcher 
ſich das Gebäude befindet, mit einem feften Sage herangezogen werben. Dennoch 
beftehen Differenzen zwiſchen dem wirklichen Gontingent und dem Betrage, 
ſich durch unmittelbare Anwendung bed Tarifs auf die thatſächlichen Unterlagen 
ergeben würde, jo daß bier die Tarifläge lediglich die Verhältnißzahlen ent: 

Iten, nad) denen fi die Untervertheilung der den “Departements auferlegten 
ontingente auf die Arrondiffement® und bezw. auf die Gemeinden ergiebt. 

Die Thür- und Penfterfteuer follte nach der urfprünglichen Intention eine 
Ergänzung der Mobiliarfteuer bilden, dadurch jedoch, daß der Art. 12 des 
Geſetzes vom 4. frim. des Jahres VII den Eigenthiimern die Haftbarkeit für 
die Steuer auferlegte und die unmittelbare Beitreibung gegen ihn zulieh, wurde 
thatjächlih der Steuer der Charakter einer Grundabgabe gegeben. Es werben 
daher aud nur die Eigenthlimer in e — eingetragen und wird es dieſen 
überlaffen, ſich gegen die Miether u. ſ. w. wegen der verauslagten Steuer zu 
regreſſiren (Ordonnanz des an vom 27. Auguft 1829, Manje rap- 
porteur affaire Jayle); dad Verfahren findet jelbit dann Anwendung, wenn 
Das Haus nur an einen einzigen Miether vermiethet ift (dagegen allerding® Dufour, 
Droit adm. tom, II. Nr. 86, fiber alles Die Dalloz, Jurisprudence gendrale 
0.0.0. ©. 337, No. 315). Thatſachlich iſt es indeſſen, ſoweit mir bekannt, wicht 
üblich ſich an ben Miether zu balten und findet ftatt deſſen eine Weberwälgung 
ber Abgaben auf den Iegteren lediglich in derfelben bedingten und indirecten Werk 
ftatt, wie bei bloßen Grundabgaben. Die Eigenihait der Steuer als eine per: 
ſönliche tritt demnach nur in einzelnen wenigen Fällen, wie beifpieldweife bei 
dan Inhabern von Dienftmohnungen in Br Sehluben beroor, welche fich um 
Eigenthum ded Staats, Bezirk! u. |. w. 

Der Tarif, welder bei ber m = Contingente maßgebend fein 
ſoll, ift dur Das oben erwähnte Geſetz vom 21. April 1832 feſtgeſetzt worden. 
Derfelbe ftuft fih ab nad dem Ort und der Lage der Oeffnungen — Thor: 
mege, bezw. Einfahrten und Magazinthore, gewöhnliche Thüren und Fenſter ber 
eriten drei Stodwerke, Thüren und Fenſter des britten und ber noch höheren 
Stodwerte; er fteigt ferner auch mit der Einwohnerzahl der Gemeinden, wie Pie 
nachfolgende , die ſämmtlichen Säte enthaltende Tabelle ergiebt: 
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Nah Maßgabe dieſes Tarif bat das Geſetz vom 21. April 1832, indem 
es den Gefammtbetrag der Thür- und Fenfterfteuer auf 22 Millionen beſtimmie, 
auf Grund der durd die Ermittelung der Deffnungen im Jahre 1831 gemon 
nenen Bafen die Departemental-Contingente feftgefegt. Dieſe Contingente ändern 
ſich (Gefeß vom 17. Auguft 1835 Artikel 2 und Geſetz vom 4. Auguft 1844 
Artikel 2) aus zweierlei Urfache; 1) durch die Errichtung von Häufern oder gu: 
brifen oder andererſeits den Abbruch ſolcher Gebäude; im erften Falle tritt eme 
entiprechende Erhöhung, im andern eine Ermäßigung des Contingents ein; 2; 
durch Anwachſen oder Herabgehen der Einwohnerzahl in einzelnen Gemeinden, 
wodurd für diefelben die Zarifclafle eine andere wird. 

Die gleichen Gefichtöpunfte follen für die durch die Generalräthe, beziehungs- 
weiſe Arrondiffementsräthe zu bewirkende Untervertheilung auf die Arrondifiemente 
beziehungsweife Gemeinden maßgebend fein. Um für die Operation der Unter: 
vertheilung die erforderliche Grundlage zu ſchaffen, hat der Steuerdirektor jährlich 
ein zur Benugung der Gemeinder und Arrondiſſementsräthe beftimmtes Tablean 
aufzuftellen, welches enthält 1) die Zahl ver fleuerpflichtigen Deffnungen ın 
den verjchiedenen Claffen, 2) den Ertrag der Abgabe in den einzelnen Ge: 
meinden uud Arrondiffements nach dem Tarif, 3) einen Entwurf der Bertheilung 
für das Steuerjahr. Ob die General» oder Arcondiffementsräthe fich ftreng ar 
diefe Grundlagen halten, babe ich auch hier nicht ermitteln können; die Nicht: 
iibereinftimmung der Contingente mit denen, melde ſich noch aus der Anwendung 
der tarifmäßigen Säge auf die factiichen Unterlagen ergeben würden, würden 
Dafür ſprechen, daß dies nicht der Fall fer, wenn nicht das leßtgedachte Ergebniß 
auch darin feine Erklärung finden könnte, daß bis zu Den vorgedachten Geſetzen 
eine Berichtigung der im Jahre 1832 feftgefegten Contingente nach dem Wachſen 
beziehungsweife der Abnahme der Zahl der Oeffnungen u. |. w. nicht flattfand. 

Der Ertrag der Thür: und Fenfterftener, welcher nach tem Budget Für 
1873 fi auf 38,516,238 Fr. belief, ift in den Anfägen des Budgets pro 1876 
auf 40,298,400 Fr. geftiegen. 


e) Gemwerbefteuer. 


Den drei Repartitionsfteuern fteht eine nach feften Sägen bezw. Procent: 
laten erhobene Gewerbeſteuer — contribution des patentes — als einzig 
Duotitätöftener gegenüber. Wir eben, wie bald die mittelft Decretd vom 
19. und 25. Febr. 1791 eingeführte auf den Miethswerth bafirte Gewerbeſteuer 
der phufioeratifhen Strömung, welde in der Eonftituante berrichte, erlag (Ab 
Ihaffung mittelft DecretS vom 21.—22. März 1793). Die finanziellen Ber: 
legenheiten unter dem Directorium nöthigten indeffen zur Wiedereinführung: 
die Gefege vom 6. fruct., Jahr IV., vom 9. pluv., Jahr V., vom 7. brum, 
Jahr VI. und vom 1. brum., Jahr VII ftellten die Abgabe in unveroollfomm: 
neter Geftalt wieder her. Nach den Grundjägen des letztgedachten Geſetzes, welche 
bis zur Reform des Jahres 1844 die mafgebenden blieben, war im Princi 
jedes Gewerbe im weiteften Sinne der Abgabe unterworfen; die im Tarif nic: 
auddrüdiih erwähnten folten nad) Analogie des ihnen ähnlichften Gewerbe: 
herangezogen werben, Befreiungen waren feftgefegt im öffentlichen Intereñt 
(Beamte, Armen und Hofpitalärzte, Hebammen), im Intereſſe der Landwirth⸗ 
haft (Handel mit jelbft erzeugten Iandwirthichaltlichen Producten) und des ım: 
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Telbftändigen und Meinen Betriebes (Handlungsgehülfen und Gefellen, die für 
Rechnung Anderer arbeiten, Heine Seifenfieder, Wäfcherinnen). Die Abgabe 
zerfiel in eine fefte, gegründet auf einen Tarif, welcher den Sag nad der Art 
ver einzelnen Gewerbe und nad der Einwohnerzahl der Gemeinde ihres Be: 
triebes abftufte und welche ſich innerhalb des Betrage8 von 3 Franken al 
Minimum und 300 Franken als Marimum bewegte, und in eine proportionelle, 
welche dem zehnten Theile des Miethswerthes der von dem Induftriellen benusten 
Wohn- und gemwerblihen Räume gleihlam. Die zu hohe umd ven geftiegenen 
Miethöwerthen nicht mehr entfprechende Belaſtung der Miethe und die über: 
mäßige Zunahme der Veranlagung nach Analogie machte indefjen das Bedürfniß 
einer Reform immer mehr fühlbar, die endlich nad) langen vorbereitenden Er: 
örteruugen durch das Geſetz vom 25. April 1844 zur Ausführung kam. Cine 
Reihe von Special-Gefegen brachte ſodann bis zum Jahre 1870 weitere Ab- 
änderungen in zahlreichen Punkten; neue nnd wichtige Modificationen hat ferner 
das Geſetz vom 29. März 1872 Hinzugefügt. 

Das Geſetz vom 25. April 1844 behält die Trennung zwiſchen fefter 
und proportioneller Abgabe bei; es fpectalifirt jedoch die erftere, indem es dic 
Pofitionen des Tarifs vervieljältigt, bei Weiten mehr; ver legtere zerfällt in 
3 Abtheilungen, deren erftere die nad einer allgemeinen Clafien-Eintheilung 
und der Einwohnerzahl der Gemeinden, deren zweite die nach der Art des 
Arbeitöbetriebed und der Einwohnerzahl der Gemeinden, und deren dritte Die 
ohne Rüdfiht auf die Einwohnerzahl der Gemeinde veranlagten Gewerbe ent: 
hält; jene in den erften beiden Wbtheilungen maßgebenden Kriterien find hier 
im Allgemeinen durch die Zahl der beichäftigten Arbeiter, der Zugthiere, Wert. 
ftätten, Keflel, Hochöfen u. |. w. erfett; bie Veranlagung nad, Analogie findet 
zwar noch ftatt, aber nur durd Verordnung des Präfeeten; auch unterliegen 
alle diefe im Berwaltungswege feitgefegten Alfimilationen in je fünfjährigen 
Zeiträumen der Revifion und Fetftellung im Wege der Geleggebung. Dagegen 
ift Die proportionelle Abgabe der Kegel nach auf Y/,, des Miethswerthes der zur 
Wohnung und zum Gewerbebetriebe benugten Räume normirt. Die Zahl der Aus: 
nahmen von der Verpflichtung zur Entrichtung der feiten Abgaben des droit profes- 
sionel hat das Geſetz von 1844 erweitert und namentlich denfelben einen Theil der 
Itberalen Erwerböarten hinzugefügt; die Ausnahme zu Gunſten der legteren 
ift indeſſen jehr bald infofern wieder bejeitigt worden, als dieſe Erwerbsarten 
zwar von dem droit professionnel freigeblieben, dafür aber zum droit pro- 
portionnel mit einem höheren Sage wieder herangezogen worden find. Weiter verbient 
unter den Ausnahmen Erwähnung der Heine Betrieb — ohne Gehülfen — 
und die Lohnarbeit im Gejhäfte und für Rechnung eines Anderen. — Die 
proportionelle Abgabe ift für jedes von dem Steuerpflichtigen betriebene Eta= 
bliſſement beſonders zu entrichten, wogegen bie fefte Abgabe nur einmal, abge: 
jehen von den für zweite und weitere Etabliffements unter gewiffen Voraus— 
jegungen geſchuldeten demi-droits — zu zahlen ift. 

Die diefem Syſtem durch das Gefeg vom 27. März 1872 binzugefügten 
Aenderungen berubten, wie im Allgemeinen die franzöfiiche Steuer: Reform der 
fiebziger Jahre, auf der Nothwendigkeit, die Einnahmen des Staats zu erhöhen ; 
daneben brach der Gevanfe fi Bahn, daß der Großbetrieb nicht in einem 
gleichen Verhältnig mit dem Fleineren herangezogen ſei, und daß e& daher einer 
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ſtärkeren Belaſtung des erſteren bebürfe; beide Geſichtspunkte liegen den durch 
das Geſetz herbeigeführten Neuerungen zum Grunde. Dieſe find: 1. Zahlung 
des droit fixe für jedes von dem Steuerpflichtigen betriebene induſtrielle Eta⸗ 
bliffement und in jever Gemeinde des Betriebes, 2. Aufhebung des Marimums 
für die proportionelle Abgabe der großen Imduftrien, 3. Erhöhung des droit 
fixe der Steuerpflichtigen der Tabelle C um 1,,, 4. Erhöhung der vpropor⸗ 
tionellen Abgabe der Steuerpflichtigen von Tabelle A. und B. 

Allen diefen Erhöhungen im Einzelnen fügten die Gejege vom 16. mb 
23. Juli 1872 noch eine allgemeine Erhöhung der Gewerbefteuer — mit Aus 
nahme der von ben kleinen Gewerbtreibenden erhobenen — um 60 Procat 
hinzu, da die in der Nationalverfammlung herrſchende Stimmung einer Er 
böhung der Repartitionsſteuer durchaus entgegen war. Der Ertrag der Steuer 
wurde damit von 68 Millionen (Bupget von 1870) auf 112 Milliomen 
(Budget von 1873) gebradt. Im Budget des Jahres 1876 figurirt Die &er 
werbefteuer mit einem Ertrage von 114,201,300 Franken. 


Zweiter Abichnitt. 
Kritik des Syſtems der direrten Stantsflenern. 


Die Mängel des franzöſiſchen Syſtems der directen Steuern find zu offen- 
bar, als daß fie einer auch nur einigermaßen aufınerffamen Beobachtung ent: 
geben Könnten. 

Beginnen wir bei der Perfonal- und Mobiliarfteuer ald der allgemeiuften, 
d. 5. der den weiteften Kreis der Steuerpflichtigen umfaſſenden Steuer, fo befteht 
dDiefe aus zwei gänzlich ungleidartigen Elementen: in ber Berfonalftener ik 
das alte Inſtitut der Kopffteuer reprobucirt, wogegen die Mobiliarfteuer ein 
Surrogat für die und geläufige Eintommenfteuer bildet. Die Perfonalftener, 
indem fie jeden felbftändigen Staatsangehörigen mit dem gleichen, nad dem 
Werthe eines gewöhnlichen Arbeitstages bemeilenen Betrage beranzieht, tritt 
hierdurch in directen Widerjpruch mit den zur Zeit in der Theorie herrſchenden 
Srundjägen, welche ein Wachſen des Steuerbetraged nach Maßgabe des Ein- 
kommens bezw. der Leiftungsfähigkeit und die möglichfte Schonung der ärmeren 
Claſſen fordern; während in Folge defien die neueren Steuer-Gefeßgebungen in 
der Regel geringere Quoten für die ärmeren Elaffen feftfegen, enthält die Ber: 
ſonalſteuer gewiffermaßen ein Prelevement zum Nachtbeil der ärmeren Claſſen, 
indem fie auf der Feſtſetzung des Werthes eines Arbeitstage in abstracto 
ohne Unterſcheidung des Werthes der individuellen Arbeitsleiftungen beruht. — 
Die Mobiliarftener fucht das Einkommen durch das Mittel des Miethsaufwandes 
zu treffen und in ver That giebt es wichtige Momente, melde fich für eine 
derartige Steuer anführen laſſen, wenn fie, zumal neben andern Steuern, in 
einer engeren localen Gemeinſchaft befteht. Aber diefe Momente gelten nicht, 
wenn die Steuer auf ein großes, zahlreiche Iocale Verſchiedenheiten in fid 
Ichließendes Staatöwefen berechnet fein fol. Gerade die Verſchiedenheit der ürt: 
lichen Berbältniffe bringt auch eine ſehr erhebliche Verſchiedenheit m dem Ber 
hältnifje des Miethsaufwandes zu dem Lebensaufmwande im Ganzen und dem 
für legteren maßgebenden Einfommen mit fih. Es fehlt daher, wie die Bar- 
gänge bei der Feftfegung der Contingente in Frankreich darthun, bei einer folden 
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Steuer völlig an einem Maßſtabe für die gleichmäßige Heranziehung der Steuer- 
kraft in den verjchiedenen örtlichen Gebieten und an einem Mittel, die BVerbält- 
nigmäßigteit der auf die einzelnen Bezirke gelegten Steuerfummen entfprechend 
zu controliren. Die gegenwärtige Abmeffung der Contingente beruht auf ver: 
alteten Grundlagen, in denen die urfpränglicyen Ungleichheiten ſich zum Theil erhalten 
haben und für deren in Accommodirung an die fortichreitende Entwidelung zu bewir- 
kende Umgeftaltung e8 an einer Handhabe gebriht. Die Unzulänglichfeit des 
Miethsaufwandes als Steuervertheilungsmaßflabes zeigt fi” aber namentlich 
auch darin, daß bei dieſem Mafftabe die oberen Etufen des Einkommens nicht 
in genügende Contribution gefet werden. Die Quote des Einkommens, welde 
der nothwendige Miethsaufwand erfordert, ift auf den unteren Stufen bes 
Einkommens offenbar größer, ald auf ven oberen. Der dem franzöftichen 
Staatöfteuer-Syftem häufig gemachte Vorwurf, daß, e8 die höheren Eintommens- 
ſtufen in ungerechtfertigter —* bevorzuge, iſt bezüglich der Perſonal⸗ und 
Mobiliarjteuer vollflommen begründet. 

Ziehen wir hiernächſt die Thür- und Fenfterfteiter in Betracht, welche, da fie 
als ein Annerum der Grundſteuer angefehen werben kann, zu dieſer gewiſſer⸗ 
maßen ben.Uebergang bilvet, fo giebt e8 wohl kaum eine rohere Yorın der 
Defteuerung des ndertrage®, ald die Belaftung deſſelben durch eine Abgabe, 
welche fih nah der Zahl bezw. Größe der Thür und Yenfter-Deffnungen 
bemißt, Kriterien, welche feinerlet Schluß auf die Höhe des Grundertrages 
geftatten, am wenigften dann, menn es ſich nicht um Wohnräume, fondern um 
gewerbliche oder zur Fabrikation benutte Localitäten handelt. — Rationeller 
zwar ift die Grundſteuer vegulirt, und bat die Grundfteuer-Berfafjung Frank⸗ 
reich Lange Zeit einen Gegenftand der Bewunderung derjenigen Staaten aus⸗ 
gemacht, welche es bis dahin zu einem als Grundlage für gleichheitliche Ver- 
theilung brauchbaren Cataſter micht hatten bringen können. Ueber die Ferti⸗ 
gung des franzöftfhen Catafters iſt indefen eine zu Lange Zeit hingegangen, als 
daß dafjelbe dein wirklichen Zuſtande für irgend einen, wenn aud in ber Ber- 
gangenheit liegenden, Zeitpunkt entfpräde. Wenn es ein allgemeines Schickſal 
der Catafter ift, von den Zuftänden überholt zu werben, fo ift das ganz be 
fonders bei dem franzöfifchen, deſſen Fertigung in zahlreichen Gemeinden einer mehr 
als funfzig Jahre rückwärtsliegenden Beitperiode angehört, und zwar um jo mehr 
der Fall, als gerade in Frankreich die Fortfchritte, welche Landwirthſchaft, Wein: 
bau u. |. w. dafelbft gemacht haben, in dem erwähnten Zeitraume enorme ge- 
weien find. Die Culturart ift in einer großen Anzahl von Fällen heute eine 
ganz andere als diejenige, welde feiner Zeit den Ertrags-Anſätzen des Ca⸗ 
tafters zum Grunde gelegt worben ift. | 

Biel unvollfommener noch al8 bei der Grundſteuer find die Unterlagen der 
Bertbeilung bei der Gewerbefteuer. Indem das droit proportionel und zwar 
mit einer relativ erheblichen Quote von dem Mietbäwerthe der zum ©ewerbe- 
betriebe wie zur Wohnung benugten Räume erhoben wird, iſt es auf einen 
Maßſtab bafirt, welcher einen Rückſchluß auf den Ertrag der betriebenen Ge- 
werbe geftattet, da diefer zu dem Miethswerth nicht einmal der gewerblich ge= 
nugten Räume, in einem irgendwie regelmäßigen Verhältniſſe ftebt, viele ber 
einträglichften Gewerbe und Induſtrien nehmen befanntlih mit äußerft wohl: 
feilen Räumen vorlieb, während die Anſprüche anderer, weniger einträglicher 
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Induſtrien in Bezug auf Räumlichkeiten bedeutende find. Wenn nun auch ver: 
fucht worden ift, dur Abmefjung der Säge für das droit fire eine Ausglei⸗ 
chung herbeizuführen, fo liegt e8 doch in der Natur eined fo generellen und 
auf jo äußerliche Kriterien bafirten Tarifd wie desjenigen für ben letzterwähnten 
Theil der frangöfifchen Gewerbefteuer, daß dieſe Ausgleihung ebenjo wie die 
Herftellung einer den Berhältniffen folgenden Abftufung nur eine umollfommene 
fein kann. Die Se der individuellen Verbältniffe, welche die Ein- 
träglichkeit des Gewerbebetriebes bedingen, läßt fih niemals durch einen Tarif 
biefer Art zum Ausdruck bringen. So ift denn auch ungeachtet der ſehr großen 
Mühe, die die franzöfifhen Regierungen der Vervollkommnung des Tarif zu⸗ 
gewendet haben, die Veranlagung der franzöfifchen Gewerbefteuer noch unmer 
mit großen Härten verbunden, Als eine befonder® empfindliche Anomalie 
ericheint e8, daß zur ©ewerbefteuer auch der von der Mietböftener bereits ge- 
troffene Miethöwerth der Wohnungsräume herangezogen wird, jo daß beiſpiels⸗ 
weile ein reicher und eine koſtſpielige Wohnung benugender Dann, der etwa ein 
übernommenes Gewerbe aus Liebhaberei oder um. fit) eine Beichäftigung zu 
erhalten, in mäßigem Umfange fortbetreibt, doc zu dem droit proportionel 
auch mit dem vollen Miethswerth feiner Wohnung herangezogen wird. Jemand 
der im eigenen Haufe wohnt und dafelbft fein Gewerbe betreibt, bat daher von 
demfelben Object, dem Miethswerth, feiner Wohnräume dreimal Steuer zu 
entrichten: die Grundfteuer, bei welcher das Gebäude nach dem Mietböertrage in 
Anſatz gebracht if, die Mobiltarfteuer und das droit proportionel ber Ge— 
werbefteuer — eine Cumulirung, wie fie andere Steuer-Syfleme wohl felten 
aufzumeilen haben. 

Alle diefe Mängel werden jedoch relativ wenig empfunden bei ben geringen 
Beträgen, in welchen ein Theil der genannten Steuern erhoben wird, und bei 
der Stabilität, in welder der franzöfilde Staat die Steuerbelaftung zu halten 
verfucht und gewußt hat. Die Veränderungen in den Contingenten der Örmbs, 
der Thür- und Fenfter- und der Mobiliar und Perfonal-Steuer find dem ın 
der That feit einer Reihe von Jahrzehnten auf geringfügige befchräntt geblichen ; 
eine fühlbare Aenderung ift nur bei ber Gewerbeſteuer eingetreten, welche ım 
neuefter Zeit eine beträchtliche Erhöhung erfahren hat. 

Daß die Belaftung eine verhältnißmäßig niedrige fei, trifft am meiften bei 
der Perjonal- und der mit ihr verbundenen Mobiliarfteuer zu. Bei erflerer 
kann der individuelle Steuerbetrag niemals über 4 Fr. 50 Eim. pro Jahr 
betragen; wie niedrig die letztere abgemefien ift, geht daraus hervor, ba bei: 
Ipielöweife in Meg, die Mobiliarfteuer einichließfih circa 23 Centimes Com⸗ 
munal-Zufchlag und der Departemental-Centimes bei einem Miethswerihe von 
1200 Mark nur den Betrag von 86 Mark, bei einem Miethswerthe von 
2400 Mark nur den Betrag von 172 Mark erreiht. Diefe Summen ent: 
alten die gefammten Anforderungen der virecten Beſteuerung für ‘Diejenigen, 
welche nicht Daneben als Grundkefiger oder Gewerbtreibende zu ſteuern haben 
Jenen Miethöbeträgen mag nad) jetigen Berbältnifien ein Einfommen von min: 
deſtens 7500 bi8 9000 bezw. über 15000 Mark entſprechen; zur franzöſiſchen 
Zeit war der Procentfag der Belaftung des Miethöbetrage durch Zuſchläge 
niedriger, wogegen die Mietben höher waren und einen beträdytlicyeren Theil dee 
Eintommens repräfentirten. Eine ftärkere ift allerdings die Belaſtung durch die 
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Srundfteuer; indeſſen ift auch dieſe, wenigftend fomeit die Staatöftener in 
Betracht kommt, nur ſehr mäßig und in einer hinter dem Wachſen des Grund: 
ertrages offenbar weit zurüdbleibenden Progrefjion geftiegen; es kann hierüber 
auf die oben mitgetheilten Ergebniffe — der Ertrag der Staatögrundfteuer 
belief fih im Jahre 1827 auf rund 155, im Jahre 1859 auf 1624/,, im 
Jahre 1863 auf 167 Millionen; für 1876 ift der Ertrag auf 171,700,000 Mil: 
Ionen veranſchlagt — Bezug genommen werden; der Zuwachs ift größtentheils 
auf Rechnung des Hinzutrittö neuer Steuer-Objecte dur Neubauten zu fegen ?). 
Bei der geraumen Zeit, feit welcher die Grundſteuer im Ganzen in den jegigen 
Beträgen erhoben wird, ift offenbar, wenigftens hinſichtlich eines großen Thetls 
derjelben anzunehmen, daß die Umwandlung in eine Reallaſt flattgefunden 
hat; in der Gejfammtzahl der beiteuerten Grundftüde mögen diejenigen, welche 
während jener Zeit nicht mindeftend einmal auf Grund Täftigen Titeld unter 
Anrehnung der capitalifirten Grundfteuer in die Hände eines neuen Erwerber 
übergegangen find, nur einen relativ geringen Bruchtheil betragen. Das Gleiche 
gilt von der Thür- und Tenfterfteuer, ſoweit fie bereits ſeit längerer Zeit mit 
unveränderter Zahl der Deffnungen beftehende Gebäude belaftet; dagegen wird 
fie als eine neue Auflage empfunden werden, jo oft eine Vermehrung der 
Deffnungen oder eine Entſtehung neuer, der Abgabe unterliegender Gebäude ftatt- 
findet. Da fie indeffen in einem nicht übermäßigen Betrage erhoben wird, 
erkheint fie wohl nur in ärmeren Gemeinden als ein Hemmniß der hygieniſchen 
Einrihtung der Wohnungen; wo die Berhältniffe minder bürftige find, werben 
Licht und Luft immer als ein jo hohes Gut gefchägt werden, daß ihm gegen= 
über die wenigftens in ländlichen Gemeinden meift nievrigen Beträge der Abgabe 
nicht in Betracht fommen. Ueberdies wird, wo die Gebäude durch Vermiethung 
genutzt werden, wie der Pegel nad in den Städten, die Abgabe in vielen 
Fallen wenigftend theilweiſe durch entfprechende Normirung des Miethszinjes 
auf den Miether übergewälzt werden können, wie ja ein Recht des Eigenthümerg, 
fi) wegen der Abgabe an die Miether, Nießbraucer u. ſ. w. zu vegreffiren, 
ſchon ohnedem beſteht. 

Die Gewerbeſteuer iſt allerdings, wie vorher erwähnt, in neueſter Zeit 
beträchtlich erhöht und find damit felbftrevdend auch die Ungleichheiten ihrer 
Bertheilung vervielfältigt worden, jo daß die hierin beruhenden Härten offenbar 
im erhöhten Maße fühlbar geworden find. Eine Ausgleihung für dieſe Härten 
befteht nicht, wenn auch im Wügemeinen die Wirkung der relativ ſtarken An- 
fpannung der Gemerbefteuer dadurch gemildert wird, daß Frankreich, von hoben 
- Schußzöllen umgeben, weit mehr al8 Deutichland und andere angrenzende 
Staaten ein geichloffenes Wirthichaftsgebiet bildet und es ſich hierdurch wenig: 
ftens für viele Arten der gewerblichen Production ermöglicht, die Beſteuerung 
derſelben durch die Gewerbeftener theilweiſe mittelft der Ueberwälzung auf bie 
Conſumenten zu übertragen; ich fage theilweife, da dieſe Meberwälzung allerdings 
nur infofern eintreten Tann, als der Abfat im Inlande ftaitfindet und der 
dem Einzelnen auferlegte Steuerbetrag fich nicht über Das durchſchnittliche Maß 
der Belaftung des gewerblichen Ertrages erhebt; das Mehr wird allerdings 


2) Auch die Annerion von Savoyen und Rip — ferner die Abtretung dreier De⸗ 
partements an Deutichland kommen bierbei in Betracht. 
9* 





von dem Steuerpflichtigen ohne Hoffnung auf Erſatz getragen werden müſſen, 
ein Fall, der, weil die Veranlagungsart der franzöfiihen Patentfteuer nicht auf 
einem beftimmten Verhältniß zum Ertrage beruht und daher folde Mebrbe- 
laftungen nicht ausfchließt, häufig vortommt. Ander8 und ungünftiger fteht es 
um die Wirkungen diefer Steuer in Elſaß-Lothringen, Da eine Schließung des 
Gebiet Durch Schutzzölle gegen Deutichland nicht mehr flattfindet und die 
größtentheild unter günftigeren gemerbfteuerlihen Berhältniffen in den Ländern 
de8 alten Deutſchlands producirten Waaren freien Eintritt in das Reichsland 
haben. Gleichwohl gehen, foweit mir befannt, Klagen über den Drud der 
Gewerbeſteuer faft niemals von der einheimifchen Bevölferung, welche an die Ab- 
gabe gewöhnt ift, aus und es find vielmehr vorzugsweiſe die aus den anderen 
deutihen Staaten eingewanberten ®ewerbetreibenden, welche, durch den hoben 
Betrag der Abgabe in ihren Berechnungen geftört, über die Grundſätze der 
noch nicht gekannten franzöfiichen Gewerbefteuer-Gefeßgebung Klage erheben. 

Eine weſentliche Erleichterung ſchafft dem Steuerpflichtigen im Zufammen- 
hange mit jener Stabilität der Belaftung die Eigenſchaft des franzöñſchen 
Steuer-Spftemd, vermöge deren die Veranlagung nit im Wege arbiträrer 
Einſchätzung erfolgt, derfelben vielmehr beftimmte pofitive und leicht erfennbare 
Kriterien zur Baſis dienen; die Kenntniß diefer Kriterien jet den Steuerpflichtigen 
ın die Lage, den von ihm zu entrichtenden Steuerbetrag mit Genauigkeit im 
Boraus berechnen und vdenjelben feinen Speculationen zum Grunde legen zu 
können. Die Schwierigkeiten des Accommodirend der Verhältniſſe an die Be- 
fteuerung werden fo welentlich vermindert. 

Jene Sicherheit in der Vorausberehnung wiirde num nothwendigermeife 
aufhören, wenn eine häufige Veränderung in den Beträgen ber zu erhebenven 
Steuern ftattfände, eine Erhöhung würde alle Ungleichheiten der Repar- 
tition fogleih in empfindlicher Weile Bervortreten laſſen und Damit zahlreide 
Antipathien gegen das Steuerſyſtem berborrufen, welde jet, fo lauge ver 
Zuftand der Stabilität der Belaftung dauert, als lediglich latente Centrifugal- 
fräfte in Belracht fommen. Der in Folge der Erhöhung aufzuerlegende Mehr⸗ 
betrag würde in Bezug auf die Wirkungen der Belaftung einer neuen Steuer 
gleichkommen; alle Vortheile, welche die Gewöhnung des Publikums an bie 
Belaſtung bietet, würden damit auf einmal verloren gehen. Es würde nicht 
nur das Unvationelle in dem Bertheilungsmaßftabe einzelner Steuern, ſondern 
aud der Mangel eines conftanten Verhältniſſes zwiſchen der durch Die ver- 
ſchiedenen Steuern berbeigefüihrten Belaftung fi fühlbar madyen; je ungleich» 
artiger die principiellen Grundlagen find, auf denen die einzelnen Steuern ruhen, - 
defto mehr theilt das franzöfifche Steuer-Syftem die Eigenichaft der aus ſolchen 
ungleichartigen Steuern zufammengefegten Syſteme, daß e8 an einem Makftabe 
für eine mit einiger Gleihmäßigfeit die Steuerkraft treffenden Erhöhung gänzlich 
fehlt. Die Steuer-Gefeßgebung Frankreichs bildet ſonach einen Beleg zu der 
in neuerer Zeit nachgewiefenen Unbeweglichleit der gan oder theilweiſe aus 
Ertragsftenern zufammengefegten Steuer-Syfteme; der hierin beruhenden Schwäche 
des franzöfiihen Steuer-Epflems ift denn auch von den Regierungen Frank 
reichs thatfächlid dadurch Rechnung getragen worden, daß Erhöhungen thunlichft 
vermieden wurden. Inter diefen Umftänden konnte felbftverftändlich nicht davon 
die Rede fein, daß der Ertrag jener Steuern der Zunahme des Staatsbedarfs 
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gefolgt wäre. Das Mehr veffelben bat in wachſendem Maße auf die indirecten 
Steuern gelegt werben müffen, welcde einen fich fortichreitend vergrößernven 
Theil der budgetmäßigen Einnahme bilden. Im Budget pro 1876 ift bie 
Sefammt-Einnahme des Stantd aus den dDirecten Steuern auf 384,339,700 Fran⸗ 
ten veranfchlagt ;"diefer Summe fteht eine Einnahme aus den Zöllen und indi— 
recten Steuern von 1,270,722,705 Fr. gegenüber, wovon 236,933,250 Fr. auf 
die Zölle und Salsfteuer, 998,615,455 Fr. auf Die indirecten Steuern im 
engeren Sinne!) und 35,174,000 Fr. auf die Steuer aus den Mobiliarwerthen 
fommen. Am dringendften mußte die Trage der Erhöhung der directen Steuern 
an den franzöfiihen Staat in der Finanznoth berantreten, in der fidy derjelbe 
bei der Reorganifation des Staatsweſens nad) dem deutſch-franzöſiſchen SKriege 
befand. Gleichwohl glaubte die Nationalverfammlung, bierin den Thiers'ſchen 
Intentionen folgend, ſich gegen eine allgemeine Erhöhung der directen Steuern 
auöfprechen zu müſſen; e8 prävalirte in ihr die Anfchauung, Daß mit dem Ber: 
laſſen der Stabilität jenes Syſtem feine Grundlage verlieren were. Wan 
zog vor, den Mehrbevarf durdy Erhöhung oder Umgeftaltung eines Theils ber 
indirecten Steuern und durch Hinzufügung neuer indirecter Steuern aufzubringen. 
Bon den Directen Steuern war es lediglich Die Gewerbefteuer, welche eine beträcht- 
liche Erhöhung erfuhr; e8 waltete hierbei wohl die Rüdficht auf jene, wie vorher 
erwähnt, der Gewerbeiteuer eigenthümlihe Möglichkeit einer partiellen Ueber: 
wälzung vor, welde fie den indirecten Steuern annähert. Auch Die neue 
Eteuer von den Mobiliarwerthen, melde durch das Gefeg vom 29. Juni 1872?) 
mit emem Sage von 3 Procent des Jahres-Ertrages auf die Dividenden der 
Actien⸗ und Erwerbsgeſellſchaften, ſowie die Zinfen der in Anlehen der Deparment$, 
Gemeinden und inländiihen Corporationen Frankreichs und in gleichen Unterneb- 
mungen des Auslandes angelegten Fonds n. |. w. gelegt worben ift und mit welcher 
eine ſtärkere Heranziehung der durd das beftehende Steueriuftem zu wenig ges 
troffenen befigehden Claſſen bezwedt wird, characteriſirt fich der Art ihrer Ber- 
anlagung nad als eine Art indirecter Befteuerung, wie denn auch diefe Steuer 
im Budget den inbirecten Abgaben, wenn auch ohne fürmlich unter fie clafjificirt zu 
werden, angereiht worden ift. Daß ed gelungen fei, mit dieſer Steuer bie 
dem franzöftichen Steuerſyſtem zum Vorwurf gemachte Minderbelaſtung der wohlha⸗ 
benderen, capitalbefigenden Claſſen auszugleichen, muß ſchon nad) dem relativ nicht be⸗ 
trächtlichen Ertrage der neuen Steuer, die im Budget pro 1876 auf 35,174,000 Fr. 
veranſchlagt ift, bezweifelt werben; für das Syſtem von Sommunalfteuern ift dieſe neue 
Steuer ohne Bedeutung, da fur dieſes Lediglich die vier directen Hauptfteuern als 


Grundlage dienen. 
Dritter Abſchnitt. 
Die Communalzufchläge und ihre Limitirung. 
Der unjelbftftändigen Stellung, in welche Die Geſetzgebung der Revolutiond- 
zeit die Gemeinden hatte zurüdtreten Lafien. entiprach es, daß venfelben die 
Bildung jelbftfländiger Steuer-Syfteme nicht geftattet, fie vielmehr auf Zuſchläge 


’) einſchließlich des Tabaksmonopols, deſſen Ertrag ınit 299,570,000, und des 
Schießpulver-Monopols, defien Ertrag mit 14,257,125 Fr. veranfchlagt iſt. 

2) Oscar Dejean Code annotd des nouveaux impöts, 2. Aufl. ©. 207 folg. 
Das — gehörige reglement d’administration publique vom 6. December 1872 
ebendaſelbſt S. 278 fg. 
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zu ben directen Etantöfteuern verwieſen wurden. Die Feffſtellung des 
Srundfages, daß die Gemeinden ihren Bedarf mittelft ſolcher Zuſchläge 
aufzubringen Haben, reiht in die erſten Jahre ber Revolutionszeit zuräd. 
Niemals jedoch ift den franzöfiichen Gemeinden das Recht, die Staatsſteuern 
mit Zuſchlägen zu belaften, in unbegrenztem Umfange eingeräumt geweien; es 
ift vielmehr jederzeit . ihnen die bezüglide Befugnig nur innerhalb verbältni- 
mäßig enger, wenn aud im Laufe der Zeit erweiterter Schranken zugeflanden 
worden, welche theils durch den feftgeftellten Verwendungszweck, theils durch 
Maxima, theils Durch eine intenſive Mitwirkung des Staats bei Feſtſtellung 
der Zuſchlagsbelaſtung gegeben werden. 

Das Geſetz vom 2. März 1791 beſtimmt, daß die Gemeinden die Mittel 
zur Beſtreitung der localen Verwaltungs-Ausgaben dur Zuſchläge — Additional⸗ 
Centimes — zur Grund⸗ und Perſonalſteuer aufzubringen haben; daſſelbe be 
willigt ihnen außerdem 2 sous pro livre von dem Ertrage der Gewerbeſteuer, 
eine Vorwegnahme, welche demnächſt durch das Geſetz vom 1. fruct. be 
Jahres IV, und vom 1. brum. des Jahres VII auf '/,. des Reinertrages erhöht 
wurde. Das Geleg vom 9. germ des Jahres V refervirte an Zufchlägen zur 
Perſonal- und Meobiliarfteuer den Gemeinden und antonal-Berwaltungen 
4 Sous drei Denare; die Gejege vom 15. frim. und 11. fruct. des Jahres VII 
brachten; die erfte Elaffificirung der Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden. 
Unter den Einnahmen werben u. U. aufgeführt Zufcläge zur .Grunt- und 
Perionalfteuer innerhalb eines Maximum, das jährlich auf 5 Centimes feſtgeſetzt 
wurde. Das Geſetz vom 28. pluv. des Jahres VIII verlieh den Municipalräthen 
pas Recht der Beihlußfafjung über die Gemeinde-Einnabmen und Ausgaben 
und demgemäß auch über die Octrois- und Steuer Zufchläge, welche zur Dedung 
des Bedarfs nothwendig werden würden. Die Teitftellung des Budgets erfolgte 
dur die obere Verwaltungsbehörde, welche auch Die über das Marimmm ver 
5 Centimes binausgehenden außerordentlihen Zufchlags-Sentimes zu genehmigen 
Hatte. Der Artikel 31 des Gelege vom 15. Mai 1818 ermädhtigte die Ge⸗ 
meinden allgemein zur Erhebung von 5 Zuſchlags: Centimes; daſſelbe Geſetz 
— Art. 27 — überwies den Gemeinden 8 Gentime8 vom Crtrage der Ge 
werbefteuer. Beide Beitimmungen bejtehen noch in Kraft. Die Legtere ift durch 
das Gefek nom 25. April 1844 wiederholt worben. j 

Nachdem die Gelege vom 18. Mat 1833 und 21. Mai 18361) mit 
der Feſtſetzung von Special:Gentimes für die Ausgaben des Elementar-Unterriht? 
und der Unterhaltung der Vicinalwege ein neues Princip in die Gefetgebung 
eingeführt hatten, brachte das Gemeindegefeg vom 18. Juli 1837 eine weitere 
abichliegende Regelung des Finanzweſens der Gemeinden, welche der Hauptſache 
nach noch jeßt in Kraft iſt. Nach vemfelben zerfallen alle Ausgaben in obli⸗ 
gatorifhe und facultative; für erſtere wird eine ſehr umfaflende Specialifirung 

eben?). Diefe Eintheilung ft auch für bie Einnahmen und insbeſondere die 
Steuer-Zufchläge infofern von Bedeutung, als die Form und Zuſtändigkeit be 
züglich der Auferlegung der Zufchläge für manche derfelben eine verſchiedene iſt, 


2) Nach dem Borgange bes Gef. v. 28. Zult 1824. 
5 Siehe hierüber u. a. A. Petetin, Instruction generale sur le serviee de Ia 
comptabilite, 6. Auflage, Baris 1872, ©. 320 fg. und Ducroig, cours de droit ad- 
ministratif, 4. Auff., Er, II, ©. 494 fg. 
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je nachdem die Erhebung zum Zweck der Beftreitung von obligatorifchen oder 
von facultativen Ausgaben ftattfindet. Von meit geringerer Wichtigkeit und 
wejentlih nur von formeller Bedeutung ıft die Eintheilung der Einnahmen in 
ordentliche und außerordentliche. Bon den Steuer-Zufchlägen werben zu den orventlichen 
Einmahmen lediglich die durch die jährlichen Finanz-Geſetze den Gemeinden bewilligten 
ordentlichen Centimes gezählt 1); auf diefer Eintheilung in ordentliche und außer- ; 
ordentliche Einnahmen beruht dann wejentlih die Gruppirung aud des Ausgabe- 
Budgets, je nachdem die Ausgaben aus dem Ertrage ordentlicher ober aufer- 
ordentlicher Einnahmen beftritten werben. Im diefem Sinne ift e8 zu verftehen, 
wenn die Terminologie der Finanz⸗Geſetze neben den ein= für allemal erhobenen 
5 Centimes (centimes pour de«penses ordinaires), den Special⸗Centimes 
und dem Ertrage der 8 Procent von der Gewerbeſteuer mur außerordentliche 
Gentimed (centimes pour depenses extraordinaires) fenmt; die Bezeichnung 
„außerordentlie Ausgaben” ift nicht im Sinne des und geläufigen Begriffes 
von „einmaligen Ausgaben‘ zu nehmen; vielmehr find in die erwähnte Kategorie 
von Zufchlägen folde, die zur Dedung laufender, wie ſolche, die zur Beftreitung 
einmaliger Ausgaben dienen, einbegriffen. — Auf der Regelung der Zuftändigfeit 
der Municipalrätbe u. |. w. zur Bewilligung der Sentimes, wie fie durch das Geſetz 
vom 18. Yuli 1837 gegeben wurde, hat (ob das Gejeg vom 2, Juni 1867 
im Sinne einer Erweiterung de3 Selbſtbeſtimmungsrechts der Gemeinden fortgebaut. 
Um die nad den verſchiedenen gejeßlichen Beitimmungen beftebenden Zus 
ftändigfeitöverhältnifje zur Ueberfiht zu bringen, hat der franzöfiihe Minifter 
des Innern verfucht, die ſämmtlichen im Finanzwefen der Gemeinden vorkom⸗ 
menden Zufchläge in eine Tabelle zufammenzuftellen, welche dem Circular an 
die Präfecten vom 27. Auguft 1867 beigefügt ift?). Nicht berüdfichtigt in dieſer ‘Tabelle 
find lediglich die vom Ertrage der Gewerbefteuer den Gemeinden überwielenen 
8 Gentimes, welde bier nicht in Frage kommen Tonnten, da fie ein= für alle- 
mal ven Gemeinden zufließen und daher bezüglih ihrer die Zuſtändigkeit bin- 
fichtlih der Bewilligung feinen Gegenftand der Erörterung bildet. Sämmtliche 
obige Zufchläge werden nad) folgenden Kategorien gruppirt: 1. Centimes ohne 
befondere Zwedbeftimmung, jedoch beftimmt zur Beftreitung jährlich wieder⸗ 
febrender Ausgaben, 2. Special⸗Centimesſ,“ 3. Centimed ohne bejondere Zwed- 
beftimmung, jedoch beftimmt -zur Beftreitung nicht jährlich wiederkehrender 
d. 5. einmaliger Ausgaben, A. Zwangsauflagen. Theoretiſch läßt fih gegen 
dieſe Eintheilung Mandes erinnern; der Eintheilungsgrund ift fein gleich 
artiger, da die Beſonderheit der ad 4 erwähnten Centimes nicht in der Ab- 
grenzung der Ausgaben, für deren Veftreitung fie erhoben werden, fondern in 
dem bei ver Auferlegung ftattfindenden Verfahren beſteht. Es ift indefien, wie 
vorbemerft die Tabelle Hauptlählih zur Veranſchaulichung der Zuſtändigkeits⸗ 
Berhältniffe aufgeftellt worden, welche fi in der That nach den daſelbſt ange- 
nommenen Kategorien abftufl. Ich werde verfuchen, an der Hand der Tabelle 
eine Weberficht derjenigen Zufchläge zu geben, welche zur Zeit bei den Einnahme 
quellen der franzöfifchen Gemeinden in Betracht kommen. Es werben erhoben: 


2) &ef. v. 18. Juli. 1837. Die Praxis gruppirt jedoch aud bie Centimes pour 
insuffisance de revenus zu ben orbentlihen Einnahmen des Gemeinde⸗Budgets; Kirk. - 
des Min. d. 3. v. 13. Dec. 1842. Bull. du min. de l’int. &. 293. _ 

2, Bulletin du ministöre de l’interieur Jahrgang 1867, ©. 402. 
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I. Zuſchläge zur Beftreitung jährlich wieverlehrender Ausgaben ohne be= 
jondere Zmedbeftimmung: 

1) Die fogenannten fünf ordentlichen Centimes. Als gelegliche Grunblage 
ihrer Erhebung wird noch heute die Beftimmung des Finanzgefeged vom 15. Mai 
1818 Art. 31 in Verbindung mit dem Gele vom 11. frim. des Jahres VIL 
bezeichnet. Die Erhebung wird vom Gemeinderath ohne Zuziehung der Höchſt⸗ 
befteuerten ?) und ohne daß es einer weiteren Genehmigung bedarf, votirt. Diefe 
Centimes gehören zu den allgemeinen, feiner Zwedbeflimmung untenworfenen Ein» 
nahmen der Gemeinden; fie werden lediglich von der Grund: und der Berfonal- 
und Mobiliarfteuer erhoben, wogegen alle übrigen nachſtehend aufgeführten Zu-= 
Ichläge gleichmäßig den ſämmtlichen vier Hauptftenern binzutreten. Yu bemerten 
ift hierbei, daß alle Aufchläge, welche auf die Perfonal- und Mobiliariteuer 
fallen, eine Erhöhung des von dem Einzelnen an Perſonalſteuer zu entrichtenden 
firen Betrages nicht zur Folge haben, vielmehr durch Umlegung auf Das Prin⸗ 
cipal der Mobiliarfteuer aufzubringen find. 

2) Centimes wegen Unzulänglichteit der Einkünfte zur Dedung der (laufenden) 
Ausgaben (centimes pour insuffisance de revenus). Sedes materiae bezüglid) 
derſelben ift der Art. 40 des Gemeinde-Gefeped vom 18. Yuli 1837. Die 
Beſchlußfaſſung über die Erhebung folder Centimes erfolgt durch den Gemeinde- 
rath unter Zuziehung der Höchftbefteuerten, der Beichluß bedarf ver Genehmi- 
gung des Staats. Ein Marimum befteht nit. Die Zorn, in der die &e- 
nehmigung des Staats ertbeilt wird, ift verjchieden, je nachdem die Gentimes 
zur Dedung obligatoriicher oder facultativer Ausgaben erhoben werden follen. 
Im erfteren Falle wird die Genehmigung durch den Bräfecten und nur an Gemeinden 
von 100,000 und mehr Einwohnern durch Decret des Staatsoberhauptes er» 
theilt; im zweiten Falle ift jedesmal ein Decret des Staatsoberhauptes erfor- 
derlich, welches, wenn es fih um Gemeinden von 100,000 und mehr Eim- 
wohnern handelt, im Staatsrathe zu erlaffen ift. 

II. Special:Gentimes. 

Sie haben das Gemeinfame, daß fie Iediglich für einen beftinnnten Ber- 
wendungszwed erhoben werben, dergeftalt, daß auch ein etwaiger Ueberſchuß Des 
Ertrages über die für jenen Zweck erforderlichen Ausgaben nicht anderen Zwecken 
zugeführt werben Tann. Iſt hiernach der vorgezeichnete Verwendungezwed ein 
ausfchlieklicher, jo find doch andererfeitS die Lerftungen der Gemeinden für ben 
beregten Berwaltungszwed nicht ohne Weitered auf den Ertrag der Special- 
Centimes eingefchränkt, vielmehr find die Gemeinden beredjtigt, und foweit es 
fih um Dedung einer obligatorifhen Ausgabe handelt, auch verpflichtet, zunächft 
aus dem nad Leiſtung der andern obligatorifchen Ausgaben verbleibenden 
Ueberſchuß der ordentlihen Einnahmen für die beregten Zwecke beizutragen %); 
erft wenn dieſer Beitrag nicht ausreicht, ift auf die Special-Centimes zu recurs 
riren und bezeichnet alsdann, ſoweit für die betreffenden Special Centimes ein 
Maximum beiteht, dies die Grenze der Aufwendungen, welche die Gemeinden für 


1) Die Ziehung der Höchftbefteuerten hat auch für diejenigen Zufchläge, wo fie 
vorgefhrieben ift, nur dann zu erfolgen, menn die Einwohnerzahl der Gemeinde 100,000 
und mehr nach den weiter unten erwähnten ——— beträgt. 

u. : nigften® gilt das unbebingt von den ordentlichen Unterrichts- und Wege⸗ 
entime®. 
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den in Frage fommenden Berwaltungszwed zu machen berechtigt bezw. ſich auf- 
zuerlegen verpflichtet if. Solde Marima find fir die widhtigften Kategorien 
der Special-Gentimeß, die für Schul: und Wege-Unterbaltung, durch Geſetz feſt⸗ 
gelegt, wogegen fir die zur Befolvung der Feldhüter erhobenen Special-Een- 
times ein Marimum wicht befteht, da in der durch die Natur der Sache ge= 
gebenen Seringfügigfeit ded Aufwandes für den fraglichen Zweck ſchon eine hin- 
reichende Garantie gegen zu erhebliche Steigerung dieſes Zufchlages liegt. 

Dad nun die einzelnen Arten der Special-Centimes anlangt, jo zerfallen 

3) die Centimes für das Elementar-Schulweien ın zwei Kategorien, in bie 
ordentlichen Schul Centimes, welde in allen Gemeinden, die zur Beftreitung 
der Schulbebürfniffe 1) mit ihren ordentlihen Einnahmen bezw. dem Ertrage des 
Schulgelvdes nicht ausreichen, erhoben werden, und in die außerordentlichen Schul- 
Centimes, welche lediglich diejenigen Gemeinden, die ein Schulgeld nicht erheben, 
fi) auferlegen können. Die erfteren beruhen auf dem Gefeg vom 15. März 
1850, die letzteren auf dem Art. 8 des Geſetzes vom 10. April 1867; für 
jene war dad Maximum durch das erwähnte Geleß von 1850 auf 3 Gentimed 
feftgelegt und iſt daſſelbe erft in neuefter Zeit — Geſetz vom 3. Auguſt 1875, 
Art. 21 — auf 4 Centimes erhöht worden, für diefe beträgt dag Maximum 
der urſprünglichen gefeßlichen Beftimmung gemäß noch jetzt 4 Centimes. Beide 
Rategorien von Zuföpläigen werden vom Gemeinderathe felbftändig, ohne weitere 
Genehmigung durch die vorgejegte Staatsbehörde votirt; dagegen bedarf es bei 
der Beſchlußfafſung über die außerordentlihen Unterrichts: Centimes der Zuzie⸗ 
bung der Höchſtbeſteuerten, welche bei der Beichlußfaffung über die ordentlichen 
Centimes nicht nöthig if. 

Ebenſo theilen ſich 

4) die Centimes für die Vicinalwege in ordentliche und außerordentliche. 
Die Erhebung der erſteren beruht auf dem die Grundlage der heutigen Wege: 
verfafjung bildenden Gefege vom 21. Mai 1836; fie erfolgt ebenjo zum Behuf 
der Unterhaltung bereit8 vorhandener, al8 zum Behuf des Ausbaues neuclaffirter 
Bictnalwege in allen Gemeinden, welche den ihnen für bie Vicinalwege aufer: 
legten Beitrag aus ihren ordentlichen Einfünften nicht zu leiften vermögen, jedoch 
me injoweit, al8 die betreffenden Gemeinden nicht in der Lage find oder vor= 
ziehen, die Leiftung des Beitragsquantums durch Auferlegung von Frobntagen 
innerhalb der geſetzlich zuläſſigen Zahl ftattfinden zu laflen. Das Maximum 
beträgt fünf Gentimes; einer Zuziehung der Höchftbefteuerten zu der bezüglichen 
Beſchlußfaſſung des Gemeinderaths bedarf e8 wicht, ebenjo wenig einer nad: 
träglichen Genehmigung des Beſchluſſes durd die vorgeſetzte Behörde. — 

Während der Ertrag der ordentlihen Wege-Centimes für ſämmtliche Kate⸗ 
gorien von Bicinalwegen, wenn auch unter Bevorzugung der dem größeren Ber- 
kehr dienenden Wege, beftimmt ift, haben die durch die Geſetze vom 24. Yuli 
1837, Art 3, und vom 11. Juli 1868, Art. 3 zugelafienen außerorventlichen Wege⸗ 
Gentimes leviglih den Ausbau und die Bervolfftändigung des dem rein örtlichen 
Berlehre angehörigen Vicinalwegenetzes — der jogenannten chemins vicinaux 
ordinaires — zum Zwed. Das Dlarimum beträgt hier drei Centimes; find die 
Gemeinden bereit mit mehr als 10 außerordentlichen Sentimes belaftet, fo find 


1) Selöftverftändlichermeife handelt es ſich Hier lediglich um die Elementarfchulen. 
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fie berechtigt, fich ftatt jener 3 Centimes einen weiteren Frohntag aufzuerlegen Die 
Beſchlußfaſſung über die Auferlegung der Centimes beyw. Des Frohntages erfolgt 
durch ten Gemeinderath unter Zuziehung der Höchitbefteuerten, jedoch ohne Ge⸗ 
nehmigung der vorgelegten Behörde. 

5) Centimes zur Beloldung der Feldhüter. ‘Die Gemeinden find zur An- 
ftelung von Feldhütern verpflichtet — Geje vom 20. Melfivor, Jahr II — 
und bildet demnach die Beſoldung derfelben für fie eine obligatorifche Ausgabe, 
für welche die Mittel früher durch Zuſchläge zur Grundftener beichafft wurden. 
Seit dem Erlaß des Finanz-Geſetzes vom 31. Juli 1867 (Art. 16) wird der 
erforderlihe Betrag durch Zuſchläge zu den ſämmtlichen indirecten Hauptſteuern 
aufgebracht 1). 

Die Tinanzgefege pflegen zu den Special-Eentimes noch die Zufchläge zu 
rechnen, welde zur Dedung der Erbebungsfoften der Communalzufchläge mit 
3 Centimes vom Ertrage diefer Zufchläge erhoben werben, fowie ferner bie Zu: 
Ichläge zur Gewerbefteuer, zu deren Entrichtung die Gewerbtreibenden behufs 
Dedung der Verwaltungs-Ausgaben der Börfen- und Handelöfammer herange- 
zogen werben. Beide Arten von Zuſchlägen gehören jedoch meines Erachtens 
nicht hierher. Die Zufchläge für Erhebungsfoften bilden ein einfaches, auf die 
Berwaltungstoften zu vechnendes Accefforium jedes einzelnen Zufchlages; die Zu: 
ſchläge für die Börfenfammern und Handelskammern find überhaupt fein Theil des 
Communalſteuer⸗Syſtems, da die bezüglihen Verbände ſich der Hegel nad nicht 
auf einzelne Gemeinden beichränfen, fondern meift mehrere Arrondiffements und 
felbft ganze Departements umfaflen. Diefe Arten von Zufchlägen werben daher 
bier übergangen werden fönnen. 

s I I Zuſchläge ohne befondere Zwedbeftimmung zur Dedung einmalızer 
usgaben. 

Die Erhebung von ſolchen kann von den Gemeinderäthen nur unter Zu: 
ziehung der Höchftbefteuerten, und foweit die Zahl der Centimes mehr als fünf 
oder die Dauer der Belaftung mehr als fünf Jahre betragen fol, nur mt 
Genehmigung der vorgefegten Behörde bezw. des Staates befchloffen werden. 
Bon befonderem Intereffe ift das für Auferlegung von Centimes diefer Kategorie 
— Marimum und die Art, in der die Zuſtändigkeit der Organe des Staats 

züglic der Genehmigung der die Zuſchläge felfegenden Beichlüffe der Ge: 
meinderäthe vegulirt iſt. Dieſe Zuftändigfeit ift für alle hierher gehörigen Cm: 
time8 die gleiche, wenn die Zahl der Centimes das von den Generalräthen jährlich 
feſtgeſetzte Marimum nicht überfeigt, und die Dauer des Zeitraumes, für welche 
die Bewilligung erfolgt, zwölf Jahre nicht überjchreite. In dieſem Falle genügt 
jederzeit die Genehmigung des Präfecten; derſelben bedarf es fogar, wie vor: 
bemerkt, dann nicht einmal, wenn es ſich um eine Auflage von fünf oder weniger 
Centimes und höchſtens fünfjährige Dauer handelt, da bier der unter Zuziehung 
der Höcftbeftenerten gefaßte Gemeinderathsbeſchluß genügt. Ueber die vorer⸗ 
wähnten Grenzen — das Marımum und die zwälfjährige Dauer — hinaus 
it jeme Zuftändigfeit verfchieden geregelt, je nachdem die betr. Centimes zur 


1) Batbie, Preeis du cours de droit public et administratif. 3. Auflage. 
Paris, 1869 irrt, wenn er — ©. 420 — dieſe Tentimes noch als folche, welde biet 
von der Grundſteuer erhoben werden, bezeichnet. 
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Dedung obligatorifcher oder blos facultativer Ausgaben erhoben werden. Im- 
foweit find zu unterſcheiden | 

6) Centimes ohne bejondere Zwedbeftimmung, welche zur Beftreitung ein= 
maliger obligatorifcher Ausgaben erhoben werben. 

Hier genügt die Genehmigung des Präfeeten, wenn die Jahres-Einnahme 
ber Gemeinde weniger als 100,000 Franken beträgt. Iſt fie höher, fo ift ein 
Decret des Staatöoberhauptes erforderlich (Gefeg vom 18. Juli 1837, Art. 40, 
und Geſetz vom 24. Juli 1867, Art. 7). 

7) Gentime® ohne bejondere Zwedbeitimmung, welche zur Beftreitung ein- 
maliger facultativer Ausgaben erhoben werben. 

In biefem Falle bedarf es zur Genehmigung ftetS eine Decrets des Staats⸗ 
oberhauptes, das jedoch dann, wenn die Yahres-Einnahme der Gemeinde 100,000 
Franken oder > beträgt, vom Staatsrat erlafien fein muß (Gefeg vom 24. Juli 
1867 a. a. O.). 

Das Marimum der außerorbentlicyen Centimes, welches die Generalräthe 
jährlich innerhalb der durch das jevesmalige Finanz-Geſetz normirten Grenzen 
feftzufeßen haben, bezieht fi zwar nad) dem Wortlaute ded der Hauptſache nach 
aus dem Art. 4 des Geſetzes vom 18. Yuli 1866 übernommenen Art. 42 des 
Generalrath8:&eleged vom 10. Auguft 1871 lediglich auf ſolche Gentimes, deren 
Bewilligung Behufs Beftreitung bloßer Nüglichkeit3=, alfo facultativer Ausgaben 
(depenses d’utilit6 communale) erfolgt, daſſelbe wird jedoch in der Praxis 
in gleicher Weife aud auf die zur Beſtreitung einmaliger obligatorifcher Aus- 
gaben erhobenen Gentimes für anwendbar erflärt 9). 

IV. Bon Amtswegen auferlegte Zufchläge. 

Die Auflegung folder Centimes für den Fall, daß der Gemeinderath fich 
der Bewilligung weigert, im Zwangswege kann nur dann gejchehen, wenn es 
fih um die Beftreitung einer obligatorischen Ausgabe handelt und wenn ber 
erforderliche Betrag den ordentlihen Einnahmen der Gemeinde nicht entnommen 
werden Tann; bleiben die Centimes innerhalb des durch den Generalrath feftge 
festen Marimums, fo wird die zwangsweiſe Auferlegung durch Decret des Staats. 
oberhauptes, fonft durch Geſetz ausgefprocen. 

Eine völlig ſelbſtändige Beſchlußfaſſung ſteht hiernach den Gemeinden nur da 
zu, wo durch ein beſtimmtes Marimum oder durch einen beſtimmt bezeichneten 
Verwendungszweck oder durch Beides das Anwachſen der Centimes in engen 
Schranken gehalten wird Es iſt das Beſtreben der franzöſiſchen Geſetzgebung, 
jene Controle durch Maximum und Verwendungszweck thunlichſt auszudehnen; 
wo der Natur der Sache nach dieſe materielle Controle nicht Platz greifen kann, 
da tritt an ihre Stelle die controlirende und bevormundende Mitwirkung der 
Staatsorgane, eine Mitwirkung, deren Formen deſto ſtrengere find, je mehr bei 
Feftftellung der Ausgaben, welche durch die Auflage beftritten werben follen, eine 
Selbfibefiimmung der Gemeinden nad) Maßgabe ihrer beſonderen Verhältniſſe 
prävalirt. Die Formen find demnach ftrengere, wenn es fih um blos faculta⸗ 
tive, Tediglich zur Förderung gemeindlicher Imtereflen beftimmte, als Wenn es 
fich um ſolche Ausgaben hanbelt, welde zu den obligatoriſchen, d. h. zu ben 





2) Inſtruction des Minifterd des Junern zur Ausführung des Geſetzes vom 
3. Auguft 1867 (gu Art. 5) bull. du min. de l’interieur, Jahrg. 1867, ©. 387. 
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vom Staat bereits allgemein als nothwendig anerfannten und damit gutgeheißenen 
gehören. Die Mitwirkung der Staatsorgane hat zwar theilweiſe das Intereſſe 
der Gemeinden, großentheild aber auch dasjenige Interefle zum Ausgangspunfte, 
welches der Staat und Die größeren Verbände daran haben, daß die Steuerkraft 
der Gemeinden den durch die Gefeggebung fanctionirten bezw. bevorzugten Ber- 
waltungszwecken erhalten bleibe und daß ein Anwachſen der Steuerlaft, weldes 
die Haltbarkeit des Beftenerungs-Syftems8 überhaupt in Frage ftellen könnte, ver: 
mieden werde. In der den Generalräthen eingeräumten Befugniß zur Feſtſetzung 
des Maximums ift den Departements ein wichtiges Mittel zur Geltendmadung 
dieſes Intereſſes verliehen worden. 

Auf völlig gleichen Grundfägen beruht das Steuerigftem der ‘Departements; 
die Arrondifiements haben befanntlich feine finanzielle Selbftändigfeit und daher 
weder Budget noch Einnahmen. Die für Rechnung der Departements erhobenen 
Zufchläge zerfallen zur Zeit in ordentliche, Special- und außerordentliche Centimes. 
Die erfteren find zur Dedung der Ausgaben beftimmt, welche das Geſetz als 
ordentliche claffificırt; die außerordentlichen Centimes dienen zur Dedung der ald 
außerordentliche charakterifirten Ausgaben; für beide fest das Finanzgeſetz 
jährlih ein Marimum feft, das nach dem bezüglichen Gejeg für das Laufende 
Jahr für die ordentlichen Centimes 26, Für die außerorbentlihen 12 Centimes 
beträgt). Die ordentlichen Centimes wurden bis zum Erlaß des Generalratik: 
Geſetzes vom 18. Yuli 1866 lediglich auf die Grund: und die Mobiliarfleuer 
gelegt; zur Zeit kommen von dem eben erwähnten Marimum von 26 Centimes 
25 auf Zuſchläge zu den zulegtbenannten beiden Steuern, während ber 26te Een- 
time ein Zufchlag zu den ſämmtlichen vier Hauptfleuern fl. ‘Die aufßerordent- 
lichen Centimes treffen immer alle vier Hauptftenern. Die Special-Gentimes 
zerfallen in Gentimes für den Elementar-Unterriht (Marimum 4 Centimes), die 
Bicinalmege (Maximum 7 Centimes), und für das Catafter (Marimum 5 Sen: 
times) ; die letzteren ?) treffen lediglich die Grundfteuer, wogegen die Unterrichts⸗ 
und Wege-Centimes einen Zufchlag zu den vier Hauptfteuern bilden. 


Vierter Abſchnitt. 


Das Spftem ber Bertheilung ber öffentlichen Laften. 

Schon die vorftehende Darftellung bat ergeben, daß die Berwaltungsanf- 
gaben, welche den Gemeinden geftellt find, tbeilmeife in den Budgets der De 
partements wiederkehren; ein georbnetes Verhältniß der Concurrenz der Genan 
den mit den ‘Departements und dem Staat ift es in der That, was die Ei 
richtungen Frankreichs bezüglih der Erfüllung der wichtigeren Verwaltungsauf- 
gaben charaterifirt. Die Art, in welcher das Concurrenz Verhältniß entwickelt, 
worden ift, unterſcheidet ſehr weſentlich die franzöfiichen Einrichtungen won benen 
weldhe in Deutichland prävalıren. 

Indem ich verſuche, in Nacftehendem ein Bild jened Concurrenz-Berhilt- 
niſſes zu geben, befchränfe ich mich auf diejenigen Berwaltungsaufgaben, deren 





2) es vom 3. Auguft 1875, Art. 16, 17. 
2) Pi: vom 31. Juli 1821. 





Das Communalfteuer-Syftiem Frankreichs und die Reform in Preußen. 141 


Anforderungen an die finanzen der Gemeinden die allgemeinften und ausgedehn⸗ 
teften find und für welche daher auch das bezeichnete Verhältniß der Concurrenz 
vorzugsweiſe ausgebildet worden if. Es find dies, wie in Deutihland, Die Auf- 
gaben des Armen-, des Elementarſchulweſens und der Wegeunterhaltung. Ich 
übergehe die Verwaltung der Polizei; das hier beitehende Betheiligungs-Ver- 
hältniß zwiſchen Gemeinde und Staat ift nur für diejenigen größeren Gemein» 
den ausgebildet und von praktifcher Wichtigkeit, in denen die Handhabung der 
Polizei überhaupt einen größeren Koſtenaufwand erfordert. 

Am wenigften iſt in Frankreich das Betheiligungs-Verhältniß für vie 
Leitungen der Armenpflege Gegenftand einer geſetzlichen Regelung geweſen. Von 
ben Zweigen dieſer Verwaltung find nur zwei, die Irren- und die Waifenpflege ), 
zu Laften von obligatoriihem Charakter entwidelt worden. In beiden Fällen 
ift Träger der bezüglichen Verpflichtung das Departement, welches in der Haupt: 
lache auch für die Koften aufzufommen bat. Nur mit einer Quote — einem 
Fünftel der fogenannten inneren Ausgaben — betheiligt fih bei den Koften ber 
Waiſenpflege der Staat; andererſeits fünnen die Departementd zu den äußeren 
Ausgaben die Gemeinden mit höchſtens einem Fünftel des Gefammtbetrages 
iener Ausgaben beranziehen. Die Regelung des Beitragsverhältnifies der ein- 
zelnen Gemeinden zu biefem Fünftel ift Sache der ‘Departements; die Regelung 
nach einem aus der Summe der orbentlihen Einnahmen und der Einwohner: 
zahl der Gemeinde combinirten Bertheilungsmaßftab wird in dem Circular des 
Deinifterd des Innern vom 3. Auguſt 1840 2) empfohlen. — Was die Irren⸗ 
pflege anlangt, fo Liegt die Herftellung einer Irren- Heil- und Pflegeanftalt allein 
dem Departement ob; daſſelbe fann jedoch diefer Verpflichtung aud jo genligen, 
daß es mit einer beftimmten Anftalt wegen Yufnabme der dem Departement 
angehörigen Irren nad beflimmten Tariflägen contrahirt 3). Nur zu den Pflege 
toften der einzelnen, nicht aus ihrem eigenen Vermögen oder auf Koflen ihrer 
Familien verpflegten Irren haben die Gemeinden dem Departement einen Beitrag 
zu leiften und zwar nach einem Tarif, welden der Generalrath feftfegt *). “Die 
Quote, melde den Gemeinden zur Laft gelegt wird, ſoll ſich nach dem Betrage 
ihrer Jahreseinnahmen abftufen und zwar in Sägen, welde bei Communen 
von 100,000 Franken und ınehr Einkünften. ein Drittel, bet &emeinden von 
weniger als 5000 Franken ein Sechstel nicht überfteigen dürfen 5). 

Abgeſehen von der Irren⸗ umd Waifenpflege ift die Armenpflege grund- 
fäglich eine facultative; wiewohl fie zum bei Weitem größten Theil von localen 
Inſtituten ausgeübt wird, hängt fie in der Organifation doch mit der Munt- 
Itung nur loſe zufammen und fteht mehr neben der letzteren, als daß 
fie ihr unter= und eingeorbnet wäre. Der Hauptfadhe nach theilen fi in bie 
Iocale Arınenpflege die Hofpitien und Hofpitäler (Pflege der Kranken, Siechen 


1) Unter dieſem Ausbrud begreife ich bier der Kürze balber ben fogenannten 
service des enfants assistes der Sranzofen, obgleich die Gebiete nicht ganz ſich decken. 

2) De Watteville, Legislation charitable, Band I. S. 598. 

3) Geſetz Über die Irren vom 30. Juni 1838, Art. 1. 

6) Ebendaſelbſt Art. 28. 

5) Circular des Minifters de8 Innern vom 5. Anguft 1840 bei De Watteville 
a. a. O. ©. 598. 


— 
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und Altersſchwachen, häufig auch der Wöchnerinnen und Meinen Kinder, Leiſtung 
ärztlichen Beiſtandes und Vertheilung von Arznei) und die Wohlthätigkeitsbürean's 
(Unterftügungen in Naturalien und Geld, fowie ebenfalls Gewährung ärztlichen 
Beiſtandes und unentgeltlihe Verabreichung von Arznei), beides Zuſtitute mit 
weientlich ftiftungsmäßigem Charakter, welche vielfach, namentlih die Holpitäler, 
mit einem enormen und fi ſtets vermehrenden Stiftungsvermögen ausgeftattet 
find und hieraus den Haupttheil ihrer Ausgaben beftreiten. Im Uebrigen find 
fie auf Einnahmen fpecieller Natur, wie Abgaben von öffentlichen Luftbarteiten, 
den Ertrag äffentliher Sammlungen und Lotterien, Ueberſchüſſe der. Leihämter, 
beftimmte Erbrechte u. |. w. angewieſen; reichen auch diefe Einnahmen nit 
aus, fo tritt Die Gemeinde ſubventionirend ein; dieſe Subvention iſt jedoch, dem 
oben erwähnten Grundfage gemäß, jederzeit und zwar fo fehr eine freiwillige, 
daß e8 der Gemeinde nicht einmal geftattet ift, fi zur Beitreitimg der Subvention 
eine beſondere Abgabe bezw. einen beſonderen Zuſchlag aufzuerlegen, wie em 
folder für die Zwede der Wegeverwaltung und des Schulweſens befleht. Der 
Staatsrath hat (Fall Geffose!), Entiheidung vom 18. December 1841) ans- 
drüdlich ausgeſprochen, Daß man weder eine Gemeinde zwingen, noch ihr erlauben 
dürfe, fich eine eigentliche Armenfteuer aufzuerlegen, da eine folde den Sitten | 
der Nation und den Principien der franzöſiſchen Geſetzgebung völlig wiberftrebe. 

Aus dem Gefagten geht hervor, daß dem in der frangöfifchen Gefeugebuug 
ausgebildeten Verhältniß der Betbeiligung von Staat, Departement und Ge 
meinde bezw. localen Inſtituten bezüglich der Leiftungen der öffentlichen Armen- 
pflege nur zum geringeren Theile das Princip der Subventionirung zum Grunde 
liegt; in der Hauptſache ift das Beftreben einer Theilung der Aufgaben ber 
Armenverwaltung unter die größeren und bie Iocalen Verbände, bezw. Inſtitute 
bezw. der Regelung eines feften Theilnahmeverbältmifies, bezüglich der finan⸗ 
ziellen Opfer leitend. Anders binfichtlic des Elementarſchulweſens. Hier findet 
eine Concurrenz von Staat und Departement hauptfächlic nur in Geftalt einer 
gefetzlich geordneten Subventionirung der Gemeinden flatt; nur einzelne Leiſtungen 
find es, welde, wie die Errichtung und Unterhaltung der Normalſchulen, das 
Geſetz den größeren Verbänden (hier den Departements) überweift. 

Im Princip liegt die Unterhaltung des Elementarjchulmelens ven Gemein⸗ 
den ob. Auch im Schulweſen find die Anforderungen an den Haushalt der Ge 
meinden immerhin geringere, als in Deutjchland; Die Betheiligung der Stiftungen 
und der privaten Opferwilligkeit ift, wenn auch weit weniger umfangreich als 
im Armenweſen, doch von einer in finanzieller Hinficht nicht zu unterſchätzenden 
Bedeutung. Vielfach find von Privaten Schulhäufer hergegeben oder Capitalien 
für den Unterhalt von Lehrperfonen geftiftet worden; Beides ift mit Vorliebe 
dann gefchehen, wenn es fi) darum handelte, die Eriftenz von Schulen, welde 
von Mitglievern geiftliher Congregationen geleitet werden, ficher zu ftellen; das 
Borhandenfein bieler Stiftungen trägt zur Berminderung des auf die Gemeinden 
fallenden Antheild des Koftenaufwandes nicht unbeträchtlich bei; an und für ſich 
aber ifl bereit8 der überhaupt zur Unterhaltung der Schulen erforderliche Auf- 
wand ein geringerer, als in Deutfchland. Es beruht dies theils auf der 
Beendigung des Schulbeſuches und dem noch immer nicht durchgeführten obliga⸗ 


— — — — — 


1) Emminghaus, Armenweſen und Armen⸗Geſetzgebung. S. 604. 
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torifchen Charakter deſſelben, theil® auf dem fehr viel größeren Umfange des 
Privatſchulweſens — hierher gehören namentli viele von geiftlihen Congre: 
gationen geleitete und im Wege der Privatwohlthätigfeit unterhaltene Privat: 
ſchulen —, theil® endlich auf den geringeren Anfprühen auch der weltlichen 
Lehrer und Lehrerinnen !), geringere Anſprüche, denen allerdings auch geringere 
Borbildung und weit geringere Leiftungen gegenüberftehen. Die Unterhaltung 
der öffentlichen Schulen durch Die Gemeinden ift in folgender Weiſe geregelt. 

Es wird unterjchieden zwiſchen denjenigen Gemeinden, welche Schulgeld 
- erheben und denen, welde den Unterricht in den Elementarjchulen foftenfrei ge: 
währen. Wo Schulgeld erhoben wird, bat die Gemeinde zunächſt Dasjenige bei- 
zutragen, was fie unbeichadet der fonftigen nothwendigen Ausgaben aus ihren 
ordentlichen Einnahmen leiften fann und ſodann, ſoweit die Heranziehung biefer 
Einnabmequelle noch nöthig, den Ertrag der nad Art. 40 des Geſetzes vom 
15. März 1850 zu erhebenden, durch das neuefte Finanzgeſetz (für das Jahr 
1876) vom 12. Yuli 1875 auf 4 erhöhten Special-Gentimes; weigert fi) die 
Gemeinde, diefen Zufchlag, obwohl verjelbe zur Unterhaltung ihres Schulſyſtems 
nöthig, zu bewilligen, jo fann fie im Zwangsverfahren bierzu angehalten werben. 
Ein Weiteres zu leiften, fann die Gemeinde nicht genöthigt werben; der Reſt des 
Bedarfes wird vielmehr durch Zuſchüuſſe aus den Fonds der Departements (ge 
bildet aus den 4 Departemental-Centimes für das Elementarjchulmefen) und ſo⸗ 
weit auch dieje unzureichend, durch Subventionen beftritten, welche der Unterrichtö- 
Minifter aus den ihm durch das Staatsbudget jährlich zur Verfügung geftellten 
Fonds bewilligt. Das Schulgeld bezieht der Lehrer bezw. die Lehrerin, fo jedoch, 
daß wenn. baffelbe incl. eines im Voraus gewährten Fixums zur Dedung des 
Mintmalgehaltes nicht ausreicht, der noch fehlende Betrag ebenjo wie jenes Fixum 
in derjelben Weiſe aufgebracht wird, welche ſoeben als die für die Aufbringung 
des Geſammtbedarfes maßgebende bezeichnet wurde. — Erhebt Die Gemeinde fein 
Schulgeld, jo tft fie berechtigt, außer den obenermwähnten vier noch 4 außerordent⸗ 
liche Spectal-Centimes für die Unterhaltung ihres Schulweſens zu erheben: erft 
wern auch diefer Zuſchlag nicht ausreicht, können Unterftügungen aus Departe⸗ 
mental- und eventuell aus Staatömitteln von ihr in Aniprud genommen werben. 
— Jene 4 Departemental:Centimes für das Unterrichtsweſen bezeichnen dem 
oben erwähnten bezüglich der Special-Centimes beftehenden Grundſatze gemäß zu⸗ 
glei; die Grenze, bis zu welcher die Leiftungsfähigkeit Des ‘Departements für 
den beregten Zwed in Anfpruc genommen werden kann. ‘Das Uebrige fällt 
dem Staate zu. 

In fehr viel umfangreicherer Weife als die Armen- und Schullaft nimmt 
die Wegebaulaft in Frankreich die Kräfte der Gemeinden in Anſpruch; wenn 
auf den erften beiden Gebieten die Anforderungen und theilweiſe?) auch die 

2) Die neuefte Regulirung der Minima der Lehrerbefolbungen ift in dem Geſetz 
vom 19. Juli 1875 über die Lebrerbefoldungen enthalten. Auch diefe Minima bleiben 
Hinter demjenigen zurüd, was in den befieren deutſchen so. gewährt wird, und 
ebenfo hinter dem, was in Elfaß-Lothringen durch Gefe bewilligt worden ifl. Im 
Ganzen if die franzöfiihe Scala ſchon um deshalb weit ungünfliger, weil bie nieb- 
rigen Gehaltsfäge für Hülfslehrer und Hülfslegrerinnen auf eine weit größere Duote 
der Lebrperfonen Anwendung finden. 

2, Hier ift hauptſächlich an das Schulwefen gedacht. Im einem großen Theil bes 
Armenwefens find die Leiftungen in Frankreich viel bebeutender, als in Deutſchland. 
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Leiftungen geringere find, als in Deutſchland, jo find fie im Gebiete der Wege 
Unterhaltung * viel erheblicher. Nur die für den größeren Verkehr wichtigſten 
Straßen — die Stantd- und Tepartementalftraßen — werden von den größeren 
Verbänden allein unterhalten. Der bei Weitem größte Theil des Chaufſee 
netzes fällt auf Die Bicinalmege ), unter welchen öffentliche und im Gemeindeeigen⸗ 
thume befirwliche Wege mit mehr over weniger bei der Departementsbehörbe 
centralifirter Verwaltung und entiprechender Zufammenziehung der Betr. Unter- 
haltungs⸗ Fonds verftanden werden. Die Abftufung, in welder dieſe Centrali⸗ 
firung durchgeführt if, findet ihren Ausdruck in der Claffeneintheilung der Viti⸗ 
nalmwege, welche in chemins vieinaux ordinaires, chemins d’inter&t commun 
und chemins de grande communication zerfallen. Die erfte Kategorie um- 
faßt Diejenigen Bicinalwege, bet deren Unterhaltung nur Eine Gemeinde intereffirt 
ift; die Unterhaltung erfolgt hier grundfäglich aus den Fonds der betr. Commune 
und beichränft fi) die Einwirkung der Departementsbehörde (abgefeben von der 
Elaffirung und Declaffirung folder Wege, d. h. der Einreibung derſelben in Die 
Kategorie der gewöhnlichen Bicinalmege und der Löſchung aus derſelben) auf 
eine obere technifche Aufficht und in finanzieller Hinficht auf eine Subventiont- 
rung der ärmeren Gemeinden zum Behufe des Ausbaues neuer Gemeindewege. 
Diefe Subventionirung, an welder aud der Staat fih in großem Umfange 
betbeiligt, iſt durch das Gele vom 11. Yuli 1868 in ein Syſtem 
gebracht worden, welches eine raſchere Förderung des Ausbaues der der bezüg- 
lichen Kategorie angehörigen Wege bezwedt. Eine Staats-Subvention von 
100 Millionen Franken wurde durch das Gefetz den Gemeinden für den ge: 
dachten Zwed bewilligt ; der Betrag ſollte in zehn Yahresraten ?) gezahlt und Da® 
dem einzelnen Departement zufallende Contingent nebft den etwa noch aus Depar- 
tementsmitteln bewilligten Subventionen vom Generalrath unter die folder Bei⸗ 
hülfen benöthigten Gemeinden der DepartementS vertheilt werben. Außerdem 
ordnete das Geſetz die Errichtung einer Darlehnscaſſe an, welche ven Gemeinden 
auf unmittelbar oder durch Bermittelung der ‘Departements geftellte Anträge, 
unter günftigen Bedingungen Darlehne für den Ausbau der Vicinalwege ge- 
währen jollte. 

Weit Durchgreifender iſt die Betheiligung der Departemental-Inftanzen be 
züglich der Unterhaltung der chemins d’interöt commun und der chemins 
de grande communication; bier ift das Eigenthum der Gemeinden an ben 
Wegen (abgejehen etwa von den Nebennugumgen und von den alle des Auf- 
hörens der Wegequalität) faft nur von formeller Bedeutung, wogegen die Unter- 
haltung unter intenfiver Aufficht bezw. Leitung der Bezirksverwaltung ftattfindet, 
welcher aud im Verein mit dem Generalvath die Beſchlußfaſſung über die Ber- 
wendung der zur Unterhaltung verfügbaren Einkünfte faft ausſchließlich zuftebt. 
Die Entwidelung der Gefeßgebung bat allınählig Die chemins d’interdt commun 
ben chemins de grande communication faft in allen Stüden gleichgeftellt ; 
beide Kategorien unterjcheiden fit von ben gewöhnlichen Vicinalwegen dadurch 





2) Die ——— ber im Verlehre befindlichen Bicinalwege betrug am 31. De⸗ 
cember 1871 331,107 Kilom. 84 M., bie ber Staats- und Departementalftraßen 
zufammen Batte am Schluß bes Jahres 1569 86,894 Kilom. betragen. Guillaume, 
traite pratique de la voirie vieinale. Paris 1875. ©. 9. 

2) Das Geſetz vom 25. Juli 1873 Hat inzwifhen den Zeitraum verlängert. 
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Daß bei jenen jeverzeit mehrere Gemeinden an der Unterhaltung betheiligt find. 
Darüber, melde ©emeinden zu jedem einzelnen chemin d’interet commun 
oder de grande communication beizutragen haben, entſcheidet der Generalrath, 
welcher auch die Bertheilung der Departemental- und der etwaigen Staats-Sub— 
ventionen feſtſetzt. Auf Grund dieſer Beſchlüſſe entwirft der Dirigirende Wege- 
beamte des Departements ein Budget für jeden einzelnen Weg der oben bezeich— 
neten Kategorien, das demnächſt durch die Genehmigung des Präfecten Nechts- 
fraft erhält und für die Handhabung der Verwaltung des bezüglidhen Weges 
die Richtſchnur bildet. Die Aufftellung des Budgets für Die gewöhnlichen Vicinalwege 
ist den Bürgermeiftern im Verein mit den Local-Wegebeamten zugewiefen!). Die Ein: 
fünfte der Verwaltung für die einzelnen Wege beftehen zunächft in deren eigenen 
Einkünften (Obftnugung der Straßenbäume, Verpadtung des Graswuchles aus 
den Straßengräben; in der Regel jehr unbedeutend), in den etwa — namentlich in 
Neubaufällen — gezeichneten freiwilligen Beiträgen von Privaten und den für 
erhebliche Abnutzung der Wege von Induſtriellen, der Forftverwaltung u. ſ. w. 
erhobenen Entihädigungen, welche lettere unter Umftänden einen nicht unerheb: 
lichen Betrag erreichen; außerdem und der Hauptjadhe nadı aber in Beiträgen 
der Gemeinden und des Departements, ſowie oft aud in Beihülfen des Staats. 

Für die Beiträge der Gemeinden ift es charakteriſtiſch, daß Diefelben nicht 
allein in Geld, fondern aud.in Frohnen geleiftet werden fünnen; den Rahmen, 
innerhalb deſſen die legteren in der Wegeverwaltung Verwendung finden können, 
enthalten noch jet die Beitimmungen des Geſetzes vom 21. Mai 1836. Dar— 
nad tft die Auferlegung von Frohnden an folgende Borbedingungen gefnüpft. 
Erftend müflen die den Gemeinden nad Beftreitung ihrer fonftigen obligatori- 
ſchen Ausgaben verbleibenden Ueberſchüſſe unzureichend fein, um aus denſelben 
allein den für die Vicinalmege zu leijtenden Beitrag Ddeden zu fünnen. Sehr 
wenige Gemeinden befinden ſich in der Yage, ihren Beitrag aus jenem Weber- 
ſchuſſe der ordentlichen Einnahmen beftreiten zu fünnen, jo daß diefe erite Be— 
dingung faft überall ſich erfüllt findet. Zweiten muß die Auferlegung von 
Frohnden durch den Gemeinderath beichloffen worden fein. Nach dem Gefeg 
vom 21. Mai 1836 haben die Gemeinden, ſoweit der Ueberfchuß der ordent- 
lichen Einfünfte nicht ausreicht, zur Dedung ihres Beitrages ſich entweder Special- 
Gentimes (bi8 zum Marimum von 5) oder Frohntage (bis zum Maximum 
von 3), oder Beides aufzuerlegen; den Gemeinden fteht Daher die Wahl zwischen 
Special-Eentimed zu, allerdings nur inſoweit, al8 die Erfüllung des Beitrages 
nicht in Frage geftellt wird. Kann derfelbe nicht durch Centimes oder Frohn⸗ 
den gedeckt werden, jo muß die Gemeinde neben der Erhebung von Special: Sentimes 
au die Auferlegung von Frohntagen und umgekehrt beichliegen und kann hierzu 
im Weigerungsfalle zwangsweife angehalten werden. Bei der Steigerung, weldye die 
"Unforderungen der Wegeunterhaltung überall erfahren haben, ift es jegt that- 
fählih wohl die Kegel, daß die Gemeinden fowohl Special:Centimes, als Frohn⸗ 
tage leiften. Zu den Frohnden werden alle hanbvienftfähigen und — nad) der 
Zahl des betr. Zugviehes — alle Zugvieh haltenden Einwohner der Ge: 
meinde herangezogen; die Veranlagung zu den Frohnden ift durch allgemeine 


% Regl. gen. sur les chemins vieinaux v. 6. Dec. 1870 Art. 68 fg. und 
Instr. gen. v. 23. Sept. 1871, Art. 122 fg. 
Säriften XTI. — Communalſteuer. 10 
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Normen in fehr zweckmäßiger Weiſe geregelt; jederzeit find die Frohnden Seitens 
der Pflichtigen nach einem beftimmten Tarif in Geld ablößbar; fie unterfcheiden 
fih auch hierin von den drüdenden Wegefrohnden des alten Regimes, deren 
Beleitigung zu Turgots unvergeklichen Berdienften gehört. Darüber, wieviel 
von den Geldbeiträgen oder den Frohnden einer Gemeinde für die beiden erften 
Claſſen der Bicinalmege in Anſpruch zu nehmen, bezw. ihr für die gemöhnlichen 
Vicinalwege zu überlaffen fet, befindet der Generalrath; derſelbe ift jedoch hierbei 
an die durch Art. 8 des Gefeged vom 21. Mai 1836 gegebene Beſchränkung 
gebunden, wonad für Die chemins de grande communication nicht mehr als 
zwei Drittel der Spectal-Gentime8 und der Frohntage gefordert werden fann. 
Für die chemins d’interet commun befteht eine ſolche Beſchränkung nicht umd 
wird der Mangel einer Beſtimmung dieled Inhalts beklagt, da unter der Aus: 
dehnung der Anforderungen der Generalräthe für die Wege der legtgedachten 
Kategorie nicht felten die Unterhaltung der gewöhnlichen Bicinalmege leidet '\ 
Damit der Ausbau der gewöhnlichen Vicinalwege hierdurch nicht allzuſehr beein- 
trächtigt werde, bat das Gefeg vom 24. Juli 1867 den Gemeinden das 
Recht eingeräumt, ſich Drei außerordentliche Centimes aufzuerlegen, deren Ertrag 
ausschließlich Für die gewöhnlichen Vicinalwege verwendbar iſt. Das Gleiche gilt 
von dem Frohntage, welden nad dem Art. 3 des Gefeged vom 11. Juli 
1868 diejenigen Gemeinden, in denen die angerordentlihen Zujchläge 10 Cen— 
times überfteigen, jenen 3 Centimes jubftitwiren dürfen. Die Mittel zu den Sub- 
ventionen, welche die Departementd für Bau und Unterhaltung der Bicinalmege 
bewilfigen, werden von denfelben theild aus den ordentlichen, theils aus den 
Spectal= Wege : Centimed entnommen; außerdem können die Departements aus 
dem Ertrage der außerordentlichen Centimes oder ermaiger Anlehen Beihilfen 
zu MWegezweden gewähren. Der Betrag der Special:Centimes, früher auf fünf 
Gentimes firirt, ıft feit dem Jahre 1868?) auf fieben erhöht, bei welcher Höhe 
es ſeitdem geblieben ıft. Wie vorher erwähnt worden, darf der Ertrag dieſer 
Auflage nur für Zwecke der Bicinalmegeverwaltung Bermendung finden, ver 
Ertrag der Special-Centimes, welder im Budget für 1376 auf zujammen 
23,429,000 Franken veranichlagt tt, bezeichnet daher das Minimum deſſen. 
was die Departements für die Aufgaben der gedachten Verwaltung an Berhülfen 
gewähren. Es handelt jich demnach auch bei diefen Subventionen nicht um exceptio⸗ 
nelle Berhülfen, welche außergewöhnliche thatlächliche Berhältnifje zur Vorausſetzung 


haben, fondern um ſolche, melde als eine regelmäßige Einrichtung in der Gefeg 


gebung vorgefehen find. Auch im Gebiet der Vicinalwegeverwaltung find daher 
die finanziellen Leitungen quantitatio zwilchen Gemeinde und Departement ge 
tbeilt. Einen anderen Charakter tragen allerdings die Subventionen ded Staats. 
Grundſätzlich find diefelben nicht regelmäßige und wiederkehrende, ſondern folche, 
die aus Anlaß außerordentlicer Bedürfniſſe bezw. zum Behuf einmaliger Leiſtungen 
gewährt werden. Namentlih den Ausbau ſämmtlicher Kategorien von Bicinal- 
wegen hat der Staat durch derartige einmalige, vielfah in einer Anzahl von 
Jahresraten effectuirte Subventionen mädtig gefördert. Das legte in dieſer 
Richtung ergangene Geſetz — es ift das bereits oben erwähnte Gele vom 
_—-- ® 


1) Guillaume a. a. O. ©. 203. 
2) Rinamgefeß vom 31. Juli 1867 für das Jahr 1868. 
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15. Yuli 1868 über den Ausbau der Bicinalmege — beichränft die da— 
ſelbſt ertbeilte Zuſicherung von Beihülfen nicht auf die gewöhnlichen Vicinal— 
wege; außer den 100 Millionen, welche dafelbft an Subventionen dieſen letzteren 
Wegen zugemendet werden, werden 15 Millionen, ebenfall® in 10 Jahresraten 
zahlbar, für den Ausbau der der Kategorie Der chemins de grande commu- 
nication angehörigen Bicinalmege bewilligt (Art. 4 daſelbſt); überdies wird 
(Art. 5) beftimmt, daß Diejenigen Departement8, in denen der Ertrag eines 
Gentimes fih auf weniger als 20,000 Franken belaufe, berechtigt feien, Die 
Hälfte von dem aus der Subventton für gemöhnlidhe Vicinalwege und chemins 
d’interöt commun auf fie fallenden Contingent für die chemins de grande 
communication zu verwenden. Die Betheiligung des Staats bei den Leiftungen 
für den Wegebau ift daher, wiewohl fie nicht als eine rechtlich nothwendige ein 
für allemal vorgelchrieben worden ift, doch thatfächlich eine fehr erhebliche ge- 
weſen; die Regelung, melde dieſelbe für den oben angegebenen Zeitraum durch 
das Geſetz vom 15. Suli 1868, deſſen Friſten wie vorbemerft inzwifchen verlängert 
worden find, erhalten hat, reicht noch in die Gegenwart hinein. 

Zweierlei ift e8 daher, was die franzöfiiche Geſetzgebung über die Vicinal 
wege charakterifirt; erftend die Aufnahme der Frohnden ın das Syſtem ber 
Unterhaltung; zweitens die Herausbildung eines eigenthümlichen Concurrenz:Ber- 
hältniſſes zwiſchen Gemeinde, Departement und Staat. Die Aufnahme der 
Frohnden in das Syſtem ift in einer Weiſe erfolgt, welche fie überall als der 
Geldwirthſchaft untergeoronet erfcheinen läht; wie den Gemeinden, mwenigftens bis 
zu einer gemwillen Grenze, die Wahl zwiſchen Geldzufchlägen und Frohntagen 
zufteht, fo bat auch jeder Einzelne die Wahl zwiſchen der Leiſtung der Frohnen 
in natura und der Zahlung des betr. Geldwerthes; ındem ſonach die Natural- 
dienfte jederzeit in Gelbleiftungen auflösbar find, ift die Starrheit, melde die in 
Deutihland auf Grund Iocaler Gewohnheiten noch vielfach zur Anwendung ge: 
langenden fogenannten Hand» und Spanndienfte kennzeichnet, glüdlicy vermieden 
worden. Da für die Ableitung der Frohntage beftimmungsmäßig weite und 
möglichſt ſolche Zeiträume gejetst werden, in denen Arbeit von Menjchen und Zug: 
vieh für den Feldbau weniger erforderlih find, ift e8 den Pflichtigen vielfach 
möglid,, fi) der Frohnen fo zu entledigen, daß in ihnen freie, andermeitig nicht 
zu verwerthende wirtbichaftliche Kraft zur Verwendung gelangt. In indufiriellen 
Gegenden werben die Gemeinden der Regel nach Gelbleiftungen vorziehen; der 
Einzelne wird durch die Berechtigung, ſich durch Entrichtung des Geldäquivalents 
mit der Frohnleiſtung abzufinden, der Nothwendigfeit überhoben, lohnendere ander- 
weittge Arbeit zu unterbrechen. Auf allem dieſen beruht e8, daß die Frohnen 
im Bergleih zu dem beträchtlichen Antheil der Wegebauleiftungen, den fie reprä- 
fentiren, als eine vwerhältnigmäßig wenig drückende Belaftung empfunden werben. 
Die wirthſchaftliche Leiftungsfähtgkert der Gemeinde erfährt ſonach durch das 
Inftitut der Frohnen eine wejentlihe Stärtung; indem ein wichtiger Theil des 
Aufwandes für den Wegebau aus dem durch Steuern zu dedenden Bedarfe- 
quantum von vornherein ausgefchieden und im Wege der Naturalleiftung aufge 
bracht wird, wird auch auf diefem Gebiet ein Anwachſen der Belaftung durch 
Geldſteuern, welches die Grundläge des Steuerſyſtems in Gefahr bringen könnte, 
vermieden. Sofern endlich der Mapftab, nach weldem fi die Frohnlaſt ver- 
theilt, ein von dem für die Staatsfteuern geltenden Repartitions-Modus gänzlich 

10* 
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abweichender iſt, enthält das Inſtitut der Frohnen eine beachtenswerthe Aut 
nahme von der Regel, daß die Gemeindebedürfniife durch Zuſchläge zu den 
Stantöftenern aufgebracht werden ſollen. 

Das Verhältniß der Concurrenz von Gemeinde, ‘Departement und Staat 
zu den finanziellen Leiftungen ift zwar im Gebiet der Wegeverwaltung in eigen- 
thümlicher Weiſe entwidelt worden; im Allgemeinen beruht dafjelbe jedoch ebenſo 
wie die vorftehend gefchilderten entiprechenden Einrichtungen im Gebiet Der Schul- 
und Arımenverwaltung auf der Berhätigung des Grundfages, daß wichtigere Auf- 
gaben der inneren Verwaltung, wenigftens ſoweit die Beichaffung des Finanzbedarfs 
in Frage kommt, ſich im Wege einer geſetzlich georoneten Betheiligung der in Rede 
ftehenden drei Yactoren zu vollziehen haben. Die Durchführung dieſes Grund» 
Tages läßt ſich demnach ald ein für die franzöfiihe Verwaltungs-Geſetzgebung 
charakteriftiiches, fie mehr oder minder von anderen Gejeßgebungd- Zyitemen unter 
ſcheidendes Kriterium bezeichnen. Die Wirkungen, welche ſich hieraus ergeben, 
werden unter folgende Gefichtöpunfte gebracht werden fünnen. 

Zunächſt begründet das franzöſiſche Princip eine Ausgleihung zwiſchen ver 
größeren und geringeren Steuerkraft der einzelnen Gemeinden; indem Die Ge— 
meinden der Erfüllung der wichtigeren Berwaltungsaufgaben nicht Lediglich mit 
ihrer individuellen Steuerfraft gegenüber fteben, fie unter beftimmten Voraus- 
fegungen vielmehr auf die Betheiligung der größeren Verbände angewielen find, 
wird der in Deutfchland fo häufige Uebelftand verhütet, daß die Bebürfniffe ärmerer 
Gemeinden eben deshalb ohne Abhülfe bleiben, weil bier zwiſchen Größe des 
Bedarfs und Geringfügigfeit der verfügbaren Steuerfraft das größte Mißverhälmiß 
befteht, ein Mißverhältniß, zu deſſen Ausgleihung anderweitige außreihende Ein- 
richtungen nicht getroffen find. Durch das gejeglich geregelte, umfafjende princi⸗ 
pale oder ſubſidiäre Eintreten der größeren Verbände für die Aufyaben der Armenz, 
Schul- und Wegeverwaltung bezw. durch die Centralifirung eines großen Theils 
der Hülföquellen der Vicinalwege-Unterhaltung wird im Frankreich die überſchüſſige 
Steuerfraft der wohlhabenderen Gemeinden, deren Einwohner Steuern an Staat 
und Departement nad) demjelben Maßſtabe zu entrichten haben, die jedoch ihrerjeits 
auf die Fonds der größeren Gorporationen feinen Anſpruch machen, auf Die 
ärmeren Gemeinden übertragen; es wird hierdurch die Erfüllung der Aufgaben 
der Verwaltung unabhängig gemacht von ven Zufällen, welchen namentlich mit 
Bezug auf das jo häufige, nicht zu vermeidende und nicht vorherzufehende Zu— 
fammentreffen der Anforderungen aus verjchiedenen Gebieten der Verwaltung 
die Wirtbichaft der ärmeren Gemeinden fonft unterliegen würde. Zu einem 
planmäßigen, die Bedürfniſſe Aller möglichſt gleihmäßig bevüdjichtigenden Bor- 
gehen der Bermwaltung wird hierdurch Die Grundlage gegeben: die hervorragenden 
Refultate der Wegevermwaltung, der relativ (gegenüber vielen Gebieten Deutid- 
lands) audgezeichnete Zuftand der Waifenverwaltung, die wenigftend raſche und 
in der Begrenzung der zum Gegenſtande der öffentlichen Fürſorge zu machen: 
den Fälle Liberale Irrenpflege beruben hierauf; wenn im Schulweſen nit die 
jelben Früchte aus dieſen Vorbedingungen gezogen worden find, jo liegt Die 
Urſache nicht in der Begrenztheit der finanziellen Leiſtungsfähigkeit, ſondern im 
anderweitigen in ranfreich maßgebenden Auffajfungen, welche dem religiöien und 
anderen hier nicht in Betracht kommenden Gebieten angehören. 

Ein folches Zufammenwirfen der verfchtedenen öffentlichen Corporationen, 
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eine ſolche Ausgleihung zwiſchen dem Zuviel und Zumenig der wirthichaftlichen 
Kraft der einzelnen Communen ift num allerdings nicht ganz ohne eine Beein- 
trächtigung ihrer wirtbichaftlihen Selbſtändigkeit zu erreichen; e8 muß eine wirf- 
jaıne Controle darüber geſichert fein, daß die Beiträge der Gemeinden für Die 
wichtigeren Berwaltungszwede nicht hinter dem ihrer Leiſtungsfähigkeit entſprechen⸗ 
ven Map zurüdbleiben, und daß die Steuerkraft derielben jenen Zwecken er: 
halten werde. Schon vorher konnten die Örenzen, in welche das Recht der Ge= 
meinde, fih mit Steuern zu belaften, eingefchloffen ift, theilweiſe auf die Idee 
einer ſolchen Gontrole zurüdgeführt werden; das weſentlichſte Mittel für bie 
Ausübung diefer Controle ift die Feitftellung der Gemeindebudgets, welche der 
Kegel nad dur den Präfecten, für Gemeinden, deren ordentliche Einkünſte 
190,000 Franken überfteigen, unter beftimmten VBorausfegungen ſogar durch 
Tecret des Staatsoberhauptes erfolgt ). Dieſe Feitftellung giebt die Mögliche 
teit, überall zu prüfen, ob ein ausreichender Theil der ordentlichen Einkünfte für 
die obligatoriſchen Berwaltungsausgaben beftimmt und ob, ſoweit e8 deren zur 
Ergänzung bedarf, die Erhebung von Special-Gentimes beichloifen worden ift; an 
diefe Prüfung ſchließt ſich ſodann, wo nöthig, die Einwirkung auf die Gemeinden 
an, fie zur Faſſung der erforderlichen Beichlüffe zu beftimmen bezw. wo jolde 
Beſchlüſſe nicht herbeigeführt werden fönnen, Die zwangsweiſe Einjtellung der Aus» 
gaben und der entfprechenden Steuerzufchläge in das Budget. Maßgebend ift 
bierbet der Grundſatz, dag Ausgaben, melde nur facultative find, den obliga= 
torifchen weichen müſſen und daß, wenn die orbentlichen Einnahmen der Gemein= 
den nur für die letteren ausreichen, diefe Einfünfte zur Dedung blos faculta= 
tiver Ausgaben nicht verwendet werben Dürfen; mit voller Strenge ansewende, 
würde Diefer Grundſatz in vielen Füllen zu einer völligen Abjorption wenigftene 
der nad) Dedung der übrigen obligatorischen Ausgaben noch disponibel bleiben- 
den Beträge an ordentlichen Einnahmen für die Ausgaben der Schul» und Weges 
verwaltung führen. In folder Strenge ift jedoch die Durchführung Seitens der 
franzöſiſchen Verwaltung nicht erfolgt. Der legteren muß vielmehr eine billige 
Nücfihtnahme auf die Verhälmiſſe der Gemeinden nachgerühmt werden, welche 
nicht jelten von einer Ausdehnung der Aniprüde an die Gemeinden für vie 
Echul= und Wegeverwaltung bis zur zuläffigen geleglihen Grenze Abftand ge 
nommen hat, um ihnen die Beftreitung für die Intereffen der Gemeinde wich— 
tiger, wenn aud nad dem geleglihen Schematismus nur facultativer Ausgaben 
zu ermöglichen. Andererjeitd enthalten die Departemental= Budget Fonds, um 
ärımeren Gemeinden zum Behuf von Ausgaben der zulett erwähnten Kategorie 
Bearhülfen zu gewähren. So ift für die befonderen Intereſſen der Gemeinden, 
wie für Waſchhäuſer, Wafferleitungen, Feuerlöſch-Einrichtungen u. |. w., in Frank: 
reich vielfach beffer geforgt als in zahlreichen Gemeinden, namentlich der öſtlichen 
Gebiete unferes deutichen Vaterlandes, für welche man unter felbftändiger Ge— 
meindeverwaltung nicht jelten Dasjenige rühmt, was treffender mit Mangel aller 
Semeindeverwaltung bezeichnet würde. 

Es läßt ſich daher wentgftend Hinfichtlich der ländlichen Gemeinden, in denen 
es naturgemäß an einer größeren Mannigfaltigfeit der Gemeindebebürfniffe fehlt, 
annehmen, daß eine Schädigung derjelben in der Verfolgung ihrer bejonderen 


1) Bergl. Ducrocq, Cours de droit administratif, 4. Auflage, Th. II, ©. 492. 
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Interefien durch jene Beichränfung ihrer wirthſchaftlichen Selbftändigfeit nicht 
entftanden fet, wenigftens nicht eine Schädigung, welche gegenüber den Vortheilen 
einer ausgtebigeren Erfüllung jener wichtigeren, vorzugsweiſe den allgemeinen 
Intereffen dienenden Verwaltungsaufgaben ın Betradht kommen fünnte. Anders 
verhält e8 ſich mit den größeren, etwa unferen Städten ent|prechenden Gemeinden ; 
hier ift die durch das umfangreichere Gemeinweſen gegebene größere Bielfälng: 
feit der localen Verwaltungsaufgaben die Urfadhe, daß eine freiere Bewegung 
der Gemeindewirtbichaft gefordert werden muß. Die größeren Gemeinden Einen 
fih nicht an einer nothdürftigen Erfüllung derjenigen Verraltungsaufgaben, ke: 
züglich deren die franzöſiſche Gefepgebung die Ausgaben als obligatoriihe an- 
erfennt, genügen laſſen; ich erwähne hier des Schulweſens, deſſen einfachfte Formen, 
wie fie in ländlichen Gemeinden dem Bedürfniſſe entſprechen, den berechtigten 
Anforderungen einer ftädtifchen Bevölferung gegenüber nicht ausreichen konnen; 
die Bezugnahme auf die — nad franzöſiſchem Recht großentheils facultativen 
— Ausgaben für die Unterhaltung des Stragenpflafter, der Feuerlöſch- und 
Polizeianftalten, der Martthallen, Abzugscanäle und Wailerleitungen wird hin⸗ 
reihen, um die Fülle der außerhalb des Kreiſes der obligatoriichen Ausgaben 
liegenden Aufgaben zu vergegenwärtigen, Denen jene größeren Gemeinden zu ge 
nügen haben. Diele Gemeinden müffen daher, um ſich bezüglih ver facults 
tiven Ausgaben freie Bewegung zu jihern, zunächſt darnach ftreben, daß fie den 
obligatorifhen Ausgaben vollſtändig und ohne Subvention des Departemans 
oder Staated genügen; fie müflen fodann für ausreihende Mittel forgen, um 
auch die facultatiwen Ausgaben in der durch die Höhe der Anforderungen ge 
ebenen Ausdehnung leiten zu fünnen. Dies würde bei der geringen Dee 
barkeit des Ertraged der Zuſchläge zu den directen Steuern ihnen unmöglih 
fein, wenn fie bezüglih ihrer Einnahmen im Weſentlichen auf Diele Zuſchlage 
beihräntt wären; fie bedürfen hierzu einer anderen, ausgiebigeren und bemeg: 
licheren Einnahınequelle. Diefe giebt ihnen die franzöjifche Geſetzgebung in den 
Dctrot. 


Tünfter Abſchnitt. 


Der Oetroi. 


Der Octroi gehört zu den alten Einrichtungen Frankreichs. Uriprünglic 
für Rechnung des Staats erhoben, findet er ſich fett der Mitte Des vierzehnten Jahr⸗ 
hunderts als eine Einnahmequelle franzöſiſcher Städte, fo jedoch, daß an dem bezüg: 
lichen Ertrage dem Staat ein Antheil vorbehalten bleibt. Dielen Antheil normiru 
ein Edict von 1663 auf die Hälfte, auf den ftädtifchen Antbeil kamen indeſſen 
Befreiungen und Yaften in Abrechnung, jo daß den Städten thatſächlich nur ver 
geringere Theil des Oefammtertrages zu Gute kam. 

Der den indirecten Steuern feindlichen Strömung, melde in der Narional: 
Verſammlung prävalirte, erlag aud der Detroi; Durd das Decret vom 2. und 
17. März 1791, Durch weldhes die ſämmtlichen vom inneren Verkehr Yranf- 
reichs erhobenen indirecten Abgaben befeitigt wurden, wurde auch die Abſchaffung 
des Octrois aufgefproden. Erſt der wachſende Bedarf der Gemeinden, melde: 
Durch die damals nur in großer Belchränfung erhobenen Staatsfteuer- Zufchlig: 
nur unvolllommen gededt werden fonnte, führte, als unter dem Confulat x 
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orbnetere Zuftände wiederfehrten, zur Wieverberjtellung des Octrois als einer 
Einrichtung der Gemeindeverwaltung. Zuerſt ordnete das Gejeß vom 27. ven- 
dem. des Jahres VII für Paris die Wiedereinführung der Abgaben; hierauf 
jolgte das Geſetz vom 27. frim. des Jahres VIIL, weldyes fie für Courtray, Reims, 
Metz und einige andere Städte wieder berftellte und zugleich (Art. 3) die Re— 
gierung zur Teftftellung der Tarife und Reglements im Einvernehmen mit den 
Departemental=Berwaltungen ermächtigte. Das Geſetz vom 5 ventöse Deö 
Jahres VII endlich geftattete allgemein die Auflegung von Dctroi zu Gunſten ber 
Städte und beftinunte, daß die Entwürfe dev Tarife und Neglements, welche zu 
dieſem Behuf von den Municipalräthen votirt werden würden, der Genehmigung 
der Regierung unterlägen und durch lettere direct feitzuftellen ſeien. 

Das iſt im Ganzen noch Die gegenwärtige Yage der Geſetzgebung Den 
Municipalräthen ıft geftattet, die Einführung der Octrois mit nachfolgender Ge: 
nehmigung der Regierung zu beſchließen; diefe Genehmigung, welche mittelſt vom 
Staatsrath erlaffenen Decrets des Staatsoberhauptes ertheilt werden muf, wird 
wohl faum verjagt, wenn nicht etwa Berftöhe gegen die geſetzlichen Beftimmungen 
oder fonftige Inconventenzen des Projects, wohn namentlih aud) eine für Die 
Octroierhebung nicht geeignete Bauart oder zu geringe Größe der Gemeinde ges 
hören, zur Beanftandung Anlaß geben. Im Großen und Ganzen läßt ſich das 
Verhältniß dahin firiren, daß im Frankreich diejenigen Gemeinden, welche den 
Deutjchen Städten oder größeven Marktfleten gleichzulegen fein würden, Octroi ers 
heben; daß man fich hierbei nicht in zu engen Grenzen gehalten babe, ergiebt 
jih aus der großen Zahl der betr. Gemeinden; im Jahre 1870 waren eö 1543 
Communen, welde von dem Rechte der Octroierhebung Gebrauch machten. 

Der Octroi ift eine Abgabe von ven Gegenftänden des örtlichen Conſums. 
Die früheren Gelege enthielten einzelne Beichränfungen der Gemeinden in ber 
Auswahl der zu belaftenden Gegenitände; jo unterfagte das Gejeg vom 11. frim. 
des Jahres VII, Getreide und Mehl, Früchte, Butter, Milch, Käſe und als ge 
wöhnlide Nahrungsmittel dienende Gegenftände mit Octroi zu belegen; Das 
Geſetz vom 27. vendem. des Jahres VII verfügte die freiheit derjenigen Gegen: 
jtände, welde die Gemeinde lediglich paſſiren und bis zum Ausgange Dafelbit 
um Entrepot bleiben; das Decret vom 17. Mai 1809 endlich ftellte ein neues 
Princip auf, indem es anoronete, daß künftig die Tarıfe nur Gegenftände aus: 
zuführender Kategorien in ſich begreifen dürften: 1) Getränke und Flüſſigkeiten, 
2, Nahrungsmittel, 3) Brennmaterial, 4) Futter und 5) Baumaterial (materiaux). 
Alle dieſe Beftimmungen wurden indefjen nady der Praris des höchſten Gerichtö- 
hofes für aufgehoben erachtet durch die allgemeinen Beſtimmungen des Gejetes 
vom 28. April 1816, weldes in den Artifeln 147 und 148 Die nachſtehenden 
Vorſchriften enthält: 

Urt. 147... . La designation des objets imposds, le tarif, le mode et 
les limites de la perception seront deliberds par le eonseil municipal et 
regles de la meme maniere que les depenses et les revenus communaux.... 

Art. 148. Les droits d’oetroi continueront à n’ötre imposds que sur 
les objets destines a la consummation locale. Il ne pourra &tre fait 
d’exceptions a cette rögle que dans les cas extraordinaires et en vertu 
d’une loi spéciale. 

Erft nad) langen Schwankungen iſt der Caſſationshof zu der letztgedachten, 
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feit dem Jahre 1852 gleihförmig befolgten Praxis gelangt, während frühere 
Entſcheidungen (18. Juli 1834) die Befreiung des Getreide für aufgeheben 
erachtet hatten, nahınen fpätere Entfcheidungen (2. Februar 1818, 18. Januar 
1850) die durch die Slaffeneintbeilung des Gefeges vom 17. Mat 1809 gege- 
bene Beſchränkung als bindend an; erft die Entichkivungen vom 18. Februar 
1852 und 19. Juni 1854 gaben diefe Auffafjung wieder auf und wurden ſeit⸗ 
dem die auf den früheren Gefegen berubenden Beichränfungen gleihförmig als 
befeitigt angefehen.. Das in Art. 148 des Geſetzes vom 28. April 1816 auf- 
geftellte Brincip wird hiermit als das allein geltende anerfannt. 

Lange Zeit ift die Frage flreitig geweien, ob zu den Gegenftänden des 
Iocalen Conſums auch diejenigen Rohſtoffe gehören, welche bei der 
von für den allgemeinen Handel beftimmten Fabrikaten ihren Verbrauch finden. 
Es gehören hierher die Kohlen, welche als Feuerungs-Material in den Fabriken 
dienen, die Laugen und Oele, welche bei der Yabrication der Seife gebraudt 
werden, der Buder, welcher zur Berftellung von für den Handel beftimmten 
Liqueuren Verwendung findet. Die Anfiht, daß auch ſolche Gegenflände dem 
Octroi unterworfen werden fünnen, wird damit begründet, daß nach der getep- 
lichen Beftimmung alle Gegenftände, welche in irgend einer Art Objecte Des 
örtlichen Verbrauchs bilden, mit der Abgabe belaftet werden fünnen, jo daR ein 
unbedingter Anſpruch auf Freiheit nur für diejenigen anzuerfennen ſei, welche 
al8 für den Handel beftimmt in der betr. Gemeinde lediglihb im Magazin oder 
Entrepöt blieben und demnächſt in unveränderter Geftalt wieder ausgeführt würden. 
Ter Kaffationshof Kat fich ſeit 1847 gleichmäßig für dieſe Anficht entſchieden }). 
Der Begrenzung der dem Octroi unterworfenen Kategorien von Gegenfländen ift 
hierdurch die meitefte Ausdehnung gegeben worden. 

Die Beltimmung der Tariffäge ift, wie die Einführung des Octrois über- 
haupt, zunädft der Initiative der Gemeinde überlaffen; auf Grund des Be- 
ſchluſſes des Gemeinderaths erfolgt die Feſtſetzung des Tarifs in demſelben 
Decret, welches die Einführung des Octrois genehmigt (geringere Erhöhungen 
innerhalb des Maximal-Tarifs können von den Gemeinden ſelbſtändig bezw. mit 
Genehmigung der Generalräthe beſchloſſen werden) 2). Doch beſtehen gewiſſe 
allgemeine Normen, welche bei Aufſtellung des Tarifs Beachtung finden müſſen; 
hierher gehört die Beſtimmung des Geſetzes vom 10. Mai 1846, wornach vom 
Schlachtvieh die Abgabe in der Regel nach dem Gewicht erhoben werden muß 
(die Feſtſetzung von Sätzen pro Haupt iſt nur dann zuläſſig, wenn der Sat 
pro Ochſen 8 Franken nicht überfteigt); ſodann die Beftimmung des Finanz- 
Gefees vom 22. Juni 1854 (Art. 18), daß der Octroi von Wein, Obftwein 
und Moft den doppelten Betrag derjenigen Abgaben nicht erreichen darf, welde 
der Staat von den qu. Objecten beim Eingange in die Gemeinde erhebt oder 
erheben würde, wenn bie betr. Gemeinde in die Kategorie der mit ber niebrigften 
Cingangsabgabe belegten Gemeinden eingereibt wäre; endlich jollen der Regel 
nad die Säte des Octrois für Die einzelnen Gegenftände nicht Diejenigen über: 
fteigen, welche in dem mittelft DecretS vom 10. Februar 1870 publicirten 


3) Erk. v. 8. März 1847, v. 20. Mai u. 6. Dez. 1848 u. 18. Febr. 1852, 
Dalloz, jurispr. generale ®b. 34, I, ©. 34. 

2) Geſetz liber die Meunicipalräthe vom 24. Juli 1867, Art. 8, und Gefeg über 
die Seneralräthe vom 10. Auguft 1871, Art. 46, 8 25. 
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Generaltarif feftgefegt find. Das Gleiche gilt von der Belaftung von Gegen- 
ftänden mit Octroi, welche im Generaltarif nicht erwähnt find; in beiden 
Fällen können die betreffenden Belchlüffe der Gemeinderäthe durch Decret nur 
auf Grund vorheriger Beihlußfaffung der Generalräthe genehmigt werben (das 
citirte Gefeß über die Generalräthe Art. 48, Nr. 4). Endlich wurde ſtets in 
der Prarid des Staatsraths darauf gehalten, daß nicht durch Anwendung vers 
Ichiedener Eäte auf die am Ort erzeugten und die von auswärts eingeführten 
Waaren em Privilegum zu Gunſten der erfteren errichtet werde; eine ge= 
ringe Differenz in der Befteuerung ded am Orte fabricırten und des eingeführten 
Bieres pflegte zwar zugeftanden zu werben, doch bezweckte diefe Differenz nur eine 
Ausgleihung dafür, daß bei den am Orte erzeugten Bier mandye der Her— 
fteflungs = Materialien, wie namentlih Hol und Kohlen, ſchon mit einer Dctrot= 
belaftung getroffen worden waren. Seit dem Deeret vom 13. Febr. 1870 find 
alle ſolche Differentialtaren verboten 1). 

Alle dieſe Beſchränkungen hindern jedoch nicht, daß dem Arbitrium der 
Gemeindevertretungen bezüglich der Tarifſätze, ebenfo wie bezüglich der Auswahl 
ver zu belaftenden Gegenjtände ein fehr weiter Spielraum verbleibt; in der Feſt⸗ 
jegung ver Kategorien der heranzuziehenden Gegenftände wie in den Tariflägen 
walten zwifchen den Gemeinden die größten Verfchtedenheiten ob; nur im Allge— 
meinen findet fich betätigt, daß die Begrenzung der Kategorien in größeren Ge— 
meinden eine weitere, in Tleineren eine engere iſt. Die in den Tarifen u. |. w. 
beftehende Mannigfaltigfeit mögen nachfolgende Notizen, welche den noch aus 
der Zeit franzöſiſcher Herrichaft herrührenden Octroi:Zarifen einzelner Gemeinden 
?othringend entnommen worden find, veranichaulichen. 

Der Tarif der Stadt Meb (51,388 Einwohner im Jahre 1871) 2) umfaßt 
unter den üblichen fünf Hauptabichnitten 82 Pofitionen; der Abfchnitt Getränfe 
und Flüſſigkeiten enthält deren 14; bier ıft Wein mit 1 Fr. 80 Ets., impor= 
tirted Bier mit 4 Fr. 35 Ets., am Orte gebraute® Bier mit 3 Fr. 50 Ets., 
Alkohol mit 13 Fr., Oele jeder Art außer Fiſchöl und entöltes Del mit 3 Fr. 
pro SHectoliter in Anſatz gebracht. Der Abfchnitt Nahrungsmittel umfaßt 
21 Pofitionen. Es gehören hierher u. 9. die Bofitionen: lebende Thiere 
Stiere und Kälber zahlen 5 Fr. 70 Ets., Ochfen, Kühe, Ziegen, Schweine, 
Lämmer, junge Ziegen und Ferkel 3 Fr. pro 100 Kilogr.; Fleiſch in Stüden 
zahlt, wenn es Stier- oder Kalbfleiſch ıft, 10 Fr. 50 Ets., fonft 5 Tr. pro 
100 Rilogr.), Wild, Kanınden, Lachſe und andere File, Geflügel, Auftern, 
Kaftanien, Citronen, Oliven und ähnliche Waaren; veranlagt find u. A. wilde 
Schweine, Friiblinge und Hirſche mit 5 Fr. pro 100 Kilogr., Nebe mit 1 Fr. 
pro 10 Kilogr., Lachſe u. |. w. mit 20 Ets. pro Kilogr., Auftern mit 50 Cts. 
pro 100 Stüd, Citronen mit 7 Fr. pro 100 Kilogr., Buten und Fafanen mit 
40 CEts. pro Stüd u. |. w. Unter ben dritten Hauptabfchnitt — Futter — 
fallen 4 Pofitionen: Heu, Klee und Luzern-Heu ift mit 40 Ets., Stroh mit 
1 fr. 50 Ets., Hafer mit 1 Fr. pro 100 Kilogr. angefegt. Im vierten, 
10 Bofitionen enthaltenden Hauptabfcehnitt — Brennmatertal — find Weißbuchen⸗ 
und Bimbaumholz mit 60 CEts., anderes Brennholz mit 35 Cts. pro Stere, 


?) Art. 10 bafelbfl. Bull. du min. de l'int. 1870 ©. 216. 
2), Die Refultate der Zählung von 1875 find noch nicht definitiv feftgeftellt. 


154 Freiherr v. Reitzenſtein. 


Holztohlen mit 75 CEts. pro 100 Kilogr., Steinkohlen mit 1 Fr. 20 CEts. pro 
1000 Kilogr., Kerzen mit 50 Ets. pro 10 Kilogr. ın Anfag gebradıt. Der 
fünfte Hauptabſchnitt — materiaux — begreift in 33 Pofitionen in 4 Unter: 
abichnitten: Eichenhölzer, Bappelbölzer, Tannenhölzer und Marmor, zu welcher 
legteren Kategorie u. U. aud Kalk, Cement, Sand jeder Art, Ziegel und Pflafter- 
fteine gerechnet werden. Bauholz in der Rinde oder mit der Säge oder Aut 
gefällt, wird u. A. wenn ed Eichenholz ift, mit 3 Fr. 75 Et. pro 100 Der: 
ftere8 berangezogen; für Tragbalken aus Tannenholz wird 15 CEts. pro laufen- 
den Meter gezahlt; die Abgabe von rohem Marmor beträgt 1 Fr. pro 100 
Kilogr., die für Kalt 50 Ct. pro 10 Hectoliter, für Cement 50 Ets. pro 10 
Hectoliter, für Sand und Kies 1 Franken für 10 Kubikmeter, für Ziegel uur 
Badfteine 1 Fr. pro Zaufend. — Der Tarif der Stadt Saargemünd (6871 
Einwohner im Jahre 1871) enthält 15 Pojitionen. Wein wird mit 0,30 Fr., 
in der Stadt gebrautes Bier mit 2 Fr., importirted Bier mit 2 Fr. 50 CEts. 
Alkohol, Branntwein, Liqueur mit 4 Fr., Olivenöl mit 3 Fr. pro Hectoliter 
befteuert. Vom Schladhtvieh zahlen Stiere 8 Fr., Ochſen und Kühe 6 Fr., Schweine 
1 Fr., Schafe und Kälber 0,80 Franken pro Stüd; Fleiſch in Stüden wird mu 
5 &t8. pro Kilogr. verfteuert. In der Rubrik „Brenn und Beleuhtungs-Ma- 
terial“ wird u. U. Brennöl — gleichgültig, ob vegetabilifche8 oder Steinäl — 
mit 1 Fr. 50 Ets., von Baumaterialien das Hundert Ziegel mit 10 Cts., 
der Hectoliter Kalt mit 5 Ct. herangezogen. — Der Tarif der weit fleineren 
und faft ländlihen Gemeinde Chateau Salins (2148 Einwohner), aus dem 
Jahre 1844 berrührend und noch in Gültigkeit, umfaßt dagegen wieder 53 Pe- 
fitionen; Wein ift mit 75 Ct8., importirte8 Bier mit 1 Fr., am Ort erzeugtes 
Bier mit 75 Ets., Alkohol mit 4 Fr., Olivenöl mit 2 Fr. pro Hectoliter ın 
Anfag gebracht; lebendes Vieh wird mit Sägen von 8 Fr. (Ochſen und Kühe) 
bi8 berunter zu 10 Ets. (Lämmer und Ziegenkälber) pro Haupt, Fleiſch in 
Stüden mit 0,04 pro Kilogr., eingejalzened Fleiſch und Sped mit 20 Ct8. pro 
Kilogr., Stearinkergen mit 10 Ets. pro 100 Kilogr., Brennholz mit 25>—40 
Cts. pro Stere, Bauholz in der Rinde mit 5 CEts. pro Deriftere, von außer: 
halb eingeführte Ziegel mit 10 Ets., in der Stadt erzeugte mit 9 Ets. pro 
Hundert, Stroh mit 10 CEts., Heu mit 10 CEts., Grummet mit 8 Ets. pro 
100 Kilogr., Hafer mit 5 Ct8. pro Hectoliter befteuert. Die zulegt erwähnte 
Differenz zwilden dem Sage für am Ort erzeugte und von aufen eingeführte 
Ziegel bezwedt aud wohl bier lediglich eine Ausgleichung dafür, daß die bei der 
Fabrikation am Orte gebrauchten Rohftoffe, namentlich) das Brennmatertal, ſchon 
anderweitig der Detroi:Abgabe unterlegen haben. Die Einnahme an Octroi ift 
in dem Budget pro 1876 für Met auf 495,000 Mark bei einer Geſammt⸗ 
Einnahme von 913,740 Mark 76 Pf, in Saargemünd auf 55,740 Mark bei 
einer Gejammt-Einnahme von 122,923 Mark 17 Pf., in Chätenu Salıns auf 
6300 Mark bei einer Gefammt- Einnahme von 17,276 Markt 91 Pf. ange 
nommen worden; die Einnahme an Zufchlägen zu den directen Steuern war in 
demfelben Jahre für Met auf 95,000 Mark, für Saargenünd auf 6473 Marl 
72 Pf., für Chäteau Salind auf 2016 Markt 35 Pf. veranſchlagt. Schon 
hieraus ergiebt fih, eine wie bedeutende Stelle dem Octroi unter den Einnahmen 
der größeren Gemeinden zufommt. 

Daſſelbe Refultat ergiebt die Vergleichung des Geſammt-Ertrages des im 
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den Gemeinden Frankreich erhobenen Octrois mit dem der Zuſchläge zu den 
dDirecten Steuern. ‘Der Ertrag der legteren wurde für alle Gemeinden Frant- 
reichs, welche deren erhoben, im Jahre 1836 auf 25,097,000 Fr.,; im Jahre 
1862 (nach der Rechnung) auf 73,781,000 Fr., im Jahre 1864 auf 83,863,551 
Gr. berechnet !). Derjelbe wird für das Yahr’1871 auf 101,234,705 Fr. 
angegeben 2). Dagegen bat der Octroi ertragen; im Jahre 1831 bei 1378 
Gemeinden, in denen er erhoben wurde, 54,300,000 Fr., ım Jahre 1835 bet 
1423 Gemeinden 71,995,000 Fr., im Jahre 1850 bei 1436 ©emeinden 
95,176,602 Fr., im Jahre 1863 bei 1434 Gemeinden 153,410,664 Fr., 
wovon auf Parı8 80,764,511 Fr. und auf die übrigen Gemeinden 72,651,153 
Fr. famen®). Im Jahre 1867 berechnete ſich der Ertrag bei 1530 Gemeinden 
auf 192,251,942 Fr.; das Jahr 1871, in welchem die Erhebung zu einem 
großen Theil unterbrochen war, ergab dennod; einen Gefammtertrag von 156,490,936 
Fr., wovon 68,910,268 Tr. auf Parid und 87,580,058 Fr. auf das übrige 
Frankreich kamen“). — Im Budget von Paris (im Jahre 1872 1,794,380 
Einwohner) pro 1375 figurirt der Octroi mit einer Einnahme von 113,140,000 
Fr., welder an Zuſchlägen zu den directen Steuern nur eine Einnahme von 
23,773,122 Fr. 86 Ets., bei einer Geſammt-Einnahme von 204,859,674 Fr. 
68 Ets. (in ordinario und extraordinario) gegenüberfteht). Die Rechnung 
der Stadt Lyon (310,651 Einm.) für das Jahr 1868 weiſt an Einnahme aus 
dem Octroi 
im Ordinartum. . . 6,700,444 Fr. 01 Ets. 
im Extraordinarium . 11,320 „ 56 „ 


zufammen 6,711,764 Fr. 57 Ets. 
aus den Zuſchlägen zu den directen Steuern Dagegen nur 
im Ordinarum . . . 714,016 Fr. 46 Ets. 
im Srtraordinarum . . 734,604 „ 26 „ 
zufammen daher nur 1,448,620 Fr. 72 Ets. 
bei einer Geſammt-Einnahme von 14,631,692 Fr. 57 Ets. (worunter 352,641 
dr. 97 Ets. Reſte aus dem Vorjahre) nad; im Budget der Stadt Marfeille 
(300,131 Einwohner) für das Jahr 1869 war ausgeworfen an Einnahme aus 
dem Oetroi 








im Ordnarum . : . 67200,000 Fr. 
im Ertraorbinarum . . . . 2,300,000 „ 
zuſammen 8,500,000 Fr. 
aus den Zuſchlägen zu den directen Steuern Dagegen nur 
im Orbinarum. . . ge 703,333 Fr. 
im Srtraordinartum . . . . 612403 „ 


zujammen 1,315,736 Fr. 
bei einer Geſammt-Einnahme von 16,302,133 Fr. 95 cis die Rechnung der 


5 3 Bergl. die Angaben Sund Tabellen bei De Parieu, a. a. O. Band IV. 
. 4 
2) J— Courg de droit administratif, Bd. II, ©. 504, nad dem Bericht 
bes Staatsrathes Durangel an den Minifter des Innern über die finanzielle Lage 
der Gemeinden im Jahre 1871 vom 8. September 1873. 

®) De Parieu in dem angeführten Werke, 2. Aufl, 3b. IV, ©. = 25. 

*) Block, Annuaire de l’&conomie politique, Zahrgang 1875, . 284 fg. 

5) Block, a. a. ©. ©. 332. 
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Stadt Nancy (52,978 Einwohner) im Jahre 1872 ergab für dad Jahr 1875 
eine Einnahme an Octroi von 
im Ordinarum. . . 1,204,572 Fr. 72 Ets. 
(ein extraordinärer Zuſchlag zum Detroi ward nicht ae an Zuſchlãgen 
im Orbinarum . . . 101,290 Fr. 11 Ct. 
im Extraordinarum . . 179 ‚370 un DDR = u 


zuſammen 280,660 Fr. 46 Ets. 
bei einer — von 3,510,556 Fr. 18 Ets., worunter jedoch ein 
beträchtlicher Caſſen⸗Ueberſchuß aus dem Borjahre ſich befindet. 

Aus allen diefen Notizen ergiebt ſich Zweierlei: zunädft die große Aus: 
dehnung des Kreife der dem Octroi unterworfenen Gegenftände, — die 
außerordentliche Ergiebigkeit der Einnahmequelle, auf der ihre hervorragende 
Stellung unter den Hülfsquellen der ſtädtiſchen Budgets beruht. 

Wenn es ein berechtigtes, wiewohl in Frankreich weit weniger vorwaltendes 
Streben der neueren Finanz⸗Politik iſt, die indirecten Staats-Steuern und Zölle 
auf wenige, möglichſt einträgliche zu beſchränken, ſo ſteht hierzu das Princip der 
franzöſiſchen Octroi-Einrichtungen in directem Gegenſatze: dieſelben beruhen auf 
einer im Allgemeinen mit der Größe der Gemeinden wachſenden Vervielfältigung 
der der Abgabe unterworfenen Artikel, welche bei verhältnißmäßig niedrigen Sätzen 
doch einen hohen Ertrag zu erzielen ermöglicht. Die Bedenken, welche für ein 
Staatsſteuer⸗Syſtem gegen eine ſolche Vervielfältigung ſprechen würden, fallen 
hinweg, da es ſich eben nur um eine Abgabe für die größeren Gemeinden 
handelt, in denen die Controle des Verbrauchs eine verhältnigmäßtg leichte iſt, und 
da ferner der Kreis der abgabepflictigen Gegenftände fein geſchloſſener ift, jene 
Beſtimmung vielmehr für jede einzelne Gemeinde zunächſt von Dem Ermefjen 
des Municipalrathes abhängt, in der Initiative diefer den örtlichen Verhälmiſſen 
\o nahe ſtehenden Körperfchaft liegt die ficherfte Gewähr dafür, daß vie localen 
Intereſſen Berüdjichtigung finden und daß die nothwendige Zufuhr und die ın 
‚der Gemeinde betriebenen Induſtrien nicht geichädigt werden. Die Mitwirkung, 
weldhe ſich der Staat bezüglich der Einführung des Octrois vorbehalten hat, 
dient hauptſächlich dazu, zu verhindern, daß die Abgabe zu einer bie örtliche 
Production privilegirenden Berfehröfchranfe ausarte, oder daß durch diefelbe mittelit 
zu ftarfer Belaftung unentbehrlicer Lebensmittel ein zu ſtarker Drud auf die 
ärmeren Clafien geübt werde. So ift es Praris des Staatsraths, Die Aus 
Dehnung des Octrois auf Getränke und Mehl nur unter ganz beſonderen Boraus 
jegungen, vermöge deren’ die Ernährung der ärmeren Claſſen anderweitig ficher: 
geftellt if, zu geitatten!). Die große Ausdehnung des Kreifes der octroipflichtigen 
Gegenftände ermöglicht e8, es bei im Allgemeinen niedrigen Sätzen bewenden zu 
laffen. Hohe Säge finden fid — abgejehen von Gemeinden, in denen das 
Verhältniß zwiſchen den an die Verwaltung gerichteten Anforderungen und ben 
Einnahmen ein ungemöhnlid ungünftiges iſt — hauptſächlich nur bei Artikeln, 
deren größere Belaftung den Luxus treffen, oder gar den übermäßigen Berbraud 
Des Artikels aus GefichtSpunften der Geſundheitspolizei verhindern 1 Auf der 
erften Erwägung beruht die überall jehr viel höhere Bekaſtung des Bieres um 
Bergleih zum Wein; das erjtere ift in Frankreich ein Luxus-Getränk, während 


1) So erhebt Baftia, wo nen ein wohlfeiles Nahrungsmittel, einen Octroi 
auf Mehl. Zar. v. 15. Juli 1 
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der Wein zu den der ‚gewöhnlichen Ernährung dienenden Getränken gerechnet 
wird. Der zweite Geſichtspunkt tft für die durchgehends ſehr hohe Belaftung des 
Alkohols maßgebend, mit welder eine thunlichſte Einſchränkung des Genuſſes 
vr Artikels, zumal bei den ärmeren Claſſen, bezwedt und großentheils auch 
erzielt wird. 

Indem die Menge der octroipflichtigen Artikel bei ſolchen relativ niedrigen 
Sägen doch, zumal in großen Städten, in welchen die Erhebungskoſten fih auf 
eine erhebliche Zahl von Objecten vertheilen, einen ſehr hoben Ertrag erreidyen 
läßt, erwächſt aus der Einrichtung des Octrois der finanziellen Leiftungsfähigfeit 
ber größeren Gemeinden Frankreichs eine außerordentlihe Stärkung. welche dieſe 
Gemeinden in die Lage jeßt, nicht nur ohne Subventionen des Bezirks und 
Staats den in Schul: und Wegeverwaltung ihnen geftellten Aufgaben Telbft 
zu genügen, ſondern auch den beionderen Anforderungen ihres Communalmefens 
in oft ſehr ausgiebiger Weife Rechnung zu tragen. Durch diefe weſentlich auf 
dem Octroi berubende finanzielle Selbftändigfeit der größeren Gemeinden werben 
die aus denſelben auffommenden Special-Departemental-Zufchläge und die zur 
Subventionirung von Gemeinden verfügbaren Staats-Fonds frei und können dem- 
nad zu Gunften der ärmeren, finanziell minder leiftungsfähigen Gemeinden vere 
wendet werben; ohne den Octroi könnte diefe Ausgleihung nur eine unvoll- 
fommene fein und läßt ſich jomit der Octroi als der Schlußſtein des franzö- 
ſiſchen Syſtems der Communalbefteuerung und der Vertheilung der öffentlichen 
Laften bezeichnen. Auf die Geftaltung des Finanzwefend und ver Verwaltung 
der größeren Städte hat derjelbe den größten Einfluß gehabt. Die Opulenz, 
mit der die Verwaltungen der größten Städte Frankreichs nicht nur dem Be- 
dürfniß, ſondern auch der Bequemlichkeit und oft ſelbſt dem Luxus des Publi- 
fums Rechnung tragen, hängt offenbar mit der Ergiebigkeit jener Einnahme- 
quelle .zufammen, welche den wachſenden Steuerdrud minder fühlbar macht, da- 
mit aber auch bei der prävalirenden Bedeutung, welche fie nad und nad) den 
anderen Steuerarten gegenüber erlangt hat, die durch die Rüdficht auf die Steuer- 
pflichtigen und ihr Intereſſe bei den zu leiftenden Ausgaben gezogenen Grenzen 
dann und wann verwilcht, welche bei jedem öffentlichen Finanzweſen ſtets in 
erſter Linie im Auge behaltenzwerden follten. 


weiter Theil. 
Die Communnlitener-Reform in Preußen. 


Erfter Abſchnitt. 
Die Begrenzung der Trage. . 

Die bisherige Darftellung ergiebt, daß wenn Frankreich fiir die birecte Ge— 
meinde = Beftenerung mit bloßen Zuſchlägen zu den Staatsfteuern ausreicht, Dies 
auf zwei durch die Entwidelung der franzöfiichen Gefetgebung gegebenen Bor- 
ausfegungen beruht. Diefe Vorausfegungen find 
Erſtens das Beſtehen eines Concurrenzverhältnifies bei Erfüllung der wich— 
tigften Berwaltungsausgaben, vermöge deſſen die Belaftung ber Gemeinden ſich 
auf ein beftimmtes, im Allgemeinen nad ihrer Lerftungsfähigfeit ſich vegelndes 
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Map beichränft und im Uebrigen für jene Aufgaben die größeren Verbände ein- 
zutreten haben. Die hieraus ſich ergebende Ausgleihung gewährt den Vortheil, 
daß ein ftarked Anwachſen der Steuerlaft in den Heineren und fir die felbftän- 
dige Tragung jener Laften nicht hinlänglich Teiftungsfähigen Gemeinden ver» 
mieden wird. 

Zweitens die dur die Octroi-Geſetzgebung für die größeren Gemeinden 
gegebene Möglichfeit, den hauptfächlichften Theil ihres Bedarf mittelft einer ben 
wirflichen Berbraudy im meiteften Umfange belaftenden indirecten Steuer aufzu- 
bringen, deren Drud bei der großen Anzahl von Gegenftänden, auf welche Die 
Steuer ſich zu vertheilen pflegt, in feinem Verhältniß zu ihrem Ertrage fteht. 

Auf diefe VBorausfegungen ift e8 zurüdzuführen, daß die Belaftung der 
Staatsiteuern mit Communal-Zufchlägen annähernd in derfelben Stabilität er— 
alten worden tft, wie fie im Allgemeinen die directen Staatöfteuern jelbit 
harakterifirt. Dieſe Stabilität ift e8, durch melde die Ungleichheiten und Gärten 
in der PVertheilung der Steuern gemindert bezw. verbedt werben. 

Beide gedachte Voransfegungen fehlen in Preußen. Auch ihre Herftellung 
kann nach jetiger Lage der Geſetzgebung wenigftend für die nächſte Zukunft kaum 
ins Auge gefaßt werden. Denn was 

) das bezüglich der Vertheilung der öffentlichen Laften in Preußen beftehende 
Syſtem anlangt, jo ıft daffelbe faft durchgängig auf die ablolute und das Ganze 
der finanziellen Leiftung umfafjende Verpflichtung der Ortsgemeinde gegründet; 
gleichgültig ıft e8 hiebei, ob für einzelne der in Rebe ſtehenden Aufgaben neben der 
logenannten politiſchen Ortsgemeinde noch ein bejonderer Verband — wie für 
das Schulweſen in der Mehrzahl ver öftlichen Provinzen die aus den Haut: 
pätern der zur Schule gewieſenen Ortichaften gebildete Schulgemeinde — beftebt, 
da Die Art der Bertheilung der Steuerlaft hiedurch nicht wefentlich gändert wird. 
Grundfag ift, daß ſowohl in Betreff der Armenpflege, als bezitglich des Ele- 
mentarfchulwelend und der Wegebaulaft die Gemeinden und ähnlichen Tocalen 
Berbände — bezw. die an ihre Stelle tretenden Gutsbezirke — dem Bedürfniß 
vol zu genügen haben. Die Betheiligung der größeren Verbände, einihliehlih 
des Staates ſelbſt, hat den Charakter der Unterſtützung; fie ift facultativ, da die 
Geſetze beftimmte Vorausfegungen, unter denen jene Beteiligung eintreten muß, 
nicht aufzuftellen pflegen. Ich behalte mir vor, auf die Unbaltbarfett dieſes 
Zuftandes und feine Nichtübereinfiimmung mit der gegenwärtigen Kulturentwide- 
lung weiter unten zurüdzulommen: hier mag e8 genügen, darauf hinzuweiſen, daß 
die Herbeiführung eined anderen Zuſtandes nur im Wege einer Umgeftaltung 
wichtiger Theile des Verwaltungsredhtes möglich, mithin keinesfalls vor Ablauf 
einer Reihe von Jahren zu erreichen fein würde. Für eine gegenwärtige Reform 
der Communalſteuer⸗Geſetzgebung wird daher Die Eventualität einer foldhen wet: 
teren Umgeftaltung des materiellen Verwaltungsrechtd außer Betracht bleiben 
müffen. Aus jenem Zuftande der auf die Tragung der öffentlichen Laſten be- 
züglichen Geſetzgebung ergiebt ſich aber ferner, daß an das Project einer Com: 
munalfteuer-Gejeßgebung in Preußen ein ganz anderer Maßſtab gelegt werben 
muß, als er für die gleiche Geſetzgebung Frankreichs durch die dortige Lage der 
Perwaltungs-Gejeßgebung gegeben ift, da es fich im erfteren alle der Regel 
nad um eine viel umfaffendere und — je nah den an die Gemeinde heran⸗ 
tretenden Anforderungen — wechlelnderen Bedarf als im letteren handelt. Die 
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für Preußen in Ausfiht zu nehmenden Communalſteuern müſſen daher ver Be— 
Dingung der Dehnbarkeit in meit größerem Umfange genügen. 

Es fehlt aber 

2) die Möglichkeit, einen nennenswerthen Theil dieſes Bedarfs mittelft indirecter 
Befteuerung aufzubringen. Bon den indirecten Communalfteuern, welde in 
Preußen beftanden, waren faft nur die Zuſchläge zur Mahl: und Schlachtſteuer 
von finanzieller Bedeutung; mit der durch Das Geſetz vom 25. Mai 1873 
ansgeiprochenen Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer als Staatsſteuer find 
diefe Steuern auch aus den Einnahmequellen der Gemeindebudgets verjchwunden ; 
wiewohl die erceptionelle Beibehaltung der Schlachtfteuer als Communalfteuer 
von den Gemeinden mit Genehmigung des Miniſters des Innern und der Fi: 
nanzen beichloffen werden kann, fo find dod die Borausfegungen für die Er: 
bebung diejer Steuer ſchon allein dadurch, daß die Erhebungs- und VBerwal- 
tungsfojten, wenn es ſich um eine vereinzelt daftehende communale Scyladhtfteuer 
handelt, naturgemäß eine viel größere Quote des Ertrags abjorbiren, fo be: 
trächtlich ungüinftigere geworden, daß die Gemeinden wohl kaum in die Berjuchung 
fommen werden, fid) des gedachten Auskunftsmittels zu bedienen. Reduciren fich 
au von den Argumenten, welche von der Agitatton für Aufhebung der Mahl: 
und Schlachtſteuer ins Feld geführt wurden, mande auf bloße, für eine fachliche 
Würdigung jener Steuer werthloſe Abftractionen, jo ift doch durch das erwähnte 
Geſetz der Streit über den fraglichen Gegenftand zu einer Art Abſchluß gelangt und 
iprechen gute Gründe, deren unten Erwähnung zu thun ich mir vorbebalte, 
dafür, daß der mit dem Geſetz vorwärts gethane Schritt nicht wieder rückwärts 
gethan werde. Es könnte daher nur ein andered Syſtem indirecter Steuern in 
Frage kommen; ein ſolches wird aber zur Zeit durch den beftehenden Zollverein 
ausgefchloffen, welcher gerade bezüglich der wichtigften Verbrauchögegenftände eine 
weitere Befteuerung als die dur die Zollvereindverträge vorgefehene verbietet. 
Für jebt erhöht die Unmöglichkeit, einen nennendwertben Theil des Bedarfs der 
Gemeinden dur tndirecte Steuern aufzubringen, die Anſprüche, welde an die 
Dehnbarfeit des Ertrages der directen Gemeindefteuern geftellt werden müſſen. 

Ein Project ver Reform der Communalfteuer-Gefeßgebung ericheint daher, 
wenn e8 Darauf berechnet fein fol, jett zur Ausführung gebracht zu werden, 
von vornherein in jehr enge Grenzen eingefchloffen. Es kann fih zur Zeit in 
der That nur darum handeln, ob es bei der bisherigen Mannigfaltigfeit bemenden, 
bezw. ob und in wie weit dieſelbe durch eine auf bloße Aufcläge gegründete Commumal 
befteuerung erſetzt werden joll. Im diefer Weife iſt in der Denfichrift, welche den 
neuerdings von dem preußilchen Miniſter des Innern zur Begutachtung geftellten 
Entwurf begleitet !), in der That die Frage normirt. Der Verfaſſer der Dent- 
Ichrift trägt kein Bedenken, fie zu Gunſten eines auf Zufchläge fich beichränfenden 
Communalfteuer-Syftemd zu beantworten und die Ausdehnung Des in der Kreiö- 
und Provinz ialordnung feftgeftellten Grundſatzes auf die Gemeinden zu empfehlen. 

Drei Argumente vorzugsweiſe find es, durch welche diefe Anficht begründet 
wird. Zunächſt wird darauf hingewieſen, daß der gegenwärtige Zuſtand des 
GSommunalfteuermefens eine ſachgemäße Behandlung der wichtigen Fragen, melde 


) Die Grundzüge find durch die Wefer-Zeitung und andere Zeitungen zur all» 
gemeinen Kenntniß gelangt. 
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ſich an die Heranziehung der Forenſen und der juriſtiſchen Perſonen knüpften und 
welche ſich bis zu einem die Verwaltung in hohem Maße beläftigenden Grade 
vermehrt hätten, kaum möglich fer; ſodann wird conſtatirt, daß der größere 
Theil des Bedarfs der Gemeinden ſchon jetzt nad dem Verhältniß der Staats 
fteuern aufgebracht werde, jo daß eine Befteuerung, weldye diefen Mapftab age: 
mein vorjchriebe, nichts weiter al8 eine Ausdehnung des ſchon jetzt thatſächlid 
prävalirenden Zuftandes enthalten würde; endlih wird auf die Gleichartigkeit 
der Berwaltungsaufgaben der Gemeinden und des Staats Bezug genommen und 
hieraus gefolgert, daß aud das Steuer-Syſtem der erfteren mit Dem des letzteren 
in Uebereinftimmung ftehen müſſe. Es iſt wohl kaum zweifelhaft, daß dieſe 
Argumente als ihrem Range nad) durdaus ungleichartige anzujehen find. Bas 
zunächft die auf die Beftenerung der Forenfen und juriftiichen Berfonen bezügliden 
Tragen anlangt, jo find die Steuerpflihtigen dieſer Kategorien, wenn aud ihr: 
Zahl mit der Freizügigkeit und der Entwidelung der Induftrie jich vermehrt har, 
doch immerhin Ausnahmen; es kann daher unmöglih die Rückſichtnahme auf die 
das Verhältniß Diefer Steuerpflichtigen betreffenden Fragen einen hauptſächlichen 
Beitunmungsgrund bei der Wahl der den Commumen vorzufchreibenden Steuer: 
Syſteme bilden. Offenbar ift das Steuer-Syftem das Principale und ift es eine, 
wiewohl immerhin wichtige, Doch erft in zweiter Linie ftehende Aufgabe, von ben 
gegebenen Steuer: Syftemen der Gemeinden aus eine rationelle Behandlung jemer 
‚ategorien von Steuerpflichtigen zu finden. Daß fi) übrigens auch von der sgm 
wärtigen Mannigfaltigfeit der Steuer-Syſteme aus eine befriedigende Löſung jener 
ragen durch weitere Ausdehnung des Realprincips bezüglich) des zur Veranlagung 
zu ziehenden Einkommens nicht finden Lafjen follte, wird nicht ohne Weitered zu⸗ 
gegeben werden fönnen. 

Ullgemeinerer Natur ift das zweite Argument; wenn indellen es aud richtig 
fein mag, daß der größte Theil des Bedarfs der Gemeinden ſchon jegt Durch 
Zuſchläge zu ten Staatsjteuern aufgebracht wird, fo ıft doch das Ergebm wohl 
offenbar wenigſtens zu einem großen Theile dem Umſtande zuzufchreiben, daR den 
tleinen Gemeinden, welche wegen Beſchränktheit ihrer abminiftrativen Kräfte zur 
Bildung eigener Steuer-Syfteme nit im Stande find, der Negel nad neben 
der Erhebung von Staatsfteuer-Zufchlägen feine andere Wahl bleibt. Was die 
größeren Städte anlangt, fo bat ein erheblicher Theil derjelben eigene Steuer: 
Syſteme gebildet; daß ſich hieraus Inconventenzen ergeben, welde bei Erſetzung 
jener Steuer-Cyfteme durch Staatsſteuer-Zuſchläge vermieden würden, iſt bis jegt 
wenigften® nicht eriwiefen. Durch die Bezugnahme auf die Thatſache, daß ſchon 
jegt der größere Theil des Bedarfs der Gemeinden durch Staatsſteuer-Zuſchläge 
aufgebracht wird, wird daher ein Bedürfniß zur Verallgemeinerung dieſes letzteren 
Syſtems wenigften® jo lange nicht dargethan, als nicht die Nothwendigkeit emek 
gleichheitlidyen Befteuerungs-Syftem® für die Gemeinden überhaupt nachgewieſen ift. 

Es bleibt daher das dritte Argument, die Gleichartigfeit zwilchen den Ber: 
waltungsaufgaben der Gemeinden und des Staates, Mit demſelben werden grumt- 
jäglihe Tragen angeregt, welche einer eingehenden Erörterung bedürfen. 


weiter Abſchnitt. 
Die Forderung der Identitüt von Staats- und Communalftener-Syftem. 
Bei einer Gegenüberftellung der Aufgaben des Staats und der Gemeinden 
Tann es fich jelbftwerftändlicher Weife nicht um eine in alle praktiſche Conſequenzen 
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durchgeführte Scheidung handeln. In Wirklichkeit kann weder ber Staat von 
der Gemeinde, noch umgekehrt dieſe von jenem losgelöſt gedacht werden. Wie 
die Gemeinde unausgeſetzt auf die Förderung Seitens des Staats angewieſen ift, 
jo wird aud unmittelbar oder mittelbar das Intereſſe des Staats durch Alles 
berührt, wa8 auf das communale Leben von Einfluß iſt. Es kann lediglich von 
einer Bergleihung der Aufgaben die Rede fein, die nach der Begrenzung, melde 
fich für die Wirkungsiphäre des einen und der anderen praktiſch herausgebilvet 
— dem Leben des Staats bezw. der Gemeinde ſeine vorherrſchende Richtung 
geben. 

Wird unter dieſem Geſichtspunkt die Frage geſtellt, in wie weit die Aufgaben 
des Staats mit denen der Gemeinde zuſammenfallen, ſo iſt die Antwort, daß 
die Aufgaben gleichartige ſeien, allgemein offenbar nicht richtig. Nur zu einem 
Theil fallen die beiderſeitigen Wirkungskreiſe in gemeinſames Gebiet; zu einem 
nicht minder weſentlichen Theil fallen ſie auseinander. 

Es liegt zunächſt auf der Hand, daß ein großer Theil der Staats-Aufgaben 
ſeiner Natur nach dem Wirkungskreiſe der Gemeinde fern bleiben muß. Es 
gehören hierher nicht nur der Schuß gegen äußere Feinde, die Gewährung bed Nechts- 
ſchutzes und die Erhaltung der öffentligen Sicherheit, fondern auch zahlreiche Wohl- 
fahrtsaufgaben, wie die Unterhaltung der großen Verkehrs-Anſtalten, der wichtigftei 
Straßen, Canäle, der Poſt u. |. w. Bei der Einheitlichfeit in Organifation und 
Leitumg dieſer das Intereſſe aller Stantsangehörigen berührenden Aufgaben würde 
ihre Erfüllung den Iocalen Verbänden niemals anvertraut werben können. 


Reicht nun inſoweit dad Wirkungsgebiet des Stante8 weit über das ber 
Gemeinde und der fonftigen Iocalen Verbände hinaus, fo laſſen ſich andererfeits 
bei den Aufgaben der Gemeinden ſolche unterfcheiden, bei denen es fih um Er: 
füllung von unbedingten und unzweifelhaften Zwecken des Staatslebens dienenden 
Aufgaben handelt, und ſolche, bei denen ein folder enger Zufammenhang mit 
den Zwecken des Staatd nicht vorhanden und deren Erfüllung daher den Ge- 
meinden und Iocalen Verbänden überlaffen ift. 

Mit Recht weift der Verfaffer der Motive zu dem Preußiſchen Entwurf 
auf die Handhabung der Polizei, die Armenpflege und das Elementar-Schulwelen 
als auf ſolche Verwaltungsgebiete Hin, bei welchen e8 fih um Erfüllung wirk— 
liher Staatsaufgaben handelt. In der That würde es begrifflich keine Incon= 
fequenz fein, wenn der Staat die unmittelbare Erfüllung diefer Aufgaben über- 
nähme; es find Opportunttäts - Rüdfichten, welche dafür beftimmend find, 
daß ihre Nealifirung den Gemeinden und Iocalen Verbänden überlaffen wird. 
Aber der Berfaffer des Entwurfs fehlt, indem er auß dieſen Beifpielen die Gleich: 
artigfeit der Aufgaben im Allgemeinen deducirt. Jenen Aufgaben ftehen andere 
wie die Herftellung und Unterhaltung der blos das locale Intereffe berührenden 
Berfehre-Anlagen, die Anlegung von Marktplägen behufs Erleichterung der Ber 
forgung mit Xebensmitteln, die Errichtung von Gasanftalten, Waſſerleitungen 
und Kanalifationen, die Anlegung öffentlicher Spaziergänge u. a. gegenüber, 
Aufgaben, deren Berechtigung kaum Jemand beftreiten und welde doch Niemand 
in die unmittelbare Wirkungsfphäre de8 Staats hineinzuziehen verfuchen wird. 
Und doch können die Ausgaben für dieſe Zwecke einen großen, ja unter Umftänden 
felhft den größten Theil der Communal-Einkünfte —— 
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Es ergiebt ſich Hieraus, daß wenn der erwähnte Entwurf aus der Gleich— 
artigfeit von Staats- und Gemeinde-Aufgaben zu deduciren verſucht, daß aud 
das Steuerſyſtem des Staats für die Gemeinden gelten müſſe, diefer Deduction 
nur infoweit Begründung zugeftanden werben Tann, als es fih um Ausgaben 
handelt, welche die Erfüllung von Aufgaben der erftgedadhten Kategorie, zu 
Zwede haben. Es fragt fidy, welches Moment mit diefer Erfenntniß für bie 
Beantwortung der Keformfrage gewonnen if. 

Abgeſehen etwa von der auf ganz anderen Principien berubenden englifchen 
Geſetzgebung, welde indem fie einen Theil der wichtigften Berwaltungsaufgaben 
befonderen bios für diefen Zweck gebildeten Verbänden überträgt und dieſe letzteren 
auf beftummte Steuern anweift, damit in gewiflem Umfange mittelbar die Regelung 
des Steuermodus nah dem Berwaltungszwed zur Anerkennung gebracht bat, 
wüßte ich faum eine Gefeggebung, welche die Scheidung zwiſchen den ber Wirkunge 
Iphäre des Staats angehörigen und den befonderen Aufgaben der Gemeindeverwaltung 
zum Ausgangspunft für die Feitftellung des Beſteuerungsmodus, welder für die 
Aufbringung des Aufwandes maßgebend fein ſoll, genommen hätte. Eine Bafırung 
beftimmter Ausgaben auf den Ertrag beftimmter Steuern erſcheint überall mır 
ald Ausnahme und ohne daß fie zu einer Auflöfung des Finanzweſens in Special- 
Verwaltungen, wie fie die Folge einer ftärkeren Betonung der Wechſelbeziehung 
zwischen den einzelnen Einnahmen= und Autgaben-Gruppen fein würde, erweitert 
worden wäre. Die franzöfiihe Gefeggebung enthält zu einer Entwidelung im 
letzteren Sinne nur Anfänge, welche keinerlei Berallgemeinerung zu einem Princip 
erfahren Haben. Die fogenannten Special⸗Centimes find in allen Fällen einer 
Zweckbeſtimmung unterworfen, welcher fie nicht entzogen werben können, und «8 
ift daher bezüglich ihrer ein Bedingtjein der Einnahmen und damtt der Erhebung 
des Steuer: Zujchlage durch eine beftimmte Art der Ausgabe gegeben; aber es 
beftebt nicht umgekehrt der Grundfag, daß die Gemeinde für die qu. Zwecke allein 
auf die Special-Centimed angewiefen und auf den Betrag der letzteren 
fäglıh befchränft wäre. Sie Tann zur em der Ausgabe auch ihre orbent- 
lichen Einkünfte, den Octroi oder allgemeine Centimes ftatt oder neben ven 
Special-Centimes beranzieben, wie ja auch der Staat, was allerdings hiermit 
nit ganz zufammenfällt, die Mittel für die Aufwendungen auf das Unterricht- 
oder Wegeweſen nicht aus dem Ertrage der Directen Steuern zu entnehmen braucht, 
jondern hierzu auch die Einnahmen aus anderen Quellen, wie indirecte Steuern, 
Ertrag der Domänen, verwenden fann. Nur etwa bei den Departements, deren 
anderweitige Hülfsquellen ſparſam find, mag es ſich factifch jo geftalten, daß der 
Ertrag der Spectal:Gentimes häufig auch die Grenze der Leiſtung für den betreffen: 
den Berwaltungszwed bezeichnet. Der Schematiömus, mit welchem die franzöfiidhe 
Geſetzgebung die Aufgaben der Gemeindeverwaltung fpecialifirt und ihrem Ver— 
hältniß zu den Staatöintereffen durch Charakterifirung derjelben als obligatortjche 
oder facultative Ausdrud gegeben hat, ift zwar für die Art und Form der zur 
Erhebung der Steuer-Zuſchläge Seitend der Gemeinden erforderlichen ftaatlichen 
Genehmigung, nicht aber für die Frage der von den Gemeinden zur Beftreitung 
der Ausgaben der bezüglichen Kategorien zu vermendenden ‘Dedungsmittel won 
Einfluß gemefen. 

Noch weniger iſt die deutihe Geſetzgebung für eine Entwidelung der bes 
zeichneten Art vorbereitet. Dem deutſchen Verwaltungsrecht fehlt, wo nicht auf 
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franzöſiſchen Einrichtungen weiter gebaut worden ift, jene formelle Durchbildung, 
welche den Wirkungskreis der Gemeinden in die einzelnen Aufgaben zerlegt und 
Damit auch eine Ausjonderung derjenigen Aufgaben der Communalverwaltung, 
mit denen die Gemeinden zugleih nothmwendige Aufgaben des Staatslebend er- 
füllen. Die gejonderte Behandlung diefer Aufgaben in finanzieller Beziehung 
würde ein fremdes Element in die Entwidelung bineintragen. Bei dem Mangel 
eines planmäßigen Finanzweſens in den ländlichen Gemeinden, namentlich der öfts 
lichen Provinzen Preußens und den keineswegs eine Trennung der vorermähnten 
Art vorausjegenden Stener-Spitemen auch der größeren Städte witrde eine Regelung 
der einzelnen Berwaltungs-Ausgaben nach beftimmten Steuer-Erträgen und um: 
gefehrt die gefammte Handhabung des Finanzweſens der Gemeinden auf das 
Aeußerſte erfchweren. Auf eine ſolche Geftaltung würde daher al8 eine zur Zeit 
gänzlich auperhalb der gegebenen Berhältnifje liegende bei der gegenwärtig ventilirten 
Reform verzichtet werden müffen. 

Das Ergebniß iſt daher ein bedingte und in die Anwendung nicht ohne 
Weitered üibertragbared; wenn aud für einen Theil des Bedarfes der Gemeinden 
die Forderung der Aufbringung nah dem Verhältniß der Staatöfteuern als be- 
rechtigt anerfannt werden Tann, fo fehlt e8 doc der Regel nad an ausreichenden 
Srundlagen für die Beftimmung dieſes Theild in concreto. Wo derjenige Theil 
des Bedarfes, welcher fich al3 Aufwand für die im Princip als Aufgaben des 
Staats ſich harakterifirenden Verwaltungsaufgaben der Gemeinden darftellt, fich 
ausjondern läßt, wird er die Grenze bezeichnen, bis zu der von einer Forterung 
der Aufbringung nad Maßgabe der Staatsfteuern überhaupt die Rebe fein kann. 

Ich werde hierauf weiter unten zurücdgreifen. 


Dritter Abſchnitt. 


Die Beitenerung nad) dem Intereſſe. 


Mit der Erkenntniß, daß für einen zwar ım Princip determinirbaren, praktiſch 
aber nicht immer ausſcheidbaren Theil des Bedarfs der Gemeinden die Forderung 
der Aufbringung nad) dem Verhältniß der Staatöfteuer als ſolcher eine Berechtigung 
babe, ift die Frage nad) dem Brincip der Commumalbefteuerung nicht entſchieden. 
Es ift nur das Gebiet, innerhalb deſſen der Streit um jened Princip zum Aus- 
trage zu bringen ift, in engere Grenzen eingeſchloſſen worden; innerhalb dieſer 
Grenzen ift vor Allem eine Beantwortung der frage zu ſuchen, ob und inwieweit 
das Princip eine Bertheilung der Communalfteuer nah dem Berhältniß von 
Lerftung zu Oegenleiftung — wir mollen diefe Art der Vertheilung hier furz 
als Bertheilung nach dem Imtereffe bezeihnen — Beredhtigung habe. Die An 
fihten darüber, ob und in weldem Umfange Died Princip anwendbar ift, geben 
weit auseinander. 

Nur das fcheint von allen Seiten zugegeben zu werden, daß die Bertheilung 
nach dem Intereſſe bei denjenigen corporativen Verbänden die einzig bereshtigte jei, 
welche lediglich die Förderung beftimmter wirthichaftliher Zwecke fih zur Aufgabe 
machen ; für die Deich, die Meliorations-Genoſſenſchaften, fr die Interefjenten:Ber- 
Bände zur Haltung von Hirten= und gemeinfamen Weide-Einrihtungen ift die An= 
wendbarkeit jenes Maßſtabes unbeftritten. Dagegen befteht bezüglich der Be— 
rechtigung des erwähnten Vertheilungsprincips für die Steuern der Gemeinden eine 
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ebenſo große Verſchiedenheit zwiſchen den Anſichten der Schriftſteller wie zwiſchen den 
Ausſprüchen, welche ſich in den Geſetzgebungen über ven fraglichen Gegenſtand finden; 
nicht einmal für die Staatöfteuern iſt die Frage, in wie weit jenes Berbältnig 
zum Ausgangspuntt für die Beitimmung des Jrincips der Steuervertheilung 
nehmen, ganz von der Tages-Ordnung verſchwunden. Wiewohl die Zahl der 
jenigen, welche ſich für die Anwendbarkeit ausſprechen, ſich in neueſter Zeit offen⸗ 
bar gemindert hat, ſcheint es der eben erwähnten Anſicht doch immer noch nicht 
ganz an Vertheidigern zu fehlen. 

Meiner Anſicht nad iſt die Abſtufung des Intereſſes eine für die Vertheilung 
der Staatöfteuer gänzlih unbraudhbare Grundlage. Allerdings halte ich es nicht 
für richtig, dem Staate die Gemeinden und Interefjenten-Corporationen, wie zu: 
weilen wohl gefchieht, als wirthſchaftliche und darın fih vom Staat wejentlid 
unterfcbeidende Verbände gegenüber zu ftellen; der Staat ıft, zumal nad der 
Stellung, welche ihm die moderne Eultur-Entwidelung angewiejen bat, zwar nicht 
ausfchlieglich, aber gleichzeitig eine Wirthichaftsgenoffenfhaft, und zwar Diejenige 
Wirthichaftsgenofienihaft, welche an Umfang und Intenfität ihres Wirfens alle 
übrigen überragt ; eben gerade vermöge der enormen Bielfachheit der Beziehungen, 
nad denen der Staat da8 wirthichaftliche Intereſſe feiner Angehörigen fördert, 
ift das Maß diefer Förderung für jeden Einzelnen unfhägbar und daher nicht 
geeignet, zur Baſis eined in Zahlen darftellbaren, als Mafftab für die Stener- 
vertbeilung zu benugenden Verhältniffed zu dienen. Nur ausnahmsweiſe Tann 
e8 vorfommen, daß das Intereſſe einzelner Staatsangebörigen an beftimmten, 
durch den Staat ind Werk gejegten wirtbichaftlichen Unternehmungen, wie z. B. 
dem Bau von Canälen Lediglich Iocaler Bedeutung ſich in einem Geldbetrage ab- 
Ihäten laßt. Aber dies Intereſſe läßt fih als Mafftab für die Beſteuerung 
Seitens des Staats ſchon deshalb nicht verwenden, weil alle Steuer-Einrichtungen 
des Staats der Natur der Sache nach den Charakter der Allgemeinheit in einem 
Maße haben müfjen, welche bei dem engen Kreiſe jener Intereſſen eine nach dieſen 
abgeftufte Steuer niemals haben kann. Der Staat wird vielmehr, um für Auf: 
gaben ber beregten Art Die Leiftungen der Intereſſenten in Anſpruch zu nehmen, ſich 
anderer Formen bedienen; er wird entweder für die Förberung jener Zwede eine 
ſpecielle Intereffenten-Societät oder Corporation bilden und fich, was die Betheiligung 
des Staats-Fonds anlangt, auf die Subventionirung dieſes Verbandes beſchränken; 
oder er wird für die Leiſtung des Staats angemefjene Leiftungen der Intereffenten 
zur Borbedingung macen. Im erften Falle handelt e8 fi zwar um Beiträge 
von Intevefienten, welche als Cteuern zu leiſten find d. h. nöthigenfalls erzwungen 
werben fönnen, aber nur um Beiträge, welche eine Intereffenten-Corporation er- 
"hebt; im zweiten Tale überhaupt nit um Steuern, fondern um freiwillige 
Beiträge. Dasjenige aber, was der Staat zur Vervollftändigung der Leiſtungen 
der Intereffenten, d. h. zur Ergänzung der wirthichaftlihen Kraft der letzteren 
bergiebt, Tann der Natur der Sache nach niemals durch Beiträge der Intereſſenten 
jelbft beichafft werben, ba ja hierburch der Zweck der durch den Staat zu ge 
währenden Ausgleihung ganz verfehlt werden würde. Der Bereich der Interefien 
kann als ein abgrenzendes Moment bei den Staatöfteuern nur etwa da in Be- 
tracht fommen, wo Einrichtungen, welche einen bejtimmt überjehbaren Koftenauf- 
wand erfordern, fi nur über einen Theil des Staates erftreden; hierher gehört 
beifpielöweife die Aufbringung der Koften für Unterhaltung bes Catafters, wenn 
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nur ein Theil des Staatsgebiets mit ſolchem verfehen ift; angemeflener wird in- 
deflen auch hier die Auflage als eine Laſt der Provinzen, denen die bezügliche Ein- 
richtung gemeinfam if, gedadt. 

In einer ganz anderen Rage gegenüber der Trage ſcheinen mir dagegen bie 
Provinzen, Breite und Gemeinden ſich zu befinden. Sie ftehen in der Mitte zwiſchen 
Staat und Intereffenten-Genoffenichaft; den zwiſchen beiden verbleibenden Zwiſchen⸗ 
raum füllen fie in weiter Abftufung aus. Ye enger das Gebiet ift, das fie um⸗ 
faſſen, defto mehr nähern fie ſich den letztgedachten Corporationen. 

Allerdings unterſcheiden fie fi von dieſen Corporationen Durch die größere 
Allgemeinheit in der Beltimmung ihrer Aufgaben, fie nähern dem Staate 
fi) darin, daß fie innerhalb des durch die Geſetzgebung ihnen angewiejenen 
Rahmens die Förderung des Eulturlebens ihrer Angehörigen überhaupt bezweden, 
daher verſchiedene wirthichaftlihe und andere Aufgaben in ihren Wirtungsfreis 
aufnehmen fönnen, ohne ihre Natur zu verändern. Aber dad hindert nicht, daß 
aus jenem Wirkungsfreife einzelne der bezüglichen Aufgaben ſich als folde heraus: 
bebeu, bei denen die Beziehung zum Intereſſe diefer oder jener Gruppe von Kreis⸗ 
oder Gemeinde-Angehörigen vom Haufe aus eine durchaus Mare und ertennbare 
if. In je höherem Maße jene Corporationen derartige Aufgaben in ihren 
Wirkungskreis aufnehmen, deſto mehr tritt ihre VBerwandtichaft mit den zur Kategorie 
der Intereſſenten-Genoſſenſchaften gehörigen Corporationen hervor. 

Aufgaben der legterwähnten Art finden fi nun aber unter denen, welche 
die pofitine Geſetzgebung den Provinzen, Bezirken und Kreifen zuweift, nicht nur 
vereinzelt vor, fie finden fi unter denſelben fogar in erheblich vorwaltendem 
Umfange. 

So haben beiſpielsweiſe die bisherigen preußiichen Kreife, abgejehen von 
der Förderung des Chauſſéebaues und zuweilen der Subventiontrung von Eiſen⸗ 
bahnbauten kaum nennenswerthe Leiſtungen zu Tage gefördert; was fle in Bezug 
auf Kreislazaretbe, Förderung des Impfweſens u. |. w. geleiftet, iſt wenigftend 
finanziell — häufig auch ſachlich — umbeveutend geweſen. Mit diejer Beſchränki⸗ 
FE der Aufgaben foll nun allerving8 gebrochen fein und an ihre Stelle eine viel- 

ttigere Betheiligung der Kreife treten; indeſſen vorläufig fehlt es noch an dem 
Abſchluß einer materiellen Geſetzgebung, welche den Kreis zu einem foldyen um 
faffenderen weiteren Eintreten beruft. 

Bielleiht wird es bei der gegebenen Abgrenzung der Kreife nicht einmal 
möglich fein, den neuen Aufgaben eine beträchtliche Ausdehnung zu geben. “Die 
Kreife, in einzelnen Landestheilen feit mehr al8 zwei Jahrhunderten beftehend und mit 
der gejammten Entwidelung eng verwachlen, mußten zum Ausgangspunkt für Die 
felfgovernmentale Drganifation genommen werben, weil fie im Augenblid durch 
andere Verbände nicht hätten erſetzt werden können, im Webrigen find fie wie fie als 
Verwaltungsbezirke zu groß find, jo als Communaltörper zu fein, um einen weiten 
Kreis folder Berwaltungs-Aufgaben, für welde die Gemeinden nicht geeignet 
oder deren Kräfte unzureichend find, zu umfaſſen. Vorausſichtlich wird daher, 
wenigftens für die nächte Zufunft, die Menge der den reifen zugewiefenen Ber- 
waltungs- Aufgaben eine beichränfte bleiben; unter diefen Aufgaben wird der 
Natur der Sache nah Bau und Unterhaltung der Chauffeen, in einzelnen Fällen 
vielleicht auch Subventtonirung von Eifenbahn Unternehmungen, eine hervor⸗ 
ragende Stellung einnehmen. Bei dieſen Unternehmungen aber ift es — id will 
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nicht fagen in allen, aber in vielen Fällen von vorn herein klar, daß dieſelben 
vorzugsweiſe oder vielleiht gar ausſchließlich die Intereflen des Beſitzers land⸗ 
wirthſchaftlich genutter Grundftüde fördern. ‘Dies pflegt bei Eifenbahnen, welche 
ben Kreis durchfchneiden, nicht felten der Fall zu fein. Während für jene Kategorie 
von Grundbefigern durch Ermäßigung der Transportkoften bis zu den größeren Ab- 
fagplägen der Reingewinn gefteigert wird, erfahren die unangeſeſſenen Einwohner 
und felbft die Befiger bloßer Wohnhäufer meift nur eine weit geringere Verbeſſerung; 
bie Städte, wenn fie von der Eifenbahn nicht berührt werden, oder wenn nach Yage 
der Berhältnifje die Bahn den Verkehr mehr an ihnen vorbei, als ihnen zuführt, Haben 
in mandyen Fällen von der Anlage fogar pofitive Nachtheile. Aebnlich pflegt vie Sache 
bezüglich der Chauffee-Anlagen fi) zu verhalten, wenn gleid der Unterſchied in der 
Negel bier weniger grell hervortritt; Dagegen ift bei dieſen andererfeitö der Kreis 
der ländlichen Grundbefiger, deren Intereffen durch den Bau gefördert werben, durch 
engere locale Grenzen abgemefjen, bezw. innerhalb diefer Grenzen nad) Maßgabe 
der Entfernungen der Beſitzungen von der Chauſſée noch beträchtlich abgeftuft, 
Kommen aber die Bortheile jener Anlagen ausjchlieglich oder vorzugsweiſe den 
Befigern Ländlicher Grundftüde zu Gute, jo ift e8 auch der Billigfeit entſprechend, 
daß dieſe Befiger in bejonderem Maße bei Aufbringung der Bau: und Unter 
haltungskoſten betheiligt werden. Die Preußifche Kreisordnung vom 13. December 
1372 enthält denn auch (8 12), nachdem feftgefegt worden, daß der Maßitab, 
nach welchem die Kreisabgaben zu vertheilen, eim für alle Mal feftzuftellen und 
demnächſt unverändert zur Anwendung zu bringen fei, folgende Beftunmung : 

„Der Kreistag iſt jedoch befugt, hierbei zu den Kreis-Abgaben für Verkehrs⸗ 
Anlagen die Grund: und Gebäude:Steuer, ſowie die von dem Gewerbebetriebe 
auf dem platten Rand aufkommende Gewerbefteuer der Claſſe A,I innerhalb ver 
im $ 10 feftgefeßten Grenzen mit einem höheren Procentjate als zu den übrigen 
Kreis: Abgaben heranzuziehen, bezw. nad) Mafigabe des 8 10, Abſatz 3 Die 
drei unterften Stufen der Klaffenfteuer von der Heranziehung zu den Kreis-Ab- 
gaben ganz freizulaffen, oder Dazu mit einem geringeren Procentlage heranzuzieben.“1) 

Ich laſſe hier dahingeſtellt, ob durch Diefe Beftimmung die auf das bejondere 
Snterefle gegründete vorzugsweiſe Beitragspflicht jener Kategorie von Kreisangehörigen 
ausreichende und angemefjene Berüdfichtigung gefunden bat und begnüge mich damit, 
zu conftatixen, daß mit der Beſtimmung wenigftens das Princip einer Beeinfluffung 
des Repartitiond-Modus durch das Intereffe anerkannt wordenift. Uebrigens wird bei 
der Belchränttheit der Berwaltungsaufgaben der Kreife jenes Moment des Interefſes 
bei der Art der Umlegung ver Kreis-Abgaben wohl immer nur in der Form 
erhöhter Belaftung der einen oder anderen Kategorie von Staatdabgaben zur 
Geltung gelangen können. 

Sit aber — für die Preußifhe Geſetzgebung — durch diefe Beſtimmung 
ber Kreisordnung die Zuläſſigkeit einer Berüdfichtigung des durch das Untereffe 
gegebenen Maßftabes im PBrincip anerkannt, fo ift nicht abzufehen, warum nicht 
das erwähnte Moment auch bei der Steuervertheilung der Gemeinden, bei denen 
doch die vorzugsweiſe das Intereſſe beftimmter Kategorie ihrer Angehörigen be- 
rührenden Aulagen häufig und die Beziehungen zu jenem Intereſſe oft enge und 
wahrnehmbare find, — bei denen endlich, wenigſtens foweit e8 fi um größere 


1) Den er einer localen Abgrenzung oder Abftufung des Intereſſes behandelt 
demnädft der 8 13. 
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Gemeinden handelt, die Möglichkeit vorliegt, der Abſtufung des Interefjes durch 
befondere Steuerarten einen volllommeneren Ausdrud zu geben, von maß⸗ 
gebendem Einfluß fein follte. 

Ich habe vorher diejenigen Aufgaben der Gemeinde-Berwaltung herausgehoben, 
welche begrifflih zu den nothmwendigen Aufgaben des Staatslebens gehören und 
den Gemeinden lediglich aus Opportunitäts-NRüdfichten belaſſen oder überwieſen 
find; ich ftelle ihnen hier eine Reihe von Aufgaben gegenüber, welche die Förderung 
befonderer Iocaler oder individueller (daS heißt gewiſſen Kategorien von Ein- 
wohnern ausſchließlich oder in beſonderem Grade gemeinjamer) Intereſſen zum 
Segenftande haben. . 

Ich übergehe hierbei Anftalten, wie fie beiſpielsweiſe in hervorragenden 
Handelsplägen behufs Förderung des Handels zu beftehen pflegen: Xagerpläge, 
Raarenhallen, Yadebrüden und Krähne, Zugangsrampen, Anlagen, weldye Direct 
dem handeltreibenden Publicum und nur indirect der übrigen Einwohnerſchaft zu 
Gute fommen ; eine Betheiligung der zur Corporation vereinigten handeltreibenden 
Kreife wird hier nicht jelten durch Berftändigung mit denfelben über freiwillige Beiträge 
erzielt und jo jenem Geſichtspunkte Rechnung getragen. Ich nenne vielmehr zunächſt 
Anjorderungen, wie fie in fleinen ländlichen Gemeinden bervorzutreten pflegen: die 
einzige Wegeverbindung nach dem Abjagorte befinde fi in unweglamem Zuftande 
und bebürfe einer Loftipieligen Ausbefjerung oder gar einer Verlegung. Die Vor: 
tbeile kommen hier lediglich oder doch faft ausſchließlich den Landbau treibenden, 
mit Gefpann verfehenen Wirthen zu Gute, während Häusler oder im Dorfe an- 
gefiedelte Handwerker mie Stellmadyer, Schmiede, Schuhmacher von denfelben — 
vielleicht fchaffen ſie ihr Material großentheild auf der Schulter oder mit dem 
Schublarren heran — von jener Verbeſſerung feinen oder nur fehr geringen 
Nutzen haben. Oder es handle ſich um die Herftellung einer Pferde-Tränke und 
Schwemme, einer Einrichtung, welde felbftrevend Lediglich den Geſpann haltenden 
Einwohnern nad) Maßgabe der Zahl der von ihnen gehaltenen Pferde zu Gute 
fommt; oder um die Beſoldung eines Flurwächters, ein Fall, in dem die Vortheile 
der Einrichtung ſich ebenfal8 nur auf die Landbau treibenden Einwohner nad 
Maßgabe ihres Iandwirthichaftlih genugten Grundbeſitzes repartiren; ıft e8 nicht 
in allen diefen Fällen durch die Natur der Sade gegeben, daß in dem Soften- 
aufwande ausſchließlich oder hauptſächlich diejenige Kategorie von Einwohnern, 
welche allein bezw. hauptſächlich won der betr. Anlage Vortheil hat, und zwar 
nach dem Berhältniffe dieſer Vortheile participirt ? 

Complicirter allerdings Tiegen die Verhältniſſe in den großen Städten, in= 
defien der Regel nad immerhin nicht fo, Daß Grenzen und Abftufung der durch 
die betr. Anlagen geförderten Intereſſen ganz verwilcht wären. Ich verweile hier 
auf einige derjenigen großen Unternehmungen, welche nach heutigen Berhältniffen 
die finanzielle Leiftungsfähigfeit der größeren Gemeinden in beſonders ausgedehnten 
Maße in Anſpruch zu nehmen pflegen: Gasanftalten, Wafferleitungen, Canali= 
fations-Anlagen. 

Eine Gasanftalt kommt, infoweit fie die Herftelung einer guten Straßenbe- 
leuchtung ermögliht, allen Einwohnern zu Gute; indeſſen gerade dieſe Teiftung 
pflegt nur eine Quote ded für die Anftalt erwachſenden Aufwandes zu bean⸗ 
ſpruchen; ein anderer jehr großer Theil Des Aufmwandes fällt auf die Gewährung der 
Beleuchtung in Wohnungen oder gewerblich benugten Räumen. Allerdingd wird, 





168 Freiherr v. Reigenftein. 


fo weit es fih um Betriebskoſten handelt, der auf letzteren Zweck zu rechnende 
Antheil wohl häufig Durd bie Beiträge, welche für Die Abgabe des Gafes erboben 
werden, gededt; nicht immer ift dies der Fall in Betreff des entſprechenden Anteils 
an den zur Berzinfung und Amortifation des Anlage-Capitals jährlich zu Leiftenden 
Ansgaben, welche vielmehr nicht felten dem allgemeinen Fonds der Commune zur Fat 
bleiben. Den Einwohnern aber wird, indem ihnen ©elegenheit, Zimmer, Fluren, Trep 
pen, Läden, Fabrikräume durch Gasflammen zu erhellen geboten wird, ein Bortäeil, 
in den meiften Fällen ſogar eine Erſparniß zu Theil, welche es billig erfcheinen = 
baß der Inhaber von Räumlichkeiten der erwähnten Arten befteuert werde. — 
Waſſerleitung kommt, ſoweit öffentliche, der unentgeltlihen Benugung des —* 
zugängliche Ausläſſe geſchaffen werden, ebenfalls der ganzen Einwohnerſchaft zu 
Gute; indem fie zur Verbeſſerung der hygieniſchen Bedingungen der Eriſtenz und 
dadurch zur Minderung der Armuth beiträgt, tft fie unter Umftänden ein mächtiges 
Förderungsmittel für Das allgemeine Wohl der Einwohnerihaft. Aber die hierdurch 
erzielten Bortheile werben in einer jehr großen Anzahl von Fällen für Die Einzelnen 
weit überwogen von den Vortheilen, welche diefelben al Inhaber von Wohnungen, 
Gärten, gewerblichen Etabliffementd von der Anlage ziehen. Allerdings ziehen 
die meiften Gemeinden diefe Einzelnen zu Beiträgen heran, deren Entrichtung eine 
Bedingung für die Zulaffung zur VBenugung enthält und welde häufig als Ente 
gelt für dieſe Benutzung angejehen werben. Aber der Ertrag dieſer Beiträge 
reiht oft nicht einmal zu, einen verhältnigmäßigen Antheil von den Betriebstoften, 

geſchweige denn die zum Behuf der Verzinfung und Amortifation des Anlage 
Gapital® fortlaufend aufzumendenden Summen zu beden. Iſt es mun mid 
billig, daß bie Intereſſenten innerhalb und nad Maßgabe des Werths der ge: 
botenen Bortheile im Wege der Vefteuerung herangezogen worden? Es find ja 
nicht blos Annehmlichkeiten, deren Werth bier in Betracht kommt; es find Bäufig 
anch in beftimmten Gelpbeiträgen ausdrückbare Eripamiffe, welche ihnen erwachſen — 
Megfall der durd Annahme von Dienftperfonal zum Waffertragen, Begieken Des 
Sartend u. ſ. w. entitehenden Ausgaben, Eriparung der lusgaben für für Benugung 
außerhalb des Haufes belegener Babe-Unftalten, Erweiterung des Gewerbebetriebes 
vermöge verbeflerten Waſſer-Zufluſſes. Ganz dafielbe gilt von Canaltfations- 
Anlagen zur Beſeitigung ber Abfubrftoffe, Das Abfuhrweien, mag es als öffent: 
lihe oder private Einrichtung beftehen, pflegt für die einzelnen Einwohner ein 
Duantum von Ausgaben an Gebühren, Abonnements-Beiträgen, Trinkgeldern u. |. w. 
mit ſich zu bringen, das ſich nach Art und Häufigkeit der Abholung, Zahl der Be: 
wohner u. |. w. verſchieden bemißt. Diefe Ausgaben fallen weg, wenn die Stadt zu 
einer Canaliſations-Anlage, welde in ver Kegel nım mit einem großen Koften- 
aufwande zur Ausführung gebracht werden kann, ſchreitet. Die hierdurch ent⸗ 
ſtehenden Erſparniſſe werden nicht immer durch bie Zinfen der für Herftellung 
ber erforderlichen Anſchlagseinrichtungen aufgewendeten Koſten abſorbirt, ſo daß 
bie Einzelnen ein reiner Vortheil verbleibt; auch hier ſcheint Die Billigkeit dafür 
zu jprehen, daß diefer Sachlage Rechnung getragen und daß durch die Art, in 
welcher die Umlegung des Aufmwandes zur Verzinfung und Amortifation des An- 
lage-Capitals erfolgt, dem Verhältniß, in welchem fich die bezeichneten Vortheile 
repartiren, thunlichft entfprochen werde. 

Die Forderung, daß dem Verhältniß der erwachſenden Bortheile ein Einfluß 

auf den Beftenerungsmodus eingeräumt werde, halte ich für eine recht gebieterifche. 
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Allerdings bat die Gemeinde als eine rechtliche und fittliche Lebensgemeinfchaft bie 
Aufgabe, eine Ausgleihung zmifchen der geringeren ober größeren wirtbichaftlichen 
Zeiftungsfähigfeit der Einzelnen gegenüber den gemeinfamen Aufgaben berzuftellen ; 
aber von diefer Ausgleihung kann doch erft dann die Nede fein, wenn, foweit 
ein Unternehmen der Gemeinde auf Vortheile Einzelner gerichtet oder mit gerichtet 
ift, die betr. Einzelnen nicht felbft in der Rage find, die innerhalb ver ba 
Der erwarteten Vortheile Tiegenden Opfer aus eigenen Mitteln zu bringen. Inſo— 
weit folgt die Nothwendigfeit der Heranziehung der Intereffenten aus dem offenbar 
richtigen Sate, daß die Gemeinde zwar dazu da tft, das Intereffe Aller zu fördern, 
sticht aber dazu, dem Einen auf Koften der Andern Vortheile zuzumenden. 

Man wird mir bierbei zmeterlei einwenden innen: einmal, daß nad der 
in den deutihen Gemeinden üblichen Finanzwirtbichaft die Beziehung zwiſchen 
Steuervertbeilung und Interefje, wenn auch bei erfter Einführung der Abgabe vor- 
Banden, doch ſich demnächſt dadurch verwilche, daß eine Abgleichung zwiſchen dem 
Ertrage folder Steuern und den Koſten der betr. Unternehmung demnächſt unter- 
bleibe und jener Ertrag im allgemeinen Haushalte der Gemeinde Verrechnung 
finde, welchem, wenn demnächſt die Amortifation beendet fer, die Einnahme aus 
der Abgabe als freie Einnahme zufließe. Sodann, daß wenn bei Anlagen der 
bezeichneten Art den Einzelnen Gelegenheit zur Aneignung gewiſſer Bortheile ge= 
boten werde, Hiermit noch nicht gegeben ſei, daß er die Vorthetle ſich wirklich an- 
eignen könne oder wolle; ſo wenn Jemand in Ermangelung des für die Ein- 
richtungen in feinem Haufe oder feiner Wohnung erforderlichen eignen Capitals, 
Credits u. |. w. auf Benugung der Gaseinrihtung, Wafferlettung u. |. w ver- 
ichten müffe oder wenn er aus Sparjamteit, Privatliebhaberei u. |. m. auf Die 
* zu verzichten vorziehe. 

Der erſte Einwand iſt nicht ohne ſcheinbare Begründung; derſelbe trifft 
indeſſen mehr die zeitige Einrichuung des Gemeinde-Finanzweſens als die Sache 
ſelbſt. Eine Gegenüberſtellung beſtimmter Ausgaben mit beſtimmten Steuer: 
Erträgen und eine Regelung der Steuerſätze für den betr. Specialzweck durch 
den Bedarf ift allerdings in dem gegenwärtigen Verfahren der ftäbtiihen Finanz- 
verwaliungen nicht häufig, indefien ift fie keineswegs unausführbar und na= 
mentlih da am wenigften mit Schwierigfeiten verknüpft, wo es fih um Ber: 
zinfung oder Amortifation eines beftimmten (Anlage-)Capitald, alfo um geraume 
Zeit hindurch gleich bleibende Beträge handelt; Steuerüberihüffe, melde Durch 
Hinzutritt neuer Steuerobjecte zu dem urſprünglichen entftehen, können leicht durch 
Berwendung zur Verftärtung der Amortifation eine dem Zweck der Steuer ent- 
fprechende Verwendung finden. Die Bildung von Special-Etats behufs der be— 
fonderen Berrehnung von Einnahmen und Ausgaben für beftimmte öffentliche 
Zwede, mit welcher keineswegs eine Auflöfung des gefammten Haushalts in 
derartige Special-Etats, wie fie oben als unausführbar bezeichnet wurde, ges 
geben ift, jchernt mir fogar im Princip ein Correlat der Belteuerung nach dem 
Intereſſe zu fein. Gleichwohl pflegen die Härten, welche aus dem vorher be: 
zeichneten gebräuchlichen Verfahren hervorgehen, nicht beſonders große zu fein, 
weil in der Regel, wenn wirklich der all der Forterhebung der Steuer nad 
vollendeter Amortifation des Anlage-Capitald eintritt, die Steuer durch Gewöh— 
nung der Befteuerten und Anfügung der Verhältniſſe an fie ihr Drückendes 
verloren bat. Auch pflegen die Vortheile, welche durch die vorberegten öffent: 








lichen Anlagen dem Einzelnen zugewendet werden, dauernde zu ſein; hat alſo in 
der That die Auflage ihrem Maße nach ſich in den Gr der gebotenen 
Vortheile gehalten, fo findet fie in dem dauernden Nutzen ihre dauernde Ans- 
gleichung. Manche der in den preußiſchen Städten beitehenden befonberen 
Steuern rühren in dieſer Weife aus Veranlafiungen ber, die gegenwärtig nicht mehr 
fortbeftehen, ohne daß deshalb die fortvauernde Erhebung der Steuer drückender 
empfunden würde. 

Auch der zweite Einwand fcheint gewichtige Momente für fih zu haben. 
In der That: die Fälle find bei Unternehinungen der erwähnten Axt nicht ſelten, 
daß der Einzelne von den gebotenen Bortheilen nicht Gebrauch madyen will, 
oder, was offenbar mehr Berüdjichtigung verdient, machen kann. Solche Fälle 
fommen indefjen aud) bei den eigentlichen Intereſſenten-Genoſſenſchaften vor, für 
welche Doch das Princip einer zwangsweilen Heranziehung aud) der diffentirenden 
Mitglieder nicht angefochten wird. Geſetzt es handle fih um eine Genofien- 
haft zur Wiejenbewäflerung, die Ausführung der Anlage geftatte e8 ven Mit 
gliedern, vermöge des vermehrten Futterzuwachſes einen größeren Viehſtand zu 
ernähren; find deshalb Alle in der Lage, dieſen Vortheil ſich anergnen zu können? 
Co kann ber Einzelnen der in den Gebäuden vorhandene Stallraum fo be 
ſchränkt fein, daß es ohne beträchtliche Erweiterung der Gebäude, melde die 
ungünftige Hoflage vielleicht nicht einmal geftattet, unmöglich ift, den Biehftand 
beträchtlih zu erhöhen. Gleichwohl zieht das Statut aud folde Intereſ—⸗ 
jenten nab dem gleihen Mafftabe heran. Im der That kann nur das Ber 
hältniß der gebotenen, nicht der wirflih zu Theil gemordenen Bortbeile 
die Grundlage der Vertheilung bilden. Auf der Bafis des letzteren Bertheilungs- 
princips würde ein Zuftandefommen von auf Smangsverbänden beruhenden ge 
meinnügigen Unternehmungen niemals zu erreichen fein; mit der Einräumung eines 
Einfluſſes an den Willen und die Fähigkeit der Einzelnen, die möglichen Bor- 
theile zu ziehen, würde das Princip der erwähnten Verbände ganz aufgehoben 
werden. Die Härte von Ausnahmefällen der gefchilverten "Art mag auf andere 
Weife, durch Gewährung oder Vermittelung von Vorſchüſſen gegen billige Ber: 
zinjung zur Herftellung der erforderlichen Einrichtungen, durch theilweiſe Steuer: 
Erlafje bei auf bejonderen Umftänden beruhender abfoluter Unmöglichkeit ver 
Theilnahme an den Vortheilen ausgeglichen werden. Jedenfalls würde, wen 
das, was nad) vorentwideltem Grundfage zunächft auf die bei der Anlage in⸗ 
terejlirten Einwohner umzulegen fein witrde, von der Gemeinde aus dem Ertrage 
ihrer allgemeinen Steuern zu beftreiten wäre, ber Grundfag, daß in erfter 
Linie das erweisliche Intereffe einen Vertheilungsmaßſtab abzugeben bat, mehr 
verletst werden, als durch jene in einzelnen Fällen entftehenven Härten, zu beren 
gänzlicher oder doch therlmeifer Ausgleihung e8 oft an Mitteln nicht fehlt. 

St nun aber die Größe des Intereſſes an und fir ſich ein berechtigter 
Mafftab für die Heranziehung der Mitglieder einer Gemeinde zu folden 
Steuern, welche Herftelung und Unterhaltung von den Nugen Einzelner be: 
zwedenben ober mit bezwedenden Anlagen betreffen, jo ift damit nicht gelagt, daß 
diefer Maßſtab fi überall und allgemein zur praftifchen Anwendung eigne. 
Borausjegung der Anwendbarkeit ift zunächſt, daß die Beziehung der gebotenen 
Bortbeile zu einer beftimmten Kategorie von Einwohnern klar hervortrete und 
daß aud die Abftufung der Vortheile fih in einer einigermaßen kenntlichen 
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Weiſe vollziehe; ſodann muß auch die adminiſtrative Möglichkeit einer ſolchen 
Abgabe vorliegen. Die Gemeinden, namentlich die größeren, müſſen für ihre 
Einrichtungen einen gewiſſen Grad von Allgemeinheit und Dauer in Anſpruch 
nehmen, welcher nicht geftattet, für jede das Ganze nur wenig berührende An- 
gelegenheit bezw. für jede Befriedigung eines ephemeren Bedürfniſſes eine be- 
fondere Organtfation zu ſchaffen. So kann 3. B. der Kreis der Anwohner, 
weldhe von einer Brunnen-Anlage Vortheile haben, ſich fehr genau abgrenzen 
lafien, ohne daß doch dieferbalb von der Gemeinde eine beſondere Steuer auf 
diefe Anwohner gelegt werden kann, da die Erjchwerung der Verwaltung, welche 
aus der Schaffung ſolcher enger und auf vorübergehende Eriftenz berechneter 
Steuerfufteme entftünde, in feinem Verhältniß zu dem damit zu erreichenden 
Zwede ftehen würde. Hier muß die Ausgleihung darin beftehen, daß die Ge— 
meinde mit derartigen Einrichtungen Alle nach Zeit und Bebürfniß verjorgt. Es 
muß endlich noch die Steuer nad) dem Intereſſe eine finanziell mögliche fein d. h. es 
muß jener Vertheilungsmaßſtab in irgend einer, ſei e8 beftehenden, ſei e8 neu ein= 
zuführenden und mit dem gefammten Steuerfuften der Gemeinde vereinbaren Steuer» 
form einen Ausdruck finden können. Die Steuern, um welche e8 fich hierbei handelt, 
fünnen zweierlei Art fein; es können als nad dein Intereſſe abgeftufte Um— 
lagen im conereten Halle eben fowohl beftimmte Staatöfteuern, als bejondere Ge— 
meindefteuern, welde im Staatöfteueriyftem feine Stelle haben, in Betradt 
fommen. 

Die Idee einer Befteuerung nach dem Intereſſe ıft in Frankreich ohne alle 
Berwirklihung geblieben; von der Staatöfteuer würde die Grundſteuer ſchon 
wegen des weiten Abftandes zwilchen den cataftermäßigen und ben wirklichen 
Ertragsverhältniffen aud als Grundlage zur Vertheilung einer hauptſächlich 
zum Bortheile der landwirthſchaftlich genugten Grundftüde erhobenen Auflage 
faum benugbar fein; eher könnte die Mobtliarfteuer unter Umftänden als eine 
Steuer gelten, welche dem Gefichtöpunfte der Vertheilung der Laſt nad dem 
Smterefje Rechnung trüge, namentlicdy könnte dies da der Fall fein, mo es fi 
um Auflagen für ſolche Anlagen handelte, deren Bortheile hauptſächlich den Ins 
babern von Wohnungen als folhen zu Gute fümen; indeſſen ſchon Die vorge- 
ſchriebene gleichzeitige und gleihmäßige Belaftung der verjchiedenen directen 
Steuern ſchließt die Benutzung einzelner derfelben zu vorberegtem Zwecke aus. 
Noch weniger läßt die franzöfiiche Geſetzgebung bejondere auf dem Princip ber 
Bertheilung der Vortheile beruhende Steuern zu, ba fie eben den Gemeinden 
andere directe Steuern als Zuſchläge zu den Staatöfteuern zu erheben 
nicht geftattet. Im Mebrigen würde die Bildung folder Beftenerumgsformen 
ganz der in der franzöfiihen Verwaltung prävalirenden Tendenz der Cen⸗ 
traltfattion und des Schematifirend entgegen fein; die Zulaffung derſelben 
würde gewiffermaßen die Einräumung autonomilcher Befugniffe an die Gemeinde 
organe im fich ſchließen, deren Entjtehung von allen Regierungen Frankreichs 
in eiferfüchtiger Weife verhindert worden iſt. Der Zug des franzöfiihen Staats⸗ 
lebens, daß e8 für den individuellen Verhältniſſen folgende Einrichtungen feinen 
Raum hat, offenbart fih auch hier. 

In Preußen würden in den ländlichen Gemeinden Zufchläge zur Grund: 
fteuer in vielen Fällen als eine Steuerumlage nach dem Intereſſe in Betracht 
fommen können; wenn auch durch die Entwidelung ebenfalls bereits überholt, giebt 
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doch das Satafter immer noch ein weit getreueres Abbild der wirflichen Ber- 
hältnifſe als in Frankreich und Einwendungen, die aus der Nichtübereinftimmmung 
zwifchen jenem und ben letteren hergeleitet worden, werben in viel felteneren 
Fällen ausreichende Begründung für fi Haben. Namentlich ericheint die Auf: 
bringung dur Zuſchläge zur Grundfteuer für denjenigen Aufwand angemeffen, 
welcher durch Herftellung und Unterhaltung der Verkehrsanlagen erforderlich wird. 
Es ıft zu wünſchen, daß diefe Art der Vertheilung bei Aufmendungen Der er 
wähnten Art mehr und mehr die Oberhand über die vielfach noch beſtehenden 
veralteten Obfervanzen erhalte, jo namentlich über die herkömmlichen Arten ver 
Bertheilung der Hand- und Spanndienfte, in melden die Wbftufung nach dem 
Intereffe cinen genügenden Ausprud in feiner Weile zu finden pflegt. — Wem 
num aud, was ferner befondere auf ver Vertheilung der Bortheile berubende 
Umlagen anlangt, die Einführung von ſolchen in das Steuerwefen der ländlichen 
Gemeinden im Intereſſe der Erhaltung der Einfachheit der Einrichtungen im 
Allgemeinen nicht wird begiinftigt werden können, fo dürfte hiervon Doch eine Aus: 
nahme dann zu machen fein, wenn es ſich um eine einmalige, im Intereffe einer 
Kategorie von Einwohnern erfolgende Leiftung handelt, deren Aufwand durd 
einmalige Beiträge gededt werden kann; aus der Annahme eined von dem ber 
Staatöfteuern abweichenden Bertheilungsmodus können bier, wo die Abwidelung 
auf einmal erfolgt, wejentliche Nachtheile nicht entftehen. Bon größerer Manmig- 
faıtigfeit find die Formen, die fih in den Städten darbieten. Hier iſt e8 zu: 
nächſt die Gebäubdefteuer, in welcher für mande Arten des Aufwandes das Ber 
hältniß des Intereſſes den am meiſten entiprechenden Ausdrud findet; fo wird 
beifpiel8weife die Unterhaltung der Straßenbeleuchtung, des Straßenpflafters, der 
Trottoirs als eine Leiftung der Gemeinde angefehen werden fönnen, welde we 
nigften® zu einem großen Theile ſich als Befriedigung eines Bedürfniſſes der Ge- 
bäubebefitter bezw. eine Förderung ihres Intereſſes charakteriſirt. Es würde 
fi daher meines Erachtens rechtfertigen, einen erheblichen Theil des Aufwandes 
in Geſtalt eine8 Zuſchlages zur Gebäudeftener aufzubringen. Das Gleiche 
würde gelten, wenn in einer Stadt, welche vom Abfuhrſyſtem zur Canaliſation 
überginge, die Fürſorge für Befeitigung von Abfuhrftoffen bi3 dahin den Haus⸗ 
befigern obgelegen hätte. Es wäre nicht unzuläffig, in ſolchen Fällen Mo— 
Dificationen in dem Vertheilungsprincip der Gebäubefteuer derart eintreten zu 
laſſen, daß die Zuſchläge von folden Kategorien von Gebäuden, welde, wie 
unter Umftänden als Fabrikräume benutzte, an den Vortheilen der Eimrich- 
tung nit participiren, nicht erhoben würden. Ebenſo fünnte ein erheblicher 
Beitrag zur Unterhaltung des Teuerlöfchwefens auf vie Gebäubefteuer gelegt 
werden, da die Hausbeſitzer von der bezüglichen Einrichtung vorzugsweiſe Dur 
das Heruntergeben der von ihnen zu entrichtenden Verficherungsprämie den häu⸗ 
figften und erweislichen Vortheil ziehen. — Indeſſen entipricht Die Gebäudeſteuer 
keineswegs in allen Fällen am meifien der Abftufung de Intereffes. Im nicht 
jeltenen Fällen wird der letzteren eine Steuer nad) dem Mietböwerth, bezw. 
Wohnungsmiethswerth — e8 find die die verſchiedenen formen der ın den 
größeren Städten Preußens nicht feltenen Miethöfteuer — mehr entipreden. 
So ließe ſich beifpieldweife die Aufbringung des Aufwandes für die Unterhaltung 
der Waiferleitung, bezw. für Berzinfung und Amortifation des Anlagecapitals 
für diefelbe in folgender Weile denten: em Theil würde aus den allgemeinen 
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Einkünften der Stadt getragen, ein zweiter Durch Beiträge der die Anlage be- 
nugenden Einwohner gedeckt, ein dritter nach Verhältniß des Wohnungsmieths- 
werths umgelegt, da die Wohnungen durdy Erleichterung und Sicerftellung ver 
MWaflerverforgung offenbar eine Annehmlichfeit gewinnen. Das Ergebniß einer 
Miethöftener läßt fih, mas die Bertbeilung anlangt, nicht ohne Weiteres auf 
dem Umwege einer Gebäude oder Hausſteuer erreihen, da die Ueberwälzung 
nicht immer möglich tft, der Regel nach auch bis zu ihrer Durchführung ein nicht 
unbeträchtliher Zeitraum vergeht. 

Die Geſetzgebung wird Die Möglichkeit offen laſſen mitffen, den befonberen 
Beziehungen folder beftimmter Ausgaben zu den Intereſſen beſtimmter Kate: 
gorien von ©emeindeangehörigen durch entſprechende Steuerformen Redynung zu 
tragen; dafür, daß die. häufigften diefer Formen den Anforderungen ver Con— 
fequenz und der Uebereinftimmung mit der fonftigen Steuer-Geſetzgebung genügen, 
würde durch den Erlaß von Normal-Reglementd behufs Regelung der Ausübung 
des den Behörden einzuräumenden Beftätigungsrechtö gelorgt werben können. Im— 
merhin bleibt die Befteuerung nad) dem Intereſſe, welchen Umfang fie auch im 
einzelnen Falle erlangen mag, eine exceptionelle, deren Berechtigung überall die 
in jedem einzelnen Falle nachzuweiſende Evidenz und Erkennbarkeit des Interefjes 
und feiner. Abftufung zur Borausfegung hat. 


Vierter Abſchnitt. 


Ertrans- und Einkommenſteuern als allgemeine Communalftenern. 

Nach dem Vorftehenden ıft die Steuervertheilung nad) Analogie der Staats- 
fteuern oder nach dem Intereſſe eine auf beftimmten Eigenfchaften Des zu deden- 
den Bedarfs berubende und daher erceptionelle, wenn auch das Gebiet, innerhalb 
deſſen die Anwendung des einen ober anderen Mafftabes berechtigt erſcheint, 
thatfächlih ein ausgedehntes ift, jo kann doch Damit das Gebiet der Communal- 
befteuerung nicht erfchöpft werden. Es bleibt ein meter Raum übrig, der durch 
eine allgemeine, d. bh. ohne Rüdficht auf eine beipndere Qualification des zu 
vedenden Bedarfs zu erhebende Communalfteuer auszufüllen if. Das Princip 
dieſer Steuer, welche die Beziehung des Individuums zur Commune zur alleinigen 
Bafis hat, kann meines Erachtens fein anderes als das der Belaftung nad 
dem Berbältnig der Steuerkraft fein. In diefem Punkte kann ich auf den 
Inhalt der Verhandlungen zurüdgreifen, welche über diefen Theil der Materie 
auf der legten Verſammlung des Vereins für Social-Bolitit geführt worden find. 
Diefen Berhandlungen und den zur Vorbereitung derjelben abgegebenen 
Gutachten gebührt das Verbienft, über die Berechtigung des eben erwähnten 
Principe und über das Verhältniß der beftehenden Communalſteuern zu dem— 
felben Licht verbreitet zu haben; die Erkenntniß von der relativen Unbeweglich— 
feit und der hierauf beruhenden Unzulänglichleit der Ertragäfteuern und von der 
Not hwendigkeit, die Einfommenfteuer mittelft Ergänzung durch eine Vermögens- 
feuer 1), ſowie mittelft Erweiterung der den Anſpruch auf Ermäßigung begrün- 


7) Ic) beziehe mich auf die gormuficung in den Beſchlüſſen der britten Berfamm- 
Tung bes Vereins für Socialpolitit, Verhandlungen ©. 68. (Schriften XI.) 
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denden Kategorien von Verhältniffen ?) zu verbeffern, bezeichnet unzweifelhaft einen 
Fortſchritt von großer Tragweite. Gleichwohl ſcheint mir damit mehr eme Richt: 
ſchnur für weitere Behandlung des Gegenftandes, als ein unmittelbar verwendbares 
Ergebniß gewonnen zu fein. 

Zunächſt bedarf der Gedanke einer Vermögendfteuer noch einer weiteren 
Präcfirung und Ausbildung. Auch diefe Formulirung, wtewohl fie gegenüber 
der der ftärferen Veranlagung des fundirten Einkommens Die correctere ift 2), läßt 
noch Manches im Ungewifien, wenn bei legterer Formulirung eine Schwierigkeit 
in der gänzlichen Berjchievenheit der Productivität des bei "dem fundirten Ein- 
tommen betheiligten Berinögensfactors Tiegt, fo ift bier die Frage nad} dem Grund- 
ſatze, welcher bei der Ermittelung ded der Veranlagung zur Bermögensfteuer 
zum Grunde zu legenden Werthes maßgebend fein fol, zu löſen. Ich nehme 
einen Kapitaliften, der 50,000 Mark verzinslich angelegt hat, einen Apotheker, 
deffen Grundſtück und Inventar denjelben Werth erreicht, einen Gelehrten, 
welcher einen gleichen Betrag in feiner Bibliothek ftedfen bat, und eine Sängerin, 
deren Schmud und Garderobe ebenfalls einen Geldwerth von 50,000 Mark 
repräfentirt; fol ın allen dieſen Fällen verjelbe Betrag und zwar mit demfelben 
Procentfage zur Steuer herangezogen werden? Die Chancen, das betr. Bermögen 
im Falle nothwendiger Veräußerung feinem Wertbe ent|prechend zu -verfilbern, 
find in den erwähnten Fällen ſehr ungleihe und doch würden diefe Chancen für 
die Feſtſtellung des zur Beſteuerung heranzuziehenden Betrages feine genügenden 
Anhaltspunkte gewähren. Andererſeits wäre es unzuläffig, fi bei jener Steuer 
auf Grund» und Capitalvermögen im engeren Sinne zu beſchränken. 

Bor Allem aber iſt die unmittelbare Anwendung jenes hinfichtlich der Ver- 
befferung der Einfommenfteuer aufgeftellten Principe, wie bei jenen Berhand- 
lungen wiederholt hervorgehoben wurde, dadurch ausgeſchloſſen, daß Die be- 
ftehenden Ertragsfteuern bereit? eine namhafte Belaftung wichtiger Kategorien 
von Bermögendobjecten enthalten. Die neue Vermögensftener würde fih daher 
zunächſt mit diefen Ertragsftenern abzufinden haben; namentlich der Grundſteuer 
gegenüber, deren Aufhebung mit Recht widerrathen mird, bat dies ſehr große 
Scmierigfeiten. Die Borausjegungen, von denen es abhängt, inwieweit Die 
Grundſteuer Reallaft geworden, laffen ſich in abstracto leicht entwideln; fie find 
Dagegen in concreto faum feftzuftellen; noch weniger erjcheint es möglih, ein 
für alle Verſchiedenheiten der Fälle Rechnung tragendes Princip der Abgrenzung 
zu finden. Und doc ift, fomeit die Grundſteuer Reallaft geworden, ſicher fein 
Anlaß zur Ermäßigung Dderfelben vorhanden; es würde damit dem Einen ge— 
fchenft werden, was ganz Andere — die Vorbefiter, melde wegen der Grund- 
fteuerlaft einen geringeren Kaufpreis erhielten — verloren haben. 

Es bliebe daher nur übrig, für die Communalfteuer einen eigenen Weg 
zu gehen und mittelſt einer bejonderd geregelten Communal-Einkommenſteuer 
auf diefem Gebiet jene Berbefferung an Staats-Einkommenſteuer zu anticipiren. 
Ich halte diefen Weg für vollfommen verwerflih. Allerdings haben zahlreiche 


2) cfr. Neumann, die progreffive Eintommenfteuer in Staat und Gemeinde, 
©. 176 fg. (Schriften VIII.) 

2) Bergl. Genſel in der Sammlung der Gutachten der Eifenader Berfammlung 
über PBerfonalbefteuerung, S. 41. (Schriften ID.) 
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größere Communen die bißherige Freiheit benutzt, um neben der Staatöfteuer eine 
nach bejonderen Grundſätzen ſich vegelnde Einfommenfteuer einzuführen; die be= 
denklichen Wirkungen einer ſolchen Einrichtung haben indefjen vielfach dahin ge 
führt, diefelbe wieder zu verlafien und ſich ftatt deffen auf Zujchläge zur Staats- 
einfommenfteuer zu befchränten. Im der That enthält jene Einrichtung einen 
grundfäglihen Widerfpruh in fih. Das Beftenerungsrecht der Gemeinden 
leitet fi) aus der Staatögewalt ber und ift injofern mit dem Befteuerungsrecht 
des Staates gleicher Natur; es ift num aber unmöglich, Daß zwei unter ber 
Autorität deſſelben Staates handelnde Organe dafjelbe Princip in ungleicher 
Weile ausführen, als die richtige und dem Princip entiprechende Form kann 
immer nur eine form anerkannt werben; jede der beiden neben einander be 
ftebenden Formen negirt daher Werth und Berechtigung der anderen. That⸗ 
ſächlich hat der Regel nach jenes Nebeneinanderbeftehen einer doppelten Einkommen⸗ 
fieuerorganifation zu einem Wetteifer in dem Anja der Steuerjchraube geführt, 
einem Wetteifer, dem es meift gelungen ift,_den Drud der Steuer für die betr 
Gemeinden erheblich zu verfchärfen. 

Iſt Dies aber richtig, jo Bleibt als ein momentan verwertbbarer Theil 
jener Ergebniffe nur die Erfenntniß übrig, daß eine allgemeine Eintommenfteuer, 
wie die in Preußen beftehende, denn immer noch eine größere Beweglichkeit und 
Dehnbarkeit beſitzt, als die fogenannte Ertragsſteuer. Nehme ih nun an, daß 
eine aliquote Erhöhung derſelben bis zu eimer beftimmten feften Grenze hin 
aus dem Grunde ohnedies erforderlih wird, weil wenigſtens hinſichtlich eines 
fi) imerbalb der Ausgaben für den Gemeinden übertragene Staatsaufgaben 
bewegenden Quantums ohnehin fchon ein Zuſchlag zu Jämmtlichen directen Staats- 
fteuern zu erheben fein würde, daß fernere Zuſchläge zur Grundſteuer oder ©e- 
bäupefteuer infoweit aufzulegen wären, als dieſe Art der Bertbeilung der Ab- 
ftufung des Intereſſes bei einzelnen Ausgaben entipräce, fo würde der Reſt nur 
der Einfommenfteuer zufallen können. Für Preußen denke ich mir daher die 
Stufenfolge in der Dedung des Gemeindebedarfs in folgender Weile: 

Zunächſt wären alle Gemeinden, welche nicht eben ihren Bedarf ganz 
aus den Einkünften des Gemeindevermögen® beftreiten bezw. mit einzelnen nad) 
dem Mafftabe des Intereſſes vertheilten Umlagen auszureihen vermöchten, auf 
einen beſtimmten feften Zuſchlag zu den fämmtlichen virecten Staatöfteuern zu 
verweilen; für den biebei einzubaältenden Procentfag wäre ein Marimum zu 
reguliren, das geeigneten Falles auch nach den Provinzen verichieden geregelt 
werben könnte; daſſelbe wäre fo feitzujegen, daß der Ertrag dieſer Zuſchläge 
immer innerhalb des Aufwandes für die Erfüllung der grundfäglih dem Staate 
angehörigen Aufgaben läge. Es würde diefer Zufchlag, wiewohl das Marımum 


beträchtlich höher zu normiren wäre, den ordentlichen Gemeindecentimes Frankreichs 


fih annähern. Jenes Marimum fünnte in der Belaftung der einzelnen Ertrag: 
fteuern nur da überſchritten werden, wo nachgewieſen würde, Daß die über daſſelbe 
hinausgehende Belaftung dem VBerhältnig des Interefjes, in welchen die Gemeinde 
angehörigen bei der betr. bejonderen Ausgabe betbeiligt ſeien, entſpräche; ber 
Reft wäre, ſoweit er nicht eben durch beſondere, nach dem Intereſſe ſich ver- 
tbeilende Steuern, wie etwa eine Miethöftener Dedung fände, durch Zuſchläge 
zur Claſſen- und clafjificirten Einfommenfteuer aufzubringen. Die Belaftung der 
letteren würde auch bei Anwendung folder Grundſätze immer noch einen hohen 
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und zwar ſo hohen Grad erreichen können, daß die Unvollkommenheit dieſer 
Steuer und namentlich das Drückende der vollen Heranziehung des nicht fun- 
dirten Einkommens beſonders fühlbar beroorträte; das auf dieſem Wege zu 
erreichende materielle Refultat wäre daher immer nur ein beſcheidenes; ein gr 
ßeres Reſultat Tiefe fi) meines Erachtens nur dann erzielen, wenn, was mır 
zur Zeit faum im Bereih der Ausführbarfeit zu Liegen fcheint, mit der Reform 
des Kommunalfteuerweiens eine Umgeftaltung des Staatsſteuerſyſtems in Dem oben 
entwidelten Sinne zufammenfiele. Dieje Verbindung von beiden Reformen wire — 
bie Gewerbefteuer würde in der Einkommen: und Bermögensfteuer aufgehen — ben 
Bortheil gewähren, daß die Ermäßigung der Grundſteuer ohne wirklichen Erlaß eines 
Theils derjelben daburh zur Ausführung gebracht werben fünnte, daß nur em | 
Theil derfelben die Natur von Staatsſteuern behielte, der Reft dagegen als em 
fefter Zuſchlag zur Verfügung der Gemeinden forterhoben würde. 

Wenn ih nun auch der Anſicht bin, daß die preußiſche Einfommenflener 
nach den vorangeführten Richtungen fich beträchtlich vervolllommnen läßt, fo find 
doch die Erwartungen, welche ich an diefe Vervollkommnung fnüpfe, dem Mae 
nady geringer, als fie von den Vertheidigern der Reformen, denen ich jonft und 
anjchliege, gehegt zu werben jcheinen; alle Ungleichheiten und Härten werben auch 
auf dieſem Wege nicht aus dem Princip der Steuer entfernt werben fünnen. 
Bor Allem wird die Abgrenzung derjenigen Kategorien von Fällen, welche zu 
ermäßigter Veranlagung berechtigen follen, wenn nicht die Beraulagung 
zu einer rem arbiträren an fefte Kriterien nicht mehr gebundenen außarten 
ſoll, immer eine jo reftrietive bleiben müſſen, daß viele materiell die Berah- 
tigung der Ennäßigung in fich begreifende Verhältniſſe außerhalb derſelben werben 
bleiben müſſen. Die Formulirung wird der Fülle der durch das Leben gebe: 
tenen Erſcheinungen nicht zu folgen vermögen. Aber aud) wenn die Faſſung cine 
veftrictine bleibt, wird doch in conereto die Auswahl ber zur Berüdfictigung 
‚zuzulaffenden Fälle eine ſchwierige fein; wie ſchwer unter Umftänven beiſpiels⸗ 
weile ein die Erwerböfähigfeit wirklich beeinträchtigende® Maß von Krankheit zu 
eonftatiren ift, deſſen werden diejenigen, welche mit der Teftftellung ähnlicher Berhãl⸗ 
niffe auf Diefem oder anderen Gebieten zu thun gehabt haben, ſtets eingedenk ſein 

Aber die hauptſächlichſte Schwierigkeit bietet ſich bei der Ermittelumg des 
reinen Einkommens; fie befteht keineswegs allen in der Unzuverläffigfeit ver 
Wege (Faſſion, Erkundigungen u. |. w.), welde fi für die ee 
thattächlichen Baſen zur Ermittelung dieſes Einkommens darbieten; fie 
namentlich auch in der Unficherheit, weldye in concreto bei Ausſonderung ded 
reinen Einkommens faft niemals zu vermeiden fein wird. So leicht auch bier 
die Definition in abstracto, fo ſchwierig iſt in vielen einzelnen Fällen die Ent 
ſcheidung der Frage, melde Ausgaben al8 Unfoften des Erwerbes in Abzug zu 
bringen find. Ber zahlloſen Arten der Erwerbsthätigteit laſſen ſich die durch Die: 
felbe verurſachten Auslagen von den Ausgaben für die perfönliche Exiftenz fe 
wenig trennen, daß beide Gebiete in einander übergreifen; inwieweit die Koften zur 
Unterhaltung einer Equipage, deren ſich jemand theils zu geichäftlichen Zweden, 
theils aber auch zu feinem und der Seinigen Vergnügen bebient; inwieweit die 
Miethe von Comptoirs oder gewerblich benugten Räumen, die theilmerje anch zu 
Wohnzweden gebraucht werden, als Auslage für den Erwerb in Abzug zu bringen 
find, wie das Maß und der Werth Desjenigen zu berechnen tft, was der Yand- 
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wirth zu jenem und einer Familie Unterhalt und Annehmlichkeit aus feiner 
Wirthſchaft entnimmt und was daher in jedem Falle eimen Theil feines 
reinen Einkommens bilvet u. |. w.: alles das find Fragen, die nur in fehr 
arbiträrer Weile gelöft werden können. Große Ungleichheiten namentlich 
zum Nachtbeil derjenigen, deren Einkommen in feften Bezügen befteht, werden niemals 
zu vermeiden fein; mag daher auch bei der Einfommenfteuer die Grenze, inner: 

Ib deren diefe Ungleichheiten och erträglich bleiben, höher aufwärts liegen, als 

i den Ertragöfteuern, fo ift immerhin doch eine Grenze vorhanden, über welche 
auch bei Anſpannung diefer Steuer, ohne daß deren Anwendung in die empfind- 
Lichfte Ungerechtigkeit umfchlage, nicht Hinausgegangen werden Tann. Die jet in 
den preußijchen Städten nicht mehr fo ſeltene Erjcheinung, daß die Communal- 
zufchläge 150 oder wohl gar 200 Procent des Staatseintommen-Steuerbetrages 
erreichen, bleibt, aud die rationellfte Reform der Eintommenftener vorausgefegt, 
eine Ungeheuerlichteit, welche Abhülfe fordert. 

Eine folde Abhülfe läßt ſich jedoch innerhalb des Rahmens, in welchem 
fich, wie im erften Abfchnitte dieſes Theils auögeführt worden, eine Reform des 
Sommunalfteuerweiend zu halten bat, nicht erzielen; es wird daher darauf 
Bedacht zu nehmen fein, Die jett gezogenen Schranfen allmählich zu befeitigen. 
Ich komme hierauf im Testen Abjchnitte zurüd. 


Bünfter Abſchnitt. 


Das Prineip des preußiſchen Entwurfs. 

Die Stellung, welche ich zu dem preußifchen Entwurf einnehme, gebt im 
Weſentlichen bereit8 aus dem oben Gefagten hervor. 

Der Entwurf ftellt al8 Grundfag auf, daß die Vertbeilung der Gemeinde 
abgaben in der Regel nach dem Verhältniß der divecten Staatäfteuern und zwar 
durch Zuſchläge zu benfelben ftattzufinden Habe. Bezüglih des Verhältniſſes 
der Belaftung der einzelnen Stantöfteuern mit Zufchlägen gewährt er jedoch den 
Gemeinden eine gemwille Freiheit; nur dürfen Zufchlägne zur Claſſen⸗ und claffi- 
ficirten Einkommenſteuer nicht ohne gleichzeitige Heranztehung ſowohl der Grund- 
fteuer, als der Gebäubefteuer, Zufchläge zur Grund: und Gebäubefteuer nicht ohne 
gleichzeitige Heranziehung der Clafjen- und clafjificirten Einftommenfteuer erhoben 
werden. Dagegen kann die Belaftung der Grundfteuer in den Landgemeinden, 
der Gebäubefteuer in den Stadtgemeinden mit Zufchlägen innerhalb der Hälfte 
und des Anderthalbfachen, die der Gebäudefteuer in den Landgemeinden und der 
Grundſteuer in den Stadtgemeinden innerhalb eines Viertels und des vollen 
Betrages desjenigen Procentfaged variiren, mit welchem die Claſſen- und claffi- 
ficirte Einfommenfteuer zu Zufchlägen herangezogen wird; ja es können unter Zu- 
flimmung der AuffichtSbehörde die ebenbezeichneten Minima noch weiter und zwar bis 
auf die Hälfte der angegebenen Quoten ermäßigt werden. Die Heranziehung der 
Gewerbiſteuer ıft niemals obligatoriſch; dieſe Steuer darf niemals mit einem 
höheren Procentfake als die Grundſteuer in den Landgemeinden, bezw. die Ge: 
bäudefteuer in den Stabtgemeinden mit Zuſchlägen herangezogen werben, zur 
Belaftung der Gemwerbefteuer mit Zufchlägen in Gemeinden der dritten und 
vierten befteuer-Abtheilung ift Genehmigung der Aufſichtsbehörde erforber- 
ld. Die erfte und zweite Stufe der Clafienfteuer kann ganz freigelaffen oder 
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mit einem geringeren Procentjage als die übrigen Stufen der Steuer beran- 
gezogen werden, doch erfordert gänzliche Treilafjung der zweiten Stufe Geneb- 
migung der AuffichtSbehörde. Zu dem Aufwande für Vertehräanlagen kann die 
Grund⸗ und Gebäudefleuer (immer innerhalb der Grenzen des vorerwähnten 
Marimums) mit einem höheren Procentfate als zu anderen Gemeindeausgaben 
herangezogen werben ; andererfeitö kann, foweit g8 fid nicht um Berfehranlagen 
handelt, ausnahmsweife und mit Genehmigung des Oberpräfidenten auch die 
gänzliche Freilafjung der Grund- und Gebäudeſteuer erfolgen. Jede Belaftung 
einer directen Staatsſteuer mit Zuſchlägen von mehr als 100 Procent erfordert 
die Genehmigung der Auffichtöbehörde, jeve Belaftung mit über 200 Procent mini⸗ 
fterielle ehmigung. — Die zur Zeit beftehenden birecten Gemeindeabgaben 
mit Ausnahme der unmittelbar auf das Einkommen gelegten, können zwar 
unter Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde beibehalten werden, jedoch ift zu jeder Ab- 
änderung bezüglich dev Veranlagung derartiger Gemeinveabgaben die Genehmigung 
des Obermäfidenten, zu einer Erhöhung der Sätze derjelben die Genehmigung 
des Miniſters des Innern und der Finanzen erforderlich; neue directe Gemeinde: 
abgaben, mit Ausjchluß folcher, Die direct auf das Eintommen gelegt find, Tomte 
neue indirecte Gemeindeabguben dürfen ausnahmsweiſe unter Zuftimmung ber 
Auffihtsbehörden, jowie unter ſtets widerrufliher Genehmigung des Mintfters 
des Innern und der Finanzen eingeführt werden. 

Der Grad, bis zu welchem der als Regel vorgefchriebene Modus der Be: 
ftreitung der Gemeindebedürfniſſe durch Zufchläge zu den Staatsſteuern ein aus 
ſchließlicher fein fol, ergiebt fih aus der letztgedachten Beftimmung. 

Bolftändig befeitigt find zunächſt diejenigen directen Gemeindeſteuern, welche 
unmittelbar auf das Einkommen gelegt find. Nach dem im vorigen Abſchnitte 
Ausgeführten halte ich dies für einen großen Fortichritt; daſſelbe Princip Tann 
nicht unier derſelben Ctaatdautorität in einer zwiefachen Form der Ausführung 
beſtehen. Eben jo berechtigt ift unftreitig die Schonung, die der Entwurf den 
andern beftehenden directen und indirecten Gemeindeabgaben angedeihen läßt; 
wert zweifelbafter ift dagegen, ob mit jener Beftimmung derjenigen Geltung 
genügend Rechnung getragen ift, welde das Princip der Vertheilung nach dem 
Snterefle in der Communalbeſteuerung in Anfpruch nehmen kann. 

Ih thue dem preußischen Entwurf wohl fein Unrecht, wenn ich jener bie 
beftebenden bejonderen Abgaben einftweilen noch aufrechthaltenden Beftimmung der 
Haurtſache nach die Bedeutung einer Uebergangsbeftimmung beilege; vie Rrengen 
formellen Bedingungen, an welche nad dem Entwurf die Erhöhung einer be- 
fiehenden oder gar die Einführung einer neuen derartigen Steuer gefnüpft fi, 
haben offenbar den Zwed, auf möglichite Verengung des betr. Gebietes hin- 
zuwirfen. Wie fi der Berfaffer des Entwurfs das Verhältniß der Staatsſteuer⸗ 
Zufchläge zu jenen befonderen Steuern denft, ergiebt nachftehenve, hierauf bezüg⸗ 
liche Stelle der begleitenden Denkſchrift ?). 

„Ale übrigen (d. 5. die nicht unmittelbar auf das Einfommen gelegten 
directen und indirecten Gemeindeabgaben) haben bisher nur einen verhältmifmäßig 
geringen Peitrag zur Beftreitung der Gemeindebedürfniſſe geliefert; — dieſelben 
find deshalb, und weil fie überhaupt nur eine Iocale, Teine allgemein gültige 





1) Seite 4 bafelbfl. 
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Bedeutung beanſpruchen können, an ſich nicht geeignet, Die alleinige ober auch 
nur hauptſächlichſte Grundlage für bie Aufbringung der Gemeindebebirfnifje zu 
liefern. — Wenngleih auch die Beibehaltung derartiger bejonderer birecter ober 
indirecter Gemeindefteuern durch Tocale Verhältnifie gerechtfertigt und deshalb 
nicht unbedingt unterjagt, ausnahmsweiſe ſogar deren Neueinführung geftattet 
werden kann, fo bat doch die Erfahrung gelehrt, daß als eine genügende Grund: 
lage für die Gemeinbeabgaben der Regel nad nur das Syſtem der Staats- 
fieuer, der runde, Gebäude, Claſſen- und claffifizirten Einkommen⸗ und Ge 
werbefteuer angefehen werden ,kann, und iſt dieſe Regel in $ 1 an die Spike 
des Entwurfs geftellt wor 

Zu den Iocalen Berhäfkriffen, welhe ausnahmsweiſſe die Einführung 
. neuer bejonderer Communalfteuern follen rechtfertigen können, kann wohl ohne 
Zweifel der Umftand, daß die Vortbeile einer auf Koften der Gemeinde ausge⸗ 
führten Anlage fi in einer anderen als der durch die Staatsſteuern oder ein⸗ 
zelne derfefßen repräfentirten Abitufung vertheilen, nicht gerechnet werben, Da 
diefer Umftand in einer großen Anzahl von Gemeinden wieberfehrt. Mindeſtens 
hätte, wenn ber Iettere Umftand zur Begründung einer von der Regel ab- 
weichenden Art der Stenervertheilung für genügend hätte anerkannt ee jollen, 
dies im Entwurf oder den Motiven irgendwie angedeutet werden müffen. 

Ich glaube daher in ber Auslegung des Entwurf nicht fehl zu gehen, 
wenn ich annehme, daß derjelbe, wie übrigens an einer andern Stelle der Dent- 
ſchrift 1) angedeutet wird, der Aftufung des Intereſſes einen Einfluß auf das 
Prinzip der Steuervertheilung nur in fo meit hat einräumen wollen, als es ſich 
um eine Wahl zwiſchen Zuſchlägen zu verſchiedenen Staatsſteuern handelt. 
Meines Erachtens iſt hiermit der Geltung, welche bie Vertheilung nach dem 
Intereſſe im Communalſteuerweſen in Anſpruch nehmen kann, nicht genügend 
Rechnung getragen; jo würde u. A. die Miethsſteuer, die doc oft Die Abftujung 
des Intereſſes in ſehr glücklicher Weiſe wieder giebt, als eine in Fällen ent- 
Iprechender Vertheilung der Vortheile regelmäßig zuzulafiende Befteuerungsart 
Damit ——— ſein. Iſt das aber an und für ſich ſchon mit großen Bedenken 
verbunden, ſo ſteigern ſich dieſe Bedenken noch, wenn von der Vorausſetzung 
einer ohnehin ſchon großen Belaſtung der Staatsſteuern, namentlich der Claſſen⸗ 
und Einkommenſteuer, auszugehen iſt. Dieſe Steuern laſſen ſich eher innerhalb der⸗ 
jenigen Grenze, bis zu der eine Erhöhung ohne zu große Härten möglich iſt, halten, 
wenn ein Theil des Bedarfs in geeigneten Fällen durch ſolche beſondere Communal- 
ſteuern gedeckt werden kann. Es iſt ein durch die Erfahrung beſtätigter Satz, daß der 
Steuerdruck minder fühlbar iſt, wenn er ſich auf verſchiedene Steuern vertheilt, da die 
Härten regelmäßig nicht am denſelben Stellen zum Vorſchein fommen; die Fi⸗ 
nanzprarid derjenigen unjerer großen Stäbte, melde fich der Miethöfteuer be- 
dienen, durfte hinreichende Motive für das Verlangen ergeben, daß tiefe Steuer 
aus der Zahl ber zuläffigen Steuern der Gemeinden wenigftens, fo lange nicht 
anderweitig Sicherung gegen zu erhebliches Anfteigen der directen Steuern ge 
geben werden kann, nicht verſchwinde. 

Zu befchränft Icheint mir ferner bie Bewegung der Gemeinden infofern, 
als e8 ſich um die Befugnig handelt, die Staatsfteuern nach einer andern als 


2) Seite 5 und 6. 
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der durch das Anfteigen der Staatöfteuern felbft gegebenen Scala zu belaften. 
Die Beredtigung, unter Umſtänden die erfte und zweite Stufe der Elaffenftener 
mit einem ermäßigten Zuſchlagsſatze heranzuziehen oder ganz frei zu laflen, 
mag genügen, wenn in ber betr. Gemeinde der Bedarf lediglich durch Staats: 
fteuer- Jufchläge aufgebracht wird; fie kann jedoch ſich als gänzlich unzureichend 
erweifen, wenn und jo lange in ber betr. Gemeinde befondere Gemeindefteuern 
mit fehr abweichender Abftufung der Belaftung beitehen. Eine anderweitige 
Scala in der Belaftung der Staatsfteuern, namentlich der Einkommenſteuer, 
ann bier behufs Erreihung einer Ausgleihung ſchlechterdings geboten ſein. 

Scheinen mir in dieſen Punkten die den Kommunen gezogenen Schranfen 
zu enge, fo ift ihrer Selbftbeftimmung meines Erachtens ein zu weiter Spielraum 
gelafien worden, ſoweit e8 fid um die Auswahl zwiſchen den zu belajtenden 
Staatöftenern handelt; meiner Anfiht nad iſt es nicht zuläffig, den Gemeinden 
ohne Nachweis befonderer etwa in der Abftufung der Vortheile begründeier 
Berhältnifie vie gleihmäßige Steigerung der Zufchläge zu allen Staats: 
fteuern ohne jede Beſchränkung zu geftatten. Und doch ftellt der Entwurf 
dieſe gleichmäßige Belaftung als Regel und zwar jo Sehr als Regel voran, 
daß dieſe Vertheilung von ſelbſt eintritt, wenn rechtögültige, die Belaftung ber 
Staatöftenern anderweitig regelnde Gemeindebeſchlüſſe nicht rechtzeitig vorliegen. 
Mit diefem Grundfag wird das Verhältniß der bezüglichen Steuern zu einan- 
dev und der verſchiedene Grad ihrer Beweglichfeit vollftändig außer Betracht 
gelaffen. Iſt eine höhere Belaftung der Grund: und Gebäude: bezw. der Ge 
werbefteuer überhaupt erträglih, fo ift ſie es doch nur, wenn fie imnerbalb 
mäßiger Grenzen gehalten wird und wenn fie in einem ftabilen Verhältniß 
verbleibt. Die Befugniß der Gemeinden zur Heranziehung diefer Steuern er: 
fordert daher durchaus bie Feſtſetzung eines Maximums, das nur dann über: 
Schritten werben fünnte, wenn Die aus den Zufchlägen zu leiftende Ausgabe Den 
Ertrag der Objecte, von weldyen die betr. Steuer erhoben wird, zu fteigerm oder 
ihren Werth zu erhöhen beftimmt wäre, alfo im alle der Vertheilung nach Dem 
Sntereffe. Daß das Mehr der Elafjen- und Einfommenfteuer zugewiejen werden muß 
ift im vorigen Abfchnitt ausgeführt worden; daß die Einfommenfteuer hoch amftrige, 
ift wenigften® bis zu gewiſſen Grenzen ein geringeres Uebel, als es ein Anfteigen 
der jogenannten Ertragsſteuern fein würde. Ein Uebel bleibt e& dabei immerhin, 
dem gegenüber der in 8 5 des preußifchen Entwurfs ausgeſprochene Vorbehalt, 
daß eine Belaftung mit über 100 Procent an die Zuftimmung der Auffichte- 
behörde, eine Belaftung mit mehr als 200 Procent an die Genehmigung Der 
Minifter des Innern und der Finanzen geknüpft fein jolle, als ein verhältnik- 
mäßig larger Troſt ericheint 

Schluß. 


Die Forderungen an die künftige Entwidlung. 

Ich Habe darzulegen verfucht, bis zu welden Grade eine Reform Dre 
Steuerweſens innerhalb der Grenzen, welche durch Die derzeitige Lage der Geſetz 
gebung gegeben und in dem erften Abſchnitt dieſes Theils näher erörtert find, 
ausführbar ift; ich glaube zu dem Ergebniß gelangt zu fein, daß m Wege 
einer ſolchen Reform zwar eine grundfäglicere Regelung des Communalftener- 
weſens möglich, keineswegs aber eine Befeitigung der weſentlichſten materiellen 
Vebelftände, welche in dem jetigen Zuftande des Steuerweſens heruortreten, er- 
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reichbar iſt. Dieſe wefentlichften Uebelſtände beftehen einmal in der wachſenden 
Fuhlbarkeit des Steuerbrudes, welcher in Folge der wachſenden Anſpannung 
der Steuerkraft mittelſt einer beſchränkten Anzahl directer Steuern ſich bemerkbar 
macht und in der Beeinträchtigung der Leiſtungsfähigkeit der Gemeinden, welche 
die Wirkung jener zunehmenden weitere Anſprüche immer mehr ausſchließenden 
Anfpannımg ift oder fein muß. Diele Erſcheinung macht ſich indefien in gänzlıd) 
verſchiedener Weile bei den größeren Gemeinden (d. 6. hier den größeren Städten) 
und bei den fleineren (fleinen Städten und Landgemeinden) geltend. 

In den größeren Städten begegnet man faft überall einem, wenn auch nad 
Lage der verichiedenen Verhältniſſe mehr oder minder rafchen, doch jedenfalls fte- 
tigen Anwachſen der Steuerbelaftung. Es würde zu weit führen, bier auf die 
Urſachen dieſes Anwachſens näher einzugehen; auf allen Gebieten fteigern ſich 
die Anforderungen ; entweder nimmt das Bedürfniß objectiv (d. h. beiſpielsweiſe 
die Armenlaft durch ſtärkeres Zuſtrömen der armen Bevöllerung nad den großen 
Städten) zu oder e8 wachſen die fubjectiven Anfprüche, welde von der Ein- 
wohnerſchaft bezüglich der Art der Erfüllung der einzelnen Berwaltungsaufgaben 
(beifpielöweije beffere Schullocale, intenfivere Geſundheitspflege) an die Verwaltung 
oder von diefer an fich felbit gerichtet werben. Mit der Zunahme der Ein- 
wobnerichaft vermindert fich faft überall die Quote des Bedarfs, welche durch 
die Einkünfte aus dem eigenen Vermögen der Städte gededt werden kann. War 
ein Anwachlen der Belaftung durch directe Steuern in den größeren Stäbten 
ſchon früher wahrnehmbar, 'o mußte fih dafjelbe um jo mehr fühlbar machen, 
feit nach dem Aufhören der Mahl: und Schlachtfteuer-Zufchläge vielfach die ge: 
fammte Laſt auf die Zufchläge zur Claſſen- und Einkommenfteuer fiel Im der 
That Liegt bier die Ausficht vor, einen Punkt zu erreichen, bei welchem die Ent⸗ 
ſcheidung zwifchen weiterer Steigerung des Steuerdruckes und Abweiſung einer 
berechtigten Anforderung eine immer ſchwierigere wird. 

Langfamer pflegt in den kleineren Gemeinden, namentlich den ländlichen, 
die Belaftung im Ganzen zuzunehmen; dagegen erreicht bier der momentane 
Drud nicht jelten ein ſehr beträchtliches Maß; ein koftfpieliger Tall der Armen-, na⸗ 
mentlih Kranken: oder Frrenpflege, ein Schulhausbau u. |. w. genligen oft, 
um den Haushalt einer foldyen Gemeinde für Iange Zeit aus dem Gleichgewicht 
zu bringen, womit dann die Lahmlegung ihrer abminiftrativen Leiftungsfähigfeit 
von ſelbſt gegeben ift. 

Entſprechend dieſer verſchiedenen Sachlage in den größeren Städten und den an= 
deren Gemeinden werben auch die Mittel der Abhülfe verjchiedene fein müflen. Und 
bier iſt e8, wo uns die franzöſiſchen Einrichtungen wichtige Yingerzeige bieten. 

Was die größeren Städte anlangt, fo ift m. E. vor Allem zu erftreben, da 
in ihr Steuerweſen das Element der indirecten Steuern wieder in größerem 
Umfange eingeführt werde. 

Meine oorberige Aeußerung, daß mit der Aufhebung der Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer als Staatöfteuer ein Schritt vorwärtd gemacht worben fei, der 
nicht wieder zurüd gethan werben dürfe, halte ich bier aufrecht. Aber ich finde 
den Sortfchritt weit weniger in der finanziellen i), als in der ftantörechtlichen Seite 

7) Ich möchte mir dasjenige, was in diefer Beziehung Neumann in feiner Schrift 
„Ertragsfienern ober perfünlige Steuern vom Einlommen nnd Bermögen” (Breiburg 
1876) ©. 10m. 11 zu Gunſten der indirecten Communalfteuern fagt, vollländig aneignen. 
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der Maßregel. Daß das Staatöfteueriwefen einheitlich geregelt fer, iſt eme 
ſtaatsrechtliche Forderung und entipriht dem Anſpruche auf gleihe Normirung 
der Bedingungen des Staatslebens, den Alle haben. Ein Mafftab dafür, daß 
die Steuerkraft in allen Theilen des Staates in gleidem Verhältniß heran: 
gezogen werde, fehlt, fo Lange örtlich neben einander verichiedene Steuerverfaf: 
fungen eriftiren. Ebenfo fehlt vie Grundlage für die Herftellimg eines rattonellen 
Betheiligungs-Berbältnified von Gemeinden, größeren Berbänden und Staat zur 
Erfüllung der adminiftrativen Aufgaben. Und doch ift die Schaffung eines ſolchen 
BVerhältniffes eine der wichtigften Vorbedingungen weiterer abminiftrativer Ext: 
widelung. 

Lediglich als Communalfteuer beftebend würde die Mahl- und Schladt: 
fleuer nicht haltbar fein, wenn fie nicht eben an einem weiteren Syſtem indrrecter 
Steuern eine Anlehnung hätte, ſchon aus anderen Gränden aber bürfen wir 
auf fie als alleinige oder hauptfächliche indirecte Steuer der Gemeinden nicht zurüd- 
kommen. Wenn aud zahlreiche gegen die beiden Steuern geltend gemachte Gründe fid 
als einer lediglich doctrinären Auffaflung entnommen tennzeichnen ’), ift Doch Das 
Eine zuzugeben, daß von ben verfchiedenen denkbaren Sutemen indirecter Com: 
munalfteuer ein allein oder hauptlählih auf eine Mahl- und Schlachtſteuer 
bafirte® derartiges Syſtem zu den roheſten Formen folder Befteuerung gehören 
würde. Damit fol fein Stein auf die Beftrebungen geworfen werden, welche 
einft jene Steuern in unfer Steuerfuftem einführten. Im jener gelvarmen Zeit, 
in welcher ver Verbrauch von auf verfeinerte Genüffe bezüglihen Waaren ein fo 
geringer war, Tieß ſich gewiß zum Erſatze der directen Hauptftener eine andere 
hinreichend einträgliche indirecte Rocalbefteuerung als die Mahl: und Schlacht⸗ 
fteuer nicht denken 2). Und die gehegten Erwartungen, daß jene Steuer, ohne 
den Steuerdrud erheblich fühlbar zu maden, doch die Entnahme eines aus- 
reihenden Steuerbetrage8 aus der Steuerfraft der größeren Städte fidhern 
würde, find volltommen in Erfüllung gegangen. Indeſſen jetzt, nachdem der 
Bruch mit der Vergangenheit einmal vollzogen, ift die Trage eine andere, da 
in Anbetracht jener für die erfte Einführung der Mahl- und Schlachtfteuer maß⸗ 


Wenn nad Anficht deſſelben dem Mangel biefer Steuern, daß fie fich der Leiflungs- 
fäbigfeit nicht anzupaflen vermögen und daher befonders die unterfien Claffen d 

durch geeignete Kombination indirecter und entfprechend umgelegter directer Steuern A- 
bülfe geſchafft merden kann, fo möchte ich nur noch hinzufügen, daß in gemiflen 
Maße ein Correctiv gegenüber jener Ungleichheit auch in ber Feſtſtellung der Art ber 
Communal-Ausgaben liegt. Die Erhebung von aud die ärmeren Claſſen belaftentez 
inbirecten Communalfteuern würbe es rechtfertigen, in den Ausgabe⸗Etais in liberalerer 
Weife ſolche Einrichtungen, die prävalirend ben ärmeren Elafien zu Gute kommen — Waſch 
und Badeanftalten zu ermäßigten Preifen, Siehenhäufer — zu berüdfihtigen, bezw 
dureh — auf beftimmte Einnahmen, wie das Schulgeld in den Elementar⸗ 
fohulen, ihnen zu Hülfe zu fommen. 

1) Am mwenigften will mir das aus dem Umftande, daß diefe Steuern and bi 
vorlibergebend in der Gemeinde fih aufhaltenden Fremden trefien, bergeleitete Bebenten 
einleuchten. Erſtens werben auch diefe Fremden in einer menig fühlbaren Weife von 
biefer Steuer getroffen; und ſodann, warum follen fie, wenn fie während ihre 
Aufenthaltes die Einrichtungen der Commune benugen, nicht aud für die betr. Zeit 
einen Theil der Laften mit übernehmen? Die berechtigte Tyorderuug biefer Fremder 
kann im äußerften Falle nur auf Gleichſtellung mit den Einwohnern gehen. 

?) Vgl. über die bei der Einführung maßgebenden Verhältniffe Hoffmaun, Lehe 
von den Steuern, S. 828 fg. 
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gebend geweſenen Borausfegungen die Zeiten fich geändert haben. Wenn aud) 
der Verbrauch koftipieligerer Lebens- und Genußmittel bei uns noch Tange nicht 
die Dimenfionen, wie in dem und an Verbreitung des Wohlftandes jo weit vor⸗ 
anftebenden Frantreic, angenommen bat, wenn namentlich mit dem Wein eines 
der ——— und geeignetſten Objecte für eine auf indirecten Steuern beru⸗ 
hende Xocalbefteuerung fehlt, jo hat doch der Verbrauch ſolcher feinerer Artikel 
und Genußmittel bei uns feit jener Zeit in einer unmerbin erheblihen Weife 
zugenommen. Dieſe veränderte Sadjlage würde bei Wiedereinführung indivecter 
Steuern in der Communalbeſteuerung nicht ignorirt werden können. 

Einer Uebertragung der Franzöfifhen DctroiEinrichtungen auf deutſche 
Berbältniffe ohne Weiteres will ich keineswegs Das Wort reden; immerhin könnten 
aus jenen Einrichtungen mande Sefichtöpuntte für die Ausbildung des Elemente 
der indirecten Beftenerung im Communalfteuerwejen entnommen werden. Ich will bier 
nur eines ſchon oben angedeuteten Geſichtspunktes Erwähnung thun. Für die indirecte 
Staatöbefteuerung ift wenigſtens bei uns, der Grundfag leitend, dieſe Beſteuerung 
möglichft auf wenige einträgliche Artikel zu bejchränten. Die Berechtigung dieſes 
Grundfates berubt auf den Küdfichten, die der Staat auf den Handel zu 
nehmen hat, auf der Schwierigkeit einer Controle des Verbrauchs und der Be— 
fteuerung, wenn die Beſteuerung des Artifeld auf das ganze Staatögebiet aus⸗ 
gedehnt wird und auf der großen Berfchievenbeit des Iocalen Verbrauchs, welder 
nur für wenige wichtige Artifel ein annähernd gleicher ift. Alle dieſe Rüdfichten 
treffen bei der Begrenzung ber indirecten Gemeindeſteuern ſehr viel weniger zu. 
Dem Handel erwachſen aus localen Verbrauchsſteuern bei zmedmäßigen Entre- 
pots⸗ und Rüdvergütungs-Einrichtungen, wie das franzöſiſche Octroiweſen bar- 
thut, nicht bejondere Schwierigkeiten; die Eontrole ift in dem abgefchloffenen 
oder Doc relativ Leicht abjchließbaren Kreife einer größeren Stadt eine bei 
Weitem minder fchwierige (jo kann beifpieldmeife in Städten der Eingang und 
Berbraud von Baumaterialien, welde in Frankreich dem Octroi meift unter: 
worfen find, leicht controlirt werden; deren Heranziehung zu einer Staatöfteuer 
wäre eın Unding); endlich reichen die Verfchiedenheiten des Verbrauches, wie fie im 
Staatsgebiet befteben, felten als trennende Unterjchieve in die Gemeinden berab. 
Alles dieſes ſcheint dafür zu fprechen, daß für ein Syſtem indirecter Communal⸗ 
fleuern die Ausdehnung der Steuer auf einen weiten Kreis nach mäßigen, ven 
Anreiz zu Defraudationen vermindernden Sägen zu veranlagender Gegenftände 
gegenüber jenem für die Stantöfteuern vecipirten Orundfage den Borzug verdiene. 

Meines Erachtens würde hiernach vor allen Dingen darnach zu ftreben 
fein, eine Abänderung der beftehenden SZollvereinsverträge herbeizuführen, welche 
die der Aufnahme rationeller indirecter Steuern in das Syſtem der Communal- 
fteuer entgegenitehenden Schranfen *) befeitigt. 

Die Einführung einer indirecten Communalbefteuerung in größerem Um⸗ 
fange würde eine beträchtliche Stärkung der finanziellen Leiftungsfäbigkeit der grö⸗ 
Beren Städte zur Folge haben; fie würde ihnen geftatten, ihre directen Steuern 
zu ermäßigen; eine mäßige Erhöhung der Abgaben an die größeren Verbände 
— Kreife, wenn nicht die Stadt einen eignen Kreis bildet, und Provinzen — 


1) Siehe bezüglich diefer Schranken Grotefend, GOrundſätze des Communalſtener⸗ 
weſens (Eiberfeld und Leipzig 1874), S. 29 fg. 
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würde dadurch eher möglich werden. Es würde fo zugleih eine Vorbedingung 
erfüllt werben für ein umfaflendered Eintreten viefer größeren Verbände zur 
Ausgleihung der unzureihenden Teiftungsfähigkeit der ärmeren i 

Auf dieſem letzteren Wege wäre alsdann vor Allem Abhulfe derjenigen Uebel⸗ 
ſtände zu ſuchen, welche fich wie vorher erwähnt bezüglich der kleineren Ge⸗ 
meinden ergeben. 

Allerdings wird, was die Wegebaulaſt anlangt, wenigſtens ſoweit es ſich 
um koſtſpieligere Unterhaltungen handelt, auf eine umfaſſende Betheiligung der 
Gemeinden, namentlich in den öſtlichen Provinzen Preußens, noch verzichtet 
werden müffen. Jene hervorragende Betheiligung der Gemeinden bei dem Baue 
und der Unterhaltung chauffirter Wege, welche die franzoͤſiſche Bicmalitäte-Gefe- 
gebung charakterifirt, gehört einem Stadium vorgejchrittener Entwidelung des 
Boltswohlitandes an, welches wir in Preußen, namentlich in den Oftprovinzen, 
no lange nicht erreicht haben werden. Noch ift der Ausbau des Chauffee 
neges im Allgemeinen fo wenig vorgeichritten, daß bei Weitem micht alle Die 
jenigen Straßenzüge chauſſeemäßig bergeftellt find, bezüglich deren Unterhaltung wegen 
ihrer Bedeutung für den größeren Verkehr eine vorwaltende Betheiligimg der 
größeren Berbände naturgemäß wäre. Die Frage der Betheiligung bei Bervoll- 
fändigung des Chauſſeenetzes wird Daher noch Iange zu benjenigen Fragen ge: 
hören, welde die größeren Verbände — Provinzen und Kreiſe — unter fich 
auszumachen haben. Nach dem Entwurf der Wegeorbnung vom 28. Ja⸗ 
nuar 18751) ragt das Gebiet der Kreisſtraßen noch in die undhauffirten 
Wege hinein. 

Dagegen ſcheint mir die Ausbildung eines folden Betheiligungsverhältnifſes 
fiir die Laften des Schulweſens und der Armenpflege, ſchon nad jetiger Sad 
lage ausführbar und geboten. 

Das Elementarſchulweſen leidet unzweifelhaft beträchtlich darunter, daß für 
die ungenügende Leiftungsfäbigkeit der Gemeinden eine Ausgleichung durch die 
größeren Verbände nicht beſteht. Wer jemald mit den Schwierigleiten, mit 
penen die Organifation des ländlichen Elementarſchulweſens in ven öftlichen 
Provinzen zu kämpfen hat, bekannt geworben iſt, dem kann e8 nicht entgangen 
fein, wie ungemein dürftig die Hülfsquellen für bie Lehrer-Dotationen in ven 
ärmeren ländlichen Gemeinden zu fließen pflegen. Die Folge hiervon ift, daß bie 
Lehrerftellen in ſolchen Gemeinden der Hegel nach als Uebergangsftellen gelten, ın 
denen Anfänger gerade jo Lange bleiben, bis e8 ihnen gelingt, fi mit Erfolg 
um eine beflere Stelle zu bewerben; gerade in denjenigen Gemeinden, in denen 
vermäge der ungünfligen Erwerbs: und Bildungsverhältniſſe die intenfiofte Ein- 
wirfung des Schulweſens Berürfniß ift, kommt e8 daher der Regel nach wegen 
des fortdauernden Wechſels ſchon an und für ſich unzureichender Kräfte in den 

qu. Stellen zu feinen gedeihlichen Refultaten. Hier würde fchon eine erhebliche 
Beflerung entftehen, wenn Dienftalterszulagen, welche, wie in Frankreich und Elſaß⸗ 
Lothringen ſich mit entfprechenden Zeitabichnitten fleigerten,, neben den Gehalt 
bezw. dem Beloldungs- Minimum gegeben würden. Dieſe Dienſtalters⸗ Zulagen 
aufzubringen, könnte aber nur Sadye der größeren Verbände fein. Noch mehr 


1) 8 16. Ich eitire ben Entwurf von 1875, da der neuere — von 1876 — mir 
nicht zur Hand if. 
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macht fi die unzureichende Leiftungsfähigfeit der Gemeinden bet der Berforgung 
der dienftunfähig gewordenen Lehrer fühlbar. Noch prävalirt in den äftlichen 
Provinzen Preußens das Emeritirungsfuften, wonad das den abtretenven Lehrer 
zu gewährende Ruheeinkommen aus dem Eintommen der Stelle beftritten wird. 
Es kann dies nur zweierlei zur Folge haben: Unzureidhlichfeit des Gehalts fir 
den neu eintretenden Lehrer, oder, wenn die Gemeinde zulegen muß, vermehrte 
Unerfchwinglichfeit für diefe. Ein geordnetes Penſionsweſen iſt nur möglich, wenn 
daffelbe auf die größeren Berbände und deren vorberrichenne Betheiligung bafirt 
iſt. Daß fir Sculbauten, ſoweit e8 fi um Erfüllung eine unabweisbaren 
Berürfniffes handelt, das ſubſidiäre Eintreten der a Berbände behufs Er- 
gänzung unzureichender Leiftungsfähigfeit der Gemeinden durch gefegliche Normen 
geregelt fein müſſe, glaube ich als eine Eonfequenz des von mir eingenommenen 
Standpunktes nicht noch beſonders hervorheben zu follen. 

Meines Dafürhaltens hat demnach eine zwedmäßige Weiterbildung des 
Elementarſchulweſens die beträchtliche Ermeiterung der Betheiligungspfliht der 
größeren Verbände zur Borausfegung. Noch weit mehr bedarf ed der Erwei⸗ 
terung jener Soncurrenz bezüglich der Laft der öffentlichen Armenpflege. 

Die preußifche Geſetzgebung bafirt Die Regelung jener Laft auf die 
Gemeinde, die fat bezüglich aller Leiftungen in erfter Linie als verpflichtetes 
Subject erſcheint. Die grundfägliche Confequenz konnte indeflen jene® Princip 
nur fo lange fir fi) haben, al8 den Gemeinden bezüglich der Aufnahme ihrer 
Mitglieder eine auf freier Entfchließung beruhende Mitwirkung noch zuftand ; 
mit der Beſeitigung diefer freien Betheiligung ift auch der Verantwortlichfeit 
für die Fähigkeit der Mitglieder, ſich felbft zu erhalten, Die Grundlage entzogen; 
e8 ift die Durchführung der Freizügigkeitsgeſetzgebung, welche die priucipielle 
Baſis der jet noch geltenden Armen-Gefepgebung erichättert bat. Yür die 
fortdauernde principale Verpflichtung der Gemeinden in Anjehung der Armenpflege 
werden meines Erachtens nur noch Opportumitäts-Rüdfichten geltend gemacht werden 
innen. Solde Opportunitäts-Rüdfichten find nun allerving® begründet: Die 
Mebertragung der Laſt auf die Gemeinden bietet durd die Art, in welcher das 
Intereſſe der Gemeinde und indirect das der Einzelnen bei Behandlung der einzelnen 
Armenpflegefälle betheiligt wird, eine Garantie dafür, daß die repreifiven Tendenzen, 
welche auf Berhinderung eines zu erheblihen Anwachſens der Laft gerichtet find, 
m genligendem Maße zur Geltung gelangen. Indeſſen biürfen einestheil® viele 
Tendenzen nicht übertrieben werben und anderntheils bedarf es auf wichtigen Ge⸗ 
bieten der Armenpflege diefer Goncurrenz der Gemeinde nicht, um bein berechtigten, 
auf thunlichfle Einſchränkung ver Armenlaft gerichteten Beſtreben die nöthige 

ng zu fidern. 

Mebertrieben werben die repreifiven Tendenzen in häufigen Fällen Seitens 
der Landgemeinden in einem großen Theile Des preußiſchen Staats. Das In⸗ 
tereſſe der Gemeinde Mitglieder iſt bier zu nahe ‚bei jedem einzelnen Galle be= 

iligt; alle Künfte werben angewandt, die einzelnen Fürſorgefälle den größeren 
einden zuzuwälzen, was vielfadh vermöge der in biefen troß aller Melde⸗ 
vorſchriften der Aufentbaltscontrole fi darbietenden Schwierigkeiten gelingt. 
Diefem Uebel zu feuern, confumirt vielfache Arbeit der Verwaltungsorgane, 
während doc das Refultat ein unzureichendes bleibt. Die hauptſächlichſte Folge 
jener nahen Betheiligung des Intereſſes der Einzelnen ift aber, daß die Lerflungen 
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der Armenpflege häufig auch den mäßigſten Anforderungen nicht entſprechen, welche, 
wenn die geſetzliche Verpflichtung nicht ein todter Buchſtabe bleiben ſoll, an dieſelbe 
geſtellt werden müſſen. Da in Preußen Spezialbeamte, welche ſich mit der Be 
aufſichtigung der Armenpflege befaflen, nicht eriftiven, entziehen ſich derartige 
Fälle häufig der Kenntniß und Einwirkung der Behörden. 

Unnöthig aber ift die Coneurrenz der Gemeinden behufs Feftftellung ber 
berechtigten vepreffiven Geſichtspunkte überall da, wo die Feftftellung und Eon- 
trole des Bedürfniſſes nicht auf allgemeiner Kenntniß und Beurtheilung der 
Berhältnifie, fondern auf technifcher Prüfung beruht. Sie ift überflüffig m 
Gebiete der Irren⸗ und Krankenpflege, bei letzterer wenigftend dann, wenn e& 
fih um Krankenpflege in Anftalten — geſchloſſene Krankenpflege — handelt 
Hier erfolgt die Conftatirung des Bedürfniſſes in ver Hauptſache nad Maßgabe 
allgemeiner Grundſätze durch den Arzt; die Prüfung der Vermögensverhältniſſe 
fpielt nur eine nebenſächliche Rolle. Zunähft für dieſe Zweige der öffentlichen 
Armenpflege wäre die grundjägliche Uebertragung auf die größeren Berbände — 
Kreife und Provinzen — unbedenklich; dad Verhältniß der größeren Städte 
ließe ſich hiebei nöthigenfalls in befonderer Weile vegeln. Da die Paft der 
Unterhaltung der Irrenanftalten und Pflege der armen Irren in der Kegel 
ohnedies bereits Kaft der Provinzen ift, würde fich die Neuerung bier nur auf 
Mebernahme der bis zur Aufnahme in die Irrenanſtalt erwachſenden Koften 
erftreden, Koften, die wenn erhebliche Auslagen für Reife und Bewachung zu 
erftatten find, unfere ärmeren Gemeinden nicht felten in die größte Berlegenkeit 
ſetzen. Radicaler müßte vie Reform bei der Armen-Frantenpflege fein; De 
Einſchränkungen des Princips der principalen Verpflichtung der — 
pflichtigen Gemeinden ſind hier zur Zeit noch ſehr viel geringere. Würde bei⸗ 
ſpielsweiſe die Provinz als dasjenige Subject gedacht, dem die Unterhaltung der 
öffentlihen Krankenhäuſer und die Verpflegung der armen Kranken in denſelben 
zufiele, jo würden vie Koften der Unterhaltung der Sranfenanftalten nicht be: 
trächtlich größer — opulentere Einrichtung würde ſich mit zwedmäßigerer Organ: 
fation compenjiren — fein und dafür jene für die communale und innere Berwaltung 
einen unermeßlihen Ballaft enthaltenden Streitigfeiten über die Fürſorgepflicht 
in Krankfheitsfällen in Wegfall kommen. wilden den Provinzen wiirde ſich 
die durch Wechſel des Aufenthalts vor der Erkranfung in dem einen oder au: 
bern Falle eintretende Vermehrung oder Verminderung der Laft ausgleichen 
und daher Fein Bedenken entgegenftehen, als Grundlage für das Eintreten ber 
Provinz im concreten Falle Lediglich den Aufenthalt zu adoptiren. 

In fernerer Zukunft Liegt die Möglichkeit eines Weitergehens auf dieſem Wege 
im Gebiete der allgemeinen — offenen — Armenpflege. Am meiften würde eine 
intenfivere Controle und eine Einſchränkung der repreſſiven Tendenzen im Ge: 
biete der Waifenpflege von nöthen fein, deren Feiftungen in Preußen,’ wenigftend 
was die Armenpflege der meiften kleineren Gemeinden anlangt, denen in Frank⸗ 
reich weit nachſtehen. Für das übrigbleibende Gebiet des Unterftügungsweiens 
wird meines Erachtens allerdings die Gemeinde niemald von der Tragung dei 
Haupttheild der Laſt entbunden werden können; dagegen Tiefe ſich bei vewoll 
lommnetem Zuſtande der ©emeindeverwaltung und des Gemeinde-Rechnungs- 
weſens eine Betheiligung ber größeren Verbände durch Uebernahme von Duoten 
des Aufwandes für den beregten Zweck denken; diefe Art von Betheiligung 
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würde wenigftend derjenigen ſehr vorzuziehen fein, welche zur Zeit Seitens ber 
Landarmenverbände ftattzufinden pflegt; dieſelben pflegen, jo weit mir befannt, 
den nicht Teiftungsfähigen Gemeinden ihre Subventionirung in der Weife zu 
Theil werben zu laffen, daß fie, jobald der Aufwand der Gemeinde eine be- 
fiimmte Summe überfteigt, ven Mehraufwand übernehmen ; damit wird das In- 
tereffe der Gemeinde bezüglich des weiteren Anwachſens der Armenlaft gänzlich 
befeitigt. Auf jenem Wege würde der unzureichenden Leiftungsfähigfeit der armen 
Gemeinden die erforberlihe Ergänzung in außgedehnterer und zugleih, da das 
Intereffe der Gemeinde erhalten bliebe, in weniger bedenklicher Weile zu Theil 
werben können. 

Aus der Geſetzgebung Frankreichs würde in allen diefen Punkten eine An- 
vegung entnommen werben können, die Grundſätze der preußilchen Geſetzgebung 
und ihre Weiterbildung von neuen Seiten aus zum Gegenftande der “Prüfung 
und des Studiums zu machen; zur Webertragung auf unfere Zuſtände eignen 
fih auch bier die franzöfiihen Einrichtungen bei der gänzlichen Verſchiedenheit 
der bisherigen ‚Entwidelung nit. An diefen Andeutungen über den einzu» 
fchlagenden Weg muß ich e8 bier genügen laſſen; vielleicht gelingt e8 mir, an⸗ 
derweitig auf dieſelben zurüdzulommen und an fie detaillirtere Vorſchläge an- 
zufnüpfen. Letztere an dieſer Stelle folgen zu laſſen, verbieten mir bie vieler Ab- 
Handlung gezogenen Grenzen, welde ſchon in Vorſtehendem erheblih zu über: 
ſchreiten ich durch die Reichhaltigkeit des Stoffes verführt worden bin. 
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Zur Eommunal-Steuerfrage. 





Gutachten 
erſtattet von Dr. Sg. Zürn, Bürgermeiſter zu Würzburg. 


a 


I 


Je mehr in Folge unferer politifchen Entwidlung die Aufgaben der cen- 
tralen Staatöverwaltung wachſen und fi) erweitern, um jo mehr muß auf 
die Entlaftung des Centrums und die Ausfcheidung der nicht dorthin gehörigen 
Geſchäfte Bedacht genommen werben, werm nicht die großen Ziele und Aufga 
n „laufen jollen, unter einem Wuft von Details und Fleineren Dingen Schaden 
zu leiven. 

Es erſcheint daher ganz naturgemäß, daß ber Wirkungstretö der Com- 
munalverbäne fich ſtets erweitert, und daß die Richtung unferer Geſetzgebung 
dahin geht, mehr und mehr Aufgaben von dem Staate an die Communen zu 
übermwetlen. 

Wenn über diefe Richtung namentlih von den mit neuen Arbeiten haupt⸗ 
fachlich betroffenen Rocalgemeinden vielfach laute Klagen erhoben werden, jo Darf 
uns die8 in unſerem Urtbeile um fo weniger beirren, als diefen Klagen in ber 
Regel nur finanzielle Schmerzen zu Grunde Tiegen. ü 

Mit der Uebermetfung neuer Gefchäfte an die Communen wachſen nämlich 
aud die Ausgaben der Lesteren, und wenn nicht gleichzeitig für die Deckungs⸗ 
mittel Fürſorge getroffen wird, fo Liegt darin allerdingd eine gewie Härte, 
weldye die Gemeinden um jo ftärker empfinden, je mehr die an ihr Leiftungs- 
vermögen gerichteten Anforderungen bereitd ohnedies in die Höhe gehen. 

Die Geſetzgebung kann fi fonach im Intereſſe der Billigkeit und aus 
Rüdfiht auf die von den Kommunen zu erfüllenven Verpflichtungen der Frage 
nicht entziehen, wie die Kommunen die zur Beftreitung ihrer Bedürfniſſe erfor- 
derlichen Mittel aufbringen follen. 

Die Communalfteuerfrage bildet nicht allein einen Gegenftand commmunalen 
Intereſſes, ſondern beſitzt zugleich eine allgemeine politifche Bedeutung, da von 
ihrer Wfung die Erfüllung wichtiger durch das allgemeine Cultur⸗ und Staats- 
interefie geftellter Aufgaben abhängt. | 
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Der Geſetgeber wird ſich nun unſeres Erachtens bei dieſem ſchwierigen 
und heiklen Gegenſtand um jo leichter thun, je klarer ex ſich über den Stand 
punft if, von weldem aus die communale Wirffamfeit als letzte Urſache des 
Bedarf an Mitteln betrachtet werden muß. 

Wir begegnen bier der weitverbreiteten Anſchauung, der legte und 
Grund der Commumnalbefteuerung fei in dem Intereſſe und dem Bortbeil, den 
der Einzelne aus dem Sommunalverband zieht, zu ſuchen; dieſes Intereſſe fol 
nach der erwähnten Anjicht nicht blos den Grund, fondern aud den Maßſtab 
für die Steuerbelegung abgeben. 

Wir müſſen Diet Anfiht als eine irrige bezeichnen, da es nad alla 
Gemeinde⸗ Geſ ebungen und nad) der Praxis aller Communen zahlreiche Fälle 
giebt, in denen bei der Steneranlegung auf das Intereſſe des einzelnen Pflichtigen 
abfolut feine Rüdfiht genommen wird und feine genommen werden Tann. 

Es giebt Communalzwede, deren Erfüllung vielm Pflihtigen ganz ger 
gültig ift, und felbft folde, welche die Intereſſen Einzelner im höchſten Gr 
verlegen; und trogdem müſſen auch Lestere zu den Koften des ihnen — 
und verhaften Unternehmens beitragen. 

Ein Brincip, Das uns in zahlreichen und wichtigen Fällen im Stiche läßt, 
verliert damit den Anfprud auf Anerkennung und Gültigfeit. 

Wir glauben denn auch, daß ſich für die Communalbefteuerung ein anderer 
en, als der des rein wirthſchaftlichen Bodens finden läßt. 

Die Gemeinde unterſcheidet fich, abgefehen von Anderen Bezüglich ihres 
Weſens gerade darin von einer Intereſſengemeinſchaft, daß es ſich bei ihr in 
erſter Lin ie nicht um den Vortheil des einzelnen Genoſſen handelt, wãhrend Died 
bei den Wirthichaftsgenofienichaften entſchieden der Ball if. 

Eine Commune befindet fi) erft dann auf der Höhe ihrer Stellung, wenn 
fie ihren Gliedern auch für Zwede Opfer auferlegt, die nur der Geſammtheü 

in ihrer das Leben des Einzelnen überfteigenden Dauer zu Gute kommen. 

Der Meinung, daß die Gemeinde eine meltende Kuh je, der man für 
10 Pfennig Futter geben müfle, um dagegen für 2 Mark Mil zu erhalten, 
kann gar nicht entichieden genug begegnet werben. 

Die Gemeinde hat die ihr zugemiejenen allgemeinen Aufgaben zu erfüllen, 
und die für dieſe Aufgaben nöthigen Diittel find von den Pflichtigen zu tragen 
mit und ohne directen Nuten oder Schaden. 

Damit fol übrigens keineswegs gelagt fein, daß bei der Commumalbe- 
ſteuerung nicht auch darauf Rüdjicht genommen werben bikrfe, ob Jemand von 
einer mit Ausgaben verbundenen Communalaufgabe — 3. B. der Errichtung 
und Unterhaltung einer Bildungsanftalt, dem Flur- und Walbjhug — einen 
Nugen habe; vielmehr nehmen wir an, daß in einem folden alle noch ein 
Grund mehr für eine Concurrenz zu den Communallaften vorliegt. 

Wir fünnen unfere Anfiht dahin zufammenfaffen, daß dad Interefie an 
den Communalzweden im Ganzen oder im Einzelnen nidt als Grund umd 
Maßſtab der Communalbefteuerung zu betrachten, wohl aber bie Heranziehumg 
oder vorzugsweife Belaftung mit einer Communalfteuer Jedem gegenüber be: 
rechtigt fe, der von der Gemeinde oder von fpeciellen Einrichtungen und Unter 
nebmungen derfelben einen nachweisbaren Nugen bat. 
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II, 


Es wurde von und bereitd angedeutet, Daß wir die Commumnalbefteuerung 
als einen Gegenftand gefeglicher Regelung angefehen willen wollen. 

Wir erklären damit, daß wir der Gemeinde-Autonomie auf dem Gebiete 
des Befteuerungswejend nicht unumfchränfte Herrſchaft zugefteben, und daß wir 
bie Gemeindekörper von dem widerlihen Kampf zwiſchen den einzelnen Claſſen 
der Steuerpflihtigen und der DBehelligung mit agitatoriihen Steuerrefornpro- 
jecten verichont ſehen wollen. 

Wir find dabei übrigens meit davon entfernt, eine wmiforme bi8 ins Ein- 
zelnſte gehende geſetzliche Regulirung der Communalabgaben zu verlangen, glauben 
vielmehr, daß bei der außerordentlihen Verſchiedenheit der Berhältniffe in ven 
einzelnen Gemeinden eine ſolche Geſetzgebung nur vom Uebel wire, und daß ber 
gemeindlichen Autonomie und dem echte der Selbftbefteuerung innerhalb eines. 
vom Geſetze beftimmten Rahmens freie Bewegung zu laffen ift. 


III. 


Wenn der Staat in der Steuergefeßgebung und im Vollzuge der Steuer- 
gejege nur annähernd an den Punkt der Vollkommenheit gelangt wäre, jo läge 
wohl nicht8 näher, ald da8 Communal-Steuerweſen einfah mit dem Staatde 
Steuerwefen in der Art zu verbinden, daß lediglich Zufchläge zu den directen 
oder indirecten Staatsſteuern als Communalabgaben erhoben würden. (8 
würde damit von jelbft die Communalbefteuerung allen Reformen und ort: 
ſchritten in der Beſteuerung folgen und jeder Anlaß zu Communalfteuer-Streis 
tigfeiten befeitigt fein. 

Allein nachdem die Vorausſetzung einer vollendeten Staatsſteuer-Geſetzgebung 
nicht zutrifft, läßt fih die Forderung einer ausnahmsloſen Verbindung der 
Communal- und Stantöbefteuerung nicht aufrecht erhalten. Staat und Ges 
meinde ftehen überbie8 in Geldſachen nicht immer auf dent freundlichiten Fuße, 
und würde es namentlid der Staat bei vielen feiner Einnahmsquellen nicht 
gerne fehen, wenn die Gemeinden ebenfalls aus denfelben fchöpfen und damit 
deren Ergiebigkeit für die Staatscaffe beeinträchtigen wollten. Bis zu einem 
gewiſſen Punkte wird man daher den Gemeinden beſondere, von den ſtaat⸗ 
lichen verfchiedene Einnahmsquellen zugeftehen müffen. 

Die wenigften Bedenken erregt e8 wohl, ven Communen Zuſchläge zu den 
directen Staatäftenern zu geftatten. 

Es iſt dies auch die verbreitetfte Art der Communalbefteuerung. 

Die bei dieſem Beſteuerungsmodus auftretende Frage über das Berhältniß, 
in welchem die einzelnen Steuerarten herangezogen werden können, möchten wir 
dahın beantworten, daß das Verhältniß kraft Geſetzes für alle Steuerarten als 
gleich zu beftimmen ſei. Die entgegengefete Anficht beruht auf dem doppelten 
Irrthum, daß die Communalabgaben nad dem Verhältniß des Intereſſes und 
Nutzens, den die einzelnen Claſſen aus dem Communalverband ziehen, umgelegt 
werden follen, und daß ſich Diefer Nuten für ganze Claſſen in eine der Wirk— 
Vichfeit und den Thatſachen entfprechende rechneriſche Formel bringen laſſe. 

Sind bei gewillen Communalunternehmungen beftimmte einzelne Haus: 
oder Grundbefiger nachweisbar mit directem Nuten betbeiligt, oder erfordert 
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ein Communalunternehmen bei feiner Ausführung mitt Rückſichtnahme auf Bri- 
patintereflen einen höheren Koftenaufwand, dann erſcheint e8 nur als recht um 
billig, die treffenden Privatintereffenten mit befonderen Beiträgen (Präripual- 
feiftungen) heranzuziehen. 

Öegen die Zulaflung eines verfchiedenen Steuerfußed für die verſchiedenen 
Elafien der Steuerpflichtigen Tpriht auch der ſchwer wiegende Umftand, daR 
man damit die einzelnen Claſſen der Steuerpflihtigen gegen einander in Be: 
wegung fest, und das ganze Gemeindeleben fchlieglih in einen Kampf zwiſchen 
Hausbeſitzern, Grundbefigern und Gemwerbetreibenden aufgeht. 

Wil man eine Berfchiedenheit der Heranziehung der einzelnen Steuerarten, 
dann beſtimme nur fofort das Gele das Verhältniß; man verſchone aber Dr 
Semetndelörper mit diefer Repartitiott. 


IV. 


Schwieriger als bei den directen Steuern geftaltet fich die Sache bei ben 
Berzehrungs-Steuern, denn bier begegnen wir fogleich der Meinungsverſchiedenheit 
über die Zuläffigfeit ober Unzuläffigfeit diefer Art von Abgaben. 

Ohne und in den principiellen Streit eimzulaffen, glauben wir nur bie 
Bemerkung maden zu jollen, daß e8 eben bier, wie in anderen practiſchen 
Dingen welentlih darauf ankömmt, wie die Sache thatlächlih eingerichtet iſt. 
Es mag eime Steuer wifjenfchaftlih ganz richtig aufgelegt fein und fie fan 
trotzdem 3. B. wegen der nicht mit in Rechnung gezogenen Ueberwälzung eine 
ſchädliche Wirkung äußern; ebenjo mag eine Steuer bei einer gewifien Höhe gar 
sicht empfunden werden, während fie bei Weberjchreitung diefer Grenze emen 
empfindlichen Drud übt. So kümmt bei den Berzehrungöfteuern gewiß unend- 
lid) viel auf deren Höhe und das Erbebungs-Berfahren an. 

Nachdem in vielen bayriichen Gemeinden, zum Theil feit Jahrhunderten, 
ſolche Verzehrungsfteuern eingeführt find, und aud die neuefte Geſetzgebung 
diefe Abgaben zuläßt, kann in dem WUugenblide, wo es fi um eine geſetzliche 
Regelung des Communalfteuerweiend bandelt, die von uns beabfichtigte Dar: 
ftellung der bayriſchen Verhältniſſe und der in Bayern mit den Berzehrunge- 
fteuern gemachten Erfahrungen wohl einige8 Intereſſe für fih in Anſpruch 
— Wir bitten daher, unſerer bezüglichen Darlegung vorurtheilsfrei zu 
olgen. 


V. 


Das bayriſche Gemeinde-Edict vom 17. Mai 1818 und die Berordnung 
vom 22. Juli 1819, „vie Umlagen für Gemeindebebürfniffe betreffend“, geben 
bezüglich der Gemeindeabgaben von dem Grundſatze aus, daß vie indirecten 
Gefälle, insbeſondere der Getreide- und Fleifhauffchlag, zu den primären Ein- 
nahmsquellen der Localgemeinden gehören, und daß erft infoweit Die Gemeinde 
bebürfniffe Hierdurch nicht gededt werden Localumlagen oder Beiträge an Gelb 
oder Naturalien erhoben werben dürfen. 

Bezüglich der Diftrictd: und Kreißgemeinden enthalten die Gefege vom 
28. Mai 1852, „die Diftrict 8⸗ und Landräthe betreffend“, die kategoriſche Be 
ftimmung, daß die erforderlichen Umlagen nad) dem Gefammtbetrag der Directen 
Steuern zu vertbeilen find, und daß bei den Kreißgemeinden ein anderer Mag: 
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ftab nur im Wege des Geſetzes eingeführt werden kann; für die Diſtricts- und 

Kreisgemeinden find daher indirecte Gefälle überhaupt nicht zugelafien. 

In der (Rocal:;Gemeindeorpnung vom 20. April 1869 werben ale 
Dedungsmittel für die Gemeindebedürfniſſe, infoweit die fonftigen Einkünfte der 
Gemeinde nicht ausreichen, die (directen) Gemeindeumlagen, Verbrauchsfteuern 
und fonftige örtliche Abgaben beftimmt. Das im früheren Gemeinbeedict an⸗ 
georbnete jubjidiäre Verhältniß der directen Umlagen zu den Aufſchlägen ift um 
neuen Geſetz befeitigt und find beide Arten von Abgaben vielmehr als gleich 
ftatthafte Dedungsinittel neben einander aufgeführt und zugelafien. 

Ueber die Berbraudsfteuern trifft nun die Gemeindeordnung im 
Weſentlichen folgende allgemeine Beftimmungen : 

a. Die Gemeinden ohne Unterfchied zwilchen Stadt: und Landgemeinden find 
zur Erhebung von Verbrauchſsſteuern befugt, ſoweit nicht Geſetze ober 
Etaatöverträge entgegenftehen. 

b. Als Befteuerungsartifel dürfen im Allgemeinen nur folde Berzehrungs- 
gegenftände behandelt werben, die bereits nach der beftehenden Uebung mit 
einer Verzehrungsſteuer belegt waren; neue, bisher nicht in Uebung geweſene 
Verbrauchsſteuern dagegen können nur mit geſetzlicher Ermächtigung 
eingeführt werden. | 

c. Der Tleifch:, Getreide- und Mehlaufſchlag fteht allen Gemeinden zu, es 
dürfen jedoch bei der Erhebung die durch königliche Verordnung feftgeletten 
Marimalfäge nicht überſchritten werben. 

Zur Einführung oder Erhöhung einer fonftigen Berbrauchsfteuer 
- (mit Ausnahme des Fleiſch⸗, Getreive- und Mehlaufſchlages) ift Miniſterial⸗ 
genehmigung erforberlic. 

d. Die Regelung des Erhebungsverfahrens ift den Gemeinden überlaffen, Die 
zu diefem Zwecke und zur Sicherung und Controle ihrer Auffchläge ort: 
polizeiliche Vorſchriften mit Strafandrohung erlaſſen Können. 

e. Dertliche Auffchläge follen, ſoweit thunlich, nur die Verzehrung innerhalb 

des Gemeindebezirks, nicht Die Production und den Handel treffen. 

. Die Regelung der Rückoergütung des gezahlten Auffchlages ift im Allge- 
meinen der gemeindlihen Autonomie entzogen und erfolgt im Wege könig⸗ 
licher Verordnung. 

g. Endlich wird beftimmt, daß die Beichlußfaflung über Einführung oder Er- 
höhung von Berbrauchäfteuern in Gemeinden mit ſtädtiſcher Berfaflung dem 
Magiftrat unter Zuftimmung der Gemeindebevollmädhtigten (Stadtverord- 
neten), in Landgemeinden der Gemeindeverfammlung zuiteht. 

Hierzu ıft zu bemerken, daß die Gemeinden zur Erhebung von Verzehrungs⸗ 
ſteuern weder gezwungen, noch daran gehindert find, und daß es denfelben unter 
allen Umftänden überlaffen bleibt, ihren Bedarf durchweg nur mittelft directer 
Umlagen durch Zuſchläge zu den directen Staatsſteuern zu deden. 

MWollen fie Berzehrungsfteuern erheben, dann haben fie innerhalb des ge: 
ſetzlichen Rahmens nicht allein die Gegenftände, ſondern auch die Höhe der Steuer 
und das Erhebungsverfahren zu beftimmen. 

Namenilich den Ieterwähnten Punkt halten wir für fehr wichtig, weil 
damit den Gemeinden die Möglichkeit gelaſſen ift, den Handel und der Pro: 
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duction ſoweit freie Bewegung einzuräumen, als dies mit ihren Intereſſen 
vereinbar iſt, und weil damit ein Haupteinwand gegen die Verzehrungsſtenern 
entkräftet werben kann. 


VI. 


Die hauptſächlichſten in den bayriſchen Gemeinden beſtehenden Verzehrungk⸗ 
ſteuern ſind folgende: 

a. der Oetreide- und Mehlaufſchlag, 
b. der Fleiſchaufſchlag und 
c. der Malz: und Bieraufichlag. 

Bon diefen wird der Malzaufichlag zugleich als Staatsauflage (ärarialifder 
Auffchlag) erhoben, während die beiden anderen Aufichläge feit dem Jahre 1819 
nur al8 Communalaufidläge vorlommen. 

Unter den Getreide und Mehlaufſchlag fällt ſelbſtverſtändlich auch der 
Brodaccıd für das in emen Gemeindebezirt mit Mehlaccis eingeführte Brod. 

Außer den genannten Aufichlägen giebt es noch Aufſchläge auf Wein, 
Branntwein, Steinfoblen zc.; wir können dieſelben jedoch wegen ihre8 nur ver- 
einzelten Borfommens bei unjeren weiteren Erörterungen außer Betracht Laflen, 
und und auf den Fleilch-, Mehl- und Malzaufſchlag befchränten. 

Bon den letzteren beſitzen der Fleiſch- und Meblaufichlag die weitefte 
Verbreitung, indem dieſe felbft im einzelnen Landgemeinden eingeführt find, 
während der Localmalzaufſchlag bis jet nur größeren Gemeinden bemilligt wurde. 

Bon ent|cheidendem Einfluffe auf die Beurteilung der Acciöfragen find nun: 

a. die Höhe des Acciſes, 
b. das Erbebungsverfahren und 
c. die Regelung der Riüdvergütung. 

Wir werden daher bei den in das Bereih unferer Erörterung zu ziehenden 
Acciſen auf diefe drei Punkte befondere Rückſicht zu nehmen haben. 

Daber muß aber bezüglich des Einflufjes des Accisſatzes auf den Verkaufs: 
preis des befteuerten Artikels ganz bejonders Gewicht darauf gelegt werden, daß 
man nicht den Acciöfa für fich, jondern au den Werth und Preis des auf- 
ſchlagspflichtigen Gegenftandes ins Auge zu fafien bat. 

Der gleihe Sag per Gentner müßte z. B. beim Fleiih und Roggenmehl 
höchft verichieden wirken; der gleiche Sat wird auch bei dem nämlichen Artikel 
zu verfchiedenen Zeiten, bei verjchiedenem Preis und Geldwerth von verſchiedener 
Bedeutung fein. Bleibt der Accisſatz gleih, während die Lebensmittelpreife in 
die Höhe gehen, jo nimmt die procentale Belaftung des treffenden Artikels ab 
und der Accis wird leichter getragen werden; es fann gerade auf das Iegtere 
Moment bei allen feit einer fehr Langen Reihe von Jahren in gleicher Höhe 
beftehenden Auffchlägen nicht genug Gewicht gelegt werben.‘ 


VII. 


Fleiſchaufſchlag. 


Wie oben unter Ziffer V. litt. o. erwähnt, iſt den Gemeinden die Feſt⸗ 
fegung der Aufihlagsfäge nit unbeſchränkt überlafien, vielmehr erfolgt die 
Veftfegung der Martmalfäge durch königl. Verordnung. 
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Durch eine folde vom 27. November 1875 wird nun der Accis 
1. nah dem Gewichte für importirtes Fleiſch auf 65 Pf. pro Centner, und 
2. nad) dem Stück feſtgeſetzt. 

Der Stüdtarif ift folgender: 


. 4,30 M. vom Ochlen mit 6 Centner und barüber; 

. 2,90 M. vom Ochſen mit geringerem Gewicht; 

. 1,30 M. von einem Stier; 

1,50 M. von einer Kub; 

1,15 M. von einem jungen Rind; 

0,20 M. von einem Bod, einem Schaf, einer Ziege; 

. 0,90 M. von einem Schwein mit 90 Pfd. und darüber; 

. 0,30 M. von einem Schwein mit 30—90 Pfd.; 

0,15 M. von einem Schwein bi8 zu 30 Pfo. 

Bon diefem Tarif kommen in einzelnen Gemeinden Abweichungen nad) ver- 
Ichiebenen Richtungen vor, indem namentlich auch höhere Säge beftehen, was 
mit fönigl. Bewilligung, die im Bedürfnißfalle in der Regel auf 10 Jahre 
ertheilt wird, zugelafien tft. 

Es mag Übrigens der Accis nad dem Gewicht oder nad dem Stück 
erhoben werben, immer bildet der Gewichtstarif die Grundlage, weil der für 
das Stüd normirte Auffchlag immer auf der Gewichtscaleulation beruhen muß, 
wenn er richtig getroffen fein fol. Man Tann daher bei allen Fragen über 
den Fleiſchaccis, bei denen deſſen Höhe in Betracht kommt, kurzweg den nad) 
dem Gewicht beftimmten und zu bezablenden Aufſchlag zu Grunde legen. 

Ebenjo muß man bei einer Vergleihung verſchiedener Stüdtarife den Accis 
unter Annahme gleihen Stückgewichts auf daſſelbe Einheitsgewicht (Centner) 
reduciren. 

Unter der Annahme, daß das Pfund Fleiſch 60 Pfennig‘ koſtet, beträgt 
bei einem Accisfag von 65 Pf. pro Centner die Belaftung des Fleifches etwas 
mehr ald 1 %, und bei dem höchſten unferes Willens zugelaffenen Sag mit 
1 M. pro Centner oder 1 Pf. pro Pfund 1%,, %- 

Während in Bayern der Fleiſchaccis nie mehr als Eine Mark pro Centner 
beträgt, wurde und wird anderwärts, 3- B. in vielen preußiſchen Städten der Accıö 
mit 41, M., in Dresven mit 51, in Mailand, Genua mit 8%/, und in Turin 
mit 9'/, vom Ochſenfleiſch und in manden italienifchen Städten beim Schwein- 
fleiſch jelbft mit 18 und 20 M. pro Gentner erhoben, wozu noch kümmt, daß 
in vielen dieſer Städte neben dem Accis noch eine Narti veſcham und 
Schlachtgebühr in einem Betrage zu zahlen iſt, jo hoch wie der ganze Accis 
in Batern. 

Um ein auf feftem thatſächlichen Boden ruhendes Urtheil über den Fleiſch⸗ 
accis und deſſen Einfluß auf die Fleiſchpreiſe abgeben zu fünnen, müſſen alle 
dieſe Verhältniſſe mit erwogen werden; denn es leuchtet ein, daß die Belaftung 
eines Artikels mit 10 oder gar 20 % Aufichlag und Gebühren eine 
andere Wirkung auf den Preis äußern muß, als eine Belaſtung mit 1 ober 
1°/; %, ur dag die Fleifhaufihlagsfrage an einem Drte mit hohen Accis 
anders fteht, als an einem Orte mit niedrigem Accis, an dein überdies feine oder 
fehr niedrige Markt: und Schlacdhtgebühren zu bezahlen find. 


"En momıo pn 
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Die Erhebung dieſes Acciſes iſt mit Nachtheilen für den Gewerbebetrieb 
und den Handel in der Kegel nicht verbunden, weil bei dem Schlachthauszwang 
und wegen ber Fleiſchbeſchau über die Einbringung und das Schlachten der 
Viehftüde ſowie die Fleiſcheinfuhr ohnehin Anzeige gemadt werben muß, und 
damit die zur Ucciserhebung erforderlichen Thatfachen jehr einfach feftgeftellt und 
controlirt werden können. 

Namentlih kann an allen Orten mit Central-Schlachthäuſern der Vieh⸗ 
handel ohne nennenswerthe Gefahr von allen Beſchränkungen freigegeben werden, 
wie auch thatſächlich die Viehmärkte ohne Störungen auch in allen jenen Stäpten 
abgehalten werden, welche Fleiſchaccis erheben. 

Die Rüdvergütung des Acciſes muß nach der bayriſchen Verordnung ein⸗ 
treten, wenn ein geſchlachtetes Thier in der Haut und ungetheilt wieder aus 
dem Gemeindebezirk hinausgebracht wird. Dies ſchließt jedoch nicht aus, daß 
eine Gemeinde, in welcher der Handel mit Fleiſch und die Sleiihwanrenfabri- 
cation eine gewiffe Bedeutung erlangt bat, den Fleifchfabricanten und Händlern 
den Accis für die fabricirten und. erportirten Waaren zurüdzablt. Ja es fann 
auf Antrag der Betheiligten fogar vom Minifterium die NRüdvergütung des 
Accifes für erportirtes Fleiſch und ausgeführte Fleiſchwaaren angeordnet werden, 
wenn dies im Intereſſe des Handels und der Production geboten erſcheint. 


VIII. 
Getreide- und Mehlaufſchlag. 


Für den Getreide⸗ und Mehlaufihlag gelten nad der erwähnten Ber: 
ordnung folgende Säte: 
a. vom Getreide 
Br; pro Gentner oder 
„„ Hectoliter und 
b. vom Mehl oder eingeführten Brod 35 Pf. pro Centner. 


Höhere Sätze können ausnahmsweiſe vom König bewilligt werben; geſchieht 
dies, jo wird auf die Confumtiondverhältniffe infofern Aüdficht genommen, als 
nur für Weizen und Weizenmehl, dann weißes Brod ein höherer Accis be 
willigt wird, nicht aber für Roggen, Roggenmehl und Roggenbrod. 


Auf den Schrannenverfehr und den Getreivehandel kann dieſer Accis keinen 
nachtheiligen Einfluß üben, weil der Aufſchlag nur von dem eingeführten Mehl 
und nur von dem auf die Mühlen des —— gebrachten Getreide 
erhoben wird. 

Müller und Mehlhändler aber find gegen eine nachtheilige Belaſtung ihres 
Exportgeſchäftes durch die unbedingt angeordnete und zu leiftende Rückvergũtung 
des Aufſchlags geſichert. 

Abgeſehen nämlich von dem nur tranſitirenden und ohnehin accisfreien 
Mehl, muß nämlich der Getreide- und Mehlaufſchlag zurückvergütet werden, 
wenn Mühlfabricate von dem Producenten oder Händler in Uuantitäten, für 
welche bei der Einfuhr ein Aufichlag von mindeftend 30 Pf. in der Gemeinde 
zu entrichten wäre, durch eine und Dielelbe Sendung außgeführt werden, das 
beißt mit andern Worten, für jene Quantitäten Mehl, die im Kleinen Berfehr und ın 
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der Regel von ven Confumenten felbft mit Hinausgenommen werben, tritt bie 
Accis-Rücvergütung nicht ein, wohl aber ift dies tim Intereſſe des Handels und 
ver Fabrication der Fall. 

Wurde der Aufichlag von dem Getreide erhoben und es werden Mühl- . 
fabricate erportirt, jo bemißt fich die Größe der Rüdvergütung nach dem Quan⸗ 
tum, das von dem treffenden Fabricate durchſchnittlich aus dem Hectoliter der 
einzelnen Getreidearten erzeugt wird, und da8 im Voraus von den Gemeinden 
allgemein feftzuftellen und öffentlich befannt zu machen ift. 

Nebenber bemerkt, dürfen die Gemeinden bei der Rückvergütung des Fleiſch— 
und Mehlaufſchlags 5 9, und bei Senbungen, fir melde die Rüdvergütung 
weniger als 2 M. beträgt, 10 Pf. für die Sontroffoften abziehen. 

Abmeichenb von den obigen Normalfägen, wird in einzelnen Gemeinden mit 
königlicher Bernilligung vom Weizen und Weizenmehl ein höherer Aufichlag, 
bis zu 80 Pfennig vom Centner Weizen und 1,14 M. vom Gentner Weizen- 
mehl erhoben. 

Legt man der Procentberechnung den höchſten Aufſchlagsſatz mit 1,14 M. 
für Weizenmehl und 35 Pf. für Kornmehl zu Grunde, fo ergiebt fi bet Ans 
nahme eined Preife8 von 30 M. pro Centner Weizenmehl und 15 M. pro 
Gentner Kornmehl eine Belaftung des Weizenmehle8 mit 3°/,, und des Korn⸗ 
mehles mit 2 %,. 


IX. 
Localmalz- und Bieraufſchlag. 


Bei dieſem Aufſchlag kommen folgende Verhältniſſe in Betracht: 

1. Der Malz: und Bieraufſchlag bildet feine den Gemeinden kraft Geſetzes 
zuftebende Abgabe; deſſen Einführung und Erhöhung fett vielmehr Miniftertal- 
genehmigung voraus. 

2. Da der Malzaufichlag zugleih ein Staatögefälle ift, ftellt fich ver 
Communalmalzaufihlag für das innerhalb einer Gemeinde verfottene Malz 
als ein Zuſchlag zu dem Aerarialaufſchlag zu Gunften ber treffenden Ge— 
meinde bar. 

3. Die mit der Erhebung und Controle des Staatsmalzaufſchlags be- 
trauten Staats-Finanzorgane bejorgen zugleih die Erhebung und Eontrole des 
Localmalzaufſchlags. Es kann Daher der letztere feine weitere Beläftigung oder 
Erſchwerung des Verkehrs, der Production und des Handels im Gefolge haben. 

4. Bon dem aus einer andern Gemeinde eingeführten |. g. fremden Bier 
wird der Localmalzaufſchlag bei der. Einfuhr nad dem Hectoliter berechnet und 
bezahlt ; die Controle und Erhebung dieſes Aufichlags, bei dem das Stantsärar 
nicht betbeiligt ift, erfolgt Lediglich durch die Gemeinden und deren Organe. 

5. Bildet ein Artikel einen Gegenftand der Verzehrungsfteuer des Staats 
und der Communen, fo muß man bezüglich der Wirkungen der Befteuerung auf 
den Preid die beiden Steuern zuſammen ind Auge fallen, weil e8 für den 
Conſamenten im Schlußeffect ganz gleichgültig iſt, ob die Steuer in eine oder 
in mehrere Caſſen fließt. 

Der Staatsmalzaufichlag beträgt nun vorm Hectoliter ungebrochenen Malze 8 
ohne Unterfchied zwiſchen Trocken- und Einfprengma 4 Mart. 


198 G. Zürm. 


Den Gemeinden ift der Aufihlag in verfchiedenen Größen von 1 M. bis 
1.95 M. bewilligt; den höchften bemilligten Sat angenommen, beträgt die Steuer 
auf 1 Heceoliter Malz jonah 5 M. 95. 

Die Belaftung des Biered hängt nun nicht allein von der Größe des 
Malzaufihlags, fondern auch von der Gußführung ab. Es kann nämlich aus 
demfelben Quantum Malz eine größere und eine Heinere Quantität Bier geſotten 
werden und wird fich ſohin die ſchließliche Belaſtung des Biered um fo niedriger 
geftalten, je geringeren Malzgehalt das Bier befigt. 

Unter der Annahme, daß aus 1 Hectoliter Malz 200 Liter Bier gebraut 
werden (es entipricht Died annähernd der früher vorgejchriebenen Gußführung 
und der in Münden üblichen Braumeife), trifft auf Das Hectoliter Bier em 
Staatsauffhlag von 2 M., ein Communalaufldlag von 50—974, Pi. 
fohin im Ganzen von 2,50— 2,971, M. 

Nachdem das Liter Schenkbier zur Zeit mit 22 Pf. angefegt werden kann, 
ergiebt fi, daß das Bier mit einer Marimal-Verzehrungsfteuer von circa 
13 9%, belaftet ıft. 

6. Von dem |. g. freinden Bier beträgt der Tocalaufichlag bei der Einfuhr 
per Hectoliter zwilchen 66 Pfennig und 1,31 M., was mit Hinzurechnung 
des Herarialaufichlags von 2 M. einen Marimalaufihlag von 3,31 M. per 
Hectoliter und 3,3 Pf. per Liter ergiebt. 

Da die fremden Biere wegen ihrer befferen Qualität mit 30 Pfennig per 
Liter ausgeſchenkt werden, fo dürfte fi) annähernd derjelbe Procentjag in ber 
Belaftung ergeben, wie beim einheimiſchen Bier. 

7. In die Befteuerung des Malzes und Biere für Communalzwede 
irielen übrigens auch die Beftimmungen de8 Zoll: und Handelövertrages vom 
8. Juli 1867, fowie der Zolltarif vom 1. October 1873 herein, weshalb dieſe 
Verhältniſſe kurz erwähnt fein follen. 

Artitel 5 IL, 8 2, Abf. 2 des erwähnten Zoll: und Handelsvertrages 
beftimmt nämlich al8 den Maximalſatz des im Vereinsgebiet zuläffigen Xera- 
rialaufſchlags den Betrag von 1 Rthl. 15 Spur. von ber Ohm Bier zu 
120 Quart Preußiſch, was circa 3 M. pro Hectoliter Bier ausmacht. 

Ferner wird in $ 7 1. c. Abf. 5. beftummt, daß die Befteuerung des 
Bieres für Communen mehr nicht als 20 %/, des höchften zuläffigen Aerarial- 
auffchlags betragen dürfe, wovon nur jene Communen ausgenommen find, die 
bereitö eine höhere Abgabe erheben. 

Hiernach kann der ‚örtliche Bieraufſchlag m Gemeinden nur bis zum 
Marimalfag von 60 Bf. per Hectoliter Bier oder 1,20 M. per Hectoliter 
Malz zur Einführung fommen. 

Dabei enthält der erwähnte Zoll- und Handelsvertrag die weitere Beichrän- 
fung für die Gemeinden, daß die Pocalauffcläge ausnahmslos fir jene aus- 
ländiſchen Verzehrungsgegenftände, welche mit einem Zoll von mehr als 1,50 M. 
pro Gentner belegt find, für unzulälfig erklärt find. 

Da nun nad Nr. 25 des Zolltarif8 ausländiſches Bier mit einem Zoll von 
2 M. pro Eentner oder circa 6 M. pro Hectoliter belegt ift, darf feine Ge- 
meinde von ausländiihem Bier eine Abgabe erheben. Es können daher nament- 
lich die in Groge kommenden böhmischen und Wiener Biere mit einem Local 
auffchlag nicht belegt werben. 
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8. Die Mebergangsabgabe von Malz beträgt in Bayern entfprecyend dem 
Zollvereinsvertrag eben fo viel, wie vom inländischen Malz, nämlıh 4 M. 
pro Hectoliter; die Uebergangsabgabe für Bier 2,50 M. pro Hectoliter. 

Es erjcheint diefer Sag gegenüber der obigen für das einheimiſche Bier auf: 
geftellten Berechnung mit 2 M. pro Hectoliter um deswillen nicht als zu hoch, 
weil die Erportbiere viel ftärfer eingejotten find und der Malzgehalt daher per 
Hectoliter ein bedeutend größerer ıft, als bei dem oben vorausgeſetzten einhet- 
milden Schenkbier. 

9. Bon den in Frage ftehenden Verzehrungs-Gegenftänden beſitzt neben 
dem Mehl das Bier hauptfählih die Eigenfchaft eines Ausfubrartifeld und hat 
deshalb und bei der Höhe des Aufſchlags bezüglich feiner die Frage der Auf: 
Ichlags-Rüdvergütung eine erhöhte Bedeutung. 

Diele iſt nun dahin geordnet, daß die Nüdvergütung eintreten muß, wenn 
das Bier, fei e8 in das Ausland oder, was den Localaufichlag betrifft, in einen 
anderen Gemeindebezirt auögeführt wird. 

Selbftverftänplih fteht der Rückvergütungsſatz in einem beftimmten Ber- 
hältniß zu dem gezahlten oder dem nach der üblihen Brauweiſe fich berechnen- 
den Aufſchlag. Wer Malz verfteuert bat, und Bier ausführt, kann felbftver:- 
ſtändlich den für das treffende Bier gezahlten Auflchlagsbetrag nicht beweiſen; 
e8 muß daher ein gewifjes Verhältniß zwiſchen dem verfteuerten Malz und 
dem daraus gejottenen Bier angenommen werben. 

Das Malzaufihlagegefeg vom 16. Mai 1868 beftimmt nun in Art. 11 
bezüglich der Rüdvergütung des aerarialiihen Malzaufichlags Folgendes: 

„Wird im Inlande erzeugte® Bier in Gebinden in das Ausland aus- 
geführt, jo bat der Ausführende für jede Sendung, welche mindeftens einen 

Eimer (68 Liter) beträgt, Anſpruch auf Rüdvergütung des Malzaufſchlags.“ 

„Der königl. Staatsregierung bleibt e8 überlaffen, durch beſondere 

Verordnung die Höhe des Rüdvergütungsfages und die desfalls notwendigen 

Siherungsmaßregeln zu beſtimmen.“ 

Im Bollzuge diefer gefeglihen Beitimmung wurde num durch Verordnung 
vom 7. November 1875 der Rückvergütungsſatz auf 1,60 M. vom Hectoliter 
braunen und 80 Pf. vom Hectoliter weißen Bieres feſtgeſetzt. 

Terner beftimmt die Verordnung vom 30. November 1875 über die 
Rüdvergütung des Localmalzaufichlagd der Gemeinden: 


„Wird aus einer Gemeinde, in welcher der Localmalzaufſchlag mit 
1 M. vom Hectoliter Malz zur Erhebung kömmt, Bier in Gebinden 
ausgeführt, jo beträgt die Nüdvergütung vom erportirtn Bier 35 Pf. 
vom Hectoliter braunen und 20 Pf. vom Hectoliter weißen Bier. Be— 
trägt der Rocalmalgaufihlag mehr als 1 M. vom Hectolitr Malz, fo 
Bat ſich die Rüdvergütung nach Verhältniß dieſes Mehrbetrages gleichfalls 
zu erhöhen.“ 
Gegen diefe Rückvergütungsſätze wurde bis jetzt won Seiten der Brauer 
feine Einwenbung erhoben, und darf daher deren Nichtigkeit und Billigfeit wohl 
als feftftehend angenommen werben. 
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X. 


Bei Beurtheilung der communalen Verzehrungsſteuern kommen die Interefien 
der Gemeinde, jene der Steuerzahler, dann die des Handels und der Production 
in Betradt. Um nun zunädft ein Bild über das Verhältniß der hauptfächlichiten 
Berzebrungsiteuern zu den directen Umlagen zu gewähren, lafien wir auf Grund 
der Rechnungsergebniſſe de® Jahres 1872 und für Münden des Jahres 1875 
eine Meberjicht bier folgen. Es wurden dabei die geleifteten Rüdvergütungen 
in Abzug gebracht, fo daß die Ziffern die Einnahmen unter Abrechnung der 
Rückvergütungen ausweiſen. 


Ueberſicht über die Gemeindeeinnahmen aus den directen Um— 
lagen und den hauptſächlichſten Verzehrungsabgaben. 


— 











Verbrauchsfteuern 








— Directe 
— Umtagen Mehl | Si Bir | Xotal 
— ee ne ee, A__M — — 

München unbefannt 92.365 | 98.660 | 614.463 | 805.431 
Nürnberg 227.513 | 108.595 41.506 | 115.290 | 265.391 
Augsburg 107.522 | 45.404 | 21.832 | 128.987 | 196.223 
Würzburg 82.245 43.310 38.860 | 67.243 | 149.913 
Regensburg 54,479 21.573 17.550 65.611 | 104.734 
Ansbach 9,401 9.097 4.525 13.183 | 26.805 
Aſchaffenburg 10.300 — — — 23.800 
Bamberg 40,000 13.551 16.346 54.540 | 84.437 
Bayreuth 14.617 7.000 5.000 36.206 | 49.206 
Erlangen 13.028 9.122 4.050 18.352 ı 31.524 
Dintelsbüpt — — 905 | 4.071 | 4.976 
Hof 24.424 21.497 | 23.818 | 45.818 
Kempten 16.390 8.206 | 4.661 | 17.826 | 30.693 
Kitzingen 9.676 — | 8.392 8.392 
Landshut 15.999 4.486 4.857 19.766 | 29.109 
Lindau 7.242 6.159 | 9.624 15.783 
Neuburg 3.740 5.075 | 2.872 8.524 | 16.471 
Paſſau 17.271 7215| 4217 | 17.779 | 29.211 
Ingolftadt 6.732 7.000 19.085 | 26.085 


Die vorftehende Ueberficht zeigt zunächſt, daß in allen größeren Gemeinden 
Bayerns Auffchläge eingeführt find. 

Der verſchiedene Einnahmsbetrag — nicht allein auf der verſchiedenen 
Einwohnerzahl der treffenden Gemeinden, ferner auf der beim Bierverbrauch 
einen wichtigen Punkt bildenden verſchiedenen Zuſammenſetzung ber Bevöllkerung 
und der verſchiedenen Lebensweiſe der Bewohner, ſondern auch auf der Ber⸗ 
ſchiedenheit der Tarifſätze, nach welchen die Aufſchläge zur Erhebung kommen. 
Es geht aus dieſer Ueberſicht aber weiter hervor, daß die Einnahmen aus den 
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Verbrauchsſteuern einen höchſt wichtigen Factor im Gemeindehaushalt ausmachen 
und ſehr häufig die Hauptfinanzquellen der Städte bilven. 

Ferner kann conftatirt werben, daß bis zur Stunde noch feine einzige 
Semeindeverwaltung des rechtörbeiniichen Bayern auf den Gedanken verfallen 
ift, dieſe Finanzquelle aufzugeben und den hierdurch entftandenen Ausfall in ber 
Caſſe duch Erhöhung der directen Steuern zu decken; vielmehr gebt die 
Strömung in den bayrifhen Gemeinden unzweifelhaft dahin, die vorhandenen 
Berzehrungsfteuern in der feitherigen, örtlich beftehenden Größe zu erhalten und 
da, wo fie noch nicht eingeführt find, die wachſenden Anſprüche an die Gemeinde: 
caffe durch die Einführung und Erhöhung der zuläffigen Aufichläge zu decken. 

Um die tiefgehende, innere Bedeutung der Aufichläge für die Lebenstbätigfeit 
der Communen zu erfennen, müſſen wir übrigens nod die Trage aufmwerfen: 
Wie kamen die Städte und Stadtverwaltungen zu vielen Auflagen und wozu 
hat man die Einnahme aus vdenfelben verwendet? In dieſer Hinficht Tann 
nun al8 nahehin allgemeine Regel angejehen werden, daß die Gemeinden ent⸗ 
weder aus Noth zur Berzinfung und Tilgung ihrer Schulden oder zur Schaffung 
bebeutender gemeinnüßiger Unternehmungen, für welche andere Mittel fehlten, 
die Aufichläge einführten und allmäblıg erhöhten. 

Die Aufichläge haben, es läßt fi) dies mit unbebingter Gewißheit aus- 
iprechen, in eminent ſegensreicher Weife für die Städte und deren Entwidlung 
gewirkt und wenn es den bayrifchen Städten gelungen ift, ihren durch die fran- 
zöflichen Kriege zerrütteten Haushalt wieder in Ordnung zu bringen, den ihnen 
geftellten Aufgaben zu genügen und ven an eine raſche Entwidlung geftellten 
großen Anforderungen gerecht zu werben, jo muß dies zunäcft den aus ben 
Aufſchlagsgefällen geflofienen reihlihen Einnahmen zu Gute gejchrieben werben. 
Wer die Verhältniſſe nur einigermaßen kennt, weiß, mit welchen Schwierigkeiten 
zu fämpfen ift, wenn fir aufßerorbentliche Bedürfniſſe die Mittel aufzubringen 
find; bier Alles auf den guten Willen und die Einfiht der Steuerzahler anlommen 
zu lafien, würde in den meiften Fällen einem Berzichte auf die gute Sache gleid;- 
fommen. Als die bayriihe Staatsregierung unter dem Einfluſſe nicht näher 
zu fchildernder Umftände mit dem Plane umging, den Städten die Einnahmen 
aus den Palins zu kürzen, erhoben ſich gegen ein ſolches Vorhaben die 
fämmtliden betheiligten Gommunalverwaltungen mit einer feltenen Ein= 
muthigkeit und ebenfo wärbe e8 bei jedem neuerlichen Verſuche ähnlicher Art 
geben. Daß die Gemeinden mehr Bedurfniſſe als Dedungsmittel befigen, ift 
nicht erft eine Erſcheinung der fortgeichrittenen Neuzeit. Es kam dies früher 
ebenfo vor; allein die Mittel wurden leichter aufgebracht, indem man entweder 
einen Aufichlag einführte, oder zu ven beftehenven Aufichlägen einige Kreuzer 
binzufügte und fo wieder das Gleichgewicht herſtellte. Yet, nachdem jeder 
Gulden oder Thaler Mehrbevarf durch Erhöhung der directen Umlagen auf: 
et werden muß, verurſacht jedes mit einer Umlagenerhöhung verbundene 

ommunalunternehmen eine mit der wirflihen Einnahme in gar feinem Ber: 
bältniß ftehende Aufregung. Nichts wäre auch unrichtiger, ald die Unluft zur 
Steuerzahlung nur den weniger einſichtsvollen Bürgern zuzufchreiben und von 
dem beſſeren Theil der Gemeindeglieder eine größere Opferwilligfeit vorauszu- 
ſetzen. Der Gelobeutel ift eben ein Punkt, an welchem felbft der jonft Ein- 
ſichtsvollſte eine unrechte Empfindlichkeit befikt. 
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Zu Gunften der communalen Verbrauchsſteuern ſprechen, abgejehen von 
ihrer Ergiebigkeit und ihrer fteten Zunahme, noch folgende Verhältniſſe. 

Jede Gemeinde befteht aus einer Anzahl ſeßhafter Einwohner, Die zu den 
Directen und indivecten Auflagen beigezogen werden können. Außerdem befindet 
fi aber in größeren Gemeinden eine bewegliche Bevölkerung, der mit Directen 
Steuern nicht beizulommen ift, obgleich dieſelbe die Vortheile des Communal⸗ 
verbande® wenigftens zum Theil mitgenießt. 

Es ericheint nun gewiß nicht als unbillig, von dieſer Claſſe der ſtädtiſchen 
Devölferung, die jogar mande Ausgabe auf Verkehr, Beleuchtung, — 
verurſacht, gleichfalls einen Beitrag zu den Communallaſten zu erheben, wos 
aber nur durch die Verbrauchsſteuern geſchehen kann. 

Durd die Verbrauchsſteuern wird der Kreis der Steuerpflichtigen emer 
Stadt jehr erheblich erweitert und wird damit bie Steuerlaft der anſäſſigen Ge- 
meindeglieder erleichtert. 

Werben die Verbrauchsſteuern aufgehoben und durch birecte Umlagen erfegt, 
jo haben die Einwohner mit ftändigem Wohnſitz nicht allein den auf ihren Theil 
entfallenden Einnahmsbetrag aus den Verbrauchsſteuern, fondern auch den von 
der beweglichen Bevölkerung feither getragenen und nun ausfallenden Betrag zu 
übernehmen, woraus — der Eintritt höherer Belaſtung der anſäſſigen Ein⸗ 
wohner von felbft erklä 

Einen je größeren Bructfeit bie flottivende Bevöllerung einer Gemeinde 
ausmacht, je mehr in Yolge der freien Bewegung die nomadifirende Bevölkerung 
wähft, um fo fchwieriger wird es der ferhaften, die Communalbebärfnifie 
zu bdeden und um fo bringenver tritt das Bedürfniß nad Heranziehung 
= ber Bevölferungsclafie im Wege der Erbebung von Berbraudt 

euern au 

Nebenbei fei auc bemerkt, daß die für die Beleitigung der Stantsauffchläge 
auf Mehl und Fleiſch ſprechenden Gründe bei den Communalaufſchlägen nidt 
in allen Stüden zutreffen und daß daher mit der Aufhebung der Schlacht: und 
Mehlſteuer noch kein zwingendes Präjudiz gegen den Fleiſch- und Mehlaufſchlag 
als Communalabgabe gemonnen if. 


XI. 


Wenn man nun au bie Vortheilbaftigkeit der Verbrauchsfteuern für bee 
Gemeindecaffe zugiebt, fo glaubt man doch diefe Einnahmsquelle wegen ihrer 
angeblichen Ungerechtigkeit jowie wegen Vertheuerung der Lebensmittel verwerfen 
zu müſſen. 

Was die Gerechtigkeit der Steueranlage betrifft, fo Dürfen wir wohl fragen, 
wie es denn in biefer Beziehung mit den birecten Steuern ausſieht? 

ö Sr beiteht bis zur Stunde eine einzige volllommene und abjolut gerechte 
Steuer 

Um bie angebliche Ungereditigfeit der Verzehrungsſteuer in das vechte Licht 
zu fegen, wird die Cache fo bingeftellt, al8 ob ſtets der Confument "des fleuer- 
baren Artitel8 den Aufichlag bezahle und als ob namentlich die beftenerten 
Lebensmittel beim Wegfall der Steuer billiger würben. 

Scheinbar verhält fih Die Sade allerdings jo, daß ber genen 
von Demjenigen bezahlt wird, der Das Fleiſch kauft und verzehrt. 
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bie8 um deswillen nur fcheinbar der Fall, weil die Möglichkeit der Ueberwäl- 
zung beftebt, von welcher namentlich bei den Arheitslähnen Gebrauch gemacht wird. 

Schlieplich bleibt die Verzehrungsſteuer auf Brod und Fleiſch ꝛc. nicht an 
Demjenigen hängen, der das meifte Brod und Fleiſch negefien, jondern an Dem: 
jenigen, der überhaupt am Meiften verbraucht hat. Ein Nentier, der 20,000 M. 
für feinen Haushalt ausgiebt, zahlt in Wirklichkeit nicht blos den Aufichlag 
für das Fleifh und Brod, das er, feine Frau und feine Kinder verzehrt haben, 
ſondern er zahlt auch den Aufihlag für die Conſumtion feiner Dienerichaft, 
Taglöhner und aller Iener, die für ihn gearbeitet oder ihm einen bezahlten 
Dienft geleiftet haben. | 

Wie wenig ferner ein mäßiger Aufichlag die im Fleinen Verkehr zu zahlen: 
den Preife alterirt und wie fiher bei Aufhebung eines beftehenven niedrigen 
Aufſchlags der ganze Profit in die Taſchen einzelner Gemwerb- und Handel— 
treibenden fallen würde, mag Folgendes zeigen. 

Am 1. Januar 1872 trat die norddeutihe Maaf- und Gewichtsordnung 
vom 17. Auguft 1868 in Bayern in Fraft. 

Das neue Gewicht war im Verhältniß zum bayriichen (100 Pfd. bayr. 
= 56 Hilo = 112 Pfd. metrifhes Gewicht) um 12 °/, leichter und hätten 
deshalb die Preiſe aller nah dem Gewichte verkauften Lebensmittel um 12 9, 
faßen müffen. 

Wir Haben nun die Preife der bauptlächlichften Yebensmittel in der Stadt 
Würzburg verfolgt und dabei gefunden, daß die kurz vor der Einführung des 
neuen Gewichtes beftandenen Preife wenige Monate nad deſſen Einführung 
wieder erreicht waren und Daß jomit nad einigen wenigen Schwanfungen ein 
Preisauffchlag von 12 %, ohne befondere Umftände eingetreten und zum Vor— 
theil der Gewerbtreibenden durchgeführt war. 

Wir Lafien die bezügliche Zufammenftellung umſtehend folgen; die Preife 
ind nach Kreuzern eingeftellt. 
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Lebensmlttelpreiſe in Wurzburg. 
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6 Pfd. Roggenbrod 27 |264|26 |26%| 28% | 29 
1 Pfd. beft. Weizenmehl] 10 | 92 | 102 111 |11 |104 
1 Bfd. do. ordinär 7|16|7|7)6&|7 


1 Pfd. Roggenmehl 5415 | 5$| 53| 6| 6 
1Pfd.Ochſenfleiſch 20 204121 21 |21 |21 
ı Pfd. Kalbfleiſch 16 |17 |20 |22 }20 |20 
1Pfd. Sammelflifb 18 18 |ı8 [18 [18 18 
1 Pfv. Schweinflifb I20 21 |23 23 |22 |22 
1 MaakWintrbier) I— | — | 7 | 71717 
1MaaßSommerbier)) 7 | 7 — | — — — 


a u U u 
a ww —ırnNnD m) > © OO SS 9 Va DD DD 


1 Pfo. roher Sped 30 |30 |36 30 |30 |30 
1Pfd. geräuh.Sped |40 140 |40 |48 |48 |48 
1 Pfd. Schmalz 40 !36 40 40 [36 |36 
ı Pfo. Yutter 32 |32 32 |32 |32 |32 
1 Pfd. Karpfen 32 |36 34 |36 |36 |30 


ı) Bon 1872 ab tritt das Litermaaß in Kraft. 





| 1872 

Ss Be \otın April! Mai Juni Jull | 
a 

26 |26 |27 

10 |10 |10 

641 64| 6 

s$| 54| 5 

19 |19 |19 

18 |18 |18 

18 |20 |18 
22 |22 22 

A 

30 |36 |36 
48 |48 |48 
32 |32 |32 
28 28 |30 
32 |31 |32 





Sepe| —. | No- | Des 
tem» 


— 
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Ebenſo war das neue Flüffigfeitsmang im Verhältniß von 100 Maaß 
bayriſch = 107 Üter, um 7 9%, Meiner; gleichwohl koſtete das Liter ebenfoviel 
als vorher die Maaß; 7 %, Differenz äußerten jobin im kleinen Verkehr auch 
nicht den allergeringften Einfluß auf den Preis. 

Ein ähnliches Verhältniß zeigte fih ber Einführung der neuen Münz- 
währumg im Jahre 1876, indem man im fleinen Verkehr 1 Kreuzer gleich 
3 Pfennige rechnete und damit einen Preisaufſchlag von 5 9/, bewirkte. 

Es fol damit nur gezeigt werden, daß ein Auflchlag von einigen Brocenten 
in der Wirklichkeit auf die Preife im Kleinen keinen fühlbaren Einfluß äußert 
und daß namentlich die Aufhebung eines ſolchen Aufſchlags nie und nimmermehr 
eine Preisermäßigung für die unmittelbaren Confumenten zur Folge hätte. 
Eolite eine ſolche dennoch eintreten, jo ann mit abfoluter Sicherheit vorher: 
gejagt werben, daß dies nur eine fehr kurz vorübergehende Erſcheinung fein 
wird und die Preife nach wenigen Monaten wieder ihre frühere Höhe erreicht 
haben werben. 

Wollte man übrigens annehmen, daß der Conſument wirflid den Auf- 
ſchlag bezahlt, fo ergäbe fih z. 2. ala Bild: 

Angenommen, der Communalaufſchlag betrage 

a. für 1 Po. Hibh - . . 1 BE, 
b. fr ı Pfd. Bd ... 1 Pf., 
c. fr 1 Liter Br. . ..  1LB, 
jo berechnet fich der von einem einzeln ftehenden Arbeiter per Jahr zu zahlende 
Accis bei einem Berbraud von 
a. 180 Pfd. Fleiſch auf 1,80 M. 
b. 360 Pfd. Brod auf 1,80 M. 
c. 360 Liter Bier auf 3,60 M 
fohin im Ganzen auf 


7,20 Marl 

und für eine Arbeiterfamilie bei einem Verbrauch von 

a. 400 Pfo. Fleiſch auf 4,00 M., 

b. 800 Pf. Brod auf 4,00 M., 

o. 400 Liter Bier auf 4,00 M., 
fohin im Ganzen auf 12 M., mas bei dem einzelnftehenden Arbeiter ca. 2 Pf. 
und bei einem verbeiratheten Urbeiter etwas mehr als 3 Pf. per Tag aus- 
macht. Wer nun etwa glauben wollte, daß ver Arbeiter bei Aufhebung ver 
Aufichläge diefe 7 oder 12 M. Iparen würde, oder Doch wenigftens eriparen 
fönnte, befindet fi in einem großen Irrthum. Wird nämlich der durch den 
Wegfall der Verbrauchsſteuern eintretende Entgang dur directe Communal- 
umlagen gededt, jo wird namentlich der mit einer höheren Hausfteuer zu be- 
legende Hausbeſitzer fich durch Steigerung der Wohnungsmiethe mehr als ſchadlos 
zu balten fuchen und werden die Heineren Confumenten daher auf einem anderen 
Wege erft recht mit einer Mehrausgabe belaftet werben. 

Wir ſprechen e8 als unfere feftefte Meberzeugung aus, daß in allen Ge- 
meinden die Aufhebung längft eingeführter Verbrauchsſteuern zum entſchiedenſten 
Nachtheil der jogen. arbeitenden Einwohner ausfallen wird, daß dieſelben die 
jeitherigen Lebensmittelpreife fortbezahlen, überdies einen beftimmten directen 
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Umlagenbetrag erlegen und zu allem Weberfluß mit einer Miethöpreisfteigermg 
werden bedacht werden. Es muß dies entjchieden betont werden, Damit man 
bei dem vielfach herrſchenden Miftrauen fich bereits im Voraus die Wirkungen 
eines Schrittes klar macht, der nicht felten aus Unkenntniß und in der guten 
Adficht, Die Lebensmittel billiger zu machen, unternommen wird und Dam 
ſchließlich eine ganz andere als die beabfichtigte Wirkung im Gefolge hat. 


XI. 


Einen Haupteinwand gegen die Berbrauchäfteuern glaubt man ferner in den 
Nachtheil finden zu können, weldye diefe Steuern und die damit verbundenen 
Controlmaßregeln der Production und dem Handel zufügen. Wir mollen bier 
gerne zugeben, daß ſowohl die Belaftung, als die Controle den treffenden 
Gewerb- und Hanbdeltreibenden unbequem find und daß von dem Standpimfte 
aus, als ob dem Handel und der Imbuftrie jo wenig als möglih Unbequem⸗ 
lichkeiten, Dagegen in jever Hinficht aller möglicher Vortheil zugewendet werben 
müfje, die Verbrauchsfteuern zu verwerfen find. 

Allein zugeben fünnen wir nicht, daß die Production und ber Handel 
durch die in Trage ftehenden Steuern wirflid eine dem Gejammtwohl und den 
betreffenden Imbuftrtezweigen im Ganzen nachtheilige Schädigung erleiden. 

Das Wirthichaftögewerbe an fi, dann aber auch die Bäckerei und bie 
Mebgerei find nämlich der Hauptjache nad Localgewerbe, die feine Betriebö- 
ausdehnung nach Außen zulaffen und die daher durch die Aufichläge in ihrer 
Ausdehnung nicht gehindert werben. 

Was aber das Braugelchäft betrifft, fo zeigt fih wenigftens in Bayern 
gerade bei der Bierproduction ein Wachsthum, wie kaum bei anderen Induſtrie⸗ 
zmweigen. Der Staatsmalzaufichlag, der im Jahre 1843 noch mit 5 Millionen 
Gulden etatifirt war, figurirt im Budget pro 1874/75 mit 10 Millionen und 
im Budget für Die Periode 76/77 mit 11 Millionen 200,000 Fl. Das 
bayriihe Bier bat ſich troß des Aufſchlags einen Weltruf verihafft, während 
die Bierfabrication in Rändern ohne Malzaufichlag feine Bedeutung befigt. 

Die Controlmaßregeln bei Communalaufihlägen laſſen fib auch anders 
treffen und erecutiren, als bei den Staatöverzehrungäfteuern umd mander Ein: 
wand gegen Letztere trifft vaher bei den Exrfteren nicht zu. Die Gemeinde kann 
jehr gut den auf auswärtigen Abſatz arbeitenden Producenten und dem Kauf 
mann, der in feinem Geſchäfte eine georonete Buchführung befigt, Erleichterungen 
gewähren; dies kann und thut aber der Staat nicht; man kam je nach den 
örtlichen Verhältniſſen bie Rückvergütung regeln und damit bie finanzielle Be 
laftung des Ausfuhrartifeld befeitigen u. |. w. Das fletige Wachien ver 
Erträgniffe aus den Berbrauchöfteuern deutet wenigftens fo viel an, daß Handel 
und Production in den bayriſchen Gemeinden unter den dortfelbft eiugeführten 
Auffchlägen bis zur Stunde noch nicht gelitten haben. 


XII. 


Tür die landesgeſetzliche Regelung der communalen Verzehrungsſteuern 
enthält der Zoll- und Handelsvertrag vom 8. Juli 1867 aufer ben bereit 
oben erwähnten noch folgende maßgebende Beftimmungen : 

a. Die Erhebung von communalen Verzehrungsfteuern, jet e8 durch Zu: 
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ſchläge zu den Staatsſteuern oder für ſich beflehend, foll nur für Gegenftänbe, 
die zur örtlichen Confumtion beftimmt find, bewilligt werben. 

b. Zu den zur örtlichen Confumtion beftunmten Gegenftänden, von welchen 
die Erhebung einer Abgabe für Rechnung von Communen allein ſoll ftattfinden 
bihrfen, find allgemein zu vechnen: 

1. Bier, 

2. Eifig, 

3. Malz, 

4. Cider, 

5. die der Mabl- und 

6. die der Schlachtfteuer unterliegenden Erzeugniſſe, 

7. Brennmatertalien, 

8. Marktvictualien, 

9. Fourage, 

10. Wein, jedoch nur in denjenigen Theilen Deutjchlands, welche zu ben 
eigentlichen Weinlänvern gehören, 

11. Branntwein, foweit hiervon in einzelnen Orten des Zollvereinsgebiets 
bereit8 eine Communalabgabe erhoben wird oder nach ber beftehenden 
Geſetzgebung nicht verfagt werben kann; endlich 

12. von allen jonftigen Gegenftänden, von welchen zur Zeit des Vertrags⸗ 
abſchluſſes in einzelnen Orten Communalabgaben thatſächlich zur Er- 
bebung kommen; dieſe follen jedoch bei pafiender Gelegenheit bejeitigt werben. 

Zugleich werden für die Localauffchläge von Bier, Wein und Branntwein 
Marimalfäge beftimmt, während dies für die übrigen oben aufgeführten Gegen- 
fände nicht geſchieht 


XIV. 


Unfere Anfiht über die Communalabgaben können wir, inſoweit es ſich 
um die Berzehrungsfteuern handelt, dahin zufammenfaffen : 

1. Wir find fir facultative Zulaffung der Verzehrungsfteuern. 

2. Das Gele bat die Gegenftände, welche in Stadt- und Landgemeinden 
mit einem Aufſchlag belegt werden dürfen, fowie die Aufichlags-Marimalfäge 
zu beftimmen. 

3. Zu Öunften der Production und des Handels bat beim Export möglichſt 
Rücdvergütung zu erfolgen. Die Bezeichnung der treffenden Gegenftände, dann 
er Rücvergütungsfäge erfolgt durch allgemeine Minifterial:Anorbnung. 

4. Den Gemeinden bleibt e8 überlaffen, das Erhebungsverfahren zu regeln 
owie die nöthigen Gontrol- und Sicherungsvorſchriften auf dem Wege von 
Irtöftatuten zu erlafien. 

5. Alle Aufichläge auf andere als im Geſetze bezeichnete Gegenftände hören auf. 

6. Gemeinden, melde ſich im Bezuge höherer als der gefetzlich zuläffigen 
lufſchläge befinden, wird dies für weitere 10 Jahre bewilligt; nad Ablauf 
iefer Zeit tritt das gemeine Recht ein. 

7. Wir fprechen uns jchlieglih im Interefie der Anbahnung einer gemein- 
men deutichen Sommunalgejeggebung für die Aufnahme der Verzehrungöfteuern 
ı das Syſtem der Communalabgaben aus. 
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Ueber Communalverwaltung und Kommunalbeitenerung. 
Bon Dr. &. Heitz in Jena. 


E 


Der Beihluß des Bereinsvorftandes, die Frage der Commumalbefteuerung 
zum Gegenſtand der nächften Verhandlungen zu maden, dürfte auf allgemeine 
Zuftimmung. vechnen. Nicht nur wird dadurd den ſchwebenden gejetgeberifchen 
Verhandlungen reicheres ftatiftifches Material und eine Fülle von Geſichtspunkten 
und Borjchlägen zugeführt, ſondern auch die Wiſſenſchaft darf ſich ſchöne Refultate 
veriprechen. Zunaͤchſt bietet ſich willfommene Gelegenheit, die Discuffion von 1872 
und 1873 über die progreffive Einfommenfteuer wieder aufzunehmen, aber wir 
glauben auch den voransfichtlichen Einfluß des Thema's auf die Steuertheorie über: 
haupt fehr Hoch anfchlagen zu müſſen. 

Um es nämlich ſchon jegt auszufpredhen, jo halten wir dafür, dag man 
künftig nicht mehr von den Vorzügen oder Nachtbeilen dieſer oder jener Steuer 
ſchlechthin wird reden Können. Weit mehr, als das bis jegt üblich war, wird 
man die Aufgaben und Bedürfniffe Der einzelnen Glieder der 
StaatSverwaltung, die Natur der einzelnen Steuern, aber aud 
bie mit deren —— betrauten Organe ins Auge faſſen. Ergeben 
ſich in dieſen vier Beziehungen Aehnlichkeiten und Verſchiedenheiten, Verwandt⸗ 
ſchaften und Unverträglichkeiten, jo iſt es nahezu ſelbſtredend, daß man ihnen 
nachgeht, um feſtzuſtellen, wie weit die Gemeinfamleit und die Verſchiedenheit 
reicht, bis zu welchen Punkten die Wege verbunden, die Elemente diefelben find. 
Erft wenn die innere Natur aller diefer Factoren erkundet iſt, werben fich 
Sclüffe ziehen laſſen. In Bezug auf die einzelnen Steuern und den Staat 
ift dies theilweife geichehen, binfichtlich der Erhebungsftellen und der Gemeinde: 
verwaltung Tiegen nicht viel mehr als flüchtige Andeutungen vor. 

Diefe Lüde wird nun zwar nicht ausgefüllt durch die nachfolgenden kurzen 
Erörterungen, bei welchen ohnehin Manches nur angedeutet werden kann. Auch 
ft nicht das im Plane, allgemein-gültige, unabänderliche Geſichtspunkte zu ge- 
winnen, die ohne Weitereß für das wirkliche Reben maßgebend find. Wohl aber 
möchte ich Damit die Modification rechtfertigen, die ich an dem geftellten Thema 
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anbringe. Iſt nämlich die eben geäußerte Anficht richtig, jo kann man über die 
Sommunalbefteuerung irgend Befriedigendes nur durch die Erforichung der tupifchen 
Eigenihaften des Gemeindehaushaltes und der Gemeindeaufgaben erlangen; erft 
auf Grund diefer Erörterung läßt ſich die weitere Frage über die Nothwendig-⸗ 
keit und Möglichkeit der Anpafjung von Steuern aufwerfen und beantworten. 


Aber auch damit ift das Teste Ziel noch nicht erreicht. Gerade die theoretiſche 
Unterfuhung über die Befteuerung befindet ſich, wenn fie die wirfliden That⸗ 
Sachen erfaſſen und ihnen auf den Grund fchauen will, drei großen Hinderniffen 
gegenüber. Das Erſte ift ein gut geleiteter, gut gefchulter und verhältniß 
mäßig pflihttreuer Beamtenftand. Wo man über ſolchen verfügt, kann gar 
Mandes unternommen und bis zu einem gewiffen Punkte geführt werden, mas 
unter andern Umftänden zur baren Unmöglichkeit wird. Zweitens: es iſt feine 
Steuer fo widerfinnig, jo ungeſchickt angelegt und verwaltet, daß es nicht möglıh 
wäre, fih mit der Zeit an fie zu gewöhnen, ja fo jehr fi an fie zu 
gewöhnen, daß eine Aenderung wie ein Uebel empfunden wird. Das wirthſchaft⸗ 
lihe Leben der Bölfer ift von einer Dehnbarkeit und Fähigkeit der 
Anbequemung, welde aller Berechnung zu ſpotten ſcheint. Man wundert ſich 
3. B. jo oft über das in Frankreich vorherrichende und noch neuerdings erweiterte 
Syſtem von intirecten Steuern. Auf die Mängel und Mebelftände diefer Be 
fteuerungsart kann gewiß Nacdrud gelegt werden, aber e8 wäre thöricht, anzu: 
nehmen, daß diefelben tagtäglid empfunden werden. Ja ich wage die Doppelte 
Behauptung, daß männiglich einen Syſtemwechſel wie eine unwillfommene Neuerung 
empfinden würde und daß ein ausgedehntes, wenn auch nicht ſichtbares Syſtem 
von Steuer-Ueberwälzungen nicht nur zu einer proportionalen, ſondern fogar zu 
einer progreifiven Belaftung der vermöglicheren Claſſen geführt Hat. 


Das dritte Hinderniß endlich ift die innerlihe Abgeichloffenbeit mt 
Folgerihtigleit in der Beſteuerungsgeſchichte jedes einzelnen 
Landes, die allerdings in der eigenthiimlichen Natur der verfchievenen Steuern 
und in den Aufgaben der öffentlichen Verwaltungen wieder internationale Elemente 
enthält. Ohne jene Eigenthimlichteit ließe fih, meiner Anſicht nach, gar nicht 
erklären, daß ganz verfchtedene Steuer-Syſteme in zwei Ländern gleichzeitig befteben, 
die doch wirthichaftlih auf gleichen Stufen ſich befinden, warum hoch entwidelte 
Bölter auf der unvolllommenen Stufe einer Steuer auf Productiondquelle und 
Productionsproceß ftehen geblieben find und höchſtens dieſe Formen zu entwideln 
und fteuermäßig wirkſamer zu verwerthen bemüht waren, warum der Gedanke 
an eine einheitliche, auf wenigen erften Principien berubende Entwidlung Dee 
Steuerwejend aufgegeben werden muß. 

Gerade hierin zeigt fih aber auch der Gegenſatz zwiſchen ‘Theorie und 
Praxis am deutlichhten. Was jene vermag, iſt nicht etwa unbeträchtlich: fie unter: 
jucht das Welen, die VBorausfegung und normale Wirkung der einzelnen Steuer, 
fie fann vielleicht fogar angeben, welche Steuerarten in einer und derjelben Linie 
Ttegen und wie fie hier auf einander folgen. Aber ob der Zeitpunkt gekommen 
fei zu einer Aenderung, ob man unverändert die einzelnen, vielleicht anderwärts 
bewährten Formen zur Anwendung bringe oder fie den örtlihen Verhältniſſen 
gemäß umbilde, vielleiht auch zu vermittelnden Formen greife, darüber zur 
Klarheit zu Fommen, ift ficherlih nur dem Staatsmanne, dem Praftifer vergönnt. 
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In foldem Sinne allein ift daher auch das Nachfolgende gejchrieben. So 
find auch die Verhältniſſe der vier größern weimariſchen Städte nur deshalb zur 
Di herangezogen worden, um mit dem Leben möglichfte Fühlung zu haben, 
wogegen allerving8 die preußiſchen Zuftände — denen doch wohl zunädft das 
Thema zugemendet ift — unberüdjichtigt bleiben mußten. Die ftatiftifchen An- 
gaben dienen auch weientlih nur zur Sluftrirung allgemein befannter Vorgänge, 
nicht als Baſis für ſpecifiſch ziffermäßige Schlüffe. Es kann davon auch bei 
der Gemeinde und deren im wahren Sinne örtlichen Aufgaben nicht die Rebe 
fein. Wenn aljo, um nur ein Beifpiel anzuführen, Weimar für Verſchönerung 
der Stadt, Promenaden zc. jehr erbeblihe Summen aufmwenvet, jo wird das 
Jeder billigen, der gleiche oder ähnliche Beträge bei Apolda und Jena tadeln 
würde. Und vollends verkehrt wäre e8, die Angaben der vier Städte zufammenzu- 
ziehen und einen Durchſchnitt als Beweisgrund zu bilden. — Auch find es nur vier 
Stadtrechnungen, welche mitgetheilt werden konnten, wogegen der verhältnißmäßig 
lange Zeitraum von 25 Yahren — feit Erlaß der neuen Gemeindeordnung — 
nit unwichtig iſt für die Beurtheilung der wechlelnden Aufgaben und Bedürf— 
nifje der Stadtgemeindeverwaltung. Bon diefen Gemeinden aber geben wir aus, 
weil entjchieven bier und nicht etwa bet den Landgemeinden das Kriterium eigner 
Steuerhoheit gefunden werden Tann, das Ergebniß wird fi, wenn richtig, 
auf das platte Land einer: und auf die Kreife zc. andrerſeits Leicht übertragen 
laſſen. Daß nit auch von Eiſenach die wirklihen Jahresrechnungen, fondern 
nur die Voranfchläge benütt find, ift die Schuld einer zu ſpät gemachten Be- 
obachtung über die bedeutenden Abweichungen zwiſchen dieſen beiden Ziffern, was 
aber, aus Mangel an Zeit, nicht mehr bejeitigt werben konnte. 


II. 


Wir leiten die Erörterung über die Gemeindeverwaltung der vier größern 
Städte des Großherzogthums Weimar mit den Zahlen ein, welche die Volks— 
zäblungen von 1852, 1855, 1871 und 1875 ergeben haben, und bemerken nur, 
daß in den 50er Jahren, was bier nur bei Iena und Eiſenach hervortnitt, 
wahrjcheinlih in Folge der damaligen Ehe- und Gewerbegeſetzgebung, alle 
Städte eine Heine Abnahme in der Bevölkerung aufmeifen: 

1852 1855 1871 1875 
Weimar 12,954 12,959 15,998 17,522 
Apolda 9907 10,013 10,507 12,427 
Jena 6033 5987 8197 9020 
Eifenah 10,817 10,719 13,967 16,163. 


Die Zunahme betrug fomit zwifhen 1852 und 1875 bei Weimar 38.5, 
Apolda 25.4, Iena 49.5, Eiſenach 55.9, und bei ſämmtlichen 4 Städten 38.89° 
Procent. 

Wir ſchließen daran die verſchiedenen Tabellen, wobei, unſerm Principe ge⸗ 
mäß, jede Stadt befonver8 behandelt if. Ber Eifenah, wo und nur die 
Kämmerei-Etat8 zur Verfügung ftanden, mußte die Berwerthung der unvollftändigen 
Angaben über außerordentliche Verwendungen unterbleiben, wie denn überhaupt, 
nach den 3 anderen Städten zu fchließen die Etats nur unvolllommene Rechen⸗ 


ſchaft Kiefern von dem wirklichen Gemeindehaushalte. 
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A. Wichtigſte Poften der Kämmerei-Rechnungen 
2 E 2, ER ah n = a 5, 
nes | Sau | ESS | 85 2 33: 
zus | „ES | SE> | 58 = SH 
*55 A + 
— ei son ö 2 
1851 | 1939 4469 298 
1852 2082 | 4576 23859 
1853 | 1795 | 4594 |; 39 
1854 1776 | 4913 | 2 
1855 | 1604 | 5015 | 31% 
1856 2073 | 5177| 3542 
1857 | 2089 | 5214 3402 
1858 2726 | 1429 | 5598 . 10231 | 13854 | 2141 | 5558 | 348 
1859 2871 | 1545 | 4829 | 10437 | 18756 | 2173 | 5785 | 32 
1860 2950 | 1526 | 6573 | 10081 |, 14166 | 2450 | 5996 3885 
1861 3411 | 1660 | 5185 ' 10733 | 14539 | 3224 | 5785 3991 
1862 2938 | 1586 | 6693 ' 10812 | 14988 | 3465 | 5962 | 338 
1863 2966 | 1602 | 6285 ı 11411 | 15409 | 3344 | 6151 | 4MR- 
1864 3257 | 1668 | 7560 : 11960 | 16070 3285 | 418 
1865 2988 | 1785 , 6123 ı 12688 | 16438 3851 , 7128| 4085 
1866 3308 | 1710 | 6427 | 12913 | 19805 4172 : 7397 | 51% 
1867 3910 | 1690 | 7446 | 12410 | 19805 4078 |! 7168 | 4550 
1868 3749 | 1602 | 3737 12287 | 22492 4113 | 7450 ' 49 
1869 3674 | 1569 | 1665 : 12594 | 25717 : 4112 | 7622 | 5134 
1870 3495 | 1527 ; 1050 : 18109 | 26036 | 4222 | 7813 ! 5400 
1871 3245 | 1559 , 2660 ' 13207 | 26477 4470 | 8261! 6%1 
1872 3505 | 1701 | 1989 183910 ! 32173 | 4711 | 8557 679 
1873 3185 | 1807 | 1881 | 14701 | 40781 | 3828 | 8828 549: 
1874 3842 | 1856 | 1663 15829 | 41871 | 4934 | 10773 68 
1875 3782 ; 2058 | 1642 17320 | 48345 | 5166 | 12109 86 
1) Abfolnte 
1851—1855 | 3997 : 909 : 1513 4546 9257 8183! 18899 4713 3959 
1856—1860 ii 4551 ' 2571 | 1580 5698 ! 10191 13807 2185 5546 3 
1861—1865 ! 5542 i 3112 | 1640 , 6359 , 11520 : 15489 3366 | 6297 ! 4010 


1366-1870 | 6662 3627 . 1620 4075 | 12662 29571 4139 | 7478 ı 506 
1871-185 7144 3512 , 1796 1927 | 14993 37929 . 4522 | 9706 618 





2) Relative Zahlen, auf ven Durdfenit 


451° 138,56 27,61 2440: 551 ' 1436 8% 
841. 271 275 3085| 488 1238 80 
340. 1819 2391 3214| 1 1347 84 
339 8,08 24,95, 4446, 6,98 14,93 9% 
273 292 3974  5753' 891 1472 9. 


n 


jun 
8 
= 
yumıh 
RS) 
[3 
D 


1866 
1871—1875 10,83 


3) Verhältniß der fpäteren Ziffern zu ken 





1856—1860 | 113,9 | 282,8 : 101,1 ° 125,2 | 110,1: 168,7 | 1188 | 117,7 187 
1861—1868 | 138,7 | 3423 | 1084 : 1399 | 1244 ' 1893 | 183,0 | 1386 : 195 
1866— 1870 Ä 166,7 | 399 | 1071! 896 | 1868 | 2758 | 2351 | 1587 me 
1871-1875 | 178,7 | 3868 | 1187 420 1619 | 4685 | 2459 | 2059 na 
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er Sta 
z*58 S 28: >) | „85 
= 3 „us | 2 Pie 
| 5 is | 25 | 558 
Bu wur | Sa 
516 | 2407 | gı2 | 447, 190 1288 521 | 3076 ; 25748 | 1919 | 4818 
285 | 3169 | 1253 | 4728 , 348 1832 , 9242 | 3910 | 35576 | 7949 2814 
217 | 3167) 898 : 5318 | 300 | 1147 11210 | 4286 ı 37715 | 19632 | 6975 
348: 9275 | 827 7374| 298 : 1262 739 | 3714 | 35808 | 2620 | 120 
4211 , 3542 | 1556 ' 5892 , 208 2623 167 | 3922 | 32815 | 2039 | 37254 
4313 | 5366 | 3862 , 13894 | 639 , 3019 4683 | 4980 . 50648 | 1960 8152 
5185 | 5092 | 1351 | 7135 . 188. 2483 8258 | 5198 | 41780 | 7021 | 7382 
4153 | 8573 | 692 | 10817 | 1897 ' 2584 73 | 5188 | 47091 : 3185 | 2544 
43938 , 7997 | 857! 8093 | 645 2450 ! 76 | 5069 | 42870 | 7059 | 3704 
4158 | 8006 | 773 7719, 594 2386 291 | 4955 | 41568 | 3104 5049 
4251 | 8190 | 1101, 7785 , 447 , 3654| 544 | 4856 | 45255 | 12453, 5374 
4144 ı 5062 | 2996 | 8842 | 1160 ! 3146 110 | 6150 ! 50046 | 10206 577 
4040 | 5485 | 1499 | 11000 | 1096 8122 | 498 . 4155 | 48528 | 5648 14429 
4094 . 5638 | 1189 | 10864 | 1059 8164 197: 4439 | 49971 | 2362 | 1048 
4000 | 6297 | 2965 | 11980 | 1585 3066 | 300 ° 4920 | 49138 | 1420 | 9559 
3500 ° 6194 | 4121 | 7477 | 1889 3370 : 1873! 4428 | 47565 | 21633 | 2123 
3000 | 6299 | 3686 | 7071 | 283 3412 | 2386 ; 4208 | 45772 | 6109 | 20532 
3600 | 6803 | 5114 | 19223 | 586 8119 8831 | 4858\| 52587 | 3237 | 10175 
3600 , 8197 , 8980 ! 11464 | 544 , 3429 4182 | 4764 | 57640 | 1166 | 18323 
3600 ' 7602 ı 4594 | 8154 , 995 ; 3118 | 1380 | 4825 | 50251 | 8500 | 17200 
3600 ; 7909 | 3998 | 6848 | 317 | 3587 , 1881 | 5154 | 56902 | 5275 | 6803 
3600 | 10982 | 3818 | 10410 | 598 3437 | 1809 | 5398 | 59047 | 3239 | 11252 
3600 10426 | 4275 | 15671 | 740 | 3586 | 1528 | 5836 | 67205 | 9412 | 4800 
3676 . 12118 | 5718 | 28373 | 1333 | 4196 | 8577 | 5451 | 61658 | 12872 | 33854 
3451 | 13773 |, 5921 : 18340 | 3668 : 5140 ° 1049 | 5858 | 85440 | 10282 | 13792 


4430 | 6995 1507 9532 . 780 2584 | 881 44791 
4094 | 6124 : 1880 10094 1069 '3230' 317 518 
3460 | 6907 ' 5289 9278 849 | 3290 ; 2080 | 4616 | 50761 | 8129 ° 18671 
3585 11082 4744 15828 13830 , 3989 ı 1759 | 5438 , 65980 : 8216 138306 


1115 ° 4312 1088 545 254 , 1529: 48376 | 3772 | 33530 6832 , 10256 


ver orbentlichen Ausgaben berechnet. 





3,32 , 12,86 324 | 16,24 . 0,08 ° 4,57 | 1851 11,25 —J — 9059 
99 . 15,62 337 2129 174 577 1,85 11,81 _ - 13 
849 14,78 3,79 | 20,95 ' 2,22. 6,70| 0,65: 988. — j 12,86 
6,84 ' 13,61 10,42 | 18,29 , 1,67 648 4 99: — — 26,93 
54 1673. 72 , 401: 202:66| 267 85 — — 19055 
bon 1851—1855, letztere — 100 gefekt. 

3978 ' 162,2 | 188,5 | 175,1 !307,1 |169,0 | 18,9 | 134,3 | 1 1473) 523 
367,1 | 142,0 | 168,2 | 185,4 |420,9 12112 | 72 | 1269 | 14384 | 98,9 | 60,4 
310,3 | 160,2 | 486,1 | 170,4 |834,3 |214,1 | 464 | 122,4 —— 118,9 | 133,3 
321,5 | 255,8 | 486,0 | 290,7 |528,6 :260,9 | 40,2 | 1442 , 196,6 | 120,3 | 134,6 





214 


18711878 


1851 —1855 


870 
1871—1875 


1 


E. Heitz. 


B Siatigit⸗ Po ſten der Kaͤmmerei⸗ Rechnungen 


Frtrag dee 


_ Mrund« 
| Kinentihbums 


91,3 


IHlafter: 
Gelber 


Weg⸗ und 


borteln 


Gebühren, || 
Strafgelber 


5 


bot 
6 


* 
* 


as, — 

65 je 

[4 Es —* 
I ae Bi Ka f e! 


00 
* 
— 


S 
> 


a8 
a8 


— J =E 

FF 

2735 | 2688 
2137 | 1675 
2379 | 2532 
2708 | 1472 
2930 , 2367 
5308 2363 
4169 ' 3230 
3507 4933 
3086 | 5038 
2930 | 5260 
3191 5107 
3620 | 5416 
4105 | 5895 
4083 | 6763 
4148 | 7652 
3338 , 9377 
2762 9000 
3380 | 14580 
3759 17086 
4400 , 18091 
4856 17504 
5907 , 18378 
6633 , 23805 
6412 | 21733 
7371 | 25501 
2584 | 2168 
3510 | 4268 
4029 | 6167 
3600 | 13627 
6235 | 21384 


' 23,04 ' 19,24 
19,66 | 33 
19.23 | 88 
1321 . 49,99 
17,45 | 59,85 


m m — — — 





— 
zes | * 
eu = | = | 
1206 714 
1324 42° 
1436 361 
1535 28 
1544 357 
2917 374 
27742 449 
2580 83 
2669 19% 
75 33 
2961 382 
2640 191 
2989 5 
3184 3 
4373 7 
714 281 
3779 Di 
3874 593 
3944 556 
3791 560 
a | 530 
597 168 
5262 | 12% 
6211 160? 
6899 502 
1) Alſolnte 
1419 4 | 
72) We v7 us 
300 285 | 
3820 47] 
5507 94 


3) Verhältniß ber fpäteren Ziffern zu denen von, 


130,1 
185,6 | 


' 1858 | 196,6 
1559 | 2844 
1393 | 62385 

"2413 , 9863 


184,6 
2135 
2692 | 
388,1 
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Ueber Communalverwaltung und Communalbefteuerung. 215 


er Stadt Apolda in den Jahren 1851—1875. 


Aufwand 


orbentlicde 


Außer⸗ 
Hußgaben 





| 
| 











Ei 2 6: 27 | — | 10: 9922| 241 6m 
— 11 2299 22| 14 — | 1477 19708 | 4506 = 
— | 150. 912, 215| 1577| — |-1396 11928 | 2360 | 1590 
— 1443 ı 14 | 2554 lii — | 1527: 9074| W038 2155 
— I 1a) ıue2| sel 11) — | uaı 12576 | 9500 | ARD 
— 1692 | 514 4118 494 548 | 1738 14724 4958 2066 
= 1761. 3290 | 5508 | 105 | 576 | 1668 , 19056 | 2100 a1 
— 1 2075' 50681 4914 608! 5191| 1617 ' Moss | 1245| 12% 
— | 182: 1735| 56561 3887| 5900| 1715: 1738| A| 2455 
— | 206 | 756 | 357) 98 | 591 | 1908 | 16008 | 1350 3777 
800 | 2947: 256 3280| 188 | 618 | 1902 | 15071 | 365 | 1745 
600 | 3021 ' 2977 | 3209 | 99 1910 | 17940 | 960 1130 
8300 | 8408 . 16% 3537: 186 | 1052 | 1901 | 19264 | >21 9336 
600 | 4229 | 886 ; 404 | 927 | 1349 | 1905 | 26049 | 277 g86 
800 | 5328 | 1432 | 6499 | 1980 | 1197 | 1946 | 25139 | 905 | 4496 
| 200% | 5300 213 4891 557 | 1259 | 2416 | 23834 | 2710 13095 
1400 5533 | 438 , 4164 168 1497 1915 22600 900 898 
2000 | 68666 389 3377| 516 | 1302 | 2792 | 22887 | 300 1414 
2000 | 6008 ı 147, 8150| 204 | 1298 | 2794 | 22554 | 1279 945 
3000 1278 5001 5001 Ä 241 1573 2144 | 36773 45,0 1253 
3200 | 7680 i 1273. 4908 | 818 | 1308 | 2766 | sı0| — 1112 
2000 | 8247 : 1213. 8888, 675 | 1610 | 2765 | 34 700 , 13734 

1400 | 8208 2945 ; 10998 ' 832 | 1311 | 2788 | 38646 | Ku0 881 

1800 | 9283 ' 1198: 7464 | 656 | 1588 | 2682 | 3574 | 200 4448 

900 | 11288 ° 677; 7487 | 2186 | 1409 | 2400 sm! — 6947 
Durchſchnittszahlen. 

— 1 15861 73038090: 146 — | 1813 11216 4500 ° 3017 

- | 2108| 58 478! 367| 565 | 1728 | 17349 , 2018 3730 

720 | 3786| 1228 4us| 585 | 1089 | 1918 | 20951 | 64 2130 

2080 | 6097 | 1338. 4117 355 | 1885 | 2592 | 2795| Ti al 

1860 | 8930 | 1446 | 7947 984 | 1443 : 27740 | 35731, 308 024 

der orbentlihen Einmahmen berechnet. 
0 U 65 34: 10| — ' 1A1| — 26,89 
0 Tu! 1874: 3655| 205 | 816 4 — 20.89 
348 1807: 586 908 25 Lss au — = 10.21 
I Tel a7 | A| 15, 1800| Sol a — 1225 
| 5321 a9: A Ra 2Zı| LM 77 — . 16.79 
pe (bezw. 18561860), letztere — 100 geſetzt. 

— ; 1826| 3145| 1690| 2318| — | 1816| 159,1| dan 1236 
a7) 1574| 1064 | 3664 — | 1457, 1868| 151 701 
| 8844| 1587 1466 | 2431 | = | 08 2430 | 162 | 1107 
ot 55 1 ee Pr — | 7 | Bl 6 1997 





B 


216 E. Heitz. 
chtigſte Bolten der Kümmerei⸗Rechnungen 


E 














che 


ch 
en 
dungen 





Beſo 





Conceſflon⸗ 
und andere 
Gebühren 
R 8 

Abgab 
Schulgelbe 
Stadti 





— 






Jahrfünft 
186511805 | 268 | 649 820 : 1973: 1995 | 428 1550| 9749 1497 
18561860 32 | 1731 1152 |. 1752 | 2658 | 4625 | 1642 | 2892 | 310 
1861--1865 | 4017 | 2116 . 1325 ' 1706 , 3182 | 5295 : 1689 | 2956: Al 
18661870 | 4648 | 1983 ' 1952 , 756 | 3526 | 1547 | 1954 | 382 28 
1871-1875 : 5426 | 2692 . 1652 120 | 4296 | 13009 | 1900 | 4926 

















18511855 | 2050 5,07: 702 | 9,94 | 15,08 | 38,04 | 12,17 | 21,54 
11 5: 1156 | 884 | 129 | 1816 | 316 | 1122 | 195 
1 2115| 11,74 | 6,99 | 851 | 16,75 2751 | 889 | 1548 
18661870 | 20,65 | 881 5:6 | 336 | 15.66 | 33,57 | 868 | 1550 | 185 
1871-1875 | 1674 | 810| 510 | 087 1928 | 4018 | 586 | 1838 | 11.60 
3) Verhaältniß der fpäteren Ziffern zu 
| 1284 | 2007 | 1250| 180 | 1984| 1098 | 1060 | 83 201 
18611865 | 1529 | 3261 1445 | 1840 | 1658 | 1285 | 1095 | 1067 1751 
1m -1870 | 1769 | 8058 | IE | 205 1833 | 1785 102 | 1968 | 1800 
18711875 | 206,6 | 4041 | 1800 | 94 | 2198 | 3076 | 1280 | 1611 2506 




















Ueber Communalverwaltung und Commmnnalbefteuerung. 217 

er Stadt Iena in den Sahren 1851—1875. 

358 „as 
ss. % 232 
3: EEE 
"4: 8 u23 
ẽ — 
3188; 29 848 1945 | 888 70 184 73512946 | — 318 
a 2 3981 AT 5468 686 90 | 855 | 122900 | — 8177 
2891 | 2396 961 21 | 586 | 626 | 74 891 | 19958 | 9205 ° 8791 
4087 | 2468 ı 0 1084 | 446 | 1128 61 | 876 | 12600 | — ı 4508 
3050 | 2638 : 720 | 686 | 501 36 | 52 | 867 1128701 — : 4191 
3627 | 2622 809 | 292 | 546 | 727, 295 | 951 12887, — 12959 
38994 | 16! su) 111) 6001 771 45 | 1194 | 1897 | — ' 8680 
2519 | 2575 505 | 1940 | 785 | 854 | 147 | 1457 114973 | — : 8820 
2514 | 2657 | 847 | 1100 | 287 | 9982| 161 | 1617 | 1639 ' — ı 4722 
3009 | 2986 1005 | 870 | 2738| 916, 272 | 1714 115508 — |} 945 
2961 | 3588 5156 | 1056 | 680 | 1455 452 | 177 2124| — ' 4050 
2905 ı 3240 2675 1471) 2812 | 916, 140 1727 : 20184 1000 1768 
2916 | sI81 | 7738 | ss | 181 1199 | 22 ll — | 4 
3184 | 8578| 504 | 1826| 687 | 1115 | 171 | 1668 | 16208 | 8801 18 
3239 | 8601. 664 | 6057 | 245 | 1708. 197 | 1612 | 20888) — i 1855 
3245 800 I 6151 | 647 | 1677 | 198 | 1682 | 22858 | — , 1986 
2981 | 4705, 661 | 8812 | 781 | 1308, 194 | 1798 | 20980 | — ' 9580 
3608 | 4790 | 600 | 999 | 637 | 1951! 119 | 2418 | 18980 | — :19816 
3084 | 5211 | 444 | 3960 | 408 | 1294 : 263 | 2584 | 25411 | 3440 , 5702 
2081 | 4629 , 895 | 1556 | 806 | 1112 | 166 | 2384 | 24228 | 140 ı 1238 
3394 | 4912 | 969 | 876 | 287 | 1317 , 363 | 2523 | 24618 | 3740 | 10682 
9344 | 5726 , 560 | 2380 | 227 | 1421) 241 | 3028 | 24728 | 236 |18007 
3410 | 5482 735 | 3543| 205 | 1419 : 308 | 4504 | 31654 | 363 90276 
3328 | 5699 | 4284 | 6964 | 574 | 1518 | 480 | 5846 | 40469 | 7316 | 7873 
3115 | 7005 , 607 | 5976| 245 | 1742 | 566 | 5886 | 40499 |12142 : 4494 
Durchſchnittszahlen. 

8087 | 2410 | 557, 70 48, 861 86 | 846 | 12838 6414288 
3129 2709 | 75: 9 78 0 224 1887 14697 — 718 
3041 | 3587 | 1954 | 2747 983 1266 260 ! 1702 | 18990 266 ' 1448 
2983 | 4771 | 680 | 8295 555 | 1467 187 | 2171 | 22480 716 | 7554 
318 | 5765 | 1488 | 898 812 14838 861 | 4146 , 32892 4919 | 26256 
ber ordentlihen Ausgaben berechnet. 

15 | 1887, 485 578 | 8346| 516| 0,87 6681| — | — | 8350 
2138| 185, 542 645 340 | 574 | 15321 946! — — 468 
16.01 | 18,98 | 10.97 | 1446 | 491 | 666 | 137 | 8,96 | u. | 7,61 
12,28 | 21,20 | 3,08 | 1466 | 247 652| 0838| 9656| — ı — | 88,60 
1025 | 1781 | 44 | 1218 | 096 | 458 | 111 982 — — 8104 
von 1851 —1855, letztere = 100 gefett. 

1018 ' 112,7 | 1429 | 128,5 | 1124 m 60,9 1 1641| — | 1665 
98,5 | 148,9 | 350,9 | 371,7 | 210,8 | 191,6 | 302,3 | 200,9 | 155,7 | 38,8 | 38,8 
96,6 | 198,0 | 122,0 — 123,4 2 | 237 175,2 | 111,7 | 1764 
16 | 289,6 | 357,3 | 5239 | 704 | 2244 | 4174 | 480,1 187 


252.4 | 7674 | 6 





218 E. Hei. 
D. W chtigſte Poſten der Kämmerei⸗Rechnun— 



























= „& E er > “ ‚ 
53 | Jer | 858 Ss | 828 | :% 
IF: su | 885 Ss |35:|:% 

=] 2 

“3 638 | 365 521% 
611 | 1050 |! 1186 305 5153| 5 
609 | 1050 | 1740 | 2590 5371| 18% 
771 | 1100 | 2100 2645 HA 685 
350 | 1100 | 2310 6 2143 5480 95 
400 ! 1100 | 2520 2540 ı 56561 5 
415 | 1200 | 2470 2930. 5819: 95 
428 | 1320 | 2366 2915 : 6009. 9 
4426 | 1320 | 2350 2927 : 5781| Mu 
4374 | 1060 | 2866 2923 | 6092| 3861 
83536 | 680 | 3236 , 5950 , 6955 | 3252 5987, ılsl 
3038 | 842 | 3938 | 5720 , 6955 | 3684 6060 | 1093 
2854 | 800 ! 3110 | 5500 | 7575 | 3852 5969 105 
2888 | 900 : 2618 | 5750 | 10608 ! 3918 | 6018 118 
3303 | 840 | 2943 | 5860 | 11423 | 4139 | 6016 118 
3414 | 950 | 2993 | 6880 | 11321 | 428 : 9210 90 
3125 | 1050 | 3953 | 8470 | 12315 | 4599 ' 11% 
3496 | 1050 | 4011 | 8175 | 12515 | 4835 | 6708: BR 
3524 | 1050 | 28380 | 7675 | 17015 | 4917 | 6851| 1% 
926 | 1000 | 750 | 7675 | 19085 | 4747 771. 168 
924 | 1000 | 750 | 7675 | 18085 | 5004 : 73235 1 11 
1987 | 1050 | 550 | 7975 | 18939 | 5685 7777, 178 
3449 ı 1075 680 | 7975 | 20195 | 6056 8341 ° Ari 
3689 | 1296 725 | 8164 — | 4973 9631 02 





1874 | 4773 | 3222 | 1300 | 735 | 10464 | 25830 | 4809 , 9976 Mi 
1875 1 26977 | 1785 | 1409 | 710 | 11167 | 29992 | 8166 : 12047 | 218 
1) Ahloist 

1851— 1855 | 2576 1080 , 1971 , 5864 6705 2695 , 5452 Sl 
18561860 | 2418 | 2636 | 1116 | 2658 5950 6402 : 2939 5922 ° 9 
1861—1865 | 4326 | 3100 ° 866 . 3119 ° 5932 | 9376 3978 6254 105 
1866—1870 | 8125 | 2399 1030 ı 2369 : 7934 | 15808 4818 , 6959 , lat 
1871—1875 : 8287 | 2816 , 1226 | 680 . 9329 : 24208 5926 ı 9554| ME 


2) Relative Zahlen, auf den Durdigaei 











1851-1855 | 11,18, 2837 | 468 464 ı 2545 | 29,08 ' 1170 23363 42 
1860 | 877: 957 | 405! 965 | 21,61 | 2828 | 1086 2151 IM 
1861-1865 | 1822 | 945 | 264 | 951 | 1810 | 28,57 | 1215 | 19,06 97 
1866-1870 | 19,87 . 4,87 | 252 | 581 | 19,46 | 38,75 | 11,82 | 17.0: 3 
1871-1875 | 14,59 : 996 | 2,16 : 2,00 | 16,44 | 42,64 , 10,45 | 16,88 356 
3) Berhältniß ber fpäteren Zahlen zu denen om 
856-1860 | 937 | 4329 | 108,5 | 1814 | 101,6 | 95,5 | 1912 | 108,7 | 1019 
1861-1865 1379 | 5679 | 80,1 | 1585 | 101,3 | 199,8 | 147.8 1108 
en 215,2 | 4395 | 958 | 1318 | 1854 | 357 | 1797 | 127,7 | 1688 
se | is | sı5o | ıssa | sa | 1598 | sero 20a 
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Stadt Eiſenach in den Jahren 1851-1875. 





























E | 925 | BBa |suue| BE, | 85 | 88 | 25 |388 | Se |28H 
BE | an: 838 Saas ss | 58 | 58 | 35 | 835 | 35 |#> 
se | Sans äs” | 02 | 05 | 08 A| FE 
| 3 6201 350] — | 1600 2136| — | 100 
0! 4115 2700| 80! — | 1560 23725 | 300 | 150 
5| 414 650 | 70 — | 1600 | 23928 | 300 | 150 
0 | 4100 6500| 800 — | 1148 | 23678 | 300 | 150 
9, 4731 600 | 800 | — | 1260 | 23962 | 200 | 574 
W 4485 550 ; 850 | 145 | 1332 | 24259 7200 250 
0 5112 550 ' 900 | 191 | 1472 ı 23898 | 600: — 
0% 5118 550 ' 9001 120 | 5652 | 28509 | 60 | — 
0 5264 500 ! 1145 36 : 5542 | 28847 | 600 1 50 
3 6340 500 | 1145 | 100 . 5174 | 32368 | 500 | 200 
1 6168 560 | 1145 : 100 |; 5168 : 3473 50 — 
7 5902 560 ! 1100 | 100 : 5286 ! 29646 200 | 150 
4 6554 480 | 1786 ' 300 7160 ' 32340 ° 7131 — 
31 619% 725 | 100° — ı 7266 ' 3411 1000| — 
4 7014 | 818 : 2020 12 | 7275 | 37123 , 100 | — 
6 6764 784 | 2053 | 50 | 7638 , 36930 | 5000 | — 
13, 6897 7172 | 2160 | 5350| 7642 : 37139 . 1500 | 5887 
% , 16162 500 | 2200 | 50| 7536 | 5044! — | 20777 
WI 7564 | 486 | 2372 | 100 | 8457 | 39913 | 7000 | 600 
8 7981 | 800 ' 4105 | 1000 ı 2424 | 100 | 8414 | 39912 | 2000 | 5000 
9: 9047 | 900 | 5684 | 7850 | 2751 | 100 | 8477 | 51072 — | 2650 
% v0 3209 | 6987 900 | 2773 | 100 | 8756 | 503834 : 4000 | — 
4 11705 | 1670 | 6849 | 400 | 2770 | 100 | 8793 | 50988 3900 | 1173 
MM 15417: 986 | 11587 ° 300 | 2890 ' 50 |' 8955 : 60874 ı 1900 | 900 
77 16469 | 3327 | 13870 : 9933 | 3040, 25 | 8798 ı 69627 : 357 | — 
Hihnittözahlen. 

50 4156; 840 | 2776| 64, 8144| — | 141 | 23125 


5254 . 659 , 3680 N 988 118 : 3834 | 27576 


0 9050 | 759 | 5295 | 697 | 2242 | 70 : 7937 | 40868 
7 12466 | 2018 | 8995 | 3877. 28345! 77, 8556 | 56789 


ordentlichen Ausgaben berechnet 


10 17,99’ 3,64 | 1204 2718| 8592| — | 68! — — — 
58: 29,10 230 i538 ala fee — — 
8 239AL| 217 15815 191) a2 01 isss — — — 
85 2220 186 1289 171 445 lo — — — 
is 2257 355 1585 Pr 561 01i4 1503 — — — 





1-1855 (bezw. 1836— 1860), letztere — 100 geſetzt. 
21| 126,0 | 784 | 1927 | 822 | 1214| — | 266,0 | 119,6 | 
| 





83 | 1536 | 849 , 1870 | 975 , 1986 | 864 | 4465 | 186 | — | = 
62 | 218,4 | 908 | 190,8 | 1088 | 2754 | 642 | 512 |ı70 — | - 
29 | 2099 | 2409 | 2920 | solo | sa96 | es | so 2058 — | — 








220 E. Heiß. 


Bezüglih der widtigften Ausgabecapitel ſcheinen aus den Mittkeilun 
folgende Wahrnehmungen fi) zu ergeben: 

I. Die ©emeindeverwaltungßfoften find in allen Städten weit flärter x 
wachen, als die Bevbllerung fich vermehrt und die jog. Kaufkraft des Geixt 
ſich vermindert hat. Dies gilt ſchon von ber regelmäßigen Thätigfeit, noch - 
aber von den aufßerordentliben Anſprüchen, melde an die Commume gef 
werben. 


II. Die eigentlichen Beſoldungen find gegenwärtig überall mit höhern Zuftem 
eingelegt, was der Vermehrung der Stellen, den höhern Gehältern x. zuzuldneike: 
ift. Die Ziffern find im —* ſehr ungleich, kommen aber darin überan, 
daß faſt von Jahr zu Jahr eine Erhöhung ſtattfindet, und daß fie ven dem 
ordentlichen Aufwand, alfo abgefehen von ven Ertraorbinarien, men ſtetig 
ſich vermindernden Antheil beanſpruchen. Es wird freilich ziemlich allgenen 
über das niedrige Maß der Beſoldungen und bie Arbeitsüberbürdung gellogt — 
Aehnlich ftehen Die Dinge hinſichtlich ber Polizei umd einiger anderer Audgabt 
capitel, die wir nicht glaubten weiter berüdfichtigen zu müſſen. 


III. Die Verhältniſſe des Armenweſens find in den Stäbten verſchiede 
geordnet und haben auch im Einzelnen, wie aus den Jahresrechnungen bewer 
ebt, einige Veränderungen erfahren, welden nachzugehn und nicht vergönnt ner. 
—* dem aber auch ſei, die Thatſache ſelbſt iſt kaum zu beſtreiten, daß mier 
Gemeinden gegenwärtig durch die Armenverſorgung nicht ſtärker belaſtet find ai 
früher. Die Beträge jogar als folhe find zuweilen gefunfen, jedenfalls dr: 
Antheil an den Geſammtbudgets. Wie viel dazu, allerdings indirect, das Oca 
über die Unterflügungspflicht der Wohnfiggemeinde beigetragen habe, ift nicht ı 
beftimmen. Dabei darf übrigens nicht vergefien werben, daß kleine Stäbte zı: 
weniger als die großen vom Proletariat aufgefucht werben. 


IV. Ganz anders verhält e8 fid) mit den Aufwendungen für den a 
lien Unterricht, welder aud im Weimariſchen zunähft Gemein 
ift. — Daß diejelben über Die früher betonten Factoren hinaus (Anwachſen x 
Bevölkerung und Sinken des Geldwerihs der Güter) eine Vermehrung and 2 
unſern Städten erfahren haben, wird nicht verwundern. Denn die Vermehre: 
des Lehrerperſonals, die Erhöhung der Gehalte und die Beihaffung ber we 
vehrmittel bilvet hier, wo die ganze Angelegenheit in einer höchſt bebeutiam 
Umgeftaltung begriffen ift, nur untergeorbnete Punkte. Biel wichtiger ift der! 
darf am neuen Gebäuden, die Ausdehnung der Schulpflicht, die Erridytumg ode 
Schulen und ingbefonbere die Beförderung des weiblichen Unterrichts. 
Die bezüglichen Verhältniſſe find freilich bei uns fo eigenthämlich geert“ 
daß e8 jchmer Hält, wenigſtens aus den mitgetheilten Zahlen, allgemein Güls— 
zu gewinnen. Während die beiden Gymnafien in Weimar und Eifenad : 
Staatömitteln gebaut und unterhalten find, bat Jena fir feine Schöpfung 
ftäbtijche Sparcafie in Mitleivenfchaft gezogen. Die gewerblichen höhern Ca 
in den beiden Reſidenzſtädten jind ebenfalls fubventioniert. Die Sorge für 
weiblichen höhern Unterricht übernehmen beſondere Anftalten oder Private, z 
jelbft die Johann-Friedrichsſchule in Jena, — eine Bürgerſchule befierer Art 
ihrer Gründung erheblihe Summen aus dffentlihen Sammlum 
erhalten 
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Diele Thatfachen mögen erflären, daß im Großen und Ganzen die Quote 
der jährlichen Ausgaben zu Ounften der Schulen ſich nicht fo erheblich verändert 
bat, wenngleih in dem legten Iahrfünft ein Umſchwung fi) angebahnt zu haben 
Icheint. (Verglichen mit dem ordentlichen Etat, machten nämlid in den 4 Städten 
die Leiftungen der Gemeinde 15.04, 16.3, 16.5, 18.9 und 20 Procent aus.) 
Der Aufwand aller Städte hob ſich gegen das erfte Luſtrum auf 137.8, 159.8, 
215.5 und 308 Procent, mober Apolda mit 563 Procent weitaus am ftärfften be- 
troffen worden ift, während in den andern Städten die Vermehrung (von 1871— 75 
gegen 1851—55) nur das Doppelte bis Anderthalbfache beträgt. 


Wir werden aljo immerhin fagen können, daß, wenn Thüringen das Land 
der Schulen genannt wird, ein Theil des Berdienftes ficher auf unfere weimariſchen 
Städte fällt. Kann man doch überhaupt jagen, daß gerade den Gemeinden in 
der Pflege des Schulweſens eine der ſchönſien Aufgaben und eine Seite des 
öffentlichen Lebens zugewiefen ift, wo fie von Rechtswegen eine gewifje Eigen- 
thümlichkeit ausbilden dürfen und follen. Was von folhen Anftalten eine Stabt 
aus früherer Zeit bekommt, wird fie emfichtiger Weile nicht nur zu erhalten, 
fondern aud durch Erweiterungen und Berbefjerungen, durch parallel gehende 
Neubildungen zu heben und zu fräftigen fuchen, und junge Gemeinwefen werden 
ihr Emporlommen in gleihem Sinne documentiren. Dabei ift aud das Scul- 
weien fo geartet, daß die einzelnen Städte ſich ergänzen, immer aber ihrem eigenen 
nächften Bedürfniſſe nachgehen Lünen. Und nur das ließe ſich allenfalls be- 
merken, daß bier zu Lande der realiftiiche Unterricht gegen den humaniſtiſchen, 
noch mehr aber der Mädchen-Unterricht gegen den der Knaben zurückſteht. Unfer 
Land fteht freilich hierin nicht allein. 


In dem Schulwelen der 4 Städte, wie es ift, erbliden wir aber auch einen 
ſchwarzen Punkt, der gewiß nicht zur Berfchönerung des Ganzen beiträgt — wir 
meinen die Schulgelver. Es Tann für diefelben nur ein Motiv angeführt werben, 
das gerade bei und fehr in die Wagſchale fällt, das der progreffiven Beſteuerung 
der vermöglicheren Claſſen, aber fonft gewiß auch keines mehr — für die Schul⸗ 
ftufe, welche bier in Trage ſteht. Bis auf Apolda, welches nur von Fremden 
einen Beitrag erhob oder nody erhebt — die bezüglichen Ziffern, die an ſich ſehr 
unbedeutend ſein follen, konnten wir nicht beibringen — befteht e8 noch für die meiften 
Echulen. Die bezüglihe Quote Hat fid) nur wenig verändert und macht bei 
den drei übrigen Städten noch im legten Iahrfünft fait 30 Procent des ge- 
ſammten Aufwandes aus und iſt faft genau dem fteigenden Schulbedarf ent: 
Iprehend in die Höhe gegangen. Solche Beträge müflen für Familien von 
mittlerem Einkommen ſehr bejchwerlih fein und tragen gewiß nicht dazu bei, die 
Vortheile eines beflern Unterriht3 zum Gemeingut zu maden. 


V. Die vierte Ausgabengruppe — wir möchten fie die Koſten des gedrängten 
Zufammenwohnens nennen — bilden die Auslagen für Wege, Pflafter, Canäle, 
Etraßenreinigung, Brunnen- und Waflerleitung, Straßenbeleuhtung und Anlagen. 
Nehmen wir noch den Hoch-, Waller und Uferbau hinzu, jo bildeten diefe Koften 
in den 5 Xuftren 25.37, 31.1, 31.7, 28.8 und 32.8 Procent des Geſammt⸗ 
aufwandes und die Vergleihung mit den Daten des erften Luſtrums ergiebt im 
Einzelnen für die ſpätern Jahrfünfte folgende Poſitionen: 
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1856—60 1861—65 1866—70 1871—75 


Weimar 153.0 172.5 199.2 275.3 
Apolda 245.5 191.0 190.6 316.5 
Jena 139.9 316.6 272.7 324.4 
Eiſenach 165.3 164.4 177.3 349.0 
alle 4 Städte 158.9 188.2 200.0 306.6. 
— aus dieſen Zahlen, noch mehr aber aus den einzelnen Jahresſsrechnungen 
ergiebt ſich 


1) daß dieſe Auslagen übereinftimmend eine Zunahme erfahren haben, 
— die Bewegung der übrigen Ausgabencapitel nicht unbeträdtiih 
überbolt ; | 

2) daß diefelben aber nicht mit bleibenden, Jahr für Jahr wiederkehren⸗ 
den gleichen Summen den Gemeindehaushalt belaften. | 

Wir haben es hier mit dem eigentlichen Kern der Gemeindevermwaltung zu 
tbun und berühren damit eine Reihe von Tragen, welche gegenwärtig in alle 
* Herren Ländern gerade die fäbtifchen Behörden beſchäftigen. Daß fie bier, trok 
des ftarfen Anwachſens, noch nicht zu wahrer Beläftigung der Steuernden geführt 
haben, rührt meines Eradtend davon ber, daß man aus früherer Zeit mut 
wenige Einrichtungen übernommen bat, die e8 galt, um jeden Preis zu befeitigen, 
daß man an die großen Aufgaben der Zeit noch gar nicht gewagt Hat heran: 
zutreten, und dag im Allgemeinen die größte Sparſamkeit beobachtet worden 
ft. Höchſtens, daß Weimar auf etwas vornehmerem Fuß eingerichtet genannt 
werven Tann. 

Aber betrachten wir die bezüglihen Aufgaben in ihrem Verhältniß zum 
Staat und zu den einzelnen Perfonen und Steuerpflichtigen etwas näher. 

Im Allgemeinen tft die Beobachtung zu machen, daß von Seite des Staates 
bier nur wenige geſetzliche Vorſchriften exiſtiren. Mande von den bezüglichen 
Dienftzweigen find allerdings den Gemeinden mit dem Borbehalt ver Aufficht 
überwiefen und wird dabei (3. B. bezüglich, der Wege und Straßen) etwa genauer 
verfahren; der Regel nad) ift jedenfall die Gemeinde in der Art und Beile. 
wie fie die öffentliche Aufgabe erfüllt, durdaus unabhängig geftellt. Und ir 
finden denn auch hierin bei unfern Städten ſehr erhebliche Unterjchieve ftatt, Die 
wir freilich nicht weiter berüdfichtigen dürfen. 

Was zunächſt die Geſundheitspolizei anlangt, jo tritt mehr und mehr dei 
Bedürfniß nach allgemeinen, mindeſtens auf das ganze Staatögebiet ausgedehnte 
Normen hervor. Was indeß der Staat an Borjchriften über das Berfahrr 
bei endemijchen und epidemifchen Krankheiten, über den Luftgehalt der Schulzimmer 
x. erlaffen möge, immer wird der Gemeinde deren Ausübung zulommen, ik 
die bezügliche Ausgabe verbleiben, und darum auch, wo fie weiter zu gehen wünfet. 
kein Hinderniß bereitet werden. — Alle diefe Site verfteben fih von jelkt. 
zumal eine ganze Reihe verwandter Thätigfeiten unter den Geſichtspunkt eine: 
gejunpheitspolizeilihen Maßregel geftellt werden fönnen. — Wenn alfo er: 
Stadt für öffentliche Anlagen und Promenaden, für Badeanftalten jährlich wieder 
fehrende Summen aufwendet, wenn fie durch Beleitigung von Wall und Graber 
dur den Umbau der innern, winflihen und balb moderigen Quartiere zur &- 
winnung von Raum zu freien Pläte, den Bewohnern Luft und Licht im reid- 
liherem Maße zuführt, To forgt fie allerdings auch für die Geſundheit der 
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näheren und entfernteren Umgebung, aber immer auf eigne Koften. Nehmen wir 
aber ein Drittes Hinzu, welches ebenfalls und zwar bedeutfam in dieſen Fragen 
mitjpielt, nämlich reines und reichliches Waffer, jo haben wir drei der wichtigften 
Aufgaben der — ftädttichen — Communalverwaltung vor und, 

Es ıft bier nicht der Ort, näher auf diefe Gegenjtände und namentlich auf 
deren Behandlung in der Theorie einzugehen. Soviel ftebt feft, daß fie zu allen 
Zeilen fpecifilhe Aufgaben der ftäptiihen Verwaltung gebilvet haben. ‘Das 
lehren und die Waflerleitungen der colonilierenden und civilifierenden Römer, das 
zeigen und die gewaltigen Anftrengungen für fichere Abfuhr des gefährlichen In⸗ 
fectionsſtoffs durch Zuleitung von Wafler, welche in ganz Mitteleuropa nad) den 
verheerenden Seuchen des 14. und 15. Jahrhunderts durdy die Städte gemacht 
wurden. — Wir finden dafür bei den Ländlichen Anfievelungen — die wenigen 
Legalſervituten und vie ſchützenden Beftummungen über Wafjerabfluß :c. aus: 
‚genommen — feine ent|prechende öffentliche Einrichtung. 

Tragen wir aber nad dem Verhältniß zu den Privaten, fo ergiebt fich 
Folgendes: 

So wenig auf dem Lande dem Bauer und Gutsbeſitzer Jemand zu Luft, 
Licht und Waſſer verhilft, ſondern es ihm überläßt, ſich die günſtigfte Localität 
auszuſuchen, bezw. ſich nach den örtlichen Verhältniſſen einzurichten, ſo wenig 
ſorgt die ſtädtiſche Gemeinde für den Freund ſchöner, freier Ausſichten, für den 
Photographen, überhaupt für Das Bedürfniß der Gewerbetreibenden und In—⸗ 
duftrielen. Davon ift wenigftend immer nur ein fehr beſcheidnes Maß aner: 
fannt und der Gemeinſchaft auferlegt worden, dann aber wiederum nicht um 
diefeß oder jenes Imbuftriellen, jondern um des betreffenden Gewerbezweigd willen 
ald ſolchen. Denn ohne einen ©emerbecanal den man in allen ältern 
Städten findet und der noch heute zum nicht geringen Theile aus den öffent- 
hen Kaffen unterhalten wird, wären das Müller-, das Schleifer, das 
Öerbergewerbe x. unmöglich geworben, da fie auf dem offenen Lande feine fichere 
Stätte fanden, meil auch bequeme Verbindungswege und ein ungehemmter Verkehr 
fehlten. — Die heutige Sachlage ift weientlid anders, die Nöthigung zu directer 
Unterftügung Liegt nicht mehr vor. Kann bie Gemeinde auch bier förderlich 
angreifen, jo mag fie e8 thun; aber im Allgemeinen wird daran feftzuhalten 
fein — was im Grunde aud nie bezweifelt worden iſt — daß nur die Rüdjicht 
auf das Wohl und Wehe der ganzen Bevölkerung und auf die Unentbehrlichkeit 
des Bedürfniſſes bei ihr entjcheibe. 


Und von biejer Unentbehrlichkeit aus — es iſt wohl erlaubt, dieſes Prä⸗ 


dicat auch auf die Verkehrswege zu übertragen — ſcheint es nur conſequent, 
völlige Unentgeltlichteit, d. h. eine Verlegung der Koſten auf die Geſammtheit, zu 
fordern. Hinfichtlid) derjenigen Vorrichtungen, welde dem Verkehr gelten, iſt 
das wohl auch heute ausgemadte Sache. Allerdings beziehen gerade unfere 
Städte ſolche Directe Beträge in Form von Chauſſee⸗ und Pflaſtergeldern noch 
immer, und daß ſie, der Eiſenbahnen ungeachtet, eine kleine Vermehrung erfahren 
haben, könnte als ein Grund ihrer Aufrechterhaltung geltend gemacht werden. 
Aber der Vergleich mit dem Geſammthaushalt und mit dem Aufwand für den 
Straßenbau lehrt doch wieder, daß eine beſtimmte Proportion nicht eingehalten 
werden kann, was doch ſonſt von jeder leiſtungsfähigen Steuer gelten ſollte. (Im 
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erften Luſtrum unferer Periode deckten die Pflaftergelver noch 36.9 des Aufwande 
für Straßen :c.; ım legten [1871—75] nur 21.0 Procent.) 

Man bat auch wohl zu keiner Zeit beabfichtigt, den ganzen Unterhalt der 
Straßen — geſchweige denn die Anlageloften — auf die Einzelnen abzuwälzen, und 
bei den ftäbtifhen Straßen konnte von einem ähnlichen Verfahren grundſätzlich 
nicht die Rede fen. Man verlangt von dem Anwohner gewiſſe Zuſchüſſe md 
Arealabtretungen, wenn eine neue Straße angelegt wird, und mit Recht, denn 
das Grundſtück tritt in den allgemeinen Verkehr, erhält alfo eine größere Ber: 
wendbarkeit. Man muß aber jhon hierbei vorfichtig fein, will man die Banlufl 
nit hemmen, und im Uebrigen fehlt e8 gänzlich an einem zuverläffigen, allge 
meinen Maßftab. 

Auf den erften Blick erfcheint nun nichts natürlicher, al8 daß, was von dem 
Verkehr gilt, auf die andern, nicht weniger unentbehrlichen Bebürfniffe ebenfalls 
angewendet werde, Daß man aljo einem Jeden das gebührende Quantum von Luft, 
Licht und Waffer zur Verfügung ſtelle. Das iſt nım aber nirgends gejcheben, 
muß aljo feine befondere Bewandtnig haben. Die Schwierigkeit wäre allerdings 
nicht gering, denn gerade beim Waſſer, aber auch bei Luft und Licht würde mit 
bein „gebührenden Quantum“, d. h. mit einem gewiffen, aus dem allgemeinen 
Bedarfe gewonnenen Maß, dem Einzelnen wenig gedient fein. Die Menge der 
ne Gegenftände ftuft ſich aber nicht nur individuell, fondern auch 
claffenweije ab. Wenn alfo 3. B. im wohlverftandenen eignen Intereſſe 
und um einer guten Straßenbeleuchtung willen eine Stadtgemeinde den Bau und 
Betrieb einer Gasanftalt übernimmt, wenn fie Durch eine große Waflerleitung au 
die Zuleitung in die Häufer möglich macht, jo wird fie nicht den Einzelnen be: 
liebige Bezüge geftatten, ohne directe Gegenleiftung, jondern eine Entſchädigung 
fordern, welche unter Umftänden fogar über dem fogenannten Koftenpreife gehalten 
werden fann. Sie liefert dem Einzelnen, was er aus eigner 
Kraft und mit den geringen, ihm zu Gebote fteebenden Mitteln 
zu beſchaffen außer Stande ift, läßt fi aber den Hausbedarf 
und den mit Gewerb und Stand des Einzelnen wehfelnden 
Derbraud vergüten. 


Weit entfernt alſo, das Individuum zu ſchädigen, ijt die Entgeltlichfeit bei 
Luft, Waſſer und Licht recht eigentlich das Mittel, demfelben gerecht zu werden; 
Und wiederum ift es völlig im Sinne des allgemeinen humanen Principe umd 
der Unentbehrlichkeit jener Bedürfniſſe, wenn die Straßenbeleuchtungstoften und 
die Ausgaben für Brunnen nicht etwa, wie e8 für jene zuweilen geichehen, auf 
die Haußbefiger, ſondern auf die Geſammtheit verlegt wird, um fidh hier nad 
den wirfliden Erwerböverhältniffen zu vertbeilen. Aber auch: es 
war nicht nur im ökonomiſchen Sinne Flug, fondern recht eigentlich im Weſen 
der Gemeindevermaltung belegen, daß die bezüglichen Anftalten von ihr im die 
Hand genommen wurden. Iſt es doc eine der merfwirdigften Erſcheinungen 
auf dieſem Gebiete des öffentlichen Lebens, daß, was jo recht die Hauptaufgabe 
der Gemeindeverwaltung bildet, unter Umftänden fir fie felbft wieder Fruchtbringend 
gemacht werden Tann. — Weberhaupt aber, ift e8 nicht eine der fchönften Auf: 
gaben der Verwaltungen, das allgemeine und das befondere Interefle zu verſöhnen, 
fo daß diefe —un ter neuen Bedingungen freilich — in den Dienft Jenes tritt? 
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Wir müſſen aber noch mit wenigen Worten der zweiten Eigenthümlichkeit 
der betreffenden Gemeindeaufwendungen gebenfen, zumal wegen der wichtigen 
Folgerung für die Steuerfrage. So wichtig für ein erträgliches Zuſammen⸗ 
wohnen auf beichränftem Raume die Straße, die Luft, das Wafler und das 
Licht find, fie belaften den Gemeindehaushalt nicht mit jährlich wiederkehrenden, 
gleich hohen Beträgen ; ihre allgemeine Unentbehrlichkeit ſpitzt ſich nicht zu andauernder 
Unvermeibdbarkeit zu. Es handelt ſich vielmehr einmal um bedeutende Summen 
ftehenden Capitals, welche aber auch durch Anlehen zc. aufgebracht werden fünnen, 
und fodann entweder ſelbſt die nöthige Verzinfungs- und Amortifationsquote er- 
bringen, oder nur allmählıg dur Steuern getilgt zu werden brauchen. Wo aber 
zweitens gewiſſe Arbeiten regelmäßiger wiedertehren, wie dies 3.9. bei den Straßen 
und Pflafterreparaturen beobachtet wird, können noch immer, ohne allzu großen 
Nachtbeil, Heine Verfchiebungen eintreten. Man ift alfo in den Stand gefekt, 
den Schwankungen der Erwerbsverhältniſſe der Einwohnerichaft nachzugehen. Weber: 
haupt aber läßt fi jagen, daß in diefen Dingen die Gemeindebehörden den 
örtlichen Bedürfniſſen resp. den beſondern Erwerbsarten und der Leiſtungsfähigkeit 
der Bemohnerfchaft fi) anbequemen müfjen. Das „Quod licet Jovi, non licet 
bovi“ gilt au in unferm Fall. 

VI. Bon den verjchievenen Einnahmecaptteln haben wir in den Zuſammen⸗ 
ftellungen nur wenige berüdfjichtigt und felbft von dieſen verdienen nicht alle eine 
nähere Erörterung. Ganz übergangen find die ſogenannten Grundgefälle, die 
mehr und mehr zurüdgeben, vdeögleihen die Einnahmen aus den jogenannten 
Gemeindeberedhtigungen ꝛc. ALS Repräfentant diefer Gattung find die Gebühren 
aufgenommen, für Jena ausſchließlich auf die Bürger: und Infafiengebühren be— 
ſchränkt, welche durch die Reichsgeſetzgebung faft ganz in Wegfall gekommen find 
was allerdings im Gemeindehaushalt eine empfindliche Einbuße verurjacht hat. 
Recht bemerkenswerth ift Dagegen die Einrichtung des Verbrauchsſteuerweſens. 
Sie vermehren fih zwar zum Theil wenigftens in Folge neuer Befteuerungen, 
um etwas mehr als ?/, ihres urſprünglichen Betrags, ſinken aber ftetig in ihrer 
Bedeutung für den Geſammthaushalt. Es wird aus diefer Thatfache zunächſt 
der Schluß erlaubt fein, daß diefe Steuerform namentlid eine Eigenichaft hat, 
welche für die Gemeindeverwaltung fehr unwilltommen fein muß, e3 ift nicht 
möglich, ihr etwelche Beweglichkeit zu verleihen. Als fefte, höchftend in großen 
Zeiträumen wadjende Abgabe Ieiftet fie gewiß gute Dienfte, man wird aber nie 
auf fie in der Gemeindeverwaltung abftellen können, fofern man nicht ein beſonders 
Vergnügen am Geldborgen findet, das alsdann unvermeidlid, würde. 

Das wichtigſte Einnahmecapitel bilden übrigens in unſern Rechnungen un— 
ftreitig Die Directen Steuern oder eigentlih Die Zuläge zur ſtaatlichen Ein- 
formmenfteuer. Sie find die einzigen Einnahmequellen, welche überall, wenn auch 
nicht gleichmäßig, gewachſen find und mit der Zeit eine jehr hervorragende Bedeu⸗ 
tung erlangt haben. Sie deden nunmehr, d. h. in dem Yahrfünft 1871—75, 
bei Weimar 57.53, bei Apolda 59.35, bei Jena 43.13, bei Eiſenach 42.61, 
in den 4 Städten zufammen genommen aber 51.1 Procent, aljo reichlich die 
Hälfte des ganzen ordentlichen Bedarfs! Es iſt dieſes Reſultat nur dadurch 
möglich geweſen, daß die Einwohner eine ſehr erhebliche Mehrbelaſtung auf ſich 
genommen haben. In der That kamen, verglichen mit der Bevölkerungszahl 
von 1852, im erften Jahrfünft 1851—1855 auf den Einwohner ein Steuer: 
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quantum von 0.534 Thalern, in dem legten Jahrfunft, nach der Zählung von 
1871, ein ſolches von 1.983 umd nad) derjenigen von 1875 von 1.756 Zhalern. 
Alſo jedenfals eine Verdreifachung des directen Beitrags. Aber allerdings: von 
den 4 Städten find bereits 3 auf dem vollen Betrag einer Staatöfleuer ange: 
langt, jo daß aud bier die Trage auftrat, was fünftig geſchehen müfje? 

Wir unterdrüden, im Intereſſe möglichfter Kürze, eine Reihe von Be 
merfungen, bie ſich aus ber Entwicklung Des Steuerweien ergeben. Immerhin 
glauben wir, mit unfern Ausführungen über die Gemeindeverwaltung einen ziem⸗ 
lid) bündigen Nachweis geliefert zu haben, Daß es ganz eigenthümliche Aufgaben 
giebt bei der eigentlichen, ver ftäbtiichen Gemeinde — hervorgehend aus dem 
engern Zufammenwohnen und aus den Beftrebungen eines durchaus bereditigten 
Lokalſtolzes —, die eine gewiſſe Selbſtändigkeit im Steuerwejen unbedingt 
zu fordern ſcheinen. Der Schluß auf die andern kleinen Kreiſe innerhalb des 
Staats ergiebt ſich daraus von ſelbſt: ſoweit einzelne ländliche Gemeinden in 
ähnlicher Weiſe thätig find, wäre es ungerecht, ihnen eine gleiche Behandlung 
zu verſagen, wobei höchſtens auf einige Punkte zu achten fein wird, die wir fpäter 
fur; betonen werden, Im Uebrigen wird das Syſtem ber Zufchläge den Be 
bürfniffen ziemlich genügen. — Und bei ven Bezirfen resp. Kreifen und Provinzen 
lautet die Antwort ebenfo, nur Daß wir für unſere Berjon gegen die Berleihung 
einer eigentlichen Steuerhoheit Manches einzuwenden hätten. Es wird ſich and 
im Ganzen die Sache fo ftellen — was ja aud vom Geſetzgeber beabfichtigt 
ft —, daß dieſe Unterfreife die Durchführung allgemeiner, ftaatliher Aufgaben 
übernehmen, und dann verfteht fi Die Anlehnung an die Staatöfteuern von felbft. 


II. 


Nachdem jo, auf rund eines wenigſtens wahrſcheinlich gemachten Bebürf- 
niſſes, das Princip der Communalbefleuerung feftgeftellt ift, wenden wir uns ver 
bier zu Lande geltenden Gejeßgebung zu, ffizziren deren Grundgedanfen, weilen 
auf alfällige Mängel und ſuchen auf diefe Weiſe feftzuftellen, was theoretiſch 
(und vielleicht praftiich) in der beregten Frage als thunlich erfcheint. Wir nehmen 
damit das Mritifche Element der dritten, vom Vorftand formulierten Frage vorauf 
und ehren erft fpäter, das Allgemeine mit dem Befondern verbindend, zur 
Trage 2 über die zwedmäßigfte Form der zu treffenden Einrichiung zuräd. 

An directen Steuern befitt das Großberzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach 
zunächit Die Grund= oder alte Kandesfteuer. ALS es fih nad dem Pariſer Frieden 
um innerlihe Verſchmelzung der verfchiedenen Yandestheile handelte, jcheint man 
fi) eine Zeit lang mit dem Gedanken einer Modernifirung tiefer Wbgabe ge- 
tragen zu haben. Man blieb aber bet dem alten Herfoinmen, um nur den 
wefentlihen Veränderungen (Neubauten, Caducitäten 2c.) nachzugehen, fixierte ein 
für alle Mal die Zahl der jährlich zu entrichtenden Termine, bejeitigte mittel? 
Entſchädigung die beftehenden Steuerfreibeiten?) und erhöhte nur (1869) die 
Zahl der Termine von 8 auf 10. — Diefer Steuer fteht feit 1821 die Ein⸗ 
ee zur Seite, welde 1) das Einfommen aus Grund und Boden, 2) das 


ı) Man ließ damale auch die Stenerfreiheit ber geoßberneatcchen Kammergüter 
und des Grumbdbefiges der Alademie Iena nur ſoweit gelten, als fie fhon vor Erlaß 
des Geſetzes beftanden hatte. 
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Einkommen aus Zinfen und Dividenden von Xctivcapitalien, 3) das Dienftein- 
fommen (Wartegelver und Penfionen) aus öäffentlihen und Privatcaffen und 
4) alles übrige Einkommen aus Gewerbe und Erwerb (mit Einjchluß des vand⸗ 
umd Forſtgewerbes) beichlägt. Außer den üblichen Steuerbefreiungen ift nur die für 
da8 Erwerbseinfommen unter 50 Thalern zu erwähnen. — Die verjchiedenen Ein: 
fommendquellen unterliegen einer und derjelben proportionalen Beſteuerung, werben 
aber im Uebrigen nicht gleichmäßig behandelt. Dienft- und Capitaleintommen 
bilden ein eigentliche8 Individnal-Steuercapital; fie unterliegen der Faſſion 
ber einzelnen Steuerpflichtigen und werben nad) der vorgeichriebenen Pfennigzahl 
(vom Thaler Einfommen; verfteuert. Das Einfommen aus Grund und Boden 
(incl. Erbzinſen, Auszügen x.) und das gewerblidye Einkommen aller Ortsein- 
wohner bilden die erfte bezw. zweite Quote des Orts⸗Steuercapitals; fie 
werden geſchätzt und ſammthaft (ortsweiſe) nach der zu erhebenden Piennigzahl 
angelegt. Ter Steuerertrag bei der erften Kategorie hängt aljo ab von den Zus 
oder Abgängen beim Individualeinftommen, während im zweiten alle die Ge— 
meinde für die ihr auferlegte Quote auflommen muß, gleicjviel, ob das Steuer: 
capital ab⸗ oder zugenommen bat, bezw. ob die der Berechnung unterge- 
legte Pfennigzahl ausreicht oder nicht. Die Größe der Ortsquote hängt ihrerjeits 
ab von den Mittheilungen aus der nächſt vorangegangenen Finanzperiode und von 
den mit einiger Sicherheit zu berechnenden Veränderungen der Ortöfteuercapitalten ; 
regelmäßig ftattfindende Revifionen Seitens der Centralbehörde haben ven Zweck, 
möglichfte Gleichheit in der Behandlung der einzelnen Gemeinden herbeizuführen. 

Das Quotenſyſtem war um fo leichter durchzuführen, al3 im Weimarifchen 
zwar nicht de jure, aber de facto das Geſchäft Der Steuererhebung den Ges 
meinden übertragen iſt. Das Brincip ſelbſt ift freilich erft ſpäter (nach 1821) 
in die Geſetzgebung eingeführt worden, nachdem es dazu gedient hatte, Die ganze 
Steuer am Yeben zu erhalten. 

Die Befteuerung ſollte nämlich, nad dem Grundfag der Gleichmäßigkeit, eine 
proportionale fein und auf Grund von Feſtſtellungen durch ftaatliche Schätzungs⸗ 
commiffäre erfolgen. Gegen deren Entfcheivungen liefen aber beim Minifterium 
ımzählige, obendrein fachlich begründete Beſchwerden ein, fo daß die Regierung 
den Plan einer Umgeftaltung der ganzen Steuer in die Hand zu nehmen und 
Borichläge zu entwerfen gezwungen war. Während jo die Angelegenheit noch 
in der Echwebe war, nahm die Landtags-Commiſſion einen der dort niedergelegten 
Gedanken auf, daß Ortsquoten mit Schätung und Faffion zu bilven feten. Und 
diefer Vorſchlag wurde denn auch (1824) von Landtag und Regierung acceptirt!). 

Eine eigentliche Eintommenfteuer Liegt alſo nicht vor, fondern — ähnlich 
der englifchen income-tax — eine Befteuerung einzelner Theile und Quellen derfelben. 
Auch die Beziehung zwiſchen Steuerpflictigen und Steuer verwendender Behörde 
ift nur theilmeife vorhanden. Gerade bei den wichtigften Einkommensquellen ſchiebt 
fi) das Glied der Ortöquote und der örtlichen Steuervertheilung dazwiſchen, To daß 


1) Bgl. Die Steuerreform im Großherzogtfum Weimar, 1876, 88 23 fj. Die Geſetz- 
gebung ſcheint in der That nur ungerne die Faffion aufgenommen zu haben, denn bie 
Steuerbehörde ift berechtigt und verpflichtet, fih über die Eriftenz und Höhe von Dienft- 
eintommen und Capitalien alle nur denkbare Auskunft zu verfchaffen. Dagegen ift 
beachtenswerth, daß die zwei Ermittelungsſyſteme verträglidy neben einander bejtehen. 
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nicht fowohl vom Staatsbedarf, fondern von dem daran id 
hängenden, durch Zufdhläge zu befriedigenden Gemeindebe: 
dürfniß die effective Höhe der Befteuerung abhängt. Der un 
Geſetz ausgeſprochene Zweck einer möglichft gleichmäßigen Befteuerung iſt keines⸗ 
falls erreicht. 

Am meiſten wird aber das Weſen der Einkommenſteuer dadurch getrübt, 
daß ſie ſich auf das laufende Jahr, alſo auf Einnahmeergebniſſe bezieht, die noch 
nicht exiſtieren. Das kann geſchehen, bei feſtem Einkommen aus öffentlichen, bezw. 
communalem Dienſt, wenn auch hier für Zulagen, Remunerationen und 
für Capitalien, auf Dividendengenuß angelegt, genaue ängſtliche Vorſchriften nöthig 
werden. Sie laufen dort auf die Ermittelung eines Durchſchnittsbetrags 
hinaus. Wie will man aber die fonderbare Beſtimmung des Art. 29 erklären, 
daß als Capitalwertb immer der Nomtnalwertb anzujehen ſei, des Art. 24, 
daß die Verfteuerung eines Zinsertrags von 4 vom Hundert genüge, daß aber 
(Art. 20 und 24) bei ſolchen Sapitallen, welche vorausfichtlich weniger oder gar 
feinen Zins gewähren, eine entiprechende Faſſion zuläfiig je? Wie man mit 
diefer voraufgehenden Einjchägung den unvermeidlichen Schwankungen bei dem 
wichtigften Steuertheil, nämlich dem gewerblichen Einkommen, geredyt werben will, 
ohne zugleih den Steuerertrag auf ein niedriges Niveau binabfinken zu laſſen, 
ift und unflar. Aber es ift den vorhin genannten Beftimmungen conform, wenn 
auf Geihäfts- und Grundſchulden feine Rüdficht genoimmen wird. Und um Die 
fogenannte Arbeitsrente zu erhalten, verfügt Art. 61, daß bei einem Gruntbe 
figer, welcher jelber wirthichaftet, ein Pachtverhältniß fingiert werben folle. — 
Die Steuer trifft alfo nicht nur rein äußerlih die Einfommensquellen, ſie löſt 
auch den Einkommensbegriff ganz auf oder verwandelt ihn in eine Rente, bezw. 
den Ertrag vom Boden, vom Capital und — fomweit e8 eben gehen mag — 
von der Arbeit!). 

Eine Eigenthümlichleit der weimariſchen Gefeßgebung ift auch die Berbindung 
von Faſſion und Einihägung, und zwar in einer Form, welche den natirrliden 
Berbältniffen zumider zu laufen ſcheint. Aber es kam wohl zunäct darauf an, 
das ganze fteuerbare Einkommen zu kennen, und von diefem Gefihtöpunft aus iſt 
e8 richtiger, das Capitaleinfommen der Faſſion zu unterftellen, und das gewerb- 
liche Eintommen der Einfhägung Wenn übrigens der letteren der Steuer: 
pflichtige dur) genaue Angaben zu Hülfe zu kommen bat, jo muß ſich doch 
(Art. 61) die Steuerbehörde alles inquifitoriichen Eindringens in die Bermögens- 
und Greditverhältniffe der Einzuſchätzenden gänzlich enthalten. 

Daß man übrigens die verkehrte Anwendung von Faſſion und Taxration 
nicht gewahr wurde, mag vornehmlich in den, nachgehends geſetzlich appro⸗ 
bierten Modalitäten der Ausführung feinen Grund haben. Wie nämlid die 
Sapitaleinnahme auf eine fefte Rente zurüdgeführt und fogar geſetzlich anerfannt 
wurde, daß die Faſſion fo lange gelte, als feine neue Erklärung des Steuer: 
zahler8 einlaufe — alſo gerietb man bei der Einfhägung unwillkürlich auf al- 
gemeine, durchgehende Normen, auf einen feften Schematismus, welcher höchſtens 
da verlaffen und den veränderten Lebend- und Erwerböverhältnifien angepat 


2) Vgl. die Ausführungsverorbnnung zum revidirten Geſetz liber die Steuerver- 
foffung ꝛc. vom 19. März 1869. 
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wurde, wo die Gemeinde als ſolche das dringende Bedürfniß fühlte, der wirklichen 
Steuerkraft Habhaft zu werben. 

Dbihon nämlich Die Möglichkeit einer felbftändigen Communalbefteuerung 
nicht ausgeſchloſſen ift, hat man fich bislang immer mit Zufchlägen zur ftaat- 
lihen Einkommenfteuer begnügt. Thatfächli fliehen, wie ans dem Ge— 
jagten hervorgeht, die Dinge freilih jo, daß dieſe Steuer eine Gemeinde- 
ſteuer iſt und nur ein Theil davon an ben Staat abgeliefert wird. — Wir 
können es bier nicht näher belegen, aber es tft Teicht zu ermeflen, daß der ganze 
Mechanismus überaus compliciert ift, fo Daß weder die im Geſetze ausgedrückte 
wohlwollende Gefinnung fo recht zur That wurde, nod auch ein felbftändiges 
Syſtem ſich ausbilden konnte. Aber auch bei einem weniger jchwerfälligen Apparat 
wäre e8 nicht möglich geweſen, die Steuerrollen etwa zur Vermögenöftener oder 
zu dem zu benüten, was ſich der Gemeinde als das Nächftliegende darftellt, wir 
meinen zur progreffiven Einkommenſteuer. 

Art. 152 der Gemeinde-Orbnung von 1850 lautet nämlih: „Wenn eine 
Gemeinde vorzieht, die Umlegung der Gemeindelaften nicht nach den Grundſätzen, 
welche fir Erhebung ter directen Staatöftenern beftehen, ſondern nad einem 
andern, den Grundſätzen der Gleichheit und dem Maßſtab des 
Bermögend, mit Rückſicht auf die Leiftungsfähigfeit des 
Einzelnen mehr entſprechenden Enthebungsfuße eintreten zu laſſen. Es darf 
jedoch nur dasjenige Vermögen und Einfommen in Betracht gezogen werben, 
welches in der Gemeinde belegen, bezüglich in der Heberulle der Ge- 
meinde zur Staatöfteuer herangezogen iſt.“ 

Sollte die Vermuthung richtig fein, daß der Gefeßgeber, welcher wiederholt 
von „Vermögen“ fpricht, an eine Bermögensfteuer gedacht habe? Bon der Heberolle, 
die den Begriff eine Netto-VBermögens gar nicht kennt, konnte dabei doch nicht 
audgegangen werben, und bie etwaige Entlaftung der unteren Volksclaſſen 
sub titulo der gerechteren Befteuerung wäre für den Staat jelbft ein Dementi 
gewejen. Auch an eine progrejjive Einkommenſteuer war nicht zu denken; denn, 
wo der Staat an der Proportionalität als dem wahren Princip der Gleichheit 
fefthält, da ift Die Gemeinde nicht in der Lage, ihn zu desavouieren. 

Der Berfuh zu einer Diefer Steuerarten ift auch unſers Wiſſens nie er- 
gangen; zur progrelfiven Einfommenfteuer konnte er auch gar nicht gejcheben. 
Wir müſſen nämlich Tagen, daß die Gemeinde, auch wenn fie geburft hätte, 
von der beftehenden Steuer, d. b. von der für Staatszwecke angelegten Heberolle 
zu einer progreifiven Beſteuerung fortzufchreiten, gar nicht im der Lage geweſen wäre. 
Einmal bewirkt ja das nur theilweife angewandte Quotenſyſtem mit der un— 
vermeiblichen Folge einer ungleichen Belaftung von Individual- und Oris-Steuer⸗ 
capital eine innerliche Ungleichheit, eine Imparität der Glieder, die dad pro= 
greffive Syſtem niemald hätte überwinden können. Und zum Zweiten zerfchneidet 
das Stantögelek das Einkommen in einzelne Renten, jet an die Stelle der 
wirklichen Einnahme den muthmaßlichen Durchichnittdertrag der einzelnen Ein- 
fommenstitel, während die Progreffion immer nur auf die Totalität des Jahres⸗ 
ertrags wird baftert werben fünnen. Es wäre denn, daß man ausſchließlich das 
gewerbliche Einkommen dieſer Modification hätte unterwerfen wollen. Dann 
wäre aber erfte Vorausfegung eine genaue Ermittelung des wirklichen Ertrags, 
bezw. eine andere Heberolle nöthig geworden. Und hätte man mit diefer, wegen der 


- 
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Combination von Staats und Oemeindefteuer, die Steuerpflichtigen doppelt und 
dreifach empfindlich getroffen. 

In der That ift e8 unfere fefte Ueberzeugung, daß an eine Weiterentwidelung 
des mit dem Geſetze von 1821 aufgeftellten Princips, namentlih mit Rüdficht 
auf die Gemeindebebürfniffe, gar nicht zu denken ift, und wofern man dem öffent- 
Iihen Haushalte mehr Mittel zuführen bzw. der Steuerfähigfeit nahe kommen 
will, wird man fi zu einer vollftändigen Neugeftaltung entichließen müſſen. 
Mit den erften Principien betritt man einen böfen Zirkel, und ſchafft eine um: 
natürliche Starrheit der Formen, welche wiederum einen firengen Schematismus 
in der ganzen Behandlung zur Folge bat. — Den Gemeinden war eine etwas 
freiere Bewegung und ein auch nur beſcheidenes Maß von Selbſtändigkeit un- 
möglich gemacht, dern auch binfichtlich der Verbrauchsſteuern waren fie gleich Anfangs 
mit den damals beftehenden Einrichtungen zur Ruhe verwielen worden. — Ueber: 
haupt läßt fih alfo jagen, daß die Tage dieſer Einfommenfteuer gezählt find. 
Sie führt nie und nimmer zur Evidenz über die Steuerkraft des Landes. Wir 
können ja doch nicht annehmen, daß wirklich alles Einkommen bis binunter zu 
ben legten 50 Thalern eine Belaftung mit vollen 6.66 Procent erfahre, mie 
das dem YBuchftaben nach bei Weimar, Eifenach und Apolda ftattfindet. Es if 
wahr, der Procentfag ift ın vielen preußiihen Gemeinden nominell noch um 
Vieles höher, aber auch dort wird gewiß Keiner die Behauptung wagen, daß alles 
Einfommen unter die Steuerfchraube gepreßt werde. 


IV. 

Es ift aber Zeit, daß wir uns der pofitiven Frage zuwenden; was ift zu 
thun und welche Steuern find den Bebirfnifjen der (ſtädtiſchen) Gemeinde anzu: 
pafien? Derartige Unterfuhungen haben mit großen Schwierigkeiten zu fämpfen ; 
von bejonderer Wichtigkeit ift hier Das Verhältniß zmifchen Gemeinde und Staat!). — 
Um bei den weimarifchen Berhältnifien zu bleiben, fo Hatte die Gemeindeorb- 
nung von 1850 allerdings das ganze Gemeindeweſen nivelliert, ſchien aber einige 
Richtungen für eine mehr ſpontane Bewegung (wohl der Städte) begünftigen zu 
wollen. Nun haben wir aber geleben, was e8 mit der Beitimmung des Art. 152 
materiell für eine Bewandtniß babe. Nicht anders verhält es ſich mit dem ſchon 
angedeuteten Art. 149. Die darın vorgelehene Einführung neuer indirecter 
Steuern für den Gemeindebedarf war an die Genehmigung des Staatsminiſteriums 
gefnüpft; dieſes Hatte aber nichts Eiligere® zu thun, als den Beihluß des 
Eiſenacher Magiftrats zu caffieren, welcher das Defictt von 1851 Durch eine 
mäßige Acciſe auf Fleiſch u. ſ. f. deden wollte. Später freilich fcheint man 
— — kleine Abgabe von den conſumierten Brennmaterialien zugeſtanden 
zu haben. 

Das Verhältniß von Staat und Gemeinde ſpielt auch in die Steuerent⸗ 
widelung, in die Entſcheidung über Verträglichkeit oder Unverträglihkeit verſchiedener 


1) Bol. über die allgemeine Stellung der Gemeinde zum Staat L. v. Steim: 
Lehrbuch der Finanzwiflenichaft (1871) S. 97. — Wenn Übrigens der Berf. S. 108 
ſich dahin ausbrüdt, die Gemeinde müfle, Geſetzesverletzung vorbehalten, künftig zu 
allem Demjenigen das Recht haben, was fie aus ihren eignen Mitteln beftreiten fanı, 
fo ift dag meines Erachtens zu meit und zu eng: babei wäre aber auch noch feflzu- 
ftellen, wa8 man unter ben Begriff der „eignen Mittel” verſtehen wolle. 
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Steuerarten und Steuerfufeme — neben und nad einander — hinein, und ift 
gewiß bei legislatoriſchen Beftrebungen forgfältig zu berüdfichtigen. Die vorhin 
erwähnte Frage über Einführung einer Vermögenöfteuer neben der beftehenden 
Eintommenfteuer und über die Durchführung der Progreffion, zu Gemeindezweden, 
Tiefert zwei treffliche Belege, und e8 wäre nicht unmöglich, daß auch jene Weige- 
rung bzgl. der Verbrauchsabgabe auf dem gleichen Grundgedanken berubte. 
Und wenn das preußiſche Minifterium eine felbftändige Feſtſtellung der Progrefiion 
bei der Eintommenfteuer — mit Rüdjicht auf örtliche Bedürfniſſe — unterfagt 
hat!), fo iſt, was man auch fonft anführen mag, dem Sinne des Geſetzes 
gemäß gehandelt worden. Auch wird Jeder die Oppofition von Thiers gegen 
eine Einfommenfteuer in Frankreich infomweit billigen müffen, als in der That 
durch eine ſolche in das dort Herrichende Syſtem ein Keil getrieben würde, der 
in furzem das Ganze auseinander fprengen müßte. 

Mit andern Worten: An eine Steuerreform zu Gunften der Gemeinde 
verwaltung ift nicht zu denken, fo lange nicht auch das Staatsfteuerwefen ent: 
fprechend eingerichtet, alfo entweder direct jene bier eingepaßt oder doch für eine 
dem Ganzen ent|prechende Bildung der nöthige Raum offen gelaffen wird. 

Aber eben das ıft nirgends geihehen. Dan bat immer nur fir den Staat 
geforgt und wundert fi) wieder, wenn die Gemeinde die fo berechtigten An⸗ 
ſprüche an fie nicht befriedigen kann. Und obſchon allüberall durch den Staat ber 
Gemeinde von den übernommenen Einfünften faft alle entzogen wurben, hat man 
zugleich ihre Aufgaben in ſehr beträchtlichen Umfange erweitert, Aufgaben, die 
ohnedem mit dem Gemeindehaushalt gar in feinem nothwendigen Zufammenbang 
fteben, Schule, Armenweſen, Polizei, Unterftügung der ſtaatlichen Verwaltung 
zc., Daneben aber jene fpecifiihen Gemeindeaufgaben, die mit denen des Staats 
gar feine Aehnlichteit haben, für die aljo auch das Syſtem der Stantöfteuer 
logiſcher Weiſe niemal8 wird verwerthet werben können. — Was Wunder, daf 
allenthalben von den Gemeinden der Ruf nad Steuerreform ausgeht! 

Man wird e8 und auch zu Gute halten, wenn wir im Nachfolgenden eben 
aud des Staates Stellung im Steuermejen im Auge behalten und jo den ganzen 
Zufammenhang zu wahren ſuchen: ift e8 doch unfre innige Ueberzeugung, daß 
nur in folder Weife die Forſchung über ein leiftungsfähiges und doch möglichft ge- 
rechtes Steuerweien wird gefördert werden. — Wir muftern daher alle Steuerfate- 
gorien, wäre e8 aud nur, um den Verdacht einer vorgefaßten Meinung zu bejeitigen. 

Bon den verfchiedenen Steuerarten fünnen diejenigen, welche die Productionde 
quelle (als Kopf, Grund» und Capitalfteuer) und den Productionsproceß (als 

Sewerbefteuer) treffen, Heutzutage nicht mehr zur Discuſſion geftellt werben. 
Nicht nur, weil ihr Ertrag, alter Erfahrung nad, ein überaus beſcheidener 
ift und namentlich aller Wandelbarkeit und Anpaſſung an augenblidliche 
Bedurfniſſe unfähig tft, fondern auch, weil fie einem jegt wohl zur allgemeinen 
Norm gewordenen Grundſatze wenigften® theilweiſe wideriprechen, — wo: 
nad nicht die einzelnen Stüde und Vorgänge an fi, fondern in ihrer Be- 
ziehung zur Leiftungsfähigfeit beftimmter Perfonen erfaßt werden follen. Gie 
haben allerdings den Vortheil ficherer unverhällbarer Steuerobjecte; die 


1) & Bred 


t: Die wirtbfchaftlihe und finanzielle Lage der Stabtgemeinden, 
Berlin 1875, ©. 27. 
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Steuer verändert aber eben deshalb leicht ihren Charakter, fie finft zu einer 
Art Reallaft herab. Vollends unmöglich iſt es, dabei eine auch nur erträglich 
gleihmäßige Belaftung zu erzielen. Das aber Täßt fi) wohl im Allgemeinen 
lagen, daß fie Alle, die nur auf die Brutto-Erträge losgehen, nur den Werth 
einleitender Steuerreformen haben. Ueberall da, wo man Beranlaflung fand, Das 
Steuererträgnig zu fteigern umd der Leiftungsfähigfeit der Individuen zu nähern, 
bat ſich ein etwas feiner geglieverter Ausbau derjelben als unmöglich erwieſen. 
Sie find übrigens zunähft um des Staatsbedarfs willen gefchaffen worden umd 
balten ſich noch heute in diefer Stellung, während die Gemeinde ſchwerlich gut 
daran thun wird, nach ihren eignen Bedurfniſſen von denjelben eine Quote zu er- 
heben. Jede derartige (einfeitige) Mafregel würde nämlich die Criftenzbe- 
dingungen innerhalb der Gemeinde erjchweren, auf den Gemeindehaushalt, über- 
haupt auf das Schickſal der Gemeinde ſchädlich einwirken. Dieſe hat aber dns 
größte Intereffe daran, den Zuzug von außen und die Beweglichkeit im Allge- 
meinen zu erleichtern. Ihr ift auch am wenigſten verwehrt, jened perſonliche 
Element in der Beiteuerung zur vollen Geltung zu bringen, welches das wichtigfte 
Poftulat der Neuzeit ıft. 

Es ſcheint auch, Logtjh genommen, in der gemeindlichen Befteuerung ber 
Productionsquellen ein Wideriprud zu Liegen. Die Gemeinde, in dem Sinne, 
wie wir das zu würdigen Gelegenheit hatten, übernimmt ja felber zu nicht zu⸗ 
ringem Theile die Herftellung von Lebens- und Erwerböelementen der PBrivat- 
wirthſchaft, fteigert aljo mittelbar deren Leiftungsfähigfeit und Ertrag Es wäre 
daher ganz unrichtig von ihr, nun doch wieder durch Steuern diefelben zu be 
laften, wodurch ein harmoniſches Zuſammenwirken nur erfchwert wirbe. 

Nicht viel befferer Ausſicht ſcheinen die Vertheilungs- und Bertebröfteuern 
zu gewähren, welde doc im Ganzen ziemlic, verbreitet und gewiß noch mehr 
außzudehnen find. Der Haupigrund möchte hier der fein, daß das locale Element 
fehlt und die nothmwendig vorausgeſetzte Beziehung zwiſchen Steuerobject und 
Steuerbehörde. Wenn alfo 3. B. gewiſſe Verkehrömanipulationen fteuerbar ge 
macht werden, fo wird es vorkommen, daß Perſonen und Güter zur Iocalen Steuer 
herangezogen werden, die im Uebrigen mit der Gemeinde nichts gemein haben. 
Die nächſte Folge wäre alddann die Hemmung des Iocalen Verkehrs bezm. bie 
Beeinträchtigung der üblichen Bertheilung. 

Im Ernſte ift denn audy wohl nie an eine Iocale Eiſenbahn-, an eine 
Wechſel⸗ oder Steinpeliteuer gedacht worden. Aber au eine irgend erhebliche 
Steuer auf den Verkehr im Grundbefig und in der Benütung der Liegenichaften 
— wir ziehen die Miethſteuer mit in Betracht — tft nicht eigentlich empfehlens⸗ 
werth. Derartige Steuern müffen auf die Bauluft, auf die Boden- und Haus 
miethpreife und auf Die ganze Art der Anfievelung nadıtbeilig wirken, und & 
wäre 3. B. intereffant zu wiffen, ob nicht der Andrang der Bevölkerung zu den 
Städten in den Jahren 1871—1873 in zwei Staaten, von denen der eine eine 
Häufer- oder Miethſteuer hatte, der andre aber nicht, ganz ungleich gewirft 
habe. Jedenfalls wird durd die Miethſteuer ein frembartige Element in die 
Transaction eingeführt, und eine Ueber: und Rüdwälzung des Stenerbetrags 
hervorgerufen, die nicht im Intereſſe der Gemeinheit Tiegen kann. Wo aber, wie im 
Preußifchen, die Form einer Gebäudefteuer gewählt iſt, welche materiell unter 
den gleichen Bedingungen fteht, macht man gegenwärtig die gewiß lehrreiche Be- 
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obachtung, daß zwar ganze Häufer um billiges Geld zu kaufen find, während 
einzelne Miethen im Preife noch immer ſehr hoch ftehen, bis vielleicht auch hier 
die Miether des ganzen Haufes fich entichließen, die Steuer auf ſich zu nehmen. 

Doch das nur nebenbei. Wichtiger ift der Umftand, daß alle diefe Steuern 
— die wir und zunähft immer als Staatöfteuern denken müſſen — an eine 
ftreng Localijirte Erhebung gebunden fin. Man kann immer nur wenige Ber: 
theilungs⸗ und Verkehrsmomente fteuermäßig erfaſſen und ift eben damit ge: 
zwungen, auf die wenigen Buntte fi zu richten, wo dieſelben fid vollziehen. 
Die Gemeindebebörbe iſt alfo in allen dieſen Fällen die natürliche Bezugsbehörbe ; 
fie kann die Vorgänge verfolgen und das Interefie des Staats am beften wahren; 
an ihre Mittheilungen wird ſich auch vieler halten, wo es fi um die Anlage 
und Durchführung handelt; nur die Steuer für ſich zu verwenden, ift ihr ver- 
wehrt. — Das wäre aljo einer jener Fälle, wo zwiſchen der Erhebungs- und der 
Berwenbungöftelle unterjchieden werden muß. 

Die Steuern auf den Verbrauch, zu welchen wir nun übergehen, find ur- 
alt und zahlreich, fie werden wohl noch auf lange hinaus eine erhebliche Duote 
des geſammten Steuerertragd ausmachen, ungeachtet der Anfeindungen von Seite 
einzelner Theoretifer und politischen Tanatiter. Was man aud, gegen fie an= 
führen möge, einige Vorzüge, ganz unerfegbar für die Steuerbehörde und fir die 
Steuerzahler, ruhen in ihnen: der fichere, bedeutende Ertrag, die im Einzelnen 
unmerkbare, namentlih immer freiwillige Entrihtung der Quote, die Be- 
nügung des Augenblicks der vollendeten, in ſich abgeichloffenen Production, vor 
Allem aber das innere Maß und die firenge Unerbittlichleit, mit welder die 
Steuer alle zu weit gehenden Gelüfte der Finanzgewalt ahndet. 

Die Zahl Derer ift freilich nicht Hein, melde meinen, man hätte nichts 
Anderes zu thun, und jedenfalls nichts Beſſeres, ald Steuern zu zahlen; fie Klagen 
über die mangelhafte Einfiht der verſchiedenen Volksklaſſen, die nicht einmal dem 
Staat, ihrem größten Wohlthäter, durch ausreichende Gaben feine Pflichterfüllung 
erleichtern wollen. Sind diefe Leute wirtlih um ihrer Rückhaltung willen fo 
unbedingt und ausnahmslos zu tadeln? ˖ Es iſt nicht der Ort, zu unterfuchen, 
ob der Staat wirklich unfer Eins und Alles fer, ob nicht etwas noch Größeres 
und Erhabeneres Hinter ihm ftehe; man vergeſſe aber nicht, daß der Staat 
unferer Tage eine gar eigenthümliche Complerion hat. Er ift nicht mehr, wie 
früher, ein abgeſchloſſenes Ganze, mit ſelbſtändigem Kreislauf und ſich jelber 
alle Eriftenzmittel bereitend; er bat die eine wirtbichaftliche Seite ganz dahin⸗ 

egeben ; er probuciert nicht mehr und zieht nun aus den unzähligen Kreiſen der 

Privatwirthichaften feine Lebensſäfte, wie er denn niemals für fich jelber lebte, 
fondern, früher mit der eigenen, jest aber mit der entlehnten Kraft, auf jene 
Kreile zu wirken berufen if. Der Staat hat gewiß Das Recht, da zu graben, 
wo er für jeine Zwecke parate Quellen findet; er joll, was er erhalten, einigen, 
was ſonſt zerftreut ift, fol er umgeftalten und in neuer Form, in neuer Ber: 
theilung auf das Ganze zurüdfliegen laffen. Aber eben in dieſer Herausnahme 
und Umbildung liegt die Gefahr, Tiegt die Unficherheit. Wird der Einzelne un- 
geführ wieder erhalten, was er weggegeben, wird wenigftend durch jene Umbildung 
das wahre wohlverftandene Intereſſe der Geſammtheit gefördert ? 

In der That, wäre das Steuern blos ein Geben auf Wiedererftatten, höchftens 
mit jener blos formalen Verſchiedenheit zwifchen Leiftung und Gegenleiftung, wie 
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tböricht müßte man das Gebahren der Leute nennen. Oder wie engberzig wäre 
es, wollten fie nicht, an ihrem Theil, zum gemeinen Velten beitragen! Aber nicht 
nur, daß der Einzelne feine Quote oftmals nie wieder erhält: auch das Gange 
Bat oft genug feinen Vortheil davon. Die Steuer bat eine Berwendung im 
ganz andern Kreifen gefunden, wird vielleicht erft für eine fpäte Generation 
fruchtbar und — wer bürgt dafür, daß im dieſem gewaltigen Transfufionsprocek 
nicht köſtliches Unterthanenblut nutzlos vergeudet werde! 

Und num iſt es eben ein Vorzug der indirecten (Verbrauchs⸗)Steuer, daß ihr 
Betrag ſich nicht beliebig ſteigern laͤßt, indem nach alter Erfahrung nicht die 
ganze Sonfumtion fteuerbar gemacht werden kann, aud bei dem einzelnen Artikel 
Steuerfuß und Steuerertrag zu einander im umgekehrten Verhältniß ſtehen. — 

Aber wir haben es lebhaft begrüßt, wo die wirklich unentbehrlichen ein⸗ 
heimiſchen Verzehrungsgegenſtände von der Steuer befreit worden find. Nicht 
als ob wir dafür hielten, man hätte den untern Claſſen wirflih einen jo großen 
Dienft erwiefen. Ein Theil der (Mahl: und Schladht-)Steuer iſt wohl immer 
vermittelft des Lohns abgemwälzt worden, wie denn überhaupt diefe Devolutionen, 
ohne rechneriſch meßbar zu fein, wejentlic Dazu dienen, grobe Mängel der Steuer: 
‚gefeggebung auszumerzen. Können biefe Devolutionen vermieden werben, fo if 
Das immer von Bortbeil, und es ift auch richtig, eben von ihnen, die vornehmlich 
an die indivecte Steuer fid) anfeßen, einen Vorwurf gegen das Syſtem felbft zu 
entnehmen; wenn es aber unmöglich iſt, die Devolutionen zu bejettigen, fo geht 
doc, wie wir glauben, das Verlangen nad Abſchaffung des Steuerprincipe 
entfchteden zu weit. | 

Denn wenn irgendwo gejagt werben kann, daß fich eine Steuer den Lebens⸗ 
gewohnbeiten des niedern Volkes anzufchmiegen im Stande ift, fo trifft Das bei 
einer mäßigen, wohl angelegten Berbraudsfteuer zu, während umgelehrt alle Ber: 
ſuche geicheitert find, ihre Wirkung auch auf die höhern Stände zu erftreden. 

Betrachten wir aber die Beziehungen zwiſchen der Verbrauchsſteuer und der 
Steuerbehörde, fo findet fid) nichts, was auf ein mehr Localed Element ſchließen 
läßt. Soweit die Volksſitte die Conſumtion beherrſcht, umſpannt fie viel größere 
Kreife, wie denn ‘auch die eigentliche Claſſenbildung ſchwerlich won rein örtlichen 
Berhältnifien abhängt. Sollten aber doch Berfchiebungen vorfommen, umd zwar 
ſolche, welchen die Steuerbehörde nachzugehen Beranlaffung hat, fo ftehn ihr gewiß 
andre, beſſere Mittel zu Gebote. Die veränderte Lebensweiſe ift alsdann nicht 
Urſache, fondern Folge, aus tiefer liegenden Eigenthümlichkeiten ſich ergebend; 
fih ın ſolchen Fällen an die Verbrauchäfteuer halten, bieße nur einen Theil jener 
(allgemeinern) Urſache erfaffen. 

Aber allerdings, e8 Liegt audy bier wieder ein Yall vor, wo der Staat bie 
Gemeinde als Hebeftelle benüten wird, ſoweit die Erhebung nidt an den Grenzen 
oder am Orte erfolgt, wo die Production des Verzehrungsgegenftandes ftatifindet. 
Denn in der Gemeinde enticheidet ſich die Beftimmung zur Conſumtion an 
gewiſſe reife der Bevölkerung, welche die Behörde zur Steuer heranzieben wil. 

Wir glauben übrigens auch, daß unſre Auffafjung mit den Thatfachen in 
Mebereinftimmung fteht. Allerdings beziehen faft alle Gemeinden folde Steuern; 
aber der Staat bezeichnet Gegenftand und Maß, und die angeführten Fälle aus 
dem Großherzogtum Weimar — wir fünnten aud auf die Beitimmungen der 
ſchweizeriſchen Bundesverfaffung von 1847 hinweiſen — zeigen deutlich, wo die 
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wirkliche Steuerhoheit und das Maß der Dinge ruht. Es reichen zwei Annahmen 
zur Erklärung des Thatbeſtandes aus: entweder waren der Gemeinde für ihre 
Bedurfniſſe Zuſchläge bewilligt zur Staatsſteuer, ober der Staat überließ ihr 
eine beftimmte Steuergattung ganz; beides ift bei großen Städten unvermeidlich. — 

Es bleiben alſo für Die Gemeinde eigentlich nur die Steuern von dem wirk⸗ 
lichen Arbeitöproduct, aljo vom Eintommen, mit den zwei Modificationen einer 
Eintommen- und einer Bermögensfteuer übrig. 

Es iſt in der legten Zeit über die Einfommenfteuer viel geſprochen 
und gefchrieben, namentlid, aber auch legislatoriſch verhandelt und bejchlofien 
worden. Wer aber annähme, daß die uriprünglichen Gegenfäge vereinigt worden 
feten, würde fich täufchen. Dean fügt fich höchften® dem fait accompli; im Uebrigen 
bleibt Jeder fo ziemlich auf feiner Meinung. Die Standpunkte, welde in der 
Frage eingenommen werden, find auch jo grundverfchieden, Daß an eine Ber: 
ftändigung faft gar nicht gedacht werben fann. 

Beſtenfalls dürfte gegenwärtig als ausgemacht gelten, daß — ceteris 
paribus — die Einfommenfteuer feine proportionale, jondern eine progreffive 
fein muß, — daß aber weder an eine ftetige Progreifion gedacht werben darf, 
noch auch die Grenze zu finden ift für die einzelnen Stufen bezw. für 
die Ueberführung in die Proportionalfteuer. Vielleicht kann uoch Drittens als 
allſeitig zugeftanden bezeichnet werden — die Behauptung rührt von den prin- 
eipiellen Gegnern der Steuer her —, daß eine wirkliche Einfonmenfteuer, der 
unvermeiblien Schwankungen halber, für den Staatshaushalt weniger ge— 
eignet ift. 

Diefer legtere Einwand wird nicht immer gebührend gewürdigt, vielleicht, weil 
man die thatſächliche Richtigkeit nicht anfechten kam und doch auch nicht den 
Lieblingsgedanken einer progreifiven Einkommenſteuer aufgeben mag. Nun wäre 
es aber ein Leichtes, an faft ſämmtlichen Gefegen über ftaatliche Einfommenfteuern 
den Nachweis zn führen, daß man mwirflich von dem einen, oberften Princip — wir 
meinen von dem Grundfag, nur die wirklide, fertige Reineinnahme beranzu= 
ziehen — abgemichen {ft und abweichen mußte, wenn man das andere durchführen 
wollte; Beides zulammen, eine wirkliche Einfommenfteuer und eine Staatöfteuer, 
vertragen fi) nun einmal nicht mit einander. 

Diie dadurch geichaffene Fehlerquelle war eine dreifache: 1) man verzichtete 
auf die Erfaflung des Einkommens als ſolchen und bielt ſich an die Productions: 
quellen, Boden, Capital und Arbeit (erfte Phafe der ftantlichen Eintommenfteuer 
in Weimar und Großbritannien). Es verftand fich dabei von ſelbſt, daß nur 
der Durchſchnitt in Rechnung gebradıt wurde. 2) Ein Fortichritt war e8, die 
Duellen auf der Seite zu laflen, direkt auf jenen Durchſchnitt Toszugehen (Preußen, 
Sachſen x.), wobei allerdings einige Rünfteleten in Bezug auf das reine Arbeit- 
eintommen unvermetdlih wurden. War man aber einmal auf dem Durchichnitt, 
jo verftand e8 fich beinahe von felbft, oder hatte doch keine weitern Nachtheile, 
3) ein Einfommen zu befteuern, das noch gar nicht eriftirte, d. 5. die Steuer 
von dem laufenden Betriebsjahre zu erheben. 

Un eine Progreifion war natürlich nur da zu denken, wo man vie Einzel— 
wirthichaft als ein Ganzes behandelte. Aber auch in diefem Falle waren unzählige 
Schwetrigfeiten gegeben, welche faft nicht zu überwinden waren. Man half fi 
dadurch, daß man die amtlihe Einſchätzung an die Stelle der Fallion und 
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Declaration feste. Zugeftandenermaßen ift das nicht eine principielle, jonderu nur 
eine praftifch richtige Löſung geweſen; hatte man aber auf die ſolide Baſis ver 
wirklichen, abgeſchloſſenen Thatſachen verzichtet, hatte man das natürlidie Band 
zwiſchen Steuer und Steuerobjeft zerrifien, jo war allerdings der Beamten: 
routine eher als der unzuverläffigen Urtheilsfraft des Einzelnen zu trauen. 

Laffen wir aber Faſſion und Zaration, beachten auch vorläufig jene Fehler 
und Berirrungen nicht! Denn die Frage ift doch unendlich wichtiger, fie darf und 
muß noch heute aufgeworfen und beantwortet werden, — ob der Staat berechtigt 
ift, progreffive Steuern zu erheben ? 

Geſchichtlich betrachtet, iſt es zunächſt nicht unwichtig, Daß die erften Gefeke 
an dem Grundjage der proportionalen Steuer feftgehalten haben. Men mußte 
es thun, von wegen der Modalitäten der Erhebung; aber man kann 
doch auch umgekehrt fragen, ob nicht dieſe Modalitäten die Folge oder, Jagen wir, 
die ungefährlice Conſequenz des Princip8 waren ? 

Wenn wir recht fehen, fo hend, bie Frage über das Recht des Staats von 
zwei Orundjägen ab, nämlich erjtend, ob in feiner Thätigkeit irgend Etwas Kon, 
was mit dem ungleichen Verdienſt der Einzelnen innerlich verwandt fet, und 
zweitens, ob überall dieſelben Verdienftverhältnifie walten, d. h. ob überall ber 
größere Betrieb eine procental fteigende Rente zu gewähren pflege. 

Die erfte Frage vemeinen wir für unfere Perjon ganz und gar. Es hat 
wohl zu allen Zeiten Staatöregierungen gegeben, welche dieſe oder jene Clafien 
des Volls begüinftigt haben, und es darf zugegeben werben, daß Anflänge Davon noch 
heute zuweilen das Ohr des Bürgers ftreifen — und unangenehm erregen. Aendern 
läßt fich das freilich nicht Leicht ; iſt es aber eine berechtigte Erſcheinung, vollends eine 
foldye, Die wir durch weitere Mutel lebenskräftiger machen ſollen? Mich dãaucht, 
der Staat, der ſeine Aufgabe am richtigſten faßt, iſt ohne Vorliebe, von den einzelnen 
Perſonen und Ständen gleidy weit entfernt; und in feinen größten Augenblicken 
ft er das aud immer am eheften geweſen. — Man hat den Staat oft mit eimer 
gewandten Hausfrau verglichen, und wir glauben, ver — jet zwar etwas 
banal, aber zutreffend. Er kennt Alles, jorgt für Alle, leitet, fieht Alles, aber 
er ift bet einer einzelnen Arbeit nie ganz in Anſpruch genommen; nur das 
fertig Gewordene tritt und anmuthend überall entgegen. — Der Staat öffnet 
das Land einem Jeden, läßt Jedem die freie Wahl des Wohnorts, des Berufs, 
ber perſönlichen Weberzeugung; er macht zwiſchen dem Bauer, bein Kaufmann 
und dem Gelehrten feinen Unterfchieb. 

Und diefer Staat follte wiffentlih und willentlih feine Bürger ungleich 
befteuern wollen? Es ift wahr, man fordert die Progreſſion eben im Sinne einer 
höhern Gleichheit. Wenn aber der Eine mehr als der Andere von den allge 
meinen Einrichtungen Vortheil zu ziehen werfteht, ift e8 dann vom Staat billig 
gehandelt, von dem Erften mehr zu nehmen, mit dem gemeinen Borgeben, daß 
er mehr babe? Uns will bedünken, er begäbe fi) damit in Widerſpruch mit fid 
felber. Es ift nicht feine Schuld, daß die doofe ungleich find, und fann man eher 
umgekehrt jagen, daß er Alles aujbietet, die Nieten Durch gleiche, wenn auch Fleinere 
Gewinne zu eriegen. — Erhebt er aber progreſſive Steuern, fo verläugnet er 
eben das oberfte Princip völliger Unparteilichfeit — er nimmt auf fid bie Ber: 
antwortung für jene Ungleichheit, iventifiziert fi mit ihr. 

Die Frage bekommt ein helles Licht durch die Vergleihung der ftaatlichen 
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und der commumnalen Aufgaben. Jener forgt überall mit gleiher Theilnahme, 
die Gemeinde ift am eine beftimmmte Dertlichfeit mit beftimmten Eigenthümlich- 
feiten gewiefen. Diele auszubeuten oder ausbeuten zu helfen, ift ihr Recht, ihre 
Pflicht; und fie würde dabei ganz unbekümmert verfahren können, wenn nicht 
zur Berföhnung ver entgegenftehenden localen Intereſſen der Staat dazwiſchen 
träte. Die Gemeinde hat zwar aud allgemeine öfrentlihe Aufgaben, aber wir 
dürfen doc fagen, daß fie bereit mit einem Fuße auf dem Boden der Privat: 
wirtbichaft ftebt. 

Die zweite Frage, ob bei allen Beichäftigungen gleihmäßig jenes Phänomen 
auftrete, Daß beim audgedehnteren, intenfiveren Betriebe ein verhältnigmäßig höherer 
Gewinn erzielt werte, ift nur theilweife zu bejahen. Beim gewerblichen, beim 
faufmännifchen Betriebe, überall da, wo das Capital in feinen verjchtebenen 
Formen nutzbar gemacht werben fann, ift jene Thatſache unbeftreitbar. Beim Iand- 
wirthſchaftlichen Gewerbe tritt Diele Hülfe ſchon mehr in den Hintergrund, und 
bei der geiftigen Arbeit hört fie ganz auf. — Nun hat aber vornehmlich der 
Staat auf diele Verjchievenheiten, überhaupt auf die ungleihen Lebensbedingungen 
der einzelnen nn bei feiner Steuergeſetzgebung zu achten; er wird und 
muß proportional befteuern, wenn er die höhere Gleichheit wahren will. Aller: 
dings entgeht ihm — nicht aber der Gefammtheit — dadurch ein bequemes Mittel, 
jeine Einnahmen zu fteigern. Wird man ihn aber deshalb fo gar ernftlich beflagen? 

Auch bier iſt die Lage der (ſtädtiſchen) Gemeinde eine ganz andre. Die 
ganze Landwirthſchaft hat mit ihr nichts zu thun, bindet ihr aljo die Hände 
sicht. Und was von den rein geiftigen Arbeitern in ihren Mauern wohnt, ift 
ſchon der Zahl nach nicht fo jehr bebeutend, zieht aber aus ihrer Thätktgkeit jo 
ſpecifiſche Vortheile, daß die Unterjchiede in nicht unbeveutendem Betrage ausge 
glihen werden. — Und — wir amendieren eine frühere Behauptung — hier 
erft kann und darf die innere Natur des Einkommens und deſſen Verhältniß 
zum Nothbevarf, als das Tegte Argument im Interefle der Progreifion eingeführt 
werden. &8 ift immer gefährlich, die letzten Eonjequenzen in erfte Linie zu ftellen. 

Sp viel über die Hauptfrage des Progreſſivſyſtems der Staatöfteuer. — 
Was die Einkommenfteuer insbeſondere anlangt, fo müfjen wir natürlich an den 
widtigften Momenten vorübergeben, welche eo bedeutfam anf die Modalitäten 
der Durchführung wirken. Nur möchte die Frage nahe liegen und aus dem 
Argeführten fih wohl von jelber ergeben: Giebt e8 denn überhaupt eine Steuer 
mit progrejfivem oder regreſſivem Syſtem, das wirflide Einfommen als folches 
ungetbeilt und vol erfaſſend, irgendwo durchgeführt und eingelebt? und ferner, 
wo haben fi die Einfommenfteuern, gleichgültig, welches Geiſtes Kind fie auch 
jeien, am ebeften erhalten und eingemwöhnt ? 

Ueber beide Fragen find wir dur ältere und neuere Forſchungen voll- 
ftändig orientirt. Der ältefte Stantöwerband auf dem Continent, welcher eine 
Einkommenſteuer mit Degreffionsiyften hat und ſich bei diefer Einrichtung wohl be: 
findet, ıft der Canton Bafel-Stabt!). Zeitlih am nädıten fteht Bremen, ob: " 





1) Der Name der Einfommenfteuer und die Hauptfätze der noch beftehenden &e- 
fee datiren von 1841, die Thatfache ſelbſt der Hauptſache nad von 1821, alfo aus 
demfelben Sabre, wo Weimar feine Steuer ſchuf. — Iß e8 aber bloßer Zufall, daß 
man dort die legten Conſequenzen erft dann 28; al8 der Staat zur Stadt umgewandelt 
worben war? Wir können auf die lange ſchwebenden Berbandlungen bier nicht greifen, nur 
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wohl daſſelbe erſt ſpäter zu einer förmlichen Geſetzgebung geſchritten iſt. Das 
Neumann'ſche Buch aber belehrt uns darüber, daß namentlich im Gemeinde 
haushalt dieſe Stenerform nachgerade eine außerordentlich wichtige Bedeutung 
erlangt bat. Das konnte allerdings Hier nur in der Form der Anlehnung au 
eine ſtaatliche Einrichtung geichehen, e8 mußten aljo alle die derfelben anhaftenden 
Mängel mit in den Kauf genommen werden. Nichts deſto weniger Liegt in 
diefen Thatſachen ein wichtiger Yingerzeig. Denn wir dürfen aud noch emmal 
daran erinnern, daß ed im Großherzogthume die decentralifivende Wirkung des 
en war, welche die fo unvollkommene Geſetzgebung über Waſſer ge 
alten hat. 

Nehmen wir aber weiterhin die Eigenthümlichteiten in Betracht, welche ber 
wahren Einfommenfteuer anbaften, fo werden wir finden, daß fie vor allen andern 
Steuern der Localifirung gar nicht entbehren Tann. Alle die Hindernifje und 
Schwierigkeiten, welde bie ftaatlihe Gefeggebung mit jo vieler Mühe mb — 
fügen wir e8 bet — mit jo wenig Erfolg zu befämpfen ſucht, fließen Daraus: 
bie Ungleichheit Seiten des jährlichen perlönlichen Verdienſtes, bie ftehenden Berichte - 
denheiten im Arbeitöproduct der einzelnen Berufsarten, die Nöthigumg, auf vie 
Drts: und materielle Lage der Einzelnen Rüdficht zu nehmen. Im gemerblichen 
und Taufmännifchen Betriebe fommen jehr erheblide Schwankungen immer wieber 
vor, während die Landwirtbichaft und das zurüdgebliebene Kleingewerbe (in un: 
bedeutenden Landſtädtchen) doch den Vortheil einer gewiſſen Stabilität genießen 
Die Landesſteuer muß dieſe Ungleichheiten überſehen, Die Localſteuer kann fich ihnen 
anbequemen. Vielleicht iſt es auch nur der einzelnen Gemeinde vergönnt, die 
bei der Einkommenſteuer unerläßlichen Stufen und Grenzen befriedigend feftzu- 
ftelen. Noch meniger als der Staat wird fie ſich verleiten laflen, die Stener 
zu einem „legalen Raube” zu benüten. Sie wiberfteht auch dieſer Verſuchung 
leihter, denn fie hat das allergrößte Interefje daran, die Privatthätigkeit ın 
Sachen der Wohlthätigkeit, der Gemeinnügigfeit, der Künfte und Wiflenfchaften 
zu begen: es ift jo geweſen und wird aud immer fo bleiben, daß eben fin Diele 
Beftrebungen die Reichen vorzüglidh in Anſpruch genommen werben, und auf Diele 
Weile auch Steuern zahlen, wenn die Beträge audy nicht durch die öffentliche 
Caſſe gehen. Eine hohe directe Steuer aber — und das ift eine Erfahrung un- 
zählıger Städte — reift diefe naturgemäße Verbindung entzwet, fo daß alles ent- 
weder erftirbt oder aber von der Gemeinde erhalten werben muß, fo gut es eben 
mit den kärglich zugemefjenen Mitteln gehen mag. 

Aber das fiscaliſche Intereſſe der Gemeinde? Auch wenn wir um beſſere 
Gründe verlegen wären, dürften wir uns auf die Thatſache der Lebensfähigkeit 
der Gemeinde-Einkommenſteuer berufen und es getroſt ausſprechen, daß keine 
Gemeindeverwaltung nach einem beſſeren Steuermodus ſich ſehnt. Wir erinnern 
indeß an unſre Ausführungen über den Haushalt der vier weimariſchen Städte 
Das, mas wir als Gemeindeaufgaben ſpecifiſcher Art glaubten bezeichnen In 
fönnen, bedarf zu feiner Eriftenz und Ausbildung gar nicht unbedingt einer in gleicher 


möchten wir einen Umftand andeuten, der mit einer früheren Bemerkung enge zuſammen⸗ 
hängt. Bafel ift zu feiner Steuer auf dem Wege des Pfundzoll$ gelangt, einer Abgabe 
alfo, weldye von den einzelnen, nad Pfunden (einer Gelbmänze) bemeſſenen Geichäfte- 
abſchlüſſen bezahlt wurde. Man ftand aljo vom frühen Mittelalter Her der wirklichen 
Einnahme (ded Kaufmanns) viel näber. 
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Conſtanz fließenden Einnabmsquelle, fondern vermag ſich mit einigen Schwankungen 
und Ungleihheiten gar wohl ins Gleichgewicht zu fegen. Tritt jedod ein wirk⸗ 
licher Nothfall ein, jo darf die Gemeinde weit eher darauf rechnen, daß man ihr 
freiwillig ein größered Opfer bringe, al8 der Staat. Denn das, was jene 
Ihafft, kommt mehr oder weniger direct und unmittelbar einem Seven zu Gute, 
enthält aljo jened Entgelt, das ein fo wichtiges Agens der Steuenvilligkit ift. 
Aufmerkjame und intelligente Gemeindebehörden haben auch nie Darüber geklagt, 
daß die Gemeindeauflagen nicht verbältnigmäßig gerne gezahlt witrben. 

Wir find und dabei eines Punktes jehr klar, wir verzichten, indem wir Die 
Einfommenfteuer im Princip an die (ftädtifche) Gemeinde vermeifen, auf den oft und 
laut verfündeten „oberften” Grundfag einer Gleichheit in der Befteuerung. Soweit 
die Berwaltung dem Bürger Gleiches leiftet, und innerhalb der einzelnen Steuer 
alten auch wir jenen Grundjag feſt. Aber das fehen mir nicht ein, warum 
man nicht Tieber auf materielle Proportionalität abzielt. Dann fteht die Frage 
nicht mehr jo: zahlten bet gleihem Einkommen zwei Individuen daſſelbe? fondern : 
werden beide gleihmäßig zur Steuer herangezogen, da fie aus denjelben 
Berbältniffen und Einrihtungen der dffentliden Gewalt 
gleihen Bortheil ziehen bezw. ziehen können? Auch das macht 
und feine Sorge, daß — der Regel nah — die Landbewohner von einer Ein- 
fommenfteuer verſchont bleiben. Denn dieſe müfjen aus eignen Kräften für 
Manches forgen, was den Städtern die Gemeinde und der Staat fertig umd 
zunächſt foftenlo® darbietet. Und dazu kommen die ſchon erwähnten wichtigen 
Eigenthümlichkeiten des Landbaues. — Es find aud der Einfommenfteuer natür- 
liche Grenzen gezogen. 

Aber — wird man doch entgegnen, — auch zugegeben, daß für die Ge 
meinden am beften durch die Einfommenfteuer geforgt wird; wie mollen Site aber, 
wo dieſelbe bislang, wenigſtens theilmeife, auch den Staatöfinanzen zu Gute 
fam, für den nun entftehenden Ausfall jorgen, und weiter: find die Mängel, 
welche der Eintommenfteuer anfleben, alle ſchon dadurch bejeitigt, daß fie den Ge— 
meinden zu gutfindender Verfügung überlaffen wird? Wie weit man aud mit 
der Berüdjihtigung der Localen und yerjönlichen Berhältniffe gehen möge — 
fo wird man fagen — immer fommt man an einen Punkt, wo man gezwungen 
ift, anzufalten. Und eben das ift ja die Achilled-Ferfe des ganzen Principe, daß 
das reine Arbeitseinfommen weitaus am ſchwerſten belaftet wird! 

Wir glauben auf Beides zu antworten, wenn wir nad) dem Vorgange 
Anderer die Verbindung der Vermögensſteuer mit der Einfommenfteuer in 
Borihlag bringen. Neu wäre demnach nur dad Eine, daß wir Diele der Ge— 
meinde vorbehalten, und jene für den Staat beftimmen. Daß auch in diefer 
Mopification nicht alle Unrichtigfeiten befeitigt werden, welde aus der Gleich⸗ 
ftellung fundirten und unfundirten Einkommens entftehen, jehen wir voll: 
foınmen ein. Aber der Borfchlag ift immerhin, wie uns feinen will, von den 
gegebenen Modalitäten der denkbar beſte. Daß aber die Vermögengiteuer vor 
allen anderen die Qualificationen einer Staatöftener an ſich trage, iſt und eine 
ausgemachte Sache. Alles das nämlich, was der Einfommenfteuer fo gefährlid 
wird, fobald fie die Dienfte einer Staatsabgabe verrichten fol, wird bei der Ber: 
mögensfteuer zur Stütze. Da man ſich im Staatöleben nie auf die Initiative 
der Steuerpflichtigen wird ganz verlaffen fünnen, jo wird man auf die jelbftändige 
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Action der Verwaltung nicht verzichten fünnen, nody wollen, wird man alfo zu: 
nächft aud das Syſtem der Einfhägung nicht aufgeben. Dieſe kann aber oh 
viel Gefahr bei einer Vermögensfteuer geichehen; die Vermögensverhältniſſe find 
viel conftanter, ald das Einkommen; das Bebürfnig, individuellen Verhältniſſen 
nachzugehen, tritt faft ganz zurüd und — ein immenſer Bortheil — man hat 
es mit einer weit kleinern Zahl von ſeßhaften Perfonen zu thun, ſobald, 
was wir als ſelbſwerſtändlich voraußjegen, die ganz Meinen Eripamifie und 
Borräthe fteuerfrei find. Aber diefe Vermögensſteuer muß nicht progrelfiv ſein, 
fondern proportional, und es müſſen Elaflen mit feften Beiträgen oder Simplen 
beftimmt werben, deren Höhe von der nieberften, in der Claſſe aufgenommenen 
Ziffer aus beftimmt if. Materiell iſt ja die Vermögensſteuer auch eine Ein» 
fommenfteuer. Ste Hat aber endlich noch den Vortheil, daß das Steuerobject 
ih nur im Berlaufe größerer Zeiträume verändert, und zwar, Alles in Allem 
genommen, nie zurüdgeht, jondern eine fleine Vermehrung erfährt. Die mittlere 
Vermsgenszunahme möchte jo ziemlih der Vermehrung des Staatöbenürfntfie 
entſprechen. Vielleicht kommt auch ihr, wenngleich vom Nettovermögen erhoben, am 
eheften die Fähigkeit zu, den Uebergang von der Ertrags- zur Perjonalbeftenerung 
zu vermitteln. 

Und nun nur noch eine allgeimeine Bemerkung. Mean wird aus dem Bor: 
a leicht entnehmen und es ald einen Mangel bezeichnen, daß nicht alle 

erfonen eine directe Staatöfteuer entrichten, daß alfo — wie man zu f 

pflegt — das Gefühl der Staatszugehörigkeit niht überall Iebendig erhalten wird. 
Wir für unferen Theil können die Richtigkeit des Schluſſes nicht zugeben. So— 
lange nämlich Vertbeilungs- und Berbrauchöfteuern erhoben werden — und das 
wird wohl auf viele Jahre hinaus der all fein —, jo Lange entgeht nicht Leicht 
Jemand feiner Pflicht gegen das Allgemeine. Materiell kommt es aber auf eins 
heraus, ob ich die Steuer in diefer oder jener Form zahle, ſobald nur der 
Totalbetrag der gleiche ift. Yür den Staat alfo iſt die Form Nebenſache, oder 
richtiger, Mittel zum Zweck; für den Bürger ift fie Hauptfache und beſtimmendes 
Moment. Wer mit der einen oder der andern Form aufräumen, oder wer fie 
für Jeden obligatorisch erflären will, bat entweder feine klare Einfiht von ber 
Sade, oder er beuchelt Begeifterung für allgemeine Steuerzahlung und Staats- 
wohl, während er weiß, oder doch wiſſen follte, daß bon den Verbrauchéſteuern 
die Reichen, und von den directen Steuern die Armen nicht oder nur unvollkommen 
erfaßt werden, daß aber jedenfalld dem Staate felbft mit derartigen In— 
finuattonen am wenigften gedient iſt. 

Wir fallen die Reſultate der Unterfuhung in wenigen Sägen zuſammen: 

1) Unter den Aufgaben der Gemeindeverwaltung befindet fi mr eine 
Heine Minderzahl, melde man als die fpecifilhe Folge des gebrängten Zu: 
fammenwohnens bezeichnen kann — die Sorge für Wege, Luft, Licht, Warfer 
und Eanität, — und wofür jene mit befondern Mitteln auszurüften Bedürfniß 
ft. Aber es kommt der Gemeinde zu ftatten, daß dieſe Gegenftände — obfchon 
Dinge von allgemeiner Unentbehrlichleit — zugleich Object des Luxus und eines 
ungleicyen Claſſenbedürfniſſes find; fie kann alfo das letztere dem allgemeinen 
Intereſſe dienftbar machen. 

2) Wo aber aud dieſe Bejonderheiten nicht beftehen, ift e8 diefen Gemeinde: 
aufgaben eigenthämlich, daß fie nicht an jährlich in gleicher Höhe nothwendig 
werdende Ausgaben gebunden find. Manche bedingen nur eine einmalige bedeu⸗ 
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tende Anlage, andere können auf gelegenere Zeiten verſchoben werden, und im 
Ganzgen hängt ber Umfang der Gemeindeaufgaben weſentlich von ber wirthicaft: 
lichen Lage und den allgemeinen Bebürfniflen der Gemeindeeinwohner ab. 

3) Bei der Gefeggebung muß jeweilen auf das Bedurfniß von Staat und 
Gemeinde und auf bie möglihen Mittel zu veren Befriedigung gefehen werben. 

4) Bon den verſchiedenen Eteuerformen ſcheint Die progrejfive Einfommen- 
ſteuer jenen Aufgaben der (fädtifchen) Gemeinbeverwaltung am nächſten verwandt 

zu fein; diefe Annahme wird auch durd die Geſchichte des Steuerweſens be- 
tigt, 

5) Indem der Staat die Eintommenfteuer den Gemeinden überläßt, jorgt 
er nur infoweit für möglichfte Gleihmäßigfeit, daß er ein gewiſſes Minimum 
flenerfreien Einkommens und den Höcftbetrag des unter normalen Umftänden 
erlaubten Procentſatzes der Beſteuerung angiebt, auch die allgemeinen Gefichts- 
punlte der Erhebung zc. geſetzlich feſtſtellt. 

6) Sm denjenigen Ländern, wo bisher der Staat eine 108 Einfommen- 
fteuer bezogen bat, werben ibn die bisher von den Gemeinden bezogenen Ber- 
brauchsſteuern überlaffen: er jelbft legt eine allgemeine Vermögensſteuer nad) 
dem Grundfag der Proportionalität und der amtlihen Einſchätzung an. 

7) Kleinere Gemeinden dürfen fich für ihre Bebürfniffe anftatt einer (regreſ⸗ 
fiven) Einfommenfteuer für Zuſchläge zu der ftantlichen Vermögenäfteuer ent- 
ſcheiden; Gleiches gilt, neben zuläffigen gemeindeweilen Umlagen im Gegenjag 
zu eigener Steuerhoheit für die größeren Berwaltungsfreife und Provinzen. 
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Prittheilnng über die elſaß⸗ lothringiſchen Gemeinde⸗ 
finanzen nad) dem Stande von 1872, 


gemadt vom Herrn Oberregierungsrathb Met 
in der Sißung der ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft 
in Straßburg, 15. April 1875. 


Meine Herren! 

Ich beabfichtige Ihnen Einiges über die Finanzverhältnifje der Gemeinden 
in Elfaß-Lothringen mitzutbeilen. Die ftatiftifchen Angaben, melde ich hiebei 
benugen werde, gründen fi auf Auszüge aus den einderechnungen vom 
Jahre 1872 injoweit, als dieſe eingefandt waren. Für diejenigen Landestheile, 
von welchen die Auszüge noch nicht eingegangen waren, oder für welche die 
Bufammenftellungen noch nicht angefertigt werden konnten, find die Angaben des 
Berichte über die finanzielle Lage der Gemeinden Frankreichs benutzt worden, 
welchen der Minifter des Innern 1869 an den Kaifer Napoleon erftattet hat 4). 
Wenn biernady die abfoluten Zahlen auch nicht ganz den wirklichen Berbältnifien 
des Jahres 1872 entfprechen, fo find die Abweichungen Doc nicht fo bedeutend, 
daß fie auf Die Richtigkeit der relativen Zahlen, auf melde e8 für meinen heu- 
tigen — vorzugsweiſe ankommen wird, eine erhebliche Einwirkung üben 
können ?). 

Ich will zunächſt einen Ueberblick über die Ausgaben geben und dann eine 
Darſtellung der Mittel zur Deckung derſelben anſchließen. 

Der Geſammtbetrag der ordentlichen Ausgaben, welche ich ausſchließlich 
in Betracht ziehen werde, — beläuft fi auf 18,422,659,94 Sr. und fommt 54,5 
p&t. der orbentlichen Ausgaben des Landes gleich, welche nach dem Landeshaus⸗ 
bhaltsetat für 1874 auf rund 33,810,000 Fr. fich beliefen; es ift mithin eine 
ſehr bedeutende Summe der Verwaltung der Gemeindebehörden anvertraut. 

Diefer Gefammtbetrag der Ausgaben vertheilt fich in folgender Weile auf 
bie einzelnen Gegenftände der Gemeindevermwaltung : 


1) Rapport a Sa Majeste sur la situation financiere des communes de la 
France 1868. Paris 1870. 

? Da —— bie fehlenden Auszlige aus den Gemeinderechnungen eingegangen 
find, jo enthalten die am Schlufie diefer Mittheilung gegebenen Tabellen die Gemeinde- 
Einnahmen und Ausgaben für das Jahr 1872. 

16* 
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1) Die Verwaltungskoſten, ſowohl perſönliche wie ſächliche 
Ausgaben, die Vergütungen des Gemeinderechnungsführers für 
Erhebung der Gemeindeabgaben, die Koſten der Verwaltung 
des Dctrois, die Penſionen an Gemeindebeamten erfordern ca. 13,87 °., 
ber Gemeindeausgaben. 

2) Die Koften der Polizei und Feuerwehr nehbmn . . 7,22 °%, 
in Anſpruch. 

3) Die Unterhaltung der Gemeindegebäude, die Straßen- 
beleuchtung, der Unterhalt des Straßenpflafters, die Koſten der 


Straßenreinigung . . . 13,28 0 
4) für die ——— der Gemeindewaldüngen werden 

ausgegeben. . ..10,02 9 
5) Für Armenweſen — 
6) Für Eultusangelegenbeiten Be 
75 Für den öffentlihen Unterridt . . 2 2 2 202020249 
8) Für Bicinalwege . . Em u. 12,28, 
9) Für Abgaben vom Gemeindegrundeigenthum a 7° 
10) Wußerdem betragen verſchiedene andere Ausgaben. . . 6,16%, 


Diefe Ueberſicht zeigt, daß den relativ größten Theil fümmtlicher Aus- 
gaben die Koften des Unterrichtsweſens hinwegnehmen, dann folgen in ungefäbr 
— Höhe die allgemeinen Verwaltungskoſten und die Ausgaben für Bicinal- 

, fowie die Koften des Unterbalte® der Gemeindegebäude, dann der Wal- 
— und die Abgaben vom Gemeindeeigenthum. Alle dieſe Ausgaben erfordern 
etwa 80 °%/, der Geſammtausgaben, fo daß für alle übrigen Ausgaben 20 ®, 
übrig bleiben. 

Um ein Urtheil darüber zu gewinnen, wie biefe Ausgaben zu benen ber 
Gemeinden in anderen Ländern fid verhalten, mögen bier einzelne Bergleichungen 
folgen. Diefelben müflen auf wenige Ausgaben ſich befchränfen, weil die ſpärlichen 
Beröffentlihungen über die Gemeindefinangen, welche überhaupt vorhanden find, 
nur Die Zahlen ohne die erforberlichen Erläuterungen über die Bedeu: 
tung der Zwede, für melde fie gemacht werben, geben, bloße Zahlen ohne 
Kenntnig der, mit den betreffenden Ausgaben im Zufammenhange ſte henden 

eſetzlichen Beſtimmungen und Einrichtungen aber leicht zu falſchen Schlüffen 
hren können. Wenn man 3. B. findet, daß in Elfaß-Lothringen die Eultus- 
außgaben 3,54 %, der Gemeindeausgaben ausmachen, im früheren —— 
thum Heſſen aber nur 2,3 9%, fo würde einen Schluß Daraus zu ziehen, daß 
wirtlid aus den Gemeinden bier weniger gezahlt wird als dort, nicht richtig fein. 

In Eljag-Lothringen beftehen z.B. weder Gebühren für die Amtshandlungen 
der Geiftlihen noch fonftige Abgaben, welche die Gemeindegliever direct an bie 
Geiftlichen, zu entrichten haben, in Kurheſſen dagegen murden neben den er: 
wähnten 2 Procent der Gemeindeausgaben mit 44,546 Rthlrn. noch 51,203 
Rthlr. an Gebühren, 19,725 Rthlr. an "Natıreelabgaben von ben Gemeinde 
gliedern evangelifcher Confeſſion an ihre Geiſtlichen entrichtet. Thatſächlich ſind 
alſo die Gemeinden in Kurheſſen mit Cultusausgaben ungleich höher belaſtet, als 
in Elſaß-Lothringen. Aehnlich verhält es ſich mit anderen Ausgaben 

Ich babe dieſes Beiſpiel nur angeführt, um zu zeigen, wie vorfichtig man 
bei der Vergleihung der ftatiftiichen Nachweiſe über die Ausgaben der Gemein: 
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den und in gleiher Weife auch des Staates fein muß. Die dur die Ge— 
meinderechnung laufenden .. m. den der Bevölkerung in 


Eifaß-Lorhringen . . . . 12,14 $r. 
in Badennnn. 4412,50, 
in Rurhefien . . 8,8. 


Die Bermaltun gsausgaben der turheſſiſchen Gemeinden 1) nahmen genau vote 
in Elfaß-Lothringen :3 %, in Anfprud, in Baden 84, %,; für Unterridt 
und Cultus verwendeten die badiſchen Gemeinden 9.22, die furheffifchen 11.6 9%, 
während beide Ausgaben in Eljaß-Lothringen 27,54 "/, erfordern. Für Bici- 
nalwege wurden in Baden 10 %,, in Elfaß-Lothringen 12,24 9, ausgegeben; 
in Kurheſſen beliefen fie fi) auf etwa 7 %,, wozu aber dann nod Frohnden 
bis zu 14 Tagen kommen, während in Elfaß:Yothringen die Marimalvienft- 
leiftung 4 Zage beträgt. 

Zur Dedung der ordentlichen Ausgaben des Jahres 1872 dienten bie or— 
bentlihen Einnahmen mit 19,540,499,17 Fr., welche alfo einen Ueberſchuß von 
ca. 1,117,800 Fr. ergaben. 

Die neben wurden entnommen: 

1) den Revenüen aus dem Gemeindevermögen, nämlich dem 
Ertrag der Immobilien mit Einfchluß der Waldungen, und den Zinfen 
des Sapitalvermögend, welche etwa 58,12 %, aller Einnahmen, aljo mehr 
als die Hälite derſelben abwerfen; 


2) dem Ertrag des Dcetroiß mt . . . “2 20000. 12,3 9% 
3, dem Ertrag des Schulgelded mit . . . 3,03 9%, 
4) dem Geldäquivalent für bie Sroßnleitungen zum Vici⸗ 

nalwegebau mit . . ...10,33 % 
5) dem Ertrag der Öundeftener mit. . se ENTE, 
6) aus verfchiedenen Pleineren Sinnahmen, als vom Ber: 

kauf von Grabe lätzen auf den Todtenhöfen u. |. w. - 2,63 0 
7) aus Subventionen, welde das —— und die Devrte 

ments gewährten mit . . . . 3,81%, 

endlich 

8) aus directen Abgaben mit . . .. 9,04 % 


Addirt man die Einnahmen aus den directen Abgaben und aus dem Oetro 
zuſammen, ſo ergiebt ſich, daß 4, 169,312,64 Fr. an Gemeindeſteuern gezahlt 
wurden. Diefer Betrag kommt 34,5 A der directen Staatöftener gleidy und 
beträgt für den Kopf der Benülferung 2,75 Fr. In Baden famen 1861 2.6 
dr. Umlagen und 0.2 Fr. Verbrauchsſteuern auf den Kopf der Bevölkerung, 
in Weſtphalen 1857 30 Egr. pro Kopf; in Sachſen 1857 38 Sgr. pro Kopf. 
Die Velaftung der Iegteren mit folden Abgaben war alfo nahezu glei. Da 
bie Gemeindeabgaben bei fteigendem Bedarf des Gemeintehaushaltes in ftärferem 
Maße herangezogen werden, jo bietet Die Art und Weile der Vertheilung der⸗ 
felben auf die Gemeindeangehöri en für einen Jeden, welcher feinen Gelpbeutel 
zu dieſem Zwecke ziehen muß, beſonderes Intereife. Ich erlaube mir deshalb, 
anf die Gemeindefteuern näher einzugeben. 

Das Detroi ift eine Abgabe, welche auf Gegenftände des Iocalen Ver⸗ 


„oꝰ se Statiſtiſche Beſchreibung des Regierungsberirts Caſſel. Kaſſel 
1870. ©. 198. 


246 Mes. 


brauchs gelegt ift. “Die geſetzlichen Beftimmungen, welche gegenwärtig das Octroi 
regeln, finden fi Bauptlählih in der Ordonnanz vom 9. Dezember 1814, 
dem Gejeg vom 28. April 1816, dem Gejeg vom 18. Juli 1837 und dem 
Geſetz vom 24. Juli 1867, dem Decret vom 12. Februar 1870 u. ſ. w. Die 
Einrihtung des Octrois wird in der Regel nur Orten mit mehr ald 4000 
Einwohnern geftattet, jedoch giebt es von dieſer Regel zahlreihe Ausnahmen 

In Elfaß-Tothringen wird Octroi von 26 Gemeinden erhoben, unter we: 
hen fi drei Städte mit mehr als 50,000 Einwohnern, 2 mit mehr als 
10,000, 7 mit mehr als 4000 und die übrigen 14 mit weniger ald 4000 
Einwohnern befinden. Darunter iſt Weiler mit nur 1138 Einwohnern. Die 
Einnahmen aus dem Octroi werden al8 ordentliche betrachtet, und es ditrfen 
deshalb außerordentliche Ausgaben nicht durch Erhöhung des Octrois ge 
deckt werden. Ueber den Betrag der Auflage ift nur die allgemeine, einer ſehr 
weiten Auslegung fähige Beſtimmung gegeben, daß er im Berbältnifle zum 
Werthe der befteuerten Gegenftänve fteben Tot. Es Liegt alſo ganz im der Hand 
der Behörden, ein großes oder ein Heines Verhältniß feftzufegen. Sehr wichtig 
und zweckmäßig ift die Beftimmung, daß die Auflage ftet8 in gleicher Höhe auf 
die innerhalb ber Gemeinde producirten, mie auf die von Außen eingeführten 
Gegenftände gelegt werden fol. Ohne diefe Beltimmung würde das Och 
.. zu einem Schußzoll der Production innerhalb der Gemeinde auarten 
önnen. 

Ausgeſchloſſen von der Heranziehung vom Octroi ſind nur wenige Gegen⸗ 
ſtände, als gewiſſe Militairbedürfniſſe, die gedruckten Papiere der Regierung 
Arzneien und gewiſſe Sorten von Obſt. Die Zahl der Gegenſtände, welche dem 
Detroit unterworfen werden können, iſt mithin faſt zahllos. In Straßburg find 
3. B. befteuert: Wein, Obftwein, reiner Alkohol, Eifig, Bier, alles Schlacht⸗ 
vieh, von auswärts eingeführtes Fleiſch, Wildpret, Geflügel, Trüffeln, und ge- 
trüffelteß Geflügel, Seefilce, Auftern, Eftrauben, Heu, Strob, Hafer, Brennbol, 
—— Coaks, Torf, Holzkohlen, Wachskerzen, Lichter, neue Schreiner⸗ 
arbeiten. 

Der Ertrag des Octroi in den ſechsundzwanzig Gemeinden ergiebt die 
Summe von 2,404,490,08 Franks, von welchen auf den Kopf der Bevöllerung 
durdichnittlich 8,5 Franks entfallen; in Straßburg ftieg er auf etwa 12.3 ),, 
in Lauterburg ſank er auf 0,55 Franten. 

Die directen Abgaben werden in Form von Zufclägen zu den Staat: 
fteuern erhoben, mit alleiniger Ausnahme der Patentftenerantheile. Die Zufcläge 
werden im Berhältnig vom Gentimen zum Franken, oder was dafjelbe ausdrückt, 
nad Procenten der Staatöfteuern zugleih mit Dielen erhoben. Man bezeichnet 
die Gemeindefteuern deshalb auch als „Centimes“ und ſpricht, je nach der Beflim: 
mung der Zufchläge von Additional-, Special- und ertraordinären Centimes. 
Die Additional-Centimes werden mit 5 Centimes jährlich zu Gunſten aller Ge 
meinden von der Grund-, Perfonal: und Mobiliarſteuer erhoben und bilden ın 
jo fern eine regelmäßige Einnahme aller Gemeinden, als fie biefen jährlid 
zugewiefen werben, wenn nicht eine Gemeinde ausdrüdlich erflärt, fie bedürfe 
diefer Eimmahme nicht. Der Ertrag ift zur Verwendung für alle Gemeinde 
außgaben beftimmt, welde aus ven regelmäßigen Einnahmen ver Ge 
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meinden nicht gevedt werben Können. Diefe fünf Centimes lieferten 1872 bie 
Summe von 354, 551,69 Fr. Durd diefe allgemeine Beftimmung zur 


eines Deficit8 bei den gefammten Ausgaben unterfcheidet fich Diele gabe vom — 
den Special-Centimes, welche ftetS nur für diejenigen Zwede verwendet "= 


werben dürfe, fiir welche fie gefeglich beftimmt find. Sole Special-Sentimes find 
geſetzlich zugelafien : 
1) zur Dedung der Koften bed —— drei Cen⸗ 
times, 1872 . . .  239661,43 Fr. 
2) für den Wegebau fünf. Gentimes, 1872... 2. 4718988, 51 Fr. 
3) fur die Bezahlung der Feldhuter, 1872 .... 451010,97 Ft. 
4) für die Steuererhebungstoften, 1872 . . » . . 78936,48 Tr. 
dazu kommen noch 0,9 °%/, der Patentfteuer, 1872 . 174405,98 Tr. 
welche aber nicht in Form eines Zuſchlags erhoben, fon- 
dern von dem Gefammttbetrage der Steuer abgezogen 


werben. 
5) die Centimes zur Deckung des Deftcitö der Se 
und freiwilligen Ausgaben, 1872 . . . .. 466256,01 Fr. 


Neben dieſen Zufchlägen dürfen von ben Gemeinden auf Grund des Ge- 
feed vom 18. Juli 1866 zur Beftreitung freiwilliger Ausgaben Sulhlng-Sen: 
times bi8 zum Betrage von 20 Centimes erhoben werben. 

Außerordentliche Centimes dürfen erhoben werben: 

1) für das Volksſchulweſen nad dem Geſetz vom 16. April 1867, um die 
Unentgeltlichleit des Volksſchulunterrichts herbeizuführen. 

2) Weitere Drei Centimes für den Wegebau. 

3) Zuſchläge zur Beftreitung der Sacultatio-Ausgaben. 
Die Steuern betrugen 1873: 


1) Grundſteuer. een... 5.476.932 
2) Perfonal- und Mobiliarftener Deren een... 1.858.531 
3) Thür und — Be ee ze er a en 10857 
4) Batentftur . . . een en. 2.095.104 

11.194.114 


mithin belief fi: 


auf 1 9, der Grundfteuer er Air di 54.769 
auf 1 %, der Perfonal- und Mobiliarfteuer. Fr —— 18.585 
auf 1 9%, der Thür und Tenfterfteuer . 2 22. 17.635 
auf 1 %, der Patentſteuer Or 20.951 


Die ſämmtlichen Centimes, welche bie Gemeinden nad obigen Angaben 
im Jahre 1872 zur Deckung der ordentlichen Ausgaben erhoben haben, be— 
laufen ſich auf circa 1,900,000 Fr., welder Betrag = 18 °/, der gefammten 
directen Staatöfteuern entfpricht. 


Diefe Behandlung der directen Gemeindeſteuern als Zuſchläge zu den 


— Staatsſteuern hat die Beſteuerung der ſämmtlichen Staatsſteuerpflichtigen 
Gunſten der Gemeinde zur Folge. Der Steuerfuß iſt daher bei den directen 
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Gemeindefteuern der gleiche wie bei den directen Staatöfleuern, die Er 
erfolgt ebenfalls durch Staatsbeamte. Die nothwendige Folge dieſer Verhält⸗ 
niffe ift die Schwierigkeit für die Steuerzahler, einen richtigen Ueberblid darüber 
zu erhalten, ob die Zunahme der Steuern dem Staat oder den Bezirken und 
Gemeinden zur Laſt fällt, und e8 kommt dadurch Häufig vor, daß der Stener- 
pflichtige die Erhöhung feiner Steuerquote auf Rechnung des Staates fchreibt, 
während fie durch Die Gemeindeausgaben hervorgerufen ift. 

Außer den Zufchlägen zu den directen Staatöfteuern erheben die Gemeinden 
noch eine Reihe von directen emeindefteuern, wie die Hundeſteuer und die im 
Geld ablösbaren perfünlichen Dienfte für den Bicinalmegebau und mehrere andere 
unbebeutende Abgaben, veren fpecielle Erwähnung nicht erforderlich ft. 

Die Befteuerung ver Hunde ift den Gemeinden durch das Geſetz vom 2. 
Mai 1855 zuerfaunt worden. Die Steuer ſchwankt zwifchen zehn und einem 
Franken, je nach der Kategorie als Luxrus-, Jagd- oder Wachthunde, und wird 
ohne Ausnahme von allen Hunden erhoben 144140,87 Franten. 

Bon befonderer Bedeutung. ft die Berechtigung der Gemeinden zur Er— 
bebung einer Wegebaufteuer in Form von Frohnden, deren Leiftung durch Geld 
abgelöft werden kann. Dieſe Frohnden find thatſächlich eine Directe Steuer, 
welde im Maximum von 4 Arbeitstagen von jedem Gemeindeeinwohner, welcher 
das zmwanzigfte Lebensjahr zurücdgelegt hat, erhoben wird. 

Wenn der Pflichtige nicht innerhalb einer beſtimmten Frift erklärt, daß er feine 
Leitung in Natur ausführen wolle, wird das Geldäquivalent ohne Weiteres erhoben, 
und zwar nad) einem Tarif, melden der Generalrath, jest aljo Bezirfstag für 
jede einzelne Gattung von Frohnleiftungen feftgeftellt hat. Diefe Art der Be 
ftimmung der Yeiftungen bietet den Bortheil, daß jeder Einzelne wählen kann, 
ob er die Frohnden leiften oder ftatt derjelben das Geldäquivalent zahlen will 
In Frankreich kaufen fi von einhundert Steuerpflichtigen durchſchnitilich dreißig 
los und ſiebenzig leiſten die Arbeit. Die Naturalleiſtung wird ſtets in den Ge 
genden überwiegen, in welchen die Arbeitskräfte nicht das ganze Jahr hindurch 
lohnende Beſchäftigung finden, wo alſo die Frohnpflichtigen über Arbeitszeit 
verfügen können, für welche ſie eine andere vortheilhaftere Verwendung nicht 
finden. Hierin liegt der Vortheil einer zweckmäßigen Verwendung von Frohm 
leiſtungen, welche auch in ſolchen Gegenden die Herſtellung ausgedehnter Wege— 
anlagen möglich machen, in welchen die Aufbringung der erforderlichen Geld 
mittel ganz unthunlich geweſen fein würde. Die oft aufgeſtellte Regel, 
daß die Leiſtung von Frohnden volkswirthſchaftlich nicht zu billigen ſei und 
eine Verſchwendung von "Arbeitskräften gegenüber der bezahlten Arbeit ent⸗ 
halte, ift nur Dann richtig, wenn Die Arbeitöfräfte in anderer Weiſe lohnender 
verwertbet werben Können." Wo dies nicht der Fall ift, Liegt in der Berwendung 
der Frohnden nur ein Gewinn durch Ausnugung brach liegender Arbeitskräfte. 

Dies find die Mittheilungen, welche ich fiir heute über das Finanzweſen der 
Gemeinde im Allgemeinen zu geben beabſichtige. eftatten fie mir, noch einige 
Bemerkungen über die Gemeindeabgaben beizufügen, welche jedenfalls fpäter einmal 
Hinfichtlich ihrer Beibehaltung einer Discufjion werden unterworfen werben. 

Die indirecte Steuer, dad Octroi, wird principiell faft von keiner Seite 
mebr vertbeidigt, die Vortheile, daß es mit fteigendem Wohlſtande einen ſteigenden 








Mittheilung über vie elſaß⸗-lothringiſchen Gemeindefinanzen. 249 


Ertrag abwirft, daß e8 in fleinen Beträgen und in unmerfbarer Weife entrichtet 
wird, feine Steuernachläffe erforderlich macht, laſſen fi zwar nicht beftreiten, 
aber die Verfehröftörungen, welche mit ver Erhebung nothmendig verbunden find, 
Die Bertheuerung der nothwendigen Lebensbedürfniſſe, melde die niedere Volks⸗ 
clafje unverhältnigmäßig ſtark trifft, und dadurch den Conſum beſchränkt, 
auc den Arbeitölohn fteigert und dadurch die Induſtrie benachteiligt, werden 
meift als überwiegend angeſehen. Im Berüdjichtigung dieſer Nachteile 
haben aud in Frankreich ſich gewichtige Stimmen für die Abſchaffung ausge- 
Iprodyen, und in Belgien ift es fogar mit bebeutenden Opfern der Staatscajfe 
befeitigt worden. Auch in Elfaß- Lothringen wird meines Erachten® bei einer 
Aenderung der Gemeinde⸗Geſetzgebung die Trage, ob das Octroi beizubehalten 
jet, zur Erörterung kommen. Da die Erhebung dieler Abgabe foft nur für 
größere Städte einen erheblichen Ertrag abwirft, fo wird von einer Ausdehnung 
derſelben abzujehen fein. Die plögliche Abſchaffung aller Auflagen würde meines 
Erachtens bei allen ſolchen Gegenftänden, welche nicht durch genügende Concurrenz 
auf ihr natürliches Preisniveau herabgedrückt werben können, keine Preißminde- 
rung zur Folge haben, alfo durch die als Erſatz des Octrois nothwendigen 
Steuern eine Doppelbelaftung der Gemeinde-Einwohner herbeiführen. Die Er- 
fahrung bat dies z. B. in Paris gezeigt. Die Decrete vom 18. und 24. April 
1848 heben die Octroibefteuerung des Fleifches auf, aber ſchon am 30. Auguft 
deſſelben Jahres wurde fie wieder eingeführt, weil die Stadt in der Zwiſchen— 
zeit mehr als 5.000.000 Fres. eingebüßt hatte, die Fleiſchpreiſe aber nicht ge- 
junfen waren. Alle diejenigen Gegenftände,: weldye im eigentlichen Handel ver- 
trieben werden, können Dagegen fofort vom Dectroi befreit werben. 

Bei den Directen Steuern kommen weſentlich zwei Tragen in Betracht, 
die Specialifirung der Abgaben für beftunmte Zwecke und die Erhebung mittelft 
Zufchlägen zu den Staatsfteuern. Die Specialijirung der Steuern nad den 
einzelnen Zweden, für welche fie erhoben werben, aljo 3 Gentimed für den 
Wegebau, 5 für Tas Unterrichtsweſen u. ſ. w., führt zwar den Vortheil mit 
fi, daß fie eine übermäßige Belaftung der Gemeinden mit Ausgaben für ein- 
zelne Zwecke verhindert, fie beengt aber auf der anderen Seite Die Gemeinde: 
verwaltung in einer unangemefjenen Weile, indem fie eine Vermehrung der 
entjprechenden Ausgaben nad; dem augenblidlicen Bedürfniß erſchwert. Ebenſo 
ift fie für die Staatöverwaltung unbequem. Wenn man bei Vermehrung der 
obligatoriſchen Ausgaben der Gemeinden, 3. B. für Schulzwede, nicht auch ſo⸗ 
fort die Special Centimes erböht, fo fommt man leicht zu dem Rejultat,. daß 
die Gemeindemittel für diefen Zweck nicht ausreichen und dann durch Zuſchüſſe 
aus Staatömitteln ergänzt werden müſſen. Einfacher als diefe Specialijirung 
ver Abgaben für die einzelnen Zwecke, fcheint e8, wenn die Gemeinden freie 
Hand bekommen zur Erhebung von Gemeindeabgaben in beliebigen Beträgen, 
wie dies auch in Deutſchland meift der Fall if. Mean wird nothwendig auf 
dieſen Weg kommen, wenn man etwa Auch das Suftem der Zufchläge zu den 
Staatöfteuern ganz fallen laffen und den Gemeinden die Einführung von eigenen 
Gemeindeſteuern, deren Umlagefuß und Erhebungsmodus unabhängig von den 
Vorſchriften über die Staatsſteuern von den Gemeinden feitgefegt werden kann, 
überlaffen würde. Welche von beiden Arten der Steuererhebung, ©emeinde- 
fteuersZufchläge zu den Stantöftenern oder felbftändige ©emeindefteuern vor- 
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zuziehen ſeien, darüber gehen die Anſichten erheblich auseinander, je nachdem 
man die Aufgabe der Gemeinde enger oder weiter auffaßt. So hat z. B. der 
IX. volkswirthſchaftliche Congreß zu Hamburg ſich dahin ausgeſprochen, daß: 

1) bei der weſentlichen Verſchiedenheit der Zwecke des Staates und ber Ge 
meinde eine Dentificirung der Staats- und Gemeindebeſtenerung nicht geredit: 
fertigt, vielmehr | 

2) Princip und Bertheilungsmaßftab der erforderliden Gemeindeſtenem 
Hauptjählih abhängig von dem Zwecke, fir welchen die betreffende Steuer ver: 
wendet wird, fo daß 

3) in Stadtgemeinden der ftädtifche, in Landgemeinden der Ländliche Grund 
befig zur Beſteuerung heranzuziehen, im Uebrigen aber die Regelung der frage 
in jedem concreten alle von den beſonderen Iocalen Berbältniifen und Bevirf 
niffen abhängig zu machen fer). 

Andere Dagegen weifen der politifchen Gemeinde nicht eine ganz andere Yıf: 
gabe als dem Staate zu, die Gemeinde babe vielmehr die Staatsaufgabe inſo— 
weit zu löſen, als dieſelbe örtlicher Natur ift, und mit den Mitteln der örtlichen 
Gemeinſchaft fich erreichen läßt. Die Gemeinden feien nicht die Repräfentanten 
eines örtlichen Verbandes, fondern tragen üffentliche Autorität. Wenn biete 
Grundanſchauung richtig fer, dann falle auch die Conjequenz aus der behaupteten 
Berfchtedenheit der Staats- und Gemeindeaufgabe hinfichtlih des Steuerweſens 
es folge daraus, daß der angenommene principielle Unterſchied zwiſchen Staat 
und Gemeindebeſteuerung ımbaltbar, die legtere im Allgemeinen nach den Grund⸗ 
fäten der erfteren einzurichten fet. 

Ich ſelbſt glaube, daß das richtige in der Mitte beider Anfichten Liegt. Die 
Gemeinde verfolgt Zwecke, welche weit über die Intereſſen des localen Verbandes 
hinausgehen, wie Unterriht8= und Sultuszmede, fie bat aber auf der anderen 
Geite auch ſolche Aufgaben zu erfüllen, welche in erfter Linie aus dem BZufanmen: 
wohnen entfpringen, wie Straßenbeleudhtung, Feldſchutz, Sicherung gegen hit 
liche Naturereigniffe, Straßenpflafterung u. |. w. Zur Aufbringung der Koften 
diefer beiden Aufgaben ſcheint mir deshalb aud eine Combination des Princps 
der Staatsſteuern mit befonderen Gemeinbefteuern am zweckmäßigſten. Für manche 
Zwecke läßt fih innerhalb eines Fleinen Gemeindeweſens ein zweckmäßigerer und 
gerechterer Maßſtab der Bertbeilung ver Abgaben finden, als in einem weiten 
Staatögebiete, ın welchem den Iocalen Verſchiedenheiten nicht Rechnung getragen 
werben fann, welche vielmehr durch eine Durchfchnittöbeftimmung ſoviel als thunlich 
ausgeglichen werden müſſen. Für die Befteuerung der Gemeinden wird daher meine? 
Erachtens das Princip aufzuftellen fein, daß in allen Fällen der Stantsfteuerfuf 
als Grundlage der Gemeindeabgaben dann einzutreten babe, wenn nicht fir 
beftimmte Zwede beſondere Abgaben auf ftatutarifchen Wege feſtgeſetzt fen. 


1) Der Staat bat die Verwirklichung des Rechts⸗ und Machtſchutzes, die Ger 
meinde ift vorwiegend ein Bfonomifcher Verband, ver den Zweck bat, burd Ber 
fammenwohnung und fonftige Gemeinſchaft die Zwede der Stadtwirthichaft (Handel, 
Gewerbe) oder die der Landwirthſchaft (Aderbau, Weinbau, Viehzucht) beſſer und 
fiberer zu erreiden, als e8 ifolirten Individuen oder Familien möglih wäre. 
Braun, in Fauchers Bierteljahrichrift, Jahrgang 1866. II. Band ©. 5. 
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Auf diefem Wege läßt ſich die Entſcheidung, welche Steuer für Die betreffende Ge- 
meinde am vortheilhafteften iſt und zugleich in gerechtefter Weile die Yaften ver- 
thetlt, am leichteften Töfen. Daß aber überall da, wo die Gemeinde jelbft bie 
Teftfegung eines befonderen Umlagefußes, ſei e8 fir alle Erhebungen oder für 
beftimmte Zwede, nicht vornimmt, der Staatöfteuerfuß ergänzend anzumenben 
fei, ſcheint mir aus der analogen Aufgabe des Staated und der Gemeinden zu 
folgen, und fo ıft die Frage, welche in der vorigen Berfammlung beiprochen 
worden ift, nämlich die Einfommenfteuerfrage, auch für die Gemeindeverwaltung 
von bejonderer Wichtigfeit. Ich glaube deshalb, daß die Trage der Gemeinde— 
fteuern einen paflenden Anſchluß an die Discuffion der vorigen Verſammlung 
bieten wird, und fchließe daber hiermit meine Mitteilungen. 


(Bel, b.| 
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Ueber die Communalſteuerfrage. 





Gutachten 
erſtattet von Adolph Samter in Königsberg i./Br. 


—— — 


Die Communalbeſteuerung iſt eines der Mittel, die in Anwendung ge— 
bracht werden müſſen, um den Anforderungen, welche das Gemeindeleben, ſpeciell 
der Gemeindehaushalt erhebt, entiprechen zu können. Weil die Communal- 
befteuerung nicht das einzige Mittel iſt, welches den Zwecken de8 Gemeinde- 
haushalts dient, ſondern neben ihr nod andere zur Anwendung kommen und 
tommen müſſen, jo tft e8 unerläßlich, bei Betrachtung der Communalbefteuerung 
dieſe anderen Mittel nicht gänzlich unberüdfichtigt zu laſſen, wenn man nicht 
Gefahr Laufen will, der Communalbeftenerung einen zu weiten Spielraum 
einzuräumen. Die Communalbefteuerung darf nicht losgelöſt von den andern 
Duellen, aus denen der Gemeindehaushalt feinen Unterhalt ſchöpft, betrachtet 
werben. 

Die Gemeinden können ſich die erforderlichen Unterhaltmittel in folgender 
Weile beichaffen: 1. durch eigenes Beſitzthum, deſſen Erträge zu den Ge⸗ 
eeindeausgaben verwandt werben können; 2. durch eigene wirthſchaftliche 
Thätigkeit, deren Ergebniffe den Gemeindehaushalt zu Gute fommen; 3. durch 
Beiträge von den Intereſſenten, welche Leiftungen von ber Gemeinde empfangen ; 
4. Steuerbeiträge fettend der Gemeinbemitglieder. In einem georbneten Ge- 
meinmwefen werden ohne Frage alle vier Factoren zur Mitwirkung kommen, und 
e3 ıft von vornherein von der größten Wichtigkeit, daß nicht nur alle vier Yac- 
toren überhaupt zur Mitwirkung gezogen werben, ſondern daß dieſes auch in 
einem angemefjenen Berhältnig gejchieht; jedenfalls iſt e8 unzuläffig, daß bie 
Gemeinden in Bezug auf ihre Ausgaben Lediglich auf Steuerbeträge ber 
Bürger angemiejen werden, und die anderen Hilfsquellen als nebenſächlich be: 
trachtet und behandelt werben. 

Gleich das Gemeindeeigenthum erſcheint von der allergrößten Be- 
deutung. Im früheren Jahrhunderten fpielte dafjelbe bekanntlich eine ſehr große 
Rolle; erft als das Privateigenthbum immer mehr Boden gewann, zerbrödelte 
das Gemeindeeigentfum. Man glaubte, das Gemeinde— 9 Staats⸗) Leben 
lediglich auf die Kraft, alſo auf dem Boden des Staatshaushalts auf die Bei- 
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träge Der Bürger verweiſen zu können und zu miüffen, und bewirkte ſchließlich 
dadurd), daß die Gemeinden in der That zu einer Art Proletarierleben verur- 
theilt, da b von der Hand in den Mund zu Leben gezwungen wırrden, wenn 
nicht gar, mas in der That vielfach geſchah, der ſchlimmere Fall eintrat, daß 
fie friſchweg Schulden madıten, und dadurch einen Theil ihrer Ausgaben dediten. — 
Was fir die Einzelnen gilt, ift in diefer Beziehung aud maßgebend für die 
Gemeinden, Wie weit auch der Einzelne in Bezug auf feine Einnahmen fid 
auf ſeine perſönliche Thätigkeit verlaffen mag, eine geficherte Exiſtenz bat ex mur, 
wenn er ein gewiſſes Befigthum fein eigen nennt. Derjelbe Unterſchied. ver 
zwiſchen Beliglofen und Befigenden obwaltet, macht ji auch bei der Gemeinde 
mit ımd ohne Eigenthum geltend; eine Gemeinde ohne Gemeindeeigenthum 
erſcheint won vornherein auf unfiheren Boden geftelt. Wenn auch die Ent- 
äußerung des Gemeindeeigenthbums im engen Zufammenbange mit der gefamm- 
ten Zeitſtrömung der legten Jahrhunderte fteht, fo bleibt die Entäußerung ver 
Gemeinden von Eigenthbum, die wir mehr oder minder überall zu conftatiren 
haben, nichtsdeſtoweniger beflagenswertb, und indem ſich glüdlicherweile eine 
andere Zeitftrömung Bahn zu brechen ſucht, und die Wichtigfett ja Nothwendig- 
feit von Gemeindeeigenthum zur Anerkennung gelangt, läßt fib in Ausficht 
nehmen, daß die Gemeinden darauf bedacht fein werden, wieder Eigenthum an 
ſich zu bringen. Die Communalbefteuerung wird hierdurch weſentlich beein- 
luft werben. 

Nicht minder wichtig ift die eigene wirtbichaftliche Thätigfeit der Gemeinde, 
welche für ben &emeindehaushalt von weitreihender Bedeutung werben fan 
Auch bier haben die Zeitanfchauungen einen großen Einfluß geübt. Es galt 
und gilt vieljeitig noch als unumſtößliches Ariom, die Gemeinden (wie der Staat) 
dürfen „feine Geſchäfte“ machen; aber auch hier haben fi) die Verhältniſſe ſtärker 
enwiefen ald Theorien, die nur fehr bedingt richtig find. Wo beiſpielsweiſe 
ed angezeigt ſchien, daß Die Gemeinden Gasanftalten und Wafferleitungen jelbft 
anlegten, da iſt e8 nicht allein vielfältig geichehen, jondern auch gemeinhin mit 
einem durchaus gänftigen Erfolge für den Stadtſäckel. Es läßt fih auch ſchwer 
abjeben, weshalb man vergleichen Unternehmungen durdaus Privat: (Actien-) 
Geſellſchaften überlaflen fol, welchen die Gemeinden tributpflichtig werden. Eſs 
ericheint dieſes um fo unzuläffiger, als die Actiengeſellſchaften fih nur um gute, 
d. b. rentable, Unternehmungen bewerben, während die finanziell ungünftigen 
zum allgemeinen Beften den Gemeinden überlaffen bleiben. Dieſes ift doch 
nichts weniger als haltbar. PVerlangt man, daß Unternehmungen, die im 
Gemeindeintereffe Liegen, von den Gemeinden ius Werk gelegt werden, obmohl 
ihre Rentabilität in Frage fteht, fo darf man nicht die für das Gemeinbeinterefie 
erforderlichen Unternehmungen, weldye ventable find, principiell der privatwirth⸗ 
ſchaftlichen Thätigkeit überweiſen, alfo den Gemeinden enizieben. Die im Ge 
meinbeinterejie ins Leben zu rufenden Unternehmungen find zumal ın den Städten 
größer und für den Gemeindehausbalt wichtiger, als man gewöhnlich annimmt. 
Der Gasanitalten und der Wafferleitungen tft bereit8 gedacht; e8 ſeien noch für 
bie größeren Städte der Pferdeeifenbahnen und Ommibuslinten erwähnt, welche 
ſich recht eigentlich für ftäptifche Unternehmungen eignen, und für dieſelben auch 
finanziell vortheilhaft fein dürften. Ebenſo wie mit der Anſchauung gebrochen 
werben muß, Daß alles Eigenthum in die Hände von Privaten überzugehen bat, 
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ebenfo muß man die Anficht aufgeben, daß nur die private, nicht auch die 
gemeinwirthichaftliche Thätigkeit am Plate ſei. — 

Mehr als dur eigenes Beſitzthum und eigene wirtbichaftliche Thätigkeit 
haben fih die Gemeinden durch Beträge von den Intereſſenten für geleiftete 
Dienfte eine Einnahmequelle zu verichaffen geſucht; Hierzu gehören die Einnahmen 
für Schulgelvder, in Städten für Benutzung der Handelsanftalten, der Kranken⸗ 
häufer, für Leiftungen an den Staat (Einquartierung) u. |. w. Es ift im 
Welen des Gemeindeleben® begründet, daß Peiftungen und Gegenleiftungen ſeitens 
der Einzelnen (Gemeindemitgliever) und der Genoffenichaft (Gemeinde) nicht 
firenge miteinander abgemwogen werden fönnen, wie e8 etwa im privatwirthichaft- 
lichen Berfehre der Yall if. Man würde das Welen der Gemeinichaft, wie 
joldhe in der Gemeinde zum Ausorud kommt, trogdem daß fie eine Zwangs⸗ 
gemeinichaft if, durchaus verkennen, wollte man die Forderung erheben, daß, 
was der Einzelne von dieſer Gemeinihaft erhält, nun auch — ziffernmäßig 
von ihm zu bezahlen wäre, wie e8 im Privatverfehr der Fall iſt. Die Ges 
meinde leiftet ihren Mitgliedern im großen Ganzen — und beanſprucht von 
denjelben Leiftungen je nad) den Kräften derfelben. Jedoch ſchließt dieſe Leiftung 
im Großen ſeitens der Gemeinde nicht aus, daß nicht viele ihrer Leiſtungen fich 
leichſam fpecialifiren, und auch im Einzelnen von Denjenigen, denen fie zu 
Gute fommen, vergütet werten können. Und wo und foweit dieſes der Fall ift, 
ift es durchaus angebradt, daß die Gemeinden für Specialleiftungen ſich be= 
ſonders bezahlt machen. Die Gemeindevermaltung bat zwei Klippen zu ver: 
meiden — für jede ihrer Leiftungen von den Betreffenden Gebühren zu erheben — 
und alle ihre Leiftungen zu Laften des allgemeinen Sädel zu gewähren. 

Je mehr die Gemeinden darauf bedacht find, das Gemeindeeigenthum 
audzudehnen, eine je fruchtbringendere Thätigfeit fie ſelbſt entfalten auf dem 
Boden der Unternehmungen, welche das Gemeindeleben erfordert, je mebr fie im 
Auge behalten, daß für gewiſſe Leiftungen unmittelbar Erträge eingezogen werden 
fönnen, um jo mehr verengt fih die Communalbefteuerung?). 
Bevor man an die Frage herantritt, wie die Communalbefteuerung einzurichten 
fet, Hat man ſich die Frage vorzulegen, wie ift dieſelbe auf das erforderliche 
Maß einzufchränten? Die vorhin berührten Geſichtepunkte haben hierauf eine 
wenn auch nur allgemeine Antwort ertheilt. Die Communalbefleuerung wird 
zwar immer in bedeutendem Umfange erforberlich fein, fie kann aber durch die 
angeführten Factoren weſentlich eingejchränft werben. 

Gleichſam als Borfrage für die Communalbeftenerung wäre in Betracht 
zu ziehen: Iſt ein beſonderes Gommunalfteuerweien nothmwendig oder genügt das 
Suftem von Zufchlägen fir die Staatöiteuern? Die Beantwortung diefer |peciell 
vom Ausſchuß des Vereins für Soctalpolitit geftellten Frage wird wejentlich 
dadurch erleichtert, daß wir ein fo ausgebildete und weit verzweigtes Staats- 


1) In Königsberg, beflen Stabthaushalt (1876) eine Einnahme von 2.224.637 M. 
anfweift, fließen demfelben zu: 8.6 °/, aus dem Befittbum, 12.7 °/, aus Der gemein- 
wirthſchaftlichen Thätigkeit (Gasanftalt, die im Ertraorbinarium aufgeführt if, nicht 
mitgerechnet), 15.4 %, aus Beiträgen ber Interefienten, und 63.3 %, aus Steuern. 
(In ig betragen die Steuern 62.7 ®, des Stabthaushalts, im preußiihen Staat 
54.5 9). 
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ſteuerſyſtem vor uns haben, daß thatſächlich für ein ſpecifiſch gear— 
tetes vom Staate ſich abhebendes Communalſteuerweſen kein 
Raum übrig zu ſein ſcheint. Es werden naturgemäß nicht alle 
Steuern, welche der Staat erhebt, ſich für die Communen 
brauchbar erweiſen, aber die Communen werden kaum geeig— 
nete Steuern ausfindig machen, welche nicht auch der Staat 
bereits erhebt. Findet ſich hier und da eine Steuer, wie die Wohnungs⸗ 
ſteuer in Berlin, welche der Staat nicht auferlegt, ſo wird dieſe immer nur 
eine für wenige Communen brauchbare Ausnahme fein, im großen Ganzen 
läßt das beftehende Staatöfteueriuftem ein befonder8 geartetes Communalfuftem 
nicht zu. Collten gar Steuerfünftler weitere neue Steuern ausfindig machen, 
wilde der Staat nicht erhebt, und welcher fi die Communen bemädtigen 
tönen, jo wird man ihnen mur die Antwort zu ertheilen haben: mir Baben 
Steuerforten genug, wir brauchen Teine neuen Steuercategorien. Es fann fid 
nur darum handeln, das Steuerwefen zu vereinfachen, nicht aber daſſelbe, das 
complicirt genug ıft, noch verwidelter zu geftalten. 

Davon, neben den beftehenden (Staat8=) Steuern neue für die Communen 
ausfindig zu machen, muß alfo vorweg abgejehen werden, und die oben geftellte 
Trage wird nur dahin zu verftehen fein: jellen die Communen und der Staat 
je befondere Steuern haben, mit anderen Worten, foll der Staat auf bie 
Eteuern, welche die Communen erheben, verzichten — oder ift es ftattbaft, daß 
dev Staat und die Communen diefelben Steuern erheben? Auch hier macht 
ſich ſofort die Tha tſache geltend, daß auf mande Eteuern weder der Staat 
nod die Communen verzihten können; es fei nur der Perfonalfteuern (Ein- 
kommen⸗, Claflenfteuern) gedacht, welche das weitaus größte Contingent zu den 
Steuererträgniffen liefern , es dürften ſich immer nur vereinzelte Steuern aus: 
findig machen laſſen, auf weldye etwa der Etaat verzichten fann, und welche den 
Communen überwiefen werden fünnen, jo daß niemald von einem wirflih be- 
fonderen Communalfteuerwejen zu fprechen fein wird, ſondern höchſtens davon, 
daß die Communal- und Staatöfteuern in gewilfen Eategorien fih von einander 
abheben fünnen, und abzufondern fein werben. 

Principielle Gründe für eine Abjonderung gewiſſer Steuercategorien 
von Commune und Staat werden fih faum ausfindig machen laſſen. Gemeinde 
und Staat find an fich gleichgeartete Organismen, die fi) mehr quantitativ als 
qualitativ von einander unterjcheiden, und deren qualitativer Unterſchied jich 
lediglich aus ihrer quantitativen Wirkſamkeit ergiebt. Der Staat baut ſich auf 
den Gemeinden auf, er ift ein höheres Gebilde als die Ießteren, aber gleichſam 
Fleiſch von ihrem Fleisch; er birgt weiter wirkende, aber feine fremdartigen Ele 
mente in fih. Die eftaltungen des Staated finden fi, wenn auch mann g⸗ 
fah nur als Embryo, bereits in den Gemeinden vor. Zumal die gemeinwirtb- 
Ihaftlihen Seiten ihres Lebens und ſpeciell des Haushalts ericheinen als durd 
aus adäquat, und erfordern feine andere bejondere Geftaltung als diejenige, 
die durch den Umfang ihres Wirkungsfreifes bedingt wird. Eine principielle 
Unterfheidung der Gemeinde vom Staat nad diefer Richtung hin ericheint 
durchaus nicht am Plage, ja nit einmal ftatthaft. 

Nur von Nützlichkeitsrückſichten aus läßt fi empfehlen, gewiſſe 
E teuercategorien dem Staate zu entziehen, und ausfchlieklic den Gemeinden zu 
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überlajfen, wie es fi) von jelbft als Nothwendigkeit ergiebt, daß der Staat, 
Der ein größeres Feld der Wirkfamkeit als die Gemeinde bat, gewiſſe Steuern 
erheben Tann, melde den Gemeinden durch ihr beichränftes Leben verſchloſſen 
find. (Zölle von Waaren, die vom Auslande eingeführt werben.) Es mag 
Tofort hervorgehoben werden, daß dieſes — was auch von gewiſſer Seite vor⸗ 
geſchlagen — lediglich die Srund- und Gebäudefteuer ſein kann. Ob und bis 
wie weit ſich diefe Steuern als beſonders geeignet für die Communen erweifen, 
wird noch jpäter zur Erörterung kommen, bier handelt «8 fi zunächſt darum, 
zu unterſuchen, ob es ſich empfiehlt, ſie Ausſchließlich den Gemeinden zu über: 
laſſen und demgemäß dem Staate zu entziehen. Für die Gemeinden ift es unzweifel- 
haft wünſchenswerth, daß ihmen beftunmte Steuer-Categorien überwiefen 
werben, doch liegt es auf der Hand, daß dergleichen Fragen nicht vom einfeitigen 
Etandpunfte der Gemeindeintereſſen auß erledigt werden fünnen, und das Staats: 
interefje und, mas die Hauptſache ift, die Bereitwilligkeit des Staates außer 
Acht gelaffen werden darf. Die Forderung bat anſcheinend etwas für fich, 
daß, weil der Staat gewille Steuern, wie die Zölle erheben kann, welche natur: 
gemäß den Gemeinden verſchloſſen find, auch, den Gemeinden beftimmte Steuer: 
gebiete überlaſſen werden, auf welche der Staat ſeinerſeits verzichtet. Was aber 
Ipeciell die Grundfteuer betrifft, fo ift diefelbe viel zu jehr mit dem allgemeinen 
Staatsinterelfe verfnüpft, als daß der Staat auf diefelbe verzichten und fie 
den Gemeinden überantworten kann. Es bliebe nur die Gebäudeſteuer übrig, 
welche für den Staat in der That von unmefentlicherem Intereſſe ift, und welche 
für die ſtädtiſchen Communen von hoher Bedeutung werden kann. Hier macht 
ſich aber eben ſofort geltend, daß die Gebäupefteuer nur für die Städte von 
einichneidender Bedeutung werden fann. Selbft wenn dieſe den Städten aus 
Nützlichkeitsrückſichten überantwortet würde, fo würde immer ein beſonderes 
Communalſteuerweſen, wenigften® nicht im großen Ganzen, hergeftellt werben, 
ed würde dieſes immer nur in ſehr vereingelter Weife der Tall fein. Bon den 
directen Perfonalfteuern fünnen die Communen vollends nicht abfehen, e8 bedarf 
feiner Ausführung, daß dieſe ſowohl von den Communen, wie von dem Staate 
erhoben werden müffen. 

Die Frage, ıft ein beſonderes Communalftenerwejen nothwendig? muß daher 
verneint werden, und hiermit Icheint eine im engflen Zuſammenhange ftehende 
Trage, ob der Beſteuerungsmodus feitend der Commune und des Staates 
berfelbe jein darf, ob „das Syſtem von Zuſchlägen zu den Staatöfteuern 
genügt” im Princip und zwar mit ja entſchieden. Yreilih wird dieſes nicht 
ganz allgemein d. 5. unbedingt der Fall fein. Was die Einfommenfteuer be- 
trifft, jo würde e8 unzweifelhaft einen ganz unnöthigen Aufwand von Mühe 
und Foften im fich fchließen, wenn eine befondere Abſchätzung ſeitens der Ge— 
meinden und bed Staates vorgenommen werden würde; es wird ſich durchaus 
empfehlen, daß dieſe einheitlich für Staat und Gemeinde erledigt wird, und 
ſomit da8 Syſtem der Zufchläge zu den Staatöfteuern von der Gemeinde abop- 
tirt wird. Ganz daſſelbe ift bei der Gewerbefteuer der Fall, welche ſich eben- 
falls als Gemeinbefteuer eignet; aud hier würde eine bejondere Veranlagung 
ſeitens des Staates und ber Gemeinde überflüffig fein, und es iſt nur Ele: 
zu den Staatöfteuern am Plage. Etwas anders ftellt ſich jedoch die Suche bei 
den Grund- und ©ebäubefteuern, die fi, wie bereits hervorgehoben, ganz vor- 
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züglih zur Communalſteuer eignen. Während der Staat die Grund-, und 
wenn er die Gebäubefteuer behält, auch die lektere nur für verhältnißmäßig 
große Zeiträume feftfegen kann (jeve Regulirung berfelben ift nicht allem 
mit großen Koften, fondern auch mit unvermetdlicher Ungerechtigkeit verfnüpft), 
fann die Gemeinde diefelben, befonder8 die Gebäubefteuer, in wejentlich Für 
zerem Zeitraume den ſich verändernden Berbältniffen anpaflen. Hier erichemt 
der Zuſchlag zu den Staatöfteuen nicht genügend; bier empfiehlt es ſich, daß 
die Gemeinden felbftändig den Steuermodus beſtimmen. Es Tiegt bier wieder 
der Beweis vor, wie fhwierig, ja unmöglich es ift, abjolute Principien aufzu: 
ftellen. 

Ein beſonderes Communalfteuerweien ift alfo im großen Ganzen nicht 
nothwendig; gewiſſe Bejonderheiten wird aber das Staats- und Communal- 
fteuerwefen gleichwohl aufweiſen. Erftered allein kann beiſpielsweiſe Importzölle 
erheben, letzterem kann recht wohl die Gebäudeſteuer überwieſen werden. 
„Genügt das Syſtem von Zuſchlägen zu den Staatsſteuern?“ wird ebenfalls 
im Allgemeinen mit ja zu beantworten ſein, was jedoch nicht ausſchließt, daß 
wenn die Grund- und Gebäudeſteuer ſelbſt von dem Staate und von den Ge— 
meinden erhoben wird, der Steuermodus bei beiden verſchieden ſein kann, und 
das Syſtem der Zuſchläge hier zu verlaſſen iſt. 

Sowie zwiſchen Staat und Gemeinde, obgleich das Steuerweſen im großen 
Ganzen denſelben Character an ſich trägt, ſich gewiſſe Beſonderheiten geltend 
machen, ſo werden dieſe auch zwiſchen Städten und Landgemeinden hervortreten. 
Die Gebäudeſteuer muß für Städte einen ganz andern Effect haben, als 
für die Landgemeinden, und ebenmäßig die Grundſtener lediglich die Land 
gemeinden intereſſiren. Die Gewerbeſteuer kann im Allgemeinen von redens⸗ 
werther Wirkung lediglich in den Städten fein; kurz, die Verſchiedenheit, die ſich 
im Weſen der Stadt: und Landgemeinden Tundgiebt, wird nicht ohne Einfluß 
bei der geeigneten Auswahl der in Anwendung zu bringenden Steuern em. 
Diefe Bejonderbeiten find fo fehr durch die fpectellen Verhältniſſe geboten, daß 
es kaum eines näheren Eingehend auf diefelben bedarf. Es iſt einfach zu con⸗ 
ftatiren, daß das Steuerweien in Bezug-auf Staat, Stadt und Yandge 
meinde zwar nach einem einbeitlihen Plane, nad denſelben Grundprincipien, 
aber niemals nad) einer und derjelben Schablone eingerichtet werden kann, daß 
das Steuerwefen, wie auch immer es zur Anwendung kommt, feinen einheitlichen 
Character behalten kann, aber ven bejonderen Berhältnifien gegenüber zum bes 
fonderen Ausdrud gebracht werden muß, fo daß nicht allein Beſonderheiten ſich 
zwilchen Staat, Stadt, Land, beziehungsmweife größeren communalen Berbinden 
(Kreifen) geltend machen werben, ſondern felbft ſolche zwiſchen Städten unteren: 
ander, zwiſchen Tandgemeinden untereinander heroortreten werden, und Berikd- 
fichtigung erheifchen. Im Städten, in welchen ein befonders ſchwunghafter Handel 
oder reges Gewerbeleben berricht, wird fich neben der Einfommenfteuer Die 
Heranziehung der Gewerbeſteuer beſonders empfehlen, während diefe in Städten, 
welche mehr von fleinen Nentierd bewohnt wird, weniger in Anwendung gebracht 
zu werden braudt. In Städten, welde ſich durch einen befonders werthvollen 
Grundbefig auszeichnen, Tann auf die Gebäubefteuer mehr Gemicht gelegt werben, 
al8 in Städten, in welchen die Gebäude nur einen geringen Ertrag abwerfen. 
Ebenmäßig wird in andgemeinden, in melden regeres Gewerbeleben herrſcht. 
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die Gemerbefteuer nicht außer Acht gelafien werben, dagegen in Landgemeinden, 
in welchen Gewerbe nur in geringem Umfange betrieben werben, von ihr ab- 
gejehen werben können. — Die Communalfteuergejeggebung wird der Commune 
genügend weiten Spielraum zu laffen haben, damit den heroortretenden Beſonder⸗ 
heiten ausreichend Rechnung getragen werben fann. Darüber, bis wie meit 
dieſes zu geſchehen hat, können nur die fpeciellen Verhältniſſe entfcheiden. 

Die Beantwortung der füglicherweile zuerft zu ftellenden Trage, ob em 
beſonderes Communalſteuerweſen nothwendig oder das Syſtem von Zufchlägen 
zu den Staatöfteuern genügt? — welde Frage dahin beantwortet if, Daß im 

großen Ganzen ein beſonderes Communalſteuerweſen nicht erforderlih, und 
das Syſtem der Zuſchläge zu den Staatsſteuern genügt, jedoch fich gewiſſe Be- 
Tonderheiten geltend machen, bie nicht unberüdfichtigt bleiben können — hat es 
unvermeidlich gemacht, bereits einige Steuerarten, welche vorzugsweiſe in Den 
Communen zur Anwenduflg kommen werden, nambaft zu machen. Es wird 
nunmehr im Zuſammenhange zu betrachten fein, welde Steuern fih für 
Die Commune, und zwar fpeciell für die Städte, Landgemeinden und größeren 
Berbände eignen, und in welcher Weile fie aufzulegen find (Steuermodus), bis 
wie weit fie ſich ftriete an die Staatöfteuern (durch Zufchläge) werben en 
lafien, und wo ſich eine Abweichung ald empfehlenswert, ja als noth- 
wendig herausftellen wird. 

Der preußifhe Staat erhebt an hauptſächlichſten directen Steuern in 
runder Summe 


Srindflur . . 2.399 Millionen, 
Sebäudeftener . . 15.8 5 
Claſſificirte Einkommenſieuer 29.3 „ 
Saffenftemerr . . . .. 415 4 
Gewerbefteuer . . . . . 17.4 — 
Eiſenbahnſteur444 


148.3 Tilionen Mart 
indirecte Steuern?!), abzügl. Bonificationen 176 Mill., von welchen 
161 Mil. an das Reid) fließen, 

Stempelfteuern incl. Ba 27 Millionen, 
Erbichaftsfteuerr . . - 4 r 
Som 355 Dil. Mark. 
Das ıft an directen Steuern 41.7 °,, 
an indirecten „ 583 %,, 


und zwar 

von den Gejammt fteuern von den directen Steuern 
Srundftur . . . ...11.3% 26.8 9/9 
Gebäudefteur . . .. A, 10.6 „ 
Claſſen⸗ und Sintommenfeue 19.7 „ 48 ,„ 
Sewerbefleur . . . 49 „ 11.6 
Eifenbadnftur . . . -» . 13 „ er 


41.7 9, | 100 9%. 


J 1) Die Brüden-Fähren-Gelder find außer Acht gelaflen. 
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Die hauptſächlichſte Steuer iſt die (gufammengebörige) Claſſen- und claffi⸗ 
fieirte Einfommenftener im Betrage von 70.8 Millionen, es ift jedoch zu be 
achten, daß diejelbe erft die Hälfte (48 9/,) Der gefammten Directen Steuern, nicht 
Us (19.7 9%,) der Geſammtſteuern, und da der Staatshaushalt 651 Millionen 
beträgt, nur ca. 11 %/, zu der gelammten Staatdeinnahme beträgt, die befte Illuſtra⸗ 
tion zu Der Forderung, daß die Einfommenfteuer die einzige Steuer fein folL 

Die Gemeinden dagegen find faft ausſchließlich auf directe Steuern ange- 
wieſen; bie nach Fortfall der Mahl: und Schlachtſteuer ihnen nod zur Ber- 
fügung ftehenden indirecten Steuern können nicht ind Gewicht fallen, und fomit 
bleibt den Gemeinden nichts übrig, als, foweit ihr Stabthaushalt durch Steuern 
aufgebracht wird, und biefen bildet die weitaus größte Quote berjelben, ſich ter 
directen Steuern zu bedienen, und die für fie günftigften auszuwählen. 

Die weſentlichſte Steuer ift unzweifelhaft die Einfommenftener und 
wird e8 immer bleiben; aber e8 muß fofort Dagegen Einiprud erhoben werben, 
daß fie „vie beite”, „gerechtefte” oder gar „einzig zuläffige” Steuer ſei. 

Es giebt feine Steuer, der nicht gewiſſe Mängel anbaften, und Die 
Einfommenfteuer ift ficherlich nicht frei von ihnen. Es iſt fo viel über die Ein- 
fommenfteuer geichrieben und verbandelt worden, daß e8 kaum erforderlich 
ſcheinen bürfte, näher auf dieſelbe einzugehen), es wird ſich jenod zur Klar: 
flellung der Communalfteuerfrage nicht umgehen Laffen, dieſe beſonders für den 
Gemeindehaushalt weitaus wichtigſte Steuer wenigſtens im großen Ganzen ins 
Auge zu faſſen. Es bat nicht nur etwas Verlockendes, den Grundfag aufzu- 
fielen, daß ein Jeder zu den Gemeinde- (bezw. Stants:) Bedürfniſſen nach dem 
Umfange feiner Kräfte, alfo gemäß der ihm zufliegenden Einnahmen beitragen 
muß, diefer Grundfag hat auch jene volle Berechtigung. Aber jofort 
bat Die Ermägung Platz zu greifen, daß Die Höhe des Einkommens des Ein- 
zelnen allein für feine en und bemgemäß fir feine Yeiftungs- 
pflicht nicht maßgebend fein kann (ähnlich etwa wie der Geldlohn der — 
erſt durch den Sachlohn der Güter ſeine eigentliche Bedeutung erhält), daß neben 
der Höhe des Einkommens die wichtige Unterſcheidung getroffen werden muß. 
aus welcher Quelle das Einkommen fließt, und bis wie weit daſſelbe geſichert 
iſt. Das Einkommen trägt einen durchaus verſchiedenen Character an ſich, der 
für die Betreffenden von fundamentaler Bedeutung iſt, und man würde einen 
bedeutungsvollen Fehler begehen, wenn man, von der Annahme ausgehend, Ein- 
fommen tft Einfommen, alle Eintommensarten als gleichwerthig behandeln, und 
ohne jede weitere Berüdfichtigung der ſich geltend machenden Unterfchtede, alle 
Eintomm nsarten gleihbmäßig befteuern würde. Das Einfommen aus Arbeit 
ft nicht gleichwertbig mit dem Einfommen aus Befigthfum. Es würde nicht 
der Gerechtigkeit entſprechen, vielmehr unzweifelhaft einen Act der Ungerechtigkeit 
einfließen, einen Arbeiter, deſſen Arbeitsfähigkeit durchſchnittlich mit Den 
40ger Jahren abnimmt, und einen Sapitaliften, ber nicht nur fir feine 
Lebensdauer ein gleihmäßiges Einkommen bezieht, fondern vieles feiner 
Tamilie binterläßt, und einen Beliger von Grundeigentbum, deſſen 


1, Es en auf „bie Perjonalbeftenerung‘, Gutachten auf Beranlaffung der Eiſe⸗ 
naher Berfammlung (Schriften des Ber. f. 0C.-Bol. I.), 1873, verwiefen werben. 
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Einkommen fih vorausfihtlih in anhaltender Progrefjion bewegen wird, ledig- 
ih nad der Höhe des Einfommens, wenn auch felbftwerftänplic pro rata 
oder auch progrejfio wegen der Höhe zu befteuem. Das Einfommen des 
Arbeiters, des Sapitaliften, des Grundbeſitzers if, — die Höhe, 
welche ſelbſtredend beſonders berüdfichtigt werden muß, zunächſt bei Seite ge- 
laſſen — in feinem Fundament verfchieden. Diefe Verſchiedenheiten 
tünnen bei der Veranlagung nicht oder nur in fehr complicirter Weife bei ver 
Veranlagung der Einfommenfteuer berüdjichtigt werden, welche lediglih ven 
Betrag des Einfommend ind Auge zu fallen vermag, und um diejen Ber: 
Ihiedenheiten Rehnung zu tragen, müſſen befondere Steuern 
auferlegt werden. Genſel!) bat den Vorſchlag gemacht, mit der Ein- 
tommenfteuer die Bermögensfteuer, welche in Amerika enorme Ergebniſſe 
erzielt, zu verbinden; die Gewerbeſteuer und die Grundſteuer ift, um 
den hervorgehobenen Verſchiedenheiten Rechnung zu tragen, ein unentbehrliches 
Gorrelat zu der Einkommenſteuer. Alſo felbft im Princip ift keineswegs — wie 
behauptet worden — die Eintommenfteuer die gerechtefte oder gar allein zu⸗ 
läſſige Steuer; man fann höchſtens jagen, daß fie die befle Baſis für eine 
gerechte Steuervertheilung ift, auf welcher aber, um der geſellſchaftlichen Gerech⸗ 
tigfeit Genüge zu leiften, weitere Steuern erhoben werben müſſen. — Bollends 
aber, und das wird mehr oder minder allgemein zugegeben, iſt die Ein— 
tommenfteuer in ihrer thatſächlichen Geftaltung nicht8 weniger als bie gerechtefte 
Steuer, vielmehr entfteht die Gefahr, wenn man fid) auf fie befchränfen würde, 
ftatt volllommene Gerechtigkeit zu üben, „Ungerechtigkeit auf eine Stelle zu 
häufen“. Entweder wird die Einfommenfteuer auf Grund der Selbftein- 
ſchätzung erhoben, und dieſes nennen die practifchen Engländer „eine Prämie 
auf den Betrug”, over fie beruht auf Schätzung und dieſes ift die denkbar 
unficherfte Baſis für eine gerechte Steuererbebung. Dem gegenüber erfcyeint . die 
Befleuerung des fihtbaren Vermögens (visible property) nicht nur ein 
Vorzug, fondern unumgänglich; ja dem gegenüber findet die indirecte Steuer 
ihre velative Begründung und Rechtfertigung. Wenn fi aud Einnahmen und 
Ausgaben nicht deden, jo ftehen die Yesteren im Allgemeinen zu den Erſteren 
in einem beftimmten Berhältniß, fie lafſen, wenn auch nur theilmeile. das ſicht bare 
Einfommen erfennen. Weil das felbft angegebene oder abgelhägte Eintommen 
ein nichts weniger als zuverläffiger Factor ift, erfcheint es nicht ungerechtfertigt, 
mittelft einer indirecten Steuer die Ausgaben als fichtbaren Theil des Ein- 
kommens zu befteuern, erſcheint die indirecte Steuer keineswegs jo irrationell, 
als von vielen Seiten behauptet wird. 

Diefe Hinmweife werden genügen, um erkennen zu lajien, daß es unbe 
dingt falſch iſt, die Einfommenfteuer als die einzige Commu- 
nalftener in Anwendung zu bringen. Welche Borfehrungen auch ge 
troffen werden, um das Einkommen jo richtig als möglich zu veranlagen, es 
wird in dieſer Beziehung fi ein fo großer Reſt ergeben, daß die Einfommen= 
teuer al8 einzige Steuer fi als unftatthaft berausftellt; umd felbft wenn 
das denkbar günftigfte Rejultat erzielt würde, Daß die Einftommenfteuer dem 


') Ehriften des Ber. f. Soc.-Bol. II. 
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wirflihen Einkommen entfprechend auferlegt ift, fo wäre damit der Gerechtigkeit 
nicht genügt, da die verfciedenen Einfommenarten unberüdfichtigt bleiben 
würden, was durchaus unzuläſſig ft. Die Einfommenfteuer mag fürdie 
Eommune die wefentlihfte Steuer, den Grundſtock der ihrem Haub⸗ 
halt zufließenden Steuern bilden, aber e8 werden fih immer um fie 
nodh andere Steuern gruppiren müſſen. 

Um der Unterfcheidung zwiihen Arbeits: und Capttaleintommen, die unter 
feinen Umftänden bei Seite gelaffen werben darf, gerecht zu werben, ericheint, 
wie bereit8 darauf bingewiefen, der Vorſchlag des Dr. Genfel, die Einfommenfteuer 
mit einer Bermögensfteuer zu verbinden, wie ſolches in Amerika geſchicht, 
das weitaus Zutreffendfte. Abgefehen von der Gemwerbefteuer, auf welche fpäterbin 
eingegangen werden wird, Die nur eine ſpecielle Verwendung des Capitals be- 
trifft, ift e8 nur das immobile Capital, welche neben der Einfommenfteuer 
dur die Grund» und Gebäudefteuer betroffen wird, und es erſcheint dieſes als 
eine grobe Ungerechtigkeit, welche zu durchaus begründeten Plagen Anlaß gegeben 
Bat. Es erfcheint ald eine durchaus gerehtfertigte und unabweisbare Forderung, 
daß neben den Immobilien da8 bewegliche Vermögen zur Steuer herange- 
zogen werde. Es vollzieht ſich dieſes am einfachften, wenn, wie Dr. Genſel 
verlangt, mit ber Einkommenſteuer die Vermögensſteuer combinirt wird. — 
Es ſoll nit in Abrede geftellt werden, daß es fein Bedenfliches Hat, wenn die 
Communen in diefer Beziehung felbftändig, ohne Rüdfiht auf das Stantöfteuer: 
weſen vorgeben; es Laßt fich jedoch in Ausficht nehmen, daß, werm die Com: 
munen betreffende Anträge an die Staatöregierung ftellen und fomit für Rea⸗ 
Afirung einer durchaus gerechtfertigten Forderung eintreten, diefe Bermügens- 
fteuer auch den Etaatöfteuern einverleibt werden wird, — Es braucht nicht 
bejonder8 hervorgehoben zu werden, daß es fidh hierbei um keine Steuer: 
erhöhung handeln darf, diefe vielmehr unter allen Umftänden abzuweiſen fein 
wird, fondern nur, um eine gerechtere Bertheilung bei der Steuererkekung. 
Der Betrag, melden die Bermögensfteuer abwirft, muß jelbitverftändlich ver 
Eintommenfteuer zu Gute fommen, d. h. von ihr weniger erhoben werden. 
muß aljo darauf Bingearbeitet werben, daß von Seiten des Staates die Ein: 
fommenfteuer mit einer Dermögensfteuer combinit wird, und die Commmmen 
haben dann zu diefer Staatöfteuer einen ihren Berhältniffen entjprechenden Yu: 
ſchlag zu erheben. 

Die Gewerbefteuer ifl, wie bereit8 erwähnt, eine durchaus geredhtfer- 
fertigte Ergänzung zur Eintommenfteuer, indem fie das Einfommen höher belaften 
will, welches aus dem Unternehmergewinn fliegt. Da Unternehmergemwinn fie 
jowohl als Arbeitseinfommen wie als Capitalgewinn vepräfentirt, fo ıft die 
Gewerbefteuer ein Zufhlag ſowohl zu dem reinen Arbeitseinfommen, wie zur 
Capitalſteuer, falls foldhe eingeführt ıft. Weil es nicht gerechtfertigt iſt, Die 
Gemerbetreibenven mit demſelben Maße (Steuern) zu mefjen, wie den Arbeiter, 
fei er Lohnarbeiter oder Lehrer, und eben jo wenig, wie den Capitaliften, der 
fih auf feine Rente befchräntt, jo wird die Gewerbefteuer als eine durchaus 
gerechte anzuſehen fein, und die Commune begeht gleichſam einen taktifchen Fehler, 
wenn fie diefelbe nicht zur Anwendung bringt. Es mag aud bier darauf hin— 
gewiejen werben, daß die Benugung ber Gewerbefteuer feitend der Commume 
nicht ein Steuerplus hinzufügen fol, ſondern daß ihr Ertrag die allgemeine 
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Einkommenſteuer entlaften, Daß fie eine geredhtere Steuervertheilung herbeiführen 
ſoll, als fie die allgemeine Einfommenfteuer zu bieten im Stande iſt. 

Es bleibt nod die Grund- und Gebäudeftener. Es wird nicht er- 
forderlih fein, auf dieſe viel verhandelte Steuer und auf die Streitfragen, 
welche fie hervorgerufen, näher einzugehen. Wenn irgend eine Steuer feiner 
befondern Rechtfertigung bedarf, jo ift es dieſe Steuer auf das ſichtbare Ver: 
mögen, welches feinen Werth, wenn nicht ausfchlielich, fo Doch zum großen Theile 
theils durch die Natur, theils durch die geſellſchaftlichen Verhältniffe 
beftimmt erhält. Der Grundeigenthümer, abgefehen von der Arbeit, bie 
er, fall er Eelbftbebauer ift, auf das Sandeigenthum verwendet, fieht den 
Werth ſeiner Grundſtücke ohne jedes Zuthun von ſeiner Seite lediglich durch 
die fortſchreitende Geſellſchaft erhöht, und die ſer Erhöhung wird durch bie 
Steuer in den weitaus meiſten Fällen, man könnte wohl dreiſt ſagen, in allen 
Fällen nur in ſehr beſchränkien Grenzen Rechnung getragen. Daß das Grund- 
und Gebäubeeigenthum einen weientlid anderen geſellſchaftlichen Boden einnimmt 
als das Betvegtiche Capital ıft unbeftreitbar. Erſteres bat im Allgemeinen bie 
Tendenz, zu fteigen; letzteres die Tendenz, zu fallen. Die Bermögenöfteuer, 
welcher das Wort geredet ift, weil das Arbeit und Capitaleintommen nicht 
auf eine Stufe geftellt werden kann, macht daher, um einer gerechten Steuerver- 
theilung zu genügen, die Grund- und Gebäubefteuer nicht weniger als gegen- 
ftandlos. Die Communen werden um jo mehr Beranlaffung haben, fie und 
zwar voll zu berüdfichtigen, weil gerade auch die Wirtfamfeit der Gemeinde auf 
den Werth der Grundftüde einen tief eingreifenden Einfluß bat. Wie bereits 
zu erwähnen Gelegenheit war, die Grund- und Gebäudefteuer ift ganz beſonders 
für die Zwecke der Communalbefteuerung geeignet, und wenn aud kaum bie 
Forderung aufzuftellen, und nod weniger durchzuführen fein wird, daß der 
Staat die Grund- und Gebäubefteuer den Communen gänzlih überläßt, fo 
erſcheint Die Forderung nicht ungerechtfertigt, daß der Staat ihnen einen Theil 
der Grund- und der Gebäudefteuer überweiſt. Mit andern Worten, der Staat 
hat mindeften® die Grund: und Gebäudeſteuer feinerfeitd zu ermäßigen und Die 
Communen dann zu denfelben ihrerſeits Zuſchläge zu erheben. In Bezug auf 
die Gebäubefteuer empfiehlt e8 ſich ſogar, daß der Staat fie für ſich ganz fallen 
läßt, und den Kommunen überläßt. Wie bereits hervorgehoben, erhebt auch 
der Staat jeinerfeit8 Steuern, welche fih der Natur ihrer Beichaffenheit nad) 
den Gemeinden entziehen; es erſcheint billig, daß au den Communen ein ge: 
eignetes Steuerobject ausfchlieflich eingeräumt wird. 

Die bisherigen Betrachtungen erhärten das bereits feftgeftellte Reſultat, 
daß ein befonderes Communalfteuerwejen nicht erforderlich ift, und das Syſtem 
von Zuſchlägen zu den Staatöfteuern genügt, und ergeben ferner als Reful- 
tat, daß die Communen ſich nidt, wie es mande Communen 
tbun®), auf die reine Einfommenfteuer zu befhränten haben, 
fondern daß mit derfelben eine Bermögensfteuer zu combi- 
niren ift, und daß fomohl zur Gewerbefteuer, wie aud zur 
Grund: und Gebäudefteuer Zuſchläge zu erbeben find, wenn 
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—— nicht, wie es wünſchenswerth erſcheint, den Gemeinden ausſchließlich über: 
wieſen wird. 

Dafür, in welchem Verhältniſſe die Zuſchläge der betreffenden Steuern zu 
normiren find, laſſen ſich beſtimmte Normen nicht aufſtellen; es wird fih 
dieſes freilich nach lediglich localen Unterſchieden verſchieden geſtalten müſſen, ba 
welcher Gelegenheit wiederholt darauf verwieſen werden muß, daß die Stätte 
und Landgemeinden nicht diefelben Principien werden zur Anwendung zu bringen 
haben. Daß auf dem Lande faft ausſchließlich die Grundfteuer, in den Städten 
bie Gebäubefteuer zur Geltung kommen wird, Liegt in der Natur der Sade und 
ift von vornherein gegeben; von der Gewerbefteuer wird auf dem Yande im 
manden Diftricten ganz Abftand zu nehmen fein. In manden Städfen wird 
mehr Gewicht auf Die Gebäubdefteuer, in manden Städten mehr Gewicht auf 
die Gewerbeſteuer zu legen ſen — kurz, die individuellen Verſchiedenheiten 
zwiſchen Stadt und Land, wie die individuellen Berfchiebenheiten der einzelnen 
Städte werben bejondere Berüdjichtigung herausfordern, und es wird fi als 
unerläßlich berausftellen, ihnen gerecht zu werden. Beftimmte Schablonen lafien 
fih hierfür nicht entwerfen, und find auch nicht erforderlih. ‘Der leitende Ge 
fihtöpunft muß nur fein und bleiben: daß die allgemeine Einkommenſteuer meber 
principtell, noch in ihrer Ausführung einer gerechten Steuervertheilung entipridt, 
daß fie einer Ergänzung bedarf durch eine Vermögens-, Gewerbe-, Grund- und Ge 
bäudefteuer. In welchem Maße diefe Ergänzung vorzunehmen ift, ergeben die lo 
calen Berfchiedenheiten, und ift weitaus mehr Sache der Ausführung, als theore 
tiſcher Feftftellungen. — Diejelben fünnen nur die zu treffenden Geſichtspunlte 
angeben; den maßgebenden Factoren bleibt e8 überlaffen, zu beftimmen, in melden 
Grenzen diefelben zur Anwendung gebracht werden können, und gebracht werden 
müjjen. — 
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Der Gegenfat zwiſchen Einkommenſteuer und Ertragbefteurung ift in 
neuerer Zeit vom Geſichtspunkt des Staatshaushalts vielfach erörtert worden, 
die Küdfiht auf den Gemeindehaushalt aber ift bei den Verhandlungen über 
den Borzug de8 einen oder des andern Syſtems bisher völlig zurüdgetreten. 
Und doch wird bei der Regelung der Communalbeſteurung in Preußen die 
Trage, ob und in weldem Maße die Ertragfteuern neben der Claſſen- und 
claffificirten Eintommenfteuer zur Aufbringung der commumalen Bebürfnifle zu 
benugen, im Bordergrund der Debatten ftehn. Es hängt aber auch ferner mit 
dDiefer Frage aufs engfte die Entſcheidung der beiden andern Controverjen zu: 
fammen, melde demnächſt bei der Ordnung unſeres Communalfteuermejene 
die größten Schwierigkeiten machen: die Befteurung der Forenfen, Ermwerb3- 
efelichaften und juriftiichen Perfonen, und die Privilegien der Staatsbeamten 
Bei der Communalbefteurung. Wir mollen daher verfuchen, die Anwendung der 
beiden Methoden directer Befteurung im Haushalt preußifcher Gemeinden einer 
prüfenden Erörterung zu unterztehn. 

Der weſentliche Unterfchied zwiſchen Einkommen- und Ertragbefteurung be= 
ftebt bekanntlich darin, daß bei jener das Einkommen jeder einzelnen fteuerpflichtigen 
Perfon ermittelt und mit der Steuer belegt wird, während bei der Ertragfteuer 
man den Quellen des Volkseinkommens nachgeht und den Reinertrag mit 
Steuern belegt ohne Rüdfiht darauf, wie der Ertrag fih als Einkommen 
unter die einzelnen Perfonen vertheilt. Man bat daher die Ertragfteuern 
neuerdings aud wohl als Objectfteuern bezeichnet, weil fie grundſätzlich nicht 
nad den Einkommens, PVermögend: und Schulpverhältnifien der Perſonen, 
fondern nad den Erträgen und der Ertragsfähigfeit der Steuerobjecte fragen )). 
Die Eintommenfteuer dagegen, weil fie fib an die perſönlichen wirthichaftlichen 
Berhältniffe jedes einzelnen Steuerpflichtigen anfchließt, iſt ihrer Natur nad 
durchaus eine Perfonalfteuer. 

Derjelbe Unterſchied ift aud in ber Heranziehung des Vermögens zur 
Beſteurung möglid. Man kann da8 Vermögen befteuern, wie e8 fi um Befig 


1) Ertragsftenern oder perfünlice Stenern von Dr. Fr. 3. Neumann, freiburg 1876. 
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der einzelnen Steuerpflichtigen zuſammenfindet, d. 5. ven ganzen Werth der 
jedem Einzelnen zuftebenden Bermögensrechte abſchätzen und mit der Steuer 
belegen und man fann andererfeitS die einzelnen Bermögenstheile, Die in jedem 
fteuerpflichtigen Bezirk vorhanden find, ohne Nüdficht darauf, wer zum Genf 
ihrer Nutung berechtigt ift, zur Steuer beranziehn. 

Auf beiden Wegen, wenn man fie conjequent verfolgt, wird man in einem 
tolirten Staate, deſſen Einwohner ihr ganzes Einfommen aus inländiſchen 
Duellen bezichn und dem Auslande Nichts fhulden, das gunze Volksein 
fommen oder Volksvermögen mit der Beſteurung erreihen. Vom Bermögen ıft 
das wohl von felbft far, aber auch vom Einkommen gilt es. Denn alles 
Einkommen läßt ſich auf Vermögensnugungen oder auf Arbeitsleiftungen zurick-⸗ 
führen. Befteure ich ſämmtliche Bermögensnugungen und Arbeitslerftungen, 
wo fie nur, ſei e8 getrennt, ſei e8 combinirt, wie im gewerblichen Verdienſte, 
fih finden, fo befteure ich dieſelbe Größe, die ich treffe, wenn ich das jelb- 
fländige Eintommen aller einzelnen Einwohner zur Steuer beranziebe. 

Im Wirklichkeit aber befindet fi in allen Staaten ein Theil der Gmmb- 
ftüde und gewerblichen Unternehmungen im Cigentbum von Ausländern, de 
den Neinertrag derſelben als Einkommen beziebn, der Ertrag eine andem 
Theils fließt Ausländern in Form von Sculdzinfen für zinstragende Forde 
rungen zu. Umgekehrt beziehn ebenjo Inländer einen Theil ihres Einkommens 
aus ausländiihen Duellen. Die Einfommenfteuer, wenn fie conjeguent 
ihrem Begriffe nach durchgeführt wird, macht feinen Unterfchied in Bezug auf 
die Duelle des Einkommens und trifft das aus dem Auslande berrüßrenve 
Einfommen der Steuerpflichtigen ebenfo, wie das inländiide, läßt Dagegen 
den von Ausländern bezogenen Theil des inländifhen Vermögensertrags unbe: 
fteuert. Die Ertragfteuern dagegen belaften die Vermögensnugungen und 
Arbeitsleiftungen des Inlandes ohne Rüdfiht auf Wohnort und Nationalität 
der Perſonen, welchen ihr Ertrag zufließt. 

Dieſer Unterſchied der beiden Befteurungsarten bat für große Staaten 
eine verhältnikmäßig geringe Bedeutung. Die Bezüge der Inländer aus dem 
Auslande und der Ausländer aus dem Inlande bilden nur einen jehr mäßigen 
Theil des gefammten Volkseinkommens und compenfiren ſich überdieß zum 
großen Theil. Es kommt für die Finanzen des Staats meiſtens nicht vwiel 
darauf an, wie man in diefer Hinficht verfährt, und Daher haben aud die 
mancherlei Inconfequenzen, durch welche die Steuergefetgebung eine Vermittlung 
zwijchen den beiden Principien verfucht bat, weniq zu fagen. Es find ander: 
PBunfte, ‚vie bei der Entſcheidung zwiſchen Einkommen⸗ und Ertrag g 
für den Staat in erſter Linie in Betracht kommen. Bon ſehr erheblicher Tragweit⸗ 
aber iſt der bezeichnete Unterſchied bei der Communalbeſteurung. Der Reinertrag des 
im Gemeindebezirk vorhandenen Gewerbebetriebs und unbeweglichen Vermoͤgens 
fließt oft zu ſehr großem Theile Auswärtigen zu und umgekehrt beziehn viel: 
im Communalbezirt wohnhafte Perfonen ven größten Theil ihres Einkommens 
aus auswärts angelegtem Vermögen. 

Welches von beiden Principien der Steuerinmlegung ift Da das richtige? 
Hat man fih an die Perſonen zu halten, melde das Einfommen beziehn, over 
ift der Reinertrag der Ouellen des Einfommend an den Orten zu beftenern. 
wo er zur Entftehung kommt? 
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Dffenbar haben beide Methoden, jede für fi, ein begrenztes Gebiet der 
Berechtigung und die ausichlieklihe Anwendung ſowohl des Einkommen», wie 
des Ertragbefteurungsprineip8 in der Gemeinde würde zu einer ſehr unbilligen 
Bertheilung der Steuerlaft führen. Die Eintommenfteuer tft der richtigfte 
Ausprud der perſönlichen Steuerpfliht aller Einwohner einer Gemeinde, 
die zu den often der öffentlichen Yunctionen derſelben auf Grund ihrer Pflicht 
als Gemeindebürger beizutragen haben. Sie bedarf aber der Ergänzung durch 
eine communale Befteurung des Ertrags, welchen der Gewerbebetrieb und 
das Tiegende Vermögen im Gemeindebezirt abwerfen. Der Perfonalbefteurung 
muß eine Object oder Realbefteurung zur Seite treten, welche feine Rückſicht 
darauf nimmt, ob die legten Empfänger des in der Gemeinde gewonnenen 
Reinertrags Gemeindebürger find, oder nicht. Denn die Gemeinde ıft auf der 
einen Seite ein Berband der Gemeindeangebörigen, durch welchen 
wejentlide und wichtige Gulturaufgaben erfüllt werden, die Denen ded Staats 
ganz analog find. Zur Aufbringung der fachlichen Mittel, ſowie zu den per= 
ſönlichen Dienjten, welde die Erfüllung diejer Aufgaben erfordert, find ohne 
Zweifel alle Gemeindeangehörigen verpflichtet. Aber die Gemeinde ift aud, 
ebnfo wie der Staat, ein territorialer Bezirk und das in diefem Be 
zir liegende und werbende Vermögen ift ohne Rüdfiht auf feinen Eigenthümer 
dem commimalen Haushalt noch beſonders verpflichtet. Ueber diefe beſondere 
Derpflihtung befteht ſchon in der flaatlichen Steuergeleßgebung der Cul⸗ 
turoölter fein Zweifel. Blos zur perſönlichen Bürgerpfliht macht fein 
moderner Staat die Steuerpflicht, ſondern auch von Fremden, die feine perfön- 
lichen Pflichten gegen ihn haben, erhebt er Steuern, wenn fie aus Grundbeſitz 
oder Gewerbebetrieb im Staatögebiete Einnahmen beziehn. Ebenſo tft der Er- 
trag des ım Staate befindlihen Vermögens faft durchweg mit Steuern belaftet, 
die von feinem Neinertrag einen größeren Theil fir die öffentlihen Bedürfniſſe 
einziehn, als von anderen Zweigen des Volkseinkommens. Bei der Gemeinde 
aber ift die Ergänzung der reinen Perjonalfteurung durch Real- oder Object 
ſteuern aus verjchiedenen Gründen ein noch dringenderes Bedürfniß, als im 
Staate. 

Die Gemeinde ift in höherem Grade als der Staat ein Verband zur 
Erreihung wirthichaftliher Ziele. Wir fagen in höherem Grade, nicht wie 
mande Nationalötonomen ausſchließlich. Der Unterihied in der Erfüllung 
weſentlich ſtaatlicher und accidentell wirthichaftliher Aufgaben ift für uns ein 
quantitativer, nicht ein qualitativer. Aber daß die Aufgaben des Staats 
mebr al8 die der Gemeinde aus Yunctionen erwachlen, die aus der fittlihen 
Gemeinſchaft ſich ergeben, welche zwilchen den Staatsangehörigen befteht, die ber 
Gemeinde dagegen mehr al8 die des Staats aus wirthichaftlicyen Beranftaltungen, 
welche im nachbarlichen Verbande gemeinfchaftlih vorgenommen werden, das 
dürfte wohl kaum emem Zweifel unterliegen. Bet der legtern Art von Aus- 
gaben nun wird e8 billig fein, Diejenigen zu ihrer Beftreitung vorzugsweiſe her: 
anzuziehn, denen diejelben — zu Gute kommen, oder welche dieſelben 
vorzugsweiſe verurſachen. Zum Theil wird dies durch Gebühren geſchehn 
können, indem man für die einzelnen Leiſtungen der Gemeinde von Denen, 
welche ſie in Anſpruch nehmen, Bezahlung fordert, zum Theil werden beſondere 
Beiträge der Gemeindeangehörigen, welche aus communalen Verwendungen 


beſondern Bortbeil ziehn, berechtigt fein. Namentlich in den Städten dürfte es 
zwedmäßig fein, auf Gebühren für Die Benugung der höheren Schulanftalten, 
der Einrichtungen für Waflerzufluß und Drainage nicht zu verzichten, bei dem 
Bau neuer Etraßen die Eigenthümer der anliegenden Häufer und Bauplätze 
thunlichſt zu den Koften beranzuziehn u. |. w. Aber doch wird ein bedeutender 
Heft communaler Verwendungen bleiben, welche weder durch Gebühren, noch durch 
Beiträge gededit werben können, von denen man aber jagen kann, daß fie Dody vor: 
zugsweiſe Sache des Grundbeſitzes und des ftändigen Gewerbetrieb8 im Gemeinde⸗ 
bezirfe find. Auch wenn es gelingt, die Bau⸗ und Unterhaltungsfoften von Wegen 
und Straßen durch Beiträge einzelner Grunpbefiger etwas zu vermindern, der 
Reſt diefer bedeutenden Ausgaben wird immerhin den Grundbefigern und Gewerb- 
treibenden des Bezirks mehr zu Gute kommen, als dem übrigen Theil der 
Bevölkerung. Mande von ihnen werden die Wege mit Frachtfuhrwerk benugen 
und daher auch mehr abnutzen al® Andere, die fein Gewerbe treiben, und auch 
diejenigen Gemerbtreibenden, welche feinen derartigen Gebraud von den Wegen 
machen, find an Erleichterung des Verkehrs und der Zufuhr und Abfuhr zum 
ftädtiihen Markte in ganz anderer Weiſe intereffirt, als etwa Beamte over 
Rentner, deren Einkommen in einer Staatsbefoldung oder den Binjen öfter 
reichiſcher und amerifanifcher Papiere befteht. Kaum irgend eim anderer Umftand 
ferner pflegt die communalen Ausgaben jo rapide zu fteigern, wie eine raſche 
Zunahme der rn in einem gewerblih aufblühenden Diſtricte. Die 
Ausdehnumg der communalen Anftalten (Schulen, Arınenhäufer, Wege u. |. w.), 
die dann nothwendig wird, zwingt zu aufßerordentlichen Verwendungen, die oft 
den communalen Haushalt auf lange Zeit Bin belaften. Ein Beweis find 
die enormen Gemeindebudgets in unfern rhemifchen und weſtfäliſchen Im: 
duftriebezirfen, in denen Communaleintommenfleuen von 3— 400 °%, der 
Staatseinfommenfteuer nicht felten find. Die Beliger von Häufern und Bau— 
plägen, und manden anderen Grundftüden, die meiften Gewerbtreibenden baben 
von der anmwachlenden Bevölferung Vortheil. Die Einen infofem Häufer, 
Bauplätze, Gärten und in geringerem Grade auch Tandwirtbichaftlihe Grund 
ſtücke mit zunehmender Volfsdichtigkeit im Preife fteigen, die Anderen, infofern 
fie ihre Producte und Waaren beſſer abjegen oder Leichter Lohnarbeiter für ihren 
Gewerbebetrieb gewinnen. — Tie Ausgabe für das Armenweſen bat. man 
mitunter nicht mit Unrecht als eine Art Ergänzung des Arbeitslohns bezeichnet. 
Weil der Yohn der bandarbeitenden Glaffen nicht für alle Notbfälle des 
Lebens ausreihen kann, muß die öffentliche Armenpflege aushelfend eintreten 
und in der That zeigt die Gefchichte des englifchen Armenwelens, daß da, wo 
der Lohn befonders niedrig, Die Armenfteuer beſonders hoch zu fen pflegt. 
Es erſcheint daher nicht unbillig, auch dieſe communale Ausgabe zwar nicht 
ausjchlieglih, aber doch vorzugsweile dem Vermögen im Gemeindebezirk zur 
Laft zu legen, welches vermittels der Arbeitsfräite im Gemeindebezirk nugbar 
gemacht wird und in Folge des niedrigen Lohns höhern Ertrag gewährt. 

Wir erörtern hier nicht Die Frage, ob vielleicht bei der einen Art von Ber: 
wendungen diefe Art von Vermögen und Gewerbebetrieb im Gemeindebezirk, bei 
einer anderen jene Art mehr heranzuziehn jet. Es würde dies eine genauere Analyfe 
ber communalen Budgets erfordern, zu der und das Material fehlt. Nur das 
ſcheint und von vornherein fiher zu fein, daß fein Theil des ganzen, im 
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Gemeinvebezirt Tiegenden und werbenden Vermögens ganz frei von 
der communalen Real- und Objectbeftenrung bleiben darf. Denn in einer 
oder der anderen Beziehung taufchen alle Grunbbefiger und Gewerbtreibenven 
im Gemeindebezirk gegen ihre Steuern befondere Dienfte der communalen 
Berwaltung ein, welche die andern Volksclaſſen nicht in gleichem Maße beziehn. 
Namentli wird man die Steuerpflicht nicht, wie das wohl geſchehen, aus- 
Ihließlih auf das unbewegliche Vermögen im Gemeindebezirk beichränten Dürfen. 
Denn ein Gewerbebetrieb, der überwiegend mit beweglihem Capital betrieben 
wird, kann verhältnigmäßig viele ſchlecht gelohnte Lohnarbeiter beichäftigen, 
große Laften auf den Straßen transportiren u. |. w. Auch wird man in ber 
Unterſcheidung der verfchievenen Arten des Vermögens zufommenven Belaftung 
nit zu minutiös fein dürfen. Gerade dadurch unterſcheiden ſich Steuern von 
Gebühren, daß fie nicht die Beziehungen der Einzelnen zum Staate berüd- 
fihtigen, fondern die öffentlichen Pflichten unter die Volksclaſſen mit Rückſicht 
fowohl auf die Billigkeit im Ganzen und Großen, wie auf das gemeine Wohl 
vertheilen. | 

Das öffentliche Intereſſe aber forbert nicht weniger als die Gerechtigkeit, 
daß der communale Haushalt nicht ausſchließlich auf Perfonalfteuern bafırt 
werde. Die Erträgniffe der Einftommenfteuer find in Eleineren Bezirken ſehr 
viel wechſelnder, als die der Object oder Realſteuern. Im einer Gemeinde 
befindet fih ein großes und blühendes gemerbliches Etabliffement oder ein 
großes Landgut, dem der größte Theil des Vermögens im Gemeindebezirk ge- 
bört, auf welchem bie meiften Gemeindeangebörigen als Beamte oder Arbeiter 
ihre Beichäftigung und ihr Einfommen erhalten. ‘Der Eigenthümer wird, wenn 
ihm der Reinertrag des großen Unternehmens ungeſchmälert durch Schuldzinſen 
zufließt und er in der Gemeinde wohnt, bei weitem den größten Theil der 
communalen Laften tragen, im Fall diefelben durch perjönlihe Steuern auf: 
gebracht werden. Sowie aber der Eigentbilmer feinen Wohnfig wechſelt, wird 
bei einer rein perſönlichen Befteurung der ganze Ertrag des Unternehmens und 
das ganze Einfommen, welches der Eigenthümer vielleiht noch aus anderen 
Duellen bezieht, plöglic” der Gemeinvebefteurung entzogen. Freilich bat in 
Preußen die Abfurbität, bie ın dem finanziellen Ruin einer Gemeinde Durch 
eine derartige Wohnungsveränderung liegen würde, zu der nicht minder ver: 
fehrten Einrichtung geführt, daß in einem folchen Falle auch Abweſende mit 
perjönlichen Communalfteuern von einer Gemeinde, in welcher fie feine Bürger 
find, belegt werden können. Wir merben diefen Ausweg fogleih genauer 
erörtern, laſſen wir daher die Wohnungsveränderung hier zunächſt bei Seite und 
nehmen an, der betreffende Eigenthümer wohnt dauernd im Gemeindebgzirt, hat 
aber noch andermeitige Unternehmungen, in denen er jo ſchlechte Geſchäfte macht, 
daß fein früher großes Einfommen plöglih für eine Reihe von Jahren in 
einen Berluft fi verwandelt, oder auf ein Minimum fich rebucirt; oder unter= 
ftellen wir, das Landgut, die Fabrif wird won einem reihen Manne oder feinen 
Erben an einen überjchuldeten Speculanten verkauft. Zur Eintommenfteuer fanıı 
der betreffende Eigenthümer dann gar nicht oder nur in ganz geringem Maße 
herangezogen werden und bei einem auf Perfonalfteuern begründeten Gemeinde: 
haushalt würde alſo das blühende induftrielle Unternehmen oder das einträg> 
lihe Landgut zu den communalen Laften faft Nichts mehr beitragen, obſchon 
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diefelben nach wie vor durch die Menge der Tohnarbeiter, die Benugung Der 
Wege u. |. w. der Gemeinde die größten Koſten verurfachten. Aehnliche Bei⸗ 
ſpiele von Nachtheilen, die aus dem wechſelnden Ertrage der Eintommenfteuern 
hervorgehn, ließen fi noch mande anführen. Hier am Rheine iſt es wohl 
vorgelommen, daß ein reiher Mann in einer Kleinen Landgemeinde ein Land⸗ 
haus bewohnt und daß in Folge der von ihm entrichteten hoben Eintommen- 
ftener die Gemeinde eine Zeit lang in glänzende finanzielle Verhältniſſe kommt. 
Nachdem fie fi aber an große Ausgaben gewöhnt, zieht der Betreffende fort 
oder ftirbt, das Landhaus bleibt unbewohnt und der Drud der Commumal⸗ 
befteurung wird nur um fo fühlbarer. Es kann daher wohl kaum eine Frage 
fein, daß vor Allem die kleineren Gemeinden für ihren Haushalt der wenig 
Ihmwanfenden Ertrag⸗ oder Objectfteuern außer den rein perfünlien Steuern 
bedürfen. Die Heranziehung zu denfelben muß ohne Rüdficht darauf geſchehn, 
ob die Eigenthümer des Vermögens und die Inhaber ber gewerblichen Unter- 
nehmungen im communalen Bezirt wohnen oder nicht, und ebenjo ohne Rüd- 
fiht darauf, ob fie verfchuldet find oder nicht. Dem die befondern 
des communalen Verbands, welche der Grundbeſitz und Gewerbebetrieb genteßt, 
kommen den Auswärtigen und Berjchuldeten nicht minder zu Gute, wie ben 
Anweſenden und Schuldenfreien, alle Koften werden der Gemeinde durch eine 
mit Hypotheken belaftete Unternehmung eine8 Fremden in gleihem Maße ver: 
urſacht, wie durch die fchuldenfreie eines Gemeindebürgerd. Für die Gemeinde 
aber befteht gerade Deshalb das dringendfte Bedürfniß nad diefen Steuern, 
weil fie auf territorialer Grundlage ohne Rüdjicht auf die perſönlichen Ber- 
hältnifje der Einfommenempfänger von Orundeigenthum und Gewerbebetrieb 
erhoben werden, und aljo von dem natürlichen Wechjel perjönlicher Verhältnifſe 
unabhängiger find, al8 reine Perjonalfteuern. 

Nun find wir in Preußen in der glüdlichen Lage, eine Staatöfteuer zu 
baben, die zur perfönlichen Befteurung ſowohl für Gemeinde-, wie für Staate- 
zwede geeignet if. Die Claſſen- und Einkommenfteuer mag ja in mancher 
Hinfiht der Vervollkommnung noch fähig und bebirftig fein. Eine jchärfere Ein- 
ſchätzung unter Benugung der eigenen Declarationen der Steuerpflichtigen, 
eine weitere Ausdehnung Tomoh des Principe der Progreifion über die Stufe 
von 1000 Thalern Jahredeintommen hinaus, wie der völligen Steuerbefreiung 
bis zu mehreren Hundert Thalern Jahreseinkommen find Reformen, die unferer 
Anficht nach immer unabmeisbarer werden. Aber wie e8 auch mit diefen und 
andern Wünfchen, die auf Verbeſſerung unferes Claffen- und Eintommenftener- 
gejeges gerichtet find, beftellt fein mag, es dürfte ſchwerlich zweckmäßig fein, 
diefelben in der Communalbefteurung unabhängig von der Stantöbefteurung 
ſelbſtändig realifiren zu wollen‘). Cine doppelte Einfchägung deſſelben fteuer- 
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1) Die von und im Texte hervorgehobenen Reformen werben Übrigens ſchwerlich 
zu Stande lommen, wenn nicht durch eine erhöhte indirecte Beſteurung von Zuder, 
Tabak, fpirituöfen Getränken die Matricularbeiträge an das Reich Überflülfig werben 
und fo der Staat die Mittel befommt, fowohl felbft die mit jenen Reforınen ver- 
Bundenen finanziellen Ausfälle tragen, wie ben Gemeinden eine Entihäbigung für 
diefelben überweiſen zu können. Der Borgang bed Königreich der Niederlande, 
welches auf diefe Weife es möglih machte, fämmtlichen Gemeinden + ber Berfonal- 
befteurung zu überweifen, follte und mutatis mutandis als Borbild dienen. 





Eintommen- und Ertragbeftenrung im Haushalt preußifcher Gemeinden. 275 


pflichtigen Individuums, von denen die eine höher, die andere niedriger aus⸗ 
fallen könnte, ift widerfinnig, aber aud ein felbftändiger Tarif hat ernfte 
Bedenken gegen fih. Würde derfelbe für alle Gemeinden gleihmäßig feftgeftellt 
werben, jo ift nicht abzufehn, warum Diefelben finanz= und foctalpolitifchen 
Erwägungen, die für den ganzen Staat maßgebend find, nicht auch für den 
großen Durchſchnitt der Gemeinden entfcheidend ſein follten. Wollte man aber 
den einzelnen Gemeinden in diefer Hinfiht eine gewiſſe Autonomie geftatten, 
jo könnte man ja allerdings bei der Abftufung der Steuerclaffen und der Höhe 
des fiir jede zu beftimmenden Steuerfußes auf die in den einzelnen Gemeinden 
jehr verfchievene Wohlhabenheit und Vermögenevertheilung eine eingehendere 
Rüdfiht nehmen. Andrerfeit8 aber möchte e8 doch nicht rathfam fen, den 
Streit um die Abmeſſung der Steuerprogrelfion, den widtigften Punkt bei der 
Zariffeftftellung, in jede einzelne Gemeinde bineinzutragen. Je Fleiner die Ber- 
bältniffe, defto gehäfjiger und perjönlicher müßte der Elaffenfampf bei der Regelung 
dieſes Verhältniffes werden. Eine Autonomie der Gemeinden hättein diefer, wie in vielen 
andern Rüdfichten, die größten Bedenken gegen fi. Und doch, wenn wir unfere 
Eintommenfteuer für fi) allein betrachten und den Fall ſetzen, daß fie als einzige 
Steuer dienen fol — was im preußiſchen Stant befanntlich keineswegs der 
Fall iſt —, fo Haften ihr fo große Mängel an, daß e8 kaum möglich wäre, 
ſie in ihrer gegenwärtigen Geftalt zu vertheidigen. Bor Allen Tieße ſich nicht 
rechtfertigen die ihr eigenthümliche gleihmäßige Befteurung des Einkommens 
aus Bermögendnugungen und Arbeitsleiftungen; daß ein gleiher Steuerfuß für 
beide Arten unbillig und nicht im Intereſſe des Staats, darüber ſtimmen faft 
alle Theoretifer und Praktiker überein, die fih über Steuervertheilung äußern. 
Aber ebenfo fcheint man fich auch mehr und mehr dahin zu einigen, daß bie 
erforderliche Mehrbelaſtung Des fogenannten fundirten Einfommens beſſer durch 
befondere Steuern neben der Eintommenfteuer, als durch eine Abftufung des 
Steuerfußes für verfchievene Zweige des Einkommens in der Einkommenfteuer 
erreicht wird. ine Ergänzung der Einkommenfteuer durch eine bejondere, die 
Permögensnugungen treffende Befteurung ift daher auch von diefem Geſichts⸗ 
punkte aus für den Gemeindehaushalt Bedürfniß. 

Leider kann zur Erreichung diefes Field die Steuergefeggebung des Staats 
an wie zur Durdführung der Perfonalbefteurung, eine genügende Grundlage 
ewähren. 
2 Der preußiſche Staat hat nicht darauf verzichtet, die wichtigften Arten ber 
Bermögendnugungen noch neben der Einfommenfteuer mit bejondern Ertrag- 
fteuern zu belegen, aber er hat dieſen Theil feines Steuerſyſtems keineswegs ſo 
eonfequent ausgebildet, wie die Perfonalbefteurung. Die preußiſchen Ertrag: 
feuern (Grund-, Gebäude-, Gewerbe, Bergwerk-, Eifenbahnfteuern) erfafien 
nicht alle Quellen des Einkommens und ziehn Diejenigen, welche fie treffen, in 
ungleihmäßiger Weife und auf Grund ehr unvolltommener, fi dem Wechjel 
der Berhältniffe ehr wenig anfchliegender Veranlagung zur Beſteurung heran. 
Ein Theil der Vermögensnutzungen, welden die Gemeinde nicht unbefteuert 
laſſen follte, wird durch die Ertragfteuern des Staats gar nicht erreicht, ein 
anderer Theil in ungenügender oder für die Communalbeiteurung unbrauchbarer 
Weile, ein anderer wieder in unverhältnißmäßig hohem Grade getroffen. 

18* 
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Verhältnißmäßig hoch belaſtet erſcheint auf den erſten Blick der landwirth⸗ 
ſchaftlich benutzte Boden mit einer Grundſteuer von 9,57 %, des cataſtrirten 
Reinertrags. Freilich differirt der Cataftralreinertrag gewaltig vom wirflichen 
Reinertrag, der ſchwerlich im großen Durchſchnitt mehr als 50 %,, des em: 
geſchätzten Betrags ausmachen dürfte, und außerdem iſt in Betracht zu ziehn, 
Daß das gewerbliche Capital des Landwirths inclufive der landwirthſchaftlichen 
Gebäude einer bejondern Ertragbefteurung nicht unterliegt. Aber wenn wir 
auch dieſe ermäßigenden Umftände in vollem Maße in Betracht ziehn, dürfte 
der Ertrag des landwirthſchaftlich benutzten Vermögens im Vergleich zu andem 
Bermögensnugungen doch ohne Zweifel überbürdet fein. Die Gebäubefteuer 
beträgt 4 %/, vom eingeſchätzten Miethwerthe bei Wohnhäufern, 2 %/, bei gemerb: 
lich benugten Gebäuden und aud die Einſchätzung zu diefer Steuer bleibt be⸗ 
kanntlich Hinter dem wirklichen Miethwerth, ſelbſt wenn von demſelben alle 
Abzüge gemacht werden, die zur Ermittlung des dauernden Nugungswertbes 
emacht werden müſſen (eparaturkoften, Verficderungsprämie und Neu: 

urente) ſehr erbeblih zurüd. Diefen Theil des unbeweglichen Vermögens 
aber bei- der Gemeindebefteurung günftiger zu behandeln, als da 
landwirthichaftliy benugten Boden, dazu ift gar Heine Beranlaffung. 
3m ©egentbeil, in den Städten wenigftend fommen eine Reihe von Ber: 
wendungen der communalen Verwaltung ın viel höherm Grade den Eigenthinmern 
von Gebäuden und Bauplägen als Denjenigen zu Gute, die nur zur Zandwirth- 
haft verwendbare Grundſtücke befigen. Die Ungleichheit im Steuerfuß der 
Grund- und Gebäudefteuer ließe ſich nun durch einen verjchtedenen Procentjat 
ded communalen Zuſchlags zu den beiden Steuern ausgleihen, wenn nicht 
au bei diefem Ausmege wachſende Schwierigkeiten ſich aus dem Umftande er: 
gäben, daß die Einfhärung zu der Grundſteuer unveränderlich diefelbe bleibt, 
alfo in kurzer Zeit völlig veraltet, während die zur Gebäudeſteuer periodiſchen 
Reviſionen, aber freilih auch nur in übermäßig langen Friften, unterworfen ift. 
Schon jett ift die Einfchägung vielfach eine fehr ungleichmäßige und mit jedem 
Jahre wird diefe Ungleihmäßigfeit zunehmen. Völlig — —— aber find die 
Ertragfteuern des Staats für eine gerechte Heranziehung des Gewerbebetriebe 
in der Gemeinde. Daß diefelbe nicht dur Gebäude: und Grundfteuer Hinlänglich 
getroffen wird, ıft leicht Mar. ‘Die gewerblihen Gebäude find überall bejonders 
niedrig eingeſchätzt und zu einem niedrigeren Steuerfuß belaftet, als andere Ge: 
bäude oder al8 unbebaute Grundftüde. Beleitigte man aber auch dieſen Unter: 
ſchied des Steuerfußed für communale Zwecke, jo daß gemwerblide Gebäude 
und Wohnbäufer denſelben Procentfag vom Reinertrage bezahlten, führte man 
jelbft eine ganz gleihmäßige Gebäude- und Grundfteuer ein, jo würde das zu 
einer angemeſſenen Communalbefteurung des Gewerbebetrieb doc keineswegs 
genügen. Denn das unbeweglihe Sapital einer gewerblichen Unternehmung fteht 
durdaus nicht im Verhältniß zu den Koften, melde der Gemeinde durch fir 
entftehn, oder den Vortheilen, welche fie von — bezieht. Ein gewerblicher Be: 
trieb Tann von Gebäuden aus, die einen verhältnigmäßig geringen Werth haben 
und ohne weitern Grundbeſitz ſowohl eine Menge befitlofer und dürftig ge 
Iohnter Arbeiter beichäftigen, welche die Koften des Schul: und Armenweſens 
in der Gemeinde fehr vermehren, wie maflenhafte Producte auf den Wegen ber 
Gemeinde transportiven, welche die Unterhaltungsfoften derſelben ſehr vermebren. 
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Man denke in erfterer Beziehung beifpieldweife an alle die Gewerbe, bei denen 
die Fabrikation ganz oder theilmeife in den Häufern der Arbeiter vorgenommen 
wird, in beiden Hinfiten an große Bergwerle. Andererſeits vergleihe man 
mit folchem ©ewerbebetrieb den bäuerlihen Grundbeſitz, der in inbuftriellen 
Gegenden ja oft mit ihm zujammen fi in das unbemwegliche Vermögen im 
Gemeindebezirke theilt. Wie gering ift die Armenlaft gemöhnlih in Bauer- 
Dörfern, wie groß in inbuftriellen Bezirken; wie ganz anders müflen die Wege 
gebefjert werden, wenn Erze oder Kohlen auf ihnen transportirt werben, * 
wenn nur landwirthſchaftliche Fuhren fie benugen! Deshalb iſt auch eine gleich— 
mäßige Grund- und Gebäudeſteuer noch feine gerechte Baſis für eine communale 
Realbefteurumg. 

Nur wenn man das bewegliche gewerbliche Capital, welches in den Unter: 
nehmungen im Gemeindebezirk ftedt, ebenfall8 heranzieht, wird man zu einer ans 
nähernden Ausgleihung zwilchen Landwirthichaft und den übrigen Gewerben kommen. 
Diefem Ziele bringt und aber aud die Heranziehung der Gewerbefteuer nicht 
mefentlih näher. Denn die Gewerbefteuer fteht durchaus nicht im Verhältniß 
zum gewerblichen Capital, und namentlih die großen gewerblidhen Unter- 
nehmungen bezahlen gegenüber manchen fleinen Gewerbtreibenden und den mit 
Grund» und Gebäubdefteuer belafteten Landwirthen im Verhältniß zum Umfang 
ihres Gewerbetriebs und der Größe ihres Anlage und Betriebscapiteld nur 
einen fehr geringfügigen Betrag an Gewerbefteuer. Die Durchſchnittsſätze, 
welche die den großen Gewerbebetrieb umfaffende Claſſe aufzubringen hat, betragen 
in dem einen Theile der Negierungsbezirte des Staat 96, in dem andern 
72 Thaler, das Minimum, welches jeder in dieſe Claſſe aufgenommene Gewerb⸗ 
treibende jährlich zu zahlen hat, überall 48 Thaler. Der Durchſchnittsſatz 
beläuft fih alſo in dem vorzugsweiſe gewerbtreibenden Theile des Staats 
ungefähr auf ſoviel, wie die Grundſteuer von einem Gute mit 1000 Thalern 
Cataſtralreinertrag. Durch den Minimalfag wird aber der Belaftung Des 

anz großen Betrieb8 eine weitere, oft fehr enge Grenze geftedt. Es wurde 
Beifbielöieife in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 25. Oct, 1872 
mitgetbeilt, daß das größte Mafchinenbauetabliffement in Berlin 800 Thaler 
und eine der größten induftriellen Unternehmungen in den weftlichen Provinzen, 
die 10,000 Arbeiter beſchäftige, 960 Thaler Gewerbefteuer bezahle. Somie 
die Arbeiterzahl diefer Unternehmungen nah Tauſenden, jo berechnet ſich ihr 
Geſchäftscapital nah Millionen. Bon einem Verhältniß ſowohl zu der Grund: 
und Gebäubefteuer einer großen Herrichaft oder Ritterguts, wie zu der Ge— 
werbeftener des fleinften Hökers, Die immer einige Thaler beträgt, fan, wenn 
man bie erwähnten befondern Beziehungen zur Gemeinde ins Auge faßt, da nicht Die Rede 
fein. Außerdem aber werben große und wichtige Zweige des Gewerbebetriebe, Brannt= 
weinbrennereien, Bergwerke und Eifenbahnen von der Öewerbefteuer gar nicht betroffen. 
Die beiden Tegteren unterliegen dafür der Bergwerk- und Eifenbahnfteuer, 
aber dieſe Extragfteuern werden in einer Weife umgelegt, die fie völlig un— 
geeignet für Commumalzufchläge macht. Die Bergwerkſteuer nad dem Roh⸗ 
ertrage, die Eifenbahnfteuer nicht nach dem Rohertrage, auch nicht einmal nad) 
dem Reinertrage des Unternehmens, fondern nad der wirklich vertheilten 
Dividende. Die eine ift eine progreifive, Die andere eine proportionale Steuer. 
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Niemand meines Willens bat daher auch vorgeihlagen, Communalzuſchläge zu 
diefen Steuern zu erheben. Die drei genannten Gewerbe werden von den nad 
den Fuß der Ertragfteuern aufgebrachten communalen Laſten nur wmjofern 
betroffen, als fie Grund- und Gebäupefteuern zahlen, was von ſehr geringer 
Bedeutung ift, denn die Eifenbahnen find für den Schienenweg frei von der 
Grundfteuer und die andern Grundftüde und Gebäude ftehn bei feinem ver 
beiden Gewerbe im Verhältniß zu ihrer Bedeutung. Beim Bergbau und ber 
Branntweinbrennerei kann man allerding$ inſofern einen Ausweg finden, als 
man fie eigend für die Zwecke der Communalbeſteurung zur Gemerbefteuer 
einzufhägen vermag, wie dies die Kreißordnung vom 13. December 1872 im 
8 14 für ‚größere Bergwerfe anorbnet und der minifterielle Entwinf einer 
Communalſteuer für beide Gewerbe einzuführen beabfichtig. Für die Eifen- 
bahnen aber tft auch dieſer Ausweg unmöglich. 

Es ift leicht einzufehen, daß dieſe Uebelftände bei der StaatSbefteurung 
weniger bervortreten, während fie bei der Communalbefteurung im höchſten 
Grade fih fühlbar machen müfjen. Die Ertragbefteurung des Staats iſt in 
ihrer Höhe faft umveränderlih und in Folge des Langen Beftehens der ob- 
waltenden Ungleihmäßigkeiten kann man darauf rechnen, daß fie zum großen 
Theil weniger drüdend geworden find. Bei der weitaus einträglichlten und wichtigften 
diefer Abgaben, der Grundfteuer, hat man eine im Laufe der Zeit erfolgte 
Ausgleiyung von Ungleihmäßigfeiten dadurch fogar geieglih anerkannt, daß 
man den Befibern von der Grundfteuer befreiter Grundftüde bei der neuen 
Grundfteuerregulirung eine Entihädigung gewährt bat. Auch die Fixirung 
ber Grundſteuer ai eine unveränderlihe Summe bat nur Berechtigung als 
eine Confequenz der Auffafjung, daß es fich bet diefer Steuer um eine über: 
fommene Abfindung von Laften handele, die von Altersher auf dem Grund 
und Boden geruht haben. Ebenſo erklären fih die andern Ertragſteuern. 
3. B. Bergwerfiteuer, Gemerbfteuer, nur hiſtoriſch, an eine confequente Ber: 
mögensbefteurung Hat bei ihrer Auflegung Niemand gedacht. Da aber der 
Staat. faft durchweg nicht mehr als hergebrachte Leiſtungen fordert, und da Das 
Bermögen außerdem noch durch Stempel: und Erbicaftsabgaben getroffen 
wird, jo tft die Ertragbefteurung des Staats allenfall® noch zu halten. Aber 
nur die Rüdfiht auf die allmälige Uebermälzung und Ausgleichung läßt 
diefen Theil unſeres Steuerſyſtems erträglich erjcheinen, fonft würde er bie 
unleidlichſten Ungerechtigkeiten in fich ſchließen. Daher hat man auch niemals, 
wenn der Staat in finanzieller Noth war, gewagt, Zufchläge zu den Ertrag: 
fteuern zu erheben, fondern fih mit einer Erhöhung der Claffen- und Ein- 
fommenfteuer begnügt. 

Ganz anders liegen die Dinge bei der Communalbefteurung. 

Ueberall find die durch Communalſteuern aufzubringenden Laften in ihrer 
Höhe veränderlih und in bet weitem ben meiften Fällen in raſchem Wachen 
begriffen. Die Ausgaben für Schulwefen, Armenweſen, Straßen und Wege, Ge: 
ſundheitspolizei u. |. w. müflen mit wachſender Eultur rafch zunehmen. Niemand 
wird die vafche Ausdehnung des communalen Haushalts hemmen, ja bei richtiger 
Erwägung der obwaltenden Verhältniffe nicht einmal bedauern können. ‘Denn 
von den genannten Verwendungen hängen zur Zeit unfere Culturfortfchritte 
viel mehr ab, als von den Ausgaben des Staat. Es kommt daher Alles 
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Darauf an, den Gemeinden ein recht elaftifches Steuerſyſtem zu geben, Das mit 
möglichft geringen Schwierigkeiten erhöhte Summen aufzubringen geftattet. Gerade 
in diefer Beziehung aber verfagen die Ertragfteuern des Staats ihren Dienft. 

Natürlicher Weile entfteht in Folge der beiprochenen Mängel, welche 
unferer Ertragbefteurung anhaften, in den meiften Communalverwaltungen 
das Beitreben, die wachlenden Beblirfnifje ganz überwiegend dur die Ein- 
fommenfteuer zu decken. Die Staatsregierung if mehrfach den äußerften Aus- 
wüchſen diefer Tendenz entgegengetreten uud Hat fi bemüht, die Gemeinden zu 
einigen Zufchlägen auf Grund- und Gebäubefteuer anzuhalten. Bei der Un- 
beftimmtheit der Ausdrucksweiſe der meiften Gemeindeorbnungen über Dies 
Verhältniß find daraus mitunter Conflicte entftanden, die von den betheiligten 
Gemeinden bis and Abgeorbnetenhaus verfolgt wurden. Es fteht zu erwarten, 
daß aud bei der bevorftehenden gejeglichen Regulirung mächtige Imtereffen 
gegen jede erhebliche Heranziehung der Ertragſteuern, oder doch für 
möglichfte Autonomie der Communalverwaltungen kämpfen werden, und 
obwohl die Majoritit des Hauſes Der Abgeoroneten biöher einer aus- 
ſchließlichen Aufbringung communaler Laſten durch Perſonalſteuern nicht 
günſtig geſimt war, ſo wird doch die entgegengeſetzte Richtung in der 
mangelhaften Verfaſſung unſerer Ertragbeſteurung eine kräftige Stütze haben 
Die Autonomie der Gemeinden aber wird, wie die Erfahrung lehrt, zu immer 
ftärferer Benutzung der Einfommenfteuer für communale Zwede führen. 

Im Jahre 1869 beftand folgendes Verhältniß der Ertrag- und Ein- 
tommen=, ſowie der Real- und Berfonalftenern in den preußiſchen Städten ?): 


Zuſchläge zuden Staatsfteuern 










zur Claſſen⸗ und) 








rovinzen. | ; 
Provinz — — infommen. | 9" Gewerbe- | zu — 

ebäubefteuer | Rener fteuer euern 

| Ee | ir. Thlr. 
Preußen | 38,120 | 216,777 ' 505 | 296,096 
Brandenburg 52,508 173,395 82 | 1,277,128 
Pommern 15,763 | 89,600 149 | 114,064 
Bofen 8,1322 ° 229,419 | 1,279 1 131,789 
Schlefien 87,831 222,965 2,371 | 433.495 
Sachſen 103,191 302,636 2,457 | 193,296 
Schleswig - Holflein 4,009 22,614 — | 9,551 
Hannover 44,102 232,013 4917 7,282 

Weſtfalen 109,133 686,950 10,769 | — 
Heffen- Naſſau 27,845 381,606 | 13,214 37,250 
Rheinland 418,866 1,421,010 | 51408 . 435,789 

Hohenzollern 8,72808 — | 2,907 

Staat 918,262 . 3,978,985 91,398 | 2,935,717 


") Jahrbuch für d. amtliche Statiftif des preuß. Staats. IV. Jahrg. 2. Hälfte S.403. 
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Nah anderem Raftas erhoben. 








Summe!) der! — 
Nöbtiihen | gopf der 


Steuern | Benöfferung 


Provinzen. | Perſonal⸗ Sonſtige 
— fleuern ' Steuern 





Thlr. Thlr. Tyler. | 1 I Se BR. 
Bee — | 23827 | 7712 58,936 1,410,888 2.09 
Brandenburg | 608,074 1,547,362 4,312,746 3.08 
Pommern 34,776 8,932. 646,547 1.49 
Bofen | 12,097 5,368 588,312 1.45 
Schlefien | 4,612 42,262 1,482,628 Ber 
Sachſen | 47,756 21,857 962,361 | 1.22 
Schlesiwig-Holftein || 363,981 16,774 870,767 ' 2.98 
Hannover | 121, — 57,090 595,553 | 1.27 
Weſtfalen 18,197, 820, 131 1.78 
Heffen⸗ Nafſau | 8 or 649,950 '° 1,176,813 2.81 
Rheinland | 1,48 43,430 | 3,084,038 Ä 2.48 
Hohenzollern | 1,469 1,996 | 1,037 | 16,379 | 1.41 
Staat 1,228,115 | 4,239,433 | 2,471,195 | 15,976,163 | 215 


Diefe Tabellen zeigen zunächft, daß weit größere Summen durch perfönlice 
Beſteurung aufgebracht wurden, als durch reale. Nach Aufhebung der Schladt: 
und Mabliteuer und Wegfall der ſtaäͤdtiſchen Zuſchläge zu denjelben Hat ſich das 
Mebergewicht der Perfonalbefteurung ohne Zweifel noch weiter verflärft. Sehr 
geringfügig aber find überall die Zuſchläge zu ben Ertragſteuern des Staats, 
Die zu der Gemwerbefteuer in8bejondere kommen gar nicht in Betracht. ‘Da, mo 
die Realbefteurung eine relativ bobe Bedeutung hat, find es bejondere, auf 
Grund älterer Geſetzgebung erhobene ftädtifche Realfenern ‚ nicht die Erirag- 
feuern des Staats, welche den Ertrag liefem — ein Beweis, daß die Un- 
geeignetbeit der letztern zu communalen Zuſchlägen, die wir hervorgehoben. 
auch in der Praris ſich unwiderſtehlich geltend macht. Außer in der Provinz 
Brandenburg zeichnen ſich vor Allem a - Holftein und Hannover har 
eine verhälimißmäßig ſtarke Benugung der Realbeſteurung aus, aljo g 
en Provinzen, in welchen im Habe 1869 preußifche — 

erſt ſeit Kurzem, preufiifche Städteordnungen noch gar nicht eingeführt waren. 

Neueres ftatiftiiches Material über die Benugung der beiden Steuerarten theilt 
Neumann a. a. O. S. 102 mit. Dasſelbe bezieht fich auf die Jahre 1871 und 
1872 und betrifft ebenfalls ausfchlieglich ftäptifche Gemeinden. Neumann berichtet 
auf Grund amtlihen Materials, daß in Preußen viele Gemeinden, namentlid 
mittlere und kleinere Stadtgemeinden , faft ihren ganzen Bedarf durch perjonale 
Steuen vom Eintommen deden, jo von den 6 größten Städten (nach der 
Zählung von 1871) Königsberg, von den 12 folgenden Städten über 50,000 


. 
— — — — — 


1) Unter der Summe der ſtädtiſchen Steuern find außer ben aufgeführten Steuern 
aud noch die Bürgerrechtsgelder begriffen. 
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6, mämlich Stettin, Bremen, Elberfeld, Düflelvorf, Crefeld, ofen, 
— im Ganzen in der Provinz Preußen von den 8 größten Städten 7, ın 
Sclejien von den 12 größten Städten 9, in Pommern von den 7 größten 
Städten 4 u. |. w. „Und auch von denjenigen Städten”, fährt er fort, „bie 
hiernach nicht ihren ganzen Bedarf durch Einkommenfteuern reſp. Zuſchläge zur 
Staats⸗, Claſſen- und Einkommenſteuer deden, haben keineswegs alle daneben 
noch Srumd- oder Häuferfteuern, reſp. derartige Zufchläge, ſondern z. 2. 
Tranffurt und Danzig 1872 nur noch Wohnung: oder Miethfteuern. Und 
wo überhaupt Grund- und Häuferfteuern reſp. Zuſchläge zu ſolchen behufs 
Dedung des communalen Bedarfs erhoben werben, find fie in Preußen faft 
anz allgemein von geringem Betrage gegenüber den Erträgniffen jener per- 
fon alen Steuern. So fteben ſich z. B. in den größten Städten ) gegenüber 


bie Reineinnahmen 


von den perfonalen Steuern von ben realen Abgaben 
(in8befondere alfo vom Einkommen, bazu bie unb ba don (Grund- ober Haudfleuern reſp. 
Wohnungsmiethen) Zuſchlägen gu biefen) 
in Berlin wie etwa 3,000,000 Thlr. zu 600,000 Thlr. 
m Breslau „ un 490,000 „ zu 80,000 „ 
in Cöln u 500,000 „ zu 40,000 „ 
in Magdeburg „ „ 70,000 „ zu 14,000 „ 
in Rönigeberg „ „ 240,000 „ zu — 
in Frankfurt, 350,000 „ zu — J 
in Danzig u 164,000 „ zu 35,000 „ 
in Stettin a, 196,000 „ zu — — 
m Bremen „ u 237,000 „ zu — 
in Elberfeld285,000, zu — 
in Düſſeldorf „ 170,000 „ uU —: „ 
in Crefeld Dt 174 ‚000 a u — a 
in Poſen " 80, 000 n zu = " 
in Eſſen wo 137,000 ,„ zu 17,000 „ 
in Caſſel A 104,000 R zu 25600 
in Dortmund „ u 85,000 „ uU — x 
in Pottdam „ „. 47,000 „ zu 3800 „ 
in Erfurt " n 84,000 ” zu en 
u. f. mw.” 


Eine jo überwiegende oder ausſchließliche Benutzung der Claſſen⸗ und Ein- 
—— würde in vielen Gemeinden ſehr bald zu den bedenklichſten Zu— 
ftänden geführt haben, wenn man das Princip der Perjonalbefteurung und die 
gleichmäßige Befleurung alles Einkommens ohne Unterſchied feiner Duelle 
conjequent feftgehalten hätte. Es würden mande Gemeinden, aus denen bie 
Bodenrente zum größten Theil auswärtigen Cigenthiimern oder Släubigern 
zufließt, oder in denen die wichtigften gewerblichen Anftalten für Rechnung Fremder 


2) Hannover und Aachen find in der folgenden Tabelle wegen Mangeld an Rad- 
richten nicht aufgeführt. 
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betrieben werden, faum im Stande fein, ihre Berpflichtimgen zu erfüllen, es 
würden mande Volksclaſſen, die nur em Einkommen aus Arbeitsleiftungen 
haben, unter dem äußerften Steuerdrud ſchwer leiden, wenn man nicht inconfe- 
quenter Weiſe auf zweierlei Weiſe von den der Staatseintommenfteuer zu Grunde 
ltegenden Principien abgewichen wäre. Man hat verſucht, die Einkommenftener 
in gewiffen Fällen zu einer Real- oder Objectfteuer zu machen und für einzelne 
Arten des unfundirten Einkommens Steuerprivilegien und Eremtionen geichaffen. 
Dadurh Hat man zwar die Schädigung der communalen Leiftungsfähigfeit, 
welche fonft aus der reinen Perſonalbeſteurung entftanden wäre, etwas vermindert, 
wenn auch keineswegs aufgehoben, aber andererſeits wieder ſchwere Mifftände 
hervorgerufen, die zu vielfachen und gerechten Klagen Anlaß geben. 

Die Stäbteordnung für die ſechs öftlihen Provinzen der Monardhie vom 
30. Mai 1853, die Städte und Landgemeindeordnung für die Provinz Weft- 
falen vom 19. März 1856, die Stäbte- und Tandgemeindeorbnung für Die 
Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 und endlich die Städteorbnumg für Schles- 
wig-Holftein vom 14. April 1869 enthalten übereinftimmend folgende Vorſchrift: 

„Wer "ohne in dem Stabtbezirt (Gemeindebezirk) zu wohnen, dafelbft Grund» 
befig bat, oder ein ftehenves Gewerbe betreibt, ift Dennoch verpflichtet, an 
denjenigen Laſten tbeilzunebmen, welche auf ven Grundbefig oder das Ge— 
werbe oder das aus jenen Quellen fließende Einfommen gelegt find. Die 
felbe Berpflihtung Haben juriftifhe Perfonen, welche in dem Stadtbezirk 
(Gemeindebezirk) Grundeigenthum befigen, oder ein ftehende8 Gewerbe treiben“. 
In die Kreisordnung ($ 14) hat dann im Weſentlichen dieſelbe Beftimmung 
Aufnahme gefunden, mit Ausdehnung der Verpflichtung auf Actiencommanditgeſell⸗ 
ſchaften, auf Actiengefellfhaften und Berggewerfichaften. In gleicher Weife beſtimmt 
der Gefeßentwurf der Staatsregierung, betreffend bie Aufbringung Der Ge: 
meindeabgaben, in $ 14: „Den in $ 12 gedachten birecten Gemeindeabgaben 
unterliegen ferner aud diejenigen Perjonen, welde, ohne in der Gemeinde zu 
wohnen oder fi länger als drei Monate aufzuhalten, daſelbſt Grundbefitz 
‚ over ein ſtehendes Gewerbe oder außerhalb einer Gewerkichaft Berg- 
au betreiben (Forenſen).“ 

„Dielelbe Abgabenpflicht trifft unter der gleichen Vorausfegung die Actien- 
gefellichaften, Commanditgeſellſchaften auf Actien, ſowie die Berggewerkichaften 
und die juriftilchen Perfonen, jedod mit Ausnahme: 

1) des Reichsfiscus, 

2) des Staatsfiscus, 

3) der Gemeinden und ber weiteren Communalverbände“. 

Die im $ 12 gedachten birecten Abgaben find alle directen Abgaben 
mit Ausnahme der auf den Grundbefig oder Gewerbebetrieb gelegten, von denen 
es ſelbſtverſtändlich iſt, daß fie die genannten Berfonen und Gefellichaften 
ebenfalls tragen. 

Auf Grund der mitgetheilten Beltimmungen in den Gtädte- und 
Gemeindeorbnungen können von den Gemeinden, fir welche die Ordnungen gelten, 
die Forenſen, juriftiichen Perfonen, zu denen nad) der Interpretation der Staats 
regierung auch die Actiengefellichaften gerechnet werden, von den reifen aber 
außerdem auch die Sommanditgefellfchaften auf Actien und Berggewerkſchaften für 


Bu 
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das „Einkommen“, welches fie auß dem im betreffenden communalen Bezirk gelegenen 
Grundbeſitz und Gewerbebetrieb beziehen, zur Einkommenſteuer herangezogen werben. 
Die Widerfinnigkeit, welche in diefer Anwendung der Eintommeniteuer auf 

die Belteurung einzelner Iocaler Eintommenquellen ſteckt, ift feiner Zeit von ber 
preußiſchen Staatsregierung felbft in fchlagender Weiſe auseinandergefegt. Im 
den Motiven zur Kreisordnung (Anlagen zu den ftenographifchen Berichten des 
Hauſes der Abgeordneten 1871—72 Bd. 1, ©. 369 ff.) Heißt es ganz richtig: 
„Die beiden Perfonalfteuern, ſowohl die Slaffen- als die claffifictrte Einfonmmen- 
feuer fteben Hinfichtlich ihres Subject und Objectd jo in unmittelbarer Be- 
ziehung zu ber Perfon des Pflichtigen, daß ihre Anwendung auf einzelne Ber- 
mögendobjecte derjelben bez. auf das dem Pflichtigen hieraus fließende Einkommen 
mit dem Shſtem der einen wie der andern Steuer in Widerſpruch tritt.” Daß 
dem fo ift, follte auch dem nationalöconomiſch Ungebilveten fchon dadurch Far 
werden, daß unfere Claſſen- und claffificrte Einkommenfteuer, die zufammen 
die Perjonalfteuer in unferm Staate bilden, bis zu einem Cinfommen von 

1000 Thlm. progreifive Steuern find. Wohl ohne Zweifel wird mit der Zeit 

vie Progreffton noch mehrere Stufen weiter durchgeführt werden. Ebenſo find 
die jelbftftändigen Communal-Eintommenfteuern, die an Stelle der Zufchläge zur 
Claſſen- und claffificirten Eintommenfteuer in den Städten vielfach beftehen, 
durchweg bis zu einer gewillen Höhe des Einkommens Brogreffinfteuern. 
Wie will man mun den Auswärtigen, der 500 Thlr. jährlih aus Grundeigen- 
thum oder Gewerbebetrieb im Gemeindebezirk bezieht, befteuern, mit dem Claſſen⸗ 
fteuerfag fir 500 Thlr. Einkommen oder nad dem Fuße der Einfommenfteuer? 
Will man diefe Frage dahin beantworten, daß man erflärt, es ſei Rüdficht zu 
nehmen auf das Gefammteintommen des Forenfen, und menn derſelbe über 
1000 Thlr. Gefammteintommen habe, der Eintommenfteuerfag, bei geringerem 

Geſammteinkommen der Claffenfteuerfag anzuwenden: fo ift dies an fich verfehrt, 
weil zu der Perfon des auswärtigen Grundeigenthümers und feiner übrigen 
Erwerböverbältniffe die Gemeinde feine Beziehungen bat, die Dienfte aber, welche 
fie demfelben leiftet, und die Koften, welche er ihr verurfacht, diejelben find, ınag 
*in übrige8 Einfommen flein oder groß ſein. Die Berüdfichtigung des Ge— 
jammteintommend ift aber auch bei Ausländern völlig unausführber. Denn 
nur in fehr wenigen fremden Staaten wird Died Einkommen überhaupt ermittelt 
und aud da, wo es ermittelt wird, kommt die Schätung nicht zur Kenntniß 
unferer Gemeindebehörden. Will man dagegen bei der Wahl des Steuerfußes 
nur die Höhe des Neinertrages berüdfichtigen, welche der Grundbeſitz oder der 
Gewerbebetrieb im Gemeindebezirf abwirft, wie e8 die gegenwärtige Geſetzgebung 
und ebenfo der Gefegentwurf betreffend die Aufbringung der Gemeindenbgaben 
zu beabfichtigen fcheinen, fo ift doch die Brogreffion des Steuerfußes nur 
veshalb vom Geſetzgeber angeordnet, weil man von den minder bemit- 
telten Claſſen aus verjchiedenen Gründen einen geringeren Procentfag des 
Einkommens erheben will, als von den wohlhabenveren. Es unterliegt aber 
feinem Zweifel, daß jemand ſehr wohlhabend fein Tann, obwohl er auß 
feinem Örundeigenthbum in einer Gemeinde nur 500 Thlr. jährlich bezieht. 
Da nah faft allen Gemeinvegefegen, welche die Befteuerung der Forenſen 
ftatuiren, die Steuerpflichtigen von dem durch Forenfenbefteurung getroffenen Ein- 
kommen aus Grundeigenthum an die Wohnortögemeinde Nichts zu fteuern haben, 
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jo kann dur diefe Einrichtung ein recht wohlhabender Steuerpflictiger fir 
einen Theil feined Eintommens des ermäßigten Steuerfußes theilhaftig merben, 
der für die beblrftigen Claſſen in fchonender Weife eingerichtet ifl. 

Zu den widerfinnigften Confequenzen führt aber die progrelfive Eintomme- 
befteuerung in ihrer Anwendung auf Erwerbsgeſellſchaften. Die Rüdficht auf dr 
Leiftungsfähigfeit, aus weldyer bei den wirklichen Perfonen die Ermäßigung des 
Steuerfußed bei einem Einfommen unter 1000 Thlrn. angeorbnet iſt, fallt da 
ganz weg. Die Eejellichaften haben keine perfönlichen Bedürfniſſe und Pflichten, 
warum follen fie einen höheren Procentfag bei größerem Umfang bes Gewerbebe⸗ 
trieb8 und Reinertrags, einen niedrigeren bei fleinerem entrichten ? Thatſächlich begimut 
freilich die Degreifion bei unferer Einfommenbefteurung zur Zeit noch auf aner jo 
niedrigen Einfommenftufe, daß die Einſchätzung zu ermäßigtem Steuerfuße fir 
Erwerbsgeſellſchaften nicht in Frage fommt. Aber unter den Perfonen, die bei den 
Erwerbsgejellichaften betheiligt und die eigentlichen und alleinigen Einkommenem⸗ 
pfänger find, unter den Actionären und Gewerfen, werden wahrſcheinlich Manche 
fein, die nicht einfommenfteuerpflichtig, fondern claſſenſteuerpflichtig find. Sie 
geben für viefen Theil ihres Einfommend der Wohlthat verluftig, welde ver 
Geſetzgeber ihnen zugedacht bat, wenn die Erwerbögefellichaften zur Einkommen 
fteuer eingeichätt werben. 

Aber nicht nur bei der Veranlagung der Steuer auf das eingefchätste Ein- 
fommen, fondern ſchon bei der Einfhägung des Einkommens der Yorenfen, Er 
werbsgeſellſchaften und juriftifchen Berjonen zeigt es fi, wie verkehrt & if, 
mittel8 reiner Perfonalfteuern den Keinertrag einzelner Erwerböquellen beftenern 
zu wollen. Für Denjenigen, der überhaupt den Begriff Einkommen fchärfer zu 
faſſen gewohnt iſt, kann e3 gar fein Zweifel fein, daß von einem Einkommen 
aus einer gewerblichen Unternehmung, abgejehen von den übrigen wirthichaftlicen 
Verhältniſſen der Perſonen, welden der Reinertrag diefer Einkommenquellen 
zufließt, nicht die Rede fein kann. 

Einkommen ift pie Summe der wirtbichaftlichen Güter, die im einer gewsifien 
Zeit zu dem ungefchmälert fortbeftehenden Stammgut einer Perfon neu hinzutreten, 
die fie alſo für ihre perfönlichen Bebürfnifje verwenden kann, ohne in ihrer wirth 
Ihaftlihen Lage zurüdzugehen. Wie viel daher von dem Reinertrage eines ein 
zelnen Grundftüdes dem Eigenthümer als Einfommen zufließt, läßt fih mn 
beurtheilen, wenn man die ganze Wirthichaft des Eigenthümers, feine übrige 
Einnahmen und vor Allen feine Schulden kennt. Nun fünnen aber nur bype 
thefariiche Schulden, die auf den betreffenden Grundftüden haften, von dem Ran: 
ertrage derjelben ohne Berüdfichtigung der perjönlichen Verbältniffe des Eigen 
thiimerd mit einiger Sicherheit ermittelt und in Abzug gebracht werben, vu 
perfönlihden Schulden, für welde fein beſonderer Vermögenstheil haftet, wid. 
Diejenigen Forenjen, welche feine hypothekariſchen, fondern nur gewöhnliche Schulter 
haben, kommen dadurh in Nachtheil. Namentlich find es die juriftifchen Ber 
jonen, die Gemeinden, der Staat, die für ihre Schulden feine einzelnen Ba: 
mögenstheile zu verpfänden pflegen. Der Staat würde alfo bei confeguenter 
Durchführung der Beſteurung juriftifcher Berfonen überall in ven Gemeinde 
fir den vollen Reinertrag feiner Landgüter, gewerblichen Anftalten, Eifenbahne 
zu feuern haben, und die Schulden, welche er contrabirt hat, um Eifenbabne 
zu bauen oder zu erwerben, nirgendwo in Abzug bringen können. 
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Ein Erlaß des Minifterd des Innern vom 3. September 1866 bat 
freilich verfügt, daß bei Berechnung des Einkommens aus dem außerhalb der 
MWohnortögemeinde gelegenen Grundbefig die perſönlichen Schulden nicht außer 
Acht zu laſſen und lediglich auf das Capitalvermögen reip. auf das Einkommen 
aus letterem in Abzug zu bringen fein. Es ſei vielmehr davon auszugehen, 
daß Das Geſammteinkommen verfelben (das aus dem Capitalvermögen und 
Grundvermögen zufammen) durch die Schulpzinfen ratırlid vermindert werbe. 
Zu einer folden Berechnung ift natürlicher Weife diejenige Gemeinde, melde den 
Grundbeſitz oder das Gewerbe der Forenfen befteuert, aus Mangel an Kenntniß 
der Thatſachen nur ganz ausnahmsweiſe im Stande, fie fann nur von ber 
Mohnortögemeinde vorgenommen werden und an eine foldhe ift dann der obige 
Erlaß auch zunächft gerichtet. Fir Ausländer iſt daher eine derartige Repartition 
ganz unmöglich, aber auch die inländiſche Wohnortögemeinde wird bei derjelben 
auf große Schwierigfeiten ftoßen. Um zu einigermaßen leidlichen Reſultaten zu 
gelangen, wird die mit der Repartition betraute Behörde eine Zerglieverumg bes 
gelammten Einfommens vornehmen und daber viel tiefer in die perjünlichen Ber: 
bältnifje des Steuerpflichtigen eindringen müſſen, als das fonft bei der preuft- 
Ichen Einfommenfteuer üblih und durch unfer Einfommenfteuergefeg gerechtfertigt 
if. Bisher Hat man es immer für einen Vorzug der Eintommenbeftenrung 
gehalten, daß fie fi hauptſächlich an die gefammte Lebenslage des Steuerpflid: 
tigen, Die ungefähre Geſammtſumme feines Vermögens, das Maß feiner Aus- 
gaben Hält und deshalb auf ein Läftige8 Eindringen in die Bermögensverhältniffe 
des Steuerpflihtigen im Einzelnen in der Regel verzichten kann, während die 
Ertragbefteurung dafiir den Vorzug hat, daß fie ſchärfer die einzelnen Ertrag= 
quellen prüft und ermittelt, dagegen das Gejammteinfommen eined Steuerpflid- 
tigen aus den verjchiedenen Quellen und namentlich feine Schuldverhältniſſe den 
Steuerbehörden unbefannt bleiben. Bei der Eintommenbefteurung der Forenſen 
fieht man von den Vorzügen der beiden Methoden ab und eignet fih nur ihre 
Unbequemlichkeiten an®). . 

Gegenüber der Gemeinde, die Auswärtige wegen ihres Grundbeſitzes oder Ge 
merbebetrieb8 in deren Gemeindebezirk befteuert, ift aber auch der Abzug der Schuld⸗ 
zinfen vom Neinertrage des zu befteuernden Objecte8 in hohem Grade unbillig, 
mögen die Schulden nun auf den fteuerpflichtigen Grundftüden ſpeciell haften 
oder nicht. Weder auf die Vortheile, welche der Gewerbebetrieb oder die Grund- 


1) Der Gefetentwurf der Staatsregierung erwähnt die Frage der Schulbenver- 

a Er beftimmt, daß als fleuerbares Einkommen zu Grunde zu legen fei 
r die Forenfen, 

a. fofern fie in einer andern Gemeinde zur Claſſen⸗ oder claffifieirten Einfommen- 
feuer veranlagt find, derjenige Theil des fteuerbaren Geſammteinkommens, welcher 
auf den in der Gemeinde belegenen Grundbeſitz bezw. auf den bafelbit ftattfindenden 
Gewerbes oder Bergbaubetrieb fällt; 

b. fofern fie zu den genannten Steuern nirgends veranlagt find, das nad ben 
Grundfägen in 88 28 und 30 des Gef. v. 1. Mai 1851 zu ermittelnde Reineinlom- 
men aus dem Grunbbefig, Gewerbe⸗ ober Bergbaubetriebe innerhalb des Gemeinbe- 
bezirkes. Bon wen und wie ber betreffende Theil des Gefammteintommens im erften 
Falle beftimmt werben fol, fagt der Entwurf nicht. Im zweiten Falle wilrde eine 
Berückſichtigung ber perſönlichen Schulden feiten® der Gemeinde, welche den Forenſen 
befteuert, one Zweifel wegfallen. 
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eigenthümer aus dem Gemeindeverband ziehen, noch auf bie Koſten, welche fie 
demſelben veranlaſſen, hat das Maß ihrer Verſchuldung, wie wir oben 
hervorhoben, irgend einen Einfluß. Für Auswärtige aber, die feine perlänfhe 
Verpflichtung gegen Die betreffende Gemeinde haben, für inriftifche Perfonen, bei 
denen ed widerfinnig wäre, von Bürgerpflichten zu reden, kann doch mur in jenen 
Bortheilen und Koften ein gemügender Rechtsgrund zur Befteurung gefunden 
werben. Daher wird das Rechtögefühl verlegt, wenn eine große inbuftrielle Un- 
ternebmung, die in einer Tandgemeinde den größten Theil der Bevölkerung be 
Ihäftigt, für welde die Wege und Straßen hauptſächlich unterhalten werden, 
welche den übrigen Gemeindeangehörigen vielfache Unbequemlichkeitn verurſacht, 
deshalb von den Gemeindelaſten befreit fein ſoll, weil fie ſtark a. iñ 
und ihr Reinertrag an die Gläubiger ſtatt an die Eigenthümer geht. 

trat in eclatanter Weiſe hervor bei den Verhandlungen, die im co 
hauſe über eine Petition der Gemeinde Kalk bei Deutz ſtattfanden. Die Ge— 
meinde beſchwerte ſich darüber, daß die Staatsregierung ihr verwehrt habe, Die Eäln- 
Mindener: Eifenbahngefellicjaft wegen einer in dem Gemeindebezirk belegenen großen 
Maſchinenwerkſtätte zur Communal-Einfommenfteuer heranzuziehen. Die Staats⸗ 
regierung erflärte, die Werkſtätte fer ein Theil der Deutz-Gießener⸗ Eiſenbahn, die 
Deutz⸗ Gießener⸗ Eifenbahn aber babe in den betreffenden Jahren ein Einkommen 
nicht abgeworfen, folglich inne auch ein Theil dieſes Unternehmens fein feuer: 
pflichtige8 Einkommen ergeben haben. Die Deutz-Gießener-Bahn iſt nämlıh 
mit einem Capitale erbaut, welches ganz durch Ausgabe von Prioritätsoblige- 
ttonen aufgebracht ift und ver Reinertrag der Bahn hatte bi8 dahin zur Ber: 
zinfung der PrioritätSobligationen nicht ausgereicht. Es wurden im Haufe ter 
Abgeordneten verſchiedene Einwendungen gegen dieſe unſeres Erachtens auf Grund 
der beſtehenden Geſetzgebung nicht zu widerlegende Deduction — Irren 
wir nicht, ſo machte am meiſten Eindruck unter denſelben die Behauptung des 
Referenten, daß die Interpretation der Staatsregierung dem Sinne und den 
Motiven des Geſetzes widerſpreche. Es handele ſich hier um Gegenleiſtungen 
für die von der Gemeinde aufzumendenden Communalbedürfniſſe. „Wollen Sie 
erwägen” , fagte er, „daß aus dem Fabrifetabliffement der Cöln-Mindener Ge— 
jellihaft in Kalt etwa 4—500 Arbeiter in Die Gemeinde Kalt hineingezogen find, 
jo werden Sie eingeftehen müfjen, daß die Gemeindebevürfnifje, namentlich in 
Armen» und Schulangelegenbeiten, dadurch ganz bedeutend haben geiteigert werden 
müflen. Ich will bemerken, daß durch den Zuzug jener Fabrikarbeiter der Com: 
mune Kalt im Jahre 1868 eine vermehrte Ausgabe von 7—800 Thalern er: 
wachſen ift, und dann frage ih, ift Das ein Aequivalent für Die gefteigerten 
Gemeindebebürfniffe, daß 4—500 Arbeiter irgend eine geringe perfö a 
Abgabe an die Sommune leiften? Ich glaube das nicht, und deswegen be 
ſtimmt der Art. 8, daß derartige Fabrifetabliffements zur Sommunal-Cintom: 
menfteuer pflichtig find, " Diele Ausführung, die in ganz ähnlicher Weiſe and 
von einem andren Redner vorgebradt wurde, beweift aber offenbar nur, daß 
perjönlidhe Steuern für die Communalbefteurung nicht ausreihen und daß der: 
artige Fabriketabliſſements Communalfteuer zahlen follten, einerlei ob fie ver: 
ſchuldet find, oder nicht, nicht aber, daß ein Reinertrag, der von dem Eigen: 
thlimer an feine Gläubiger abgegeben werden muß, einen Theil feines Einfem: 
mens bildet und zur Einkommenſteuer herangezogen werden darf. Mit vollen 
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Rechte entgegnete diefer Auffaffung gegenüber der Vertreter der Staatsregierung, 
man möge ihm doch das Einkommenfteuer-Regulativ zeigen, in welchem ge= 
Ichrieben ftänve, daß ein Einwohner einer Gemeinde, welder aus einem Haufe 
in diefer Gemeinde 500 Thaler jährlich bezieht, aber 500 Thaler darauf haf- 
tender Schuldzinſen jährlich zu zahlen bat, für jeine Einkünfte aus diefem 
Haufe zur Einfommenfteuer herangezogen werden fünne. Set eine ſolche nter- 
pretation ded Begriffs Einfommen aber bei einem Einwohner nicht zulälfig, fo 
fönne fie auch bei einem Nichteinwohner nicht geftattet werden, ſonſt würde bie 
fonderbarfte Wirkung eintreten bei einem Wohnungswechſel des Steuerpfli- 
tigen. So lange er in der Gemeinde wohne, in weldyer fein Grundeigenthum 
gelegen, von dem er ver Verſchuldung halber ein Einkommen nicht bezieht, 
würde er davon einfommenfteuerfrei fein, ber feinem Wegzuge in eine andere Ge- 
meinde würde die erfte berechtigt fein, Die Schulden außer Acht zu laſſen und ihn 
für fein Haus zur Communal-Einfommenfteuer beranzıziehen. Wenn dieſer 
Deduction gegenüber auf der andern Seite Gründe, Die aus der inneren Natur des 
Berhältniffes der Forenſen zur befteuernden Gemeinde genommen wurden, für das 
Beſteurungsrecht angeführt wurden, To fann eine derartige Deduction natürlich 
nicht ausdrüdlihe Beſtimmungen der Geſetzgebung, welche Einfommen-, nicht 
Ertragbefteurung anordnet, umwerfen, aber andererjeit8 thaten diefe Ausführungen 
doch in überzeugender Weile dar, daß der Geſetzgeber ganz verfehrter Maßen in 
dieſem Falle die Einkommen ftatt dec Object» oder Realbeſteurung vorgeichrieben hat. 

Wegen der nothwendigen Freilafjung der Schulden erreichen Die erwähnten 
Beftimmungen alfo aud gar nicht den Zweck der Gemeinden, das volle Ber 
ſteurungsrecht des ganzen Neinertrag vom Grundbeſitz und Gewerbebetrieb 
im Gemeindebezirt zu ſichern und zu verhindern, daß nicht der Ertrag ber 
Wirtbichaften, für welde fie ihren Gemeindeaufwand machen, ihrer Befteurung 
zum größten Theil entzogen wird; denn fomweit diefer Ertrag auswärtigen Gläu- 
bigern zufließt, bleibt er dur eine Einfommenfteuer unerreihbar. Es wird 
daher die feſte territortale Baſis für den Gemeindehaushalt gar nicht erreicht. Es 
bleibt der vorher erwähnte Mißftand aller Perfonalbefteurung für die Gemeinden 
beftehn. Ein Hüttenwerf, ein großes Gut, zu dem der größte Theil der Gemeindeflur 
gehört, deckt vielleicht Durch feine Einkommenſteuer den größten Theil der Ausgaben einer 
Landgemeinde. Es fommt in verjchuldete Hände, fofort zahlt e8 faft gar Nichts 
mebr und die fleinen Befiger und die Tagelöhner der Gemeinde haben den ganzen 
Aufwand zu veden. Werben dieſelben nicht mit Recht fragen, was denn bie 
leihtfinnige Wirtbichaft eines freinden, ihrer Gemeinde nicht angehörigen Mannes, 
oder der Verkauf an einen fremden, liberjchuldeten Speculanten an ihren com- 
munalen Beziehungen zu dem Gute oder Hüttenwerke geändert habe? 

Eine weitere Confequenz der Heranziehung der ſog. Forenſen zur Eine 
fommenfteuer ıft die Freilafjung ded in andern Gemeinden mit Communal;Ein- 
fommenfteuern belegten Reinertrags von Grundftüden und vom Gewerbebetriebe 
von der Communal-Eintommenbefteurung im Wohnorte des Steuerpflictigen. 
Die Städteorbnungen für die ſechs öftlichen Provinzen vom 30. Mat 1853 und für 
Weftfalen vom 19. März 1856 haben übereinftimmend die Vorſchrift: „bei ven 
Zufchlägen zur claffificirten Einfommenfteuer muß jedenfall das außerhalb der 
Gemeinde gelegene Grundeigenthum außer Berechnung bleiben“. Durch die 
Miniftertalanweifungen zu diefen Beflimmungen find diefelben dahin interpretirt, 





288 . Dr. Erwin Naſſe. 


daß in gleicher Weife, wie das Einfommen aus Grundbefig, auch das aus aus- 





wärtigem Gewerbebetriebe herrührende Eintommen von der Sommunaffteuer frei 


zu laſſen ſei. Diefelbe Vorſchrift enthält das Gemeinde-Einfommenfteuer-Regu- 


Iativ vom 31. Mai 1864 8 2. In der Stäbteordnung und der Gemeinde: 


verfafiungsnovelle für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 beißt es Dagegen: 
„Bei Zufchlägen zur Claſſen- und claffificirten Einfommenfteuer muß derjenige 


Theil des befteuerten Gefammteintommens, mwelder aus außerhalb der Gemeinde 


belegenem Grundeigenthume oder aus außerhalb belegenen gewerblidden Anlagen 


fließt und in der Gemeinde, wo das Grundeigentbum oder die gewerblichen Au: 
lagen Tiegen, einer bejondren Gemeindebefteurung nah dem Einkommen unter: 
worfen ift, bis auf die Höhe dieſes Steuerbetraged von den Zuſchlägen in der 
Gemeinde des Wohnorts freigelaflen werden. Wohl ohne Zweifel find de mn 
den öftlichen Provinzen beftehenden Vorſchriften die richtigren. Warım, um 
nur einen ‘Punkt hervorzuheben, ſoll ein Grundeigenthümer, deſſen Grundbefig 


in emer Gemeinde Liegt, melde ftatt durch eine Einkommenbeſteurung durch 
Zufchläge zu den Ertragfteuern die communalen Bedürfniffe det, oder ver Be— 
fiter eines felbftftändigen Ritterguts, der alle communalen Laften aus eigener 
Taſche bezahlt, gegeniiber der Wohnortögemeinde ſchlechter geftellt fein, als der 
Eigenthümer eines Grundftüds, das in einer Gemeinde mit Communaleinfom: 
menfteuer gelegen if. Die Kreisordnung ebenfo, wie der Gejegentwurf, betreffend 
die Aufbringung der Gemeindeabgaben, geben daher die Einfchränfung der rhei⸗ 
nifchen Gemeindeordnungen wieder auf. Die Kreisordnung verfügt 8 16: „Nie: 
mand darf von demfelben Einkommen in verjchiedenen Kreifen zu Kreisabgaben 
herangezogen werden. Es muß daher dasjenige Eintommen, welche einem Ab— 
gabepflihtigen aus feinem außerhalb des Kreiſes belegenen Grundeigenthume, oder 
aus feinem außerhalb des Kreifes ftattfindenden Gewerbe oder Bergbaubetriebe 
zuffießt, bei Feftftellung des im Kreiſe zu veranlagenden Einkommens desfelben 
außer Betracht gelafien werden. Mit diefer Anordnung ſtimmt 8 20 des neue 
Communalfteuerentwurfß überein, indem nur flatt „Kreis“ Die Worte „Gemeinde: 
bezirk“ und „Gemeinde” Jubftituirt find. 

Diefe Belttinmungen Tiefern einen weitern Beweis von den üblen Folgen, 


welde die Aufhebung des natürlichen Verhältniffes, daß die perjönlichen Steuern 


von den Wohnortögemeinden, die Object- oder Ertragfteuern von der Gemeinde 
erhoben werben, in der das bewirthichaftete Object Tiegt, mit fi bringt. 
Durch fie wird Die perjönliche Steuerpflicht in Bezug auf zwei wichtige Zweige 
des Einkommens völlig befeitigt. Grundeigenthümer und Gewerbetreibende, die 
nit in der Gemeinde wohnen, in welcher ihr Grundeigenthum oder Gewerbe- 
betrieb Liegt und feine weiteren Quellen des Einfommens haben, find in ber 
Wohnortögemeinde ganz communalfteuerfrei. Obgleih fie Bürger der legteren 
Gemeinde find und perjünlih an allen Rechten und Bortbeilen Antheil haben, 
welche dielelbe gewährt, obgleich die Einkommenſteuer der natırgemäße Ausdrud 
der perfönlichen Steuerpflicht jeve8 Bürgers ift, werden fie auch von der Ein 
fommenfteuer in der Wohnortögemeinde befreit, während jeder Andere, aud 
wenn er völlig befiglos ift, oder fein Einkommen aus Amerika oder Rußland 
bezieht, für den ganzen Betrag deſſelben Communal-Eintommenfteuer an dr 
MWohnortögemeinde zu entrichten hat. Weshalb aber tft der Gutöbefiger, der in 
die Stadt zieht, Die Annehmlichkeiten verfelben genießt, feine Kinder auf ven 





Einfommen- und Ertragbefteurung im Haushalt preußiſcher Gemeinden. 289 


ſtädtiſchen Schulen unterrichten läßt, derſelben für ſeine Perſon nicht eben ſo 
ſteuerpflichtig, wie der Rentner, der ſich die Stadt zum Aufenthalte wählt, oder 
der Beamte, der in ihr wohnen muß? Wie es ſcheint, hat man gefühlt, daß 
darin eine Unbilligkeit liegt und in der neueſten Städteordnung, der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen, deshalb dieſen Fehler dadurch zu verbeſſern verſucht, daß man 
25 9), des Ertrags vom Grundbeſitz uno Gewerbebetriebe der Wohnortsgemeinde, 
75 %, der Gemeinde, in welder der Reinertrag gewonnen wird, zugewieſen bat. 
Offenbar ein ganz willfürlich gegriffener Compromiß, denn man könnte ebenfo gut 
50 oder 75 %, wie 25 °/, jegen. Es bleibt immer die Trage unbeantwortet, 
weshalb der Gutöbefiger weniger an die Wohnortögemeinde zahlen fol, als der 
Rentner, ober der Beamte, während Alle doch in demfelben perfönlicden Ver— 
hältniß zu diefer Gemeinde ftehen. Wo man auf dieſe Weile nach Ausgleichungen 
juchen ınuß, darf man, abgejehen von allem Andern, ſchon annehmen, daß das 
der ‚ welches perjönlice und reale Steuerpflicht durcheinander wirft, an ſich 
ch if. 

Während man durch diefe Beftimmungen einer Doppelbefteurung bes Ein- 
fommens der Forenſen vorgebeugt hat, findet diefelbe bei der communalen Ein- 
fommenbefteurung der Ermwerbsgefellihaiten zur Zeit auf die ungerechtefte Weife 
ſtatt. Diefelben bezahlen die communale Einfommenfteuer für ihr „Einkommen“, 
und daneben werden Die Actionäre und Gewerke für die Dividenden oder die 
Ausbeute, welche fie von ihren Actien oder Euren beziehen, als für Theile ihres 
Einfommens, noch einmal zur communalen Einfommenfteuer herangezogen. Der 
Reinertrag aber, welchen dieſe Gejellichaften gewinnen, ift nicht ihr felbfiftän- 
ſtändiges Eintommen, neben weldem die Actionäre ein zmeites jelbftftändiges 
Einfommen aus ihren Actien bezögen, fondern der Neinertrag de3 von der Ac— 
tiengejelfichaft betriebenen Unternehmens iſt Das Einkommen der Actionäre ge: 
rade fo, wie der Reinertrag ver offenen Hanvelsgefelllhaft das Einkommen der 
Geſellſchafter bildet. Im dieſer Hinficht iſt zwiſchen den verſchiedenen Ermwerbs- 
geſellſchaften nicht der geringſte Unterſchied und es iſt ungerecht, bei den einen 
zwei ſteuerpflichtige Einkommen, das der Geſellſchaft und das der Actionäre, zu 
ſtatuiren, bei den andern nur eins, das der Geſellſchafter. Daß dem ſo iſt, wird leicht 
Mar, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß ein ſelbſtſtändiges Einkommen immer ent- 
weder auf Bermögendnugungen, oder Arbeitöleiftungen zurüdzuführen if. Wo jemand 
ein Einkommen aus der Nutzung des eigenen Vermögens, oder aus feinen Ar⸗ 
beusleiftungen bezieht, da ift felbfiftändiges Einkommen, wo jemand ohne eigene 
Bermögendnugungen oder Arbeitsleiftungen Mittel zum Unterhalte erhält, wie 
Kinder von den Elten, Almofenempfänger von den Wohlthätern, da ıft fein 
ſelbſtſtändiges Einfommen. Daffelbe Vermögen, ein und diefelbe Arbeitsleiftung 
tönnen nicht zweimal felbfiftändiges Einfommen gewähren. Der Reinertrag 
eines von einer Actiengefellichaft betriebenen Unternehmens und die Dividende, welche 
an die Actionäre gezahlt wird, find aber der Preis einer und derjelben Bermögens- 
nusung, nämlich der Nutung des Anlagecapitals, weldyes die Actionäre zum Be: 
triebe des Unternehmens zuſammengeſchoſſen haben, es iſt aljo auch nur ein 
feuerpflichtiges Einkommen vorhanden. Beſteuern alfo die Gemeinden den Rein⸗ 
ertrag als das Einkommen der Actiengefellichaft und die Dividenden als das 
Einfommen der Actionäre, fo Liegt eine unbillige ‘Doppelbefteurung vor. 

Der Gefeßentwurf, betr. die Aufbringung der Gemeindeabgaben ($ 21) 
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will eine Doppelbefteurung dadurch verhüten, daß zwar die Erwerbsgeſellſchaften 
zur Einkommenbeſteurung der Gemeinden herangezogen werben, aber dafür ben 
Actionären und Gewerken für die Dividenden und Ausbeute Freiheit von ber: 
jelben gewährt wird. Aber der Ausführung einer ſolchen Beſtimmung werden 
fih große Schwierigkeiten in den Weg ftellen. Wie wollte man eine Garantie 
dafür Schaffen, Daß Derjenige, der Die Actien präfentirt, um Steuerfreiheit für ihre Di⸗ 
videnden zu erlangen, auch wirflid ihr Eigenthümer wäre? Es wäre möglid, 
daß fich ein Leihgeſchäft mit Actien entwidelte. in Rittergutöbefiger, der feine 
Communal-Eintommenfteuern bezahlt, könnte 3. B. ferne Actien einem Banguier 
in einer bochbelafteten Stadt überlaffen, damit diefer einen Theil feines Ein- 
kommens damit fteuerfrei made. Auch würde die Geringfügigkeit des Actien⸗ 
beſitzes mander Steuerpflichtigen zu minimalen Steuerbefreiungen führen, die 
zu berechnen nicht der Mühe lohnte. Endlich könnte unter Umftänden eine 
große und ganz unbillige Benachtbeiligung der Wohnortögemeinde aus ver Be 
ftimmung folgen. Das thut recht gut eine Denkſchrift verfchiedener Eifenbahn: 
verwaltungen dar, die im Jahre 1869 dem Abgeordnetenhaufe eingereicht wurde, 
als der erfte Kreisgeſetzentwurf eine ähnliche Anordnung, wie der neue Gemeinde- 
fteuer-Sefegentwurf enthielt. Es wurde darin Darauf aufmerkſam gemacht, daßz. 2. 
die Berlin:Anbalter Bahn das Transportgewerbe nicht blos in Berlin, fondern 
auch in andern Orten (Halle, Leipzig, Wittenberg u. |. w.) betreibe. Nach 
Refcript des Handelsminifterd ſei deshalb jeder Etation ein nach Berbältnik 
der Stationdeinnahme normirted ſteuerbares Reineinfommen überwieſen, melde 
in Berlin bisher 36 %/, des Geſammteinkommens der Anhaltiſchen Bahn betragen 
habe. Sei e8 num nicht blos möglich, ſondern ſelbſt wahricheinlih, daß in Berlin 
ſich die Eigenthlimer von mehr al8 36 %/, des Stammcapital8 der Berlin-Anhaltiſchen 
Bahn befinden, fo trete die Folge ein, daß die Stadt Berlin fraft des gedachten 
Abzugsrechts der Actionäre von dem Ertrage det Anbaltiihen Bahn nicht 
nur feine Einnahme habe, jondern noch Zubuße zu tragen babe. Einer ſolchen 
üblen Folge für die Wohnortögemeinde Tann aud nicht dadurch vworgebengt 
werben, daß man der Wohngemeinde das Recht giebt, jedenfall 25 0/, des Ge 
ſammteinkommens eines Steuerpflichtigen für ihre eigene Beſteurung in Anſpruch 
zu nehmen, eine Anorbnung, die $ 21 des Geſetzentwurfs ebenfalls enthält. 
Denn nur jehr wenige Capitaliften werben 75 9/, ihre8 Vermögens in Actien 
angelegt haben, nur fehr wenige Actionäre werden daher von biefer Claufel 
überhaupt berührt. 

Bei der Abneigung, welche zur Zeit in weiten Kreiſen gegen Actiengeſell⸗ 
ſchaften befteht, werben vielleicht Viele eine Doppelbefteurung für ein geredt- 
fertigte Mittel zur Einfchränfung diefer Unternefmungsform halten. Aber die 
Actiengefellihaft dürfte durch den offenfundigen und überaus gemeinfchädlichen Mip- 
brauch, der mit ihr getrieben, auf geraume Zeit bin ſchon eh disereditirt fein, alb 
es im Intereſſe unſerer geſammten wirthſchaftlichen Entwicklung wünſchenswerth 
iſt. Man ſollte doch bedenken, daß in vielen Induſtriezweigen Unternehmungen 
im ganz großen Stil ſchlechterdings unvermeidlich ſind, wenn wir nicht hinter 
dem Auslande zurückbleiben wollen, daß aber das dazu nothwendige Capital ſich 
bei und faum jemals in einer Hand vereinigt findet. Faſt nur da, wo en 
Induſtrieller Hein angefangen und mit ungewöhnlichen Geſchick und Glück feine 
Unternehmung dauernd erweitert hat, haben wir großartige Unternehmungen, bie 
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einem Eigenthümer oder einer offenen Handelsgeſellſchaft gehören, und aud 
für jo entftandene Etablifjements ift die Verwandlung in eine Actiengefellichaft 
in der Regel ſchon in der zweiten Generation die Bedingung ihrer Exiftenz. 
Es würde zu weit führen, die Urfachen diefer Erſcheinung hier zu erörtern, nur 
das möchte ich hervorheben, daß dieſelbe keineswegs nur unfreulicher Art iſt. 
In ſocialpolitiſcher Hinficht namentlich ift Die größere Theilung des Vermögens, 
welche die Actiengeſellſchaft ftatt des Betrieb8 durch Einzelunternehmer noth- 
wendig macht, ein entjchiedener Vortheil. Aber, wie dem auch fein möge, wir 
tönnen bie Actiengejellichaften, Commanditactiengejellichaften und die Gewerk⸗ 
Ihaften in dem Bergbau, den wichtigften Zweigen ber metalliihen Induſtrie, der 
Rhederei, dem Banf= und Verſicherungsgeſchäft u. |. w. gar nicht entbehren und 
es ift gewiß verfehrt, durch bejondere Belaftung der Actiengejellichaften und Ge: 
werlichaften den Aufſchwung in diefen wichtigen Zweigen gewerblicher Thätigfeit 
zu lähmen. - 

Wir übergehen mande fleineren Uiebelftände, zu welchen die Benugung 
einer Perfonalfteuer für die communale Befteuerung von Ermwerbögejellichaften 
juriftiicher Berfonen, Erwerbögefellichaften und Forenjen geführt bat. Nur das 
muß hervorgehoben werden, daß das Neid ſowohl, wie der preußiſche Staat 
fih aufs Entfchiedenfte weigern, für ihre nußbaren Grundftüde und ihren Ge- 
werbebetrieb in den Gemeinden fi) eben jo wie andere juriftifche Perſonen mit 
communalen Eintommenfteuern belegen zu Lafjen, während fie Zufchläge zu den 
Ertragfteuern zu zahlen fi) nicht fträuben. Die Gründe, welche dafür ange- 
führt werben, find unſeres Erachtens unmwiderleglih, aber fie finden ebenfo gut 
auf Actiengefelichaften u. |. w. Anwendung, wie auf den Staat. Die Motive 
zum neuen Öejegentwurf jagen: „Es hat davon abgeftanden werben müffen, die- 
ſelben“ d. h. den Staatsfiscus, die Gemeinden und weiteren Coinmunalverbände, 
„nach der Höhe ihres worbezeichneten Einfommend fingirt zu veranlagen, und 
zwar aus dem Grunde, weil ein ſolches fteuerpflichtige8 Einfommen gar nicht 
zu ermitteln ift. Bon dem erzielten Bruttoeinfommen find nach den Beftinmungen 
des Geſetzes vom 1. Mai 1851 behufs Ermittlung des fteuerpflichtigen Reinein- 
fommend nit nur die auf dem Grundbefige laftenden Steuern, die zur Fort- 
führung des Hanbeld- und Gewerbebetriebes nothwendigen Ausgaben und die 
üblichen Abfegungen für Die jährliche Abnugung von Gebäuden und Ultenfilien, 
fondern aud die Zinfen von den Schulden des Steuerpflichtigen und den ihm 
auf Grund rechtlicher Verpflichtung obliegenden Leiftungen in Abzug zu bringen. 
Eine ſolche Berechnung iſt bei dem Einkommen des Fiscus, der Gemeinden und 
weiteren Communalverbände unmöglich, insbeſondere eine Feſtſtellung der Beträge 
für. die denſelben auf Grumd rechtlicher Verpflihtung obliegenden Beiträge un- 
thunlich.“ Aber auch bei einem Theil der Forenjen, in&befondere den im Aus- 
ande wohnenden, iſt ein Abzug der nicht auf dem Grundbefig haftenden Schuld- 
zinſen ſchlechterdings unmöglich, „alſo ebenfalls ein fteuerpflichtiges Einkommen 
nicht zu exmitteln“. Wenn ferner beſonderes Gewicht gelegt wird auf die Un— 
möglichkeit, die Beträge für die dem Fiscus auf Grund rechtlicher Verpflichtung 
obliegenden Leiftungen feftzuftellen und von feinem Einfommen abzuziehen, jo 
hat dieſe Veranlagungsvorſchrift allerdings nur bei dem Einfommen wirt: 
licher Perjonen, dagegen nicht beim Fiscus, aber ebenjo wenig bei Actienge- 
jellihaften und andern juriftiihen Berfonen einen Sinn. Auch bei einer 
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Actiengeſellſchaft fünnte e8 zweifelhaft fein, ob nicht die Dividenden, welde fie 
ihren Actionären zahlt, als auf Grund rechtlicher Verpflichtung zu machende Yab- 
lungen zu bezeichnen wären; eime Stiftung aber, die ihre Einkünfte fiiftungs- 
genäß für beftimmte Zwecke zu verwenden bat, macht diefe Verwendungen ohne 
Zweifel auf Grund rechtlicher Verpflichtung. Actiengeſellſchaft und Stiftung 
könnte man deduciren, haben daher fein fteuerpflichtiges Einkommen. Aber daraus 
geht nur hervor, daß die Feftitellung eined Einkommens juriſtiſcher Perfonen 
und Erwerbögefellihaften, in dem inne, wie unfer Gefet vom 1. Mai 1851 
den Begriff Einfommen ganz richtig erfaßt, überhaupt unmöglich iſt. Bei wir: 
lichen Perſonen find auf Grund rechtlicher Verpflihtung zu machende Ausgaben 
natürlicher Werfe von den Einnahmen abzuziehen, wenn das für ihre perfänlichen 
Bedürfniffe Disponible Einfommen gefunden werden fol, denn die Summen, 
welde fie Andern zu zahlen rechtlich verpflichtet find, können fie nicht für fich 
verwenden. Fingirte Perſönlichkeiten haben feine eigenen Bedürfniſſe und können 
daher ihre Einkünfte nicht für fich felbft, jondern nur für die Zwecke und Be- 
dürfniffe anderer, wirklich eriftirender Perlonen verwenden und da ift e8 vom 
Standpunkte der Steuerpflicht völlig gleichgültig, ob dies auf Grund rechtlicher 
Verpflichtung oder freier Beſtimmung Derjenigen geſchieht, welche das Vermögen 
der fingirten Perfon verwalten. 

Wenn der Fiscus nicht zu communalen Einfommenfteuern berangezogen 
werden darf, jo muß man fi nach anderen Formen feiner Communalbefteurung 
umſehen. Da zeigt ſich denn wieder, daß an ſich für folde Verhältniſſe die Er— 
tragfteuern die richtige Art der Beſteurung wären, daß aber unfere preußifchen 
Ertragftenern zu unvolllommen find, um für dieſen Zweck zu genügen. Die 
Kreisordnung beitimmt ($ 14), daß der fiscalifche Grundbefig und Gemerbe- 
betrieb zwar von der Eintommenfteuer des Kreijed fern bleibt, dafür aber mit 
der Grund» und Gebäudeſteuer um die Hälfte desjenigen Procentfages flärfer 
belaftet werden könne, mit welchen die Claſſen- und claffificirte Eintommenfteuer 
dazu herangezogen werde. Es ift das eine mäßige Abfindung, die da allenfalls 
genügen fann, wo das nutzbare Vermögen des Fiscus in Feldgütern, Waldungen 
und Gebäuden befteht, aber ganz und gar nicht ausreicht, wo im Gemeinde 
bezirk fiscalifcher Bergbau, Hütten oder anderer Gewerbebetrieb in größerem 
Umfange vorhanden if. Das ſcheinen die Berfafler des neuen Gefegentwurfes 
auch gefühlt zu haben. Sie haben die angeführte Vefteurung aus $ 14 der 
Kreidoronung im 8 24 des Entwurfs aufgenommen, aber außerdem einen 8 25 
folgenden Inhalts hinzugefügt : 

„Zur Vergütung derjenigen Ausgaben, welche einer Gemeinde 

a) durch die Benugung oder Bewirthſchaftung, Umwandlung oder Bebauung 

von Grundftüden oder 

b) durch die Herftellung oder den Betrieb von Berg-, Hütten: und Salz: 

° werten, Eifenbahnen oder Fabrikanlagen, 
des preußischen Staats, einer Gemeinde ober eined der weiteren Communalver- 
bände erwachſen, ift Die Gemeind: die Yeiftung eines Beltrags zu fordern berechtigt, 
. fofern diefe Ausgaben andernfalld nicht, oder nicht in gleicher Höhe entftanden 
fein würden.“ 

„Bei der Feſtſtellung diefer Ausgaben und des zur Vergütung derſelben zu 
leiftenden Beitrags find einerſeits die befondern Verhältniffe, welche auf die Höhe 
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der bezüglichen Ausgaben des Gemeindehaushalts von Einfluß find, andererfeits 
die Bortheile, welche der Gemeinde durch dieſe Ausgabe erwachlen und zugleid 
die Leiftungen zu berüdfichtigen,, melde Seitens des Fiscus bezw. bes beitrags- 
pflichtigen Communalverbandes in Gemäßheit des 8 24, ſowie für gleiche oder 
ähnliche Zwecke, wie die in Trage ftehenden geſchehen, infomweit dieſelben eine 
Verringerung ber bezüglihen Ausgaben zur Folge haben (Aufwendungen für 
Wegebau, für Schulanftalten, Unterftügungscaffen, Knappſchaftscaſſen).“ 

Wir fürchten, die Feftftellung folder Beiträge wird in den einzelnen Fällen 
endloſe Schwierigfeiten machen und zufegt nur mit einem großen Maße von 
Wilkür zu beftimmen fein. Gerade veshalb erhebt man Steuern, weil man bie 
Leiftungen des Staats und der Gemeinde nicht einzeln tariren kann. Schon 
Die Mebrkoften zu beftummen, welche ein fiscalifche® Bergwerk oder eine 
Reparaturwerfftätte, ein Bahnhof einer Gemeinde in der Unterhaltung ber Wege, 
der Schulen u. |. w. verurfachen, wird große Schwierigkeiten haben, aber davon 
abzuziehen den Werth der Vortheile, welche der Gemeinde durch Die eigenen 
Ausgaben diefer Unternehmungen erwachſen, die Verminderung der Armentoften, 
Die durch eine Unterftügungscafie für fiscalifche Arbeiten entfteht, u. |. w. würde 
ein überaus mißliches Unternehmen fein. Die Motive legen überdies befonderes 
Gewicht darauf, daß eine folde Vergütung von den Gemeinden nur aus- 
nahmsweiſe gefordert werden dürfe, vom Reiche aber follen derartige Bei: 
träge überhaupt nicht verlangt werben können, und deshalb dürfte diefer Erſatz 
für das den Gemeinden gegenüber andern juriftiichen Perfonen gewährte Be— 
ſteurungsrecht des Einfommend wenig befriedigen. Es werben aber auch ganz 
eigenthämliche Berhältniffe entftehen, wenn man den Fiscus da, wo er ein 
privatwirtbichaftliches Gewerbe in Goncurrenz mit Privaten treibt, von der 
wichtigften Communalbefteurung befreit. Eine Staatseiſenbahn bezahlt feine 
Commurnaleinfommenfteuer, dicht Daneben Tiegt der Bahnhof und die Linie einer 
Privatbahn; fie werden in allen Gemeinden zu den Communaleintommenfteuern 
herangezogen. Vielleicht macht die Staatdeifenbahn der Privatbahn Concurrenz 
auf Leben und Zod und doch diefe Ungleichheit der Belaftung! Erwirbt der Staat 
die Brivatbahn, fo leiden ſämmtliche Gemeinden eine Einbuße in ihren Ein: 
fünften durch ven Wegfall des Beſteurungsrechts. An den wirthichaftlichen 
Beziehungen der Bahnböfe, Werfftätten zu den Gemeinden bat fi Nichts 
geändert. Derſelbe Contraft wird beim Bergbau, den Hüttenwerfen u. |. m. 
des Staats und der Privaten, und namentlich bei ihrem Verkauf, oder Anlauf 
durch den Fiscus entftehen. Wie viel richtiger wäre es, wenn der Staat und 
das Reich, da, wo fie nicht ihnen ausſchließlich zukommende, weſentlich ftaatliche 
Tunctionen ausüben, fondern ein Vermögen in derjelben Weife, wie Privaten, 
privatwirtbfchaftlich nugen, aud die auf privatwirthichaftlic, genutztem Vermögen 
rubenden Laften ebenfo wie Private tragen. 

So hat die Einkommenbefteurung von Forenfen, juriftifchen Perſonen 
und Ermwerbögeiellichaften ein Syſtem von Widerfprücen und Unzuträglichkeiten 
der mannigfachften Art zur Folge. 

Hat man in der Befteurung der Forenfen, juriftifchen Perfonen und Erwerböge- 
ſellſchaften einen unglüdlihen Verſuch gemacht, eine reine Perjonalfteuer jo auszu⸗ 
dehnen, daß fie in gewiffen bejondern Fällen die Stelle einer Object: oder 
Ertragäfteuer vertritt, Jo hat man andererſeits auch wieder es unternommen, Die 
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Eintommenfteuer jo einzufchränfen, Daß in vielen, aber keineswegs allen Fällen der Drud 
gemilvert wird, welcher aus der gleihmäßigen Befteurung des Einkommens aus Ar- 
beitSleiftungen und aus in der Gemeinde gelegenen Bermögensnugungen entftehen muß 

Die Stantöbeamten dürfen nach dem Gefeg vom 11. Juli 1822, mas 
ihre Befoldung angeht, nur innerhalb befiimmter enger Schranfen zu ben 
Communalſteuern herangezogen werden. Die Geiftlihen und Lehrer find fra 
von den Perfonalfteuern der Gemeinde, fomeit ihnen diefe Befreiung zur Yet 
der Berfündigung der Gemeindeordnung vom 11. Mai 1850 zuftand, Miltär- . 
perfonen find von directen Gemeindeabgaben und Laften, mit Ausnahıne der 
von Grundeigenthum und Gewerbebetrieb, gänzlich frei. Der neue Gefegent- 
wurf will Diefe Befreiungen ſämmtlich aufrecht erhalten. Bei den Verhandlungen, 
die über dieſelben in neuerer Zeit zu wiederholten Malen im Yandtag 
und in der Preſſe geführt worden find, hat man zu ihrer Rechtfertigung haupt: 
fächlih angeführt, die Befoldungen der Beamten, Geiftlichen, Lehrer feien ihrem 
ganzen Betrage nadı ben Einfdjägung&behörben befannt, fie würden daber 
immer jchärfer eingeichägt, als Gewerbetreibende, Capitaliften u. 1. w., während 
doch bei ihren niedrig gegriffenen Befoldungen viel eher eine Schonung 
angezeiat wäre. Aber weder die EinfchägungsverLältniffe, noch das Maß 
ber Beſoldung fünnen an fid, eine ſolche Befreiung rechtfertigen, die dem all- 
gemein anerfannten Grundfage, daß öffentliche Laften für Alle nad gleichen 
Mafftabe, mit Ausichluß aller Eremtionen und Privilegien, umzulegen find, 
widerſpricht. Denn die ungleihmäßige Einſchätzung geſchieht in erfter Linie 
zu den Gtaatöfteuern, an welche die Gemeinde fih nur anſchließt. Iſt fe 
vorhanden, jo würde vor Allem der Staat bei feiner Eintommenbefteurung für 
eine Abhülfe zu forgen haben, nicht aber feinerjeit® die unbillige Einſchätzung 
vornehmen, feine eigenen Steuern demnach erheben, dann aber bei der Ge: 
meindebefleurung feine Beamten gegen Unbilligfeiten ſchützen Dürfen, die er ſelbſt 
ihnen zuzufügen fein Bedenken trägt. Eben dafjelbe gilt won der niedrigen 
Bejoldung der Etaatöbeamten. Iſt fie in der That zu gering, jo wäre «& 
doch vor Allem Aufgabe des Staats, Abhülfe zu Ichaffen, oder, wenn das nict 
möglich, dann doch bei der Staatseinkommen- und Claffenfteuer zumächft dieſe 
Derüdfihtigung eintreten zu laffen. Uebrigens tft die verhältnißmäßig ſcharfe 
Einihägung der Beamten zur Claſſen- und Eintommenfteuer, die wir im All⸗ 
gemeinen nidjt Täugnen wollen, keineswegs auf die Staatdbeamten beichräntt. 
ſondern ihr unterliegen die Beamten von Privatgefellihaften und überhaupt 
ale Diejenigen, die ein feftes, den Einſchätzungscommiſſionen befanntes 
Einkommen beziehen. — Es iſt dann von den Vertheidigern der Privilegien 
ferner angeführt morden, die ommunalfteuern feien in verſchiedenen 
Gemeinden von fehr verfchievener Höhe, der Staat aber müffe feinen Be: 
amten ein Einkommen von beftimmter Höhe und Dauer garantiren, Das 
jet aber nicht möglih, wenn an dem einen Orte der Beamte einer febr 
hoben, an dem andern gar feiner, oder doch einer jehr niedrigen Beſteurung 
unterliege. Nun find aber nicht nur die Communalfteuern, fondeın in noch 
höherem Grade andere Ausgaben der Beamten von fehr verichtedener Höhe 
an verjchiedenen Orten und menn dieſer Unterfchied ein gar zu Drüdender wirt, 
jo ift es Sache de? Staats, durch locale Gehaltözufchläge dieſe Ungleihbeit 
auszugleichen, wie da8 ja bei den Wohnungen in Preußen durch die Wohnungs: 
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entihädigung zum Theil Schon gefchehen iſt. Der Beamte, beißt e8 ferner, 
müſſe feinen Wohnort oft wechleln, er fönne ſich denſelben nicht frei wählen. 
Aber wie Mein ift die Zahl derjenigen, die fi) ihren Aufenthaltsort jelbft frei 
wählen fünnen, und wenn der Staatsbeamte häufiger als andere Etände feinen 
Wohnort zu ändern gezwungen ift, jo zahlt er aud an jedem Orte nur fo 
lange Communalfteuer, al8 er dort weil. Wie aus diefem Umftande gefolgeyst 
werden kann, daß es an jedem Orte in Bezug auf die rein perfünliche Steuer- 
pflicht einer Eremtion bedürfe, iſt uns unerfinplid. 

Nur ein gewictiger Einwand gegen die volle Heranziehung der Staats: 
beamten zu der commumalen Einfommenbefteurung erſcheint unter den geger 
wärtigen Verbältniffen unwiderleglich, aber er gilt nit nur für Beamte, 
fondern für alle diejenigen, die ein Einkommen aus Arbeitsleiftungen oder zwar 
aus Dermögendnugungen, aber nicht auß dem Gemeindebezirk beziehen. Es ift 
unbillig, wenn fie diefelbe Quoten von ihrem Einfommen zahlen jollen, wie die 
jenigen, welche ein Einfommen von Bermögensnugungen im Gemeindebezirk beziehen. 
Denn die communalen Einkommenfteuern dienen gegenwärtig nicht nur ale 
Berfonalfteuern, fondern in Folge ver Unbrauchbarkeit unjerer Ertragfteuern 
; gleich auch als Realfteuern, um die Gemwerbtreibenden und Grundbefiger den 
aus ihrem Grundbeſitz und Gewerbebetrieb entjprießenden beſonderen Beziehungen 
zur Gemeinde entiprechend zu belaften. Died bemeift auf das Klarſte ihre 
Anwendung auf die Forenjen und Erwerbsgeſellſchaften. Es laſſen ſich ja in 
den Gemeinden drei Claffen von Steuerpflichtigen unterfcheiden, veren Steuer: 
pflicht eine wefentlich verfchiedene Grundlage hat. 1) ‘Diejenigen, welche ihr Ein- 
fommen aus Arbeitsleiftungen oder von Vermögen außerhalb der Gemeinde 
beziehen und aljo nur perfönliche Beziehungen zur Gemeinde haben, 2) die 
Forenfen und Erwerbsgeſellſchaften, Die nur Fraft ihres Grundbeſitzes oder 
Gewerbebetriebs in der Gemeinde, aljo nur wegen realer Beziehungen, die von 
ihrer Perfon gänzlich unabhängig find, zu den Communaljteuern herangezogen 
werden; und endlich 3) Diejenigen, welche beide Beziehungen zugleid haben 
und fomwohl, weil fie Gemeindebürger find, ihre perjönlihen Bürgerpflichten 
in der Gemeinde zu erfüllen haben, wie megen ihre Gewerbebetrieb over 
Grundbefiges in der Gemeinde zu fteuern haben. Die lettere Claſſe hat 
eine doppelte Steuerpflicht im Vergleich zu jeder der beiden erftern, die perlön- 
liche und die reale, während die erfte Claſſe nur perſönliche, die zweite nur 
reale Beziehungen zur Gemeinde bat. Nichtöveftoweniger zahlt jene zu Der 
weitaus wichtigften, in manden Orten einzigen Communalfteuer feinen höhern 
Procentſatz ihres Einkommens, als diefe. Darin Liegt eine offenbare Unge- 
rechtigfeit, Die noch die weitere üble Folge bat, daß die in der Gemeinde 
mwohnhaften Grundbefiger und Gewerbtreibenven das größte Intereffe haben, ſoviel 
als irgend möglich alle Gemeindeausgaben durd; die für fie jo vortheilhafte Ein- 
fommenbefteurung zu deden. Da fie der Natur der Dinge nady ın der Regel 
auch in der Gemeinbevertretung berrichen werben und fich überbied auf Die 
Mängel der Ertsagfteuern berufen 'fünnen, jo kann es ihnen gewöhnlich 
nicht Schwer fallen, ihr Intereffe zur Geltung zu bringen. Durd die Be— 
freiung der Beamten, Lehrer, Geiftlihen und Officiere wird dann allerdings 
ein Theil der fonft Ueberbürdeten von der Ueberbürdung befreit, aber dod nur 
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ein Theil, und die Ueberlaſtung des andern Theil darum nur um fo 
drückender) 

Die beiden von uns beſprochenen Mißſtände, die Beſteurung der Forenſen, 
juriſtiſchen Perfonen und Erwerbsgeſellſchaften und bie Privilegien der Be 
amten, find daher einerfeit Folgen der Hnpertrophie der Einkommenſteuer, an 
ber unfer Communalſteuerweſen franft, andrerfeitd haben fie aud die Tendenz, 
bie Hypertrophie weiter zu fleigern, wie dies bei Krankheitserſcheinungen am 
organiſchen Körper ja zu gefchehen pflegt. Beide Verbildungen ver allgemeinen 
perfönlihen Einkommenſteuer werden übrigens aud in weiten Sreilen als 
Uebelftände empfunden. Auf dieſe beiden Punkte faſt ausſchließlich richteten 
fih alle Petitionen, die in den legten Jahren, ſeitdem man weiß, daß em 
Commimalftenergefeg bevorfteht, beim Haufe der Abgeorbneten eingereicht worden 
find, gewiß ein Beweis, daß gerade die Regelung dieſer beiden Fragen durch 
das neue Geſetz mit befonderer Sehnſucht erwartet wird. 

Die Abbülfe wird ſchwerlich erfolgen können, wenn es nicht gelingt, für 
die Heranziehung des unbeweglichen Bermögend und des Gewerbebetriebe eine 
befiere Methode zu finden, als fie die beſtehende Ertragbefteurung des 
Staats bietet. 

Sowie durch eine communale Realftener alles unbemwegliche Vermögen und 
der ganze Gewerbebetrieb in einem Maße befteuert wird, der dem Nutzen ent- 
Ipriht, den Grundbefig und Gewerbebetrieb aus dem Gemeindeverband ziehen 
und den Koften, welche fie ihm verurfachen, kann man auf jede ausnahmsweiſe 
Beftenrung der Forenſen, Ermerbögefellihaften und juriſtiſchen Perfonen ver- 
zichten. Denn wenn diefelben eine ihrem Verhältniß als Grunbbefiger und 
Gewerbtreibende entfprechende Nealfteuer tragen, fehlt jeder Grumd, fie mit 
einer Perfonalfteuer zu belegen, da fie ja feine Bürger der Gemeinde find und als 
Berfonen im Gemeindebezirk gar nicht eriftiren. Die Einfommenbefteurung der 
Forenſen u. ſ. w. muß dann wegfallen. Bei der Realbefteurung aber machen die⸗ 
felben gar feine Schwierigleiten. Eine communale Realftener würde ohne Rüdjicht auf 
den Eigenthümer von allen Grundftüden und allem Gewerbebetriebe entrichtet werben, 
gerade jo wie jet Die Grundfteuer und Gemerbefteuer. Derartige Steuern von allem 
fiscalifchen Gewerbebetrieb und von allem fiscalifchen Grundeigenthum zu zahlen, 
das nicht öffentlichen Zwecken dient, fondern eine privatwirthichaftliche Nugung 
abwirft, kann jelbft der Staat ohne die größte Unbilligfeit nicht verweigern. 

Nur wenn tur eine ſolche angemeſſene Nealbefteurung ein erheblicher 
Theil der communalen Bebürfnifje gededt wird, kann man ferner die Einfommen- 
ftener wieder jo reduciren, daß fie von allen Gemeindeangehörigen als perlön- 
liche Bürgerpflicht getragen werden kann und fein Grund für die Eremtionen 
der Beamten mehr iſt. Die Einfommenftener würde dann wieder werden, was 
fie ihrer Natur nach ift, eine rein perfönliche Steuer. Wunſchenswerth bliebe 
tabei immerhin gerade im Intereſſe des Beamtenſtandes eine andere Ein- 
richtung der Progreffion des Steuerfußes, als die gegenwärtige, bie zu raſch 


1) Nur jo erflärt es fih, daß große Stadtgemeinden vun wiederholten Drängens 
der Staatsregierung ſich gemweigert haben, die Grund» und Gehäubefteuer mit irgend 
einem Procentfage zur Communalbefteurung heranzuziehen und die ganze Laf anf 
die Eintommenfteuer geworfen baben. 
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fleigt und zu früh mit eintaufend Thalern Iahreseintommen abichließt. Aber 
auf * Frage wollen wir aus den vorher mitgetheilten Gründen nicht 
eingehn. 

Es handelt ſich alſo bei der preußiſchen Communalbeſteurung vor Allem 
darum, ſtatt der ungleichen und unvollſtändigen Ertragſteuern des Staats eine 
vollſtändige Beſteurung des ganzen im Gemeindebezirk eine Nutzung oder Ertrag 
gewährenden Vermögens einzuführen. Auszuſchließen dürfte nur das bewegliche 
Vermögen ſein, welches zu perſönlichem Gebrauche dient. Die Mobilien, 
welche in den Häuſern für die Hauswirthſchaft, für die perſönliche Annehmlich⸗ 
keit, die Bequemlichkeit der Bewohner vorhanden ſind, ſtehen nicht in den Be⸗ 
ziehungen zum Gemeindehaushalte, wie das unbewegliche oder das gewerblich 
genutzte bewegliche Vermögen. Die Abſchätzung ihres Capital-⸗ oder Nutzungs- 
werthes dürfte überdies unüberwindlichen Schwierigkeiten unterliegen. 

Eine Abſchätzung des jährlichen Nutzungswerthes (annval value) alles 
unbeweglichen Vermögens zum Zwece der communalen Beſteurung beſteht be- 
kanntlich in England und bildet dort die Baſis für die Vertheilung der großen 
communalen Laſten und ſomit für die engliſche locale Selbſtregierung. Bon 
dieſer engliſchen localen Beſteurung, die ihren Grundzugen nach durch die 
Schriften von Kries, Gneiſt, Bödecker, ſowie durch die neuern engliſchen Ar- 
beiten wohl hinlänglich bekannt ift 1), würde ſich Die von uns verlangte Beſteurung 
in folgenden Punkten untericheiben. 

1) Die englijche Armenftener, nach deren Fuß weitaus die meiften andern 
localen Steuern umgeleat werben, ift eine Steuer, die vom jedeßmaligen Be— 
figer, dem occupier des unbeweglichen Vermögens, entrichtet werden muß, Die 
der Mietber, der Pächter zahlt von dem jährlihen Mieth- und PBachtzinfe, 
den er entrichtet ). Die Steuer, welche wir befürworten, ift eine Ertrag⸗ 
feuer, welche der Eigenthümer von dem Nugungswerth feined Eigenthums be- 
zahlt. Gewiß ift e8 nicht unwahrſcheinlich, daß ein nicht unerheblicher Theil 4 
der entridhteten Steuer in England von den Miethern und Pächtern durch eine — 





nn — — — 


1) S. Kries Ueber die Gemeindeſteuern in England in der Zeitſchrift für die 
eſammte Staatswiſſenſchaft XI. Band ©. 1 ff., S. 222 ff.; Gneiſt, Selfgovernement, 
ommunalverfaſſung und Verwaltungsgerichte in England, 3. Aufl., Berlin 1871, 

©. 116 fi; 3. Bödeder, Die Communalbefteurung in England und Wales, Berlin 
1873. Das umfafjendfte und lehrreichfte Material aber findet fi in ben wieder⸗ 
holten Reports parlamentarifher Committee8 on local taxation namentlid von 
1850 und 1870. Daſſelbe ift in überfichtlicher Weife verarbeitet in den beiden 
Tayler Prize Essays on Local Taxation von R. H. Inglis Palgrave und 
John Scott, bie in dem Journal of the Statistical Society vol. IV 1871 
publicirt find . 

2) Eine Ausnahme bilden die Heinen Mietwohnungen, bei denen bie Gemeinden 
durch die small tenements act 18 & 14 Vict. c. 99 ermächtigt find, der bequemeren 
a re halber, die Eigenthümer ftatt bes a Fi zur Steuer heranzu⸗ 
ieben. Bon biefer Ermächtigung ift beſonders in ben größeren Städten ein umfaf- 
a Gebrauch gemacht worden. 
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Fällen ſogar kaum wahrſcheinlich und für den Steuerpflichtigen nicht fühlber. 
Die Einführung einer Miethfteuer z. B. in einer raſch aufblähenden Statt 
wird ſchwerlich zu einer bemerfbaren Herablegung der Miethpreife führen 
Jedenfalls iſt die Frage, ob und wie weit eine foldye Ueberwälzung ftattfindet, 
in England fo gut wie bei und eine ber beftrittenften und mit Genauigkeit 
überhaupt gar nicht zu löſen 1Y. Wie wenig die beiden Parteien von der 
Ueberwälzung auf die Eigenthümer überzeugt find, fieht man ſchon daraus, daß 
die Grundeigenthümer fich weigern, einen Theil der Iocalen Steuern zu über: 
nehmen , während die das Intereſſe der Miether vertretenden Radicalen 
und fortgefchrittenen Liberalen feit einiger Zeit verlangen, daß die Hälfte der 
Sommunaljteuer vom Eigenthümer, die Hälfte von dem occupier entrichtet 
werde. In Schottland ift dieſe Theilung durch das Geſetz geftattet und u 
ber großen Mehrzahl der Gemeinden wirklich durchgeführt, in England find bis 
dahin die auf dies Ziel gerichteten Beftrebungen erfolglos geweſen. Die Grund⸗ 
eigentbümer haben ſich Dagegen aufs Heftigfte gewehrt, obſchon fie durch Ueber⸗ 
nahme eines Theils der Communalbefteurung ihren Einfluß bei den comme 
nalen Wahlen verftärten würden. Bet diefer Unficherheit der Ueberwälzung 
aber darf die englifhe Communalfteuer nicht, wie e8 in Deutſchland wohl 
geicheben, als eine Commmmalgrundfteuer bezeichnet werden, fie bat vielmehr bie 
doppelte Tendenz, einmal die Einwohner des communalen Bezirks zu ben 
commumalen Laften perjönlich heranzuziehen und zwar nach dem Maßſtabe des 
von ihnen für ihre Wohnung gemachten Aufwandes, und dann aud indired 
in einem nicht genau Ichätbaren Maße die Eigentbümer des unbeweglichen 
Vermögens im Gemeindebezirt zu belaften. Die auf Theilung der Steam 
zwifchen Gigenthümer und occupier gerichteten Beſtrebungen mollen im 
Grunde nur diefe beiden Aufgaben der communalen Befteurung, ftatt in un: 
fiherer Weiſe durch eine, durch zwei fcharf getrennte Steuern erreichen. Sie 
haben daher eigentlich ganz daflelbe Ziel im Auge, welches wir für Preußen 


1) In dieſer Beziehung ift die Darftelung von Gneift, der einem Urtheile von 
Sir G. Cornewall Lewis zuftiimmt, von Einfeitigfeit nit ganz frei. Sir Corne 
Lewis fagt: I have no doubt that local rates, so far as they can be foreseen 
and calculated upon, are deductions from the landlords rent. Though = 
are paid by the oceupier, they enter iintohis calculation in arranging his rent wi 
his landlord and so far as the amount can be made a matter of pre-contract, 
I have no doubt, they constitute a deduction from the rent. On the other 
hand any sudden and unxepected increase of the parochial expenditure. 
which leads to an enhancement of the rate, which was not foreseen, woul 
until the contract between the landlord and the tenant was readjusted, fall 
entirely upon the tenant. So einfach liegt die Sache aber In ber That denn 
doch nicht. Die Verhandlungen des Committee von 1870 und die Zeugenausfagen 
vor demfelben zeigen, wie complicirt die Frage if. Das Refultat faßte der Beridt 
des Committee in den Worten zufammen: That your committee have examined 
many witnesses and received at their hands very conflicting opinions # 
regards the proportion, in which the burden of rates at present fall relatively 
on owners and occupiers. Die erfchöpfendfte und befte Behandlung hat bie Frage 
in dem von dem ausgezeichneten Vorfigenden des Committes, Herm Gofchen verfaßten 
Entwurf eines eingebenberen Berichts gefunden, dem Die Majorität des Committees 
freilich nicht zufimmte. Goſchen thut darin des Längeren die Nothwendigkeit bar, 
bei der Ueberwälzungafrage zwiſchen ben verfchiedenen Arten unbeweglichen Bermögene, 
vor Allem zwifchen Gebäuden und landwirthſchaftlich benutztem Boden zu unterſcheiden. 
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als vor Allem erftrebendwerth erfapnt haben, nämlich das Auseinanderhalten 
der beiden Beziehungen zur Gemeinde, ber perſönlichen und der realen. 
Unterfchiede von England wird aber im Preußen bie perfönliche Befteurung 
befier in Form der Einfommenfteuer, als durch eine Miethſteuer durchgeführt. 
Wir haben in der Claſſen- und claffificirten Einfommenfteuer eine Berfonal- 
fteuer, die nad dem Einkommen abgeftuft ift, das ganze Bolt umfaßt und 
fchon jett weitaus die widtigfte Communalfteuer ıfl. Eine derartige Perfonal- 
fteuer fehlt in England ganz und gar und in Ermanglung derjelben muß eine 
Mietbfteuer dazu dienen, um alle Einwohner nad ihrer perfünlichen Steuer: 
pfliht heranzuziehen. Wir dagegen bedürfen zu dieſem Zwecke feiner eigenen 
Communalſteuer, jondern können uns an unjere bewährte Claſſen- und claffificirte 
Einkommenfteuer anjchliegen. Aber ebenfo wie in England bedarf unfere 
Perjonalbeiteurung der Ergänzung dur eine Realbefteurung, die der Eigen: 
thümer zablt. 

2) Die englifhe Armenfteuer ergreift nur den jährlichen Ertrag des 
unbeweglichen fichtbaren und nußbaren Vermögens in der Gemeinde und aud 
von dieſem find einige Kategorien (Hochwald, Steinbrühe, Bergwerke mit 
Ausnahme der Kohlenbergwerfe) ohne rechten innern Grund befreit. 

Ein ſolche Beihränfung dürfte fi im unfern Verhältniſſen ſchwerlich em- 
pfehlen. Denn die Belaftung der Gemeindecaffe durch den Gewerbebetrieb 
fteht, wie wir oben ſchon ausführten, durchaus nit im Verhältniß zu dem 
unbeweglichen Capitale der betreffenden Unternehmung, ſondern von unſchein⸗ 
baren Gebäuden aus kann ein Gewerbebetrieb zahlreiche Arbeiter befchäftigen, 
welche die Koften des Echul= und Armenweſens erhöhen. Auch in England, 
wo man doc) jeit Generationen an diefe Art der Commumalbefteurung gewöhnt 
ft, wird Dies vielfach empfunden. So richtig die ausſchließliche Communal⸗ 
befteurung des unbeweglichen Vermögens jowohl in ländlichen Verhältniſſen 
ohne Induſtrie, wie in Städten, in denen die Wohnhäufer faft den ganzen 
Steuerbetrag aufbringen, jein mag, bei großartiger gewerblicher Entwidlung 
entjteben die unbilligften Verhältniffe daraus. 

Dazu fommt, daß die Schätzung des jährlichen Nutzungswerths für einen 
Theil der Immobilien ſehr ſchwer überwindlihe Schmwierigfeiten hat. Die 
Gebäude und Grundftüce einer Fabrik, eines Hüttenwerks,, Bergwerks haben 
nicht einen leicht fchägbaren Miethwerth, wie die Häufer und Weder, weil fie 
niemals oder doch nur in fehr jeltenen Fällen vermiethet oder verpachtet werben. 
Künſtlich aber herauszurechnen, wie viel von dem Oefammtertrage einer 
Fabrik Ertrag des unbeweglichen Capitals, wie viel auf das bemegliche fomme 
und wie viel Lohn des Unternehmers ſei, wird immer eine ſehr mipliche, wenn 
nicht unlößbare Aufgabe fein. Nur auf Grund vieler willfürlihen Annahmen 
läßt fi) eine ſolche Trennung durchführen. 

Aus Ddiefen Gründen innen wir in der engliihen Communalfteuer vom 
jährlichen Nutzungswerth des unbeweglichen Vermögens im Gemeindebezirk nicht 
Die Nealbefteurung erbliden, welche wir als eine nothmwendige Ergänzung 
der communalen Eintommenbefteurung verlangen. 

Nah unferm Dafürbalten bieten fi drei Wege zur Durchführung einer 
neben der Einkommenſteuer bergehenden communalen Object oder Real» 
befteurung. 
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Man künnte 

1) den jährlichen Nutzungswerth der® für perſönliche Zwede benutzten Ge 
bäude (Miethzins der Wohngebäude) ſowie den gefammten jährlichen Neinertrag 
aller gewerblichen Unternehmungen, die landwirthſchaftlichen eingeſchloſſen, ohne 
Abzug für Capitalzinſen oder Bodenrente einſchätzen und von demſelben eine 
Ertragfteuer erheben; 

2) die Liegenihaften im Gemeindebezirt und das übrige ın den gewerb 
lichen Unternehmungen des Bezirks beichäftigte fichtbare Capital abſchätzen und 
den Schätzungswerth einer Bermögenöfteuer unterwerfen; 

3) nur das unbemegliche Vermögen im &emeindebezirt mit einer Ber: 
mögenöfteuer belegen und ven Gewerbtreibenden daneben noch eine nad der 
Zahl der durchfchnittlih von ihnen beichäftigten Lohnarbeiter bemefjene Ge⸗ 
werbefteuer auflegen. 

Die erfte Methode würde unferen bisherigen Gewohnheiten im Steuer: 
wejen am meiften entfprehen. Denn bisher ift niemals in Preußen zum 
Zweck der Beitenrung das Stammvermögen, immer der jährliche Xeinertrog 
oder das Yahreseintommen ermittelt worden. Auch hat die Abſchätzung des 
Reinertrag von Grundbefig und Gewerbetrieb im Gemeindebezirk bei ver 
Torenjenbefteurung bisher wohl nur dann ernfte Schwierigkeiten gemacht, wenn 
ein und Dafjelbe gemerbiihe Unternehmen zum Theil in diefer, zum Theil in 
jener Gemeinde betrieben wurbe. 

Andererfeitd aber wird man nicht vergeflen dürfen, daß der Reinertrag 
de8 Gewerbebetrieb nicht blos den Preis der Nutzung des gewerblichen 
Capitals, jondern aud den Lohn für die Arbeit des Unternehmers enthält. 
Bei manden, namentlich bei den kleineren, mit wenig Capital betriebenen ge- 
werblichen Unternehmungen wird der letztere Beftandtheil im Ertrage ent: 
ſchieden überwiegen, bei anderen größeren ebenfo ſehr zurüdtreten. Beide Beſtand 
theile find im gewerblichen Reinertrage ununterfceidbar und untrennbar werbunden 
und ein Verfuch, beide auseinander zu halten und den einen zu befteuern, ven 
andern nicht, wird immer ein vergebliched Unternehmen bleiben. Nun Tiegt 
aber durchaus keine Beranlaffung vor, den Lohn für die perfönliche Arbeit des 
Gewerbtreibenden noch mit einer zweiten Communalfteuer neben der Ein 
fommenftener zu belegen. Es find, wie wir fahen, tie Beziehungen, weldye das 
Vermögen im ©emeindebezirt zum Gemeindehaushalt hat, welde zu eimer 
befondern Beftenrung neben der Eintommenfteuer nöthigen, es find die Ber 
mögensnutungen, denen billiger Weife eine größere Steuerlaft aufgebürtet 
wird, als den Arbeitsleiftungen. Unterwirft man alle8 Einfommen der Ge 
meindeangehörigen einer Einfommenfteuer und Daneben alles Vermögen im Ge 
meindebezirt einer Vermögensfteuer, jo wird jeder Steuerpflichtige, alſo auf 
jeder Gewerbtreibende genau in dem Grabe mehr belaftet, al8 fein Einkommen 
niht blos aus Arbeitsleiftungen, fondern auch aus Vermögensnutzu ngen im 
Gemeindebezirke fließt. Nur eine Vermögensbefteurung, nicht eine Steuer vom 
gewerblichen Reinertrage fann ferner dem Gemeindehaushalte neben der mechfeln: 
den Einkommenfteuer eine gleihmäßigere Quelle von Einkünften gewähren. Denn 
der Reinertrag des Gewerbebetrieb8 pflegt gewaltig verſchieden zu fein in ver- 
ſchiedenen Yahren, die Summe des im Gemeindebezirfe Tiegenden oder gewerblich 
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thätigen Capitals ift viel geringeren Veränderungen unterworfen. Daber 
würde eine Bermögensfteuer vorzuziehen jein. 

Die Einfhägung des unbeweglihen und des beweglichen im Gewerbe: 
betrieb innerhalb des Gemeindebezirks thätigen Vermögens dürfte auch wohl 
faum unüberwindliche Schwierigfeiten darbieten. Wenn wir in Deutſchland 
bisher Teine Bermögensbefteurung gelannt haben, jo Liegen aus der Echweiz 
und vor Allen aus den Bereinigten Staaten Erfahrungen darüber in reichen 
Maße vor. Abſchätzungen des unbeweglichen Bermögene, vor Allen von 
Wohngebäuden und landwirthichaftlih benugten Grundftüden, tommen aber 
aud bei und zum Zwecke der Exrpropriation, der Exrbtheilung u. |. w. alle 
Tage vor und niemand beftreitet, daß fie mit leidliher Genauigkeit vorgenommen 
werden fünnen. Nur größere gewerblide KEtablifjements, Hüttenwerfe, Berg- 
werke werden mitunter erhebliche Schwierigkeiten maden, weil fie jeltener zum 
Berlauf kommen und ihr Preis von den wechſelnden Conjuncturen überaus 
abhängig ift. Aber audy bei diefen Immobilien ift zulegt ein Capitalmerth 
leichter zu beftimmen als ein Miethwertb. Auch erklären die beften Bericht: 
eritatter über Das amerikaniſche Steuerwejen; namentlih die Commiſſion, welde 
im Staat New⸗York in neuerer Zeit zur Unterfuhung der Staatöbefteurung 
niedergejegt war, daß die Einihägung von unbeweglichem Vermögen (real 
property) mit genügender ®enauigfeit und Sicherheit erfolge, ja diefe Com: 
miljion war der Anficht, daß die Staatöbefteurung nur auf die Befteurung des 
unbeweglichen Vermögens ſich zu beichränfen babe, meil dies die einzige zuver- 
lälfige, von willtürliher Veranlagung freie Schätung feit). Aber aud die 
ohne Zweifel viel ſchwierigere Aufgabe der Einſchätzung des bemeglicdyen Ver⸗ 
mögens würde fich bei der vorgeichlagenen Communalbeſteurung weſentlich 
dadurch vereinfachen, daß mur das fihtbare bewegliche Capital, weldes in 
den gewerblichen Unternehmungen im ®emeindebezirfe angemeldet wird, zur 
Befteurung heranzuziehen wäre. Ausftehende Forderungen würden ebenfo außer 
Betracht bleiben müflen, wie die Schulden der Gewerbtreibenden und Grund- 
befiger. Denn, wie wir vorher fchon audführten, active und palfive Schuld- 
verbältnifje find ſowohl für die Vortheile, welche dem Gewerbebetrieb aus dem 
Gemeindehaushalte, wie für die Koften, welche dem Gemeindehaushalte aus 
dem Gewerbebetriebe erwachſen, gleichgültig. Es wilrden einzujchägen fein die 
Maſchinen und Werkzeuge, die Robftoffe und Hülfsftoffe, und das in Ber- 
arbeitung begriffene Material, mit den darauf verwandten Tohnauslagen. 

Sollte man aber eine Abſchätzung des beweglichen, im Gewerbebetrieb 
thätigen Vermögens für zu mißlich halten, jo böte fi der an dritter Stelle 
erwähnte Ausweg dar, der den großen Vorzug der Einfachheit hat und unferes 
Erachtens die Rüdfichten der Billigfeit nicht verlest. Man würde nur das 
unbewegliche Vermögen einzufchäten haben, in Betreff des beweglichen gewerb- 





2) Die beiden Berichte der Kommilfion find vom Cobden- Club in England 
berautgegeben und verbreitet worden. Sie tragen den Titel: First and second 
report of the commissioners appointed to revise the laws for the assessment 
and collection of taxes in New.York 1871, 1872. Die Berichte zeigen übrigens, 
wie aud in den amerilanifhen Staaten eine Fülle von Unzuträglichleiten und Con⸗ 
flicten dadurch entftehen,, daß die Principien der perfünlichen und realen Beiteurung 
durch einander geworfen worben. 
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lichen Capitals aber ſich an einen beſonders offenkundigen Theil deſſelben, die 
Auslagen für Hitlfsarbeiter, halten. Wie viel Lohnarbeiter durchſchnittlich von 
einem ewerbtreibenden beſchäftigt werben, läßt ſich bei der Steuerneranlayımg 
ohne bejondere Schwierigkeiten ermitteln. Schen jest beſtehen ja in vielen 
deutfchen Staaten für manche Claffen von Gemwerbtreibenden Zufchläge zu der 
Principalfumme der Gewerbefteuer, entiprechend der Menge der beichäftigten 
Hülfsearbeiter. Die Koften aber, welche ein Gewerbebetrieb der Gemeinde ver: 
urfacht, ftehen wenigften® zum ſehr großen Theile im Verhältniß zu der Menge 
feiner Lobhnarbeiter. Namentlih find ed zwei, bejonderd wichtige Poſten im 
Gemeindehaushalte, Schulen und Armenweſen, die, wie wir oben ſchon hervor⸗ 
zubeben uns erlaubten, durch eine größere Zahl befiglojer Handarbeiter viel 
mehr, als bie Einfünfte der Gemeinde durch die Steuern dieſer Arbeiter ge- 
fteigert werden. — Läſtig wäre wohl nur bei diefer Art communaler Objet- 
befteurung, daß man in dem Wertbe des unbeweglichen Vermögens und ber 
Zahl ver Lohnarbeiter zwei ganz verfchievene Merkmale der Steuerpflicht hätte, 
für welche ein gleihmäßiger Steuerfuß nicht Leicht aufzuftellen wäre. 

Wir laſſen diefe und andere fragen, die bei einer erichöpfenden Behand⸗ 
lung des Gegenftandes noch weiter der Erörterung und Löſung bedürftig wären, 
bier zunäcft unbeſprochen. Namentlich find wir außer Stande, darüber nod 
eine Unterfuhung anzuftellen, in weldem Verhältniſſe Perfonal- und Real⸗ 
befteurung zur Dedung der communalen Bedürfniffe beranzıziehen find, und 
ob nicht unter Umftänden zwiſchen den verfchievenen Arten des unbeweglichen 
Vermögens (3. B. Gebäuden und Iandwirtbichaftlich benutzten Grundftüden) un 
Bezug auf die communale Steuerpfliht noch zu unterfcheiden fein würde. Cine 
ſolche Unterfudhung könnte nur auf Grund einer forgfältigen Analyſe des Aus 
gabebudgets vieler Gemeinden vorgenommen werben und dazu fehlt es zur Zeit 
und noch an der erforderlichen Kenntniß der Thatfahen. Eine braudbate 
Statiftit der verfchiedenen Arten von Ausgaben der Gemeinden, nad ihren 
Zweden unterfchieven, Tiegt bis jest nicht vor. 

Unfere Abſicht bei Abfaſſung dieſes Gutachtens iſt nur geweſen, im All: 
gemeinen die Richtung zu ermitteln, in welder die Fortbildung unferer Geſetz⸗ 
gebung über die Aufbringung der Gemeindeabgaben zu erfolgen habe. Nur 
in Ddiefem Sinne bitten wir um unbefangene Prüfung unſerer Ausführungen. 
So lange diefelbe nicht erfolgt, und man über das Ziel, nad welchem Bahn 
gebrochen werden muß, uneinig ift, dürfte es überflüjfige Mühe fein, die befte 
Ueberwindung aller Xerrainhindemiffe, welche fih in ver vorgefchlagenen 
Richtung finden, im Einzelnen zu erörtern. 
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